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Vorrede. 


Es  ist  nicht  das  erstemal,  dafi  über  die  Vernachlässigang  des  Militärrechtes 
Klage  erhoben  wird.  Schon  vor  geraumer  Frist  haben  Männer  wie  Damianitsch 
und  Dangelmaier  dieser  ELlage  beredten  Ausdruck  gegeben.  Allein  trotzdem 
es  ihren  eifrigen  Bemühungen  gelungen  ist,  einen  Kreis  von  Arbeitern  heran- 
zubilden^ welche  noch  heute  in  denselben  Bahnen  tätig  sind;  muß  der  Zustand 
der  Disziplin  als  recht  unbeiriedigend  bezeichnet  werden.  Über  das  Gebiet  des 
eigentlichen  Militärjustizreohtes  sind  die  Arbeiten  unserer  Militärjuristen  fast 
niemals  hinausgegangen  und  an  einer  auf  der  wissenschaftlichen  Höhe  der  Zeit 
stehenden  Darstellung  des  gesamten  Militärrechtes  fehlt  es  noch  gänzlich. 

Es  ist  nicht  notwendig,  die  Gründe  der  so  stiefmütterlichen  Behandlung 
dieses  so  wichtigen  Zweiges  der  Rechtswissenschaft  an  dieser  Stelle  des  näheren 
darzulegen.  Es  ist  leider  eine  nicht  zu  leugnende  Tatsache,  daß  zwischen  der 
heutigen,  auf  der  allgemeinen  Wehrpflicht  beruhenden  Armee  und  dem  großen 
Pnbliknm  in  Österreich-Ungarn  nicht  jener  innige  Kontakt  besteht,  wie  er  auf 
anderen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  vorhanden  ist.  Unter  den  verschiedenen 
Verwaltungskörpern  nimmt  das  Heer  in  Österreich-Ungarn  vermöge  der  histo- 
rischen Traditionen  und  der  verfassungsrechtlichen  Verhältnisse  eine  fast  exempte 
Stellung  ein.  Es  hat  sich  die  Auffassung  der  herrschenden  politischen  Faktoren, 
daß  an  seinen  Fundamenten  nicht  gerüttelt  werden  dürfe,  so  sehr  zunutze 
gemacht,  daß  manche  der  juristischen  Grundlagen,  auf  denen  sein  Organismus 
beruht,  immer  mehr  verdunkelt  worden  sind.  So  herrscht  bereits  ein  klaffender 
Widerspruch  zwischen  den  verfassungsrechtlichen  Bestimmungen  und  der  staats- 
rechtlichen Praxis  bezüglich  der  legislativen  Kompetenz  in  den  das  Heer  betref- 
fenden Angelegenheiten.  Und  nicht  besser  bestellt  ist  es  mit  der  Abgrenzung 
zwischen  der  Anteilnahme  der  parlamentarischen  Körperschaften  an  dieser  Kom- 
petenz und  der  alle  inneren  Armeeangelegenheiten  durchdringenden,  manchmal 
aber  auch  in  das  Grebiet  der  Externa  hinübergreifenden  Kommando-  und  reser- 
vierten Anordnungsgewalt  des  Monarchen. 

Dieser  Zustand  der  Dinge  ist  nicht  allein  geeignet,  den  Staatsrechtslehren! 
Anlaß  und  Stoff  für  ihre  theoretischen  Betrachtungen  zu  geben.  Er  ist  auch  in 
praktischer  Beziehung  von  größtem  Nachteile  für  den  ganzen  Staat  und  seine 
Bfirger.  Das  gegenseitige  Verhältnis  der  Gewalten  wird  auf  manchen  Gebieten 
der  Heeresverwaltung  unsicher,  wichtige  Forderungen  des  Rechtsstaates  bleiben 
(ÜT  den  Bereich  dieses  Verwaltungszweiges  unerfüllt  und  die  Heeresleitung  zeigt 
nicht  genügende  Geneigtheit,  diese  Forderungen  durch  Schaffung  moderner  Ge- 
setze, welche  ihre  Gewalten  gegenüber  den  Bürgern  genauer  umgrenzen,  rasch 
zu  erfüllen.  Die  mangelnde  Bekanntschaft  der  herrschenden  Klassen  und  des 
gebildeten  Publikums  mit  dem  geltenden  Militärrechte  verhindert  diese  Kreise, 
jene  intensive  Agitation  für  eine  Änderung  des  herrschenden  Rechtszustandes 
zu  entfalten,  welche  erfahrungsgemäß  in  den  modernen  Staaten  häufig  allein  schon 
im  Stande  ist,  großen  Reformwerken  den  Weg  zu  bahnen. 


IV 

Das  vorliegende  Werk  soll  die  Beseitigang  der  angedeuteten  empfindlichen 
Lücke  unserer  heimatlichen  Literatur  vorbereiten  helfen,  nicht  aber  sie  ausHlIlen« 
Die  Lösung  dieser  Aufgabe  würde  ein  volles  Menschenleben  erfordern,  vielleicht 
aber  die  Kraft  eines  einzelnen  überhaupt  übersteigen.  Denn  noch  sind  die  Vor- 
bedingungen nir  eine  erschöpfende  systematische  Darstellung  des  Militärrechtes 
nicht  gegeben.  Zunächst  fehlt  es  an  einer  vollständigen  Sammlung  und  Sichtung 
der  historischen  Materialien,  ohne  deren  genauere  Kenntnis  eine  Darstellung  der 
geltenden  Rechtseinrichtungen  nicht  geliefert  werden  kann.  Die  für  einzelne 
Zweige  der  Heeresverwaltung  in  den  letzten  Jahren  veröffentlichten  historischen 
Arbeiten  reichen  nicht  aus  und  die  sonst  so  rühmenswerten  kriegsgeschichtlichen 
Publikationen  des  Kriegsarchivs  legen  naturgemäß  den  Schwerpunkt  der  Dar- 
stellung auf  die  militärischen  Momente.  Noch  fehlt  es  femer  an  einer  Bearbeitung 
der  ausländischen  Rechtsverhältnisse,  ohne  deren  Kenntnis  und  vergleichsweise 
Benützung  eine  wirklich  nutzbringende  Behandlung  des  heimatlichen  Verwaltungs- 
rechtes nach  meiner  Ansicht  nur  schwer  möglich  ist.  Dazu  kommen  die  emp- 
findlichen Schwierigkeiten,  welche  die  Beschaffung  und  Benützung  der  Rechts- 
quellen unserer  anderen  Reichshälfte  verursacht,  da  dieselben,  wenn  man  von 
den  Gesetzen  und  den  wichtigsten  Organisationsvorschriften  absieht,  in  deutscher 
Spi*ache  überhaupt  nicht  herausgegeben  werden.  Von  einer  erschöpfenden  Be- 
handlung kann  selbst  für  das  Militärjustizrecht,  das  unter  allen  Zweigen  des 
Militärrechtes  bisher  noch  die  meiste  Pflege  gefunden  hat,  solange  keine  Rede 
sein,  als  es  an  geordneten,  der  Öffentlichkeit  zugänglichen  Sammlungen  der 
Judikate  der  höheren  Militärgerichtshöfe  fehlt. 

Unter  diesen  Verhältnissen  habe  ich  bei  der  vorliegenden  Darstellung  den 
österreichisch-ungarischen  Heeresrechtes  das  Ziel  nicht  allzu  hoch  stecken  können. 
Meine  Absicht  war  vor  allem  darauf  gerichtet,  das  Interesse  möglichst  zahlreicher 
Volksschichten  fär  diese  wichtige  Materie  zu  beleben.  Außerdem  hatte  ich  bei 
Abfassung  des  Werkes  das  Ziel  vor  Augen,  dasselbe  als  Lehrbehelf  für  die 
SpezialVorlesungen  zu  benützen,  welche  ich  in  der  gleichen  Absicht  zeitweilig  in 
meiner  Eigenschaft  als  akademischer  Lehrer  zu  halten  gedenke.  Durch  diesen 
Zweck  des  Buches  war  natürlich  auch  die  Art  der  Darstellung  bestimmt. 
Alle  weitläufigen  historischen  Erörterungen  mußten  entfallen  und  die  Quellen- 
angaben auf  die  Anführung  der  Gesetzesstellen  und  besonders  wichtiger  Ver- 
ordnungen beschränkt  werden,  während  sonst  von  einer  Zitierung  der  zumeist 
rasch  wechselnden  Verwaltungsvorschriften  Umgang  genommen  wurde.  Ebenso 
konnte  die  in  den  verschiedenen  militärischen  Zeitschriften  zerstreute  Spezial- 
literatur  nur  ausnahmsweise  angeführt  werden.  Militärische  Gesichtspunkte  und 
Erörterungen  blieben  vollkommen  beiseite,  zumal  mir  für  derartige  Auseinander- 
setzungen jegliche  Kompetenz  gefehlt  hätte.  Ebenso  glaubte  ich  im  Völkerrecht  be- 
handelte Materien  besser  ausschließen  zu  sollen.  Die  Darstellung  ist  in  der  Haupt- 
sache rein  dogmatisch.  Indessen  hätte  es  dem  angedeuteten  Zwecke  des  Buches 
kaum  entsprochen,  wenn  alle  Bemerkungen  kritischer  Natur  weggeblieben  wären. 
Dem  richtigen  Grundsatze  der  Arbeitsteilung  ist  wohl  dadurch  genügend  Rechnung 
getragen,  daß  diese  kritischen  Bemerkungen,  welche  die  Leser  auch  mit  den 
wichtigsten  Erscheinungen  der  neuesten  Fachliteratur  bekannt  machen  sollen, 
jedesmal  an  den  Schluß  der  Darstellung  der  geltenden  Rechtseinrichtungen 
gewiesen  und  durch  besonderen  Satz  hervorgehoben  worden  sind.  Dem  gesteckten 
Ziele,  eine  juristische  Behandlung  des  Stoffes  zu  liefern,  dürfte  ich  auch 
dadurch  nicht  untreu  geworden  sein,  daß  ich  die  Beziehungen  des  Heeres- 
verwaltnngsrechtes  zur  Volkswirtschaft  mehr  betont  habe,  als  dies  der  gegen- 
wärtig herrschenden  Richtung  unter  den  Juristen  des  öffentlichen  Rechtes  ent- 


spricht.  Aach  in  dieser  Beziehung  konnte  eben  der  pädagogische  Zweck  des 
Buches  nicht  ans  dem  Auge  gelassen  werden.  Wenn  dasselbe  trotz  aller  Be- 
schränkung im  Stoffe  einen  größeren  Umfang  angenommen  hat,  als  ich  ursprünglich 
mir  vorgesetzt,  so  hat  dies  seinen  Orund  nicht  zuletzt  in  dem  Umstände^  dafi 
ein  so  mächtiger  Organismus,  wie  die  moderne  Armee,  in  zahlreiche  Lebens-  und 
Yerwaltungsgebiete  eingreift  und  es  von  großer  Wichtigkeit  schien,  den  Lesern 
eine  lebendige  Vorstellung  von  diesem  machtvollen  Apparate  zu  geben,  was 
durch  allgemeine  Bemerkungen  über  die  juristischen  Grundlagen  des  Heeres- 
organismus und  dessen  Wirken  kaum  erreicht  worden  wäre.  Daß  bei  dieser 
Detaildarstellung  die  während  der  Drucklegung  verlautbarten  Neuerungen  nicht 
mehr  in  allen  Fällen  berücksichtigt  und  auch  kleinere  Versehen  nicht  ver- 
mieden werden  konnten,  wird  derjenige  wohl  zu  entschuldigen  bereit  sein,  der 
da  weiß,  mit  welcher  Raschheit  sich  heutzutage  Änderungen  in  den  Heeres- 
einrichtnngen  zu  vollziehen  pflegen  und  wie  schwer  es  ist,  fern  vom 
Zentrum  des  Reiches  die  Korrektheit  der  verfügbaren  Quellen  zu  kontrolieren 
oder  den  Rat  des  engeren  Fachmannes  einzuholen.  Gerne  würde  ich  deshalb 
Mitteilungen  über  etwaige  Versehen  entgegennehmen  und,  wenn  sich  mir  Ge- 
legenheit dazu  bieten  sollte,  dieselben  zu  verbessei*n  suchen.  Selbstverständlich 
ist  es  mir  eine  angenehme  Pflicht,  schon  jetzt  allen  jenen,  welche  mich  bei  Lösung 
der  gestellten  Aufgabe  durch  Rat  und  Auskunft  unterstützt  haben,  den  gebüh- 
renden Dank  abzustatten. 


Innsbruck,  im  Dezember  1902. 


Der  Verfasser. 


\ 


Inhalt 


I.  BUCH. 

Einleitung.  g^.^ 

§  1.  Geschichtliche  Skizze  der  Entwick- 
lung des  österreichisch-unga- 
riscnen  Heeres 1 

§  2.  Die  allgemeinen  Rechtsgrundlagen 
des  österreichisch  -  ungarischen 
Heerwesens 11 

§  8.  Sammlungen  der  Militärrechts- 
quellen und  die  literarische  Be- 
handlung des  österreichisch-unga- 
rischen Heeresrechtes 24 

II.  BUCH. 

Die   Organisation   und   Yerwendang 

des  Heeres. 

I.  Abschnitt. 

Einlieit  und  Bestandteile  des  Heeres. 

§  4.  Das  Rechtsprinzip  der  Einheit 
des     österreichisch  -  ungarischen 

Heeres 26 

§    5.  Die  militärisch  organisierten  Korps    31 
§    6.  Die  bewaffneten  Zivilkorps  ...    35 

II.  Abschnitt. 

Die  Welirordnnng. 

§    7.  Begriff  und  rechtliche  Grundlagen   86 

A.  Die  geseüliche  Militärdieiistpflicht 

§    8.  Die  allgemeine  Wehrpflicht  ...    39 
§    9.  Die    Verpflichtung   zum   aktiven 
Dienste  im  Heere  (in  der  Kriegs- 
marine) und  in  der  Landwehr    .    64 
§  10.  Die  Dienstpflicht  in  der  Reserve 
und  in  der  nichtaktiven  Landwehr 
(in  der  Reserve  der  ungarischen 
Landwehr,  in  der  Seewehr,  bei  den 
nichtaktiven  Landosschiitzen)  .    .    71 
§11.  Die  Ersatzreservepflicht  und  ver- 
wandte Formen  der  begünstigten 

Militärdienstpflicht 79 

8  12.  Die  Landsturmpflicht 90 

§  18.  Die  privilegierte  Dienstpflicht  der 

Einjährig-Freiwilligen 96 

B.  Die  freiwillig  Gbernominene  Dienstpflicht. 

§  14.  Begriff  und  Hllgomeine  Bestim- 
mungen      108 


Seite 

§  15.  Die  Dienstpflicht  der  Kapitulanten  111 
§  16.  Das  Dienstverhältnis  der  Offiziere  113 
§  17.  Das  Dienstverhältnis  der  Militär- 
beamten (Marine-  und  Landwehr- 
beamten),  der  (vagisten  ohne  Rang- 
klasse und  der  Armeediener   .   .116 

III.  Abschnitt. 

Die  militärischen  Standes-  nnd  die 

bürgerlichen  RechtsTerhältnisse  der 

Heerespersonen. 

§  18.  Die  militärischen  Standesverhält- 
nisse der  Heerespersonen  .    .   .    .117 

§  19.  Einfluß  des  Militärdienstverhält- 
nisses auf  andere  Rechtsverhält- 
nisse   124 

IV.  Abschnitt. 

Die  Organisation  nnd  Gliederung  des 

Heeres. 

§  20.  Einleitende  Bemerkungen  ....  149 

§  21.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Organisation  und  Gliede- 
rung des  Heeres 151 

§  22.  Das  Rekrutenkontingent  und  die 

Bewilligung  der  Ersatzreserven  .  154 

§  23.  Grundztige  der  gegenwärtigen  For- 
mation   103 

§  24.  Die  Festungen  und  Kriegshäfen  .  189 

V.  Abschnitt. 

Die^  Zweckbestimmung  nnd  mllit&rische 
Leitung  des  Heeres. 

§  25.  Die  Zweckbestimmung  des  Heeres  202 
§  26.  Die  militärische  Lei tungdesHeeres  218 


III.  BUCH. 

Die  Militärverwaltung. 

J.  Atlgetneine  Grundlagen. 

§  27.  Begriflf 228 

§  28.  Die    Militärverwaltungsbohörden  228 
§  29.  Die  administrative  Inspektion     .  284 
§  30.  Das  Heeresverwaltun^^svertahren  235 
§  31.  Die  internationale  Heeresverwal- 
tung   237 


Hm  JHe  einzelnen  Zweige  der  MUUär' 

vertV€Utungm 

I.  Abschnitt. 

Die  Bescbainiiiip  und  Eridenzhaltniig  des 
iiiiiit&risclieii  Personales.       q^^^^ 

§  32.  Allgeuieine  Bemerkungen     .    .    .  238 
§  33.  Die  Verwaltung  des  Schießstands- 

wesens  in  Tirol  und  Vorarlberg  239 
§  84.  Die   militäriBche  Evidenzhaltung  244 

II.  Abschnitt. 

Me    wirtsehaftllche  Ueeresrerwaltiiiig. 

A.  Ziele  und   Mittel    der   wirtaoliaftiiclieii 
Heeresverwaltung  Im  allgemeinen. 

§  85.  Grundprinzipien 245 

§  86.  Die  Eigenregie 246 

§  37.  Die  kontraktlichen  Lieferungen 
nnd  das  militärißche  Submissions- 

wesen  indbesondere 249 

I  88.  Die  Militärlasten  und  ihre  Bedeu- 
tung fiir  die  wirtschaftliche  Heeres- 
verwaltung   268 

B.  Die  einzelnen  Agenden  der  wirtscliaft- 
Hellen  Verwaltung. 

1.  Das  AusrOstungswesen. 

§  39.  Das  Waffen-  und  Munitionswesen  270 

§  40.  Das  Monturwesen 272 

§  41.  Die  Verwaltung  der  technischen 

Kriejgsmaterialien 274 

§  42.  Die  Verwaltung  des  Train- 
materials   274 

§  43.  Die  Verwaltung  der  Bettensorten, 
des  Sanitätsmaterials,  der  Feld- 
geräte und  sonstigen  Ausrüstungs- 
gegenstände 275 

I  44.  Die  Beschaffung  der  besonderen 
AusrUstungsgegenstände  fiir  die 
Rrieg^marine 275 

i  45.  Die  Deckung  des  Pferdebedarfes  277 

2.  Das  Bequartierungswesen. 

^  46.  Die  Einquartierungslast    ....  284 
§  47.  Die   Verwaltung   der   Bequartie- 

rungsobjekte 297 

I  48.  Die  Militärtransporthäuser    .    .    .  298 

3.  Das  Verpflege-  und  Gebühren wesen. 

a)  Die  Naturalverpflegung. 

§  49.  Allgemeine  Bemerkungen    .    .    .  298 

§  50.  Die  Verpflegsarten 299 

§r  51.  Die  Verpüegsanstalten    ....   302 
S  52.  Die     Durchführung     der     Ver- 
pflegung    305 

§  53.  Fortsetzung.  Die  Menagewirt- 
schaften und  die  Marketendereien  307 


fffBie  Geldverpflegung,      g^j^^ 

§  54.  Das  Gagenwesen 310 

§  55.  Das  Löhnungswesen 314 

c)  Der   Servis   und   die  Pauschalien. 

§  56.  Der  Servis 315 

§  57.  Die  Pauschalien 315 

C.  Der  wirtsoliaftliclie  Betrieb  der  Truppen- 
kttrper  und  Heeresanstalten. 

§  58.  Organisatorische  Grundlagen  .   .  316 
§  59.  Die  Fassungen  und   die  weitere 
Verteilung     der     Bedarfsgegen- 
stände durch  die  Unterabteilungen  318 
§  60.  Kechts Wirkungen   der  Beteilung  318 

III.  AbBcfanitf. 

Das  Miiitärbanwesen. 

§  61.  Begriff  und  Einteilung 321 

§  62.  Die    Organe    der    Militärbauver- 

WHltung 322 

§  63.  Die  Beschaffung  von  Baulichkeiten 

für  die  Heeresverwaltung    .    .   .  823 

§  64.  Die  Durchführung  der  Militär- 
neubauten     325 

§  65.  Die  Administration  der  in  der 
Benützung  der  Heeresverwaltung 
stehenden  Liegenschaften     .   .    .  328 

IV.  Abscbnitt. 

Das  mllitlrisclie  Kommunikatlonswesen. 

§  66.  Die  Beistellung  von  Wegweisem 

und  Boten  bei  Truppenmärschen  330 
§  67.  Das   militärische  Vorspannwesen  331 
§  68.  Die  Verwaltung  der  Feldpost     .  334 
§  69.  Die    Verwaltung    des    Feldtele- 
graphen     335 

§  70.  Die  militärische  Verfügung  über 

Eisenbahnen    und  Handelsschiffe  337 

V.  Abschnitt. 

Das  Milit&rgesundheitsweseii. 

A.  Die  Militärsanitätsverwaitung. 

§71.  Die  Organe  der  Militärsanitäts- 
verwaitung   342 

§  72.  Die  Sanitätsverwaltung  bei  den 

Truppen  körpem      345 

§  73.  Die  Militärsanitätsanstalten     .    .  346 

B.  Das  Mllitärmedikamentenwesen. 

§  74.  Die      Organe     der     Militärmedi- 

kamentenverwaltung 353 

§  75.  DieMilitärmedikamentenanstalten  353 

C.  Das  Militärveterinärwesen. 

§76.  Die  Organe  der  Veterinärverwal- 
tung   355 

§  77.  Die  Anstalten  für  die  Pflege  er- 
krankter Pferde 355 


VIII 


Seite 

D.  Die  freiwillige  Sanltätspflege. 

§  78.  OrganisatorischeGrundpriozipien  355 
§  79.  Geschichtliche  Bcmerkuni^en  .  .  356 
§  80.  Allgemeine  Grundlagen  der  ge- 
genwärtigen Organisation  .  .  .  357 
§  81.  Die  patriotischen  Hilfsvoreine  860 
§    82.  Die  freiwillige  Sanitätapflege  des 

Deutschen  Kitterordens  ....  368 
§    88.  Die     freiwillige    Sanitätspflege 
des  souverJinen  Malteser-Ritter- 
ordens      364 

§    84.  DieTiitigkeit  der  österreichischen 

Gesellschaft  vom  WeiUen  Kreuze  364 

VI.  Abschnitt. 

Die  HIlitärJnstlzTerwaltnng. 

§    85.  Umfang  und  prinzipielle  Stellung  364 
§    86.  Die    Visitation    der    Gerichts- 
institute   365 

§  87.  Der  Strafvollzug  und  die  Ver- 
waltnng  der  Militärgefangen- 
häuser      366 

VII.  Abschnitt. 

Das  Militärkirchenwesen. 

§    88.  Geschichtliche  Bemerkungen     .  375 

§  89.  Die  Organe  der  Militärkirchen- 
verwaltung und  ihre  Obliegen- 
heiten im  allgemeinen     ....  376 

§  90.  Die  besonderen  Obliegenheiten 
der  Militärgeistlichen  in  An- 
sehung der  Militärmatrikeln  .    .381 

§  91.  Die  der  militärgeistlichen  Juris- 
diktion unterstehenden  Personen  384 

§    92.  Die  Anstalten  der  Militärseelsorge  385 

VIII.  Abschnitt. 

Das  Milit&rMldanirswesen. 

§    93.  Zweck  und  Umfang 386 

§    94.  Geschichtliche  Bemerkungen  .   .  386 

A.  Die  Mllltärblldungsanstalten. 

1.  Die  Dienstbiidung. 

§    95.  Die  niedere  Dienstbiidung  .    .   .  390 
§    96.  Die  höhere  Dienstbildung  ...  393 

2.  Die  militärische  Berufsbildung. 

§    97.  Die  Offiziersbildungsschulen  .   .  394 
§    98.  Die  instruktive  Beschäftigung  der 
Otüziere  (Kadetten)  und  die  Offi- 
zierstruppen schulen  398 

3.  Die  militärische  Fachbildung. 

§  99.  Die  militärischen  Fachbildungs- 
anstalten      399 

B.  Die  militärwlaeenechafllichen  Anetalten. 

§  100.  Die  wissenschaftlichen  Bureaux 
des  Generalstabes  und  die  Militär- 
attaches   405 


Seite 

§  101.  Das  militärgeographischc  Institut  406 

§  102.  Die  Sanitätskomitees 407 

§  103.  Die  technischen  Militärkomitees  408 

§  104.  Das  militärstatistische  Bureau  .  409 

§  105.  Das  hydrographische  Amt .   .   .  412 

§  106.  Das  K liste nbeschreibungsburean  412 

§  107.  Die  Militärarchive 413 

C.  Die  sonstigen  Biidungemlttel. 

§  108.  Die  Militärbibliotheken   ....  413 
§  109.  DiemilitärwissenschaftlichenVer- 

eine  und  die  Militärzeitschriften  414 

§  110.  Die   Heeresmuseen 415 

§111.  Die  Heeresausstellungen  .    .   .   .415 


IX.  Abschnitt. 

Das  mllit&rlsche  Yeraorgungs-  und 
Unterstfitzangswesen« 

§  112.  Einleitende  Bemerkungen   .   .   .  415 

A.  Die  Vereergung  der  Gagieten. 

§113.  Die  Pensionen  der  Gagisten  .   .419 
§  114.  Die     Verwundungszulagen     der 

Gagisten 427 

§115.  Die  Aufnahme  der  Gagisten  in 
den  Versorgungbstand  eines  Mili- 
tärinvalidenhauses 428 

§116.  Die  Aufbesserung  der  Versor- 
gung der  invaliden  Gagisten  aus 
den  Militärtaxfonds 430 

§  117.  Die  Unterbringung  von  pensio- 
nierten Gagisten  auf  Zivilposten  430 

§118.  Die  Versorgung  der  geistes- 
kranken Gagisten 431 

B.  Die  Vereergung  der  Unteroffiziere  und 
Mannschaftspereonen. 

§  119.  Die  Pensionen  der  Unteroffiziere 

und  Mannschaftspersonen    .   .   .431 

§  120.  Die  Verwundnngszulagen  der 
Unteroffiziere  und  Mannschafts- 
personen      434 

§  121.  Die  Unterbringung  der  Unter- 
offiziere auf  Civildienstposten  .  434 

§  122.  Die  Aufnahme  der  Unteroffiziere 
und  Mannschaftspersonen  in  den 
Versorgungsstand  eines  Militär- 
invalidenhauses      437 

§  123.  Die  Aufbesserung  der  Versor- 
gung der  invaliden  Unteroffiziere 
und  MannschaftJ^personenausden 
Militärtaxfonds  und  Invaliden- 
fonds    438 

§  124.  Die  Versorgung  der  geistes- 
kranken Unteroffiziere  und  Mann- 
schaftspersoncn 489 


IX 


C.  Die  Versorgung  der  Witwen  und  Waisen 

der  Gagisten.  g^j^ 

§  125.  Die  Pensionen  und  dio  damit  zu- 
samroenbängenden  Versorgungs- 
genüsse  der  Witwen  der  Gagisten  439 

§  126.  Die  Erziehungsbeiträge  und  die 
damit  zusammenhängenden  Ver- 
sorgungsgenüsse der  Waisen  der 
Gagisten 444 

§  127.  Die  Versorgung  der  Kinder  von 
Gagisten  durch  Aufnahme  in 
Hilitärer Ziehungsinstitute    .    .    .  448 

§  128.  Die  Versorgung  der  geistes- 
kranken Angehörigen  von  Ga- 
gisten   450 

D.  Die  Versorgung  der  Angehörigen  derUnter- 

Offiziere  und  Mannschaflspersonen. 

§  129.  Die  Pensionen  und  die  damit  zu- 
sammenhängenden Versorgungs- 
genüsse der  Witwen  der  Unter- 
offiziere undMannschaffcspersonen  450 

§  180.  Die  Erziehungsbeiträge  und  die 
damit  zusammenhängenden  Ver- 
Borgungsgenüsse  der  Waisen  der 
Unteroffiziere  und  Mannschafts- 
personen      452 

§131.  Die  zeitliche  Unterbringung  der 
Soldatenwitwen  und  Waisen  in 
Militärinvalidenhäusem  ....  454 

§  132.  Die  Aufnahme  der  Soldaten- 
mädchen in  Erziehungsinstitute  454 

§  183.  Die  Versorgung  der  geistes- 
kranken Angehürigen  von  Unter- 
offizieren und  Mannschaflts- 
personen 455 

E.  Das  militärische  Unterstützungswesen. 

§  134.  Die  gesetzliche  Unterstützung 
der  nichtaktiven  Heerespersonen 
und  ihrer  Familien  während  der 
Zeit  der  militärischen  Dienst- 
leistung   456 

§  135.  Die  Militärversicherung  ....  463 
§  136.  Das  militärische  Vorschußwesen  463 
§  137.  Das  militärische  Stiftungswesen  465 
§  138.  Die  Unterstützungstätigkeit  der 

Vereine 466 

§  139.  Die  mit  militärischen  Auszeich- 
nungen verbundenen  Pensionen 
und  Unterstützungsbezüge    .   .  466 

X.  Abschnitt. 

Die  FinanxTerwaltnng  des  Heeres. 

§  140.  Allgemeine  Bemerkungen  .   .   .  468 

§  141.  Die    Organe    der    militärischen 

Finanzverwaltung 469 

§  142.  Das  Heeresbudget  und  der  mili- 
tärische Vermögensbesitz   .    .    .  474 

$  143.  Die  eigenen  Einnahmen  der 
Heeresverwaltungund  die  Zweck- 
abgaben insbesondere 478 


Seit« 

§  144.  Die  Militärtazen  und  die  Militär- 
taxfonds   478 

§  145.  Die  finanzwirtschaftlichen  Auf- 
gaben im  Mobilisierungsfalle  .    .  490 

§  146.  Die  ökonomische  Haftung  der 
Heerespersonen  und  das  Ersatz- 
verfahren      492 

§  147.  Die  Verpflichtung  der  Heeresver- 
waltung zur  Ersatzleistung  für 
Militär-  und  Kriegsschäden     .   .  493 

IV.  BUCH. 

Die  Militärrechtspflege. 

I.  Abschnitt. 

Oeschichtliche  Entwicklung  n.  Literatur« 

§  148.  Geschichtliche  Entwicklung  der 

Militärrechtspflege 496 

§  149.  Die  Literatur  des  Militärjustiz- 
rechtes      498 

II.  Abschnitt. 

Die  Zivilgerichtsbarkeit  in  ihrem  Ter« 
hältnig  zu  den  Heerespersonen« 

§  150.  Allgemeine  Bestimmungen  .    .   .  500 
§  151.  Die  besonderen  Bestimmungen  für 

Bosnien  und  die  Herzegowina  .  502 

III.  Abschnitt. 

Die  Militärstrafgerichtsbarkelt. 

A.  Die  Gerichtsverfassung. 

§  152.  Gliederung  und  Organisation  der 

Militärstrafgerichte 503 

§  153.  Die  der  Militärjurisdiktion  unter- 
stehenden Personen 510 

B.  Das  materielle  MJIJtäretrafreohi 

§154.  Geschichtliche  Bemerkungen  .    .519 

1.  Allgemeiner  Teil. 

§  155.  Die  strafbaren  Handlungen  und 

ihre  Einteilung 521 

§  156.  Geltungsbereich  des  Militärstraf- 
gesetzbuches   523 

§  157.  Voraussetzungen  der  Strafbarkeit  525 
§  158.  Versuch  und  Teilnahme  ....  580 

§  159.  Die  Strafen 532 

§  160.  Strafzumessung 588 

§  161.  Straferlöschungsgründe    ....  540 

2.  Besonderer  Teil. 

a)  Die  eigentlichen  Militärverbre- 
chen und  Vergehen  sowie  die 
denselben  nahestehenden  Delikte. 

aa)  Delikte,  welche  gegen  die  Pflicht  der 
Subordination  verstoßen. 

§  162.  Subordinationsverletzung    .  .   .  542 
§  163.  Meuterei  und  Empörung  ....  545 


X 


Seite 

§  164.  AchtungaverletKung  gegen  eine 

Militärwache 546 

§  165.  Nichtbefolgung  von  militärischen 

Einberufongsbefehlen 547 

§  166.  Verleitung  znr  Nichtbefolgung 
von  militärischen  Einberufungs- 
befehlen   548 

bh)  Delikte,  welche  gegen  die  Pflicht  der 
Treue  verstoßen. 

§  167.  Desertion     und     eigenmächtige 

Entfernung 549 

§  168.  Selbstbeschädigung 554 

ce)  Delikte  gegen  die  Pflicht  der 
Wachsamkeit 

§  169.  Pflichtverletzung  im  Wachdienste  556 

dd)  Delikte  gegen  die  Pflicht  der 
Tapferkeit. 

§  170.  Feigheit 557 

ee)  Delikte,  welche  gegen  die  militärische 
Zucht  und  Ordnung  verstoßen. 

§  171.  Mißhandlung  wehrloser  Feinde  .  560 
S  172.  Unerlaubtes   Beutemachen    und 

Plünderung 560 

§  173.  Marodieren 561 

§  174.  Nichtannahme  von  Strafen     .    .  562 
§  175.  Ein- und  Ausgehen  auf  verbotenen 

Wegen 562 

§  176.  Trunkenheit  im  Dienste  .       .    .  563 
§  177.  Vorschriftswidrige  Beschwerden 

und  einfacher  Ungehorsam     .   .  563 
§  178.  Disziplinar  Übertretungen  als  Ver- 
gehen   gegen    die    Zucht    und 
Ordnung 563 

ff)  Delikte,  welche  gegen  die  Dienstvor- 
schriften verstoßen. 

§  179.  Gefährdung  der  Sicherheit   der 

Kriegsmacht 564 

§  180.  Gefährdung  der  Streitkräfte  .   .  564 

§  181.  Hintansetzung  der  zur  Forderung 
des  Dienstes  vorgeschriebenen 
Pflichten 565 

§  182.  Gefährdung  und  Schädigung  von 

Ärarialgut 566 

%  183.  Mißbrauch      der      militärischen 

Dienstgewalt 567 

§  184.  Sonstige  dienstwidrige  Hand- 
lungen   568 

b)  Die  Verbrechen  wider  die 
Kriegsmacht  des  Staates. 

§  185.  Unbefugte  Werbung 569 

§  186.  Verleitung  zur  Verletzung  eid- 
licher Mil  itärdicnst  Verpflichtung 
und  Hilfeleistung  hiebei  ....  569 

§  187.  Ausspähung 570 

§  188.  Begünstigung  des  Feindes  .    .   .  570 


c)  Die  militärisch  qualifizierten 
gemeinen  Delikte. 

§  189.  Qualifizierte  Eigentumsdelikte  .  571 
§  190.  Zweikampf  und  Rencontre  .  .  572 
§  191.  Militärische  Ehrenbeleidignngen  572 
§  192.  Unerlaubte  Verehelichung  .   .    .  573 

d)  Die  gemeinen  Delikte. 

§  193.  Die  materiellen  Strafnormen  über 
die  gemeinen  Delikte  und  ihre 
Geltung  für  Heerespersonen  .   .  573 

C.  Das  formelle  Mllitärstrafreohi 

(Das  Milit&rstrafproxeOrecht.) 

§  194.  Geschichtliche  Bemerkungen  .   .  576 

1.  Das  ordentliche  Verfahren. 

§  195.  Die  Organisationsprinzipien  des 

heutigen  Militärstrafprozesses    .  577 

§  196.  Fortsetzung.    Das   Institut  der 

Gerich tsherrlichkcit insbesondere  578 

§  197.  Zuständigkeit  der  Militärstraf- 
gerichte und  Delegationsbefugnis  581 

§  198.  Ausschließung   und  Ablehnung 

von  Gerichtspersonen 583 

§  199.  Das  Untersucbungsverfahren  .    .  583 

§  200.  Die  Beweismittel 591 

§  201.  Das  Erkenntnisverfahren    .    .   .  594 

§  202.  Das  Rechtsmittelverfahren;  Straf. 

milderung  und  Straf  nachsieht  .  597 

§  203.  Die  Vollstreckung  der  Erkennt- 
nisse     603 

§  204.  Die  Kosten  des  Militarstrafver- 

fahrens    604 

2.  Die  besonderen  Verfahrensarten. 

§  205.  Das  Verfahren  gegen  Abwesende 
und  Fluchtige  und  der  Ediktal- 
prozeü  insbesondere 605 

§  206.  Das  standrechtliche  Verfahren  .  605 

IV.  Abschnitt. 

Das  militärische  Dlsziplinarstrafrecht. 

§  207.  Einleitende  Bemerkungen  .    .    .615 

§  208.  Das  Disziplinarstrafreclit  als  Er- 
satzmittel für  das  ordentliche 
Strafverfahren 616 

§  209.  Das  allgemeine  Disziplinarstraf- 
recht       .   .  621 

§  210.  Die  besonderen  Disziplinarstraf- 
rechtsnormen      630 

V.  4^bschnitt. 

Das  ehreur&tliche  Terfahren* 

§  211.  Geschichtliche  Bemerkungen  .  .  636 
§  212.  Aufgabe  und  Zusammensetzung 

der  militärischen  Ehrenrate  .  .  638 
§  213.  Das  Verfahren  in  elircnrätliehen 

Angelegenheiten 643 

Anhang 654 

Sachregister 659 


Erklärung  der  Abkürzungen. 


ft.  h.  £.  :=  allerhöchste  Entschließung. 
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D.-R.  =  Dicnstreglement  für  das  k.  und  k. 
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M.-D.-R.  =  Dienstreglement  für  die  k.  und 
k.  Kriegsmarine.**) 

F.-R.  s=  Reglement  fUr  den  Dienst  in  festen 
Plätzen. 

G.-V.  =  Gebühren  vor  Schrift. 

H.-P.-O.  =  Hafenpolizeiordnung. 

V.  f.  d.  B.  bes.  Personalang.  =  Vorschrift 
über  die  Behandlung  besonderer  Personal- 
angelegenheiten der  Offiziere  des  Soldaten- 
standes. 

V.  f.  d.  ehrenrätl.  Verfahren  =  Vorschrift 
ftir  das  ehrenrätliche  Verfahren. 

W.-V.  =  Wehr  Vorschriften. 

A.-O.-K.  =  Armee-Oberkommando. 

M.  des  I.  =  Ministerium  des  Innern. 
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teidigung. 

R.'G.-E.  =  Erkenntnis  des  k.  k.  Reichs- 
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V.-G.-K.  =  Erkenntnis  des  k.  k.Verwaltungs- 
gorichtahofes. 

Hye-Slg.  =  Sammlung  der  nach  gepflogener 
öffentlicher  Verhandlung  geschöpften  Er- 
kenntnisse des  k.k.  österreichischen  Reichs- 
gerichtes ;  herausgegeben  von  Hyo-(ilunek. 

Budw.-Slg.  =  Erkenntnisse  des  k.  k.  Ver- 
waltungsgerichtshofes ;  zusammengestellt 
auf  dessen  Veranlassung  von  Dr.  Adam 

..  Freiherrn  von  Budwinski. 

Ö.  St.-W.  =  Österreichisches  Staatswörter- 
buch ;  herausg.  von  Mischler  und  Ulbrich. 

Ö.  Z.  f.  V.  =  Österreichische  Zeitschrift  ftir 
Verwaltung. 

T.  =  Teil. 


^  Berichtigung  und  Znsätze.  Auf  Seite  188  Zeile  9  von  oben  sind  die  Worte  oder 
kirchlichen  zu  streichen.  —  Von  den  auf  Seite  165  erwähnten  neuen  Wehrvorlagen 
ist  mittlerweile  die  österreichische  unter  dem  2«.  Februar  1903,  R.-G.-Bl.  Nr.  53,  Gesetz 
geworden,  nachdem  die  Regierung  die  ursprünglich  geplante  Heranziehung  der  Ersatz- 
reservisten fallen  gelassen.  —  Zu  Seite  381  ff.  ist  zu  bemerken,  daß  die  Regierung  nun- 
mehr (Februar  1908)  eine  Vorlage  zur  Neuregelung  des  Vorspanns  im  Frieden  im  Ab- 
g^ordnetenhause  des  österreichischen  Reichsrates  eingebracht  hat  (sieh  Anhang).  —  Die 
auf  Seite  360  Anmerkung  962  erwähnte  Regierungsvorlage  zum  Schutze  des  Zeichens 
des  Roten  Kreuzes  ist  inzwischen  (März  1903)  auch  vom  Abgoordnetenhause  des  Oster- 
reichischen'Reichsrates  angenommen  worden. 


*)  Das  im  Zustande  des  Überganges  von  der  2.  zur  8.  Auflage  befindliche  Regle- 
ment ist  nach  der  2.  Auflage  (1886/1887)  zitiert.  Die  auf  S.  14  Anmerkung  6  angeführte 
8.  Autlage  (1896)  ist  bisher  nur  für  den  IL  Teil  ausgegeben  worden  und  die  darin  vor- 
genommenen Änderungen  kommen  tiir  den  vorliegenden  Lehrbehelf  wenig  in  Betracht. 
Hervorzuheben  ist  nur,  daß  nunmehr  auch  solche  Offiziere  des  Soldatenstandes  Anspruch 
auf  taxfreie  Erhebung  in  den  Adelstand  besitzen,  welche,  ohne  sich  vor  dem 
Feinde  betätigt  zu  haben,  eine  effektive,  ununterbrochene  und  unter  stetem  Wohl  verhalten 
zurückgelegte  vierzigjährige  Dienstzeit  nachzuweisen  vermögen.  Darnach  sind  die  An- 
gaben auf  S.  148  zu  ergänzen.  Jenen  Lesern,  fUr  welche  die  Kenntnis  der  neuen  Bestim- 
mungen des  IL  Teiles  von  Interesse  ist,  diene  folgende  rbersicht  der  dem  Texte  der 
neuen  Auflage  entsprechenden  Belegstellen  zur  Orientierung:  S.  141  Anm.  435 :  Punkt 
352;  S.  148  Anm.  474  :§  63  Punkt  406;  S.  205  Anm.  629 :  §  43  Punkt  279  fr.;  S.  205 
Anm.  630 :  §  32  Punkt  206  ff.;  S.  227  Anm.  693  :  §  29  Punkt  172;  S.  306  Anm.  898  :  §  55 
Punkt  367;  8.  307  Anm.  899:§  55  Punkt  363  fr.;  S.  507  Anm.  1628:  Punkt  206  uad  279. 

**)  Das  im  Zustande  des  Überganges  von  der  1.  zur  2.  Auflage  befindliche 
Reglement  ist  nach  der  1.  Auflage  (1879)  zitiert.  Die  auf  S.  14  Anmerkung  6  an- 
geführte 2.  Auflage  (1891)  ist  vorerst  nur  provisorisch  auf  2  Jahre  ausgegeben  worden 
und  die  darin  vorgenommenen  Änderungen  sind  für  den  vorliegenden  Lehrbehelf  ohne 
besonderen  Belang.  Die  dem  Text  der  neuen  Auflage  entsprechenden  Belegstellen  sind 
in  der  folgenden  Zusammenstellung  enthalten:  S.  181  Anm.  400:1.  T.  Punkt  49;  S.  206 
Anm.  638:  IL  T.  Punkt  342;  S.  214  Anm.  669 :  UL  T.  §  76  Punkt  865  ah  2;  S.  215 
Anm.  672:  Ib.  §  81  Punkt  901;  S.  215  Anm.  674:  Ib.  §  81  Punkt  902  al.  8  und  reser- 
vierter Anhang;  S.  215  Anm.  675:  Ib.  §  81  Punkt  902  aL  1  und  2;  S.  301  Anm.  892: 
Ib.  §  81  Punkt  903;  S.  521  Anm.  1447:  Ib.  Punkt  81;  S.  588  Anm.  1521 :  IIL  T.  1174; 
S.  543  Anm.  1599  :L  T.  Punkt  55;  S.  547  Anm.  1628 :  IL  T.  Punkt  347  und  358  und 
III.  T.  142,  201,  215,  222  und  278;  S.  565  Anm.  1818:  IIL  T.  reservierter  Anhang; 
S-  617  Anm.  2188:  Ib.  Punkt  1117  lit.  a);  S.  621  Anm.  2158  :U.  T.  §  59  Punkt  465  flf. 
und  IIL  T.  §  97  Punkt  1117  flf.;  S.  623  Anm.  2161:0.  T.  §  98  Punkt  1118  lit.  a); 
S.  682  Anm.  2191:  IL  T.  §  64  Punkt  518  flf.;  S.  684  Anm.  2195:  Ib.  §  64  Punkt  588  AT.; 
S.  634  Anm.  2196 :  Ib.  §  64  Punkt  541  ff. 


I.  Buch. 

Einleitung. 


f  1.  Qesehiehtliche  Skizze  der  Entwicklung  des  österreicliiscli-iingarisclien  Heeres. 

I.  In  den  Österreichischen  Ländern  bildete  ursprünglich  die  Grund- 
lage der  Heeresverfassung  der  alte  deutsche  Heerbann.  Mit  der  fortschreitenden 
Entwicklung  des  Lehenswesens  verfiel  derselbe  mehr  und  mehr  und  gewann 
der  Kriegsdienst  der  Lehensmannen  an  Bedeutung.  Die  Mitglieder  dieser 
Laudesaufgebote  waren  nicht  verpflichtet,  an  den  Feldzügen  außerhalb  des 
Landes  teilzunehmen. 

Als  der  alte  Heerbann  infolge  der  Ausbreitung  der  Feudalverfassung 
zu  Grunde  ging  und  auch  die  Lehensheere  nach  Einführung  der  Feuerwaffen 
in  Verfall  gerieten,  erhob  sich  in  den  Söldnertruppen  ein  neuer  Wehrstand. 
Die  Ausbildung  dieser  Söldnerheere,  neben  welchen,  aber  einstweilen  die 
früheren  Landesaufgebote  noch  fortbestanden,  fällt  in  Osterreich  in  die  Regie- 
rungszeit Max'  L  Diesem  Monarchen  ist  nicht  nur  die  eifrige  Förderung 
der  Söldnertruppen,  sondern  auch  die  regere  Zusammenfassung  der  verschie- 
denen Landesaufgebote  zu  einer  allgemeinen  Landesverteidigung  zu  ver- 
danken. Das  Innsbrucker  Libell  vom  Jahre  1518  war  bestimmt,  das 
Zuzugswesen  der  Landesaufgebote  und  die  gegenseitige  Unterstützung  der 
einzelnen  österreichischen  Länder  bei  gemeinsamer  Gefahr  zu  regeln.  Indes 
behielten  die  Landesaufgebote  auch  fernerhin  noch  einen  provinziellen  und 
ständischen  Charakter;  sie  sollten  nur  im  eigenen  Lande  bei  Feindesgefahr 
zur  Verwendung  kommen  und  standen  unter  den  Befehlen  ständischer  Kom- 
missäre, die  in  Sachen  der  Landesverteidigung  an  die  Kommandanten  der 
im  Lande  befindlichen  kaiserlichen  Truppen  gewiesen  waren.  Der  Aufruf 
der  Landesaufgebote  erfolgte  durch  den  Landesfürsten  mit  Zustimmung  der 
Stände.  Zum  Auszug  wurde  regelmäßig  nur  ein  Teil  der  Wehrfähigen 
bestimmt;  alle  Wehrfähigen  durften  nur  im  Falle  der  äußersten  Bedrängnis 
aufgeboten  werden.  Der  Unterhalt  dieser  allgemeinen  Aufgebote  oblag  den 
Ständen.  Dieselben  hatten  auch  flir  die  Bewaffnung  zu  sorgen  und  hielten 
für  diesen  Zweck  eigene  Zeughäuser. 

Im  Laufe  des  XVI.  Jahrhunderts  führte  die  gemeinsame  Türkengefahr 
zu  einer  engeren  Verbindung  der  Landesaufgebote  von  Steiermark,  Kärnten 
und  Krain  sowie  von  Kroatien  und  es  fanden  die  Aufgebote  dieser  Länder 
wiederholt  auch  außerhalb  der  Landesgrenzen  Verwendung.  In  den  inner- 
österreichischen Ländern  traten  die  Landesaufgebote  noch  im  XVII.  Jahr- 
hundert und  selbst  in  der  ersten  Zeit  des  XVIII.  Jahrhunderts  in  Aktion. 
Während  des  Dreißigjährigen  Krieges  wirkten  sie  teils  bei  der  Abwehr  des 
eindringenden  äußeren  Feindes,  teils  bei  der  Unterdrückung  innerer  Unruhen 
mit  und  im  Jahre  1641  tauchte  bereits  der  Vorschlag  auf,  aus  ihnen  eine 
ständige  Landwehr  zu  errichten,  welche  gegen  die  Schweden  Verwendung 
finden  sollte.  Unter  Karl  VI.  wurde  der  Plan  eines  beständigen  Landes- 
defensionssjstems  wieder  aufgenommen  und  mit  den  Ständen  von  Nieder- 
österreich und  Oberösterreich  im  Jahre  1734  darüber  verhandelt. 
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Obwohl  die  Kaiserin  Maria  Theresia  im  Jahre  1753  auf  diesen  Gedanken 
noch  einmal  znrUckkam,  gerieten  doch  die  Landesaufgebote  immer  mehr  in 
Verfall.  Die  Stände  verzichteten  allmählich  auf  die  Einberufung  der  Auf- 
gebote und  stellten  dafür  geworbene  Truppen.  Zum  letzten  Male  traten  die 
innerösterreichischen  Landesaufgebote  zu  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts  in 
den  französischen  Kriegen  in  Tätigkeit  und  verschwinden  seither  aus  der 
Geschichte. 

Dagegen  bestand  das  tirolische  Landesaufgebot  fort,  bis  es  nach 
Einfuhrung  des  neuen  Wehrsystems  in  die  allgemeine  Heeresorganisation 
eingefUgt  wurde.  Die  Grundlage  seiner  Verfassung  bildete  die  von  Max  I. 
im  Jahre  1511  festgestellte  Zuzugsordnung,  die  nachher  wiederholt  revidiert 
worden  ist.  Um  die  Mitte  des  XVIL  Jahrhunderts  wurde  das  tiroiische 
Landesaufgebot  mehr  militärisch  organisiert,  indem  aus  dem  ersten  Aufgebote 
4  Landesmilizregimenter  gebildet  wurden,  deren  Mannschaften  zweimal  im 
Jahre  gemustert  und  in  den  Waifen  geübt  werden  sollten,  wogegen  das 
zweite  und  das  dritte  Aufgebot  den  Landsturm  bildete  und  nur  bei  drohender 
Feindesgefahr  zu  den  Waffen  gerufen  werden  sollte.  War  die  äußerste  An- 
spannung der  Kräfte  notwendig,  so  mußte  jeder  wehrfähige  Tiroler  zur 
Verteidigung  seines  Heimatsortes  sich  stellen.  Nachdem  das  tirolische  Aui- 
gebot  im  XVIIL  Jahrhundert  längere  Zeit  hindurch  an  Bedeutung  verloren 
hatte,  wurde  es  durch  die  französischen  Kriege  (1796 — 1809)  zu  neuem  Leben 
erweckt  und  entfaltete  in  diesem  Zeiträume  wiederholt  eine  ruhmreiche 
Tätigkeit. 

Auch  in  Ungarn  bestand  von  altersher  ein  allgemeines  Landesaufgebot, 
das  aber  nur  im  eigenen  Lande  oder  während  eines  Kampfes  zur  Verfolgung 
des  fliehenden  Feindes  auch  jenseits  der  Grenzen  verwendet  werden  durfte. 
Außerdem  waren  die  Kronvasallen  verpflichtet  zum  persönlichen  Zuzug  (zur 
Personalinsurrektion)  und  zur  Unterhaltung  von  Besatzungen  tiuf  den 
Burgen  und  Schlössern  (Portalmiliz).  In  den  stürmischen  Zeiten  des  XVL 
und  XVIL  Jahrhunderts  verfiel  diese  ungarische  Heeresverfassung.  Die  Ver- 
teidigung der  gegen  die  Türken  errichteten  Militärgrenze  oblag  den  Truppen 
der  österreichischen  Stände,  welche  sich  seit  den  Jahren  1577  und  1578  in 
diese  Aufgabe  nach  den  Grenzstrecken  teilten.  Erst  zu  Beginn  der  Regierungg- 
zeit  der  Kaiserin  Maria  Theresia  wurde  die  Grenzverteidigung  den  Ständen 
abgenommen  und  die  Bevölkerung  der  Grenzländer  zu  sich  selbst  ergänzenden 
Grenzregimentem  zusammengefaßt,  die  mit  der  Zeit  auch  außerhalb  des 
Grenzgebietes  gleich  den  regulären  Truppen  Verwendung  fanden. 

Gegen  Ende  des  Dreißigjährigen  Krieges  erstand  aus  den  vom  Kaiser 
geworbenen  Söldnertruppen  eine  reguläre  stehende  Armee.  Den  ent- 
scheidenden Schritt  hiezu  tat  Ferdinand  III.  im  Jahre  1649  durch  seine 
Resolution,  daß  von  den  bisherigen  Regimentern  9  Regimenter  zu  Fuß  und 
10  zu  Pferde  weiterhin  bestehen  bleiben  sollten.  Die  Ergänzung  dieses 
stehenden  Heeres  geschah  zunächst  noch  durch  Werbung  und  erst  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  XVIL  Jahrhunderts  auch  durch  Aushebung.  Bereits  im 
Dreißigjährigen  Kriege,  namentlich  aber  seit  dem  Jahre  1688  und  nach  dem 
Beginn  des  spanischen  Erbfolgekrieges  wurden  für  das  kaiserliche  Heer 
auch  ungarische  Truppen  geworben,  die  auch  außerhalb  des  Landes  verwendet 
werden  konnten.  Nachdem  sich  die  völlige  Unzulänglichkeit  der  ungarischen 
Lehensmiliz  in  dieser  Zeit  deutlich  gezeigt. hatte,  gelang  es  im  Jahre  1715 
auch  in  Ungarn  eine  stehende  Armee  zu  scbaiTen,  welche  zunächst  zwar 
nicht   rechtlich,    aber  doch   tatsächlich   in  einen  engen  Verband   mit  dem 


kaiserlichen  Heere  trat  und  mit  demselben  immer  mehr  zn  einem  einheit- 
lichen Ganzen  verschmolz.  Durch  den  VIII.  Preßburger  Landtagsartikel  des 
Jahres  1715  wurde  ausgesprochen,  daß  man  in  Hinkunft  einer  regulata  militia 
bedürfe,  welche  sowohl  aus  Eingeborenen  als  aus  Ausländern  bestehen 
könne,  und  es  wurden  in  Ausführung  dieses  Beschlusses  1  Hajducken-  und 
5  Husarenregimenter  aufgestellt.  Dieselben  waren  fortan  durch  freie  Werbung 
im  Lande  auf  dem  vorgeschriebenen  Stande  zu  erhalten  und  von  dem  Lande 
zu  besolden.  Daneben  blieb  die  adelige  Insurrektion  fortbestehen;  sie  trat 
zum  letzten  Male  im  Jahre  1809  in  der  Schlacht  bei  Raab  gegenüber  dem 
Vizekönig  Eugen  von  Italien  in  Aktion. 

Eine  bedeutungsvolle  Fortbildung  erfuhr  die  Heeresverfassung  unter 
Josef  IL  in  den  Jahren  1780  und  1781  durch  Einführung  der  eigentlichen 
Militärkonskription.  Fortan  war  die  Werbung  konskri Werter  Untertanen 
verboten;  die  Anwerbung  sollte  sich  auf  Ausländer  beschränken  und  eine 
gewisse  Mannschaftszahl  nicht  übersteigen.  Die  Assentierung  wurde  nicht 
mehr  von  den  Ständen,  sondern  von  Staats  wegen  vorgenommen,  zugleich 
der  Grundsatz  der  beschränkten  allgemeinen  Wehrpflicht  unter  Freilassung 
gewisser  Bevölkerungsklassen,  das  Hecht  des  Loskaufes  und  der  Stellver- 
tretung ausgesprochen.  Die  Militärdienstpflicht  war  für  die  konskribierten 
Inländer  eine  lebenslängliche;  Ausländer  durften  eine  Kapitulation  auf  Zeit 
eingehen.  Nur  in  Tirol  und  Ungarn  blieb  das  System  der  freien  Werbung 
bis  auf  weiteres  aufrecht,  nachdem  ein  im  Jahre  1785  gemachter  Versuch, 
die  Eonskription  auch  in  Tirol  einzufuhren,  am  Widerstände  der  Stände 
gescheitert  war.  Von  großer  Bedeutung  war  endlich  auch  die  Beseitigung 
des  unbeschränkten  ständischen  Steuerbewilligungsrechtes.  Indem  seit  der 
Regierungszeit  der  Kaiserin  Maria  Theresia  die  Kontributionssummen  auf 
eine  längere  Reihe  von  (zumeist  10)  Jahren  bewilligt  wurden  und  das 
ständische  Steuerbewilligungsrecht  dadurch  immer  mehr  zu  einer  bloßen 
Scheininstitution  herabgedrückt  wurde,  konnte  nunmehr  die  gesamte  mili- 
tärische Organisation   auf  ungleich   festeren  Grundlagen  aufgebaut  werden. 

In  der  langen,  von  vielen  Kriegen  ausgefüllten  Periode  von  Leopold  I. 
bis  zum  Beginn  der  französischen  Kriege  am  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts 
wurde  auch  die  innere  Organisation  des  Heeres  nach  mancherlei  Richtungen 
weiter  ausgestaltet.  Bildete  bisher  jedes  Regiment  einen  besonderen  Or- 
ganismus mit  eigenen  Reglements,  so  wird  die  innere  Ordnung  der  Armee 
jetzt  mehr  und  mehr  durch  zentralisierende  Normen  geregelt.  In  die  Regie- 
rungszeit Leopolds  I.  fallen  die  Ausbildung  des  modernen  Monturwesens  und 
die  ersten  Anfänge  der  Invalidenversorgung.  Aus  der  Epoche  seiner  Nach- 
folger stammt  die  Marsch-  und  Bagageordnung,  die  Regelung  des  Vorspann- 
wesens und  das  Dienst-  und  Exerzierreglement  für  die  Infanterie  und  die 
Kavallerie.  In  derselben  Zeit  wurde  auch  die  Grundlage  zu  dem  heutigen 
Militärbildungswesen  gelegt  und  die  Heeresversorgung  in  moderne  Bahnen 
gleitet  Von  größter  Bedeutung  war  endlich  die  Kodifikation  des  Militär- 
justizrechtes, welche  damals  zu  einem  vorläufigen  Abschlüsse  gebracht  wurde. 

Mächtige  Anläufe  zu  einer  Reorganisation  der  gesamten  österreichischen 
Wehrmacht  erfolgten  in  der  Zeit  der  großen  französischen  Kriege,  ins- 
l)esondere  nach  dem  Lunöviller  Frieden  (1801)  unter  der  Leitung  des  Erz- 
herzogs Karl.  Die  Grundlage  der  Wehrverfassung  bildeten  auch  fernerhin 
die  josefinischen  Einrichtungen,  die  durch  das  Kouskriptionspatent  des 
Jahres  1804  mit  einigen  Modifikationen  neu  festgelegt  wurden.  Doch  war 
bereits  im  Jahre  1802  der  lebenslängliche  Militärdienst  aufgehoben  und  den 
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konskribierten  Untertanen  der  österreichischen  Erbländer  eine  Kapitulation 
auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  bewilligt  worden;  nur  in  Ungarn 
blieb  die  lebenslängliche  Militärdienstpflicht  auch  weiterhin  (bis  zum 
Jahre  1830)  in  Geltung.  Neben  der  Konskription  bestand  aber  die  Werbung 
fort.  Zwar  fiel  die  im  Jahre  1766  neu  geregelte  Reichs  Werbung  nach  der 
Auflösung  des  Deutschen  Reiches  (1806)  weg,  an  ihrer  Stelle  wurde  aber 
die  sogenannte  Konfinenwerbung  an  den  Grenzen  eingeführt  (1808)  und  für 
Ungarn  eine  Werbevorschrift  erlassen  (1809). 

In  diese  Zeit  fällt  auch  die  Einführung  einer  Reserve  (1806)  und 
der  Landwehr  (1808).  Jeder  Militärpflichtige  war  auch  reaervedienst- 
pfliehtig  und  jedes  Regiment  hatte  einen  gewissen  Stand  von  Reservemann- 
schaften zu  assentieren.  Doch  sollten  die  Reservepflichtigen  bei  der  Infanterie 
nur  durch  4  Wochen  abgerichtet,  beziehungsweise  wenn  sie  anderen  Waffen- 
gattungen angehörten,  gleich  nach  der  Assentierung  und  Beeidigung  nach 
Hause  entlassen,  weiterhin  aber  nur  im  Bedarfsfalle  zur  aktiven  Dienst- 
leistung herangezogen  werden.  Die  neu  errichtete  Landwehr  aber  bestand 
aus  ausgedienten  Kapitulanten,  minder  Tauglichen  und  zeitlich  Befreiten, 
sonach  aus  Personen,  welche  für  den  eigentlichen  Militärdienst  weniger  oder 
nicht  mehr  in  Betracht  kamen,  und  war  nur  zur  Verteidigung  des  vater- 
ländischen Bodens  bestimmt. 

Außer  diesen  Neuerungen  in  der  Wehrverfassung  wurden  um  dieselbe 
Zeit  auch  wichtige  Reformen  in  der  Armeeorganisation  und  Heeresver- 
waltung angebahnt  und  durchgeführt,  welche  gleichfalls  der  Initiative  des 
Erzherzogs  zu  verdanken  sind. 

Gegenüber  dieser  an  Reorganisationsbestrebungen  so  reichen  Periode 
erscheint  die  folgende  Epoche  als  eine  Zeit  des  Stillstandes.  Während  der- 
selben wurde  die  Konfinenwerbung  aufgehoben  (1817),  zunächst  (1820)  fllr 
Tirol  und  das  lombardisch-venetianische  Königreich,  dann  (1827)  nir  die 
altkonskribierten  Länder  (alle  außer  Tirol  und  Ungarn)  eine  neue  Rekru- 
tierungsvorschrift erlassen,  so  daß  die  Werbung  als  ausschließlicher  Er- 
gänzungsmodus nur  noch  in  Ungarn  (bis  zum  Jahre  1848)  fortbestand.  Das 
Institut  der  Reserve  wurde  durch  die  Rekrutierungsvorschrift  des  Jahres  1827 
aufgehoben  und  die  Landwehr  mehrfach  umgebildet.  Zunächst  erhielt  jedes 
erbländische  Infanterieregiment  ein  Landwehrbataillon  zugeteilt,  welches 
auch  außerhalb  des  Landes  verwendet  werden  durfte.  Nebstdem  wurden 
neue  Landwehrbataillone  geschaffen,-  deren  Mannschaft  in  Friedenszeiten 
nur  durch  kurze  Zeit  eingeübt  wurde  und  nur  innerhalb  der  österreichischen 
Provinzen  verwendet  werden  sollte.  Später  (1831)  erfolgte  die  vollständige 
Einberufung  der  ersten  Landwehrbataillone  und  wurde  zugleich  bestimmt, 
daß  die  ausgediente  und  die  nicht  zum  Dienst  im  stehenden  Heere  ein- 
gezogene Mannschaft  landwehrpflichtig  sein  solle.  Die  vollkommen  dienst- 
taugliche und  die  jüngere  Landwehrmannschaft  sollte  im  Bedarfsfalle  in  die 
den  Linien-Infanterieregimentern  angereihten  vierten  Bataillone  eingestellt 
die  schwächere  und  ältere  Landwehrmannschaft  hingegen  je  in  ein  fünftes 
Bataillon  eingeteilt  und  im  äußersten  Bedarfsfalle  zum  Garnisonsdienste 
herangezogen,  sonst  aber  nur  in  den  Standeslisten  geführt  werden. 

In  dieser  Periode  (1845)  erfolgte  eine  weitere  Herabsetzung  der  Militär- 
dienstzeit, welche  künftig  in  Friedenszeiten  8  Jahre  dauern  sollte.  In  der 
Wehrverfassung  bestanden  indessen  zwischen  den  verschiedenen  Ländern 
immer  noch  nicht  unbeträchtliche  Verschiedenheiten.  Namentlich  galten  in 
Ungarn   und  im  lombardisch-venetianischen  Königreiche  nicht  die  Bcstim- 


miiD^cD  über  die  Land  weh  rpflidit  und  in  Tirol  und  Vorarlberg  sowie  in  der 
Mililiirgrenze  Mich  das  von  t'rtllur  her  ausgebildele  Institut  der  Landes-,  be- 
ziehunpsweise  Grenzverteidigung  in  Geltung,  Dalmatien  war  anfangs  von 
der  Militlirstellung  gänzlieli  befreit  und  wnrde  erst  in  dieser  Periode  dazu 
herangezogen.  Ebenso  war  die  Wehrpflieht  in  Triest  und  dem  dazu  gehörigen 
Territorium  nicht  im  vollen  Umfang  durcligcfUhrt. 

Ein  sehr  bedeutsamer  Aufschwung  in  der  Entwicklung  des  HeerweseiiB 
trat  nach  den  Ereignissen  der  Jahre  1848  und  1849  ein.  Die  Armee  hatte 
den  Staat  gerettet  und  die  regierenden  Kreise  wußten  ihren  Wert  daher  zu 
würdigen.  Eine  sehr  rege  organisatorische  Tätigkeit,  die  freilich  auf  die 
Staatsfioanzen  nicht  immer  die  gebührende  Rücksicht  nahm,  kennzeichnet 
die  nächstfolgenden  Jahre.  Vor  allem  wurde  jetzt  eine  größere  Einheit  in 
der  Wehrverfassung  für  die  meisten  Länder  hergestellt.  Durch  ein  Patent 
vom  Jahre  1852  wurde  die  bisherige  Landwehrinstitution  aufgehoben  und 
in  allen  Ländern  mit  Ausnahme  der  Militiirgrenze  eine  ßeaene,  zugleich 
aber  bei  den  einzelnen  Waffengattungen  Neuorganisationen  nach  dem  Depot- 
systcm  eingeftthrt.  Darnach  sollte  von  jedem  Infanterieregimente  stets  ein 
Depolbataillon,  bei  den  Jiigem  und  der  Kavallerie  eine  Kompagnie  und 
Eskadron  im  zu  st  und  igen  Ergänzungsbezirke  als  Ersatzkürper  disloziert 
sein.  Das  Gesetz  vom  29.  September  1853,  R.-G.  Bl.  Nr.  167,  welches  mit 
dem  1.  November  1858  in  Kraft  trat,  verftigte  sodann  eine  umfasaende 
Neuregelung  der  Hecresergünzung.  Im  Prinzipe  wurde  darin  fUr  alle  öster- 
reichischen Staatsbürger  die  allgemeine  Wehrpflicht  ausgesprochen.  Die 
Stellungspfticht  sollte  mit  dem  I.  Juni  des  auf  das  vollendete  20.  Lebens- 
jahr folgenden  Jahres  beginnen  und  7  Jahre  dauera  Die  Aufbringung  des 
Heereskontingenis  hatte,  soweit  der  Bedarf  an  Ersalzmannschaft  nicht  auf 
andere  Art,  insbesondere  durch  freiwilligen  Eintritt  von  Wehrpflichtigen, 
gedeckt  wurde,  durch  Konskription  zu  erfolgen.  Doch  wurden  zahlreiche 
Befreiungen,  der  Loskauf  und  die  Stellvertretung  zugelassen.  Zur  Aushebung 
wurdt-n  die  Stell ungspflichtig^n  nach  Altersklassen  und  innerhalb  derselben 
nach  dem  Lose  vorgerufen.  Die  Einreihung  in  das  Heer  verpflichtete  zu 
einer  achtjährigen  Dienstpflicht  und  nach  Vollendung  der  letzteren  zu  einer 
zweijährigen  Reservepflicht.  In  Kriegszeilen  konnte  eine  Ergänzung  des 
Heeres  im  Wege  der  öffentlichen  Werbung  erfolgen;  dieselbe  sollte  auf 
Rricgsdauer  zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Freiwiliigenbataillonen  und 
Kavallerieabteilungen  mit  kaiserlicher  Genehmigung  zu  fallweise  festgestellten 
Bedingungen  statttinden.  Im  Kriegsfälle  war  Befreiung  durch  Stellvertretung 
ausgeschlossen.  Das  Rekrutenkonlingenl  war  alljährlich  ziffermäßig  zu  be- 
stimmen und  nach  Einholung  der  kaiserlichen  Genehmigung  vom  Kriegs- 
ministerium im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  nach  dem 
VerhSlItnisse  der  gesamten  Bevölkerung  und  mit  Rücksicht  auf  die  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  Liinder  zu  verteilen.  Von  dieser  neuen  Wehrver- 
fassung blieben  nur  die  Länder  Tirol  und  Vorarlberg  sowie  die  Militärgrenzc 
unberührt;  hier  wurden  die  früheren  Einrichtungen  in  Kraft  erhalten. 

Außerdem  fällt  in  diese  Periode  die  Aufl'Uhrung  großer  militärischer 
Banten  (insbesondere  des  Wiener  Areenalsi,  die  Koditikation  des  materiellen 
Strafrechtes  und  die  Ausgestaltung  des  Militärbildungswesens. 

Die  letzte  entscheidende  Neugestaltung  des  Heerwesens  geschah  unter 
dem  Eindrucke  der  schweren  Niederlagen  des  JaJires  186t)  und  wurde 
wesentlich  mit  bestimmt  durch  die  im  Jahre  1867  vollzogene  Umbildung  der 
verfassungsrechtlichen  Grundlagen  der  Monarchie. 
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Bereits  durch  die  kaiserliche  Verordnung  vom  28.  Dezember  1866, 
R.-6.-Bi.  Nr.  2  ex  1867,  wurden  auf  der  Basis  des  §  13  des  Grundgesetzes 
über  die  Reichsvertretung  vom  26.  Februar  1861  im  Hinblick  auf  die  drin- 
gende Notwendigkeit  der  Erhöhung  der  Wehrkraft  einige  Änderungen  des 
Heeresergänzungsgesetzes  vom  Jahre  1858  im  Sinne  einer  schärferen  Aus- 
gestaltung der  allgemeinen  Wehrpflicht  durch  Beseitigung  aller  Befreiungen 
verfugt  und  zugleich  die  Stellungspflicht  auf  3  Jahre  herabgesetzt;  nur 
dauernde  Beurlaubungen  waren  gestattet.  Gleichzeitig  behielt  jedoch  der 
Kaiser  den  von  ihm  bereits  genehmigten  Entwurf  eines  neuen  Wehrgesetzes 
der  verfassungsmäßigen  Behandlung  vor  und  ermächtigte  durch  ein  Haud- 
schreiben  vom  gleichen  Datum  den  Eriegsminister,  diesen  Gesetzentwurf 
und  einen  weiteren  über  das  allgemeine  Aufgebot  (den  Landsturm)  zu  ver- 
öffentlichen. Als  hierauf  der  Reichsrat  im  Jahre  1867  wieder  zusammen- 
getreten war,  wurden  durch  ein  Gesetz  vom  10.  November  1867,  R.-G.-B1. 
Nr.  133,  die  Bestimmungen  der  Notverordnung  vom  28.  Dezember  1866 
wieder  aufgehoben,  jedoch  bis  zur  Erlassung  eines  neuen  Wehrgesetzes 
einige  Änderungen  des  Heeresergänzungsgesetzes  vom  Jahre  1858  vor- 
genommen. 

Durch  den  um  dieselbe  Zeit  mit  Ungarn  geschlossenen  Ausgleich  war 
mittlerweile  die  ganze  verfassungsmäßige  Basis  der  Armeeorganisation  eine 
andere  geworden.  Der  ungarische  Gesetzartikel  XII  vom  Jahre  1867  hatte 
in  Anerkennung  der  Bestimmungen  der  pragmatischen  Sanktion  die  Ver- 
teidigung und  Aufrechthaltung  der  gemeinsamen  Sicherheit  mit  gemein- 
schaftlichen Ejräften  für  eine  gemeinsame  und  wechselseitige  Verpflichtung 
aller  Länder  und  Provinzen,  welche  unter  dem  gemeinsamen  Herrscher 
stehen  (§  2),  und  als  ein  dazu  dienendes  Mittel  die  Armee  (§  9)  erklärt. 
Gleichzeitig  war  der  Rechtsgrundsatz  ausgesprochen  worden,  daß  infolge 
der  verfassungsmäßigen  Rechte  des  Monarchen  in  Bezug  auf  das  Kriegs- 
wesen alles  dasjenige,  was  auf  die  einheitliche  Leitung,  Führung  und  innere 
Organisation  der  gemeinsamen  Armee  und  somit  auch  des  ungarischen 
Heeres  als  eines  ergänzenden  Teiles  der  gemeinsamen  Armee  Bezug  habe, 
als  der  Vertilgung  des  Monarchen  zustehend  anerkannt  werde  (§  11).  Das 
Land  behielt  sich  jedoch  vor  das  Recht  der  zeitweisen  Ergänzung  des 
ungarischen  Kriegsheeres  und  der  Rekrutenbewilligung,  die  Bestimmung 
der  Bedingungen  dieser  Bewilligung  und  der  Dienstzeit,  desgleichen  die 
Verfügungen  hinsichtlich  der  Dislokation  und  der  Verpflegung  der  Truppen 
im  Sinne  der  bisherigen  Gesetze  sowohl  im  Bereiche  der  Gesetzgebung  als 
auch  der  Verwaltung  (§  12).  Femer  erklärte  das  Land,  daß  die  Fest- 
stellung oder  Umgestaltung  des  Wehrsjstems  in  Bezug  auf  Ungarn  jeder- 
zeit nur  mit  Zustimmung  der  ungarischen  Gesetzgebung  stattfinden  dürfe, 
daß  aber  in  jedem  solchen  Falle,  da  eine  derartige  Feststellung  gleichwie 
eine  spätere  Umgestaltung  zweckmäßigerweise  nur  nach  gleichartigen 
Prinzipien  durchgeführt  werden  könne,  nach  vorherigem  Einvernehmen 
beider  Ministerien  ein  von  gleichen  Prinzipien  ausgehender  Gesetzentwurf 
beiden  Gesetzgebungen  unterbreitet  werden  und  zur  Ausgleichung  der  etwa 
in  den  Anschauungen  beider  Gesetzgebungen  auftauchenden  Differenzen  die 
beiden  Gesetzgebungen  miteinander  durch  Deputationen  in  Verkehr  treten 
sollen  (§  13\  Über  alle  jene  ungarischen  bürgerlichen  Verhältnisse,  Rechte 
nnd  Verpflichtungen  der  einzelnen  Mitglieder  des  ungarischen  Heeres,  welche 
sich  nicht  auf  den  Militärdienst  beziehen,  soll  die  ungarische  Gesetzgebung^ 
beziehungsweise    die    ungarische    Regierung    verfügen    (§   14).     Sämtliche 


Kosten  des  Kriegswesens  sollen  derart  gemeinsam  sein,  daß  das  Verhältnis, 
in  welchem  Ungarn  zu  diesen  Kosten  beizutragen  hat,  im  Wege  einer 
wechselseitigen  Vereinbarung  festzustellen  ist  (§  15). 

In  Übereinstimmung  mit  diesen  ungarischen  Gesetzesbestimmungen 
erklärte  das  österreichische  Gesetz  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-B1.  Nr.  146, 
betreffend  die  allen  Ländern  der  österreichischen  Monarchie  gemeinsamen 
Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer  Behandlung,  das  Kriegswesen  mit  In- 
bcgrifT  der  Kriegsmarine  als  eine  gemeinsame  Angelegenheit  der  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Länder  einerseits  und  der  Länder  der  un- 
garischen Krone  andererseits,  jedoch  mit  Ausschluß  der  Rekrutenbewilligung 
und  der  Gesetzgebung  über  die  Art  und  Weise  der  Erfüllung  der  Wehr- 
pflicht, der  Verfügungen  hinsichtlich  der  Dislozierung  und  Verpflegung  des 
Heeres,  ferner  der  Regelung  der  bürgerlichen  Verhältnisse  und  der  sich 
nicht  auf  den  Militärdienst  beziehenden  Rechte  und  Verpflichtungen  des 
Heeres  (§  1  lit.  6).  Weiters  wurde  die  Peststellung  des  Wehrsystems  auch 
hier  als  eine  Angelegenheit  anerkannt,  welche  nach  gleichen,  von  Zeit  zu 
Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  zu  behandeln  sei  (§  2  Punkt  5). 

Auf  Grundlage  dieser  neuen,  dem  Dualismus  huldigenden  verfassungs- 
rechtlichen Normen  wurde  hierauf  in  der  nächsten  Zeit  eine  einschneidende 
Reorganisation  der  gesamten  Wehrmacht  durchgeführt  Zunächst  ward  durch 
die  beiden  Wehrgesetze  des  Jahres  1868  die  Wehrverfassung  im  Sinne  der 
vollständigen  allgemeinen  Wehrpflicht  umgestaltet,  die  bevorzugte  Stellung 
von  Triest  durch  Aufhebung  des  dortigen  Territorial-Milizbataillons  beseitigt 
(1869),  die  bisher  von  der  Wehrpflicht  befreite  Bevölkerung  Süddalmatiens 
zur  Landwehrpflicht  herangezogen,  überdies  die  Entmilitarisierung  der  Grenz- 
gebiete durchgeführt  (1869 — 1873)  und  nur  noch  die  Besonderheiten  der 
tirolisch-vorarlbergischen  Heeresverfassung  belassen.  Hand  in  Hand  damit 
vollzog  sich  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  eine  fast  vollständige  Umbildung 
der  inneren  Organisation  der  Armee  und  der  Heeresverwaltung. 

Diese  Reformen  betrafen  in  erster  Reihe  die  gemeinsame  Armee, 
die  im  Sinne  der  Ausgleichsgesetze  auch  weiterhin  den  Kern  der  bewaff- 
neten Macht  der  gesamten  Monarchie  bilden  sollte.  Dieser  eigentlichen 
Feldarmee  traten  aber  nunmehr  in  den  beiden  Reichshälften  besondere 
Landwehren  zur  Seite  und  die  Weiterentwicklung  dieser  Bestandteile  der 
Wehrkraft  zu  einer  Feldarmee  zweiten  Ranges  dauert  bis  zur  Gegenwart 
fort  Die  bedeutendsten  Fortschritte  wurden  in  dieser  Hinsicht  zuerst  in 
der  ungarischen  Reichshälfte  erzielt,  deren  Volksvertretung  aus  nationalen 
Gründen  fllr  diesen  Teil  der  bewaffneten  Macht  eine  große  Opferwilligkeit 
betätigte.  Als  die  ungarische  Landwehr  im  Jahre  1868  auf  Grund  des 
Landwehrgesetzes  ins  Leben  trat,  setzte  sie  sich  zunächst  aus  in  keinem 
organischen  Verbände  stehenden  Truppenkörpem  zusammen.  Erst  nach 
und  nach  wurde  die  Regimentsorganisation  erreicht  und  sodann  auch  die 
höheren  taktischen  Verbände  hergestellt.  Die  Ausbildungszeit  war  anfangs 
sehr  kurz  und  die  Stände  schwach.  Doch  wurden  die  Ausbildungszeit  und 
die  Standesziffem  später  erhöht  und  sowohl  fär  die  Ausbildung  der  Offiziere 
als  auch  ftir  die  Organisation  der  Landwehrverwaltung  Beachtenswertes 
geleistet. 

Mit  größeren  Schwierigkeiten  hatte  längere  Zeit  die  österreichische 
Landwehr  zu  kämpfen,  da  die  österreichische  Volksvertretung  dieselbe 
weder  als  eine  nationale  Angelegenheit  betrachtete,  noch  auch  eine  so  frei- 
gebige Hand  bewies.   Dafür  genoß  dieselbe  aber  den  Vorteil  eines  engeren 


8 

Anschlusses  an  die  gemeinsame  Armee,  welcher  der  ungarischen  Landwehr 
von  Anfang  an  fehlte.  Gleiche  Kommando*  und  Dienstspraehe  sowie  eine  enge 
Anlehnung  an  die  Territorialeinteilung  des  gemeinsamen  Heeres  sicherten 
ihr  eine  leichtere  Verwaltung  und  eine  mehr  einheitliche  Führung.  Nach- 
dem die  der  Landwehr  ungünstigen  Bestimmungen  des  alten  Wehrgesetzes 
über  das  Rekrutenkontingent  durch  das  neue  Wehrgesetz  des  Jahres  1889 
beseitigt  und  von  der  Volksvertretung  reichlichere  Mittel  bewilligt  worden 
waren,  konnte  auch  die  österreichische  Landwehr  weiter  ausgestaltet  werden, 
so  daß  dieselbe  nunmehr  der  ungarischen  ebenbürtig  geworden  ist. 

In  dieser  letzten  Periode  wurde  außerdem  das  alte,  zuletzt  nur  noch 
auf  Tirol  und  Vorarlberg  beschränkte  Institut  der  Landesverteidigung  durch 
die  Gesetze  über  den  Landsturm  verallgemeinert  und  auf  neue  Grundlagen 
gestellt.  Schon  zur  Zeit  der  Erlassung  der  Wehrgesetze  des  Jahres  1868 
hatte  die  Heeresverwaltung  versucht,  den  Landsturm  für  alle  Länder  zu 
organisieren.  In  der  Tat  wurde  auch  im  österreichischen  Wehrgesetze 
(§  5)  die  Bildung  eines  Landsturmes  im  Wege  eines  eigenen  Gesetzes  in 
Aussicht  genommen  und  ein  solcher  Entwurf  dem  Parlamente  vorgelegt. 
Die  Verwirklichung  des  Planes  wurde  jedoch  dadurch  aussichtslos,  daß  der 
künftige  Landsturm  nur  aus  Freiwilligen  gebildet  werden  sollte,  welche 
weder  dem  stehenden  Heere  oder  der  Kriegsmarine  noch  der  Landwehr 
angehören  durften.  Dieser  Gesetzentwurf  fand  nicht  die  Zustimmung  des 
österreichischen  Reichsrates.  Nur  in  Tirol  und  Vorarlberg  wurde  das  alte, 
zuletzt  durch  die  Ordnung  vom  Jahre  1864  geregelte  Institut  der  Landesver- 
teidigung in  Verbindung  mit  der  Einführung  der  Landwehr  durch  die  Gesetze 
vom  19.  Dezember  1870  und  vom  14.  Mai  1874  reorganisiert.  Wohl  aber 
erlangte  in  Ungarn  der  Entwurf  über  den  Landsturm  gleichzeitig  mit  dem 
Wehrgesetze  Gesetzeskraft  (1868). 

Die  Ausdehnung  des  Landsturminstituts  auf  alle  Länder  gelang  erst 
im  Jahre  1886  durch  die  neuen,  für  beide  Reichshälften  erflossenen  Land- 
sturmgesetze. Seit  dieser  Zeit  und  vollends  seit  der  Erlassung  der  neuen 
Wehrgesetze  (1889)  tritt  das  Streben  der  Heeresverwaltung  hervor,  die  beiden 
Landwehren  auf  eine  annähernd  gleiche  Stufe  der  militärischen  Schlag- 
fertigkeit zu  heben,  wie  sie  die  gemeinsame  Armee  besitzt,  und  auf  diese 
Weise  aus  der  Landwehr  eine  Feldarmee  zweiten  Ranges  zu  schaffen,  wo- 
gegen der  Garnisons-,  Besatzungs-  und  Etappendienst  im  Kriege  durch  Land- 
sturmtruppen versehen  werden  soll. 

Eine  weitere  Verstärkung  erhielt  endlich  das  Landheer  in  dieser  Pe- 
riode durch  die  Aufstellung  der  bosnisch-herzegowinischen  Truppen, 
wozu  von  Seiten  der  mit  der  Verwaltung  dieser  Provinzen  betrauten  ge- 
meinsamen Regierung  der  erste  Schritt  im  Jahre  1881  durch  Erlassung 
eines  provisorischen  Welirgesetzes  geschah. 

II.  Die  Entwicklung  der  österreichisch-ungarischen  Kriegsmarine  ist 
bis  auf  die  neuere  Zeit  keine  stetig  fortschreitende  gewesen,  sondern  wieder- 
holt durch  Ereignisse  der  inneren  und  äußeren  Politik  unterbrochen  worden. 
Bereits  unter  Ferdinand  I.  wurden  die  ersten  Anstrengungen  gemacht,  eine 
Flotte  auf  der  Donau  und  im  Adriatischen  Meere  zu  schaffen.  Allein  diese 
zuletzt  im  Jahre  1542  unternommenen  Versuche  scheiterten  an  dem  lebhaften 
Widerstände  der  Venetianer.  Auch  die  hochfliegenden  Pläne  Wallensteins, 
eine  kaiserliche  Flotte  auf  der  Ostsee  zu  begründen,  hatten  keinen  Erfolg. 
Dagegen  traten  allerdings  in  den  Türkenkriegen  wiederholt  österreichische 
Kriegsgeschwader  auf  der  Donau  auf,  welche  öfters  aus  einer  beträchtlichen 


Anzahl  von  Schilfen  hestanden  und  diesen  für  Osterreich  so  wichtigen  Strom 
beherrschten.  Unter  Leopold  I.  wurden  neuerdings  Pläne  zur  Begründung 
einer  Kriegsflotte  entworfen.  Aher  erst  im  Jahre  1700  ward  in  Triest  ein 
kleines  Geschwader  ausgerüstet,  um  die  Operationen  gegen  Neapel  zu  unter- 
stützen. 

Die  eigentliche  Begründung  einer  Handels-  und  Kriegsflotte  fällt  jedoch 
in  die  Regierungszeit  Karls  VI.  Nachdem  durch  die  Erklärung  von  Triest 
und  Fiume  zu  Freihäfen  die  Vorbedingungen  für  die  Entwicklung  einer 
Handelsflotte  geschaffen  worden,  gelang  es  dem  in  österreichische  Dienste 
getretenen  Conte  Luca  Pallavicini  durch  Armierung  der  in  Neapel,  Triest  und 
Porto  K6  befindlichen  Fahrzeuge  die  auf  Errichtung  einer  erbländischen  Kriegs- 
marine gerichtete  Absicht  des  Kaisers  zu  verwirklichen  (1733),  und  auch 
auf  der  Donau  wurde  ein  Schiffsarmement  vorbereitet.  Allein  schon  im 
Jahre  1738  wurden  die  Früchte  dieser  Anstrengungen  der  großen  Kosten 
wegen  wieder  preisgegeben. 

In  den  folgenden  Jahren  trat  ein  hedeutender  Aufschwung  des  Levante- 
handels ein  und  nunmehr  machte  sich  der  Mangel  einer  Seemacht  namentlich 
den  Barbareskenstaaten  gegenüber  empfindlich  geltend.  Auch  im  Sieben- 
jährigen Kriege  wurde  eine  solche  vermißt,  als  englische  armierte  Kauf- 
fahrer unter  preußischer  Flagge  auf  österreichische  Schiffe  Jagd  machten, 
indes  blieb  die  Aufforderung  der  Kaiserin  Maria  Theresia  zur  Ausrüstung 
von  Armateurs  (Kapern)  ohne  besonderen  Erfolg. 

Beim  Regierungsantritte  Josefs  IL  (1780)  lenkte  Fürst  Kaunitz  die  Auf- 
merksamkeit des  Kaisers  auf  die  Errichtung  einer  Kriegsmarine  zum  Schutze 
der  österreichischen  Handelsschiffahrt,  und  es  wurden  in  der  Tat  auch  einige 
Versuche  in  dieser  ßichtung  gemacht. 

.^Allein  erst  infolge  des  Friedens  von  Campo  Formio  (1797),  als  Venedig 
an  Osterreich  fiel,  ergab  sich  für  den  Kaiserstaat  Gelegenheit,  in  den  Besitz 
einer  stärkeren  Seemacht  zu  gelangen.  Zu  Anfang  des  Jahres  1798  wurden 
die  venetianischen  Kriegsschiffe,  soweit  dieselben  inzwischen  nicht  von  den 
Franzosen  zerstört  worden  waren,  an  die  österreichische  Kriegsverwaltung 
übergeben.  Aber  schon  infolge  des  Preßburger  Friedens  (1805)  ging  Venedig 
und  durch  den  Schönbrunner  Frieden  (1809)  das  ganze  Küstengebiet  für 
Osterreich  verloren.  Erst  als  im  Jahre  1814  vom  Kaiserstaate  die  Herr- 
schaft über  die  Küste  von  den  Pomündungen  bis  zur  Südspitze  Dalmatiens 
wieder  erlangt  und  die  Kriegsmarine  des  früheren  Königreiches  Italien  in 
Besitz  genommen  worden  war,  hätte  die  Heeresverwaltung  mit  größerer 
Aussicht  auf  Erfolg  an  die  Schafiung  einer  Kriegsflotte  herantreten  können. 
Allein  die  chronische  Finanznot  hinderte  zunächst  ein  solches  Vorgehen 
und  unter  dem  Einflüsse  der  Hofbuchhaltung  wurde  vielmehr  der  Verkauf 
des  größten  Teiles  der  in  Besitz  genommenen  italienischen  Flotte  beschlossen. 
Die  folgenden  Ereignisse  der  äußeren  Politik  bewiesen  neuerlieh  die  Not- 
wendigkeit einer  stärkeren  Flotte.  Gleichwohl  begnügte  man  sich  bis  zum 
Jahre  iSriO  mit  einem  Provisorium.  Auch  die  Anstrengungen  des  Erzherzogs 
Friedrich,  der  1844  das  Marine-Oberkommando  übernommen,  und  die  Denk- 
schrift Radetzkjs  an  den  Kaiser  über  den  Zustand  der  Flotte  konnten 
darin  keine  Änderung  bewirken.  Überdies  erwuchsen  der  Kriegsmarine 
•Schwierigkeiten  durch  das  Überwiegen  des  italienischen  Elements.  Auf 
allen  Schiffen  und  in  den  Marineämtern  herrschte  damals  die  italienische 
Sprache  als  Kommando-  und  Dienstsprache.  Hauptkriegshafen  war  in  dieser 
Perimle  Venedig. 
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Die  Jahre  1848  und  1849  verursachten  der  Kriegsmarine  schwere 
Schläge;  das  Arsenal  in  Venedig  und  ein  großer  Teil  der  Flotte  ging  verloren. 

Mit  dem  Jahre  1850  begann  eine  neue  Phase  in  der  Entwicklung  der 
österreichischen  Kriegsmarine.  Die  Flotte  wurde  durch  den  Ankauf  von 
Schiffen  und  die  Anwerbung  fremder  Seeoffiziere  ergänzt,  zugleich  wurden 
aber  Maßnahmen  getroffen,  um  den  bisherigen  fast  provinziell-venetianischen 
Charakter  der  Marine  und  das  Vorwiegen  des  italienischen  Elements  zu 
beseitigen.  In  dieser  Absicht  erfolgte  die  Verlegung  des  Seearsenals  nach 
Pola,  während  Venedig  zu  einer  sekundären  Flottenstation  herabsank.  Das 
hauptsächliche  Verdienst  um  die  Reorganisierung  der  Marine  gebtlhrt.  dem 
in  österreichische  Dienste  berufenen  dänischen  Vizeadmiral  Hans  Birch 
Freiherrn  von  Dahlerup.  Nach  dem  aufgestellten  Programme  sollte  die 
künftige  Eüiegsflotte  unter.  Umständen  auch  offensiv  auftreten  können  und 
stark  genug  sein,  um  die  Herrschaft  auf  dem  Adriatischen  Meere  zu 
behaupten  und  den  vereinigten  Seekräften  der  italienischen  Staaten  die 
Spitze  zu  bieten.  Doch  hinderten  die  großen  technischen  Neuerungen  der 
Schiffsschraube  und  des  Panzers  die  Durchführung  des  Flottenplanes. 

Von  großer  Bedeutung  war  die  Ernennung  des  Erzherzogs  Max  zum 
Marine-Oberkommandanten  (18ö4).  In  die  Zeit  seiner  Tätigkeit  fällt  die 
Umgestaltung  der  Segelschiffe  in  eine  Dampferflotte,  femer  die  Vereinigung 
der  verschiedenen  Flottillen,  welche  in  den  Jahren  1849 — 1854  auf  den 
Lagunen  Venedigs  und  auf  den  Binnenseen  Italiens  geschaffen  worden 
waren,  sowie  der  Donauflottille  mit  der  Kriegsmarine  (1859  und  1860).  la 
den  folgenden  Jahren  (1860 — 1866)  bemühte  sich  die  Marineverwaltung 
um  die  Schaffung  einer  Panzerflotte  und  von  schnellfahrenden,  mit  schwerer 
Artillerie  versehenen  Kanonenbooten.  In  dem  Seegefechte  bei  Helgoland 
(1864)  und  in  der  Seeschlacht  bei  Lissa  (1866)  zeigte  sich  die  neue  öster- 
reichische Kriegsmarine  in  glänzendem  Lichte.  Infolge  des  Krieges  des 
Jahres  1866  ging  das  Arsenal  von  Venedig  für  die  Flotte  verloren  und 
es  wurde  nunmehr  Pola  mit  beträchtlichen  finanziellen  Opfern  zum  Haupt- 
kriegshafen  ausgestaltet 

Die  Reorganisierung  der  Wehrkraft  nach  den  Ereignissen  des  Jahres 
1866  blieb  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Kriegsmarine.  Die  Seele  der  neuen, 
durch  die  beschränkten  budgetären  Mittel  sehr  gehemmten  Maßnahmen 
war  in  der  nächsten  Zeit  der  Sieger  von  Lissa,  Wilhelm  von  Tegetthoff» 
der  im  Jahre  1868  zum  Chef  der  Marinesektion  im  Reichskriegsministerium 
ernannt  worden  war.  Die  Weiterentwicklung  der  Kriegsflotte  bewegte 
sich  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Panzerfrage,  der  Artillerieausrüstung 
und  des  Torpedowesens  sowie  der  Marineadministration.  Die  Aufgabe 
Tegetthoffs  war  durch  das  Sicherheitsgefllhl,  welches  die  parlamentarischen 
Kreise  nach  den  See-Erfolgen  des  Jahres  1866  beherrschte,  sehr  erschwert 
Die  Delegationen  bewilligten  zwar  die  erste  Rate  zur  Durchführung  des 
im  Jahre  1868  vorgelegten  Flottenplanes,  allein  in  den  folgenden  Jahren 
betrachtete  man  die  daraus  erwachsenden  Erfordernisse  nicht  als  bindend 
und  so  wurde  der  ganze  Plan  illusorisch.  Im  Jahre  1880  wurde  gelegentlich 
der  damaligen  Marineenquete  die  Notwendigkeit  einer  Verstärkung  der 
Flotte  abermals  betont,  aber  bis  zum  Jahre  1883  blieb  die  Sorge  auf  die 
Erhaltung  des  vorhandenen  Schiffsbestandes  gerichtet  und  es  konnte  nur 
eine  schrittweise  Vermehrung  der  Torpedoboote  durchgeführt  werden.  Erst 
als  Freiherr  von  Sterneck  in  ,  diesem  Jahre  an  die  Spitze  der  Marine  Ver- 
waltung trat,  griffen  neue  Ideen  Platz.    Der  Kriegswert  der  Flotten  zweiten 
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Banges  hatte  sich  mittlerweile  infolge  der  Ausbildung  des  Torpedo-  und  See- 
minenwesens  außerordentlich  zu  Ungunsten  der  großen  Seemächte  gehoben. 
Darauf  stützte  sich  der  neue  Flottenplan,  der  die  Konstruktion  von  Fahr- 
zeugen mit  größter  Geschwindigkeit  und  Manövrierfähigkeit  in  Aussicht 
nahm,  im  übrigen  aber  die  Aufgabe  der  Kriegsmarine  auf  die  Beschtttzung 
der  heimatlichen  Seekttste  unter  Verzichtleistung  auf  ein  oflFensives  Vorgehen 
beschränkt  wissen  wollte.  Trotz  des  gewaltigen  Aufschwunges,  welchen  die 
navalen  Machtmittel  der  großen  Seemächte  in  der  jüngsten  Zeit  genommen 
haben,  ist  seither  in  Österreich-Ungarn  an  diesem  bescheidenen  Programme 
festgehalten  worden. 

f  £•  Die  allgemeinen  Rechts^rrnndlagen  des  österreichisch-nngarischen  Heerwesens. 

I.  In  den  großen  Militärstaaten  ist  regelmäßig  ein  weites  Gebiet  der 
Staatstätigkeit  ausgeschieden,  welches  fast  ausschließlich  durch  den  Grund- 
satz der  möglichsten  Machtentfaltung  beherrscht,  dagegen  von  Rechts- 
normen nur  wenig  beeinflußt  wird.  Man  bezeichnet  dieses  Gebiet  der  staat- 
lichen Tätigkeit  als  Bereich  des  militärischen  Oberbefehls.  Ihm  gegen- 
über steht  das  Gebiet  der  Heeresverwaltung,  worunter  die  sonstige 
Tätigkeit  des  Staates  und  seiner  Organe  für  das  Heerwesen  verstanden 
wird.  Während  das  erstere  Gebiet  seiner  Natur  nach  zumeist  unfähig  ist, 
einen  Gegenstand  der  rechtlichen  Normierung  zu  bilden,  da  die  unter  dem 
Gesichtspunkt  der  größten  und  zweckmäßigsten  Machtentfaltung  sich  voll- 
ziehende militärische  Leitung  die  möglichste  Konzentrierung  in  einer  Hand 
erfordert,  welche  durch  keine  weiteren  Schranken  gebunden  sein  darf,  eignet 
sieh  das  Gebiet  der  Heeresverwaltung  weit  eher  für  eine  rechtliche  Nor- 
mierung und  erheischt  eine  solche  in  um  so  höherem  Grade,  je  mehr  die 
Grundsätze  des  Rechtsstaates  zum  Durchbruche  gelangen  und  die  Auferlegung 
von  öffentlichrechtlichen  Pflichten  im  Wege  einfacher  Verwaltungsinstruktionen 
mit  den  geänderten  Auffassungen  von  der  individuellen  Freiheit  in  Wider- 
spruch gerät 

Gleichwohl  ist  es  den  parlamentarischen  Körperschaften  in  Mitteleuropa 
nnd  so  auch  in  Österreich-Ungarn  bisher  nicht  gelungen,  auf  die  Heeres- 
Terwaltung  einen  größeren  Einfluß  zu  erhalten.  Während  in  Großbritannien 
nnd  Irland  selbst  der  Bestand  der  Armee  von  der  jährlichen,  in  Form  der 
Mntiny  Acts  erfließenden  Bewilligung  abhängig  ist  und  auch  in  den  roma- 
nischen Staaten  Frankreich  und  Italien  die  Gesetzgebung  in  Sachen  der 
Militärverwaltung  ein  etwas  weiteres  Gebiet  zu  erobern  begonnen  hat,  tritt 
die  Armee  in  Österreich-Ungarn  ebenso  wie  im  Deutschen  Reiche  bis  zur 
Gegenwart  im  allgemeinen  als  eine  in  sich  geschlossene  Anstalt  auf,  deren 
Einrichtungen  sich  zumeist  der  gesetzlichen  Regelung  entziehen  und  viel- 
mehr durch  organisatorische  Anordnungen  des  obersten  Kriegsherrn  oder 
der  obersten  Heeresverwaltungsorgane  bestimmt  werden.  Einen  größeren 
Einfluß  haben  die  parlamentarischen  Körperschaften  zumeist  nur  dadurch 
gewonnen,  daß  ihnen  auch  bezüglich  des  Heeres  das  Budgetbewilligungsrecht 
zasteht  Gegenwärtig  erstreckt  sich  ihr  Mitbestimmungsrecht  namentlich  auf 
die  Regelung  der  Wehrpflicht,  die  Normierung  der  sachlichen  Friedens-  und 
Kriegsleistungen,  auf  die  Feststellung  der  Höhe  der  Wehrmacht,  beziehungs- 
weise die  Bewilligung  des  Rekrutenkontingentes,  femer  auf  die  Feststellung 
der  Militärgerichtsbarkeit  und  endlich  auf  einige  andere  Gebiete,  die  von 
bedeutender  Tragweite  ftbr  die  Staatsfinanzen  sind,  wie  das  Pensionswesen 
ud  teilweise  auch  das  Gebührenwesen. 
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In  Österreich-Ungarn  haben,  abgesehen  von  dieser  allgemeinen 
historischen  Entwicklung,  noch  andere  Umstände  dazu  beigetragen,  die 
Heeresverwaltung  dem  Einflüsse  der  parlamentarischen  Eörperschaden  zu 
entrücken.  Die  durch  die  staatsrechtliche  Organisation  der  Monarchie  und 
der  beiden  Reichshälften  bedingte  Umständlichkeit  des  Gesetzgebungs- 
apparates einerseits  und  der  Wunsch,  das  Heer  den  nationalen  Aspirationen 
möglichst  zu  entrücken,  andererseits  ließen  es  rätlich  erscheinen,  die  Stellung 
der  Heeresverwaltung  miigüchst  frei  zu  gestalten  und  den  Einfluß  der  par- 
lamentarischen Körperschaften  noch  weiter  einzuschränken.  Auf  diese  Weise 
erklärt  es  sich,  daß  dem  Monarchen  Österreich-Ungarns  verfassungsmäßig 
nicht  nur  der  militärische  Oberbefehl,  sondern  auch  eine  der  parlamentari- 
schen Mitwirkung  entrückte,  weitgehende  Organisations-  und  Yerordnungti- 
gewalt  für  den  inneren  Bereich  der  Armee  zukommt.^) 

IL  Der  militärische  Oberbefehl  im  eigentlichen  Sinne  ist  sonach  der 
Inbegriff  der  dem  Monarchen  in  Sachen  der  militärischen  Aktion  nach  Außen 
und  im  Innern  zustehenden  Gewalten.  Auf  Grund  dieser  Gewalten  bestimmt 
der  Kaiser  —  vorbehaltlich  der  verfassungsmäßigen  Bewilligung  der  erfor- 
derlichen Mittel  —  die  Verwendung  der  Armee,  er  ist  berechtigt,  die 
kriegsbereite  Aufstellung  des  Heeres  im  Frieden  und  die  Mobilisierung  des- 
selben im  Kriegsfalle  anzuordnen.  Diese  seine  Befugnisse  erstrecken  sich 
auf  alle  Bestandteile  der  Armee,  nur  ist  die  Verwendung  der  ungarischen 
Landwehrtruppen  und  der  Landsturmtruppen  sowie  der  tirolisch-vorarlbergi- 
schen Landesverteidiger  an  gewisse  Schranken  der  formellen  Gesetzgebung 
gebunden.')  Dagegen  fließt  das  Recht  der  Kriegserklärung  nicht  aus 
dem  militärischen  Oberbefehle. 

Die  Kommandogewalt  des  Kaisers  umfaßt  derzeit  auch  das  Disloka- 
tionsrecht bezüglich  der  Truppen  und  Heeresanstalten,  nachdem  der  in  den 
Verfassungsgesetzen  ausgesprochene  Vorbehalt  des  Gesetzes  durch  die  Ein- 
quartierungsgesetze zu  Gunsten  der  Kommandogewalt  beseitigt  worden  ist,^) 
das  Recht  zur  Leitung  der  militärischen  Ausbildung,  femer  das  aus  dem 
Verhältnisse  der  Über-  und  Unterordnung  folgende  oberste  Inspektions-  und 
Disziplinarrecht  sowie  endlich  das  Recht  zur  Bestellung  der  für  die  mili- 
tärische Leitung  der  Truppen  und  zur  Verwaltung  der  Heeresanstalten  not- 
wendigen Organe,  also  insbesondere  das  Recht  zur  Ernennung,  Beförderung, 
Versetzung,  Pensionierung  und  Entlassung  der  Offiziere  und  Militärbeamten. 
Der  Ejiiser  kann  diese  Befugnisse  auch  auf  die  ihm  unterstehenden  Organe 
ganz  oder  teilweise  übertragen.  Insbesondere  ist  ein  Teil  der  Befugnisse 
einerseits  den  obersten  Zentralverwaltungsbehörden  der  Armee  (dem  Reichs- 
kriegsministerium und  den  beiderseitigen  Landesverteidigungsministerien),  an- 
dererseits den  höheren  Kommandobehörden  (namentlich  den  Korpskommanden 
und  Landwehroberkommanden)  dauernd  delegiert  Eine  Kontrasignatur  in 
Sachen  der  Kommandogewalt  findet  regelmäßig  nicht  statt.  Eine  sonstige 
Beschränkung  derselben  ist  nur  dadurch  gegeben,  daß  das  Ausmaß  der 
Pensionsbezüge  der  in  den  Ruhestand  versetzten  militärischen  Organe  nnd 
die  Bedingungen  der  Pensionierung  durch  Gesetz  bestimmt  sind.^) 

Im  weiteren  Sinne  werden  aber  zum  Begriff  des  militärischen  Ober- 
befehles auch  die  Befugnisse  der  dem  Ejiiser  in  inneren  Armeeangelegen- 


»)  Ö.  G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  146,  §  5  al.  2,  u.  G.-A.  XII 
ex  18G7  §  11.  Vergl.  auch  ö.  St.-G.-G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Kr.  145, 
Art.  V.  —  2)  Vergl.  §  21.  —  »)  Vergl.  §  26  VI.  —  *)  Vergl.  §  112  ff. 
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heiten  zukommenden  reservierten  Verordnungsgewalt  gezählt.  Darnach  besitzt 
der  Kaiser  das  Recht,  die  Friedens-  und  Kriegsformation  des  Heeres,  die 
Ausrüstung,  Bekleidung  und  Bewaffnung  desselben  zu  normieren,  die  Be- 
stimmung der  verschiedenen  Truppengattungen  und  Heeresanstalten  zu 
regeln  sowie  über  den  inneren  Militärdienst  Anordnungen  zu  treffen. 

Auch  diese  Anordnungen  des  Kaisers  bedürfen  keiner  Kontrasignatur, 
»nd  aber  durch  die  Mitwirkung  der  Parlamente  der  beiden  Reichshälften 
bei  der  Feststellung  des  Wehrsjstems  und  des  Rekrutenkontingentes  sowie 
durch  mancherlei  andere  Gesetzesbestimmungen  sowohl  rücksichtlich  des 
gemeinsamen  Heeres  als  auch  bezüglich  der  Landwehr-  und  Landsturm- 
truppen beschränkt.*) 

Nicht  klar  geregelt  und  daher  Gegenstand  des  Streites  ist  das  Recht 
des  Kaisers,  in  Sachen  der  Militärgerichtsbarkeit  Verfügungen  all- 
gemeiner Natur  zu  treffen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Organisation  der  Militärgerichte 
erflossen  bisher  sowohl  Air  das  gemeinsame  Heer  als  auch  für  die  Laudwehr- 
nud  Landsturmtruppen  auf  Grund  der  reservierten  Organisations-  und  Verord- 
unngsgewalt  des  Kaisers.  Eine  Schranke  bestand  nur  insoferne,  als  die 
Gesetze  vom  23.  Mai  1871,  R.-G.-B1.  Nr.  45,  und  vom  2.  April  1885,  R.-G.-B1. 
Xr.  93,  bezüglich  der  Organisation  der  österreichischen  Landwehrgerichte 
einige  grundlegende  Anordnungen  getroffen  hatten,  die  im  wesentlichen 
indes  auch  nur  auf  die  Rezeption  der  t\ir  die  Militärgerichte  des  gemein- 
samen Heeres  geltenden  Normen  hinausliefen.  Allein  diese  bisherige  Praxis 
steht,  wenigstens  was  das  österreichische  Recht  anbelangt,  soferne  es  sich 
nicht  bloß  um  die  Wiederholung  älterer  Normen,  sondern  um  neue  organisa- 
torische Anordnungen  handelt,  weder  mit  den  Bestimmungen  des  öster- 
reichischen Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  144, 
über  die  richterliche  Gewalt  (Art.  2  al.  1  und  Art.  3)  noch  mit  der  richtigen 
Anschauung  über  den  Begriff  der  Interna  der  Armee  im  Einklänge.  Wenn 
auch  die  erwähnten  Bestimmungen  des  Staatsgrundgesetzes  nicht  vollkommen 
klar  abgefaßt  sind,  so  kann  doch  wohl  kein  Zweifel  darüber  herrschen,  daß 
die  Feststellung  der  Kompetenz  und  des  Wirkungskreises  der  Militärgerichte 
nicht  mehr  unbedingt  zu  den  Interna  der  Armee  gerechnet  werden  darf,  da 
die  Tätigkeit  der  Militärgerichte  sich  auch  auf  die  gemeinen  Delikte  der 
Militärpersonen  erstreckt,  die  Militärgerichte  auch  gegenüber  Zivilpersonen 
Zwangsbefugnisse  besitzen  müssen  und  unter  Umständen  berufen  sind,  selbst 
tlber  Delikte  dieser  Personen  abzuurteilen,  endlich  von  den  Militärgerichten 
der  Verlust  von  Berechtigungen  und  Ehrenrechten  ausgesprochen  wird,  deren 
Kichtbesitz  für  das  bürgerliche  Rechtsleben  von  größter  Bedeutung  ist. 

Ebensowenig  kann  das  materielle  Militärstrafrecht  zu  den  Interna 
der  Armee  gerechnet  werden  und  eine  Abänderung  desselben  ist  daher  nur 
im  Wege  der  Gesetzgebung  zulässig.  Denn  das  materielle  Strafrecht  wird 
gegenüber  der  Organisation  der  Gerichte  als  etwas  Fertiges  vorausgesetzt; 
es  kommt  nur  zur  Anwendung,  wenn  der  Gerichtsorganismus  wirklich  funktio- 
nieren soll  und  kann  daher  nicht  als  eine  Angelegenheit  der  inneren  Armee- 
organisation betrachtet  werden,  zumal  darin  gleichfalls  über  viele  Verhält- 
nisse Bestimmungen  getroffen  werden,  die  zu  dem  Militärdienste  in  keiner 
oder  nur  in  entfernter  Beziehung  stehen.  Die  Praxis  ist  jedoch  schwankend. 
Einerseits  hat  sie  es,  wie   die   durch   die  Wehrgesetze  des  Jahres  1868  er- 

5)  Vcrgl.  §  21. 
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folgte  Aufhebung  der  körperlichen  Züchtigung  und  der  Eettenstrafe  zeigt, 
fUr  notwendig  erachtet,  in  einem  solchen  Falle  der  Abänderung  des  Militär- 
strafgesetzbuches den  Gesetzgebungsweg  zu  betreten,  andererseits  sind  in  der 
Zeit  nach  Erlassung  der  Februar-  und  der  Dezemberverfassung  wiederholt 
Abänderungen  des  Militärstrafgesetzbuches  durch  kaiserliche  Entschließungen 
erfolgt,  ohne  daß  die  Mitwirkung  der  parlamentarischen  Körperschaften  in 
Anspruch  genommen  wurde.^) 

Aus  analogen  Gründen  kann  auch  die  Regelung  des  Militärstraf- 
prozeßrechtes nicht  als  ein  dem  Kaiser  vorbehaltenes  Keservatrecht  an- 
gesehen werden,  vielmehr  können  Abänderungen  der  geltenden  Militärstraf- 
prozeßnormen und  die  Erlassung  einer  neuen  Prozeßordnung  nur  im  Gesetz- 
gebungswege erfolgen.  Denn  auch  die  Wirksamkeit  der  strafprozessualen 
Normen  bleibt  nicht  immer  auf  den  inneren  Bereich  der  Armee  beschränkt, 
sondern  greift  auch  in  die  Verhältnisse  von  Zivilpersonen  und  Zivil - 
l)ehörden  ein. 

Dagegen  muß  nach  Lage  des  positiven  Hechtes  die  Ordnung  des 
Militärdisziplinarstrafrechtes  und  des  ehrenrätlichen  Verfahrens 
als  ein  Gegenstand  des  reservierten  Verordnungsrechtes  des  Kaisers  erklärt 
werden,  da  es  sich  hier  lediglich  um  Angelegenheiten  des  inneren  Armee- 
organismus handelt,  so  wenig  es  auch  mit  den  Ideen  des  modernen  Rechts- 
staates in  Einklang  gebracht  werden  kann,  daß  in  die  Freiheit  und  Rechts- 
stellung der  einzelnen  so  tief  einschneidende  Anordnungen  ohne  Mitwirkung 
der  parlamentarischen  Körperschaften  getroffen  werden. 

Die  Akte  des  militärischen  Oberbefehles  können  entweder  bestehen  in 
der  Erlassung  abstrakter  Normen,  Verordnungen,  oder  in  konkreten 
Anordnungen,  Verfügungen.  Derlei  neue  Verordnungen  wirken  gegenwärtig 
nur  innerhalb  des  Organismus  der  Armee,  nicht  nach  außen  auf  die  Unter- 
tanen; sie  sind  Verwaltungsverordnungen  in  dem  durch  die  deutsche 
Staatsrechtswissenschaft  (Laband)  aufgestellten  Sinne.  Als  solche  Verord- 
nungen sind  namentlich,  was  den  Hauptinhalt  betrifft,  die  verschiedenen,  für 
die  ganze  bewaffnete  Macht  oder  bestimmte  Teile  derselben  erlassenen 
Reglements  [Exerzierreglements,  Dienstreglements,^)  Festungsreglement] 
und  die  verschiedenen,  die  innere  Organisation  der  Truppenkörper  normie- 
renden organischen  Bestimmungen  anzusehen.  Die  in  diesen  Reglements 
vorkommenden,  oft  sehr  weitgehenden  Einschränkungen  der  persönlichen 
Freiheit  basieren  rttcksichtlich  der  Militärpersonen  auf  der  Dienstherrlichkeit 
und  können  daher,  soweit  nicht  durch  die  Gesetze,  insbesondere  durch  die 
Verfassungsgesetze,  derartigen  Beschränkungen  bestimmte  Grenzen  gesetzt 
sind,  für  diese  Personen  lediglich  durch  die  Verordnungsgewalt  verftigt 
werden.  Tatsächlich  statuieren  jedoch  dieselben  Reglements  auch  ftlr  die 
Zivilpersonen  Einschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  oder  legen  diesen 
Personen  Verpflichtungen  auf.  Diesen  letzteren  Normen  kann  indes  rück- 
sichtlich der  genannten  Personen  nur  insoweit  Rechtswirksamkeit  beigemessen 
werden,   als  dieselben  entweder  aus   älteren,   aus   der  Zeit   vor   der  Ver- 

•)  Auf  diese  Weise  sind  inabesondere  die  §§  47,  65, 175,  195  lit.  b)  und  208  lit  ej, 
femer  die  §§  801—303  M.-St.-6.  abgeändert  worden.  —  "0  Dienfttreglement  (üt  das 
k.  und  k.  (Land-)Heer  I.  und  IL  Teil,  3.  Auflage  (1896),  wozu  noch  apezielle  Reglements 
für  die  einzelnen  Truppengattungen  kommen,  und  Dienstreglement  für  die  k.  und  k.  Kriegs- 
marine I.,  IL  und  IIL  Teil,  2.  Auflage  (1901).  Für  die  k.  k.  Landwehr  gilt  das  Dienst- 
reglement des  k.  und  k.  Heeres  mit  Ergänzungen,  für  die  ungarische  Landwehr  ein  auf 
gleichen  Grundlagen  beruhendes  Reglement 
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fassangsära  datierenden  Reglements  herttbergenommen  sind  oder  auf  ander- 
weitige ältere  Rechtssatzungen  sich  stützen,  da  im  Verfassungsstaate  das 
-subsidiäre  (selbständige)  Verordnungsrecht  der  Staatsregierung  nicht  so  weit 
ausgedehnt  werden  darf,  daß  dadurch  Einschränkungen  der  Freiheitsrechte 
der  keiner  Dienstherrlichkeit  unterworfenen  Staatsbewohner  verfügt  werden 
können. 

Vom  Monarchen  selbst  werden  Anordnungen  im  Bereiche  des  mili- 
tärischen Oberbefehles  im  weiteren  Sinne  des  Wortes  nur  selten,  und  zwar 
regelmäßig  nur  bei  sehr  wichtigen  oder  feierlichen  Gelegenheiten  durch 
Armeebefehle  (Marinebefehle)  getroffen.  Im  übrigen  hängt  es  von  seinem 
Ermessen  ab,  ob  er  die  betrefiFenden  Akte  durch  seine  persönlichen  Ogane 
(die  Militärkanzlei)  bearbeiten  lassen  oder  ob  er  den  Zentralverwaltungs- 
behörden einen  Anteil  an  der  Bearbeitung  einräumen  will.  In  jedem  Falle 
bedürfen  aber  alle  Dienstnormen  allgemeiner  Art,  welche  sich  auf  die  Organi- 
sation, Ausrüstung,  Bekleidung  und  Bewaffnung,  ferner  auf  die  Ausbildung 
des  Heeres  beziehen,  sowie  jene,  welche  den  Geldaufwand  regeln  oder 
grundsätzliche  Bestimmungen  über  die  Rechnungslegung  enthalten,  seiner 
Genehmigung. 

Die  als  Ausfluß  der  Kommandogewalt  ergehenden  Anordnungen  der 
Militärkommanden  und  Behörden  führen  nach  der  für  das  Herr  erlassenen 
Geschäftsordnung  verschiedene  Bezeichnungen,  als  Zirkularverordnnngen, 
wenn  sie  allgemein  gültige  Bestimmungen  verlautbaren,  Verordnungen, 
Erlässe,  Befehle.  Als  Regierungsakte  unterliegen  sie  einer  freieren  Kritik, 
während  die  Armeebefehle  als  persönliche  Emanationen  des  Monarchen 
einer  solchen  durch  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzes  über  Majestäts- 
beleidigung weit  mehr  entrückt  sind. 

III.  Im  Unterschiede  vom  militärischen  Oberbefehle  umfaßt  die  Militär- 
verwaltung alle  jene  Tätigkeiten  der  Heeresorgane,  welche  auf  die  Be- 
schaffung der  Vorbedingungen  und  Mittel  für  die  Armee  gerichtet  sind, 
also  namentlich  die  Sorge  ^r  das  Personal  und  die  sachlichen  Bedürfnisse 
des  Heeres.  Im  weiteren  Sinne  wird  zur  Militärverwaltung  auch  die 
Militärrechtspflege  gezählt,  da  sich  dieselbe  bisher  nicht  jene  selb- 
ständige und  unabhängige  Stellung  errungen  hat,  wie  sie  den  bürgerlichen 
Zivil-  und  Strafgerichten  in  den  modernen  Rechtsstaaten  zukommt,  sondern 
der  Beeinflussung  durch  die  Kommando-  und  Militärverwaltungsbehörden 
unterworfen  ist. 

Auch  die  Militärverwaltung  hat  es  entweder  mit  abstrakten  Normen 
oder  mit  konkreten  Anordnungen  zu  tun.  Wenn  zunächst  von  dem  Ein- 
greifen der  Gesetzgebung  abgesehen  wird,  welche  gleichfalls  sowohl  ab- 
strakte Normen  erlassen  als  auch  konkrete  Tatbestände  regeln  kann  (Ge- 
setze im  formellen  Sinne),  so  gestalten  sich  diese  Verhältnisse  ver- 
schieden, je  nachdem  es  sich  um  den  inneren  Organismus  des  Heeres  oder 
um  Leistungen  oder  ein  sonstiges  Verhalten  der  Staatsbürger  und  anderer 
Staatsbewohner  handelt. 

Innerhalb  des  Organismus  der  Armee  werden  sowohl  Verwal- 
tnngsverordnungen  als  auch  sonstige  Rechtsakte  (Entscheidungen 
and  Beurkundungen  einerseits  und  Befehle  und  konstitutive  Akte 
andererseits)  in  die  Erscheinung  treten.  Daneben  macht  sich  auch  im  Be- 
reich der  Militärverwaltung  das  Recht  der  Inspektion  geltend. 

Während  die  Staatsbürger  und  Staatsbewohner  durch  Akte  des  mili- 
tärischen Oberbefehles  in  der  Regel  nicht  weiter  berührt  werden,  treffen  die 
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Akte  der  Militärverwaltung^  häufig  auch  sie,  so  daß  sich  der  rechtliche  Einflnfi 
der  letzteren  auch  außerhall)  des  Armeeorgaiiisinas  geltend  macht 
Diese  Beziehungen  der  StaatsiiUrger  und  der  ätaatsl>ewohner  überhaupt  zur 
Heeres ver^valtung  können  wiederum  entweder  privatrechtlieher  oder 
öffeutlichrechtlicher  Natur  sein.  Privatrechtliche  Akte  greifen 
namentlich  Platz,  solerne  die  IleeresbedUrfnisse  im  Wege  de»  privatrecht- 
lichen Vermögensverkehres  gedeckt  werden;  diese  Akte  beherrschen  ins- 
besondere einen  großen  Teil  der  wirtschaftlichen  Heeresverwaltung.  Einen 
öffentlichrechtlichen  Charakter  besitzen  hingegen  jene  Verwaltungs- 
handlungen, welche  die  Beschaffung  des  Personales  and  der  sachlichen 
IleeresbedUrfnisse  durch  Ausübung  obrigkeitlicher  Iloheitsrechte  bezwecken. 
Alle  diese  Verwaltungshandlungen  betreifen  daher  den  Militärdienst  einer- 
seits und  die  Militärlasten  andererseits.  Die  in  Betracht  kommenden  Ver- 
hältnisse werden,  soweit  nicht  die  Gesetzgebung  eingreiil,  entweder  durch 
Verordnungen  geregelt  oder  sie  werden  durch  für  konkrete  Fälle 
erlassene  Anordnungen  beherrscht.  Die  Verordnungen  können  in  diesem 
Falle,  da  es  sich  um  abstrakte,  die  Staatsljürger  oder  Staatsbewohner  ver- 
pflichtende Normen  der  Verwaltung  handelt,  nur  Kechtsverordnungen  in 
dem  von  der  deutschen  Staatsrechtswissenschaft  aufgestellten  Sinne  sein. 
Zur  Erlassung  derartiger  Verordnungen  ist  gegenwärtig  der  Reichskriegs- 
minister nicht  mehr  kompetent,  da  ihm  eine  unmittelbare  nonngebende 
Gewalt  gegenüber  den  StaiitsbUrgern  und  Staatsbewohnern,  welche  nicht  im 
Verbände  des  gemeinsamen  Heeres  stehen,  seit  der  Dualisierung  der 
Monarchie  nicht  zukommt.**)  Vielmehr  kommt  die  Kompetenz  hiezu  gegen- 
wärtig an  seiner  statt  den  beiderseitigen  Landesverteidigungsministern  zu, 
und  zwar  selbst  dann,  wenn  die  betreffenden  Agenden  der  Heeresverwaltung 
(wie  z.  B.  das  Pulvermonopol)  durch  Organe  des  gemeinsamen  Heeres 
besorgt  werden. 

Die  Regelung  konkreter  Tatbestände  hingegen  kann  geschehen  ent- 
weder durch  Entscheidungen  und  Beurkundungen  einerseits  oder  durch 
Verfügungen  andererseits.  Entscheidungen  kommen  auf  dem  Gebiete 
der  Militärverwaltung  sehr  häufig  vor,  wie  z.  B.  Entscheidungen  über  die  Wehr- 
pfli<'bt.  über  die  Verpflichtung  zur  Tragung  von  Militärlasten,  über  die  Ver- 
Korgungsansprüche  der  Heerespersonen  u.  s.  w.  Beurkundungen  sind 
weniger  häufig,  doch  fehlen  sie  nicht,  wie  z.  B.  die  Ausstellung  von  Militilr- 
pässen  und  Militäral)schieden,  die  Ausstellung  von  Zertifikaten  für  Unter- 
offiziere, die  Aufstellung  von  Rayonsplänen  beweist.  Die  Verfügungen 
k(')inu>n  entweder  den  Charakter  von  Befehlen  an  sich  tragen,  welche  sieh 
an  alle  Bewohner  einer  bestimmten  Kategorie  richten  oder  als  konstitutive 
Akte  auftreten,  durch  welche  ein  spezielles  öffentliches  Recht  für  eine 
iVrsjui  unter  Mitwirkung  derselben  begrllndet  oder  abgeändert,  beziehungs- 
w(Mse  aufgehoben  wird.  Manchmal  werden  auch  die  Erlaubniserteilungen 
als  eine  bescMidere  Art  von  konkreten  Verwaltungsakten  angefllhrt.  Be- 
tVlilo  kommen  auf  dem  Gebiete  der  Militärverwaltung  sehr  häufig  vor,  und 
zw;ir  teils  in  der  Form  von  Geboten,  wie  z.  B.  Befehle  zur  Stellung, 
Mildiin;:.  VorspannU^istung  oder  Quartierleistung,  teils  auch  in  der  Form 
\n\\  V(*r boten,  wie  z.  B.  bei  Festsetzung  eines  Festungsrayons.  Befehle, 
wrlrJM'  die  Beistellnng  sachlicher  Leistungen  für  das  Heer  zum  Gegenstande 
linlM*n,  werden  si)eziell  als  militärische  Requisitionen  bezeichnet.  Kon- 


Etiiulive  Akte  liegen  z.  B.  in  der  Annaliino  von  Freiwitlitron  durch  die 
Trnppenkiirper.  feniiT  in  der  Übertragnug  militärischer  Ämter,  welche  niHit 
den  Charakter  von  K< i in  iiiando stellen  besitzen. 

Eine  Mitwirkung  der  parlamentarischen  Kfirperschaften  auf  de:ii 
Gebiete  der  Militärverwaltung  ist  in  beiden  ileiehshäU'ten  nach  den  Grnud- 
sUlzeu  des  modernen  Rechtsstaates  notwendig  nud  verfassungsmiiHig  vor- 
behalten hei  Bestimmung  der  Art  und  Dauer  der  Wehrpflicht,  dir  die 
Kegelung  der  Verpflegung  und  Einquartierung  des  Heeres,  soferne  dadurch 
der  Bevölkerung  besondere  Lasten  auferlegt  werden  sollen,  l'erner  bei  Be- 
willigung der  bndgetären  Mittel  fttr  die  MUitärvenvaltung.  In  Österreich  ist 
dieser  Vorbehalt  auch  ausgesprochen  ftlr  die  Regelung  des  Vorspaunwesens 
8ome  dos  tiroliscli-vorarlbergischen  Landesverteidigungsin-itituts  nud  Schieß- 
Btsndswesens.  Auflerdem  hat  sich  ein  Mitwirknngsrecht  des  Parlaments  in 
Ungarn  im  Verlaute  der  historischen  Entwicklung  ftlr  die  Rekruten- 
hewillignng  herausgebildet  und  dasselbe  ist  nunmehr  ftlr  beide  Reichs- 
hälften verfassungsmüßig  festgelegt."  i  Endlich  ist  ein  solcher  Vorbehalt 
noch  zu  machen  fUr  das  Militärtaxwesen,  die  Regelung  des  Feslungsrayons- 
Wesens,  ftlr  das  materielle  und  formelle  Militärstrafrecht  und  alle  jene 
Materien,  welche  schon  bisher  eine  Regelung  im  Wege  der  Gesetzgebung 
erfahren  haben  und  daher  auch  in  Zukunft  nur  unter  Mitwirkung  der  par- 
lameulariechen  Körperschaften  geordnet  werden  kilnnen.  Zu  diesen  Materien 
gehören  insbesondere  die  Grnndzüge  der  Landwehr-  und  Landsturraorgani- 
sation  sowie  das  Militär versorgnngswescn.  Es  besteht  aber  kein  Hindernin, 
anf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  das  Mitivirknngsrecht  der  parlamentarischen 
Kfirperschaften  rUeksichtlich  dieser  letzteren  Materien  unter  gleichzeitiger 
Ausdehnung  des  reservierten  Verordnungsrechtes  des  Kaisers  zu  beschränken, 
und  eine  solche  Einschränkung  hat  seither  tatsächlich  auf  dem  Gebiete  des 
Land  wehr  Wesens  stattgefunden. 

Im  einzelnen  gestaltet  sich  hiemach  das  formelle  und  materielle  Gesetz 
mgsrccht  im  Bereiche  der  MiHlärvcrwaltnng  folgcndermajien: 

1.  Den  Delegationen  kommt  die  Bewilligung  des  Budgets  des  gemcin- 
^men  Heeres,  die  parlamentarische  Kontrolle  Über  die  Verwendung  dieser 
änmmen  sowie  tlber  die  in  der  Verwaltung  der  gemeinsamen  Regierung 
stehenden  Militarl'oude,  ferner  die  Genehmigung  der  bezüglichen  Rechnnngs- 
ahschlttsse,  im  Kriege  auch  die  Bewilligung  der  Mittel  für  die  mobilisierten 
Landwehr-  nnd  Laudsturmtrnppen  zu.  Durch  Bewilligung  geringerer  Mittel 
oder  Erh<)hung  einzelner  Ansätze  können  sie  indirekt  auch  anf  die  innere 
Heeresorganisation  Einfluß  üben.  Dagegen  ist  die  Aufnahme  von  Darlehen 
fllr  die  Zwecke  der  gemeinsamen  Kricgsverwallung  an  die  Zustimmung 
der    Parlamente   der   beiden   Reicbshälften,    beziehungsweise  an    unter  Mit- 


w 


*)  Ö.  O.  vom  21.  Dezerabt-r  1867,  E.-G.-Bl.  Nr.  Ul.  g  U  lU.  6),  u.  G.-.V.  XII  ex 
18C7  §S  12—14  and  L.-O.  filr  Tirol  und  VorurlborK  ox  1861  §  18  II  umi  III  3.  In 
Ungarn  ist  der  Vorl)eliaU  der  Gosctzgi-bung  in  iliescr  AuKiklmung  niclit  so  klnr  normiert, 
indem  die  erwähnten  Deal  immun  gen  des  G.-A.  XII  ex  1S67  zum  Teile  nur  <lie  Abgrenzung 
iler  Angelegenhfitiin  iler  gemeinsamen  KriegHverwiiltiing  gegenUbpr  den  uRgiiriBchen 
Sonderrechten  im  Ange  haben.  Tatsitchlich  besteht  jedoch  in  Ungarn  die  Mitnirkung 
der  parlamentarischen  Klirperschaftea  im  Bereiche  der  Heeresverwaltung  niclit 
■ler  gleichen  Ansdehnung  wie  in  den  BeichanitslLindern,  sondern  selbgt  noch  in  u 
Umfange,  wie  Inebesondere  anf  dem  Gebiete  des  Landwelirbildnn!,'Bwe»ena. 

Behnid,  Di-i  Ucncirichl  der  datarr.DiiE.  MonurcLie.  2 
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Wirkung  derselben  erlassene  formelle  Gesetze  geknüpft.  ^^)  Die  Bewilligung 
des  gemeinsamen  Heeresbudgets  geschieht  durch  tibereinstimmende,  vom 
gemeinsamen  Monarchen  genehmigte  T^BeschlUsse^  der  beiden  Delegationen, 
die  in  den  Amtszeitungen  der  beiden  Beichshälften  publiziert  werden.  Diesen 
Beschlüssen  wird  von  der  Staatsrechtswissenschaft  gegenwärtig  nicht  die 
Bedeutung  formeller  Gesetze  beigelegt.**)  Nur  für  die  Parlamente  der 
beiden  Beichshälften  sind  sie  bindend. 

2.  Umsoweniger  wird  den  Delegationen  derzeit  in  der  Praxis  ein  Recht 
zur  Mitwirkung  materieller  Gesetze  in  Sachen  der  gemeinsamen  Heeres- 
verwaltung zugestanden.  Das  österreichische  Gesetz  vom  21.  Dezember  1867, 
B.-G.-B1.  Nr.  146,  spricht  zwar  im  §  6  von  dem  durch  die  Delegationen 
zu  übenden  Gesetzgebungsrechte  und  enthält  weiters  im  §  15  die  Be- 
stimmung, daß  zu  allen  Gesetzen  in  Angelegenheiten  des  Wirkungskreises 
der  Delegationen  die  Übereinstimmung  beider  Delegationen  oder  bei  man- 
gelnder Obereinstimmung  der  in  einer  gemeinschaftlichen  Plenarsitzung  beider 
Delegationen  gefaßte  zustimmende  Beschluß  und  in  jedem  Falle  die  Sanktion 
des  Kaisers  erforderlich  sei,  allein  in  der  Praxis  wurde  diese  Kompetenz 
alsbald  auf  die  Parlamente  der  beiderseitigen  Reichshälften  übertragen, 
zumal  der  korrespondierende  ungarische  Gesetzartikel  XII  ex  1867  im 
§  43  ausdrücklich  nur  von  ^Beschlüssen"  der  Delegationen  spricht.  Dem- 
gemäß ist  die  Regelung  der  Militärpensionen  fUr  die  Angehörigen  der 
gemeinsamen  Armee  und  ihrer  Hinterbliebenen  unter  Mitwirkung  der  beiden 
Parlamente  erfolgt  und  diesen  und  nicht  den  Delegationen  werden  etwaige 
Vorlagen  über  die  Neuregelung  der  Militärstrafgesetzgebung  und  des  Pestungs- 
rayonswesens  unterbreitet  werden.  Die  auf  diesem  Wege  zu  stände  gebrachten 
Gesetze  müssen  selbstverständlich  den  gleichen  Inhalt  besitzen  und  die  Wirk- 
samkeit jedes  der  beiden  Gesetze  ist  dadurch  bedingt,  daß  dasselbe  auch 
in  der  anderen  Reichshälfte  ins  Leben  trete,  gleichviel  ob  dies  in  der 
Schlußklausel  zum  Ausdruck  gebracht  wird  oder  ob  eine  solche  Klausel 
fehlt  Die  Kontrasignatur  dieser  Gesetze  und  die  Erlassung  der  erforderlichen 
Ausfuhrungsverordnungen  kommt,  soweit  es  sich  nicht  um  die  Regelung  des 
inneren  Dienstbetriebes  handelt,  den  beiden  Landesverteidigungsministern 
zu,  welche  hiebei  allerdings  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsminister 
vorgehen  müssen. 

Den  Parlamenten  der  beiden  Reichshälften  kommt  ferner  die  Mit- 
wirkung bei  Erlassung  der  Gesetze  über  die  Organisation  der  Landwehr- 
und Landsturmtruppen  und  bei  Regelung  jener  Materien  zu,  für  welche 
ausdrücklich  der  Vorbehalt  des  Gesetzes  festgestellt  ist,  soweit  nicht  in 
Österreich  für  einzelne  dieser  Gegenstände  verfassungsmäßig  die  Kompetenz 
der  Landtage  begründet  ist.  Die  betreflfenden  Gesetze  werden,  soferne  sie 
nach  den  Bestimmungen  der  beiderseitigen  Ansgleichsgesetze  nach  gemein- 
samen Grundsätzen  zu  regelnde  Materien  betreffen,  wie  speziell  die  Wehr- 
gesetze ^*>,  im  wesentlichen  einen  gleiehftinnigen  Inhalt  haben  münsen,  wo- 
gegen bei  anderen  Materien  ( Vorspann wesen,  Verpflegung  und  Einquartierung, 
Militärtaxe   u.  s.  w.  ^   weitergehende  Verschiedenheiten   nicht   ausgeschlossen 


»0)  Ö.  G.  vom  21.  IVzoiiiber  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  146,  §  3  Schlußalinoa,  u.  G.-A. 
XII.  ex  18B7  §  56.  —  ")  Vergl.  hierüber  in-beMmdere  Jollinok,  Gvsotz  und  Ver- 
ordnung {18S7),  S.  121  und  122,  ferner  Starzyii>ki  im  ö.  St.-W.-B.,  I.,  S.  274—276  und 
die  daselbst  angeführte  Literatur.  —  ")  Ö.  G.  vom  21.  Dezember  lbG7,  R.-G.-BI.  Nr.  146, 
§  2  Punkt  5,  u.  G.-A.  XII  ex  18G7  §  13. 
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1(1  uud  tatsik'lilich  «uch  vorkommen.  Es  liusicht  auch  kein  Iliii(ierniF>,  daß 
und  demselbeu  Gesetze  Angelegenheilen  der  pemeinsitmon  Krlega- 
venvaltiing  und  andere,  dem  Mitwirknngsreehte  der  beiden  Parlamente  unlcr- 
worfene  Materien,  wie  z.  B.  Landwehraugelegenheiten,  geregelt  werden,  wie  ' 
"les  tat sii'-h lieh  bereits  in  den  Militärversorgungsgesetzen  geschehen  ist, 
;h  wird  dadurch  die  durch  die  sonstige  Gesetzgebung  bedingte  innere 
)chieilenheit  der  beiderseitigen  Rechtsnormen  nicht  aut gehoben,  was 
lentlich  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltungsreehfapflege  zu  Tage  tritt.'") 
Den  Parlamenten  der  beiden  Reichshälften  kommt  endlich  das  Budget- 
reeht  bezllgUch  der  auf  dem  Friedenafuße  befindlichen  Landwehr-  und  Land- 
siumitruppen  aowie  das  Kecht  der  alljährlichen  Rekrutenbewilligung  bezüglich 
tlicher  Bestandteile  der  Wehrkraft  der  Monarchie  zn 
Abänderungen  an  dem  durch  das  (Srnndgesetz  vom  21.  Dezember  1867, 
.-G.-Bl.  Kr.  14L  in  Österreich  zu  Gunsten  bestimmter  Agenden  der  Heerca- 
altung  (Wehrpflicht,  jährliche  Rekrutenbewitligung,  allgemeine  Be- 
stimmungen über  die  Vorspannleistung,  Verpflegung  und  Einquartierung  des 
Heeres,  Budgelbewilligung  bezüglich  der  Laudwehr-  und  Landsturm truppen, 
Form  der  Behandlung  der  mit  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  gemein- 
samen Angelegenheiten,  inabesondere  also  jener  des  gemeinsamen  Heeres) 
ausgesprochenen  Gesetzesvorbehalte  kttnuen  nur  unter  den  im  §  Ij  al.  2 
dieses  Grundgesetzea  vorgeseheneu  Modalitäten,  also  nur  mit  einer  Mehrheit 
von  wenigstens  zwei  Dritteilen  der  Stimmen  der  anwesenden  Mitglieder  der 
beiden  Hauser  des  Reiehsrates  und  im  Abgeordnetenhause  nur  bei  An- 
wesenheit von  mindestens  der  Hälfte  der  Mitglieder  gültig  beschlossen  werden. 
Doch  ist  eine  vorherige  ausdrückliche  Abänderung  der  bezüglichen  Be- 
stimmungen __dcs  Gnindgesetzes  nicht  erforderlieh,  sondern  es  genügt  nach 
der  auch  in  Österreich  geltenden  Staat  sre eh tlichen  Praxis  schon  eine  indirekte, 
unter  den  Eantelen  des  Grundgesetzes  über  die  Reic.hsverlretung  stattgehabte 
Annahme  eines  Abänderungsvorschlages.^*)  Eine  solche  Abünderung  hat  ina- 
besondere bezüglich  der  Bestimmungen  des  Grundgesetzes  llber  die  jährliehe 
Bewilligung  der  Anzahl  der  auszuhebenden  Rekruten  [g§  11  lit.  h)  und  13  al.  3] 
durch  die  Wchrgesetze  Btattgefnnden.'*! 

3;,  Die  parlamentarische  Mitwirkung  in  Sachen  der  Heeresverwaltung 
in  Österreich  wiederum  zwischen  dem  Reichsrate  und  deu  einzelnen 
<andtagen  geteilt.  Bereits  das  Februarpatent  vom  Jahre  18iil  hatte  die 
ülwirkung  des  (gesamten^  Reichsrates  vorbehalten  fUr  jene  Angelegen- 
heiten, welche  sich  auf  die  Ait  und  Weise  sowie  auf  die  Ordnung  der 
Militärpflicht  beziehen,  ferner  für  die  Reichsfinanzsachon  und  alle  jene 
Materien,  welche  sämtlichen  Ländern  gcnieinschaftUeh  sind,  dagegen  aus- 
drücklich in  den  Landesordnungen  als  Landesangelegenheiten  erklärt 
die  nlihcren  Anordnungen  innerhalb  der  Grenzen  der  allgemeinen 
Gesetze  in  Betreff  der  Vorspaanleistung,  dann  der  Verpflegung 
ind  Einquartierung  des  Heeres.  Diese  Abgrenzung  der  Kompetenz 
Ucben  Reichsrat    und    den   Landtagen    gilt  auch   nach  der  Dezember- 

"1  Verg?.  5  30  IV.  —  ")  In  dieser  Boztphting  besteht   bekuoDtüih  eine  Kontro- 

B  EWisi?li(in  Donischer,   Die  politischen  Rechte  der  Uoterlanen,  3.  Liefcnmg  (\892), 

BlGl  und  163,   Anmerkung  11,    scekher  eine  vorheri;;e  Abiinilening   iler  VcrfHasimg's- 

*tic  tordert,  und  Jellinoli,  Gesetz  und  Verordnung  (1887),  S.  263.  Not«  20,  welcher 

i  Korrektheit  des  gegenteiligen  Vorganges  auf  Grund  ili-r  Pra:(ia  der  parlittncntarigchea 

»tfln  anerkennt.  —  ")  ViTgl.  g  22  i,  1*. 
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Verfassung.^*)  In  Tirol  und  Vorarlberg  üben  die  Landtage  überdies  ver- 
fassungsmäßig eine  Mitwirkung  bei  der  Regelung  des  Landesverteidi- 
gung»- und  Schieüstandswesens.^^)  Eine  Abänderung  dieser  Kompetenz 
der  Landtage  kann  mit  Zustimmung  der  letzteren,  und  zwar  in  Gegenwart 
von  mindestens  drei  Vierteilen  aller  Mitglieder  und  auf  Grund  des  bejahen- 
den Votums  von  mindestens  zwei  Dritteilen  der  anwesenden  Landtags- 
mitglieder erfolgen.  ^^)  Eine  nähere  Abgrenzung  beider  Kompetenzen  ist 
seither  auf  dem  Gebiete  des  Einquartierungswesens  durch  Erlassung  neuer 
gesetzlicher  Normen  erfolgt  und  steht  nunmehr  auch  für  das  Vorspannwesen 
bevor.  Die  für  sämtliche  Länder  erflossenen  Einquartierungsgesetze  der 
Jahre  1879  und  1895  haben  sich  indes  nicht  darauf  beschränkt,  allgemeine 
Anordnungen  für  die  von  ihnen  erfaßte  Materie  zu  treffen,  sondern  gehen 
so  weit  in  der  Regelung  des  Details,  daß  für  eine  Mitwirkung  der  Landtage 
nurmehr  wenig  Raum  bleibt  und  die  Frage  immerhin  aufgeworfen  werden 
kann,  ob  in  diesem  Falle  nicht  vorerst  eine  Abänderung  der  verfassungs- 
mäßigen Kompetenzbestimmungen  der  Landesordnungen  hätte  vorausgehen 
sollen.  , 

4.  In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  gehört  verfassungsmäßig*'^) 
die  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  über  das  Wehrsystem  und  die  Wehr- 
pflicht, über  die  Bequartierung  und  Verpflegung  des  Heeres  sowie  die 
Rekrutenbewilligung  als  eine  gemeinsame  Angelegenheit  vor  das  Forum 
des  gemeinsamen  Reichstages,  daher  die  betreffenden  Gesetze  vom  ungari- 
schen Landesverteidigungsminister  zu  kontrasignieren  sind.  Soferne  jedoch 
diese  Gesetze  zu  ihrer  vollen  Wirksamkeit  der  Strafsanktionen  bedürfen 
und  die  Handhabung  der  Strafbestimmungen  den  kroatisch-slavonischen 
Gerichten  zukommen  soU,  ist  der  kroatisch-slavonische  Landtag  zur 
Mitwirkung  bei  Erlassung  dieser  Bestimmungen  und  zur  Kontrasignatur 
solcher  Gesetze  der  kroatisch-slavonische  Minister  ohne  Portefeuille  und  der 
Banus  berufen.*^) 

5.  Im  Verwaltungsgebiete  Bosnien  und  der  Herzegowina  werden 
Anordnungen  im  Bereiche  der  gesamten  Heeresverwaltung  gegenüber  den 
Landesangehörigen  mit  absoluter  Gewalt  getroffen.  Der  gleichen  Gewalt 
unterliegen  auch  die  im  Verwaltungsgebiete  wohnhaften  österreichischen  und 
ungarischen  Staatsbürger,  insbesondere  was  die  Militärlasten  anbelangt. 
Dagegen  wird  die  Wehrpflicht  der  österreichischen  und  ungarischen  Staats- 
bürger entsprechend  den  diese  Pflicht  beherrschenden  Staats-  und  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  durch  die  österreichische,  beziehungsweise  ungarische 
Gesetzgebung  bestimmt  und  kann  somit  für  diese  Staatsbürger  nur  unter 
Mitwirkung  der  Parlamente  beider  Reichshälften  geregelt  werden. 

6.  Die  Frage  endlich,  inwieweit  die  Mitwirkung  der  verschiedenen 
parlamentarischen  Körperschaften  im  Bereiche  der  Heeresverwaltung  durch 
sogenannte  Notverordnungen  ersetzt  werden  könne,  ist  sehr  bestritten. 
Völlig  ausgeschlossen  erscheint  die  Anwendung  des  Rechtes  der  Notverord- 

«•)  Ö.  G.-G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  141,  §  11  lit.  b^  und  die  ein- 
zelnen L.-O.  §  18  II  8  (Tirol  und  Vorarlberg  §  18  III  3).  —  i')  L.-O.  von  Tirol  und 
Vorarlberg  §  18  II.  —  ^^)  L.-O.  §  38,  beziehungsweise  (Bukowina,  Salzburg,  Vorarlberg 
und  Dalmatien)  §  37.  —  *»)  U.  G.-A.  XXX  ex  1868  betreffend  die  Inartikulierung  des  Über- 
einkommens über  den  Ausgleich  der  zwischen  Ungarn  einerseits,  Kroatien,  Slavonien 
und  Dalmatien  anderers^eits  in  der  Schwebe  gewesenen  staatsrechtlichen  Fragen  §  7.  — 
»0)  ü.  G.-A.  XXX  ex  18G8  §  48,  kroat.-slavon.  G.-A  XII  ex  1869  §  11. 
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Illingen  auf  das  Budget  des  gemeinsamen  Heeres.  Dagegen  hat  in  Oster- 
reich in  den  letzten  Jahren  sowohl  die  Bewilligung  der  Mittel  für  die 
Landwehr-  und  Landsturmtruppen  als  auch  die  Bewilligung  des  Rekruten- 
kontingents im  Wege  von  Notverordnungen  auf  Grund  des  §  14  des 
Grundgesetzes  über  die  Reichsvertretung  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl. 
"Sr.  141,  stattgefunden,  ohne  daß  gegen  diesen  Vorgang  erhebliche  juristische 
Bedenken  geiiußert  worden  wären.  Auch  in  Ungarn  besteht  auf  Grund 
älterer  Gesetzesanordnungen  *^)  für  die  Zeit,  während  welcher  der  Reichstag 
nicht  versammelt  ist,  ein  Yerordnungsrecht  des  Königs  in  jenen  Sachen, 
welche  nicht  aufgeschoben  werden  dürfen,  doch  ist  diesem  Verordnungsrecht 
dadurch  eine  wichtige  Schranke  gesetzt,  daß  die  Munizipien  nach  dem 
l)estehenden  Gesetze**)  nicht  verpflichtet  sind,  vom  Reichstage  nicht  votierte 
Steuern  einzutreiben  oder  bei  der  Beistellung  nicht  bewilligter  Rekruten, 
eofeme  es  sich  nicht  lediglich  um  Vorarbeiten  handelt,  mitzuwirken. 

Die  Erlassung  von  Notverordnungen  auf  solchen  Gebieten,  welche 
gemäß  den  Ausgleichsgesetzen  nach  gleichen  Grundsätzen  zu  regeln  sind, 
wie  insbesondere  zur  Regelung  der  Wehrpflicht,  wird  von  der  Theorie  per- 
horresziert  nnd  kann  mit  dem  Geiste  der  Ausgleichsgesetze,  welche  ftlr 
solche  FäUe  ein  besonderes  Verfahren  unter  Mitwirkung  der  parlamentari- 
schen Vertretungskörper  verzeichnen,*^)  nicht  in  Einklang  gebracht  werden. 
Die  Praxis  der  österreichischen  Regierung  ist  indessen  geneigt,  das  Not- 
verordnungsrecht auch  auf  solche  Materien  auszudehnen.**) 

Ebenso  zweifelhaft  ist  es,  ob  ein  Notverordnungsrecht  in  Österreich 
auch  für  das  Gebiet  jener  Heeresangelegenheiten  anzunehmen  sei,  welche 
in  den  Bereich  der  Landesgesetzgebung  fallen.**) 

IV.  Das  Recht  der  authentischen  Interpretation  steht  in  Ange- 
legenheiten des  militärischen  Oberbefehles  dem  Kaiser  zu,  kann  von  ihm  aber 
auch  auf  andere  Stellen,  insbesondere  auf  die  militärischen  Zentralverwaltungs- 
behörden, übertragen  werden.  In  jenen  Angelegenheiten  der  Militärverwaltung, 
bei  deren  Regelung  die  Mitwirkung  der  parlamentarischen  Körperschaften 
einzutreten  hat,  ist  diese  Mitwirkung  auch  fUr  die  authentische  Auslegung 
erforderlich.  Zu  einer  solchen  Mitwirkung  sind  daher  die  Parlamente  der 
beiden  Reichshälften,  beziehungsweise  die  österreichischen  Landtage  und  der 
kroatisch-slavonische  Landtag,  nicht  aber  die  Delegationen  berufen.  Weder  der 
Monarch,  noch  die  obersten  Zentralverwaltungsbehörden  oder  der  oberste 
Militärgerichtshof  sind  gegenwärtig  für  sich  allein  befugt,  in  derartigen 
Materien  den  unterstehenden  Behörden  und  Gerichten  Belehrungen  über  die 
Anwendung   und  Auslegung  der  Gesetze  mit  verbindlicher  Kraft  zu  geben. 

V.  Für  das  Gewohnheitsrecht  ist  in  den  modernen  Militärstaaten  und 
80  auch  in  Österreich-Ungarn  nur  wenig  Raum,  da  die  den  Heeresorganismus 

")  ü.  G.-A.  IX  ex  1588,  G.-A.  XII  ex  1791  und  G.-A.  III  ex  1848.  Eine  klare 
Regelung  de»  Rechtes  zur  Erlassung  von  Notverordnungen  fehlt  in  Ungarn.  —  *^  ü.  G.-A. 
XXI  ex  1886  (über  die  Munizipien)  §§  19  und  20.  •—  ^  Ö.  G.  vom  21.  Dezember  1867, 
R^-G.-BI.  Nr.  146,  §  36,  u.  G.-A.  XII  ex  1867  §  13.  —  2*)  Vergl.  hierüber  Lustkandl, 
Artikel  „Notverordnungen"  im  5.  St.-W.-B.,  IL,  S.  1709  und  1710,  und  den  aus  Anlaß 
der  Notverordnung  über  die  Zuckersteuer  verfaßten  Aufsatz  von  Menzel  in  der  ^Neuen 
Freien  Presse*  vom  17.  Juni  1897.  —  **)  Vergl.  hierüber  insbesondere  Spiegel,  Die 
kaiserlichen  Verordnungen  mit  provisorischer  Gesetzeskraft  (1893),  S.  18,  27  ff.,  49  ff., 
69,  79^  94,  180  und  210,  welcher  bekanntlich  ein  solches  Notverordnungsrecht  auch  für 
die  Landesgesetzgebung  mit  Kücksicht  auf  das  unleugbar  vorhandene  Bedürfnis  behauptet 
nnd  dasselbe  nach  Analogie  des  Reichsnotverordnungsrechtes  konstrnicren  will. 
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und  die  Militärverwaltung  beherrschenden  Prinzipien  der  Zentralisierung  und 
Uniformität  fast  durchwegs  zur  Erlassung  ausdrücklicher  Satzungen  hin- 
drängen. Immerhin  ist  die  Geltung  des  Gewohnheitsrechtes  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Heerwesens  nicht  völlig  ausgeschlossen,  wie  denn  z.  B.  das 
ius  postliminii  in  der  österreichisch-ungarischen  Armee  nur  auf  Grund  des 
Gewohnheitsrechtes  gehandhabt  wird.  Neue  Verpflichtungen  der  Staats- 
bürger und  Staatsbewohner  können  im  Bereiche  der  Heeresverwaltung  gemäß 
den  Prinzipien  des  Rechtsstaates  auch  in  Österreich-Ungarn  durch  bloßes 
Gewohnheitsrecht  gegenwärtig  nicht  mehr  begründet  werden. 


Die  praktische  und  wissenschaftliche  Behandlung  der  in  diesem  Paragraphen  er- 
örterten Fragen  ist  bisher  keine  völlig  befriedigende.  Zunächst  herrscht  bis  jetzt  noch 
keine  Übereinstimmung  über  die  Abgrenzung  der  beiden,  in  der  Praxis  allerdings  oft 
nur  sehr  schwer  scheidbaren  Befugnisse  des  militärischen  Oberbefehles  und  der 
Militärverwaltung.  Die  deutsche  Staatsrechtswissenschaft  ist  in  diesem  Punkt  noch  zu 
keiner  einhelligen  Anschauung  gelangt.  Während  Georg  Meyer  unter  der  Kommando- 
gewalt  nur  die  auf  die  unmittelbare  militärische  Aktion  bezüglichen  Befugnisse  versteht, 
will  Lab  and  auch  das  Recht,  Anordnungen  in  Bezug  auf  die  innere  Organisation  der 
Armee  zu  erlassen,  als  einen  Ausfluß  des  militärischen  Oberbefehles  betrachtet  wissen. 
Das  Recht  der  Offiziersernennung  wird  bald  als  eine  Angelegenheit  der  Kommandogewalt 
angesehen,  bald  für  die  Militärverwaltung  in  Anspruch  genommen  und  nur  die  davon 
begrifflich  zu  trennende  Übertragung  von  Kommandostellen  dem  militärischen  Ober- 
befehle zugewiesen.  Auch  in  Preußen  sind  die  Versuche,  die  Agenden  des  militärischen 
Oberbefehles  abzugrenzen  (Kabinettsordre  vom  18.  Jänner  1861),  nicht  völlig  befriedigend 
ausgefallen. 

Streit  herrscht  dann  namentlich  über  die  Verteilung  der  durch  die  Verfassungs- 
g^setze  den  parlamentarischen  Körperschaften  überwiesenen  Befugnisse,  insbesondere 
über  das  Mitwirkungsrecht  der  Delegationen.  Es  fehlt  noch  gegenwärtig  nicht  an 
Schriftstellern,  welche  den  Delegationen  ein  Recht  der  Mitwirkung  bei  Erlassung  mate- 
rieller Gesetze  zuschreiben.  Diese  Anschauung  vertritt  noch  Weisl  in  seinem  Heeres- 
strafrecht  (1892),  S.  89,  der  demgemäß  auch  das  Recht  zur  Mitwirkung  bei  authentischer 
Erläuterung  des  Militärstrafgesetzbuches  fiir  die  Delegationen  in  Anspruch  nimmt  (S.  206). 
Selbstverständlich  ist  bei  Entscheidung  dieses  Punktes  auch  die  Stellung  der  Autoren 
gegenüber  der  Frage  nach  der  rechtlichen  Natur  der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie nicht  ohne  Einfluß.  Besonders  eingehend  hat  bekanntlich  zuletzt  Dan ts eher 
(„Der  monarchische  Bundesstaat  Österreich-Ungarn  und  der  Berliner  Vertrag**,  1880)  diese 
Frage  erörtert  und  ist  dabei  zu  der  Anschauung  gelangt,  daß  auch  heute  noch  nach 
dem  geschriebenen  Verfassungsrechte  für  die  Gesamtmonarchie  eine  Reichsgewalt  bestehe, 
daher  auch  Organe  zur  Handhabung  der  Gesetzgebung  für  dieses  Reich  \  orhanden  sein 
müssen.  Diese  Reichsgewalt  ist  jedoch  infolge  der  in  Ungarn  fortdauernden  dualisierenden 
Tendenzen  mehr  und  mehr  im  Abbröckeln  begriffen  und  es  ist  daher  nicht  zu  ver- 
wundern, wenn  das  durch  die  Ausgleichsgesetze  den  Delegationen  vorbehaltene  Recht 
zur  Mitwirkung  bei  Erlassung  materieller  Gesetze  zn  Gunsten  der  Parlamente  beider 
Reichshälften  sich  verloren  hat  oder  —  genauer  gesprochen  —  niemals  existent  ge- 
worden ist.  Die  staatsreclulichen  Verhältnisse  Österreich-Ungarns  sind  eben  weder  unter 
die  hergebrachten  Kategorien  unterzubringen  noch  auch  heute  schon  im  Zustande  der 
Konsolidierung  befindlich;  sie  sind  vielmehr  im  langsamen,  aber  stetigen  Flusse  begriffen 
und  Verschiebungen  der  Kompetenzen  daher  dem  geschriebenen  Rechte  zum  Trotze 
keineswegs  ausgeschlossen.  Indom  Dantacher  diese  Tatsache  unberücksichtigt  laut, 
neben  den  Delegationen  und  den  Parlamenten  der  beiden  Reichshälften  noch  einen 
weiteren  Reichsrat  konstruiert  (S.  67  ff.)  und  dem  Umstände  nicht  hinreichende  Beachtung 
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schenkt,  daß  die  Gesetze  als  Äußerungen  des  höchsten  souveränen  Staatswillens  befolgt 
werden  müssen,  solange  und  insoweit  ihre  Beobachtung  möglich  ist,  mag  immerhin 
bei  ihrer  Erlassung  die  formelle  Kompetenzgrenze  nicht  eingehalten  worden  sein,  gelangt 
er  SU  Schlußfolgerungen  und  Behauptungen,  welche  kaum  geeignet  sind,  die  kom- 
plisierten  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  Monarchie  völlig  zu  klären.  Er  findet  darin 
einen  Widersinn,  daß  die  Gesetzgebungen  der  beiden  Sonderstaaten  ein  Wehrsystem 
fnr  eine  Armee  beschließen,  die  sie  gar  nicht  besitzen,  und  über  die  Rekrutenbewilligung, 
Vorspannleistung,  Verpflegung  und  Einquartierung  zu  Gunsten  eines  Heeres  Bestimmung 
treffen,  das  nicht  ihr  Heer  ist  (S.  184  und  185).  Allein  eine  Anomalie  darf  noch  nicht 
als  Widersinn  bezeichnet  werden  und  an  sich  bestünde  ja  keinerlei  Hindernis,  daß 
die  2  Teilgebiete  eines  Bundesstaates  sogar  zunächst  die  Armeekörper  vollständig  aus- 
rüsten nnd  dieselben  dann  der  Zentralgewalt  des  Gesamtstaates  zur  Verfügung  stellen, 
der  daraus  ganz  wohl  ein  einheitliches  Heer  formieren  kann.  Die  Erlassuug  der  Militär- 
pe>n8ionsgesetze  unter  Mitwirkung  der  beiden  Parlamente  stellt  sich  nach  Dantscher, 
soweit  darin  Anordnungen  für  die  gemeinsame  Armee  vorkommen,  als  eine  Abänderung 
der  Reichsverfassung  dar  und  die  kontrasignierenden  beiderseitigen  Landesverteidignngs- 
minister  hätten  im  vorliegenden  Falle  als  Stellvertreter  des  Reichskriegsministers  fungiert. 
Dieser  letztere  Vorgang  wird  als  inkorrekt  bezeichnet  und  ausgeführt,  daß  die  Materie 
eine  getrennte  Behandlung  hätte  erfahren  und  die  auf  die  gemeinsame  Armee  bezüg- 
lichen Bestimmungen  vom  Reichskriegsminister  hätten  kontrasigniert  werden  sollen 
(S.  155  ff.).  Hiebei  ist  aber  wohl  die  Bestimmung  des  ungarischen  Ausgleichsgesetzes 
(G.-A.  XII  ex  1867  §  43)  nicht  genügend  gewürdigt,  womach  die  Delegationsbeschlüsse 
in  Ungarn  nur  durch  das  verantwortliche  ungarische  Ministerium  vollzogen  werden 
können,  woraus  doch  wohl  gefolgert  werden  muß,  daß  in  derlei  Fällen  der  ungarische 
Landesverteidigungsroinister  zur  Kontra  Signatur  und  Durchführung  auch  der  auf  gemein- 
same Heeresangelegenheiten  bezüglichen  materiellen  Gesetze  legitimiert  ist.  Die  letzteren 
müssen  dann  in  solcher  Gestalt  erfließen,  daß  bei  ihrer  Durchführung  kein  Widerstreit 
zwischen  den  Exekutivbefugnissen  des  Reichskriegsministers  einerseits  und  jenen  der 
beiden  Landesverteidigungsminister  andererseits  entstehe,  und  dieser  Eventualität  wird 
durch  die  in  der  Praxis  gebräuchliche  Schlußklausel,  welche  die  kontrasignierenden 
Landes\  erteidigungsminister  zu  einverständlichem  Vorgehen  mit  dem  Reichskriegs- 
mintster  verpflichtet,  in  ausreichendem  Maße  vorgebeugt.  Endlich  findet  Dantscher  auch 
darin  einen  Widersinn,  daß  in  den  beiderseitigen  Landwehrgesetzen  Bestimmungen  über 
die  Bestreitung  der  Kosten  der  mobilisierten  Landwehrtrnppen  getroffen  werden,  während 
weder  die  österreichische  noch  die  ungarische  Gesetzgebung  eine  Verfügung  über  den 
Inhalt  des  gemeinsamen  Budgets  treffen  könne.  Auch  diese  Frage  erledigt  sich  durch 
den  Hinweis  auf  die  souveräne  Geltung  des  Gesetzes  willens,  der  von  allen  Organen 
des  Staates  innerhalb  der  Grenzen  der  Durchführungsmöglichkeit  zur  Anwendung  ge- 
bracht werden  muß. 

Zu  sehr  lebhaften  Erörterungen  hat  neuestens  endlich  die  Frage  der  Kompetenz  in 
Sachen  der  Militärgerichtsbarkeit  im  Hinblick  auf  die  bevorstehende  Neuregelung 
der  Militär-Strafprozeßordnung  Anlaß  gegeben.  In  der  Broschüre  »Zur  Reform  des  Militär- 
nnd  ehrenrätlichen  Verfahrens**  (1895)  und  in  einem  Artikel  der  «Reichswehr^  (Nr.  725 
ex  1895)  hatte  Rorwin-Dzbatiski  mit  Schärfe  den  Satz  vertreten,  daß  die  Regelung 
der  Strafrechtspflege  verfassungsmäßig  dem  Monarchen  vorbehalten  sei.  Gegen  diese  Auf- 
fassung hat  sich  mit  Recht  Weist  (in  Nr.  736  ex  1895  der  „Reichswehr'')  ausgesprochen, 
was  den  ersteren  Autor  zu  einer  neuen  Broschüre  „Die  gesetzgebende  Gewalt  Sr.  Majestät 
als  obersten  Kriegsherrn"  (1895)  veranlaßte.  Korwin-Dzbaäski  stützt  seine  Anschauung 
in  der  zuerst  erwähnten  Broschüre  auf  den  §  5  a1.  2  des  Ausgleichsgesetzes  vom  21.  De- 
zember 1867,  R.-G.-B].  Nr.  146,  indem  er  unter  „innerer  Organisation**  nicht  bloß  den 
Organismus  der  Armee  und  dessen  Einrichtung,  sondern  auch  das  Leben  dieses  Organismus 
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versteht  Ein  Teil  dieser  LebeDsfunktionen  bestehe  eben  in  der  repressiven  Tätigkeit, 
d.  h.  in  der  Strafrechtspflege.  Weisl  geht  bei  seinen  Erörterungen  von  der  Bestimmung 
des  Art.  2  des  ö.  St.-G.-G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  144,  über  die  richter- 
liche Gewalt  aus  und  behauptet,  daß  unter  diese  Bestimmung,  wornach  die  Organi- 
sation und  Kompetenz  der  Gerichte  durch  Gesetze  festzustellen  sei,  sowohl  die  bürger- 
lichen als  die  Militärgerichte  fallen.  Dem  tritt  nun  Korwin-Dzbafiski  mit  dem  Hinweise 
auf  den  folgenden  Art.  3  (der  Wirkungskreis  der  Militärgerichte  wird  durch  be- 
sondere Gesetze  bestimmt)  entgegen,  woraus  hervorgehe,  daß  nur  die  Regelung  der 
Kompetenz  der  Militärgerichte  der  gesetzgebenden  Gewalt  vorbehalten  sei.  Weisl  sttltzt 
sich  ferner  auf  das  logische  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Absätzen  des  §  5  dos  er- 
wähnten Österreichischen  Ausgleichsgesetzes,  indem  er  behauptet,  daß  durch  das  im 
zweiten  Absätze  ausgesprochene  reservierte  Organisations-  und  Verordnnngsrecht  des 
Kaisers  nicht  das  Mitwirkungsrecht  der  gesetzgebenden  Körperschaften  eingeschränkt 
werden  sollte,  sondern  daß  darin  nur  eine  die  Verwaltung  der  gemeinsamen  Angelegen* 
heiten  durch  das  gemeinsame  Ministerium  einschränkende  Bestimmung,  ein  Vorbehalt 
zu  Gunsten  der  persönlichen  Verwaltung  des  Kaisers  enthalten  sei,  was  nicht  als  zu* 
treffend  angesehen  werden  kann.  Zur  „inneren  Organisation"  darf  nach  Weisl  das 
materielle  und  formelle  Stratrccht  auch  darum  nicht  gerechnet  werden,  weil  die  Militär- 
Strafrechtspflege  an  und  flir  sich  in  keinem  ursächlichen  Zusammenhange  mit  der  inneren 
Heeresorganisation  stehe.  Dies  lehre  namentlich  das  Beispiel  der  englischen  Army  Act, 
wornach  die  Soldaten  wegen  gemeiner  Delikte  an  die  Zivil- Strafgerichte  abzugeben 
sind,  sowie  die  Tatsache,  daß  nach  der  österreichischen  Zivil-Strafprozeßordnung  vom 
23.  Mai  1878  den  bürgerlichen  Standgerichten  auch  Militärpersonen  und  andererseits  in 
Österreich  nach  den  geltenden  Normen  den  Militärgerich  ton  unter  Umständen  Zivil- 
personen unterworfen  seien.  Korwin-Dzbaäski  entgegnet  freilich  darauf,  daß  der  ur- 
sächliche Zusammenhang  zwischen  dem  Heeresorganismus  und  der  Strafrechtapflege  da- 
durch nicht  aufgehoben  werde,  daß  dieser  Zusammenhang  nicht  bei  allen  Armeen  der 
gleiche  sei.  Doch  hat  sich  auch  Mifiökain  seiner  Kritik  der  Schriil  im  „Pr&vnik''  (1895), 
S.  179,  gegen  die  von  Korwin-Dzbaöski  vertretene  Auffassung  erklärt. 

Alle  diese  Erörterungen  übersehen,  daß  die  Bestimmungen  unserer  Verfassungs- 
gesetze wegen  ihrer  oft  sehr  unvollkommenen  Fassung  nicht  ausreichen,  um  die  streitige 
Frage  mit  Sicherheit  zu  entscheiden,  und  daß  im  wirklichen  Staatsleben  noch  andere 
Faktoren  bei  Lösung  derartiger  Kontroversen  mitwirken.  Wenn  bisher  auch  einzelne 
Abänderungen  des  Militär-Stnifrechtes  ohne  parlamentarische  Mitwirkung  vorgenommen 
worden  sind,  so  wird  eine  grundlegende  Neugestaltung  des  materiellen  oder  formellen 
Militär-Straf rechtes  zweifelsohne  in  Zukunft  sich  wohl  nur  unter  Mitwirkung  der  parla- 
mentarischen Faktoren  vollziehen  können,  zumal  die  Einführung  eines  neuen,  modernen 
Militär-Strafprozesses  nicht  unerhebliche  finanzielle  Aufwendungen  verursachen  wird. 

I  ä.  Sammlungen  der  Milltärrechtsqnellen  and  die  literarische  Behandlung  des 

österreichiscli-nngarischen  Heeresreehtes. 

I.  Solange  die  Armee  als  ein  besonderer  Körper  auftrat,  der  nach  seinen 
eigenen  Gesetzen  lebte,  wurden  die  fUr  die  Angehörigen  des  Heeres  be- 
stimmten Rechtsnormen  diesen  besonders  verkündigt  nnd  in  eigenen  Samm- 
lungen zusammengefaßt.  So  entstand  im  Jahre  1818  die  Militär-Gesetz- 
sammlnng,  die  bis  zum  Jahre  1849  fortgesetzt  wurde.  An  ihre  Stelle  trat 
im  Jahre  1850  das  Militär-Verordnungsblatt  und  vom  Jahre  1851  an- 
gefangen das  Armee-Verordnungsblatt.  FUr  die  Kriegsmarine  bestand 
die  Marinc-Normaliensammlung,  die  vom  Jahre  1848  bis  zum  Jahre 
1871  reicht. 


ftfgenwartig  miiß  zwischon  jenen  Rechtanonnen  unterschieden  werden, 
wfk'he,  wie  die  Gesetze  nnd  lieehtsverorduiiiigeu,  die  .Stiiatabürger  oder 
Suiaishe wohner  als  solche  verpHichten,  und  denjenigen  Satzungen,  welche 
nur  die  He^respersoneu  kraft  der  Dienstf^wait  verbinden.  Wichtigere 
Normen  der  ersteren  Art,  insbesondere  Gesetze  und  unter  Umständen  nueh 
kcchtsverordunngen  der  höheren  VerwaltungsbehUrden,  ktlnnen  rechtsgültig 
nur  in  der  gesetzlich  festgestellten  Form,  demnach  regelmäßig  nur  durch  die 
allgemeinen  Gesetzes-  und  VerorduungshiKtter  tHeicbsgesetzblatt,  Landes- 
gesetz- und  Verordnungsblätter,  ungarische  Keichsgesetzsammlung,  Landes- 
(jeselz-  und  Verurduungsblatt  fUr  die  Königreiche  Kroatien  und  Slavonien, 
Gesetz-  und  Verordnungsblatt  l^r  IJosuien  und  die  Herzegowina)  kundgemacht 
werden.  Eine  solche  Kundmachung  genügt  aber  auch  und  die  auf  diese  Art 
publizierten  Normen  sind  ohne  weiteres  auch  für  die  Heerespersonen  verbind- 
lich, ohne  daß  eine  besondere  Zufertig^ung  derselben  an  die  Heeresbehörden 
erforderlich  würe. 

Nonnen  der  zweiten  Art  hingegen,  welche  ihre  verbindliche  Kraft  nur 
aus  der  Dieustherrlichkeit  schöpfen  und  deren  Geltung  daher  über  den  Be- 
reich der  Armeeangehörigen  nicht  hinausreichen  kann,  werden  regelmäßig 
durch  die  Verordnuugsblülter  der  obersten  MilitJirverwalluugsbehürden  zur 
allgemeinen  Kenntnis  dieser  Personen  gebracht.  Diese  Aufgabe  haben  zu 
erllllk'U  das  seit  dem  Jahre  187il  erscheinende  Verordnungsblatt  ftlr  das 
k.  und  k.  Heer,  das  seit  dem  Jahre  187-  herausgegebene  Normal-Ver- 
ordnungsblatt für  die  k.  und  k.  Kriegsmarine  und  die  Verordnungs- 
blätter der  beiden  LandwehrciL  Es  ist  jedoch  weder  notwendig  noch 
tiblieh,  daß  alle  Normen  der  bezeichneten  Art  auf  diesem  Wege  kundgemacht 
werden.  Abgesehen  von  den  besonders  zu  behandelnden  reservierten  Verord- 
nungen pflegen  nämlich  auch  solche  Anordnungen  allgemeiner  Natur,  welche 
einen  gnilleren  Umfang  besitzen  oder  nur  ftlr  einzelne  Heeresbehörden  oder 
Anstalten  von  Interesse  sind,  in  die  Verordnungsblätter  nicht  aufgenommen, 
sondern  als  Dienstbücher  dem  Bnchhandel  überlassen  oder  den  einzelnen 
Behörden  und  Anstalts vorständen  durch  besondere  „Verteiler"  zogefertigt 
zu  werden.  Eine  umfassende  Zusammenstellung  der  speziell  für  die  Militär- 
gerichte wichtigen  Anordnungen  enthält  die  Normaliensammlung  von  J. 
Wiramer  1857 — 1875.  Eigentümlich  ist  der  Heeresverwaltung  die  fort- 
dauernde Revision  und  rasche  Neuauflage  der  organisaturischen  und  den 
Dienstbetrieh  regelnden  allgemeinen  Satzungen,  wodurch  den  Hecresorg:inen 
der  Cberblick  Aber  die  augenblicklich  in  Kr^ift  stehenden  Dienstesnonuen 
außerordentlich  erleichtert  .wird. 

Die  wichtigeren  ftlr  Österreich  erflosaenen  Heeresgesetze  siud  samt  den 
bezUglichon  Aushihrungsverordnungen  und  Judikaten  der  obersten  Gerichts- 
höfe in  dem  VII.  Bande  der  bekannten  Manzschcn  Sammlung  1^1897)  zu- 
sammengestellt. 

II,  Die  literarische  Behandhing  des  österreichisch-ungarischen 
Heercsreehtes  ist  bisher  im  allgemeinen  eine  dürftige  geblieben.  Die  älteren 
Werke  haben  vorwiegend  einen  historischen  Charakter  und  berücksichtigen 
das  juristische  Element  fast  gar  nicht.  Sie  sind  in  der  Anmerkung  zu  der  dem 
Vn.  Bande  von  Mayrhofers  Handbuch  der  politischen  Verwaltung,  .5.  Aufl. 
(IflOl).  beigefügten  „Historischen  Skizze  über  die  Entwicklung  des  Heeres" 
angegeben.  Dazu  kommen  noch  das  hniboffizielle  Werk  ..Die  Kriegsmacht 
Österreichs",  3  Teile  (1875  und  1876),  mit  zahlreichen,  aber  wenig  ge- 
ordneten Notizen,  eine  größere  Anzahl  von  Werken,   welche   die  Geschichte  i 
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der  k.  und  k.  Kriegsmarine  behandeln,  nnd  die  Aufsätze  über  die  Gruppe  XVII 
„Heereswesen"  in  dem  Berichte  über  die  ungarische  Millenniumsansstellung 
1 1896).  Die  vom  Eriegsarchiv  veröffentlichten  großen  Quellenwerke  be- 
wegen sich  vorzugsweise  auf  dem  Gebiete  der  Kriegsgeschichte  und  berück- 
sichtigen daher  das  juristische  Element  nur  wenig.  Einzelne  Zweige  der 
Heerverwaltung  sind  in  ausfuhrlichen  Monographien  behandelt,  die  an  den 
betreffenden  Stellen  angeführt  werden.  Eine  kurze  zusammenfassende  Dar- 
stellung der  gegenwärtigen  Heeresorganisation  enthält  das  Lehrbuch  von 
Glückmann  „Das  Heerwesen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie", 
5.  Aufl.  (1901).  Eine  wirklich  juristische  Behandlung  hat  bislang  nur  die 
Militärrechtspflege  erfahren  und  die  hierauf  bezügliche  Literatur  wurd 
dortselbst  angeführt  und  kurz  gewürdigt  werden.  In  Majrhofers  Hand- 
buch  (L,  III.,  IV.,  V.  und  VII.  Band)  finden  einzelne  Materien  des  Militär- 
rechtes  eine  kurze  Behandlung  oder  wenigstens  Erwähnung,  doch  beschränken 
sich  die  Verfasser  dieses  Handbuches,  dem  Zwecke  desselben  entsprechend, 
im  ganzen  auch  in  der  5.  Auflage  auf  den  übersichtlichen  Abdruck  der  für  die 
Beamten  der  politischen  Verwaltung  wissenswerten  österreichischen  Heeres- 
gesetze und  Verordnungen,  ohne  das  gesamte  Heeresrecht  in  den  Bereich 
ihrer  Darstellung  zu  ziehen.  Auch  die  auf  das  Heerwesen  bezüglichen  Artikel 
im  österreichischen  Staatswörterbuche  von  Mischler-Ulbrich  (1895 
bis  1897)  sind  zumeist  sehr  kurz  und  ermangeln  öfters  der  genügenden  juristi- 
schen Schärfe. 

Wohl  aber  besitzen  wir  ftlr  das  deutsche  Heeresrecht  juristische  Ge- 
samtdarstellungen von  Lab  and  (Das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches, 
4.  Aufl.,  1901,  IV.  Bd.,  S.  1—332)  und  von  Georg  Meyer,  Lehrbuch  des 
deutschen  Verwaltungsrechtes,  2.  Aufl.,  1893  und  1894,  II.  Bd.,  S.  30—173), 
welche  auch  für  den  vorliegenden  Versuch  der  Darstellung  des  österreichisch- 
ungarischen   Heeresrechtes   von   nicht   zu  unterschätzender  Bedeutung  sind. 


II.  Buch. 

Die  Organisation  und  Verwendung  des  Heeres. 


I.  Abschnitt. 

Einheit  nnd  Bestandteile  des  Heeres. 

§  4.  Das  Rechtsprinzip  der  Einheit  des  Ssterreichisch-ungarlschen  Heeres« 

Die  gesamte  österreichisch-ungarische  Armee  bildet  nach  den  gelten* 
den  Rechtsnormen  ein  einheitliches  Heer.  Es  gibt  weder  selbständige 
Armeen  noch  Armeekontingente  der  beiden  Teilsta^ten.  Die  beiden  Land- 
wehren und  die  Landsturmtruppen  der  beiden  Reichshälften  mit  Einschluß 
der  tirolisch-vorarlbergischen  Landesverteidiger  sind  ergänzende  Bestandteile 
des  einheitlichen  Heeres,  das  als  bewaffnete  Macht  (Wehrkraft)  be- 
zeichnet wird.*^)  Das  die  ganze  Armee  beherrschende  Rechtsprinzip  der  Ein- 

^6)li.  G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.  Bl.  Nr.  146,  §  1  lit.  b\  u.  G.  A.  XII  ex  1867 
§  9  ff.,  W.-G.  ex  1889  §  2,  (aufgehobenes)  ö.  L.-W.-G.  ex  1869  §  1,  u.  L.-W.-G. 
ex  189U  §  1,  ö.  L.-St.-G.  ex  1886  §  1,  u.  L.-St.-G.  ex  1886  §  1,  L.-V.-G.  f.  T.  n.  V. 
ex  1895  §  1. 


heit  manifestiert  sich  durch  den  einen  Träger  der  obersten  Dienst gewalt 
and  in  der  daraus  hervorgehenden  Einheit  der  Leitung  und  Fuhrung,  dann 
io  der  gleichen  Zweckbestimmung  aller  Bestandteile  des  Heeres.  Dazu 
kommt  noch  eine  —  wenigstens  zum  Teile  gesetzlich  sichergestellte  —  Uni- 
formität  der  inneren  Organisation. 

Dieses  rechtliche  Prinzip  der  Einheit  wird  durch  mancherlei  Verschie- 
denheiten, welche  in  der  Organisation  und  Verwendung  der  Hauptbestand- 
teile des  Heeres  bestehen,  nicht  aufgehoben.  Diese  Hauptbestandteile  der 
Armee  sind  folgende: 

1.  Das  k.  und  k.  Heer,  in  Ungarn  gemeinsames  Heer  genannt, 
wozu  auch  die  k.  und  k.  Kriegsmarine  gehört.  Dasselbe  bildet  den  Kern 
der  gesamten  Wehrmacht  und  ist  seiner  militärtechnischen  Bestimmung  nach 
die  Feldarmee  der  ersten  Linie.  Die  Truppen  des  Heeres  erhalten  daher 
die  höchste  militärtechnische  Ausbildung  und  unter  denselben  sind  alle 
Waffengattungen  vertreten.  Sie  ergänzen  sich  grundsätzlich  ans  beiden 
Reichshälften,  ihre  Offiziere  und  Beamten  sind  Funktionäre  der  Gesamt- 
monarchie. Für  die  Zugehörigkeit  zur  Armee  genügt  die  österreichische  oder 
ungarische,  beziehungsweise  die  Staatsbürgerschaft  der  Oesamtmonarchie. 
Die  Kommando-  und  Dienstsprache  ist  die  deutsche.  Die  innere  Organisation 
wird  fast  ganz  durch  die  reservierte  Organisations-  und  Verordnungsgewalt 
des  gemeinsamen  Monarchen  bestimmt,  der  Einfluß  der  parlamentarischen 
Körperschaften  beschränkt  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  alljährliche 
Rekrutenbewilligung  und  die  Votierung  der  finanziellen  Mittel. 

Die  Verwaltung  der  administrativen  Agenden  ist  zwischen  dem  Reichs- 
kriegsministerium und  den  beiderseitigen  Landesverteidigungsministerien  in 
der  Art  geteilt,  daß  das  erstere  die  inneren  militärtechnischen  Angelegen- 
heileu besorgt,  die  letzteren  hingegen  besonders  an  der  Führung  der  übrigen, 
verfassungsmäßig  den  beiden  Teilstaaten  vorbehaltenen  Geschäfte  der 
MilitäTTerwaltung  (Rekrutierung,  Einquartierung,  Verpflegung  und  Vorspann- 
wesen) partizipieren.  Die  Kosten  des  Heeres  belasten  im  Frieden  wie  im 
Kriege  das  gemeinsame  Budget.  Die  Bestimmung  des  Heeres  endlich  ist  die 
Verteidigung  der  gesamten  Monarchie  gegen  äußere  Feinde  sowie  die  Aut- 
rechthaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  im  Innern  derselben.*^)  Die  Ver- 
wendung der  gemeinsamen  Armee  erfolgt  vorbehaltlich  der  Bewilligung  der 
dafür  erforderlichen  Mittel  durch  die  Delegationen  ausschließlich  durch  den 
gemeinsamen  Monarchen  und  ist  an  keine  weiteren  Schranken    gebunden. 

2.  Die  beiden  Landwehren  sind  gegenwärtig  zu  einer  Feldarmee 
zweiten  Ranges  entwickelt.  Ihre  Ergänzung  erfolgt  getrennt  nach  beiden 
Reichshälften  und  die  Zugehörigkeit  ist  an  den  Besitz  der  Staatsbürgerschaft 
in  der  betreffenden  Reichshälfte  geknüpft.  Die  Offiziere  und  Beamten  sind 
Funktionäre  des  betreffenden  TeUstaates.  Die  Ausrüstung  und  Bewaffnung 
ist  die  gleiche  wie  bei  den  Truppen  des  Heeres.  Nicht  alle  Waffengattungen 
sind  in  den  Landwehren  vertreten,  insbesondere  fehlen  die  Artillerie  und 
die  technischen  Truppen.  Die  Ausbildungszeit  der  unmittelbar  eingereihten 
Rekruten  ist  regelmäßig  kürzer  als  jene  der  gemeinsamen  Truppen.  Die 
Kommando-  und  Dienstsprache  ist  nur  zum  Teile  die  gleiche  wie  ,,beini 
Heere  und  auch  die  territoriale  Gliederung  der  Landwehr  fällt  nur  in  Öster- 
reich, nicht  aber  in  Ungarn  mit  jener  des  Heeres  zusammen.  Die  Regelung 
der  inneren  Organisation  ist  innerhalb   der   durch   die  Gesetze   gezogenen 

^')  W.-G  §  3. 
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OreDzen  gleichfalls  dem  Monarchen  vorbehalten,  doch  sind  die  Grandztlge 
der  Organisation  zu  Beginn  der  Entwicklang  in  beiden  Reichshälften  in  den 
Landwehrgesetzen  yorgezeichnet  worden  und  bei  dieser  gmndsätzlichen 
Feststellung  der  Landwehrorganisation  im  legislativen  Wege  ist  es  in  der 
ungarischen  Reichshälfte  bis  heute  verblieben.  Die  Verwaltung  der  admini- 
strativen Agenden  obliegt  den  beiderseitigen  Landesverteidigungsministem. 
Die  Zweckbestimmung  der  beiden  Landwehren  besteht  im  Kriege  in  der 
Unterstützung  des  Heeres  und  in  der  Sicherung  der  inneren  Verteidigung, 
im  Frieden  ausnahmsweise  auch  in  der  Aufrechthaltung  der  inneren  Ordnung 
und  Sicherheit***)  Die  Verwendung  der  Landwehrtruppen  ist  speziell  in 
Ungarn  an  gewisse  Schranken  der  formellen  Gesetzgebung  gebunden«*^)  Die 
Kosten  der  beiden  Landwehren  obliegen  im  Frieden  den  beiden  Reichs- 
hälften. Im  Kriege  werden  jedoch  die  Landwehrtruppen  dem  vom  Kaiser 
ernannten  Militärbefehlshaber  unterstellt^^)  und  die  Kosten  derselben  aus 
dem  gemeinsamen  Heeresbudget  bestritten.^*) 

8.  Auch  die  Landsturmtruppen  sind  zunächst  getrennt  ftir  beide 
Keichshälften  organisiert  und  ihre  Kosten  belasten  die  letzteren.  Im  Kriege 
wird  jedoch  der  aufgebotene  Landsturm  gleichfalls  dem  vom  Kaiser  ernannten 
Militärbefehlshaber  unterstellt^^)  und  die  Auslagen  desselben  fallen  dem 
gemeinsamen  Heeresetat  zur  Last^^)  Ausnahmsweise  kann  der  Landsturm 
auch  zur  Ergänzung  des  Heeres  herangezogen  werden.^*)  Seine  Verwendung 
ist  in  beiden  Reichshälften  durch  Schranken  der  formellen  Gesetzgebung 
eingeengt.*^) 

4.  Das  Institut  der  tirolisch-vorarlbergisohen  Landesverteidi- 
gung nimmt  noch  heute  insoferne  eine  besondere  Stellung  ein,  als  die 
(Gesetzgebung  der  beiden  Länder  Tirol  und  Vorarlberg  einen  maßgebenden 
Einfluß  auf  die  Einrichtung  desselben  übt.  Nach  dieser  Gesetzgebung'*)  um- 
faßt das  Institut  die  Landesschützen,  welche  einen  Bestandteil  der  öster- 
reichischen Landwehr  bilden,  und  den  Landsturm.  Die  innere  Organisation 
dieser  beiden  Kategorien  der  Landesverteidiger  ist  indes  gegenwärtig  mit 
jener  der  übrigen  Truppen  in  eine  weitgehende  Obereinstimmung  gebracht. 
Die  administrative  Leitung  liegt  in  den  Händen  der  dem  Ministerium  für 
Landesverteidigung  untergeordneten  Landesverteidigungs-Oberbehörde 
und  die  Verwendung  der  Landesverteidigungstruppen  ist  durch  landesgesetz- 
liehe  Sonderbestimmungen  eingeschränkt.^^)  Die  Kosten  belasten  im  Frieden 
den  Etat  des  Ministeriums  für  Landesverteidigung,  im  Kriege  werden  jedoch 
auch  die  Landesverteidigungstruppen  dem  vom  Kaiser  ernannten  Militär- 
befehlshaber unterstellt  und  die  Auslagen  derselben  aus  dem  gemeinsamen 
Heeresetat  bestritten.*®) 

Die  rechtliche  Einheit  aller  dieser  Bestandteile  der  bewaffneten  Macht 
ist  endlich  durch  die  ftir  die  praktische  Heeresadministration  höchst  wichtige 
Rechtsvorschrift  gesichert,  daß  die  beiderseitigen  Landesverteidigungsminister 
verpflichtet  sind,  den  Reichskriegsminister  ununterbrochen  in  Kenntnis  über 
den  Stand,  die  Ausrüstung,  Dislokation,  militärische  Ausbildung  und  Disziplin 

2^)  W.-G.  §  4,  u.  L.-W.-G.  §  1.  -  »)  U.  L.-W.-G.  §  2.  —  '«)  W.-G.  §  57  al.  3, 
11.  L.-W.-G.  §  23  Scblußalinea.  -  »»)  Ö.  L.-W.-G.  §  9,  u.  L.-W.-G.  §  21.  —  «)  W.-G. 
§  r)8  al.  2.  —  5»;  Ö.  L.-St.-G.  §  10,  u.  L.-St.-G.  §  11.  —  »*)  Ö.  L.-St.-G.  §  5  al.  3  u.  4, 
11.  L.-St,-G.  al.  §  5  3  ff.  —  »*)  Ö.  L  -St-G.  §  5  al.  1  u.  2,  u.  L.-St.-G.  §  5,  al.  1  u.  2.  — 
'*^  L..V..G.  f.  T.  u.  V.  ex  1895.  —  s^)  L.-V.-G.  f.  T.  n.  V.  §  7  al.  2—4  und  §  24  al.  2 
„i  (1  3.  -  3^)  Ib.  §  6. 
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der  Landwehrtruppen  und  über  den  Stand  und  die  Ausrüstung  der  Land- 
sturnitruppen  zu  erhalten.  Die  gleiche  Verpflichtung  obliegt  rücksichtlich  der 
Landwehren  auch  den  beiden  Landwehr-Oberkommandanten,  welche  diese 
Pflicht  im  Wege   der  Landesverteidigungsministerien   zu   erflillen   haben.^-'> 

5.  Dagegen  bilden  die  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  ent- 
sprechend der  bisherigen,  endgültig  noch  nicht  entschiedenen  Völker-  und 
staatsrechtlichen  Stellung  der  beiden  Länder  rechtlich  keinen  Bestandteil 
der  österreichisch-ungarischen  Wehrkraft.  Ihre  innere  Organisation  wird  in 
oberster  Instanz  ausschließlich  durch  den  Kaiser  bestimmt  und  zeigt  wesent- 
liche Abweichungen  gegenüber  der  Verfassung  der  österreichisch-ungarischen 
Wehrkraft,  speziell  gegenüber  jener  des  gemeinsamen  Heeres.  Die  bosnisch- 
herzegowinischen  Truppen  besitzen  keine  Landwehr  und  keinen  Landsturm 
als  ergänzende  Bestandteile,  auch  keine  Ersatzreserve,  sondern  sind  nur  aus 
Linien-  und  Beservetruppen  zusammengesetzt.  Vertreten  sind  in  ihnen  nur 
Infanterie  und  Train,  nicht  aber  die  übrigen  Waffengattungen,  und  ihre  Er- 
gänzung ist  in  manchen  Punkten  abweichend  geregelt.  Die  militärische 
Leitung  und  administrative  Verwaltung  obliegt  dem  Reichskriegsministeriuni. 
Die  Erhaltung  der  Truppen  geschieht  aus  Landesmitteln. 

Trotz  dieser  rechtlichen  Sonderstellung  der  bosnisch-herzegowinischen 
Truppen  stehen  dieselben  gleichwohl  in  einem  gewissen  rechtlichen  Konnexe 
mit  dem  österreichisch-ungarischen  Heere.  Dieser  rechtliche  Konnex  ist  ge- 
geben durch  den  gemeinsamen  Kriegsherrn,  dessen  einheitlicher  und  aus- 
schließlicher Dienstgewalt  auch  diese  Truppen  unterworfen  sind,  und  sodann 
durch  die  Zweckbestimmung  der  Truppen,  die  nicht  nur  in  der  Beschützuiig 
der  beiden  Heimatsländer,  sondern  auch  in  der  Verteidigung  der  Gesamt- 
monarchie besteht.^^) 

Auch  fiir  die  vorliegende  Frage  sind  selbstverständlich  die  verschiedenen  Auf- 
fassungen Über  die  rechtliche  Natur  der  Österreichisch-ungarischen  Monarchie  nicht  ohne 
Bedeutung.  Von  den  Schriftstellern,  welche  sich  mit  diesem  Probleme  befaßt  haben, 
sind  aber  nur  wenige  der  obigen  Frage  näher  getreten.  Beschäftigt  hat  sich  damit 
namentlich  Dantscher  (»Der  monarchische  Bundesstaat  Österreich- Ungarn  etc.**).  Ilmi 
ist  die  österreichisch-ungarische  Armee  das  gemeinsame  Heer  des  Bundesstaates  Öster- 
reich-Ungarn. Die  Offiziere  und  Beamten  derselben  sind  Funktionäre  des  Bundesstaates 
und  fUr  denselben  wird  eine  Gesamtstaatsbürgerschaft  konstruiert,  welche  die  Öster- 
reichische  oder  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  zur  Voraussetzung  hat.  Im  Gegensatz 
zu  J ellin ek  („Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen",  1882,  S.  226  ff.),  welcher  be- 
hauptet, daß  aus  dem  Bestehen  gemeinsamer  Organe  noch  keine  gemeinsame  Staa^s^ 
gewalt  abgeleitet  werden  dürfe,  und  im  Unterschiede  von  anderen  Vertretern  der  Real- 
onion  (Jurasehek,  Ul brich)  halte  ich  in  Übereinstimmung  mit  Tezner  (Grtinhuts  Zeit» 
Schrift,  XX.  Bd.,  1893,  S.  712  ff.)  dafür,  daß  in  der  Tat  bei  der  im  ganzen  als  Real- 
nnion  zu  charakterisierenden  Gesamtmonarchie  einzelne  bundesstaatliche  Attribute  vor- 
handen sind,  wie  noch  bei  der  Darstellung  des  Vermögensbesitzes  der  Heeresverwaltung 
(§  142)  des  genaueren  ausgeführt  werden  soll.  Dagegen  vermisse  ich  bei  Dantscher  eine 
Erinnerung  der  rechtlichen  Stellung  der  beiden  Landwehren  und  ich  kann  auch  nicht 
jene  unlösbaren  Widersprüche  in  unserer  Gesetzgebung  finden,  welche  Dantscher  der- 
selben imputiert.  Ein  solcher  Widerspruch  soll  nicht  nur,  wie  bereits  früher  erwähnt, 
darin  liegen,  daß  sich  die  beiden  Teilstaaten  die  Gesetzgebung  über  die  Heeresergänznng^^ 


»»)  W.-G.  §  57  al.  4  und  §  58  al.  3.  —  *")  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  1  al.  1. 


30 

und  einzelne  andere  Angelegenheiten  der  Heeresverwaltung  vorbehalten  haben,  sondern 
namentlich  auch  darin,  daß  einerseits  die  österreichische  und  andererseits  die  ungarische 
Gesetzgebung  im  Wege  der  Wehrgesctze  Über  die  Zweckbestimmung  der  «bundes- 
staatlichen"  gemeinsamen  Armee  Verfügungen  treffen,  während  doch  hiezu  nur  die 
Gesetzgebung  des  „Bundesstaates**  berufen  sei.  Allein  auch  in  diesem  Falle  greift  eben 
der  Grundsatz  der  absoluten  Geltung  des  souveränen  Gesetzeswillens  Platz  und  die 
Praxis  lehrt,  daß  weder  die  Ergänzung  noch  die  Verwendung  der  gemeinsamen  Armee 
durch  diese  Besonderheiten  der  Wehrgesetzgebung  beirrt  worden  sind.  Dagegen  ist 
Dantscher  („Die  auswärtigen  Reichsangelegenheiten  und  die  ungarischen  Interpella- 
tionen betreffs  der  Petersburger  Reise  des  Erzherzogs  Franz  Ferdinand**,  1902,  S.  35  ff.) 
im  Rechte,  wenn  er  jenen  Bestimmungen  des  G.-A.  XII  ex  1867  (§§  11,  12  und  14), 
welche  ein  „ungarisches  Kriegsheer**  als  einen  ergänzenden  Bestandteil  der  Gesamt- 
armee  aufführen,  jede  rechtliche  Bedeutung  abspricht,  wenngleich  im  G-A.  XII 
zweifellos  von  dem  (stehenden)  Heere  und  nicht  von  den  Honveds  die  Rede  ist.  Denn 
diese  Bestimmungen  stellen  sich  als  mit  dem  sonstigen  Normenkomplexe  unvereinbare 
Detailanordnungen  dar,  die  einen  programmatischen  Charakter  tragen,  vorläufig  jedoch 
der  juristischen  Realität  entbehren.  Wenn  nun  aber  diese  verschiedenen  Anschauungen 
über  die  rechtliche  Natur  der  Monarchie  für  die  LOsung  der  vorliegenden  Fragen  nicht 
ohne  Bedeutung  sind,  so  ist  gleichwohl  festzuhalten,  daß  die  rechtliche  Struktur  eines 
Staates  an  sich  noch  keinen  sicheren  Schluß  auf  den  rechtlichen  Charakter  seines 
Heeres  gestattet.  Daher  gehen  denn  auch  die  Ansichten  über  den  rechtlichen  Charakter 
des  deutschen  Heeres  selbst  bei  jenen  Schriftstellern  auseinander,  welche  über  den 
bundesstaatlichen  Charakter  des  Deutschen  Reiches  einig  sind,  ja  es  stehen  sich  die  Auf- 
fassungen dieser  Schriftsteller  selbst  diametral  gegenüber,  indem  z.  B.  Georg  Meyer 
den  Bestand  eines  einheitlichen  deutschen  Heeres  verficht,  während  Lab  and  dasselbe 
nur  für  eine  Summe  von  Heereskontingenten  erklärt.  Es  ist  deshalb  auch  wohl  über- 
flüssig, hier  auf  die  weitere  Frage  einzugehen,  wie  sich  das  Verhältnis  des  österreichisch- 
ungarischen  Heeres  zu  Kroatien  gestalte.  Jene  Autoren,  welche,  wie  Pliveriö  („Bei- 
träge zum  ungarisch-kroatischen  Bundesrechte**,  1886),  das  Verhältnis  Kroatiens  zu  Ungarn 
als  einen  Bund  zweier  selbständiger  Staaten  konstruieren,  sprechen  natürlich  von  einer 
österreichisch-nngarisch-kroatischen  Armee  und  einer  ungarisch-kroa- 
tischen Landwehr,  welch  letztere  eine  gemeinsame  Angelegenheit  dieses  Bundes- 
staates bilde. 

Was  schließlich  das  rechtliche  Verhältnis  der  bosnisch-herzegowinischen 
Truppen  anbelangt,  dessen  Erörterung  aus  Anlaß  ihrer  Bequartierung  in  Österreich- 
Ungarn  (1890)  akut  geworden  ist,  so  können  dieselben,  solange  Österreich-Ungarn  nur 
die  Ausübung  der  Staatsgewalt  über  Bosnien  und  die  Herzegowina  delegiert,  nicht  aber 
die  Souveränität  über  diese  Länder  übertragen  ist,  nicht  als  ein  integrierender  Bestandteil 
der  österreichisch-ungarischen  Wehrkraft  angesehen  werden.  Einen  von  dieser  herrschenden 
Auffassung  über  die  staatsrechtliche  Stellung  Bosniens,  wie  sie  insbesondere  von  Jellinek 
(„Die  Lehre  von  den  Staatenverbindungen'',  1882,  S.  53,  54,  115  und  llö)  und  Schneller 
(„Die  staatsrechtliche  Stellung  von  Bosnien  und  der  Herzegowina",  1892)  vertreten  wird» 
abweichenden  Standpunkt  nimmt  Lingg  („Die  staatsrechtliche  Stellung  Bosniens  und 
der  Herzegowina,  ein  Beitrag  zur  Kritik  der  Lehre  von  den  Staatenverbindungen"  im 
Archiv  für  öffentliches  Recht,  V.  Bd.,  1890,  S.  480  ff.)  ein.  Indem  er  einen  ganz  anders 
gearteten  Begriff  der  Souveränität  konstruiert,  die  er  als  faktische  Herrschaft  auffaßt, 
kommt  er  zu  dem  Schlüsse,  daß  die  okkupierten  Provinzen  als  „Reichsländer**  bereits 
in  ein  staatsn'chtliches  Verhältnis  zur  Mbnarchie  getreten  seien.  Nach  dieser  juristisch 
nicht  haltbaren  Anschauung  würden  die  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  dann  aller- 
dings nicht  bloß  tatsächlich,  sondern  auch  rechtlich  als  ein  Bestandteil  der  bewaffneten 
Miiclit  Öbtorreich-Ungarns  betrachtet  werden  müssen. 
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§  5.  Die  milltlrisoh  organisierteii  Korps. 

Die  militärisch  organisierten,  unter  militärischer  Kommando-,  Straf-  und 
Disziplinargewalt  stehenden  Korps  bilden  mit  Rücksicht  auf  ihre  normale 
Zweckbestimmung  nicht  immer  einen  Bestandteil  des  Heeres,  obwohl  sie 
regelmäßig  aus  aktiven  und  nichtaktiven  Heeresdienstpflichtigen  und  Land- 
wehrpflichtigen zusammengesetzt  sind.  Einzelne  Korps  stehen  jedoch  im 
wirklichen  Verbände  des  Heeres,  beziehungsweise  der  ungarischen  Land- 
wehr und  bei  anderen  gelangt  der  mit  dem  Heere  bestehende  sonstige 
rechtliche  Konnex  im  Mobilisierungsfalle  zu  erhöhter  Bedeutung. 

Zu  den  militärisch  organisierten  Korps  gehören: 

1.  Die  k.  und  k.  Leibgarden.  Dieselben  sind  zum  militärischen 
Hofstaat  des  Monarchen  gehörige  Militärabteilungen.  Ihre  Bestimmung  besteht 
in  der  Bewachung  der  Person  des  Monarchen  und  der  Mitglieder  des 
Regentenhauses  sowie  in  deren  Begleitung  bei  feierlichen  Gelegenheiten. 
Sie  unterstehen  in  Sachen  des  Hofdienstes  und  der  Ökonomie  dem  ersten 
Obersthofmeister,  rücksichtlich  des  inneren  Dienstes  und  der  Jurisdiktion 
den  betrefienden  Gardekapitänen. 

Zu  den  Leibgarden  zählen: 

a)  Die  k.  und  k.  erste  Arcieren-Leibgarde  und  die  königlich 
ungarische  Leibgarde.  Beide  haben  hauptsächlich  einen  repräsentativen 
<  'harakter. 

Die  Arcieren-Leibgarde  bestand  schon  unter  Ferdinand  L  Die  ungarische 
Leibgarde  wurde  von  Maria  Theresia  (1763)  errichtet  und  sollte  zugleich 
eine  Bildungsstätte  für  junge  ungarische  Adelige  sein,  welche  Offiziere  werden 
wollten.  Nachdem  sie  vorübergehend  (1809)  und  dann  durch  längere  Zeit 
infolge  der  Ereignisse  des  Jahres  1849  aufgelöst  worden  war,  trat  sie  1869 
in  veränderter  Gestalt  wieder  ins  Leben.  Sie  dient  gegenwärtig  nicht  mehr 
als  eigentliche  Bildungsanstalt,  sondern  hat  die  Nebenbestimmung,  einer- 
seits verdienten  Ofßzieren  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  eine 
Versorgung  zu  gewähren,  andererseits  jungen  Offizieren  aus  diesen  Ländern 
Gelegenheit  zur  höheren  Ausbildung  zu  bieten.  Beide  Garden  bestehen  aus 
Gardechargen  und  eigentlichen  Garden.  Ihre  Mitglieder  müssen,  je  nachdem 
es  sich  um  die  Arcieren-Leibgarde  oder  um  die  ungarische  Leibgarde  handelt, 
die  österreichische  oder  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  besitzen.  Durch 
die  definitive  Aufnahme  in  die  Garde  erlischt  im  allgemeinen  der  Anspruch 
auf  militärische  Beförderung,  wohl  aber  bleibt  jenen  Garden,  welche  nur 
zeitweilig  in  die  Garde  treten,  um  sich  eine  höhere  militärische  Bildung 
anzueignen,  ihr  Rang  und  ihr  Anspruch  auf  Beförderung  im  Heere  gewahrt. 
Die  Aktivitätsgebühren  der  Garden  werden  vom  Hofärar  bestritten  und  auch 
die  Pensionsgebühren  fallen  nur  insoweit  dem  gemeinsamen  Militärärar  oder 
dem  betreffenden  Landwehretat  zur  Last,  als  den  Garden  aus  ihrer  im 
Heere,  beziehungsweise  in  einer  der  beiden  Landwehren  zugebrachten  Dienst- 
zeit ein  Rechtsanspruch  darauf  erwachsen  ist. 

Verschwunden  sind  die  lombardisch-venetianische  adelige  Leib- 
garde, welche  vorzugsweise  Zwecken  der  höheren  militärischen  Ausbildung 
diente,  und  die  181:3  gebildete  böhmische  adelige  Leibgarde. 

h)  Den  eigentlichen  Bewachungsdienst  um  die  Person  des  Monarchen 
und  bei  der  Regentenfarailie  besorgt  die  Trabanten-Leibgarde.  Die  Auf 
nahinswerber  können  Staatsbürger  der  einen  oder  der  anderen  Reichs- 
hälfte sein« 
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c)  DieLeibgarde-Reitereskadron  und  dieLeibgarde-Infanteric- 
kompagnie  haben  bei  der  Handhabung  der  Ordnung  und  Sicherheit  am 
Hoflager  des  Monarchen,  insbesondere  in  den  Hofburgen  und  Lustschiüssern 
sowie  in  den  übrigen  Hofgebäuden  mitzuwirken,  ferner  zur  Aufrechthaltung 
der  Ordnung  bei  größeren  Auffahrten  beizutragen  und  den  Ordonnanzdienst 
am  Hof  lager  des  Monarchen  zu  versehen.  Die  Mannschaftspersonen  der  beiden 
Garden  können  auch  als  Kuriere  verwendet  werden.  Aufnahme  können  öster- 
reichische und  ungarische  Staatsbürger  finden. 

Die  Leibgarde  Reitereskadron  bildet  einen  integrierenden  Bestandteil 
des  Heeres.  Im  Mobilisiemngsfalle  wird  eine  Abteilung,  sofeme  es  der  Hof- 
dienst zuläßt,  dem  Armee-Oberkommandanten  oder  dem  Kommandanten 
eines  selbständig  operierenden  Armeekorps  zur  Verwendung  im  Hauptquartiere 
zur  Verfügung  gestellt.  Die  Kosten  der  Eskadron  belasten  das  gemeinsame 
Heeresbudget. 

Die  Mannschaft  der  Trabanten-Leibgarde  und  der  beiden  anderen  Garden 
hat  Anspruch  auf  die  den  Unteroffizieren  gebührenden  Prämien  und  die 
denselben  zustehende  Begünstigung  der  Anstellung  im  öfi^entlichen  Zivil- 
dienste. Die  durch  Hofzulagen  erhöhten  Versorgungsgebühren  der  Trabanten- 
Leibgarde  und  der  Leibgarde-Infanterie  belasten  das  Hoiarar,  jene  der 
Leibgarde-Reitereskadron  hingegen  das  Militärärar. 

2.  Die  königlich  ungarische  Kronwache  ist  eine  aus  dem  Stande 
der  ungarischen  Landwehr  gebildete  Militärabteilung,  welche  zur  Bewachung 
der  ungarischen  Krone,  Krönungs-  und  sonstigen  Landesinsignien  bestimmt 
ist.  Außerdem  kann  sie  als  Spalier-  oder  Begleitdetachement  zu  den  in 
Ungarn  beim  Hofe  abgehaltenen  militärischen  und  kirchlichen  und  ausnahms- 
weise auch  bei  anderen  Festlichkeiten  beigezogen  werden.  Sie  ist  zuletzt  1861 
wieder  errichtet  und  vom  Jahre  1872  angefangen  in  militärischer  Beziehung 
dem  ungarischen  Landes  Verteidigungsministerium  unterstellt  worden,  während 
in  Sachen  ihres  eigentlichen  Dienstes  die  beiden  ungarischen  KronhUter 
über  sie  verfllgen. 

3.  Die  Gendarmeriekorps  der  beiden  Reichshälften  und  das 
bosnisch -herzegowinische  Gendarmeriekorps.  Ein  solches  Korps 
bestand  zunächst  in  der  Lombardei  aus  der  Zeit  des  früheren  Königreiches 
Italien  und  wurde  nach  dem  Jahre  1814  beibehalten.  Es  war  im  Frieden 
zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  öffentlichen  Sicherheit  in  der  Lom- 
bardei und  in  Südtirol,  im  Kriege  aber  zur  Handhabung  der  Armeepolizei 
bestimmt.  Im  Jahre  1849  und  in  den  folgenden  Jahren  wurde  eine  größere 
Zahl  von  Gendarmerieregiroentern  errichtet,  welche  im  Mobilisierungsfalle 
gleichfalls  mobile  Feldabteilungen  aufzustellen  hatten.  Nach  dem  Ausgleiche 
wurde  die  Gendarmerie  in  den  österreichischen  Ländern  dem  diesseitigen 
Ministerium  für  Landesverteidigung  unterstellt,  im  eigentlichen  Ungarn  aber 
wurden  die  Gendarmerieregimenter  aufgelöst  und  nur  in  Siebenbürgen  und 
in  Kroatien-Slavonien  beibehalten.  Im  Jahre  1876  gingen  die  Agenden 
dieser  beiden  Gendarmeriekommanden  an  die  ungarische  Regierung  über. 
Einen  Bestandteil  der  Gendarmerie  bildete  auch  das  den  Verwaltungs- 
behörden der  Militärgrenze  zugewiesene  und  erst  im  Jahre  1881  aufgehobene 
Serezaner  Korps. 

Seither  hat  in  beiden  Reichshälften  eine  Neuorganisierung  der  Gen- 
darmerie auf  gesetzlichem  Wege  stattgefunden.  Den  Anfang  machte  Österreich 
mit  dem  Gesetze  vom  26.  Februar  1876,  R.-G.-Bl.  Nr.  19,  an  dessen  Stelle 
seither  das  Gesetz  vom  25.  Dezember  1894,  R.-G.-B1.  Nr.  1  ex  1895.  getreten 


ist.  Aber  auch  die  ungarische  Regierung  sah  sich  infoige  der  schweren 
Hüugel  der  aulonomeu  Komitatspolizei  genötigt,  dem  Reiehstage  einen  Gesetz- 
entwurf über  die  Organisation  des  Sieherlieitsdienstes  vorzulegen,  Dersell^e 
trat  als  Gesetzartikel  III  im  Jahre  1881  in  Kraft  und  dadurch  ist  die 
aogarische  Gendarmerie  nimmelir  nach  dein  Muster  der  siebenbUrgisehen 
neu  organisiert  werden.  Eine  Vervollständigung  erhielt  dieses  Gesetz  durch 
den  gleichzeitig  erflossencn  II.  Gesetzartikel  ex  1881,  welcher  die  Ergänzung 
des  Mannschaftestandcs  der  Gendarmerie  regelt. 

Die  Gondarmeriekorps  der  beiden  Reiehshälften  sind  hiernach  milililrisch 
organisierte  WachkSrper  und  haben  die  Bestimmung,  die  öffentliche  Ordnung, 
Rübe  und  .Sicherheit  aufrecht  zu  erlialten.  Auf  die  Lokalpolizei  nehmen  sie 
in  der  Regel  nur  einen  überwachenden  und  unterstützenden  Einfluß.  Hin- 
sichllieh  des  nffentliehen  Sicherheitsdienstes  untersteht  das  Korps  in  Öster- 
reich den  politischen  Behörden,  in  militärischer,  Skonomischer  und  admini- 
strativer Beziehung  aber  den  militärischen  Vorgesetzten  und  in  letzter 
Instanz  dem  Ministerium  ftir  Landesverteidigung,  welches,  soforne  es  sich 
um  die  Verfügung  besonderer  Sicherheitsmaßregeln  handelt,  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ministerium  des  Innern  vorzugehen  hat.  In  Ungarn  Iriit  in 
Personal-  und  Disziplinarsachen  gleichfalls  die  Kompetenz  des  Landes- 
verteidignngsministcriums,  in  administrativen  und  polizeilichen  Angelpgen- 
beiten  jene  des  Ministeriums  des  Innern  ein.  Die  Aufnahme  in  die  Korps 
ist  bedingt  durch  den  Besitz  der  Staatsbürgerschaft  der  betrefl'enden  Rcichs- 
bälfte.  Die  Handhabung  der  Strafrechtspflege  erfolgt  durch  die  Landwehr- 
gericht«,  die  Aktivitäts-    und  Versorgungsgebühren   belasten    die   Zivllelats_ 

Ein  rechtlicher  Konnex  zwischen  den  Gendarmeriekorps  und  dem  Heere 
besteht  iu  folgenden  Beziehungen: 

a)  Den  Offizieren  und  der  Mannschaft  wird  die  in  der  Gendarmerie 
zugebrachte  Dienstzeit  in  die  regelmällige  Dienstzeit  im  Heere  und  in  der 
Landwehr  eingerechnet  und  dieselben  sind  während  der  Gendarmeriedienst- 
leistung  iu  Österreich  von  Jeder  Dienstleistung  im  Heere  und  In  der  Land- 
wehr*') und  ebenso  in  Ungarn  von  den  peritKÜschen  Waffenllbungeu,  Koutroll- 
versammlnngen  und  im  allgemeinen  auch  vou  der  aktiven  Dienstleistung 
befreit;  sie  werden  in  Ungarn  auch  im  Mobilisierungsfalle  bei  der  Gendarmerie 
belassen.")    Zu   dieser    Dienstzeit   zählt   auch    die    Frobedienstzcit,   welche 

1  Jahr  zu  betragen  hal.*^)  Jonen  Heeres-  und  Landwehrangchörigeu,  welche 
in    der    ungarischen    Gendarmerie    4  Jahre    dienen,    werden    überdies    die 

2  letzten  Jahre  der  Landwchrdienstpflieht  nachgesehen.**) 

Ii)  Regelmäßig  soll  eine  Aufnahme  in  die  Gendarmerie  nur  nach  Voll- 
streckung der  Fräsenzdienstpflicht  im  Heere  oder  in  der  Landwehr  statt- 
finden*'^) und  der  Mannschaftsiic<larf  nur  durch  freiwillig  sich  Meldende 
gedeckt  werden.  Doch  ist  in  Ungarn  auch  die  Aufnahme  solcher  Personen 
zulässig,  welche  noch  in  den  Verband  des  Heeres  gehören,  aber  für  längere 
Zeit  beurlaubt  sind  und  im  letzten  Halbjahr  ihrer  Linie ndienstp flicht  stehen.*') 
Nor  im  Falle  einer  Mobilisierung  ist  diesen  Personen,  ferner  den  Reservisten 
sud  Ersatzreservisten  des  Heeres  sowie  Landwehrmännern  der  freiwillige 
Eintritt  in  die  Gendarmerie  nicht  gestattet.*')  Der  Gesetzartikel  XXVII  ex  1883 
gestattete   für   den   5.   und  6.  ungarischen  Gendarmeriedistrikt,   daß    die  in 


")  Ü.  (:end.-0.  §  26  uL  1.  —  '*)  tJ.  G.-A.  U  e 
.**)  0.  G,-A.  U  M  1881  §  3.  —  «)  Ö.  Gend-G,  fi  S 
e  l  lit  e).  —  *';  Ib.  ScWuUnlinp«. 

Sehratd.  D»  lls««trvcbl  der  anait.-au.  Iloaarthlg. 


1S81  S  *■  —  ")  ■'■  üeml.-IJ.  %  22.  - 
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denJahrenl879--1881  assentierte  Landwehrmannschaftvonil.  September  1883 
bis  zum  Jani  1885  der  Gendarmerie  temporär  zar  Dienstleistung  zugeteilt 
werde.  Den  auf  diese  Weise  Zugeteilten  wurde  gleichzeitig  die  Begünstigung 
zuerkannt,  daß  die  bei  der  Gendarmerie  zugebrachte  Zeit  mit  Ausni^roe 
der  3  ersten  Monate  ihnen  doppelt  als  Militärdienst  angerechnet  werde  und 
daß  diejenigen,  welche  bei  der  Gendarmerie  mindestens  1  Jahr  gedient  haben, 
zu  den  Waffenttbungen  der  Landwehr  nicht  mehr  einberufen  werden. 

Desgleichen  können  in  Osterreich  mit  Einschluß  von  Tirol  und  Vor« 
artberg  nach  Maßgabe  und  ftir  die  Zeit  des  Bedarfes  im  Kriege  Landsturm- 
pflichtige auch  zur  Gendarmerie  eingeteilt  werden.^^) 

c)  Unbeschadet  ihrer  eigentlichen  Bestimmung  kann  die  Gendarmerie 
mit  besonderen  militärischen  Aufgaben  betraut  werden.^^)  Insbesondere  wird 
im  Mobilisierungsfalle  auch  gegenwärtig  aus  Angehörigen  der  Gendarmerie 
ein  zur  Armee  im  Felde  zählendes  Korps  von  Feldgendarmen  gebildet^^) 
und  die  lilitglieder  der  Gendarmeriekorps  unterliegen  einer  besonders  nor* 
mierten  Landsturmpflicht^') 

Das  bosnisch-herzegowinische  Gendarmeriekorps  wurde  zuerst 
im  Jahre  1879  errichtet  und  dann  im  Jahre  1884  reorganisiert.  Das  Korps 
ist  in  militärischen  Angelegenheiten  an  das  Korpskommando  in  Sarajevo 
und  durch  dieses  an  das  Beichskriegsministerium  gewiesen,  während  es  in 
Sachen  des  öffentlichen  Sicherheitsdienstes  den  politischen  Behörden,  in 
ökonomischen  und  administrativen  Angelegenheiten  aber  zunächst  den  mili- 
tärischen Vorgesetzten  und  in  höherer  Instanz  in  beiden  Beziehungen  dem 
Chef  der  Landesregierung,  beziehungsweise  dem  Ziviladlatus  untersteht.  Die 
in  den  Stand  des  Korps  übersetzten  Offiziere  werden  auch  weiterhin  bei 
den  Standeskörpem  des  Heeres  und  der  Landwehren  als  ttberkomplett  ge- 
ftihrt,  bleiben  also  in  diesem  Verbände.  Die  Handhabung  der  Strafrechts* 
pflege  geschieht  durch  die  Gerichte  des  Heeres  und  die  über  Angehörige  des 
Korps  verhängten  Freiheitsstrafen  sind  in  den  Arresten  und  Strafanstalten 
des  Heeres  zu  vollziehen.  Die  Kosten  des  Korps  belasten  das  Landesbudget 
und  auch  die  auflaufenden  Untersuchungs-  und  StrafvoUzugskosten  sind  dem 
Militärärar  vom  Landesärar  zu  ersetzen. 

4.  Die  Militär-Polizeiwachkorps.  Nachdem  die  ftlr  Sanitäts-  und 
Finanzzwecke  verwendeten  Militärabteitungen  der  Geschichte  anheim  gefallen 
sind,  bestehen  nur  noch  2  derartige  Korps: 

a)  Das  k.  und  k.  Militär-Polizeiwachkorps.  Eine  Militärpolizei* 
wache  wurde  zuerst  (1775)  in  Wien  und  später  in  den  Landeshauptstädten 
errichtet,  in  welchen  sich  Polizeidirektionen  befanden.  Derzeit  sind  Abtei- 
lungen des  Korps  nurmehr  in  Lemberg,  Krakau  und  Przemysl  aufgestellt 
Sie  sind  zur  Versehung  des  Sicherheitsdienstes  in  ihren  Standorten  bestimmt 
und  unterstehen  in  militärischer  Hinsicht  den  gemeinsamen  Militärbehörden, 
in  Sachen  des  öffentlichen  Sicherheitsdienstes  und  in  ökonomischen  Ange- 
legenheiten den  Polizeibehörden  und  in  letzter  Instanz  dem  Ministerium  ftbr 
Landesverteidigung. 

b)  Das  Militärwachkorps  ftir  die  1l  k.  Zivilgerichte  in  Straf- 
und  bürgerlichen  Angelegenheiten.  Dasselbe  wurde  im  Jahre  1870 
errichtet  und  ist  zur  Versehung  des  Sicherheitsdienstes  bei  den  bürgerlichen 

*»)  Ö.  Gend.-G.  §  20  Punkt  4  und  L.-V.-G.  f.  T.  und  V.  §  25  Schlußalinea.  — 
«y  Ö.  Gend.-G.  §  1  al.  2.  —  «»)  Vergl.  §  23  IH.  —  ")  Ö.  Gend.-G.  §  26,  ö.  und  n.  L.« 
St.-G.  §  2  al.  5. 
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Gerichten  in  Wien  bestimmt.  Es  ist  in  militärischen  Angelegenheiten  dem 
Reichskriegsministeriam,  in  ökonomischen  nnd  administrativen  dem  k.  k.  Justiz* 
ministeriam  untergeordnet. 

Beide  Militärwachkorps   stehen  im  Verbände  des  k.   and   k.  Heeres. 

5.  Die  Militärabteilungen  der  Gestütsbranche.  Der  Ursprung 
dieses  militärischen  Korps  reicht  bis  auf  jene  Zeit  zurück,  als  die  öster* 
reichischen  Regenten  und  namentlich  Josef  IL  die  Pferdezucht  und  liemon' 
tierung  eifrig  zu  fördern  bemüht  waren.  Zu  diesem  Zwecke  wurden  in  den 
einzelnen  Ländern  Beschäl-  und  Remontierungsdepots  mit  Oestütsetablissements 
errichtet,  die  unter  militärischer  Leitung  standen.  Nach  dem  Jahre  1866 
übernahm  die  Zivilverwaltung  die  Förderung  der  Pferdezucht  als  eigene 
Agende  und  die  staatlichen  Pferdezuchtanstalten  wurden  nunmehr  nach 
den  beiden  Reichshälften  geteilt  In  der  österreichischen  Reichshälfte  wurden 
die  Militärabteilnngen  bei  den  Staatsgestüten  zu  Radautz  und  Piber  im 
Jahre  1870  aufgelassen  und  es  verblieben  solche  nur  bei  den  Staats-Hengsten- 
depots.  Später  wurden  indes  die  Staatsgestüte  neuerlich  mit  einer  Militär- 
abteilang  versehen  und  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  waren  die 
Militärabteilnngen  bei  allen  Staatsgestüten  belassen  worden. 

Gegenwärtig  bestehen  Militärabteilungen  der  Gestütsbranche  in  Oster* 
reich  bei  den  Staatsgestüten  in  Radautz  nnd  Piber,  femer  bei  den  Staats- 
Hengstendepots  in  Stadl  (in  Oberösterreich),  Graz,  Pisek,  Göding  und  Ober- 
wikow  (in  der  Bukowina),  Drohowyie  (in  Galizien),  in  Ungarn  bei  den 
Staatsgestttten  zu  Mezöhegyes,  Kisb^r,  B&bolna  und  Fogaras,  ferner  hei  den 
Staats-Hengstendepots  zu  Stuhlweißenburg,  Nagy-Körös,  Debreczin  und  Sepsi- 
Szent-György,  endlich  bei  dem  1877  in  die  Verwaltung  Kroatiens  über- 
gebenen  Staats-Hengstendepot  zu  Agram. 

Die  MiHtärabteilungen  der  Gestütsbranche  stehen  im  Verbände  des 
k.  und  k.  Heeres,  sind  in  militärischen  Angelegenheiten  dem  Reichskriegs- 
ttiinisterium,  in  Angelegenheiten  der  Pferdezucht  und  in  Bezug  anf  den 
ökonomischen  und  administrativen  Dienst  den  beiderseitigen  Ackerbau- 
ministerien untergeordnet.  Die  Verwendung  der  Abteilungen  oder  einzelner 
Angehöriger  zu  Dienstleistungen  für  das  Heer  darf  nur  mit  Zustimmung 
des  betrefifenden  Ackerbauministeriums  erfolgen.  Der  freiwillige  Eintritt  in 
das  Korps  ist  grundsätzlich  nicht  gestattet  und  nur  bei  bildungsfähigen 
oder  einer  Profession  kundigen  Personen  darf  in  dieser  Richtung  eine  Aus- 
nahme gemacht  werden  Einjährig-Freiwillige  werden  nicht  aufgenommen. 
Die  Mannschaft  wird  nach  Beendigung  ihrer  aktiven  Heeresdienstpflicht, 
falls  sie  nicht  freiwillig  den  Dienst  fortsetzt,  in  die  Reserve  der  IVaintrnppe 
übersetzt 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  befindet  sich  eine  Militärabtei- 
lang  der  Gesttttsbranche  beim  Landes-Hengstendepot  zu  Sarajevo. 

§  G.  Die  bewaflhelcn  Zivilkorps. 

Als  solche  Korps  sind  anzusehen: 

1.  Die  bewaffneten  Bürgerkorps.  Dieselben  sind  aus  den  alten 
Stadtwehren  hervorgegangen  und  haben  eine  nicht  unrühmliche  historische 
Vergangenheit  Ihre  Statuten  sind  wiederholt  von  den  österreichischen 
Herrschern  bestätigt  worden  und  Kaiser  Franz  I.  hatte  im  Jahre  1826  Grund- 
sätze über  Bestimmung  und  Einrichtung  der  Bürgerkorps  erlassen.  Der- 
artige Korps  bestanden  insbesondere  in  Wien,  Prag,  Brunn,  Olraütz.  Graz, 
Lemberg,  Linz  und  Klagenfurt  Sie  wurden  im  Frieden  zur  Aufrcdithaltung 
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der  Ruhe  und  öffentlichen  Ordnung,  in  Kriegszeiten  namentlich  zum  Gamisons- 
dienste  verwendet.  Dem  in  TrieBt  gemäß  der  Stadtordnung  (kaiserliches 
Patent  vom  12.  April  1850,  R.-G.-B1.  Nr.  139,  §§  72  und  94)  bestehenden 
Milizbataillon  oblag  in  Kriegszeiten  auch  die  Kttstenverteidigung.  Während 
diesem  Korps  durch  das  Wehrgesetz  des  Jahres  1868  (Artikel  III)  seine  Grund- 
lage entzogen  wurde,  ist  der  Bestand  der  übrigen  Korps  durch  das  östor- 
reichische  Landwehrgesetz  vom  13»  Mai  1869  ausdrücklich  aufrecht  erhalten 
worden.  Solche  Bürger-  und  Schützenkorps  sind  nicht  als  Vereine  im  Sinne 
des  Vereinsgesetzes  vom  15.  November  1867,  R,-G.-Bl.  Nr.  134,  anzusehen,^*) 
sondern  besonderen  Normen  unterworfen.  Die  letzteren  sind  in  dem  kaiser- 
lichen Patente  vom  22.  August  1851,  R.-G.-B1.  Nr.  191,  und  in  der  Vor- 
schrift über  die  Organisation  des  Landsturmes  (1889)  enthalten.  Darnach 
bedarf  die  Errichtung  neuer  und  die  Reaktivierung  aufgelöster  Korps  der 
kaiserlichen  Genehmigung,  welche  auf  Grund  eines  Gutachtens  der  politischen 
Behörden  vom  Ministerium  für  Landesverteidigung  zu  erwirken  ist.  Die 
Oenehniigung  soll  nur  solchen  Formationen  zu  teil  werden,  welche  in  all- 
gemein politischer  und  sozialer  Hinsicht  und  mit  Rücksicht  auf  ihre  even- 
tuelle Verwendung  im  Kriegsfalle  entsprechende  Gewähr  dafür  bieten,  daß 
«ie  wirklich  Zwecken  der  Ordnung,  Sicherheit  und  militärischen  Leistung 
dienen  und  in  Bezug  auf  Kleidung,  Ausrüstung  und  Organisation  als  be- 
waffnete Korps  auftreten  können. 

Der  rechtliche  Konnex  mit  dem  Heere  beschränkt  sich  gegenwärtig  dar- 
auf, daß  den  Korps  in  Österreich  eine  besondere  Landsturmpflicht  obliegt.'^^) 

2.  Die  Finanzwache  war  früher  teilweise  als  militärischer  Körper 
organisiert,  steht  aber  jetzt  mit  dem  Heere  nur  insoweit  in  rechtlicher  Ver- 
bindung, als  ihre  Angehörigen  die  ihnen  obliegende  Landsturmpflicht  nach 
speziellen  Normen  zu  erfüllen  haben.^*) 

3.  Ohne  jeden  rechtlichen  Zusammenhang  mit  dem  Heere  stehen  hin- 
gegen die  übrigen  bewaffneten  Zivilkorps,  insbesondere  auch  die 
staatlichen  Zivil-Polizeiwachkorps  in  den  wichtigeren  Stiidtcu. 

IL  Abschnitt 

Die  Wehrordnung« 

§  7.  Begriff  und  reclitllche  Gmiidlagen. 

L  Die  Wehrordnung  ist  der  Inbegriff  jener  Normen,  welche  die  Heran- 
ziehung der  Bevölkerung  zum  Heeresdienst  regeln. 

H.  Eine  solche  Regelung  hat  sich  im  Interesse  einer  gesicherten  Wehr- 
macht schon  in  den  absoluten  Staaten  als  zweckmäßig  und  notwendig 
erwiesen  und  auch  in  Österreich  war  die  Wehrverfas^ung  nach  Annahme 
des  Konskriptionssjstems  immer  eingehender  norn.iert  worden.  Da  die 
zwangsweise  Heranziehung  der  Bevölkerung  zum  Heeresdienste  eine  die 
Freiheitsrechte  empfindlich  beschränkende  öffentlichrechtliche  Last  darstellt, 
so  bedarf  sie  irn^^  Rechtsstaate  gesetzlicher  Regelung.  Die  Kompete^iz 
hiezu  kommt  in  Österreich-Ungarn  nach  den  Ausgleichsgesetzcu  der  legis- 
lativen Gewalt  der  beiden  Reichshälften  zu,  welche  hiebei  nach  gleichen 
Grundsätzen  vorzugehen  haben.  Eine  solche  Regelung  war  zunächst  auf  der 


"}  0.  Z.  f.  V.  186i),  Nr.  3'J,  S.  154.  —  *3)  0.  L.-St.-G.  §  7  al  2,  —  »«)  0.  und  u.  L.- 
St.-G.  §  2  al.  5. 
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Grundlage  der  allgemeinen  Wehrpflicht  nach  den  Grnndsätzen  des  ZiehungB- 
Systems  darch  die  beiden  Wehrgesetze  des  Jahres  1868  ^^)  erfolgt.  Nachdem 
diese  Gesetze  durch  die  sogenannten  Wehrgesetznovellen  des  Jahres  1882^^) 
bereits  in  mehreren  Punkten  wesentlich  modifiziert  worden,  wurde  die  mili- 
tärische Dienstpflicht  durch  die  beiden  Wehrgesetze  vom  Jahre  1889^^)  unter 
Rücksichtnahme  auf  die  seither  erfolgte  Umbildung  der  Landwehr  und  die 
Einrichtung  des  Landsturmes  neu  geregelt.  Die  über  die  Organisation  dieser 
letzteren  Bestandteile  der  Wehrkraft  erilossenen  Gesetze,  speziell  die  jetzt 
in  Geltung  stehenden  Landwehrgesetze  vom  Jahre  1893  und  1890^®)  sowie 
die  Landsturmgesetze  des  Jahres  1886^®)  enthalten  auch  wichtige  An- 
ordnungen über  die  Wehrordnung.  Das  Gleiche  gilt  von  jenen  für  Tirol  und 
Vorarlberg  erflossenen  Landesgesetzen,  welche  die  besondere  Wehrmacht 
dieser  Länder  (Landesschtttzen  und  Landsturm)  zu  ordnen  und  mit  der  Wehr«- 
kraft  des  Reiches  in  größeren  Einklang  zu  bringen  bestimmt  waren.  Zuletzt 
ist  diese  besondere  Ordnung  durch  das  Landesgesetz  vom  Jahre  1895^^) 
erfolgt,  welches  nunmehr  die  Landwehr-(Landesschützen-)  und  Landsturm- 
pflicht der  tirolisch-vorarlbergischen  Landesverteidiger  in  der  Hauptsache 
nach  den  ftir  die  übrigen  Teile  des  Reiches  geltenden  Bestimmungen  normiert. 
Zu  diesen  Gesetzesbestimmungen  haben  die  beteiligten  Zentralver- 
waltungsbehörden umfessend«  Durchführungsverordnungen  erlassen,  welche 
als  „Wehrvorschriften"   und  „Vorschriften  betreffend   die  Organi- 

«)  Ö.  W.-G.  vom  5.  Dezember  1868,  R.-G.-Bl.  Nr.  151,  u.  G.-A.  XL  ex  1868.  — 
*^j  Ö.  G.  vom  2.  Oktober  1882,  R.-G.-B1.  Nr.  153,  u.  G.-A.  XXXIX  ex  1882.  —  ")  Ö. 
W.4;^  vom  11.  April  1889,  R.-G.-Bl.  Nr.  41,  u.  G.-A.  VI  ex  ^8^.  —  ^  Ö.  L.-W.-G.  vom 
25.  Dosember  1893,  R.-G.-Bl.  Nr.  200,  u.  G.-A.  V  ex  1890.  Das  erste  österreichische 
Landwehrgesetz  vom  13.  M:ii  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  68,  hatte  durch  die  Novellen  vom 
1.  Juli  1872,  R.-G.-B1.  Nr.  93,  vom  14.  Mai  1874,  R.-G.-Bl.  Nr.  58,  und  im  Anschluß  an 
die  Wehrgesetznovelle  des  Jahres  1882  durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1883,  R.-G.«BL 
Nr.  87,  Abänderungen  erfahren.  Ebenso  hatte  das  erste  ungarische  Landwehrgesetz 
vom  Jahre  1868  (G.-A.  XL!)  durch  die  G.-A.  III,  IV,  V,  VI  und  VII  ex  1871,  die 
G.-A.  II  und  XVIII  ex  1872,  die  G.-A.  XXXII  und  XXXVl  ex  1873  und  endlieh  durch 
den  6.-A.  XIV  ex  1877  Modifikationen  erlitten.  Vom  G.-A.  XLI  des  Jahres  1868  steht 
nur  noch  der  §  32  in  Kraft,  welcher  die  Aufhebung  der  durch  den  G.-A.  XXII  ex 
1847/1848  errichteten  ungarischen  Nationalgarde  verfügt  hatte,  nachdem  diese  Bestim- 
mung bereits  durch  den  G.-A.  XI  ex  1867  sistiert  worden  war.  —  *•)  Ö.  L.-St.-G.  vom 
t;.  Juni  1886,  R.-G.-Bl.  Nr.  9  \  u.  G.  XX  ex  1836.  Durch  den  letzteren  G.-A.  waren  die 
im  G.-A.  XLII  des  Jahres  1868  über  den  Landsturm  getroffenen  Anordnungen  außer  Krafl 
gesetzt  worden  —  •«;  L.-V.-G.  f.  T.  u.V.  vom  10.  März  1895,  R.-G.-Bl. Nr.  16.  Die  seit 
der  Erlassang  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868  zur  Regelung  des  tirolisch-vorarlber- 
^tficlien  Landesverteidignngsinstituts  erlassenen  Landesgesetze  vom  19.  Dezember  1870, 
L,-G.*B1.  Nr.  1  ex  1871^  betreffend  das  Institut  der  Landesverteidigung,  dann  vom 
19.  Dezember  lö70,  L.-G.-Bl.  Nr.  2  ex  1871,  betreffend  den  Landsturm,  weiters  vom 
14.  Mai  1874,  L.-G.-Bl.  Nr.  30,  womit  mehrere  Paragraphen  des  Gesetzes  vom  19.  De- 
zember 1870,  L.-G.-Bl.  Nr.  1  ex  1871,  abgeändert  werden,  ferner  vom  23.  Jänner  1887, 
L.-G.-B1.  Nr.  7,  betreffend  das  Institut  der  Landesverteidigung,  endlich  vom  22.  Juni 
li<02,  L.-G.-Bl.  Nr.  15,  womit  einige  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  23.  Jänner  1887, 
L,-G.-Bl.  Nr.  7,  abgeändert  werden,  sind  dadurch  samt  den  im  Jahre  1870  noch  aufrecht 
erhaltenen  Bestimmungen  der  §§  53  bis  eir.6chlieClich  57  der  Landes  Verteidigungsordnung 
vom  4.  Juli  1864,  L.-G.-B1.  Nr.  31,  auGer  Kraft  gesetzt  worden,  so  daß  von  den  älteren 
Anordnungen  nurmehr  die  in  anderem  Zusammenhang  anzuführende  SchieCstandsordnung 
vom  14.  Mai  1874,  L.-G.-Bl.  Nr.  29,  in  Geltung  steht. 
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sation  des  LandsturmeB^  bezeichnet  werden.  Die  Wehrvorschriften  ent- 
halten die  Durchftlhrangs Verordnungen  zum  Wehrgesetze.  Sie  bestehen  aus 
4  Teilen.  Der  erste  Teil  „Vorschrift  zur  Ergänzung  des  Heeres,  der  Kriegs- 
marine und  der  Landwehr^  ist  gemeinsam  ftür  das  Heer  und  die  Landwehr 
zur  Ausgabe  gelangt.®')  Der  zweite  Teil  „Vorschrift  über  die  Erfüllung 
der  Dienstpflicht  im  Heere  und  in  der  Kriegsmarine^  betrifft  zunächst  nur 
das  Heer,®^)  während  fllr  die  Landwehren  eigene  Vorschriften  erschienen 
sind,  speziell  über  die  Erflillung  der  Dieostpflicht  in  der  k.  k.  Landwehr 
ein  Anhang  zu  diesem  zweiten  Teile  her  «ausgegeben  worden  ist.^^)  Der  dritte 
Teil  „Evidenzvorschrift  betreffend  die  Personen  des  Mannschaftsstandes  des 
Heeres  und  der  Kriegsmarine"  ist  in  der  gleichen  Weise  publiziert,^)  während 
der  vierte  Teil  in  zwei  getrennten  Dienstbüchern,  nämlich  als  „Evidenz- 
vorschrift betreffend  die  in  eine  Rangklasse  eingeteilten,  in  der  Reserve 
(Seewehr)  befindlichen  Personen  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine"  •*)  und 
dann  als  „Evidenzvorschrift  betreffend  die  in  eine  Rangklasse  eingeteilten 
Gagisten  in  der  nichtaktiven  Landwehr"  ®^)  zur  Ausgabe  gelangt  ist.  Beiden 
Dienstbüchern  sind  „Besondere  Bestimmungen:  Erlangung  und  Beibehalt  der 
0ffizier8(Militärbeamten)charge  in  der  Reserve  (Seewehr),  beziehungsweise 
der  Offizier8(Landwehrbeamten)charge  im  nichtaktiven  Stande^  beigegeber« 

Die  „Vorschriften  betreffend  die  Organisation  des  Landsturmes"  sind 
in  Österreich  getrennt  für  Tirol  und  Vorarlberg  einerseits  und  ftlr  die  ül^rigen 
Länder  andererseits  ergangen.^') 

Die  Durchführung  des  fär  Bosnien  und  die  Herzegowina  zur  Regelung 
der  Wehrordnung  im  Jahre  1881  erlassenen  provisorischen  Wehrgesetzes  ist 
durch  eine  „Instruktion"  in  die  Wege  geleitet  worden. 

III.  Aber  auch  der  moderne  Staat  kann  mit  dieser  zwangsweisen  Heran- 
ziehung der  Staatsbürger  zur  Erfüllung  der  Dienstpflicht  nicht  das  Auslangen 
finden,  namentlich  soweit  es  sich  um  beruflich  gebildete  Unteroffiziere  und 
höhere  Chargen  handelt  Diese  Elemente  des  Heeres  können  regelmäßig  nur 
im  Wege  freiwilliger  Meldung  gewonnen  werden  und  so  tritt  neben  die 
gesetzliche  Dienstpflicht  das  Institut  der  freiwillig  übernommenen  Militär- 
dienstpflicht Die  rechtliche  Wirksamkeit  derselben  beruht  zunächst  auf 
einem  öffentlichrechtlichen  Übereinkommen  zwischen  der  Heeresverwaltung 

öl)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  18.  April  1889,  Prä8.-Nr.  1893/1,  N.-V.-Bl.  Nr.  40.  Ein 
Auszug  der  für  die  Bevölkerung  wichtigen  Bestimmungen  ist  spezieU  in  Österreich 
bereits  mit  der  V.  des  M.  f.  L.-V.  vom  15.  April  1889,  R.-G.-Bl.  Nr.  45,  veriautbarc 
worden.  —  ^^  Z.-V.  des  R  -K.-M.  vom  10.  August  1889,  PrSs.-Nr.  4076,  N.-V.-BL  Nr.  98. 

—  wj  Z.-V.  des  M.  f.  L,-V.  vom  8.  Dezember  1895,  PräB.-Nr.  2810,  L.-V.-B1.  Nr.  5  ex  1896. 

—  «*)  Z.V.  des  R.-K.-M.  vom  20.  November  1890,  Präs.-Nr.  6098,  N.-V.-Bl.  Nr.  179. 
Ein  Auszug  aus  diesen  Bestimmungen  ist  speziell  in  Osterreich  mit  der  V.  des  M.  f.  L.-V. 
vom  28.  November  1890,  R.-G.-B1.  Nr.  207,  veriautbart  worden.  Dazu  wurde  mit  V.  des 
M.  f.  L.-V.  vom  8.  Dezember  1895,  L  -V.-Bl.  Nr.  5  ex  1896,  ein  Anhang  betreffend  die 
Evidenzvorschrift  für  die  Personen  des  Mannschaflsstandes  der  k.  k.  Landwehr  aus- 
gegeben und  mit  der  V.  des  M.  f.  L.-V.  vom  11.  April  18i)6,  R.-G.-Bl.  Nr.  50,  kund- 
gemacht. —  «*)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  29.  November  1892,  Präs.-Nr,  6917,  N.-V.-Bl. 
Nr.  212.  —  W)  Z.-V.  des  M.  f.  L.-V.  vom  8.  Dezember  1895,  Prä?.-Nr.  2810,  L.-V.-Bl. 
Nr.  5  ex  1896.  —  ")  V.  des  M.  f.  L.-V.  vom  20.  Dezember  1889,  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  für 
die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  mit  Ausnahme  von  Tirol  und 
Vorarlberg,  dann  Kundmachung  des  Statthalters  für  Tirol  und  Vorarlberg  vom  5.  Sep- 
tember 1891,  Nr.  4785  präs.,  L.-G.-Bl.  Nr.  39,  für  diese  beiden  Länder. 
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und  dem  einzelnen;  sobald  sie  jedoch  rechtlich  wirksam  geworden  ist,  nimmt 
ihr  Inhalt  im  wesentlichen  den  gleichen  Charakter  an,  wie  derselbe  für  die 
gesetzliche  Dienstpflicht  festgestellt  ist,  daher  denn  auch  im  allgemeinen  für 
sie  dieselben  Rechtsnormen  maßgebend  sind.  Nicht  verwechselt  werden  darf 
mit  diesem  Institute  die  Einrichtung  des  Einjährig-Freiwilligendienstes, 
welcher  nur  eine  privilegierte  Art  der  gesetzlichen  Dienstpflicht   darstellt 

Beide  Formen  der  Militär dienstp  flicht,  die  gesetzliche  und  die  frei- 
willig ttbernommene,  weisen  einen  verschiedenen  Grad  innerer  Intensität  auf, 
je  nachdem  die  ihr  unterworfenen  Personen  zum  Heere,  zur  Landwehr  oder 
Ersalzreserve  eingereiht  werden,  den  Dienst  unmittelbar  bei  den  Fahnen  zu 
erftillen  haben  oder  sich  im  Verhältnisse  des  Beurlaubtenstandes  befinden, 
nur  der  Landsturmpflicht  unterliegen  oder  endlich  bloß  zu  sonstigen  Dienst- 
leistungen fUr  Kriegszwecke  herangezogen  werden  können. 

IV.  Endlich  gibt  es  noch  Personen,  deren  Dienste  die  Heeresverwaltung 
nur  in  besonderen  Fällen,  speziell  im  Mobilisierungsfalle,  benötigt  oder  im 
Wege  des  zivilrochtlichen  Übereinkommens  sich  beschafft  oder  welche  endlich 
nicht  in  ein  unmittelbares  Rechtsverhältnis  zur  Heeresverwaltung  selbst, 
sondern  zu  einzelnen  Heereskörpern  treten.  Auf  diese  Personen  finden  die 
Bestimmungen  der  Wehrordnung  keine  Anwendung,  mögen  diese  Personen 
immerhin  in  einem  rechtlichen  Konnexe  mit  dem  Heere  stehen  und  im  Mobi- 
lisierungsfalle auch  der  militärischen  Straf-  und  Disziplinargewalt  unterliegen. 

A.  Die  gesetzliche  Militärdienstpfllcht 

§  8.  Die  allgemeine  Wehrpflicht. 

I.  Die  allgemeine  Wehrpflicht  ist  ihrem  Begriffe  nach  die  kraft  des 
Gesetzes  allen  männlichen  Staatsbürgern  obliegende  Verpflichtung  zum  Eintritt 
in  das  Heer.  Sie  erzeugt  aber  an  sich  noch  keine  subjektive  Verpflichtung 
zu  einer  bestimmten  militärischen  Dienstleistung,  sondern  ist  zunächst  nur 
der  Inbegriff  aller  jener  Voraussetzungen,  bei  deren  Vorhandensein  der 
einzelne  von  den  Staatsbehörden  zur  Leistung  von  Militärdiensten  mit  recht- 
licher Wirksamkeit  verhalten  werden  kann.^^)  Sie  umfaßt  nicht  alle  fär  die 
Zwecke  der  Landesverteidigung  notwendigen  Dienste  und  Leistungen, 
sondern  zum  Unterschiede  von  der  allen  Staatsbewohnern  obliegenden  Ver- 
pflichtung zu  sachlichen  Heeresleistungen  nur  die  Verpflichtung  zum  Dienste 
in  der  organisierten  bewaffneten  Macht.  Andererseits  ist  sie  nicht  auf  den 
eigentlichen  Waffendienst  beschränkt,  sondern  schließt  auch  die  Verpflichtung 
zu  anderwärtigen  Leistungen  für  Heereszwecke  in  sich.  Insbesondere  können 
jene  Wehrpflichtigen,  welche  zwar  nicht  zum  eigentlichen  Kriegsdienste, 
aber  zu  sonstigen  Dienstleistungen  fbr  tCriegszwecke  geeignet  sind,  im  Kriegs- 
fälle zu  solchen  Dienstleistungen  herangezogen  werden.^^) 

Die  Wehrpflicht  ist  eine  staatsbttrgerUche  Verpflichtung,  muß  wegen 
dieser  ihrer  Natur  durch  Gesetz  festgestellt  und  soll  den  Prinzipien  des 
modernen  Staates  entsprechend  fUr  alle  Bürger  im  Prinzipe  gleich  geordnet 
sein.  Sie  ist  eine  allgemeine,  kann  als  staatsbürgerliche  Last  nur  Staats- 
angehörige treffen  und  muß  von  allen  wehrfähigen  Staatsbürgern  per- 
sönlich erfüllt  werden.^<>) 

•»)  HSnflg  wird  aber  der  Ausdruck  „Wehrpflicht*  in  einem  umfassenderen  Sinne 
gebrancht  und  sohlieOt  dann  auch  die  Militärdienstpflicht  in  eich.  -^  ^)  W.-G.  §  10. 
p.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  5.  —  '0;  W.-G.  §  1. 
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•  

1.  In  Österreich-Ungarn  bestehen  gegenwärtig  keine  Exemtionen 
von  der  Wehrpflicht  zu  Gunsten  einzelner  Familien,  Gesellschafts- 
und Berufsklassen  oder  Konfessionen.  Auch  die  Mitglieder  der  regie- 
renden Familie  unterliegen  der  gesetzlichen  Wehrpflicht,  da  eine  Aus- 
nahme zu  ihren  Gunsten  in  den  Gesetzen  nicht  vorgesehen  ist  Ebensowenig 
besteht  eine  Befreiung  zu  Gunsten  der  ehemals  reichsunmittelbaren, 
seither  aber  mediatisierten  deutschen  Familien,  weil  die  eine  solche 
Befreiung  im  Artikel  XV  Absatz  3  aussprechende  ehemalige  deutsche  Bundes- 
acte  in  Osterreich  niemals  als  Gesetz  publiziert  worden,  somit  für  Österreich 
nicht  als  Rechtsquelle  zu  betrachten  ist.''')  Die  im  Konskriptionspatente  vom 
25.  Oktober  1804  ausgesprochene  und  noch  im  Rekrutierungspatente  vom 
23.  Mai  1827  für  die  altkonskribierten  Provinzen  anerkannte  Befreiung  des 
Adels  war  bereits  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  5.  Dezember  1848, 
R.-G.-BI.  Nr.  6,  beseitigt  worden.''^)  Auch  die  noch  im  Konkordate  statuierte 
Exemtion  der  katholischen  Kleriker  und  die  in  der  Verfassungs-  und 
Dienstvorschrift  des  Jahres  1843  (§  247)  festgestellte  Befreiung  der  Finanz- 
wache ist  weggefallen  und  ebensowenig  besteht  eine  Ausschließung  der 
Juden,  die  bereits  Josef  ü.  zum  Heeresdienst  herangezogen  hatte,  oder  eine 
Befreiung  anderer  Konfessionsangehörigen.  Doch  werden  die  Menno- 
niten,  KaraKten  und  Lippowaner  mit  Rücksicht  auf  ihre  Religionsichren 
grundsätzlich  zur  Sanitätstruppe  eingeteilt  und  nicht  zum  Waffendienste 
herangezogen.  Nicht  die  gleiche  Begünstigung  wird  in  der  Praxis  den  An- 
gehörigen der  Sekte  der  Nazarener  zugestanden. 

Auch  eine  Befreiung  von  der  Wehrpflicht  durch  Erlegung  einer 
Militärbefreiungstaxe  (Loskauf)  ist  nicht  mehr  zulässig.  Doch  blieben 
diejenigen  Personen,  welche  vor  der  Wirksamkeit  des  Wehrgesetzes  vom 
Jahre  1868  in  Gemäßheit  der  früheren  Vorschriften  (Verordnung  des  Armee- 
Oberkommandos,  des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Finanzen  vom  21.  Fe- 
bruar 1 856,  R.-G.-B1.  Nr.  27)  ^^)  die  Befreiungstaxe  erlegt  hatten,  von  dem 
Militärdienste  enthoben.''^) 

2.  Die  Erilillung  der  Wehrpflicht  ist  von  dem  Besitze  der  öster- 
reichischen oder  ungarischen,  beziehungsweise  der  Staatsbürger- 
schaft der  Gesamtmonarchie^^)  abhängig,  wie  auch  die  Erfüllung  der 
Heeresdienstpflicht  durch  diese  Staatsbürgerschaft  bedingt  wird,  während  die 
Landwehrpflicht  und  die  Landsturmpflicht  an  den  Besitz  der  Staatsbürger- 


^*)  Hye  Slg.  Nr.  55.  Vergl.  Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechto 
(1887),  S.  312  Anmerkung.  —  '*)  Dantscher,  Die  politischen  Rechte  der  Untertanen, 
2.  Lieferang  (1894),  S.  8  ff.  Anmerkung  5  und  Hajdocki,  Offiziers-Standesprivilegien» 
System  und  Praxis  des  geltenden  Offiziersrechts  der  k.  und  k.  bewaffneten  Macht  (1897), 
S.  65.  —  '')  Vergl.  hierüber  Stubenrauch,  Handbuch  der  österreichischen  Verwaltungs- 
kunde,  II.  Bd.  (1861),  S.  763-765.  —  ''*)  Ö.  G.  vom  5.  Dezember  1868  Art.  IV.  —  ")  Dieser 
letztere  Begriff  ist  bekanntlich  sehr  strittig,  da  ihm  derzeit  der  wesentliche  Inhalt  abgeht. 
Gleichwohl  muß  u.  e.  mit  ihm  gerechnet  werden,  insbesondere  ftir  den  Fall,  als  Bosnien 
und  die  Herzegowina  nicht  mehr  bloß,  wie  jetzt,  faktisch,  sondern  nach  Beseitigung  der 
Bcheinsouveränität  der  Türkei  auch  rechtlich  als  Reichsland  und  Bestandteil  der  Gesamt- 
monarchie behandelt  würden.  Die  wehrpflichtigen  „Landesangehörigen **  von  Bosnien 
und  der  Herzegowina  würden  dann  als  Untertanen  der  Gesamtmonarchie  zu  betrachten^ 
und  falls  die  Wehrgesotzgebung  der  beiden  Reichshälften  auf  daa  Land  übertragen 
würde,  als  Angehörige  des  gemeinsamen  Heeres  anzusehen  sein,  mag  immerhin  für  die 
Kostenbestreitung  in  erster  Linie  das  Land  aufkommen.    Auch  sonst  ist  der  Begriff,  wie 


si'hat'i  in  der  belreffeiidt;n  ReichshEilfte  geküUpft  ist,  ww  dieser  Verpfliflituiig 
(jenllge  geleisti-l  werden  imiH."!  Der  Wchrpflielit  uiilerlie^ieii  aiicli  alle  Per- 
sonen, welche  im  welirpfliehtigen  Alter  aus  einem  auswiirtigen  Staate  in  die 
Hsterreichisch-ungarische  Monareliie  einwandern  nnd  das  Staatshttrgerrecht 
in  einem  der  lieiden  Staatsgebiete  erwerben,  und  zwar  ohne  Räcksieht 
darauf,  nb  und  in  welcher  Weise  diese  Personen  in  ihrer  früheren  Heimat 
ihrer  WehrverpHiehtung  nachgekommen  sind." )  Zur  Rrfiillung  der  Wehrpflicht 
werden  überhaupt  alle  jene  Personen  herangezogen,  welche  sich  im  Bereiche 
der  Monarchie  während  des  wehrpflichtigen  Alters  aufhalten,  solange  sie 
nicht  den  Besitz  einer  fremden  StaalsbUrgeraehaft  nachweisen,'*)  Blolle  Ent- 
lassung ans  dem  Staatsverhande  genügt  regelmilHtg  nicht  ziir  Endignng  der 
WehrpHieht,  sondern  dieselbe  erlischt  erst  durch  die  vollzogene  Auswanderung 
ans  der  Monarchie. 

In  Bosnien  nnd  der  Herzegowina  ist  die  Wehrpflicht  durch  die 
Landesangehilrigkeil  bedingt.'") 

3.  Die  Wehr-  und  MUitardienstpflicbt  ist  persBnlieh  zu  erfllllen:  das 
Institut  der  Stellvertretung  besteht  in  Oslerreieh-Ungam  nicht  mehr. 
Auch  bei  den  im  MobiUsiernngsfalle  zu  besonderen  Kriegsleistungen  heran- 
gezuguueu  Wehrpflichtigen  ist  eine  Stellvertretung  unstatthaft. 

Eine  Ausnahme  vqq  diesem  Grundsätze  besteht  für  Bosnien  und  die 
Herzegowina.*")  Hier  kann  jeder  Wehrpflicbligo,  welcher  in  der  Begiln- 
Blignng  der  Losreihe  gestanden  und  bei  der  regelmäßigen  Stellung  assentiert 
worden  ist,  binnen  3  Monaten  vom  Tage  seiner  Assentierung  an  gerechnet 
fUr  die  Ableistung  der  ihm  obliegenden  Dienstpflicht  einen  Stellvertreter 
unter  folgenden  Bedingungen  stellen: 

h"i  Der  Vertreter  muß  in  der  \ierten  Altersklasse  seiner  Stellungspflicht 
nachgekommen  und  darf  dabei  weder  eingereiht  noch  befreit  worden  sein; 

fi\  er  darf  das  32,  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben; 

c\  er  niuli  ein  Landesangehüriger  Bosniens  und  der  Herzegowina  sein 
und  den  Anforderungen  für  den  freiwilligen  Eintritt  entsprechen; 

rh  er  muß  endlich  ein  Zeugnis  der  Bezirkshehttrde  beibringen,  daß  er 
zur  Erhaltung  von  Familienmitgliedern  nicht  notwendig  nnd  nach  dem  natür- 
ticheu  Laufe  der  Dinge  seine  Unentbehrlichkcit  auch  nicht  vorauszusehen  sei. 

Das  Verhältnis  zwischen  dem  Stellvertreter  und  dem  zu  Vertretenden 
ist  gegenüber  der  Heeresverwaltung  durch  flfTentiiehreehtliche  Normen  fest- 
gestellt und  es  haben  privatrechtliche  Vereinbarungen  darauf  keiueu  Ei^ifluß. 
Die  liezllgliche  Vereinbarung  ist  bei  der  Bezirkshehbrde  abzuschließen  und 
bei  dieser  zu  hinterlegen.  Es  ist  zulässig,  den  Stellvertreter  durch  ein  Wert- 
äquivalent zn  entschädigen.  Soll  dies  erst  im  Laufe  der  Dienstpflicht  ge- 
schehen, so  ist  auch  die  bedungene  Geldsumme  oder  die  Wert-  und  Haftungs 
Urkunde  der  Behürde  yorzulegen.  Der  Stellvertreter  erhält  das  Wertä(|uiva!ent: 
wenn  er  auf  die  gesamte  Dienstzeit  assentiert  worden  ist,  nach  vullstrccktcr 

z.  B.  die  herrschende  Ausliefeiungspriiiis  (Gii.  des  J.-M.  vuin  2ä.  JUnDer  JgTT,  Z  96C> 
leigt,  nicht  vollkumiuea  inhaltslos,  d.i  liie  Stuutsbiirger  der  anderen  Reichshälfte  in 
Aiislie  fern  »^»fallen  dem  Auslände  gegenüber  immer  zugleich  als  Angehiirige  der  Gesamt- 
monatchie  behandelt  und  dementsprechend  nicht  ausgeliefert  werden. 

-■',  Ärg.W.-G.  §  19  lit.  a)  und  g  120  ]it.  a\  ferner  n,  t-,-W.-0.  §  7  lit.  o),  ö.  und 
n.  L.  St.-H.  §  2  al.  1.  —  ")  W.-(l.  §  1 1.  Vergl.  Ü.  Z.  f.  V.  1»70,  Nr.  r.,  S.  18.  —  ■*)  Vergl. 
Ö.  Z.  f.  V,  1^73,  Nr.  3,  S.  10.  -  ■'(  P.  W.-G.  f.  B.  ii.  d.  H.  S  1.  -  '")  P.  VV.  l!.  i.  H. 
u.  d.  II    g  29. 
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Liniendienstpflicht  zar  Hälfte,  von  der  anderen  Hälfte  je  ein  Dritteii 
nach  Vollstreckung  des  3.,  6.  und  9.  Reservedienstjahres.  Ist  der  Stellvertreter 
lediglich  auf  die  Reservedienstzeit  assentiert  v^orden,  so  gebührt  ihm  von 
dem  ganzen  Wertobjekte  je  ein  Dritteil  nach  Verlauf  des  3.,  6.  und 
9.  Reservediensfjahres.  Ihm  gebühren  auch  die  Zinsen  von  dem  erlegten  und 
in  Aufbevirahrung  befindlichen  Wertobjekte.  Geht  der  Stellvertreter  durch  den 
Tod  ab  oder  wird  er  wegen  Dienstuntauglichkeit  aus  dem  Militärverbande 
entlassen,  so  ist  seine  gesamte  Dienstzeit  als  erflillt  zu  betrachten  und  seine 
Erben  haben  Anspruch  auf  das  ganze,  beziehungsweise  auf  das  noch  restliche 
Wertobjekt  Außerdem  ist  eine  Entlassung  des  Stellvertreters  nur  beim 
Eintritt  eines  die  zeitliche  Befreiung  rechtfertigenden  Grundes  zulässig,  doch 
begründen  Familienverhältnisse  des  Stellvertreters,  welche  schon  zur  Zeit  der 
Assentierung  bestanden  haben,  für  denselben  keinen  Anspruch  auf  Entlassung 
aus  Familienrücksichten.  Die  Unterbrechung  der  Dienstzeit  zählt  in  Rücksicht 
auf  die  Ausfolgung  des  Wertobjektes  als  Dienstzeit.  Desertion  des  Stell- 
vertreters oder  Verurteilung  wegen  Selbstbeschädigung  haben  den  Verlust 
des  Wertobjektes  zur  Folge.  Das  Objekt  ist  im  ersteren  Falle  dem  Ver- 
tretenen zurückzustellen,  welcher  aber  dann  die  vom  Stellvertreter  noch  zu 
erfüllende  Dienstpflicht  entweder  persönlich  zu  erfüllen  hat  oder  durch  einen 
neuen  Stellvertreter  ableisten  lassen  muß.  Im  Falle  der  Selbstbeschädigung 
verfUUt  das  Wertobjekt  zu  Gunsten  des  Militärärars,  wogegen  der  Vertretene 
von  jeder  weiteren  Dienstpflicht  enthoben  bleibt. 

Verurteilungen  wegen  strafbarer  Handlungen  oder  der  Verlust 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sind  an  sich  ohne  Einfluß  auf  die  Wehr- 
und gesetzliche  Dienstpflicht®^) 

Die  Wehrpflicht  beginnt  in  Österreich-Ungarn  mit  dem  1.  Jänner 
desjenigen  Kalenderjahres,  in  welchem  der  Wehrpflichtige  das  21.  Lebens- 
jahr, in  Bosnien  und  der  Herzegowina  mit  dem  I.Jänner  des  Kalender- 
jahres (nach  der  gregorianischen  Zeitrechnung),  in  welchem  der  Wehr- 
pflichtige das  20.  Lebensjahr  vollendet.®^)  Sie  endet  regelmäßig  mit  dem 
Zeitpunkt  der  beendigten  Militärdienstpflicht,  kann  aber  auch  früher  erlöschen, 
insbesondere  im  Falle  befugter  Auswanderung  des  Wehrpflichtigen. 

n.  Die  Wehrpflicht  zieht  Beschränkungen  der  Auswanderungsfrei- 
heit und  der  Freiheit  der  Eheschließung  nach  sich. 

1.  In  Österreichs^)  hatte  das  Staatsgrundgesetz  vom  21.  Dezember  1867, 
K.-G.-BI.  Nr.  142,  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  im  Artikel  4 
al.  3  ausgesprochen,  daß  die  grundsätzlich  statuierte  Auswanderungs- 
freiheit auch  in  Zukunft  Einschränkungen  durch  die  Wehrpflicht  erleide. 
Nach  dem  Wehrgesetze  des  Jahres  18ö8  (§  54)  und  den  dasselbe  inter- 
pretierenden Ministerialerlässen  (Erlaß  des  Ministeriums  für  Landesverteidi- 
gung vom  22.  Juli  1871,  Z.  8088/2340)  bedurften  einer  besonderen  Aus- 
wanderungsbewilligung alle  Personen,  welche  im  Verbände  des  Heeres  sich 
befanden  oder  zur  Leistung  der  Wehrpflicht,  d.  h.  der  eigentlichen  Kriegs- 
dienstpflicht oder  zu  sonstigen  Dienstleistungen  für  Kriegszwecke  herange- 
zogen werden  konnten.  Liniendienstpflichtigen  war  die  Entlassung  nur  dann 
zu  erteilen,  wenn  ihre  Eltern  oder  der  eine  überlebende  Elternteil  mit  aus- 
wanderten. Unterblieb  die  Auswanderung,  so  hatten  die  Betreffenden  den 
Aest  der  durch  ihre  Entlassung  unterbrochenen  Dienstpflicht  nachzutragen. 

^^)  Anders  nach  dem  deutschen  ReicbsmilitHrgesetze  vom  Jahre  1874  §  l!j.  — 
«^)  W.-(i.  §  7,  p.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  2.  -  "j  Vergl.  Ö.  Z.  f.  V.  1890,  Nr.  46,  S.  205. 
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Während  eines  Krieges  durfte  die  Bewilligung  zur  Auswanderung  einer  im 
Verbände  des  Heeres  oder  der  Landwel^  stehenden  Person  nicht  erteilt 
werden.  Da  viele  minderjährige  Personen  noch  vor  Erreichung  des  wehr- 
pflichtigen Alters  mit  Zustimmung  ihrer  Eltern  die  Erklärung  abgaben,  aus 
dem  iMerreichischen  Staatsverbande  ausscheiden  zu  wollen,  aber  in  ihrem 
österreichischen  Domizile  verblieben  und  eine  andere  Staatsbürgerschaft 
nicht  erwarben,  so  sah  sich  das  Ministerium  des  Innern  genötigt,  bereits 
mit  dem  Erlasse  vom  17«  Juli  1870,  Z.  3086,  auszusprechen,  daß  ein  der- 
artiger Vorgang  als  nichtig  zu  erachten  sei. 

Die  Wehrgesetznovelle  vom  Jahre  1882  und  das  Wehrgesetz  des  Jahres 
I8S9  haben  sodann  die  Vorschriften  über  die  Auswanderung  wehrpflichtiger 
Personen  genauer  geregelt.  Damach  kann  die  Entlassung  zum  Zwecke  der 
Auswanderung  den  Angehörigen  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  vor  voll- 
endeter Dienstpflicht  vom  Beichskriegsminister  erteilt  werden.  ^^)  Die  Aus- 
wanderung von  sonstigen  Wehrpflichtigen,  dann  derjenigen,  welche  noch 
nicht  in  das  Stellungspflichtige  Alter  getreten  sind,  hängt  von  der  Bewilligung 
des  Landesverteidigungsministers  ab.^^)  Einem  Liniendienstpflichtigen, 
femer  demjenigen,  welcher  noch  nicht  stellungspflichtig  ist  oder  seiner 
Stellungspflicht  noch  nicht  vollkommen  Gentige  geleistet  hat,  kann  die  Aus- 
wanderungsbewilligung nur  in  dem  Falle  erteilt  werden,  wenn  seine  Eltern 
oder  der  eine  überlebende  Elternteil  mit  ihm  auswandern.®^)  Die  Auswanderung 
ist  nur  dann  als  vollzogen  zu  betrachten,  wenn  der  Betreffende  innerhalb 
eines  Jahres  ans  der  Monarchie  in  das  Ausland  mit  der  Absicht,  dort  seinen 
bleibenden  Aufenthalt  zu  nehmen,  tatsächlich  übersiedelt.  Unterbleibt  die 
Attswandemng,  so  hat  der  Betreffende  den  Rest  der  durch  seine  Entlassung 
aus  dem  Heeres-,  beziehungsweise  Landwehrverbande  unterbrochenen  Dienst- 
zeit nachzutragen.^^)  Während  der  Mobilität  und  im  Kriege  darf  einer  Person 
der  bewaflbeten  Macht  die  Bewilligung  zur  Auswanderung  nicht  erteilt  werden.^®) 

Durch  den  Erlaß  des  Ministeriums  fUr  Landesverteidigung  vom  1.  No- 
vember 1882,  Z.  1465,  sind  den  Behörden  folgende  Normen  als  Richtschnur 
ftlr  die  Erteilung  der  Auswauderungsbewilligung  vorgezeichnet  worden: 

a)  Die  Erteilung  der  Auswanderungsbewilligung  an  jene  mit  ihren 
Eltern  oder  mit  dem  überlebenden  Elternteiie  auswandernden  Kinder,  welche 
das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  haben,  unterliegt  keiner  Be- 
schränkung, sofern  nicht  besonders  triftige  Gründe  dagegen  sprechen; 

b)  Air  Jünglinge  vom  vollendeten  14.  bis  einschließlich  16.  Jahre  kann 
die  Bewilligung  zur  Auswanderung  mit  ihren  Eltern  oder  dem  überlebenden 
Eitemteile  erteUt  werden,  wenn  der  Betreffende: 

aa)  zweifellos  bleibend  militärdienstuntauglich  ist, 

bb)  erwiesenermaßen  gänzlich  erwerbsunfähig  ist  und  für  seinen  Unter* 
halt  außerhalb  des  Familienverbandes  seiner  Eltern  keine  Möglichkeit  besteht, 

ßc)  wenn  er  seinen  Eltern,  beziehungsweise  dem  überlebenden  Eitern- 
teile, welche  aus  Rücksicht  der  Gewinnung  des  notwendigen  Lebensunter- 
haltes answandera  und  selbst  minder  erwerbsfähig  sind,  zu  diesem  Behufe 
erwiesenermaßen  unentbehrlich  ist; 

e)  den  politischen  Landesstellen  ist  es  ferner  überlassen,  jenen  Jüng- 
lingen, welche  das  16.  Lebensjahr  zurückgelegt,  das  stellnngspflichtige  Alter 
aber  noch  nicht  erreicht  haben,  dann  denjenigen,  welche  ihrer  Stellungspfiicht 
noch  nicht  vollkommen  Genüge  geleistet  haben,   die  Bewilligung  zur  Aus- 

^  W^'Qt.  §  64  al.  1.  --  •*)  Ib.  al.  2.  —  »«)  Ib.  al.  3.  —  ^T)  ib.  al.  4.  -.  «)  ib.  al.  5. 
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Wanderung  mit  ihren  Eltern  oder  dem  überlebenden  Elternteile  in  dem  Fallb 
zu  gewähren,  wenn  die  ersteren  auf  Grund  einer  Untersuchung  durch  die 
Stellungs-  oder  Nachstellungskommission  als  zum  Militärdienste  gänzlich 
und  bleibend  untauglich  befunden  und  wenn  die  letzteren  wegen  gänzlicher 
Militäruntauglichkeit  in  der  Stellungsliste  endgültig  gelöscht  worden  sind. 

Ob  auch  die  Landsturmpflichtigen  zu  den  sonstigen  Wehrpflichtigeu 
gehören,  welche  den  erwähnten  Beschränkungen  der  Auswauderungsfreiheit 
unterworfen  sind,  darüber  spricht  sich  weder  das  Landsturmgesetz,  noch 
das  neue  Wehrgesetz  aus.  Nach  der  Praxis,  die  sich  auf  den  Erlaß  des 
Ministeriums  für  Landesverteidigung  vom  7.  November  1889,  Z.  12.686,  stützt, 
unterliegen  auch  Landsturmpflichtige  bis  zum  vollendeten  33.  Lebensjahre 
den  im  §  64  des  Wehrgesetzes  festgestellten  Beschränkungen.  Landsturm- 
pflichtige, welche  das  83.  Lebensjahr  überschritten  haben,  sind,  abgesehea 
vom  Mobilitäts-  und  Kriegsverhältnisse,  keinen  weiteren  Beschränkungen 
unterworfen. 

In  Ungarn  hatte  der  Gesetzartikel  L  ex  1879  über  den  Erwerb  und 
Verlust  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  bestimmt,  daß  Individuen,  welche 
unter  der  Verpflichtung  der  Dienstleistung  in  der  Linie  (Kriegsmarine),  in 
der  Reserve  oder  Ersatzreserve  stehen,  nur  in  dem  Falle  aus  dem  Verbände 
des  ungarischen  Staates  entlassen  werden  können,  wenn  sie  vom  gemein- 
samen Kriegsminister,  Honveds  aber  nur,  wenn  sie  vom  Landesverteidigungs^ 
minister  ein  Dokument  über  ihre  Entlassung  aus  dem  Verbände  der  Wehr- 
kraft erhalten.  Individuen,  welche  der  erwähnten  Wehrpflicht  nicht  unter- 
liegen, derselben  aber  auch  nicht  definitiv  enthoben  sind,  können,  wenn  sie 
das  17.  Lebensjahr  schon  beschlossen  haben,  nur  in  dem  Falle  aus  dem  Ver- 
bände des  ungarischen  Staates  entlassen  werden,  wenn  sie  mit  einem  Zeugnis 
der  betreffenden  Jurisdiktion  nachweisen,  daß  sie  nicht  aus  dem  Grunde, 
um  sich  der  Wehrpflicht  zu  entziehen,  um  ihre  Entlassung  nachsuchen  (§  22j. 
Ausnahmen  hievon  sind  auf  Grund  der  Reziprozität  statthaft  bezüglich 
solcher,  welchen  die  Erlangung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  in 
Aussicht  gestellt  worden  ist  (§  23  aL  1).  In  Kriegszeiten  entscheidet  über 
die  Entlassung  aus  dem  ungarischen  Staatsverbande  in  jedem  einzelnen 
Falle  über  Antrag  des  Ministeriums  der  König  (§  25). 

Diese  Bestimmungen  der  ungarischen  Gesetzgebung  über  die  Be- 
schränkung  der  Auswanderung  der  Stellungspflichtigen  und  solcher  Jüng< 
linge,  welche  das  17.  Lebensjahr  erreicht  haben,  sind  durch  das  neue  Wehr- 
gesetz (§64  Schlußalinea)  aufrecht  erhalten  worden.  Im  übrigen  gelten  in 
Ungarn  die  gleichen  Beschränkungen  wie  in  Österreich  und  insbesondere 
darf  während  der  Mobilität  und  im  Kriege  einer  Person  der  bewaffneten 
Macht  die  Bewilligung  zur  Auswanderung  nicht  erteilt  werden.®^) 

2.  Die  Verehelichung  vor  dem  Eintritt  in  das  Stellungspflichtige 
Alter  und  vor  dem  Austritt  aus  der  dritten  Altersklasse  ist  nicht  gestattet. ^^) 
Ausgenommen  sind  von  dieser  Beschränkung  diejenigen,  welche  bei  der 
Stellung  gelöscht  oder  in  der  dritten  Altersklasse  nicht  assentiert  worden 
sind.  Bei  besonders  rücksichtswürdigen  Umständen  kann  ausnahmsweise  die 
Ehebewilligung  vom  Landesverteidigungsminister  erteilt  werden,  der  in 
Osterreich  hiezu  auch  die  politische  Landesstelle  ermächtigen  kann.  Es  be- 
gründet jedoch  eine  solche  Bewilligung  keine  Begünstigung  in  der  Erftlllung 
der  Wehrpflicht.  Wer  sich  mit  Übertretung  dieses  Verbotes  verehelicht,  wird 


bä 


;  U.  W.-ü.  §  64  al.  4.  —  ^)  Vergl.  Ö.  Z.  f.  V.  1879,  Nr.  28,  S.  123. 
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mit  einer  Geldstrafe  im  Betrage  von  60  bis  600  Kronen  belegi  Den  Mitschuldigen 
an  der  unerlaubten  Verehelichung  trifft  dieselbe  Geldstrafe  unbeschadet 
seiner  Behandlung  nach  den  Disziplinarvorschriften,  falls  er  im  öffentlichen 
Dienste  steht^^)  Kompetent  zur  Durchführung  des  Strafverfahrens  sind  in 
Osterreich  regelmäßig  die  politischen  Behörden  der  Heimatsgemeinden,  in 
Ungarn  die  Bezirksgerichte.  Ist  die  Heimatsberechtigung^  des  Stellungs- 
pllichtigen  zweifelhaft,  so  kommt  das.  Strafverfahren  in  Österreich  jener 
politischen  Bezirksbehörde  zu,  in  deren  Stellungsliste  der  Stellungspflichtige 
verzeichnet  ist  Die  Bestrafung  hat  auch  einzutreten,  wenn  die  Übertretung 
außerhalb  der  betreffenden  Reichshälfte  begangen  worden  ist,  und  der  Be- 
strafung unterliegen  auch  die  in  Österreich,  beziehungsweise  unter  der 
Bedingung  der  Reziprozität  die  in  Ungarn  sich  aufhaltenden  Staatsbürger 
der  anderen  Keichshäfite,  gleichviel  wo  sie  die  Übertretung  verübt  haben.^*) 
Ist  das  Delikt  von  einem  in  Osterreich  sich  aufhaltenden  ungarischen  Staats- 
bürger außerhalb  der  österreichischen  Reichshälfte  verübt  worden,  so  ist  zur 
Bestrafung  die  politische  Behörde  des  Aufenthaltsortes  berufen.  Die  Ver- 
jährungszeit ist  in  Österreich  eine  dreimonatliche,  in  Ungarn  eine  dreijährige; 
sie  beginnt  in  Österreich  mit  dem  Ablanfe  der  Zeit,  für  welche  die  Ein- 
gehung der  Ehe  verboten  ist,  oder  mit  der  früher  eingetretenen  Auflösung  der 
Ehe,  in  Ungarn  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Ül)ertretung  verübt  wurde.^'*) 

in.  In  positiver  Beziehung  fließt  aus  der  Wehrpflicht  die  Stellungs- 
pflicbt  Dieselbe  besteht  in  der  öffentlichrechtlichen  Verpflichtung,  sich  der 
Entscheidung  über  die  Wehrfähigkeit  durch  die  kompetente  Stellungs-  oder 
(jbcrprüfungskommission  zu  unterziehen.  Auch  die  Stellungspflicht  ist  noch 
keine  militärische  Dienstpflicht;  sie  enthält  noch  keinerlei  Obliegenheit  zu 
Dienstleistungen  fUr  das  Heer  und  die  Stellungspflichtigen  sind  daher  auch 
nicht  der  militärischen  Rechtsordnung  oder  Militärdisziplinarordnung  unter- 
worfen. Die  Stellungspflicht  bezieht  sich  nur  auf  ein  vorübergehendes  Stadium 
der  Wehrpflicht,  nämlich  auf  die  Aushebung  zum  Heere,  umfaßt  aber  auch 
positive  Handlungen,  welche  die  Durchflihrung  des  Heeresergänzungsgeschäftes 
ermöglichen  oder  erleichtern  sollen.  Insofeme  ist  .sie  eine  verstärkte  oder 
qualifizierte  Form  der  Wehrpflicht.  Sie  beginnt  in  Österreich-Ungarn  gleich- 
falls mit  dem  1.  Jänner  des  Kalenderjahres,  in  welchem  der  Wehrpflichtige 
das  21.,  beziehungsweise  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  mit  dem 
L  Jänner  des  Kalenderjahres,  in  welchem  er  das  20.  Lebensjahr  vollendet, 
and  ist  persönlich  zu  erfüllen. 

Die  positiven  Verpflichtungen  des  Stellungspflichtigen  umfassen: 

1.  Die  Meldepflicht  für  die  Aushebung.  Jeder  Stellungspflichtige 
der  zur  nächsten  Stellung  berufenen  Altersklasse  hat  sich  im  November 
des  vorhergehenden  Jahres  beim  Gemeindevorstande  zur  Verzeichnung 
schriftlich  oder  mündlich  zu  melden.^*)  Die  Meldung  kann  entweder  beim 
Gemeindevorstande  des  ständigen  Aufenthaltsortes  oder  beim  Vorstande  des 
Heimatsortes  geschehen.  Diese  Verpflichtung  besteht  auch  für  die  im  Aus- 
lande weilenden  Staatsbürger  und  somit  auch  für  die  in  Österreich  weilenden 
nngarischen  Staatsbürger  und  umgekehrt.  Der  Meldepflicht  unterliegen  auch 
die  im  Stellungspflichtigen  Alter  stehenden  Zöglinge  der  Militärbildungs- 
anstalten;  sie  sind  von  den  Kommandanten  der  Anstalten  beim  Gemeinde- 

.  •^)  W..^G,  §50.  Vergl.  Ö.  Z.  f.  V.  1372,  Nr.  51,  S.  206.  —  »2)  Ö.  W.-G.  §  68  al.  1 
n.  W.-(;.  §  68  aj.  4,  ö.  und  u.  W.-G.  §  69  jil.  1  und  2,  —  W)  Ö:  W.-G.  §  67  al.  1  und  4, 
u.  W.-G.  §  67  al.  1  und  2.  -  o^)  W.-G.  §  35  al.  1.         . 
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Vorsteher  der  Heimats-,  beziehnngsweise  (in  Ungarn)  der  Zuständigkeitoge- 
meinde  anzumelden.  Die  Übertretung  der  Meldevorschrift  wird  an  demjenigen, 
welcher  nicht  durch  ein  unüberwindliches  Hindernis  von  der  Meldangabgehalten 
worden  ist,  mit  einer  Qeldstrafe  von  10  bis  200  Kronen  bestraft.'^)  Kom- 
petent dazu  ist  die  politische  Behörde  des  Aufenthaltsortes,  und  wenn  das 
Delikt  außerhalb  der  betreffenden  Reichshälfte  begangen  worden  ist,  die 
politische  Behörde  des  Heimatsortes.  ^^)  Der  Bestrafung  durch  die  Behörden 
der  diesseitigen  Reichshälfte  unterliegen  auch  die  hier  sich  aufhaltenden 
ungarischen  Staatsbürger,  gleichviel  ob  sie  die  Übertretung  in  dieser  Reichs- 
häll'te  oder  auGerhalb  derselben  begangen  haben,  und  das  Gleiche  gilt  auch 
rü<?ksichtlich  der  in  Ungarn  sich  aufhaltenden  österreichischen  Staatsbürger^ 
welche  die  Übertretung  auf  dem  Oebiete  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
oder  außerhalb  derselben  begangen  haben.  ^')  Die  Verjährungszeit  ist  in 
Österreich  eine  dreimonatliche  und  ihr  Beginn  richtet  sich  nach  den  Be- 
stimmungen des  allgemeinen  Strafgesetzes,  in  Ungarn  eine  sechsmonatliche 
nnd  beginnt  mit  Ende  November  desjenigen  Jahres,  in  welchem  die  vor- 
geschriebene Meldung  versäumt  wurde.®*) 

Für  Bosnien  und  die  Herzegowina  ist  im  provisorischen  Wehr* 
gesetze  keine  Meldepflicht  ausgesprochen. 

2.  Die  eigentliche  Stellungspflicht.  Dieselbe  besteht  in  der  Ver- 
pflichtung, vor  den  Stellungsbehörden  zum  Zwecke  der  militärischen  Aus- 
hebung zu  erscheinen. 

a)  Jeder  Wehrpflichtige  ist  regelmäßig  in  jenem  Stellungsbezirke,  in 
welchem  er  heimatsberechtigt  ist,  stellungspflichtig;  es  besteht  in  dieser 
Richtung  keine  militärische  Freizügigkeit.  Ausnahmsweise  kann  einzelnen 
Stellungspflichtigen  in  besonders  rücksichtswUrdigen  Umständen  die  Stellung 
außerhalb  des  zuständigen  Stellungsbezirkes  gestattet  werden. 

Der  Stellungspflicht  unterliegen  nicht: 

aa)  Die  im  Stellungspflichtigen  Alter  stehenden  Zöglinge  der  Militär^ 
bildungsanstalten  für  die  Dauer  dieses  Verhältnisses;'®)  ihre  Assentierung 
erfolgt  durch  die  betreffende  Anstalt  im  Wege  einer  besonderen  Kommission; 

bb)  die  in  Untersuchungs-,  Straf-  oder  Korrektionshaft  Stehenden 
kommen  vorläufig  nicht  zur  Stellung,  sondern  gelangen  erst,  wenn  das  straf- 
gerichtlichc  Verfahren  gegen  sie  eingestellt,  beziehungsweise  wenn  sie  aus 
der  Straf-  oder  Korrektionshaft   entlassen  worden  sind,   zur   Nachstellung; 

cc)  Stellungspflichtige  Kandidaten  und  Zöglinge  des  geistlichen  Standes 
können  vom  Landesverteidigungsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichs- 
kriegsminister vom  Erscheinen  vor  der  Stellungskommission  enthoben  werden. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  sind  ausgeweihte  Priester  und  Seel- 
sorger aller  gesetzlich  anerkannten  Religionsgesellschaften,  bei  den  Moham- 
medanern die  MoUahs,  die  dienenden  Scheriatsrichter,  die  Muderis,  welche 
regelmäßige  Vorlesungen  halten,  die  geprüften  Imams  und  Hatibs,  wenn 
sie  ihre  geistlichen  Funktionen  persönlich  ausüben,  femer  die  Schetchs  von 
dem  persönlichen  Erscheinen  enthoben,  wenn  sie  vor  Beginn  der  regel- 
mäßigen Stellung  ihren  Befreiungsansprnch  bei  der  Kreisbehörde  nachweisen^ 
welche  hierüber  im  Einvernehmen  mit  dem  Ergänzungsbezirkskommando  ent- 
scheidet.  Verlieren  diese  Wehrpflichtigen  die  geistliche  Würde  oder  geben 

0^)  W.-G.  §  35  al.  2.  —  ««)  Ö.  W.  G.  §  68  al.  1  und  §  69  al  1,  a.  W.-G.  §  68 
al.  1  und  7  und  §  69  al.  1.  —  «')  Ö.  und  u.  W.-G.  §  69  al.  2.  —  «)  ö.  W.-G.  §  67  nl.  l 
und  5,  n.  W.-G.  al.  1  und  3   —  »»)  W.-G.  §  16  lit.  c)  nnd  §  21. 
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dieselben  den  geistlichen  Dienst  auf,  so  nnterliegcn  sie  der  Stellungspflicht 
in  ihrer  Altersklasse;*^**) 

dd)  Stellungspflichtige,  welche  im  Auslande  bleibend  ansässig  sind^ 
nnd  in  besonders  rücksichtswttrdigen  Fällen  auch  solche,  welche  sich  im 
Aaslande  längere  Zeit  zu  Studienzwecken  aufhalten,  können  yom  Erscheinen 
enthoben  werden,  wenn  sie  mittels  eines  Zeugnisses,  das  von  dem  Arzte 
cioer  k.  und  k.  Mission  im  Auslande  oder  dem  von  dieser  dazu  bestellten 
Arzte  ausgestellt  und  von  derselben  bestätigt  sein  muß,  nachweisen,  daß 
»ie  mit  Gebrechen  behaftet  sind,  welche  ein  Erkenntnis  auf  ^Zurückstellen^, 
„waffenunfähig"  oder  „Löschen^  begründen. 

Stellungspflichtige,  welche  in  außereuropäischen  Ländern  mit  Ausnahme 
der  Küstenländer  des  Mittelländischen  und  Schwarzen  Meeres  im  Interesse 
des  heimischen  Handels  tätig  sind,  sei  es,  daß  sie  sich  durch  längere  Zeit 
als  Handlungsreisende  dort  aufhalten  oder  sich  in  Ausübung  ihres  kauf- 
männischen Berufes  daselbst  stabil  niederlassen  oder  als  Handelsexperten 
bei  den  k.  und  k.  Vertretnngsbehörden  angestellt  sind,  und  dies  glaubwürdig 
nachweisen,  werden  auf  ihr  Ansuchen  vom  Erscheinen  vor  der  Stellungs- 
kommission  von  den  beiderseitigen  Landesverteidignngsministerien  im  Ein<^ 
vernehmen  mit  dem  Reichskriegsministerium  auch  dann  enthoben,  wenn  sie 
gelegentlich  ihrer  ärztlichen  Untersuchung  bei  der  k.  pnd  k.  Vertretungs- 
behörde als  yytauglich^  oder  „minder  tauglich^  befunden  wurden.  Von  dieser 
Begünstigung  sind  aber  diejenigen  ausgenommen,  welche  bei  fremdländischen 
Handelsuntemehmungen  oder  im  Handelsinteresse  fremder  Staaten  tätig  sind; 

ee)  nicht  vorzuAihren  sind  offenbar  Untaugliche. 

Die  Stellungspflichtigen  haben  die  Kosten  ihres  Erscheinens  selbst  zu 
tragen:  Mittellose  sind  von  der  Heimatsgemeinde  zu  unterstützen.'^^)  Die 
politischen  Behörden  haben  darüber  zu  wachen,  daß  dies  in  ausreichendem 
Maße  geschehe.  Bei  der  Stellung  Mittelloser  außerhalb  des  zuständigen 
Stellungsbezirkes  kann  von  der  Heimatsgemeinde  der  Ersatz  der  unaus- 
weichlichen Auslagen  ftlr  Unterhalt  und  £eise  verlangt  werden. 

Die  Stellungspflicht  endet  bei  gesetzmäßiger  Erfüllung  derselben  mit 
dem  31.  Dezember  desjenigen  Jahres,  in  welchem  der  Stellungspflichtige 
das  23.  Lebansjahr  vollendet.  Wer  jedoch  aus  irgend  einer  Ursache  seiner 
SteOungspflicht  entweder  gar  nicht  oder  nicht  in  vorschriftsmäßiger  Weise 
nachgekommen  ist,  bleibt  bis  zum  31.  Dezember  desjenigen  Kalenderjahres^ 
in  welchem  er  das  36.  Lebensjahr  vollendet,  stellungspflichtig.^®') 

b)  Zur  Durchführung  der  Stellung  und  der  damit  zusammenhängenden 
Arbdten  sind  die  Stellungsbehörden  berufen. 

Fflr  diesen  Zweck  sind  die  beiden  Reichshälften  samt  Bosnien  und 
der  Herzegowina  in  Heeres- Ergänzungsbezirke  und  diese  letzteren 
wiederum  in  Stellungsbezirke  geteilt  Der  Kriegsmarine  sind  mehrere  (3) 
Ergänzungsbezirke  speziell  zugewiesen,  dagegen  sind,  der  ehemalige  Kreis 
Cattaro  und  das  Festland  des  ehemaligen  Kreises  Ragusa  mit  Rücksicht 
auf  die  Befreiung  der  dortigen  Bewohner  von  der  Heeresdienstpflicht  keinem 
Ergänzongsbezirke  einverleibt.  In  Österreich  bildet  jeder  poUtische  Bezirk 
regelmäßig  einen  Stellungsbezirk,  in  Ungarn  bilden  die  Stellungsbezirke  die 
Stahlbezirke,  die  mit  Jurisdiktionsrechten  bekleideten  Städte  und  die  Städte 
mit  geordnetem  Magistrat,  in  Kroatien  und  Slavonien  die  Verwaltungsbezirke, 

»«TpTw.-G.  f.  B.  XL.  d.  H.  S  11  al.  2  und  8.  —  *»»)  W.-G.  §  43  al.  1.  —  "»)  W.O. 
l  $^  SchlußaUnea,  p.  W.-G.  f.  B.  n.  d.  H.  §  18  al.  2. 
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die  iStädte  und  der  Marktort  Bama.  Aasnahmsweise  können  in  Osterreich 
nach  Bedarf  einzelne  politische  Bezirke  in  mehrere  Stellungdbezirke  geteilt 
werden.  Die  Feststellung  und  Abänderung  der  Stellungsbezirke  erfolgt  durch 
die  beiderseitigen  Landesverteidigungsminister. 

Zur  Durchfnhrung  der  Landwehrergänzung  ist  Osterreich  in  Land- 
wehr- und  Landesschützen-Ergänznngsbezirke,  Ungarn  in  Landwehr-Ergänzungs- 
bezirke eingeteilt.  Die  Landwehr-Ergänzungsbezirke  zerfallen  wiederum  in 
Landwehr-Stellungs(Evidenz)bezirke.  Außerdem  ist  die  Monarchie  zur  Durch- 
ftihrung  des  Landsturmwesens  in  Landsturmbezirke  geteilt,  welche  in 
Landsturm-Bataillonsbezirke  zerfallen. 

Als  ständig^Heeres-Ergänzungsbchörden fungieren  teils  militärische, 
teils  Zivil-Verwaltungsbehörden. 

Militärische  Ergänzungsbehörden  sind  in  erster  Instanz  die  Ergänzungs- 
bezirkskommanden  des  Heeres,  in  Österreich  die  Landwehr  (Landesschützen-) 
Ergänzungsbezirkskommanden,  in  Ungarn  die  Landwehr-Ergänzungskom- 
manden, endlich  die  Landsturm-Bezirkskommanden  mit  den  Exposituren,  in 
zweiter  Instanz  die  Militär-Territorialbehörden  des  Heeres,  femer  in  Öster- 
reich die  Landwehrkommanden  und  in  Ungarn  die  Landwehr-Distriktskom- 
manden, die  zugleich  auch  als  Landsturm-Territorialbehörden  fungieren. 

Ftlr  das  bezeichnete  Gebiet  von  Cattaro  und  Ragusa  versehen  die 
betreifenden  Landwehr-Ergänzungsbehörden  die  sonst  den  Heeres-Ergänzungs- 
behörden  übertragenen  Funktionen  und  fUr  Tirol  und  Vorarlberg  fungiert 
als  zweite  Instanz  die  Landes verteidigungs-Oberbehörde,  die  im  Einvernehmen 
mit  der  8tatthalterei  vorzugehen  hat^®') 

Zivil-Ergänzungsbehörden  sind  in  Osterreich  in  erster  Instanz  die 
politischen  Bezirksbehörden  und  in  zweiter  Instanz  die  politischen  Landes- 
behörden, in  Ungarn  in  erster  Instanz  die  Bezirksbeamten  und  die  Juris- 
diktionen (Komitatsbehörden),  in  zweiter  Instanz  in  besonders  genannten 
Fällen  die  Jurisdiktionen.  Als  Bezirksbeamte  sind  in  Ungarn  anzusehen  die 
Oberstuhlrichter,  in  den  mit  Jurisdiktionsrechten  bekleideten  Städten  und 
den  Städten  mit  geordneten  Magistraten  der  Bürgermeister,  beziehungsweise 
der  Militärreferent,  in  Kroatien  und  Slavonien  die  Bezirksbehörden,  be- 
ziehungsweise in  den  Städten  und  im  Markte  Ruma  der  Bürgermeister,  in 
den  Städten  Agram  und  Esseg  der  als  Militärreferent  fungierende  Beamte. 
Als  Jurisdiktionen  fungieren  in  Ungarn  die  Komitatsbehörden  und  die  mit 
Jnrisdiktionsrechten  bekleideten  Städte,  in  Kroatien  und  Slavonien  die 
Komitatsbehörden  und  die  Magistrate  der  Städte  Agram  und  Esseg. 

Die  militärischen  und  die  Zivil-Ergänzungsbehörden  handeln  bald  selbst- 
ständig, bald  gemeinschaftlich. 

In  oberster  Instanz  entscheiden  die  beiderseitigen  Landesverteidigunirs- 
ministerien  und  das  Reichskriegsministerium,  und  zwar  teils  sel1)ständig, 
teils  gemeinschaftlich. 

Der  Wirkungskreis  der  Ergänzungsbehörden  erstreckt  sich  nicht  bloß 
auf  die  im  eigenen  Staatsgebiete  heimatsberechtigten  (zuständigen)  Personen, 
sondern  in  bestimmten  Fällen  auch  auf  die  Angehörigen  des  anderen  Staats- 
gebietes. 

Die  Stellung  selbst  wird  von  ambulanten  Stellungskömmissioncn 
und  weiters,  wenn  das  Überprüfungs verfahren  einzutreten  hat,  von  über- 
prüfnngskommissionen  vorgenommen.    Diese  Kommissionen  sollen  nach 

13;  L."v..G.  f.  T.  u.  V.  §  10  al.  2  i.  f. 


d^m  Gesetze  „gemischte^  scin,^^)  im  übrigen  ist  ihre  Zusammensetznng 
nur  dorch  Verordnung*"^)  geregelt.  Damach  sind  Mitglieder  der  Stellungs- 
kommissionen: 

aa)  Politischerseits  der  Vorstand  der  politischen  Bezirksbehörde,  ein 
Beamter  derselben,  der  Bezirks-  oder  Stadtarzt  und  2  Mitglieder  der  Bezirks- 
Vertretung,  beziehungsweise,  wo  eine  solche  nicht  besteht,  2  Mitglieder  der 
Gemeindevertretung  des  Stellungsortes,  in  Ungarn  2  Vertrauensmänner  den 
Stellungsortes; 

bb)  von  selten  des  Heeres  (der  Kriegsmarine)  der  Kommandant 
der  Ergänzungsbezirksbehörde,  ein  zweiter  Offizier  dieser  Beh()rde  (Ergän- 
zangsbezirksoffizier)  und  ein  Beginients-  oder  Oberarzt  (Marinearzt);  endlieh 

cc)  von  Seiten  der  Landwehr  der  Kommandant  der  Landwehr- 
Ergänzungsbezirksbehörde  (in  Ungarn  Ergänzungskommandant  genannt),  ein 
Ergänzungsbezirksoffizier  (in  Ungarn  Ergänzungsoffizier  genannt),  ein  Regi- 
ments- oder  Oberarzt. 

Bei  den  Überprüfungskommissionen,  welche  in  Österreich  regel- 
mäßig in  jedem  Kronlande,  in  Ungarn  in  jedem  Militärterritorialbezirke  auf- 
gestellt werden,  fungieren  als  Mitglieder: 

aa)  Politischerseits  ein  Vertreter  der  politischen  Landesstelle,  in 
Togara  ein  Vertreter  des  Landesverteidigungsministen  ums,  ein  Arzt  (in 
Österreich  der  Sanitätsreferent  des  Kronlandes); 

bb)  von  Seiten  des  Heeres  ein  General  als  Vertreter  des  Militär- 
tcrritorialkommandos,  der  bei  diesem  Kommando  eingeteilte  Referent  in 
Heeresergänzungsangelegenheiten,  der  Sanitätschef  des  Territorialkommandos 
oder  ein  anderer  Stabsarzt;  endlich 

vc)  von  Seiten  der  Landwehr  ein  General  oder  Stabsoffizier  und 
ein  Landwehrarzt. 

Unter  Umständen  kann  auch  eine  Ministerialüberprüfungskom- 
mission  zusammentreten. 

Fttr  die  Vornahme  der  Nachstellungen  werden  überdies  an  den  Stand- 
orten der  Ergänzungsbezirke  ständige  Stellungskommissionen  aufgestellt. 

Endlich  sind  die  Kommanden  der  im  Auslande  befindlichen 
Kriegsschiffe  ermächtigt,  wenn  es  ihre  Standes-  und  Dienstverhältnisse  zu- 
lassen, solche  Stellungspfliehtige  auf  ihre  regelmäßige  Dienstzeit  zu  assentieren, 
welche  die  Eignung  fttr  die  Kriegsmarine  besitzen  und  sich  verpflichten,  mit 
dem  Assenttage  den  Präsenzdienst  als  Matrosen  anzutreten. 

Entscheidende  Stimme  haben  in  der  Stellungskommission  die  Vertreter 
der  politischen  Behörde,  des  Heeres  und  der  Landwehr,  die  übrigen  Mit- 
srlieder  sind  dagegen  nur  Hilfsorgane  und  haben  nur  beratende  Stimme. 
Die  Leitung  des  Stellungsgeschäftes  obliegt  dem  Vertreter  der  politischen 
Behörde.  Der  Vertreter  des  Heeres  überwacht  die  Gründlichkeit  der  militär- 
ärztlichen Untersuchung  der  Stellungspflichtigen  und  entscheidet  über  die 
Eignung  der  Vorgeführten,  und  den  gleichen  Wirkungskreis  hat  der  Ver- 
treter der  Landwehr  rücksichtlich  jener  Stellungspflichtigen,  welche  direkt 
ftr  die  Landwehr  zu  assentieren  sind.  Die  ärztlichen  Mitglieder  haben  die 
körperliche  und  geistige  Eignung  der  Stellungspflichtigen  zu  begutachten  und 
der  Ergänzungsbezirksoffizier,  beziehungsweise  der  zweite  Landwehroffizier 
ist  insbesondere  für  die  richtige  Aufnahme  der  Körpergröße  verantwortlich. 

«")  W.-G,  §  38  al.  4.  —  ^''^)  W.-V.  1.  T.  §  41  und  §  102  (StellungskommissioneD),  §  1  IS 
tind  S  120  ((^berprüfungskomimssionen). 

^cltmid,  Das  Heeresrecht  der  9sterr.-ang.  Monarchie.  4 
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c)  Das  Stellungsverfahren  umfaßt  die  Vorbereitungen  fllr  die  Durch- 
führung der  Stellung  und  das  eigentliche  Stellungsverfahren. 

Zu  den  Vorarbeiten  zählt  namentlich  die  Anfertigung  der  Stellungä- 
listen.  Die  nötigen  Behelfe  hiefllr  bilden  die  Verzeichnung  der  Wehrpflich- 
tigen durch  die  Matrikenftlhrer,  das  letzte  Volkszählungsoperat,  dann  die 
Meldungen  der  Stellungspflichtigen.  Nebstdem  besteht  ein  allgemeines,  einer 
actio  popularis  yergleichbares  Antragsrecht  ftlr  die  Eintragung  Stellungs- 
pflichtiger, zu  welchem  Behufe  die  vorläufig  angefertigten  Verzeichnisse  in 
den  Gemeinden  durch  8  Tage  zur  öffentlichen  Einsicht  aufzulegen  sind. 
Unter  Benützung  der  genannten  Behelfe  wird  dann  zunächst  die  Losungs- 
liste ftlr  die  Durchführung  des  Losungsverfahrens  verfaßt. 

Die  Losung  (Ziehung)  hat  den  Zweck,  die  Reihenfolge  zu  bestimmen, 
in  welcher  die  Stellungspflichtigen  im  Falle  ihrer  Assentierung  innerhalb 
ihrer  Altersklasse  die  Widmung  als  Rekruten  oder  als  Ersatzreservisten 
und  die  Einteilung  in  das  Heer  oder  in  die  Landwehr  erhalten.*®^)  An  der 
Losung  haben  alle  Stellungspflichtigen,  welche  in  dem  betreffenden  Kalender- 
jahre in  das  Stellungspflichtige  Alter  treten  und  daher  zum  ersten  Male  zur 
Stellung  berufen  sind,  mit  Ausnahme  der  im  betreffenden  Stellungsjahre  in 
der  ersten  Altersklasse  stehenden  Zöglinge  der  Militärbildungsanstalten  des 
Heeres  und  der  Landwehr  teilzunehmen.  Die  Durchflihrung  des  Losungs- 
verfahrens geschieht  durch  den  Vorsteher  der  politischen  Bezirksbehörde,  in 
Ungarn  durch  den  Bezirksbeamten  oder  seinen  Stellvertreter  in  Gegenwart 
der  Gemeindevorsteher  und  deren  Stellvertreter.  Außerdem  hat  jedermann 
zur  Losung  freien  Zutritt.  Das  persönliche  Erscheinen  zur  Vollziehung  der 
Losung  ist  den  Stellungspflichtigen  überlassen.  Ein  direkter  Verzicht  auf 
die  Losung  ist  in  Österreich-Ungarn  nicht  zulässig.  Dagegen  können  die 
Stellungspflichtigen  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  auf  die  Begünsti- 
gung der  Losreihe  von  vornherein  verzichten,  woflir  ihnen  innerhalb  der 
durch  die  truppenweise  Repartition  gegebenen  Grenze  die  Waul  des  Truppen- 
körpers, wenn  sie  die  Eignung  für  denselben  besitzen,  unbedingt  freigestellt 
ist*^*)  Das  gezogene  Los  ist  für  den  Stellungspflichtigen  während  der  ganzen 
Dauer  der  Stellungspflicht,  daher  auch  in  den  höheren  Altersklassen  gültig, 
insofern  er  nicht  der  Behandlung  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  unter- 
liegt. Nach  Durchführung  der  Losung  und  der  etwa  erforderlichen  Nach- 
losungen werden  die  Stellungslisten  angefertigt.  MatrikenfUhrer  und  Gemeinde- 
vorsteher sind  fllr  die  Richtigkeit  der  von  ihnen  für  die  Stellungslisten  zu 
liefernden  Behelfe  verantwortlich  und  verpflichtet,  innerhalb  ihres  Wirkungs- 
kreises die  politischen  Behörden  bei  allen  zur  Durchführung  der  Stellung 
erforderlichen  Amtshandlungen  zu  unterstützen.  Die  Gemeindevorsteher  haften 
auch  für  die  Identität  der  vorgeführten  Stellungspflichtigen. **'^) 

Die  regelmäßige  Stellung  (Hauptstellung)  für  das  Heer  und  die 
Landwehr  hat  normalerweise  in  der  Zeit  vom  L  März  bis  zum  30.  April 
jedes  Jahres  stattzufinden.  Im  Falle  einer  allgemeinen  Mobilisierung  ist  die 
regelmäßige  Stellung  zu  unterbrechen,  dann  aber  sobald  als  möglich  wieder 
fortzusetzen.'^^)  Nachstellungen  finden  nach  Bedarf  statt. 

Zur  Stellung  sind  in  Österreich-Ungarn  jedesmal  3  Altersklassen 
berufen;  alle  in  der  Zeit  vom  1.  Jänner  bis  zum  3L  Dezember  eines  Jahres 
geborenen  Stellungspflichtigen  jungen  Männer    bilden  eine   Altersklasse.  ^^^) 

i^/w'-G.  §  15  al.  4.  -  >«7)  P.  W.G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  15  al.  6.  —  »«>  W.-G.  §  36. 
—  »0')  W.-(;.  §  37,  p.  W.-G.  f.  B.  u.  (1.  H.  §  14.  —  "«)  W.-G.  §  38  al.  2  uud  3. 


lu  Rusnien  und  der  irerzcfrowina  werden  4  Altersklassen  zur 
StfllunfT  htTufi-n.'") 

Die  Kosten  des  Stell ungsverfahrena  fallen  teils  dem  Staatsschatze, 
teils  den  Gemeinden  nnd  in  Ungarn  den  Jurisdiktionen  zur  Last.'")  Die  Tag- 
gelder nnd  Reisekosten  der  dem  Heere  angehörigen  Mitglieder  der  Stellungs- 
kommissionen  werden  aus  dem  gemeinsamen  lieeresbudget  und  fUr  die 
Mitglieder  der  Landwebren  aus  dem  Budget  des  betreffenden  Landesver- 
teidigungsministeriiims  bestritten.  Dem  letzteren  Budget  lallen  in  Osterreich 
und  in  Kruatien-SIaionien  regelmüliig  aueh  die  Übrigen  Auslagen  (Taggelder 
and  Reisekosten  der  iwlitisehen  Funktionäre  und  des  Hilfspersonales,  Kosten 
für  die  BeisehatTiing  der  Geräte  und  ttlr  die  Beistelluug  der  Ränuilichkeiteni 
xur  Last.  In  Ungarn  hat  dafür  die  betreffende  Jurisdiktion  aufzukommen. 
Kine  Ausnahme  von  diesem  Grundsatze  besteht  in  Osterrcieh  nur  rUeksiehtlich 
jener  Städte,  welehe  einen  eigenen  Stellungshezirk  bilden  und  rUcksichtlich 
der  außerhalb  des  Amtssitzes  der  BezirksbehOrde  gelegenen  Stellungsorle. 
In  den  genannten  Stiidteu  sind  die  Taggelder  und  Reisekosten  der  Gemeinde- 
funktitinüre  bei  der  Losung  und  Stellung  aus  den  Mitteln  der  Gemeinde  zu 
heslreiten  und  die  Gerale  und  Räumlichkeiten  zu  dieticn  Amtshandlungen 
von  derselben  beizustellen.  In  den  anderen  Stellungsorten  aber  obliegt  die 
BcisteUung  der  Oeriite  und  Räumlichkeiten  den  Gemeinden  im  Bereiche  des 
SlelluDgsortes.  VÄne  Anfechtung  dieser  in  letzter  Instanz  vom  Ministerium 
fOr  Landesverteidigung  festzustellenden  Kosten  im  verwaltungsgerichtliehen 
Wege  ist  aasgeschlossen.  Wohl  aber  kann  die  Gemeinde  des  Stellungsortes, 
wenn  sie  die  mitbeteiligten  Gemeinden  zur  Begleiehnng  der  von  ihr  vor- 
schußweise zur  Gänze  ausgelegten  Kosten  heranziehen  will,  nach  Erschöpfung 
des  administrativen  Instanzenzuges  auch  diesen  Weg  betreten."*) 

Für  die  Kosten  der  Überprüfung  hat  der  Staatsschatz  aufzukommen. 
Die  Kosten  des  Unterhalte»  und  der  Reise  der  zu  Ubcrprflfenden  Stellungs- 
Pflichtigen  sowie  für  die  Begleitung  derselben  trägt  das  Budget  des  betref- 
fenden Landes verteidigungsministeriums,  die  Taggelder  und  Reisekosten  der 
dem  Heere  angehörigen  Mitglieder  der  CbcrprUfungskommissionen  das 
gemeinsame  Heeresbudget,  jene  der  Übrigen  Mitglieder  das  Budget  des 
betreffenden  Landesverteidigungsministeriums. 

il\  Das  Stellungsverfahren  bezweckt,  eine  Entscheidung  über  die 
Dienstpflicht  herbeizunihren.  Die  Einziehung  der  Wehrpflichtigen  zum  Militiir- 
diensle  kann  regelmiißig  nur  auf  Grund  einer  solchen  Entscheidung  erfolgen. 
Dieselbe  erfolgt  im  Verwaltungsverfahren  mit  Ausschluß  des  verwaltungs- 
geriehtlichen  Rechtsziiges;  sie  stellt  aber  ilirer  juristischen  Natur  nach  kein 
Verwallungsgcschäft,  sondern  einen  Akt  der  administrativen  Rechtsprechung  dar. 

Die  Entscheidung  der  Stellungsbehörden  erster  Instanz  kann  entweder 
eine  provisorische  oder  definitiver  Natur  sein.  Provisorische  Entscheidungen 
(ZurHcksteünngeni  haben  die  erneuerte  Vorführung  der  Stellungs- 
pflichtigen zur  Folge.  Eine  Sdlche  Entscheidung  kann  nur  in  der  ersten  oder 
zweiten  Altersklasse  wegen  körperlicher  oder  geistiger  Untauglichkeit  aus- 
gesprochen werden.  In  der  dritten  oder  einer  hiiheren  Altersklasse  muß 
unbedingt  eine  deSnitive  Gntaebeidung  gefällt  werden.  Dieselbe  kann  lauten: 

iiai  Auf  „Liisehen"  (Ausmv  -vesen  kiirperlicher  oder  geistiger 

Gebrechen).  Eine  Ausmastern  'f»  der  ersten  oder  zweiten 
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Altersklasse  erfolgen,  wenn  das  ärztliche  Gutachten  dahin  lautet,  daO  der  Wehr 
Pflichtige  zu  jeder  Dienstleistung  fbr  Kriegszwecke,  also  auch  zum  Land- 
sturindienste  ohne  Waffe,  dauernd  untauglich  sei.  Die  offenkundig  Untaug- 
lichen können  auf  Grund  der  jeden  Zweifel  ausschließenden  Erhebangs- 
akten  ohne  Vorführung  vor  die  Stellungskommission  durch  Entscheidung 
derselben  gelöscht  werden. 

Ober  den  Grad  der  für  die  Militärdienstpflicht  erforderlichen  körper- 
lichen und  geistigen  Eignung  enthält  das  Gesetz  nur  insoferne  eine  Vor- 
schrift, als  ftir  das  Heer  mindestens  eine  Körpergröße  von  155  cm  und  fUr 
die  ungarische  Landwehr  eine  solche  von  153  cm  verlangt  wird.  Die  not- 
wendigen Handwerker,  die  zum  Schreibgeschäfte  verwendbaren  Wehrpflich- 
tigen, dann  die  erforderlichen  Matrosen  und  Schiffshandworker  können  bei 
sonstiger  Tauglichkeit  auch  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Körpergröße  assentiert 
werden.^'*)  In  Bosnien  und  der  Herzegowina  wird  eine  Körpergröße  von 
155*4  cfn  gefordert."^)  Im  tlbrigen  ist  die  Feststellung  der  nötigen  körper- 
lichen und  geistigen  Tauglichkeit  durch  Verordnung  (^Vorschrift  zur  ärzt- 
lichen Untersuchung  der  Wehrpflichtigen")  geregelt  Bei  Selbstbeschädigern 
ist  von  der  vollen  Tauglichkeit  abzusehen;  dieselben  sind,  wenn  sie  auch 
nur  die  Eignung  zu  irgend  einer  untergeordneten  Dienstleistung  besitzen, 
unbedingt  als  ßekruten  für  das  Heer,  beziehungsweise  die  Landwehr  zu 
assentieren; 

bb)  auf  sofortige  Oberweisung  in  die  Ersatzreserve,  womit  dem 
praktischen  Resultate  nach  eine  Befreiung  von  der  eigentlichen  aktiven 
Dienstpflicht  im  Frieden  verbunden  ist.  Diese  Oberweisung  greift  insbesondere 
Platz  bei  Personen,  welche  eine  mindere  Tauglichkeit  aufweisen,  erfolgt  aber 
in  der  Regel  erst  in  der  dritten  oder  einer  höheren  Altersklasse.  Außerdem 
werden  sofort  der  Ersatzreserve  jene  Personen  überwiesen,  welche  von 
Gesetzes  wegen  einen  Anspruch  auf  eine  derartige  Begünstigung  in  der  Er- 
füllung der  Militärdienstpflicht  besitzen  (Kandidaten  und  in  Ungarn  auch 
Zöglinge  des  geistlichen  Standes,  Unterlehrer,  beziehungsweise  in  Ungarn 
Lehramtskandidaten,  dann  Lehrer,  Besitzer  ererbter  Landwirtschaften  und 
Familienerhalter);  "^) 

cc)  auf  Aushebung  (Assentierung).  In  diesem  letzteren  Falle  kann 
die  Entscheidung  wiederum  lauten: 

a)  Tauglich  ftlr  das  Heer  (die  Kriegsmarine); 

ß)  tauglich  für  die  Landwehr; 

/)  zum  Landsturmdienste  ohne  Waffe  geeignet  (waffenanfähig). 

Angehörige  der  bereits  früher  erwähnten  Gebiete  von  Cattaro  und 
Ragusa  können  nur  flir  die  Landwehr  assentiert  werden.*") 

Für  die  möglichste  Wahrung  der  Interessen  der  Wehrkraft  und  für 
die  Ausgleichung  der  Ansprüche  der  Vertreter  des  Heeres  einerseits  und 
der  Vertreter  der  Landwehr  andererseits  ist  durch  Einschränkung  der  Parteien- 
rechte und  spezielle,  im  Verordnungswege  getroffene  Bestimmungen  über  das 
Entscheidungs-  und  Einspruchsrecht  der  verschiedenen  Mitglieder  der  Stel- 
lungskommissionen vorgesorgt.  Die  erste  Stimme  bei  der  Entscheidung  Über 
die  Dienstpflicht  hat  darnach  der  Vertreter  des  Heeres.  Lautet  seine  Ent- 
scheidung   auf  ^Assentieren^,    so    steht    keinem    Mitgliede    der    Stellungs- 

"*)  Arg.  W.-G,  §  19  lit.  b)  und  §  20  al.  5.  Nach  den  W.-V.  I.  T.  wird  auch  für  die 
üsterreichische  Landwehr  eine  Körpergrüße  von  153  cm  gefordert.  —  "*)  F.  W.-G.  f.  B 
u.  d.  H.  §  3.  —  »»«)  Vergl.  §  11.  —  "T)  Ö.  W.-G.  ex  1868  Art.  III  al.  2. 
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kommission  dagegen  ein  Einspruch  zu.  Wird  der  Stellangspflichtige  vom 
Vertreter  des  Heeres  nicht  assentiert  oder  ftlr  minder  tauglich  erklärt,  so 
kann  derselbe  vom  Vertreter  der  Landwehr  assentiert  werden.  Bei  Meinungs- 
verschiedenheiten ttber  den  Grad  der  Untanglichkeit  hat  immer  die  der 
Wehrmacht  des  Staates  gttnstigere  Meinung  zur  Geltung  zu  kommen.  Zur 
Wahrung  eben  dieses  Interesses  ist  überdies  dem  Vertreter  der  politischen 
Behörde  das  Recht  eingeräumt,  die  Überprüfung  eines  Stellungspflichtigen 
zu  beantragen,  wenn  er  sowohl  vom  Vertreter  des  Heeres  als  vom  Vertreter 
der  Landwehr  in  der  ersten  und  zweiten  Altersklasse  fär  untauglich  oder 
minder  tanglich  erklärt,  vom  Vertreter  der  politischen  Behörde  aber  als 
tanglich  bezeichnet  wird.  Eine  Überprüfung  hat  auch  einzutreten,  wenn  ein 
Stellungspflichtiger  in  der  ersten  oder  zweiten  Altersklasse  vom  Vertreter 
des  Heeres  als  untauglich  oder  minder  tauglich,  vom  Vertreter  der  Land- 
wehr aber  als  tauglich  bezeichnet  wird. 

Die  Stellungspflichtigen  haben  keinerlei  Berufungsrecht  gegen  einen 
aof  y,Tauglich^  lautenden  Beschluß  der  Stellungskommissionen  ^^^)  und  auch 
gegen  die  Beschlüsse  der  Überprüfnngskommissionen  ist  eine  Berufung 
seitens  der  Parteien  nicht  zulässig. '^^) 

Von  den  Stellungskommissionen  können  auch  vorläufige  Verfügungen 
getroffen,  insbesondere  die  Abgabe  von  Stellungspflichtigen  in  ein  Spital  an- 
geordnet werden,  wenn  es  sich  um  Eonstatierung  von  Gebrechen  handelt, 
welche  erst  nach  längerer  Untersuchung  oder  Beobachtung  klargestellt  oder 
voraussichtlich  binnen  einer  gewissen  Frist,  aber  ohne  chirurgische  Operation 
gebeilt  werden  können. 

Diejenigen  Funktionäre,  welchen  bei  einer  gesetzwidrigen  Assentierung 
ein  Verschulden  zur  Last  föUt,  sind  gegenüber  dem  Militärärar  ersatz- 
pflichtig. Als  Ersatzsumme  ist  ein  Pauschalbetrag  von  40  Kronen  zu  zahlen. 
Wer  durch  eine  gesetzwidrige  Stellung  ohne  eigenes  Verschulden  Schaden 
erleidet,  ist  berechtigt,  von  dem  Schuldtragenden  Ersatz  zu  fordern.  ^^^)  Die 
Fällung  des  Ersatzerkenntuisses  zu  Gunsten  des  Militärärars  kommt,  wenn 
der  Ersatz  von  einem  Angehörigen  des  Heeres  zu  leisten  ist,  dem  Militär- 
territorialkommando, sonst  aber  in  Osterreich  der  politischen  Landesstelle, 
in  Ungarn  dem  Landesverteidigungsministerium  zu.  Die  Vormerkung  und 
Hereinbringung  der  Beträge  obliegt  der  Truppe  oder  Heeresanstalt,  in  deren 
Stand  der  gesetzwidrig  Assentierte  gehört,  und  zwar  soweit  es  sich  um 
Zi>iIpersonen  handelt,  im  Wege  der  politischen  Behörden.  Über  Nachsichts- 
gesnche  entscheidet  der  Reichskriegsminister,  beziehungsweise  der  Landcs- 
verteidignngsminister  im  Einvernehmen  mit  diesem. 

e)  Die  ErfUUung  der  Stellungspflicht  kann  durch  unmittelbaren  Zwang 
(zwangsweise  Vorftlhrung)  bewirkt  werden''^)  und  ist  überdies  durch  ad- 
ministrative Kontroll-  und  Strafvorschriften  gesichert. 

Zur  Durchfuhrung  der  administrativen  Kontrolle  sind  die  Be- 
hörden angewiesen,  rücksichtlich  jener  jungen  Männer,  welche  das  21.  Lebens- 
jahr überschritten  haben  und  die  Heimatsberechtigung  (Gemeindezuständig- 
keit) wechseln,  eine  Gewerbekonzession  oder  einen  Gewerbeschein  ansprechen, 
ein  Legitimationsdokument  ftlr  das  In-  oder  Ausland,  ein  Arbeits-  oder  Dienst- 
buch begehren  oder  eine  Anstellung  im  öffentlichen  Dienste  anstreben,  sich 
die  Überzeugung  zu  verschaffen,  ob  und  auf  welche  Art  dieselben  ihrer 
Stellnngspflicht  entsprochen  haben. 

*»)  W.-G.  §  33  al.  6.  —  "»)  W.-G.  §  89  Schlußalinea.  -  «<0  Q.  W.-G.  §  41  al.  2 
und  3,  u.  W.-G.  g  40  al.  2  und  3.  —  "»)  W.-G.  §  38  al.  8. 


54 

Die  Strafvorschriften  sind  in  den  Wehrgesetzen  selbst  enthalten. 
Ais  Strafen  sind  Geldstrafen,  mit  Geldstrafen  kumulierte  Freiheitsstrafen 
und  Stellung  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  mit  oder  ohne  Verlange* 
rung  der  Dienstpflicht  festgesetzt.  Die  strafweise  Stellung  außer  der  Alters- 
klasse und  Losreihe  hat  den  Verlust  der  Vorteile  zur  Folge,  welche  aus 
der  Losung  hervorgehen.  Überdies  verlieren  solche  Wehrpflichtige  (mit  Aus- 
nahme der  Kandidaten  und  in  Ungarn  der  Zöglinge  des  geistlichen  Standes, 
der  Besitzer  einer  ererbten  Landwirtschaft  und  der  Familienerhalter)  den 
Anspruch  auf  die  besonderen  Begünstigungen  in  der  Erfllllung  der  Dienst- 
pflicht.^**) Jeder  strafweise  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  Gestellte, 
der  als  tauglich  erkannt  wird,  ist  grundsätzlich  zum  Heere  oder  zur  Kriegs- 
marine zu  assentieren.  Besitzt  er  in  der  dritten  oder  in  einer  höheren 
Altersklasse  nur  die  für  die  Landwehr  zulässige  mindere  Körpergröße,  so 
wird  er  als  Rekrut  ftlr  die  Landwehr  assentiert.  Letzteres  hat  auch  dann 
zu  geschehen,  wenn  er  in  den  genannten  Altersklassen  vom  Vertreter  des 
Heeres  nicht  als  Rekrut  assentiert,  jedoch  vom  Vertreter  der  Landwehr  als 
tauglich  erkannt  wird.  Wenn  der  Betreffende  als  minder  tauglich  erkannt 
wird,  so  ist  er  für  die  Ersatzreserve  des  Heeres,  bei  minderer  Körpergröße 
in  der  dritten  oder  in  einer  höheren  Altersklasse  aber  für  die  Ersatzreserve 
der  Landwehr  zu  assentieren.  Dies  hat  auch  in  dem  Falle  zu  geschehen, 
wenn  er  in  den  genannten  Altersklassen  vom  Vertreter  des  Heeres  für  nicht 
tauglich,  vom  Vertreter  der  Landwehr  jedoch  flir  minder  tauglich  erkannt 
wird.  Ist  ein  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  Behandelter  in  einer 
späteren  Altersklasse  wieder  stellungspflichtig,  so  kann  er  neuerlich  außer 
der  Altersklasse  und  Losreihe  regelmäßig  nur  dann  behandelt  werden,  wenn 
er  sich  abermals  eines  Deliktes  schuldig  macht,  welches  diese  Behandlung 
zur  Folge  hat. 

Als  strafbare  Handlungen  sind  erklärt: 

aa)  Ungerechtfertigtes  verspätetes  Erscheinen  bei  der  Stel- 
lung oder  Überprüfung. 

Ein  Stellungspflichtiger,  welcher  zur  Stellung  oder  Überprüfung  nicht 
rechtzeitig  erscheint  und  sein  Erscheinen  nicht  hinreichend  rechtfertigt,  ist 
an  Geld  mit  20  bis  400  Kronen  zu  bestrafen.  ^*^)  Mitschuldige  unterliegen  der- 
selben Strafe.***)  Das  Strafverfahren  rücksichtlich  dieser  Übertretung  kommt 
den  politischen  Bezirksbehörden  der  HeimatsfZuständigkeits'igemeinde,  bei 
zweifelhafter  Heimatsberechtigung  jener  politischen  Bezirksbehörde  zu,  in 
deren  Stellungsliste  der  Stellungspflichtige  verzeichnet  ist.  Die  Bestrafung 
hat  auch  dann  einzutreten,  wenn  die  Übertretung  außerhalb  der  betreffenden 
Reichshälfte  verübt  wurde.  Auch  die  Staatsbürger  der  betreffenden  anderen 
Reichshälfte,  welche  sich  in  Osterreich,  beziehungsweise  in  Ungarn  auf- 
halten, unterliegen  der  Bestrafung,  gleichviel  ob  sie  die  Übertretung  in 
diesem  Staatsgebiete  oder  außerhalb  desselben  begangen  haben.  Das  Straf- 
verfahren steht  in  diesem  Falle  der  politischen  Behörde  des  Aufenthalts- 
ortes zu.*") 

bb)  Einfache  Stellungsflucht. 

Wer  in  der  Absicht,  sich  der  Stellungspflicht  zu  entziehen,  von  der 
Stellung  oder  Überprüfung  ausbleibt,  ist  als  Stellungsflüchtling  zu  behandeln. 


»«)  W.-G.  §  65.  -  »3;  W.G.  §  44  al.  1.  —  "<)  Ö.  W.-G.  §  44  Sclilußalinea,  u.  W.-G. 
§  44  al.  1.  —  «»)  Ö.  W.-G.  §  68  al.  1,  u.  W.-G.  §  68  al.  1  und  7,  ferner  ö.  und  u.  W.-G. 
§  69  al.  1  und  2. 
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Der  StellangsflüclitliDg  ist  bei  der  betreffenden  Stellung  außer  der  Alters- 
klasse und  Losreihe  zu  stellen  und  hat,  wenn  er  nachträglich  freiwillig 
erschienen  ist,  1  Jahr,  sonst  2  Jahre,  seine  Assentierung  als  Rekrut  vor- 
aasgesetzt,  über  die  gesetzliche  Liniendienstpflicht,  beziehungsweise  nach 
Mai^abe  seiner  körperlichen  Eignung  ttber  die  Fräsenzdienstzeit  in  der 
Landwehr  präsent  zu  dienen,  wodurch  auch  eine  entsprechende  Verlange- 
rting  der  gesamten  Dienstpflicht  eintritt.  Wird  der  Stellungsflüchtling,  wenn 
aueh  nur  zeitlich,  als  dienstuntauglich  erkannt  oder  als  minder  tauglich  oder 
wegen  seines  aufrecht  bleibenden  Anspruchs  auf  eine  Begünstigung  in  der 
Erfüllung  der  Dienstpflicht  (als  Kandidat  oder  in  Ungarn  als  Zögling  des 
geistlichen  Standes,  als  Besitzer  einer  ererbten  Landwirtschaft  oder  als 
Faiuilienerhalter)  in  die  Ersatzreserve  eingeteilt,  so  ist  er  im  Falle  des  frei- 
willigen Erscheinens  mit  Arrest  von  3  Tagen  bis  zu  1  Monat  und  au  Geld 
mit  30  bis  300  Kronen,  wenn  er  jedoch  nicht  freiwillig  erschienen  ist,  mit 
Arrest  von  6  Tagen  bis  zu  2  Monaten  und  an  Geld  mit  60  bis  600  Kronen 
zu  bestrafen J**)  Ist  der  Stellungsfltichtling  bis  zum  Ende  des  Jahres,  in 
welchem  er  das  36.  Lebensjahr  vollendet,  vor  der  Stellungs-  oder  Über- 
prüfangskommission  nicht  erschienen  und  kann  er  daher  nicht  nachgestellt 
werden,  so  ist  er  mit  Arrest  von  15  Tagen  bis  zu  2  Monaten  und  au  Geld 
mit  100  bis  600  Kronen  zu  bestrafen.  ^^^)  Mitschuldige  an  der  Stellungäflucht 
sind  mit  Arrest  von  3  Tagen  bis  zu  2  Monaten  und  an  Geld  mit  30  bis 
600  Kronen  zu  bestrafen.  ^*^)  Das  Erkenntnis  steht  in  Österreich  den 
politischen  Bezirksbehörden  zu;  sonst  kommen  die  bereits  unter  aa)  er- 
wähnten Kompetenzbestimmungen  zur  Anwendung.  ^^^)  In  Ungarn  steht 
das  Erkenntnis  in  Betreff  der  Stellung  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe 
sowie  hinsichtlich  der  Verlängerung  der  Dienstpflicht  und  des  eintretenden 
Verlustes  der  Begünstigungen  in  der  Erfüllung  der  Dienstpflicht  in  erster 
Instanz  dem  Bezirksbeamten  der  Zuständigkeitsgemeinde  des  Stelluugs- 
pflichtigen  zu.  Bei  zweifelhafter  Gemeindezuständigkeit  hat  jener  Bezirks- 
beamte das  Erkenntnis  zu  fällen,  in  dessen  Btellungsliste  der  betreffende 
Stellungspflichtige  verzeichnet  ist.  Im  Erkenntnisse  ist  ftlr  den  Fall  der 
Tauglichkeit  des  Stellungsflüchtlings  als  Rekrut  insbesondere  die  Verlänge- 
rung der  Dienstpflicht  um  1  oder  2  Jahre  zu  bestimmen,  fär  den  Fall  der 
Untauglichkeit  oder  Widmung  des  Betreffenden  für  die  Ersatzreserve  aber 
auszusprechen,  daß  die  Strafakten  wegen  Anwendung  der  augeführten  Frei- 
heits-  und  Geldstrafen  an  das  zuständige  Bezirksgericht  zu  leiten  sind. 
Dieses  letztere  ist  berufen,  das  Strafverfahren  in  Betreff  der  Anwendung 
der  Freiheits-  und  Geldstrafen  auf  die  für  dienstuntauglich  erkannten  oder 
fllr  die  Ersatzreserve  gewidmeten  Stellungsflüchtlinge  sowie  auf  die  Mit- 
schuldigen an  der  Stellungsflucht  durchzuführen.  Wurde  der  Beschuldigte  von 
seilen  des  Gerichtes  der  Stellungsflucht,  beziehungsweise  der  Mitschuld  an 
derselben  nicht  schuldig  befunden,  so  sind  seitens  der  politischen  Behörden 
die  unter  aa)  angeflihrten  Straf  best!  ramungen,  wenn  die  Verjährung  noch 
nicht  eingetreten  ist,  nachträglich  anzuwenden.  "*)  Bezüglich  jener  Stellungs- 
flQchtlinge,  welche  nach  Vollendung  des  36.  Lebensjahres  nicht  mehr  nach- 
gestellt werden  können,  hat  die  Fällung  eines  Straferkenntnisses  seitens 
der  politischen  Behörde  zu  entfallen  und  es  sind  solche  Stellungsflüchtlinge 
nach  Aufhören  ihrer  Stellungsflucht  zum  Zwecke  der  Anwendung  der  gesetz- 
lichen Freiheits-  und  Geldstrafen  dem  zuständigen  Bezirksgerichte  anzuzeigen. 

««;  W.-G.  §  44  al.  2.  -  «7^  W.-G.  §  44  al.  3.  —  »»)  w.-G.  §  44  al.  4.  -  ^^^)  Ö. 
W..G.  $  68  al.  1  und  §  69  al.  1  und  2.  -  »3«)  U.  W.-G.  §  68  al.  4,  6  und  7. 
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Im  übrigen  gilt  auch  hier  die  anter  aa)  zuletzt  erwähnte  Ausdehnung  der 
Strafbefugnis.*^') 

Kontumazerkenntisse  sind  seitens  der  politischen  Bezirksbehürden 
und  Hezirksbeamten  nicht  zu  fällen. 

cc\  Qualifizierte  Stellungsflucht  durch  Auswanderung  in  der 
Absicht,  sieh  der  StoUungspflicht  zu  entziehen,  oder  durch  Auf- 
enthalt außerhalb  der  Monarchie   während    der   ÖtellungJ**) 

Wer  in  der  Absicht,  sieh  der  Stellungspflicht  zu  entziehen,  das  Gebiet 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  verläßt  oder  während  der  Stellung 
sich  außerhalb  der  Grenzen  der  Monarchie  autliält,  macht  sich  eines  Ver- 
gehens  schuldig  und  wird  in  Osterreich  mit  strengem  Arrest  von  1  Monat  bis 
zu  1  Jahr  und  an  Geld  mit  200  bis  2000  Kronen,  in  Ungarn  mit  Gcfängnis^'^) 
bis  zu  1  Jahr  und  an  Geld  bis  zu  2000  Kronen  bestraft.  Ftlr  den  Tatbestand  der 
beiden  vorliegenden  Deliktsfalle  gentigt  in  subjektiver  Beziehung  das  Vor- 
haben, sich  zur  bestiuimten  Zeit  nicht  zu  stellen,  ohne  daß  es  einer  auf  das 
Vereiteln  der  Wehrpflicht  gerichteten  Absicht  bedarf.  Den  ersten  Delikts- 
fall erschöpft  doloses  Verlassen  des  Gebietes  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  im  zweiten  Deliktsfall  ist  der  gesetzwidrige  Dolus  erst  nach 
dem  Verlassen  der  Monarchie  entstanden,  ^'^i  Es  ist  aber  nicht  zulässig, 
demjenigen,  welcher  zur  Vereitlung  seiner  Stellungspflicht  im  Auslande  ver- 
weilt, ein  Zusammentreffen  beider  Deliktsfälle  aus  dem  Grunde  anzurechnen, 
weil  er  von  der  Absicht,  sich  der  Stellungspflicht  zu  entziehen,  schon  beim 
Verlassen  des  Gebietes  der  Monarchie  geleitet  war.*^^)  Abgesehen  von  der 
genannten  Strafe  und  in  Ungarn  unabhängig  davon  wird  der  btellungs- 
pflichtige  bei  der  betreffenden  Stellung  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe 
gestellt  und  bezüglich  der  Ableistung  und  Verlängerung  der  Dienstpflicht 
nach  den  unter  bb)  angelllhrten  Bestimmungen  behandelt. *^*^)  Dagegen  sind 
nach  der  herrschenden  Praxis  gegen  den  unbefugt  Ausgewanderten  nicht 
mehr  die  im  Auswanderungspatente  vom  24.  März  1832,  J.-G.-S.  Nr.  2557, 
festgesetzten  Strafen  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die  Strafbarkeit  des  un- 
befugt Ausgewanderten  ist  ausgeschlossen,  wenn  der  nach  der  Monarchie 
zurückgekehrte  Srellungspflichtige  mittlerweile  ein  fremdes  StaatsbUrgerrecht 
erlangt  hat  und  diesem  durch  einen  Staatsvertrag  mit  dem  betreffenden  Staate 
die  Anerkennung  von  seiten  der.  hierländischen  Behörden  gesichert  ist.**\) 
Das  Strafverfahren  kommt  in  Österreich  den  ordentlichen  Gerichten  zu, 
welche  im  Urteile  auch  auszusprechen  haben,  ob  der  Verurteilte  zur  Erfüllung 
seiner  Stellungspflicht  freiwillig  erschienen  ist  oder  nicht.  Dieselben  sind 
aber  nicht  befugt,  die  dem  ungarischen  Wehrgesetzc  unterworfenen  Staats- 
bürger der  anderen  Kciehshälfte  zur  Verantwortung  und  Strafe  zu  ziehen, 
da  dieselben  in  dieser  Richtung  als  im  Geltungsgebiete  des  inländischen 
Gesetzes  nicht  wehrpflichtige  Ausländer  anzusehen  sind.^'®)  Die  Behandlung 
außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  und  die  hiemit  für  den  Fall,  als  der 
Verurteilte  bei  der  Assentierung  für  tauglich  erkannt  wird,  verbundene  Ver- 
längerung der  Dienstpflicht,  ferner  der  Verlust  des  eventuellen  Anspruches 
auf  die  Begünstigungen  in  der  Erfüllung  der  Dienstpflicht  treten  als  un- 
mittelbare Rechtsfolgen  der  Aburteilung  ein.  Zu  diesem  Behufe  haben  die 
Gerichte  die  Strafakten  an  die  politischen  Bezirksbehörden  zu  leiten,  welche 

^^')  U.  W.-G.  §  69  al.  1  und  2.  -  >")  Vergl.  Ö.  Z.  f.  V.  1879,  Nr.  16,  S.  81.  — 
'"j  In  Kroatien  und  Slavonien  mit  strengem  Arrest.  —  "*)  Ö.  Z.  f.  V.  1893.  Nr.  12,  S.  50. 

—  "^)  II).  1897,  Nr.  28,  S-  138.  -  "«)  W.-G.  §  45.  —  "")  Ö.  Z.  f.  V.  1884,  Nr.  9,  S.  38. 

—  '3^j  Ib.  1892,  Nr.  5,  S.  20  und  21. 


57 

die  erwiihnten  Rechtsfolgen  in  Vollzug  zu  setzen  haben.*"*)  In  Ungarn  gehört 
die  Amtshandlung  in  Betreff  der  Stellung  außer  der  Altersklasse  und  Los- 
reihe sowie  hinsichtlich  des  Verlustes  der  Begünstigungen  und  der  Ver- 
längerung der  Dienstpflicht  in  den  Wirkungskreis  der  politischen  Behörden. 
Das  Strafverfahren  in  Bezug  auf  die  Anwendung  der  Freiheits-  und  Geld- 
strafen steht  jedoch  den  Gerichtshöfen  zu,  an  welche  nach  dem  politischer- 
aeits  gefällten  rechtskräftigen  Erkenntnisse  der  Strafakt  in  allen  Fällen,  gleich- 
viel ob  der  Stellungspflichtige  assentiert  wurde  oder  nicht,  zu  leiten  ist.**^) 

dd)  Entziehung  von  der  Wehrpflicht  durch  listige  Umtriebe. 

Wer  sich  listiger  Umtriebe  bedient,  um  sich  oder  einen  anderen  der  ge- 
setzlichen Wehrpflicht  zu  entziehen,  macht  sich  eines  Vergehens  schuldig 
und  wird  in  Österreich,  insoferne  nicht  die  strengeren  Bestimmungen  des 
allgemeinen  Strafgesetzes  zur  Anwendung  kommen,  mit  strengem  Arrest  von 
1  Monate  bis  zu  1  Jahre  und  an  Geld  mit  300  bis  4000  Kronen,  in  Ungarn 
mit  Gefängnis'*^)  bis  zu  l  Jahr  und  an  Geld  bis  zu  4000  Kronen  bestraft. ^^*i 
Abgesehen  von  dieser  Strafe  wird  der  Schuldige,  zu  dessen  Gunsten  die 
strafbare  Handlung  von  ihm  selbst  oder  von  einem  anderen  begangen  wurde, 
für  die  betreffende  Stellung  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  und  be- 
züglich der  Ableistung  und  Verlängerung  der  Dienstpflicht  nach  den 
bereits  angeführten  Bestimmungen  behandelt.  Auch  bei  listiger  Veranstal- 
tung sind  aber  die  auf  Vereitlung  der  Wehrpflicht  abzielenden  Entweichungen 
Stellungspflichtiger  nicht  nach  den  eben  erwähnten,  sondern  nach  den  unter 
aa)  bis  cc)  angeführten  Strafnormen  zu  bestrafen,  es  muß  sich  daher  um 
solche  Fälle  handeln,  in  welchen  mittels  listiger  Umtriebe  anderer  Art, 
also  z.  B.  durch  Simulierung  von  körperlichen  Gebrechen,  Krankheiten  u.  dgl, 
die  Vereitlung  der  Wehrpflicht  angestrebt  wird.***)  Das  Strafverfahren 
kommt  in  Osterreich  in  diesem  Falle  den  ordentlichen  Gerichten  zu,  welche 
im  Urteile  auch  auszusprechen  haben,  ob  der  Verurteilte  zur  Erfüllung  seiner 
Stellungspflicht  freiwillig  erschienen  ist  oder  nicht.  Die  unter  cc)  erwähnte 
Beschränkung  der  gerichtlichen  Kompetenz  gegenüber  den  Staatsbürgern 
der  anderen  Reichshälfte  gilt  auch  hier.  Nach  Durchführung  des  Strafver- 
fahrens haben  die  Gerichte  die  Akten  an  die  politischen  Bezirksbehlirden 
za  leiten,  welche  hinsichtlich  der  Stellung  außer  der  Altersklasse  und  Los- 
reihe, der  Verlängerung  der  Dienstpflicht  und  der  Behandlung  des  even- 
tuellen Anspruches  auf  Begünstigungen  nach  den  unter  cc)  angeführten  Be- 
stimmungen vorgehen.'**)  In  Ungarn  steht  das  Strafverfahren  in  Bezug  auf 
die  Anwendung  der  Freiheits-  und  Geldstrafen  gleichfalls  den  Gerichtshöfen, 
die  Verhängung  der  übrigen  StrafUbel  den  politischen  Behörden  zu,  welche 
die  Strafakten  nach  Fällung  des  Erkenntnisses  in  allen  Fällen  an  die  Ge- 
richtshöfe zu  leiten  haben,  gleichviel  ob  der  Schuldige,  in  dessen  Interesse 
die  strafbare  Handlung  von  ihm  selbst  oder  von  einem  anderen  begangen 
wurde,  assentiert  worden  ist  oder  nicht.^**) 

ee)  Vorsätzliche  Selbstbeschädigung. 

Wer  durch  Selbstbeschädigung  oder  in  anderer  Weise  sich  in  einen  Zustand 
versetzt,  welcher  ihn  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Dienstpflicht  ganz  oder  teil- 
weise untauglich  machen  soll,  oder  sich  durch  einen  anderen  in  einen  solchen  Zu- 
stand versetzen  läßt,  macht  sich  eines  Vergehens  schuldig  und  wird  in  Österreich 

»»)  ö.  W.O.  §  68  al.  2.  —  "0)  xj.  w.-G.  68  al  5  und  6.  —  »*i)  In  KroaHen  und 
Slavonien  mit  strengem  Arrest.  ~  »«;  W.-G.  §  47.  —  "3)  Ö.  Z.  f.  V.  1892,  Nr.  25,  S.  127. 
—  »♦«)  Ö.  W.-G.  §  68  al.  2.  —  "»)  U.  W.-G.  §  68  al.  5  und  6. 
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mit  strengem  Arrest  von  6  Monaten  bis  zu  3  Jahren  und  an  Geld  mit 
600  bis  4000  Kronen,  in  Ungarn  mit  Gefängnis"*)  bis  zu  3  Jahren  und  an 
Geld  bis  zu  4000  Kronen  bestraft.  Die  gleiche  Strafe  trifft  in  Ungarn  auch  den- 
jenigen, welcher  hiebei  als  Mitschuldiger  mitwirkt,  wUhrend  in  Österreich  auf 
denjenigen,  welcher  einem  anderen  eine  schwere  Beschädigung  zugefügt  hat, 
die  allenfalls  strengeren  Bestimmungen  des  allgemeinen  Strafgesetzes  tlber 
das  Verbrechen  der  schweren  körperlichen  Beschädigung  (§§  152  bis  167)  An- 
wendung finden.  Das  Delikt  ist  nicht  notwendigerweise  ein  Kommissiv- 
delikt;  es  kann  auch  durch  Hintanhaltung  der  Heilung  zufälliger  Beschä- 
digungen begangen  werden."')  Abgesehen  von  der  genannten  Strafe  wird 
der  Beschädigte  in  sämtlichen  Stellungspflichtigen  Altersklassen  außer  der 
Altersklasse  und  Losreihe  gestellt  und  hat,  insofeme  er  zu  irgend  einer  wenn 
auch  untergeordneten  Dienstleistung  im  Heere  oder  in  der  Landwehr  noch 
geeignet  ist,  2  Jahre  über  die  gesetzliche  Liniendienstpflicht,  beziehungs- 
weise über  die  Präsenzdienstzeit  in  der  Landwehr  präsent  zu  dienen,  wo- 
durch auch  eine  entsprechende  Verlängerung  der  Gesamtdienstpflicht  ein- 
tritt."®) Das  Strafverfahren  steht  in  Österreich  gleichfalls  den  ordentlichen 
Gerichten  zu.  Die  bereits  früher  erwähnte  Beschränkung  der  gerichtlichen 
Kompetenz  gegentlber  den  Staatsbürgern  der  anderen  Reichshälfte  gilt  auch 
hier.  Die  Gerichte  haben  nach  Durchführung  des  Verfahrens  die  Akten  an 
die  politischen  Bezirksbehörden  zu  leiten,  welchen  es  obliegt,  hinsichtlich  der 
Stellung  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe,  der  zweijährigen  Verlängerung 
der  Dienstpflicht  und  der  Aberkennung  des  eventuellen  Anspruches  auf  die 
Begünstigungen  die  nötigen  Verfügungen  zu  treffen."')  In  Ungarn  steht 
das  Strafverfahren  in  Bezug  auf  die  Anwendung  der  Freiheits-  und  Geld- 
strafen auch  hier  den  Gerichtshöfen,  die  Verhängung  der  übrigen  Strafübel 
den  politischen  Behörden  zu,  welche  die  Strafakten  nach  Fällung  des  Er- 
kenntnisses wiederum  an  die  Gerichtshöfe  zu  leiten  haben,  gleichviel  ob  der 
Beschädigte  assentiert  worden  ist  oder  nicht. ^^^) 

Der  Rechtszug.. gegen  die  im  politischen  Wege  verhängten  Straf- 
erkenntnisse geht  in  Osterreich  von  der  politischen  Bezirksbehörde  in 
zweiter  Instanz  an  die  politischen  Landesstellen  und  in  dritter  Instanz  an 
das  Ministerium  für  Landesverteidigung,  in  Ungarn  vom  Stuhlrichter,  be- 
ziehungsweise in  Kroatien  von  der  Bezirksbehörde,  dann  in  den  Städten  von 
dem  vom  Magistrate  mit  der  StraQudikatur  betrauten  Beamten  in  zweiter 
Instanz  an  den  Vizegespan,  in  den  mit  Jurisdiktionsrechten  bekleideten 
Städten  an  den  Magistrat,  in  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  an 
den  Bürgermeister,  in  Kroatien  und  Slavonien  an  die  Komitatsbehörden 
und  in  den  Städten  Agram  und  Esseg  an  die  Stadtbehörden,  dann  in  dritter 
Instanz  an  das  Landesverteidigungsministerium.^^^)  Die  Berufung  ist  in 
Österreich  gegen  die  von  den  Bezirksbehörden  gefällten  Erkenntnisse 
binnen  14  T<igen,  gegen  die  Erkenntnisse  der  politischen  Landesstellen 
binnen  4  Wochen,^''*)   in  Ungarn  überhaupt  binnen  14  Tagen  von  dem  auf 


"»)  In  Kroatien  und  Slavonien  mit  strengem  Arrest.  —  "^)  Ö.  Z.  f.  V.  1894,  Nr,  6, 
S.  27.  —  **«)  Ö.  W.-G.  §  49  al.  1,  2  und  3,  u.  W.-G.  §  49  al.  1  und  2.  —  "«)  Ö.  W.-G. 
g  68  al.  2.  —  «w)  ü.  W.-G.  §  68  al.  5  und  6.  —  *»*)  ü.  W.-G.  §  68  al.  2  und  8.  — 
i"j  Mit  dem  Erkenntnis  vom  1.  März  1893,  Z.  4021  ex  1892  (Budwinski  7112),  hatte  der 
Verwaltungsgerichtshof  ausgesprochen,  daß  bezüglich  der  Fri^t  für  Rekurse  gegen  Ent- 
scheidungen der  Landesstellen  nicht  die  Bestimmungen  der  Ministerialvcrordnung  vom 
22.  Juni  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  116,  sondern  jene  der  auf  einer  a.  h.  E.  beruhenden  Ministerlal 
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die  Zustellung  folgenden  Tage  einzubringen.  Die  Berufung  hat  aufschiebende 
Wirkung;  die  Stellung,  Assentierung  und  Einreihung  des  Wehrpflichtigen, 
dann  die  Heranziehung  desselben  zum  regelmäßigen  Präseuzdienste  darf 
jedoeh  durch  die  Berufung  keine  Verzögerung  erleiden.  Die  strafweise  außer 
der  Altersklasse  und  Losreihe  als  Rekruten  oder  Ersatzreservisten  Assen- 
tierten sind  mit  dem  Tage  der  Assentierung  einzuziehen  und  erstere  sofort 
zum  Präsenzdienste  heranzuziehen.  Diejenigen  Verurteilten,  welche  sich  der 
einfachen  Stellungsflucht  schuldig  gemacht  und  gegen  das  Erkenntnis  auf 
Stellung  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  die  Berufung  eingelegt  haben, 
sind  bis  zur  Entscheidung  darüber,  keineswegs  aber  über  den  allgemeinen 
Einreihungstag  (1.  Oktober^  hinaus  im  nichtaktiven  Verhältnisse  zu  be- 
lassen. Hinsichtlich  jener  Stellungsflüchtlinge  jedoch,  welche  einen  bleibenden 
Aufenthalt  nicht  haben  und  nur  auf  Grund  amtlicher  Erhebungen  oder  unter 
Anwendung  gesetzlicher  Zwangsmittel  zur  Stellung  gebracht  werden  konnten, 
femer  hinsichtlich  solcher  Stellungsflüchtlinge,  deren  neuerliche  Entweichung 
zu  beftirchten  ist,  hat  die  Berufung,  was  die  sofortige  Heranziehung  zum 
Präsenzdienste  anbelangt,  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Die  verhängten  Geldstrafen  sind  im  Falle  der  Uneinbringlichkeit 
in  die  entsprechenden  Freiheitsstrafen  umzuwandeln.  In  Österreich  haben 
Arreststrafen  an  ihre  Stelle  zu  treten  und  es  ist  flir  1 0  Kronen  ein  Tag  Arrest 
zu  bemessen.  In  Ungarn  hat  bei  Übertretungen  gleichfalls  Arrest  an  die 
Stelle  zu  treten  und  ist  flir  .einen  Betrag  bis  zu  20  Kronen  ein  Tag  Arrest  zu 
berechnen.  Doch  darf  in  Osterreich  bei  den  kumulativen  Strafen  durch  die 
Umwandlung  einer  Geldstrafe  die  angedrohte  Freiheitsstrafe  nicht  um  mehr 
als  die  Hälfte  tiberschritten  werden.*^*) 

Die  eingehobenen  Strafgelder  fließen  in  Osterreich  dem  Arnien- 
fonde  der  Heimatsgemeinde  des  Stellungspflichtigen,  wenn  diese  jedoeh 
nicht  zu  ermitteln  sein  sollte,  dem  Militärtaxfonde  zu.  In  Ungarn  sind  die 
wegen  Übertretungen  eingehobenen  Strafgelder  zur  Hälfte  für  die  Erhaltun^^:, 
beuehungsweise  Errichtung  von  administrativ-behördlichen  Gefängnissen,  zur 
anderen  Hälfte  aber  zur  Unterstützung  vermögensloser  Stellungspflichtiger  flir 
den  Armenfond  der  Zuständigkeitsgemeinde  zu  verwenden,  wogegen  die  wegen 
Vergehen  bemessenen  Strafgelder  dem  Militärtaxfonde  zuzufallen  haben. ^^) 

Die  Verjährungsfrist  beträgt  in  Osterreich  bei  den  Übertretungen 
3  Monate    und    bei   den   Vergehen  1  Jahr,   in  Ungarn  bei  der  unter  aa) 

Verordnung  vom  27.  Oktober  1859,  R  -G.-Bl.  Nr.  196,  maßgebend  sei,  die  Frist  somit 
60  Tage  und  nicht  4  Wochen  betrage.  Nach  §  3  der  gleichfalls  auf  einer  a.  h.  E.  be- 
ruhenden Verordnung  vom  3.  April  1855,  R.-G.-Bl.  Nr.  61,  betreffend  das  Verfahren  bei 
jenen  Gesetzesübertretungen,  welche  zur  politischen  Geschäftsführung  gehören,  waren 
Rekurse  binnen  24  Stunden  nach  Verkündigung  des  Erkenntnisses  anzumelden  und 
binnen  weiteren  3  Tagen  bei  der  ersten  Instanz  zu  überreichen.  Wenn  nun  auch  der 
Verwaltungsgerichtshof  in  Fällen  der  vorliegenden  Art  eine  Judikatur  nicht  üben  durfte, 
H)  konnten  doch  andererseits  weder  die  Bestimmungen  der  Ministerialverordnung  vom 
Ti,  Oktober  1859  noch  jene  der  Ministerialverordnung  vom  3.  April  1855  durch  die  in 
ohi^em  Sinne  gefaßten  Fristenuormen  der  W.-V.  I.  T.  abgeändert  werden.  Es  war  somit 
früher  von  der  ersten  Instanz  die  248tündige,  beziehungsweise  Stägige,  von  der  zweiten 
lojftanz  die  60tägige  Frist  einzuräumen.  Erst  durch  das  Gesetz  vom  12.  Mai  1896,  R.- 
G.-BL  101,  §  l  sind  diese  Fristen  außer  Kraft  gesetzt  und  die  obigen  Fristen  gesetzmä^jigc 
geworden.  Vergl.  Ö.  Z.  f.  V.  1899,  Nr.  24.,  S.  105  und  106. 

*";  W.Ct.  §  66  al.  3.  -  »*)  Ö.  W.-G.  §  66  al.  1,  u.  W.-G.  §  66  al.  1  und  2. 
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bezeichneten  Übertretung  6  Monate,  sonst  3  Jahre.*^*)  Die  unerfüllte 
»Stellungspflieht  ist  ein  fortdauerndes  Delikt,  sie  erlischt  erst  mit 
dem  Ablaufe  des  Zeitraumes,  innerhalb  dessen  der  Verpflichtete  zur  Nach- 
holung des  Versäumnisses  verhalten  werden  darf,  und  nicht  etwa  schon  mit 
dem  Austritte  aus  der  dritten  Altersklasse. ^^^)  Die  Verjährung  der  strafbaren 
Handlungen  beginnt  daher  in  Osterreich  in  den  Fällen  bh),  cc)  und  eej 
mit  dem  Ende  des  Jahres,  in  welchem  der  Wehrpflichtige  das  36.  Lebens- 
jahr vollstreckt  hat  oder  mit  dem  Erseheinen  des  Wehrpflichtigen  vor  der 
Stellungs-,  beziehungsweise  Überprttfungskommission,  ftlr  die  übrigen  schul- 
digen Personen  auch  mit  dem  früher  eingetretenen  Tode  des  Wehrpflichtigen, 
während  für  die  sonstigen  strafbaren  Handlungen  die  Bestimmungen  des 
allgemeinen  Strafgesetzbuches  über  den  Beginn  der  Verjährung  gelten.**^) 
In  Ungarn  beginnt  die  Verjährung  regelmäßig  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  Übertretung  oder  das  Vergehen  verübt  wurde,  gegen  den  Stellungs- 
flüchtling jedoch  ebenfalls  mit  dem  Tage,  an  welchem  er  vor  der  Stellungs-, 
beziehungsweise  Überprüfungskommission  persönlich  erschienen  oder  vor- 
geführt worden  ist,  und  wenn  dies  bis  zum  36.  Lebensjahre  nicht  erfolgte, 
mit  Ende  jenes  Jahres,  in  welchem  er  sein  36.  Lebensjahr  vollstreckt  hat.^**) 

Bezüglich  der  unter  der  Militärgerichtsbarkeit  stehenden  Mitschuldigen 
an  den  bezeichneten  Übertretungen  kommt  das  Verfahren  und  Strafcrkenntnia 
den  mit  dem  Disziplinarstrafrecht  ausgestatteten  Kommanden  zu,  wenn  nicht 
wegen  einer  konkurrierenden  strafbaren  Handlung  das  gerichtliche  Ver- 
fahren Platz  greift.*«») 

Wo  sich  die  Wehrpflichtigen  in  größerer  Anzahl  der  Stellungspflicht 
entziehen,  können  von  den  beiderseitigen  Landesverteidigungsministern  außer- 
ordentliche Maßregeln  getrofibn  werden.  Zu  diesem  Ende  ist  dem  öster- 
reichischen Landesverteidigungsminister  ein  allgemeines  delegiertes  Ver- 
ordnungsrecht gegen  Rechtfertigung  der  von  ihm  angeordneten  Maßnahmen 
vor  dem  nächsten  Reichsrate  eingeräumt.  Desgleichen  kann  der  ungarische 
Landesverteidigungsminister  gegen  nachträglichen,  von  Fall  zu  Fall  an  den 
Reichstag  zu  erstattenden  Bericht  folgende  außerordentliche  Maßregeln  verfllgen: 

a)  Er  kann  anordnen,  daß  derlei  Stellungsflüchtlinge,  insolange  sie 
ihrer  Stellungspflieht  nicht  entsprochen,  desgleichen  auch  diejenigen,  welche 
deren  Entweichung  oder  Fernbleiben  befördert  oder  sie  hiezu  verleitet 
haben,  für  jede  Person  und  für  jedes  Jahr  des  Fernbleibens  von  der  Stellung 
mit  einer  Geldbuße  von  20  bis  200  Kronen  im  aduiinistrativen  Wege  belegt 
werden.  Wenn  der  mit  der  Geldbuße  Belegte  längstens  binnen  90  Tagen  nach 
der  exekutionsweisen  Pfändung  sich  stellt,  so  sind  sowohl  er  selbst  als  auch 
diejenigen,  welche  seine  Entfernung  oder  sein  Fernbleiben  befördert  oder 
ihn  hiesui  verleitet  haben,  dieser  Geldbuße  zu  entheben  und  innerhalb  der 
OOtägigen  Frist  sind  außer  der  exekutionsweisen  Pfändung  weitere  exekutive 
Schritte  nicht  zulässig; 

ß)  er  kann  verfügen,  daß  den  in  derlei  Gemeinden  zuständigen  Per- 
sonen männlichen  Geschlechtes  Pässe  und  Reiselegitimationen  fttr  das  Aus- 
land sowie  Grenzüberschreitungslizenzen  nur  gegen  Erlag  einer  Kantion  von 
20  bis  600  Kronen  erteilt  werden  dürfen.  Diese  Kaution  wird  eingezogen, 
wenn  der  Betreflfende  zur  nächsten  Stellung,  zu  welcher  er  berufen  ist,  nicht 
erscheint  und  sein  Fernbleiben  nicht  rechtfertigt; 

^  W.-G.  §  67  al.  1.  —  '")  (>.  Z.  f.  V.  1893,  Nr.  33,  S.  153.  —  »^  Ö.  W.-G.  §  67 
al.  1,  2  und  4.  Vergl.  Ö.  Z.  f.  V.  1894,  Nr.  18,  S.  83.  —  »»^)  U.  W.-G.  §  67  al.  2  und  3.  — 
1^»)  U.  W.-G.  §  68  al. 

( 
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y)  er  kann  besondere  Stellungskommissionen  entsenden.  Die  hiedurch 
verursachten  Kosten  sind  von  dem  Vermögen  der  zur  Hauptstellung  ungerecht- 
fertigt nicht  erschienenen  Stellungspflichtigen,  beziehungsweise  jener  Per- 
sonen einzutreiben,  welche  die  Entweichung  oder  das  Fernbleiben  der 
t>teliang8pflichtigen  befördert  oder  dieselben  hiezu  verleitet  haben; 

d)  er  kann  im  äußersten  Falle  zu  Lasten  der  Schuldigen  die  Anwendung 
einer  militärischen  Exekution  anordnen. 

Aus  den  Geldbußen  und  eingezogenen  Kautionen  ist  ein  besonderer 
Fond  zu  bilden  und  zur  Bestreitung  der  zum  Vollzug  der  außerordentlichen 
Maßregeln  notwendigen  Auslagen  zu  verwenden.  ^®^) 

IV.  Die  Assentierten,  aber  noch  nicht  in  die  Truppenkörper 
Eingereihten  verbleiben  bis  zu  ihrer  Einreihung  als  unein gereihte  Rekruten, 
beziehungsweise  als  uneingereihte  Ersatzreservisten  in  ihren  bürgerlichen 
Verbältnissen  und  unterstehen  in  Straf-  und  polizeilichen  Angelegenheiten 
den  Zivilgerichten  und  Zivilbehörden.  Sie  sind  für  den  aktiven  Dienst  im 
Heere  oder  in  der  Landwehr  nicht  verfügbar,  unterliegen  aber  der  Meldungs- 
pflicht und  Beschränkungen  in  der  Verehelichung. 

1,  In  ersterer  Hinsicht  sind  sie  gehalten,  jede  Veränderung  ihres 
ständigen  Aufenthaltsortes  dem  Vorsteher  der  Gemeinde,  in  welcher  sie 
heimatsberechtigt  (zuständig)  sind,  bekanntzugeben.  Bei  einer  zeitweiligen 
Aufenthaltsveränderung  haben  sie  eine  Mittelsperson  zu  bestellen  und  dem 
Gemeindevorsteher  namhaft  zu  machen.  Reisepässe  für  das  Ausland  und 
ßeisebewilligungen  (Seedienstbücher)  für  die  kleine  Küstenfahrt  dürfen 
ihnen  seitens  der  hiezu  befugten  Zivilbehörden  nur  bis  zum  Zeitpunkte  der 
allgemeinen  Einreihung  erteilt  werden.^^^)  Werden  sie  zur  aktiven  Dienst- 
leistung oder  militärischen  Ausbildung  nicht  rechtzeitig  herangezogen,  so 
haben  sie  sich  beim  Gemeindevorsteher  des  Aufenthaltsortes  zu  melden. 

2.  Die  uneingereihten  Rekruten  dürfen  sich  ohne  militärbehördliche 
Bewilligung,  welche  die  Ergänzungsbehörden  erteilen,  nicht  verehelichen. 
Eine  solche  Bewilligung  ist  nur  bei  besonders  rücksichtswürdigen  Umständen 
zu  erteilen  und  begründet  keine  Begünstigung  in  der, Erfüllung  der  Dienst- 
pflicht Dagegen  bedürfen  die  uneingereihten  Ersatzreservisten  des  Heeres 
und  der  Landwehr  zur  Verehelichung  keiner  militärbehördlicher  Bewilligung. 
Übertretungen  des  Verehelichungsverbotes  sind  an  den  uneingereihten  Rekruten 
in  gleicher  Weise  wie  bei  den  einem  solchen  Verbote  unterliegenden  Stellungs- 
pflichtigen zu  ahnden.^*^^) 

Rekruten  und  Ersatzreservisten,  welche  sich  vor  ihrer  Einreihung  einer 
strafbaren  Selbstbeschädigung  schuldig  machen,  werden  der  Behandlung 
nach  der  Altersklasse  und  Losreihe  verlustig  und  unterliegen  allen  unter 
HI  ccj  angeführten  Strafbestimmungen.  ^*^^) 


Die  in  Österreich-Ungarn  eingeführten  Bestimmunp^en  über  die  Stellungspflicht 
und  das  Stellungsverfahren  sowie  über  die  Heeresergänzun^  überhaupt  haben  mehrfach 
eine  nngiinstige  Beurteilung  erfahren.  Auch  von  militärischer  Seite  sind  ungünstige 
Urteile  über  die  Heeresergänzung  gefällt  worden.  Als  wichtigste  Mängel  verdienen 
folgende  hervorgehoben  zu  werden: 

1.  Die  Bestimmungen  über  die  Heeresergänzung  tragen  den  militärischen  Interessen 
nicht  genügende  Rechnung.  Dieser  Vorwurf  wurde  namentlich  vor  Erlassnng  des  neuen 


>*»i  W.-G.  §  46.  -  «")  W.-G.  §  62  al.  1  und  W.-V.  I.  T.  —  »62^  W.-G.  §  61  lit.  b) 
und  SchlnUaliDea.  —  »»)  ö  W.-G.  §  49  Schlunalinea,  u.  W.-G.  §  49  al.  3. 
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Wehr;:csctz('8  vom  Jahre  1889  von  militärischer  Seite  ^vcrgL  z.  B.  den  Aufsatz  »Über 
unsere  Kekrutieningsergebnisse  and  das  Stellungsverfabren"  von  Äthan as  von  Guggen* 
herg  zn  Kiedhofen  im  Organ  der  militärwissenscbaft lieben  Vereine,  XXX.  Band,  1883, 
8.  bO'*  ff.)  erhoben.  Insbesondere  wurde  getadelt,  daß  die  Einreihung  in  das  Heer  nicht 
nach  dem  Grade  der  Tauglichkeit,  sondern  nach  der  Losreihe  erfolge  unddieHeeresergänzung 
ganz  unzureichend  sei.  Die  Regierung  hatte  die  unzureichenden  Ergebnisse  der  Heeres- 
ergänzung schon  vor  Erlassung  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1889  selbst  anerkannt 
^vergl.  die  Erliinterungen  zu  dem  Gesetzent würfe  betreffend  die  Einfährang  eines  neuen 
WehrgoMftzes  in  Nr.  670  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Abge- 
ortlnetenhauses,  X.  Session  188'^)  und  schon  durch  längere  Zeit  gerade  diesem  Punkt 
ihre  volle  Aufmerksamkeit  gewidmet.  Das  richtige  Mittel  zur  Abhilfe  glaubte  man  zu- 
nächst in  der  Heranziehung  einer  weiteren  Alteri^klasse  zu  besitzen.  In  dieser  Richtung 
hatte  die  Osterreichische  Gesetzgebung  schon  sehr  verschieden  operiert  Während  noch 
das  Heeresergänzungsgesetz  des  Jahres  1858  bestimmt  hatte,  daß  jene  Männer,  welche 
im  Stellungsjahre  das  21.  Lebensjahr  vollenden,  die  erste  Altersklasse  zu  bilden  haben 
und  nach  diesem  Gesetze  5  Altersklassen  zur  Stellung  berufen  waren  und  nach  Bedarf 
selbst  die  sechste  und  siebente  herangezogen  werden  konnten,  hatten  die  kaiserliche  Ver- 
ordnung vom  28.  Dezember  1866  und  das  Gesetz  vom  10.  November  1867  die  Zahl 
der  Altersklassen  auf  3  beschränkt  und  nur  im  Kriege  konnte  die  Stellnngspflicht 
auch  bis  auf  die  siebente  Altersklasse  ausgedehnt  werden.  Durch  das  Wehrgesetz  des 
Jahres  1868  wurde  das  stell ungspflichtige  Alter  auf  das  20.  Jahr  herabgesetzt  und  zur 
Stellung  in  der  Regel  nur  3  Altersklassen  berufen.  Allein  diese  aus  volkswirtschaft- 
lichen Rücksichten  getroffene  Bestimmung  erwies  sich  als  nicht  entsprechend,  die  Er- 
ffänzungsverhältnisse  waren  ungünstige  und  die  Schlagfertigkeit  des  Heeres  erlitt  durch 
das  häutige  und  vorzeitige  Ausscheiden  Eingereihter,  die  sich  hernach  als  untauglich 
zeigten,  eine  bedeutende  Scliädigung.  Die  Beseitigung  dieser  Übelstände  glaubte  die 
Regierung  gelegentlich  der  Wehrgesetznovelle  des  Jahres  1882  (§  32)  durch  regelmäüigo 
Heranziehung  von  4  Altersklassen  beheben  zu  können.  Im  neuen  Wehrges<«tz  des  Jahres 
Ib'^O  entschied  man  sich  aber  mit  Rücksicht  auf  die  schwächere  körperliche  Entwicklung 
mancher  Volksstämme  der  Monarchie  für  die  Verlegung  des  stell ungspflichtigeu  Alters 
auf  das  21.  Lebensjahr  unter  Berufung  von  nur  3  Altersklassen,  wodurch  eine  wesent- 
liche Vereinfachung  des  Stellungsverfahrens  erzielt  wurde.  Gleichzeitig  ward  auch  das 
Rekrutenkontingent  erhöht,  Hir  eine  genügende  Ersatzreserve  vorgesorgt  und  die  bisher 
sehr  schwankende  Ergänzung  der  Landwehren  auf  eine  feste  Grundlage  gestellt.  Damit 
waren  einige  der  wichtigsten  militärischen  Mängel  der  Hecresergänzung  und  des  Stel- 
limgs Verfahrens  beseitigt,  während  andere,  weil  mit  dem  Ziehungssystem  notwendig  ver- 
bunden, freilich  bestehen  geblieben  sind. 

2.  Die  geltenden  Nonnen  über  die  Stellungspfficht  tragen  den  volkswirtschaAlichen 
Interessen  nicht  genügend  Rechnung,  indem  sie  namentlich  den  dauernden  und  selbst 
einen  kürzeren  Aufenthalt  Wehrpflichtiger  im  Auslande  und  infolgedessen  auch  die  An- 
knüpfung überseeischer  Verbindungen  behindern. 

Die  im  Jahre  1900  erfolgte  Statuierung  von  Begünstigungen  zu  Gunsten  der  im 
Interesse  des  heimischen  Handels  auswärts  Tätigen  bedeutet  ein  wichtiges  Zugeständnis 
an  die  volkswirtschaftlichen  Interessen,  aber  diese  Begünstigungen  bleiben  doch  zurück 
hinter  jenen  des  deutschen  Reichsmilitärgesetzes  vom  Jahre  1874,  welches  eine  Zurück- 
stellung der  dauernd  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Militär(Stellungs)pflichtigen  auf  1 
oder  2  Jahre  zuläßt.  Namentlich  für  jene  Gebiete  der  Monarchie,  welche  eine  starke 
temporäre  Auswanderung  aufweisen,  wäre  eine  weniger  scharfe  Handhabung  des  Aus- 
wunderungsvcrbotes  gegenüber  den  frühzeitig  auf  einige  Jahre  auswandernden  jungen 
Leuten  und  auch  eine  günstigere  Behandlung  in  Bezug  auf  die  Stellungspflicht  äußerst 
-erwünscht. 
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3.  Die  Stellung  der  militärischen  Vertreter  in  den  Stellungskoramissioncn,  insbe- 
eoiidc*re  jene  des  ErgSnzangsbezirkskominandanten,  ist  eine  so  übermächtige,  daß  die 
bSrgerlifhen  Vertreter  an  Einfluß  gar  sehr  zurücktreten,  ja  die  ehrenamtlichen  Funktionäre 
der  (Gemeinden  und  Bezirks  Vertretungen  geradezu  auf  die  Bolle  bloßer  Zuschauer  be- 
schränkt sind.  Und  doch  soll  im  vorliegenden  Falle  in  der  Beiziehung  dieser  Funktionäre 
ein  gewisses  Surrogat  für  den  Ausschluß  der  verwaltungsgerichtlichen  Judikatur  geboten 
werien.  Auch  in  dieser  Richtung  trägt  das  deutsche  Reichsmilitärgesetz  den  berechtigten 
bürgerlichen  Interessen  in  höherem  Grade  Rechnung,  indem  die  sämtlichen  Mitglieder 
der  Eraatzbehörden  regelmäßig  gleiches  Stimmrecht  haben.  Durch  den  völligen  Aus- 
schluß jeder  Berufung,  die  nach  der  im  Motivenbericht  zum  neuen  Wehrgesetze  ver- 
tretenen Anschauung  der  Regierang  mit  dem  Wesen  des  Assentaktes  im  Widerspruche 
stehen  soll,  und  durch  die  Unzulänglichkeit  der  in  der  Praxis  übrigens  fast  gar  nicht 
angewendeten  Normen  Über  die  Haftung  der  Stellungsorgane  sind  weitere  wichtige 
Garantien  einer  gerechten  Judikatur  im  Stellungsverfahren  beseitigt 

4.  Ganz  besonders  schwer  ins  Gewicht  fällt  ferner  die  durch  die  Ausschließung 
des  Prinzips  der  militärischen  Freizügigkeit  bewirkte  Kompliziertheit  des  Stellungsver- 
fahrena.  Da  die  Erfüllung  der  Wehrpflicht  durch  Stellung  im  Heimntsbezirke  zu  erfolgen 
hat,  so  wird  die  Ausmittlung  und  Evidenzhaltung  der  Stell ungspflichtigen  sehr  erschwert 
und  der  Apparat,  durch  welchen  die  Stellung  vorbereitet  wird,  ebenso  verwickelt  als 
anzureichend.  Sämtliche  heimatsberechtigte  Stellungspflichtige  müssen  in  den  Stellungs- 
listen verzeichnet  werden.  Je  mehr  aber  von  denselben  aus  der  Heimatsgemeinde  ab- 
wesend sind,  desto  schwieriger  wird  diese  Aufgabe.  Die  den  Gemeindevorstehern  für 
diesen  Zweck  verfugbaren  Behelfe,  nämlich  die  Matrikelauszüge  und  die  eigenen  An- 
meldungen der  Stellungspflichtigen,  erweisen  sich  als  unzureichend.  Denn  die  Heimat 
bildet  keinen  Gegenstand  der  Eintragung  in  die  Tauf-  (Geburts-)  oder  Sterbematriken 
und  die  Anmeldungen  der  Stellungspflichtigen,  welche  beim  Gemeinde  vorstände  des 
Heimata-  oder  ständigen  Aufenthaltsortes  zu  geschehen  haben,  geben  zu  unübersehbaren 
Korrespondenzen  Veranlassung,  werden  trotz  der  ihnen  ursprünglich  zukommenden  sub- 
sidiären Eigenschaft  immer  wichtiger  und  machen  dadurch  die  Grundlage  des  ganzen 
StellttngsgeBohäftes  immer  unzuverlässiger.  Haben  aber  schon  die  politischen  und  die 
Gemeindebehörden  bei  der  Aufstellung  der  Steltungslisten  ihre  Not  gehabt,  so  beginnt 
diese  bei  der  Stellung  selbst  fUr  die  Stellungspflichtigen,  denn  sie  haben  sich  grund- 
Bätilieh  in  dem  Stellungsbezirke  ihrer  Heimatsgemeinde,  nicht  in  jenem  ihrer  Aufenthalts- 
gemeinde zu  stellen.  Letzteres  soll  nur  ausnahmsweise  im  Delegationswege  geschehen, 
findet  aber  in  der  Praxis  recht  häufig  statt,  was  neuerlich  eine  Menge  Korrespondenzen 
und  Umständlichkeiten  veranlaßt 

Ähnlich  liegen,  wie  hier  gleich  bemerkt  werden  soll,  die  Verhältnisse  bezüglich 
^er  Verzeichnung  und  Evidenzhaltung  der  Landsturmpflichtigen,  welche  in  ihren  Heimats- 
gemeinden evidenzzuständig  sind.  Alle  diese  Mängel  des  Stellungsverfahrens  (vergl.  hier- 
über inabesondere  Rauchberg,  ^Zur  Kritik  des  österreichischen  Heimatsrechtes"  in 
der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  u.  Verwaltung,  II.  Bd.,  1.  Heft,  S.  76  fr., 
und  »Die  Bevölkerung  Österreichs  auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom 
3K  Dezember  1890"  [1895],  S.  164  ff.)  sind  so  schwerwiegend,  daß  der  Gedanke  sehr  nahe 
tn  liegen  scheint,  nach  dem  Vorbilde  des  deutschen  Reichsmilitärgesetzes  das  Heeres- 
ergänzungsgeachäft  auch  in  Österreich-Ungarn  in  Zukunft  auf  dem  Prinzipe  des  Wohn- 
Bitzes  aufzubauen.  Allein  gleichwohl  stehen  einem  solchen  Vorschlage  gewichtige  Be- 
denken entgegen,  da  die  Heeresverwaltung  mit  Recht  großes  Gewicht  darauf  legt,  daß 
die  Mannschaft  der  einzelnen  Truppenkörper  in  nationaler  und  sprachlicher  Beziehung 
(Regimentssprache!)  ein  gewisses  einheitliches  Gepräge  zeige,  und  die  Einstellung  der 
ongaiisdien  und  der  kroatisch  «slavonischen  Rekruten  in  die  Truppenkörper  der  dies- 
seitigen Reichshälfle  wohl  ausgeschlossen  erscheint.  Zum  mindesten  liegen  die  Dinge  in 
Österreich-Ungarn  nicht  so  einfach  wie  im  Deutschen  Reiche 
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5.  Zu  Bedenken  gibt  endlich  Anlaß  der  Mangel  einer  Bestimmung  in  den  geltonden 
Wehrgesetzen  über  den  Ausschluß  bemakelter  Personen.  Dieselben  worden  gegen* 
wärtig  gleich  den  übrigen  wehrpflichtigen  Personen  und  mit  denselben  zur  Stellang  und 
Ableistung  der  Heeresdienstpflicht  herangezogen,  ein  Umstand,  der  keinen  gtinstigen 
moralischen  Einfluß  zu  üben  geeignet  ist.  Die  ältere  österreichische  Gesetzgebung  (Kriegs- 
ministerialerlaß  vom  24.  September  1852,  K  5214  bei  Stubenrauch,  ^ Handbuch  der 
österreichischen  Verwaltungsgesetzkunde**,  3.  Auflage  1861,  II.  Bd.,  S.  754)  schloß  jene 
Individuen,  welche  wegen  eines  Verbrechens  zu  einer  5  Jahre  übersteigenden  schweren 
Kerkerstrafe  verurteilt  waren,  von  der  Stellung  gänzlich  aus.  Das  deutsche  Beichsmilitär- 
gesetz  vom  Jahre  1874  (§  18)  bestimmt,  daß  Personen,  welche  wegen  einer  strafbaren 
Handlung,  die  mit  Zuchthaus  oder  mit  dem  Verluste  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  bestraft 
werden  kann,  oder  wegen  welcher  die  Verurteilung  zu  einer  Freiheitsstrafe  von  mehr  als 
sechswöchentlicher  Dauer  oder  zu  einer  entsprechenden  Geldstrafe  zu  erwarten  ist,  sich, 
in  Untersuchung  befinden,  nicht  vor  deren  Beendigung  und  daß  Personen,  welche  zu 
einer  Freiheitsstrafe  oder  zu  einer  in  Freiheitsstrafe  umzuwandelnden  Geldstrafe  ver- 
urteilt sind,  nicht  vor  deren  Vollstreckung  oder  Erlaß  eingestellt  werden  sollen.  Solche 
Personen  können  bis  zum  fünften  Dienstpflichtjahre  zurückgestellt  werden.  Dasselbe  gilt 
von  denjenigen,  welche  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sind  für  die  Zeit^ 
während  welcher  sie  unter  der  Wirkung  der  Ehrenstrafe  stehen.  Wenn  dieselben  jedoch 
vor  Ablauf  ihrer  aktiven  Dienstzeit  wieder  in  den  Besitz  der  Ehrenrechte  gelangen,  so  kann 
ihre  Einstellung  in  eine  Arbeiterabteilung  unter  Anrechnung  auf  die  Dienstzeit  erfolgen. 

§  9.  Die  Terpfllchtang  zum  aktiven  Dienste  im  Heere  (in  der  Kriegsmarine)  und 

in  der  Landwehr. 

I.  Während  die  aUgemeine  Wehrpflicht  zunächst  noch  keinen  rechtlichen 
Zwang  zar  Leistung  von  militärischen  Diensten  in  sich  schließt,  enthält  die 
aktive  Dienstpflicht  die  Verpflichtang  zur  fortgesetzten  Leistung  solcher 
Dienste.  Sie  ist  eine  potenzierte,  d.  h.  eine  über  die  analogen  Verpflichtungen 
des  gewöhnlichen  Staatsbürgers  hinausgehende  Treu-  und  Gehorsams- 
Verpflichtung. 

1.  Die  Treuverpflichtung  der  im  aktiven  Dienste  stehenden  Heeres- 
personen ist  in  negativer  Beziehung  von  der  allgemeinen  Untertanentreue 
nicht  verschieden.  Wohl  aber  verpflichtet  die  militärische  Trenverpflicbtung 
dieselben  auch  zur  erhöhten  positiven  Förderung  des  Wohles  des  Staates 
und  des  Kriegsherrn  selbst  bis  zur  Selbstaufopferung.  Juristisch  bedeutsam 
wird  diese  erh(')hte  Treuverpflichtung  durch  die  strengere  Bestrafung  solcher 
Handlungen,  welche  als  eine  Verletzung  der  militärischen  Treuverpflichtung 
erscheinen.***) 

2.  Die  militärische  Gehorsamspflicht  besteht  darin,  daß  den 
Dienstbefehlen  der  militärischen  Vorgesetzten  unbedingt  Folge  geleistet 
werden  muß. 

Schranken  sind  dieser  Gehorsamspflicht  gesetzt: 
d)  Durch  die  staatlichen  Verbotsgesetze,  welche  die  Übertretung  von 
Normen  mit  Strafe   bedrohen,  mag  immerhin  die  betreffende  Handlung  in 

^^^)  M.  St.-6.  II.  T.  5.  Hauptstuck  §§  183  bis  215  (Desertion  und  eigenmächtige 
Entfernung),  6.  Hauptstück  §§  216  bis  229  (Desertions-Komplottstiftung),  8.  Hauptstück 
§§  243  bis  260  (Feigheit),  10.  Hauptstück  §§  271  bis  292  (Hintansetzung  der  Dienst^ 
Vorschriften  im  allgemeinen)  und  insbesondere  §  272  ff.  (Gefährdung  der  Sicherheit  der 
Armee,  einer  Abteilung  derselben  oder  eines  festen  Platzes).  Im  Gegensatze  zu  Lab  and 
spricht  Jellinek  (System  der  subjektiven  Öffentlichen  Rechte,  1892,  S.  187  Anmer- 
kung 3)  der  militärischen  Treuverpflichtung  eine  si'lbständige  juristische  Bedeutung  ab. 
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Aasfbhrung   nnlitilriseher  Befehle  ergangen  sein.     Die  näheren  Grenzen  des 
dienstlichen  Gehorsams  in  dieser  Richtung  bestimmt  das  materielle  Strafrecht;  ^^^) 

b)  durch  die  Verfassungs-  nnd  sonstigen  Gesetze,  insbesondere  auch 
jene  über  die  Zweckbestimmung  des  Heeres,  indem  darnach  Anforderungen, 
welche  mit  den  verfassungsmäßigen  Freiheitsrechten  in  Widerspruch  stehen 
oder  der  Zweckbestimmung  des  Heeres  entgegen  sind,  als  unzulässig  ange- 
sehen werden  müssen.  Doch  steht  dem  einzelnen  milkärischen  Untergebenen 
hierüber  kein  Urteil  zu  und  es  wird  seine  Verantwortlichkeit  bei  Nicht- 
erfüllung solcher  Anforderungen  oder  Verbote  nicht  aufgehoben,  wohl  aber 
kann  und  soll  zur  Abwehr  gegen  solche  Überschreitungen  der  militärischen 
Dienstgewalt  die  parlamentarische  Kontrolle  geltend  gemacht  werden.  In 
Ö-iterreich-Ungam  wird  diese  Schranke,  wie  namentlich  die  Bestimmungen 
iiber  das  Vereins-  nnd  Versammlungsrecht  der  Militärpersonen  ^'^*^)  und  die 
kirchliehen  Ehrenbezeigungen*®')  lehren,  nicht  immer  eingehalten; 

c)  eventuell  auch  durch  Verwaltungsverordnungen  (militärische  In- 
struktionen), welche  die  Dieustgewalt  und  das  Befehlsrecht  der  militärische a 
Vorgesetzten  näher  normieren  und  begrenzen.  Aber  diese  Ordnung  der  Dina:e 
ist  lediglich  eine  innere  Angelegenheit  des  militärischen  Dienstbetriebes  und 
erzeugt  nach  außen  hin  regelmäßig  keine  rechtlichen  Wirkungen. 

Die  Erfüllung  der  militärischen  Gehorsamspflicht  ist  durch  verschiedene 
Rechtsvorschriften  gesichert: 

an)  Durch  den  Fahneneid.  Die  Ablegung  des  Fahneneides  hat  zu- 
nächst bei  der  Stellung  täglich  am  Schlüsse  derselben  stattzufinden.  Den 
Assentierten  ist  dabei  der  I.  und  V.  Kriegsartikel  in  ihrer  Muttersprache 
vorzulesen  und  zu  erläutern.  Auf  die  Benützung  religiöser  Symbole  hat  es 
nicht  anzukommen.  Wird  die  Ablcgung  des  Eides  verweigert,  so  ist  nach 
erfolgter  disziplinarer  Behandlung  dem  sich  Weigernden  der  Eid  vor  einer 
Kommission  vorzulesen  und  dieser  Vorgang  im  AssentprotokoUe  zu  ver- 
merken. Ein  solches  Protokoll  hat  dann  die  gleichen  Folgen,  welche  der 
abgelegte  Eid  haben  würde.  Seit  dem  Jahre  1893  wird  den  Assentierten 
der  Eid  nach  ihrem  Eintritt  in  den  Präsenzdienst  nnd  jenen,  welche  zum 
Fräsenzdienst  nicht  verpflichtet  sind,  während  ihrer  militärischen  Ausbildung 
nochmals  in  feierlicher  Weise  abgenommen.^^**)  Eine  der  wichtigsten  juristischen 
Folgen  des  abgelegten  Militäreides  besteht  darin,  daß  bloß  solche  Personen, 
welche  den  Eid  geschworen  haben,  den  Bestimmungen  des  Militärstrafgesetz- 
bttches  über  die  Militärverbrechen  und  Militärvergehen  unterworfen  sind;*®^) 

bb)  die  Verletzung  der  aus  der  militärischen  Gehorsamspflicht  ent- 
springenden Verpflichtungen  ist  mit  scharfen  kriminellen  Strafen  bedroht;^'®) 

*•*)  Vergl.  §  158  II.  —  »")  Vergl.  §  19  IL  —  »»')  Nach  D.R.  I.  T.  Punkt  353 
haben  die  Truppen  kirchliche  Ehrenbezeigungen  ohne  Unterschied  des  Bekennt- 
nisses zu  leisten.  Undeutlich  gehalten  ist  auch  die  Bestimmung  des  D.-R.  L  T.  Punkt  435 
al.  2,  wornach  die  Truppen  allmonatlich  einmal,  wo  es  angeht,  nach  ihren  Religions- 
gesellschaften  gesondert  nnd  in  taktischen  Abteilungen  geordnet  zum  Kirclienbesuche 
zu  führen  sind.  Der  Kirchenbesuch  von  Schülern  und  Strafgefangenen  darf  von  der 
Dienstbehörde  verfügt  werden,  weil  er  als  zum  Zwecke  der  Erziehung  oder  Besserung 
gehörig  angesehen  werden  kann.  Obligatorischer  Kirchenbesuch  von  Militärpersonen  lie^t 
aber  nicht  in  der  Zweckbestimmung  des  Heeres.  —  *^)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  18.  Oktober 
1893,  Prä8..Nr.  5155,  N.-V.-Bl.  Nr.  175.  —  «W)  Vergl.  §  155  I.  =  "O)  M.  St.-G.  II  T. 
2.  Hauptstück  §§  145  bis  158  (Subordinationsverletzung)  und  3.  HauptsUick  ^§  \i\)  bis 
171  (Meuterei  und  Empörung). 

Selimid,  Das  lleeresreeht  der  österr.-ung.  Monarchie.  5 


06 

f'c)  die  militärische  Gehorsamspflicht  kann  außerdem  durch  Diszipli- 
narstrafen erzwungen  werden.  Die  Disziplinarstrafen  haben  den  Zweck, 
alle  jene  Handlungren  gegen  militärische  Zucht  und  Ordnung  oder  gegen 
die  Dienstesvorschriften  zu  treflen,  für  welche  die  Militärstrafgesetze  keine 
Strafbestimmungen  enthalten,  und  vor  allem  den  prompten  Gehorsam  zu 
sichern;  *^^) 

dd)  im  Notfälle   krinnen  sich  die  militärischen  Vorgesetzten  den  Gc 
horsam  selbst  mit  Waffengewalt  erzwingen  (sogenanntes  Notwehrrecht  der 
militärischen  Vorgesetzten);*^-) 

fp)  die  Aufreizung  von  Heerespersonen  zur  Verletzung  der  militärischen 
Gehorsamspflicht  ist  unter  Strafe  gestellt;*"; 

ff)  zur  Sicherung  des  ordnungsmäßigen  Gehorsams  sind  endlich  be 
sondere  Bestimmungen  tiber  die  Behandlung  von  Beschwerden  getroffen.^^^ ) 
Hiernach  steht  zwar  allen  Personen  des  Heeres  das  Recht  zu,  über  erlittened 
I7nrecht  Beschwerde  zu  führen  und  die  militärischen  Vorgesetzten  sind  ver- 
pflichtet,  gegründeten  Beschwerden  abzuhelfen.  Allein  Beschwerden  sollen 
zur  Vermeidung  von  Übereilungen  im  allgemeinen  erst  an  dem  der  Veran- 
lassung folgenden  Tage,  Beschwerden  über  erhaltene  Befehle  erst  nach 
deren  Vollzug  und  Beschwerden  über  auferlegte  Disziplinarstrafen  erst  nach 
Abbüßung  derselben  vorgebracht  werden.  Beschwerden  der  Mannschaftspersonen 
sind  regelmäßig  nur  unter  Einhaltung  des  Dienstweges  zulässig  und  nur 
bei  der  FrUhjahrsinspizierung  durch  den  Brigadier  oder  den  sonst  dazu 
Berufenen  steht  es  jedem  Soldaten  des  Mannschaftsstandes  nach  erfolgter 
Aufforderung  frei,  sein  Anliegen  auch  ohne  Einhaltung  des  Dienstweges 
unmittelbar  an  den  Inspizierenden  zu  richten.  Offiziere  und  Militärgagisten 
können  Beschwerden  nicht  nur  beim  unmittelbar  vorgesetzten  Truppen- 
kommandanten oder  dem  sonstigen  selbständigen  Funktionär  vortragen, 
sondern  auch  ansprechen,  daß  die  Beschwerde  im  Dienstwege  bis  zur  Zentral- 
verwaltungsbehrirde  zur  Entscheidung  geleitet  werde.  Beschwerden  mehrerer 
in  einer  gemeinschaftlichen  Angelegenheit  dürfen  nur  durch  die  2  höchsten 
oder  rangältesten  Bittsteller,  Besehwerden  von  Personen  ohne  Chargengrad 
nur  durch  2  aus  ihrer  Mitte  vorgebracht  werden  und  es  müssen  die  Beteiligten 
vorher  den  Zwischenvorgesetzten  die  Meldung  hiervon  erstatten.  Das  Wort 
darf  nur  der  Höchste  oder  Rangälteste  führen,  von  den  anderen  nur  der- 
jenige, welcher  dazu  die  Aufforderung  erhält.  Nicht  begründete  Beschwerden, 
welche  ungeachtet  erfolgter  Belehrung  aus  Starrsinn  —  zumal  durch  mehrere 
Instanzen  —  fortgesetzt  werden,  sind  als  Mißbrauch  des  Beschwerderechtes 
disziplinarisch  oder  nach  Umständen  selbst  gerichtlich  zu  bestrafen. 

3.  Die  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Heerespersonen  unterstehen 
den  militärischen  Strafgesetzen  und  Gerichten,  in  ihren  bürgerlichen 
Verhältnissen  aber,  welche  sich  nicht  auf  den  militärischen  Dienst  beziehen, 
den  bürgerlichen  Gesetzen  und  Behörden.*^^)  Sie  dürfen  ohne  militärbehörd- 
liche Bewilligung  sich  nicht  verehelichen.^*^) 

4.  Da  die  im  aktiven  Dienste  stehenden  Heerespersonen  ihre  ganze  per- 
sönliche Kraft    und   Leistungsfähigkeit   dem   militärischen  Dienste   widmen 


' •')  Verpl.  §  209.  —  "2)  Verffl.  §  157.  —  "')  M.  St.-G.  III.  T.  2.  Hauptstück  §§  300 
liis  313  und  A.  St.-G.  §  92  (unbefugte  Werbung)  und  3.  Hauptstück  §§  314  bis  320  und 
A.  St.-G.  §  222  (Vorleitung  oder  Hilfeleistung  zur  Verletzung;  eidlicher  Militärdienst ver- 
pfii<htunf,n.  —  i^*)  D.-R.  1.  T.  §  14  Punkt  Ö2  flf.  —  "*)  W.-G.  §  62  al.  4.  Vergl.  «ber 
g  20^  IL  —  »•«)  W.-G-.  §  61  al.  1  lit.  a). 


07 

niü?jsen,  daher  unfähig  sind,  bürgerlichen  Erwerbsgeschäften  nachzugehen, 
8o  ergibt  sich  von  selbst  die  Yerptiichtung  des  Staates,  sie  zu  erhalten;  es 
besteht  für  den  Staat  eine  öffentlichrechtliche  Alimentationspflicht. 
Trotz  dieser  Verpflichtung  verliert  aber  die  militärische  Dienstpflicht  nicht 
den  Charakter  einer  unentgeltlichen  Leistung  der  Militärdienstpflichtigen. 
Der  Anspruch  der  Heerespersoneu  ist  kein  subjektives  öflFentliches  Recht 
gegenüber  dem  Staate,  er  kann  weder  durch  zivilrechtliche  Klage  noch  im 
>Yege  gewöhnlicher  Verwaltungsbeschwerde  geltend  gemacht  werden;  Maß 
und  Art  der  Alimentierung  ist  vielmehr  völlig  in  das  Ermessen  des  Staates 
gt*stellt  und  nur  durch  Verwaltungsverordnungen  (Gebührenvorschriften) 
geregelt.^") 

IL  Die  aktive  Dienstpflicht  (Präsenzdienstpflicht)  zerfällt  in  die  Linie n- 
dieustpflicht  und  in  did  aktive  Landwehr(Landesschützen)pflicht, 
je  nachdem  sie  bei  dem  Heere  (der  Kriegsmarine)  oder  bei  der  Landwehr 
(den  Landesschützeu)  abgeleistet  wird. 

IIL  Die  aktive  Dienstpflicht  beginnt  regelmäßig  mit  dem  Tage  der 
Einreibung  (Präsentierung)  der  Assentierten  und  es  sind  alle  im  Wege  der 
>^telluug  (Haupt-  oder  Nachstellung)  in  der  Zeit  vom  1.  Jänner  bis  zum 
1.  Oktober  Assentierten  mit  dem  1.  Oktober  des  Stellungsjahres,  die  nach 
dem  L  Oktober  bis  zum  31.  Dezember  Assentierten,  dann  die  außer  der 
Altersklasse  und  Losreihe  Gestellten  mit  dem  Tage  der  Assentierung  ein- 
zureihen. Im  Falle  einer  Mobilisierung  kann  die  Einreihung  auf  Befehl  des 
Kaisers  auch  vor  dem  1.  Oktober  stattfinden.^'®)  Uneingereihte  Rekruten 
ki'mnen  jedoch  auch  vor  dem  Zeitpunkte  der  allgemeinen  Einreihung  frei- 
willig den  aktiven  Dienst  antreten  und  es  beginnt  ihre  aktive  Dienstleistung 
dann  mit  dem  Tage  der  Präsentierung.  Sie  sind  jedoch  nur  aufzunehmen, 
wenn  ihre  vorzeitige  Heranziehung  für  den  Dienst  vorteilhaft  erscheint  und 
ein  Abgang  auf  den  normierten  Präsenzstand  besteht.  Nur  Berufsseeleute 
der  langen  Fahrt  und  der  großen  Küstenfahrt  sollen  unbedingt  aufgenommen 
werden. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  beginnt  die  aktive  Dienstleistung 
mit  dem  Tage  der  Assentierung.  ^^'*^) 

Ein  Aufschub  des  Präsenzdienstes  kann  den  Rekruten  ausnahms- 
weise im  Frieden  zum  Zwecke  der  Studienvollendung  dann  bewilligt  werden, 
wenn  die  Standes-  und  Dienstesverhältnisse  des  betrefi'enden  Truppenkörpers 
es  zulassen.  Diese  Begünstigung  kann  nur  solchen  Rekruten  gewährt  werden, 
welche  zur  Zeit  ihrer  Assentierung  im  vorletzten  Jahrgange  einer  inländi- 
schen Mittelschule  oder  einer  dieser  gleichgestellten  Lehranstalt  angehören. 
Ein  Aufschul)  zur  Vollendung  der  Studien  an  ausländischen  Lehranstalten 
und  zu  anderen  Zwecken  als  zur  Studienvollendung  kann  nur  in  besonders 
herUeksichtigenswürdigen  Fällen  von  der  Zentralverwaltungsbehörde  gewährt 
werden. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  kann  ein  Aufschub  in  der  Ab- 
leistung des  Präsenzdienstes  einem  in  der  Losreihe  Assentierten  vom  Korps- 
kommando für  die  Dauer  des  Friedens  bis  zum  Herbste  jenes  Jahres,  in 
welchem  der  Betrefiende  das  2:^.  Lebensjahr  vollendet,  bewilligt  werden; 
die  über  2  Jahre  hinausgehende  Zeit  des  Aufschubes  ist  aber  in  die  Gesamt- 
dienstzeit nicht  einzurechnen.'^^) 

»••')  Vergl.  §  49  ff.  —  »"S)  W.-G.  §  8  al.  2  bis  4.  -  i'^)  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  4 
Schlm'alinea.  —  »«»)  p.  y^Q^  f.  ß.  u.  d.  H.  §  25. 
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rV.  Die  aktive  Dienstpflicht  dauert  beim  Heere  regelmäßig  3  Jahre, 
l)ci  der  Kriegumarine  4  Jahre,^^^)  bei  der  Landwehr  (den  Landesschfitzen  t  für 
die  unmittelbar  Eingereihten  2  Jahre.  Doch  kann  in  Österreich  bei  der 
Landwehr  eine  dem  systemisierten  Stande  an  Unteroffizieren  entsprechende 
Mannschaft  ein  drittes  Jahr  zum  aktiven  Dienste  verhalten  werden.  Das 
Gleiche  gilt  für  die  Landesschützen,  doch  darf  diese  )Iannschaftszahl  ein 
Dritteil  der  Jahreskontingentszilfcr  nicht  übersteigen  und  es  sind  in  dieselbe 
überdies  jene  Landesschützen  einzurechnen,  welche  den  Präsenzdienst  im 
dritten  Jahre  freiwillig  fortsetzen.  Die  ein  drittes  Jahr  zum  aktiven  Dienste 
verhaltenen  Landwehrpersonen  (Landesschützen)  genieHeu  dafür  Begün- 
stigungen in  der  Erfüllung  der  WaiTeuUbungspflicht  ^*^^ )  und  außerdem  haben 
bei  ihnen  2  Jahre  der  Landwehn  Landesschützen  ipflicht  im  nichtaktiven 
Stande  sowie  die  2  letzten  Jahre  der  Landsturmpflicht  zn  entfallen,  so  daß 
die  letztere  mit  dem  vollstreckten  40.  Lebeu?*jahre  endigt.^**^) 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  dauert  die  aktive  Dienstpflicht 
regelmäßig  3  Jahre.*^*) 

Eine  Verlängerung  der  aktiven  Dienstpflicht  tritt  von  Gesetzes- 
wegen  ein: 

1.  Für  die  absolvierten  Zöglinge  der  Militärbildnngsanstalten  des 
Heeres  und  der  Kriegsmarine.  Dieselben  haben  fbr  jedes  auf  einem  ganz 
freien  Ärarial-  oder  Stiftsplatze  vollendete  Schuljahr  um  1  Jahr,  für  jedes 
auf  einem  halb  freien  Platze  vollendete  Schuljahr  um  ein  halbes  Jahr  über 
die  regelmäßige  Präsenzdienstzeit  aktiv  zu  dienen;  es  darf  jedoch  die  ge- 
samte Präsenzdienstdauer  im  ersteren  Falle  10  und  im  letzteren  Falle 
7  Jahre  nicht  überschreiten;"^) 

2.  die  gleichen  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  an  der  ungarischen 
Landwehr -Ludovica- Akademie  herangebildeten  Zöglinge  im  Stande  der 
Landwehr,  deren  Präsenzdienstpflicht  vom  Tage  des  Austrittes  aus  der  An- 
stalt zu  berechnen  ist ^^^)  Die  aus  anderen  Landweh^kursen  in  den  „aktiven" 
Offiziersbildungskurs  der  Ludovica-Akademie  übertretenden  Hörer  haben 
für  jedes  in  diesem  vollendete  Schuljahr  noch  1  Jahr  über  die  regelmäßige 
aktive  Dienstpflicht  bei  der  Landwehr  präsent  zu  dienen;*®^) 

3.  für  die  Stellungsflüchtlinge,  Selbstbeschädiger  und  diejenigen,  welche 
sich  listiger  Umtriebe  schuldig  gemacht  haben,  um  sich  der  gesetzlichen 
Wehrpflicht  zu  entziehen,  nach  den  bereits  angeführten  Strafvorschrifteu;  ***) 

4.  für  Deserteure.  Dieselben  haben,  wenn  sie  in  der  Präsenzdieustpflicht 
stehen,  nach  ihrer  Präsentierung  den  ihnen  noch  obliegenden  Präsenzdienst 
nachzutragen  und  überdies  die  ihnen  wegen  der  Desertion  strafweise  auf- 
erlegte verlängerte  Dienstzeit  aktiv  zu  dienen.  ^^*-*) 

Die  in  der  Liniendienstpflicht  Stehenden  sind  zum  ununterbrochenen 
aktiven  Dienste  verpflichtet.^^^)  Die  Gesaratdienstzeit  wird  durch  jede 
zivil-  oder  militärstraigerichtliche  Verurteilung  um  die  versäumte  Präsenz- 
dienstzeit verlängert,  wenn  die  letztere  mehr  als  3  Monate  beträgt.  ^^^)  Den- 
jenigen Dienstpflichtigen,  welche  im  Heere  oder  in  der  Landwehr  bereits 
^L'dicut   haben,   wegen    Untauglichkeit   aber    ausgeschieden   und    dann   als 


»»)  W.-O.  §  8  Punkt  1  und  2.  —  »8»)  Vergl.  §  10  II.  —  »«3)  w.-G.  §  8  Punkt  3, 
ö.  L.-W -G.  §  I,  u.  L.-W.-G.  §  8,  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  9.  —  '^«)  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H 
§  4  lit.  a),  —  i'»^;  W.-G.  §  21  «1.  2  und  3.  —  »s'^)  U.  W  -G.  i?  21  al.  4  und  u.  L.-W.-G. 
§  12  al.  2.  —  "^)  U.  L..W.-G.  §  12  SchluÜalinea.  —  »^^)  Sirli  obon  §  8  IIL  —  »**'•;  W.-G. 
§  :A  al.  1.  Vcr^d.  §  167  V.  —  !'•*')  W.-G.  §  12  al.  1.  —  »'••     W.-G.  §  51  al.  2. 
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Stellungspfliehtige   erneuert   assentiert  werden,   ist  die  vorher  zurückgelegte 
Dienstzeit   einzurechnen.     Eine   tatsächliche   Präsenzdienstzeit  von  3  bis  zu 
einschließlich   6  Monaten  wird   als   ein   halbes  Jahr,  eine  solche  von  mehr 
al9  6  Monaten  als   ein   ganzes   Jahr  gerechnet;   eine  Präsenzdienstzeit  von^' 
weniger  als  3  Monaten  kommt  hingegen  nicht  in  Betracht  I  .-: 

Die    durch    besondere    Vorschriften    geregelten     zeitlichen     Beur-\ 
lanbungen  ändern  nichts  an  der  Dauer  der  aktiven  Dienstpflicht. 

V.  Die  aktive  Dienstzeit  endigt  regelmäßig  ohne  Rücksicht  auf  den 
Tag  der  Einreihung  mit  dem  31.  Dezember  jenes  Jahres,  in  welchem  die 
Dienstzeit  abgelaufen  ist^^^)  Mit  diesem  Zeitpunkte  hat  die  Übersetzung  in 
die  Reserve,  beziehungsweise  in  die  nicht^ktive  Landwehr  stattzufinden.  Aus- 
nahmsweise findet  diese  Übersetzung  später  statt,  wenn  Heerespersonen  in- 
folge Krankheit  oder  wegen  Haft  über  den  festgestellten  Zeitpunkt  im 
Präsenzstande  behalten  werden  mußten  oder  wenn  die  eingeschiffte  Mann- 
schaft der  Kriegsmarine  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  ausgeschifft  werden 
konnte.  Im  Falle  eines  Krieges  erfolgt  aber  die  Obersetzung  in  die  Reserve, 
beziehungsweise  nichtaktive  Landwehr  erst  auf  Befehl  der  Kaisers.*'^*) 

Vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Dienstzeit  können  Dienstpflichtige  aus 
der  aktiven  Dienstpflicht  entlassen  werden: 

1.  Zur  Disposition  der  Truppenkörper  im  Wege  dauernder  be- 
nrlanbung.  Grundsätzlich  hat  der  Austritt  aus  dem  Präsenzdienste  und 
die  damit  verbundene  dauernde  Beurlaubung  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeit- 
pnnkt  des  Präsenzdienstantrittes  gelegentlich  des  allgemeinen  Mannschafts- 
wet-hsels  zu  erfolgen.  Wenn  die  Einhaltung  der  Budgetsätze  zu. weiteren 
Bearlanbungen  nötigt,  so  haben  dieselben  in  der  Reihe  der  nächstjüngeren 
Linienjahrgänge  nach  dem  Dienstalter,  d.  h.  nach  der  tatsächlich  vollstreckten 
Präsenzdienstzeit,  ferner  nach  dem  Grade  der  erlangten  militärischen  Aus- 
bildung zu  erfolgen.  Insbesondere  sollen  hiebei  jene  Soldaten  berücksichtigt 
werden,  welche  eine  Ackerbauschule  mit  Erfolg  absolviert  haben,  wenn  sie 
nach  dem  Anstritte  aus  dem  Präsenzdienste  bei  der  Bewirtschaftung  des 
elterlichen  Besitzes  mitwirken  oder  die  Bewirtschaftung  des  eigenen  Be- 
sitzes selbst  besorgen. 

Die  in  das  nichtaktive  Verhältnis  übertretenden  Mannschaftspersonen 
sind  zum  Zwecke  der  Ausweisleistung  über  ihr  Militärverhältnis  mit  Legi- 
timationsdokumenten, und  zwar  mit  Militärpässen,  Militärscheinen  und  Reise- 
pässen zu  beteilen.  Militärpässe  sind  das  regelmäßige  Legitimationspapier 
jener  in  das  niehtaktive  Verhältnis  übertretenden  Mannschaftspersonen,  welche 
Inländer  sind  oder  zwar  Ausländer  sind,  aber  ihren  bleibenden  Aufenthalt 
im  Inlande  oder  im  Okkupationsgebiete  nehmen.  Militärscheine  sind 
interimistische  Militärpässe.  Damit  werden  solche  Personen  beteilt,  welche 
voraussichtlich  nur  vorübergehend  in  das  nichtaktive  Verhältnis  treten  oder 
welchen  der  Militärpaß  nicht  unmittelbar  eingehändigt  werden  kann  oder 
welche  eingereiht,  aber  zum  Präsenzdienste  nicht  sofort  herangezogen  werden. 
Reisepässe  endlich  werden  an  solche  Personen  des  Mannschaftsstandes 
ausgefolgt,  welche  im  Auslände  heimatsberechtigt  sind  und  den  Aufenthalt 
im  Auslande  nehmen. 

Diese  dauernd  beurlaubten  Heerespersonen,  welche  noch  präsenzdienst- 
pflichtig sind,  können  jederzeit  wiederum  zum  Präsenzdienste  herangezogen 
werden.  Eine  solche  Heranziehung  soll  aber  regelmäßig  nur  dann  erfolgen, 

J»»)  W.-G.  §  8  Schlußalinea  und  §  52  al.  1.  —  »^3)  ^.-G.  §  52  al.  5. 
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wenn  die  Standesverhältnisse  der  betreffenden  Tnippenkörper  es  erfordern, 
und  zwar  nach  dem  Dienstalter  und  nach  der  erlangten  militärischen  Aus- 
bildung in  der  dem  Anspruch  auf  die  Beurlaubung  entgegengesetzten  Reihen- 
folge. Die  dauernd  Beurlaubten,  welche  sich  in  den  letzten  3  Monaten 
ihrer  Präsenzdienstpflicht  befinden,  sollen  zur  Ergänzung  auf  den  Friedens- 
stand nur  tlber  besondere  Weisung  der  Zentralverwaltungsbehörde  heran- 
gezogen werden. 

2.  Zur  Disposition  der  Ergänzungsbehörden,  wenn  die  Assentierung 
eine  gesetzwidrige  war  oder  eine  unbehebbare  Dienstuntauglichkeit  ein- 
getreten ist.*^*)  Damit  ist  aber  für  diese  Heerespersonen  nicht  bloß  ein  Aus- 
scheiden aus  der  aktiven  Dienstpflicht,  sondern  ein  Ausscheiden  aus  dem 
Heere  überhaupt  verbunden.  Doch  unterliegen  die  in  solcher  Art  Aus- 
geschiedenen erneuert  der  Stellungspflicht,  wenn  sie  einer  Altersklasse  an- 
gehören, welche  bei  der  ihrem  Austritt  zunächst  folgenden  Hauptstellung 
noch  zur  Stellung  berufen  ist  Erfolgt  der  Austritt  am  1.  März  oder  später, 
80  kommen  sie  für  die  betreffende  Stellung  nicht  mehr  in  Betracht. 

Fälle  gesetzwidriger  Assentierung  liegen  insbesondere  vor,  wenn  der 
Assentierte  das  für  die  Assentierung  erforderliche  Lebensalter  noch  nicht 
besitzt  oder  ein  Ausländer  war,  aber  als  Inländer  assentiert  worden  ist. 
Die  Assentierung  konvalidiert,  wenn  der  Grund  derselben  infolge  der  in- 
zwischen geänderten  Verhältnisse  behoben  ist,  es  wäre  denn,  daß  die  Assen- 
tierung vor  dem  vollendeten  17.  Lebensjahre  erfolgt  ist.  Bei  erfolgter  Kou- 
validation  bleibt  dann  auch  der  Beginn  der  Dienstzeit  aufrecht. 

Stellungs Pflichtige,  welche  in  strafgerichtlicher  Untersuchung  stehen, 
sollen  vor  Beendigung  des  Strafverfahrens,  beziehungsweise  vor  Ablauf  der 
Strafzeit  nicht  assentiert  werden.  Wenn  aber  die  Assentierung  eines  solchen 
Stellungspflichtigen  trotzdem  erfolgt  ist  oder  die  strafliare  Handlung  erst 
nach  der  Assentierung  entdeckt  wird,  so  ist  kein  Austritt  aus  dem  Heere 
zulässig,  wohl  aber  tritt  eventuell  eine  Verlängerung  der  Dienstzeit  ein. 

Wegen  unbehebbarer  Untauglichkeit  kann  der  Austritt  aus  dem  Heere 
regelmäßig  nur  auf  Grund  eines  vorausgehenden  Feststellnngsverfahrens 
(Überprüfung  oder  Superarbitrierung)  stattfinden.  Eine  Überprüfung 
tritt  ein,  wenn  Assentierte  bis  zum  Ende  des  Stellungsjahres  und,  wenn  der 
Antritt  des  Präsenzdienstes  später  erfolgt,  zur  Zeit  desselben  dienst- 
untauglich befunden  werden,  soferne  das  Gebrechen  zur  Zeit  der  Einreihung 
bestanden  hat.  Superarbitrierung  ist  die  neuerliche  Entscheidung  über 
die  konstatierte  Dienstuntauglichkeit  in  anderen  Fällen  durch  eine  besondere 
Kommission,  welche  aus  einem  General, als  Vorsitzenden,  einem  Arzte  und 
einem  Intendanturbeamten  zu  bestehen  und  nach  einer  eigenen  Vorschrift 
(Superarbitrierungsvorschrift)  ihres  Amtes  zu  walten  hat.  Ohne  Feststellungs- 
verfahren sind  Geisteskranke  und  solche  Heerespersonen  auszuscheiden,  die 
erwiesenermaßen  an  Fallsucht  leiden,  nicht  transportfähig  sind  oder  deren 
Untauglichkeit  sonst  offenkundig  ist. 

Der  Austritt  wegen  unbehebbarer  Untauglichkeit  wird  von  den  Terri- 
torialbehörden oder  Zentralverwaltungsbehörden  verfügt. 

3.  Durch  Entlassung  zum  Zwecke  der  Auswanderung.  Auch  in 
diesem  Falle  tritt,  wenn  der  betreffende  Dienstpiüchtige  innerhalb  eines 
Jahres  vom  Tage  der  Entlassung  an  gerechnet  aus  der  Monarchie  in  das 
Ausland   mit   der  Absicht,   dort   seinen   bleibenden   Aufenthalt  zu  nehmen^ 

"  >''*7w\-G.  §  40. 
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tatsächlich  übersiedelt  ist,  nicht  bloß  ein  Ausscheiden  aus  der  aktiven  Dienst- 
prticht,  sondern  ein  Ausscheiden  aus  dem  Heere  überhaupt  ein.**-^^)  Unter- 
bleibt aber  die  Auswanderung,  so  ist  ein  solcher  Dienstpflichtiger  unverzüglich 
zur  nachträglichen  Ableistung  des  restlichen  Präsenzdienstes  heranzuziehen. 

f  10.  Die  Dleustpfllcht  in  der  Reserre  ond  in  der  nlohtaktiren  Landwehr  (in  der 
Reserre  der  ungarischen  Landwehr^  in  der  Seowehr^  bei  den  nlchtalitiyen  Landes- 

schfltzen). 

I.  An  die  aktive  Dienstpflicht  schließt  sich  regelmäßig  die  Dienst- 
pflicht in  der  Reserve  und  nichtaktiven  Landwehr.  Angehörige 
der  ungarischen  Landwehr  gelangen  in  die  Reserve  der  Landwehr, 
Landesschützen  werden  zu  den  niehtaktiven  Landesschützen  versetzt. 
Für  die  Angehörigen  der  Kriegsmarine  besteht  seit  dem  neuen  Wehrgesetzc 
an  Stelle  der  bis  dahin  für  sie  nicht  eingeführten  Landwehrpflicht  eine 
Dienstpflicht  in  der  Seewehr,  die  sich  von  der  Landwehrpflicht  durch 
mehrfache   Erleichterungen   unterscheidet. 

Die  genannten  Formen  der  Dienstpflicht  sind  charakterisiert  durch 
eine  Dispensation  vom  aktiven  Dienste,  die  aber  mit  der  Verpflichtung  ver- 
bunden ist,  ftlr  den  Fall  des  Krieges  oder  der  Mobilisierung  der  Einberufung 
zur  aktiven  Dienstleistung  Folge  zu  leisten  und  auch  im  Frieden  bestimmte 
Obliegenheiten  zu  erfüllen.  Sie  ist  demnach  eine  ruhende  Dienstpflicht;  die 
rechtliche  Verpflichtung  zum  aktiven  Dienste  -dauert  fort,  ist  aber  bezüglich 
der  Ausübung  suspendiert. 

n.  Im  Frieden  obliegen  den  im  nichtaktiven  Verhältnisse  befindlichen 
lleerespersonen  folgende  Verpflichtungen: 

1.  Sie  sind  verpflichtet,  sich  bereit  zu  halten,  der  Einberufung 
zum  aktiven  Dienste  für  den  Fall  des  Krieges  oder  der  Mobilisie- 
rung Folge  zu  leisten.  Eine  solche  Einberufung  kann  nur  auf  Befehl 
des  Kaisers  zur  teilweisen  oder  vollen  Ergänzung  des  Kriegsstaudes  ^^*)  und 
rUcksichtlich  der  Landwehr  nur  nach  den  Bestimmungen  der  Landwehr- 
gesetze ^'^  stattfinden.  Wenn  jedoch  besondere  Verhältnisse  es  erfordern, 
so  kann  die  Mannschaft  des  ersten  Jahrganges  der  Reserve  auch  im  Frieden 
zur  aktiven  Dienstleistung  herangezogen  werden.  Dieselbe  darf  aber  nur 
solange  im  Präsenzdienste  belassen  werden,  als  sie  diesem  Reservejahrgange 
angehört. ^^^)  Das  Gleiche  gilt  auch  von  der  Mannschaft  des  ersten  Assent- 
Jahrganges  der  Reserve  der  ungarischen  Landwehr.^^^) 

Eine  sonstige  Heranziehnng  der  Reserve  oder  nichtaktiven  Landwehr 
kann  nur  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Ermächtigung  ^^^)  oder  auf 
Grund  einer  Notverordnung  stattfinden. 

Wenn  nur  eine  teilweise  Heranziehung  der  Reserve,  nichtaktiven  Land- 
wehr oder  Seewehr  notwendig  ist,  so  hat  diese  in  der  Reihenfolge  der 
Assen^ahrgänge  vom  jüngsten  angefangen  zu  erfolgen.^"^) 

»»)  W.-G.  §  64.  —  »••)  W.-G.  §  12  al.  2,  p.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  28  al.  2.  — 
»•^  W.-G.  §  13  al.  8.  Vergl.  §  21  II.  —  *•«)  Ö.  G.  vom  31,  Mai  1888,  R.-G.-Bl.  Nr.  77, 
und  u.  G.-A.  XVni  ex  1888,  ferner  W.-G.  §  12  al.  4.  —  »•»)  u  l.-W.-G.  §  10  al.  4. 
—  ^  Eine  solche  hat  stattgefunden  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  13.  Februar  1888, 
R.-G.*B].  Nr.  22y  beziehungsweise  des  u.  G.-A.  I  ex  1888  über  die  ausnabmsweise  Ein- 
berufung der  Reservemänner  des  Heeres  und  der  Landwehr  des  Beurlaubtenstandes  zum 
Zwecke  einer  siebentägigen  Ausbildung  im  neuen  (Männlicher-)  Gewehre.  —  ^^^)  W.-G. 
§  12  al.  6,  und  §  13  al.  4,  p.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  28  al.  3. 
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Die  iiii  Verbände  der  Wehrmacht  befindlichen  Mitgrlieder  des  Ki»ichs- 
rates  nnd  des  angarischen  Reichstages  können,  insolange  der  Ke^-hsrat 
odc.  Ueichstag  versammelt  ist,  zur  ausnahmsweisen  aktiven  Dienstleistung 
im  Frieden  nicht  einberufen  werden,  ausgenommen  wenn  dieselben,  die 
Zustimmung  des  zuständigen  Kommandos  zum  freiwilligen  Einrücken  voraus- 
gesetzt, die  Bewilligung  des  betreffenden  Hauses  des  Reichsrates  oder  Reichs- 
tages erwirken  und  von  demselben  zu  diesem  Zwecke  auf  eine  bestimmte 
Zeit  beurlaubt  werden.  Diese  Bestimmung  findet  für  die  Dauer  der  Ver- 
handlungen der  Delegationen,  der  Landtage  der  einzelnen  im  Reichsrate 
vertretenen  E<)nigreiche  und  Länder  und  des  kroatisch-slavonischen  Landtages 
anch  auf  die  )Iitglieder  dieser  parlamentarischen  Körperschaften  sinngemäße 
Anwendung.*'**; 

2.  Die  nicht  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Offiziere  und  Mann- 
schaften der  Reserve,  Seewehr  und  nichtaktiven  Landwehr  sind  der  Melde- 
pflicht unterworfen.*'^'*  • 

a)  Die  nichtaktiven  Mannschaftspersonen  haben  sich  nach  dem  Ans- 
tritte aus  der  aktiven  Dienstleistung  beim  Gemeindevorsteher  des  Aufenthalts- 
ortes zu  melden.  Jede  Veränderung  des  Aufenthaltsortes  ist  vor  dem  Ab- 
gehen beim  Gemeindevorsteher  anzumelden  und  das  Eintreffen  am  neuen 
Aufenthaltsorte  dem  Gemeindevorsteher  des  letzteren  Ortes  anzuzeigen.  Ebenso 
ist  jede  Wohnungsänderung  im  Aufenthaltsorte  dem  Gemeindevorsteher  nach 
erfolgtem  Umzüge  zu  melden.  Bei  Reisen  im  Inlande  oder  in  das  Ausland, 
welche  eine  längere  Abwesenheit  zur  Folge  haben,  ist  der  Antritt  derselben 
und  die  Rückkehr  dem  Gemeindevorsteher  anzuzeigen.  Bei  jeder  Meldung 
über  den  Antritt  einer  Reise  oder  zum  Aufenthalte  im  Auslande  ist  zugleich 
anzugeben,  durch  welche  dritte  Person  etwaige  militärische  Befehle  an  den 
Abwesenden  betordert  werden  können.  Nimmt  der  nichtaktive  Soldat  wäh- 
rend der  Reise  an  einem  Orte  einen  längeren  Aufenthalt,  so  hat  er  seine 
Ankunft  und  Abreise  dem  Gemeindevorsteher  dieses  Ortes  zu  melden. 
Bekannte  Personen,  welche  im  Interesse  ihrer  Geschäfte  häufigere  oder 
plötzliche  Reisen  unternehmen  müssen,  können  von  den  Meldungen  bei 
Reisen  enthoben  werden,  wenn  sie  dafUr  Sorge  tragen,  daß  ihnen  alle  Be- 
fehle richtig  zugestellt  werden.    Die  zur  aktiven  Dienstleistung  oder  Waffen- 


»"^  U.  G.-A.  XXn.  ex  1889.  Für  die  Mitglieder  der  österreichischen  parla- 
mentarischen Körp.Tschaften  gründet  sich  das  Angeführte  lediglich  auf  die  W.-V.  II.  T. 
und  entbehrt  wohl  einer  ausreichenden  rechtlichen  Basis,  da  entsprechend  dem  Grund- 
sätze der  Gleichberechtigung  aller  Staatsbtlrger  Erleichterungen  der  Müitärdienstpflichr 
ftlr  bestimmte  Klassen  von  Personen  nur  durch  Gesetz  verfügt  werden  können.  Die 
Militärbehörden  sind  nicht  bloü  berechtigt,  die  Militärdienstpflichtigen  zu  den  in  den 
Wehrgesetzen  fest^^estellten  Dienstleistungen  heranzuziehen,  sondern  sie  sind  hiezn  durch 
diese  Gesetze  auch  verpflichtet.  Soferne  diese  ihre  Verpflichtung  nicht  durch  andere 
Gesetze  (Budgetgesetz!)  beschränkt  wird,  besitzen  sie  ohne  gesetzliche  Ermächtigung 
keinerlei  Dispensationsrecht  und  ein  solches  kann  im  konstitutionellen  Staate  in  Ermang- 
lung spezieller  älterer  Normen  gegenwärtig  anch  dem  Monarchen  nicht  mehr  zukommen. 
Mit  diesem  Prinzipe  stehen  indes  manche  Bestimmuogen  der  Wehrvorschriflen,  die  anch 
im  Texte  angeführt  werden,  im  Widerspruche  und  dieselben  könnten  daher  eventuell 
zum  Gegenstand  parlamentarischer  Rüge  gemacht  werden.  Da  sie  aber  einem  praktisclien 
Be(lürfnisse  der  Bevölkerung  entsprechen,  so  werden  sie  von  derselben  gerne  entgegen- 
genommen  und  es  wird  von  den  Parlamenten  eher  ihre  Ausdehnung  als  ihre  Einschrän- 
kuni,' angestrebt.  —  »^^^  W.-G.  §  62  al.  1,  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  20. 
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Übung  Einberufenen  haben  sich  vor  dem  Abgehen  beim  Gemeindevorsteher 
des  Aufenthaltsortes  zu  melden.  Im  Mobilisierungsfalle  besteht  aber  diese 
Meldepflicht  nur  für  diejenigen  in  der  Monarchie  sich  aufhaltenden  Mann- 
Hohaftspersonen,  welche  ein  militärisches  Legitimationsdokument  oder  die 
Einberufnngskarte  nicht  in  Händen  haben  und  zur  Einrückung  die  Eisen- 
bahn oder  das  Dampfschiff  benützen  müssen. 

h\  Nichtaktive  Gagisten  haben  sich  nach  dem  Eintreffen  an  ihrem 
bleibenden  Aufenthaltsorte,  beziehungsweise  nach  ihrer  Übersetzung  in  das 
nichtaktive  Verhältnis  bei  der  militärischen  Ergänzungsbehörde  erster  Instanz 
schriftlich,  und  wenn  dieselbe  sich  am  Aufenthaltsorte  befindet,  auch  münd- 
lich zu  melden.  Bei  dieser  Gelegenheit  ist  zugleich  die  Berufsstellung  und 
Erwerbsbeschäftigung,  von  Offizieren  auch  das  Jahreseinkommen,  in  größeren 
Städten  endlich  von  allen  Gagisten  die  Wohnung  anzuzeigen.  In  solchen 
•Städten  ist  ferner  jeder  Wohnungswechsel  zu  melden.  Eine  analoge  Meldung 
ist  auch  zu  erstatten,  wenn  der  Aufenthalt  in  den  Bereich  einer  anderen 
Ergänzungsbehörde  verlegt  wird.  Wenn  nichtaktive  Gagisten  sich  auf  län- 
gere Zeit  aus  ihrem  Aufenthaltsorte  entfernen,  haben  sie  ihr  Abgehen,  die 
Dauer  der  Abwesenheit  und  das  Ziel  der  Reise  zu  melden.  Sie  haben 
femer  in  jedem  Falle  daflir  Sorge  zu  tragen,  daß  ihnen  dienstliche  Aufträge 
jederzeit  zugestellt  werden  können.  Im  Auslande  sich  aufhaltende  nicht- 
akti^e  Gagisten  müssen  fllr  den  gleichen  Zweck  entweder  eine  im  Bereiche 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  wohnhafte  Mittelsperson  benennen 
oder  gleichfalls  Vorsorge  treffen,  daß  Zustellungen  an  sie  direkt  mit  Zuver- 
lässigkeit erfolgen  können.  Jede  Veränderung  im  bleibenden  Aufenthalte 
ist  von  solchen  Gagisten  der  evidenzzuständigen  militärischen  Ergänzungs- 
behörde erster  Instanz  zu  melden.  Jede  Einrückung  zur  aktiven  Dienst- 
leistung oder  Waffenübung  ist  auch  von  den  nichtaktiven  Gagisten,  und  zwar 
bei  der  evidenzzuständigen  militärischen  Ergänzungsbehörde  erster  Instanz 
anzuzeigen. 

Außerdem  obliegen  den  nichtaktiven  Gagisten  noch  andere  Meldungen 
militärischen  Charakters,  die  an  die  Militärstations(Platz)Kommanden  zu 
erstatten  sind,  welche  für  diesen  Zweck  ein  Meldebuch  führen. 

Die  Übertretung  der  angeführten  Meldevorschriften  wird  als  eine  Über- 
tretung von  den  politischen  Behörden  des  Aufenthaltsortes  mit  einer  Geld- 
strafe im  Betrage  von  4  bis  200  Kronen  bestraft.  Die  Bestrafung  hat  auch  dann 
iMuzutreten,  wenn  die  Übertretung  außerhalb  der  betreffenden  Reichshälfte 
begangen  wurde,  und  in  diesem  Falle  kommt  das  Verfahren  und  Erkenntnis 
der  politischen  Behörde  der  Heimats^ZuständigkeitSjgemeinde  zu.  Der 
gleichen  Bestrafung,  und  zwar  durch  die  politische  Behörde  des  Aufenthalts- 
<irtc8,  unterliegen  auch  die  ungarischen  Staatsbürger,  welche  sich  in  der 
diesseitigen  Keichshälfte  aufhalten,  und  umgekehrt,  gleichviel  ob  sie  die 
(  bertretung  in  diesem  Staatsgebiete  oder  außerhalb  desselben  begangen 
haben.  Eine  Verjährung  der  unterlassenen  Meldung  kann  insolange  nicht 
eintreten,  als  die  Verpflichtung  zur  Meldung  besteht,  beziehungsweise  die 
(."^bertretung  fortgesetzt  wird.^®*) 

*^*1  W.-G.  §  62  al.  3.  Die  Feststellung  der  Strafnormen  ist  hienach  dem  Landes» 
vrrtridignngsmin ister  Ühcrlassen,  welcher  in  Ungarn  rücksichtlich  der  zu  verhängenden 
O eidstrafen  die  im  G.-A.  XL  ex  1879  (Strafgesetzbuch  über  Übertretungen)  gezogenen 
(trenzen  einzuhalten  hat.  Ihre  Ausflihrung  hat  diese  gesetzliche  Delegation  in  den 
W  -(;.  III.  und  IV.  T.  durch  die  oben  angedeuteten  Detailbestimraungen  gefunden. 
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Nichtaktive  Personen,  welche  bei  der  Einrückung  zur  aktiven  Dienst- 
leistung die  Abmeldung  unterlassen  haben,  sind  nach  den  militärischen 
Disziplinarvorschriften  zu  bestrafen.  ^^^)  Das  Verfahren  und  das  Straf- 
erkenntnis kommt  der  zuständigen  militärischen  Ergänzungsbehörde  erster 
Instanz  zu.  Der  Behandlung  nach  den  militärischen  Disziplinarvorschriften 
unterliegen  auch  nichtaktive  Gagisten,  welche  die  vorgeschriebenen  militäri- 
schen Meldungen  unterlassen. 

3.  Die  nichtaktiven  Personen  der  Reserve,  nichtaktiven  Landwehr  und 
Seewehr  sind  zum  Erscheinen  bei  der  Kontrollversammlung  (dem 
Hauptrapport)  verpflichtet.  Hiezu  sind  regelmäßig  alle  genannten  nicht- 
aktiven  Personen  verpflichtet,  welche  im  Laufe  des  betreffenden  Jahres 
weder  in  aktiver  Dienstleistung  gestanden  sind  noch  eine  WaflFenübung 
mitgemacht  haben.  Die  KontroUversammlungen  sind  fllr  die  Mannschafts- 
personen, die  Hauptrapporte  für  die  Gagisten  bestimmt.  Sie  finden  jährlich 
nach  der  Ernte  statt  und  dürfen  nicht  mehr  als  einen  Tag  in  Anspruch 
nehmen.*®*)  An  Sonn-  und  Feiertagen  soUen  sie  nicht  abgehalten  werden. 
Für  Tirol  und  Vorarlberg  ist  durch  Gesetz  angeordnet,  daß  die  Kontroll- 
versammlungen der  Landesschützenmannschaft  am  Sitze  der  politischen  Be- 
zirksbehörde des  Wohnortes  oder  in  anderen  Orten  stattzufinden  hal)en, 
welche  für  die  Mehrzahl  der  Einberufenen  näher  liegen  als  der  Sitz  der 
politischen  Bezirksbehörde.  Den  von  ihrem  Wohnsitze  zeitweilig  Abwesenden 
ist  die  Erfüllung  der  Pflicht  des  Erscheinens  zur  Kontrollversammlung  auf 
ihr  Ansuchen  am  nächsten  Kontrollversammlungsorte  zu  gestatten.*®^) 

Von  der  Verpflichtung  zum  Erscheinen  bei  der  Kontrollversammlung 
sind  enthoben: 

a)  Die  Mitglieder  der  parlamentarischen  Körperschaften  während  der 
Tagung  dieser  Körperschaften; 

b)  die  Kandidaten  und  in  Ungarn  die  Zöglinge  des  geistlichen 
Standes; 

c)  diejenigen,  welche  im  laufenden  Jahre  zur  aktiven  Dienstleistung, 
beziehungsweise  zur  WaflFenübung  eingerückt,  aber  krankheitshalber  oder 
behufs  Superarbitrierung  wieder  in  das  nichtaktive  Verhältnis  rückUbersetzt 
worden  sind; 

d)  die  mit  Zertifikat  beteilten,  dauernd  beurlaubten  Unteroffiziere, 
welche  in  öflFentlichen  Bedienstungen  bleibend  oder  provisorisch  ange- 
stellt sind; 

€)  die  in  Untersuchungs-  oder  Strafhaft  Befindlichen,  die  einer  Zwangs- 
arbeits-  oder  Korrektionsanstalt  Überwiesenen,  in  Ungarn  auch  die  bedingt 
in  Freiheit  gesetzten  Sträflinge; 

f)  die  mit  Seereisebewilligungen  oder  mit  Auslandsreisepässen  beteilten 
Personen,  wenn  sie  tatsächlich  eingeschifl*t  worden  sind  oder  sich  im  Aus- 
lande befinden; 

/;)  die  zur  Zeit  der  Kontrollversammlung  bei  der  Gendarmerie  Dienenden. 

Außerdem  können  auf  jedesmaliges  Ansuchen  vom  Erscheinen  ent- 
hoben werden: 

a)  Die  im  Ausland  bleibend  Ansässigen; 

b)  die  im  Interesse  des  heimischen  Handels  in  außereuropäisch i*n 
Ländern  mit  Ausnahme  der  Küstenländer  des  Mittelländischen  und  Schwarzen 
Meeres  tätigen  Personen; 

2"^7  W.-G.  §  62  SchluÜalinea.  —  '^«)  W.-G.  §  55  al.  1  und  2,  u.  L.-W.-(J.  §  15.  — 
2'^')  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  14. 
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r)  Kranke  auf  Grund  eines  vom  Gemeindevorsteher  bestätigten 
Zeugnisses; 

d)  durch  äußerst  dringende  und  unaufschiebbare  Familien-  und  per- 
sönliche Verhältnisse  verhinderte  Personen,  wenn  diese  Verhältnisse  glaub- 
wtlrdig  nachgewiesen  werden; 

c)  durch  unaufschiebbare  Geschäftsreisen  verhinderte  Personen; 

f\  Schiffahrttreibende  während  der  Ausübung  ihres  Gewerbes; 

g)  Amtspersonen,  insoferne  sie  zur  Führung  der  Amtsgeschäfte  unent- 
behrlich sind,  über  Ansuchen  ihrer  vorgesetzten  Behörde. 

Analoge  Bestimmungen  gelten  auch  fUr  die  Enthebung  vom  Erscheinen 
beim  Hauptrapporte. 

Für  kontrollpflichtige  Personen,  welche  bei  der  Kontrollversammlung 
(dem  Hauptrapporte)  nicht  erscheinen  konnten,  finden  Nachkontrollen 
(Nachrapporte)  statt. 

Die  Übertretung  der  Verpflichtung  zum  Erscheinen  bei  der  Kontroll- 
versamnilung  (dem  Hauptrapport)  ist  nach  den  militärischen  Disziplinar- 
vorschriften zu  bestrafen.*^^) 

4.  Die  nichtaktiven  Personen  sind  zur  Teilnahme  an  den  vorge- 
schriebenen militärischen  Übungen  verpflichtet. 

Die  Angehörigen  der  Reserve  des  Heeres  sind  während  ihrer 
Reservedienstpflicht  zu  3  WaflFen-,  beziehungsweise  Dienstübungen  in  der 
jeweiligen  Dauer  von  längstens  4  Wochen  verpflichtet.*®^)  Jede  Ein- 
berufung eines  Reservemannes  zur  Ergänzung  des  Kriegsstandes  zählt  dem- 
selben dann  für  eine  Waffenübung,   wenn   er   bei   dem   Truppenkörper,   zu 
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welchem  er  einzurücken  hatte,  tatsächlich  in  Dienstleistung  getreten  ist. 
Diejenigen  Reservemänner,  welche  ausnahmsweise  im  Frieden  zur  aktiven 
Dienstleistung  herangezogen  wurden,  sind  zu  Waffenübungen  nur  in  be- 
schränktem Umfange  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
31.  Mai  1888,  beziehungsweise  des  Gesetzartikels  XVUI  ex  1888  verpflichtet. 
Darnach  zählt  jede  Beiziehung  eines  Reservemannes  zur  aktiven  Dienstleistung 
ftlr  eine  Waffenübung.  Beträgt  die  im  aktiven  Dienste  zugebrachte  Zeit  mehr 
als  28  Tage,  so  ist  der  Überschuß  in  die  zweite  Waffenübung  einzurechnen. 
Beträgt  aber  die  Dienstzeit  mindestens  2  Monate,  so  sind  die  betreffenden 
Reservemänner  auch  von  der  dritten  Waffenübung  enthoben.*^^) 

Jene  Reservemänner  der  Kriegsmarine,  welche  die  vierjährige  Linien- 
dienstpflicht  aktiv  zurückgelegt  haben,  dürfen  zu  Waffenübungen  nicht  ein- 
berufen werden.***) 

Die  nichtaktiven  Landwehrmänner  können  in  Osterreich  zu 
den  Waffenübungen  der  Landwehr  unter  tunlichster  Berücksichtigung  ihres 
Anfenthaltes  so  oft  herangezogen  werden,  daß  die  Gesamtdauer  aller  perio- 
dischen Waffenübungen  während  der  ganzen  Landwehrdienstzeit  zusammen 
20  Wochen  für  die  unmittelbar  zur  Landwehr  Eingereihten  und  4  Wochen 
für  die  nach  vollstreckter  Heeresdienstpflicht  aus  der  Reserve  zur  Land- 
wehr Übersetzten  nicht  übersteigt.  Die  zur  Aus-  und  Abrüstung  erforderliche 
Zeit  von  je  1  Tag  ist  in  die  Übungszeit  nicht  einzurechnen.  Die  Waffen- 
Übungen  haben  außerhalb  der  Erntezeit  stattzufinden.  Während  der  Waffen- 
übnngen  haben  die  Landwehrtruppen  abwechselnd  auch  an  den  größeren 
Übungen  des  Heeres   teilzunehmen,  flir  welchen  Fall   eine   ausnahmsweise 

*»)  W.-G.  §  55  al.  8.  —  «»)  w.-G.  §  54  al.  1.  —  "O)  ;v.-G.  §  54  al.  8.  - 
»»)  W.-G.  §  54  al.  4.  —  «»)  W.^G.  §  54  al.  5. 
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Verlängerung  der  Waffenübungsdauer  bis  zu  5  Wochen  unter  Einrechnung 
in  die  vorstehend  begrenzte  gesamte  Waffenübungspflicht  zulässig  ist.  Wena 
aus  was  immer  für  einer  Ursache  eine  der  gesetzlich  vorgesehenen  Übungen 
entfallen  ist,  so  kann  dieselbe  nachgetragen  werden,  doch  darf  in  einem 
und  demselben  Jahre  eine  zweimalige  Heranziehung  zur  Waffenübung  nicht 
stattfinden.*^^; 

In  Ungarn  werden  die  Reservemänner  der  Landwehr  unter  tun- 
lichster Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  betreffenden 
Gegend  nach  der  £}rnte  und  nach  Einheimsung  der  Ernteprodukte  za 
ftinfwöchentlichen  Waffenübungen  einberufen,  es  darf  jedoch  kein  Angehöriger 
des  Mannschaftsstandes,  der  sich  nicht  freiwillig  meldet,  während  der  zehn- 
jährigen Landwehr-Reservedienstpflicht  zu  mehr  als  5  solchen  Waffen- 
übungen verhalten  werden.  Die  im  Heere  ausgediente  und  von  da  zur 
Landwehrreserve  übersetzte  Mannschaft  ist  zu  1  Waffenübung  verpflichtet***) 

Angehörige  der  Seewehr  sind  zu  Waffenübungen  nicht  verpflichtet***» 

Nichtaktive  Landesschützen  von  Tirol  und  Vorarlberg  sind 
zu  Waffeuübungen  in  der  Dauer  bis  zu  4  Wochen  nach  den  für  die  k.  k.  Land- 
wehr geltenden  Bestimmungen  verpflichtet.  Es  gelten  aber  für  sie  folgende 
besondere  Normen: 

d)  Den  als  Instruktoren  bei  den  Schießübungen  der  Landsturmmänner 
verwendeten  nichtaktiven  Landesschützen  wird  die  Zeit  dieser  Verwendung 
in  die  gesetzliche  Gesamtdauer  der  Waffenübungspflicht  eingerechnet; 

b)  jene  Landesschützen,  welche  nachweisen,  die  in  der  Schießstands- 
ordnung des  Jahres  1874  (§  13)  vorgeschriebenen  Pflichten  der  Stand- 
schützen  *^^)  durch  5  Jahre  erfüllt  zu  haben,  sind  von  der  vierten  Waffen- 
Übung  und  jene  Landesschützen,  welche  die  Erfüllung  der  erwähnten  Stand- 
schtttzenpflicht  durch  weitere  5  Jahre  nachweisen,  auch  von  der  letzten 
Waffenübung  gegen  Anmeldung  zu  entheben; 

c)  die  nach  voUstreekter  Heeresdienstpflicht  aus  der  Reserve  zu  den 
Landesschützen  Übersetzten  sind,  wenn  sie  durch  5  Jahre  die  Standschützen- 
pflichten erfüllt  haben,  ebenfalls  von  der  letzten  Waffenübung  zu  entheben. 

Die  Möglichkeit  der  Geltendmachung  dieser  Befreiungsansprüche  darf 
nicht  durch  eine  vorzeitige  Einberufung  zur  letzten  oder  vorletzten  Waffen- 
Übung  verkürzt  werden.  In  rücksichtswtlrdigen  Fällen  ist  es  ferner  ge- 
stattet, einem  Laudesschützen,  welcher  nachgewiesenermaßen  nicht  in  der 
Lage  war,  die  Standesschützenpflicht  durch  5  Jahre  zu  erfüllen,  eine  Waffen- 
übung nachzulassen,  ohne  daß  dieselbe  nachgetragen  werden  müßte.*^^) 

Die  Mitglieder  der  parlamentarischen  Körperschaften  können  zu 
Waffenübungen  nur  unter  den  bereits  früher  genannten  Voraussetzungen 
einberufen  werden. 

Die  in  der  Probedienstleistung  bei  der  österreichischen  und  ungarischen 
Gendarmerie,  dann  die  in  der  Probe-  und  definitiven  Dienstleistung  beim 
bosnisch-herzegowinischen  Gendarmeriekorps  stehenden  waffenUbungspflich- 
tigen  Personen  sind  zu  den  Waffenübungen  nicht  beizuziehen. 

Eine  Enthebung  von  der  Waffenübung  oder  eine  Verlegung  der- 
selben auf  eine  spätere  Periode  desselben  Jahres  kann  bewilligt  werden: 
aa)  Kranken; 

«»3)1).  L.-W.-G.  §  4.  —  »•*)  U.  L.-W.-G.  §  U  a1.  1  und  2.  —  ^isj  yY..G.  %  54  al.  61 
__  21«)  vergl.  §  33  II.  —  "')  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  18. 
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bh)  jenen,  deren  Anwesenheit  zu  Hause  wegen  rüeksichtswtirdiger 
Familienverhältnisse  auch  während  der  kurzen  Zeit  der  Waffentibung  drin- 
gend geboten  erscheint; 

cc)  den  im  Auslande  bleibend  Ansässigen,  wenn  deren  Reise  bis  zum 
nlichstgelegenen  Truppenkörper  ihrer  WaflFe  nur  mit  großem  Aufwände  an 
Zeit  und  mit  für  die  Betreffenden  unerschwinglichen  Kosten  bewerkstelligt 
werden  kann; 

dd)  im  Falle  dringender  oder  längerer  Geschäftsreisen  ins  Ausland 
oder  zur  See: 

ee)  jenen,  welche  in  einem  außereuropäischen  Lande  mit  Ausnahme 
der  Küstenländer  des  Mittelländischen  und  Schwarzen  Meeres  sich  eine  feste 
Stellung  als  Kaufleute,  Gewerbetreibende  u.  dgl  erworben  haben  oder  sonst 
im  Interesse  des  einheimischen  Handels  daselbst  tätig  sind; 

ff)  in  sonstigen  außerordentlichen  Fällen. 

5.  Die  nichtaktiven  Personen  unterliegen  außerdem  Beschränkungen 
bei  Reisen,  dagegen  nicht  in  Ansehung  der  Yerehelichung. 

d)  Reisen  der  nichtaktiven  Personen  sind  im  Interesse  der  Evidenz- 
haltnng  beschränkt.*^*)  Innerhalb  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
und  nach  Bosnien  sind  Reisen  nach  den  für  Zivilpersonen  geltenden  Vor- 
schriften allgemein  zulässig.  Einschränkungen  bestehen  dagegen  für  Reisen 
ins  Ausland  nnd  zur  See. 

Reisepässe  in  das  Ausland,  beziehungsweise  Seereisebewilligungen 
( SeedienstbUcher)  dürfen  mit  folgenden  Einschränkungen  erteilt  werden: 

an)  Den  waffenübungspflichtigen  Mannschaftspersonen,  welche  in  Aus- 
übung des  Seegewerbes  auf  Handelsfahrzeugen  eingeschifft  sind  oder  auf 
L  und  k.  Kriegsschiffen  kontraktlich  aufgenommen  wurden,  Seereisebewilli- 
gungen für  lange  Fahrt,  beziehungsweise  Reisepässe  bis  zur  nächsten  Waffen- 
Übung  ihres  Assentjahrganges,  daher  längstens  auf  2,  beziehungsweise  (bei 
der  Landwehr)  3  Jahre,  den  übrigen  in  das  Ausland  Reisenden  Reise- 
pässe nur  bis  zur  nächsten  KontroUversammlung  oder  Waffenübung,  somit 
längstens  bis  zu  1  Jahre,  darüber  hinaus  und  bis  zu  2  Jahren  nur  dann, 
wenn  die  Betreffenden  von  den  erwähnten  Dienstverpflichtungen  enthoben 
wurden; 

bb)  den  nichtaktiven  Personen,  welche  die  Waffenübungen  bereits  ab- 
geleistet haben  oder  hiezu  überhaupt  nicht  verpflichtet  sind,  und  zwar  den 
in  Ausübung  des  Seegewerbes  auf  Handelsfahrzeugen  Eingeschifften  Seereise- 
bewilligungen auf  lange  Fahrt,  den  übrigen  Reisepässe  bis  zu  2,  beziehungs- 
weise (bei  der  Landwehr)  3  Jahren; 

cc)  den  Angehörigen  der  Seewehr  auf  die  gesamte  Dauer  dieses  Dienst- 
pfliehtverhältnisses ; 

dd)  den  im  letzten  Jahre  der  Dienstpflicht  stehenden,  in  Ausübung  des 
Seegewerbes  auf  Handelsfahrzeugen  Eingeschifften  oder  auf  k.  und  k.  Kriegs- 
schiffen kontraktlich  Aufgenommenen,  und  zwar  Seereisebewilligungen  für 
lange  Fahrt  oder  Reisepässe  über  die  Dauer  von  2,  beziehungsweise  (bei 
der  Landwehr)  3  Jahren. 

Analoge  Bestimmungen  gelten  im  allgemeinen  auch  für  Reisebewilli- 
gungen an  nichtaktive  Gagisten. 

Die  mit  Seereisebewilligungen  oder  mit  Reisepässen  Beteilten  bleit)en 
auch   während   der   Dauer   der  Reise  verpflichtet,  einer  an  sie  ergehenden 

'»TArg.  W.-G.  §  62  al.  1. 
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Einberufung  ungesäumt  Folge  zu  leisten,  es  ist  jedoch  bei  Einberufungen 
im  Frieden  auf  dieselben  soweit  Rücksicht  zu  nehmen,  als  es  das  militürische 
Interesse  gestattet. 

b)  Nichtaktive  Mannschaftspersonen  und  Gagisten  bedürfen  zur  Ver- 
ehelichung keiner  militärbehördlichen  Bewilligung,*^®)  doch  sind  die  letz- 
teren verpflichtet,  davon  der  militärischen  Ergänzungsbehörde  erster  Instanz 
Anzeige  zu  erstatten. 

Im  übrigen  unterstehen  die  nichtaktiven  Personen  in  allen  ihren 
bürgerlichen  Verhältnissen  sowie  auch  in  Straf-  und  polizeilichen 
Angelegenheiten  den  Zivilgerichten  und  Zivilbehörden."*^) 

III.  Im  Kriege  und  bei  einer  Mobilisierung  treten  ftlr  die  nichtaktiven 
Personen  die  Rechtssätze  über  die  aktive  Dienstpflicht  in  Anwendung.  Die 
nichtaktiven  Personen  haben  den  an  sie  ergehenden  Einberufungen  jederzeit 
Folge  zu  leisten.*^0  Von  dieser  Verpflichtung  zum  Einrücken  im  Krie^s- 
oder  Mobilisierungsfalle  sind  auch  die  Mitglieder  der  parlamentarischen 
Körperschaften  nicht  befreit. 

Die  Form  der  Einberufung  ist  im  Verordnungswege  geregelt.  Bei  einer 
teilweisen  Mobilisierung  erfolgt  die  Einberufung  regelmäßig  mittels  beson- 
derer Einberufungskarten.  Bei  einer  allgemeinen  Mobilisierung  hingegen  ist 
die  Ausfertigung  von  Einberufungskarten  Ausnahme,  vielmehr  hat  die  Ein- 
rückung der  nichtaktiven  Personen  in  diesem  Falle  auf  Grund  der  legalen 
Verlautbarung  der  auf  die  allgemeine  Mobilisierung  bezüglichen  Anordnung 
zu  geschehen.  Alle  im  Auslande  abwesenden  Personen  des  Heeres  und  der 
Landwehr  sind  verpflichtet,  sobald  es  in  der  Öffentlichkeit  bekannt  wird, 
daß  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  von  einem  Kriege  nahe  bedroht 
und  die  Einberufung  der  Reserve  und  Landwehr  erfolgt  ist,  ohne  eine  be- 
Hondere  Einberufung  abzuwarten,  unverweilt  in  die  Heimat  zurückzukehren.-*^) 
Wenn  sofortiges  Einrücken  anbefohlen  wird,  so  ist  zur  Ordnung  der  häus- 
lichen Angele<:enheiten  und  Erstattung  der  Meldungen  eine  48stündige  Ver- 
zugsfrist gewährt. 

Nichtbcfolgung  der  Einberufung  wird  nach  besonderen  Normen  bestraft.*^') 
Die  angeführten  Bestimmungen  erleiden  eine  Modifikation: 

1.  Durch  das  Ausmusterungsverfahren  (die  Superarbitrierung). 
Wegen  körperlicher  oder  geistiger  Mängel  untaugliche  nicbtaktive  Personen, 
welche  nicht  bloß  krank  sind  und  nicht  dem  Überprüfungs verfahren  unter- 
liegen, sind  im  Wege  der  Superarbitrierung  auszuscheiden  und  wenn  diese 
nicht  sofort  durchgefiihrt  werden  kann,  bis  zum  28.  Mobilisierungstage  ohne 
Ge])ühr  zeitlich  zu  beurlauben; 

2.  durch  das  rnabköramlichkeitsverfahren.  Die  im  Verbände 
des  Heeres  und  der  Landwehr  stehenden  Beamten  des  Staates,  der  kaiser- 
lichen Privat-,  Familien-  und  Avitikalfondsgüter,  die  Beamten  der  (öffent- 
lichen Fonds,  der  Landes-  und  Bezirksvertretungen  und  der  mit  der  politi- 
schen Verwaltung  betrauten  Gemeinden,  der  ungarischen  Komitatsbehörden 
und  städtischen  Jurisdiktionen,  —  soferne  für  diese  Dienststellen  der 
Nachweis  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Studien  erfordert  wird  — 
ferner  die  Professoren  und  Lehrer  an  ötfentlichen  oder  mit  dem  Rechte  der 
OllVntiiclikeit  ausgestatteten  Unterrichtsanstalten  mit  Einschluß  der  Volks 
schulen   kramen    im  Falle  eines  Krieges  in  der  zur  Handhabung  des  Vcr 

"0)  w.-(i.  §  (n  SchluIJalinc«.  -  220^  w.-G.  §  (12  al.  1.  —  «i)  ^v.-G.  §  63  al.  1. 
22-\  W.-(;.  §  n3  al.  2.  -  2-^3;  Vergl.  §  1C5. 
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-vvaltnngsdiensteB  und  zum  Unterrichte  unentbehrlichen  Anzahl  über  Antrag 
der  betreffenden  Fachminister  mit  Bewilligung  des  Kaisers  in  ihren  An- 
stellungen belassen  werden.  Das  Gleiche  gilt  auch  für  die  Angestellten  im 
Post-,  Telegraphen-,  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsdienste,  insoweit  die- 
selben für  die  Aufrechthaltung  des  Verkehres  und  Betriebes  unentbehrlich 
sind."*)  Dabei  wird  zwischen  solchen  Bediensteten  unterschieden,  welche  im 
Mobilisierungsfalle  in  ihren  Zivilanstellungen  dauernd  zu  belassen  sind,  und 
solchen,  welche  bis  zur  Beendigung  der  Mobilisierung  auf  ihren  Dienstes- 
posten verbleiben,  dann  aber  zur  aktiven  Dienstleistung  einzurücken  haben. 

IV.  Die  Dienstpflicht  in  der  Reserve  dauert  beim  Heere  7  Jahre,  bei  der 
Kriegsmarine  5  Jahre,  die  Dienstpflicht  in  der  nichtaktiven  Landwehr  (bei 
den  nichtaktiven  Landesschützen)  für  diejenigen,  welche  nach  voUstreckter 
Reservedienstpflicht  in  die  Landwehr  übersetzt  werden,  2  Jahre,  für  die- 
jenigen al)er,  welche  unmittelbar  in  die  Landwehr  eingereiht  wurden,  regel- 
ni;U»ig  10  Jahre.  Die  Dienstpflicht  in  der  Seewehr  dauert  3  Jahre.^^^j 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  besteht  keine  Landwehrpflicht, 
diifür  aber  eine  9jährige  Reservedienstpflicht ^***) 

V.  Die  Verpflichtung  zur  nichtaktiven  Dienstleistung  endigt  vorbehalt- 
lich der  Landsturmpflicht  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Gesamtdienstpflicht  mit 
dem  81.  Dezember  des  betreffenden  Jahres.^-')  Wehrpflichtigen,  welche  bereits 
gedient  haben,  aber  wegen  Dienstuntauglichkeit  ausgeschieden  und  dann 
als  stellungspflichtig  erneuert  assentiert  wurden,  ist  die  vorher  zurückgelegte 
Dienstpflicht  einzurechnen  und  es  zählt  auf  die  Gesamtdienstpflicht  eine 
Dienstzeit  von  mehr  als  6  Monaten  bis  zu  1  Jahre  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  sie  im  aktiven  oder  nichtaktiven  Verhältnisse  vollstreckt  wurde,  als 
1  volles  Jahr,  wogegen  eine  Dienstzeit  von  weniger  als  6  lilonaten  bei  der 
Berechnung  der  Gesamtdienstpflicht  nicht  berücksichtigt  wird. 

9  11«  Die  Ersatzreservepflieht  und  yerwandte  Formen  der  begttnstijirten 

Milltiirdienstpfllcht. 

I.  Die  Ersatzreservepflicht  ist  eine  eventuelle  Dienstpflicht;  sie  ent- 
hält normalerweise  die  Befreiung  von  der  Einstellung  in  die  Linie  oder  aktive 
Landwehr,  aber  keine  Beendigung  der  Militärdienstpflicht,  sondern  eine  Um- 
gestaltung derselben,  indem  sich  dieselbe  regelmäßig  auf  bestimmte  Ver- 
pflichtungen beschränkt.  Die  eventuelle  Dienstpflicht  kann  sich  aber  in  eine 
aktive  verwandeln,  wenn  das  Bedürfnis  der  Heeresergänzung  die  Ein- 
berufung der  Ersatzmannschaften  erfordert.  Diese  Einberufung  der  Ersatz- 
mannschaften erfolgt  in  der  Regel  nur  im  Kriege  auf  Befehl  des  Kaisers.^^^j 
Unter  besonderen  Verhältnissen  kann  jedoch  ein  Teil  der  Ersatzreserve  des 
Heeres  auch  im  Frieden  zur  aktiven  Dienstleistung  einberufen  werden.  Eine 
solche  Heranziehung  kann  unter  den  Bedingungen  des  Gesetzes  vom 
31.  Mai  1888,  beziehungsweise  des  Gesetzartikels  XVIII  ex  1888  erfolgen 
rllcksiehtlich  der  3  jüngsten  Assentjahrgänge  der  Ersatzreserve  des  Heeres 
und  rücksichtlich  der  2  jüngsten  Assentjahrgänge  der  Ersatzreserve  der 
ungarischen  Landwehr.*^^)  Wenn  nur  eine  teilweise  Heranziehung  der  Ersatz- 
re^erve  notwendig  ist,  so  hat  dieselbe  in  der  Reihenfolge  der  Assentjahr- 
gänge, vom  jüngsten  angefangen,  zu  erfolgen.*^^) 

«<)  W.-G.  §  56.  Ähnlich  p.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  27.  —  225)  ^  .q.  §  8  Punkt  1 
]it.  .//.  Punkt  2  und  3.  —  "S)  p.  w.-G.  f.  B.  n.  d.  H.  §  4  lit.  b).  —  "7)  ;v.-G.  §  52  al.  1. 
-  2:^^  W.-G.  §  12  al.  5.  —  229)  W.-G.  §  5  und  §  12  iil  4,  u.  L.-W.-G.  §  10  al.  4.  — 
2'.  W.-G.  §  12  al.  C. 
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Für  die  Angehörigen  der  Kriegsmarine  besteht  mit  Rticksicht  auf  die 
Air  den  Seekriegsdienst  nicht  za  erreichende  genügende  Ansbildung  der 
Ersatzreservisten  keine  Ersatzreservepflicht 

In  Bosnien  nnd  der  Herzegowina  ist  das  Institat  der  Er3atzreserve 
nicht  eingefiihrt 

IL  Die  regelmäßigen  Verpflichtungen  der  Ersatzreseryisten  sind 
folirende: 

1.  Die  Meldepflicht;  "1) 

2-  die  Verpflichtung  zum  Erscheinen  bei  der  KontroUrer- 
sammlnng;-'-) 

3.  die  Verpflichtung,  sich  der  militärischen  Ausbildung  durch 
8  Wochen  zn  unterziehen.*^^)  Eine  Enthebung  von  dieser  Verpflichtung  ist 
unstatthaft,  die  Bewilligung  eines  Aufschubes  nur  in  Krankheits-  und  sonstigen 
außerordentlichen  Fällen  zulässig; 

4.  die  Verpflichtung,  an  den  vorgeschriebenen  Waffenttbungen  teil- 
zunehmen.'*') Die  Angehörigen  der  Ersatzreserve  des  Heeres  sind  zu  3  Waff'(Mi- 
ttbungen  in  der  Dauer  von  jedesmal  4  Wochen  verpflichtet.  Die  gleiche  Ver- 
pflichtung obliegt  auch  den  Ersatzreservisten  der  Landwehr  und  den  An- 
gehörigen der  Ersatzreserve  der  Landesschtltzen.*^^ )  Die  erste  Waffenttbung 
der  zur  Landwehr,  beziehungsweise  zu  den  Landesschützen  eingereihten 
Ersatzreservisten  kann  auch  sogleich  im  Anschlüsse  an  die  erste  militärische 
Ausbildung  vorgenommen  werden.-^*^ ) 

Jene  Ersatzreservisten,  welche  ausnahmsweise  zur  aktiven  Dienst- 
leistung im  Frieden  herangezogen  werden,  haben  auf  die  Einrechnung  der 
aktiven  Dienstzeit  als  WafienUbung  keinen  Anspruch. ^^~)  Dagegen  zählt 
jede  Einberufung  eines  Ersatzreservisten  zur  Ergänzung  des  Heeres  auf 
den  Eriegsstand  demselben  als  eine  Wafienübung.  wenn  er  bei  dem  Truppen- 
körper, zu  welchem  er  einzurücken  hatte,  tatsächlich  in  die  Dienstleistunjc 
getreten  ist.-^**» 

5.  Außerdem  unterliegen  die  Ersatzreservisten  bei  Reisen  im  Interesse 
der  Evidenzhaltung  ähnlichen  Beschränkungen  wie  die  nichtaktiven  Per- 
sonen."-*) 

Zur  Verehelichung  bedürfen  sie  keiner  militärbehördlichen  Bewilli- 
gung.**®) 

In  bürgerlichen  Verhältnissen  sind  sie  den  Zivilgerichten 
und  Zivilbehörden  unterworfen.**^ 

III.  Die  Ersatzreservepflicht  dauert  im  Heere  für  die  unmittelbar  in 
dieselbe  Eingereihten  10  Jahre,  bei  der  Landwehr  ftlr  die  unmittelbar  Ein- 
gereihten 12  und  für  die  aus  der  Ersatzreserve  des  Heeres  Übersetzten 
2  Jahre.-*- 1  Soldaten,  welche  aus  irgend  einem  Grunde  aus  einem  anderen 
militärischen  Dienstpflichtverhältnisse  in  die  Ersatzreserve  oder  umgekehrt 
gelangen,  haben  in  dem  betreffenden  Dienstptlichtverhältnisse  —  bei  Auf- 
rechthaltung der  Gesamtdienstptticht  —  die  ihrem  Assentjahrgange  ent- 
*iprechende  Dien>t7Ant  zu  vollstrecken. 

^"»MV.-G.  §  62  al  1.  —  "^)  W.-G.  §  55.  —  '=\)  W.-(;.  §  12  al.  3,  L.-V.-G.  f.  T. 
u.  V.  §  12  al.  2.  —  *»<)  W.-G.  §  54  al.  1  ULd  3.  —  ^'^)  W -G.  §  '4  .^rhlnUalinea,  L.V.-C;. 
f  T.  u.  V.  §  12  al.  2.  ^'^;  Ö.  L.  \V.-(;.  §  4  al.  3,  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  13  al.  5.  — 
^^'  §  2  dos  (iiM'tzes  vom  31.  Mai  1^>^,  lK'zü*hunfr>\\fi>t»  <l*s  XVIII.  G.-A.  ex  1>^'^ 
Ar?,  a  contrario  .  —  "^  W.-G.  §  54  al.  3  und  7.  —  2-'.  W.-G  §  02  aL  I,  -  '»^  WA',. 
§  ».1  SchliUalinoa.  —  211    yf  .q  §  ^52  al.  1,  —  -*2    y\  .^;   §  ^  p^jj^t  1  Ht.  bi  und  PuiAt  X. 
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rV.  Die  ErsatzreBervepflicht  obliegt:"') 

1.  Den  Mindertanglichen.  Dieselben  sind  sofort  bei  der  Assentierung 
in  die  Ersatzreserve  einzuteilen.^^) 

2.  Den  Überzähligen.  Dieselben  gelangen  erst  nach  vollständiger 
Deckung  des  Rekrutenkontingents  in  die  Ersatzreserve.^^^) 

In  Bosnien  nnd  der  Herzegowina  sind  die  nach  Deckung  des 
Ergänzungsbedarfes  in  einem  jeden  Stellungsbezirke  erübrigenden  Wehr- 
pflichtigen der  drei  ersten  Altersklassen  als  Überzählige  bis  zur  nächsten 
Stellung  nach  Hause  zu  entlassen  und  erst  die  tlberzähligen  Wehrpflichtigen 
der  4.  Altersklasse  zur  Reserve  mit  einer  Dienstpflicht  bis  zum  vollendeten 
32.  Lebensjahre  zu  assentieren."^) 

3.  Außerdem  genießen  den  Anspruch  auf  eine  privilegierte  Erfüllung 
der  Militärdienstpflicht  durch  Einreihung  in  die  Ersatzreserve: ^^^) 

a)  Kandidaten  und  in  Ungarn  Zöglinge  des  geistlichen 
Standes,  dann  ausgeweihte  Priester  jeder  gesetzlich  anerkannten 
Kirche  und  Religionsgesellschaft.^^^)  Dieselben  sind,  wenn  sie  zur  Zeit  der 
Stdlung  sich  in  diesem  Verhältnisse  befinden  und  assentiert  werden,  über 
ihr  Ansuchen  in  die  Ersatzreserve  einzuteilen.  Außerdem  sind  die  Kandidaten 
zur  Fortsetzung  der  theologischen  Studien  im  Frieden  und  im  Kriege  von 
jedem  Präsenzdienste,  von  der  militärischen  Ausbildung,  von  den  Waffen- 
Qbnngen  und  von  der  Teilnahme  an  den  Kontrollversammluugen  enthoben. 

Die  gleiche  Begünstigung  vnrd  zuerkannt: 

aa)  Jenen,  welche  zur  Zeit  der  Einreihung  (am  1.  Oktober)  entweder 
die  theologischen  Studien  beginnen  oder  Novizen  eines  geistlichen  Ordens  sind; 

bb)  jenen,  welche  nach  vollstrecktem  Fräsenzdienste  in  die  theologi- 
schen Studien  eintreten  oder  dieselben  fortsetzen  und  sich  dem  geistlichen 
Stande  widmen  wollen. 

Nach  Erhalt  der  Priesterweihe,  beziehungsweise  nach  erfolgter  Anstel- 
lung in  der  Seelsorge  werden  sie  aus  dem  Stande  der  Ersatzreserve  in  die 
Evidenz  derselben  übersetzt. 

Alle  ausgeweihten  Priester  und  Seelsorger  sind  während  ihrer  Dienst- 
pflicht bloß  in  der  Evidenz  der  Ersatzreserve  zu  führen  und  können  im 
Mobilisierungsfalle  innerhalb  ihrer  Dienstpflicht  zum  Seelsorgedienste  für  die 
bewafinete  Macht  verwendet  werden.  Da  der  Bedarf  an  Seelsorgern  bei  der 
Armee  ein  verhältnismäßig  geringer  ist,  so  besteht  ftlr  die  Kandidaten  und 
Angehörigen  des  geistlichen  Standes  in  Österreich-Ungarn  tatsächlich  eine 
fast  völlige  Befreiung  von  der  Militärdienstpflicht 

Diejenigen,  welche  vor  Erhalt  der  höheren  Weihen  den  geistlichen 
Beruf  aufgeben,  sovne  Kandidaten  des  geistlichen  Standes,  welche  in  einer 
von  den  beteiligten  Ministem  festzusetzenden  Zeit  ein  geistliches  Amt  nicht 
erlangen,  sind,  insofeme  sie  nicht  ihrer  Losreihe  nach  oder  als  Minder- 
taugliche der  Ersatzreserve  angehören,  aus  derselben  auszuscheiden  und 
ZOT  sofortigen  Ableistung  des  gesetzlichen  Präsenzdienstes  verpflichtet 
Bleiben  sie  ihrer  Losreihe  nach  in  der  Ersatzreserve,  so  sind  sie  sofort  der 
militärischen  Ausbildung  beizuziehen. 

^  W.O.  §  18.  -  «♦)  W.-G.  §  38  al.  7.  —  »45)  y^..q,  §  15  »i  4.  _  246)  p.  ^..CL 
1  B.  u.  d.  H.  §  15  Schlufialinea.  —  '^^  Vergl.  über  den  früheren  BechtszuBtand: 
&  2L  t  V.  1872^  Nr.  89,  S.  158  (Die  der  Ersatzreserve  zar  Evidenzhaltung  zagewiesenen 
HüitKrpfiichtigen)  sowie  1881,  Nr.  46,  S.  189  und  Nr.  51,  S.  209  (Zeitliche  Befreiung  aus 
FamilienrttckBichten).  —  ^«)  W.-G.  §  31. 

Sebmid,  Das  Heeresrecht  der  österr.-ung.  Monarchie.  6 


82 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  sind  von  der  Verpflichtung  zum 
Eintritt  in  die  bewaffnete  Macht  während  der  Dauer  der  Stellungspflicht  in 
der  ersten  bis  dritten  Altersklasse  jene  Kandidaten  des  geistlichen  Standes 
jeder  gesetzlich  anerkannten  Kirche  und  Religionsgesellschaft  z  e  i  1 1  i  c  h  b  e  f  r  e  i  t, 
welche  nachweisen,  daß  sie  den  geistlichen  Studien  an  einer  vom  gemein- 
samen Ministerium  bezeichneten  Lehranstalt  mit  regelmäßigem  Fortgange 
obliegen.  Bei  der  Stellung  in  der  vierten  Altersklasse  sind  derlei  Wehr- 
pflichtige mit  einer  Reservedienstpflicht  bis  zum  vollendeten  32.  Lebensjahre 
zu  assentieren.  Sie  sind  jedoch  von  der  Einrückung  zur  Dienstleistung  im 
Mobilisierungsfalle  dann  enthoben,  wenn  sie  sich  auch  während  der  Reserve- 
dienstpflicht in  den  bezeichneten  Verhältnissen  beflnden  und  sich  hierüber 
alljährlich  bei  der  Ergänzungsbehörde  erster  Instanz  ausweisen.**^) 

Ausgeweihte  Priester  und  Seelsorger  aller  gesetzlich  anerkannten 
Kirchen  und  Religionsgesellschaften  und  die  bereits  früher  erwähnten  geist- 
lichen Funktionäre  und  Richter  der  Mohammedaner,  welche  vom  persönlichen 
Erscheinen  bei  der  Stellung  enthoben  werden,  sind  von  der  Verpflichtung 
zum  Eintritte  in  die  bewafl^nete  Macht  bleibend  befreit  Verlieren  aber 
diese  Wehrpflichtigen  die  geistliche  Würde  oder  geben  sie  den  geistlichen 
Dienst  auf,  so  unterliegen  sie  der  gesetzlichen  Wehrpflicht,  nach  dem  Aus- 
tritte aus  der  4.  Altersklasse  aber  der  Reservepflicht  bis  zum  vollendeten 
32.  Lebensjahre.*^«) 

h)  Unterlehrer  und  Lehrer  an  allgemeinen  Volksschulen,   Bürger 
schulen   und   Lehrerbildungsanstalten   sowie   an   öfientlichen   Taubstummen 
und   Blindenanstalten,   in  Ungarn   Lehramtskandidaten  der  Elementar 
und  höheren  Volksschulen,   Bürgerschulen  und  Lehrerbildungsanstalten  und 
Lehrer   an   diesen   Volksunterrichtsanstalten    sowie    an   öffentlichen   Taub- 
stummen-, Blinden-  und  Idiotenanstalten,   dann  die  befähigten  und  tatsäch- 
lich angestellten  Kleinkinderbewahrer.^^^)  Dieselben  sind,  wenn  sie  sich 
zur  Zeit  der  Stellung  in  einem  dieser  Verhältnisse  befinden   und  assentiert 
werden,  in  die  Ersatzreserve  einzuteilen.  Der  militärischen  Ausbildung  sind 
sie  zu  einer   den  Unterricht   am  wenigsten   störenden  Zeit  (in  den  Schul- 
ferien) beizuziehen.    Von   der  ausnahmsweisen    aktiven   Dienstleistung    im 
Frieden  sind  sie  befreit.*^*) 

Während  der  Dauer  eines  eintretenden  Lehrerniangekan  den  allgemeinen 
Volks-  und  Bürgerschulen  sind  Zöglinge  der  Lehrerbildungsanstalten, 
welche  am  1.  März  jenes  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung  erfolgt,  dem 
letzten  Jahrgange  einer  Lehrerbildungsanstalt  angehören  oder  in  Ungarn 
ihre  Studien  an  einer  Lehrerbilaungsanstalt  für  Bürgerschullehrer  fortsetzen, 
im  Falle  ihrer  Assentierung  im  Frieden  zur  Vollendung  ihrer  Studien  vor- 
behaltlich ihrer  Einberufung  im  Mobilisierungsfalle  zu  beurlauben.  Haben 
sie  dann  bei  regelmäßigem  Studienfortgang  die  Lchramtsstudien  mit  Erfolg 
beendigt  und  eine  systemisierte  Lehrstelle  an  einer  Volks-  und  Bürgerschule 
erhalten,  so  ist  ihnen  die  erwähnte  Begünstigung  definitiv  zuzuerkennen. 
Zöglinge  der  Lehrerbildungsanstalten,  welche  diese  Nachweise  nicht  recht- 
zeitig liefern,  sind  sofort  zur  Ableistung  des  ihnen  gesetzlich  obliegenden 
Präsenzdienstes,  beziehungsweise   zur  militärischen  Ausbildung  beizuziehen. 

Unterlehrer  und  Lehrer,  in  Ungarn  Lehramtskandidaten  und  Lehrer, 
welche  während  ihrer  Dienstpflicht  den  Lehrberuf  aufgeben,  sind,  insoferne 

»^»)  pTw.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  12  Punkt  1.  —  «»oj  p.  ^.(j  f  ^  „.  a.  H.  §  11 
Punkt  1  und  al.  2.  —  ^^)  W.-G.  §  32.  —  "2)  q,  yom  31.  Mai  1888,  beziehungsweiJ'e 
u.  G.-A.  XVIII  ex  1888  §  1  al.  2. 


83 

me  nicht  nach  ihrer  Losreihe  oder  als  Mindertaugliche  der  Ersatzreserve  ange- 
hören, ans  derselben  auszuscheiden  und  zur  sofortigen  Ableistung  des  gesetz- 
lichen Pdisenzdienstes  verpflichtet. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  sind  Lehrer  und  bei  den  Moham- 
medanern Hod^as,  welche  in  dieser  Eigenschaft  in  Gemäßheit  der  Schul- 
gesetze an  einer  Volksschule  angestellt  sind,  von  dem  Eintritte  in  die 
bewaiTnete  Macht  bleibend  befreit***)  Die  gleiche  Begünstigung  genießen 
in  den  beiden  Ländern  auch  diplomierte  Ärzte,  Tierärzte  und  Apotheker, 
welche  mit  Bewilligung  der  Landesregierung  ihren  Beruf  daselbst  austlben. 
Geben  diese  Funktionäre  ihren  Beruf  auf,  so  sind  sie  in  der  gleichen  Weise 
wie  derlei  Priester  und  Seelsorger  zur  Wehrpflicht  heranzuziehen.***) 

Die  Schüler  der  Lehrerbildungsanstalten  für  Volksschulen,  dann  die 
in  den  Studien  stehenden  Mediziner,  Veterinäre  und  Pharmazeuten  sind 
nach  der  Beihe  der  Altersklassen  und  des  Loses  zu  behandeln;  werden  sie 
assentiert,  so  bleiben  sie  im  Frieden  wie  im  Kriege  von  der  aktiven 
Dienstleistung  insolange  enthoben,  als  sie  ihren  Studien  an  einer  vom 
gemeinsamen  Ministerium  bezeichneten  Lehranstalt  mit  regelmäßigem  Studien- 
fortgang  obliegen  und  sich  hierüber  alljährlich  bei  der  militärischen  Ergän- 
znngsbehörde  erster  Instanz  ausweisen.***) 

c)  Besitzer  ererbter  Landwirtschaften.**®)  Dieselben  sind,  wenn 
sie  auf  denselben  den  ordentlichen  Wohnsitz  haben,  die  Bewirtschaftung  selbst 
besorgen  und  das  Grunderträgnis  der  Whrtschaft  zur  selbständigen  Erhaltung 
einer  Familie  von  5  Personen  ausreicht,  ohne  das  Vierfache  eines  solchen 
Ertrages  zu  überschreiten,  in  die  Ersatzreserve  einzuteilen.  Von  der  aus- 
nahmsweisen  aktiven  Dienstleistung  im  Frieden  sind  sie  gleichfalls  befreit**^) 
Auf  den  Zeitpunkt,  in  welchem  die  den  Anspruch  begründenden  Verhältnisse 
eingetreten  sind,  kommt  es  im  allgemeinen  nicht  an.  Wo  noch  Hauskom- 
manionen  bestehen  (wie  in  Kroatien  und  Slavonien),  ist  den  Eigentümlich- 
keiten dieses  Verhältnisses  Rechnung  zu  tragen  und  insbesondere  zu  erwägen, 
ob  die  betreffenden  Wehrpflichtigen  nicht  infolge  des  Vorhandenseins  anderer 
militärfreier  und  arbeitsfähiger  männlicher  Kommunionsmitglieder  bei  der 
Bewirtschaftung  der  Hauskommunion  entbehrt  werden  können.  Diejenigen, 
welche  den  Titel  zu  dieser  Begünstigung  verlieren,  sind,  insoferne  sie  nicht 
der  Losreihe  nach  oder  als  Mindertaugliche  der  Ersatzreserve  angehören, 
aus  derselben  auszuscheiden  und  zur  sofortigen  Ableistung  des  dem  betrefienden 
Assen^ahrgange  eventuell  noch  obliegenden  Präsenzdienstes  verpflichtet. 

d)  Die  in  Berücksichtigung  ihrer  Familienverhältnisse  Be- 
günstigten,**®) nämlich: 

aa)  Der  einzige  Sohn  eines  erwerbsunfähigen  Vaters  oder  einer  ver- 
witweten Mutter  oder  in  dessen  Ermanglung  der  einzige  Eidam,  wenn  die 
Verhältnisse,  welche  den  Anspruch  des  letzteren  begründen,  nicht  schon  zur 
Zeit  seiner  Verehelichung  bestanden  haben; 

bb)  nach  dem  Tode  des  Vaters  der  einzige  Enkel  eines  erwerbs- 
unfähigen Großvaters  oder  einer  verwitweten  Großmutter,  wenn  sie  keinen 
Sohn  haben; 

cc)  der  einzige  Bruder  oder  Halbbruder  ganz  verwaister  Geschwister 
sowie  der  einzige  Halbbruder  vaterloser  Geschwister. 

»»)  P.  W.-O.  f.  B.  u.  d,  H.  8  11  Punkt  8.  —  ^)  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  11 
Punkt  2  nnd  al.  2.  —  »*)  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  12  Punkt  2.  —  »«)  W.-G.  §  33.  — 
—  »')  G.  vom  31.  Mai  1888,  beziehungsweise  u.  G.-A.  XVIII  ex  1888  §  1  al.  2.  — 
*»)  W.'G.  8  U. 
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Es  hat  jedoeh  nnr  jener  einzige  eheliche  and  leibliche  Sohn,  Enkel 
eder  Binder,  beziehanggweise  jener  dnzige  Eidam  den  Anspruch,  von  dem 
die  Erhaltung  Beiner  Eltern,  Großeltern  oder  Geschwister,  beziehungsweise 
Bchwiegereltan  abhängt  und  der  diese  Verbindlichkeit  auch  erflUlt 

Einem  nnehelichen  Sohne  kommt  die  gleiche  Begünstigung  zu,  wenn 
von  ihm  die  Erhaltung  seiner  leiblichen  Mutter  abhängt  und  er  diese  Ver- 
bindlichkeit auch  erAlllt 

Unter  derselben  Bedingung  wird  gleich  einem  einzigen  Sohne,  Enkel 
oder  Bruder,  beziehungsweise  Eidam  auch  deijenige  behandelt,  dessen  einziger 
Bruder  oder  übrige  Brüder,  beziehungsweise  Schwäg^ 

aj  in  der  Linien-  oder  aktiven  Landwehrdienstpflicht  stehen  oder 
nach  dem  Gesetze  vom  31.  Mai  1888,  beziehungsweise  nach 
XVUI  ex  1888  zur  aktiven  Diensüeistung  beigezogen  sind, 
in  allen  Fällen  vorausgesetzt,  daß  sie  sich  nicht  im  Demrtionsverhältnisse 
befinden,  oder 

ß)  jünger  als  18  Jahre,  oder 

y)  wegen  unheilbarer  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  zu  jedem 
Erwerbe  unfähig  sind. 

Die  genannten  Personen  sind  im  Falle  der  Assentierung  vom  regel- 
mäßigen Präsenzdienste  im  Frieden  zu  entheben  und  in  die  Ersatzreserve 
einzuteilen.  Außerdem  sind  sie  von  der  ausnahmsweisen  aktiven  Dienst- 
leistung im  Frieden  befreit.***) 

Verlieren  sie  den  Enthebungstitel  oder  unterlassen  sie  die  Bedingungen 
desselben  zu  erfüllen,  so  sind  sie,  insofeme  sie  nicht  ihrer  Losreihe  nach 
oder  als  Mindertaagliche  der  Ersatzreserve  angehören,  aus  derselben  aus- 
zuscheiden und  zur  sofortigen  Ableistung  des  Uirem  Assentjahrgange  even- 
tuell noch  obliegenden  Präsenzdienstes  verpflichtet 

In  jenen  Fällen,  wo  ein  Ansprach  auf  die  erwähnte  Begflnstignng 
zwar  nicht  besteht,  aber  ganz  besonders  berflcksichtigenswttrdige  Familien- 
verhältnisse obwalten,  können  die  betreffenden  Personen  nach  erfolgter 
militärischer  Ausbildang  fttr  die  Dauer  des  Friedens  vorzeitig  und  danemd 
beurlaubt  werden.  Sie  sind  sodann  während  ihrer  Präsenzdienstpflicht  nur  noch 
zum  Erscheinen  bei  den  EontroUversammlungen,  später  aber  auch  zur 
Teilnahme  an  den  Waffenttbungen  verpflichtet.  Diese  Personen  sind  dann 
auch  von  der  ausnahmsweisen  aktiven  Dienstleistung  im  Frieden  befreif  ^) 

Heeresdienstpflichtige  oder  landwehrpflichtige  Personen,  welche  in  eines 
der  in  den  Punkten  a) — cj  erwähnten  Verhältnisse  gelangen  oder  sich 
bereits  zur  Zeit  ihrer  Assentierung  in  einem  dieser  Verhältnisse  befanden, 
den  betreffenden  Titel  jedoch  nicht  geltend  gemacht  haben,  sind  fbr  die 
Dauer  dieses  Verhältnisses  in  die  Ersatzreserve  zu  übersetzen.  Eine  dauernde 
Beurlaubung  von  Soldaten,  welche  einen  Anspruch  auf  die  Obersetzung  in 
die  Ersatzreserve  aus  Familienrücksichten  nicht  besitzen,  deren  Familien- 
verhältnisse jedoch  einer  besonderen  Berücksichtigung  würdig  erscheinen, 
soll  von  Amts  wegen  nur  dann  in  Erwägung  gezogen  werden,  wenn  sich  bei 
der  Verhandlung  über  den  erhobenen  Begünstigungsanspruch  herausstellt, 
daß  ein  solcher  zwar  nicht  besteht,  aber  besonders  berücksichtigenswürdige 
Familienverhältnisse  vorhanden  sind. 

Den  im  zweiten  Präsenzdienstjahre  stehenden  Landesschützen  kann 

^^)  6.  vom  31.  Mai  1888,  beziehungsweise  u.  G.-A.  XVUI  ex  1888  §  1  sL  2.  — 
^')  Ib. 
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eine  zeitliche  oder  dauernde  Beurlaubung  nicht  nur  aus  Familiengrttnden, 
sondern  auch  aus  anderen  berücksichtigenswerten  Gründen  gewährt  werden.^^^; 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  sind  aus  Familienrücksichten 
von  dem  Eintritte  in  die  bewaffnete  Macht  zeitlich  befreit:'^') 

aa)  Der  einzige  Sohn  oder  in  dessen  Ermanglung  der  einzige  Schwieger- 
sohn eines  70  Jahre  alten  oder  eines  erwerbsunfähigen  Vaters  oder  einer 
verwitweten  Mutter. 

Wenn  die  Ehe  nach  Kundmachung  des  provisorischen  Wehrgesetzes 
geschlossen  wurde,  gilt  diese  Bestimmung  für  den  einzigen  Schwiegersohn 
nur  dann,  wenn  ihm  zu  der  Eheschließung  die  Bewilligung  der  Landes- 
regiernng  erteilt  worden  ist  und  die  eine  Befreiung  begründenden  Verhältnisse 
nicht  schon  zur  Zeit  der  Verehelichung  bestanden  haben; 

Ih)  nach  dem  Tode  des  Vaters  der  einzige  Enkel  eines  70  Jahre 
alten  oder  eines  erwerbsunfähigen  Großvaters  oder  einer  verwitweten  Groß- 
mutter, wenn  sie  keinen  Sohn  haben; 

cc)  ein  Bruder  ganz  verwaister  Geschwister. 

Es  hat  jedoch  der  einzige  leibliche  Sohn,  Enkel  oder  Bruder  und 
beziehungsweise  Schwiegersohn  nur  in  dem  Falle  Anspruch  auf  Befreiung, 
wenn  hievon  die  Erhaltung  seiner  Eltern,  Großeltern  oder  Geschwister  abhängt 
und  er  diese  Verbindlichkeit  auch  erfüllt. 

Einem  unehelichen  Sohne  kommt  der  gleiche  Anspruch  nur  zu,  wenn 
von  dessen  Befreiung  die  Erhaltung  seiner  Mutter  abhängt  und  er  diese 
V^bindlichkeit  auch  erfliUt. 

Unter  gleichen  Bedingungen  sind  mit  dem  einzigen  Sohne,  Enkel  oder 
Bruder  zum  gleichen  Ansprüche  auch  diejenigen  als  berechtigt  zu  betrachten, 
deren  einziger  Bruder  oder  mehrere  Brüder 

a)  in  der  Linien-  oder  Reservedienstpflicht  stehen; 

ß)  jünger  als  18  Jahre  oder 

'/)  wegen  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen  zu  jedem  Erwerbe 
onfähig  sind; 

dd)  derjenige,  welcher  sich  nach  der  Kundmachung  des  provisorischen 
Wehrgesetzes  vor  vollständiger  Erfüllung  der  Stellungspflicht  verehelicht, 
aber  zu  dieser  Eheschließung  die  Bewilligung  der  Landesregierung  erhalten 
hat.  Wenn  er  mit  seiner  Frau  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebt,  diese  seine 
Fran  keinen  erwerbsfähigen  Vater,  Bruder  oder  Schwiegervater  hat,  er  für 
ihre  Erhaltung  unentbehrlich  ist  und  die  diese  Begünstigung  begründenden 
Verhältnisse  nicht  schon  zur  Zeit  der  Verehelichung  bestanden  haben,  so 
erlangt  er  im  Falle  seiner  Assentierung  den  Anspruch  auf  die  dauernde 
Beurlaubung  für  die  Zeit  des  Friedens. 

Die  vor  der  Kundmachung  des  provisorischen  Wehrgesetzes  verehe- 
lichten Wehrpflichtigen  wurden  in  der  gleichen  Weise  behandelt,  wenn  sie 
entweder  in  ehelicher  Gemeinschaft  lebten,  die  Frau  keinen  erwerbsfähigen 
Vater,  Bruder  oder  Schwiegervater  hatte  und  sie  für  ihre  Erhaltung  unent- 
behrlich waren  oder  wenn  nach  dem  Tode  der  Frau  mindestens  1  Kind 
am  Leben  war,  welches  von  dem  Betreffenden  erhalten  wurde.  Diejenigen 
Wehrpflichtigen,  welche  sich  vor  der  Kundmachung  des  Gesetzes  verehelicht 
hatten,  bei  welchen  aber  die  den  Befreiungsanspruch  begründenden  Ver- 
hältnisse nicht  vorlagen,  wurden  nach  der  Reihe  der  Altersklassen  und  des 
Loses  behandelt,  sollten  aber  im  Falle  ihrer  Assentierung,  wenn  sie  in  ehe- 

»>)  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  10  al.  3.  -  ^^  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  13. 
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lieher  Gemeinschaft  lebten,  zur  aktiven  Dienstleistang  nur  dann  herangezogen 
werden,  wenn  der  Ergänzungsbedarf  durch  alle  anderen  zum  Fräsenzdienste 
Verpflichteten  des  betreffenden  Assentjahrganges  nicht  gedeckt  werden  konnte. 

Wenn  die  Familien-  nnd  Besitzverhältnisse  eines  Assentierten  den 
Bedingungen  für  die  Militärentlassung  nicht  vollkommen  entsprechen,  immer- 
hin aber  besondere  Berücksichtigung  verdienen,  kann  die  Beurlaubung 
derselben  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  dauernd,  immer  aber  nur  für  die 
Zeit  des  Friedens  bewilligt  werden.*®') 

Die  Ansprüche  auf  die  erwähnten  Begünstigungen  in  der  Erflillung 
der  ]i[ilitärpflicht  sind  regelmäßig  während  der  Dauer  der  Stellungspflicht 
alljährlich  in  den  Monaten  Jänner  und  Februar  bei  den  politischen  Bezirks- 
behörden, in  Ungarn  bei  den  Bezirksbeamten,  spätestens  aber  zur  Zeit  der 
Hauptstellung  bei  der  Stellungskommission  geltend  zu  machen  und  nach- 
zuweisen. 

Die  Gesuche  um  Enthebung  vom  regelmäßigen  Präsenzdienste  im 
Frieden  aus  Familienrücksichten  sind  von  Seite  der  unterstützungsbedürftigen 
Angehörigen  einzubringen.  Doch  können  auch  jene  Stellungspflichtigen, 
welche  um  die  Bewilligung  zur  Stellung  außerhalb  des  zuständigen  Bezirkes 
ansuchen,  gleichzeitig  den  Anspruch  auf  die  Begünstigung  als  Familien* 
erhalter  geltend  machen  und  nachweisen.  Angehörige  von  Soldaten,  welche 
in  die  eine  Begünstigung  begründenden  Verhältnisse  gelangen,  haben  die 
Gesuche  ebenfalls  bei  der  politischen  Bezirksbehörde,  beziehungsweise  beim 
Bezirksbeamten  einzubringen.  Das  Gleiche  gilt  auch  von  Angehörigen  solcher 
Soldaten,  welche  sich  bereits  zur  Zeit  der  Assentierung  in  diesen  Verhältnissen 
befanden. 

Die  Entscheidung  erfolgt  von  der  zuständigen  Stellnngskommission,*®^) 
und  zwar  entscheidet  der  Vertreter  der  politischen  Behörde  nach  gutacht- 
licher Äußerung  seitens  der  Vertreter  des  Heeres  und  der  Landwehr.  Gegen 
die  Zuerkennung  der  Begünstigung  steht  den  Vertretern  des  Heeres  und 
der  Landwehr  die  Einsprache  zu.  Infolge  einer  solchen  Einsprache,  die  als 
interner  Amtsvorgang  zu  betrachten  und  der  Partei  daher  nicht  mitzuteilen 
ist,**^)  devolviert  die  Entscheidung  an  die  höhere  Instanz.  In  Österreich 
entscheidet  dann  die  politische  Landesstelle  im  Einvernehmen  mit  dem 
Militärterritorial-,  beziehungsweise  Landwehrkommando.  In  Ungarn  ist  der 
Akt  im  Wege  der  Jurisdiktion  dem  Landesverteidigungsministerium  vor- 
zulegen, welches,  wenn  die  Einsprache  vom  Vertreter  des  Heeres  erhoben 
wurde,  von, seiner  Entscheidung  das  Militärterritorialkommando  verständigt. 
Wird  in  Osterreich  ein  Einvernehmen  nicht  erzielt,  so  wird  über  die 
Einsprache  vom  Ministerium  für  Landesverteidigung  und,  insofeme  die 
Einsprache  vom  Vertreter  des  Heeres  erhoben  wurde,  im  Einvernehmen  mit 
dem  Reichskriegsministerium  entschieden.  Wenn  in  Ungarn  die  Militär- 
territorialbehörde der  Entscheidung  des  Landesverteidigungsministeriums 
nicht  zustimmen  kann,  so  entscheidet  der  Landesverteidigungsminister  im 
Einvernehmen  mit  dem  Keichskriegsminister. 

Wird  der  Wehrpflichtige  mit  seinem  Ansuchen  abgewiesen,  so  kann 
er  binnen  14  Tagen  bei  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  Berufung 
einlegen.  Hierüber  entscheidet  dann  in  Österreich  die  politische  Landesstelle 

»')  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  29  Schlußalinea.  —  ^}  W.-G.  §  34  al.  10,  welche 
Bestimnmnir  zunächst  nur  die  Begünstigungen  aus  Familienrücksichten  betrifft.  —  ***J  O. 
Z.  f.  V.  Ib91,  Nr.  51,  S.  237  und  238. 
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nnd  im  weiteren  Instanzenzage  das  Ministerium  fttr  Landesverteidigung,  an 
welches  binnen  4  Wochen  Berufung  gegen  abweislichc  Beseheide  der  poli- 
tischen Landesstellen  eingelegt  werden  kann.  In  Ungarn  ist  der  Akt  im 
Wege  der  Jurisdiktion  dem  Landesverteidigungsministerium  zur  Entscheidung 
vorzulegen. 

Handelt  es  sich  um  eine  Begtlnstigung  aus  Familienrücksichten,  so 
sind  jene  männlichen  Angehörigen,  von  deren  ärztlicher  Untersuchung  die 
Beurteilung  ihrer  Erwerbsfähigkeit  abhängt,  grundsätzlich  zum  persönlichen 
Erseheinen  vor  der  Stellungskommission  verpflichtet,  wovon  nur  bei  notorischer 
Erwerbsunfähigkeit  abgesehen  wird.  Der  Einspruch  steht  in  diesem  Falle 
in  Osterreich  auch  den  Eommissionsmitgliedern  der  Bezirks-,  beziehungs- 
weise Gemeindevertretung  zu,  welche  denselben  sofort  geltend  zu  machen 
haben.  In  Ungarn  sind  die  Vertrauensmänner  wenigstens  zu  hören.  Wird 
gegen  den  die  Begünstigung  zuerkennenden  Bescheid  der  politischen  Behörde 
infolge  einer  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  die  Erwerbsfähigkeit  eines 
in  Betracht  kommenden  männlichen  Angehörigen  militärischerseits  oder  durch 
die  Eommissionsmitglieder  der  Bezirks-,  beziehungsweise  Gemeindevertretung 
Einsprache  erhoben,  so  hat  die  politische  Bezirksbehörde  die  Vorführung  des 
Betreffenden  vor  die  Überprüfungskommission  zu  veranlassen  und  es  entscheidet 
anf  Grund  des  Befundes  der  Uberprüfungskommission  in  Osterreich  die 
politische  Landesstelle,  in  Ungarn  der  Landesverteidigungsminister.  Erfolgte 
eine  abweisliche  Entscheidung  aus  dem  Grunde,  weil  ein  männlicher  Ange- 
höriger als  erwerbsfähig  erklärt  wurde,  so  hat  die  politische  Landesstelle, 
beziehungsweise  in  Ungarn  der  Landesverteidigungsminister  zu  entscheiden, 
ob  das  Gutachten  der  Uberprüfungskommission  einzuholen  ist.  Berufungen 
der  Parteien,  wozu  vor  allem  die  Familienangehörigen  legitimiert  sind,^^^) 
sind  binnen  14  Tagen  einzubringen.  Dieselben  werden  in  Osterreich  von 
den  dazu  delegierten  politischen  Landesstellen,  in  Ungarn  vom  Landes- 
verteidignngsminister,  an  den  sie  im  Wege  der  Jurisdiktionen  gelangen, 
entschieden.  Gegen  ein  von  diesen  Instanzen  bestätigtes  Erkenntnis  findet 
eine  weitere  Berufung  nicht  statt. 

Wird  ein  Ansuchen  um  dauernde  Beurlaubung  von  solchen  Soldaten 
gestellt»  welche  keinen  Anspruch  auf  die  Übersetzung  in  die  Ersatzreserve 
ans  Familienrücksichten  besitzen,  deren  Familienverhältnisse  jedoch  einer 
besonderen  Berücksichtigung  würdig  erscheinen,  so  entscheidet  über  ein 
solches  Ansuchen  nach  erfolgter  Assentierung  in  erster  Instanz  der  Vertreter 
des  Heeres,  hinsichtlich  der  unmittelbar  für  die  Landwehr  Assentierten  der 
Vertreter  der  Landwehr.  Wenn  die  Stellung  nicht  vor  der  zuständigen 
Stellungskommission  erfolgt  oder  das  Ansuchen  erst  nach  erfolgter  Assen- 
tierung gestellt  wird,  so  ist  das  Gesuch  bei  der  politischen  Bezirksbehörde, 
beziehungsweise  beim  Bezirksbeamten  einzubringen  und  sodann  an  die 
militärische  Ergänzungsbehörde  erster  Instanz  zur  Entscheidung  zu  leiten. 

Eine  Rechtskraft  wird  den  Entscheidungen  über  Begünstigungen  in 
der  Erfüllung  der  Militärdienstpflicht  nicht  unbedingt  beigemessen  werden 
können.  Wird  daher  der  Anspruch  nur  in  beschränktem  Maße  zuerkannt,  so 
bleibt  zwar  der  Bewerber  an  die  Entscheidung  gebunden,  aber  nicht  die 
Staatsverwaltung,  vielmehr  ist  während  der  ganzen  Dauer  der  Wehrpflicht 
de*  Bewerbers  im  öffentlichen  Interesse  die  Untersuchung  darül)er  zulässig, 

56!»^  Vergl.  hierüber  Tczner,  Handbuch  des  österreichischen  Administrativvcr- 
fahrcns  (1896),  welcher  nur  die  ADgehürigen  als  legitimiert  betrachtet. 
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ob  nicht  die  Begünstigung  selbst  in  dem  beschränkten  Umfange  irrtttmlich 
gewährt  wurde,  beziehungsweise  ob  eine  solche  tlberhaupt  hätte  eintreten  sollen. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  ist  das  Verfahren  über  die 
Behandlung  der  Begttnstigungsansprttche  im  allgemeinen  analog,  jedoch 
unter  entsprechender  Bedachtnahme  auf  den  dortigen  Behördenorganismus 
geregelt.**') 

Der  Fortbestand  des  Grundes  der  Begünstigung  muß  von  den  Kandi- 
daten und  in  Ungarn  von  den  Zöglingen  des  geistlichen  Standes  während 
der  Dauer  der  gesamten  Dienstpflicht  in  jedem  der  Zuerkennung  des  An- 
spruches folgenden  Jahre  der  zuständigen  politischen  ßezirksbehörde,  be- 
ziehungsweise dem  Bezirksbeamten  nachgewiesen  werden.  Ebenso  haben 
alle  in  der  Evidenz  der  Ersatzreserve  stehenden  ausgeweihten  Priester 
und  Seelsorger  bis  zur  Vollstreckung  ihrer  12jährigen  Dienstpflicht  jährlich 
bei  derselben  Behörde  nachzuweisen,  daß  sie  noch  in  einem  den  Anspruch 
begründenden  Verhältnisse  stehen.  Desgleichen  ist  der  Fortbestand  des 
die  Begünstigung  begründenden  Verhältnisses  von  den  Unterlehrem  und 
Lehrern,  in  Ungarn  von  den  Lehramtskandidaten  und  Lehrern  während 
der  Dauer  der  Gesamtdienstpflicht  in  jedem  der  Zuerkennung  des  An- 
spruches folgenden  Jahre  nachzuweisen.  Dagegen  ist  der  Fortbestand  des 
die  Begünstigung  als  Besitzer  einer  ererbten  Landwirtschaft  begründenden 
Verhältnisses  und  der  Fortbestand  des  die  Begünstigung  aus  Familien- 
rücksichten begründenden  Verhältnisses  nur  während  der  Präsenzdienst- 
pflicht der  Assentjahrgangsgenossen  in  jedem  der  Begünstigung  folgenden 
Jahre  nachzuweisen. 

V.  Die  widerrechtliche  Erlangung  einer  der  erwähnten  Be- 
günstigungen in  der  Erfüllung  der  Dienstpflicht  ist  mit  Strafe  be- 
droht.*^^)  Wer  sich  listiger  Umtriebe  bedient,  um  für  sich  oder  einen  andern 
eine  ihm  nicht  zukommende  Begünstigung  in  der  ErfllUung  der  Dienstpflicht 
zu  erlangen,  was  unter  Umständen  auch  durch  einfaches  Verneinen  von  die 
Begünstigung  betreffenden  Tatumständen  geschehen  kann,^*^)  macht  sich  eines 
Vergehens  schuldig  und  wird  in  Österreich,  insoferne  nicht  die  strengeren 
Bestimmungen  des  allgemeinen  Strafgesetzbuches  zur  Anwendung  kommen,  mit 
strengem  Arrest  von  1  bis  zu  6  Monaten  und  an  Geld  mit  200  bis  2000  Kronen, 
in  Ungarn  mit  Gefängnis*'®)  bis  zu  6  Monaten  und  an  Geld  bis  zu  2000  Kronen 
bestraft.  Außer  dieser  Strafe  wird  der  Schuldige,  zu  dessen  Gunsten  die 
strafbare  Handlung  begangen  wurde,  fllr  die  betreffende  Stellung  außer  der 
Altersklasse  und  Losreihe  behandelt  und  verliert  den  Anspruch  auf  die 
Begünstigung  als  Unterlehrer,  Lehramtskandidat  und  Lehrer.  Der  letztere 
Anspruch  geht  auch  in  jenen  anderen  Fällen  verloren,  wo  zur  Strafe  eine 
Stellung  des  Betreffenden  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  eintritt*'^) 
Dagegen  werden  den  Priestern  und  Seelsorgern,  den  Besitzern  ererbter 
Landwirtschaften  und  den  aus  Familienrücksichten  Begünstigten  die  Be- 
günstigungen auch  dann  zuerkannt,  wenn  dieselben  außer  der  Altersklasse 
und  Losreihe  gestellt  werden,  da  es  sich  in  diesen  Fällen  um  die  Wahrung 
öffentlicher  Interessen,  beziehungsweise  um  die  Interessen  der  Familien- 
angehörigen handelt.  Das  Strafverfahren  steht  in  Österreich  den  ordentlichen 
Gerichten  zu ;  dieselben  haben  nach  Durchführung  des  Strafverfahrens  die  Akten 

267)  F.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §§  llbis  13.  —  5«^)  W.-G.  §  48.  —  ^^)  Ö.  Z.  f.  V. 
1894,  Nr.  25,  S.  117.  —  ^''^)  In  Kroatien  und  Slavonien  mit  strengem  Arrest.  — 
2"i)  W.-G.  §  65. 


an  die  politische  Bezirksbehilrde  zu  leiten,  welcher  es  oblief^t,  wegen  der  Ab- 
erkennung: der  BegUn»ti^ng  und  hinskhtlieh  der  Stellung  außer  der 
Altersklasse  und  Loareihe  da»  weitere  zu  veranlassen.  In  Ungarn  gehört 
die  bezügliche  Amtshandlung  ebenfalls  in  den  Wirkungskreis  der  politischen 
Behörde.  Das  Strafierfahren  in  Bezug  auf  die  Anwendung  der  Freiheits-  und 
Geldstrafen  steht  den  Gerichtshüfen  zu,  an  welche  die  Akten,  nachdem  das 
Erkenntnis  der  politischen  Behörde  rechtskräftig  geworden,  zu  leiten  sind. 
Bereits  assentierte  Wehrpflichtige,  welche  des  erwähnten  Vergehens 
schuldig  erkannt  werden,  sind  unter  Aufhebung  der  Begünstigung  in  die 
Kategurie  der  Prascnzdienstpflichtigen  zn  versetze»  und  ohne  Rücksicht  auf 
den  Assen^ahrgang,  welchem  sie  angehören,  bei  Kinrechnuog  der  etwa  bereits 
abgeleisteten  Präsenzdtenstzeit  zur  nachträglichen  Ableistung  der  regelmälligeo 
rriiseuzdieustp Dicht  zu  verhalten,  ohne  dall  aber  eine  Verlängerung  der 
gesamten  Dienstpflicht  eintreten  darf.  Außerdem  unterliegen  sie  den  er- 
wähnten Preiheits-  und  Geldstrafen.  Im  übrigen  kommen  die  bereits  bekannten 
sonstigen  Normen  Über  das  Strafverfahren  auch  hier  zur  Anwendung.*") 


Die  AosgestaltuDg  und  gegeowärtige  Ausdehnung  der  ErsiKreservepflicht  ist  erst 
durch  du  Wehrgeeetz  vom  Jahre  1889  erfolgt  und  eine  der  wichtigsten  Neuerungen 
dieses  Geselses  gewesen.  Nacli  dem  Wehrgesetzo  des  Jahres  1868  und  der  Novelle  vom 
Jahre  1883  bildete  die  Ersatzrcserve  einen  liesonderen  Bestandteil  der  gesamten  bewafT- 
neten  Mucht  und  sollte  die  lOjkhrige  Eraatzreeerve  nicht  gtttüer  sein  ala  ein  Ijähriges 
BekrutenkuutingeDl.  Die  letztere  Bestimmnng  erwies  eich  jedoch  ala  ganz  unEweckniSUig,ja 
als  äußerst  schüdlich  für  die  gsnio  Wehrverfasaung,  weil  eine  so  geringe  und  dazu  noch 
gesetzlich  in  ihrer  Höbe  begrenzte  Ersatzreserve  zur  Deckung  der  niemals  in  ihrer  Aus- 
dehnung voranazusehenden  Kriegsverluale  absolut  nicht  hinreichen  konnte.  AuBerdeui  war  im 
friiheren  Webrgesetze  vor  dfr  Novelle  des  Jahres  1882  keine  Verpflichtung  der  ErstLlzreserve 
snr  ersten  milil arischen  Ausbildung  durch  8  Wochen  vorgesehen,  so  d&U  im  Bedarfsl'ülle  nnr 
ein  notdürftig  brauchbares  Materialo  zu  Getiote  stand.  Daher  muUte  denn  auch  bereits  im 
Landet  urmgesetze  des  Jahres  1886  aufdic  eventuelle  Heranziehung  des  ersten  Aufgebotes  des 
Landsturmes  Bedacht  genonunen  werden,  wenn  die  Ersatzreserve  znr  Erhaltung  des  Heeres 
nnf  dem  (damals  fixierten)  Eriegsatand  nicht  ausreichen  sollte.  Soweit  nicht  diese  letztere 
Bestimmung  Platz  griff,  war  bei  dem  früheren  Stande  der  Gesolzgebuug  eine  namhafte 
Zahl  von  Wehrpflichtigen  selbst  im  Kriege  von  jeder  Dienstpflicht  enthoben,  weil  die- 
selben nicht  mehr  zur  Ersalireserve  herangeiogen  werden  konnten,  während  ein  anderer 
T^l  solcher  Staatsbürger,  welche  bereits  der  Heeres-  und  der  Landwehrdienstpflicht 
entsprochen  hatten,  eben  vermöge  der  erwähnten  Bcatiminung  des  Landsturmgeaetzes 
am  ao  empflndlicher  belastet  werden  muOte,  da  die  sonstigen  Landsturm  Pflichtigen  wegen 
des  Mangels  an  entsprechender  militärischer  Ausbildung  nicht  verwendet  werden  konnten. 
Dadurch  war  geradezu  der  (inimlsati  der  allgemeinen  Wehrpflicht  aufgehoben.  Das  neue 
Wehrgesetz  hat  nun  diesen  Übelständen  dadnrch  abgeholfeti,  daQ  die  Kontingentierung  der 
Ersatz re »CT vi>  aafgehoben  und  denigeinäO  für  alle  Wehrpflichtigen,  welche  geringerer 
Gebrechen  halber  als  Rekruten  nicht  assentiert  werden,  aber  die  Eignung  zur  Ersatz- 
reserve besitzen,  die  Ersntzreservepflicht  ausgesprochen  wurde.  Vordem  wuren  dieselben 
Ton  der  Eifstzreserve  ausgeschlossen,  weil  es  nicht  unging,  in  die  ohnehin  schwache, 
kontingentierte  Ersatzreserve  auch  noch  Mindertaugliche  einzurechnen.  Weiters  wurden 
für  die  Ersatzreserve  die  nach  dem  früheren  WehrgeseCse  zeitlich  liefreiten  Fanulien- 
erhalter  herangezogen,  welche  bereiia  durch  das  Landsiurmgesetz  lUr  den  Bedarfsfall 
com  Heere s( Landweh r)ersatz  bestimmt  worden  naren.    Aullcrdeui  wurde  für  die  Heran- 

">)  Sieh  oben  g  8  111. 


xieliiin)!:  der  Ersutxrcservisten  kii  Hen  pcriodiarhcii  WnlfcnUliungcn  Bedacht  gcnoiampD 
utid  die  Beet  immun  gen  Ul)er  dio  cinzdncn  Befrei  imgatitcl  niebrtHcli  loodilisii 
crgiinzt.  Dagegen  wurde  dio  im  WolirgeBetz  de«  Jahres  1868  vorgesehen«)  Er^ntzreM^TT« 
der  Kriegsmarine  heseitigt,  weil  minder  nusgebildete  Mann»ehnrtcn  nir  den  Uienst  hei 
der  Kriegsmarine  nicht  verwendet  werden  künnen. 

i  13.  nie  LanilstunnpHIcht. 

T.  Die  LantlBturmpIlicht  ist  eine  eventuelle  und  /n^leich  »nbgiiliäre 
Dienstpflicht,  welche  nur  iui  Falle  aulterord  entlich  er  lledUrlnisse  praktische 
Wirkungen  äußert.  In  normalen  Zeiten  enthält  sie  keinerlei  Verpfliclilung 
zur  aktiven  Dienstleistung:,  ja  es  besteht  fUr  die  Landsturmpflichtigen  zum 
Untersehiede  von  den  niehtaktiven  Personen  überhaupt  kein  fortdanerndes 
dienstliches  VerhJiltnis,  welches  nur  im  FaUe  der  Kinberufung  wirksam  wird, 
sondern  beim  Landsturm  wird  vielmehr  ein  solches  erst  durch  besondere 
Anordnungen,  die  Aufbietung  des  Landsturms  und  die  Einberufung 
der  Land  Stil  rmraUnner,  hegrUiidet  und  die  landsturmpHichtigen  Personen 
unterliegeu  daher  vor  der  Aufbietung,  soferne  dies  nicht  für  einzelne  Klassen 
derselben  augeordnet  ist,  keiner  weiteren  Kontrolle  und  auch  keiner  L'hungB- 
pflicht.*")  Die  Einberufung  kann  gleichzeitig  mit  der  Aufbietung  oder 
auch  zu  einem  spilteren  Zeitpunkte  erfolgen.  Im  ersteren  Falle  gilt  die 
Aufbietung  für  die  mit  Widmungskarten  versehenen  Personen  als  Einberufung. 
Die  Aufbietung  darf  nur  im  Falle  nnd  fUr  die  Dauer  einer  kriegerischen 
Iledrohang  oder  eines  ausgebrocheneu  Krieges  auf  Befehl  des  Kaisers  nach 
Anhi^mng  des  Ministerrates  erfolgen  nnd  geschieht  im  Wege  der  Landes- 
verteidigungsministerien.*'* )  Die  Aufbietung  erstreckt  sich  auch  auf  die  in 
Ungarn  und  außerhalb  der  .Monarchie  sich  aufhaltenden  üsterreichischea 
nud  umgekehrt  auf  die  in  Osterreich  und  im  Auslande  weilenden  ungari- 
Bchen  Landsturnipflichtigen.  Elienso  wird  die  Aufliisang  des  Landsturms 
vom  Kaiser  angeordnet.'") 

II.  Landstnrmpflichtig  sind  folgende  Kategorien  von  Personen: 

1.  Alle  wehrfähigen  Staatsbürger,  welche  weder  dem  Heere,  der  Kriega- 
'  marine  oder  der  Landwehr  angehören,  vom  Iteginne  des  Jahres,  in  welchem 

diesell>eu  ihr  19.  Lebensjahr  vollenden,  bis  zum  Ende  des  Jahres,  in  welchem 
sie  das  42.  Lebensjahr  vollstreckt  haben. 

Nach  der  Fassung  des  ungarischen  I>andsturmgesetzes  i  §  5  al.  7 )  sollten 
zweifelsohne  auch  jene  Personen,  welche  seinerzeit  die  .Militärhefi'eiungB- 
taxe  erlegt  hatten,  landsturmpflichtig  sein.  Aber  auch  in  Österreich  wurden 
diese  Personen  mit  Recht  als  landsturmpflichtig  behandelt,*'*)  weil  die  Land- 
Bturmpflicht  zum  Unterschiede  von  der  noch  mancherlei  Ausnahmen  za- 
lassenden  allgemeinen  Wehrpflicht  nach  den  Intentionen  des  Gesetzgebers 
grnndsUIzlich  auf  alle  tauglichen  Staatsbürger  innerhalb  gewisser  Alters- 
grenzen erstreckt  werden  sollte.  Jene,  welche  vor  dem  Beginne  der  Land- 
siurmpflichl  freiwillig  in  den  Präsenzdiensi  des  Heeres  oder  der  Landwehr 
getreten  sind,  sind  nach  Erfüllung  ihrer  gesetzlichen  zwölfjährigen  Dienst- 
pflicht nur  noch  die  unmittelbar  folgenden  10  Jahre  landstnrmpflichtig; 

2.  nach  Maßgabe  der  Wehrfähigkeit  alle  ans  dem  Offiziers-  nnd  Militär- 
beamtenstande  in  den  Ruhestand    oder   das  Verhältnis  außer  Dienst  ver- 

'■^)  ii.  L.-S1.-G.  §  9  al.  2.  -  "')  ö.  O.  §  4  sl.  1  und  2.  o.  L.-St.-G.  §  4  al.  1,  L.-V.-G. 
r._T.  n.  V.  $  25  sl.  1   und  2.  —  »"1  (*'.  I..-St  -G.  S  4  "'.  4,  o.  I-.-St.-T,.  %  i  al.  8.  — 
ißBdw.-SIg.  Nr.  3819  i-\  I8S7,  8949.  412-2  und  42JI  ex  1888. 
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setzten  Personen  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  bis  zum 
Tollendeten  60.  Lebensjahre,  insoferne  sie  nicht  in  den  genannten  Teilen  der 
bewafRieten  Macht  verwendet  werden; 

3.  das  Personale  der  Gendarmerie,  Finanzwache  und  Staatsforste  nach 
Maßgabe  der  Kriegsbedürfnisse  und  Dienstesverhältnisse.*''') 

In  Osterreich  mit  Einschluß  von  Tirol  und  Vorarlberg  besteht  neben 
dieser  persönlichen  Landsturmpflicht  noch  eine  korporative  für  alle  Körper- 
schaften, welche  einen  militärischen  Charakter,  beziehungsweise  militärische 
Abzeichen  tragen,  insbesondere  für  die  bewaffneten  Bürgermiliz-  und  Schützen- 
korps, dann  für  die  Militärveteranenvereine.*'®) 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  besteht  keine  Landsturmpflicht. 

IIL  Die  Landsturmpflicht  dauert  sonach  regelmäßig  24  Jahre. 

Nach  den  Jahrgängen  werden  die  Landsturmpflichtigen  in  2  Auf- 
gebote eingeteilt  In  das  erste  Aufgebot  gehören  die  19  jüngsten  Jahr- 
gänge (vom  19.  bis  einschließlich  zum  37.  Jahre),  in  das  zweite  Aufgebot  die 
5  ältesten  Jahrgänge  (vom  38.  bis  zum  42.  Jahre).  Jene  aber,  welche  frei- 
willig vor  beendigtem  19.  Lebensjahre  in  das  Heer  oder  die  Landwehr  ein- 
getreten sind,  werden  während  der  ersten  5  Jahre  ihrer  Landsturmpflicht 
in  das  erste  und  während  der  nächsten  5  Jahre  in  das  zweite  Aufgebot 
des  Landsturms  eingeteilt.^'*) 

Für  Tirol  und  Vorarlberg  ist  ausdrücklich  durch  Gesetz**^)  bestimmt, 
daß,  insoferne  nicht  die  Inanspruchnahme  sämtlicher  landsturmpflichtigen 
Jahrgänge  erfordert  wird  und  die  militärischen  Rücksichten  es  gestatten, 
die  Heranziehung  in  allen  Kategorien  mit  den  jüngsten  Altersklassen  zu 
beginnen  hat.  Auch  soll,  wenn  bloß  eine  teilweise  Heranziehung  von  Land- 
sturmpflichtigen stattfindet,  bei  längerer  Dauer  derselben,  wenn  möglich, 
eine  Ablösung  durch  Heranziehung  bisher  nicht  Einberufener  erfolgen. 

Für  die  Mannschaft  der  österreichischen  Landwehr  und  der 
tirolisch-vorarlbergischen  Landesschützen,  welche  zu  dreijährigem 
aktiven  Dienste  verhalten  wird,  endet  die  Landsturmpflicht  mit  dem  voll- 
streckten 40.  Lebensjahre.**^) 

IV.  Die  Verfassung  und  Führung  der  Verzeichnisse  der  Landsturmpflich- 
tigen, welche  in  Osterreich  Sturmrollen,  in  Ungarn  Landsturmlisten 
genannt  werden,  obliegt  in  Österreich  den  Gemeinden  unter  Mitwirkung 
der  Matrikelführer  und  unter  Überwachung  der  politischen  Behörden,  in 
Ungarn  den  militärischen  Landsturmbehörden  und  den  Gemeinden  unter  Mit- 
wirkung der  Matrikelführer.***)  Die  Herstellung  dieser  Listen  erfolgt  in 
analoger  Weise  wie  jene  der  Stellungslisten.  Auch  die  Landsturmpflichtigen 
werden  zunächst  nach  den  Heimatsgemeinden  verzeichnet.  Nach  erfolgter 
Einberufung  des  Landsturms  sind  aber  auch  die  anwesenden  fremden  Land- 
stunnpflichtigen  der  einberufenen  Kategorien  und  Altersklassen  in  die  Evidenz 
der  Aufenthaltsgemeinden  aufzunehmen.  Eine  besondere  Stellungspflicht 
besteht  ftir  die  Landsturmpflichtigen  nicht,  die  Entscheidung  über  die  Land- 
sturmpflicht erfolgt  vielmehr  bei  der  gewöhnlichen  Stellung.***) 

^^)  Ö.  L.-St.-G.  §  2  al.  1  bis  3  und  5,  u.  L.-St.-G.  §  2  al.  1,  2,  4  und  5,  L.-V.-G. 
f.  T*  n.  V.  §  24  al.  1,  4,  6  und  7.  —  "8)  ö.  L.-St.G.  §  2  al.  4,  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V. 
^  24  al  3.  —  J^«)  Ö.  und  u.  L.-St.-G.  §  3.  —  «»O)  l.V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  25  al.  5  und  6. 
—  5  »)  Sich  oben  §  9.  —  '")  Ö.  L.-St.-G.  §  9  al.  1,  n.  L.-St.-G.  §  10  al  1  und  2.  — 
»^^1  8i€li  oben  §  8  IIL 
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V.  Die  den  landsturmpfliehtigen  Personen  obliegenden  Verpflich- 
tungen sind  folgende: 

1.  Vor  Aufbietung  des  Landsturms  sind  in  Österreich  diejenigen 
Laudsturmpflichtigen,  welche  Angehörige  des  Heeres,  der  Kriegsmarine,  der 
Landwehr  (mit  Einschluß  der  Ersatzreserven)  oder  der  Gendarmerie  waren, 
sowie  sonstige  Landsturmpflichtige,  welche  fUr  den  Fall  der  Aufbietung  des 
Landsturms  zu  besonderen  Dienstleistungen  designiert  und  zu  diesem  Zwecke 
mit  Widmungskarten  beteilt  werden,  verpflichtet,  einmal  in  jedem  Jahre  zu 
einem  unter  Bedachtnahme  auf  die  Erwerbsverhältnisse  anzuberaumenden 
Zeitpunkte  bei  der  Gemeindevorst«hung  des  Aufenthaltsortes  und  nur  insoferne 
dies  zur  Erfüllung  des  Zweckes  nicht  ausreicht,  sonst  bei  der  mit  BertLck- 
sichtigung  des  Aufenthaltes  zu  bestimmenden  Person  oder  Behörde  sich 
vorzustellen  (Melde-  und  Vorstellungspflicht).  Unter  besonderen  Um- 
ständen kann  der  Landesverteidigungsminister  einzelnen  Personen  gestatten, 
die  Meldung  schriftlich  zu  bewirken.  Überdies  sind  die  mit  Widmungskarten 
beteilten  Landsturmpflichtigen  verhalten,  jede  Veränderung  ihres  ordentlichen 
Wohnsitzes  innerhalb  30  Tagen  der  berufenen  Behörde  persönlich  oder 
schriftlich  zu  melden.*®*) 

Die  gleiche  Verpflichtung  gilt  auch  in  Ungarn,  nur  hat  hier  die  An* 
zeige  des  Wohnungswechsels  innerhalb  14  Tagen  bei  derjenigen  Landsturm- 
behörde  zu  geschehen,  welche  die  Widmungskarte  ausgestellt  hat.*^) 

Für  Tirol  und  Vorarlberg  ist  angeordnet,  daß  die  Meldung  bei  der 
Gemeindevorstehung  des  Aufenthsdtsortes,  und  nur  insoferne  die  Gemeinde- 
vorstehung  ihren  Verpflichtungen  nicht  entsprechen  oder  insoferne  die 
Meldung  zur  Konstatierung  der  Tauglichkeitsverhältnisse  notwendig  sein 
sollte,  bei  der  sonst  mit  Berücksichtigung  des  Aufenthaltsortes  zu  bestim- 
menden Person  oder  Behörde  zu  geschehen  hat  und  daß  hiefür  nicht  mehr 
als  ein  Tag  in  Anspruch  genommen  werden  darf.  Einzelnen  Personen  kann 
auch  hier  vom  Landesverteidigungsminister  unter  Berücksichtigung  der  beson- 
deren Verhältnisse  schriftliche  Meldung  gestattet  werden  und  bei  den  im 
Auslande  lebenden  Landsturmpflichtigen  ist  die  schriftliche  Meldung  der 
persönlichen  Vorstellung  gleich  zu  achten.  Die  Anzeige  der  Veränderung  des 
Wohnsitzes  hat  innerhalb  30  Tagen  zu  geschehen.***®) 

Die  Unterlassung  der  Meldepflicht  ist  nach  den  Strafnormen  zu  behan- 
deln, welche  für  die  Bestrafung  der  im  Wehrgesetze  vorgesehenen  Melde - 
Vorschriften  gelten.*^^) 

Die  in  den  ersten  beiden  Jahren  der  Landsturmpflicht  Stehenden  sind 
in  Tirol  und  Vorarlberg  überdies  auch  in  der  Schießwaffe  auszubilden 
(Übungspflicht).  Jede  der  in  der  Regel  zweimal  im  Jahre  vorzunehmen- 
den Schieliübungen  darf  nicht  mehr  als  einen  Tag  in  Anspruch  nehmen  und 
wenn  solche  Schießübungen  an  Sonn-  oder  gebotenen  Feiertagen  stattfinden, 


»*)  0.  G.  vom  10.  Mai  1894,  R.-G.-Bl.  Nr.  83,  §  1.  —  »*)  U.  G.-A.  XXXVII  ex 
lö93  §  1.  —  '»«)  L.-V.-G.  f.  r.  u.  V.  §  27  aJ.  3  bis  5.  —  »7^  ö.  G.  vom  10.  Mai  1894 
§  2,  u.  G.-A.  XXXVII  e.x  1893,  §  2,  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  27  Schlußalinea.  In  Öslei- 
reich  sind  die  Bestimmungen  des  W.-G.  §  62  al.  2,  in  Ungarn  bezüglich  der  militärisch 
nicht  ausgebildeten  Landsturmpflichtigen  die  Bestimmungen  des  W.-G.  §  35  al.  2,  sonst 
auch  jene  des  W.-G.  §  62  »1.  2  anzuwenden.  In  Tirol  und  Vorarlberg  ist  die  Übertretung 
im  Sinne  des  W.-G.  §  62  al.  2  mit  einer  Geldstrafe  im  Betrage  von  4  bis  zu  200  Kronen 
und  im  Falle  der  Uneinbringlichkeit  der  Geldstrafe  mit  Arrest  von  entsprechender  Dan  er 
zu  ahnden. 
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80   dürfen  sie  während  des  vormittägigen  Gottesdienstes  nicht  abgebalten 
werden,***) 

2.  Naeh  Aufbietung  des  Landsturms  können  die  landsturmpfiichtigen 
Personen  ohne  Unterschied  der  Kon  troll-  und  Übungspflicht  unterworfen 
werden.  Mit  der  Kontrolipflicht  sind  Beisebe schränkungen  verbunden. 
Nach  Aufbietung  des  Landsturms  können  Beschränkungen  der  aufgebotenen 
Landsturmpflichtigen,  sich  in  das  Ausland  oder  in  einen  Teil  der  Monarchie 
ta  begeben,  wo  das  Aufgebot  nicht  oder  nicht  so  weit  ergangen  ist,  daß 
die  Betreffenden  dort  der  gleichen  Verpflichtung  unterliegen  würden,  im 
Vat>rdnnngswege  verfügt  werden.  In  solchen  Fällen  unterliegen  Reisen 
der  Landsturmpflichtigen  der  Bewilligung  der  politischen  Bezirksbehörde 
des  Aufenthaltsortes  und  derartige  Bewilligungen  dürfen  nur  jenen  Personen 
gewährt  werden,  welche  nachgewiesenermaßen  ihren  ordentlichen  Wohnsitz 
außerhalb  des  von  der  Aufbietung  des  Landsturms  in  gleichem  Umfange 
betroffenen  Gebietes  haben  und  aus  triftigen  Gründen  dorthin  zurückkehren, 
oder  ansnahmsweise  solchen  vollkommen  verläßlichen  Personen,  welche  auf 
kurze  bestimmte  Zeit  in  wichtigen  Angelegenheiten  ihren  ordentlichen  Wohn- 
sitz verlassen  wollen,  sich  jedoch  verpflichten,  der  eventuellen  Einberufung 
zum  Landsturme  nach  ihrem  Wohnsitze  jederzeit  Folge  zu  leisten.  Dem 
Militärbefehlshaber  des  aufgebotenen  Landsturms  und  den  obersten  Land- 
aturmbdiörden  des  Bereiches  der  Aufbietung  steht  das  Becht  zu,  aus  wich* 
tigen  militärischen  Gründen  die  Erteilung  von  Beisebewilligungen  für  be- 
stimmte Personen  oder  zeitweilig  auch  gänzlich  zu  suspendieren. 

Die  zur  Dienstleistung  einberufenen  Personen  des  Landsturms  sind 
vom  Tage  der  Einberufung  bis  zum  Tage  der  Beurlaubung  oder  Auflösung 
des  betreffenden  Aufgebotes  den  militärischen  Straf-  und  Disziplinar- 
gesetzen in  gleichem  Umfange  wie  die  aktiven  Landwehrpersonen  (Landes- 
sehfltzen)  unterworfen,  doch  wird  durch  eine  Beurlaubung  der  Landsturm- 
pflichtigen das  Militärverhältnis  derselben  für  die  betreffende  Zeit  unter- 
brochen.^') Die  Dienstpflicht  der  Landsturmpersonen  und  ihre  Unterstellung 
unter  diese  Gesetze  endigt  nicht  schon  mit  dem  Tage,  an  welchem  die 
AnflS^ng  des  Landsturms  kundgemacht  wird,  sondern  erst  mit  dem  Tage, 
an  welchem  die  definitive  Entlassung  aus  dem  Landsturmdienste  erfolgt. 

In  Tirol  und  Vorarlberg  wird  speziell  noch  zwischen  der  Bereit- 
sehaft  zur  Einberufung  (Wiedereinberufung)  der  Landsturmpflichtigen 
imd  der  Alarmbereitschaft  unterschieden.  Die  Landsturmpflichtigen  der 
ersteren  Art  verbleiben  in  ihren  bürgerlichen  Verhältnissen,  unterstehen  als 
Beurlaubte  der  Ziviljurisdiktion  und  dürfen  sich  nur  nicht  aus  ihrem  Batail- 
loDsbezirke  entfernen.  Bei  der  Alarmbereitschaft  können  zwar  die  betreffenden 
Landsturmpflichtigen  (mit  Ausnahme  der  Kommandanten  und  der  Admini- 
Btradonsorgane)  ihrer  bürgerlichen  Lebensweise  nachgehen,  dürfen  sich  aber 
nicht  aus  ihrem  Zugsbezirke,  in  größeren  Orten  aus  dem  Gemeindebezirke 
entfernen  und  unterstehen  der  Militärjurisdiktion. 

Im  übrigen  sind  die  Obliegenheiten  der  aufgebotenen  Landsturmmänner 
je  naeh  ihrer  Bestimmung  verschieden,  indem  sie  nicht  nur  zur  Bildung  von 
kombattanten  Landsturmformationen,  sondern  auch  als  militärische  Arbeiter 
und  zu  besonderen  Dienstleistungen  für  Kriegszwecke  (technische  und 
administrative  Arbeiten,  Trainwesen,  Transport  und  Pflege  von  Blessierten 


»)  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  S  27  al.  1  und  2.  —  »»)  ö.  und  u.  L.-St.-G.  §  6,  L.-V.-G. 
L  T.  a.  V.  I  26. 


lind  Kranken  u,  b.  tv.)  verwendet  werden  kiinnen.  Die  zu  Arbeitazweckea 
cinberiitencn  Laudsturnipfticiitigen  sind  verlmnden,  über  Aufforderung  mil 
den  entäprechenden  Werkzeugen,  woi'Ur  ICntschUdigung  geleistet  wird,  zg 
erscheinen.*^") 

Während  eines  Krieges  kann  ferner  in  Österreich  in  aalicrordem- 
liehen  Itedarfstilllen,  sowohl  wenn  die  zur  Erhaltung  des  Heeres  auf  dem 
Kriegsstande  heslinimte  Ersatzreserve  nicht  ausreicht,  als  auch  zur  eventuell 
notwendigen  Ergänzung  der  Landwehr  anf  den  Kriegsstand  das  entspre- 
chende Erfordernis  für  die  systemmällig  aus  den  Reichsratsländern  zu  ergän- 
zenden Teile  der  bewaffneten  Macht  nach  Maßgabe  nnd  fUr  die  Dauer  dct 
unumgänglichen  Kriegsbedarfes  vom  ersten  Aufgebot  des  Landsturms  heran- 
gezogen werden.**')  Für  das  Heer  sind  nach  der  Organisationsvorschrifl 
speziell  gewidmet  die  dem  Heere  enlslammenden  Enllassenen  und  jene, 
welche  in  der  Krie^mariiie  gedient  haben,  jedoch  von  ihr  nicht  in  Anspruch 
genommen  werden,  für  die  Kriegsmarine  die  aus  derselben  t^utstamniendcu 
nnd  jene  aus  den  Heeresergilnzungsbezirken,  welche  von  der  Kriegsmarine 
in  Anspruch  genommen  werden,  für  die  Landwehr  endlich  jene,  welche 
unmittelbar  zur  Landwehr  assentiert  wurden  oder,  ohne  frUher  dem  Heere, 
der  Kriegsmarine  oder  der  Landwehr  angehUrt  zu  haben,  zur  Gendarmerie 
eingetreten  sind,  und  auch  alle  dem  ehemaligen  Kreise  Cattaro  und  dem 
Festlande  des  ehemaligen  Kreises  Ragnsa  Angebürigen,  welche  im  Heere 
oder  in  der  Kriegsmarine  gedient  haben.  Die  Landsturmpflichtigen  werden 
in  solchen  Fällen  als  Ersatzelementc  in  der  Regel  fUr  jene  Truppenkörper 
ven\-endet,  welche  einen  Teil  ihrer  regelmäUigen  Ergänzung  ans  dem  betref- 
fenden Landstunubezirke  erhalten.  In  besonderen  und  dringenden  Bedarfs- 
fällen kiinnen  auch  Landsturmpflichtige  des  ersten  Aufgebotes  aus  den 
bereits  gebildeten  LandsturmbataiUuncD  ausgeschieden  und  zu  Ersatzzweckea 
für  das  Heer  nnd  für  die  Landwehr  verwendet  werden. 

In  Ungarn  sind  ftlr  den  erwähnten  Zweck  die  auf  Grund  schon 
erfolgter  Aufbietung  des  Landsturmes  einberufenen  und  entweder  schon 
früher  militärisch  ausgebildeten  oder  bei  dieser  Gelegenheit  sofort  entsprechend 
auszubildenden  Landsturmpflichtigen  mit  der  Beschränkung  verfügbar,  dali 
diejenigen,  welche  ihre  zwi5lQährige  DienstpHicht  ausschließlich  bei  der 
'  Landwehr  abgeleistet  haben,  nur  für  die  Ergänzung  der  Landwehr  und 
Personen,  weiche  sich  vor  der  Wirksamkeit  des  Wehrgesetzes  des  Jahres  1868 
vom  Militärdienste  losgekauft  haben,  weder  für  die  Ergänzung  des  Heeres 
noch  ftlr  jene  der  Landwehr  verwendet  werden  kiinnen.'") 

In  Tirol  und  Vorarlberg  erfolgt  die  Heranziehung  von  Landstnrm- 
ptiicbtigen  zu  Ersatzzwecken,  wenn  die  zur  Erhaltung  des  Tiroler  Kaiser- 
regimentes auf  dem  Kriegsstande  bestimmte  Ersatzreserve  nicht  ausreicht, 
beziehungsweise  eine  Ergänzung  der  Land  esse  hUtzcn  anf  den  KriegsstaDd 
notwendig  wird.  Diese  Heranziehung  kann  nur  aasnabmsweise  bis  znr 
Bildung  genügender  Ersatzreserven  nach  Maßgabe  nnd  für  die  Dauer  des 
nnnmgänglichen  Kriegsbediirfes  und  nur  bis  zum  t^chlusse  des  Jahres  ge- 
schehen, in  welchem  die  Landsturmpflichtigen  ihr  37.  Lebensjahr  vollenden. 
Diese  Landsturmmänner  sind  bei  Beendigung  des  Krieges  sofort  zn  entlassen."') 

Die    Heranziehung   zu  Ersatzzwecken    bat    innerhalb    der    nach    dem 


**■)  Eine  gtsetiliclie  Griindlsge  ftlr  dicae  Bcstiminung  der  Orgflnigationsvorschriflen 
-  «j  Ö.  L.-St.-G.  8  5  al.  8.  —  "•)  U.  L.-St.-G.  %  5  «I.  S,  6  und  7.  —  »»J  L.- 
.  V.  5  25  «1-  7. 


,-v..o.J 


95 

jeweiligen  Erfordernisse    zu  bestimmenden    Kategorien   mit    den  jüngsten 
Altersklassen  zu  beginnen.'^^) 

Die  zu  Ersatzzwecken  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  oder  Landwehr 
verwendeten  landsturmpflichtigen  Personen  treten  für  die  Dauer  dieser  ihrer 
Bestimmung  in  dasselbe  Verhältnis  wie  die  übrigen  Angehörigen  des  Heeres, 
der  Kriegsmarine  oder  Landwehr. 

VI.  Eine  Ausscheidung  landsturmpflichtiger  Personen  kann,  soferne  nicht 
bereits  bei  der  Stellung  die  Löschung  derselben  wegen  Untauglichkeit  zum 
Landsturmdienste  stattgefunden  hat,^^^)  durch  die  Musterung  erfolgen, 
welcher  die  im  Kriegsfalle  zum  Dienste  einberufenen  Landsturmpflichtigen 
2um  Zwecke  der  Feststellung  ihres  Tauglichkeitsgrades  zu  unterziehen  sind. 
Die  Musterung  erfolgt  durch  Musterungskommissionen,  welche  eine 
ähnliche  Zusammensetzung  wie  die  Stellungskommissionen  besitzen. 

Ein  negatives  Resultat  der  Musterung  hat  aber  zum  Unterschiede  von 
dem  Löschungserkenntnis  der  Stellungskommission  nicht  das  Erlöschen  der 
Landsturmpflicht,  sondern  nur  eine  zeitweilige  Ausscheidung  des  Landsturm- 
pflichtigen aus  der  Zahl  der  für  die  betreffende  Dienstleistung  Gewidmeten 
zur  Folge. 

Nur  die  zum  Dienste  mit  oder  ohne  Waffe  tauglich  befundenen  Land- 
Bturmpflichtigen  werden  in  den  Verband  der  Landsturmkörper  aufgenommen 
(präsentiert)  und  beeidigt.  Die  Musterung  und  der  Eid  vertreten  den 
Akt  der  Assentierung  auf  Kriegsdauer.  Die  zum  Heere  einrückenden  Land- 
Bturmpflichtigen  leisten  den  für  das  Heer  vorgeschriebenen  Eid,  die  übrigen 
zum  Waffendienst  einrückenden  Landsturmpflichtigen  den  Landwehreid, 
während  die  für  die  Arbeiterabteilungen  und  die  zu  anderen  Hilfsdienstleistungen 
für  Kriegszwecke  herangezogenen  Landsturmpflichtigen  den  eigentlichen 
Landsturmeid  abzulegen  haben.  Bei  Verweigerung  der  Eidesabiegung  ist 
dem  Betreffenden  der  Eid  speziell  vorzulesen,  welcher  Vorgang  auch  hier 
die  gleichen  Folgen  nach  sich  zieht  wie  der  wirklich  abgelegte  Eid. 

Außerdem  erfolgt  eine  Suspension  der  aktiven  Dienstleistung  im  Land- 
sturme im  Wege  des  ünabkömmlichkeitsverfahrens.  Jene  Landsturm- 
pflichtigen, welche  zur  Besorgung  der  Angelegenheiten  des  öffentlichen  Dienstes 
oder  Interesses  auf  ihren  Dienst-  oder  sonstigen  Posten  unentbehrlich  sind, 
können  vom  Landsturmdienste  enthoben  werden.*^®)  Persönliche  oder  Familien- 
verhältnisse der  Landsturmpflichtigen  begründen  dagegen  nicht  eine  Ent- 
hebung, sondern  können  nur  fallweise  zu  einer  kurzen  Beurlaubung  führen. 
Die  Enthebung  erfolgt  entweder  periodisch,  d.  h.  schon  im  Frieden  vor- 
weg von  Jahr  zu  Jahr  auf  Antrag  der  interessierten  Behörden  oder  Anstalten 
oder  fallweise  erst  nach  Aufbietung  des  Landsturmes.  Die  periodische 
Enthebung  erstreckt  sich  auf  die  zu  Dienstleistungen  für  Kriegszwecke 
individuell  bestimmten  und  mit  Widmungskarten  beteilten  Landsturmpflich- 
tigen. Die  fallweise  Enthebung  betrifft  die  übrigen  Landsturmpflichtigen. 
Sie  kann  insbesondere  bezwecken,  Arbeiter  bei  gewerblichen  Unternehmungen 
zu  belassen,  welche  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  der  bewaffneten  Macht 
besonders  in  Anspruch  genommen  werden,  dann  auch  für  die  unmittelbaren 
Leiter  großer  Industrien  Platz  greifen,  welche  für  den  Fortbetrieb  derselben 
unentbehrlich  sind,  soferne  dies  im  öffentlichen  Interesse  liegt. 

»*j  Ö.  L.-St.-G.  §  5  al.  4,  u-  L.-St.-G.  §  5  al.  5,  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  25  al.  8. 
—  »^  Sieh  oben  §  8  III.  -  »«)  Ö.  und  u.  L.-St.-G.  §  2  al.  6,  L.-V.-6,  f,  T,  u.  V. 
%  24  al.  5. 
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§  18«  Die  priTllegierte  Dienstpflicht  der  Eiijäbrlgr-Frelwilligeiu 

I.  Die  Dienstpflicht  der  Einjährig-Freiwilligen  ist  ihrer  juristi- 
schen Natur  nach  eine  modifizierte  gesetzliche  Dienstpflicht  Sie  ist  keine  frei- 
willig übernommene,  sondern  eine  Untertanenpflicht.  Ihr  Rechtsgrund  liegt  im 
Gesetze,  nicht  in  dem  von  der  Heeresverwaltung  angenommenen  Anerbieten,  frei- 
willig Militärdienste  zu  leisten.  Es  kommen  daher  auch  nicht  die  Rechtsvor- 
schriften über  die  freiwillige  Dienstpflicht,  sondern  die  Normen  tlber  die  gesetz- 
liche Dienstpflicht  zur  Anwendung.  Die  Dienstpflicht  ist  aber  eine  besonders 
modifizierte  und  diese  Modifikationen  beruhen  auf  dem  freien  Willen  des 
Wehrpflichtigen.  Kein  Wehrpflichtiger,  in  dessen  Person  die  Voraussetzungen 
zum  Einjährig-Frei  willigendienst  begründet  sind,  kann  verpflichtet  werden, 
seine  Dienstpflicht  auf  diese  Weise  zu  erfüllen.  Die  Modifikationen  der  Dienst- 
leistung sind  teils  Erleichterungen  (privilegia  favorabilia),  teils  Erschwerungen 
(privilegia  odiosa). 

II.  Die  Voraussetzungen  ftlr  die  Ableistung  des  Militärdienstes  als 
Einjährig-Freiwilliger  sind  teils  allgemeine,  teils  besondere. 

1.  Die  allgemeinen  Voraussetzungen  sind: 

a)  Besitz  der  Staatsbürgerschaft  in  einer  der  beiden  Reichshälften;  '^^ 

b)  geistige  und  körperliche  Tauglichkeit.**®) 

2.  Die  besonderen  Voraussetzungen  sind  folgende: 

a)  Unbescholtenheit. 

aa)  Ausgeschlossen  sind  diejenigen,  welche  wegen  eines  Verbrechens 
oder  wegen  aus  Gewinnsucht  verübter  Vergehen  und  Übertretungen  oder 
wegen  eines  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  rechtskräftig 
verurteilt  worden  sind.***) 

bb)  Wehrpflichtige,  welche  wegen  d^r  bereits  früher '^^)  angeführten 
strafbaren  Handlungen  außer  der  Altersklasse  und  Losreihe  gestellt  werden, 
verlieren  den  Anspruch,  als  Einjährig-Freiwillige  zu  dienen.*®*) 

b)  Spezielle  Eignung  ftlr  den  gewählten  und  anfnahmeberechtigten 
Truppenkörper.»®*) 

c)  Nachweis  der  vorgeschriebenen  wissenschaftlichen  Vor- 
bildung. 

Diese  Vorbildung  ist  verschieden  für  die  einzelnen  Kategorien  der 
Eiiyährig-Freiwilligen.  Es  steht  denselben  nach  Wahl  und  Befähigung  frei, 
den  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  oder  als  Mediziner,  als  Pharmazeuten 
oder  als  Veterinäre  abzuleisten.  Außerdem  können  Einjährig-Freiwillige  in 
beschränktem  Maße  nach  erfolgter  militärischer  Ausbildung  auch  bei  den 
Verwaltungsbranchen  aufgenommen  werden.»®») 

dj  Rechtzeitige  Anmeldung  des  Anspruches  bei  der  Stellungs- 
behörde.»®*) 

III.  Auf  Ableistung  des  Präsenzdienstes  als  Einjährig- Freiwillige 
im  Soldatenstande »®^)  des  Heeres  und  der  Landwehr  haben  Inländer 
unter  folgenden  Bedingungen  Anspruch: 

l.Zur  Dokumentierung  ihrer  wissenschaftlichen  Vorbildung  müssen 
sie  nachweisen,  daß  sie  entweder: 

a)  spätestens  am  1.  März  jenes  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung 
erfolgt,  ein  öffentliches  oder  mit  dem  Rechte  der  Öffentlichkeit  ausgestattetes 

»VW-G.  §  24  al.  1  und  §  25  al.  1.  —  »»)  Arg.  W.-G.  §  19  lit  b).  -  »«)  W.G. 
§  24  al.  2.  —  »W)  Sieh  oben  §  8  III.  —  »«)  W.-G.  §  65.  —  ^^)  Arg.  W.-G.  §  22  al.  4. 
—  «»)  W.-G.  §  24  Schlußalinea  und  §  30.  —  ^^)  W.-G.  §  25  al.  8.  —  ^)  W.-G.  §  25. 
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inländisches  Obergymnasinm,  eine  solche  Oberrealschnle  oder  eine  diesen 
gleichgestellte  Lehranstalt  mit  Erfolg  absolviert  haben,  oder 

6)  am  1.  März  jenes  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung  erfolgt,  im 
letzten  Jahrgange  einer  achtklassigen  öffentlichen  oder  mit  dem  Kechte  der 
Öffentlichkeit  ausgestatteten  Mittelschule  des  Inlandes  sich  befanden  und 
dieselbe  spätestens  bis  zum  1.  Oktober  desselben  Jahres  mit  Erfolg  absolviert 
haben,  oder  endlich 

c)  bis  zum  1.  März  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  21.  Lebensjahr 
vollenden,  eine  Prüfung  vor  einer  hiezu  bestellten  gemischten  Kommission 
mit  entsprechendem  Erfolge  abgelegt  haben. 

Welche  öffentlichen  oder  mit  dem  Kechte  der  Öffentlichkeit  ausgestatteten 
Lehranstalten  des  In-  und  Auslandes  den  inländischen  Obergymnasien  und 
Oberrealschulen  als  gleichgestellt  zu  betrachten  sind,  dann  in  welcher  Weise 
die  wissenschaftliche  Befähigung  vor  der  gemischten  Kommission  nach- 
zuweisen ist,  bestimmen  die  beiden  Landesverteidigungsminister  im  Ein- 
vernehmen mit  den  betreffenden  Fachministern  und  mit  Zustimmung  des 
Reichskriegsministers. 

Die  erwähnten  gemischten  Kommissionen  werden  regelmäßig  bei  den 
Trnppendivisionskommanden  aufgestellt  und  bestehen  aus  dem  Generalstabs- 
chef der  betreffenden  Truppendivision  als  Vorsitzenden,  2  Professoren  von 
Obergjmnasien  oder  Oberrealschulen  und  2  Offizieren  von  dem  Lehrpersonale 
der  am  Prttfungsort  befindlichen  Kadettenschule  oder  Militärbildungsanstalt, 
eventueU,  wo  solche  Anstalten  nicht  bestehen,  aus  dem  Truppenstande.  Die 
Professoren  bestimmt  in  Österreich  aUjährlich  der  Direktor  der  seitens  der 
politischen  Landesstelle  designierten  Lehranstalt,  in  Ungarn  auf  2  Jahre 
der  Minister  für  Kultus  und  Unterricht  im  Wege  des  Landesverteidigungs- 
rainisters  und  in  Kroatien-Slavonien  der  Banns. 

Bei  der  Prüfung  ist  im  allgemeinen  festzustellen,  ob  der  Aspirant  auf 
jener  Stufe  wissenschaftlicher  Befähigung  steht,  welche  dem  absolvierten 
Studium  eines  Obergymnasiums  oder  einer  Oberrealschule  entspricht. 

Jene  Einjährig-Freiwillige,  welche  den  Dienst  auf  Staatskosten  ableisten 
wollen,  haben  einen  besseren  Studienfortgang  oder  eine  höhere  wissenschaft- 
liche Vorbildung  nachzuweisen.  Die  Studienzeugnisse  solcher  Aspiranten 
über  den  letzten  Jahrgang  einer  Mittelschule  oder  gleichgestellten  Lehranstalt 
genügen  nor,  wenn  sie  entweder  die  allgemeine  Vorzugsklasse  oder,  wo  eine 
solche  Klasse  nicht  gegeben  wird,  mindestens  Vorzugsklassen  in  den  von 
der  Stadienanstalt  zu  bezeichnenden  Hauptgegenständen  enthalten.  Maturitäts- 
zeugnisse und  Zeugnisse  über  die  abgelegte  Reife-  oder  Schlußprüfung,  in 
Ungarn  auch  Lehrerdiplome,  dann  Zeugnisse  über  eine  mit  dem  Ergebnis 
der  Befähigung  abgelegte  Staatsprüfung,  wenn  letztere  Studien  an  einer 
Hochschule  bedingt,  gelten  als  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Befähigung 
auf  eigene  und  auf  Staatskosten.  Ebenso  genügen  Auszüge  aus  den  Klassi- 
fikationslisten über  die  vom  Aspiranten  etwa  abgelegte  Kadettenprüfung  auch 
flir  die  Ableistung  des  Dienstes  auf  Staatskosten. 

Die  Studienzeugnisse  von  ausländischen  Lehranstalten  berechtigen 
nur  zur  Ableistung  des  Dienstes  auf  eigene  Kosten,  vorausgesetzt,  daß  sie  als 
gleichwertig  anerkannt  sind. 

Wehrpflichtigen,  welche  in  einem  Zweige  der  Kunst  oder  der  Wissen- 
schaft besonders  hervorragen,  kann  die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenz- 
dienstes auch  in  Ermanglung  der  vorgeschriebenen  formellen  Nachweise  der 

Sebmid,  Du  Heerc«recht  der  Gsterr.-iing.  Monarchie.  7 
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wissenschaftlichen  Befähigung  vom  Landesverteidigungsminister  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Reichskriegsminister  zuerkannt  werden/^®) 

2.  Sie  müssen  um  die  Zuerkennung  der  Begünstigung  recht- 
zeitig, und  zwar  entweder  bis  Ende  Februar  des  Jahres,  in  welchem  sie 
zur  Hauptsteüung  berufen  sind,  bei  der  politischen  Bezirksbehörde,  beziehungs- 
weise beim  Bezirksbeamten  oder  gelegentlich  ihrer  Vorftlhrung  zur  Haupt- 
stellung bei  der  Stellungskommission  noch  vor  der  ärztlichen  Untersuchung 
ansuchen.  Die  Zuerkennung  der  Begünstigung  erfolgt  durch  den  bei  der 
Stelluagskommission  fungierenden  Vertreter  des  Heeres  und  bei  in  der 
Losreihe  fllr  die  Landwehr  Nachgestellten  durch  den  Vertreter  der  Land- 
wehr. Im  Falle  b)  erfolgt  die  nachträgliche  Zuerkennung  der  Begünstigung. 
Wird  die  Zuerkennung  der  Begünstigung  verweigert,  so  steht  dem  Abge- 
wiesenen innerhalb  14  Tagen  die  Berufung  an  die  Militärterritorialbehörde, 
beziehungsweise  an  das  Landwehr-  und  in  Ungarn  an  das  Landwehrdistrikts- 
kommando und  im  weiteren  Instanzenzuge  an  das  Reichskriegsministerium, 
beziehungsweise  an  das  betreffende  Landesverteidigungsministerium  zu.  Das 
Reichskriegsministerium  hat  bei  seiner  Entscheidung  im  Einvernehmen  mit 
dem  letzteren  vorzugehen.  Der  Anspruch  bleibt  auch  bei  allen  späteren 
Stellungen  gewahrt,  wenn  der  Fortbestand  desselben  begründet  wird. 

Der  Anspruch  auf  die  Begünstigung  des  Einjährigen-Freiwilligendienstes 
ist  durch  ein  Erkenntnis  des  Landesverteidigungsministers,  welcher  dabei 
eventuell  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsminister  vorzugehen  hat, 
für  erloschen  zu  erklären,  wenn  der  betreffende  Einjährig-Freiwillige  vor 
oder  nach  Antritt  des  Fräsenzdienstes  wegen  einer  die  Unbescholtenheit  aus- 
schließenden strafbaren  Handlungen  rechtskräftig  verurteilt  wird.  Doch  ist 
in  diesem  Falle  die  bereits  zurückgelegte  Präsenzzeit  in  die  Liniendienst- 
pfiicht,  beziehungsweise  in  den  Fräsenzdienst  bei  der  Landwehr  einzurechnen. 

Die  Besonderheiten  der  aktiven  Dienstpflicht  der  Einjährig- 
Freiwilligen  des  Soldatenstandes  zeigen  sich  in  nachstehenden  Beziehungen: 

1.  Die  Einjährig-Freiwilligen  besitzen  das  Recht  zur  Wahl  des 
Truppenkörpers.  Doch  ist  dieses  Recht  in  einzelnen  Funkten  eingeschränkt: 

a)  Einjährig-Freiwillige,  welche  nach  dem  Ergebnisse  der  Rekruten- 
repartition,  beziehungsweise  der  Eontingentabrechnung  ihrer  Altersklasse  und 
Losreihe  gemäß  zur  Landwehr  entfallen,  haben  den  Präsenzdienst  bei  Truppen- 
körpem  der  Landwehr  abzuleisten  und  auch  sonst  hat  unter  gewissen  Ver- 
hältnissen die  Einteilung  der  Einjährig-Freiwilligen  zur  Landwehr  statt- 
zufinden; '®') 

b)  Mittellose,  welche  den  Dienst  auf  Staatskosten  ableisten,  dürfen  nicht 
zur  Kavallerie  eingeteilt  werden. 

In  Ungarn  werden  Einjährig-Freiwillige,  welche  auf  Staatskosten 
dienen,  zwar  auch  ausschließlich  zur  Infanterie  assentiert,  doch  können  nach 
Maßgabe  des  Bedarfes  derlei  Einjährig-Freiwillige  nachträglich  über  ihr 
Ansuchen  durch  Anordnung  des  Landesverteidigungsministers  zur  Landwehr- 
kavallerie transferiert  werden; 

c)  Einjährig-Freiwillige  der  berittenen  österreichischen  Landwehr- 
truppen leisten  den  Präsenzdienst  bei  den  Kavallerieregimentern  des  Heeres. 

Ebenso  können  Aspiranten,  welche  im  Landwehrgebiete  Süddal- 
matiens  heimatsberechtigt  sind,  als  Einjährig-Freiwillige  auch  in  das  Heer 
oder  in  die  Kriegsmarine  eintreten; 

''^^)  Eine  gesetzliche  Grundlage  für  dieses  Dispensationsrecht  ist  nicht  vorhanden. 
—  30')  Vergl.  hierüber  §  22  IV. 
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d)  zu  den  technischen  Truppen  können  als  Einjährig-Freiwillige  nur 
diejenigen  aufgenommen  werden,  welche  die  dafür  erforderliche  spezielle 
Ausbildung  nachweisen; 

e)  die  Einteilung  zur  Train-  und  zur  Sanitätstruppe  erfolgt  nur  nach 
Maßgabe  des  Bedarfes; 

f)  Berufsseeleute  sind  ausschließlich  zur  Kriegsmarine  einzuteilen.*^®) 

Dagegen  besitzen  die  Einjährig-Freiwilligen  nicht  das  Recht  zur  Wahl 
der  Garnison.  Falls  aber  der  Truppenkörper  der  Einjährig-Freiwilligen 
die  Garnison  wechselt,  kann  den  Einjährig-Freiwilligen,  welche  auf  eigene 
Kosten  dienen,  im  Frieden  unter  dienstlich  zulässigen  und  rücksichtswtirdigen 
Verhältnissen  gestattet  werden,  in  der  bisherigen  Garnison  den  Präsenzdienst 
fortzusetzen,  wenn  diese  Garnison  auch  sonst  ihr  bleibender  Wohnort  ist  und 
sich  daselbst  ein  Truppenkörper  derselben  Waffengattung  befindet.  Ins- 
besondere ist  auf  solche  Einjährig-Freivrilligen  Bticksicht  zu  nehmen,  welche 
im  Hause  ihrer  Eltern  oder  Angehörigen  wohnen  und  nachweisen,  daß  sie 
die  durch  den  Garnisonswechsel  verursachten  Mehrauslagen  aus  eigenen 
Mitteln  nicht  zu  tragen  vermögen. 

2.  Jenen  Einjährig-Freiwilligen,  welche  ihre  Studien  an  höheren  Lehr- 
anstalten fortsetzen,  ist  auch  die  Wahl  des  Jahres  ftlr  den  Präsenz- 
dienst freigestellt.  Solche  Einjährig-Freiwillige  sind  bis  dahin  dauernd  zu 
beurlauben.  Doch  ist  der  Aufschub  des  Präsenzdienstes  nicht  über  den 
1.  Oktober  jenes  Jahres  zulässig,  in  welchem  sie  das  24.  Lebensjahr 
vollenden. 

3.  Die  aktive  Dienstzeit  der  Einjährig-Freiwilligen  beträgt  regel- 
mäßig nur  1  Jahr. 

Jene  Einjährig-Freiwilligen  aber,  welche  während  des  Präsenzdienst- 
jahres ununterbrochen  länger  als  3  Monate  krank  oder  krankheitshalber 
beurlaubt  waren,  haben  den  hiedurch  versäumten  Präsenzdienst  nachzutragen. 
Ebenso  ist  die  durch  eine  gerichtliche  Verurteilung,  nicht  aber  die  durch 
Untersuchungshaft  versäumte  Präsenzdienstzeit  nachzutragen,  wenn  das  Ver- 
säumnis mehr  als  3  Wochen  beträgt. 

Das  Präsenzdienstjahr  muß  ausschließlich  der  militärischen  Aus- 
bildung gewidmet  sein  und  darf  nicht  zu  Studienzwecken  verwendet  werden. 
Prüfungen,  welche  unter  Anrechnung  dieses  Jahres  als  Studienjahres  gemacht 
werden,  sind  ungültig. 

Doch  sind  den  Einjährig-Freiwilligen,  welche  den  Hochschulstudien  ob- 
liegen, teils  durch  die  Gesetzgebung,  teils  im  Verordnungswege  mehrfache  Erleich- 
terungen auch  in  dieser  Hinsicht  gewährt.^^^)  Darnach  ist  zwar  die  Inskrip- 

»*)  Sieh  unten  Punkt  IV.  —  '<»)  V.  des  k.  k.  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht 
vom  12.  April  1889,  R.-6.-B1.  Nr.  46,  betreffend  die  den  Studierenden  an  Hochschulen, 
welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige  ableisten,  zu  gewährenden  Begünsti- 
gungen; V.  des  k.  k.  Ackerbauministers  vom  8.  März  1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  37,  betreffend 
die  den  Studierenden  der  k.  k.  Bergakademien  in  Leoben  und  Pfibram,  welche  den 
Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige  ableisten,  zu  gewährenden  Begünstigungen;  V.  des 
k.k.  ünterrichtsministers  vom  1.  August  1889,  R-G.-Bl.  Nr.  124,  betreffend  die  analogen 
Begünstigungen  für  die  Studierenden  der  k.  k.  Akademie  der  bildenden  Künste;  dann 
V.  des  ungarischen  Ministers  für  Kultus  und  Unterricht  vom  19.  Mai  1889,  Z.  22.749; 
femer  G.-A,  XXVI  und  XXVII  ex  1889  über  die  Abänderung  des  G.-A.  I  ex  1883  über 
die  Qualifikation  der  öffentlichen  Beamten,  beziehungsweise  über  die  Abändornng  des 
G.-A.  XXX  ex  1883  mit  Rücksicht  auf  die  den  Militärdienst  leistenden  Professorskandidaicn. 

7* 
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tion  an  einer  Hochschule  bei  gleichzeitiger  Ableistung  des  Präsenzdienstes 
den  Einjährig-Freiwilligen  nicht  gestattet,  wohl  aber  behält  die  Immatriku- 
lation durch  das  ganze  Präsenzjahr  ihre  Wirksamkeit.  Den  immatrikulierten, 
aber  nicht  inskribierten  Studierenden  kommen  während  dieser  Zeit  alle 
Rechte  und  Pflichten  akademischer  Bürger  zu,  soweit  sie  nicht  durch  die 
Inskription  ftlr  einzelne  Oegenstände  bedingt  sind.  Das  betreffende  Jahr  ist 
aber  nicht  in  die  vorgeschriebene  Studienzeit  einzurechnen.  Die  Studierenden 
verbleiben  während  des  Präsenzjahres  im  Genuße  der  ihnen  verliehenen 
Stipendien  und  ebensowenig  steht  der  einjährige  Präsenzdienst  der  Ver- 
leihung neuer  Stipendien  entgegen.  Einjährig-Freiwillige,  welche  mehr  als 
1  Jahr  präsent  zu  dienen  haben,  können  um  Sistierung  der  Weiterverleihung 
des  Stipendiums  einkommen  und  das  Stipendium  wird  ihnen,  wenn  sie 
hernach  die  Studien  fortsetzen,  wieder  angewiesen.  Ftlr  die  Prüfungen  der 
Einjährig-Freiwilligen  werden  besondere  Termine  angeordnet  und  den  Medi- 
zinern wird  auch  die  Frequenzbestätigung,  im  Falle  sie  den  Präsenzdienst 
antreten,  vorzeitig  erteilt. 

In  Ungarn  erhalten  jene  Hörer  der  Rechte,  welche  vor  Beginn  der 
juridischen  Studien  oder  mit  Unterbrechung  derselben  den  Einjährig-Frei- 
willigendienst  abgeleistet  haben,  sowie  auch  solche  Hörer  der  Rechte,  welche 
nachweisen,  daß  sie,  als  Einjährig-Freiwillige  assentiert,  die  Ableistung  des 
Präsenzdienstes  auf  die  Zeit  nach  Beendigung  ihrer  Studien  aufgeschoben 
haben,  insoferne  sie  durch  7  regelmäßige  Semester  die  vorgeschriebenen 
Gegenstände  gehört,  das  Absolutorium  und  ihre  Studienzeit  ist  als  beendigt 
zu  betrachten.  Desgleichen  können  Professorskandidaten  unter  gleichen  Ver- 
hältnissen die  Qualifikation  als  Mittelschulprofessoren  auch  dann  erhalten, 
wenn  sie  anstatt  des  dem  praktischen  Unterrichte  oder  den  Universitäts- 
studien gewidmeten  fttnften  Jahres  nur  ein  halbes  Jahr  nachweisen  können. 

Nach  Ablauf  des  Präsenzdienstjahres  haben  sich  die  Einjährig-Frei- 
willigen der  vorgeschriebenen  OfKziersprttfung  zu  unterziehen.  Jene  Einjährig- 
Freiwilligen,  welche  bei  dieser  Prtlfung  nicht  entsprechen,  haben  ein 
zweites  Jahr  bei  den  Unterabteilungen  ihrer  Truppe  präsent  zu  dienen. 
Sie  behalten  aber  auch  in  diesem  Falle  die  Eigenschaft  von  Einjährig-Frei- 
willigen, genießen  daher  den  Anspruch  auf  die  übrigen  Begünstigungen  der 
Einjährig-Freiwilligen'^®)  und  können  auch  die  Bewilligung  erhalten,  an 
dem  theoretischen  Unterrichte  der  Einjährig-Freiwilligen,  wo  ein  solcher 
besteht,  beziehungsweise  an  der  weiteren  praktischen  Ausbildung  zum  Offizier 
des  nichtaktiven  Standes  teilzunehmen,  wenn  sie  sonst  würdig  befunden 
werden  und  der  Dienst  dadurch  nicht  beeinträchtigt  wird. 

Jenen  Einjährig-Freiwilligen,  welche  die  OfBziersprüfung  zwar  nicht 
bestanden,  jedoch  während  des  Präsenzdienstes  hervorragenden  Eifer,  tadel- 
lose Aufführung  und  besonderes  Interesse  für  den  militärischen  Dienst  be- 
wiesen haben,  kann  (seit  den*  Jahre  1895';  von  der  Prüfungskommission  aus- 
nahmsweise die  Begünstigung  der  vorzeitigen  dauernden  Beurlaubung  zu- 
erkannt werden. 

4.  Die  militärische  Ausbildung  der  Einjährig-Freiwilligen 
ist  eine  besondere,  da  sie  zu  Kadetten  und  zu  Offizieren  in  der  Reserve, 
beziehungsweise  in  der  nichtaktiven  Landwehr  vorbereitet  werden  sollen. 
Die  Einjährig-Freiwilligen  werden  zu  diesem  Zwecke  grundsätzlich  in  Ein- 
jährig-Freiwilligenschulen  vereinigt. 

3i<0  Sieh  unten  Pnnkt  5  und  6. 
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5.  EiDJährig-Preiwillige,  welche  den  Dienst  auf  eigene  Kosten  ableisten, 
dürfen,  wenn  sie  die  Auslagen  für  die  eigene  Wohnung  tragen,  nicht 
kaserniert  werden,  wofern  nicht  besondere  militärische  Gründe  des  Dienstes, 
der  Ausbildung  oder  der  Disziplin  Ausnahmen  erheischen. 

6.  Die  Einjährig-Freiwilligen  sind  von  den  gewöhnlichen  Käsern- 
and  Lagerarbeiten  befreit^*^) 

7.  Die  erwähnten  Erleichterungen  der  aktiven  Dienstpflicht  kommen 
in  erster  Reihe  jenen  Einjährig-Freiwilligen  zu,  welche  den  Dienst  auf  ihre 
eigenen  Kosten  ableisten.  Dadurch  ist  normalerweise  eine  Erschwerung 
des  Einjährig-FreiwiUigendienstes  gegeben.  Solche  Einjährig-Freiwillige  haben 
aus  eigenen  Mitteln  zu  sorgen  für  die  Bekleidung,  Ausrüstung  und  Ver- 
pflegung, ferner  bei  der  Kavallerie  auch  für  die  Berittenmachung  und  für 
den  Unterhalt  des  Pferdes.  Zur  Erleichterung  dieser  Last  wird  den  Einjährig- 
Freiwilligen  gestattet,  die  Ausrüstungssorten  und  Waffen,  dann  die  Beklei- 
dungssorten gegen  Vergütung  aus  dem  Augmentationsvorrat  des  Truppen- 
korpers,  beziehungsweise  vom  Ärar  zu  entlehnen.  Desgleichen  können  sie 
gegen  Vergütung  ärarische  Reitpferde  zur  Benützung  zugewiesen  erhalten 
und  selbst  in  ärarische  Verpflegung  treten. 

Ausnahmen  von  dem  Grundsatz  der  Ableistung  des  Einjährig-Freiwil- 
ligendienstes  auf  eigene  Kosten  bestehen: 

a)  Zu  Gunsten  Mittelloser,  welche  nebst  gutem  sittlichen  Betragen 
eine  erhöhte  wissenschaftliche  Befähigung  auf  die  bereits  erwähnte  Art 
dartun  und  weiters  den  Nachweis  liefern,  daß  sie  selbst  den  für  den  Unter- 
halt während  des  einjährigen  Präsenzdienstes  unbedingt  erforderlichen  und 
jeweils  im  Verordnungswege  festzustellenden  Kostenbetrag  nicht  aufzubringen 
vermögen.  Diese  Einjährig-Freiwilligen  werden  dann  auf  Staatskosten  be- 
kleidet, ausgerüstet,  verpflegt  und  bequartiert; 

b)  in  der  Kriegsmarine,  wo  der  einjährige  Präsenzdienst  nur  auf 
Staatskosten  abgeleistet  werden  kann.'^^) 

Aber  auch  die  nichtaktive  Dienstpflicht  der  Einjährig-Freiwilligen 
zeigt  Besonderheiten,  indem  die  Einjährig-Freiwilligen  diese  Dienstpflicht 
normalerweise  in  der  Eigenschaft  von  Reserveoffizieren,  beziehungsweise 
in  der  Eigenschaft  von  Offizieren  der  nichtaktiven  Landwehr  und 
der  See  wehr  vollstrecken.  Sie  sind  in  dieser  Eigenschaft  zugleich  mili- 
tärische Ehrenbeamte  und  erfüllen  nicht  bloß  eine  modifizierte  gesetzliche 
Dienstpflicht.»«») 

Die  Voraussetzungen  für  die  Erlangung  einer  solchen  Offlziersstelle 
sind  folgende: 

q)  Die  Ablegung  der  vorgeschriebenen  Offiziersprüfung; 

b)  der  Kachweis  einer  entsprechenden  Lebensstellung  und  angemessener 
Snbsistenzmittel,  welcher  Nachweis  durch  Beibringung  des  vorgeschriebenen 
Sustentationsreverses  zu  erbringen  ist. 

Einjährig-Freiwillige,  welche  die  Offiziersprüfung  mit  entsprechendem 
Erfolge  abgelegt  haben  und  volle  Eignung  besitzen,  aber  nicht  in  der  Lage 
sind,  den  vorgeschriebenen  Sustentationsrevers  beizubringen,  werden  als 
Reserve-Kadett-Aspiranten  evident  geftlhrt  und  bei  den  Waffenübungen 
gleich  den  Kadetten  verwendet;"") 

'")  Eine  gesetzliche  Grandlage  für  diese  nur  in  den  W.-V.  II.  T.  ausgesprochene 
Begünstigung  fehlt.  —  '^')  Sieh  unten  Punkt  IV.  —  '")  Der  letzteren  Meinung  ist 
Laban d.  —  ^^*)  Eine  gesetzliche  Unterlage  fehlt  dieser  Praxis  sowie  überhaupt  der 
Forderung  des  Sustentationsreverses. 
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f)  die  rnterzeiebnung  eine»  Reverges  des  Inhalte«,  daß  der  A<<pirant 
keiner  geheimen  GesellHchaft  ang:ehöre;^''i 

d)  die  Offizierswahl,  d.  h.  die  Erklärung  des  Oflizierskorps  des 
Standortes,  daß  es  den  Aspiranten  zur  Beförderung  zum  Offizier  in  außer- 
dienstlicher Beziehung  fiir  geeignet  erachte."^» 

Die  Ernennung  zum  Offizier  im  nichtaktiven  Stande  erfolgt  jedoch 
auch  bei  Erfüllung  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  nur  nach  Maßgabe  des 
durch  die  Heeresorganisation  gegebenen  Bedarfes.  Ist  dieser  gedeckt,  so 
werden  die  Aspiranten  nur  zu  Kadetten  ernannt 

Kesenreoffiziere  und  Eeserrekadetten  werden  ausnahmsweise  auch  vor- 
zeitig in  die  Landwehr  flbersetzt.  Freiwillig  sich  meldende  Kadetten 
können  eine  Übersetzung  in  den  aktiven  Stand  der  Landwehr  vor  voll- 
streckter  Heeresdienstpflicht  nach  Zulässigkeit  des  Standes  der  Offiziere  und 
Kadetten  des  Heeres  erlangen  und  haben  dann  die  gesamte  noch  übrige 
Dienstpflicht,  die  keine  Verkürzung  erleidet,  in  der  Landwehr  abzuleisten, 
ohne  daß  eine  Rückversetzung  derselben  in  das  Heer  stattfindet.^^')  Ebenso 
können  Eeserveoffiziere,  wenn  es  die  Standesverhältnisse  des  Heeres  gestatten 
und  ein  Bedarf  bei  den  Landwehren  besteht,  über  freiwillige  Meldung  unter 
denselben  Bedingungen  wie  Kadetten  oder  aber  von  Amts  wegen  durch 
Verfügung  des  Beichskriegsministers  nach  vollstreckter  neunjähriger 
Heeresdienstpflicht  in  die  Landwehr  übersetzt  werden.  Umgekehrt  können 
sie  aber  auch  über  ihr  Ansuchen  mit  Zustimmung  des  betreffenden  Landes- 
verteidigungsministers nach  vollstreckter  Heeresdienstpflicht  in  der  Reserve 
belassen  werden.'**) 

Die  Verpflichtungen  der  Offiziere  des  nichtaktiven  Standes  sind 
teils  analog  jenen,  welche  die  nichtaktive  Mannschaft  zu  erfüllen  hat,  teils 
besondere,  welche  aus  der  Eigenschaft  von  militärischen  Ehrenbeamten 
sich  ergeber. 

Zu  den  ersteren  Verpflichtungen  zählen: 

a)  Die  Verpflichtung,  der  Einberufung  zur  aktiven  Dienstleistung  Folge 
zu  leisten; 

b)  die  Meldepflicht; 

c)  die  Verpflichtung  zum  Erscheinen  beim  HauptJ  Nach  Tapport; 

d)  die  Verpflichtung  zur  Teilnahme  an  den  Waffenübungen.  Diese 
Verpflichtung  ist  jedoch  insofeme  eine  verschärfte,  als  Offiziere  und  Kadetten 
(Aspiranten)  der  Reserve  und  nichtaktiven  Landwehr,  welche  den  Präsenz- 
dienst als  Einjährig-Freiwillige  abgeleistet  haben,  nach  Erfordernis,  be- 
ziehungsweise nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  für  ihre  praktische  Fortbildung 
jährlich  zu  den  Waffenübungen  herangezogen  werden  können.'^^j 

Als  besondere  Verpflichtungen  sind  zu  nennen :^-^i 
fi)  Die  Verpflichtung,   sich   sogleich   nach  der  Ernennung   vorschrifts- 
mäßig auszurüsten  und  zu  adjustieren  sowie  auch  weiterhin  sieh  ausgerüstet 
und   adjustiert   zu   erhalten.    Reserveoffiziere,    welche    dieser    Verpflichtung 
nicht   binnen   3   Monaten   entsprechen  oder  auch  schon  früher   zur   aktiven 

'li;  D.-R.  I.  T.  §  7  Punkt  44.  —  '«)  Beilage  zur  BefÖrdeningsvorechrift  für  die 
Personen  des  Soldatenstandes.  —  '")  W.-G.  §  52  al.  2.  —  '»s,  q,  q  ^^^  |q  November 
1891,  R.-G.-B1.  Nr.  159,  n.  G.-A.  XXXV  und  XXXVl  ex  1891  und  W.-G.  §  52  al.  8.  — 
"»;  W.-G.  §  54  al.  2,  ö.  L.-W.-G.  §  4  al.  3,  u.  L.-W.-G.  §  14  al.  3,  L.-V.  G.  f.  T.  u.  V. 
13  aL  3.  —  '^^;  Besondere  Bestimmungen  der  W.-V.  IV.  T.  und  V.  f.  d.  B.  bes.  Per- 
aonalangel.  §  §  46  ff. 
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Dienstleifttnng  oder  Waffenttbung  ohne  die  vorschriftsmäßige  militärische 
Uniform  einrücken,  sind  zur  Rechenschaft  zu  ziehen  und  eventuell  ihres 
militärischen  Ehrenamtes  für  verlustig  zu  erklären; 

b)  die  Verpflichtung,  sich  in  steter  Kenntnis  der  zur  Erfüllung  der 
Obliegenheiten  nötigen  Dienstesvorschriften  zu  erhalten  und  den  von  den 
Militärbehörden  in  militärdienstlichen  Angelegenheiten  zukommenden  Wei- 
sungen Folge  zu  leisten.  Bei  wiederholter  absichtlicher  Hintansetzung  dieser 
Verpflichtungen  tritt  gleichfalls  Abnahme  der  Offizierscharge  ein; 

e)  die  Verpflichtung  einer  standesgemäßen  Lebensführung  und  Ver- 
meidung nichtstandesgemäßer  Erwerbsbeschäftigungen,  worüber  die  mili- 
tärischen Ehrenräte  zu  wachen  haben. 

Diesen  besonderen  ehrenamtlichen  Verpflichtungen  stehen  auch  be- 
sondere Standesrechte  gegenüber,  die  den  Bechten  der  Berufsoffiziere 
analog  gestaltet  sind.  Die  Offiziere  des  nichtaktiven  Standes  genießen, 
wenn  sie  in  Uniform  erscheinen  gleich  den  Berufsoffizieren  militärische 
Ehrenrechte  und  haben  —  regelmäJßig  jedoch  nur  im  Falle  ihrer  aktiven 
Dienstleistung  --  Anspruch  auf  die  Ausübung  obrigkeitlicher  Befugnisse 
über  die  Untergebenen,  auf  Dienstesbezüge  und  Pension. 

IV.  Anspruch  auf  Ableistung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  in 
der  Kriegsmarine"*^)  haben: 

1.  Kapitäne  und  Leutnants  der  Handelsmarine  mit  Brevet; 

2.  Berufsseeleute,  welche  das  Schlußprttfungszeugnis  einer  inlän- 
dischen nautischen  Schule  oder  das  Zeugnis  über  die  Absolvierung 
einer  ausländischen  nautischen  Schule  besitzen  und  mindestens  l  Jahr  auf 
Schiffen  langer  Fahrt  oder  der  großen  Küstenschiffahrt  in  Ausübung  ihres 
Berufes  eingeschifft  waren; 

3.  ordentliche  Hörer  einer  technischen  Hochschule,  welche  sich  dem 
Maschinenwesen  widmen; 

4.  absolvierte  Schüler  der  mechanisch-technischen  Abteilung  einer 
höheren  Gewerbeschule  oder  des  Schiffbankurses  in  Triest,  welche  das  Reife- 
zeugnis, beziehungsweise  das  Zeugnis  der  Befähigung  zum  Seeschiffbaue 
besitzen. 

Die  Einjährig-Freiwilligen  der  Kriegsmarine  können  den  einjährigen 
Präsenzdienst  entweder  als  Berufsseeleute  oder  beim  Maschinenbau  und 
Maschinenbetrieb  —  in  beiden  Fällen  aber  nur  auf  Staatskosten  —  ableisten. 

Einjährig-Freiwillige  des  Seemannsberufes,  welche  nach  Ablauf  des 
Präsenzjahres  die  Prüfung  bestehen,  werden  nach  dem  Ergebnisse  derselben 
entweder  als  Seekadetten  oder  als  Unteroffiziere  in  die  Reserve  übersetzt. 
Einjährig-Freiwillige  des  Maschinenwesens  aber  gelangen  nach  Ablegung 
der  Prüfung  als  Maschinenunteroffiziere  in  die  Reserve  und  können  in 
dieser,  wenn  sie  den  Nachweis  einer  technischen  Hochschule  über  die  mit 
gutem  Erfolge  abgelegten  beiden  Staatsprüfungen  über  das  Maschinenbaufach 
beizubringen  vermögen,  auf  ihr  Ansuchen  zu  Maschinenbau-  und  Betriebs- 
eleven in  der  Reserve  ernannt  v/erden. 

V.  Mediziner,  welche  den  Präsenzdienst  als  Einjährig-Freiwillige 
ableisten  wollen'^'),  haben  ein  halbes  Jahr  im  Soldatenstande,  und  zwar  bei 
der  Infanterie  des  Heeres,  beziehungsweise  der  Landwehr  oder  bei  der 
Jägertruppe,  ein  zweites  halbes  Jahr  aber  nach  Erlangung  des  Doktordiploms 
als  AssistenzarztsteUvertreter   bei   Militärsanitätsanstalten   aktiv  zu  dienen. 

««)  W.-G.  §  26.  —  >")  W.-G.  §  27. 
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Der  Dienst  im  Soldatenstande  kann  nnr  am  1.  April  und  maß  spätestens 
in  dem  Jahre  angetreten  werden,  in  weichem  der  Aspirant  das  25.  Lebens- 
jahr vollendet.  Der  Dienst  als  Arzt  kann  entweder  am  1.  April  oder  am 
1.  Oktober  angetreten  werden,  spätestens  aber  am  1.  April  des  Jahres,  in 
welchem  der  Aspirant  das  28.  Lebensjahr  vollendet. 

Nach  entsprechend  vollstrecktem  Präsenzdienste  werden  diese  Einjährig- 
Freiwilligen  zn  Assistenzärzten  in  der  Reserve  ernannt,  sonst  aber  als 
Assistenzarztstellvertreter  in  die  Reserve  übersetzt. 

Jene  Einjährig-Freiwilligen,  welche  die  medizinischen  Stadien  aufgeben 
oder  bis  zu  dem  erwähnten  Termine  nicht  vollenden,  haben  den  ein-, 
beziehungsweise  zweijährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  unter  An- 
rechnung der  etwa  bereits  zurückgelegten  aktiven  Dienstzeit  abzuleisten. 
Dagegen  sind  Einjährig-Freiwillige,  welche  die  medizinischen  Studien  voll- 
enden, das  Doktordiplom  bis  zu  dem  erwähnten  Zeitpunkte  jedoch  nicht 
erlangen,   zur   Ableistung  eines    zweiten  Präsenzjahres  nicht   zu   verhalten. 

Die  auf  eigene  Kosten  dienenden  Einjahrig-Freiwilligen-Mediziner 
werden  über  ihr  Ansuchen  während  des  ersten  halben  Jahres  ihrer  Präsenz- 
dienstpflicht seitens  des  Ärars  bekleidet  und  erhalten  auch  die  Waffen  und 
die  Ausrüstung  auf  Staatskosten  ohne  Vergütung.  ^^') 

VL  Pharmazeuten  erlangen  die  Begünstigung  des  einjährigen  Präsenz- 
dienstes, ^-^)  wenn  sie  längstens  bis  zum  1.  März  jenes  Jahres,  für  welches 
ihre  Stellung  erfolgt,  entweder 

1.  6  Gymnasial-  oder  Realschulklassen  absolviert  und  die  Tirozinial- 
Prüfung  mit  Erfolg  bestanden  oder 

2.  4  Gvmnasialklassen  absolviert  und  die  Universitätsstudien  bereits 
begonnen  haben. 

Sie  haben  diesen  Dienst  jedoch  erst  als  diplomierte  Magister  der 
Pharmazie  abzuleisten  und  werden  nach  entsprechend  vollstrecktem  Präsenz- 
dienste je  nach  dem  Bedarfe  zu  Medikamentenakzessisten  in  der  Reserve 
ernannt,  sonst  aber  als  Medikamentenpraktikanten  in  die  Reserve  übersetzt 

Für  jene,  welche  ihre  Studien  aufgeben  oder  bis  zum  1.  Oktober 
jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  26.,  beziehungsweise  im  angeführten  zweiten 
Falle  das  24.  Lebensjahr  vollenden,  das  Diplom  nicht  erlangt  haben,  erlischt 
die  Begünstigung  und  sie  sind  vorbehaltlich  ihres  eventuellen  Anspruches 
auf  den  einjährigen  Präsenzdienst  im  Soldatenstande  zur  nachträglichen 
Ableistung  des  gesetzlichen  Ptäsenzdienstes  heranzuziehen. 

Vn.  Studierende  der  Tierarzneikunde  erlangen  die  Begünstigung 
des  .einjährigen  Präsenzdienstes, ^^^)  wenn  sie  längstens  bis  zum  1.  März 
jenes  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung  erfolgt,  die  tierärztlichen  Studien 
begonnen  haben. 

Sie  haben  diesen  Dienst  jedoch  erst  nach  Erlangung  des  tierärztlichen 
Diploms  bei  der  Kavallerie,  Feidartillerie  oder  Traintruppe  abzuleisten  und 
werden  nach  entsprechend  vollstrecktem  Präsenzdienste  je  nach  dem  Bedarf 
zu  Untertierärzten  (2.  Klasse)  in  der  Reserve  ernannt,  sonst  aber  als  tier- 
ärztliche Praktikanten  in  die  Reserve  übersetzt. 

Für  jene,  weiche  das  tierärztliche  Studium  aufgeben  oder  bis  zum 
1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  24.  Lebensjahr  vollenden,  das 
tierärztliche  Diplom  nicht  erlangt  •  haben,  erlischt  die  Begünstigung  und  sie 

'^)  Eine  gesetzliche  Unterlage  dieser  in  den  W.-V.  I.  T.  ausgesprochenen  beson- 
deren Begünstigung  fehlt.  —  "*)  W.-G.'§  28.  —  »»)  W.-G.  §  29. 
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Bind  vorbehaltlich  ihrer  eventuellen  Ansprüche  auf  den  einjährigen  Präsenz- 
dienst im  Soldatenstande  zur  nachträglichen  Ableistung  des  gesetzlichen 
l^äsenzdienstes  heranzuziehen. 

Mittellose  Tierärzte  können  den  Präsenzdienst  auch  bei  der  Kavallerie 
auf  Staatskosten  ableisten. 

VIII.  Dife  Ableistung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  in  mehreren  Ver- 
waltungsbranchen*-**) kann  bei  Bedarf  jenen  Einjährig-Freiwilligen  des 
Koldatenstandes  gestattet  werden,  welche  bereits  eine  achtwöchentliche  militä- 
rische Ausbildung  genossen  haben.  Diese  HegUnstigung  ist  nur  zulässig  für 
jene,  welche  die  Ernennung  zu  Militärverpflegs-  oder  Militärbau-Rechuungs- 
beamten  anstreben.  Die  betreffenden  Einjährig-Freiwilligen  werden  zu  diesem 
Uehufe  einer  Heeresanstalt  (Verpflegsroagazin,  Militärbauabteilung)  zugeteilt. 

Diejenigen,  welche  nach  Ablauf  des  Präsenzjahres  die  vorgeschriebene 
Prüfung  bestehen,  werden  zu  Akzessisten  oder  Praktikanten  ernannt.  Jene 
aber,  welche  bei  dieser  Prüfung  nicht  entsprochen  haben,  haben  ein  zweites 
Jahr  im  Soldatenstande  zu  dienen  und  können  nach  Ablauf  desselben  ent- 
weder die  Beamtenprüfung  wiederholen  oder  jene  für  Offiziere  des  nicht- 
aktiven Standes-  ablegen. 

Zum  Militärbau-Rechnungsdienste  werden  nur  jene  Einjährig-Freiwil- 
ligen   zugelassen,  welche   den  Präsenzdienst   auf  eigene  Kosten   ableisten. 

IX.  Auch  Ersatzreservisten  können  zur  Ableistung  des  Einjährig- 
Freiwilligendienstes  zugelassen  werden,^*') 

1.  wenn  sie  als  minder  tauglich  assentiert  wurden,  aber  die  Befähigung 
zum  Einjährig-Freiwilligendienste  bei  der  Stellung  besaßen,  oder 

2.  unter  der  gleichen  Voraussetzung,  wenn  sie  am  1.  März  des  Stel- 
lungsjahres  im  letzten  Jahre  einer  achtklassigen  öffentlichen  Mittelschule 
oder  gleichgestellten  Lehranstalt  sich  befanden  und  spätestens  bis  zum 
1.  Oktober  desselben  Jahres  ihre  Studien  mit  Erfolg  absolvieren;  ferner 
innerhalb  der  ersten  3  Jahre  der  Dienstpflicht 

3.  die  als  minder  tauglich  Assentierten,  welche  nach  dem  1.  Oktober 
des  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung  erfolgte,  durch  Vollendung  ihrer 
Studien  die  Befähigung  erlangen,  und  endlich  innerhalb  derselben  3  Jahre 

4.  die  als  überzählig  flir  die  Ersatzreserve  Gewidmeten  unter  der- 
selben Voraussetzung. 

Ersatzreservisten  der  dritten  und  vierten  Gruppe  müssen  jedoch  den 
Dienst  auf  eigene  Kosten  ableisten. 

Während  des  P»  äsenzdienstes  bleiben  die  Genannten  Ersatzreservisten. 
Die  schon  erfolgte  achtwöchentliche  militärische  Ausbildung  wird  in  den 
einjährigen  Präsenzdienst  nicht  eingerechnet,  es  wäre  denn,  daß  sich  dieser 
Präsenzdienst  unmittelbar  an  die  achtwöchentliche  Ausbildung  anschließt. 
Derlei  Dienstpflichtige  sind  zur  Ablegung  der  Offiziersprüfung  nicht  verbunden 
nnd  können  sonach  auch  zu  einem  zweiten  Präsenzjahre  nicht  verhalten  werden. 

Haben  sie  die  Offiziersprüfung  bestanden  und  den  sonstigen  ftlr  die 
Erlangung  der  Offizierscharge  erforderlichen  Bedingungen  entsprochen,  so 
sind  sie  bei  ihrer  Ernennung  zu  Offizieren  in  die  Reserve,  beziehungsweise 
in  die  nichtaktive  Landwehr  zu  übersetzen,  sonst  aber  bleiben  sie  in  der 
Ersatzreserve. 

Analoge  Bestimmungen  gelten  auch  fttr  jene  Ersatzreservisten,  welche 
den  Dienst  als  Mediziner,  Pharmazeuten,  Veterinäre  oder  bei  einer  Militär- 
verwaltungsbranche ableisten. 

32^W-  G.  §  30.  —  3")  W.-V.  n.  T.  §  ^26. 


106 

Ersatzreservisten,  welchen  die  besonderen  Begünstigungen^*®)  aberkannt 
werden  und  welche  infolgedessen  in  die  Reihe  der  Präsenzpflichtigen  über- 
treten, ist  die  Ableistung  des  einjährigen  Präsenzdienstes  zu  bewilligen, 
wenn  ihr  Anspruch  zur  Zeit  ihrer  Hauptstellung  bestanden  hat  und  ihre 
moralische  Unbescholtenheit  noch  fortbesteht.  Die  von  ihnen  bereits  zurück- 
gelegte aktive  Dienstzeit  ist  einzurechnen. 

X.  Im  Kriege  und  im  Mobilisierungsfalle  erlischt  fllr  die  Ein- 
jährig-Freiwilligen, welche  sich  im  Stande  der  auf  den  Kriegsstand  versetzten 
Truppenkörper  befinden,  das  Recht  zum  Aufschübe  des  Präsenzdienstes  und 
sie  sind  gleichfalls  zur  Dienstleistung  einzuberufen.  Die  Mediziner,  Pharma- 
zeuten und  Veterinäre,  welche  das  Diplom  noch  nicht  erlangt  haben,  sind 
bei  ihren  Truppenkörpem  zur  Dienstleistung  im  Soldatenstande  heranzuziehen 
und  zu  den  speziellen  Diensten  sind  nur  jene  zu  verwenden,  welche  die 
Eignung  hiezu  bis  dahin  erworben  haben.  Während  des  Ejrieges  werden 
keine  Einjährig-Freiwilligen  aufgenommen.  Die  Übersetzung  der  Eii\jährig- 
Freiwilligen,  welche  ihrer  Präsenzdienstpflicht  entsprochen  haben,  in  das 
nichtaktive  Verhältnis  erfolgt  erst  bei  Annahme  des  Friedensstandes.  Für 
diejenigen  Einjährig-Freiwilligen,  welche  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  ihrer 
Präsenzdienstpflicht  noch  nicht  entsprochen  haben,  leben  die  im  Frieden 
eingeräumten  Begünstigungen  wieder  auf.  Die  Prüfungen  können  sie  nach 
Eintritt  normaler  Verhältnisse  ablegen,  wenn  sie  an  der  Vorbereitung  hiezu 
oder  an  der  Ablegung  durch  den  Krieg  verhindert  wurden.  Diese  Einjährig- 
Freiwilligen  werden,  wenn  sie  die  Prüfung  nicht  bestehen,  ebenso  wie  die- 
jenigen, welche  in  einem  solchen  Falle  die  Prüfung  nicht  ablegen,  zu  einem 
zweiten  Präsenzdienstjahre  nicht  verhalten.  ^^^) 

XL  Die  Erschleichung  der  Begünstigung  des  Einjährig-Frei- 
willigendienstes  durch  listige  Umtriebe  fUr  sich  oder  einen  andern 
wird  als  Vergehen  behandelt  und  ist  mit  jenen  Straffolgen  verbunden,  welche 
sonst  bei  der  Erschleichung  von  Begünstigungen  in  der  Erfllllnng  der  Dienst- 
pflicht eintreten. '^*^) 

XII.  Auch  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  ist  das  Institut  der 
Einjährig-Freiwilligen  eingeführt. ^^^)  Jene  wehrpflichtigen  Landesangehörigen 
von  tadellosem  sittlichen  Betragen,  welche  vor  einer  hiezu  bestellten  Kom- 
mission durch  die  abzulegende  Prüfung  oder  durch  beigebrachte  Zeugnisse 
einen  Bildungsgrad  nachweisen,  der  dem  jeweiligen  vom  Korpskommando 
zu  Verlautbarenden  Programme  entspricht,  werden  über  Entscheidung  dieser 
Militär-Territorialbehörde  in  den  die  Ausbildung  von  Reserveoffizieren  be- 
zweckenden Kurs  aufgenommen,  und  wenn  sie  im  allgemeinen  zu  Reserve- 
offizieren befähigt  sind,  im  Frieden  nach  einem  einjährigen  Präsenzdienste 
zur  Ablegung  der  Reserveoffiziersprüfung  zugelassen  und  nach  mit  Erfolg 
abgelegter  Prüfung  im  Bedarfsfalle  zu  Reserveoffizieren  c.nannt. 


Das  durch  die  Wehrgesetzgebung  des  Jahres  1868  aus  militärischen  und  ^volkswirt- 
schaftlichen'* Gründen  eingeführte  Institut  des  Einjährig-Frei willigendienstes  hat  seither  von 
verschiedenen  Seiten  lebhafte  Anfechtungen  und  durch  die  Wehrgesetze  des  Jahres  1889 
tief  einschneidende  Modifikationen  erfahren.  Zu  diesen  letzteren  Modifikationen  gab  der 
Umstand  Veranlassung,  daß  das  Institut,  wie  es  durch  die  Wehrgesetze  dos  Jahres  1868 


^^)  W.-G  §§  31  bis  34.  —  '^)  Eine  ausdrückliche  gesetzliche  Einräumung  dieser 
gewiß  gerechtfertigten  besonderen  Begünstigung  fehlt.  —  ^^^)  W.-G.  §  48.  Sieh  oben 
§  11  V.  —  wi)  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  26. 
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und  sodann  durch  die  Novelle  des  Jahres  1882  geregelt  worden,  zwar  den  Interessen 
der  herrschenden  Bourgeoisieklassen  in  weitgehendem  Maße  entgegenkam,  den  militäri- 
schen Anforderungen  gegenüber  aber  immer  mehr  und  mehr  zu  versagen  drohte.  Ins- 
besondere wurde  das  Endziel,  die  Ernennung  zu  Reserveoffizieren,  in  dem  Zeiträume 
1869  bis  1885  nicht  einmal  von  der  Hälfte  der  Einjährig-Freiwilligen  des  Soldatenstandes 
(88%)  erreicht,  während  die  übrigen  nur  als  Unteroffiziere  (45%)  oder  gar  nur  als  Gefreite 
und  Soldaten  ohne  Chargengrad  (17%)  in  die  Reserve  übersetzt  wurden. 

Da  die  Zahl  der  Einjährig-Freiwilligen  eine  sehr  bedeutende  war,  so  trat  all- 
jährlich eine  große  Menge  von  Personen  (zirka  1400)  in  die  Reserve  über,  welche  keine 
Eignung  zum  Reserveoffizier  besaßen,  andererseits  aber  auch  wegen  ihrer  kurzen 
Fräsenzdicnstzeit  nur  sehr  minderwertige  Unteroffiziere  abgaben.  Diese  schweren  mili- 
tärischen Nachteile  wurden  dadurch  noch  erhöht,  daß  das  ganze  Institut  —  zum  Teil 
gerade  unter  dem  Einflüsse  der  Bestimmungen  der  Wehrgesetznovelle  —  seinen  Charakter 
völlig  zu  verändern  drohte,  indem  der  grüCere  Teil  der  Einjährig-Freiwilligen  ihre 
Studien  an  Hochschulen  nicht  fortsetzte,  sondern  überhaupt  nur  eine  Mittelschule  absol- 
vierte, um  die  Begünstigung  zu  erlangen.  Ganz  besonders  nachteilig  erwies  sich  die  in 
der  frühereu  Wehrgesetzgebung  vorgesehene  bedingte  Gewährung  des  einjährigen  Präsenz- 
dienstes an  Schüler  der  zwei  letzten  Mittelschulklassen.  Es  konnten  nämlich  auch 
solche  Stellungspflichtige  Studierende,  welche  einem  der  letzten  2  Jahrgänge  eines  Ober- 
gymnasiums, einer  Oberrealschule  oder  einer  gleichgestellten  Fachlehranstalt  mit  min- 
destens 8  obligaten  Jahreskursen  oder  aber  dem  letzten  Jahr  gange  einer  solchen  Lehr- 
anstalt mit  nur  2  obligaten  Jahreskursen  angehörten,  wenn  die  Verspätung  der  Studien- 
vollendung nicht  durch  ihre  Schuld  herbeigeführt  worden,  vorbehaltlich  der  definitiven 
Entscheidung  nach  Vollendung  der  Studien  bedingungsweise  als  Einjährig-Freiwillige 
aufgenommen  werden.  Dieses  Recht  dauerte  in  den  späteren  Altersklassen  fort  und  nach 
der  Novelle  des  Jahres  1882  war  überdies  das  Recht  zur  Wahl  der  Garnison  und  des 
Präsenzdienstjahres  nicht  an  die  Fortsetzung  der  Studien  gebunden.  Der  Aufschub 
des  Präsenzdienstes  war  zulässig  bis  zum  1.  Oktober  des  Jahres,  in  welchem  die  Ein- 
jährig-Freiwilligen das  25.  Lebensjahr  vollendeten,  und  Mediziner  konnten  den  Dienst 
bis  zum  1.  Oktober  des  Jahres  aufschieben,  in  welchem  sie  das  27.  Lebensjahr  voll- 
endeten. So  konnte  es  kommen,  daß  viele  Einjährig-Freiwilligen  im  Linienstande  ver- 
blieben, welche  in  früheren  Jahren  assentiert  worden,  aber  ihren  Präsenzdienst  noch  nicht 
angetreten  hatten  und  im  Mobilisierungsfalle  daher  ganz  uuausgebildet  eingerückt  wären. 
Das  Recht  zur  Wahl  der  Garnison  gab  zudem  Veranlassung,  daß  manche  Truppenkörper 
eine  übergroße  Anzahl  von  Einjährig-Freiwilligen  hatten,  andere  wiederum  gar  keine 
besaßen.  Auch  die  Bestimmung  der  Wehrgesetze,  daß  nur  Mittellose  auf  Staatskosten 
dienen  sollten,  wurde  in  der  Praxis  leicht  und  häufig  umgangen,  wie  daraus  entnommen 
werden  konnte,  daß  sehr  viele  Einjährig-Freiwillige  vor  dem  Antritte  des  Präsenzdienstes 
Mittellosigkeitszeugnisse  vorwiesen,  nach  Ablegung  der  Reserveoffiziersprüfung  aber 
einen  Revers  des  Inhaltes  vorzeigten,  daß  sie  die  zur  Erlangung  der  Offizierscharge  er- 
forderlichen Subsistenzmittel  besäßen. 

Die  Wehrgesetzgebung  des  Jahres  1889  hat  nun  das  ganze  Institut  einschneidenden 
Umänderungen  unterworfen.  Einerseits  wurden  alle  nebensächlichen  und  formellen  Be- 
dingungen, welche  die  Erlangung  des  Einjährig-Freiwilligenrechtes  bis  dahin  erschwert 
hatten,  beseitigt.  Insbesondere  wurde  nicht  mehr  gefordert  freiwilliger  Eintritt  vor  der 
allgemeinen  Stellung,  das  Erscheinen  der  untauglich  Beüindenen  vor  der  Überprüfungs- 
kommission, femer  die  Rechtfertigung  der  Studienverspätung  bei  der  bisherigen  bedingten 
Zusicherung  der  Begünstigung.  Andererseits  wurden  aber  manche  Begünstigungen,  welche 
»ich  für  die  militärischen  Interessen  als  besonders  nachteilig  erwiesen  hatten,  beseitigt 
und  noch  weitere  Erschwerungen  hinzugefügt.  Ein  Aufschub  des  Präsenzdienstes  wurde 
fUr  jene,   welche  ihre  Studien  abgeschlossen  haben,   als  unzulässig  erklärt,   das  Recht 
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zur  Wahl  der  Garnison  wurde  entzogen,  die  bedingte  Zuerkennung  der  Begünstigung 
mit  der  Einschränkung  beseitigt,  daü  nur  noch  Schüler  des  letzten  Jahrganges  einer 
uchtklassigen  Mittelschule  die  Begünstigung  beanspruchen  können,  wenn  sie  die  Hittel- 
schule spätestens  bis  zum  1.  Oktober  des  Jahres,  für  welches  ihre  Stellung  erfolgt  ist, 
mit  gutem  Resultate  absolviert  haben.  Die  einjährige  aktive  Dienstzeit  muß  fortan  aus- 
schließlich der  militärischen  Ausbildung  gewidmet  sein  und  jene  Einjährig-Freiwilligen, 
welche  die  Offiziersprüfung  nicht  bestehen,  haben  ein  zweites  Jahr  präsent  zu  dienen. 
Andere  Neuerungen  betrafen  den  Dienst  der  Mediziner  (Teilung  des  Präsenzjahres  und 
Ableistung  des  halben  im  Soldatenstande),  der  Pharmazeuten  und  Veterinäre.  Aber  auch 
seit  dieser  Reform  des  Jahres  1889  hat  es  an  Beschwerden  und  Angriffen  gegen  das 
Institut  nicht  gefehlt  Die  Beschwerden  gehen  aus  den  Kreisen  der  Bourgeoisie  hervor 
und  richten  sich  namentlich  gegen  das  StraQahr  der  Einjährig-Freiwilligen,  dessen 
Härten  von  der  Heeresverwaltung  für  die  einer  Berücksichtigung  Würdigen  seither 
bereits  gemildert  worden  sind,  die  Angriffe  aber  stammen  namentlich  aus  pädagogischen 
und  militärischen  Kreisen.  Die  ersteren  (Vergl.  z.  B.  Haymerle,  Unser  Unterrichts-  und 
Wehrsystem  und  dessen  Rückwirkung  auf  die  Berufswahl.  Eine  Studie,  1901)  sehen 
nicht  mit  Unrecht  auch  in  der  heutigen  Gestalt  des  Einj ährig-Frei willigeninstitntes  ein 
sehr  bedenkliches  Fördcrungsmittel  des  „gelehrten  Proletariats",  die  letzteren  aber  sind 
auch  mit  den  heutigen  Leistungen  der  Einjährig-Freiwilligen  und  der  Reserveoffiziere 
vom  militärischen  Standpunkte  aus  unzufrieden.  Ein  Ersatzmittel  für  das  ganze  Institut, 
das  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit  widerspricht  und  daher  von  manchen  politischen 
Parteien  grundsätzlich  bekämpft  wird,  konnte  nur  in  einer  Erhöhung  des  Standes  der 
Berufsoffiziere  und  in  der  Vermehrung  der  Unteroffiziere,  die  mit  einer  entsprechenden 
Verbesserung  ihrer  Stellung  verbunden  sein  müßte,  gefunden  werden,  wozu  mit  Rücksicht 
auf  den  damit  verknüpften  finanziellen  Aufwand  auf  absehbare  Zeit  hinaus  keine  Aussicht  ist 

B.  Die  freiwillig  übernommene  Dienstpflicht 

I  14.  Begriff  und  allgemeine  Bestimmungen. 

I.  Neben  der  gesetzlichen  Militärdienstpflicht,  welche  als  allgemeine 
Bürgerpflicht  geleistet  werden  muß,  die  in  ihrer  zeitlichen  Dauer  aber  be- 
schrankt ist,  weil  sie  die  Ausübung  bürgerlicher  Lebensberufe  nicht  unmöglich 
machen  soll,  besteht  als  zweite  Form  die  freiwillig  übernommene 
Dienstpflicht.  Diese  wird  nicht  auf  Grund  des  Gesetzes  geleistet,  sondern 
hat  eine  vertragsmäßige  Abmachung  zwischen  d?r  Heeresverwaltung  und 
dem  Aspiranten  zur  Voraussetzung.  Die  Begründung  der  Dienstpflicht  selbst 
erfolgt  aber  auch  hier  nicht  durch  Vertrag,  sondern  durch  einen  einseitigen 
Verwaltungsakt  der  Hecresbehörden.'*^* ) 

Regelmäßig  wird  die  Militärdienstpflicht  freiwillig  in  der  Absicht  über- 
nommen, um  daraus  einen  Le])ensberuf  zu  machen.  Notwendig  ist  dies  aber 
nicht.  Der  freiwillige  Eintritt  in  das  Heer  kann  auch  auf  eine  im  voraus 
festgesetzte  Zeitperiode  erfolgen.  In  diesem  letzteren  Falle  ist  die  freiwillige 
Dienstpflicht  inhaltlich  von  der  gesetzlichen,  abgesehen  von  der  zeitlichen 
Dauer,  nicht  unterschieden.  In  anderen  Fällen  begründet  sie  dagegen  die 
Verpflichtung,  andere  oder  längere  Dienste  im  Heere  zu  leisten,  als  dieselben 
durch  die  gesetzliche  Wehrpflicht  vorgezeichnet  sind.  Während  des  Bestandes 
der  gesetzlichen  Dienstpflicht  tritt  indes  auch  dieser  Unterschied  nica  außen 
regelmäßig  nicht  scharf  hervor.   Allein  die  gesetzliche  Dienstpflicht   besteht 

"')  So  Georg  Meyer  im  Gegensatz  zu  Laband,  welcher  die  Dienstpflicht  durch 
den  öflentHchrechtlichen  Vertrag  selbst  zu  stände  kommen  läßt. 
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fort  und  gelangt  wieder  in  Wirksamkeit,  wenn  die  freiwillige  Dienstpflicht 
weggefallen  ist. 

II.  Die  allgemeinen  Voraussetzungen  ftlr  den  freiwilligen  Eintritt 
in  das  Heer,  beziehungsweise  die  Landwehr  sind  folgende  :*^^) 

1.  Die  nötige  geistige  und  körperliche  Eignung  verbunden  mit 
einer  Körpergröße  von  155  cm,  beziehungsweise  bei  der  Landwehr  von  153  cw. 
Die  für  das  Heer  notwendigen  Handwerker,  die  zum  Schreibgeschäfte  Ver- 
wendbaren, dann  Matrosen  und  Schiffshandwerker  können  bei  sonstiger 
Tauglichkeit  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  Körpergröße  aufgenommen  werden: 

2.  ein  Alter  von  wenigstens  vollen  17  Jabren; 

3.  Unbescholtenheit.  Ausgeschlossen  von  der  Aufnahme  sind  jene, 
welche  sich  infolge  erlittener  strafgerichtlicher  Verurteilung  nicht  im  Voll- 
genusse  der  btirgerlichen  Rechte  befinden,  beziehungsweise  in  Ungarn  unter 
dem  Amtsverluste  oder  der  Suspendierung  der  Ausübung  ihrer  politischen 
Rechte  stehen; 

4.  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormundes  bei  Minder^ 
jährigen; 

5.  die  Staatsbürgerschaft  der  Gesamtmonarchie,  beziehungsweise 
in  einer  der  beiden  Reichsh'älflen.  Die  in  die  Landwehr  Eintretenden 
müssen  das  Staatsbürgerrecht  in  der  betreflfenden  Reichshälfle  besitzen. 
Auch  Untertanen  de  facto  können  in  das  Heer  freiwillig  eintreten.  Aus- 
länder können  nur  mit  Bewilligung  des  Kaisers  in  das  Heer,  aber  nicht  in 
die  Landwehr  aufgenommen  werden,  wenn  sie  sich  mit  der  unbedingten 
Erlaubnis  ihrer  Regierung  hiezu  ausweisen; 

6.  Anmeldung  des  Eintrittes  vor  dem  Beginne  der  gesetzlichen 
Stellungspflicht,  beziehungsweise  nach  erfüllter  Stellungs-  und  Heeresdienst- 
pflicht. Wehrpflichtigen,  welche  nach  ihrer  Altersklasse  bereits  zur  Stellung 
b^nfen  sind,  ist  während  der  Hauptstellung  der  freiwillige  Eintritt  nicht 
gestattet  und  diejenigen,  welche  zur  gesetzlichen  Stellung  verpflichtet  waren, 
aber  nicht  erschienen  sind,  haben  das  Recht  zum  freiwilligen  Eintritt  so- 
lange verwirkt,  bis  sie  sich  der  Entscheidung  der  Stellungskommission  für 
die  versäumten  Stellungen  unterzogen  haben. 

Jenen,  welche  der  Stellungspflicht  Genüge  geleistet  oder  ihre  Dienst- 
pflicht vollstreckt  haben,  ist  der  freiwillige  Eintritt  wiederum  gestattet. 

In  die  Landwehr  können  überhaupt  nur  jene  freiwillig  eintreten, 
welche  der  Stellungspflicht  Genüge  geleistet  haben  und  weder  im  Heere 
noch  in  der  Kriegsmarine  dienstpflichtig  sind.  Nnr  die  Wehrpflichtigen  des 
sttddalmatinischen  Gebietes  können  auch  vor  erfüllter  Stellungspflicht  frei- 
willig in  die  österreichische  Landwehr  eintreten. 

In  den  Landsturm  können  freiwillig  solche  Inländer  eintreten,  welche 
außerhalb  der  Heeres-,  Landwehr-  und  Landsturmpflicht  stehen  und  die  er- 
forderliche Eignung  besitzen,  im  öffentlichen  Dienste  Stehende  aber  nur  mit 
Zustimmung  äbrer  vorgesetzten  Behörde.  ^'^) 

in.  Die  Dienstpflicht  jener  Inländer,  welche  vor  erfüllter  Stellungs- 
pflicht  freiwillig  in  das  Heer  eintreten,  dauert  solange,  wie  die  regelmäßige 
Dienstpflicht  im  Heere.  Wurde  ihnen  die  Begünstigung  des  einjährigen 
Präsenzdienstes  zuerkannt,  so  unterliegen  sie  der  Dienstpflicht  der  Einjährig- 

*»)  W.-G.  §  19,  20,  22  und  23,  u.  L.-W.-G.  8  H.  —  '")  ö.  und  u.  L.-St-G.  §  2 
SebloBalinea.  Nach  den  Organisationsvorschriiten  werden  aber  nur  solche  Freiwillige 
angenommen,  welche  für  den  Dienst  mit  der  Waffe  geeignet  und  militärisch  ausgebildet  sind. 


HO 

Freiwilligen,  und  zwar  zählt  die  Dienstzeit  jener  Einjährig-Freiwilligen, 
welche  den  einjährigen  Präsenzdienst  spätestens  in  jenem  Jahre  antreten, 
in  welchem  sie  das  20.  Lebensjahr  vollenden,  vom  1.  Oktober  des  Assent- 
Jahres,  sonst  vom  1.  Oktober  jenes  Jahres,  in  welchem  sie  das  21.  Lebens- 
jahr vollenden. 

lY.  Die  Dienstpflicht  der  Inländer,  welche  nach  erfüllter  Stellangspflicht 
oder  nach  voUstreckter  Dienstpflicht  freiwillig  eintreten,  erstreckt  sich  im 
Heere,  beziehungsweise  in  der  Kriegsmarine  auf  die  Dauer  der  regelmäßigen 
Liniendienstpflicht,  in  der  Landwehr  auf  2  Jahre,  in  allen  Teilen  der  bc- 
wafi^neten  Macht  mit  Einschluß  des  Landsturmes  eventuell  auch  nur  auf 
Kriegsdauer,  beziehungsweise  auf  die  Zeit  der  Aufbietung  des  Landsturmes. 
Untertanen  de  facto,  welche  keinem  inländischen  Gemeindeverbande  an- 
gehören, können  nur  auf  die  Zeit  der  regelmäßigen  Liniendienstpflicht, 
nicht  aber  in  die  Landwehr  aufgenommen  werden.  Die  mit  Bewilligung 
des  Kaisers  in  das  Heer  aufgenommenen  Ausländer  sind  zur  Ableistung 
der  regelmäßigen  Liniendienstpflicht  verbunden. 

Die  Einreihung  der  Freiwilligen  hat  mit  dem  Tag  der  Assentierung 
stattzufinden.***) 

Musikeleven,  Schiffs-,  Maschinen-  und  Musikjungen,  welche  mit  dem 
17.  Lebensjahre  die  Kriegsdiensttauglichkeit  erlangt  haben,  sind  sofort  zu 
assentieren  und  einzureihen,  im  entgegengesetzten  Falle  aber  erst  nach  er- 
langter Kriegsdiensttauglichkeit. 

Die  Dienstzeit,  welche  ein  Freiwilliger  vor  der  Assentierung  im  Heere 
oder  in  der  Landwehr  zugebracht  hat,  ist  in  die  neu  tlbernommene  Dienst* 
pflicht  nicht  einzurechnen. 

V.  Die  freiwillig  Eintretenden  haben  das  Recht,  sich  den  Truppen- 
körper, in  welchem  sie  dienen  wollen,  zu  wählen,  vorausgesetzt,  daß 
der  gewählte  Truppenkörper  zur  Aufnahme  von  Freivnlligen  berechtigt  ist 
und  sie  die  Eignung  für  denselben  besitzen. 

Zur  Aufnahme  von  Freiwilligen  sind  nur  bestimmte  Truppenkörper 
berechtigt.  Die  Aufnahme  darf  nur  gegen  Nachweis  der  vorgeschriebenen 
Bedingungen,  worüber  ein  Eintrittsschein  der  politischen  Bezirksbehörde, 
beziehungsweise  des  Bezirksbeamten  beizubringen  ist,  und  wenn  zur  Zeit 
der  Anmeldung  ein  Abgang  am  vorgeschriebenen  Präsenzstande  besteht,  er- 
folgen. Im  Kriege  dürfen,  von  der  Infanterie  und  Jägertruppe  abgesehen, 
nur  solche  Freiwillige  aufgenommen  werden,  welche  bereits  bei  der  be- 
treffenden Waffe  oder  Anstalt  gedient  oder  deren  Profession  und  sonstige 
Geschicklichkeit  ihre  baldige  Verwendung  für  eine  militärische  Dienst- 
leistung außer  Zweifel  stellt. 

Die  Assentierung  der  Freiwilligen  erfolgt  ohne*  Intervention  der  poli- 
tischen Behörden  durch  besondere  Kommissionen  bei  den  militärischen  Er- 
gänzungsbehörden erster  Instanz.  In  berücksichtigenswerten  Fällen  können 
auch  die  Kommanden  der  im  Auslande  befindlichen  Kriegsschiffe  die  Auf- 
nahme und  Assentierung  von  Freiwilligen  mit  der  regelmäßigen  Dienstpflicht 
für  die  Kriegsmarine  vornehmen. 

VI.  Auch  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  kann  jeder  Landes* 
angehörige  freiwillig  in  die  bewaffnete  Macht  eintreten,**^)  welcher  nebst 
den  sonstigen  vorgeschriebenen  Erfordernissen  ein  Alter  von  wenigstens 
vollen  17  und  von  höchstens  36  Jahren  besitzt.    Ausgeschlossen  sind  jene, 

"5)  W.-G.  §  8  al.  3.  —  ^)  F.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  9. 
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welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  be- 
gangenen Vergehens  bestraft  worden  sind.  Minderjährige  bedürfen  auch  hier 
der  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormundes. 

I  15.  Die  Dienstpflicht  der  Kapitulanten. 

I.  Kapitulanten''^)  sind  Personen,  welche  auf  Grund  der  Abmachung 
mit  einem  Tmppenbefehlshaber  oder  einer  Militärbehörde  nach  erfüllter  ge- 
setzlicher Dienstpflicht  noch  eine  gewisse  Zeit  hindurch  freiwillig  im  aktiven 
Dienste  verbleiben  und  dafür  regelmäßig  gewisse  mit  der  betreflFenden 
Dienststelle  verbundene  Emolumente  beziehen.''*^)  Insbesondere  wird  auf 
diese  Art  der  Bedarf  an  Unteroffizieren  gedeckt.  Aber  auch  mit  anderen 
Heerespersonen  werden  Kapitulationen  geschlossen,  wie  namentlich  mit 
Kavalleristen,  Militärmusikern,  Handwerkern,  Marineangehörigen. 

Die  freiwillige  Fortsetzung  des  aktiven  Dienstes  kann  entweder  an 
Stelle  des  Übertrittes  in  die  Reserve,  beziehungsweise  in  die  nichtaktive 
Landwehr,  und  zwar  selbst  über  die  Dauer  der  Reserve-  und  nichtaktiven 
Landwehrpflicht  hinaus  erfolgen  oder  es  kann  auch  den  Angehörigen  der 
Reserve  und  nichtaktiven  Landwehr  sowie  den  dauernd  Beurlaubten  der 
Wiedereintritt  in  die  aktive  Dienstleistung  gestattet  werden.  Minderjährige 
bedürfen  hiezu  der  schriftlichen  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormundes. 
Auch  Einjährig-Freiwillige  können  nach  voUstrecktem  Präsenzdienste  die 
aktive  Dienstleistung  fortsetzen,  wenn  sie  sich  ihrer  Eigenschaft  als  Ein- 
jährig-Freiwillige begeben;  diejenigen,  welche  den  Präsenzdienst  auf  eigene 
Kosten  abgeleistet  haben,  treten  dann  ebenfalls  in  ärarische  Verpflegung. 
Ebenso  können  Ersatzreservisten  den  Präsenzdienst  freiwillig  leisten,  sie 
treten  aber  erst  nach  voUstrecktem  dreijährigen  Präsenzdienste  in  den  Genuß 
der  besonderen  Emolumente. 

II.  Die  aus  der  Kapitulation  entspringende  Verpflichtung  umfaßt  die 
Verbindlichkeit,  den  aktiven  Militärdienst  ebenso  zu  leisten,  als  dies  für  die 
gesetzliche  Dienstpflicht  vorgeschrieben  ist.  Nur  diese  Dienstpflicht  wird 
durch  die  Kapitulation  begründet,  keinerlei  Amtspflicht  und  keinerlei  Amts- 
gewalt. Diese  letzteren  beruhen  vielmehr  auf  der  Übertragung  besonderer 
Dienststellen. 

III.  Die  Rechte  und  sonstigen  Ansprüche  der  Kapitulanten  bestimmen 
sieh  nicht  nach  Abmachungen  im  einzelnen  Falle,  sondern  nach  den  gesetz- 
lichen und  reglementmäßigen  Vorschriften  (über  Bekleidung  und  Ausrüstung, 
Löhnung,  Verpflegung,  Beförderung  u.  s.  w.).  Desgleichen  sind  auch  die 
speziellen  Emolumente  regelmäßig  durch  reglementarische  Vorschriften  ge- 
regelt. Insbesondere  ist  das  mit  den  Dienstesprämien  der  Fall,  welche 
in  Form  von  nach  den  Ghargenabstufungen  bemessenen  Geldvergütungcn 
jenen  Unteroffizieren  des  Soldatenstandes  gewährt  werden,  welche  an  Stelle 
des  Übertrittes  in  den  nichtaktiven  Stand  oder  über  die  Dauer  der  nicht- 
aktiven Dienstpflicht  hinaus  die  aktive  Dienstleistung  im  Heere  oder  in  der 
Landwehr  von  Jahr  zu  Jahr  fortsetzen. 

Anspruch  auf  solche  Prämien  haben  nur  die  eine  wirkliche  Charge  be- 
kleidenden Unteroffiziere,  nicht  die  Titularunteroffiziere,  welche  nach  dem 
Löhnungsbezuge  bloß  Infanteristen  oder  Gefreite  oder  diesen  gleichgestellt 
sind.    Ausgeschlossen  vom  Bezüge  sind  Kadettoffiziersstellvertreter  und  jene 

^^'^)  Der  Ausdruck  ist  in  der  österreichisch-ungarischen  Gesetzessprache  gegen- 
wärtig  nicht  üblich.  ~  »3«)  W.-G.  §  53. 
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Kadetten  (des  neuen  Systems),  deren  Mittellosig^keit  nicht  zweifellos  dar- 
getan wird,  dann  jene  Unteroffiziere,  welche  im  Saperarbitrierungswege  als 
halbinvalid  klassifiziert  wurden,  soferne  sie  nicht  im  Schreib-  oder  technischen 
Dienste  in  Verwendung  stehen,  endlich  Ausländer. 

Der  Bezug  der  Prämie  beginnt  normalerweise  mit  dem  ersten  Tage  des 
Kalenderjahres  und  endet  mit  dem  Schlüsse  desselben.  Wenn  aber  infolge 
eines  Ej'ieges  oder  anderer  außergewöhnlicher  Verhältnisse  die  regelmäßige 
Übersetzung  in  den  nichtaktiven  Stand,  beziehungsweise  die  allgemeine  Ent- 
lassung aus  dem  Heere  zur  normalen  Zeit  nicht  stattfindet,  so  beginnt  der 
Prämienbezug  mit  dem  von  der  Zentralverwaltungsbehörde  festgestellten  Tage. 

Die  Dienstesprämien  können  nicht  mit  Verbot  oder  mit  Exekution  be- 
legt werden.'***')  Ihr  Bezug  wird  unter  Umständen  zeitlich  eingestellt  (bei  Beur- 
laubungen, Erkrankungen,  Einberufung  der  Reserve  und  nichtaktiven  Land- 
wehr für  die  Angehörigen  des  betreffenden  Jahrganges,  Untersuchungshaft, 
Strafarrest,  Kriegsgefangenschaft,  Desertion)  und  endigt  beim  Aufhören  des 
Kapitulationsverhältnisses.^^^) 

IV.  Die  fireiwillige  Fortsetzung  des  Präsenzdienstes  wird  regelmäßig  vom 
Kommandanten  des  betreffenden  Truppenkörpers  oder  der  betreffenden 
Heeresanstalt  bewilligt  Der  Wiedereintritt  in  die  aktive  Dienstleistung  kann 
jedoch  nur  gestattet  werden,  wenn  bei  dem  betreffenden  Truppenkörper  ein 
Abgang  auf  den  normierten  Präsenzstand  besteht.  Wird  von  der  erteilten 
Eintrittsbewilligung  binnen  14  Tagen  vom  Tag  der  Zustellung  des  bewilli- 
genden Bescheides  an  gerechnet  kein  Gebrauch  gemacht  oder  erfolgt  der 
Eintritt  innerhalb  dieses  Zeitraumes  aus  irgend  einem  Grunde  nicht,  so  er- 
lischt die  erteilte  Eintrittsbewilligung. 

V.  Die  Verpflichtung  zur  freiwilligen  Fortsetzung  des  aktiven  Dienstes 
erstreckt  sich  bei  Unteroffizieren  auf  die  Dauer  eines  Jahres. 

Frequentanten  der  Kadettenschulen,  welche  schon  vor  dem  Eintritte  in 
diese  Schulen  oder  während  der  Frequentierung  derselben  assentiert  und  ein- 
gereiht werden,  sind  durch  Revers  zu  verpflichten,  fttr  jedes  in  der  Kadetten- 
schule vollendete  Schuljahr  um  1  Jahr  über  die  regelmäßige  Präsenzdienstzeit 
hinaus  aktiv  zu  dienen.  Die  gleiche  Verpflichtung  haben  die  Frequentanten 
der  tierärztlichen  Hochschule  und  des  Kurses  für  Kurschmiede  am  Militär- 
tierarzneiinstitute in  Wien  und  am  ungarischen  Tierarzneiinstitute  in  Budapest, 
femer  die  Musikeleven,  die  Schiffs-,  Maschinen-  und  Musikjungen  der  Kriegs- 


"•)  Ö.  G,  vom  21.  April  1882,  B.-G.-Bl.  Nr.  123,  §  8.  —  •*»)  Dagegen  sind  die 
durch  die  frühere  Wehrgesetzgebung  gewährten  Begünstignngen  einer  erhöhten  An- 
rechnung der  Dienstzeit  seit  dem  Wehrgesetze  des  Jahres  1889  weggefallen.  Vordem 
wurde  nach  dem  Wehrgesetze  des  Jahres  1868  (§  4  Schlußalinea)  den  Militärmusikem 
und  den  hei  der  Kavallerie  dienenden  Soldaten,  welche  nach  ZnrUcklegung  des 
ihnen  obliegenden  Präsenzdienstes  denselben  freiwillig  fortsetzten  oder  in  denselben 
neuerlich  eintraten,  ohne  im  Bezüge  von  Unteroffiziersprämien  zu  sein,  jedes  im 
Präsenzdienste  zugebrachte  Jahr  in  die  Reservedienstzeit  doppelt  eingerechnet.  Ebenso 
wurde  nach  dem  Österreichischen  Landwehrgesetze  vom  Jahre  1869  (§  13  al.  5)  und  auch 
noch  nach  dem  tirolisch-vorarlbergischen  Landesverteidignngsgesetze  vom  Jahre  1887 
(§  10  al.  3)  den  Unteroffizieren,  welche  nach  eiig ähriger  aktiver  Dienstleistung  beim 
Kadre  oder  nach  zurückgelegter  Heeresdienstpflicht  noch  fortdienten,  die  weitere  in 
aktiver  Dienstleistung  zugebrachte  Zeit  auf  ihre  Landwehr-,  beziehungsweise  Landes- 
schlltzendienstpflicht  doppelt  angerechnet.  Da  diese  Begünstigungen  keine  Anziehnntr-- 
kraft  übten,  wurden  sie  im  Jahre  1889  aufgehoben. 
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marine,  vorausgesetzt,  daß  ihre  Assentierang  und  Einreihnng  anmittelbar 
ans  diesem  Verhältnisse  erfolgt,  zu  erftlUen.  Endlich  haben  sich  die  militär- 
ftrztlichen  Aspiranten,  welche  ein  Staatsstipendium  bezogen  haben  oder 
während  der  Studienzeit  aus  Staatsmitteln  unterstützt  wurden,  zu  einer  sechs- 
jährigen und  jene  Aspiranten,  welche  diese  Begünstigungen  nicht  genossen, 
zu  mindestens  dreijähriger  aktiver  Dienstleistung  zu  verpflichten. 

VI.  Die  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  der  Kapitulanten 
tritt  ein: 

1.  Durch  Ablauf  der  festgestellten  Zeit  Für  jene  Kapitulanten,  denen 
die  Fortsetzung  der  aktiven  Dienstleistung  bei  Bezug  materieller  Begünsti- 
gungen bewilligt  wurde,  endigt  das  Dienstverhältnis  mit  dem  31.  Dezember, 
für  die  anderen  freiwillig  in  der  aktiven  Dienstleistung  verbliebenen  mit  dem 
Zeitpunkte  des  nächsten  allgemeinen  Mannsohaftswechsels  (Ende  September), 
fllr  Unteroffiziere,  welche  eine  Zivilstaats-  oder  gleichgehaltene  Dienststelle 
erhalten,  mit  dem  Zeitpunkte  der  Anstellung: 

2.  durch  Entlassung  aus  dem  Heeresverbande  wegen  konstatierter 
Kriegsuntauglichkeit  oder  aus  sonstigen  Gründen  sowie  durch  dauernde  Beur- 
laubung; 

3.  durch  Übertritt  in  eine  Charge  oder  in  ein  Dienstesverhältnis,  welche 
den  Bezug  einer  Dienstesprämie  ausschließen; 

4.  durch  Ausstoßung  aus  dem  Heere  und  bei  Unteroffizieren  durch 
strafgerichtliche  oder  im  Disziplinarwege  erfolgte  Aberkennung  der  Charge. 

VII.  Das  Institut  der  Kapitulanten  ist  auch  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  anerkannt.'*^) 

I  1&  Das  DienstTerh&ltnis  der  Offiziere. 

I.  Die  Ergänzung  des  Offizierskorps  erfolgt  teils  durch  Ernennung  von 
Zöglingen  der  Militärerziehungs-  und  -Bildungsanstalten  und  der 
aus  den  Kadettenschulen  hervorgehenden  Berufskadetten,^^)  teils  durch 
Ernennung  von  Reserveoffizieren  und  Reservekadetten  zu  Berufs- 
offizieren, teils  endlich  durch  Aufnahme  direkt  eintretender  Berufs- 
kadetten. 

Von  den  Anfnahmswerbem  wird  im  allgemeinen  der  Besitz  einer  ge- 
wissen allgemeinen  Bildung  und  Lebensstellung,  beziehungsweise  einer 
guten  Erziehung,  der  Vollgenuß  der  bürgerlichen  Rechte  und  moralische  Un- 
besoholtenheit  verlangt.  Zur  Beurteilung  der  Würdigkeit  des  Bewerbers  in 
bürgerlicher  Beziehung  ist  das  Offizierskorps  des  Standortes  berufen  (Offiziers- 
wahl). Unteroffiziere  sind  hiernach  im  Frieden  von  der  Ernennung  zu  Berufs- 
offizieren regelmäßig  ausgeschlossen.  Im  Kriege  aber  ist  jeder  Armee- 
kommandant und  Kommandant  eines  selbständigen  Armeekorps  ermächtigt, 
für  besondere  Auszeichnung  vor  dem  Feinde  auch  Unteroffiziere,  welche 
vom  Offizierskorps  in  außerdienstlicher  Beziehung  als  geeignet  befunden  werden, 
dem  Kaiser  im  Wege  der  Zentralverwaltungsbehörde  zur  außertourlichen 
Beförderung  vorzuschlagen,  und  als  Augenzeuge  einer  hervorragenden  Waffen- 
tat kann  er,  wenn  er  durch  Vollmacht  dazu  berechtigt  ist,  eine  solche  Be- 
förderung auch  unmittelbar  auf  dem  Schlachtfelde  vornehmen. 

Die  Ernennung  von  Reserveoffizieren  zu  Berufsoffizieren  findet  im 
Frieden  nur  ausnahmsweise  statt.  Die  aus  Einjährig-Freiwilligen  hervor- 
gegangenen Reserveoffiziere  haben  zu   diesem   Ende   eine  mehrmonatliche 

w^)  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  33.  —  "«)  Vergl.  §  97. 

Sehmid,  I>u  Hi'eTesrecht  der  Osterr.-ung.  Monarchie.  8 
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praktische  Erprobung  im  Truppendienste  und  eine  Ergänzungsprüfung  za 
bestehen. 

Bewerber,  welche  die  direkte  Ernennung  zu  Berufskadetten 
anstreben,  müssen  den  allgemeinen  Anforderungen  genügen,  eine  Mappierungs- 
übung  an  einer  Kadettenschule  mit  entsprechendem  Erfolge  durchmachen 
und  an  der  Kadettenschule  jener  Waffe,  fllr  welche  sie  die  Ernennung  zum 
Berufskadetten  aspirieren,  die  Kadettenprüfung  ablegen.  Diese  Berufskadetten 
(früher  „Offiziersaspiranten^  genannt)  erlangen  dadurch  den  reglement- 
mäßigen Anspruch  auf  Beförderung  zum  Berufsoffizier.  Sie  können  regelmäßig 
jede  Unteroffizierscharge  in  der  Kompagnie  (Eskadron,  Batterie)  bekleiden 
und  sind,  auch  wenn  sie  keine  Unteroffizierscharge  bekleiden,  von  den  der 
Mannschaft  ohne  Unteroffiziersrang  oblieg^den  Arbeiten  befreit.  Dagegen 
sind  sie  zur  Mitarbeit  beim  Verwaltungsgeschäfte  der  Unterabteilungen  heran- 
zuziehen. 

Nach  Verlauf  einer  angemessenen  Zeit  werden  die  Berufskadetten  zu 
KadettofGziersstellvertretern  ernannt.  Dieselben  sind  die  ersten  Unteroffiziere 
des  Heeres  und  dürfen  nur  zu  den  einem  Truppenoffizier  zukommenden 
Diensten  verwendet  werden. 

Bei  der  Kriegsmarine  werden  nach  Maßgabe  der  Standesyerhältnisse 
Seeaspiranten  aufgenommen,  welche  eine  Aufnahmsprüfung  an  der  Marine- 
akademie in  Fiume  abzulegen  haben.  Die  Seeaspiranten  werden  dann  in 
weiterer  Folge  zu  Seekadetten  und  Seeoffizieren  ernannt. 

Als  Landsturmoffiziere  können  designiert  werden  Offiziere  des 
Buhestandes  und  des  Verhältnisses  außer  Dienst,  dann  ehemalige  Offiziere, 
welche,  ohne  sich  einer  ehrenrührigen  Handlung  schuldig  gemacht  zu  haben, 
freiwillig  aus  dem  Heere  getreten  sind  und  die  Offizierscharge  abgelegt 
haben,  dann  ehemalige  Unteroffiziere  von  entsprechender  Bildung  und  Lebens- 
stellung, endlich  auch  andere  Zivilpersonen  von  entsprechender  Lebens- 
stellung und  Ansehen,  die  das  60.  Lebensjahr  nicht  überschritten  haben  und 
im  VoUgenusse  der  bürgerlichen  Bechte  sind.  Zivilpersonen,  welche  bisher 
keine  Gelegenheit  hatten,  sich  militärische  Kenntnisse  anzueignen,  können 
dieselben  durch  Frequentiemng  der  bestehenden  Offiziersaspirantenschulen 
oder  durch  Ablegung  der  Offiziersprüfung  an  diesen  dokumentieren. 

IL  Die  Offiziere  aller  Grade  des  Heeres,  der  Landwehr  und  des  aufge- 
botenen Landsturmes  werden  grundsätzlich  vom  Kaiser  kraft  seiner  obersten 
militärischen  Verwaltungsbefugnis  ernannt.^*^) 

HL  Die  dienstliche  Stellung  der  Berufsoffiziere  entspricht  jener  der 
Staatsbeamten  und  sie  haben  daher  im  aktiven  Dienste  die  gleichen  Pflichten 
zu  erfüllen  wie  andere  Beamte,  nämlich  eine  Treu-  und  Gehorsamspflicht, 
die  Pflicht  zur  Verwaltung  der  übertragenen  Dienststelle  (des  übertragenen 
Kommandos)  nnd  endlich  die  Pflicht  eines  achtungswürdigen  Verhaltens. 

Nur  reichen  die  Pflichten  der  Berufsoffiziere  inhaltlich  zum  Teile  weiter 
als  jene  der  Zivilstaatsbeamten,  insbesondere  die  Treu-  und  Gehorsamspflicht 
bis  zur  Selbstaufopferung,  und   die  Mittel  zur  Erzwingung  der  Pflichter- 

»*»)  W.-G.  §  59,  u.  L.-W.-G.  §  17  al.  )j  u.  L.-St.-G.  §  9  al.  1,  L.-V.-G.  t  T.  u.  V. 
§  28  al.  2.  Die  Ernennung  der  Offiziere  wird  auch  von  Georg  Meyer  ala  ein  Akt  der 
Militärverwaltung  aufgefaßt,  während  Laban d  darin  einen  Aasfluß  der  Kommandogewalt 
erblickt.  Bichtigerweise  wird  aber  zu  unterscheiden  sein  zwischen  der  in  den  Yer- 
waltungsbereich  fallenden  Ernennung  der  Offiziere  und  der  dem  Oberbefehlsrecht  ent- 
springenden Übertragung  der  mit  der  betreffenden  Charge  verbundenen  Kommando- 
gewalt. 
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fttUung  sind  bei  den  Berufsoflßzieren  bedeutend  schärfere,  da  sie  den  Be- 
stimmungen des  Militärstrafgesetzbuches  und  des  militärischen  Disziplinar- 
strafrechtes unterliegen. 

Die  scharfe  Ausgestaltung  der  militärischen  Gehorsamspflicht  bringt  es 
mit  sich,  daß  auch  die  Berufsoffiziere  nur  ein  durch  formelle  Vorschriften 
eingeschränktes  Beschwerderecht  besitzen.***) 

Die  Verpflichtung  der  Berufsoffiziere  zur  Versehung  der  übertragenen 
Dienststelle,  beziehungsweise  zur  Austlbung  des  tibertragenen  Kommandos 
bedingt  ihre  fortdauernde  Anwesenheit  im  Dienstorte  (Residenzpflicht).  Die 
Urlaubserteilung  an  Berufsoffiziere  ist  durch  eigene  Vorschriften'^) 
geregelt,  welche  innerhalb  bestimmter  Grenzen  einen  regelmäßigen  Anspruch 
auf  die  Gewährung  von  Urlaub  aussprechen.****) 

Das  achtungswürdige  Verhalten  im  Privatleben  unterliegt  der  Kontrolle 
der  militärischen  Ehrenräte. 

IV.  Die  Rechte  der  Berufsoffiziere  sind  im  wesentlichen  ebenfalls 
die  gleichen  wie  die  Hechte  der  Staatsbeamten.  Eigentümlich  sind  ihnen  die 
besonderen  militärischen  Ehrenrechte.  Die  pekuniären  Rechte  der  Offiziere 
sind  nicht  immer  im  Rechtswege  verfolgbar,  da  es  für  die  Handhabung 
des  öffentlichen  Rechtsschutzes  gegenüber  der  Gesamtmonarchie  an  Organen 
gebricht**^) 

V.  Die  Endigung  des  Dienstverhältnisses  der  Berufsoffiziere  kann 
erfolgen  entweder  durch  Austritt  aus  dem  aktiven  Dienste  oder  durch 
Lösung  des  Dienstverhältnisses  selbst.***) 

1.  Der  Austritt  aus  dem  aktiven  Dienste  mit  Beibehaltung  des 
Offizierscharakters,  ohne  daß  das  Dienstverhältnis  völlig  gelöst  wird,  erfolgt: 

a)  Durch  Versetzung  in  die  Reserve,  nichtaktive  Landwehr  oder 
Seewehr; 

b)  durch  Versetzung  in  den  Ruhestand  mit  Pensionsbezug  und  unter 
Aufrechthaltung  einer   beschränkten   Heeresdienstpflicht  (Landsturmpflicht); 

c)  durch  Versetzung  in  das  Verhältnis  außer  Dienst  ohne  Pensions- 
bezug, aber  unter  Aufrechthaltung  einer  beschränkten  Heeresdienstpflicht 
(Landsturmpflicht). 

Beurlaubungen  heben  das  Aktivitätsverhältnis  regelmäßig  nicht  auf. 

2.  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  selbst  findet  statt: 

d)  Durch  Versetzung  in  den  bleibenden  Ruhestand  mit  Fensionsbezug 
ohne  weitere    Heeresdienstpflicht    nach  Vollendung    des    60,  Lebensjahres 

5")  D.-R.  I.  T.  §  14  Punkt  82  ff.  Sieh  oben  §  9  I.  T.  —  »*«)  Vorflchrift  über  die  Be- 
urlaubnng  der  im  Gagebezuge  stehenden  Personen  des  Heeres.  —  ^^}  Darnach  wird  an 
Offiziere  Urlaub  erteilt: 

1.  Auf  kurze  Zeit,  ohne  besondere  Begründung; 

2.  auf  kurze  oder  längere  Zeit  in  Familienangelegenheiten  oder  wegen  sonstiger 
persönlicher  Verhältnisse; 

3.  ans  Gesundheitsrücksichten; 

4.  aus  dienstlichen  oder  besonderen  außerdienstlichen  Anlässen  mit  Versetzung  in 
den  überzähligenstandf  und  zwar  wiederum  entweder  mit  Wartegebühr  oder  gegen 
RarensB  aller  Gebühren.  Beides  kann  insbesondere  wegen  Krankheit  geschehen.  Doch 
wird  Urlaub  mit  Wartegebühr  nur  an  solche  Offiziere  erteilt,  bei  denen  nach  dem  Aus- 
spruch der  Superarbitrierungskommission  Aussicht  auf  Wiedererlangung  der  Dienst- 
tauglichkeit besteht. 

«')  Vergl.  §  30  IV.  —  »«)  Vergl.  §  18  III. 
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oder  nach  zurückgelegter  40jähriger  Dienstzeit.  Der  Of&zierscharakter  kann 
in  diesem  Verhältnisse  beibehalten  oder  aach  abgelegt  werden.  Im  ersteren 
Falle  bleibt  aber  der  Offizier  zur  Ftlhrung  eines  achtungswUrdigen  Privat- 
lebens verpflichtet  und  den  militärischen  Ehrenräten  unterworfen; 

V)  durch  freiwillige  Ablegung  der  Charge. 

Jeder  Offizier,  gegen  welchen  weder  eine  strafgerichtliche  noch  eine 
ehrenrätliche  Untersuchung  anhängig  ist,  kann  seine  Charge  freiwillig  ab- 
legen.^^^)  Jene  Offiziere  des  Ruhestandes  aber,  welche  noch  zu  einer  mili- 
tärischen Dienstleistung  verpflichtet  sind^  müssen  in  diesem  Falie  auf  die 
Pension  verzichten; 

c)  durch  Entlassung  aus  dem  Heeresverbande  zum  Zwecke  der  Aus- 
wanderung; 

d)  durch  Entlassung  zur  Strafe.^^^) 

f  17*  Das  Dienstrerhältnls  der  Militärbeainten  (Marine-  und  Landwehrbeamten), 

der  Oagisten  ohne  Rangklasse  und  der  Armeediener« 

I.  Die  Militärbeamten  (Marine-  und  Landwehrbeamten)  leisten 
grundsätzlich  ihre  Dienstpflicht  durch  Betätigung  in  den  Geschäften  der 
Heeresverwaltung  (Marine-  und  Landwehrverwaltung)  im  engeren  Sinne.  Sie 
haben  militärische  Vorgesetzte,  stehen  im  Subordinationsverhältnisse  zu  diesen 
nnd  unterliegen  in  ihren  dienstlichen  und  außerdienstlichen  Verhältnissen 
vielfach  denselben  oder  analogen  Normen  wie  die  Offiziere,  insbesondere 
hinsichtlich  des  Beschwerdeweges,  der  Urlaubserteilung,  der  pekuniären  An- 
sprüche. Sie  bekleiden  einen  militärischen  Rang  und  genießen  militärische 
Ehrenrechte.  Sie  sind  aber  nicht  sämtlich  den  Rechtsvorschriften  des  Militär- 
strafgesetzbuches unterworfen  und  die  Bestimmungen  des  Gesetzbuches  über 
die  eigentlichen  militärischen  Delikte  finden  auf  sie,  da  sie  keinen  Fahneneid 
leisten,  nicht  Anwendung.  Auch  unterstehen  sie  besonderen  Disziplinarvor- 
schriften nnd  sind  den  militärischen  Ehrenräten  regelmäßig  nicht  nnter- 
worfen.  Durch  diese  ihre  besondere  Rechtsstellung  unterscheiden  sie  sich 
von  jenen  Offizieren,  welche  nicht  Waffendienst  leisten,  sondern  im  Ver- 
waltungsdienste verwendet  werden. 

II.  Das  Verhältnis  der  in  der  Heeresverwaltung  (Marine-  und  Landwehr- 
verwaltung) angestellten  Gagisten  ohne  Rangklasse  und  der  Armee- 
diener ist  jenem  der  Militär beamten  in  den  grundsätzlichen  Beziehungen 
analog  gestaltet,  nur  bekleiden  diese  Personen  keinen  militärischen  Rang 
und  genießen  keine  militärischen  Ehrenrechte. 


Außer  den  im  vorstehenden  behandelten  Personen  werden  von  den  HeereskOrpern 
sowie  von  der  Heeresverwaltung  noch  manche  andere  Leute  beschäftigt,  welche  keinerlei 
militärische  Dienstpflicht  leisten  und  auch  in  keinem  militärischen  Verhältnisse  zur 
Heeresverwaltung  stehen.  Dazu  zählen  insbesondere: 

1.  Die  bei  der  Heeres-  oder  Landwehrverwaltnng  in  festem  Dienst- 
verhältnis angestellten  Zivilbeamten  oder  gegen  Remunerationen  be- 
schäftigten Zivilpersonen.  Zu  den  ersteren  gehören  insbesondere  die  in  der  Stellung 
und  iin  Hang  von  Zivilstaatsbeamten  stehenden  Konzepts-  und  Rechnungsbeamten  des 
k.  k.  Ministeriums  flir  Landesverteidigung,  zu  den  letzteren  namentlich  die  gegen  Remune- 
ration an  den  Heeresbildungsanstalten  beschäftigten  Zivilprofessoren. 


"»)  W.-G.  §  60.  —  »")  Vergl.  §  159  und  §  213  V. 
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2.  Die  bei  der  Armee  im  Felde  wie  bei  den  Eommanden  der  größeren  festen  Plätze 
im  Falle  der  Kriegsansrüstang  eingeteilten  Zivillandeskommissäre  und  Zivilkom- 
missäre. Dieselben  sind  berufen,  jene  Angelegenheiten  der  Zivil  Verwaltung,  auf  welche 
das  vorgesetzte  militärische  Kommando  Einfluß  nimmt,  zu  besorgen,  beziehungsweise  die 
in  dieser  Hinsicht  erforderlichen  Konzeptsarbeiten  anszutühren,  bei  der  Ausnützung  der 
Hilfsquellen  des  Landes,  insoweit  diese  zur  Befriedigung  der  Armeebedürfnisse  heran- 
gezogen werden  müssen,  sowie  bei  der  Führung  oder  Überwachung  der  Zivil  Verwaltung 
im  Feindeslande  mitzuwirken.  Die  Zivilkommissäre  verbleiben  im  Dienstverbande  zu  ihrer 
vorgesetzten  Zivilbehürde  und  befinden  sich  nur  im  Verhältnisse  der  „ Zuteilung*.  Sie 
unterliegen  aber,  da  sie  unmittelbar  bei  der  Armee  im  Felde  oder  in  festen,  in  Kriegs- 
ausrQstung  befindlichen  Plätzen  eingeteilt  sind,  den  Militärstrafgesetzen  und  den  militä- 
rischen Disziplinarvorschriflen. 

3.  Die  Militärkapellmeister.  Dieselben  stehen  nicht  in  einem  direkten  Dienstes- 
verhiltnis  zur  Heeresverwaltung,  sondern  befinden  sich  in  einem  zivilrechtlichen  Dienstes- 
verhältnis zu  dem  betreffenden  Offizierskorps,  beziehungsweise  zur  Gesamtheit  der  die 
Militärkapelle  aus  ihren  Bezügen  unterhaltenden  OfBzieren. 

4.  Die  Zivildiener  einzelner  militärischer  Verwaltungsbehörden,  z.  B.  des  Mini- 
steriums für  Landesverteidigung  (wogegen  die  bei  dem  Landwehr-Oberkommando,  der 
Landesverteiiiigungs-Oberbehörde  für  Tirol  und  Vorarlberg  und  den  Landwehrkommanden 
angestellten  Amtsdiener  zu  den  militärischen  Bediensteten  zählen). 

5.  Die  Zivilangestellten  und  Zivilarbeiter  der  Militär-  und  Marine- 
etablissements. Dieselben  stehen  wohl  im  Dienste  der  Heeres( Marine) Verwaltung, 
leisten  aber  im  Unterschiede  von  den  militärischen  Arbeitern,  welche  auf  Grund  der 
gesetzlichen  Dienstpflicht  oder  der  Landsturmpflicht  herangezogen  werden,  keine  Heeres- 
dienstpflicht. Im  Einschiffungsfalle  unterliegen  aber  diese  Personen  den  militärischen 
Strafgesetzen  wie  auch 

6.  alle  im  Kriegs-  oder  Mobilisiernngsfalle  durch  Dienstvertrag  auf- 
genommenen und  der  Armee  im  Felde  folgenden  Zivilpersonen. 

II L  Abschnitt 

Die  militärischen  Standes-  und  die  bfirgeriiehen  Beehtsyerh&ltnisse 

der  Heerespersonen» 

I  18.  Die  mültürlschen  Standesverhältnisse  der  Heerespersonen."^^) 

I.  Die  Begelnng  der  militärischen  Standesverhältnisse  der  Heeres- 
personen geschieht  innerhalb  der  durch  die  Wehrordnung  gegebenen  gesetz- 
lichen Grenzen  durch  den  Kaiser  kraft  der  ihm  vorbehaltenen  Organisations- 
und reservierten  Verordnnngsgewalt. 

n.  Diese  Regelung  umfaßt  grundsätzlich  alle  Militärpersonen.  Dar- 
unter sind  alle  zum  Erscheinen  in  militärischer  Uniform  berechtigten  oder 
verpflichteten  Personen  zu  verstehen,  welche  in  einem  militärischen  Dienstes- 
verhältnisse stehen  und  auf  vrelche  daher  die  besonderen  Militärgesetze  und 
Militärvorschriften  Anwendung  zu  finden  haben,  gleichviel  ob  sie  unter 
Militär-  oder  Ziviljurisdiktion  stehen.  ^^^)  Werden  jene  Militärpersonen  aus- 

^^)  Hajdecki,  Offiziersstandesprivilegien.  System  und  Praxis  des  geltenden 
Ofüziersrechtes  der  k.  und  k.  bewaffneten  Macht  (1897),  S.  33  ff.  —  ^^)  In  der  Praxis 
worden  und  werden  noch  jetzt  als  Militärpersonen  alle  jene  Personen  angesehen,  welche 
der  Militärgerichtsbarkeit  unterstellt  sind.  Seit  dem  Gesetze  vom  20.  Mai  1869,  R.-G.-B1. 
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geschieden,  welche  nnr  zu  den  militärisch  organisierten  Körpern,  aber  nicht 
zum  Heere  zählen,  so  ergibt  sich  der  engere  Begriff  der  Heerespersonen. 
Zu  denselben  gehören  nicht  die  dauernd  beurlaubte  Mannschaft  und  auch 
nicht  die  Mannschaft  der  Reserve,  nichtaktiven  Landwehr  und  Ersatzreserve, 
wohl  aber  zählen  dazu  die  Offiziere  und  Militärbeamten  der  Reserve  und 
nichtaktiven  Landwehr,  soweit  sie  in  militärischer  Uniform  erscheinen. 
Keine  Heerespersonen  sind  die  im  Dienste  der  Heeresverwaltung  stehenden 
Zivilbeamten  und  die  übrigen  bereits  früher  erwähnten  Zivilpersonen,  sei  es, 
daß  dieselben  in  Heeresanstalten  beschäftigt,  sei  es,  daß  sie  bei  der  Armee 
im  Felde  eingeteilt  sind. 

Im  Unterschiede  von  den  Heerespersonen  werden  als  Angehörige 
der  bewaffneten  Macht  alle  Personen  bezeichnet,  welche  derselben  ohne 
Rücksicht  auf  ihr  Standesverhältnis  oder  ihre  sonstige  Rechtsstellung  ange- 
hören. In  diesem  Sinne  gehören  zu  den  Personen  der  bewaffneten  Macht 
auch  die  dauernd  beurlaubte  sowie  die  Mannschaft  der  Reserve,  nichtaktiven 
Landwehr  und  Ersatzreserve. 

III.  Die  sämtlichen  Heerespersonen  zerfallen  nach  den  durch  die  Wehr- 
ordnung und  die  sonstigen  Organisationsgrundsätze  gegebenen  Gesichts- 
punkten In  verschiedene  Standesgruppen  . 

1.  Als  solche  sind  zunächst  die  folgenden  Standeskategorien  zu  nennen: 

a)  Das  gemeinsame  (Land-)Heer; 

b)  die  Reserve  und  Ersatzreserve; 

c)  die  Kriegsmarine; 

d)  die  beiden  Landwehren; 

e)  der  beiderseitige  Landsturm; 

f)  die  militärisch  organisierten,  im  Verbände  des  Heeres  stehenden 
Krieger; 

g)  die  auf  den  Versorgungsstand  eines  Militärinvalidenhauses  zählenden 
invaliden  Heerespersonen; 

fi)  die  Personen  der  Militärbehörden  und  Heeresanstalten. 

Als  eine  besondere  Standeskategorie  können  endlich  die  bosnisch- 
herzegowinischen  Truppen  angereiht  werden. 

Die  Zugehörigkeit  der  Heerespersonen  zu  einer  dieser  verschiedenen 
Standesgruppen  ist  von  mehrfachem  Einflüsse  auf  ihre  militärische  Rechts- 
stellung. Dieser  Einfluß  macht  sich  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
pflege bemerkbar.^"''*) 

2.  Weiters  zerfallen  die  Heerespersonen  in  aktive  und  nichtaktive. 
Aktive  Heerespersonen  sind  solche,  welche   sich   in  Ausübung   ihrer 

Dienstpflicht  beim  Heere  befinden  und  regelmäßig  auch  im  Genüsse  der 
damit  verbundenen  Bezüge  (Aktivitätsgebühren)  sU?hen. 

Im  einzelnen  umfaßt  das  Standesverhältnis  der  Aktivität  folgende 
Personen: 

a)  Alle  dauernd  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Offiziere,  Militär- 
beamten und  sonstigen  Heerespersonen; 

b)  alle  zeitlich  Aktivierten,  und  zwar: 

aa)  die  mit  Superplus  auf  ihre  Pension  zeitlich  aktivierten  Personen 
des  Ruhestandes; 

Nr.  78,   kann  jedoch   diese   BegriffsbestimmuDg  nicht   mehr  als   zutreffend   angeschen 
werden,   da  nunmehr  in  den  Reichsratsländern  manche  Kategorien   von  MilitUrbeamten 
nicht  mehr  der  Militärjurisdiktion  unterliegen.  Vergl.  Mayrhofer,  a.a.O.,  II. Bd.,  S.  1003. 
»")  Vergl.  §  153. 


119 

bb)  die  zurWaffen(Dieii8t-'^tibung,  militärischen  Ausbildung  oder  sonstigen 
aktiven  Dienstleistung  einberufenen  Personen  der  Reserve,  Ersatzreserve, 
nichtaktiven  Landwehr  und  Seewehr; 

cc)  die  zum  aktiven  Dienste  einberufenen  Personen  des  Landsturmes; 

c)  alle  zeitlich  beurlaubten  Offiziere,  Militärbeamten  und  sonstigen 
Heerespersonen,  und  zwar: 

ad)  die  auf  bestimmte  Zeit  beurlaubten  Heerespersonen; 

bb)  die  mit  Wartegebühr  oder  gegen  Karenz  der  Gebühren  oder  als 
^überzählig"  unter  Verzicht  auf  die  Wartegebühr  Beurlaubten. 

Das  Standes  Verhältnis  der  nicht  aktiven  Heerespersonen  kann  ein 
8ehr  verschiedenes  sein  und  ist  zu  unterscheiden:^^) 

ä)  Das  Verhältnis  in  der  Reserve,  in  der  nichtaktiven  Land- 
wehr und  Seewehr. 

Dieses  Standesverhältnis  umfaßt  sowohl  die  „in  der  Reserve '^  n.  s.  w. 
ernannten  als  auch  die  in  die  Reserve  u.  s.  w.  übertretenden  Gagisten. 

b)  Das  Verhältnis  des  Ruhestandes.  Dieses  Standesverhältnis  ist 
vnederum  entweder  ein  definitives  oder  ein  zeitliches. 

Der  definitive  Ruhestand  tritt  ein: 

aa)  Über  Ansuchen  nach  Vollendung  des  60.  Lebensjahres  ohne  nähere 
Untersuchung  der  Dienstesuntauglichkeit  (Superarbitrierung); 

bb)  über  Ansuchen  nach  Vollendung  des  40.  Dienstjahres  ohne  vor- 
ausgehende Untersuchung; 

cc)  vor  Vollendung  des  einen  oder  des  anderen  Jahres  bei  im  Wege 
der  Superarbitrierung  anerkannter  vollkommener  Dienstesuntauglichkeit. 

Die  auf  diese  Weise  in  den  Ruhestand  getretenen  Heerespersonen  sind 
von  jeder  weiteren  Dienstesverpflichtung  enthoben  und  stehen  zu  der  Heeres- 
verwaltung in  keinem  anderen  Verpflichtüngsverhältnisse,  als  es  die  Evidenz- 
haltung erfordert. 

Sie  gehören  aber  zu  den  Heerespersonen,  solange  sie  den  Offiziers- 
oder  Beamtencharakter  nicht  abgelegt  haben,  und  bleiben  selbst  in  letzterem 
Falle  im  Fortbezuge  ihrer  Militärpension. 

Im  Verhältnisse  des  zeitlichen  Ruhestandes  stehen  jene  Heeres- 
personen, welche  vor  Vollendung  des  60.  Lebensjahres  oder  40.  Dienstjahres 
im  Wege  der  Superarbitrierung  nicht  ftlr  ganz  dienstesuntauglich  erkannt, 
sondern  zwar  als  zum  Truppendienste  untauglich,  aber  zu  Lokaldiensten 
geeignet  qualifiziert  wurden.  Solche  Personen  bleiben  bis  zur  Vollendung 
des  60.  Lebensjahres  verpflichtet,  im  Kriege  oder  im  Mobilisierungsfalle  nach 
ihrer  Eignung  im  Heere  Dienst  zu  leisten;  sie  können  entweder  auf  einem 
im  Frieden  sjstemisierten  Posten  (in  Lokalanstellungen)  Verwendung  finden 
oder  sie  erhalten  eine  Bestimmung  für  den  Kriegsfall  Sie  stehen  somit  auch 
während  des  zeitlichen  Ruhestandes  in  einer  dienstlichen  Verpflichtung,  sind 
den  Heiratsvorschriften  unterworfen  und  müssen,  vrenn  sie  die  Charge  ab- 
legen Trollen,  auf  den  Fortbezug  der  Pension  verzichten. 

c)  Das  Verhältnis  außer  Dienst.  Dieses  Standesverhältnis  ent- 
spricht im  ganzen  dem  Verhältnis  des  Ruhestandes  und  unterscheidet  sich 
von  demselben  nur  dadurch,  daß  Heerespersonen,  welche  die  Übersetzung 
in  das  Verhältnis  außer  Dienst  anstreben,  auf  die  Pension  verzichten  müssen« 
Die  bei  solcher  Gelegenheit  als  invalid  qualifizierten  Personen  sind  demnach 
yon  jeder  weiteren  Dienstleistung  enthoben,  während  die  zu  Lokaldiensten 

^)  Vergl.  hierüber  die  V.  f.  d.  B.  bes.  Personalangel.  §  1  ff. 
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geeignet  Befundenen  noch  zur  Dienstleistung  im  Kriege  und  im  Mobilisierungs- 
falle gleich  den  zeitlich  Pensionierten  verpflichtet  bleiben.  Man  kann  auch 
dieses  Verhältnis  in  ein  definitives  und  ein  zeitliches  unterscheiden. 
Nach  zurückgelegtem  60.  Lebensjahre  oder  vollendetem  40.  Dienstjahre  ent- 
fällt auch  bei  diesem  Verhältnis  die  Superarbitrierung  und  dasselbe  wird 
zum  definitiven.  Die  bloß  im  zeitlichen  Verhältnisse  ^ außer  Dienst^ 
stehenden  Heerespersonen  sind  aber  in  manchen  Beziehungen  jenen  des 
definitiven  Buhestandes  gleichgestellt,  bedürfen  insbesondere  keiner  Heirats- 
bewilligung, können  bedingungslos  ihre  Charge  ablegen  und  besitzen  das 
passive  Wahlrecht. 

d)  Mit  dem  Verhältnis  außer  Dienst  verwandt  ist  das  bei  den  Land- 
wehrpersonen vorkommende  Verhältnis  ;,in  der  Evidenz'',  das  wieder 
unterschieden  wird  in  das  Verhältnis  „der  Evidenz  der  Landwehr^  und 
das  Verhältnis  „der  Evidenz  der  Landwehr  mit  der  Bestimmung  für 
Landsturmdienste.***) 

3.  Die  Heerespersonen  werden  femer  in  folgende  Standesgruppen 
unterschieden: 

a)  Personen  des  Soldatenstandes. 

Diese  Gruppe  umfaßt  alle  Heerespersonen,  welche  zu  den  Kombattanten 
zählen  und  auf  die  E^riegsartikel  beeidigt  sind,  beziehungsweise  den  Soldaten- 
eid geleistet  haben,  auch  wenn  sie  nicht  bei  einer  kombattanten  Truppe» 
sondern  bei  Heeresanstatten  eingeteilt  sind. 

Die  genannten  Personen  zerfallen  wieder  in  Chargen  und  Soldaten. 
Zu  den  Chargen  zählen  die  Offiziere  (Offiziere  des  Soldatenstandes  oder 
Truppenoffiziere)  und  die  Unteroffiziere.  Die  Offiziere  gliedern  sich 
wieder  in  Generale  (5.  bis  1.  Rangklasse\  Stabsoffiziere  (8.  bis  6.  Rang- 
klasse) und  Oberoffiziere  (11.  bis  9.  Rangklasse). 

Jene  Offiziere  des  Soldatenstandes,  welche  dauernd  in  einem  anderen 
als  dem  Truppendienste  auf  ihr  Ansuchen  Verwendung  finden,  werden  als 
Offiziere  des  Armeestandes  (in  Lokalanstellungen)  bezeichnet  und 
sind  in  der  Beförderung  den  eigentlichen  Truppenoffizieren  nicht  gleich* 
gestellt 

Zu  den  Unteroffizieren  gehören  die  Kadettoffiziersstellvertreter  und  die 
Assistenzarztstellvertreter,  dann  die  nach  Waffengattungen  und  Heeresanstalten 
sehr  verschieden  benannten  übrigen  Unteroffiziere. 

Nach  dem  Militärstrafrechte  können  eigentliche  Militärdelikte  nur  von 
den  Angehörigen  dieser  Standesgruppe  begangen  werden.'**) 

b)  Die  den  Offizierscharakter  bekleidenden  Heerespersonen. 
Zu  dieser  Standesgruppe  zählen  die  Offizierskorps  der  Auditore,  Militär- 
ärzte und  Truppenrechnungsftthrer. 

Die  Angehörigen  dieser  Standesgruppe  haben  den  Offizierscharakter 
erst  im  VerUufe  der  Zeit  (die  Auditore  in  den  fünfziger  Jahren  det» 
XIX.  Jahrhunderts,  die  Militärärzte  und  Truppenrechnungsfahrer  erst  im 

*^)  Die  für  Offiziers-  und  Beamtenstellen  im  Landtitunn  designierten  Zivilpersonen, 
welche  nicht  im  Heere  oder  in  der  Landwehr  bereits  solche  Stellen  bekleidet  haben» 
können  nicht  als  Heerespersonen  gelten.  Sie  sind  nicht  berechtigt,  im  Frieden  die  mili- 
tärische Uniform  zu  tragen,  haben  aber  die  Verpflichtung,  sich  mit  den  Obliegenheiten 
der  ihnen  vorbehaltenen  Ofüziers-  oder  Beamtenstelle  vertraut  zu  machen  und  die  yor- 
geschriebene  Anzeige  über  den  Domizilwechsel  der  militärischen  Evidenzbehörde  zu 
erstatten.  —  »")  Vergl.  §  155  L 
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Jahre  1869)  erhalten;  vordem  zählten  sie  zu  den  Stabs-  oder  Militär- 
parteien. Gegenwärtig  werden  sie  anch  Gagisten  mit  Offizierstitel  oder  den 
Offizierscharakter  bekleidende  Militärpersonen  genannt. 

Anditore  nnd  Truppenrechnungsführer  besitzen  den  Ofiizierscharakter 
und  ftlhren  zugleich  den  Offizierstitel,  wogegen  die  Militärärzte  bloß  den 
Offizierscharakter  besitzen,  ohne  den  Offiziers  titel  zu  führen. 

c)  Die  Militärgeistlichen.  Dieselben  zählten  vordem  zu  den  Militär- 
parteien ohne  Offizierstitel. 

d)  Die  Militärbeamten.  Dieselben  zerfallen  je  nach  den  Heeres- 
anstalten, bei  denen  sie  angestellt  sind,  in  eine  gewisse  Anzahl  von  Standes- 
klassen. 

Zn  ihnen  zählen  auch  die  Auditoriatspraktikanten. 

Im  Militärstrafgesetzbuche  und  in  der  Militärstrafprozeßordnung  werden 
ffir  sie  auch  andere  Bezeichnungen  (den  Offizieren  im  Bange  gleichgehaltene 
Personen,  Gagisten  mit  Offiziersrang)  verwendet. 

In  den  im  Beichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  steht 
von  ihnen  nur  ein  Teil  unter  Militärjurisdiktion  und  es  gelten  ftlr  sie  auch 
besondere  Disziplinarvorschriften. 

e)  Die  in  keine  Bangklasse  eingeteilten  Gagisten.  Dieselben 
beziehen  keine  Löhnung,  sondern  feste  Gagen,  sind  aber  in  keine  Bang- 
klasse eingereiht. 

Die  der  Kriegsmarine^  angehör igen  Heerespersonen  weisen  im  allge- 
meinen dieselbe  Einteilung  in^  Standesgruppen  auf.  Doch  werden  hier  zu- 
nächst Stabspersonen  und  im  Gagenbezuge  stehende,  aber  in  keine 
Bangklasse  eingeteilte  Personen  unterschieden.  An  der  Spitze  der 
Stabspersonen  stehen  die  Seeoffiziere,  denen  die  Seekadetten  und  See- 
aspiranten angereiht  werden.  Ihnen  folgen  die  Offiziere  in  Marinelokal- 
anstellungen. 

4.  Je  nach  dem  Verhältnisse  der  Über-  und  Unterordnung  zerfallen 
die  Heerespersonen  einerseits  in  Untergebene  und  Vorgesetzte  und 
andererseits  in  Niedere  und  Höhere.^*^)  Diese  Über-  nnd  Unterordnung 
hat  auch  für  die  dauernd  Beurlaubten,  weiters  für  alle  diejenigen,  welche 
sich  im  Verhältnisse  der  Beserve,  Ersatzreserve,  im  nichtaktiven  Stande  oder 
in  der  Evidenz  der  Landwehr,  im  Verhältnisse  außer  Dienst  oder  im  Buhe- 
stande befinden,  Geltung,  wenn  sie  zum  Dienste  einberufen  werden  oder 
einen  ihre  Militärpflicht  betreffenden  Befehl  erhalten  sowie  überhaupt  bei 
allen  Gelegenheiten,  bei  denen  sie  in  militärischer  Uniform  erscheinen. 

Höherer  ist  jeder  Angehöriger  der  bewaffneten  Macht  allen  denjenigen 
gegentlber,  die  in  derselben  Standesgruppe  eine  geringere  Charge  (Bang- 
klasse) einnehmen  als  er  selbst.  Personen  des  Soldatenstandes,  Auditore,. 
Ärzte  und  Truppenrechnungsführer  sowie  diejenigen  in  keine  Bangklasse 
eingereihten  Gagisten,  welche  Unteroffiziersdistinktionen  tragen,  stehen  ohne 
Btteksicht  darauf,  welchem  Teile  der  bewaffneten  Macht  sie  angehören,  auch 
außerhalb  ihrer  Standesgruppe  im  Verhältnisse  von  Höheren  und  Niederen. 

Die  KadettofSziersstellvertreter  und  Seekadetten  stehen  zu  den  eben 
bezeichneten  in  keine  Bangklasse  eingereihten  Gagisten  sowie  zu  den  Per- 
sonen des  Mannschaftsstandes  im  Verhältnisse  des  Höheren.  In  dem  gleichen 
Verhältnisse  stehen  die  Kadetten  nach  Erreichung  einer  wirklichen  oder 
einer  Titularcharge  zu  anderen  Personen  gleicher  Charge, 

^)  D.-R.  L  T.  §  9  Punkt  50  ff. 
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Vorgesetzter  ist  ohne  Küeksicht  auf  die  Standesgmppe  derjenige, 
welchem  nach  der  organischen  Gliederung  nnd  den  Dienstesvorschriften  das 
Becht  der  Befehlsgebung  zusteht  gegentlber  allen  denjenigen,  welche  an  seine 
Befehle  gewiesen  sind.  In  der  Regel  soll  der  zum  Vorgesetzten  Bestimmte 
höher  oder  rangälter  als  der  seinen  Befehlen  Untergeordnete  sein.  Erfordern 
jedoch  besondere  Verhältnisse  eine  Ausnahme,  so  muß  auch  der  Höhere  oder 
Bangältere  dem  zum  Vorgesetzten  Ernannten  Gehorsam  leisten. 

In  das  Verhältnis  des  Vorgesetzten  tritt  femer  jeder  Höhere  nnd  inner* 
halb  der  gleichen  Standesgruppe  überdies  auch  jeder  Rangältere,  sobald  er 
die  Befehlsgebung  auf  eigene  Verantwortung  ergreift  Zu  dieser  fallweisen 
Befehlsgebung  ist  jeder  Höhere,  beziehungsweise  Rangältere  unter  der  Ver* 
bindlichkeit,  sein  Benehmen  nachträglich  vor  der  kompetenten  Behörde  zu 
rechtfertigen,  aus  wichtigen  Dienstesrücksichten  jederzeit  berechtigt,  in  fol- 
genden Fällen  aber  bedingungslos  verpflichtet: 

a)  um  unziemlichem  Benehmen,  offenbarer  Pflichtverletzung  und  Dienst- 
widrigkeiten, Exzessen  und  Ruhestörungen  von  Personen  der  bewaffneten 
Macht  Einhalt  zu  tun; 

b)  wenn  er  beim  Zusammentreffen  mehrerer  in  keinem  organischen 
Zusammenhange  stehenden  Truppen  oder  Heeresanstalten  die  Notwendig- 
keit einer  entscheidenden  Befehlsgebung  oder  eines  einheitlichen  Kommandos 
erkennt. 

Den  Offizieren  des  Soldatenstandes  ist  überdies  die  Befugnis  einge- 
räumt, das  Befehlsgebungsrecht  auf  eigene  Verantwortung  auch  gegenüber 
den  zur  bewaffneten  Macht  gehörigen  Geistlichen  und  Beamten  der  gleichen 
oder  einer  niederen  Rangklasse  auszuüben,  sobald  wichtige  Dienstesrück- 
sichten ein  sofortiges  Eingreifen  erheischen. 

Auditore,  Ärzte  und  Truppenrechnungsführer  können  außerhalb  ihrer 
eigenen  Standesgruppe  das  Befehlsgebungsrecht  des  Höheren  nur  gegen- 
über Personen  des  Mannschaftsstandes  und  den  in  keine  Rangklasse  ein- 
geteilten Gagisten  üben.  Nichtaktive  aller  Standesgruppen  und  Kategorien 
endlich  dürfen  bloß  bei  den  unter  Punkt  a)  erwähnten  Anlässen  einschreiten. 

Die  Befehlsgebung  kann  von  den  Berechtigten  nur  in  militärischer 
Uniform  ausgeübt  werden. 

Die  Unterscheidung  von  Vorgesetzten  und  Untergebenen  ist  im  Militär- 
strafrechte bei  der  Beurteilung  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  von 
großer  Bedeutung.^*'^) 

5.  Die  einzelnen  Heerespersonen  stehen  außerdem  zueinander  in  einem 
Verhältnis  des  dienstlichen  Vorranges."^) 

Wenn  Personen  verschiedener  Standesgruppen  der  bewaffneten  Macht 
zu  gemeinsamen  Dienstesfunktionen  (z.  B.  Kommissionen)  zusammentreten, 
so  ist  die  höhere  Charge,  beziehungsweise  Rangklasse  für  den  Vorrang  maß- 
gebend. Bei  gleicher  Rangklasse  kommen  in  solchen  Fällen,  wenn  keine 
besondere  Bestimmung  hierüber  getroffen  wurde,  zuerst  die  Personen  des 
Soldateustandes,  dann  die  Geistlichen,  Auditore,  Ärzte,  Truppenrechnungs- 
führcr,  weiters  die  Beamten  in  der  durch  die  organischen  Bestimmungen 
festgesetzten  Reihenfolge;  Beamte  der  12.  Rangklasse  stehen  jedoch  hinter 
den  Kadcttoffiziersstellvertretern  und  Assistenzarztstellvertretern  zurück.  In 
den  einzelnen  Standesgruppen  ist  für  den  Vorrang  nebst  der  Charge  oder 
Rangklasse  auch  der  Rang  maßgebend. 

3^';  Vcrgl.  §§  158  11.  und  162  (Befehl).  —  ^5^)  D.-R.  I.  T.  §  8  Punkt  56   und  57. 


123 

Bei  gleicher  Charge  und  gleichem  Range  gehen  in  der  gleichen  Standes- 
gruppe zu  Lande  die  Personen  des  Heeres  jenen  der  Kriegsmarine  und  beide 
Kategorien  jenen  der  Landwehr  vor.  Bei  Einschiffungen  und  auf  die  Dauer 
derselben  gebührt  aber  den  Personen  der  Kriegsmarine  der  Vorrang.  Land- 
sturmpersonen stehen  den  übrigen  Armeeangehörigen  nach. 

Wenn  in 'der  gleichen  Standesgruppe  bei  gleicher  Charge  und  gleichem 
Range  der  dienstliche  Vorrang  in  Frage  kommt,  so  entscheidet  die  Dienst^ 
dauer  in  der  früher  bekleideten  Charge. 

6.  Nur  noch  historische  Bedeutung  hat  die  Einteilung  der  Heeres* 
Personen  in  die  militia  stabilis  und  militia  vaga.  Dieselbe  stammt  aus 
dem  Jahre  1770  und  war  namentlich  ftlr  das  Heimatsrecht  und  die  militilr- 
geistliche  Jurisdiktion  von  der  größten  Wichtigkeit.  Bei  der  Abgrenzung 
beider  Kategorien  herrschte  viel  Unsicherheit  und  Streit.  Gegenwärtig  hat 
die  Einteilung  bis  auf  den  Umstand,  daß  noch  einige  ältere  städtische 
Gemeindeordnungen  in  Österreich  darauf  Bezug  nehmen,  ihre  Bedeutung 
verloren. 

IV.  Mit  der  Zugehörigkeit  zum  Heeresverbande  ist  das  Recht  und  be- 
ziehungsweise auch  die  Pflicht  zum  Tragen  der  militärischen  Uniform 
verbunden.  ^^) 

Aktive  Militärpersonen  haben  regelmäßig  außerhalb  der  Wohnung 
und  im  Dienste  auch  innerhalb  derselben  in  Uniform  gekleidet  zu  sein. 
Olfinere  und  Unteroffiziere  sowie  Soldaten  als  Kommandanten  von  Abtei« 
langen  haben  bei  jeder  dienstlichen  Gelegenheit  mit  dem  Seitengewehre  zu 
erscheinen.  Die  gleiche  Vorschrift  gilt  auch  für  die  Mannschaft,  ausgenommen 
bei  Fassungen  und  Arbeiten  oder  anderen  Vorrichtungen,  welche  ihrer  Natur 
nach  oder  auf  Grund  der  bestehenden  Vorschriften  ohne  Seitengewehr  zu 
geschehen  haben.  Nicht  im  Dienste  befindliche  aktive  Militärpersonen  haben 
außerhalb  der  Kaserne  oder  des  Quartiers  zur  Uniform  gleichfalls  das  Seiten« 
gewehr  zu  tragen,  wovon  bloß  beim  Aufenthalte  auf  dem  Lande,  in  Bade- 
orten und  in  Krankheitsfällen  eine  Ausnahme  gemacht  werden  kistnn. 

Für  besondere  Verhältnisse  (südliche  Gegenden,  Hochgebirgsland- 
schaften u.  dgl.)  haben  die  Territorialkommanden  die  erforderlichen  Ab* 
weichungen  von  der  gewöhnlichen  Adjustierung  anzuordnen. 

Die  mit  Wartegebühr  oder  gegen  Karenz  aller  Gebühren  beurlaubten 
Gagisten  können  sich  der  Zivilkleidung  bedienen.  Das  Gleiche  gilt  auch  für 
die  Militärgeistlichen,  Ärzte  und  Militärbeamten,  sobald  sie  sich  nicht  im  Dienste 
befinden.  Den  übrigen  aktiven  Offizieren  ist  das  Tragen  von  iZivilkleidern 
nur  im  Hochgebirge,  bei  der  Jagd  und  Fischerei,  beim  Sport  und  während 
des  Gebrauches  einer  Kur  gestattet.  Auch  wenn  aktive  Offiziere  zur  Aus- 
übung eines  Zivildienstes  (als  Minister)  berufen  sind,  dürfen  sie  Zivilklei- 
dung nur  über  Bewilligung  des  Kaisers  tragen. 

Aktiven  Offizieren  und  Militärbeamten,  welche  zur  Frequentierung  von 
Zivilhochschulen  oder  zur  Praktizierung  in  technischen  Etablissements  oder 
bei  den  Eisenbahn-  und  Postanstalten  entsendet  werden,  ist  es  nach  beson- 
deren Vorschriften'*®)  gestattet,  sich  während  der  speziell  diesen  Beschäfti- 
gungen gewidmeten  Zeit  der  Zivilkleidung  zu  bedienen« 

Nichtaktive  Gagisten  in  der  Reserve,  femer  diejenigen  Nichtaktiven 
des  Ruhestandes  und  des  Verhältnisses  außer  Dienst  sowie  die  in  den  ana- 

^^)  D.-R.  I.  T.  §  37  Punkt  278  ff.,  ferner  Adjustienings-  und  Ausrüstungsvorschrift 
und  ^Besondere  Bestimmungen«  zum  IV.  T.  der  W.-V.  §  9.  —  ^^'O  Z.-V,  des  R.  K.-M. 
vom  1.  Jänner  1895,  Pr.-Nr.  5750. 
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logen  Verhältnissen  stehenden  Personen  der  nichtaktiven  Landwehr,  welche 
im  Frieden  oder  Kriege  zur  aktiven  Dienstleistang  einhemfen  werden 
können,  sind  bei  allen  aas  ihrem  Militärverhältnisse  entspringenden  dienst* 
liehen  Anlässen  verpflichtet,  in  der  Militäruniform  zu  erscheinen.  Im  übrigen 
dürfen  sich  alle  Nichtaktiven,  welche  nicht  Berufsoffiziere,  beziehungsweise 
Militärgeistliche  oder  Militärbeamte  von  Beruf  waren,  der  Uniform  nur  bei 
festlichen  Gelegenheiten  bedienen. 

Den  Personen  des  Mannschaftsstandes  sowie  den  in  keine 
Rangklasse  eingereihten  Gagisten,  welche  sich  im  nichtaktiven 
Verhältnisse  befinden,  ist  das  Tragen  der  Militäruniform  nicht  gestattet 

Im  Auslande  haben  sich  sowohl  die  aktiven  als  auch  die  nichtaktiven 
Heerespersonen  der  Zivilkleidung  zu  bedienen.  Das  Tragen  der  Uniform  im 
Auslande  ist  nur  jenen  Militärgagisten  gestattet,  welche  sich  dort  in  einer 
offiziellen  Mission  aufhalten;  für  alle  anderen  Heerespersonen  ist  hiezu  die 
Bevnlligung  der  Zentralverwaltungsbehörde  erforderlich. 

V.  Die  Heerespersonen  haben  keinen  Rechtsanspruch  auf  Beförderung. 
Doch  bestehen  VerwaltungSYorschriften  (Beförderungsvorschriften),  nach 
denen  die  mit  der  Erstattung  der  Beförderungsvorschläge  betrauten  Heeres* 
behörden  vorzugehen  haben. 

Die  Beförderung  ertoigt  grundsätzlich  nach  der  Bangtour.  Nur  die 
Beförderung  zum  Feldmarschalleutnant  und  in  die  höheren  Generalschargen 
ist  an  keine  Rangtour  gebunden.  Auch  ist  dem  Kaiser  sonst  das  Recht  vor* 
behalten,  bei  hervorragenden  Leistungen  sowohl  im  Frieden  als  im  Kriege 
Offiziere  aller  Grade  außertourlich  zu  befördern,  und  es  ist  der  hiebei  ein- 
zuhaltende  Vorgang  gleichfalls  in  den  Beförderungsvorschriften  näher 
geregelt.  Zur  Beförderung  ist  in  erster  Linie  die  volle  moralische,  geistige 
und  physische  Eignung  ftlr  den  höheren  Posten  erforderlich.  Für  die 
Zwecke  der  Beförderung  sind  die  Heerespersonen  in  Konkretualstände 
eingeteilt;  die  Beförderung  erfolgt  innerhalb  des  betreifenden  Konkretual- 
Standes,  und  zwar  stets  nur  in  die  nächsthöhere  Charge  oder  Rangklasse. 
Außerdem  ist  ftlr  die  einzelnen  Kategorien  der  Heerespersonen  die  &ftlllung 
bestimmter  Bedingungen  vorgeschrieben.  Im  Kriege  und  im  Mobilitäts- 
Verhältnisse  wird  regelmäßig  von  der  ErftlUung  dieser  Bedingungen  Umgang 
genommen  und  es  entscheidet  dann  grundsätzlich  die  praktisch  erwiesene 
Eignung  für  den  höheren  Posten.  Auch  finden  im  Kriege  Beförderungen 
nach  Bedarf  statt,  während  im  Frieden  Schranken  durch  den  normierten 
Präsenzstand  der  Chargen  und  höheren  Posten  gezogen  sind.  Ist  dieser 
erreicht,  so  können  auch  Titularchargen  verliehen  werden.  Die  Beförderung 
der  nichtaktiven  Gagisten  im  Frieden  in  höhere  Chargen  oder  Rangklassen 
ist  nur  im  Wege  kaiserlicher  Gnade  zulässig.  Im  Kriege  kann  eine  solche 
Beförderung  auf  höhere  Posten  erfolgen,  wenn  die  Betrefienden  die  Be- 
fähigung hiefür  vor  dem  Feinde  dargetan  oder  hervorragende  Waffentaten 
vollbracht  haben. 

§  19.  Einflafi  des  MilitärdienstyerhäUnisses  auf  andere  BeohtsYerhältnisse.^^) 

I.  Der  Militärdienst  übt  Einfluß  auf  andere  Rechtsverhältnisse,  welche 
mit  demselben  in  keinem  notwendigen  Zusammenbange  stehen;  es  gelten 
für  die  Heerespersonen  auf  vielen  Gebieten  des  öffentlichen  und  des  Privat- 
rechtes singulare  Rechtssätze,  welche  ihre  staatsbürgerliche  und  individuelle 

••*)  Vergl.  hierüber  insbesondere  Hajdecki,  a.  a.  0.,  S.  57  ff. 
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Freiheit  oft  sehr  bedeutend  einschränken.  Diese  Beschränkungen  beruhen 
teils  auf  ausdrttcklichen  gesetzlichen  Normen,  teils  werden  sie  von  den 
Militärbehörden  auf  Grund  gesetzlicher  Ermächtigung  oder  lediglich  kraft 
ihrer  Dienstgewalt  durch  reglementarische  Anordnungen  verfügt.  Sie  treten 
ein,  gleichviel  ob  der  Militärdienst  in  Erfüllung  der  gesetzlichen  Wehrpflicht 
oder  freiwillig  geleistet  wird.  Einzelne  dieser  Beschränkungen  gelten  nur 
fUr  die  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Heerespersonen  oder  nur  für 
bestimmte  Kategorien  derselben.  Auf  der  anderen  Seite  genießen  die  Heeres- 
{»ersonen  auch  mancherlei  Begünstigungen,  auf  welche  Zivilpersonen  keinen 
Anspruch  erheben  können.  Auch  diese  Begünstigungen  finden  nicht  immer 
ausnahmslos  Anwendung,  sondern  greifen  teilweise  nur  im  Mobilisierungs- 
falle Platz. 

Die  Kompetenz  zur  Regelung  der  nicht  aaf  den  Militärdienst  sich 
beziehenden  Rechte  und  Verpflichtungen  der  Heerespersonen  und  ihrer 
bürgerlichen  Verhältnisse  ist  der  Gesetzgebung,  beziehungsweise  der  Ver- 
ordnungsgewalt der  beiden  Reichshälften  vorbehalten.^^) 

II.  Diese  singulären  Rechtsnormen  betreffen  insbesondere  folgende 
Materien: 

1.  Die  Rechtsverfolgung  und  das  Zustellungswesen. 

a)  Die  aktiven  Heerespersonen  unterliegen  regelmäßig  und  die  nicht- 
aktiven Heerespersonen  in  bestimmten  Fällen  in  Strafsachen  einer  beson- 
deren militärischen  Gerichtsbarkeit.  Ausgenommen  davon  sind  die  Finanz- 
strafsachen und  —  nach  Ansicht  einzelner  Juristen  —  die  Polizeistraf- 
aachen. ^*') 

Desgleichen  ist  die  Bestrafung  einer  Heeresperson  wegen  Verweigerung 
des  Gehorsams  oder  wegen  ungebührlichen  Benehmens  gegenüber  den  bürger- 
lichen Gerichten  nur  in  der  Weise  statthaft,  daß  sich  die  bürgerlichen 
Richter    an   die  militärischen  Vorgesetzten    der   Heeresperson    wenden. '^^) 

In  Österreich  dürfen  femer  die  Zivilstrafgerichte  jene  Heerespersonen, 
welche  im  Frieden  zur  Rekrutenausbildung  oder  zu  den  Waffenübungen 
einberufen  sind,  während  der  Dauer  der  Einberufung  nur  dann  in  Unter- 
suchnngshaft  nehmen,  wenn  es  sich  um  ein  Verbrechen  handelt  oder  wenn 
Kollusionsgefahr  besteht.  Ist  aber  eine  Kriegserklärung  erfolgt  oder  ein  Krieg 
ausgebrochen,  so  dürfen  die  genannten  Personen,  wenn  sie  zur  Dienstleistung 
einberufen  sind,  nur  dann  von  den  bürgerlichen  Gerichten  in  Untersuchungs- 
haft genommen  werden,  wenn  es  sich  um  ein  mit  der  Todesstrafe  oder  mit 
mehr  als  fÜuQähriger  Kerkerstrafe  bedrohtes  Verbrechen  handelt. '^^) 

Hausdurchsuchungen  in  militärischen  oder  vom  Militär  besetzten  Ge- 
bäuden sind  von  den  Zivilorganen  nur  in  der  Weise  vorzunehmen,  daß  dem 
Kommandanten  davon  die  Anzeige  gemacht  und  eine  von  ihm  beigegebene 
Militärperson  zugezogen  wird.*^''^) 

In  Ungarn  ist  die  vorläufige  Festnahme  einer  der  Militärjurisdiktion 
unterstehenden  Person  nur  im  Wege  ihres  vorgesetzten  Kommandos  statt- 
haft und  es  kann  dieselbe  gegen  die  im  aktiven  Dienste  befindlichen  Mit- 

»»)  Ö.  G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  146,  §  1  lit.  h),  u.  G.-A.  XII 
ex  18.,7  §  14.  —  3»»)  Vergl.  §  208  IL  —  ^)  Ö.  Z.-P.-0.  §§  202  und  333  al.  3  (vergl. 
aber  auch  §  825,  wo  von  der  Intervention  der  militärischen  Vorgesetzten  keine  Rede 
ist),  b.  St-P.-O.  §§  161  al.  3,  223  und  2331.  f.,  u.  St-P.-O.  §§  97  al.  6,  124  al.  4,  170 
Schlußalinea,  199,  232  Schlußalinea  und  298.  —  »«)  Ö.  St.-P.-O.  §  180  al.  4.  —  '^G)  i^, 
^  140  Schlußalinea. 
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glieder  der  bewaffneten  Macht  von  den  Ziyilbehörden  während  der  Dauer 
dieser  ihrer  Dienstleistung  nur  wegen  eines  Verbrechens,  im  Falle  der 
Flucht  oder  wenn  Beweise  yorhanden  sind,  daß  der  Beschuldigte  einen 
Mitschuldigen  oder  Zeugen  zur  falschen  Aussage  oder  zur  Verweigerung 
der  Aussage,  beziehungsweise  einen  Sachverständigen  zur  Abgabe  eines 
solchen  Gutachtens  zu  bewegen  oder  die  Spuren  der  strafbaren  Handlung 
zu  vernichten,  zu  verändern  oder  zu  verbergen  beabsichtigt  oder  beab- 
sichtigt hat,  erfolgen.^^^)  Im  Mobilisierungsfalle  aber  kann  eine  Zivilbehörde 
vom  Zeitpunkte  der  Verlautbarung  der  Mobilisierung  bis  zur  Abrüstung  eine 
zu  den  mobilisierten  Truppen  und  Heeresanstalten  gehörige  oder  sonst  ein- 
berufene Person  nur  dann  festnehmen,  wenn  sie  sich  auf  der  Flucht  befindet 
oder  dem  militärischen  Einberufungsbefehle  keine  Folge  geleistet  hat  oder 
wenn  gegen  dieselbe  d^r  begründete  Verdacht  eines  Verbrechens  vorliegt, 
auf  welches  das  Gesetz  als  geringste  Strafe  5  Jahre  Zuchthaus  oder  eine 
noch  schwerere  Strafe  ge"8etzt  hat.'*^®) 

Vorladungen  in  Strafsachen  von  selten  der  bürgerlichen  Gerichte 
erfolgen  regelmäßig,  wenn  nicht  Gefahr  im  Verzug  ist,  im  Wege  des  mili- 
tärischen Vorgesetzten.'^^)  Auch  die  Vorführung  von  Heerespersonen  geschieht 
auf  diesem  Wege'^®)  und  ebenso  hat,  wenn  eine  der  Militärjurisdiktion 
unterstehende  Person  als  Sachverständiger  bestellt  wird,  die  Verständigung 
dieser  Person  durch  die  vorgesetzte  militärische  Behörde  stattzufinden.^^ ^) 
Wegen  Verhörung  eines  im  aktiven  Dienste  stehenden  Mitgliedes  der 
bewaffneten  Macht  kann  auch  das  Militärgericht  ersucht  werden,''^) 

Von  der  Einleitung  und  von  der  Beendigung  des  bürgerlichen  Straf- 
verfahrens gegen  Heerespersonen  ist  den  vorgesetzten  Kommanden  durch 
die  Zivilstrafgerichte  Mitteilung  zu  machen.'") 

Die  angegebenen  formellen  Vorschriften  werden  in  analoger  Weise  im 
Gefällsstrafverfahren  anzuwenden  sein.  Insbesondere  sind  Militärpersonen, 
wenn  sie  nicht  unmittelbar  auf  frischer  Tat  ergriffen  werden,  von  den  6e- 
fällsstrafbehörden  durch  ihre  militärischen  Vorgesetzten  zu  laden,'^*) 

Auch  die  Vollstreckung  der  von  den  bürgerlichen  Gerichten  (GefäUs- 
strafgerichten)  oder  von  den  Verwaltungsbehörden  gegen  aktive  Heeres- 
personen verhängten  Freiheitsstrafen  hat  grundsätzlich  durch  die  Militär- 
behörden stattzufinden.'^*)  Die  Nebenstrafen  der  Abschaffung  und  der 
Stellung  unter  Polizeiaufsicht  dürfen  im  Gefällsstrafverfahren  wider  aktive 
Heerespersonen  überhaupt  nicht  verhängt  werden.'^®) 

b)  Auf  bürgerliche  Rechtssachen  erstreckt  sich  die  Militärgerichts- 
barkeit gegenwärtig  nicht  mehr.  Auch  hinsichtlich  des  Prozeßverfahrens 
gelten  für  die  Heerespersonen  in  derlei  Rechtssachen  im  allgemeinen  keine 
Besonderheiten.  Solche  bestehen  nur  bezüglich  des  Gerichtsstandes  sowie  der 
Vorladungen  und  sonstigen  Zustellungen.^^') 

36")  U.  St.-P.-0.  §  143  al.  4  und  5  in  Verbindung  mit  §  141  Punkt  3.  —  »^)  Ib. 
§  143  al.  6.  —  369)  ö^  St.-P.-O.  §  161,  u.  St.-P.-O.  §§  130  al.  4  und  197.  Kommandanten 
der  Militärpolizeiwache  sind  in  Österreich  unmittelbar  au  laden.  —  "^}  U.  St.-P.-0.  §  131 
Schlußalinea.  —  ^tij  h,.  §  227  al.  5.  —  »"»)  ü.  St.-P.-O.  §  161  al.  1.  u.  St-P.-O.  §  202 
Schlußalinea.  —  373)  (),  St..P.-0.  §  83,  u.  St.-P.-O.  §  108.  —  3^«)  Gef.-St.-G.  §  618  al.  2. 
—  3T5)  Vergl.  §  87  III.  —  ''«;  A.  E.  vom  14.  August  1849,  beziehungsweise  Z.-V.  des 
K.-M.  vom  18.  August  1849,  R.-G.-Bl.  Nr.  368,  §§  8  und  9.  -^  377^  Vergl.  §  150  II.  — 
Zufolge  einer  Spezialbestinimung  (Einführungsgesetz  jsur  Z.-P.-O.  vom  1.  August  1895, 
R.-G.-Bl.  Nr.  112,   Art.  XXIX   al.  2)   sind   in  Österreich   ungarische   Staatsangehörige, 
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c)  Mehrfach  abweichende  Normen  gelten  ferner  für  die  gerichtliche 
Zwangsvollstreckung  gegen  Heerespersonen  und  in  Kasemen.^^®) 

Diese  Normen  beziehen  sich  zunächst  auf  die  formelle  Seite  des 
Vollstreckungsverfahrens.  Außerdem  genießen  die  Heerespersonen  Exe- 
kationsprivilegien  materieller  Natur,  welche  seit  dem  Jahre  1882  im 
Gebiete  der  gesamten  Monarchie  im  ganzen  nach  gleichen  Grundsätzen 
geregelt  sind.*^^) 

Damach  sind  der  Exekution  entzogen: 

aa)  Alle  zur  Versehung  des  Dienstes  erforderlichen  Gegenstände  der 
Heerespersonen,^*®)  beziehungsweise  ihre  Uniformen,  WaflFen  und  die  zu 
ihrer  Adjustierung  dienenden  Mittel,  Instrumente  und  Pferde; 

bb)  ein  Teil  der  Aktivitätsgebühren  und  Kuhegenüsse. 

or)  Zu  Gunsten  von  Ärarialforderungen,  sei  es  an  aktive  oder  pen- 
sionierte Heerespersonen,  kann  auf  die  ständigen  Aktivitätsgebühren  und 
Ruhebezüge  nur  mit  der  Beschränkung  Exekution  geführt  werden,  daß, 
wenn  die  Gesamtgebühren  800  Kronen  jährlich  übersteigen,  zwei  Dritteile 
derselben,  wenn  aber  diese  Gebühren  zusammen  800  Kronen  nicht  über- 
steigen, drei  Vierteile  davon  dem  Exekuten  frei  bleiben  müssen. 

ß)  Zu  Gunsten  von  Privatforderungen  kann  von  den  Gebühren  der 
aktiven  Hecrespersonen  bloß  ein  Dritteil  mit  Exekution  belegt  werden, 
und  zwar  nur  dann,  wenn  dem  Exekuten  jährlich  1600  Kronen  frei  bleiben. 
Bei  Forderungen  zu  Gunsten  des  aus  dem  Gesetze  gebührenden  Unterhaltes 
müssen  600  Kronen  frei  bleiben  und  kann  gleichfalls  nur  ein  Dritteil  (in 
Österreich  jetzt  die  Hälfte)  der  Gebühren  mit  Beschlag  belegt  werden. 

Von  Buhegenüssen  kann  auch  bloß  ein  Dritteil  der  Exekution  unter- 
zogen werden,  wenn  dem  Exekuten  jährlich  1000  Kronen  frei  bleiben,  während 
za  Gunsten  des  gesetzlichen  Unterhaltes  in  diesem  Falle  eine  Beschränkung 
nicht  Platz  greift.  Außerdem  bleiben  bestimmte  andere  Bezüge  der  Heeres- 
personen und  ihrer  Hinterbliebenen  (Verwundungszulagen,  die  mit  dem 
Besitze  von  Tapferkeitsmedaillen  verbundenen  Zulagen,  Löhnungen,  Ver- 
pflegsgebühren  der  Invaliden,  Sterbe-  und  Konduktquartal  u.  s.  w.)  von  der 
Exekution  frei."^^) 

d)  Amtshandlungen  von  Polizeiorganen  in  militärischen  oder  vom 
Militär  besetzten  Gebäuden,  weiters  Vorladungen  von  Heerespersonen  und 
sonstige  Zustellungen  an  dieselben  haben  auch  im  Verwaltungsverfahren 
regelmäßig  unter.  Vermittlung  der  vorgesetzten  militärischen  Behörden  zu 
erfolgen.'®*) 

welche  dem  stehenden  Heere  oder  der  Kriegsmarine  angehören,  wenn  sie  als  Kläger 
bei  einem  österreichischen  Gerichte  auftreten,  von  der  Sicherheitsleistung  für  die  Prozeß- 
kosten  befreit. 

"8)  Vergl.  §§  150  U  und  151.  —  3^»)  Ö.  E.-O.  vom  Jahre  1896  und  ö.  G.  vom 
21.  April  1882,  R.G.-Bl.  Nr.  123,  u.  E.-0.  vom  Jahre  1881.  Vergl.  ferner  fllr  Kroatien 
and  Slavonien  das  Gesetz  vom  18.  Jänner  1883  über  die  Beschränkungen  des  Ezekutions- 
rechtes  bei  Exekutionen  wegen  Geldforderungen  und  für  Bosnien  und  die  Herzegowina 
die  mit  Z.-V.  des  R.K.-M,  vom  21.  November  1882,  Abt.  4,  Nr.  2627,  verlautbarte  Exe- 
kutionsnorm. —  3«o)  Ö.  E.-O.  §  251  Punkt  5,  u.  E.-O.  §  51  lit.  f)  und  g).  —  ^^i)  (),  q 
vom  21.  April  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  123,  und  G.  vom  27.  Mai  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  29  (be- 
treffend die  Einfuhrung  des  Gesetzes  über  das  Exekutions-  und  Sicherungsverfahren, 
Art.  IX  Punkt  8),  samt  den  älteren  Spezialnormen,  dann  u.  E.-0.  §  54  ff.  —  »")  D.-R 
L  T.  §  48  Punkt  326  Schlußalinea.  Vergl.  hierüber  Mayrhofer,  a.  a.  0.,  I.  Bd.,  S.  854 
und  855. 
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2.  Die  Ausschließung  von  öffentlichen  Rechten  und  Pflichten. 

a)  Vom  politischen  Wahlrechte  sind  die  Hecrespersonen  ganz  oder 
teilweise  ausgeschlossen.'®') 

Die  ersten  Gemeinde-  und  Landtagswahlordnungen  der  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  sowie  die  Reichsratswahlordnung  hatten 
bestimmt,  daß  aktive  Mannschaftspersonen  von  jedem  Wahhrechte  aus- 
geschlossen sind  und  das  Wahlrecht  der  Offiziere  und  Militärbeamten 
beschränkt  ist.  Im  Hinblick  auf  diese  Bestimmungen  hatte  das  Kriegs- 
ministerium bald  nachher  nähere  Anordnungen  über  den  Umfang  des  aktiven 
und  passiven  Wahlrechtes  der  Heerespersonen  getroffen.*®^)  Weitere  ist  in 
das  Dienstreglement'®^)  die  Bestimmung  aufgenommen  worden,  dafi  aktive 
Personen  des  Soldatenstandes  ihr  Wahlrecht  für  die  Yertretungskörper, 
sofeme  es  ihnen  vermöge  ihres  Grundbesitzes  gesetzlich  zusteht,  nur  durch 
Bevollmächtigte  ausüben  können.  Wählbar  sind  jedoch  die  bezeichneten 
Personen  überhaupt  niemals;  sie  können  nur  dem  Herrenhause  des  öster- 
reichischen Reichsrates  oder  der  Magnatentafel  des  ungarischen  Reichstages 
angehören  und  aus  diesen  in  die  Delegationen  gelangen. 

Für  die  nach  außen  rechtlich  wirksame  Ausübung  des  Wahlrechtes  sind 
aber  nur  die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Wahlordnungen  maßgebend. 

aa)  Das  Gemeindewahlrecht. 

a)  Aktives  Wahlrecht 

In  Österreich  sind  in  aktiver  Dienstleistung  stehende  oder 
auf  den  Aktivstand  zählende  Offiziere  grundsätzlich  nicht  wahl- 
berechtigt Ausnahmsweise  können  sie  jedoch  das  Wahlrecht  ausüben,  sofeme 
sie  Gemeindeangehörige  sind  und  ihnen  nach  den  Gemeindeordnungen  ein- 
zelner Länder  eine  Virilstimme  zusteht;  dann  müssen  sie  sich  aber  bei  der 
Wahl  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen. 

Für  einen  anderen  können  aktive  Offiziere  als  Bevollmächtigte  das 
Wahlrecht  ausüben.»»^) 

Offiziere  des  Ruhestandes,  des  Verhältnisses  außer  Dienst 
und  in  der  Evidenz,  dann  Offiziere  der  Reserve  und  der  nicht- 
aktiven Landwehr  haben  das  volle  Wahlrecht,  insoferne  die  beiden 
letzteren  Kategorien  nicht  zur  Dienstleistung  einberufen  sind,  letztere  jedoch 
bloß  in  jener  Gemeinde,  in  welcher  sie  wohnen  und  heimatsberechtigt  sind, 
und  nicht  lediglich  aus  dem  Titel  des  Offizierscharakters. 

Aktive  und  nichtaktive  Militärärzte,  Militärgeistliche  und 
Militärbeamte  sind  in  ihrer  Heimatgemeinde,  insoferne  sie  in  derselben 
wohnen  oder  garnisonieren,  wahlberechtigt,  aktive  Heerespersonen  der 
genannten  Kategorien  aber  nur,  wenn  sie  nicht  im  Verbände  eines  Truppen- 
körpers stehen. 

In  Ungarn  sind   die  bei   der  Armee  im   aktiven  Dienste  stehenden 


383^  Yergl.  hierüber  Dangel  maier,  „Die  staatsbürgerlichen  Rechte  der  Militär« 
Personen''  in  Strcffleurs  Militärischer  Zeitschrifl  (1886),  II.  Bd.  S.  165  if.,  und  Dantscher, 
„Die  politischen  Rechte  der  Untertanen",  3.  Lieferung  (18^2),  S.  48,  44  und  121  ff.  — 
»*)  Z.-V.  vom  14.  März  1861,  Abt  4,  Nr.  533,  A.-V.-Bl.  Nr.  44  und  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  dann 
Z.-V.  vom  18.  September  1864,  Abt.  1,  Nr.  5532.  Vergl.  Hajdecki,  a.  a.  0.,  S.  85  und  86. 
—  385)  D.-R.  I.  T.  §  7  Punkt  47.  —  »«j  V.-G.-E.  vom  8.  April  1892,  Z.  1134.  bei  Haj- 
decki,  a.  a.  0.,  S.  90  Anmerkung  3  und  S.  91,  welcher  die  Richtigkeit  dieser  Ent* 
Scheidung  bestreitet. 
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Soldaten  sowie  die  Landwehrmänner  des  Aktivstandes  nicht  gemeinde- 
wahlberechtigt.'^') 

ß)  Passives  Wahlrecht. 

In  Osterreich  sind  Offiziere,  Audi tore,  Militärärzte  und  Truppen- 
rechnungsftthrer  grundsätzlich  yon  der  Wählbarkeit  für  den  Gemeinde- 
ausschuß ausgeschlossen.  Eine  Ausnahme  besteht  nur  rllcksichtlich  der 
Virilisten,  doch  müssen  sich  auch  diese  durch  einen  Bevollmächtigten  ver- 
treten lassen. 

Aktive  Militärgeistliche  und  Militärbeamte  haben  gleichfalls 
kein  passives  Wahlrecht.'*®) 

Dagegen  sind  Offiziere  und  Beamte  des  definitiven  Buhe- 
standes, des  Verhältnisses  außer  Dienst  und  in  der  Evidenz, 
femer  Offiziere  derBeserve  und  der  nichtaktiven  Landwehr  wählbar. 

Für  die  Gemeinden  mit  Statut  gelten  eigene,  manchmal  abwei- 
chende Bestimmungen.  In  einzelnen  Städten  konnten  bisher  aktive  Militär- 
beamte, soferne  sie  nicht  zu  einem  Truppenkörper  gehörten,  in  die  Gemeinde- 
vertretung gewählt  werden.'®^) 

In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  sind  die  bei  der  Armee 
im  aktiven  Dienste  stehenden  Soldaten  und  die  Landwehrmänner,  denen  das 
aktive  Wahlrecht  fbr  die  Gemeindevertretung  fehlt,  auch  passiv  nicht  wahl- 
berechtigt. 

hb)  Das  Wahlrecht  für  die  Bezirksvertretungen. 

Für  das  Wahhrecht  in  diese  Vertretungskörper  sind  die  Bestimmungen 
der  Gemeindewahlordnungen  maßgebend. 

Aktive  Offiziere  und  in  aktiver  DiensÜeistung  stehende  Heerespersonen 
mit  Offizierstitel,  welche  zur  Gruppe  des  Großgrundbesitzes  oder  auch  (in 
Steiermark)  zur  Gruppe  der  Höchstbesteuerten  der  Industrie  und  des  Handels 
gehören,  sind  zwar  wahlberechtigt,  aber  nicht  wählbar  und  können  ihr  Wahl- 
recht nur  durch  einen  Bevollmächtigten  ausüben. 

cc)  Das  Wahlrecht  für  die  Landtage. 

Die  Landtagswahlordnungen  enthalten  über  das  Wahlrecht  der  Heeres- 
personen keine  besonderen  Bestimmungen,  es  gelten  in  dieser  Hinsicht  gleich- 
falls die  Normen  der  Gemeindewahlordnungen. 

Für  Böhmen  bestimmt  das  Gesetz  vom  9.  Jänner  1873,  L.-G.-Bl.  Nr.  1 
(§  10),  daß  aktiv  dienende  Militärpersonen,  wenn  sie  nicht  Militärbeamte 
sind,  ihr  Wahlrecht  in  der  Wählerklasse  des  Großgrundbesitzes  nur  durch 
von  ihnen  bestellte  Bevollmächtigte,  welche  in  eben  dieser  Wählerklasse  wahl- 
berechtigt sein  müssen  (§  11),  ausüben  können. 

dd)  Das  Wahlrecht  für  die  Reichsvertretung. 

Nach  der  Reichsratswahlordnung  vom  2.  April  1873,  R.-G.-BL  Nr.  41 
(§  9),  üben  die  Heerespersonen  in  Österreich  das  Wahlrecht  ftLr  das  Ab- 
geordnetenhaus in  demselben  Umfange  und  unter  denselben  Bedingungen 
wie  bei  den  Landtags-,  beziehungsweise  Gemeindewahlen  aus.  Pensionierte 
und  im  Verhältnisse  außer  Dienst  befindliche  Offiziere,  dann  Militärbeamte 
können  entsprechend  dem  für  das  Reichsratswahlrecht  anerkannten  Grund- 
satze  ihr  Wahlrecht  aus  dem  Titel   der  Steuerleistung   in  jeder  Gemeinde 

»^  U.  6.-A.  XXII  ex  1886  (über  die  Gememden)  §  37.  Dieselbe  Bestimmung  ent- 
hielt bereits  der  XVIII.  6.-A.  ex  1871  (über  die  Regelung  der  Gemeinden)  §  89  Punkt  a). 
—  ^  Anders  nach  der  Z.-V.  vom  18.  September  1864,  welche  den  genannten  Personen 
das  Wahlrecht  zugesteht.  —  ^89^  Vergl.  hierüber  Hajdecki,  a.  a.  0.,  S.  93 if. 

Sehmid,  Das  Heeresrecht  der  österr.-UDg.  Monarchie.  9 


130 

auHttben,  wo  sie  wohnen,  auch  wenn  sie  daselbst  nicht  heimatsberechtigt  sind. 
Aktive  Militärpersonen  können,  wenn  sie  nicht  Militärbeamte  sind,  ihr  Wahl- 
recht in  der  Wählerklasse  des  Großgrundbesitzes  und  der  Höchstbesteuerten 
nur  durch  Bevollmächtigte  ausüben  (§  14  al.  1). 

Auch  nach  der  Wahlreformnovelle  vom  14.  Juni  1896,  R.-G.-B1.  Nr.  169 
(§  20  lit.  a),  sind  die  in  dauernder  oder  zeitlicher  Dienstleistung  stehenden 
Offiziere,  Militärgeistliche,  Gagisten  ohne  Rangklasse  und  Personen  des  Mann- 
schaftsstandes mit  Einschluß  der  zeitlich  Beurlaubten,  abgesehen  von  dem 
zuletzt  erwähnten  Falle,  in  der  fünften  Kurie  weder  aktiv  noch  passiv  wahl- 
berechtigt und  ebenso  sind  vom  passiven  Wahlrecht  alle  in  dauernder  oder 
zeitlicher  Dienstleistung  befindlichen  Beamten  der  bewaffiieten  Macht  aus- 
geschlossen. Jedoch  bleiben  jene  Angehörigen  der  bewafiheten  Macht  wählbar, 
welche  lediglich  infolge  der  gesetzlichen  Verpflichtung  zu  Waffen-  oder  Dienst- 
llbungen  während  der  betreffenden  Zeit  in  aktiver  Verwendung  stehen. 

Mitglieder  des  österreichischen  Herrenhauses  können  alle  Heerespersonen, 
und  zwar  auch  aktive  sein. 

In  Ungarn  dürfen  die  im  Armeestande  aktiv  dienenden  oder  während 
ihrer  aktiven  Dienstzeit  zeitweilig  beurlaubten  Soldaten  des  Heeres,  der  Kriegs- 
marine und  der  ungarischen  Landwehr  nicht  in  die  Wahllisten  für  das 
Abgeordnetenhaus  des  Reichstages  eingetragen  werden  und  kein  Wahlrecht 
ausüben.  Dagegen  ist  der  Militärdienst  kein  Hindernis  für  die  Ausübung  des 
persönlichen  Stimmrechtes  im  kroatisch-slavonischen  Landtage.**'') 

h)  Die  Heerespersonen  sind  in  der  Ausübung  des  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrechtes, dann  des  Petitionsrechtes  durch  das  Dienst- 
reglement ***^^)  beschränkt: 

aa)  Die  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  sowie  jene  Heerespersonen, 
welche  bei  noch  nicht  voUstreckter  Liniendienstpflicht  zur  aktiven  Dienst- 
leistung einberufen  werden  können,  dürfen  sich  an  politischen  Vereinen 
in  keinerlei  Weise  oder  Eigenschaft  beteiligen.**^) 

Dieses  Verbot  findet  demnach  keine  Anwendung  auf  die  im  zeitlichen 
oder  definitiven  Ruhestande,  im  Verhältnisse  außer  Dienst,  in  der  Reserve 
und  in  der  nichtaktiven  Landwehr  befindlichen  Personen. 

Die  Teilnahme  aktiver  Heerespersonen  an  nichtpoliiischen  Vereinen 
ist  an  die  vorherige  Genehmigung  des  vorgesetzten  Korps-  oder  sonstigen 
höheren  Kommandos  gebunden;  dieselbe  kann  in  einzelnen  Fällen  von  der 
Zentralverwaltungsbehörde  auch  für  die  ganze  Armee  erteilt  und  vom  (Militär-) 
Stationskommando  ftlr  die  ganze  Garnison  eingeholt  werden.^^') 

Dagegen  unterliegt  die  Teilnahme  der  nichtaktiven  Heerespersonen  an 
nichtpolitischen  Vereinen  keinen  Beschränkungen  und  eine  Beeinträchtigung 
dieses  Rechtes  der  genannten  Personen  durch  die  Militärbehörden  widerspricht 
den  Grundsätzen  der  verfassungsmäßig  gewährleisteten  Vereinsfreiheit. 

Die  Teilnahme  an  geheimen  Vereinen  ist  nach  den  Strafgesetzen 
zu  behandeln  und  es  hat  jeder  Offiziersaspirant  unter  Ehrenwort  mittels  eines 
Reverses  die  Erklärung  abzugeben,  daß  er  einem  solchen  Vereine  derzeit 
nicht  angehöre,   noch  auch  in  Zukunft  in  einen  solchen  eintreten  werde.^^^) 

bb)  Die  Beteiligung  an  öffentlichen  Versammlungen  politischer 
Natur  ist  allen  aktiven  Heerespersonen,  dann  allen  in  militärischer  Uniform 

^^}  U.  G.-A.  XXIII  ex  1874  §  11,  kroat.-slavon.  G.  vom  29.  September  1888  §  6.  — 
>»»)  D..R.  I.  T.  §  7  Punkt  43  ff.  -  '»»)  Ib.  Punkt  43.  -  '»'j  Ib.  Punkt  45.  -  3»«)  Ib. 
Punkt  44. 
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erscheinenden  Offizieren,  Militärgeistlichen  und  Militärbeamten  in  der  Reserve^, 
des  Buhestandes  und  des  Verhältnisses  außer  Dienst  verboten. ^^*) 

cc)  Die  Überreichung  von  Adressen  und  Petitionen  ist  aktiven 
Heerespersonen  nicht  gestattet,  weil  Bitten  und  Beschwerden  ganzer  Korpi 
bloß  mündlich  im  Dienstwege  vorgetragen  werden  dürfen.^^*) 

dd)  Die  Heerespersonen  sind  in  dem  Bechte  der  freien  Meinunge- 
äußerung durch  die  Presse  beschränkt.**^) 

Zwar  haben  das  in  der  diesseitigen  Beichshälfte  geltende  Preßgese'z 
vom  17.  Dezember  1862,  B.-G.-B1.  Nr.  6  ex  1863,  und  das  ungarische  Preß- 
gesetz vom  Jahre  1848  (Gesetzartikel  XVIII)  samt  den  Nachtragsgesetzen 
grundsätzlich  auch  für  die  Heerespersonen  Bechtswirksamkeit.  Allein  in  dem 
ersteren  Gesetze  (§  2)  sind  ausdrücklich  fllr  die  unter  der  Militärgerichts- 
barkeit stehenden  Personen  jene  besonderen  Vorschriften  in  E^raft  erhalten 
worden,  weiche  fUr  dieselben  in  Ansehung  der  Disziplin  bestehen.  Das  Kriegs- 
ministerium hatte  bald  nachher  zu  diesem  Behufe  nähere  Durchführungs- 
bestimmungen zum  österreichischen  Preßgesetze  des  Jahres  1862  getroffen.'^^) 

Durch  das  Dienstreglement '^^)  sind  nunmehr  bezüglich  der  Presse  für 
aktive  Heerespersonen  folgende  Normen  festgesetzt: 

a)  Die  Beteiligung  an  periodischen  Druckschriften,  die  ausschließlich 
oder  auch  nur  teilweise  politische  oder  soziale  Tagesfragen  behandeln,  ist 
sowohl  in  der  Eigenschaft  eines  Herausgebers  als  in  jener  eines  Bedakteurs 
oder  Mitarbeiters  verboten. 

Zur  Veröffentlichung  von  tatsächlichen  Berichtigungen  ist  von  den 
Militärpersonen  die  Bewilligung  des  vorgesetzten  Korps-  oder  sonstigen 
höheren  Kommandos  einzuholen.  Doch  können  Befehlshaber  von  Kriegs- 
schiffen, welche  im  selbständigen  oder  detachierten  Verhältnisse  stehen,  im 
Auslande  nach  Beratung  mit  dem  an  Ort  und  Stelle  anwesenden  k.  und  k. 
diplomatischen  Vertreter  oder  Konsul  auch  ohne  höhere  Bewilligung  Berichti- 
gungen veröffentlichen,  doch  haben  sie  darüber  bei  der  ersten  sich  darbietenden 
Gelegenheit  sowohl  ihrem  unmittelbaren  Vorgesetzten  als  auch  der  Zentral- 
stelle Anzeige  zu  machen.*®®) 

ß)  Zur  Herausgabe  oder  Bedaktion  einer  der  politischen  Bichtung  ganz 
verschlossenen  periodischen  Druckschrift  ist  die  Bewilligung  der  Zentral- 
verwaltungsstelle einzuholen. 

/)  Es  ist  untersagt,  im  Wege  der  Presse  militärische  Angelegenheiten 
in  einer  gegen  die  Disziplin,  den  militärischen  Geist  oder  die  Militärstandes- 
pflichten verstoßenden  Weise  zu  besprechen. 

Dagegen  steht  es  allen  aktiven  Heerespersonen  frei,  im  Wege  des 
Druckes  Schriften  wissenschaftlichen  oder  schöngeistigen  Inhaltes  unter  ihrem 
Namen  und  mit  Beisetzung  ihrer  Charge  herauszugeben  oder  verlegen  zu 
lassen.  Nur  ist  jenen  Heerespersonen,  welche  als  Bedakteure  oder  Verfasser 
Zeitungsartikel  unterzeichnen,  die  Beisetzung  der  Charge  nicht  gestattet, 
außer  wenn  sie  Bedakteure  autorisierter  militärischer  Fachblätter  oder  Ver- 
fasser militärwissenschaftlicher  Publikationen  sind.^^^) 

Nichtaktive  Heerespersonen  sind  nur  an  die  Bestimmungen  der  Preß- 
gesetze und  das  unter  y)  erwähnte  Verbot  gebunden. 

»*)  Ib.  Punkt  46.  —  »w)  Ib.  §  18  Punkt  79.  Sieh  oben  §  9  I.  —  >*0  Vergl.  hier- 
Aber  den  Aufsatz  nPresse  und  Heerwesen"  von  Lentner  (1884),  Separatabdruck  aus 
dem  Organ  der  militärwiBseDScbaftlichen  Vereine.  —  '•*)  Z.-V.  des  K.-M.  vom  11.  Juli 
1864,  Abt.  4,  Nr.  1043,  N.-V.-BI.  Nr.  97.  -^  ^  D.-R.  I.  T.  §  7  Punkt  48.  —  "O)  M.  D.-R. 
L  T.  Punkt  49.  —  «*)  V.  f.  d.  B.  bes.  Personalangel.  §  46  al.  3  und  4. 
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Im  Zusammenhange  mit  diesen  Bestimmungen  steht  die  bereits  dureh 
ältere  Vorschriften*®*)  getroffene  Anordnung  des  Dienstreglements*®*),  daß 
zu  Widmungen  von  literarischen  oder  artistischen  Arbeiten  an  das  Kaiser- 
haus oder  fremde  Herrscherfamilien  die  vorherige  Bewilligung  der  Zentral- 
yerwaltungsstelle  einzuholen  ist.  Diese  Anwendung  gilt  sowohl  fllr  die  aktiven 
als  auch  für  die  nichtaktiven  Heerespersonen. 

3.  Die  Befreiung  oder  Ausschließung  von  öffentlichen  Diensten. 

d)  In  aktiver  Dienstleistung  stehende  Heerespersonen  können  zur  Über- 
nahme einer  Vormundschaft  oder  Kuratel  nicht  angehalten  werden  und 
sind  nicht  verpflichtet,  ein  bereits  früher  im  Zivilstande  übernommenes  der- 
artiges Amt  fortzufahren.*®*)  Übernehmen  sie  dasselbe  aber  freiwillig,  so 
bedarf  es  hiezu  keiner  Bewilligung  der  vorgesetzten  Militärbehörde. 

b)  Aktive  Heerespersonen  sind  befreit  von  dem  Geschworenenamt*®^) 
und  von  der  Pflicht,  sich  als  Gerichtszeugen  verwenden  zu  lassen.*®^) 

c)  Die  sonst  gemeindewahlberechtigten  nichtaktiven  Heerespersonen 
sind  nach  den  österreichischen  Gemeindeordnungen  befreit  von  der  Über- 
nahme des  Amtes  eines  Gemeindeausschusses  und  des  Gemeinde- 
vorstandes. Sie  können  auch  nicht  zur  Besorgung  ortspolizeilicher  oder 
anderer  obrigkeitlicher  Gemeindegeschäfte  bestellt  werden. 

d)  Aktiv  dienende  Heerespersonen  sind  von  der  Bekleidung  eines 
Staatsamtes  regelmäßig  ausgeschlossen,  soferne  sie  nicht  die  Genebnigung 
der  Militärbehörde  hiefür  erhalten.  Die  Stellungspflicht,  der  Eintritt  in 
der  Eigenschaft  eines  Offiziers  in  die  nichtaktive  Landwehr  und  die  nach 
Absolvierung  der  gesetzlichen  Präsenzdienstpflicht  noch  verbleibende  Heeres- 
dienstpflicht bilden  kein  Hindernis  ftLr  die  Aufnahme  in  den  Zivilstaats- 
dienst. *®^)  Dagegen  hat  der  zu  einer  mehr  als  einjährigen  Präsenzdienst- 
leistung verpflichtende  freiwillige  Eintritt  eines  Zivilstaatsbediensteten  in  den 
Heeresverband  den  Austritt  aus  dem  Zivilstaatsdienste  zur  Folge.  Auf  die 
Dauer  eines  Krieges  ist  der  freiwillige  Eintritt  in  den  Heeresverband  mit 
Beibehaltung  des  Zivildienstpostens  zulässig,  aber  von  der  Genehmigung 
der  Zivildienstbehörde  abhängig,  welche  nur  im  Falle  einer  in  den  Dienst- 
verhältnissen begründeten  Unentbehrlichkeit  des  Zivilbediensteten  verweigert 
werden  darf.*®^)  Analoge  Normen  gelten  auch  ftlr  die  Lehrer  an  öffentlichen 
Volks-  und  Mittelschulen.*®») 

Vom  Monarchen  können  aktive  Heerespersonen  jederzeit  zu  den  obersten 
Hof-  und  Staatsämtem  berufen  werden  und  ^  sie  finden  auch  im  diplo- 
matischen Dienste  Verwendung.  Sonst  aber  ist  der  Übertritt  der  Offiziere 
des  Aktivstandes,  der  mit  Wartegebühr  beurlaubten  Offiziere,  ferner  der 
Offiziere  des  Buhestandes  und  des  Versorgungsstandes  der  Militärinvaliden- 
häuser  in  den  Zivilstaatsdienst  nur  mit  Bewilligung  der  Militär-Zentralverwal- 


^^)  KabinettBBchreiben  vom  17.  Mäiz  1858  und  vom  10.  Dezember  1859  bei 
Hajdecki,  a.  a.  0.,  S.  111  und  112.  —  *03)  d.-R.  L  T.  §  18  Punkt  81.  —  «*)  A.  b. 
G.-B.  §8  195,  257  und  281,  u.  G.-A.  LVIII  ex  1715  und  G.-A.  XXVI  ex  1765.  —  *<»)  Ö.  G. 
vom  23.  Mai  1873,  R.-G.-B1.  Nr.  121,  §  3  Punkt  2.  Die  Befreiung  gilt  nur  fttr  die  aktiven 
Personen  des  Soldatenstandes  und  itlr  die  der  MilitärjuriBdiktion  unterstehenden  Mili- 
tärbeamten. —  «0«)  Ö.  St.-P.-0.  §  103  Punkt  2,  u.  St.-P.-0.  §  132  al.  3.  Nach  der  Fassung 
der  u.  St.-P.-0.  ist  die  Befreiung  zugleich  eine  Ausschließung,  so  daß  die  genannten  Per- 
sonen auch  nicht  mit  ihrer  Zustimmung  als  Gerichtszeugen  verwendet  werden  können.  — 
*o^  Ö.  G.  vom  22.  Juni  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  59,  §  2.  —  *W)  Ib.  §  8.  —  *«•)  Vergl.  die  im 
§134  angeflihrten  Gesetze. 
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tungBbehörde  statthaft.  Offizieren  des  Aktiystandes  kann  der  Übertritt  in  den 
Zivilstaatsdienst  nnr  im  Frieden  und  nach  Beendigring  ihrer  Präsenzdienst- 
pflieht  bewilligt  werden.  Offiziere  in  der  Beserve,  der  nichtaktiven  Land- 
wehr und  im  Verhältnisse  außer  Dienst  bedürfen  zur  Annahme  eines  Zivil- 
Staatsdienstes  keiner  weiteren  militärbehördlichen  Bewilligung,  sind  jedoch 
verpflichtet,  die  Annahme  eines  solchen  Dienstes  sogleich  dem  zuständigen 
Kommando,  beziehungsweise  der  Militärevidenzbehörde  anzuzeigen. 

Die  Beibehaltung  der  Offizierscharge,  beziehungsweise  des  Offiziers- 
charakters ist  beim  Übertritt  in  den  Zivilstaatsdienst  nur  in  dem  Falle  zu- 
lässig, wenn  die  verliehene  Dienststelle  nicht  zu  den  Dienerposten  gehört. 

Offiziere,  welchen  beim  Übertritt  in  den  Zivilstaatsdienst  die  Beibehal- 
tung des  Offizierscharakters  gestattet  wird,  dürfen  bei  Ausübung  des  Amtes 
weder  die  militärische  Uniform  tragen,  noch  ihrer  Unterschrift  die  Offiziers- 
charge beifügen.  *^^) 

4.  Die  Ausschließung  von  privaten  Erwerbsbeschäftigungen. 
Nach   der   österreichischen*  Gewerbeordnung   vom   Jahre   1859   (§  6), 

beziehungsweise  nach  der  Gewerbenovelle  des  Jahres  1883  (g  4)  können 
Militärpersonen  vom  Gewerbeantritt  durch  besondere  Vorschriften  aus- 
geschlossen werden. 

An  noch  dienende  Mannschaftspersonen  dürfen  selbst  mit  Zustimmung 
der  Militärbehörde  keine  Gewerbekonzessionen  verliehen  und  solche  Per- 
sonen dürfen  auch  nicht  zum  Gewerbsbetriebe  gegen  Anmeldung  zugelassen 
werden.  Dagegen  kann  die  zum  aktiven  Dienste  nicht  einberufene  nicht- 
aktive Mannschaft  zum  Betriebe  von  Gewerben  zugelassen  werden,  ohne 
daß  dieselbe  jedoch  dadurch  von  der  Einberufung  zum  Dienste  befreit 
würde.*^*)  Diese  Berechtigung  erstreckt  sich  auch  auf  die  dauernd  beur- 
laubte Mannschaft  und  ebensowenig  bedürfen  Reservisten  oder  nichtaktive 
Landwehrmänner  zur  Ausübung  von  Gewerben  der  militärbehördlichen  Be- 
willigung.*") 

Die  Betreibung  von  sonstigen  privaten  Erwerbsgeschäften  ist  gleich- 
falls mit  dem  aktiven  Militärdienste  unvereinbar  und  auch  den  Offizieren 
in  der  Reserve,  der  nichtaktiven  Landwehr,  im  Ruhestande  und  im  Ver- 
hältnisse außer  Dienst  nur  insoferne  gestattet,  als  dadurch  nicht  das  mili- 
tärische Dekorum  leidet,  widrigenfalls  disziplinare  Behandlung  eintritt.  Doch 
ist  den  Militärärzten  die  Ausübung  der  Privatpraxis  grundsätzlich  nicht 
verwehrt. 

Desgleichen  ist  den  genannten  Offizieren  bei  Ausübung  von  Erwerbs- 
nntemehmungen  das  Tragen  der  militärischen  Uniform  nicht  erlaubt  und 
sie  dürfen  bei  Geschäftsankündigungen,  in  Rechnungen  und  dergleichen 
ihrer  Unterschrift  nicht  die  Offizierscharge  beisetzen.  *^^) 

5.  Die  Befreiung  von  Steuern  und  sonstigen  öffentlichen 
Abgaben.*^*) 

a)  In  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Län- 
dern  sind   nach   dem   Gesetze   vom   25.  Oktober  1896,  R.-G.-B1.  Nr.  220, 

^*°)  Y.  f.  d.  B.  bes.  Personalangel.  §  21  ff.  und  „Besondere  Bestimmungen*'  der 
W.-V.  IV.  T.  §  9  al.  6.  —  *")  Erl.  des  M.  des  I.  vom  7.  August  1860,  Z.  24.692  (in  den 
Ausgaben  der  Gewerbeordnung).  —  *")  Erl.  d.  M.  des  I.  vom  12.  Juni  1867,  Z.  8490, 
und  Erl.  des  M.  f.  L..V.  vom  14.  August  1871,  Z.  8459,  §  18.  —  *^^  V.  f.  d.  B.  bes. 
Pcrsonalangel.  §  46  al.  1  und  2  und  §  48.  ■—  *")  Eglauer,  Studien  zum  österreichischen 
Stcuerreclite,  in  der  Ö.  Z.  f.  V.  1897,  Nr.  12,  S.  70. 
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betreffend  die  direkten  Personalsteuern  von  der  staatlichen  Einkommen- 
steuer befreit: 

aa)  Die  Offiziere,  Auditore,  Militärärzte,  Truppenrecbnungsführer,  Seel- 
sorger und  die  Mannschaftspersonen  der  bewaffneten  Macht  rücksichtlich 
ihrer  Aktivitätsgebühren  ;*^^) 

bb)  alle  übrigen  Militärpersonen  und  die  während  der  Mobilität  bei 
der  Militärverwaltung  zur  Dienstleistung  eingeteilten  Zivilpersonen  hinsicht- 
lich der  ihnen  auf  die  Dauer  der  Mobilität  aus  dem  Militäretat  normalmäßig 
zukommenden  Dienstesbezttge;^^^) 

cc)  die  mit  Maria  Theresia-Ordenspensionen,  Militärtapferkeitsmedaillen 
und  Verwundungszulagen  beteilten  Personen  rücksichtlieh  dieser  Pensionen 
und  Zulagen.  *^^) 

Militärbeamte  und  Militärpensionisten  sind  demgemäß  grundsätzlich 
einkommensteuerpflichtig. 

In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  sind  von  der  Einkommen- 
steuer nach  dem  Gesetzartikel  XXVI  vom  Jahre  1868,  beziehungsweise 
seit  der  Steuerreform  des  Jahres  1875  von  der  Erwerbsteuer  befreit  die 
Ärarialbesoldungen  der  in  der  Armee  und  Landwehr  dienenden  Offiziere, 
Auditore,  Militärärzte  und  Truppenrechnungsführer  und  die  erwähnten  Pen- 
sionen und  Zulagen,  dagegen  nicht  die  Militärgeistlichen  und  Militärbeamten. 
Im  Mobilisierungsfalle  greift  nach  dem  Gesetzartikel  LIII  ex  1881  auch  die 
Befreiung  der  Landsturmpersonen,  dann  der  nicht  im  Militärverbande  stehen- 
den, jedoch  bei  der  Militärverwaltung  in  dienstlicher  Verwendung  befind- 
lichen oder  bei  der  Armee  im  Felde  eingeteilten  Zivilstaatsdiener  und  son- 
stigen Zivilpersonen  von  der  Entrichtung  des  Erwerb-  und  Einkommen- 
steuerzuschlages rücksichtlich  der  aus  dem  Militäretat  fließenden  Bezüge 
Platz.  Die  Befreiung  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  genannten 
Personen  in  den  Genuß  des  Feldausrüstungsbeitrages  treten,  beziehungsweise 
wenn  sie  in  Festungen  in  Verwendung  stehen  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  Festungskommandanten  den  Anspruch  auf  den  Feld-  und  AusrUstungs- 

beitrag  erlangen,  und   erlischt   mit   der   Demobilisierung   des   betreffenden 
Militärkörpers.**») 

b)  Militärpersonen,  ihre  Witwen  und  Waisen  sind  in  Österreich 
bezüglich  ihrer  Dienstesbezüge  und  aus  dem  Diensteinkommen  entsprungenen 
Pensionen,  Erziehungsbeiträge  und  Gnadengenüsse  von  den  auf  Dienstes- 
bezüge gelegten  Gemeindebesoldungssteuern  befreit.**®) 

In  Ungarn  haben  die  Offiziere  des  Heeres  und  der  Landwehr  von 
ihrem  Amtsgehalte  und  ihren  Pensionen  keine  Kommunalsteuern  zu  be- 
zahlen.*'^) Dagegen  ist  den  Militärbeamten  diese  Begünstigung  nicht  zu- 
gestanden. 

*»*)  §  154  Punkt  6.  —  <«6)  Ib.  Punkt  7.  Vergl.  auch  ö.  G.  vom  7.  Juni  1881,  R.-G.-BI. 
Nr.  68,  §  5.  —  <")  Personalsteuergesetz  §  154  Punkt  5.  —  ^")  q.-A.  LIII  ex  1881  §§  2 
und  5.  —  ^>»)  G.  für  Oberösterreich  vom  27.  August  1899,  L.-G..B1.  Nr.  32,  Art.  II,  G.  für 
Salzburg  vom  24.  Juni  1898,  L.-G.-Bl.  Nr.  20,  §  2,  G.  für  Tirol  vom  15.  September  1899, 
L.-G.-Bl.  Nr.  50,  §  2,  G.  flir  Vorarlberg  vom  18.  September  ISOO,  L.-G.-BI.  Nr.  68,  §  2, 
G.  für  Mähren  vom  15.  September  1899,  L.-G.-Bl.  Nr.  51  ex  1900,  womit  der  Stadt- 
gemeinde Mähr.-Ostrau  die  Bewilligung  zur  Einhebung  einer  städtischen  Besoldungsstoucr 
erteilt  wird,  §  2,  G.  für  Schlesien  vom  24.  Juni  1898,  L.-G.-Bl.  Nr.  39,  Art.  II.  —  <20j  G.-A. 
XXII  ex  1886  (über  die  Gemeinden)  §  138.  Die  gleiche  Bestimmung  enthielt  bereits 
dor  XVIII.  Gesetzartikel  ex  1871,  über  die  Kcgclung  der  Gemeinden,  §  124  nl.  1. 
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c)  Ein  Teil  der  Heerespersonen  genießt  auf  Grund  einer  älteren  Praxis, 
welche  seit  der  Wirksamkeit  des  Gebührengesetzes  vom  Jahre  1 840  bestanden 
und  durch  das  geltende  Gebuhrengesetz  vom  9.  Februar  1850,  ß.-G.-Bl. 
Nr.  50,  T.  P.  75  f,  keine  Änderung  erfahren  hat,  im  Frieden  die  Stempel- 
befreiung rücksichtlich  der  Empfangsbestätigungen  über  ärarische  Genüsse. 
Diese  Befreiung  kommt  insbesondere  zu  den  aktiven  und  in  Friedensan- 
stellungen befindlichen  Offizieren  vom  Obersten  abwärts,  den  Auditoren, 
Militärärzten,  Truppenrechnungsführem  und  den  Militärbeamten.  Dagegen 
genießen  diese  Begünstigung  nicht  die  aktiven  Offiziere  von  der  5.  ßang- 
klasse  aufwärts,  alle  pensionierten  Offiziere  und  Militärbeamten,  dann  die 
zum  Versorgungsstande  der  Militärinvalidenhäuser  zählenden  Offiziere  rück- 
sichtlich ihrer  Invalidenbezüge. 

Im  Mobilisierungsfalle  sind  nach  dem  Gesetze  vom  7.  Juni  1881,  R.-G.-BL 
INr.  68,  beziehungsweise  nach  dem  Gesetzartikel  LIII  ex  1881  alle  von  der 
Mobilisierung  betroffenen  Personen  mit  Einschluß  der  Landsturmpersonen,  der 
Angehörigen  von  Freiwilligenkorps  und  der  sonst  zugeteilten  Militär-  und 
Zivilpersonen  von  der  Gebührenpflicht  hinsichtlich  der  Empfangsbestäti- 
gungen über  alle  Genüsse,  welche  sie  in  ihrer  militärischen  Eigenschaft 
vom  Staate  beziehen,  femer  von  der  Entrichtung  aller  Diensttaxen,  welche 
während  der.  Zeit  der  Mobilisierung  fällig  werden,  befreit. ^*\) 

d)  In  Österreich  genossen  bisher  nach  dem  geltenden  Mautgesetze 
vom  26.  August  1891,  R.-G.-BL  Nr.  140,  die  Befreiung  von  den  ärarischen 
»traßenmauten  (§  17  Punkt  8,  9  und  12j  und  Überfahrtsmauten  (§  24) 
bei  Märschen  der  Truppen  alles  Zug-  und  Treibvieh  und  die  Vorspann- 
leistungen unbedingt,  dann  bei  den  Ritten  und  bei  den  Fahrten  unter 
gewissen  Bedingungen  die  in  Uniform  erscheinenden  aktiven  Heerespersonen, 
die  nicht-aktiven  Heerespersonen  bei  militärdienstlichen  Anlässen,  wenn  sie  sich 
über  Aufforderung  legitimierten.  Die  Familien  der  Heerespersonen  nahmen  an 
diesen  Begünstigungen  teil,  wenn  sie  von  einer  die  Mautfreiheit  genießenden 
Militärperson  begleitet  wurden.  Die  nicht  in  Uniform  gekleideten  Diener  aktiver 
Heerespersonen  mußten  bei  Ritten  mit  einem  von  der  militärischen  Lokal- 
behörde ausgestellten  Zertifikate  versehen  sein.  Im  Kriegsfalle  waren  die  in 
Uniform  erscheinenden  Heerespersonen  von  der  Erfüllung  der  vorgeschrie- 
benen Formalitäten,  insbesondere  von  der  Vorzeigung  eines  Marschdokumentes 
befreit  und  die  Mautbefreiungen  fanden  auch  bei  Ritten  und  Fahrten  der 
nichtuniformierten,  nur  mit  einem  Abzeichen  oder  Ausweise  versehenen 
Personen  Anwendung,  welche  der  bewaffneten  Macht  in  einem  Dienst- 
verhältnisse zu  folgen  haben.***) 

Infolge  der  durch  das  Gesetz  vom  19.  Juli  1902,  R.-G.-B1.  Nr.  152, 
erfolgten  Aufhebung  der  ärarischen  Straßen-  und  Überfahrtsmauten  sind  die 
dargestellten  Mautbefreiungen  der  Heerespersonen  für  die  Zukunft  (vom 
1.  Jänner  1903  an)  gegenstandslos  geworden. 

In  Ungarn  sind  nach  dem  Gesetzartikel  I  ex  1890  (§  99  Punkt  4) 
alle  zur  bewaffneten  Macht  gehörigen  Personen,  dann  alle  Gespanne  und 
Tiere,  welche  zur  Beförderung  von  Heereserfordemissen  dienen,  von  den 
Mautgebübren  befreit,  doch  sind  diese  Personen  und  Transportmittel  nötigen- 
falls mit  behördlichen  Zertifikaten  zum  Zwecke  der  Ersichtlichmachung 
ihrer  Eigenschaft  zu  versehen. 

***)  §§  1  bis  4.  —  *W)  Das  Gesetz  vom  26.  August  1891  galt  nicht  in  Dalmaticu. 
Die  Maut  auf  den  ärarischen  Brücken  war  durch  dieses  Gesetz  bereits  aufschoben 
worden  (§  1). 
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e)  In  Österreich  sind  zufolge  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  19.  Juli 
1902,  R.-6.-B1.  Nr.  153  (§  9),  von  der  durch  dieses  Gesetz  neu  eingeführten 
Fahrkartensteuer  jene  Personen  befreit,  welche  unter  Anwendung  des 
Militärtarifes  auf  Eisenbahnen  befördert  werden.  Desgleichen  genießen  in 
Ungarn  die  Heerespersonen  beim  Transport  auf  Eisenbahnen  und  Schiffen 
die  Befreiung  von  der  durch  die  Gesetzartikel  XX  vom  Jahre  1875  (§  6 
lit.  b)  und  XIV  vom  Jahre  1887  (§  3  lit.  b)  geregelten  Transportsteuer, 
soferne  es  sich  um  die  Beförderung  zu  den  besonderen  Militärtarifsätzen  ^^'j 
handelt. 

f)  Nach  dem  Gesetze  vom  2.  Oktober  1865,  R-G.-Bl.  Nr.  108,  Art  II 
Punkt  2,  sind  alle  bei  den  Feldpostämtem  aufgegebenen  und  bei  denselben 
einlangenden  unrekommandierten  Privatbriefe  der  Offiziere,  Militärbeamteu 
und  Mannschaftspersonen  von  den  Portogebtthren  befreit. 

g)  Verlassenschaften  von  aktiv  dienenden  Offizieren,  Auditoren,  Militär- 
ärzten, Truppenrechnungsflährern,  Militärgeistlichen,  dann  von  den  im  Be- 
züge einer  Gage  stehenden,  in  eine  Bangklasse  eingeteilten  Heerespersonen, 
endlich  von  den  dem  Aktivstande  angehörigen  Militär-  und  Landwehr- 
Personen  mit  Einschluß  der  zeitlich  Beurlaubten  sind  nach  den  nieder- 
österreichischen Landesgesetzen  vom  31.  Dezember  1891,  L.-G.-Bl.  Nr.  72, 
und  vom  14.  März  1895,  L.-G.-Bl.  Nr.  12,  betreffend  die  Begelung  der  Bei- 
träge zum  Wiener  k.  k.  Krankenanstaltsfonde  von  den  im  Gemeindegebiete 
der  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  vorfallenden  Verlassenschaften 
von  der  Entrichtung  der  Krankenhausfondsgebtthren  befreit. 

Die  in  Wien  vorfallenden  Verlassenschaften  der  unter  Militärjurisdiktion 
stehenden  Personen  sind  außerdem  nach  dem  Hofkanzleidekrete  vom  28.  April 
1807,  J.-G.-S.  Nr.  809,  auch  von  dem  im  Jahre  1806  eingeführten  Beitrage 
zum  Wohltätigkeitsfond  Sy  beziehungsweise  Versorgungsfonds 
befreit.^*^) 

h)  Nach  dem  Gesetzartikel  XXÜI  ex  1883,  §  5  lit.  h,  sind  die  Waffen 
der  aktiven  Offiziere,  wenn  dieselben  nicht  geradezu  der  Jagd  gewidmet 
sind,  von  der  Gewehr-  und  Jagdsteuer  befreit. 

i)  Die  im  Gebiete  der  Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest  und  die 
in  ungarischen  Städten  mit  selbständigem  Jurisdiktionsrechte  lebenden 
Offiziere  haben  die  durch  den  Gesetzartikel  II  vom  Jahre  1890  eingeführte 
Straßensteuer  von  ihren  fixen  Bezügen  oder  Pensionen  und  die  durch 
den  Gesetzartikel  I  ex  1890  normierte  Ablösung  für  die  dreitägige 
Straßenrobot  nicht  zu  entrichten. 

k)  Personen  des  Mannschaftsstandes  zahlen  nach  der  Militärstolaordnung 
vom  19.  Jänner,  beziehungsweise  6.  April  1754  keine  Stolagebühren.  Die 
von  den  Offizieren  zu  entrichtenden  Gebühren  sind  zum  Teil  normiert,  zum 


*'^)  Vergl.  §  70  III.  —  *'*)  Vergl.  hierüber  den  Kommentar  zum  Gesetze  Über  das 
Verfahren  außer  Streitsachen  von  Schuster,  2.  Aufl.  (1878),  S.  333.  Auf  Erbschaften  von 
Reservisten  war  das  Hfkzd.  vom  28.  April  1807  nicht  anzuwenden:  0.  Z.  f.  V.  1879, 
Nr.  1,  S.  3.  Da  die  Befreiung  von  dem  Beitrag  zum  Versorgungsfonde  in  der  gleichen 
Weise  Geltung  haben  sollte,  wie  die  Befreiung  von  dem  Krankenhausbeitrage,  so  sind 
nunmehr  auch  ftir  die  erstere  Befreiung  die  Bestimmungen  der  Landesgesetze  vom  31.  De- 
zember 1891,  L.-G.-Bl.  Nr.  72,  und  vom  14.  März  1895,  L.-6.-B1.  Nr.  12,  anzuwenden, 
und  also  nur  die  Verlassenschaften  solcher  Militärpersonen  frei  zu  lassen,  welche  nach 
diesen  Gesetzen  vom  Beitrage  zum  Krankcnhausfonds  befreit  sind:  Ö.  Z.  f.  V.  1896« 
Nr.  18,  S.  106  und  107. 
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Teil  ist  das  Ausmaß  derselben,  soferne  es  sich  um  Generale  und  Stabs- 
otlfiziere  handelt,  der  Diskretion  der  letzteren  überlassen.  Wird  die  Funktion 
Ton  einem  Ziyilgeistlichen  in  subsidio  verrichtet,  so  gebühren  diesem  die 
ZivUstolagebühren  und  der  Militärseelsorger  hat  nur  den  Betrag  anzusprechen, 
um  den  die  Militärstolagebühr  höher  ist.***) 

6.  Das  bürgerliche  Recht.  Nach  dem  Kundmachungspatente  zum 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche  (al.  VII)  sind  die  Vorschriften 
dieses  Gesetzbuches  zwar  allgemein  verbindlich;  doch  bestehen  für  den 
HiUtärstand  und  ftir  die  zum  Militärkörper  gehörigen  Personen  besondere 
auf  das  Privatrecht  sich  beziehende  Vorschriften,  welche,  auch  wenn  in  dem 
Gesetzbuche  darauf  nicht  ausdrücklich  hingewiesen  wird,  zu  beobachten 
sind.  Der  Inbegriff  dieser  Sondemormen  wird  als  Militärprivatrecht 
bezeichnet**^ 

a)  Für  den  erlaubten  Abschluß  der  von  Heerespersonen  einzugehenden 
Ehe  wird  regelmäßig  die  militärbehördliche  Bewilligung  gefordert.**^) 
Schließung  einer  Ehe  ohne  diese  Bewilligung  zieht  für  Offiziere  und  Militär- 
beamte die  militärgerichtliche  Strafe  der  Entlassung,  für  Mannschaftsper- 
sonen strengen  Arrest  und  für  Unteroffiziere  zugleich  Degradierung  nach 
sich.**^)  Auch  darf  eine  solche  Ehe  von  Mannschaftspersonen  nicht  in  die 
erste  Klasse  der  Mannschaftsehen  eingereiht  werden.  Dagegen  ist  die  von 
Heerespersonen  ohne  militärbehördliche  Bewilligung  geschlossene  Ehe  nach 
dem  gegenwärtigen  ßechtszustande   als   gültig   zu   betrachten.^  *^) 

Welche  Heerespersonen  einer  militäroehördlichen  Bewilligung  bedürfen, 
ist  in  den  Wehrgesetzen  und  den  verschiedenen  Heiratsvorschriften 
(ftor  das  Heer,  die  Kriegsmarine,  die  k.  k.  Landwehr  und  die  ungarische 
Landwehr)  bestimmt. 

Von  den  nicht  zur  Mannschaft  zählenden  Heerespersonen  be- 
dürfen darnach  einer  militärbehördlichen  Heiratsbewilligung :*^®) 

aa)  Alle  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Offiziere,  Militärbeamten 
und  Gagisten  ohne  Rangklasse; 

bh)  alle  Heerespersonen  des  zeitlichen  Ruhestandes  (die  mit  Vor- 
merkung für  Lokaldienste  Pensionierten), 

cc)  die  in  Lokoversorgung  eines  Invalidenhauses  stehenden  Offiziere 
and  Militärbeamte. 

Einer  militärbehördlichen  Heiratsbewilligung  bedürfen  demnach  nicht: 

aa)  Alle  Heerespersonen  im  Verhältnisse  des  definitiven  Ruhestandes, 
im  Verhältnis  außer  Dienst  und  in  der  Evidenz; 

«*)  Vergl.  hierüber  Belfert,  Von  dem  Kirchenvermögen,  H.  Bd.  (1834),  S.  118  ff. 
—  ^^  Dangelmaie r,  Müitärprivatrecht  der  k.  k.  österreichischen  Armee  mit  Be- 
rücksichtigung  des  römischen  Rechtes,  1882;  Bergmayr,  Das  bürgerliche  Recht  der 
k.  k.  Armee,  5  Bde.,  1827  bis  1839;  Skala,  Allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch  zum 
Gebrauch  für  den  Soldatenstand,  1883.  Vergl.  auch  die  zerstreuten  Angaben  in  den  ver- 
schiedenen Kommentaren  zum  a.  b.  G.-B.  —  ^^^  A.  b.  G.-B.  §  54.  —  ^»)  M.-St.-G.  §  780. 
Vergl.  §  192.  —  *^)  Anders  vor  Erlassung  der  Heiratsvorschrift  vom  Jahre  1861,  indem 
das  Müit&rheiratsnormale  des  Jahres  1812  die  gegen  die  Bestimmungen  desselben  ge- 
schlossenen Ehen  für  ungültig  erklärte.  Die  Ungültigkeit  der  Ehe  wurde  aber  nicht  von 
Amts  wegen  untersucht,  sondern  die  Ehe  konnte  nur  über  Verlangen  der  zur  Erteilung 
der  Heiratsbewilligung  kompetenten  Militärbehörde  oder  des  schuldlosen  Ehegatten  für 
ungültig  erklärt  werden  (relative  Ungültigkeit  nach  §  94  ff.  a.  b.  G.-B.)  Vergl.  hierüber 
Mayr hofer,  a.  a.  0.,  V.  Bd.,  S.  78  und  79  Anmerkung  1.  Anderer  Ansicht  Dangel- 
maier,  Militärprivatrpcht,  S.  52  und  .53.  —  «'^)  W.-G.  §  61  lit.  a),  d)  und  c). 
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bb)  Offiziere  und  Beamte  in  der  Reserve  und  in  der  nicbtaktiven 
Landwehr. 

Die  Heiratsbewilligung  wird  je  nach  der  Charge  und  Standeskategorie 
des  Ehewerbers  vom  Kaiser,  vom  Reichskriegsministerium,  von  dem  be- 
treffenden Landesverteidigungsministerium  oder  der  mittleren  Militärver- 
waltungsbehörde erteilt 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Heiratsbewilligung  erteilt  werden 
darf,  sind: 

aa)  Der  Eheschließung  dflrfen  keine  staatsgesetzlichen  oder  kirchlichen 
Ehehindemisse  im  Wege  stehen; 

bb)  die  Nachweisung  und  Sicherstellung  eines  je  nach  der  Charge, 
dem  Alter  und  der  Standesgruppe  verschieden  bemessenen  Nebeneinkommens 
(der  Heiratskaution),  bei  Gagisten  ohne  Rangklasse  die  Nachweisung, 
daß  der  Ehewerber  seine  Existenz  merklich  verbessere; 

cc)  das  festgesetzte  Zahlenverhältnis  der  Verheirateten  darf  in  dem 
betreffenden  Korps  nicht  ttberschritten  sein; 

dd)  die  Braut  des  Ehewerbers  muß  von  unbescholtenem  Rufe,  von 
einer  dem  Stande  des  Ehewerbers  entsprechenden  sozialen  Bildung  und 
von  solcher  Abkunft  sein,  daß  der  Charakter  des  Ehewerbers  und  das  An- 
sehen des  Offiziersstandes  durch  die  Ehe  nicht  herabgesetzt  werde; 

ee)  die  Heirat  darf  nicht  aus  gewichtigen  Gründen  des  militärischen 
Dienstes  als  unzulässig  erscheinen« 

Verboten  ist  die  Ehe: 

ad)  Den  dem  Generalstab  zugeteilten  Oberoffizieren; 

bb)  den  zeitlich  aktivierten  Offizieren  in  der  Reserve,  welche  in  den 
Militärrealschulen  als  Lehrer  verwendet  werden; 

cc)  den  Stabs-  und  Oberoffizieren  der  Leibgardeeskadron  und  der 
Leibgarde-Infanteriekompagnie  während  ihrer  Gardedienstleistung; 

dd)  allen  Praktikanten. 

Die  Heiratskaution  hat  den  Zweck,  ein  Nebeneinkommen  zur 
besseren  gemeinschaftlichen  Subsistenz  der  Eheleute  während  der  Ehe  zu 
bilden  und  solchen  Witwen,  welche  keinen  Anspruch  auf  eine  Staats- 
pension haben,  den  nötigen  Unterhalt  auch  auf  die  Dauer  des  Witwen- 
standes zu  sichern.  Das  Kautionskapital  ist  daher  ftir  die  Dauer  des  Kautions- 
bandes der  freien  Disposition  des  Eigentümers  entzogen,  so  daß  ein  stif- 
tungsähnliches Verhältnis  eintritt  Dagegen  gehört  es  nicht  zum  Wesen  der 
Heiratskaution,  daß  durch  die  Kautionsleistung  ein  Heiratsgut  verabreicht 
werdd,  und  auch  an  dem  Eigentumsverhältnisse  des  Kapitals  wird  durch 
die  Widmung  an  und  für  sich  nichts  geändert  Die  Kautionsleistung  kann 
von  der  Braut  aus  ihrem  eigenen  Vermögensbesitze,  von  dem  Bräutigam 
oder  von  einem  Dritten  geschehen.  Die  fortdauernde  rechtliche  Gebunden- 
heit des  Kapitals  wird  von  Staats  wegen  kontrolliert  und  es  hat  nötigenfalls 
die  Finanzprokuratur,  beziehungsweise  das  rechtsvertretende  Organ  der 
Heeresverwaltung  behufs  Erhaltung  des  Kautionskapitals  einzusehreiten. 
Geht  die  Kaution  verloren,  so  trifft  den  zur  Kautionsleistung  Verbundenen, 
also  zunächst  den  Ehegatten,  die  Verpflichtung  zur  Stellung  einer  neuen 
Kaution.  Auch  dritte  Personen  können  für  die  Kaution  hinten,  wie  ins- 
besondere die  militärischen  Vorgesetzten,  wenn  sie  die  Heiratsbewilligung  vor 
Nachweisung  des  Kautionserlages  erteilt  haben  oder  wenn  eine  ungenü- 
gende Kaution  bestellt  worden  ist 
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Die  Widmuiig  geschieht  durch  eine  Urkunde,  in  welcher  ausdrücklich 
bestimmt  sein  muß,  daß  ohne  Bewilligung  der  höheren  Militärbehörde  keine 
dem  Zwecke  der  Heiratskaution  zuwiderlaufende  Veränderung  mit  der 
Kaution  vorgenommen  werden  dürfe.  Die  rechtliche  Wirkung  des  Eautions- 
bandes  ist  an  das  Zustandekommen  der  Ehe  geknüpft  und  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkte  des  Abschlusses  derselben.  Die  Kautionsleistung  kann  nur  durch 
eine  nach  den  Heiratsyorschriften  für  genügend  zu  erachtende  Sicherstellung 
des  erforderlichen  Nebeneinkommens  geschehen.  Die  Prüfung  der  An- 
gemessenheit und  Sicherheit  der  gebotenen  Kautionsleistung  bildet  eine 
Angelegenheit  der  Justizverwaltung  und  kommt  in  letzter  Instanz  der 
Zeutralverwaltungsbehörde  zu,  welche  sich  dabei  der  Mitwirkung  der  Finanz- 
prokuratur bedient.  Wertpapiere  müssen  vinkuliert  und  beim  Depositenamte 
der  Zentralverwaltungsbehörde  hinterlegt  werden.  Das  Kautionskapital  kann 
an  andere  Personen  zu  Eigentum  übertragen  oder  verpfändet  werden,  aber 
nur  unbeschadet  des  Kautionsbandes,  so  daß  die  Kechte  der  dritten  Per- 
sonen als  betagte  anzusehen  sind. 

Über  das  Erträgnis  der  Kaution  können  die  Ehegatten  unter  sich 
unbedingt,  zu  Gunsten  dritter  aber  nur  bis  zu  einer  bestimmten  Quote  ver- 
fügen. Rechtsgeschäfte,  welche  zwischen  dem  Kautionserleger  und  den  Ehe- 
gatten oder  zwischen  diesen  und  dritten  Personen  abgeschlossen  werden 
und  dem  Zwecke  des  Kautionsbandes  zuwiderlaufen,  sind  ungültig,  gleich- 
viel ob  sie  vor  oder  nach  Eingehung  der  Ehe  vor  sich  gegangen  sind. 
Das  Erträgnis  der  Kaution  kann  auch  nur  bis  zu  einem  bestimmten  Teil- 
betrage in  Exekution  gezogen  werden.*'^) 

Das  Kautionsband  wird  aufgehoben,  wenn  der  Zweck,  für  welchen 
die  Kautionsleistung  erfolgt  ist,  hinwegrällt,  also  insbesondere  bei  Ehen  der 
Offiziere  durch  den  Tod  der  Ehegattin  oder  Witwe,  bei  Ehen  der  Militär- 
beamten durch  den  Tod  eines  der  beiden  Gatten,  dann  durch  den  Austritt 
aus  der  aktiven  Dienstleistung,  durch  Beförderung  in  eine  Charge,  für 
welche  die  Kautionspflicht  nicht  besteht,  endlich  durch  die  Auflösung  der 
Ehe.  Wird  die  Ehe  für  ungültig  erklärt,  so  kann  die  Kautionssumme  zurück- 
verlangt werden,  allein  eine  Auflösung  des  Kautionsbandes  liegt  in  diesem 
Falle,  wo  keine  gültige  Ehe  zu  stände  gekommen  ist,  nicht  vor. 

Von  der  Mannschaft  bedürfen  die  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden 
Personen,  dann  die  dauernd  beurlaubten  präsenzdienstpflichtigen  Personen, 
mit  Ausnahme  jener,  welche  in  den  3  letzten  Monaten  ihrer  Präsenzdienst- 
pflicht sich  befinden,  und  jener,  welche  in  ihrer  Eigenschaft  als  Zöglinge  von 
Lehrerbildungsanstalten  oder  aus  Familienrücksichten  beurlaubt  sind,^^^)  die 
neu  eingereihten  Kekruten,  endlich  die  in  der  Lokoversorgung  eines  MiÜtär- 

«31)  Nach  dem  ö.  G.  vom  21.  April  1882,  R.-6.-B1.  Nr.  123,  kann  auf  die  Zinsen 
einer  Militärhetratskaution  nur  wegen  solcher  Verpflichtungen  Exekution  geführt  werden, 
welche  während  der  Dauer  der  Ehe  von  beiden  Ehegatten,  nach  dem  Aufhören  der  Ehe 
aber  von  der  den  Gatten  Überlebenden  Witwe  eingegangen  wurden.  Der  Exekution  unter- 
liegt nur  ein  Drittoil  dieser  Zinsen  und  auch  dieses  mit  der  Beschränkung,  daü  ein 
Jahresbezug  von  1000  Kronen  frei  bleiben  muß.  Diese  Beschränkung  gilt  nicht,  wenn 
wegen  des  der  Gattin  oder  den  Kindern  gobühreudcn  Unterhaltes  Exekution  geführt 
wird  (§  5).  Jede  diesen  Bestimmungen  widersprechende  Verfügung  über  die  Kaution 
durch  Zession  u.  dgl.  ist  ohne  rechtliche  Wirkung  (§  7).  Analoge  Anordnungen  enthält 
die  n.  E.-O.  §  bU.  —  ♦•')  W.-G.  §  61  lit.  a)  bis  c)  und  lit.  c).  Sieh  auch  oben  §  8  II  und 
IV  und  §  9  1. 
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invalidenhauses   untergebrachten   Personen   zur   Eheschließung  der   militllr- 
behördlichen  Bewilligung.*^') 

Die  Mannschaftsehen  zerfallen  nach  den  damit  verbundenen  admini«* 
strativen  Wirkungen  in  2  Klassen. 

Bei  den  Ehen  der  ersten  Klasse  haben  die  Gattinnen  und  ehelichen 
Kinder  das  Recht  zum  Aufenthalte  bei  dem  Oatten  und  Vater  in  der  ärari- 
schen Unterkunft  und  den  Anspruch  auf  bestimmte  in  den  GebUhrenvor- 
schriften  bezeichnete  Begünstigungen,  wilhrend  bei  den  Ehen  der  zweiten 
Klasse  den  Gattinnen  und  Kindern  diese  Begünstigungen  nicht  ein- 
geräumt sind. 

Die  Bewilligung  zur  Eingehung  der  Ehe  nach  der  ersten  Klasse  wird 
grundsätzlich  nur  jenen  wirklichen  Unteroffizieren  erteilt,  welche  die  ihnen 
gesetzlich  obliegende  Präsenzdienstpflicht  vollstreckt  haben  und  statt  des 
Übertrittes  in  das  nichtaktive  Verhältnis  die  aktive  Dienstleistung  freiwillig 
fortsetzen  oder  in  dieselbe  aus  dem  nichtaktiven  Verhältnisse  freiwillig  wieder 
eingetreten  sind.  Auch  Ersatzreservisten  haben  Anspruch  auf  die  Bewilligung 
zur  Eheschließung  nach  der  ersten  Klasse,  wenn  sie  freiwillig  in  die  aktive 
Dienstleistung  eingetreten  sind,  mindestens  eine  dreijährige  derartige  Dienst- 
leistung zurückgelegt  haben  und  auch  weiterhin  freiwillig  in  derselben 
verbleiben. 

Die  Bewilligung  zur  Eheschließung  von  Mannschaftspersonen  nach  der 
ersten  Klasse  soll  nur  unter  folgenden  Bedingungen  erteilt  werden: 

aa)  Das  für  den  Standeskörper  festgesetzte  Zahlenverhältnis  darf  nicht 
überschritten  sein; 

bb)  der  Ehewerber  muß  von  guter  Konduite  sein,  sich  in  geordneten 
Verhältnissen  befinden  und  durch  die  Ehe  seine  materielle  Existenz  merklich 
verbessern; 

cc)  seine  fernere  Beibehaltung  im  Präsenzdienste  muß  im  Interesse 
des  Dienstes  gelegen,  eine  Benachteiligung  des  letzteren  auch  in  der  Zukunft 
nicht  zu  besorgen  und  die  Eheschließung  mit  Bücksicht  auf  die  Unterkunfts- 
verhältnisse des  Truppenkörpers  oder  der  Heeresanstalt  zulässig  sein; 

dd)  die  Braut  muß  von  tadellosen  Sitten  sein. 

Mannschaftsehen  nach  der  zweiten  Klasse  können  ohne  Rücksicht  auf 
die  Charge  bewilligt  werden  und  unterliegen  keiner  zahlenmäßigen  Be- 
schränkung. Die  Bewilligung  ist  jedoch  nur  dann  zu  erteilen,  wenn  dem 
Ehewerber  hiedurch  merkliche  Vorteile  erwachsen  oder  besondere  Verhält- 
nisse für  die  Gewährung  der  ehelichen  Verbindung  sprechen  und  eine  Be- 
einträchtigung der  Militärdienstpflichten  des  Ehewerbers  nicht  zu  besorgen  ist. 

Zu  den  Ehen  zweiter  Klasse  gehören  auch  jene,  welche  ohne  militär- 
behördliche Bewilligung  geschlossen  worden  sind,  weil  eine  solche  nicht 
erforderlich  war,  sei  es,  daß  der  Abschluß  der  Ehe  schon  vor  der  Einreihung 
in  das  Heer  oder  während  des  nichtaktiven  Verhältnisses  erfolgte. 

Nach  der  ersten  Klasse  verheiratete  Unterofliziere  treten  in  die  Kategorie 
der  nach  der  zweiten  Klasse  Verheirateten  über,  sobald  sie  in  das  nicht- 
aktive Verhältnis  gelangen.  Umgekehrt  können  dauernd  in  aktiver  Dienst- 
leistung stehende  Unteroffiziere,  welche  eine  Ehe  nach  der  zweiten  Klasse 
geschlossen  haben,  bei  entsprechenden  Abgängen  in  die  erste  Klasse  der 
Verheirateten  übersetzt  werden. 


«')  Sieb  oben  §  11  IV. 
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Die  Ehebewilligang  wird  regelmäßig  von  den  Kommandanten  jener 
Tmppenkörper  und  Heeresanstalten  erteilt,  in  deren  Stand  die  Ehewerber 
gehören. 

Die  militärbehOrdliche  Bewilligung  zur  Schließung  einer  Ehe  darf  nicht 
erteilt  werden: 

aa)  Weder  nach  der  ersten  noch  nach  der  zweiten  Klasse  den  Kadetten 
und  Einjährig-Freiwilligen; 

bb)  nach  der  ersten  Klasse  an  die  in  Militärinvalidenhäaser  komman- 
dierte Wach-  und  Wartmannschaft  und  an  die  in  Lokoversorgung  eines 
Militärinvalidenhauses  befindliche  Mannschaft; 

cc)  den  Mannschaftspersonen  der  Leibgarden. 

Personen  des  Mannschaftsstandes  bedürfen  keiner  Heiratskaution* 
Das  kirchliche  Aufgebot  und  die  kirchliche  Trauung  wird  bei  aktiven 
Personen  des  Heeres  normalerweise  vom  Militärseelsorger  vorgenommen.  Die 
Dispensation  von  Ehehindemissen  oder  vom  Aufgebote  erteilen  solchen  Per- 
sonen die  militärischen  Behörden.  Der  Abgang  des  besonderen  Aufgebotes 
in  der  Gamisonskirche  oder  bei  der  Feldkapelle  und  der  dem  Zivilseelsorger 
vom  Militärgeistlichen  zu  erteilenden  Ermächtigung  macht  indes  die  f2he 
nicht  ungültig.^**) 

In  Ungarn  (mit  Ausschluß  von  Kroatien  und  Slavonien)  besteht  auf 
Grund  des  Gesetzartikels  XXXI  ex  1894  auch  für  die  Militärpersonen  obliga- 
torische Ziviltrauung. 

b)  Die  Heerespersonen  sind  beim  Vermögens  verkehr  unter  Le- 
benden mehrfach  besonderen  Normen,  beziehungsweise  Beschränkungen 
unterworfen: 

aa)  Nach  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuche  (  §  402),  beziehungs- 
weise den  durch  dasselbe  anerkannten  Vorschriften  der  „ Kriegsgesetze ^  *'^ ) 
erwerben  Heerespersonen,  welche  den  Feind  bekämpfen,  an  der  beweg- 
lichen Habe  des  Feindes  dann  das  Eigentum,  wenn  diese  Habe  dem  ge- 
töteten oder  gefangenen  Feinde  auf  der  Stelle  abgenommen  wird  (Beute- 
recht).  Bücksichtlich  der  vom  Feinde  zurückeroberten  und  dem  Beuterecht 
anteriiegenden  Gegenstände  hat  nach  einem  für  die  österreichische  Armee 
feststehenden  Gewohnheitsrechte  der  Grundsatz  des  römischrechtlichen  ius 
post  liminii  Geltung,  womach  dieselben  vom  früheren  Eigentümer  nur  dann 
anentgeltlich  zurückverlangt  werden  können^  wenn  sie  noch  nicht  24  Stunden 
im  Besitze  des  Feindes  waren  und  nicht  auf  eine  zur  Schande  gereichende 
Art  in  die  Hände  des  Feindes  gefallen  waren;^^^) 

bb)  Heerespersonen  können  ein  Pfandrecht  auf  ihre  Bezüge  dritten 
Personen  nur  insoweit  einräumen,  als  eine  Exekutionsführung  auf  dieselben 
sUtthaft  ist;^»'') 

cc)  schon  in  der  älteren  Zeit  waren  die  Militärpersonen  Beschränkungen 
beim  Abschlüsse  von  Darlehensverträgen  unterworfen.  Bereits  das 
Sehuldenpatent  der  Kaiserin  Maria  Theresia  vom  2.  Juni  1753  (§  6)  katte 
die  Bestimmung  getroffen,  daß  Darlehensverträge  der  Offiziere  vom  Haupt- 
mann abwärts  über  eine  gewisse  Höhe  hinaus  nicht  voUgtUtig  sein  sollen  und 
den  Mannsehaftspersonen    von    Liemandem    etwas   geliehen  werden  dürfe. 

*«)  Vergl.  hierüber  die  Kommentare  zum  a.  b.  G.-B.  —  *»)  D.-R.  IL  T.  Punkt  393 
nod  M.-St.-G.  §§  492—501,  dann  703.  —  ^^  Die  Anwendung  des  ius  post  liminii  ist 
Übrigens  nicht  unbestritten.  Vergl.  die  Kommentare  zum  a.  b.  G.-B.  —  ^'^  ö.  G.  vom 
2L  Aprü  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  123,  §  7. 
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Nur  die  Stabsoffiziere  waren  keinen  Beschränkungen  bei  Aufnähme  von 
Gelddarlehen  unterworfen  und  bis  zum  Betrage  der  einmonatlichen  Gage 
war  auch  den  übrigen  Offizieren  das  Schuldenmachen  gestattet  Seit  dem 
Gebtthrenreglement  vom  Jahre  1858,  beziehungsweise  seit  der  Zirkular  Ver- 
ordnung des  Armee-Oberkommandos  vom  23.  Februar  1859,  Abteilung  4, 
Nr.  259,  R.-6.-B1.  Nr.  37,  gilt  fttr  die  Darlehensverträge  der  Offiziere  und 
Militärbeamten  keine  rechtliche  Beschränkung  mehr,  nur  bleiben  Offiziere 
vom  Hauptmann  oder  Rittmeister  abwärts,  welche  Darlehen  ohne  Bewilligung 
ihres  Vorgesetzten  aufnehmen,  strafbar.*'*)  Dagegen  kann  sich  die  aktive 
Mannschaft  ohne  Genehmigung  der  vorgesetzten  Militärbehörde  durch  Dar- 
lehensverträge nicht  wirksam  verpflichten.***)  Darlehensverträge  jedoch, 
welche  von  einem  großjährigen,  eigenes  Vermögen  besitzenden  Soldaten  ab- 
geschlossen werden,  sind  von  der  Praxis  als  gültig  anerkannt.**^) 

Bei  Mannschaftspersonen  wird  im  Falle  strafgerichtlicher  Verurteilung 
wegen  Schuldenmachens  nicht  auf  Ersatzpfiicht  erkannt.**^) 

Diese  Grundsätze  werden  auch  dann  Geltung  beanspruchen  können, 
wenn  die  Aufnahme  des  Darlehens  im  Auslande  erfolgt  ist,  obwohl  sonst 
die  im  Auslande  befindlichen  Truppenkörper  regelmäßig  den  Gesetzen  jenes 
Staates  unterworfen  bleiben,  welchem  sie  angehören-M«) 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  3.  Juli  1853,  R.-G.-Bl. 
Nr.  138,  besitzen  in  Österreich  wirkliche  aktive  Offiziere  des  Soldaten- 
standes und  die  Mannschaftspersonen  des  streitbaren  Standes  nicht  die 
passive  Wechselfähigkeit,  so  daß  sie  sich  wechselrechtlich  nicht  ver- 
pflichten und  auch  nicht  wechselrechtlich  belangt  werden  kö  neu.  Hingegen 
ist  die  Wechselfähigkeit  mit  Rücksicht  auf  die  gegenwärtige  Ordnung  der 
militärischen  Standesverhältnisse  den  Offizieren  außer  Dienst  und  in  der 
Evidenz,  femer  den  Offizieren  der  Reserve  und  nichtaktiven  Landwehr  und 
wohl  auch  den  Offizieren  des  definitiven  Ruhestandes  zuzuerkennen.  Den 
letzteren  hatte  die  erwähnte  kaiserliche  Verordnung  gleichfalls  die  Wechsel- 
fähigkeit aberkannt,  allein  da  sie  gegenwärtig  ebenso  wie  die  Reserve- 
offiziere keiner  weiteren  Beschränkung  in  ihren  bürgerlichen  Rechtsverhält- 
nissen unterworfen  sind,  so  ist  diese  Bestimmung  wohl  als  obsolet  zu 
betrachten.^^^)  Die  übrigen  Standesgruppen  unterliegen  schon  nach  dem 
Wortlaute   der  Verordnung  keiner  Beschränkung  in  ihrer  Wechselfähigkeit. 

*^^)  Nach  dem  Disziplinarrechte  oder  Dach  dem  M.-St-G.  §  269  lit.  h).  —  *^)  Immer- 
hin ist  aber  eine  obligatio  naturalis  mit  ziemlich  kräftigen  Rechtswirkungen  vor- 
handen. Die  Schuld  ist  nicht  klagbar,  nicht  kompensationsfühig  und  kann,  solange  der 
Schuldner  Soldat  bleibt,  nicht  no viert  werden.'  Allein  nach  dem  Austritte  aus  dem 
Militärdienste  kann  die  Schuld  anerkannt  werden,  auch  ist  unter  allen  Umständen  die 
Zahlung  und  die  Pfandbestellung  an  dem  sonstigen  Vermögen  des  Soldaten  mit  Aus- 
nahme der  Dienstbezttge  gültig.  Vergl.  hierüber  die  Kommentare  zum  a.  b.  G.-B.  — 
*^o)  Plenarentscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  vom  9.  Juli  1861,  Z.  4136  (Samm- 
lung von  Glaser-Unger  1353).  Dangelmai  er,  a.  a.  0.,  S.  49,  erklärt  unter  Berufung 
auf  eine  Verordnung  des  A.-O.-K.  vom  23.  September  1857,  Nr.  4108,  auch  Darlehens- 
verträge der  Mannschaftspersonen,  welche  ohne  Zustimmung  der  Militärbehörde  ein- 
gegangen werden,  als  gültig  und  klagbar  und  miüt  dem  Vorbote  des  Schuldenmachens 
auch  bezüglich  dieser  Personen  nur  strafrechtliche  Wirkungen  bei.  —  **^)  So  Dangel- 
mai er,  a.  a.  0.,  S.  50.  Unrichtig  Haj deckt,  a.  a.  0.,  S.  143,  welcher  dies  auch  für  die 
gegen  Offiziere  oder  Militärbeamte  ausgesprochenen  Ersatzerkenntnisse  behauptet.  — 
**'^)  Stubenrauch  im  Kommentar  zum  a.  b.  G.-B.  bei  §  4.  —  **^)  So  auch  Hajdecki, 
a.  a.  0.,  S.  145. 


143 

NiehtaktiTe  Mannschaftspersonen  sind  gleichfalls  weehselfahig,  weil  sie 
nicht  zur  Mannschaft  des  streitbaren  Standes  gehören.^^^) 

Die  aktive  Wechselföhigkeit  kommt  den  genannten  Personen  ohne 
Einschränkung  zu  und  sie  können  daher  aus  einem  Wechsel  entspringende 
Rechte  erwerben,  übertragen  oder  sonst  realisieren^ 

Wechselrechtliche  Verpflichtungen^  welche  von  aktiven  Offizieren  des 
Soldatenstandes  vor  ihrem  Eintritt  in  den  Militärverband  oder  als  Erben 
eines  Wechselschuldners  übernommen  worden  sind,  bleiben  aufrecht  und 
ebenso  können  aktive  Offiziere,  welche  eine  Wechselverpflichtung  übernommen 
haben,  aus  diesem  Rechtsgeschäfte  je  nach  der  Natur  desselben  zivilrechtlich 

—  aber  nicht  im  Wechselprozesse  —  belangt  werden. 

In  der  ungarischen  Wechselordnung  (Gesetzartikel  XXVII  ex  1876 1 
ist  eine  Beschränkung  der  Wechselfähigkeit  für  Heerespersonen  nicht  aus- 
gesprochen.***) 

Die  in  Ungarn  wohnhaften  OfSziere  österreichischer  Staatsbürgerschaft 
bleiben  für  die  in  Ungarn  übernommenen  wechselmäßigen  Verpflichtungen 
haftbar.**«) 

dd)  Militärpersonen  vom  Feldwebel  oder  Wachtmeister  abwärts  soll 
nach  dem  kaiserlichen  Patente  vom  9.  August  1854,  R.-6.-B1.  Nr.  208  (Ver- 
fahren außer  Streitsachen),  §  218,  ohne  Zustimmung  der  Militärterritorial- 
behörde ein  in  behördlicher  Verwaltung  stehendes  Vermögenskapital, 
soferne  es  nicht  während  des  Militärdienstes  erworben  worden  ist,  nicht 
ausgefolgt  werden.  Die  ohne  diese  Bewilligung  geschehene  Ausfolgung 
ist  jedoch  nicht  ungültig.  Das  Vermögen  der  genannten  Personen  ist  gleich 
dem  Vermögen  der  Minderjährigen  zu  behandeln.  Auf  Reservemänner,  dauernd 
l^Urlaubte  und  nichtaktive  Landwehrmänner  kann,  solange  sie  unter  Zivil- 
jurisdiktion stehen,  diese  Vorschrift  nicht  angewendet  werden.**^) 

ee)  Arbeits-  und  Dienstverträge  von  Heerespersonen  sind  im  Falle 
ihrer  Einberufung  zur  Präsenzdienstleistung  als  aufgelöst  zu  erachten,  ohne 
daß  den  Parteien,  wenn  sonst  kein  Verschulden  vorliegt,  Ersatzansprüche 
zustehen.**®) 

c)  Die  Heerespersonen  sind  bei  Errichtung  letztwilliger  Ver- 
fügungen, soweit  es  auf  die  Form  ankommt,  mehrfach  privilegiert 

Das  österreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  (§  600)  ver- 
weist in  dieser  Richtung  auf  die  Militärgesetze.  Nach  den  gegenwärtig 
geltenden  Bestimmungen**^)  genügt  in  Friedenszeiten  zur  Gültigkeit  einer 
schriftlichen  letzten  Willenserklärung,  welche  eine  aktiv  dienende  oder 
in  der  Versorgung  eines  Invalidenhauses  stehende  Person  des  Soldatenstande.^ 
nicht   selbst   geschrieben   und   unterschrieben  hat,   die   Fertigung   und   dii 

***)  Ö.  Z.  f.  V.  1879,  Nr.  28,  S.  131.  —  *«)  Nach  §  1  besitzt  die  passive  Wecbsd- 
fUhigkeit  jeder,  welcher  bürgerliche  Verträge  rechtsgültig  eingehen  kann.  —  **•)  Nacl; 
§  95  ist  die  passive  Wechselfähigkeit  eines  Ausländers  in  der  Regel  nach  den  Gesetzen 
jenes  Landes  zu  beurteilen,  welchem  der  Wechsel  verpflichtete  als  Untertan  angehört. 
Ein  nach  den  Gesetzen  seines  Vaterlandes  nicht  wechselfähigor  Fremder  haftet  jedocli 
nir  eine  im  Inlande  tibernommene  wechselmäßige  Verpflichtung,  wenn  ihm  die  Wechsel- 
fahigkeit  im  Sinne  der  ungarischen  Wechselordnung  zukommt.  —  **'^)  V.  des  Kriegs-, 
Staats-  und  Justizministeriums,  dann  der  königlich  kr^atisch-slavonisch-dalmatinischon 
Hofkanzlei  vom  3.  März  1867,  R..G.-BI.  Nr.  52  (§  8).  —  *«)  Arg.  a.  b.  G.-B.  §  1160  i.  f. 

—  *«)  D.-R.  I.  T.  §  101  Punkt  719  (Beilage  3). 
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Unterschrift  von  2  Zeugen,  die  zugleich  gegenwärtig  sein  müssen  und  von 
denen  einer  der  Schreiber  des  letzten  Willens  sein  kann.**^) 

Bei  einer  mündlichen  letztwilligen  Verfügung  ist  die  Gegenwart 
von  2  Zeugen,  die  zugleich  gegenwärtig  sein  müssen  und  den  Erblasser 
von  Person  kannten,  hinreichend.'*^*) 

In  Kriegszeiten  ist  jede  letzte  Willenserklärung  gültig,  wenn  es 
dem  letzten  Willen  nur  nicht  an  rechtlicher  Gewißheit  fehlt,  und  es  ist  daher 
die  gleichzeitige  Anwesenheit  der  Zeugen  weder  beim  schriftlichen  noch  beim 
mündlichen  Testamente  notwendig. 

Im  Kriege  gelten  diese  Vorrechte  auch  für  andere  Militärpersonen, 
welche  nicht  zum  Soldatenstande  gehören,  wenn  sie  bei  der  Armee  im  Felde 
in  Verwendung  steheii.  Die  Bemannungstruppen  eines  ausgerüsteten  Kriegs- 
schiffes, und  zwar  sowohl  Soldaten  wie  andere  Militärpersonen,  haben  vom 
Tage  der  Einschiffung  bis  zum  Tage  der  Ausschiffung  den  gleichen  Anspruch. 

Bei  letztwilligen  Verfügungen  der  Militärpersonen  in  Friedens-  und 
Kriegszeiten  sind  auch  Mitglieder  eines  geistlichen  Ordens,  Frauenspersonen 
und  Jünglinge,  welche  das  14.  Jahr  zurückgelegt  haben,  gültige  Zeugen.^^^) 

Die  Gültigkeit  der  privilegierten  Testamente  ist  aber  zeitlich  und  auch 
sonst  beschränkt: 

aa)  Die  Gültigkeit  des  im  Kriege  oder  auf  einem  Kriegsschiffe  von 
Militärpersonen,  die  nicht  zum  Soldatenstande  gehören,  errichteten  Testamentes 
erlischt  6  Monate  nach  Kundmachung  des  Friedens  oder  nach  der  Aus- 
schiffung oder  sobald  die  betreffende  Person  in  friedliche  Verhältnisse  ge- 
treten ist; 

bb)  sie  erlischt  überhaupt  nach  6  Monaten  vom  Zeitpunkte  des  Aus- 
trittes der  aktiven  Dienstleistung; 

cc)  sie  erlischt  endlich  für  alle  Personen  ohne  Unterschied  sofort  nach 
einer  strafweisen  Entlassung  im  Wege  des  strafgerichtlichen  oder  ehren- 
rätlichen  Verfahrens. 

Auf  Erbverträge  findet  die  privilegierte  Form  der  Testamentserrichtung 
keine  Anwendung.**'*) 

In  Ungarn  sind  nach  dem  Gesetzartikel  XVI  ex  1876  (§  28  ff.)  in 
Kriegszeiten  von  dem  Zeitpunkte  an,  mit  welchem  die  Truppen  auf  Kriegs- 
fuß gesetzt  werden,  alle  diesen  Truppen  zugeteilten  Heeresangehörigen 
berechtigt,  ein  privilegiertes  Testament  zu  errichten.  Befugt  hiezu  sind  femer 
diejenigen,  welche  sich  auch  außer  dem  Falle  eines  Krieges  zu  Schiffe  auf 
offener  See  befinden. 

Die  Begünstigungen  sind  folgende: 

ad)  Ein  privilegiertes  schriftliches  Testament,  welches  der  Erb- 
lasser in  seiner  ganzen  Ausdehnunggeschrieben  und  unterschrieben 
hat,  bedarf  keiner  Zeugen;  ^^) 

bb)  ein  vom  Erblasser  nicht  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  ge- 
schriebenes und  unterschriebenes  Testament  sowie  auch 

cc)  ein  mündliches  Testament  kann  in  Gegenwart  von  bloß  2  Zeugen 
errichtet  werden.*^*) 

*^  Vorgl.  dagegen  a.  b.  G.-B.  §  579,  woroach  3  Zeugen  erfordert  werden.  — 
***)  Vergl.  dagegen  a.  b.  G.-B.  §  585,  wo  8  2^ugen  gefordert  werden.  —  *")  Vergl.  da- 
gegen a.  b.  G.-B.  §  591,  wornach  diese  Personen  regelmäßig  von  der  Zcngenschaft  aus- 
geschlossen sind.  —  *")  Hfkrgsr.-V.  vom  8.  März  1818  H  132.  Vergl.  die  Kommentar«' 
zu  §  1249  a.  b.  G.-B.  —  ***)  Sonst  sind  2  Zeugen  notwendig  (§  1).  —  ***)  Sonst  s  nd 
4  Zeugen  notwendig  (§  1). 
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Im  Falle  hb)  genügt  es  auch,  wenn  nur  einer  der  Zeugen  lesen  und 
schreiben  kann.^-^*) 

Gültige  Zeugen  sind  in  den  Fällen  bb)  und  cc)  auch  jene,  welche  nur 
das  14.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  wenn  sie  nicht  sonst  nach  dem 
Gesetze  (§  2)  von  der  Zeugenschaft  ausgeschlossen  sind. 

Das  privilegierte  Testament  besitzt  nur  in  dem  Falle  unbedingte  Gültig- 
keit, wenn  der  Testator  binnen  3  Monaten  vom  Aufhören  des  Ausnahms- 
zustandes,  welcher  als  Anlaß  zur  Errichtung  eines  solchen  Testamentes  ge- 
dient hat,  gestorben  ist.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit  behält  das  privilegierte 
Testament  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  der  Erblasser  sich  von  der  drei- 
monatlichen Frist  angefangen  bis  zum  Eintritte  seines  Todes  in  einem  solchen 
Zustande  befunden  hat,  daß  er  kein  neues  Testament  errichten  konnte.  Das- 
selbe ist  der  Fall,  wenn  der  Testator  infolge  des  Umstandes,  daß  er  im 
Kriege  schwer  verwundet  worden  oder  daß  er  auf  einem  SchiflFe,  da  es 
scheiterte,  gewesen  ist  oder  endlich  auf  andere  Art  in  Todesgefahr  geschwebt 
hat  und  jedesmal  schon  3  Jahre  abgelaufen  sind,  für  tot  erklärt  wird. 

In  Kroatien  und  81avonien  gelten  aber  nicht  die  Bestimmungen 
des  genannten  Gesetzartikels. 

d)  Durch  Abwesenheit  in  Kriegsdiensten  wird  nach  dem  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuche  (§  1496)  nicht  nur  der  Anfang,  sondern  auch, 
solange  dieses  Hindernis  dauert,  die  Fortsetzung  der  Ersitzung  und  Ver- 
jährung gehemmt,  soferne  die  abwesende  Person  zum  Zwecke  des  Kriegs- 
dienstes die  Provinz,  wo  sie  sonst  wohnte,  verlassen  mußte.*'^^ ) 

7.  Verwaltungsanordnungen.  Grundsätzlich  sind  auch  die  Heeres- 
personen den  Vorschriften  des  Verwaltungsrechtes,  insl)esondere  also  auch  den 
Polizeivorschriften  unterworfen,  soferne  nicht  durch  Gesetz  Ausnahmen  für 
sie  statuiert  sind.**^®)  Doch  gelten  für  die  Heerespersonen  mancherlei  ver- 
waltungsrechtliche Bondernormen: 

a)  Die  Bestimmungen  über  das  Heimatsrecht  der  Heerespersonen *^^) 
haben  wiederholt  gewechselt.  In  der  Zeit  nach  dem  Konskriptionspatente 
vom  25.  Oktober  1804  bis  zum  provisorischen  Gemeindegesetze  vom  17. März  1849 
behielten  die  Heerespersonen  im  allgemeinen   ihre  ursprüngliche  Zuständig- 


^^  Sonst  müssen  wenigstens  2  Zeugen  des  Lesens  und  Schreibens  kundig  sein 
und  das  Testament  in  der  Eigenschaft  als  Zeugen  unterzeichnen  (§  4).  —  ^^'^)  So  nach 
den  meisten  Kommentaren  zum  a.  b.  G.-B.  (Arg.  §  1475).  Nach  Burckhard,  System 
des  Österreichischen  Privatrechtes  II.  1884,  S.  160  und  161,  soll  aber  diese  Rechtswirkung 
nur  eintreten,  wenn  die  Heeresperson  außerhalb  Österreich-Ungarns  sich  begeben 
mußte.  —  ^^^)  Dieser  Grundsatz  ist  im  wirklichen  Leben  noch  nicht  vollkommen  durch - 
fCedrnngen,  vielmehr  beanspruchen  die  militärischen  Verwaltungsbehörden  mehrfach  ohne 
jede  gesetzliche  Begründung  ein  Dispensationsrecht.  So  verfügt  z.  B.  die  Z.-V.  des 
B,-K.-M.  vom  16.  Juni  1897,  Abt.  5,  Nr.  1358,  N.-V.-Bl.  Nr.  103,  Punkt  2,  daß  die 
im  Interesse  der  Sicherheit  des  Verkehres  in  einzelnen  Ländern  oder  Orten  bezüglich 
des  Radfahrens  geltenden  Gesetzesvorschriften  von  den  Militärpersonen  bei  Fahrten  außer 
Dienst  und  —  soweit  nicht  wichtige  militärische  Gründe  eine  Abweichung 
erheischen  —  auch  bei  Dienstfahrten  zu  beachten  sind.  Die  in  der  Praxis  den  mili- 
tärischen Kommanden  gegenüber  jenen  aktiven  Heerespersonen,  welche  solche  Vorschriften 
übertreten,  vorbehaltene  Strafbefugnis  trägt  natürlich  nicht  wenig  zur  Festhaltung  dieser 
unrichtigen  Anschauung  bei,  Vergl.  dagegen  Budw.-Slg.  12.310  ex  1898  bei  Mayrhofcr 
a.  a.  0.,  VII.  Bd.,  S.  30,  Anmerkung  2.  —  *^^;  Vergl.  hierüber  Mayrhofer,  a.  a.  0., 
II.  Bd.,  S.  1003,  1069  und  1071. 

Sohuiid,  Das  Hecn'srerhl  der  österr.-iing;.  Monarchii^.  10 
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keit,  welche  ihnen  vor  dem  Eintritte  in  den  Militärdienst  zukam.  Ihre 
Heimat9zu8tändigkeit  ruhte  sozusagen  während  der  Militärdienstleistung,  weil 
die  Gesetzgebung  damals  noch  von  der  Auffassung  ausging,  daß  das  Heimats- 
recht  nur  eine  administrative  Zuständigkeit  beinhalte,  welche  durch  den  Ein- 
tritt in  den  Militärdienst,  beziehungsweise  durch  die  Unterstellung  unter  die 
Militärjurisdiktion  ihre  praktische  Bedeutung  verloren  habe.  Nach  dem  pro- 
visorischen Gemeindegesetze  vom  Jahre  1849  und  den  in  der  nächsten  Zeit 
erlassenen  Städtestatuten  wurden  Offiziere  und  die  mit  Offiziersrang  an- 
gestellten Militärpersonen  Angehörige  einer  Gemeinde,  wenn  ihnen  ihre 
Stelle  dortselbst  den  ständigen  Aufenthalt  anwies,  während  die  Heimats- 
verhältnisse der  übrigen  Militärpersonen  im  Gesetze  nicht  weiter  berührt 
wurden.  Doch  wurde  die  erwähnte  Gesetzesbestimmung  nur  auf  die  militia 
stabilis,  d.  h.  auf  einige  Kategorien  von  aktiven  Militärbeamten  und  die 
Pensionisten  bezogen.  In  der  Zeit  von  der  Erlassung  des  Gemeindegesetzes 
vom  24.  April  1859  bis  zur  Publizierung  des  Heimatsgesetzes  vom  3.  De- 
zember 1863  galten  für  die  Militärpersonen  keine  besonderen  Bestimmungen, 
insbesondere  auch  keine  speziellen  Normen  über  die  Dienstesheimat  der 
Offiziere.  Das  Heimatsgesetz  vom  Jahre  1863  (§  14)  kehrte  wieder  auf  den 
Standpunkt  der  ersten  Periode  zurück,  indem  Militärpersonen  bezüglich  ihres 
Heimatsrechtes,  welches  ihnen  bei  ihrem  Eintritte  in  den  Militärdienst  und 
nach  ihrem  Austritte  aus  demselben  zusteht,  nach  den  allgemeinen  Normen 
des  Gesetzes  zu  beurteilen  sind.  Das  den  Staatsbeamten  in  der  Gemeinde 
ihres  ständigen  Amtssitzes  im  §  10  zuerkannte  Heimatsrecht  (Dienstesheimat) 
wird  den  Militärpersonen  nicht  zugestanden^*®)  und  während  ihrer  aktiven 
Dienstleistung  ruht  das  Heimatsrecht  der  Militärpersonen. 

Als  Militärpersonen  im  Sinne  des  §  14  des  Heimatsgesetzes  werden 
nach  der  Praxis  solche  Personen  verstanden,  welche  unter  Militärgerichts- 
barkeit stehen,  während  die  tibrigen  Heerespersonen  als  Staatsbeamte  nach 
§  10  zu  behandeln  sind.  Mit  Rücksicht  auf  die  geänderten  Bestimmungen 
des  Heimatsgesetzes  über  die  originären  Erwerbungsgründe  und  infolge 
der  derzeitigen  Einflußlosigkeit  der  Militärjurisdiktion  auf  die  administrative 
Zuständigkeit  besitzt  die  angegebene  Bestimmung  des  §  14  nur  Bedeutung 
für  die  Frage,  ob  eine  Militärperson  durch  ausdrückliche  Aufnahme  in  den 
Heimatsverband  einer  Gemeinde  ihr  Heimatsrecht  verändern  k^nne.  Diese 
Frage  wird  von  der  Theorie  regelmäßig  verneint,  da  eben  das  Heimats- 
recht  der   Militärpersonen  während   ihrer   Dienstzeit  stabil  bleiben  solL**M 

Was  endlich  den  Einfluß  der  Novelle  vom  5.  Dezember  1896,  R.-G.-BL 
Nr.  222,  auf  das  Heimatsrecht  der  Militärpersonen  betrifft,  so  ist  anzu- 
nehmen, daß  die  neu  normierte  heimatsrechtliche  „Ersitzung^  auch  für  diese 
Personen  Geltung  besitze,  da  sie  in  der  erwähnten  Richtung  eben  nach 
den  fttr  die  Zivilpersonen  geltenden  Normen  zu  beurteilen  sind,  wenngleich 
sie  mit  Rücksicht  auf  den  §  14  des  Heimatsgesetzes  den  während  der 
Militärdienstzeit  erworbenen  Heimatsrechtstitel  während  dieser  Zeit  nicht 
geltend  machen  können,  sondern  mit  der  Geltendmachung  bis  zum  Austritte 
aus  dem  Militärdienste  warten  müssen.*^*) 

b)  Die  im  aktiven  Dienste  stehenden  Heerespersonen  sind  in  den 
auf  den  Militärdienst  bezüglichen  Angelegenheiten  der  Kompetenz 

««)  Budw.-SIg.  1392  ex  1882.  Vergl.  auch  Ö.  Z.  f.  V.  1870,  Nr.  15  und  55.  — 
*<^*)  Vergl.  hierüber  Spiegel,  Beiträge  zum  österreichischen  Heimatsrecht  (1897),  S.  54. 
—  *«}  Ib.  S.  55  und  56. 
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der  Administrativbehörden   und  der  obrigkeitlichen  Gewalt  der  Gemeinden 
nicht  unterworfen.*^*) 

c)  Aktive  Militärpersonen  des  gemeinsamen  Heeres  unterliegen  im 
Frieden  wie  im  Kriege  einer  besonderen  Standesregisterftthrung  durch 
die  Militärseelsorger.  Für  Landwehr-  und  Landsturmpersonen  greift  diese 
Standesregisterführung  nur  im  Kriege  Platz.***) 

In  Ungarn  (mit  Ausschluß  von  Kroatien  und  Slavonien)  kommt  jedoch 
den  Militärmatriken  seit  dem  Gesetzartikel  XXXIII  ex  1894  nicht  mehr 
zugleich  die  Eigenschaft  staatlicher  Standesregister  zu,  vielmehr  gelten  als 
solche  nur  mehr  die  neu  eingerichteten  Zivilregister.  Die  Beurkundung  der 
bei  Militärpersonen  im  allgemeinen  vorkommenden  Matrikenfälle  und  solcher 
Fälle,  welche  bei  Militärpersonen  vorkommen,  die  sich  in  Orten  in  Garnison 
befinden,  welche  außerhalb  Ungarns  gelegen  sind,  oder  auf  Kriegsschiffen 
angestellt  sind  oder  endlich  infolge  einer  Mobilisierung  Ungarn  verlassen 
haben,  erfolgt  im  Verordnungswege.*®^) 

d)  Aktive  Offiziere  und  Militärbeamte  reisen  nach  den  geltenden 
Nonnen  über  das  Paßwesen  ohne  Reisepässe,  vielmehr  genügen  für  sie 
miUtärischerseits  ausgestellte  Urlaubszertifikate,  beziehungsweise  Auslands- 
pässe,***^) und  ihre  Quartiergeber  unterliegen  auch  nicht  den  polizeilichen 
Vorschriften  über  das  Meldewesen,  wenn  sie  auf  Dienstreisen  eine 
Militärbequartierung    in    Anspruch    nehmen.***^) 

e)  Aktive  Offiziere  sind  nach  den  waffenpolizeilichen  Vor- 
schriften*®®) hinsichtlich  des  Besitzes  erlaubter  Waffen  keiner 
Beschränkung  und  hinsichtlich  des  Tragens  einer  solchen  nur  insofern 
unterworfen,  als  sie  nicht  in  militärischer  Uniform  erscheinen.  Wenn  sie 
daher  auf  der  Jagd  im  Jagdkostüm  erscheinen,  müssen  sie  mit  einem  Waffen- 
passe versehen  sein. 

Militärbeamte  müssen,  wenn  sie  nicht  Offizierscharakter  haben,  mit 
einem  Waffenpasse  versehen  sein,  in  welchem  Zahl  und  Gattung  der 
gestatteten  Waffen  bezeichnet  werden. 

Die  Ausstellung  der  Waffenpässe  erfolgt  für  die  aktiven  Offiziere  und 
die  unter  Militärjurisdiktion  stehenden  Militärbeamten  durch  die  lokalen 
Militärkommanden,  beziehungsweise  für  die  bei  den  Truppen  eingeteilten 
Militärbeamten  durch  die  Truppenkommandanten,  filr  die  nichtaktiven  Heeres- 
personen und  die  nicht  unter  Militärjurisdiktion  stehenden  Militärbeamten 
durch  die  Zivilbehörden.*®^) 

*<^3)  W.-G.  §  62  al.  3,  u.  G.-A.  XXII  (über  die  Gemeinden)  §  4.  Die  gleiche  Be- 
fitimmiing  enthielt  bereits  der  XVIII.  G.-A.  ex  1871  (über  die  Regelung  der  Gemeinden) 
§5  lit.  a).  Vergl.  auch  §  208 II.  —  *«*)  Vergl.  §§90  und  91.  —  *w)  g.-A.  XXXIII  ex  1894 
§  89.  —  **•)  Kundmachung  der  Ministerien  des  Äußern,  des  Innern,  des  Handels,  der  Polizei 
und  des  Krieges  vom  10.  Mai  1867,  B.-G.-Bl.  Nr.  80,  §  28,  beziehungsweise  die  Vor- 
schriften über  die  Beurlaubung  der  im  Gagebezuge  stehenden  Personen  des  Heeres  und 
der  Landwehr.  Vergl.  hierüber  Mayrhofer,  a.  a.  0.,  III.  Bd.,  S.  556.  —  *")  Erl.  des  M. 
de^  I.  vom  30.  September  1879,  Z.  11.459.  —  *««)  Das  kaiserliche  Patent  vom  24.  Ok- 
tober 1852,  B.-G.-Bl.  Nr.  223,  verweist  im  §  14  al.  2  rücksichtlich  der  Militärpersonen 
auf  die  Militärvorschriflen.  Dieselben  sind  in  der  V.  des  K.-M.  vom  2.  April  1853, 
B.-G.-Bl.  Nr.  63,  dann  in  der  V.  des  A.-O.-K.  vom  26.  Dezember  1858,  B.-G.-Bl.  Nr.  8 
ex  1854,  enthalten.  Vergl.  Mayrhofer,  a.  a.  0.,  III.  Bd.,  S.  689  Anmerkung  2.  — 
*•»)  V.  des  B.-K.-M.   vom  28.  Juni    1873,   Abt.  4,  Nr.  1087,   und  des  M.  f.  L.-V.   vom 

25-  Juli  1873,   Nr.  ^^  I. 

10* 
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Der  Besitz  verbotener  Waffen  ist  auch  ftlr  aktive  Offiziere  an  eine 
Bewilligung  des  höheren  Militärkommandos  gebunden. 

In  Ungarn  haben  die  Militärpersonen  nach  dem  Gesetzartikel  XXIII 
ex  1883  in  jedem  Falle  eine  Anzeige  tlber  die  in  ihrem  Besitze  befindlichen 
Waflfen  zu  machen,  auch  wenn  dieselben  nicht  steuerpflichtig  sind,  um  sich 
hierüber  mit  einem  Zeugnisse  ausweisen  zu  können. 

/)  Verschiedene  administrative  Handlungen  werden,  auch  wenn  sie 
nicht  den  Militärdienst  betreflFen,  rücksichtlich  der  Militärpersonen  und  der 
von  ihnen  gehaltenen  Tiere  nicht  durch  die  Zivilbehörden,  sondern  durch 
die  Militärorgane  vorgenommen. 

aa)  Bei  den  im  Krankenstände  einer  Militärheilanstalt  verstorbenen 
Militärpersonen,  ferner  bei  allen  in  Militärgebäudon  bequartierten  und  in 
solchen  Gebäuden  verstorbenen  Personen  des  Soldatenstandes  vom  Offiziers- 
stellvertreter abwärts  haben  die  Militärärzte  die  Totenbeschau  vorzu- 
nehmen;*^®) 

bb)  bei  der  Volkszählung  obliegt  die  Verzeichnung  der  im  aktiven 
Dienste  stehenden  Militärpersonen  den  Militärbehörden.*''^) 

Von  dieser  Verzeichnung  durch  die  Militärbehörden  sind  dagegen  aus- 
genommen die  pensionierten  und  die  mit  Beibehaltung  des  Militärcharakters 
quittierten  Militärpersonen,  die  zum  Stande  der  Militäranstalten  gehörigen 
Zivilpersonen,  die  dauernd  beurlaubte  Mannschaft,  die  Offiziere  und  Mann- 
schaft der  Eeserve  und  nichtaktiven  Landwehr,  endlich  die  außer  den 
Militärinvalidenhäusern  lebenden  Invaliden; 

cc)  rücksichtlich  der  Pferde,  Trag-  oder  Provianttiere,  welche  der 
Militärverwaltung  gehören,  bleibt  das  Verfahren  zur  Ermittlung  und 
Tilgung  der  ansteckenden  Tierkrankheiten,  soweit  dadurch  nur  das 
Eigentum  des  Militärärars  betroffen  wird,  den  Militärbehörden  überlassen;*''^) 

dd)  die  Erprobung  der  für  die  Heeresbewaffnung  bestimmten 
Handfeuerwaffen  wird  durch  besondere  militärische  Fachkommissionen 
vorgenommen.*^^) 

g)  Offiziere  des  Soldatenstandes  genießen,  wenn  sie  vor  dem 
Feind  gestanden,  in  der  Truppe  ununterbrochen  30  Jahre  gedient  und  sich 
stets  wohl  verhalten  haben,  nach  einer  Entschließung  der  Kaiserin  Maria 
Theresia  vom  Jahre  1757,  deren  Inhalt  durch  spätere  Anordnungen  näher 
präzisiert  und  dann  in  das  Dienstreglement *^*)  aufgenommen  worden  ist,  den 
Anspruch  auf  taxfreie  Erhebung  in  den  Adelstand,  ferner  besitzen 
nach  einer  alten,  vermutlich  in  dieselbe  Zeit  zurückreichenden  Praxis  die 
Offiziere  der  genannten  Standeskategorie  und  die  Militärpersonen  mit 
Offizierscharakter  Hofzutritt,  endlich  bestehen  für  die  Militärpersonen 
besondere  Ordensdekorationen  und  Ehrenzeichen. 


Die  im  Texte  dargestellten  bürgerlichen  Rechtsverhältnisse  der  österreichisch- 
ungarischen  Heeresangehörigen  gewähren  kein  völlig  befriedigendes  Bild.  Die  angeführten 
Sondemormen  lassen  manches  an  Gleichmäßigkeit  und  innerer  Begründung  vermissen. 
Auch  scheint  das  Ausmaß  der  Sondernormen,  sowohl  was  die  Begünstigungen    als  was 

*70;  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  26.  September  1872,  Abt.  I,  Nr.  1809,  N.-V.-Bl.  Nr.  198. 
—  *7i)  Ö.  G.  vom  29.  März  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  67,  über  die  Volkszählung,  beziehungs- 
weise Vorschrift  über  die  Vornahme  der  Volkszählung  §  4  al.  2  bis  4.  —  *^-)  Ö.  G.  vom 
2d.  Februar  1880,  R.-G.-Bl.  Nr.  35,  betreffend  die  Abwehr  und  Tilgung  ansteckender 
Tierkrankheiten  §  2  al.  3.  —  *'')  Ö.  G.  vom  23.  Juni  1891,  R.-G.-Bl.  Nr.  89,  §  7.  — 
*'*)  D.-R.  II.  T.  Anhang  Punkt  f). 
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die  EinschränkuDgen  anbelangrt,  in  mehrfacher  Beziehung  ohne  Bedürfnis  überschritten 
zu  sein.  In  ersterer  Beziehung  kann  namentlich  der  Fortbestand  der  Steuerbefreiungen 
bemängelt  werden,  welche  dem  verfassungsmäßigen  Grundsätze  der  gleichen  Behandlung 
aller  Staatsbürger  entschieden  widersprechen.  Der  dafür  geltend  gemachte  Grund,  daß 
die  Heeresangehörigen  in  Österreich  schon  nach  dem  Einkommensteuerpatente  des  Jahres 
1849  begünstigt  waren,  reicht  u.  e.  zur  Rechtfertigung  des  neuerlich  gewährten  Privi- 
legiums nicht  aus.  Andererseits  geben  die  weitgehenden  Einschränkungen  der  staats- 
bürgerlichen Freiheitsrechte  zu  mancherlei  Bedenken  Anlaß.  Ob  die  Aufrechthaltung  der 
militärischen  Disziplin  diese  weitgehenden  Einschränkungen,  insbesondere  den  fast 
völligeu  Ausschluß  der  Heerespersonen  vom  politischen  Wahlrechte  fordere,  erscheint 
denn  doch  sehr  fraglich,  zumal  auch  andere  Staaten,  wie  z.  B.  Italien  nach  dem  Gesetze 
vom  24.  September  1882,  Art  14,  einen  solchen  Ausschluß  nicht  kennen  (vergl.  hierüber 
Dantscher,  Die  politischen  Rechte  der  Untertanen,  3.  Lieferung,  1892,  S.  44  und  123). 
Es  ist  in  hohem  Grade  mißlich,  wenn  die  Blüte  der  Nation  gar  nicht  in  der  Lage  ist, 
ihre  Interessen  direkt  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  zu  vertreten  und  auch  als 
Gegengewicht  gegen  die  Übermacht  der  stets  geldbedürftigen  Heeresverwaltung,  deren 
Ansprüche  von  Laien  nicht  genau  beurteilt  werden  können,  wäre  eine  solche  Ver- 
tretung sehr  erwünscht.  Zudem  widerspricht  sich  das  geltende  Recht  selbst,  wenn  den 
Heerespersonen  der  Zutritt  in  die  erste  Kammer  gewährt  und  ihnen  nur  die  zweite 
Kammer  verschlossen  wird.  Schwerste  Bedenken  muß  es  aber  erregen,  daß  es  der  Heeres- 
leitung .gestattet  sein  soll,  die  verfassungsmäßig  gewährleisteten  Freiheitsrechte  der 
Heerespersonen,  und  zwar  nicht  bloß  der  aktiven,  sondern  auch  der  nicht  im  Aktivitäts- 
verhältnisse befindlichen,  im  Wege  der  Dienstgewalt  mehr  oder  minder  weitgehenden 
Einschränkungen  nach  ihrem  schrankenlosen  Ermessen  zu  unterwerfen.  Ein  solcher  Vor- 
gang ist  mit  dem  Geiste  eines  Rechts-  und  Verfassungsstaates  entschieden  nicht  zu  ver- 
einbaren. Zum  mindesten  wird  für  solche  Einschränkungen  eine  allgemein  gehaltene 
gesetzliche  Delegation  gefordert  werden  müssen,  wenn  es  nicht  vorgezogen  wird,  die 
einzelnen  Einschränkungen  im  Gesetze  selbst  festzulegen,  wie  dies  zum  Teile  die  deutsche 
Keichsmilitärgesetzgebung  (Reichsmilitärgesetz  vom  Jahre  1874  §  49)  getan  hat.  Eine 
solche  gesetzliche  Schutzwehr  gegenüber  weitgehenden  Anforderungen  der  Dienst- 
gewalt muß  umsomehr  befürwortet  werden,  als  die  österreichisch-ungarische  Heeres- 
verwaltung, wie  ihr  Vorgehen  gegen  den  Verein  der  pensionierten  Offiziere  und  Militär- 
beamten im  Jahre  1901  deutlich  beweist,  auch  die  reglementarischen  Schranken  nicht 
immer  einzuhalten  geneigt,  sondern  je  nach  ihrem  Ermessen  den  staatsbürgerlichen 
Freiheitsrechten  selbst  der  nichtaktiven  Heerespersonen  noch  engere  Schranken  zu  ziehen 
bestrebt  ist.  Da  die  parlamentarische  Kontrolle  sich  erfahrungsmäßig  als  ganz  unzu- 
länglich beweist,  um  derartige  Übergriffe  der  Heeresverwaltung  abzuwehren,  so  müssen 
selbstverständlich  in  einem  Rechtsstaate  noch  weitere  Rechtskontrollen  zum  Schutze  der 
bedrohten  Freiheitsrechte  geschaffen  und  überdies  durch  entsprechende  Reformen  des 
militärischen  Disziplinarstrafrechtes  und  des  ehrenrätlichen  Verfahrens  jene  Waffen  der 
Heeresleitung  etwas  abgestumpft  werden,  womit  sie  nur  zu  leicht  auch  unrechtmäßigen 
Anforderungen  gegenüber  den  Heerespersonen  einen  äußerst  empfindlichen  Nachdruck 
zu  geben  in  der  Lage  ist. 

IV.  Abschnitt. 

Die  Organisation  und  Gliederung  des  Heeres. 

§  20«  Einleitende  Bemerkungen. 

L  Innerhalb  des  durch  die  Wehrordnung  gegebenen  Rahmens  entsteht 
durch  Zusammenfassung  der  Mannschaften  und  der  militärischen  Berufs- 
organe auf  dem  Wege  der  Arbeitsteilung  die  Organisation  des  Heeres. 
Die  Gliederung  desselben  und  seiner  einzelnen  Bestandteile,  die  im  Kriege 
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vielfach  anders  gestaltet  ist  als  im  Frieden,  wird  Formation  genannt 
(Friedens-  und  Kriegsformation).  Hiebei  sind  zunächst  die  Waffen- 
gattungen mit  den  verschiedenen  Heereskörpern  und  auf  der  anderen 
Seite  die  Heeresanstalten  zu  unterscheiden.  Die  Hauptwaffengattungen 
bilden  die  Infanterie,  denen  sich  das  Jägerkorps  anschließt,  die  Kavallerie, 
die  Artillerie  und  die  technischen  Truppen.  Die  Heereskörper  sind  jene 
Einheiten  des  Heeres,  in  denen  die  Elemente  desselben  für  den  Dienst  zu- 
sammengefaßt werden.  Diese  Zusammenfassung  erfolgt  entweder  für  den 
rein  militärischen  (taktischen)  Dienst  oder  für  den  Verwaltungsdienst,  da 
einzelne  Heereskörper  Selbstverwaltungskörper  auf  personaler  Grundlage 
darstellen,  oder  auch  für  beide  Zwecke  zugleich.  Solche  Heereskörper  sind 
das  Regiment,  das  Bataillon,  die  Kompagnie  (Eskadron,  Batterie).  Die  tech- 
nischen Truppen  gelangen  nicht  immer  zur  Körperbildung,  sondern  werden 
öfters  an  die  anderen  Waffengattungen  angeschlossen,  ohne  mit  denselben 
in  einen  Verband  zu  treten. 

Den  Waffengattungen  und  Heereskörpern  stehen  die  Heeresanstalten 
gegenüber.  Dieselben  sind  bestimmt,  dem  Heere,  welches  nicht  ein  produ- 
zierender, sondern  konsumierender  Körper  ist,  im  Frieden  wie  im  Kriege 
die  nötigen  Existenzerfordemisse  zu  beschaffen.  Dieselben  finden  daher 
naturgemäß  erst  später  bei  der  Darstellung  der  Heeresverwaltung  ihre  Be- 
sprechung. Zur  Leitung  und  Administrierung  der  Heeresanstalten  sind  die 
Verwaltungskörper  berufen,  die  als  Gegenstück  der  Heereskörper  schon 
im  folgenden  behandelt  werden  können. 

Außerhalb  der  Heeres-  und  der  Verwaltungskörper  stehen  die  Spezial- 
korps,  welche  nicht  mehr  für  die  einzelnen  Waffenkörper,  sondern  für  die 
größeren  (taktischen)  Körper  bestimmt  sind  und  daher  regelmäßig  nicht  mit 
den  ersteren,  sondern  mit  dem  Kommando  der  letzteren  in  Verbindung  stehen. 

Durch  Zusammenfassung  von  Heereskörpern  der  verschiedenen  Waffen- 
gattungen und  Heeresanstalten  zu  Zwecken  der  militärischen  Operationen 
entstehen  die  größeren  taktischen  Heereskörper,  wie  die  Brigaden, 
Divisionen,  Armeekorps  und  die  Armee.  Da  für  ihre  militärische  Führung 
besondere  Vorsorgen  getroffen  sein  müssen,  so  finden  sie  zweckmäßigerweise 
bei  der  Besprechung  der  im  Kriegsfall  aufzustellenden  Kommanden  Er- 
wähnung. „ 

Da  Österreich-Ungarn  endlich  in  die  Lage  kommen  kann,  in  Gebirgs- 
ländem  Krieg  zu  führen,  so  muß  ein  Teil  des  Heeres  für  den  Gebirg s- 
krieg  ausgerüstet  sein  und  zu  diesem  Behufe  eine  besondere  Organisation 
erhalten  (Gebirgsausrüstung). 

Die  Organisation  des  Heeres  bedarf  einer  Vervollständigung  durch 
Herstellung  fester  Plätze,  welche  den  operierenden  Heereskörpern  als  Stütz- 
punkt und  den  Heeresanstalten  als  Reservestationen  und  als  Sammelpunkte 
für  den  Nachschub  dienen  können.  Solche  feste  Plätze  sind  die  Festungen 
und  Kriegshäfen.  

II.  Nach  der  bereits  besprochenen  historischen  Entwicklung^'^)  werden 
die  Bestimmungen  über  die  Organisation  der  Wehrkraft  in  erster  Linie  vom 
Monarchen  kraft  der  ihm  zustehenden  Organisations-  und  reservierten  Ver- 
ordnungsgewalt getroffen.  Den  gesetzgebenden  Körperschaften  ist  dabei  im 
ganzen  nur  eine  bescheidene  Mitwirkung  eingeräumt  und  so  ist  die  Zahl  der 
jnateriellen  Gesetzesanordnungen  auf  diesem  Gebiete  verhältnismäßig  gering. 
! Außerdem  übten  und  üben  die  parlamentarischen  Körperschaften  auch  im  Wege 

*")  Sieh  oben  §  2  I. 
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der  formellen  Gesetzgebung  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  Heeresorganisation, 
indem  sie  die  finanziellen  Mittel  für  die  Erhaltung  und  den  weiteren  Ausbau 
des  Ueeresorganismus  bewilligen  und  zur  Aushebung  der  für  denselben  be- 
notigten Mannschaften  normalerweise  erst  nach  Zustimmung  der  Parlamente 
der  beiden  Reichshälften  geschritten  werden  darf.  Indem  sie  diese  Bewilligung 
des  Rekrutenkontingentes  mit  Auflagen  belasten  können,  sind  sie  in 
der  Lage,  gleichfalls  auf  die  organisatorischen  Einrichtungen  des  Heeres 
mit  einzuwirken. 

I  21.  Die  gresetzlichen  Bestimmani^en  über  die  Org^anisation  and  Gliederongr 

des  Heeres. 

I.  Weder  über  die  Friedens-  noch  über  die  Kriegsformation  des  (gemein- 
samen) Heeres  enthält  die  Gesetzgebung  nähere  ausdrückliche  Bestimmungen. 
Nur  das  Ziehungssystem  ist  ausdrücklich^ ^^)  und  das  Kadersystem  in- 
direkt*^^)  anerkannt  Ebensowenig  ist  etwas  über  die  Zahl  und  Größe  der 
Heereskörper  und  die  Territorialeinteilung  bestimmt.  Auch  die  Friedens- 
präsenz- und  die  Kriegsstärke  sind  gesetzlich  nicht  direkt,  sondern  nur 
indirekt  durch  die  gesetzlich  festgestellte  Höhe  des  Rekrutenkontingentes^^^) 
begrenzt  Rücksichtlich  der  Einreihung  der  auszuhebenden  Mannschaften  in 
die  Heereskörper  und  Anstalten  der  beiden  Reichshälften  bestehen  hingegen 
gewisse  gesetzliche  Schranken,  die  im  Zusammenhange  mit  dem  Rekruten- 
kon tingentgesetze  ihre  Erörterung  finden  sollen.  ^^^)  Außerdem  hat  der  Kaiser 
in  Anknüpinng  an  ältere  ungarische  Gesetzesnormen^^^)  mit  Befehlsschreiben 
vom  6.  August  1868  die  Zusage  erteilt,  daß  in  die  aus  den  ungarischen  Ländern 
sich  ergänzenden  Regimenter  und  Truppenkörper  des  Heeres  soweit  als 
möglich  nach  diesen  Ländern  zuständige  Offiziere  eingeteilt  werden  sollen. 
Die  Anordnungen  über  die  Bekleidung,  Ausrüstung  und  Bewaffnung  der 
Trappen  des  gemeinsamen  Heeres  sowie  über  die  Kommandosprache,  welche 
auf  Grund  der  historischen  Entwicklung  die  deutsche  ist,  werden  ausschließ- 
lich vom  Kaiser  kraft  seiner  Organisations-  und  reservierten  Verordnungs- 
gewait  getroffen. 

IL  Ausführlichere  gesetzliche  Grundlagen  bestehen  rücksichtlich  der 
Organisation  der  Landwehren.  Solche  enthielt  insbesondere  auch  das  erste 
österreichische  Landwehrgesetz  vom  Jahre  1869.  In  dem  gegenwärtig 
geltenden  österreichischen  Landwehrgesetze  (§  2)  ist  jedoch  der  Grundsatz 
ausgesprochen,  daß  die  Organisation  der  k.  k.  Landwehr  vom  Kaiser  be- 
stimmt werde,  und  gesetzliche  Anordnungen  finden  sich  darin  nur  mehr 
wenige  vor.  Dagegen  ist  die  Organisation  der  ungarischen  Landwehr  auch 
nach  dem  geltenden  Landwehrgesetze  noch  auf  einer  breiteren  gesetzlichen 
Basis  aufgebaut. 

Auch  die  Organisation  der  Landwehr  beruht  auf  dem  Kadersystem, 
das  in  Ungarn  ausdrücklich  im  Gesetze  anerkannt  ist.  Die  im  Frieden  aufzu- 
stellenden Landwehrkörper  sind  im  ungarischen  Gesetze  ziffermäßig  unter 
Hervorhebung  der  auf  Kroatien  und  Slavonien  entfallenden  Anzahl  normiert. 

*T«)  W.-G.  §  15  al.  2  und  §  38  al.  4.  —  *^')  W.-G.  §  12  al.  2if.  und  §  13.  lin 
Wehrgesetze  des  Jahres  1868  war  es  ausdrücklich  im  §  13  anerkannt.  —  *'^)  Vergl. 
§  22  IL  —  *7«)  Ib.  IV.  —  *»0)  G.-A.  IX  ex  1792,  G.-A.  I  ex  1807,  G.-A.  II  und  VI  ex 
1840.  Darnach  sollen  ungarische  Offiziere  zu  ungarischen  Truppen  eingeteilt,  die  un- 
garischen Truppenkörper  von  Offizieren  ungarischer  Staatsbürgerschaft  kommandiert  un4 
die  Korrespondenz  der  Militärbehörden  mit  den  ungarischen  Zivilstaatsbehörden  in 
ungarischer  Sprache  geführt  werden. 
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Im  Kriege  werden  auch  die  nötigen  Ersatz-  und  Stabstruppen  auf- 
gestellt. Mit  Genehmigung  des  Königs  kann  die  Anzahl  der  Landwehrkörper 
bei  Zustimmung  des  Reichstages,  falls  derselbe  aber  nicht  versammelt  wäre, 
gegen  nachtrMgliehe  Einholung  seiner  Zustimmung  vermehrt  werden/*^) 

Die  Verwendung  der  Landwehrtruppen  erfolgt  regelmäßig  in  beson- 
deren Formationen.  Doch  können  in  Osterreich  die  aus  dem  Heere 
in  die  Landwehr  übersetzten  Gagisten  und  Mannschaften  der  Spezialwaffeu, 
Branchen  und  Anstalten  im  Falle  eines  Krieges  nach  Bedarf  auch  zur  Ver- 
stärkung der  entsprechenden  Truppen,  Branchen  und  Anstalten  des  Heeres 
verwendet  werden,  nachdem  die  Reserve  derselben  einberufen  und  die  Mobil- 
machung mindestens  eines  Teiles  der  k.  k.  Landwehr  verfügt  worden  ist.***' ) 
In  Ungarn  können  nur  die  für  den  Sanitätsdienst  designierten  Landwehr- 
männer zu  den  Anstalten  des  Roten  Kreuzes  der  Länder  der  ungarischen 
Krone  eingeteilt  und  in  diesem  Dienste  auch  gelegentlich  einer  bloß  teil- 
weisen Mobilisierung  und  selbst  in  dem  Falle  außer  den  Landesgrenzen 
verwendet  werden,  wenn  die  ungarische  Landwehr  durch  die  teilweise 
Mobilisierung  der  Armee  nicht  bertthrt  wurde.**^^) 

Die  Territorialeinteilung  der  ungarischen  Landwehr  ist  in  den 
Grundzügen  gesetzlich  normiert,  und  zwar  zerfallen  die  sämtlichen  Länder 
der  ungarischen  Krone  in  7  Landwehrdistrikte,  deren  Umfang  unter  mög- 
lichster Rücksichtnahme  auf  die  administrative  Einteilung  des  Staatsgebietes 
vom  Landesverteidigungsminister  bestimmt  wird.  Die  Territorialeinteilung 
des  gemeinsamen  Heeres  wird  dabei  gleichfalls  nach  Möglichkeit  in  Betracht 
gezogen,  doch  müssen  beide  Einteilungen  nach  dem  Gesetze  nicht  zusammen- 
fallen und  es  besteht  ein  solcher  Konnex  auch  tatsächlich  nicht* *^*)  Die 
Angehörigen  der  ungarischen  Landwehr  dürfen  im  Frieden  nur  den  un- 
garischen Landwehrbehörden  und  Kommanden  unterstellt  werden. 

Die  Personen  beider  Landwehren  stehen  in  Rang  und  Charge  den 
Personen  des  Heeres  gleich.  Der  dienstliche  Vorrang  gebührt  aber  bei 
gleicher  Charge  und  gleichem  Rang  den  Personen  des  Heeres.  Der  Ober- 
kommandant der  ungarischen  Landwehr  ist  im  Frieden  den  kommandierenden 
Generalen  des  Heeres  gleichgestellt.*®'') 

Die  Gleichstellung  erstreckt  sich  auch  auf  die  Gebühren.**®) 

Die  Ausrüstung  und  Bewafliiung,  die  Distinktions-  und  sonstigen 
militärischen  Abzeichen,  dann  die  Dienst-  und  Exerzierreglements  der  beider- 
seitigen Landwehrtruppen  sind  jenen  des  Heeres  gleich.*®^) 

Die  Kommandosprache  der  k.  k.  Landwehr  ist  jene  des  Heeres.***) 
In  Ungarn  aber  ist  die  Dienst-  und  Kommandosprache  der  Landwehr  die 
ungarische.  Die  Fahne  der  ungarischen  Landwehr  trägt  nebst  den  Namens- 
initialen des  Königs  die  Landesfarben  und  das  ungarische  Wappen.  In 
Kroatien  und  Slavonien  ist  die  Dienst-  und  Kommandosprache  der  Landwehr 
die  kroatische,  die  Fahne  trägt  nebst  den  Namensinitialen  des  Königs  das 
ungarische  Staatswappen  und  die  vereinigten  Farben  von  Kroatien- 
Slavonien  und  Dalmatien.**^) 

**i)  U.  L.-W.-G.  §  9.  —  «2;  Ö.  L.-W.-G.  §  3.  —  *^^)  U.  L.-W.-G.  §  10  al.  2.  — 
*''*)  U.  L.-W.-G.  §  6.  In  Österreich  besteht  dieser  Konnex,  aber  gegenwärtig  nicht 
mehr  auf  Grund  gesetzlicher  Nenn,  nachdem  die  bezügliche  Bestimmung  des  Landwclir- 
gesetzes  vom  Jahre  1869  (§  8)  in  das  geltende  Landwehrgesetz  nicht  übergegangen 
ist.  —  «s)  ü.  L.-W.-G.  §  23,  ö.  L.-W.-G.  §  6.  —  *S6)  0.  K-W.-G.  §  8,  u.  L.-W.-G.  §  19. 
—  ^S7)  ö.  L.-W.-G.  §  7,  u.  L.-W.-G.  §  18  al.  3.  —  ^^**)  Ö.  L.-W.-G.  §  7.  -  ^^)  U. 
L.-W.-G.  §  18  al.  1  und  2. 
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Auch  die  Organisation  der  tirolisch-vorarlbergischen  Landes* 
schützen  ist  nach  dem  gegenwärtig  geltenden  Gesetze  über  das  Landes- 
verteidigungsinstitut  im  einzelnen  vom  Kaiser  zu  bestimmen.  Doch  regelt 
das  Gesetz  die  Zusammensetzung  und  den  Wirkungskreis  der  Landesver- 
teidignngsoberbehörde,^^^)  die  Befugnisse  des  Landesverteidigungskomman- 
danten,  neben  welchem  Distriktskommandanten  vorgesehen  sind,^'**^)  und  ordnet 
an,  daß  bei  der  Bildung  und  Ergänzung  des  Landesschützenoffizierskorps 
vorzugsweise  nach  Tirol  und  Vorarlberg  zuständige  oder  solche  Offiziere 
berücksichtigt  werden  sollen,  welche  im  Tiroler  Kaiserjägerregiment  ge- 
dient haben/^^)  Endlich  wird  vom  Gesetze  auch  die  Gleichstellung  der  Chargen 
unter  Wahrung  des  dienstlichen  Vorranges  der  Personen  des  Heeres*^*) 
und  der  Gebühren,*^*)  die  Anwendung  der  Kommandosprache,  der  Dienstes- 
iind  Distiuktionsabzeichen,  der  Vorschriften  über  die  Ausrüstung  und  Be- 
waffnung sowie  der  Dienst-  und  Exerzierreglements  des  Heeres  verfügt^*^) 

IIL  Die  Organisation  des  Landsturmes  ist  in  beiden  Keichshälften 
in  ziemlich  übereinstimmender  Weise  nur  durch  wenige  Gesetzesbestim- 
mungen normiert 

Die  Zahl  der  aufzustellenden  Landsturmkörper  ist  für  keine  der  beiden 
Reichshälften  gesetzlich  bestimmt.  Die  Verwendung  der  Landsturmkörper 
soll  ebenfalls  regelmäßig  in  besonderen  Formationen  geschehen,  doch  ist 
unter  Umständen  die  Heranziehung  von  Landsturmpflichtigen  des  ersten 
Aufgebotes  zu  Ersatzzwecken  des  Heeres   und    der   Landwehr   zulässig/^^) 

Die  Angehörigen  und  Offiziere  des  österreichischen  Landsturmes 
haben  während  der  Zeit  ihrer  Verwendung,  damit  sie  als  eine  unter  völkerrecht- 
lichem Schutze  stehende  Truppe  angesehen  werden,  ein  gemeinsames,  auf 
Entfernung  erkennbares  Abzeichen,  die  Offiziere  und  Unteroffiziere  überdies 
die  militärischen  Ehren-  und  Distinktionszeichen  zu  tragen.^^^)  Die  mit 
kaiserlicher  Genehmigung  schon  im  Frieden  organisierten  Bürgermiliz-  und 
Schützenkorps  haben  das  Recht,  ihre  statutenmäßige  Bekleidung  und  Aus- 
rüstung sowie  Organisation  unter  Vorbehalt  kaiserlicher  Bestätigung  ihrer 
Kommandanten  und  Offiziere  auch  im  Landsturmdienste  beizubehalten. 

In  Ungarn  soll  der  Landsturm  grundsätzlich  militärisch  ausgerüstet 
und  bekleidet  werden.  Insofeme  für  die  Bekleidung  zur  Zeit  der  Aufbietung 
noch  nicht  vollständig  vorgesorgt  wäre,  sind  die  Landsturmpersonen  in 
ähnlicher  Art  in  den  Landesfarben  als  ein  ergänzender  Bestandteil  der 
bewaffneten  Macht  zu  kennzeichnen;  Offiziere  und  Unteroffiziere  tragen  auch 
hier  die  militärischen  Ehren-  und  Distinktionszeichen.*®®) 

Rücksichtlich  der  Belohnungen  und  Auszeichnungen,  dann  der  Unter- 
kunft und  Verpflegung,  der  Behandlung  in  Verwundungs-  und  Erkrankungs- 
fällen und  der  Versorgung  gelten  für  die  Landsturmmänner  die  Vorschriften 
des  Heeres  und  der  Landwehr.*®^) 

Die  Dienst-  und  Kommandosprache  des  ungarischen  Landsturmes,  die 
Chargenabzeichen,  die  Bewaffnung  und  Ausrüstung,  die  Dienst-  und  Exerzier- 
reglements desselben  richten  sich  nach  den  Normen  der  ungarischen 
Landwehr.*oo) 

*^)  L..V.-G.  f.  T.  u.  V.  §§  3  und  4.  —  «i)  Ib.  §  5.  —  "»)  jb.  §  15  Schlußalinca. 
—  *W)  Ib.  §  16.  -  *W)  Ib.  §  18.  -  *w)  Ib.  §  17.  —  ««)  Sieh  oben  §  12  V.  —  *^'')  Ö. 
L.-St.>G.  §  7.  Nach  der  Organisationsvorschrift  sind  aber  die  Landsturm auszugsbataillone 
vollständig  militärlBch  zu  bekleiden.  Die  in  die  Ersatzkörper  des  Heeres  und  der  Land- 
wehr eingeteilten  Landsturmmänner  werden  wie  diese  bekleidet  und  ausgerüstet.  —  *^^)  U. 
L.-St.-G.  §  7.  —  ♦öo)  ö.  und  u.  L.-St-G.  §  8.  —  ^)  U.  L.-St.-G.  §  7  al.  2. 
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Analog  sind  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Organisation 
des  tiroliscb-vorarlbergischen  Landstarmes,*^^^)  nur  ist  in  denselben 
noch  vorgesehen,  daß  die  Organisierung  und  Einteilung  der  Landsturm- 
mannschaft mit  Berücksichtigung  der  Aufenthaltsverhältnisse  erfolgen  soll^^') 
und  eine  Heranziehung  von  Landsturmpersonen  des  ersten  Aufgebotes  zu 
Ersatzzwecken  nur  Platz  greifen  *  darf,  wenn  die  Ersatzreserven  während 
eines  Krieges  nicht  ausreichen  zur  Erhaltung  des  systemisierten  Standes 
der  von  Tirol  und  Vorarlberg  zum  Heere  und  zu  den  Landesschiitzen  gesetz- 
mäßig beizustellenden  Truppen.^®*) 

IV.  Die  Organisation  der  bosnisch-herzegowinischen  Truppen 
wird  in  oberster  Instanz  ausschließlich  vom  Kaiser  bestimmt. 

I  22.  Das  Rekratenkontingent  und  die  Bewilligang  der  Ersatsreserren« 

I.  Das  Rekrutenkontingent  ist  die  in  den  beiden  Wehrgesetzen 
vom  Jahre  1889  (^§  14),  beziehungsweise  im  Gesetze  tlber  das  tirolisch- 
vorarlbergische  Landesverteidigungsinstitut  vom  Jahre  1895  (§  8)  ziflfermäßig 
festgestellte  und  von  den  Parlamenten  der  beiden  Reichshälften  alljährlich 
mittels  formeller  Gesetze  zu  bewilligende  Menge  der  flir  das  Heer  und  die 
beiden  Landwehren  (mit  Einschluß  der  Landesschützen)  zum  Zwecke  der 
Erfüllung  der  gesetzlichen  Heeresdienst-  und  Landwehr-(Landesschtttzen-) 
pflicht  auszuhebenden  Mannschaften. 

Entsprechend  dieser  Begriffsbestimmung  zählen  nicht  auf  das  Rekruten- 
kontingent und  sind  bei  der  Repartition  der  Stellungsergebnisse  nicht  ein- 
zubeziehen:^^*) 

1.  Die  wegen  minderer  Tauglichkeit  oder  auf  Grund  von  Begünstigungs- 
titeln unmittelbar  fllr  die  Ersatzreserve  Assentierten;*"*) 

2.  die  unmittelbar  in  die  Ersatzreserve  aufgenommenen  Priester  und 
Seelsorger; 

3.  die  nur  zu  untergeordneten  Dienstleistungen  tauglich  befundenen 
und  als  Rekruten  assentierten  Selbstbeschädiger; 

4.  diejenigen  In-  und  Ausländer,  welche  als  Freiwillige  nur  auf  die 
regelmäßige  dreijährige  Linieudienstpflicht,  beziehungsweise  auf  die  vier- 
jährige Dienstpflicht  bei  der  Ejiegsmarine  oder  zweijährige  Landwehrpflicht 
oder  endlich  auf  Kriegsdauer  assentiert  wurden. 

Auch  die  Ersatzreserven  müssen  alljährlich  von  den  Parlamenten 
der  beiden  Reichshälften  votiert  werden,  sind  in  ihrer  ziffermäDigen  Höhe 
aber  nicht  kontingentiert. 

II.  Die  Höhe  des  zur  Erhaltung  des  Heeres  und  der  Kriegs- 
marine auf  der  überkommenen  Friedens-  und  Kriegsstärke  erforderlichen 
Rekrutenkontingentes  war  durch  die  Wehrgesetze  des  Jahres  1889  auf 
103.100  Mann  festgesetzt  worden,  welche  Ziffer  zwischen  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  einerseits  und  den  Ländern  der  un- 
garischen Krone  andererseits  nach  der  Bevölkerungszahl,  und  zwar  auf  Grund 
der  letzten  Volkszählung  zu  repartieren  ist.  Entsprechend  den  Ergebnissen 
der  Volkszählungen  des  Jahres  1880  hatten  die  Reichsratsländer  zuerst 
60.389  und  die  Länder  der  ungarischen  Krone  42.711  Mann  zu  stellen.  Nach 
Durchführung  der  Volkszählungen  des  Jahres  1890  wurden  diese  Ziffern 
dahin  modifiziert,  daß  auf  die  Reichsratsländer  59.211  und  auf  Ungarn  43.889 
Mann  entfielen. 


*oM  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §§  25,  28  und  29.   —   *"^)  Ib.  §  25  al.  4.   —   503)  i^,   §  25 
al.  7.  —  ^^*)  W.-G.  §  42  al.  1.  —  »^^)  W.-G.  §  18  lit.  a)  bis  <?). 
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Außerdem  sind  zur  Erhaltung  der  Landwehr  von  den  Reichsratsländern 
imit  Ausnahme  von  Tirol  und  Vorarlberg)  alljährlich  10.000  und  von  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  12.500  Mann  zu  stellen. 

Von  Tirol  und  Vorarlberg  ist  nach  dem  Gesetze  über  das  Landes - 
Verteidigungsinstitut  für  die  Landesschtttzen  eine  Rekrutenzahl  in  gleichem 
Verhältnisse  zu  stellen,  wie  sich  das  gesetzlich  bestimmte  Rekrutenkontingent 
der  Landwehr  zur  Bevölkerungszahl  der  übrigen  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  verhält.  Seit  der  Volkszählung  des  Jahres  18d0 
beläuft  sich  das  Rekrutenkontingent  flir  die  Landesschützen  auf  413  Mann. 

Die  Höhe  des  Rekrutenkontingentes  bildete  bisher  eine  zunächst  für 
10  Jahre  festgestellte  unabänderliche  Größe.  Dieselbe  konnte  vor  Ablauf  der 
10  Jahre  nur  zum  Gegenstande  von  Verhandlungen  gemacht  werden,  wenn 
der  Kaiser  im  Wege  der  verantwortlichen  Regierungen  die  Vermehrung  oder 
Verminderung  des  Kontingentes  anregte.  Vorläufig  wurde  indes  die  fest- 
gestellte Ziffer  trotz  des  Ablaufes  des  zehnjährigen  Zeitraumes  durch  die 
Rekrutengesetze  aufrecht  erhalten,  da  die  Festsetzung  der  neuen  Kontingents- 
ziffern erst  nach  Durchführung  der  Volkszählungen  des  Jahres  1900  ins 
Auge  gefaßt  ward.  Nach  den  nunmehr  den  beiden  Parlamenten  vorgelegten 
neuen  Wehrvorlagen  soll  das  zur  Erhaltung  des  gemeinsamen  Heeres 
und  der  Kriegsmarine  erforderliche  Rekrutenkontingent  auf  125.000  Mann, 
wovon  nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählungen  des  Jahres  1900  auf  die 
Reichsratsländer  71.562  und  auf  Ungarn  53.438  Mann  entfallen  werden, 
das  Rekrutenkontingent  der  österreichischen  Landwehr  auf  14.500  und 
das  Rekrutenkontingent  der  ungarischen  Landwehr  auf  15.500  Mann 
erhöht  werden.  Diese  erhöhten  Kontingentsziffern  sollen  nur  für  das  Jahr  1903 
gelten.  Außerdem  sollen  zum  Zwecke  der  unerläßlichen  sofortigen  Ergänzung 
der  Stände  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  6000  Mann  Ersatzreservisten 
des  Assentjahrganges  1902  (34>{5  in  Österreich  und  2565  in  Ungarn)  zur 
aktiven  Dienstleistung  ausnahmsweise  herangezogen  werden;  ein  Dritteil 
derselben  kommt  nach  Ablauf  eines  jeden  Ja&es  zu  beurlauben. 

Das  Rekrutenkontingent  der  Landesschützen  kann  im  Falle  einer 
Erhöhung  des  Rekrutenkontingentes  der  Landwehr  der  übrigen  Reichsrats- 
iHnder  nur  im  Wege  der  Landesgesetzgebung  von  Tirol  und  Vorarlberg  neu 
festgestellt  werden. 

Die  Bestimmungen  der  Wehrgesetze  über  das  Rekrutenkontingent  (§  14) 
können  in  Osterreich  nur  mit  der  durch  die  Verfassung  vorgeschriebenen 
qualifizierten  Majorität  abgeändert  werden,  da  sie  sich  selbst  als  eine  Ab- 
änderung eines  Staatsgrundgesetzes  [des  Grundgesetzes  über  die  Reichs- 
vertretung vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-BL  Nr.  141,  §  11  lit.6)  und  §  13 
al  3],  beziehungsweise  der  qualifizierten  Bestimmungen  des  §  11  des  Wehr- 
gesetzes vom  Jahre  1868  darstellen. *®®) 

Das  Rekrutenkontingent  bildet  aber  auch  in  seiner  Gesamthöhe  inso- 
fern eine  konstante  Größe,  als  die  Zahl  der  Rekruten  bei  Abgängen  nach 
Durchführung  des  Aushebungsgeschäftes  durch  Heranziehung  der  Überzähligen 
komplett  zu  erhalten  ist  (Ersatzleistungen).^®^) 

in.  Die  legislative  Behandlung  des  Rekrutenkontingentes  und  die 
Bewilligung  der  Ersatzreserven  erfolgt  durch  die  Parlamente  der  beiden 
Reichshälften.     Die  für  die  Landesschützen  zu  stellenden  Rekruten  werden 
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)  Vergl.  Lustkandlimü.  St.-W.  L  S.  823.  —  »o^)  Sieh  unten  Punkt  IV. 
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vom  Reichsrate  bewilligt.  Die  Votierung  hat  alljährlich  zu  erfolgen.  In 
Österreich  ist  der  Gesetzentwurf  zuerst  im  Abgeordnetenhause  einzubringen.*^'' ) 

Die  durch  die  Wehrgesetzgebung  festgestellte  ziffermäßige  Höhe  des 
Kontingentes  darf  von  den  Parlamenten  nicht  zum  Gegenstande  der  Ab- 
stimmung gemacht  werden.  Die  von  den  Parlamenten  genehmigten  und  vom 
Kaiser  sanktionierten  Gesetzentwürfe  tragen  den  Charakter  formeller  Gesetze 
an  sich.  Vor  ihrer  Publikation  darf  zur  tatsächlichen  Aushebung  der  Kon- 
tingente nicht  geschritten  werden. 

Kommen  diese  Gesetze  verfassungsmäßig  nicht  zu  stände,  so  gelten 
analoge  Grundsätze,  wie  im  Falle  des  Mangels  eines  verfassungsmäßig  be- 
willigten Budgets.  Die  in  den  Wehrgesetzen  ausgesprochene  Verpflichtung 
der  Staatsbürger  zur  Stellung  sowie  die  durch  die  Dienstgewalt  zu  er- 
zwingende Verpflichtung  der  staatlichen  Behörden  und  die  durch  Gesetz  und 
rechtswirksame  Verordnungen  geregelte  Verbindlichkeit  der  Selbstverwaltung»- 
organe  zur  Mitwirkung  beim  Aushebungsgeschäfte  bleiben  aufrecht:  Die  An- 
gelegenheit tritt  nur  aus  der  verwaltungsrechtlichen  Ordnung  heraus  und 
auf  das  Gebiet  der  staatsrechtlichen  Verantwortlichkeit  hinüber.  Die  trotz 
des  Fehlens  der  parlamentarischen  Zustimmung  zur  Aushebung  schreitende 
Regierung  handelt  auf  ihre  Verantwortung  und  kann  vom  Parlamente  daftlr 
zur  Rechenschaft  gezogen  werden.  Eine  Supplierung  der  fehlenden  parla- 
mentarischen, Zustimmung  durch  Notverordnung,  wie  dies  in  den  letzten 
Jahren  in  Osterreich  geschehen,  ist  weder  erforderlich,  noch  auch  aus- 
reichend, da  die  Erlassung  von  Notverordnungen  nach  dem  Geiste  der  bezüg- 
lichen Verfassungsbestimmungen  nur  in  Fällen  eines  öfi^entlichen  Notstandes 
stattfinden  soll.»<>») 

In  Ungarn  stehen  der  Durchführung  des  Assentgeschäftes  ohne  vor- 
herige parlamentarische  Erledigung  des  Rekrutenkontingentes  insofern  be- 
sondere gesetzliche  Hindernisse  im  Wege,  als  die  Munizipien  nicht  verhalten 
werden   können,   in   einem  solchen  Falle  ihre  Mitwirkung  zu  gewähren.*^"*) 

IV.  Die  administrative  Behandlung  des  Rekrutenkontingentes  hat 
zum  Gegenstande: 

1.  Die  Repartition  des  Rekrutenkontingentes  auf  die  Militär- 
territorialbezirke und  Stellungsbezirke.  Die  Zahl  der  in  das  Heer 
(die  Kriegsmarine)  und  in  die  Landwehr  einzureihenden  Rekruten  wird 
zunächst  auf  die  einzelnen  Militärterritorialbezirke  nach  der  Ziflfer 
der  Bevölkerung  verteilt.^") 

Tirol  und  Vorarlberg  bilden  rücksichtlich  der  Rekrutenrepartition  ein 
selbständiges  Gebiet  und  von  dem  auf  diese  beiden  Länder  entfallenden 
Rekrutenkontingente  des  Heeres  wird  nur  jene  Zahl  für  das  Heer  in  Anspruch 
genommen,  welche  zur  Ergänzung  des  von  Tirol  und  Vorarlberg  zum  Heere 
beizustellenden  Truppenstandes  erforderlich  ist.^") 

*^^)  Ö.  G.  vom  12.  Mai  1873,  R.-G.-Bl.  Nr.  94  (GeBchäftsordnung  des  Reichsratefl)  §  5 
al.  L  —  ^°^)  Anders  stellt  sich  die  juristische  Sachlage  für  jene  Schriftsteller,  welche  dem 
Notverordnungsrechte  der  Krone  eine  solche  materielle  Schranke  nicht  ziehen.  Nach  der 
Anschauung  dieser  Schriftsteller  ist,  sobald  in  der  Notverordnung  nur  die  im  §  14  des 
G.-G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  141,  ausdrücklich  erwähnten  Schranken 
beobachtet  sind,  alles  in  Ordnung  und  die  bona  tide  mitwirkenden  Minister  außer  Ver- 
antwortung. VergL  hierüber  Spiegel,  „D&s  Budgetrecht  der  Obstruktionsära*'  in  Grüii- 
huts  ZeitÄchrift  XXIX.  Bd.  (1902),  1.  Hett.  —  »»»)  G.-A.  XXI  ex  1886  (über  die  Muni- 
zipien) §§  19  und  20.  —  »")  W.-G.  §  15  aL  1.  —  "»)  0.  G.  vom  5.  Dezember  1868, 
R.-G.-Bl.  Nr.  151,  Art.  III  al.  3. 
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Die  Rekrutenkontingente  der  einzelnen  Militiirterritorialbezirke  bilden 
die  Grundlage  für  die  Berechnung  der  tatsächlich  in  da^  Heer,  beziehungs- 
weise in  die  Landwehr  einzuteilenden  Rekruten,  d.  i.  des  sogenannten 
Rekrutenbedarfes  de3  Heeres,  beziehungsweise  der  Landwehr.  Die^^er 
Kekrutenbedarf  wird  dadurch  ermittelt,  daß  zu  dem  nach  der  Bevölkerung 
entfallenden  Rekrutenkontingente  alle  vom  1.  S3ptember  de3  Vorjahres  in 
dem  betreffenden  Militärterritorialbezirke  endgültig  verfügten  Ersatz- 
leistungen und  vom  Vorjahr  etwa  verbliebenen  Rückstände  zugezählt 
und  die  seit  dem  1.  September  des  Vorjahres  vorgekommenen  Guthabungen 
abgerechnet  werden. 

Die  Ersatzleistung  für  einen  auf  das  Rekrutenkontingent  Assen- 
tierten,  welcher  nachträglich  in  Wegfall  gekommen  ist,  sei  es,  daß  er  in 
die  Ersatzreserve  übersetzt  wurde,  sei  es,  daß  er  gänzlich  aus  dem  Heere 
oder  der  Landwehr  ausschied,  hat  einzutreten:^**} 

a)  Bei  Übersetzungen  in  die  Ersatzreserve  aus  Familienrücksichten,'''**) 
wenn  der  nachträglich  geltend  gemachte  Titel  der  Begünstigung  bereits  zur 
Zeit  der  Einreihung  (am  1.  Oktober)  bestanden  hat; 

h)  beim  Austritt  aus  dem  Heer  oder  der  Landwehr  infolge  gesetz- 
widriger Assentierung;*^^) 

(')  beim  Austritt  aus  dem  Heer  oder  der  Landwehr  wegen  unbeheb- 
barer Dienstesuntauglichkeit,  wenn  der  Austritt  auf  Grund  des  Beschlusses 
der  Überprtifungskommlssion  erfolgte  oder  mit  Rücksicht  auf  das  Gebrechen 
(Geisteskrankheit,  Fallsucht  u.  dgl.)  ein  solcher  Beschluß  nicht  erforderlich 
war;  *^®) 

d)  bei  Übersetzung  in  die  Ersatzreserve  auf  Grund  eines  solchen 
Cberprüfungsbeschlusses;  ^'^) 

e)  in  anderen  Abgangsfällen  (Tod,  Auswanderung),  wenn  der  Abgang 
bis  zum  1.  Oktober  des  Stellungsjahres  eingetreten  ist. 

Rückstände  sind  vorhanden,  wenn  das  Rekrutenkontingent  im  Militär- 
territorialbezirke etwa  nicht  aufgebracht  worden  sein  sollte. 

Guthabungen  auf  die  Rekrutenkontingente  der  Militärterritorialbezirke 
entstehen,  wenn  der  Wehrpflichtige  nach  Durchführung  der  Kontingents- 
abrechnung ^*®)  aus  der  Ersatzreserve  in  ein  Rekrutenkontingent  oder  aus 
einem  Rekrutenkontingent  in  ein  anderes  übersetzt  wird. 

Die  aus  einem  Militärterritorialbezirke  in  das  Heer  und  in  die  Landwehr 
einzuteilenden  Rekruten  werden  sodann  auf  die  einzelnen  Stellungs- 
bezirke nach  dem  tatsächlichen  Ergebnisse  der  Stellung  verteilt.'^*-') 

Das  Landwehrgebiet  Süddalmatiens  ist  bei  dieser  Stellungsbezirks - 
weisen  Repartition  abgesondert  zu  behandeln,  da  die  Wehrpflichtigen  dieses 
(lebietes  nur  zur  Landwehr  eingeteilt  werden  dürfen.  Das  auf  den  Militär- 
territorialbezirk Agram  entfallende  Rekrutenkontingent  wird  im  Sinne 
des  Gesetzartikels  XXX  vom  Jahre  1868  auf  Kroatien  und  Slavonien  einer- 
seits und  die  Stadt  Fiume  samt  Gebiet  andererseits  nach  der  Bevölkerung 
aufgeteilt  und  bei  der  stellungs bezirksweisen  Repartition  gleichfalls  abge- 
sondert behandelt. 

Die  Verteilung  des  Rekrutenkontingentes  auf  die  einzelnen  Stellungs- 
bezirke wird  in  Österreich  durch  die  Ergänzungsbehörden  zweiter  Instanz, 

M«)  W.-G.  §  41.  —  *'*)  Vergl.  W.-G.  §  34  Schlußalinea.  —  "*)  Vergl.  W.-G.  §  40 
lit.  a).  -  ««)  Vergl.  W.-G.  §  39  und  §  40  lit.  b).  -  "')  Vergl.  W.-G.  §  39.  —  ^i^)  Sieh 
unten  Punkt  4.  —  »»«)  W.-G.  §  15  al.  1  i.  f. 
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in  Ungarn  durch  den  Landesverteidigungsminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
Reichskriegsministerium  vorgenommen,  welches  in  diesem  Falle  durch  das 
Militärterritorialkommando  in  Budapest  vertreten  wird.  Die  Repartition  erfolgt 
auf  den  Abschluß  mit  30.  Juni. 

2.  Die  vorläufige  Einteilung  der  Rekruten  in  das  Heer  und 
in  die  Landwehr. 

Diese  Einteilung  hat  nach  der  Reihe  der  Altersklassen  und  in  jeder 
Altersklasse  nach  der  Losreihe  zu  erfolgen.*^^)  Zur  Einteilung  in  die  Land- 
wehr darf  aber  regelmäßig  erst  geschritten  werden,  wenn  das  anrepartierte 
Rekrutenkontingent  des  Heeres  vollständig  gedeckt  ist.  Die  nach  Deckung 
des  Rekrutenbedarfes  der  Landwehr  noch  ttbrig  bleibenden  Assentierten 
werden  vorläufig  als  Überzählige  der  Ersatzreserve  zugewiesen.  Die  defini- 
tive Einteilung  derselben  erfolgt  erst  gelegentlich  der  Kontingentsabrechnung. 
Die  überzähligen  werden  zwischen  dem  Heere  und  der  Landwehr  im  Ver- 
hältnisse zu  deren  Rekrutenkontingenten  nach  ihrer  Losreihe  so  verteilt,  daß 
die  höchsten  Losnummern  zur  Landwehr  kommen;  die  unmittelbar  für  die 
Ersatzreserve  Assentierten***)  gelangen  in  das  Heer  oder  in  die  Landwehr, 
je  nachdem  sie  innerhalb  der  Losnummern  des  Heeres  oder  der  Landwehr 
sich  befinden.***)  Die  in  der  dritten  oder  in  einer  höheren  Altersklasse  für 
das  Heer  nicht  Assentierten  können  auch  außerhalb  der  Losreihe  in  die 
Landwehr  eingeteilt  werden.**^)  Die  über  den  tatsächlichen  Bedarf  des  Heeres 
entfallenden,  auf  das  Rekrutenkontingent  desselben  zählenden  tirolisch- 
vorarlbergischen  Rekruten  werden  zu  den  Landesschützen  eingeteilt 
und  die  über  das  Rekrutenkontingent  der  Landwehr  entfallenden  Wehr- 
pflichtigen des  süddalmatinischen  Gebietes  gelangen  als  Überzählige 
sogleich  in  die  Ersatzreserve  der  Landwehr. 

Die  Einteilung  der  Einjährig-Freiwilligen  ist  mit  spezieller  Bedacht- 
nahme  auf  die  Bedtlrfnisse  der  Landwehr  geregelt.***)  Jene  Einjährig- 
Freiwilligen,  welche  nach  dem  Ergebnisse  der  Rekrutenrepartition,  beziehungs- 
weise Kontingentsabrechnung  ihrer  Altersklasse  und  Losreihe  gemäß  zur  Land- 
wehr entfallen,  sind  zur  Landwehr  einzuteilen.  Von  jenen  Einjährig-Freiwilligen, 
welche  nach  ihrer  Losreihe  in  die  Ersatzreserve  fallen,  ist  der  einjährige 
Präsenzdienst  je  nach  ihrer  auf  Grund  der  allgemeinen  Normen  stattfindenden 
Einteilung  entweder  im  Heere  oder  in  der  Landwehr  abzuleisten.  Erhält  aber 
die  k.  k.  Landwehr  nicht  10  Prozent,  die  ungarische  Landwehr  nicht  15  Prozent 
der  in  einem  Jahre  assentierten  Einjährig-Freiwilligen,  so  ist  der  Ausfall, 
wenn  es  das  betreffende  Landesverteidigungsministerium  für  notwendig  be- 
zeichnet, durch  solche  nach  der  Losreihe  in  das  Heer  gelangte  Einjährig- 
Freiwillige  (mit  Ausnahme  von  Pharmazeuten)  zu  decken,  welche  sich  für 
die  Einteilung  zur  Landwehr  selbst  melden.  Erhält  jedoch  die  Landwehr 
nach  der  Altersklasse  und  Losreihe  mehr  als  die  genannten  Prozente  der 
im  Stellungsjahre  assentierten  Einjährig-Freiwilligen,  so  ist  dieser  Über- 
schuß im  nächsten  Jahre  von  der  Zahl  der  aus  dem  Heere  in  die  Landwehr 
zu  übersetzenden  Einjährig-Freiwilligen  in  Abzug  zu  bringen. 

Seeleute  von  Beruf  sind  zur  Kriegsmarine  einzuteilen,  und  zwar 
ohne  Rücksicht  auf  Altersklasse  und  die  Losreihe  bis  zur  vollständigen 
Deckung  des  Rekrutenkontingentes  der  Kriegsmarine.***)  Dieser  sollen  vor- 
wiegend überhaupt  die  Rekruten  des  ungarischen  Küstenlandes  zugeteilt  werden. 

"")  W.-G.  §  15  al.  2.  —  *^*)  Vergl.  W.-G.  §  18  lit.  a)  bis  e).  —  "^  W.-G.  §  15 
al  4.  —  "3,  W.-G.  §  15  al.  2  i.  f.  —  "*)  W.-G.  §  25  al.  7.  —  "s^  W.-G.  §  15  al.  3, 
u.  G.-A.  XXX  ex  1868  §  7  lit.  e). 
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3.  Die  vorläufige  Einreihung  der  Assentierten  in  die  ein- 
zelnen Truppenkörper. 

Die  Einreihung  der  Assentierten  in  die  einzelnen  Truppenkörper  wird 
von  den  militärischen  Ergänzungsbehörden  erster  Instanz  mit  tunlichster 
Berücksichtigung  der  Wtlnsche  der  Assentierten  und  unter  Bedachtnahme 
auf  ihre  spezielle  Eignung  vorgenommen. 

Femer  ist  Rücksicht  zu  nehmen  auf  eine  möglichst  gleichmäßige  Ver- 
teilung der  ßekruten  auf  die  einzelnen  Truppenkörper  und  auf  eine  ent- 
sprechende Verteilung  der  Bildungsfähigen,  der  zum  Schreibgeschäfte  Ver- 
wendbaren und  der  Handwerker.  Mit  Ersatzreservisten  werden  nur  bestimmte 
Trappenkörper  und  Heeresanstalten  dotiert,  während  die  übrig  bleibenden 
Ersatzreservisten  flir  das  ergänzungszuständige  Infanterieregiment,  beziehungs- 
weise Tiroler  Jägerregiment  bestimmt  sind. 

Die  nach  ihrer  Losreihe  auf  das  Rekrutenkontingent  des  Heeres  ent- 
fallenden Einjährig-Freiwilligen  sind  schon  auf  Grund  der  stellungsbezirks- 
weisen  Rekrutenrepartition  zum  gewählten  Truppenkörper  einzureihen,  wenn 
nie  den  dafür  zu  stellenden  Anforderungen  entsprechen. 

Die  für  das  Heer  entfallenden  Rekruten  und  Ersatzreservisten  sind 
grundsätzlich  in  jene  Heereskörper  einzuteilen,  die  ihre  Ergänzung  aus  dem 
Militärterritorialbezirke  erhalten,  in  welchem  sie  heimatsberechtigt  sind,  und 
haben  regelmäßig  auch  bei  diesen  Heereskörpern  ihre  Dienstpflicht  zu  er- 
füllen."«) 

Die  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  für  das  (gemein- 
same) Heer  gestellten  Rekruten  und  Ersatzreservisten  sind  in  ungarische 
Heereskörper  einzuteilen,  und  zwar  nach  Möglichkeit  in  solche,  welche  sich 
aus  jenem  Militärterritorialbezirke  ergänzen,  in  welchem  die  betreffenden 
Rekruten  gemeindezuständig  sind.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Bestimmung 
bilden  nur  jene  SpezialWaffengattungen  und  Branchen  des  Heeres,  bezie- 
hungsweise deren  Truppenkörper,  welche  zufolge  ihrer  Bestimmung  nicht  so 
organisiert  werden  können,  daß  innerhalb  derselben  aus  der  von  den  unga- 
rischen Ländern  stammenden  Mannschaft  selbständige  Abteilungen  gebildet 
werden  können.**^) 

Die  auf  Kroatien  und  Slavonien  entfallenden  Rekruten  sind  in  die 
Regimenter  dieser  Länder  einzureihen.**®) 

^^)  Ö.  W.-G.  §  15  Schlaßalinea.  Übersetzungen  zu  anderen  Heereskörpem  können 
aber  später  stattfinden.  Von  allgemeiner  Bedeutung  ist  die  Vorschrift,  daß  jene  Reser- 
visten, welche  mindestens  2  Jahre  außerhalb  ihres  heimatszuständigen  Territorialbereiches 
wohnen,  alljährlich  zu  jenen  Truppenkörpem  derselben  Wafife  zu  transferieren  sind,  in 
densen  Ergänznngsbereiche  sie  sich  aufhalten,  beziehungsweise  dessen  Ersatzkader  ihrem 
Aufenthaltsorte  zunächst  liegt.  —  ^^  U.  W.-G.  §  15  Schlußalinea.  Dieser  gesetzliche  Vor- 
l>ehalt  der  Einteilung  der  ungarischen  Rekruten  war  früher  in  den  Rekrutengesetzen  ent- 
halten und  nicht  immer  gleichmäßig  gefaßt.  So  bestimmte  der  6.-A.  IX  ex  1867  (§  10),  daß 
von  den  dermalen  zu  stellenden  Rekruten  für  dieses  Mal  ausnahmsweise  auch  zu  den 
technischen  Waffengattungen  solche  Individuen  eingereiht  werden  dürfen,  welche  durch  ihre 
Qualifikation  hiezn  geeignet  erscheinen.  ImG.-A.  XXVII  ex  1868  (§  3)  war  eine  Ausnahme  nur 
zu  Gunsten  der  Sanitätstruppen  gemacht.  Der  neben  dem  Rekrutengesetze  des  Jahres  1882 
(G.-A.  XXXIX  ex  1882)  erflosscne  G.-A.  XLII  ex  1882  gestattete  gelegentlich  der  damaligen 
Formierung  der  neuen  Regimenter,  daß  die  fünften  Bataillone  der  aus  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  ergänzten  Infanterieregimenter  ausnahmsweise  und  transitorisch  in 
neu  zu  bildende  nichtungarische  Regimenter  eingeteilt  werden.  —  ^^)  ü.  G.-A.  XXX 
ex  1868  §  7  lit.  5). 
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Die  zu  Ersatzzwecken  des  Heeres  herangezogenen  Land- 
8tiirmpfliehti«:en  der  Länder  der  ungarischen  Krone  dürfen  gleicVl 
falls  mit  der  erwähnten  Ausnahme  nur  in  ungarische  Regimenter  mA 
gereiht  werden''-^)  und  ebenso  darf  auch  die  Heranziehung  von  Landstnm-l 
Pflichtigen  aus  Tirol  und  Vorarlberg  nur  zur  Ergänzung  der  von  diese&i 
Ländern  zum  Heere  und  zu  den  Landesschtttzen  gesetzmäßig  beizustellendeii 
Truppen  erfolgen.^'*^) 

4.  Die  Kontingeutsabrechnung.'^^V) 

Alljährlich  ist  mit  dem  81.  August  die  Abrechnung  Über  die  Deckung 
der  für  das  Heer  und  die  Landwehr  anrepartierten  Kekrutenkontingente  zi 
bewirken,  womit  zugleich  die  Aufteilung  der  in  die  Jlrsatzrescrve  fallendei 
Überzählungen  verlmnden  wird.  Hiebei  ist  nach  folgenden  Grundsätzen  vor- 
zugehen: 

(t)  Die  infolge  der  Stellungsbezirksweisen  Kepartition  getroffene  Ein- 
teilung der  Rekruten  ist  möglichst  aufrecht  zu  erhalten.  Änderungen  in  der 
P^inteilung  der  Rekruten,  l)eziehungsweise  Übersetzungen  zwischen  den  Koa- 
tingenten  und  Änderungen  in  der  Einreihung  sind  nur  dann  vorzunehmen, 
wenn  im  ganzen  Militärterrit()riall)ezirke  der  Rekrutenbedarf  des  Heeres, 
beziehungsweise  der  Landwehr  Ul)erstellt  oder  nicht  gedeckt  wurde.  In  den 
einzelnen  Stellungsbezirken  kann  dagegen  immerhin  eine  Überzahl  oder  ein 
Abgang  auf  den  Rekrutenbedarf  bestehen;''^-) 

h)  bei  der  Kontingentsabrechnung  sind  sowohl  alle  vom  1.  September 
des  Vorjahres  auf  die  gesetzliche  zwölfjährige  Dienstpflicht  Assentierten,  als 
auch  sämtliche  l)is  dahin  endgültig  verfügten  Ersatzleistungen  zu  zählen. 
Ausgenommen  sind  bei  ihrer  Assentierung  unmittelbar  die  in  die  Ersatzreserve 
Eingeteilten  ^^^)  und  die  nur  zu  untergeordneten  Dienstleistungen  tauglich 
befundenen  Selbstbeschädiger; 

r)  die  im  Militärterritorialbezirke  über  den  Rekrutenbedarf  des  Heeres 
entfallenden  Mannschaften  sind  in  die  Landwehr,  die  über  den  Rekruten- 
bedarf der  Landwehr  entfallenden  Mannschaften  in  die  Ersatzreserve  zu 
übersetzen.  Die  Übersetzung  beschränkt  sich  a])er  nur  auf  die  im  ganzen 
Militärterritorialbereiche  auf  den  Kekrutenbedarf  des  Heeres,  bezie- 
hungsweise der  Landwehr  überzählig  entfallenden  Mannschaften; 

(/)  umgekehrt  sind  etwaige  Abgänge  auf  den  Rekrutenbedarf  des 
Heeres  aus  der  Landwehr,  Abgänge  auf  den  Rekrutenbedarf  der  Landwehr 
durch  Heranziehung  derjenigcMi  Assentierten  zu  decken,  welche  auf  Grund 
<ler  Kepartition  als  (  berzählige  vorläufig  der  Ersatzreserve  zugewiesen 
wurden; 

r)  in  erster  Linie  ist  der  liekrutenl)edarf  des  Heeres,  dann  jener  der 
Landwehr  zu  decken  und  in  die  Ersatzreserve  kimnen  Überzählige  nur 
nach  vollständiger  Deckung  beider  Kontingente  des  Territorialbereiches 
gelangen; 

/')  ergeben  sich  nach  vollständiger  Deckung  des  Rekrutenbedarfes  des 
Heeres  und  der  Landwehr  Überzählige  der  Ersatzreserve,  so  sind  diese 
/wisclicni  dem  Heere  und  der  Landwehr  im  Verhältnisse  zu  deren  Rekniteo- 
kontingenteu  zu  teilen. •'•'*) 

•-")  L~L.-St.-G.  §5  Jil.  3  un.l  (i.-A.  XXXIX  0x1882  §8  Jil.  8.  —  "^»")  L.-V.-G.  f.  T. 
u.  V.  ^  25  a).  7.  —  "'j  W.-G.  i^  42.  -  ^^^^  Ar^-.  W.-G.  §  15  al.  1.  -  ^3)  \v.-G.  §  18  Vit.  aj 
hisi).  —  '31,  j,|  (Iqji  i.änclern  der  ungarischen  Krone  bestellt  von  diesen  Grundsätzen 
nach  (Umi  W.-V.  1.  T.  für  den  Fall  eine  abvveielionde  hestimniiing,  wenn  in  einem  oder 
nicluorcn    Fcrritorialbezirkcn  der  Itckrutenbedarf  der  Landwehr  nicht  aufgebracht  wurde, 
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fl)  ergeben  sich  auf  den  Rekrutenbedarf  des  Heeres  oder  der  Land- 
wehr Abgänge,  so  bilden  diese  einen  bei  der  nächsten  Kontingentsabrechnung 
za  berücksichtigenden  Rückstand  und  erhöhen  das  Rekruteukontingent  des 
niichstfolgenden  Jahres. 

Im  Mobilisierungsfalle  sind  die  für  die  Rekrutenrepartition  geltenden 
iirundsHtze  mit  den  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  Modifikationen  anzu- 
wenden. Findet  die  Mobilisierung  vor  Beendigung  der  Hauptstellung  statt, 
so  ki^nnen  bei  der  Repartition  Überzählige  nicht  vorkommen,  sondern  es  werden 
sämtliche    Rekruten    zwischen    dem  Heere    und    der  Landwehr    aufgeteilt. 

V.  In  Bosnien  und  der  Herzegowina  wird  der  vom  gemeinsamen 
Ministerium  jährlieh  festgestellte  Rekrutenbedarf  von  der  Landesregierung 
im  Einvernehmen  mit  dem  Korpskommando  in  Sarajewo  auf  die  einzelnen 
Stellungsbezirke  nach  der  Bevölkerungsziffer  und  unter  Berücksichtigung 
der  Leistungsfähigkeit  derselben  verteilt.  Bei  Feststellung  des  Ergänzungs- 
bedarfes werden  die  vom  Vorjahre  her  durch  freiwilligen  Eintritt  oder  durch 
Nachstellungen  sich  ergebenden  Überschüsse,  wie  andererseits  die  etwa 
verbliebenen  Rückstände  und  die  sonstigen  Abgänge  mit  in  Rechnung 
gezogen.  Die  truppenweise  Verteilung  der  Rekruten  erfolgt  durch  das  Korps- 
kommando. 

Die  Bestimmungen  über  das  Rekrutenkontingent  haben  erst  durch  die  Wehrgesetz«.^ 
des  Jjfchres  1889  die  im  Texte  dargestellte,  gegenüber  den  früheren  Normen  wesentlich 
abweichende  Fassung  erhalten.  Dadurch  ist  zugleich  auch  die  vordem  im  Gesetze  aus- 
gesprochene Festsetzung  der  Kriegsstärke  in  Wegfall  gekommen.  Die  Bewilligung  des 
Rekrutenkontingentes  bildete  ein  altes,  wiederholt  gewährleistetes  Recht  des  ungarischen 
Reichstages  (vergl.  hierüber  Ulbrich  im  Ö.  St.-W.,  II.  Bd.,  S.  915),  das  auch  im  G.-A. 
Xll  ex  1867  (§  12)  neuerlich  aufrecht  erhalten  wurde.  Mit  Rücksicht  auf  die  Parität  mit 
rn^ani  und  damit  der  Gefahr  begegnet  werde,  daß  die  von  Ungarn  nicht  bewilligten 
.Mannschatten  etwa  auf  Österreich  iiberwälzt  würden,  ward  dann  dieses  Recht  auch  in 
das  Österreichische  Grundgesetz  über  die  Reichsvertretung  vom  Jahre  1867  (§11  lit.  h) 
trotz  der  durch  den  Kriegsminister  John  erfolgten  sachkundigen  Bekämpfung  in  der 
Fassung  aufgenommen,  daß  dem  Reichsrate  die  jährliche  Bewilligung  der  auszuhebenden 
MaoDBchaften,  deren  ziifermäßige  Höhe  erst  durch  das  Rekrutengesetz  selbst  festgestellt 
wurde,  zukommen  sollte.  Außerdem  enthielt  das  erwähnte  Grundgesetz  die  Bestimmung 
(^  13  al.  3),  daß,  im  Falle  beim  Rekrutengesetze  über  die  Höhe  des  auszuhebenden 
Kontingentes  trotz  wiederholter  Beratung  keine  Übereinstimmung  zwischen  beiden 
Häasern  des  Reichsrates  erzielt  werden  könnte,  die  kleinere  Ziffer  als  bewilligt  gelten 
sollte.  Die  Wehrgesetze  des  Jahres  1868  (§  11)  stellten  die  zur  Verteidigung  der  Monarchie 
erforderliche  Stärke  des  stehenden  Heeres  (ohne  Hinzurechnung  der  Militärgrenztrnppen, 
aber  mit  Einschluß  der  Reserven)  mit  einem  Kriegsstande  von  800.000  Mann  fest.  Diese 
festgestellte  Kriegsstärke  des  stehenden  Heeres  sollte  für  die  nächsten  10  Jahre  gelten. 
Djui  Recht  der  beiden  Parlamente  zur  alljährlichen  Bewilligung  des  Rekrutenkontingentes 
Illieb  aufrecht,  allein  die  Feststellung  der  ziffermäßigen  Höhe  des  Kontingentes  war  auf 
die  Dauer  der  nächsten  10  Jahre  der  Beschlußfassung  der  Parlamente  entzogen.  Dieselbe 
hatte  nach  den  Bestimmungen  der  Wehrgesetze  (§  13)  mit  Rücksicht  auf  die  für  diesen 
Zeitraum  gesetzlich  festgelegte  Kriegsstärke  und  das  eingeführte  Kadersystem  auf  Grund 


in  einem  oder  mehreren  dieser  Bezirke  dagegen  Überzählige  zur  Ersatzreserve  eingeteilt 
wurden.  In  einem  solchen  Falle  sind  diese  Überzähligen  zur  Deckung  des  auf  den 
Rokrutenbedarf  der  Landwehr  bestehenden  Abganges  heranzuziehen.  Der  Militärterri- 
torialbezirk Agnim  bleibt  aber  dabei  außer  Betracht. 

Seil  (II  id,  Dis  Ho»"rt't»r<'Cht  <lo»*  öbleiT.-uii;;.  Monarchie.  '■*■ 
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der  BevÖlkeniDgBziifor  der  beiden  Reichshälften  zu  erfolgen,  womit  natürlich  eine  Ab- 
änderung der  erwähnten  Bestimmungen  des  Grundgesetzes  über  die  Reichsvertretnng 
gegeben  war.  Diese  Anordnungen  der  Wehrgesetze  des  Jahres  1868  wurden  zunächst  im 
Jahre  1878  auf  ein  weiteres  Jahr  und  dann  im  Jahre  1879  auf  fernere  10  Jahre  mit  der 
Bestimmung  verlängert,  daß  die  Regierungen  die  auf  die  weitere  Feststellung  der  Kricg«^- 
stärke  abzielenden  Vorlagen  noch  im  Laufe  des  Jahres  1888  einbringen  sollten.  In  dem 
Entwürfe  des  neuen  Wehrgesetzes  wurden  nun  folgende  wichtige  Änderungen  der  ganzen 
Materie  beantragt,  die  dann  auch  zum  Gesetz  erhoben  worden  sind: 

1.  Die  Bestimmungen  über  die  gesetzliche  Festlegung  der  Kriegsstarke  wurden 
aufgelassen,  weil  es  nicht  als  Aufgabe  der  Gesetzgebung  betrachtet  werden  kann,  der 
im  Kriege  notwendigen,  innerhalb  der  Schranken  der  Wehrordnung  und  des  Budgets 
erfolgenden  Anspannung  der  Wehrkraft  unzweckmäßige  Grenzen  zu  setzen. 

2.  Das  Rekrutenkontingent  wurde  um  7626  Mann  erhöht,  da  im  Mobilisierungsfalle 
erfahrungsmäßig  beiläufig  8%  des  Grundbuchstandes  des  Heeres  nicht  verfügbar  sind, 
unter  Kriegsstand  aber  nicht  der  Grundbuchstand,  sondern  nur  der  SoUstand  an  Dienst- 
tuenden verstanden  werden  darf.  In  Verbindung  damit  wurde  auch  die  Ausscheidung 
der  bisher  auf  das  Rekrntenkontingent  eingeteilten  Kandidaten  des  geistlichen  Standes 
und  der  Lehrer,  beziehungsweise  deren  Überweisung  an  die  Ersatzreserve  angeordnet, 
was  sich  dadurch  gerechtfertigt,  daß  diese  Personen  im  Frieden  zu  einer  dauernden 
aktiven  Dienstleistung  nicht  herangezogen  werden  können. 

3.  Auch  der  Landwehr  wurde  nunmehr  ein  fixes  Rekrutenkontingent  zugewiesen, 
während  vordem  die  Ergänzung  der  Landwehr  infolge  dieses  Mangels  bei  der  wechselnden 
Größe  der  unmittelbar  in  sie  eingereihten  Assentierten  eine  sehr  schwankende  war,  wo- 
durch ihre  Entfaltung  benachteiligt  wurde.  Fortan  kommen  in  die  Landwehr  jene  Wehr- 
fähigen, welche  den  Rekruten  des  Heeres  nach  der  Altersklasse  und  Losreihe  zunächst 
folgen,  wogegen  bisher  das  gesetzliche  Recht  der  Losreihe  dadurch  verletzt  werden 
konnte,  daß  ein  Mann  mit  einer  höheren  Losreihe  zu  dem  strengeren  Friedensdienst  in 
der  Landwehr  verhalten,  der  Besitzer  einer  niederen  (ungünstigeren)  Losnummer  aber  in 
die  Ersatzreserve  eingeteilt  werden  mußte. 

4.  Nach  den  Wehrgesetzen  des  Jahres  1868  (§13  al.  2)  war  auch  die  Ersatzreserve 
in  ganz  unzweckmäßiger  Weise  kontingentiert,  indem  die  zehnjährige  Gcsamtersatzreservp 
nicht  größer  sein  sollte  als  das  nach  den  Bestimmungen  der  Wehrgesetze  bewilligte 
erste  Jahresrekrutenkontingent.  Diese  Einschränkung  wurde  mit  Recht  fallen  gelassen, 
da  sich  der  Ersatzbedarf  im  Kriege  niemals  im  voraus  feststellen  läßt.  Fortan  sollen 
daher  alle  Wehrfähigen,  welche  nicht  auf  das  Rekrutenkontingent  des  Heeres  oder  der 
Landwehr  eingeteilt  werden,  in  die  Ersatzreserve  gelangen,  diese  aber  nicht  dem  Heere 
allein,  sondern  auch  der  Landwehr  im  gleichen  Verhältnisse  zu  gute  kommen. 

5.  Das  erhöhte  Rekrutenkontingent  des  Heeres  und  der  Landwehren  wurde  nun- 
mehr im  Wehrgesetze  selbst  zifi'ermäßig  festgestellt,  diese  Ziffer  aber  zugleich  für  1(X  Jahre 
fixiert  und  ihre  Festsetzung  der  Initiative  der  Parlamente  entzogen,  da  es  zweckmäßig 
schien,  daß  an  den  Grundlagen  der  Heeresorganisation  möglichst  wenig  gerüttelt  werde. 

6.  Nach  den  Bestimmungen  der  Wehrgesetze  des  Jahres  1868  (§  30)  war  die  Zahl 
der  in  das  Heer  und  in  die  Ersatzreserve  einzureihenden  Wehrpflichtigen  in  Österreich 
auf  die  einzelnen  Königreiche  und  Länder  nach  der  Bevölkerungsziffer,  innerhalb  der 
einzelnen  Länder  aber  nach  der  Zahl  der  Wehrfähigen  auf  die  StellungsbezirkCt  in 
Ungarn  dagegen  auf  die  einzelnen  Stellungsbezirke  im  Verhältnisse  der  erfahrungs- 
mäßigen Leistungsmäßigkeit  derselben  mit  der  Maßgabe  zu  verteilen,  daß  Abgänge  eines 
Stellungsbezirkes  auf  die  übrigen  Stellungsbezirke  desselben  Heeresergänznngsbezirkos 
umzulegen  waren.  In  der  Praxis  ergaben  sich  aber  sehr  bedeutende  Differenzen  zwi8ch»*n 
den  anzurepartierenden  Ziffern  und  den  tatsächlichen  Stcllungsergebnissen,  so  daß  in  (Wr- 
reich  in  manchen  Stellungsbezirken  das  Rekrutenkontingent  nicht  erreicht  wurde,  während 
anderswo    demungeachtet  ein  Überschuß   in  die  Ersatzreserve,  beziehungsweise  in  die 
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Landwehr  eingeteilt  werden  mußte.  Infolgedessen  zeigten  die  einzelnen  Regimenter 
einen  sehr  verschiedenen  Stand.  Durch  die  im  neuen  Wehrgesetze  angeordnete  ander- 
weitige Verteilung  des  Rekrutenkontingentes  sind  nunmehr  größere  Ausgleichsgebiete 
geschaffen,  innerhalb  deren  die  eintretenden  Abgänge  durch  die  überstellungen  anderer 
Stellungsbezirke  behoben  werden  können. 

7.  Endlich  schien  es  zweckmäßig,  die  vordem  instruktionsmäßig  mit  dem  31.  De- 
zember durchzuführende  Eontingentsabrechnung  auf  einen  früheren  Zeitpunkt 
(31.  August),  d.  h.  vor  den  Einreihungstermin  zu  verlegen,  da  dadurch  viele  die  regel- 
mäßige Heeresergänzung  beeinträchtigende  Übelstände,  welche  mit  dem  früheren  Zu- 
stande verknüpft  waren  (verspäteter  Antritt  des  Präsenzdienstes  durch  die  Nachmänner, 
Übersetzung  anderer  in  das  nichtaktive  Verhältnis  u.  s.  w.),  vermieden  wurden. 

In  analoger  Weise  sind  auch  die  Bestimmungen  Über  das  von  Tirol  und  Vor- 
arlberg zu  stellende  Rekrutenkontingent  modifiziert  worden.  Das  Gesetz  vom  Jahre  1887 
über  das  Landesverteidigungsinstitut  (§  8)  enthielt  noch  keine  ziffermäßige  Festsetzung 
dieses  Kontingents;  das  Minimalkontingent  der  Landesschützen  sollte  derart  bemessen 
werden,  daß  damit  zusammen  mit  dem  von  den  beiden  Ländern  zum  Heere  beizustellenden 
Truppenstande  ein  effektiver  Rriegsstand  von  26.300  Mann  erreicht  würde.  In  dem  geltenden 
Gesetze  über  das  Landes  Verteidigungsinstitut  ist  nun  an  die  Stelle  dieser  indirekten 
Bestimmung   des  Kontingentes  gleichfalls  die  direkte  Festsetzung  desselben  getreten. 

Was  schließlich  die  neuen  Wehrvorlagen  betrifft,  so  hatten  die  Regierungen 
den  beiden  Parlamenten  im  Oktober  1902  zunächst  Gesetzentwürfe  des  Inhalts  vorgelegt, 
daß  die  bisher  geltende  Festsetzung  des  Rekruten kontingentes  mit  einer  auf  Grund  der 
Volkszählungen  des  Jahres  1900  sich  ergebenden  veränderten  Aufteilung  desselben  auf 
die  beiden  Reichshälften  für  das  Jahr  1903  verlängert,  aushilfsweise  aber  die  Ersatz- 
roservisten  der  3  jüngsten  Assentjahrgänge  bis  zu  einer  fixierten  Höchstziffer  zur  aktiven 
Dienstleistung  herangezogen  werden  sollten.  Diese  Heranziehung  sollte  als  interimistische 
Maßnahme  dazu  dienen,  um  die  nötigen  Mannschaften  tlir  die  verbesserte  Artillerie,  ftir 
neue  Kriegsschiffe,  die  Ergänzung  des  systemisierten  Friedensstandes,  endlich  auch  für 
die  Ermöglichung  der  Beurlaubung  eines  Teiles  der  präsent  dienenden  Individuen,  welche 
aus  Billigkeitsrücksichten  diese  verdienen,  zu  gewinnen.  Von  dieser  Heranziehung  sollten 
aber  diejenigen  Ersatzreservisten  ausgenommen  sein,  welche  zufolge  gesetzlicher  Begün- 
stigung (Wehrgesetz  §§  31  bis  34)  in  die  Ersatzreserve  gelangt  sind  oder  gelangen,  ferner 
die  zum  einjährig-freiwilligen  Präsenzdienste  zugelassenen  Ersatzreservisten.  Allein  da 
diese  Entwürfe  alsbald  nach  ihrer  Einbringung  bei  den  parlamentarischen  Körperschaften 
auf  kaum  zu  überwindende  Schwierigkeiten  stießen,  wurden  dieselben  im  November  1902 
von  den  Regierungen  zurückgezogen  und  durch  die  im  Texte  erwähnten  neuen  Vorlagen 
ersetzt  Diese  neuen  Vorlagen  bestimmten  außerdem,  daß  den  zur  aktiven  Dienstleistung  aus- 
niihmsweise  herangezogenen  Ersatzreservisten  diese  Dienstleistung  für  eine  Waffenübung 
anzurechnen  sei  und  daß  die  infolge  des  erhöhten  Rekrutenkontingentes  über  den  gesetzmäßig 
aystemisierten  Friedensstand  entfallenden  präsenzdienstpflichtigen  Mannschaften  beurlaubt 
werden  sollen,  wobei  zunächst  auf  die  Verhältnisse  der  Familienerhaltung,  der  Landwirtschaft, 
des  Erwerbes  und  der  bürgerlichen  Ausbildung  besondere  Rücksicht  zu  nehmen  sein  wird. 
Von  einer  Festsetzung  des  erhöhten  Rekrutenkontingentes  auf  eine  längere  Zeit  wurde 
wegen  der  ungeklärten  parlamentarischen  Verhältnisse  in  Osterreich  einstweilen  Abstand 
genommen. 

§  28.  Omndsfige  der  gegenwärtigen  Formation. 

L  Die  Waffengattungen  und  Waffenkörper. 

1.  Das  Heer. 

n)  Die  Infanterie  besteht  aus  102  Regimentern.  Jedes  Regiment 
gliedert  sich  im  Frieden  in  den  Regimentsstab,  in  4  Feldbataillone 
zu  je  4  Feidkompagnien,  dann  in  den  Ersatzbataillonskader,  welchem 
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die  Führung  der  Evidenz  über  die  nichtaktiven  Personen  und  die  Mit- 
wirkung bei  den  Ersatzleistungen  obliegt.  Zur  Durchfllhrung  der  einfachsten 
technischen  Arbeiten  sind  die  Pioniere  des  Regiments  und  zur  Ausübung 
des  Sanitätshilfsdienstes  bei  der  Truppe  die  Blessiertenträger  und  die 
Bandagenträger  bestimmt.  Die  Pioniere  werden  im  Kriege  zu  besonderen 
Pionierabteilungen  vereinigt. 

Die  einst  bestandenen  Grenadiere  sind  seit  dem  Jahre  859  ver- 
schwunden. 

b)  Die  Jägertruppe. 

Diese  Truppe  ist  aus  dem  Bedürfnis  nach  einem  leichten  Fußvolke 
hervorgegangen. 

Sie  gliedert  sich  in  die  Tiroler  Kaiserjäger  und  in  die  Feldjäger. 
Die  Tiroler  Kaiserjäger  bestehen  aus  4  Regimentern,  die  in  gleicher  Art 
wie  bei  der  Infanterie  formiert  sind.  Die  Feldjäger  hingegen  bestehen  aus 
26  selbständigen  Bataillonen.  Jedes  derselben  zerfUllt  im  Frieden  in  den 
Bataillonsstab,  in  4  Feldkompagnien  und  in  den  Ersatzkompagnie- 
kader. Die  Tiroler  Jägerregimenter  erhalten  ihre  Ergänzung  nur  aus  Tirol 
und  Vorarlberg  und  die  Ersatzbataillonskaders  dieser  Regimenter  sind  aus- 
schließlich in  Tirol  aufgestellt. 

c)  Die  Kavallerie  besteht  aus  42  Regimentern,  und  zwar  15  Dra- 
oner-,  16  Husaren-  und  11  Ühlanenregimentern.  Jedes  Kavallerie- 
regiment gliedert  sich  in  den  Regimentsstab,  in  2  Divisionen  zu  3  Feld- 
eskadronen und  den  Ersatzkader.  Im  Mobilisierungsfalle  werden  vom 
Regimentsstabe  1  Zug  Stabskavallerie  und  1  Telegraphenpatrouillc 
zur  Übermittlung  von  Meldungen  und  Befehlen,  vom  Ersatzkader  aber 
1  Ersatzeskadron  zur  Besorgung  der  militärischen  Abrichtung  der  neuen 
Mannschaften  und  Pferde,  dann  1  Reserveeskadron  und  1  Zug  Stabn- 
kava.llerie  aufgestellt.  Die  Stabskavalleriezüge  sind  zum  Dienste  in  den 
Haupt-  und  Stabsquartieren  bestimmt.  Jedes  Kavallerieregiment  besitzt  außer- 
dem 1  Pionierzug  und  hat  für  die  Feldgendarmerie  mindestens  12  hiefür 
ausgebildete  Unteroffiziere  bereit  zu  halten. 

Die  früheren  Unterschiede  zwischen  schwerer  und  leichter  Kavallerie 
(Kürassiere,  Arkebusiere,  Dragoner  und  Cheveauxlegers,  Husaren 
und  Uhlanen)  sind  bedeutungslos  geworden  und  die  aus  Elitemannschafteu 
gebildeten  Karabinier-  und  Grenadierkompagnien  weggefallen. 

.  (I)  Die  Feldartillerie  besteht  aus  14  Korpsartillerieregimentern 
und  42  Divisionsartillerieregimentern.  Jedes  dieser  Regimenter  gliedert 
sich  im  Frieden  in  den  Regimentsstab,  4  Batterien,  den  Munitions- 
parkkader und  den  Ersatzdepotkader.  In  den  Verband  der  Korps- 
artillerieregimenter gehören  ferner  reitende  Batteriedivisionen,  welche 
aus  dem  Divisionsstabe  und  2  reitenden  Batterien  bestehen.  Die 
Korpsartillerieregimenter  erhalten  im  Kriege  ihre  Einteilung  als  Korps- 
artillerie bei  den  Korps,  die  Divisionsartillerieregimenter  und  die  reitenden 
Batteriedivisionen  als  Divisionsartillerie  die  Einteilung  bei  den  Truppeu- 
divisionen.  Im  Mobilisierungsfalle  wird  ferner  aus  jedem  Ersatzdepotkader 
ein  Ersatzdepot  gebildet,  welches  regelmäßig  1  Ersatzbatterie  und  die 
Depotabteilung  umfaßt.  Die  Ersatzbatterie  besorgt  die  Ausbildung  der 
neuen  Mannschaften  und  Remonten,  die  Depotabteilung  verwaltet  die  zurück- 
bleibenden Vorräte  und  besorgt  die  Absendung  der  Ergänzungstransporte. 
Nach  der  im  Zuge  befindlichen  Neuorganisation  der  Feldartillerie  wird 
die  Zahl  der  Divisionsartillerieregimenter  auf  45  erhöht  und  wird  künftig 
jedes  Korpsartillerieregiment  aus  2  Kanonenbatteriedivisionen  und  1  Haubitz- 
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batteriediviBion,  jedes  DiviBionsartillerieregiment  hingegen  nur  aus  2  Kanonen- 
batteriedivisionen  zusammengesetzt  sein. 

Zur  Feldartillerie  zählen  außerdem  die  Ärtilleriereserveanstalten 
bei  der  Armee  im  Felde.  Dieselben  haben  die  Bestimmung,  den  Abgang  an 
(Teschtttz-  und  Kleingewehrmunition  bei  den  mobilen  Truppen  zu  decken 
und  die  Ergänzung  der  eintretenden  Abgänge  an  Mannschaft,  Pferden  und 
Artilleriematerial  zu  bewirken.  Sie  sind  mobile  und  stabile  Anstalten.  Zu 
den  ersteren  gehören  die  Divisionsmunitionsparks  und  Kavallerie- 
munitionskolonnen, dann  die  Korps-  und  Armeemunitionsparks, 
zu  den  letzteren  die  Armeemnnitionsfelddepots.  Die  Divisions-  und 
Korpsmunitionsparks  werden  im  Mobilisierungsfalle  aus  dem  Munitions- 
parkkader der  Korps-  und  Divisionsartillerieregimenter  formiert  und  den 
Korps  und  den  Infanterietruppendivisionen  zugewiesen.  Die  Kavallerie- 
lunnitionskolonnen  decken  den  Bedarf  der  bei  der  Armee  eingeteilten 
Kavallerietruppendivisionen.  Der  Armeemunitionspark  aber  hat  die  Be- 
stimmung, die  Abgänge  bei  den  Munitionsparks  und  Kolonnen  der  Korps 
wie  auch  der  Divisionen  zu  ersetzen,  Reparaturen  an  dem  Artilleriematerial 
zu  bewirken,  endlich  feindliche  Waffen  und  Material  einzuziehen.  Er  gliedert 
sieh  in  das  Armeemunitionsparkkomando,  Reservemunitions- 
kolonnen je  nach  der  Zahl  der  Korps  und  1  Reservezeugskolonne  mit 
l  Feldzeugskolonne,  welcher  die  Manipulation  mit  den  Munitions-  und 
Materialvorräten  des  Parkes  und  deren  Verwaltung  obliegt 

Die  Armeemnnitionsfelddepots  werden  nach  Bedarf  für  jede  oder 
für  mehrere  Armeen  zusammen  zu  dem  Zwecke  aufgestellt,  damit  die  Er- 
gänzung der  Munition  und  des  Artilleriematerials  für  alle  weiter  vorwärts 
befindlichen  Artilleriereserveanstalten  bewirkt  werden  könne.  Bei  ihnen 
wird  gleichfalls  1  Feldzeugskompagnie  eingeteilt. 

Bei  den  Korps-  und  Divisionsartillerieregimentem  und  den  Munitions- 
parks  derselben  sind  auch  Bandagen-  und  Blessiertenträger  eingeteilt. 

e)  Die    Festungsartillerie    besteht    aus    6    Festungsartillerie- 
egimentern  und  8  selbständigen  Festungsartilleriebataillonen.    Die 

Regimenter  gliedern  sich  in  den  Regimentsstab  und  zur  einen  Hälfte  in 
je  3  und  zur  andern  Hälfte  in  je  2  Bataillone.  Jedes  der  im  Regiments- 
verbande befindlichen  und  jedes  der  selbständigen  Bataillone  zerfällt  in  den 
Bataillonsstab,  4  Feldkompagnien  und  den  Ersatzkompagniekader. 

Im  Kriege  werden  für  die  Belagerung  fester  Plätze  und  für  bestimmte 
Aufgaben  des  Feld-  und  Festungskrieges  nach  Bedarf  besondere  Formationen 
aufgestellt,  nämlich: 

ad)  Mobile  Belagerungsbatteriegruppen,  bestehend  aus  einer 
Anzahl  mobiler  Belagerungsbatterien  und  mobilen  Belagerungsmunitionsparks; 

hh)  Belagerungsartillerieparks  für  den  Angriff  auf  feste  Plätze 
mit  1  oder  2  Feldzeugskompagnien;  ^ 

CT)  Bespannungsabteilungen  für  feste  Plätze  zur  Bespannung  der 
in  festen  Plätzen  im  Mobilisierungsfalle  zu  errichtenden  Ausfallsbatterien; 

dd)  Beleuchtungsabteilungen  zur  Bedienung  der  für  die  Beleuchtung 
des  Vorfeldes  bestimmten  elektrischen  Apparate,  wofür  im  Frieden  nur  bei 
einzelnen  Regimentern  oder  Bataillonen  der  Festungsartillerie  kleine  Kaders 
besteben. 

f)  Die  Pioniertruppe  ist  durch  die  Vereinigung  verschiedener 
vordem  selbständiger  Waffenkorps  (Ingenieur-  oder  Geniekorps,  Mineur- 
korps,  Sappeurkorps,  Korps  der  Pontoniere  und  Pioniere)  ent- 
standen. 
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Ihre  Aufgabe  ist  der  Bau  von  Kriegsbrücken,  die  Darchführung  von 
ÜberschifRingen,  die  Herstellung  und  Zerstörung  von  Wegen  und  Straßen, 
die  Zerstörung  von  Brücken  und  Eisenbahnen;  außerdem  hat  sie  mitzuwirken 
beim  Bau  von  Eisenbahnen  sowie  bei  Befestigungs-,  Belagerungs-  und  son- 
stigen technischen  Verrichtungen  mit  Einschluß  der  Sprengungen, 

Sie  besteht  aus  15  selbständigen  Bataillonen,  welche  sich  im  Frieden 
in  den  Stab,  je  5  Kompagnien,  die  Zeugsreserve  und  den  Ersatz- 
kompagniekader gliedern. 

Im  Mobilisierungsfalle  werden  aus  der  fünften  Kompagnie  neue 
Kompagnien  formiert,  welche  vorzugsweise  für  den  Dienst  in  den  festen 
Plätzen  bestimmt  sind,  aus  der  Zeugsreserve  noch  1  Schanzzeugskolonne  und 
ans  dem  Ersatzkompagniekader  1  Ersatzkompagnie.  Aufgabe  der  Zeugs- 
reserve ist  es,  die  Kriegsbrückenequipagen  und  im  Frieden  auch  die  sonstige 
Feldausrüstung  samt  dem  Trainmaterial  und  den  Minenanlagen  zu  verwalten. 

g)  Das  Eisenbahn-  und  Telegraphenregiment  hat  die  Bestimmung, 
die  Wiederherstellung  zerstörter  Eisenbahnen  und  Telegraphen  zu  besorgen, 
den  Neubau  von  Feldbahnen  und  Feldtelegraphen  zu  bewirken,  dann  den 
Betrieb  von  Eisenbahnen  provisorisch  oder  für  die  ganze  Dauer  des  Feld- 
zuges sowie  den  Betrieb  von  Feldtelegraphen  zu  führen,  endlich  die  Un- 
brauchbarmachung von  Eisenbahnen  und  Telegraphenverbindungen  zu 
bewerkstelligen. 

Das  Eisenbahn-  und  Telegraphenregiment  besteht  im  Frieden  aus  dem 
Regimentsstab,  3  Bataillonen  zu  je  4  Kompagnien,  aus  1  Ersatz- 
bataillonskader, 1  Telegraphenersatzkader  und  der  Telegraphen- 
schule. 

Im  Kriege  wird  der  Verband  der  Bataillone  aufgelöst  und  es  werden 
aus  dem  Begimente  formiert: 

aa)  12  Eisenbahnkompagnien; 

bb)  Feldtelegraphendirektionen; 

cc)  Feldtelegraphenabteilungen,  und  zwar  Kavallerie-,  Korps-, 
Armee-  und  selbständige  Feldtelegraphenabteilungen,  dann  1  Feldtelegraphen- 
abteilung des  Armeeoberkommandos; 

rfrf)  Festungstelegraphenabteilungen  nach  besonderen  Weisungen; 

ee)  1  Ersatzbataillon,  bestehend  aus  1  Stabsabteilung,  3  Eisen- 
bahnersatzkompagnien und  1  Telegraphenersatzkompagnie,  welches 
für  die  Ausbildung  der  neuen  Mannschaften  und  für  den  Ersatz  bei  den 
Feldabteilungen  zu  sorgen  hat. 

Die  Telegraphenschule  wird  im  Mobilisierungsfalle  aufgelöst  und  die  nicht 
ins  Feld  rückende  Mannschaft  bei  der  Telegraphenersatzkompagnie  eingeteilt. 

Die  Verwaltung  der  Feldausrüstung  und  des  Trainmaterials  wird  von 
der  Eisenbahn-Materialverwaltungskommission,  die  Verwaltung  des 
Kriegs-  und  Übungsmaterials  des  Feldtelegraphen  von  der  Telegraphen- 
materialkommission  besorgt. 

2.  Die  Kriegsmarine. 

a)  Das  Matrosenkorps  i^t  der  Stamm-  und  Sammelkörper  für  die 
gesamte  Mannschaft  der  Kriegsmarine;  es  hat  insbesondere  die  Ausbildung 
der  Mannschaften  und  den  Garnisonsdienst  in  den  Marinestationen  in  dem 
für  die  Kriegsmarine  festgestellten  Umfange  zu  versehen. 

Das  Korps  gliedert  sich  in: 

aa)  Die  Stabsabteilung; 

bb)  die  Musikabteilung  und 

cc)  3  Matrosendepots.  Von  diesen  umfaßt  das  erste  Depot  G^Mann- 
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sehaftskompagnien  des  Deckdieustes,  das  zweite  Depot  1  Kompagnie 
de»  Steuerdienstes,  3  Kompagnien  des  Artilleriedienstes  und  1  aus 
Mannschaftspersonen  des  Torpedo-  und  Seeminendienstes  zusammen- 
gefaßte Kompagnie.  Das  dritte  Depot  umfaßt  3  Kompagnien  des  Ma- 
schinen- und  Drainagedienstes  und  1  aus  Militärarbeitern,  dann 
Mannscbaftspersonen  des  Proviant-,  Ktlehen-  und  Sanitätsdienstes  ge- 
bildete Kompagnie.  Die  Mannschaft  des  Waffendienstes  ist  in  allen  Ab- 
teilangen verteilt.  Die  Musik-,  Maschinen-  und  Schiffsjungen  werden  in  die 
Müsikabteilung,  beziehungsweise  in  die  entsprechenden  Kompagnien  eingereiht. 
Endlich  bilden  auch  dieSanitäts-  und  Tauchermannschaften  besondere 
Abteilungen  in  den  betreffenden  Kompagnien. 

b)  Die  Kriegsfahrzeuge  werden  in  3  Hauptgruppen  eingeteilt: 

an)  Schiffe  der  Flotte; 

bb)  Schulschiffe  und  deren  Beischiffe; 

VC)  Hulks. 

Die  Schiffe  jeder  Gruppe  gliedern  sich  in  mehrere  Kategorien,  welche 
wiederum  aus  mehreren  Schiffs  typen  bestehen. 

aa)  Zu  den  Schiffen  der  Flotte  gehören  alle  jene  Kriegsfahrzeuge, 
welche  im  Kriege  direkt  oder  indirekt  am  Kampfe  zur  See  teilnehmen.  Sie 
gliedern  sich  nach  ihrer  speziellen  Bestimmung  in  folgende  Kategorien: 

a)  Schlachtschiffe  zur  Führung  des  eigentlichen  Seekampfes  mit 
den  3  Typen  der  Turmschiffe,  Kasemattschiffe  und  Panzerfregatten; 

ß)  Kreuzer  zur  Versehung  des  Kundschafterdienstes  für  die  operierende 
Flotte,  für  die  Zerstörung  feindlichen  Gutes  zur  See  und  für  die  sonstige 
Unterstützung  der  Schlachtschiffe  mit  den  3  Typen  der  Torpedoramm  schiffe, 
Torpedoschiffe  und  Torpedofahrzeuge; 

y)  Torpedoboote  mit  der  Bestimmung,  sich  der  feindlichen  Flotte 
möglichst  unbemerkt  zu  nähern  und  gegen  dieselbe  Torpedos  zu  lanzieren, 
wovon  4  Typen  bestehen,  nämlich  Hochseetorpedoboote  und  Torpedo- 
boote erster,  zweiter  und  dritter  Klasse; 

d)  Trainschiffe  mit  der  Bestimmung,  der  Flotte  oder  den  Kriegs- 
hüfen  im  Frieden  und  im  Kriege  die  verschiedenen  Ausrtistungsgegenstände 
zuzuführen,  welche  nach  der  speziellen  Widmung  in  sehr  verschiedene  Typen 
zerfallen  (Torpedodepot schiffe,  Mine nlegungs schiffe,  Zisternen- 
fichiffe,  Werkstättenschiffe,  Materialtransportschiffe,  Pumpen- 
schiffe u,  8.  w.); 

^)  Flußschiffe,  wozu  die  für  die  Donau  bestimmten  Monitore  und 
Patrouillenboote  gehören; 

^)  Missions-  und  Stationsschiffe,  wovon  die  ersteren  zum  Schutze 
der  Handelsmarine  in  entlegenen  Gewässern,  zu  Instruktionszwecken  und 
zur  Ausführung  überseeischer  Missionen  im  Interesse  des  heimischen  Handels 
dienen,  die  letzteren  aber  den  Stationsdienst  in  den  heimatlichen  oder  auch 
in  auswärtigen  Gewässern  versehen.  Beide  Kategorien  gliedern  sich  in 
Fregatten,  Korvetten,  Kanonenboote  und  Raddampfer; 

rl)  Fahrzeuge  für  den  Hafen-  und  Kttstendienst,  die  entweder 
Raddampfer  oder  Schraubendampfer  sind. 

Die  Kategorien  a)  bis  d)  bilden  die  operative  Flotte,  die  Fluß- 
schiffe sub  «)  die  Donauf lottille  und  die  übrigen  Kriegsfahrzeuge  heißen 
Schiffe  für  spezielle  Zwecke. 

bb)  Als  Schulschiffe  werden  ältere  Kriegsschiffe  benützt,  welchen  zur 
Erfüllung  einzelner  seemännischer  Zwecke  seegehende  Beischiffe  zuge- 
mesen  sind. 
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('(')  Hulks  sind  alte,  nicht  mehr  seefähige  Schiffe,  welche  als  Kasernen, 
Depots  oder  Hafenwachschiffe  verwendet  werden. 

Die  Flottenschiffe  stehen  je  nach  dem  Stande  der  Bau<  und  Installierungs* 
arbeiten  entweder  im  Dienst  oder  in  Reserve,  in  Reparatur  oder  in 
Zurüstung. 

an)  In  Dienst  gestellte  Schiffe  sind  die  dem  aktiven  Seedienst 
Ubergebenen  Schiffe.  Die  Indienststellung  eines  Kriegsschiffes  erfordert  die 
vollkommene  kriegsmäßige  Ausrüstung  eines  Schiffes  und  ist  daher  auch  im 
Frieden  der  Mobilisierung  gleich  zu  halten. 

bb)  Die  Schiffe  in  der  Reserve  müssen  in  einem  solchen  Zustande 
erhalten  werden,  daß  ihre  Indienststellung  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit 
nach  Einlangen  des  Ausrüstungsbefehles  mit  Sicherheit  durchgeAihrt  werden 
kann.  Die  kleineren  Schiffe  der  ersten  Reserve  sollen  binnen  dreimal 
24  Stunden,  die  größeren  in  längstens  flinfmal  24  Stunden  in  Ausrüstung, 
treten  können.  Sie  haben  deshalb  einen  großen  Teil  ihres  Materials,  Lebens- 
mittel, Wasser  und  Kohlenvorräte  flir  10  Tage,  dann  eine  dem  Tonnengehalte 
und  der  Maschinenkraft  entsprechende  Bemannung  an  Bord,  so  daß  sie  nach 
dem  Einlangen  des  Ausrüstnngsbefehles  nur  noch  die  Mannschaft  und  den 
Lebensmittelvorrat  zu  ergänzen  und  die  Munition  samt  anderen  Requisiten 
einzuschiffen  haben.  Die  Schiffe  der  zweiten  Reserve  haben  ihr  gesamtes 
Ansrüstungsmaterial  in  den  Magazinen  des  Arsenals,  des  hydrographischen 
Amtes  und  des  Marinespitals  in  Pola  deponiert. 

cc)  Schiffe  in  Reparatur  sind  jene  außer  Dienst  stehenden  Schiffe, 
für  deren  Indienststellung  wegen  vorzunehmender  Arbeiten  ein  längerer 
Zeitraum  erfordert  wird. 

dd)  In  Zurüstung  endlich  befinden  sich  die  neu-  oder  umgebauten 
Schiffe  während  der  Dauer  Jener  Arbeiten,  welche  notwendig  sind,  damit 
solche  Schiffe  in  eine  der  Reserven  versetzt  werden  können. 

Jeder  operierenden  Flotte  wird  ein  Werkstättenschiff  beigegeben, 
welches  derselben  folgt,  um  an  den  Schiffen  etwa  vorkommende  Schäden, 
die  mit  den  eigenen  Bordmitteln  nicht  beseitigt  werden  können,  aber  auch 
nicht  derartig  beträchtlich  sind,  um  das  Schiff  von  der  Flotte  zu  trennen 
und  in  den  Zentralhafen  zur  Reparatur  zu  senden,  so  rasch  als  möglich 
zu  beheben. 

3.  Die  Landwehren. 

Die  ersten  Landwehrgesetze  der  beiden  Reichshälften  enthielten  auch 
Anordnungen  über  die  aufzustellenden  Formationen  der  Landwehrtruppen, 
welche  mit  Bewilligung  des  Kaisers  und  mit  Zustimmung  des  betreffenden 
Parlaments  vermehrt  werden  konnten.  Diese  Formationen  standen  zunächst 
nicht  im  Regimentsverbande.  Derselbe  ward  zunächst  in  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  für  die  Kavallerie  und  dann  für  die  Infanterie  hergestellt, 
worauf  auch  die  k.  k.  Landwehrtruppen  in  Regimenter  formiert  wurden. 

Gegenwärtig  besteht  die  k.  k.  Landwehr  aus  36  Landwehr- 
lufanterieregimentern  und  2  Landesschützenregimentern.  Jedes 
Regiment  gliedert  sich  in  den  Regimentsstab,  3  Feldbataillone  zu  Je 
4  Feldkompagnien  und  in  den  Ersatzbataillonskader.  Nur  das 
Landwehrregiment  in  Zara  zählt  bisher  4  Bataillone.  Bei  Jedem  Regimente 
besteht  überdies  ein  Reservebataillonskader.  Der  Ersatzbataillonskader 
führt  die  Evidenz  über  die  nichtaktiven  Mannschaften,  der  Reservebataillons- 
kader die  Evidenz  der  im  Mobilisierungsfalle  aufzustellenden  Reserve- 
bataillone, wiihrend  das  im  Kriegsfalle  zu  formierende  Ersatzbataillon 
die  militärische  Ausbildung:  der  Rekruten  und    den  Ersatz  im  Mannschafts- 
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»tand«  der  Feld-    und  Reserrcabteilungen  besorgt.    Jedes   Regiment  ftlhrt 
aui'b  BleseierteQ-  nnd  Baodagenträger. 

Die  berittenen  k.  k.  Landwehrtnippen  beHtehen  ans  6  Landwehr- 
rhlanenregimenterD,  1  Division  berittener  Tiroler  LandesBchUtzen 
nnd  1  Eskadron  berittener  dalmatinischer  Landesschtttzen.  Die 
Landwehr-Ublanenregimenter  gliedern  sich  im  Frieden  in  den  Regiments- 
tttnb  mit  dem  PionierzugBkader,  2  Dirisionsstäbe,  6  Feldeskadronen 
und  1  Ersatzkader.  Im  Mobilisierungsfalle  werden  von  dem  Ersatzkader 
Ersatzeskadronen  und  StabskavalleriezUge  anfgestellt.  Der  Pionier- 
zugskader wird  im  Mobilisierungsfalle  als  Pionierzng  formiert  und  aulliril 
tvird  1  Telegraphenpatrouille  gebildet  Die  berittenen  Tiroler  l.:iii<li 
üchutzen  bestehen  aus  1  Divisionsstab,  2  Feldeskadronen  uml  I  Wr- 
satzkader,  die  berittenen  dalmatinischen  LandesschUtzrn  -.m-* 
1  Feldeskadron.  Im  Mobilisierungsfalle  wird  bei  diesen  Truppen  ji  I  Ki- 
mttzabteilung  aufgestellt.  , 

Die  ungarische  Landwehrinfanterie  besteht  ans  28  Regimentern. 
Vom  Fiumaner  Landwehrstcllungsbezirke  wird  eine  besondere,  im  Ver- 
bände des  20.  Regiments  befindliche  Kompagnie  aufgestellt  und 
aulierdem  bestehen  bei  einem  Teile  der  Regimenter  Ersatzkaders.  Die  nn- 
(^arische  Landwchrkavallerie  besteht  aus  10  Husarenregimentern, 
iler  Pionierzag  und  die  Kavallerie-Telegraphenpatrouille  werden 
nur  im  Mobilisierungsfalle  und  wahrend  der  Herbstwaffentlbungen  aufgestellt, 
In  welchem  Falle  von  einigen  Ersatzkaders  auch  1  Eavalleriestabszug 
formiert  wird.  Von  diesen  Truppen  stellt  Kroatien-Slavonien  4  Infanterie- 
regimenter und  1  Husarenregiment.''*) 

4.  Der  Landsturm  bildet  in  beiden  Reichshälften  kein  ungeordnetes 
Massenaufgebot,  sondern  einen  organisierten  Bestandteil  der  bewaffneten 
Macht,  der  als  solcher  auch  erkennbar  gemacht  wird  nnd  demgemäß  unter 
dem  Schutze  des  Völkerrechtes  steht.'''*) 

Er  ist  im  Frieden  nicht  in  TruppenkOrper  formiert,  es  bestehen  auch 
keine  Kaders,  wohl  aber  werden  solche  für  die  aufzustellenden  Truppen- 
kiVrper  im  Frieden  im  voraus  bestimmt,  und  zwar  werden  die  Unteroffiziere 
nnd  die  Landstnrmmänner  hieftlr  aus  den  mili^irisch  «m  besten  geschulten 
Landstnnnpftichtigen  unter  liesonderer  Bedachtnahme  auf  jene  ausgewählt, 
welche  in  der  Landsturmbezirksstation  oder  deren  Nähe  ihren  dauernden 
Aufenthiilt  haben. 

Die  Bildung  der  Formationen  selbst  erfolgt  nach  der  Zweckbestimmung 
des  Landsturmes  und  den  von  der  Heeresverwaltnng  im  Kriegsfall  gestellten 
Anforderungen.  Demgemäß  werden  entweder  kombattante  Landsturm- 
formationen (als  Besatzungs-,  Garnisons-  nnd  Etappentruppen,  für  die  Grenz- 
bewachung und  Landesverteidigung)  oder  Abteilungen  mit  der  Be- 
stimmung zu  besonderen  Dienstleistungen  fur  Kriegszwecke  lEiseu- 
liahnarbeiten  u.  e.  w.)  gebildet. 

Kombattante  Landsturmformationen  sind  die  Auszugsbataillone 
und  die  Territorialbataillone. 

Die  Auszugsbataillone  werden  in  Österreich  aus  den  heimatsbereeh- 
tigten  militärisch  ausgebildeten  Landsturmpflichtigen  je  eines  Landsturm- 
bezirkes formiert.  Hie  gliedern  sich  in  den  Bataillonsstab  und  4  Feld- 
kompagnien zu  je  4  Zagen;  dazu  kommt  noch  je  1  Ersatzkompagnie 
zn  4  Ztlgen.  In  den  Anszugsbataillonen  befinden  sich  zunächst  Landsturm- 
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Pflichtige  des  ersten  und  nach  Bedarf  auch  solche  des  zweiten  Aufgebotes. 
Der  Bataillonsstab  und  die  Feldkompagnien  erhalten  militärisch  ausgebildete 
Landsturmpflichtige  der  nach  Reservierung  für  Heeres-  und  Landwehrersatz- 
zwecke yerfUgbaren  jüngsten  Altersklassen;  die  Ersatzkompagnie  erhält  den 
Überschuß  der  militärisch  ausgebildeten  und  die  noch  erforderliche  Zahl 
von  solchen  Landsturmpflichtigen,  welche  militärisch  gar  nicht  oder  ftlr  den 
Dienst  bei  der  Fußtruppe  nicht  genügend  ausgebildet  sind. 

Die  Territorialbataillone  zerfallen  in  den  Bataillonsstab  und 
3  bis  6  Feldkompagnien  zu  je  3  bis  6  Zügen.  Sie  bestehen  aus  heimats- 
berechtigten Landsturmpflichtigen  beider  Aufgebote. 

In  Tirol  und  Vorarlberg  werden  zur  Verteidigung  der  beiden  Länder 
mit  der  Waffe  LandsturmterritorialbataiUone  gebildet,  welche  so 
organisiert  sind,  daß  selbst  bei  Abgabe  von  Landsturmmännern  für  andere 
Zwecke  ihre  militärische  Brauchbarkeit  noch  erhalten  bleibt.  Ist  das  Massen- 
aufgebot dieser  Bataillone  nicht  erforderlich  und  genügen  geringere,  aber 
militärisch  besser  geschulte  Kräfte,  so  wird  von  jedem  Territorialbataillon 
1  Auszugskompagnie  beigestellt  und  werden  3  bis  6  Kompagnien  eines 
Landsturmbezirkes  zu  1  Auszugsbataillon  vereinigt.  Die  Auszugskom- 
pagnien können,  wenn  nachträglich  die  Heranziehung  des  Massenaufgebotes 
der  Territorialbataillone  notwendig  wird,  ohne  weiteres  in  ihre  Territorial- 
bataillone aufgehen,  um  die  militärische  Tüchtigkeit  derselben  zu  erhöhen. 

Die  Aufstellung  von  berittenen  Landsturmabteilungen  und  von 
sonstigen  kombattanten  Formationen  erfolgt  nach  speziellen  Weisungen. 

Zu  den  Abteilungen  für  besondere  Dienstleistungen  werden 
besonders  solche  Landsturmpflichtige  ohne  Unterschied  der  Heimatsberech- 
tigung herangezogen,  welche  nicht  militärisch  ausgebildet  und  auch  sonst 
nicht  zum  Landsturmdienste  mit  der  Waffe  geeignet  sind. 

In  Ungarn  sind  in  jedem  Landsturmbezirke  im  Frieden  grundsätzlich 
Vorbereitungen  zur  Aufstellung  von  1  Landsturminfanteriebataillon 
mit  1  Ersatzkompagnie  des  ersten  Aufgebotes  und  von  1  Landsturm- 
infanteriebataillon des  zweiten  Aufgebotes  ohne  Ersatzkompagnie  zu  treffen. 
Eventuell  können  in  einzelnen  Bezirken  auch  mehrere  Bataillone  formiert 
werden.  Ferner  sind  Vorkehrungen  für  die  Aufstellung  von  40  selbständigen 
Landsturmhusareneskadronen  zu  treffen;  f)ir  je  2  Eskadronen  wird 
überdies  1  Ersatzhalbeskadron  aufgestellt. 

Die  aus  der  Kriegsmarine  stammenden  und  von  derselben  in  Anspruch 
genommenen  landsturmpflichtigen  Mannschaften  werden  mit  Rücksicht  auf 
ihre  frühere  Qualifikation  in  die  entsprechenden  Spezialkompagnien  ein- 
geteilt und  bilden  daselbst  je  1  eigene  Abteilung;  die  übrigen  landsturm- 
pflichtigen Mannschaften  der  Kriegsmarine  werden  beim  Heere  verwendet. 

Aus  den  Personen  der  Gendarmerie,  Finanzwache  und  des  Staats- 
forstpersonals sind  besondere  Abteilungen  zu  bilden,  welche  den  Stäben 
der  Landsturmtruppen  zur  entsprechenden  Verwendung  zugeteilt  werden. 

5.  Die  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  bestanden  zunächst 
aus  4  Regimentern,  wovon  jedes  in  den  Regimentsstab,  3  Feldbataillone 
zu  je  4  Feldkompagnien  und  1  Ersatzbataillon  mit  4  Ersatzkom- 
pagnien sich  gliederte.  Seither  (1896  und  1902)  wurde  die  Errichtung  von 
weiteren  Kompagnien  angeordnet,  wovon  4  demnächst  (1903)  zu  1  Feld- 
jägerbataillon vereinigt  werden  sollen. 

IL  Die  Verwaltungskörper. 

1.  Die  Militärgeistlichkeit  ist  zur  Ausübung  der  Seelsorge  und 
der  geistlichen  Jurisdiktion  über  die  in  aktiver   Dienstleistung  befindlichen 


171 

Personen  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  sowie  zur  Versehung  des  geist- 
lichen Lehramtes  in  den  Militärerziehnngs-  und  Bildungsanstalten  berufen. 

Der  Personalstand  der  MiUtärgeistliehkeit  besteht  im  Frieden  aus  den 
leitenden  Organen,  dem  apostolischen  Feldvikar  (5.  Kangklasse),  dem  Feld- 
konsistorialdirektor  (6.  Rangklasse)  und  2  Feldkonsistorialsekretären  (8.  und 
9.  Bangklasse),  dann  aus  Militärpfarrern  (8.  Bangklasse)  und  Militärkuraten 
1.  und  2.  Klasse  römisch-katholischer  Eonfession, römisch-katholischen,  griechisch- 
katholischen und  griechisch-orientalischen  Militärkaplänen  1.  und  2.  Klasse, 
1  evangelischen  Militärsenior  (8.  Bangklasse)  und  evangelischen  Militär- 
seelsorgern beider  Bekenntnisse  1.  und  2.  Klasse,  endlich  geistlichen  Professoren 
1.  nnd  2.  Klasse  römisch-katholischer  Konfession  (9.  Bangklasse).  Für  die 
Israeliten  sind  im  Frieden  keine  Militärseelsorger  bestellt,  sondern  die  geist- 
lichen Funktionen  werden  durch  die  Ortsrabbiner  versehen. 

Die  Militärpfarrer  stehen  an  der  Spitze  der  Militärseelsorgebezirke, 
welche  in  räumlicher  Beziehung  mit  den  Militärterritorialbezirken  zusammen- 
fallen, haben  ihren  Amtssitz  am  Standorte  der  betreffenden  Militärterritorial- 
behörde, üben  die  Oberaufsicht  über  die  unterstehenden  Kuraten  und  Kapläne 
katholischer  Konfession  und  unterstehen  in  rein  geistlichen  Angelegenheiten 
dem  apostolischen  Feldvikariate,  in  militäradministrativen  Kirchensachen 
als  Hilfsorgane  und  Beferenten  der  Territorialbehörden  diesen  letzteren.  Die 
akatbolischen  Militärseelsorger  sind  in  jeder  Beziehung  den  Territorialbehörden 
untergeordnet. 

Im  Mobilisierungsfalle  wird  für  den  Seelsorgedienst  beim  Armeeober- 
kommando ein  Militärkaplan  bestimmt  und  in  das  operierende  Hauptquartier 
eingeteilt.  Femer  wird  bei  jedem  Armeekommando  eine  Militärseelsorge  mit 
der  Einteilung  beim  Armeegeneralkommando  aufgestellt,  welche  aus  einem 
katholischen  Feldsuperior  (8.  Bangklasse),  einem  evangelischen  Militär- 
seelsorger, einem  Feldrabbiner  (9.  Bangklasse)  und  einem  Militärimam  besteht. 
Zum  Feldsuperior  wird  für  jede  Armee  ein  Militärpfarrer  ernannt.  Falls 
für  einen  operierenden  Armeekörper  von  geringerer  Stärke  als  derjenigen 
einer  Armee  kein  Feldsuperior  aufgestellt  wird,  ist  ein  bei  diesem  Armee- 
körper eingeteilter  Militärgeistlicher  mit  der  Leitung  der  kirchlichen  Angelegen- 
heiten und  mit  der  geistüchen  Jurisdiktion  in  dem  gleichen  Umfange,  wie 
sie  einem  Feldsuperior  zukommt,  zu  betrauen.  Der  Militärseelsorger  im 
operierenden  Hauptquartier  des  Armeeoberkommandos  wird  einem  Feld- 
superior untergeordnet.  Die  bei  den  Armeegeneralkommanden  eingeteilten 
akatholischen  Militärseelsorger  sind  in  jeder  Beziehung  von  diesen  Kom- 
manden abhängig.  Außerdem  werden  den  Truppendivisionen  Militärkapläne 
nnd  evangelische  Militärseelsorger  beigegeben,  welche  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten dem  Feldsuperior,  beziehungsweise  dem  rangsältesten  Feldgeistlichen 
der  betreffenden  Glaubensgenossenschaft,  in  militärdienstlicher  Beziehung 
aber  dem  Truppendivisionskommando  unterstehen.  Endlich  sind  auch  für 
die  Feld-  und  Beservespitäler,  dann  fiir  die  Ausübung  der  Seelsorge  bei 
den  Besatzungstruppen  der  in  Kriegsausrüstung  versetzten  Festungen  und 
flir  die  Festungsspitäler  Feldgeistliche  bestimmt. 

Für  die  Angehörigen  der  Kriegsmarine  wird  die  Seelsorge  von  dem 
Marinepfarrer  in  Pola,  den  Marinekuraten  und  Marinekaplänen  versehen. 
Die  Marinekuraten  sind  zur  Ausübung  der  Seelsorge  und  geistlichen  Juris- 
diktion im  Marinespitale  in  Pola  und  in  der  Marineakademie  in  Fiume 
berufen,  die  Marinekapläne  aber  sind  dem  Marinepfarrer  zur  Unterstützung 
bei  Ausübung  der  Seelsorge  und  geistlichen  Jurisdiktion  auf  den  Schiffen 
sowie  bei  den  Marinetruppen  und  Anstalten  am  Lande  beigegeben. 
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Bei  der  k.  k.  Landwehr  werden  die  seelsorgerischen  Geschäfte  im 
Frieden  von  den  Zivilgeistlichen  versehen  und  nur  im  Kriegsfalle  sind  neben  den 
Geistlichen  des  Heeres  auch  Landwehrgeistliche  tätig.  Die  Honvedgeistlichkeit 
ist  gleichfalls  vorzugsweise  nur  für  den  Kriegsfall  organisiert;  im  Frieden 
sind  aktive  Honvedgeistliche  nur  beim  Landwehrgamisonsspital  in  Budapest 
und  bei  den  ungarischen  Landwehrerziehungs-  und  Bildungsanstalten  angestellt. 

Für  die  bei  den  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  dienenden 
Mohammedaner  sind  2  Militärimame  bestellt,  welche  dem  Korpskommando  in 
Sarajewo  unterstehen. 

Die  Ergänzung  der  Militär-  und  Landwehrgeistlichkeit  geschieht  aus 
dem  Stande  der  Beserve  und  nichtaktiven  Landwehr,  dann  nötigenfalls 
aus  dem  Zivilklerus.  Zur  Präsentation  für  die  Stellen  der  Militärkuraten 
und  Kapläne  sind  die  Ordinariate,  und  zwar  im  Verhältnisse  zu  den  aus 
ihrem  Diözesanbereiche  sich  ergänzenden  Truppen  berufen.  Die  Besetzung 
der  Stellen  der  geistlichen  Professoren,  des  Kuraten  bei  der  Militärstraf- 
anstalt und  der  evangelischen  Militärseelsorge  geschieht  im  Konkurswege. 
Zu  Militärpfarrern  können  nur  solche  Militärgeistliche  vorgeschlagen  werden, 
welche  entweder  vor  einer  Prüfungskommission  beim  apostolischen  Feld- 
vikariate  die  Militärpfarrersprüfung  mit  Erfolg  abgelegt  oder  welche  nach 
der  mit  gutem  Erfolge  vor  einer  Diözesanprüfungskomniission  abgelegten 
Pfarrkonkursprüfung  beim  apostolischen  Feldvikariate  die  Ergänzungsprüfung 
aus  der  Militärseelsorge  bestanden  haben. 

2.  Das  Auditoriat  ist  zur  Mitwirkung  bei  der  Strafrechtspflege  des 
Heeres  durch  Führung  der  Untersuchung  und  die  technische  Leitung  des 
Strafprozesses,  dann  zur  Beratung  und  Unterstützung  der  militärischen 
Kommandanten  in  Zivilrechtssachen  berufen. 

Der  Verwaltungskörper  besteht  aus  dem  Offizierskorps  der  Auditore 
und  den  Auditoriatspraktikanten.  Das  Offizierskorps  umfaßt  die  Chargen 
der  Generalauditore,  Oberstauditore,  Oberstleutnantauditore,  Majorauditore, 
Hauptmannauditore  1.  und  2.  Klasse  und  Oberleutnantauditore  mit  den 
diesen  Chargen  entsprechenden  Rangklassen. 

Die  Verwendung  der  Auditore  geschieht  je  nach  dem  Chargengrade 
bei  den  Garnisons-  und  höheren  Gerichten,  dann  im  Konzeptsdienste  bei 
den  Militärterritorialbehörden  und  beim  Reichskriegsministerium.  Im  Frieden 
ist  den  Infanterie-,  Jäger-  und  Pionierregimentern  ein  Auditor  beigegeben, 
welcher  einerseits  als  Strafrichter  beim  Garnisonsgerichte  der  Station  amtiert, 
andererseits  als  Referent  des  Regimentskommandanten  in  Justizsachen 
fungiert  und  verpflichtet  ist,  den  Offizieren  und  der  Mannschaft  in  ihren 
Rechtsangelegenheiten  tunliehst  mit  Rat  an  die  Hand  zu  gehen.  Hinsichtlich 
der  einem  Garnisonsgerichte  zugewiesenen  Truppenkörper,  welchen  Auditore 
nicht  beigegeben  sind,  kommt  die  gleiche  Verpflichtung  dem  Gerichtsleiter 
oder  den  von  diesem  hiezu  bestimmten  unterstehenden  Auditoren  zu. 

Im  Mobilisierungsfalle  wird  dem  Armeeoberkommando,  jedem  Armee- 
kommando und  jedem  selbständig  operierenden  Korpskommando  ein  Auditor 
als  Justizreferent  (Armeeauditor)  zugewiesen. 

In  der  Kriegsmarine  versehen  Auditore  des  Heeres  den  Justizdienst, 
welche  aber  zum  Stande  der  Kriegsmarine  zählen.  Einer  derselben  ist  als 
Flaggenauditor  eingeschifft  und  versieht  die  Justizgeschäfte  bei  der  Eskadre. 
Im  Falle  einer  Flottenausrüstung  wird  der  Bedarf  an  Flaggenauditoren 
durch  Heranziehung  von  Marineauditoren  gedeckt  und  der  Abgang  durch 
Auditore  des  Heeres  ersetzt.  Ein  höherer  Auditor  dient  in  diesem  Falle 
dem  Kommandanten  der  Flotte  als  Justizreferent» 
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Bei  den  Landwehren  wird  der  Justi/^dienst  durch  besondere  Auditoriats- 
korptt  versehen.  Die  Auditore  der  k.  k.  Landwehr  führen  die  Bezeichnung^ 
„Offiziere  für  den  Justizdienst  der  k.  k.  Landwehr". 

Die  Ergänzung  geschieht  durch  Ernennung  von  Auditoren  in  der 
Reserve  oder  nichtaktiven  Landwehr  und  dann  durch  Eintritt  absolvierter 
KechtshOrer  in  die  Auditoriatspraxis.  Die  Praktikanten  sind  verhalten, 
sich  durch  9  Monate  bei  einem  Zivilgerichte  in  bürgerlichen  Rechts- 
sachen verwenden  zu  lassen  und  einen  Lehrkurs  über  Militärrecht  zu  hören. 
Ihre  Ernennung  erfolgt  nach  Ablegung  der  vorgeschriebenen  Militärrichter- 
amtsprüfung.  Die  Beförderung  in  die  höheren  Chargen  vom  Majorauditor 
aufwärts  ist  durch  die  erfolgreiche  Ablegung  der  Prüfung  fllr  den  höheren 
Justizdienst  bedingt. 

3.  Die  Sanitätskorps. 

a)  Das  militär ärztliche  Offizierskorps  umfaßt  die  als  Doktoren  der 
gesamten  Heilkunde  graduierten  Militärärzte  des  Präsenz-  und  nichtaktiven 
Standes. 

Das  Personal  besteht  aus  Generalstabsärzten  (5.  Rangklasse),  Ober- 
stabsärzten 1.  Klasse  (6.  Rangklasse),  Oberstabsärzten  2.  Klasse  (7.  Rang- 
klasse), Stabsärzten  (8.  Rangklasse),  Regimentsärzten  1.  und  2.  Klasse 
(9.  Rangklasse),  Oberärzten  (10.  Rangklasse)  und  Assistenzärzten  (11.  Rang- 
klasse j. 

Außerdem  gibt  es  im  Heere  noch  von  früher  her  einige  Ob  er  Wund- 
ärzte und  Wundärzte  (11.  Rangklasse),  welche  nicht  graduiert  sind,  nicht 
den  Offiziersrang  haben  und  nur  zu  niederen  ärztlichen  Diensten  verwendet 
werden. 

Die  Militärärzte  werden  im  Frieden  teils  bei  den  Sanitätsanstalten, 
teils  als  Leiter  des  Garnisonssanitätsdienstes,  teils  endlich  bei  den  Koni- 
inanden,  Verwaltungsbehörden  und  einzelnen  Heeresanstalten  (Militär- 
erziehungs-  und  Bildungsanstalten,  Militärinvalidenhäusern)  in  leitender  oder 
ausübender  Stellung  verwendet.  Der  rangälteste  der  bei  den  Truppenkörpern 
eingeteilten  Ärzte  führt  die  Bezeichnung  „Chefarzt"  (Korps-,  Divisions-,  Brigade- 
Chefarzt  u.  s.  w.)  und  fungiert  dem  Kommandanten  gegenüber  als  Referent 
in  Sanitätsangelegenheiten.  Der  rangälteste  Arzt  einer  Militärsanitätsanstalt 
ist  Kommandant  derselben.  Die  leitenden  Ärzte  der  Militärterritorialbehörden 
führen  die  Bezeichnung  „Sanitätschef"  und  ein  Generalstabsarzt  fungiert  als 
Chef  des  militärärztlichen  Offizierskorps. 

Im  Kriege  werden  zur  einheitlichen  höheren  Leitung  des  Sanitäts- 
wesens, dann  zur  Leitung  des  Sanitätswesens  jeder  Armee  höhere  Militiir- 
ärzte  berufen.  Desgleichen  werden  solche  Militärärzte  zur  Leitung  der  den 
Korps  und  Truppendivisionen  nicht  zugeteilten  Feldsanitätsanstalten  und 
zur  Regelung  des  Krankenabschubes  bestellt.  Diese  Ärzte  erhalten  ihre  Ein- 
teilung als  Armeechefärzte  im  Armeehauptquartier,  beziehungsweise  als 
Sanitätschefs  beim  Armeegeneralkommando.  Für  die  nicht  im  Divisions- 
verbande operierenden  Brigaden  werden  entweder  eigene  Militärärzte  be- 
stellt oder,  wenn  dies  nicht  geschieht,  steht  die  Leitung  des  Sanitäts- 
dienstes bei  solchen  Brigaden  dem  rangältesten  Militärarzte  der  zu  denselben 
gehörigen  Truppenkörper  zu.  Den  Festungsstäben  der  in  KriegsausrUstung 
versetzten  festen  Plätze,  in  welchen  mehrere  größere  Festungsspitäler  zur 
Aufstellung  gelangen,  wird  ein  Festungsehefarzt  beigegeben,  sofern  nicht 
schon  im  Frieden  für  diese  Festungen  ein  solcher  Chefarzt  ernannt  ist.  In 
den  übrigen  ausgerüsteten  festen  Plätzen  hat  der  rangälteste  Militärarzt 
zugleich  den  Dienst  des  Festungschefarztes  zu  versehen. 
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Die  leitenden  Militärärzte  nehmen  den  militärischen  Kommandanten 
gegenüber  die  Stellung  von  Referenten  in  Sanitätssaehen  ein  und  sind  ebenso- 
wie  die  ausübenden  Militärärzte  den  betreffenden  Behörden  und  Eom- 
manden  in  militärärztlicher  Beziehung  untergeordnet.  Den  Chefärzten  steht 
aber  das  Recht  zu,  in  fachtechnischen  Fragen  des  Militärsanitätswesens  so- 
wohl untereinander  als  auch  mit  ihren  ärztlichen  Vorgesetzten  und  dem 
Militärsanitätskomitee^^^)   in   direkten   dienstlichen  Verkehr   zu   treten. 

In  der  Kriegsmarine  wird  der  Sanitätsdienst  von  einem  besonderen 
Offizierskorps  versehen,  welches  die  Chargengrade  der  Ädmiralstabsärzte, 
Marineoberstabsärzte  1.  und  2.  Klasse,  Marinestabsärzte,  Linienschiffs-  und 
Fregattenärzte,  Korvettenärzte  und  Assistenzärzte  mit  denselben  Rangklassen 
wie  bei  den  Ärzten  des  Landheeres  umfaßt.  Der  ranghöehste  auf  einem 
Schiffe  befindliche  Marinearzt  wird  als  Schiffschefarzt  bezeichnet,  die  übrigen 
8ind  subalterne  Schiffsärzte.  Jedem  Flaggenstab  wird  ein  höherer  Schiffsarzt 
als  Sanitätschef  beigegeben. 

Für  die  Landwehren  bestehen  gleichfalls  eigene  landwehrärztliche 
Offizierskorps  und  beim  Landsturm  versehen  den  Sanitätsdienst  die  Land- 
sturmärzte. 

Die  Aufnahme  in  den  Aktivstand  des  militärärztlichen  Offizierskorps  ist 
grundsätzlich  nur  in  der  Charge  des  Oberarztes  zulässig.  Es  können  auch 
Personen  des  Zivilstandes  aufgenommen  werden.  Nebst  Nachweisung  der 
vorgeschriebenen  theoretischen  Qualifikation  ist  regelmäßig  für  die  Auf- 
nahme auch  eine  praktische  Erprobung  und  weiters  für  die  Beförderung  in 
die  Charge  der  Stabsärzte  noch  die  Ablegung  einer  eigenen  Prüfung  er- 
forderlich. Im  Falle  einer  Mobilisierung  wird  von  dem  Nachweise  der  mili- 
turärztlichen  Ausbildung  abgesehen  und  außerdem  können  hervorragende 
Ärzte  des  Zivilstandes  als  Konsiliarärzte  auf  die  Dauer  des  Krieges  ver- 
wendet und  mit  einem  höheren  Chargengrade  bekleidet  werden;  dieselben 
üben  lediglich  eine  wissenschaftlich-technische  Tätigkeit  aus,  nehmen  aber 
keinen  Einfluß  auf  den  Dienstbetrieb. 

b)  Die  Sanitätstruppe  wird  im  Frieden  zur  Pflege  der  Kranken 
und  Verwundeten  in  den  Militärsanitätsanstalten,  und  zwar  grundsätzlich  in 
den  Garnisonsspitälern,  dann  teilweise  auch  in  den  übrigen  Militärsanitäts- 
anstalten (Truppenspitälem  und  Marodenhäusern)  verwendet.  Sie  besorgt 
ferner  den  Transport  von  Kranken  in  die  Sanitätsanstalten  und  versieht  den 
Sanitätsdienst  bei  den  Truppenkörpern  in  Lagern  und  auf  Märschen.  In  den 
Militärbadeheilanstalten  und  den  Trinkkuranstalten^^* )  werden  nur  solche 
Verrichtungen  von  ihr  besorgt,  welche  eine  besondere  Ausbildung  im  Sanitäts- 
dienste voraussetzen. 

Im  Kriege  hat  die  Sanitätstruppe  außerdem  noch  in  den  Sanitäts- 
austalten  der  Armee  im  Felde  und  in  den  Deutsch-Ordensspitälern**")  den 
Sanitätshilfsdienst  für  Verwundete,  in  den  Feldmarodenhäusern^*^)  aber  nur 
solche  Verrichtungen  zu  besorgen,  wozu  geschulte  Sanitätsmannschaft  erfor- 
derlich ist. 

Bei  jenen  Truppen,  welche  nicht  mit  Blessiertenträgern  versehen  sind, 
insbesondere  also  bei  der  Kavallerie  und  den  technischen  Truppen,  hat  die 
Sauitätstruppe  nach  Bedarf  auch  den  Dienst  der  Blessiertenträger  zu  versehen. 

Endlich  hat  sie  im  Frieden  wie  im  Kriege  den  Wach-  und  Pflege- 
dienst in  den  Militärinvalidcnhäusern^**)  und  den  Hilfsdienst  in  den  Militär- 


"')  Verjjl.  §  102  I.  —  »»)  Vergl.  §  73  II.  —  "«)  Vergl.  §  82.  —  **^  Vergl.  §  73  IL 
-  »^M  Vergl.  §§  115  uod  122. 
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medikamentenanstalten^^^)  aaszuüben,  soweit  derselbe  nicht  dem  technischen 
Hilfspersonale  zukommt. 

Die  Sanitätstruppe  besteht  im  Frieden  aas  dem  Sanitätstrappen- 
kommando und  26  Sanitätsabteilungen,  im  Mobilisierungsfalle  überdies 
aus  Feld-  und  Keservesanitätsabteilungen,  ferner  aus  Sanitätsabtei- 
lungen  für  die  Verwundetenspitäler  des  Deutschen  Ordens. 

Die  im  Frieden  bestehenden  Sanitätsabteilungen  sind  bei  den  Gar- 
nisonsspitälern eingeteilt.  Die  Reserresanitätsabteilungen  werden  im  Falle 
der  Mobilisierung  der  Landwehr  ganz  oder  teilweise  durch  die  aus  der 
Sanitätstruppe  stammende  Landwehrmannschaft  gebildet.  Wird  der  Land- 
sturm zur  Ergänzung  des  Heeres  in  Anspruch  genommen,  so  sind  die  den 
Sanitätsabteilungen  zugewiesenen  Landsturmmänner  in  besondere  Land- 
sturmsanitätsabteilungen zu  formieren. 

Die  Sanitätsabteilungen  der  meisten  Garnisonsspitäler  gliedern 
sieh  in  eine  Stammabteilung  zur  Versehung  des  Pflegedienstes  und  eine 
Instruktionsabteilung  zur  Ausbildung  der  Chargen  und  der  Mannschaft. 
Die  Zusammensetzung  und  Verwendung  der  Feldsanitätsabteilungen 
ist  je  nach  ihrer  Bestimmung  (ftlr  die  Infanterietruppendivisions-Sanitäts- 
anstalten,  die  KayaUeriedivisions-Sanitätsanstalten,  die  Feldspitäler,  die 
Kisenbahnsanitätszüge  und  Schiffsambulanzen,  dann  die  Verwundetenspitäler 
des  Deutschen  Ordens)  besonders  normiert.  Die  Reservesanitätsabtei- 
lungen werden  zur  Dotierung  der  Armeegeneralkommanden  mit  der  erfor- 
derlichen Reserve  an  Sanitätsoffizieren  und  Mannschaft,  dann  Air  den  Dienst 
in  festen  Plätzen  verwendet. 

Die  Ergänzung  des  Offizierskorps  erfolgt  nach,  den  Vorschriften  über 
die  Beförderung  von  Personen  des  Soldatenstandes,  die  Ergänzung  der 
Mannschaft  außer  im  Wege  direkter  Einreihung  durch  Übersetzung  minder 
tauglicher  Soldaten  anderer  Truppenkörper.  Eingereiht  werden  Rekruten 
und  Ersatzreservisten  aus  allen  Teilen  der  Monarchie. 

Die  Sanitätsabteilung  für  die  Kriegsmarine  wird  vom  Matroseu- 
ki»rps  beigestellt. 

Landwehr  und  Landsturm  besitzen  keine  Sanitätstruppe. 

c)  Die  Militärmedikamentenbranche  ist  zur  Bereitung  und  Ver- 
waltung der  für  die  Armee  erforderlichen  Arzneien  bestimmt. 

Sie  besteht  aus  Militärmedikamentenbeamten  und  dem  tech- 
nischen Hilfspersonale.  Zu  den  Medikamentenbeamten  gehören  der 
Medikamentendirektor  (6.  Rangklasse),  der  Medikamentenoberverwalter 
(7.  Rangklasse)  und  der  Medikamentenverwalter  (8.  Rangklasse),  dann 
Medikamentenoffiziale  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse),  Medikamenten- 
ofBziale  3.  Klasse  (10.  Rangklasse)  und  Medikamentenakzessisten  (11.  Rang- 
klasse). Das  technische  Hilfspersonal  zählt  zu  den  Gagisten  ohne 
Rangklasse  und  besteht  aus  Werkmeistern  und  technischen  Gehilfen  (1.  und 
2.  Klasse). 

Der  Kriegsmarine  wird  das  Medikamentenpersonal  vom  Heere 
beigestellt 

FUr  die  ungarische  Landwehr  ist  ein  eigenes  Landwehrmedika- 
mentenpersonal  systemisiert. 

(h  Die  tierärztliche  Branche  versieht  den  tierärztlichen  Dienst  im 
Heere.  Sie  besteht  aus  Tierärzten  und  Kurschmieden.  Die  Tierärzte 
sind  Militslrbeamte,  und  zwar  gehören  dazu  die  Obertierärzte  1.  und  2.  Klasse 

*")  Vergl.  §  75. 
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( 9.  Kangklasse),  die  Tierärzte  (10.  Rangklasse},  die  Untertierärzte  ill.  Rang- 
klasse) und  die  tierärztlichen  Praktikanten  (12.  Rangklasse). 

Sie  sind  bei  jenen  Truppen  und  Ileeresanstalten  eingeteilt,  welche 
eine  größere  Zahl  ärarischer  Pferde  im  Stande  haben.  Der  im  Range 
höchste  Tierarzt  jeder  Truppe  oder  Anstalt  flihrt  die  Bezeichnung  „Chef- 
tierarzt". 

Die  Kurschmiede  sind  den  Tierärzten  als  Gehilfen  beigegeben, 
gehören  zu  den  Unteroffizieren  und  sind  vorzugsweise  zur  Ausübung  des 
Hufschlages  bestimmt. 

Für  die  Landwehren  sind  gleichfalls  Tierärzte  und  Kursehmiede 
systemisiert   und   im   Kriege   kommen   noch  Landsturmtierärzte   hinzu. 

Die  Militärtierärzte  ergänzen  sich  im  Frieden  durch  Ernennung  von 
Militärkurschmieden,  welche  das  tierärztliche  Diplom  erworben  haben  und 
durch  Übersetzung  aus  dem  nichtaktiven  Stande.  Zu  Militärkurschmieden 
werden  Mannschaftspersonen  in  besonderen  Lehrkursen  *^'^)  herangebildet. 
Im  Kriege  können  nötigenfalls  auch  Ziviltierärzte  und  Zivilkurschmiede 
gegen  Vergütung  aufgenommen  werden. 

4.  Die  Truppenrechnungsführer  sind  zur  Versehung  des  Ver- 
waltuugs-  und  Rechnungsdienstes  bei  den  Truppen  und  Heeresanstalten, 
dann  illr  den  Liquidierungsdienst  in  den  Haupt-  und  Stabsquartieren  der 
Armee  im  Felde  bestimmt. 

Das  Korps  besteht  aus  Hauptmannrechnungsführern  1.  und  2.  Klasse« 
Oberleutnantrechnungsführern  und  LeutnantreehnungsfÜhrem  mit  den  diesen 
Chargen  entsprechenden  Rangklassen. 

Die  Rechnungsführer  besorgen  im  Frieden  das  ökonomische  Referat 
bei  den  Kommanden  und  Verwaltungskomniissionen  der  Truppen  und  Heeres- 
anstalten; sie  sind  teils  Vorstände  der  Rechnungskanzleien,  teils  zur  Unter- 
stützung den  verantwortlichen  Leitern  dieser  Kanzleien  beigegeben.  Im 
Mobilisierungsfalle  haben  $ie  den  Liquidationsdienst  bei  den  mobilisierten 
Truppen,  dann  in  den  Haupt-  und  Stabsquartieren  unter  eigener  Verant- 
wortung zu  besorgen,  während  ihre  Stellung  bei  den  Ersatzkörpern  und 
Heeresanstalten  auch  während  der  Mobilität  die  gleiche  bleibt. 

Für  den  Rechnungshilfsdienst  und  zur  Verwendung  im  Schreibgeschäfte 
sind  den  Vorständen  der  Rechnungskanzleien  Rechnungshilfsarbeiter 
beigegeben,  welche  dem  Mannschaftsstande  der  Truppen  und  Heeresanstalten 
entnommen  werden. 

Bei  der  Kriegsmarine  wird  der  Rechnuugsdienst  durch  Marine- 
kommissariatsbeamte versehen.  Jedem  Schiffe  wird  zur  Besorgung  des 
ökonomischen  Dieustes  ein  solcher  Beamter  zugewiesen,  welcher  ,,Schiff8- 
rechnungsfUhrer"  heißt. 

Für  die  k.  k.  Landwehr  sind  eigene  TruppenrechnungsfUhrer  und 
fiir   die    ungarische  Landwehr  Truppenverwaltungsoffiziere  systemisiert. 

Die  Ergänzung  der  TruppenrechnungsfUhrer  erfolgt  durch  Ernennung 
von  Rechnungsunteroffizieren,  welche  die  FachprUfung  tür  den  Truppenver- 
waltungs-  und  -Rechnungsdienst  abgelegt  haben,  dann  durch  Offiziere  der 
verschiedenen  Truppen  und  Heeresanstalten  und  endlich  durch  Ernennung 
von  Zöglingen  der  Militärakademien  und  Militäroberrealschulen,  welche  sich 
für  die  Militärerziehung  nicht  eignen. 

5.  Die  Intendantur  ist  zur  Besorgung  der  auf  die  wirtschaftliche 
Heeresverwaltung,   mit   Ausschluß   der    technischen    Anstalten,    bezllglichen 

**^)  Voi«rl.  §  i^O  VI. 
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administrativen  Geschäfte,  ferner  zur  Ausftlhmng  der  administrativen  Kontrolle 
in  diesen  Dienstzweigen  berufen.  Außerdem  obliegt  ihr  die  mit  der  Budget- 
gebamng  im  Zusammenhang  stehende  Liquidierung  und  Geldanweisung, 
dann  die  Rechnungskontrolle  rUcksichtlich  aller  Zweige  des  Verrechnungs- 
dienstes. Die  Militärintendanz  hat  demgemäß  auch  die  für  die  wirtschaft- 
liche Verwaltung  (Ernährung,  Bekleidung  und  Unterkunft)  erforderliehen 
Verträge  abzuschließen,  beziehungsweise  zu  ratifizieren  und  in  Beschädigungs- 
fUUen  die  Interessen  des  Militärärars  zu  wahren.  Endlich  ist  ihr  auf  dem 
Gebiete  des  Militärversorgungs-  und  Stiftungswesens  eine  Mitwirkung  ein- 
geräumt. 

Entsprechend  der  Einteilung  des  Militärintendanzdienstes  in  2  Gruppen, 
nämlich  in  die  Gruppe  des  Verwaltungsdienstes  und  die  Gruppe  des 
Kechnungsdienstes,  sind  mit  der  Besorgung  der  verschiedenen  Geschäfte 
auch  2  verschiedene  Standesgruppen  befaßt,  die  Militärintendanturs- 
beamten und  die  Rechnungskontrollsbeamten.  Die  ersteren  sind  mit 
der  Leitung  und  administrativen  Kontrolle  der  wirtschaftlichen  Dienst- 
zweige mit  Einschluß  der  Militärstiftungsagenden  betraut. 

a)  Das  Personal  der  Militärintendantur  besteht  aus  dem  Chef 
derselben  (4.  Rangklasse),  Generalintendanten  (5.  Rangklasse),  Militärober- 
intendanten L  und  2.  Klasse  (6.  und  7.  Rangklasse),  Militärintendanten 
(8.  Rangklasse)  und  Militärunterintendanten  (9.  Rangklasse). 

Verwendet  wird  dieses  Personale  bei  den  verschiedenen  zur  Besorgung 
des  Intendanzdienstes  aufgestellten  Geschäftsabteilungen.  Solche  Geschäfts- 
abteilungen sind  aufgestellt  beim  Reichskriegsministerium  (die  ökonomische 
Sektion),  bei  den  Korpskommanden  (die  Korpsintendanzen),  beim 
Militärkommando  in  Zara  und  jedem  im  Mobilisierungsfalle  an  die  Stelle 
des  Korpskommandos  tretenden  Militärkommando  (die  Militärkommando- 
intendanzen) und  bei  jedem  Infanterie-Truppendivisionskommando  (die 
Divisionsintendanzen). 

Im  Mobilisierungsfalle  werden  außerdem  beigegeben  jedem  Armee- 
generalkommando eine  Armee-Generalkommandointendanz,  jedem 
zur  Aufstellung  gelangenden  Truppendivisionskommando  eine  Divisions- 
intendanz und  dem  Kommando  eines  in  Kriegsausrttstung  versetzten 
grt)ßeren  festen  Platzes  eine  Festungsintendanz.  Endlich  werden  im 
Kriegsfalle  auch  beim  Armeeoberkommando  und  bei  jedem  Armeekommando 
Militärintendantursbeamte  eingeteilt. 

Die  Militärintendanzbehörden  bei  den  Territorialkommanden,  beziehungs- 
weise ihre  Chefs  haben  den  Territorialkommandanten  gegenüber  eine  doppelte 
Stellung.  Einmal  fungieren  sie  als  delegierte  Organe  des  Reichskriegs- 
ministeriums, bewerkstelligen  in  dieser  Eigenschaft  die  Deckung  der  Be- 
dlirfnisse  der  in  dem  Territorialbezirke  dislozierten  Truppen  und  Heeres- 
anstalten, welche  sich  nicht  in  dem  ökonomisch-administrativen  Verbände 
einer  Infanterietruppendivision  befinden,  und  lassen  durch  die  Rechnungs- 
ahteilung die  Liquidierung  und  Rechnungskontrolle  ttber  dieselben  besorgen. 
»Sie  sind  in  dieser  Eigenschaft  unabhängig  von  den  Territorialkommandanten 
und  nur  dem  Ministerium  verantwortlich.  Andererseits  fungieren  sie  als  Re- 
ferenten dieser  Kommandanten  bei  Anfragen  und  Rekursen  der  lYuppen 
und  Heeresanstalten  in  ökonomischen  Angelegenheiten. 

Bezüglich  der  in  den  ökonomisch-administrativen  Verband  einer  In- 
fanterietruppendivision gehörigen  Truppen  sind  sie  auf  die  Oberleitung  der 
Intendanzgeschäfte  beschränkt. 

Schmid,  Das  Heeresrecbt  der  österr.-ang.  Monarchie.  1^ 
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Die  Gebarung  der  technischen  Materialanstalten  der  Spezialwaffen  ist 
ihrer  Kontrolle  entzogen,  doch  haben  sie  die  Chefs  dieser  Anstalten  (der  tech- 
nischen Artilleriedirektionen  und  Militärbaudirektionen)  bei  den  Sicherstellungs- 
Verhandlungen  zu  unterstützen. 

Von  den  2  Geschäftsabteilungen  der  Eorpsinteudanzen  gliedert  sich  die 
Verwaltungsabteilung  wieder  in  2  Geschäftsgruppen,  von  denen  die  eine 
die  Angelegenheiten  der  Verpflegsanstalten  und  das  Elnquartierungswesen^ 
die  andere  die  meisten  übrigen  administrativen  Geschäfte  besorgt.  Die 
Rechnungsabteilung  ist  mit  Rechnungskontroilsbeamten  besetzt. 

Die  Stellung  der  Chefs  der  Divisionsintendanzen  ist  analog  jener  der 
Intendanzchefs  bei  den  Korpskommanden.  Die  Intendanzchefs  der  Armee- 
generalkommanden und  der  Festungskommanden  haben  nur  hinsichtlich  der 
Rechnungskontrolle,  des  Liquidationsdienstes  und  der  Geldanweisung  einen 
selbständigen  Wirkungskreis;  in  allen  übrigen  Angelegenheiten  sind  sie  aus- 
schließlich Referenten  der  betreffenden  Kommandanten. 

Bei  der  Kriegsmarine  wird  der  ökonomisch-administrative  Dienst  durch 
die  Marinekommissariatsbeamten  besorgt.  Zu  denselben  zählen  der 
Marinegeneralkommissär  (5.  Rangklasse),  die  Marineoberkommissäre  1.  und 
2.  Klasse  (6.  und  7.  Rangklasse),  die  Marinekommissäre  (8.  Rangklasse),  die 
Marinekommissariatsadjunkten  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse),  die  Marine^ 
kommissariatsadj  unkten  3.  Klasse  (10.  Rangklasse)  und  die  Marinekommis- 
sariatseleven (12.  Rangklasse). 

Für  die  beiden  Landwehren  sind  Landwehr-Intendantursbeamte 
systemisiert. 

Die  Intendantursbeamten  ergänzen  sich  aus  Oberoffizieren  und  Militär- 
beamten von  der  9.  Rangklasse  abwärts,  welche  den  Militärintendanzkurs 
absolviert  haben. 

b)  Das  Personale  der  Rechnungskontroilsbeamten  besteht  aus  1  Mi- 
nisterialrat (5.  Rangklasse),  Oberrechnungsräten  1.  Klasse  (6.  Rangklasse », 
Oberrechnungsräten  2.  Klasse  (7.  Rangklasse),  Rechnungsräten  (8.  Rang- 
kiasse),  Rechnungsoffizialen  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse),  Rechnungs- 
of&zialen  3.  Klasse  (10.  Rangklasse),  Rechnungsakzessisten  (11.  Rangklasse  ^ 
und  Rechnungspraktikanten  (12.  Rangklasse). 

Verwendet  werden  die  Rechnungskontroilsbeamten  vornehmlich  zur 
Liquidierung  der  bei  den  Militärkassen  vorkommenden  Erapftlnge  und  Aus- 
gaben vor  deren  Anweisung,  zur  Prüfung  der  Rechnungen  und  Journale 
der  Truppen  und  Heeresanstalten,  zur  Evidenzhaltung  der  Dotationsgebarung, 
der  Forderungen  und  Schulden  des  Militärärars,  dann  zur  Verfassung  der 
periodischen  Gebarungsnachweisungen  und  des  Heeresbudgets.  Von  ihnen 
werden  auch  die  Grundbücher  über  alle  im  Gagebezuge  stehenden  Heeres- 
personen sowie  die  Verzeichnisse  der  mit  Pensionen  oder  anderen  Ruhe- 
genüssen beteilten  Militärpersonen,  ihrer  Witwen  und  Waisen  geflihrt.  Außer- 
dem obliegt  der  Branche  der  kalkulatorische  Hilfsdienst  und  die  Mitwirkung 
bei  der  Verfassung  statistischer  Nachweisungen. 

Bei  der  Kriegsmarine  sind  die  Marinekommissariatsbeamten  auch 
mit  der  Ausübung  der  Rechnungskontrolle  betraut. 

Für  die  k.  k.  Landwehr  versehen  den  RechnungskontroUsdienst  Zivil- 
staatsbeamte, für  die  ungarische  Landwehr  hingegen  Landwehrrechnungs- 
beamte mit  Militärcharakter. 

Die  Ergänzung  der  Branche  geschieht  teils  durch  Einteilung  ansprnchs- 
berechtigter    Unteroffiziere,   teils   durch  Aufnahme  von  Eleven,   welche  eine 
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Mittelschule,  Handelsakademie  oder  technische  Hochschule  absolviert  und 
eine  Prüfung  aus  der  Staatsrechnungswissenschaft  abgelegt  haben  müssen, 
in  den  höheren  Chargen,  für  welche  eigene  Prüfungen  (Rechnnngsoffizial- 
prttfung  und  Rechnungsratsprüfnng)  vorgeschrieben  sind,  auch  durch  Auf- 
nahme von  Trnppenrechnungsfllhrern. 

6.  Die  Traintruppe  hat  im  Frieden  flir  die  militärische  Ausbildung 
der  Traintruppen  und  für  die  Abrichtung  der  zugewiesenen  Reit-,  Zug-  und 
Tragtiere  zu  sorgen.  Im  Kriege  obliegt  ihr  die  Fortschaffung  der  Feldaus- 
rüstung der  höheren  Kommanden  und  Stäbe,  der  Divisionssanitätsanstalten, 
Kriegsbrückenequipagen,  Pionierzeugsreserven  und  Etappen verpflegsgUter,  dann 
die  Aufstellung  von  Korpstrainparks  und  von  Depots  für  marode  Pferde, 
endlich  die  militärische  Führung  der  Landesfnhren  bei  den  Feldverpflegs- 
anstalten.  Bei  diesen  hat  sie  im  Verein  mit  der  Verpflegsmannschaft  auch 
den  Dienst  der  Train(Park)wache  zu  versehen.  Die  Gesamtheit  der  Trans- 
portmittel, welche  zur  Fortschaffung  der  erwähnten  Ausrüstungsgegenstände 
von  den  Armeekörpern  benötigt  werden,  wird  als  Armeetrain  bezeichnet. 
Die  übrigen  im  Felde  notwendigen  Gegenstände  haben  die  Truppen  mittels 
der  ihnen  speziell  zugewiesenen  Transportmittel  mitzuftihren.  Die  letzteren 
bilden  den  Truppentrain,  der  sich  wiederum  in  den  Gefechtstrain  und 
in  den  Bagagetrain  scheidet  und  zum  Teil  aus  ärarischen,  zum  Teil  aus 
Landesfuhrwerken  besteht.  Zum  Gefechtstrain  gehören  alle  Trainbestand- 
teile, welche  täglich,  also  auch  unmittelbar  nach  dem  Gefechte  benötigt 
werden,  während  der  Bagagetrain  die  übrigen  Bestandteile  umfaßt  und  den 
Truppenkolonnen  in  bestimmtem  Abstände  folgt. 

Die  Traintruppe  besteht  aus  3  Trainregimentern,  wovon  jedes  im 
Frieden  in  den  Regimentsstab  und  4  bis  5  Traindivisionen  zertlillt,  und 
der  selbständigen  Traindivision  (Nr.  15).  Eine  Traindivision  besteht 
im  Frieden  aus  dem  Divisionsstab,  einer  Anzahl  Traineskadronen  und 
1  Ersatzdepotkader.  Dazu  kommen  noch  Kaders  für  Gebirgstrain- 
eskadronen. 

Die  selbständige  Traindivision  Nr.  15  besteht  aus  dem  Divisions- 
Ktab,  2  Trnininspizierungskommanden,  einer  Anzahl  von  Traineska- 
dronen und  Gebirgseskadronen,  dann  1  Ersatzdepotkader. 

Im  Kriege  wird  je  1  der  bestehenden  Traineskadronen  einer  Infanterie- 
oder Kavallerietruppendivision,  den  Korps-  und  Armeekommanden  und  dem 
Armeeoberkommando  zugewiesen.  Nebstdem  erhalten  je  4  Kriegsbrücken- 
equipagen 1  Eskadron. 

Bei  der  Armee  im  Felde  werden  als  Trainreserveanstalten  auf- 
gestellt: 

a)  Korpstrainparks  mit  der  Bestimmung,  den  Abteilungen  der 
Traintruppe  und  den  Truppen  (Truppentrains)  den  Ersatz  an  Mannschaft, 
Pferden  und  Trainmaterial  zu  leisten; 

6)  Depots  für  marode  Pferde  zur  Aufnahme  der  erkrankten 
Pferde;^") 

c)  Armeetrainfelddepots  zur  Ergänzung  des  Trainmaterials  fttr 
die  Korpstrainparks. 

Endlich  gelangen  im  Mobilisierungsfalle  noch  zur  Aufstellung  je 
1  Trainbegleitungseskadron  ftir  Feldverpflegsmagazine,  je  1  Train- 
detachement  fllr  Feldbäckereien  und  1  Ersatzdepot  als  Ersatzkörper 
ftir   jede   Traindivision,    aulierdera    —    aber    nicht    gleichmäßig    bei    allen 

^")  Voi-frl.  §  77.  ^2^ 


180 

Divisionen  —  Etappentrainztlge  und  AusrttBtungseinheiten  für 
besondere  Verwendungen. 

Die  Kommandanten  der  Regimenter  werden  im  Kriege  als  Armee- 
traininspektoren jener  Armee  zugewiesen,  bei  welcher  sich  die  Mehrzahl 
der  Abteilungen  des  Regiments  befindet,  und  haben  hier  die  oberste  Leitung 
des  Trainwesens  zu  ftihren.  Der  Kommandant  der  selbständigen  Traindivision 
(Xr.  15)  wird  als  Korpstraininspektor  beim  15.  Korps  eingeteilt.  Die 
Traindivisionskommandanten  und  Eskadronkommandanten  erhalten  ihre 
Einteilung  als  Korpstrainkommandanten  und  Divisionstrainkom- 
mandanten bei  den  Korps  und  Truppendivisionen,  haben  einen  analogen 
Wirkungskreis  wie  die  Armeetraininspektoren,  führen  aber  auch  das  Kom- 
mando über  die  vereinigten  Teile  des  Korps-,  beziehungsweise  Divisionstrains. 

Landwehr  und  Landsturm  besitzen  keine  Traintruppe.  Die  aus 
Landwehr-  oder  Landsturmtruppen  formierten  Armeekörper  erhalten  im 
Kriege  die  erforderlichen  Trainabteilungen  vom  Heere. 

Aus  den  zur  Traintruppe  assentierten  Wehrpflichtigen  von  Bosnien 
und  der  Herzegowina  wird  eine  Anzahl  von  Trainstandesabteilungen 
gebildet,  welche  von  den  im  Okkupationsgebiete  angestellten  Train- 
inspizierungskommandanten überwacht  werden. 

Die  Ergänzung  des  Offizierskorps  geschieht  teils  durch  Beförderung 
von  Kadetten,  teils  durch  Übersetzung  von  Subalternoffizieren  der  Kavallerie 
und  Feldartillerie.  Zum  Zwecke  der  Deckung  des  großen  Kriegsbedarfes 
an  Mannschaft  werden  sämtliche  Reservisten  der  Militärabteilungen  der 
Pferdezuchtanstalten  sowie  ein  Teil  der  Reservisten  der  Kavallerie  schon 
im  Frieden  zur  Traintruppe  übersetzt. 

7.  Die  Monturverwaltungsbranche  versieht  den  Dienst  in  den 
Monturdepots. 

Sie  besteht  aus  Stabs-  und  Oberoffizieren  der  Truppe  und  des  Ruhe- 
standes, dann  aus  dem  technischen  Hilfspersonale  und  Mannschaftspersonen. 
Das  technische  Hilfspersonal  zerfällt  in  Werkmeister  1.  und  2.  Klasse,  die 
Gagisten  ohne  Rangklasse  sind. 

Bei  den  Depots  der  beiden  Landwehren  bestehen  keine  eigenen  Ver- 
waltungsbranchen. 

8.  DieVerpflegsbranche  versieht  den  Dienst  in  den  Militärverpflegs- 
anstalten. 

Sie  besteht  aus  den  Militärverpflegsbeamten  und  der  Verpflegs- 
mannschaft  Die  Verpflegsbeamten  gliedern  sich  in  Oberverpflegsverwalter 
1.  Klasse  (6.  Rangklasse),  Oberverpflegsverwalter  2.  Klasse  (7.  Rangklasse), 
Verpflegsver Walter.  (8.  Rangklasse),  Verpflegsoffiziale  1.  und  2.  Klasse 
{{).  Rangklasse),  Verpflegsoffiziale  3.  Klasse  (10.  Rangklasse)  und  Ver- 
pflegsakzessisten  (11.  Rangklasse). 

Die  Verpflegsbeamten  ergänzen  sich  teils  aus  Unteroffizieren,  teils  aus 
sonstigen  Bewerbern,  welche  die  Verpflegsaspiranten-  und  Einjährig-Frei- 
willigenschulen  (in  Wien  und  Budapest)  absolviert  haben  und  zunächst  je 
nach  dem  Bedarf  zu  VerpflegHakzessiststellvertretern  oder  zu  Verpflegs- 
aspiranten ernannt  werden.  Die  Verpflegsm annschaft  besteht  aus  durch 
8  Wochen  militärisch  ausgebildeten,  handwerkskundigen  Mannsehaftspersonen 
(Bäckern  und  Müllern)  und  ergänzt  sich  aus  allen  Militärtcrritorialbezirken. 

Die  k.  k.  Landwehr  besitzt  keine  Verpflegsbranche,  wohl  aber  ist 
eine  solche  bei  der  ungarischen  Landwehr  systcmisiert. 

9.  Die  Militärkassenbeamten  versehen  den  Dienst  bei  den  MilitUr- 
kassen. 
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Die  Branche  umfaßt  Kassendirektoren  1.  Klasse  (6.  Rangklasse), 
Kassendirektoren  2.  Klasse  (7.  Rangklasse),  Zahlmeister  (8.  Rangklasse), 
Kassenoffiziale  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse),  KassenofÄziale  3.  Klasse 
ilO.  Rangklasse)  und  Kassenakzessisten  (11.  Rangklasse). 

Bei  den  Marinekassen  wird  der  Dienst  von  Marinekommissariats- 
beamten besorgt. 

10.  Die  technischen  Verwaltungsbranchen. 

Zu  diesen  zählen: 

a)  Die  Branche  des  Militärbaudienstes.  Dieselbe  versieht  die  bei 
nicht  fortifikatorischen  Miiitärbauten  vorkommenden  Geschäfte. 

Ihr  Stand  umfaßt  1  Generalbauingenieur  (5.  Rangklasse),  Militär- 
oberbauingenieure 1.  bis  3.  Klasse  (6.  bis  8.  Rangklasse),  Militärbauingenieure 
(9.  Rangklasse)  und  Militärbauingenieurassistenten  (10.  Rangklasse). 

Zur  Unterstützung  sind  den  Militärbauingenieuren  Militärbauwerk- 
ftthrer,  Militärbaurechnungsbeamte  und  Militärbauwerkmeister  beigegeben. 

Den  Militärbauwerkftihrern  obliegen  hauptsächlich  der  Entwurf 
und  die  Ausführung  kleinerer  Bauten  und  Adaptierungen,  dann  die  auf  die 
Instandhaltung  der  Militärgebäude  und  die  Beschafinng  der  Mobilien  bezüg- 
lichen Geschäfte.  Sie  sind  Militärbeamte  und  zerfallen  in  Militäroberbau- 
werkiiihrer  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse),  Militärbauwerkfllhrer  (10.  Rang- 
klasse) und  Militärbauwerkführerassistenten  (11.  Rangklasse). 

Die  Militärbaurechnungsbeamten  haben  den  ökonomisch-admini- 
strativen Dienst  und  die  Kassengeschäfte  bei  den  Militärbaubehörden  zu  be- 
sorgen. Sie  sind  Militärbeamte  und  gliedern  sich  in  Militäroberbaurechnungs- 
räte  1.  und  2.  Klasse  (6.  und  7.  Rangklasse),  Militärbaurechnungsräte 
(8.  Rangklasse),  Militärbaurechnungsoffiziale  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse), 
Militärbaurechnungsoffiziale  3.  Klasse  (10.  Rangklasse),  Militärbaurechnungs- 
akzessisten  (11.  Rangklasse)  und  Militärbaurechnungspraktikanten  (12.  Rang- 
klasse). 

Die  Militärbauwerkmeister  sind  zur  Ausübung  des  bautechnischen 
Hilfsdienstes  bei  Militärbauten,  dann  bei  der  Administration  der  Militärbau- 
objekte bestimmt  und  werden  auch  den  Geniedirektionen  als  technisches 
Hilfspersonale  beigegeben.  Sie  zählen  zu  den  Gagisten  ohne  Rangklasse 
und  zerfallen  in  Militäroberbauwerkmeister  und  Milit'arbauwerkmeister. 

Die  Militärbauingenieure  ergänzen  sich  durch  Ernennung  geeigneter 
Personen  zu  Bauingenieurassistenten,  die  Militärbauwerkführer  durch  Er- 
nennung von  geeigneten  Militärbauwerkmeistem,  die  Militärbaurechnungs- 
beamten durch  Ernennung  zertifikatberechtigter  Unteroffiziere  und  von  Bauwerk- 
raeistem  mit  längerer  Dienstzeit,  dann  durch  Aufnahme  geeigneter  Prakti- 
kanten, die  Militärbauwerkmeister  endlich  durch  Unteroffiziere,  welche  den 
Militärbauwerkmeisterkurs  mit  Erfolg  absolviert  haben. 

h)  Die  Branche  des  Artilleriezeugswesens  (der  technischen 
Artillerie).  Dieselbe  ist  mit  der  Verwaltung  des  Artilleriematerials,  der 
HandfeuerwaflFen,  Munition  und  blanken  Waffen  betraut,  soweit  diese  Aus- 
rüstungsgegenstände nicht  den  Truppen  selbst  zum  Gebrauche  und  zur 
Vorrathaltung  übergeben  sind. 

Das  Personal  besteht  aus  den  technischen  Beamten  des  Artillerie- 
zeugswesens und  der  Artilleriezeugsmannschaft 

Die  technischen  Beamten  gliedern  sich  in  die  Artillerieingenieure 
und  die  Artilleriezeugsbeamten.  Der  Stand  der  Artillerieingenieure 
besteht    aus    Artilleriegeneralingenieuren    (5.     Rangklasse),     Artillerieober- 
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iiigenleiiren  1.  bis  3.  Klasse  (6.  bis  8.  Rangklasse),  Artillerieingenieuren 
(1».  Rangklasse)  und  Artillerieingenieurassistenten  (10.  Rangklasse).  Der 
Stand  der  Artillerie zeugsbeamten  setzt  sich  zusammen  aus  Artillerie- 
oberzeugsverwaltern 1.  und  2.  Klasse  (6.  und  7.  Rangklasse),  Artillerie- 
zeugsverwaltern (8.  Rangklasse),  Artilleriezeugsoffizialen  1.  und  2.  Klasse 
(9.  Rangklasse\  Artilleriezeugsoffizialen  3.  Klasse  (10.  Rangklasse)  und 
Artilleriezeugsakzessisten  (11.  Rangklasse). 

Die  bei  einer  Artilleriezeugsanstalt  eingeteilte  Artilleriezeugsmann- 
sehaft  bildet  die  Mannschaftsabteilung. 

Im  Kriege  werden  für  die  Munitionsparks,  Munitionsfelddepots,  Be- 
lagerungsartillerieparks und  die  mobilen  Belagerungsbatteriegruppen  Feld- 
zeugskompagnien, beziehungsweise  Feldzeugsahteilungen  aufgestellt 
und  bei  den  erwähnten  Formationen  und  Reserveanstalten  eingeteilt.  Die- 
selben haben  das  ihnen  zugewiesene  Artilleriematerial  zu  verwalten  und  zu 
verrechnen,  für  den  Plrsatz  der  verbrauchten  Gegenstände  zu  sorgen  und 
Reparaturen  am  Artilleriemateriale  zu  bewirken. 

Die  Artillerieingenieure  ergänzen  sich  aus  Offizieren  der  Artillerie  und 
aus  Zeugsbeamten,  welche  an  dem  höheren  Fachkurse  die  in  das 
Ingenieurwesen  einschlagenden  Gegenstände  gehört  und  nach  Maßgabe  der 
verfügbaren  Zeit  noch  einzelne  Fächer  an  der  technischen  Hochschule  in 
Wien  frequentiert  haben.  Die  Ergänzung  der  Zeugsbeamten  erfolgt  durch 
Unteroffiziere  und  Mannschaftspersonen  (Meister)  der  Artillerie  und  Artillerie- 
zeugsanstalten, welche  die  im  Artilleriearsenale  für  solche  Aspiranten  fall- 
weise zu  errichtende  Vorbereitungsschule  mit  Erfolg  absolviert  haben,  dann 
durch  Reserveoffiziere  und  Reserveunteroffiziere  der  Artillerie,  ausnahmsweise 
auch  durch  zum  Dienste  im  Soldatenstande  untaugliche  Zöglinge  der  Artillerie- 
abteilung oder  der  Artilleriekadettenschulen.  Die  Befi^rderung  zum  Zeugs- 
verwalter ist  von  der  Ablegung  einer  theoretischen  Prüfung  abhängig. 

r)  Die  Branche  des  Pionierzeugswesens.  Dieselbe  befaßt  sich 
mit  der  Beschafinng  und  Verwaltung  des  Kriegsbrückenmaterials,  der  Spreng- 
und  Zündmittel  und  der  sonstigen  Pionierausrilstungsgegenstiinde. 

Das  Personal  besteht  aus  Offizieren  und  Mannschaftspersoneu 
der  Pioniertruppe,  aus  Truppenrechnungsführern  und  technischen 
Beamten. 

Die  technischen  Beamten  haben  speziell  die  Leitung  des  Erzeugungs- 
dienstes zu  besorgen  und  zerfallen  in  Oberwerkführer  1.  und  2.  Klasse 
(9.  Rangklasse),  Werkführer  (10.  Rangklasse;  und  Werkführerassistenten 
(11.  Rangklasse). 

Die  Mannschaft  wird  nach  der  ersten  militärischen  Ausbildung  von 
den  Pionierbataillonen  zu  den  Pionierzeugsanstalten  übersetzt 

d)  Die  Branche  des  Trainzeugswesens.  Dieselbe  hat  die  Be- 
schaffung und  Verwaltung  des  Trainmaterials  zu  bewirken. 

Sie  umfaßt  Offiziere,  Unteroffiziere  (Meister)  und  Soldaten  der 
Traintruppc,  Truppenrechnungsführer,  dann  technische  Beamte 
und  Werkmeister. 

Die  technischen  Beamten  zerfallen  gleichfalls  in  Oberwerkfllhrer,  Werk- 
flihrer  und  Werkfllhrerassistenten,  die  Werkmeister  gehören  zu  den  Gagisten 
ohne  Rangklasse.  Diese  beiden  Kategorien  haben  den  Erzeugungsdienst  in 
den  Werkstätten  zu  überwachen. 

Im  Kriege  werden  1  Trainzeugskompagnie  in  Klostemeuburg  und 
Trainzeugsabteilungen   bei   den    Armeetrainfelddepots   aufgestellt.    Die 
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Trainzeugskompagnie  hat  das  für  den  vermehrten  Dienst  in  den  Werkstätten 
und  Magazinen  erforderliche  Aufsichts-  und  Arbeitspersonal  beizustellen,  die 
Trainzeugsabteilungen  aber  haben  das  ihnen  zugewiesene  Trainmaterial  zu 
verwalten  und  zu  verrechnen,  flir  den  Ersatz  zu  sorgen  und  Reparaturen  zu 
bovirken. 

e)  Das  technische  Personal  der  Kriegsmarine.  Dasselbe  besteht 
aus  Ingenieuren  des  Schiffbauwesens,  des  Maschinenbau-  und 
Betriebsdienstes,  der  Marineartillerie,  des  Land-  und  Wasserbau- 
wesens und  der  Elektrotechnik,  dann  aus  Chemikern,  Maschinen- 
loitern  und  Werkftihrern. 

Der  Stand  der  Ingenieure  umfaßt  1  obersten  Ingenieur  (6.  Rangklasse), 
Oberingenieure  1.  Klasse  (7.  Rangklasse),  Oberingenieure  2.  und  3.  Klasse 
(8.  Rangklasse),  Ingenieure  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse),  Ingenieure 
3.  Klasse  (10.  Rangklasse)  und  Eleven  (12.  Rangklasse).  Zu  den  Chemikern 
zählen  die  Marinechemiker  (8.  Rangklasse)  und  die  Assistenten  für  Chemie 
(10.  Rangklasse).  Die  Maschinenleiter  zerfallen  in  Maschinenleiter  1.  und 
2.  Klasse  (9.  Rangklasse)  und  Maschinenleiter  3.  Klasse  (10.  Rangklasse). 
Die  Werkführer  sind  entweder  Oberwerkfllhrer  (10.  Rangklasse)  oder  Werk 
ftihrer  (11.  Rangklasse). 

Bei  den  Marineämtem  und  im  Seearsenale  werden  endlich  noch  ver- 
schiedene technische  Hilfspersonen  (Konstruktionszeichner,  Poliere,  Bau- 
aufseher,  Obermeister  und  Meister,  1  Apothekerlaborant)  beschäftigt.**^) 

11.  Die  Verwaltungsbranchen  des  Militärbildungswesens. 

Zu  diesen  zählen: 

a)  Das  Beamtenpersonal  des  Militärtierarzneiinstituts,  be- 
stehend aus  dem  Studiendirektor  (6.  Rangklasse),  Professoren  (6.  Rangklasse), 
Adjunkten  (9.  Rangklasse),  Hufbeschlaglehrern  (9.  Rangklasse)  und  Assi- 
stenten (10.  Rangklasse); 

b)  die  mit  Militärrang  angestellten  Professoren  der  Marineakademie 
^^7.  und  8.  Rangklasse); 

c)  das  Personal  des  militärgeographischen  Instituts.  Dasselbe 
besteht  aus  Beamten  und  dem  technischen  Hilfspersonal.  Die  Be- 
amten zerfallen  in  die  Gruppen  der  technischen  Beamten  und  der 
werk  führenden  Beamten.  Die  ersteren  gliedern  sich  in  Vorstände  1.  Klasse 
(7.  Rangklasse),  Vorstände  2.  Klasse  (8.  Rangklasse),  Offiziale  1.  und  2.  Klasse 
(9.  Rangklasse),  Offiziale  3.  Klasse  (10.  Rangklasse)  und  Assistenten  (11.  Rang- 
klasse). Die  letzteren  sind  entweder  Werkflihrer  2.  Klasse  (10.  Rangklasse) 
oder  Werkflihrerassistenten  (11.  Rangklasse). 

Das  technische  Hilfspersonal  zählt  zu  den  Gagisten  ohne  Rangklasse 
and  besteht  aus  Werkmeistern  und  technischen  Gehilfen; 

d)  das  technische  Personal  des  technischen  Militärkomitees, 
bestehend  aus  Oberwerkftlhrern  (9.  Rangklasse),  Werkführern  1.  und  2.  Klasse 
(10.  Rangklasse)  und  Werkflihrerassistenten  (11.  Rangklasse); 

e)  die  Beamten  des  hydrographischen  Dienstes,  wozu  der  Direktor 
(6.  Rangklasse),  die  Abteilungsvorstände  (8.  Rangklasse)  und  der  Marine- 
bibliotheksadjunkt (10.  Rangklasse)  gehören; 

f)  die  Militärlehrer.  Dieselben  sind  zur  Erteilung  des  Unterrichtes 
im  Offizierswaiseninstitute   und   zur  Erziehung   der  Zöglinge  dieser  Anstalt 

***)  Außerdem  sind  zur  technischen  Verwaltungsbranche  der  für  die  Militärakadeuiic 
in  Wiener-Neustadt  systemisierte  Fürster  (10.  Rangklasse)  und  die  Marinegärtner  in  Pola 
(10.  und  11.  Rangklasse)  zu  zählen. 
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berufen.  Sie  zerfallen  in  Militäroberlehrer  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse), 
Militärlehrer  1.  Klasse  (10.  Rangklasse)  und  Militärlehrer  2.  Klasse  (11.  Rang- 
klasse). 

Angestellt  werden  als  Militärlehrer  Heerespersonen  des  Aktiv-  und  des 
nichtaktiven  Standes,  welche  die  Lehrbefähigung  ftir  Bürgerschulen  oder 
ausnahmsweise  jene  ftir  allgemeine  Volksschulen  besitzen  ;^^^) 

g)  Die  Militärfechtmeister.  Dieselben  sind  mit  der  Erteilung  des 
Fechtunterrichtes  an  den  niederen  Militärbildungsanstalten  betraut.  Sie  zer- 
fallen in  Militäroberfechtmeister  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse),  Militär- 
fechtmeister 1.  Klasse  (10.  Rangklasse)  und  Militärfechtmeister  2.  Klasse 
(11.  Rangklasse).  Ftir  die  ungarischen  Landwehrerziehungs-  und  Bildungs- 
anstalten sind  eigene  Landwehrfechtmeister  systemisiert. 

12.  Das  Hilfspersonal  der  HeeresbehOrden  und  Heeres- 
anstalten. 

Dazu  sind  zu  rechnen: 

a)  Das  Hilfsämterpersonal.  Dasselbe  ist  zur  Besorgung  der  Mani- 
pulationsgeschäfte bei  den  Hilfsämtern  des  Reichskriegsministeriums,  der 
Militärterritorialbehörden  und  der  höheren  Militärgerichtshöfe,  im  Kriege  auch 
zur  Versehung  dieser  Agenden  bei  den  Kommanden  der  Armee  im  Felde 
und  bei  den  Festungskommanden  bestimmt. 

Es  besteht  ans  den  Militärregistratursbeamten,  dann  Offizieren  des 
Armee-  und  Ruhestandes  und  Hilfsarbeitern. 

Der  Stand  der  Militärregistratursbeamten  umfaßt  1  Registraturdirektor 
(6.  Rangklasse),  1  Registraturunterdirektor  (7.  Rangklasse),  Registratoren 
(8.  Rangklasse),  Registraturoffiziale  1.  und  2.  Klasse  (9.  Rangklasse),  Regi- 
straturoffiziale  3.  Klasse  (10.  Rangklasse),  Registraturakzessisten  (11.  Rang- 
klasse) und  Registraturaspiranten  (12.  Rangklasse). 

Die  Leitung  der  Geschäfte  im  EinreichungsprotokoUe  und  Expedite  be- 
sorgen Offiziere,  die  Leitung  der  übrigen  Geschäfte  die  höheren  Registratur- 
beamten. Als  Hilfsarbeiter  werden  Offiziere  und  Militärbeamte  des  Ruhe- 
standes, ausnahmsweise  auch  Mannschaftspersonen  der  Truppen  und  Heeres- 
anstalten verwendet 

Die  Ergänzung  der  Registratursbeamten  geschieht  teils  durch  Unter* 
Offiziere,  teils  durch  für  den  Soldatenstand  untaugliche  Zöglinge  der  Militär- 
akademie und  der  Militäroberrealschule; 

b)  die  Landwehrevidenzbeamten  der  k.  k.  Landwehr.  Dieselben 
fungieren  als  exponierte  Organe  der  Landwehrergänzungsbehörden  erster 
Instanz  und  besorgen  die  Evidenzhaltungsgeschäfte  bei  den  Bezirkshanpt- 
mannschaften.  Sie  zerfallen  in  Landwehrevidenzoffiziale  (10.  Rangklasse)  und 
Landwehrevidenzassistenten  (11.  Rangklasse"}; 

c)  die  Armee-  und  Marinediener.  Dieselben  zählen  zu  den  Gagisten 
ohne  Rangklasse  und  zerfallen  in  Ratstürhüter  und  Diener  1.  bis  3.  Klasse. 

13.  Die  Profosen  bilden  das  Aufsichtspersonal  in  den  Militär-  und 
Marinegefangenhäusern.  Sie  gliedern  sich  in  Oberstabsprofosen  1.  und  2.  Klasse, 
Stabsprofosen  und  Profosen. 

III.  Die  Spezialkorps  und  -Abteilungen. 

1.  Der  Generalstab   versieht   als  Hilfsorgan   der   höheren  Behörden 

^^)  Das  Lehrpersonal  an  der  Marine-Unterrealschule  und  an  der  Marine-Bürger* 
und  Volksschule  kommt  hier  nicht  weiter  in  Betracht,  da  diese  Lehranstalten  nicht  zu 
den  eigentlichen  Militärbiidungsanstalten  gehören. 
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und  Kommanden  im  Frieden  und  im  Kriege  die  zur  Leitung  des  Heeres 
in  operativer  und  rein  militärischer  Beziehung  nötigen  Geschäfte.  Der  Dienst 
des  Korps  umfaßt  den  eigentlichen  Generalstabsdienst,  wozu  die 
operativen  und  rein  militärischen,  dann  militäradministrative  und  militär- 
wissenschaftliche  Agenden  gehören,  und  den  General  Stabshilfsdienst, 
welcher  den  Meldedienst  bei  den  höheren  Kommanden  der  Armee  im  Felde, 
dann  die  Evidenzhaltungs-  und  Manipulationsgeschäfte  in  den  Bureaux  und 
Kanzleien  des  Generalstabes  betrifft. 

An  der  Spitze  des  Korps  steht  der  Chef  des  Generalstabes.  Der- 
selbe steht  unmittelbar  unter  den  Befehlen  des  Kaisers,  ist  aber  zugleich 
EUlfsorgan  des  Reichskriegsministefs.  In  dieser  letzteren  Eigenschaft  hat  er 
seine  Anträge  an  diesen  zu  richten,  ist  jedoch  befugt,  über  wichtige,  den  General- 
stab betreffende  Angelegenheiten  im  Wege  des  Reichskriegsministers  Anträge 
an  den  Kaiser  zu  stellen. 

Ihm  obliegen  alle  operativen  Arbeiten  und  Vorarbeiten  fttr  den  Krieg; 
er  nimmt  daher  Einfluß  auf  alle  militärpolitischen  Fragen,  auf  die  Ordre  de 
bataille,  die  Mobilisierung,  die  Reichsbefestigung,  das  Eisenbahn-  und  sonstige 
Kommunikationswesen,  dann  auf  jene  Agenden,  welche  sich  auf  die  Kriegs- 
tüehtigkeit  des  Heeres  beziehen,  insbesondere  auf  alle  organisatorischen 
Fragen,  die  Bewaffnung  und  Ausrüstung  sowie  die  damit  im  Zusammen- 
hange stehenden  reglementären  und  instruktiven  Arbeiten  von  höherer  mili- 
tärischer Bedeutung,  endlich  auf  die  größeren  Waffenübungen.  Er  hat  fitr 
die  Ergänzung  und  Ausbildung  des  Generalstabkorps  zu  sorgen  und  verfügt  im 
allgemeinen  die  Auswahl  der  dem  Generalstabe  zuzuteilenden  Offiziere,  die 
Ernennungen  im  Korps  und  die  Verwendung  des  gesamten  Personals  des 
Generalstabes. 

Ihm  sind  außerdem  in  verschiedenen  Beziehungen  das  militärgeogra- 
phische Institut,  das  Eisenbahn-  und  Telegraphenregiment,  die  Kriegsschule 
und  das  Kriegsarchiv  untergeordnet. 

Die  dem  Chef  des  Generalstabes  obliegenden  Geschäfte  werden  in  ver- 
schiedenen Bureaux  (Direktionsbureau  Air  Personal-  und  ökonomische  An- 
gelegenheiten, Bureau  flir  operative  und  besondere  Generalstabsarbeiten, 
Landesbeschreibungsbureau,  Evidenzbureau  ftir  die  Evidenzhaltung  fremder 
Heere,  Bureau  fUr  Eisenbahnen  und  Schiffahrtswesen,  Telegraphenbureau) 
bearbeitet. 

Das  übrige  Personal  des  Generalstabes  besteht: 

a)  Aus  dem  eigentlichen  Generalstabskorps  mit  einem  eigenen, 
aus  Offizieren  vom  Hauptmann  1.  Klasse  aufwärts  gebildeten  Konkretual- 
stande; 

b)  aus  zugeteilten  Offizieren; 

fi)  aus  kommandierten  Offizieren  des  Truppen-  oder  Armeestandes; 
endlich 

d)  aus  Beamten  für  das  Feldtelegraphen-  und  das  Rechnungswesen. 

Der  Generalstab  ist  als  eine  dem  Heere  und  den  beiden  Landwehren 
gemeinsame  Institution  organisiert.  Doch  werden  die  Kosten  der  bei  den 
Landwehren  in  Dienstesverwendung  stehenden,  dem  Generalstabskorps  an- 
gehörigen  und  dem  Generalstab  zugeteilten  Offiziere  aus  den  Landwehretats 
bestritten,  wogegen  für  die  aus  den  Landwehren  hervorgegangenen,  beim 
Heere  in  Dienstesverwendung  stehenden  Generalstabsoffiziere  der  gemeinsame 
Heeresetat  aufzukommen  hat. 

Die  Offiziere  des  Generalstabes  werden  im  Frieden  in  den  bereits  ge- 


186 

nannten  Bnreaux  des  Generalstabes,  dann  bei  den  höheren  Behörden  und 
Kommanden  verwendet.  Insbesondere  sind  bei  den  höheren  Kommanden  mit 
EinschluH  der  Truppendivisionen  höhere  Offiziere  als  Generalstabschefs 
mit  der  Führung  der  Generalstabsgeschäfte  und  Leitung  der  Generalstabs- 
abteilungen betraut.  Ebenso  sind  den  Brigaden  zur  Versehung  der  mili- 
tärischen bienstesgesehäfte  Brigade-Generalstabsoffiziere  beigegeben. 
Außerdem  sind  den  Offizieren  de»  Generalstabskorps  verschiedene  Verwen- 
dungen (Kommando  der  Kriegsschule,  Direktion  des  Kriegsarchivs,  die 
Stellen  in  der  kriegsgeschichtlichen  Abteilung  des  Kriegsarchivs,  die  Map- 
pierungsdirektion,  die  Unterdirektorsstellen  und  sonstige  Mitwirkung  bei  der 
militärischen  Landesaufnahme,  die  zum  Generalstabsdienste  in  näherer  Be- 
ziehung stehenden  Lehrstellen  an  den  höheren  Militärbildungsanstalten)  vor- 
behalten. Auch  werden  sie  vorzugsweise  zu  besonderen  Missionen  verwendet. 

Im  Kriege  versehen  die  Generalstabsoffiziere  unter  der  Oberleitung  des 
Chefs  des  Generalstabes  beim  Armeeoberkommando  die  Generalstabsgeschäfte 
hei  den  Generalstabsabteilungen  der  verschiedenen  Kommanden. 

Der  Generalstabshilfsdienst  wird  von  Offizieren  des  Truppen-  und 
Armeestandes  und  von  Schreibern  aus  dem  Mannschaftsstande  versehen. 

Das  Generalstabskorps  wird  aus  jenen  Offizieren  des  Heeres  und  der 
Landwehren  ergänzt,  welche  die  wissenschaftliche  Befähigung  hiezu  besitzen 
und  im  praktischen  Generalstabsdienst  erprobt  sind.  Der  Aufnahme  in  das 
Korps  geht  zum  Zwecke  der  Erprobung  die  Zuteilung  voraus.  Hauptleute 
des  Generalstabskorps,  ferner  ^Hauptleute  und  Rittmeister  der  Spezialstäbe 
und  des  Truppenstandes,  welche  die  Befördenmg  zum  Major  im  General- 
stabskorps anstreben,  haben  eine  Prüfung  abzulegen. 

2.  Der  Geniestab  ist  zur  Leitung  des  kriegsbautechnischen  Dienstes 
im  Frieden  und  bei  der  Armee  im  Felde,  dann  zur  Mitwirkung  beim  An- 
griffe und  bei  der  Verteidigung  von  Festungen  und  befestigten  Stellungen 
bestimmt.  Ihm  obliegen  daher  insbesondere  der  Entwurf  und  die  Ausführung 
neuer  sowie  die  Erhaltung,  Vervollständigung  und  fortifikatorische  Aus- 
rüstung bestehender  Befestigungen,  die  Vorarbeiten  für  den  Entwurf  und 
die  Ausführung  der  flir  den  Mobilisierungsfall  in  Aussicht  genommenen  Be- 
festigungen, die  Beschreibung  und  Evidenzhaltung  der  eigenen  und  fremd- 
ländischen festen  Plätze,  dann  die  Vornahme  der  aufgetragenen  wissen- 
schaftlichen Arbeiten. 

An  der  Spitze  steht  der  Generalgenieinspektor.  Derselbe  ist  Hilfs- 
organ des  Reichskriegsministers  in  Sachen  des  Befestigungswesens  und  hat 
in  allen  Fragen  der  Reichsbefestigung  sowie  in  den  organisatorischen  Fragen, 
welche  den  Geniestab  betreffen,  mitzuwirken.  Er  kann  vom  Reichskriegs- 
minister auch  in  sonstigen  militärischen  und  namentlich  militärtechnischen 
Fragen  zu  Rate  gezogen  werden.  Ihm  obliegt  die  Obsorge  für  die  Ergänzung, 
entsprechende  Verwendung  und  Fortbildung  der  Offiziere  des  Geniestabes. 

Das  übrige  Personal  besteht: 

a)  Aus  einem  eigenen,  aus  Offizieren  vom  Hauptmanne  1.  Klasse  auf- 
wärts gebildeten  Konkretualstande; 

b)  aus  zugeteilten  Offizieren  des  Truppenstandes. 

Die  Offiziere  des  Geniestabes  werden  im  Frieden  bei  den  höheren  Be- 
hörden und  Kommanden,  dann  beim  technischen  Militärkomitee  und  den 
technischen  Fachkursen,  bei  den  Genie-  und  Befestigungsbaudirektionen,  in 
den  Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalten,  endlich  auch  bei  den  Truppen 
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verwendet.  Im  Mobilisierungsfalle  erhalten  sie  ihre  Einteilung  bei  den  höheren 
Kommanden.  Die  dem  Kommando  eines  Belagernngskorps  für  die  Leitung 
des  gesamten  technischen  Dienstes  beim  Angriffe  zugewiesenen  höheren 
Offiziere  werden  als  „Belagerungsgeniechefs"  bezeichnet. 

Der  Geniestab  ergänzt  sich  aus  jenen  Offizieren  des  Heeres,  welche 
die  wissenschaftliche  Befähigung  hiezu  besitzen  und  im  praktischen  Dienste 
des  Geniestabes  erprobt  sind.  Hauptleute  des  Geniestabes  und  des  Truppen- 
standes, welche  die  Beförderung  zum  Major  im  Geniestabe  anstreben,  haben 
eine  Prüfung  abzulegen. 

3.  Die  Feldpost  wird  bei  der  Armee  im  Felde  aufgestellt  und  hat 
den  Postverkehr  von  und  zu  den  mobilen  Armeeteilen  sowie  zwischen  den- 
selben zu  vermitteln. 

Das  Personal  der  Feldpost  besteht  einesteils  aus  den  erforderlichen 
Postbeamten,  Kondukteuren  und  Amtsdienern,  anderenteils  aus  den  erforder- 
liehen Schreibern  und  Unteroffizieren.  Für  die  Beistellung  der  zuerst 
genannten  Personen  sorgen  die  betreffenden  Ressortministerien  der  beiden 
Reichshälften.  Zu  dem  Ende  werden  alljährlich  von  den  Post-  und  Tele- 
graphendirektionen Verzeichnisse  über  das  für  die  Feldpost  in  Aussicht  ge- 
nommene Postpersonal  sowie  über  die  sonst  noch  flir  den  Dienst  der  Feld- 
post geeigneten  Personen  zusammengestellt  und  dem  Reichskriegsministerium 
vorgelegt.  Die  als  tauglich  erkannten  Personen  haben  sich  schon  im  Frieden 
flir  die  ihnen  zugedachten  Dienstposten  vorzubereiten  und  dürfen  im  Mo- 
bilisierungsfalle nicht  zum  Truppendienste  herangezogen  werden.  Jene  militär- 
dienstpflichtigen Personen  hingegen,  welche  nur  als  allgemeine  Reserve  für 
die  Feldpost  in  Vormerkung  stehen,  sind  im  Mobilisierungsfalle  vom  Truppen- 
dienste nicht  enthoben,  aber  soweit  als  möglich  bei  den  Ersatzkörpern  ein- 
zuteilen. Die  Leitung  der  Feldpost  kann  nötigenfalls  Postpersonale  jedes 
Grades  von  den  nächstgelegenen  Inlandspostämtern  für  den  dringendsten 
Bedarf  gegen  Anzeige  an  das  betreffende  Ressortministerium  requirieren; 
bleibende  Personalaushilfen  sind  dagegen  von  diesem  Ministerium  anzusprechen. 

Die  Feldpostbediensteten  werden  in  Rücksicht  auf  den  Gebührenbezug 
während  der  Dauer  ihrer  Dienstleistung  bei  der  Feldpost  nach  Art  der 
Heerespersonen  behandelt. 

Als  Schreiber  sind  den  Feldpostanstalten  grundsätzlich  nur  solche 
rnteroffiziere  zuzuweisen,  welche  auch  im  Postdienste  ausgebildet  sind;  die- 
selben sind  schon  im  Frieden  in  die  Ersatzkörper  einzuteilen. 

Die  Wagen  der  Feldpost  werden  entweder  vom  Militärärar  selbst  be- 
schafft oder  von  den  betreffenden  Postverwaltungen  gegen  Vergütung  bei- 
gestellt. Die  Ausrüstungsgegenstände  sind  schon  im  Frieden  vorrätig  zu 
halten.  Die  nötigen  Drucksorten,  Kanzleieinrichtungsgegenstände  und  sonstigen 
Amtierungsbehelfe  beschaffen  die  Ressortministerien  auf  Rechnung  des 
Militärärars.  Die  Bespannungen  werden  regelmäßig  von  den  bei  den  höheren 
Kommanden  eingeteilten  Traineskadronen  beigestellt,  doch  können  auch 
Zivilfuhrwerke  gemietet  werden. 

4.  Die  Feldgendarmerie  dient  dem  Generalstab  als  Hilfsorgan  bei 
Märschen,  bei  der  Einquartierung  und  beim  Kundschaftswesen,  versieht  die 
Militärpolizei  bei  der  mobilen  Armee  und  leistet  außerdem  verschiedene 
Assistenzen  und  Sicherheitsdienste  (Kurier-,  Eskorte-  und  Ordonnanzdienste). 

Die  für  das  Korps  notwendigen  Offiziere  und  Mannschaftspersonen 
werden  den  Landesgendarmeriekorps  entnommen.  Diese  Personen  sind  schon 
im  Frieden  flir  diese  Dienstleistung  bestimmt  und  werden  hiezu   durch   die 
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Landesgendarmeriekommanden  und  in  den  Truppenschulen  ausgebildet. 
Sie  werden  in  besondere  Feldgendarmerieabteilnngen  vereinigt  und  er- 
halten ihre  Einteilung  bei  den  Haupt-  und  Stabsquartieren,  dann  beim  General- 
etappenkommando. Die  Feldgendarmerieoffiziere  und  Feldgendarmen  genießen 
in  ihrer  Eigenschaft  als  militärpolizeiliche  Organe  die  Rechte  der  Militär- 
wachen. 

5.  Die  Spezialabteilungen. 

Zu  diesen  Abteilungen  zählen: 

a)  Die  Feldsignalabteilungen.  Dieselben  haben  den  Zweck,  durch 
optische  Signale  die  Verständigung  zu  vermitteln,  wenn  dies  nicht  auf  andere 
Art  schneller  und  verläßlicher  erreicht  werden  kann.  Zu  diesem  Behufe 
werden  jährlich  von  den  Militärterritorialkommanden  je  1,  vom  15.  Korps- 
kommando aber  2  Signalabteilungen  aktiviert,  welche  aus  je  4  Signalstationen 
zusammengesetzt  sind. 

b)  Die  militära^ronautische  Anstalt.  Diese  Heeresanstalt  hat  die 
Ausbildung  des  LuftschiflFerpersonals  für  die  Verwendung  bei  der  Armee 
im  Felde  zu  besorgen  und  befaßt  sich  auch  mit  der  Herstellung  der  ftir  die 
Luftschiffahrt  nötigen  Materialien,  insbesondere  des  komprimierten  Gases. 
Die  Abteilung  soll  demnächst  zu  einem  eigenen,  selbständigen  Truppenkörper 
ausgestaltet  und  durch  eine  besondere  Abteilung  zur  See  ergänzt  werden. 

c)  Die  Militärtaubenpost.  In  einigen  festen  Plätzen  (Krakau, 
Przemysl,  Komorn,  Franzensfeste,  Sarajewo  und  Mostar)  bestehen  militärische 
Taubenstationen  zur  Heranbildung  eines  Stammes  von  guten  Brieftauben. 

d)  Die  Station  für  Kriegshunde  bei  Sarajewo. 
IV.  Die  Formation  für  den  Gebirgskrieg. 

1.  Besondere,  nur  für  die  Verwendung  im  Gebirgskrieg  bestimmte 
Infanterieformationen  bestehen  nicht,  doch  werden  häufig  nur  selb- 
ständige Jäger-  oder  Landesschützen(Landwehr-  und  Landsturm jbatailloue 
oder  selbständige  detachierte  Infanteriebataillone  verwendet,  wogegen  der 
Regimentsverband  weniger  notwendig  erscheint. 

2.  Von  der  Kavallerie  finden  hauptsächlich  die  berittenen  Tiroler 
Landesschützen  und  die  berittenen  dalmatinischen  Schützen,  die  nur  in 
Eskadronen  formiert  sind,  Verwendung. 

3.  Die  Artillerie  besitzt  als  besondere  Formationen  für  den  Gebirgskrieg: 
a)  Die  Gebirgsbatterien.  Im  Frieden  bestehen  14  solche  Batterien, 

wovon  11  zu  den  Korpsartillerieregimentern  und  3  zur  Gebirgsbatterie- 
division  gehören.  Letztere  gliedert  sich  im  Frieden  in  den  Divisionsstab, 
3  Gebirgsbatterien  und  i  Ersatzdepotkader.  Im  Kriege  können  von 
den  Korpsartillerieregimentern  regelmäßig  eine  zweite  und  von  der  Gebirgs- 
batteriedivision  3  neue  Gebirgsbatterien  aufgestellt  werden.  Von  jeder 
Batterie  wird  überdies  im  Kriege  1  Ersatzabteilung  formiert. 

Nach  der  im  Zuge  befindlichen  Reorganisation  wird  sich  die  Gebirgs- 
artillerie künftig  in  4  Gebirgsbatteriedivisionen  für  Bosnien  und  die  Herze- 
gowina und  1  Gebirgsbatteriedivision  für  Tirol  gliedern,  womit  die  Neu- 
aufstellung einer  zwölften  Gebirgsbatterie  für  Bosnien  und  die  Herzegowina 
gegeben  ist. 

h)  Schmalspurige  Feldbatterien.  Für  die  Verwendung  in  Tirol 
und  Vorarlberg  werden  vom  Ersatzdepotkader  der  Gebirgsbatteriedivision 
im  Mobilisierungsfalle  noch  4  schmalspurige  Feldbatterien   aufgestellt 

c)  Gebirgsdivisions-Munitionsparks  und  Gebirgsmunitions- 
Felddepots.    Die  ersteren  werden  den  für  den  Gebirgskrieg  ausgerüsteten 
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Infanterietruppendivisionen  samt  Detachements  der  Gebirgsbatterien 
und  Feldzeugsabteilungen  beigegeben,  die  letzteren  dienen  zum  Ersatz 
des  bei  den  Gebirgsdivisions-Munitionsparks  verbrauchten  Materials.  Ver- 
wendet werden  als  Gebirgsmunitions-Felddepots  die  in  der  Nähe  des  Kriegs- 
schauplatzes befindlichen  stabilen  Artilleriezeugsdepots.  Müssen  die  Vorräte 
wegen  der  Entfernung  von  den  operierenden  Armeekörpern  weiter  verlegt 
werden,  so  wird  den  Felddepots  zur  Verwaltung  der  Vorräte  1  Feldzeugs- 
abteilung beigegeben. 

4.  Von  den  technischen  Truppen  besitzen  nur  die  Gebirgstele- 
graphenabteilungen  eine  besondere  Formation  für  den  Gebirgskrieg. 
Die  in  Kompagnien  verwendete  Pioniertruppe  erhält  nur  eine  eigene 
Gebirgsausrüstung. 

5.  Zur  Verwendung  im  Gebirgskriege  bestehen  im  Frieden  bei  der 
Traintruppe  Kaders  für  Gebirgstraineskadronen,  aus  welchen  im 
Mobilisierungsfalle  eine  Anzahl  Gebirgstraineskadronen  formiert  werden. 
Zur  Fortschaffung  der  Heeresbedtirfnisse  werden  entweder  ausschließlich 
Tragtiere  verwendet  (normale  Gebirgsausrüstung)  oder  es  kommen 
daneben  auch  landesübliche  Fuhrwerke  zur  Benützung  (gemischte  Ge- 
birgsausrüstung). 

Jede  im  Gebirgskrieg  selbständig  operierende  Infanterietruppendivision 
erhält  1  Gebirgsdivisions-Trainpark,  welcher  denselben  Zweck  hat  wie 
sonst  der  Korpstrainpark. 

Die  Gebirgsdivisions-Trainparks  werden  von  den  Ersatzdepotkaders  der 
Traindivisionen  Nr.  12  und  15  aufgestellt. 

6.  Besondere  Vorsorgen  für  den  Gebirgskrieg  sind  ferner  auch  beim 
Verpflegswesen  und  Sanitätswesen  getroflFen.^*^) 

7.  Von  den  operativen  Formationen  gelangt  im  Gebirgskriege  auf 
einer  Marschlinie  in  der  Regel  nur  1  Truppendivision  zur  Verwendung. 
Dieselbe  gliedert  sich  in  3  bis  4  Gebirgsbrigaden,  welche  bereits  als 
höhere  taktische  Einheiten  anzusehen  sind.  Die  im  Gebirge  operierenden 
Infanterietruppendivisionen  erhalten  eine  eigene  Gebirgsausrüstung  mit  Feld- 
»ignalabteilungen. 

I  24.  Die  Festungen  und  Kriegshftfen. 

I.  Festungen  sind  befestigte  Plätze,  welche  zur  Verteidigung  der 
Monarchie  gegen  feindliche  Angriile  und  zum  Stützpunkte  der  Operationen 
der  eigenen  Truppen  dienen.  Je  nach  der  Bedeutung  und  Zweckbestimmung 
werden  diese  befestigten  Plätze  in  Lagerfestungen,  Depotfestungen,  Forts, 
Talsperren,  Straßen-  und  Paßsperren  unterschieden.  Seefestungen  werden  als 
Kriegshäfen  bezeichnet.****) 

Sämtliche  Festungen  sind  Reichs festungen  in  dem  Sinne,  daß  sie 
zum  Schutze  der  Gesamtmonarchie  bestimmt  sind.  Die  Anlage  von  Festungen 
im  alleinigen  Interesse  einer  Reichshälfte  erscheint  als  unzulässig.  Auch  die 
in  Bosnien  und  der  Herzegowina  angelegten  Festungen  dienen  nicht  nur 
zum  Schutze  des  Landes,  sondern  auch  zur  Verteidigung  der  Gesamtmonarchie. 


**^)  Vergl.  §§  51  V.  und  73  11.  —  **^)  Die  wichtigeren  Festungen  sind:  Arad, 
Brod  und  Karlsburg  (Depotfestun gen)  Cattaro  mit  Castelnuovo  (Kriegshafen),  Komorn 
lind  Easeg  (Depotfestungen),  Krakan  (Lagerfestung),  Peterwardein  (Depotfestung),  Pola 
(Uauptkriegshafen),    Przemysl   (verschanztes  Lager),  Trient  (befestigter  Platz). 
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Die  Befugnis  zur  Anlegung  von  Festungen  ist  ein  Ausfluß  der  obersten 
Eommandogewalt  und  kommt  daher  vorbehaltlich  der  verfassungsmäßigen 
Bewilligung  der  Geldmittel  dem  Kaiser  zu.  Dagegen  bildet  die  bauliche 
Anlage  und  Ausstattung  der  Festungen  einen  Akt  der  Reichsmilitärverwaltung 
und  es  bedürfen  die  betreffenden  Anordnungen  daher  der  Kontrasignatur 
des  Reichskriegsministers.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  Erweiterung,  son- 
stigen Änderungen  und  der  Auflassung  der  Festungen.  Die  Anlegung  neuer 
Festungen  und  die  Erweiterung  bestehender  Festungen  hat  in  beiden  Reichs- 
hälften auf  Kosten  des  Reichsmilitäretats  zu  geschehen,  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  erfolgt  dieselbe  entweder  auf  Kosten  des  Reichsmilitäretats 
oder  des  Landes. 

Durch  diese  gemeinsame  Zweckbestimmung  der  Festungen  und  den 
ihnen  als  Reichsfestungen  innewohnenden  Charakter  wird  jedoch  an  der 
besonderen  Gebietshoheit  der  beiden  Reichshälften  über  die  auf  ihrem 
Territorium  liegenden  festen  Plätze  nichts  geändert.  Es  sind  daher  die  auf 
österreichischem  Gebiete  gelegenen  Festungen  der  Gebietshoheit  des  öster- 
reichischen Staates  und  die  auf  ungarischem  Territorium  gelegenen  der 
Gebietshoheit  des  ungarischen  Staates  unterworfen,  doch  dürfen  die  beiden 
Reichshälften  ihre  Staatshoheitsrechte  über  die  auf  ihrem  Gebiete  gelegenen 
Festungen  nicht  dazu  benützen,  um  der  Anlage,  Erweiterung  und  Auflassung 
der  Festungen  oder  den  damit  im  Zusammenhang  stehenden  Operationen 
Hindernisse  zu  bereiten. 

Die  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  befindlichen  Festungsanlagen 
sind  der  Reichsgewalt  unterworfen. 

Die  Frage,  wem  das  öffentlichrechtliche,  beziehungsweise  das 
private  Eigentum  an  den  Festungsanlagen,  insbesondere  an  den  immo- 
bilen Festungswerken  zustehe,  ist  durch  eine  positive  Rechtsnorm  nicht  ent- 
schieden und  daher  sehr  zweifelhaft.  Nach  der  in  der  neueren  Zeit  ein- 
gehaltenen Praxis  werden  die  Festungsgründe  und  die  darauf  befindlichen 
immobilen  Anlagen  als  im  Eigentume  jener  Reichshälfte  befindlich  betrachtet,  auf 
deren  Gebiet  sie  gelegen  sind  und  der  Reichsmilitärverwaltung  nur  ein  Nutzungs- 
recht daran  zugestanden.  In  Bosnien  und  der  Herzegowina  wird  die  Frage 
nach  den  gewöhnlichen  Rechtsgrundsätzen  zu  entscheiden  sein,  so  daß  jene 
Festungswerke,  welche  von  der  Reichsmilitärverwaltung  auf  von  ihr  erwor- 
benen Grundstücken  angelegt  wurden,  als  Eigentum  dieser,  beziehungsweise 
der  Gesamtmonarchie,  solche  Werke  hingegen,  welche  auf  landesärarischem 
Boden  durch  die  Heeresverwaltung  errichtet  wurden,  als  im  Eigentum  des 
Landes  befindlich  zu  betrachten  sein  werden. 

Zu  den  Festungswerken  gehörige  Mobilien  bilden  in  den  beiden 
Reichshälften  ein  Eigentum  der  Reichsmilitärverwaltung,  beziehungsweise 
der  Gesamtmonarchie.  Dasselbe  ist  regelmäßig  in  Bosnien  und  der  Herzego- 
wina der  Fall,  es  müßten  denn  die  betreffenben  Mobilien  aus  landesärari- 
schen  Mitteln  beschafft  und  somit  nach  aligemeinen  privatrechtlichen  Grund- 
sätzen als  Eigentum  des  Landesärars  zu  betrachten  sein. 

IL  Zum  Zwecke  der  Anlage  und  gesicherten  Ausnützung  der  Festungen 
steht  der  Heeresver>valtung  das  Recht  der  Expropriation  und  der  Ravons- 
beschränkung  zu. 

1.  Das  Recht  der  Expropriation  basiert  in  Österreich  auf  dem  §  *M'> 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches,  beziehungsweise  auf  den  llof- 
kanzleidekreten  vom   11.  November    1821    und    19.  Juli   1827,**^)    in   den 

^*®)  I^ayer,  Prinzipien  des  Eateignungsrechtes  (1902),  S.  16S. 
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Ländern  der  ungarischen  Krone  auf  dem  Gesetzartikel  XLI  ex  1881  (>}  1 
Punkt  10)^^^)  und  im  Okkupationsgebiete  auf  dem  ottomanischen  Expro- 
priationsgesetze vom  Jahre  1855,  beziehungsweise  auf  der  neuen  Verordnung 
über  das  Expropriationsverfahren  vom  20.  Juni  1880  (Gesetzessammlung 
1878  bis  1880,  I.  Bd.,  S.  273).^'^^)  Die  Voraussetzung  des  §  365  a.  b.  G.-B. 
ist  durch  die  budgetmäßige  Beschlußfassung  über  die  Vornahme  von  Festungs- 
bauten erfüllt,  ohne  daß  ein  weiteres  Feststellungsverfahren  eingeleitet 
werden  müßte."*) 

2.  Das  Eecht  der  Rayonsbeschränkung*^')  ist  derzeit  in  beiden  Reichs- 
hälften durch  die  mit  a.  h.  Entschließung  vom  21.  Mai  1856  genehmigten  und 
zufolge  a.  h.  Entschließung  vom  29.  August  1859  durch  den  Erlaß  der 
Ministerien  des  Innern,  der  Justiz  und  des  Armeeoberkommandos  vom 
21.  Dezember  1859,  R.-G.-B1.  Nr.  10  ex  1860,  kundgemachten  „Direktiven 
über  den  Rayon  befestigter  Plätze"  geregelt  und  es  werden  diese 
Normen  auch  im  Okkupationsgebiete  in  der  Praxis  angeordnet. 

Nach  den  genannten  Direktiven  muß  das  Terrain  vor  einem  befestigten 
Platze  (Festung,  Fort,  Zitadelle,  Küstenbatterie)  im  militärischen  Interesse 
bis  an  die  Grenze  des  wirksamen  Kanonenschusses  von  allen  Baulichkeiten 
freigehalten  werden,  welche  die  Wirkung  der  Festungsgeschütze  beein- 
trächtigen könnten.  Dieses  Terrain  wird  Festungsrayon  (Rayon  des 
Platzes,  Rayon  der  Befestigung,  auch  Bauverbotsrayon)  genannt  und 
ist  mit  Bauverbot  zu  belegen. 

Der  Rayon  zerfällt  in  den  engeren  und  den  weiteren  Rayon.  Der 
engere  Rayon  ist  das  einem  Platze,  welcher  einem  belagerungsmäßigen 
AngriflFe  ausgesetzt  ist,  unmittelbar  vorliegende  Angriffsterrain.  Innerhall) 
dieses  engeren  Rayons  darf  keinerlei  Bauwerk  gestattet  werden.  Hingegen 
sind  auf  dem  weiteren  Rayon,  welcher  über  das  Angriffsterrain  hinaus 
liegt.  Bauten  unter  gewissen  Bedingungen  zulässig.  Bei  Befestigungen,  zu 
deren  Bezwingung  eine  reguläre  Belagerung  nicht  erforderlich  ist,  kann  das 
Bauverbot  auf  den  engeren  Rayon,  also  auf  das  Angriffsterrain,  beschränkt 
werden.^^*) 

Die  räumliche  Ausdehnung  des  Rayons  im  allgemeinen  und  seiner 
beiden  Teile,  des  engeren  und  des  weiteren,  ist  zunächst  von  der  Gattung 
der  permanenten  Befestigung  abhängig  ^^*)  und  darnach  bestimmen  sich  die 


'*°)  „Die  Enteignung   kann  nur  im  allgemeioen  Interesse   und  nur  in  folgenden 

Fallen   stattfinden: Punkt   10:    Behufs   Kriegsbefestigungen.«  —   "*)   Vergl. 

ßichler,  Das  Justizwesen  Bosniens  und  der  Herzegowina  (1889),  S.  75,  76,  179  ff. 
Damach  gilt  als  leitender  Grundsatz,  daß,  wenn  es  das  allgemeine  Beste  erheischt, 
jede  unbewegliche  Sache  mit  Ausnahme  von  in  Benützung  stehenden  Gotteshäusern 
und  Klöstern  enteignet  werden  kann.  Zu  welchem  gemeinnützigen  Zwecke  die 
Enteignung  von  Immobilien  stattfinden  könne,  ist  entweder  bereits  im  ottomanischen 
Gesetze  bestimmt  (Eisenbahnbauten,  Fiußregulierungen,  Straßenanlagen,  städtische  Ver- 
schönerungen oder  Verbesserungen)  oder  wird  von  Fall  zu  Fall  durch  das  gemeinsame 
Ministerium  bestimmt.  —  ^^^)  Ö.  Z.  f.  V.  1873,  Nr.  29,  S.  99.  Anderer  Ansicht  Layer, 
a.  a.  0.,  S.  271  Anmerkung  3  und  S.  274,  welcher  der  budgetmäßigen  Beschlußfassung 
eine  solche  Relevanz  abspricht.  —  *")  Vergl.  die  Abhandlung  „Anlegung  neuer  Stadt- 
teile auf  fortifikatorischen  Gründen«  in  der  Ö.  Z.  f.  V.  1882,  Nr.  24,  S.  101.  —  "*)  Di- 
rektiven §  1.  —  "*)  Ib.  §§  2  und  5. 
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Grenzen  des  Rajous.''''"!  Doch  kann  wegen  der  Ifefii'liaffenheit  des  Tei 
aiieh  eine  Besehriinkung  des  engeren  Kavons  eintreten,  indem  Terrainstrerl 
welche  verniilge  ihrer  Lage  dem  geraden  Schusse  günzlich  entzogen  siu^l 
aus  dem  engeren  Kaynn  ausgeschieden  und  dem  weiteren  Rayon  /.ugewiesesl 
werden  kHnnen.*"! 

Die  Ausmittlung  des  Rayons  geschieht  durch  die  Militärbehtirden.  die 
Markierung  desselben  auf  dem  Terrain  durch  dieselben  Organe,  aber  im  Ein- 
veratändnisse  mit  den  politischen  Behilrden."*  i  UcMitzsti^rungsklagen  der 
firnndeigentUnier  gegen  diesen  Vorgang  sind  ebenso  nnzulHssig  wie  Kn 
schwerdcn  an  den  Verwaltiingegerichtshof  gegen  die  in  der  Sache  ergangenm 
administrativen  Endentscheidungen.*''") 

Im  engeren  Rayon  gilt,  wie  bereits  angedeutet,  das  absolute  Bauverlurt, 
daher  keine  Haubewilligung  fUr  diesen  erteilt  werden  darf.  Alter  auch  im 
weiteren  Rayon  dürfen  ßaubewUligungen  nicht  erteilt  werden,  wenn  der 
weitere  Rayon  zur  Zeit  der  Erbauung  des  Platzes  ixier  der  Befcstigungv 
werke  von  allen  Baulichkeiten  frei  war.  Anderenfalls  sind  BanbewilligungBo 
ausnahmsweise  unter  besonderen  Bedingungen  zulhssig,  sie  sind  jedoch  auf 
den  Umfang  schon  betehender  größerer  Hiinserkomplexe  zu  bescliriinken. 
Die  im  weiteren  Rayon  schon  vorhandenen  Bauwerke  dllrfcn  in  ihrem  der- 
maligen  Bestände  erhalten,  dagegen  darf  ohne  spezielle  Bewilligung  keine 
Änderung  daran  vorgenommen  werden.'"'"* 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  Neubauten  gestattet  werden  dürfen, 
eind  folgende:**') 

a)  Der  Besitzer  muH  durch  Einlegung  eines  Reverses  sich  verpflichttn, 
keine  Entschädigung  anzusprechen,  falls  infolge  von  Kriegsereignissen  oder 
wegen  militärischer  Operationen  und  des  Verteidigungszweckes  halber  ilie 
IteschUdigung  oder  giinzliehu  Demotiening  des  Bauwerkes  erfolgen  sollte 
Dieser  Revers  muH  vor  Beginn  der  BaufUhrung  ausgestellt  und  grund bücherlich 
einverleibt  werden; 

b)  wenn  es  sich  um  die  Erbauung  eines  Wohngehüudes,  Stalles, Schoppens 
tider  ähnlichen  Oebäudcs  handelt,  darf  die  Bauarea  des  Häuserkompleses,  zu 
welchem  diese  Gebäude  gehtlren  werden,  keine  oder  doch  keine  nacbteilige 
Vergrößerung  erleiden.  Insbesondere  darf  in  dominierenden  Lagen  eine  \vt- 
grilßerung  überhaupt  nicht  und  auf  der  Seite  des  Platzes  nur  dann  geslatlcl 
werden,  wenn  das  Terrain  in  dieser  Richtung  dem  geraden  Schusse  ent- 
zogen ist.  Ferner  darf  in  der  Regel  nur  jenes  Material  t>enUtzt  werden,  ans 
welchem  die  schon  vorhandenen  Gebäude  bestehen.  Doch  ist,  insofern  dies 
die  politischen  Bauvorschriften  zulassen,  die  Erbauung  von  Gebäuden  ans 
leichtem  Material  (Holz  u.  dgl.)  zwischen  Gebäuden  aus  festen  Materialien 
(Ziegeln,  Stein)  zulässig.  Die  etwa  einzuräumende  Vergrößerung  der  Banarca 
eines  Gebäudekomplexes  der  erwähnten  Art  muß  kommissionell  mit  Zuziehung 
der  Militär-  und  politischen  Behttrden  festgestellt  werden; 

c)  endlich  ist  auch  die  Höhe  der  aufzuführenden  Bauten  beschränkt, 
indem  im  offenen  und  hnheren  Terrain  die  Hllhe  der  dem  Platze  zunächst 
gelegenen  Gebäude  die  Höhe  der  Festungswerke  in  keinem  Falle  erreichen 
(iarf.  In  völlig  beherrschten  oder  dem  geraden  Schusse  der  FestungsgeschUtze 

»«)  iTi.  8  3.  —  "')  Ib.  S  4  —  "«)  Il>.  9  6.  -  "")  R.-G.-E.  vom  IS.  Oktober  190 '. 
7..U2,  bei  Mayrhofer  5- Auflugo,  Vil  Hrt,,  S.  5J2  und  .5«,  und  V.-G.-E.  vom  12.  MHra 
1900,  Z.  mo,  ib.  8.  540.  Vergl.  auch  (i.  z.  (.  V,  191)1.  Nr.  4.  S.  IS.  -  '"•)  Din-ktivrn 
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entzogenen  Räumen  kann  hingegen  den  Bauten  jede  Höhe  gegeben  werden, 
wenn  nur  das  Gebäude  noch  völlig  beherrscht  wird  oder  dem  geraden  Schusse 
der  Festungsgeschtitze  entzogen  bleibt.  Dies  gilt  nicht  nur  von  Gebäuden 
im  engeren  Sinne,  sondern  von  jedem  Bauwerke. 

An  den  im  Rayon  bestehenden  Straßen,  Wegen,  Kanälen  und  anderen 
militärisch  nachteiligen  Erdbewegungen  und  Terrainveränderungen  dürfen 
nur  nach  eingeholter  Bewilligung  der  Militärbehörden  sowie  unter  Aufsicht 
der  betreffenden  Geniedirektion  und  der  politischen  Behörden  Änderungen 
vorgenommen  werden.  Ebenso  sind  die  Hauptkommunikationen  im  weiteren 
Rayon  und  die  Zugänge  zu  demselben  von  außen  in  den  von  der  Militär- 
])ehörde  von  Fall  zu  Fall  zu  bezeichnenden  Richtungen  und  in  der  zu  be- 
stimmenden Ausdehnung  frei  zu  erhalten  und  es  dürfen  solche  Defiläs 
weder  durch  zusammenhängende  Reihen  oder  Gruppen  von  Gebäuden  ver- 
baut werden,  noch  sind  darauf  anderweitige,  das  Debouchieren  aus  dem 
Platze  erschwerende  Anlagen  zu  gestatten.^®*) 

Wenn  es  sich  um  den  Umbau  der  im  Rayon  schon  vorhandenen  Ge- 
l)äude  wegen  Baufälligkeit,  gänzlicher  oder  teilweiser  Zerstörung  oder  aus 
anderen  Gründen  handelt,  so  ist  im  allgemeinen  der  frühere  Bestand  rück- 
sichtlich  der  äußeren  Form,  der  Größe  und  Solidität,  beziehungsweise  des 
Materials  maßgebend;  es  können  aber  auch  in  dieser  Beziehung  Abände- 
rungen gestattet  werden,  insoferne  dies  in  fortifikatorischer  Beziehung  von 
der  Militärbehörde  und  nach  den  sonst  bestehenden  Bauvorschriften  von  der 
politischen  Behörde  flir  zulässig  erkannt  wird.^*'^) 

Zur  Erteilung  der  Baubewilligungen  sind  die  unteren  Militärbehörden 
nur  dann  kompetent,  wenn  vor  Beginn  der  Baufllhrung  ein  vorschriftsmäßiger 
Revers  ausgestellt  und  grundbücherlich  einverleibt  wird,  wenn  es  sich  um 
keine  Vergrößerung  der  ursprünglichen  Bauarea  handelt  und  das  Gebäude 
aus  leichtem  Materiale  aufgeführt  wird  oder  wenn  das  aufzuftlhrende  Ge- 
bäude in  einer  dem  geraden  Schusse  der  Festungsgeschütze  gänzlich  ent- 
zogenen Lage  befindet;  in  allen  anderen  Fällen  ist  die  Entscheidung  der 
höheren  Behörde  einzuholen.^^) 

Die  Beschränkungen,  welche  aus  der  Bestimmung  eines  fortifikatori- 
fichen  Rayons  und  dem  ausgesprochenen  Bauverbote  flir  die  Privaten  sich 
ergeben,  begründen  für  dieselben  kein  Recht  auf  Entschädigung.  Parteien, 
welche  aus  einem  anderweitigen,  durch  die  „Direktiven"  herbeigeführten 
Anlaß  einen  Entschädigungsanspruch  erheben  zu  können  glauben,  müssen 
denselben  bei  der  politischen  Behörde  anmelden,  welche  solche  Fälle  im 
Einvernehmen  mit  der  Militärbehörde  und  der  Finanzprokuratur  zu  ver- 
handeln hat.  Die  Entscheidung  über  die  von  diesen  Behörden  etwa  bean- 
tragte Entschädigung  bleibt  jedoch  den  Zentralstellen  vorbehalten.  Ent- 
schädigungsansprüche dieser  Art  können  insbesondere  eintreten  durch  die 
Anlage  von  Militäretablissements  im  Innern  befestigter  Plätze  und  das  im 
Gefolge  dieser  Anlagen  eintretende  Bauverbot  und  weiters  in  dem  Falle, 
wenn  im  weiteren  Rayon  zur  Zeit  seiner  Ausmittlung  Gebäude  bereits  be- 
standen haben  und  deren  Beseitigung  oder  Änderung  sich  als  notwendig 
herausstellt.'*®^)  Jenen  Parteien,  welche  sich  mit  dieser  Entscheidung  nicht 
zufrieden  geben,  bleibt  die  Betretung  des  Rechtsweges  freigestellt,  sofern 
CS   sich   nicht   um   Entschädigungsansprüche  handelt,  welche  durch  Kriegs- 

»«»)  Ib.  §  9.  -  5«»)  Ib.  §  IL  —  ^*)  Ib.  §  10.  —  *w)  ülbrich  im  Ö.  St.-W.  I.  Bd., 
S.  460  nnd  461. 
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ereignisse  verursacht  sind  i§  1044  a.  b.  G.-B.  ).'''•'*)  Es  muß  also  in  solchen 
Fällen  zur  Vermeidung  von  Prozessen  gegen  das  Ärar  der  Betretung  des 
Eechtsweges  ein  Liquidationsverfahren  von  den  Verwaltungsbehörden  vor- 
ausgehen.^^') 

Ihrem  rechtlichen  Charakter  nach  stellen  sich  die  KajonsbeschrUn- 
kungen  als  sachliche  Lasten  für  Militärzwecke  dar  und  es  finden  auf 
dieselben  daher  im  allgemeinen  auch  die  sonstigen  fär  Friedens-  und  Kriegs- 
leistungen geltenden  Normen  *'^*^®)  Anwendung.  Der  regelmäßige  Ausschluß 
von  Entschädigungsansprüchen  gegenüber  dem  Staate  und  die  in  den  Re- 
versen festzulegende  Negierung  aller  sonstigen  Rechte  der  Privaten,  welche 
die  behördlichen  Entscheidungen  in  Rajonssachen  einfach  gegen  sich  gelten 
lassen  müssen,  verleiht  dieser  Militärlast  aber  ein  besonderes  Gepräge. 

IIL  Die  Regelung  des  inneren  Festungsdienstes  ist  ein  Ausfluß 
der  Kommandogewalt  und  kommt  daher  in  letzter  Instanz  für  alle  Festungen 
dem  Kaiser  zu.'^'^^^    Sie   ist   durch   ein  ausführliches   Reglement   erfolgt.^'^) 

Der  innere  Festungsdienst  zerfällt  darnach  in  den  Festungsdienst  im 
Frieden^'M  und  in  den  Dienst  während  der  Kriegsausrüstung  des 
festen  Platzes.^'*) 

1.  Zur  Leitung  des  Festungsdienstes  ist  in  beiden  Fällen  der  Fest ungs- 
kommandant  berufen.  Als  solcher  fungiert  in  einzelnen  wichtigeren  Festungen 
schon  im  Frieden  ein  höherer  General  oder  Stabsoffizier;  für  die  übrigen 
festen  Plätze  werden  eigene  Festungskommandanten  entweder  bei  Anordnung 
der  Kriegsausrüstung  ernannt  oder  es  hat  der  nach  Charge  oder  Rang  höchste 
dortselbst  angestellte  Offizier  des  Soldatenstandes  das  Festungskommando 
zu  führen. 

Der  Wirkungsbereich  des  Festungskommandanten  erstreckt  sich  nicht 
bloß  auf  den  befestigten  Ort  selbst,  sondern  umfaßt  auch  den  abgegrenzten 
Rayon  (Dienstrayon)  der  unmittelbaren  Umgebung.^'^) 

Dem  Festungskommandanten  untersteht  die  gesamte  im  Dienstrayon 
des  festen  Platzes  befindliche  Garnison,  und  zwar  regelmäßig  mit  Einschluß 
der  für  den  Festungsdienst  zugewiesenen  Kriegsfahrzeuge,  wenn  nicht  ein 
nach  Charge  oder  Rang  höherer  Befehlshaber  das  Stationskommando  ^•^') 
führt  oder  der  Kommandant  von  Seestreitkräften,  welche  sich  vorübergehend 
im  Platze  aufhalten,  der  höhere  ist.  In  den  beiden  letzteren  Fällen  ist  das 
Verhältnis  der  beiden  Kommandanten  besonders  geregelt.  Für  die  Dauer 
ihrer  Verwendung  zum  Festungsdienste  unterstehen  aber  die  beigezogenen 
Truppen  des  höheren  Kommandanten  gleichfalls  den  Befehlen  des  Festungs- 
kommandanten. 

2.  Aufgabe  des  Festungskommandanten  ist  es,  schon  im  Frieden 
alle  Maßregeln  zu  beantragen,  welche  geeignet  sind,  die  Verteidigungs- 
fähigkeit der  Festung  bis  zur  äußersten  Grenze  zu  steigern.^''^)   Er  hat  den 

»ö6j  Vergl.  §  147  V.  —  *ö^)  Vergl.  Tezner,  a.  a.  0.,  S.  330.  —  =^'5«)  Vergl.  §  3{<  I. 
—  '^^^)  In  Ungarn  sind  fortifikatorische  Gebäude  von  der  Geuieindegowalt  ausdrucklicli 
auBgenommen.  Vergl.  G.-A.  XVIII  ex  1871  (über  die  Regelung  der  Gemeinden)  §  5  lit.  r), 
dann  G.-A.  V  ex  1876  und  XXII  ex  1886  (über  die  Gemeinden)  §  4  lit.  r).  —  ^'')  Regle- 
ment für  den  Dienst  in  festen  Plätzen.  Da  die  letzte  Auflage  dieses  Reglements  nur 
nach  einem  besonderen  Verteiler  ausgegeben  wurde  und  mir  nicht  zugänglich  war.  si> 
konnten  die  Bestimmungen  desselben  nur  nach  der  älteren  Auflage  (1878)  zitiert  werden, 
welche  derzeit  niclit  mehr  als  reservate  Dienstvorschrift  behandelt  wird.  —  *'^)  F.-U. 
§  6  fl*.  —  »"»)  Ib.  §  12  ff.  —  ^^3)  pvK.  §  1.  —  i-i)  Vergl.  §  26  III.  —  ^'^)  F.-R.  §  6. 
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gesamten  Festungsdieust  mit  steter  Kücksichtiiahme  auf  den  in  der  ein- 
fachsten Weise  zu  bewirkenden  Übergang  in  das  Kriegsverhältnis  zu  or- 
p:anisieren.  Insbesondere  sind  von  ihm  Anordnungen  zu  treffen  rücksichtlieh 
des  Wachdienstes,  der  Alarmdisposition,  der  Feuerlöschordnung  und  der  Vor- 
kehrungen gegen  Wassergefahr,  der  Truppenausrtickungen,  der  Tor-  und 
Passageordnung,  der  Schießplätze  und  des  Schießverbotsrayons,  der  Militär- 
gesundheitspolizei, der  Festungsmanöver  und  des  technischen  Dienstes.  Auch 
hat  er  Einfluß  zu  üben  auf  sämtliche  im  Festungsrayon  befindlichen  Heeres- 
anstalten. Was  speziell  die  Festsetzung  der  Tor-  und  Passageordnung  anbe- 
langt, so  trifft  der  Festungskommandant  selbständig  den  örtlichen  Verhält- 
nissen und  den  Vorschriften  des  Dienstreglements  entsprechend  die  Anordnungen 
für  das  Ofliien  und  Sperren  der  Festungstore,,  dann  für  die  Verwahrung  der 
Schlüssel.  Er  setzt  daher  die  Stunde  zum  Offnen  und  Schließen  der  Tore 
fest,  bestimmt,  ob  die  Tore  der  Festung  und  welche  bei  Nacht  geschlossen 
zu  sein  haben,  ferner  ob  während  dieser  Zeit  der  Verkehr  durch  die  Tore 
gar  nicht  oder  nur  bedingungsweise  zu  gestatten  ist.  Unter  bedrohlichen 
Verhältnissen  bleiben  alle  Ausgänge  Tag  und  Nacht  geschlossen.  Wird  es 
notwendig,  Tore  vorübergehend  zu  öffnen,  so  hat  dies  unter  Einhaltung  der 
vorgeschriebenen  Vorsichtsmaßregeln  zu  geschehen.'^^^) 

Der  Zustimmung  des  Festungskommandanten  unterliegen  die  Projekte 
für  die  Anlage  von  Privatschießplätzen  und  ohne  seine  ausdrückliche  Be- 
willigung darf  innerhalb  der  Haupturafassung  der  Festung  und  im  Innern 
der  einzelnen  Werke  sowie  außerhalb  dieser  Objekte  bis  auf  eine  gewisse 
Entfernung  nicht  gejagt  werden.  Selbst  frühere  Jagdberechtigungen  können 
eine  Übertretung  der  letzteren  Vorschrift  nicht  rechtfertigen.  Desgleichen 
ist  das  Abbrennen  von  Feuerwerkskörpern  innerhalb  einer  Entfernung 
von  400  m  von  jedem  feuergefährlichen  Objekte  der  Festung  regelmäßig 
verboten  und  über  diese  Entfernung  hinaus  ist  hiezu  im  Dienstrayon  der 
Festung  besondere  (Genehmigung  des  Festungskommandos  erforderlich.  Alle 
diese  Verbote  sind  der  Zivilbevölkerung  im  Wege  der  Ortsbehörden  kund- 
zumachen. 

Ein  scharfes  Augenmerk  hat  endlich  der  Festungskommandant  im 
N'ereine  mit  der  Zivilpolizeibehörde  auf  fremde  Passanten  zu  richten,  welche 
der  Ausspähung  verdächtig  erscheinen.  Das  Betreten  und  Besichtigen  der 
Festungswerke  ist  nur  den  im  Dienste  hiezu  berufenen  oder  durch  besondere 
Aufträge  hiezu  ermächtigten  Militärpersonen,  außer  Dienst  bloß  den  Offizieren 
der  eigenen  bewaffneten  Macht  zu  gestatten.*^^) 

Das  Anfertigen  oder  Publizieren  von  Plänen  und  Skizzen  von  befestigten 
Plätzen  ohne  Bewilligung  der  Militärbehörde  ist  verboten  und  vrtrd  be- 
straft.*^«) 

3.  Der  Festungsdienst  im  Kriege  richtet  sich  nach  der  Art  der  Kriegs- 
ansrüstung des  festen  Platzes.  Es  sind  3  Arten  der  Kriegsausrüstung  zu 
unterscheiden: 

n)  Gegen  den  Handstreich.  Diese  Art  der  Kriegsausrüstung  umfaßt 
alle  Vorkehrungen  und  Arbeiten,  die  einen  festen  Platz  in  den  Stand  setzen, 
Angriffen  widerstehen  zu  können,  welche  nur  mit  den  im  Felde  mitgeführten 
Mitteln  unternommen  werden  und  bei  denen  ein  länger  dauernder  Geschütz- 
kampf ausgeschlossen  ist; 

"ß)  D.-R.  I.  T.  Punkt  501  bis  505.  —  »77)  Direktiven  §§  7  bis  10.  —  "9)  l\  G.-A. 
XL  ex  1879  (Strafi^esetzhuch  übor  Übertretungen)  §  33. 
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h)  gegen  den  gewaltsamen  Angriff.  Diese  Art  der  Kriegsau»- 
rUstung  umfaßt  alle  jene  Vorkehrungen  und  Arbeiten,  welche  nötig  sind, 
damit  die  unter  dem  Schutze  von  Angriffsbatterieu  versuchten  gewaltsamen 
Unternehmungen  gegen  die  Befestigungen,  der  Durchbruch  zwischen  Teilen 
derselben  sowie  eine  Beschießung  des  Innern  des  Platzes  verwehrt  werde. 
Die  Befestigungen  müssen  in  diesem  Falle  befähigt  sein,  einen  mehr  oder 
minder  andauernden  Geschützkampf  gegen  die  mit  Präzisionsgeschtttzen 
mittleren  und  selbst  großen  Kalibers  armierten  Angriffsbatterien  durchzu- 
führen; 

c)  gegen  den  belagerungsmäßigen  Angriff,  beziehungsweise 
gegen  den  Angriff  zur  See.  Diese  Art  der  Kriegsausrüstung  soll  den 
I'latz  befähigen,  dem  belagerungsmäßigen  oder  einem  durch  Panzerschiffe 
zur  See  geführten  Angriffe  energisch  Widerstand  zu  leisten  und  demgemäß 
einen  anhaltenden  Kampf  gegen  Präzisionsgeschütze  mittleren,  großen  und 
selbst  größten  Kalibers  aus  zahlreichen  Angriffsbatterien  (Panzerschiffen) 
erfolgreich  durchzuführen.  In  derselben  sind  auch  alle  jene  Vorbereitungen 
enthalten,  die  einen  kräftigen  und  anhaltenden  Widerstand  durch  Anlage 
von  Gegenbatterien  und  Abschnitten  während  der  Verteidigung  ermöglichen. 

Die  Kriegsausrüstung  ist  schon  im  Frieden  vorzubereiten.  Wie  dies 
zu  geschehen  hat,  ist  in  der  „Instruktion  für  die  Kriegsausrüstung 
der  festen  Plätze"  bestimmt.*^®) 

Der  Befehl  zur  Kriegsausrüstung  eines  festen  Platzes  wird  über  An- 
ordnung des  Kaisers  vom  Reichskriegsministerium,  eventuell  vom  Armee- 
oberkommando, Armeekommando  oder  dem  Kommando  eines  selbständig 
operierenden  Armeekorps  erteilt.  Bei  eintretender  Gefahr  eines  unvorher- 
gesehenen, plötzlich  drohenden  Angriffes  hat  jedoch  der  Festungskomman- 
dant, wenn  die  Einholung  der  höheren  Anordnungen  nicht  möglich  ist,  die 
Verpflichtung,  aus  eigener  Initiative  und  auf  eigene  Verantwortung  die 
Kriegsausrüstung  des  Platzes  in  einem  den  Verhältnissen  entsprechenden 
Grade  unter  gleichzeitiger  motivierter  Meldung  an  die  höheren  Militärstellen 
durchführen  zu  lassen.*®^)  Die  technische  Detaildurchfllhrung  der  Kriegs- 
ausrüstung erfolgt  auf  Grund  der  vom  Reichskriegsministerium  genehmigten 
Ausrüstungsentwürfe.  Doch  hat  der  Festungskommandant  bei  besonderer 
Dringlichkeit  das  Recht  unter  gleichzeitiger  Erstattung  der  Anzeige  auch 
Abänderungen  an  diesen  Entwürfen  vorzunehmen.  Außerdem  hat  der 
Festungskommandant  durch  das  Platzkommando  unter  Mitwirkung  der 
politischen  Behörde  Einfluß  zu  nehmen  auf  die  Organisierung  der  Feuer- 
und  Bürgerwehren  sowie  der  Handwerkergruppen,  die  Aushilfe  bei  den 
Sanitätsabteilungen  in  den  Spitälern,  die  Einrichtung  von  Koch-  und  Wasch- 
anstalten, die  Beschlagnahme  aller  Waffen  und  Munition  der  Ortsbewohner 
und,  wenn  die  Gesinnung  der  Bewohner  zu  Besorgnissen  Anlaß  geben  sollte, 
auf  die  Auflösung  der  Bürgerwehren,  weiters  auf  die  Fremdenpolizei,  die 
Überwachung  und  rechtzeitige  Sicherung  aller  Verkehrsmittel,  die  Gesund- 
heitsverhältnisse, die  Beleuchtung  und  den  Wasserbezug,  endlich  auf  die 
Ermittlung  der  erforderlichen  Approvisionierungsartikel  zur  Verpflegung  der 
Einwohner.  In  letzterer  Beziehung  ist  verkündigen  zu  lassen,  daß  alle  Ein- 
wohner, die  sich  die  nötigen  Lebensmittel  flir  jene  Zeit,  auf  welche  die 
Garnison  verproviantiert  wurde,  nicht  beschaffen  krmnen  und  für  welche 
die   Gemeindebehörde   die  Vorsorge   nicht   übernimmt,  unnachsiehtlich   den 

"»)  Direktiven  §  1.  —  *^«)  Ib.  §  12. 
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Platz  verlassen  müssen,  sobald  der  aas  dem  Gange  der  Operationen  sich 
ergebende  Grad  der  Bedrohung  des  Platzes  nach  dem  Ermessen  des 
Festungskommandanten  dies  notwendig  erscheinen  läßt  Eine  besondere 
Kommission  hat  im  Verlaufe  der  Eriegsausrüstung  von  Haus  zu  Haus  den 
Vollzug  dieser  Anordnung  zu  untersuchen.  Es  können  jedoch  jene  Einwohner, 
welche  sich  im  Interesse  der  Ausrüstung  und  Verteidigung  des  Platzes  be- 
sonders verwenden  lassen,  von  der  Beschafiung  eigener  Approvisionierungs- 
vorräte  ausgenommen  und  samt  ihren  Familien  mit  Rationen  aus  den 
Festungsvorräten  gegen  Vergütung  der  ganzen  oder,  wenn  sie  unbemittelt 
sind,  eines  Teiles  der  Anschaffungspreise  beteilt  werden."^®^) 

Die  speziell  militärischen  Anordnungen  während  der  Eriegs- 
ausrüstung beziehen  sich  auf  die  Dispositionen  über  die  Verteilung  der  Ver- 
teidigungsmittel, welche  auf  Grund  der  festgestellten  Einteilung  des  Platzes 
im  Verteidigungsbezirke  zu  geschehen  hat,  die  Aufstellung  von  Bezirks-  und 
Fortskommanden  sowie  auf  die  Bestimmung  des  allgemeinen  Dienstganges 
und  die  besonderen  Instruktionen.  In  großen  Festungen  wird  den  Eomman- 
danten  ausgedehnter  Bezirke  ein  eigener  Stab,  aus  Offizieren  des  General- 
stabskorps, dann  der  Artillerie  und  GeniewaflFe  bestehend,  zugewiesen 
und  den  Eommandanten  der  Bezirke  von  niederer  Ausdehnung  und  Wich- 
tigkeit soll  wenigstens  ein  Artillerie-  und  ein  Genieoffizier  beigegeben 
werden.***) 

Der  Festungskommandant  selbst  hat  sich,  sobald  er  die  Eriegsaus- 
rüstung eines  festen  Platzes  einleitet,  eine  Approvisionierungskommis- 
sion,  einen  Verteidigungsrat  und  eine  Eriegsschadenermittlungs- 
kommission  beizugesellen.^*^) 

Die  Approvisionierungskommission  dient  dem  Festungskomman- 
danten während  der  Dauer  der  Eriegsausrüstung  und  der  Verteidigung  des 
Platzes  als  beratendes  und  in  Beziehung  auf  die  Durchführung  der  Ver- 
pflegsvorsorgen  auch  als  überwachendes  Organ.^**) 

Der  Verteidigungsrat  hat  die  Bestimmung,  während  der  Dauer  der 
Eriegsausrüstung  und  der  Verteidigung  des  Platzes  dem  Festungskoniman- 
danten bei  Ausübung  seiner  Obliegenheiten  als  beratendes  Organ  zu  dienen. 
Er  besteht  unter  dem  Vorsitze  des  Festungskommandanten  aus  ständigen 
und  nichtständigen  Mitgliedern.  Die  nichtständigen  Mitglieder  haben  nur 
an  den  Beratungen  und  Abstimmungen  über  Gegenstände  ihres  Ressorts 
teilzunehmen.  Den  Beratungen  über  Fragen  von  besonderer  Wichtigkeit 
werden  sämtliche  höheren  und  die  selbständigen  Truppen-,  beziehungsweise 
Schiffskommandanten  mit  den  Befugnissen  und  Obliegenheiten  ständiger 
Mitglieder  beigezogen.  **^) 

Die  Eriegsschadenermittlungskommission  endlich  hat  die 
Aufgabe,  vor  der  Okkupierung  von  nichtärarischen  Grundstücken  und  der 
Demolierung  von  Baulichkeiten  die  Entschädigungsansprüche  der  Besitzer 
auszumitteln  und  festzustellen.  Den  kommissioneilen  Verhandlungen  sind 
stets  die  betreffenden  Eigentümer  beizuziehen.  **^) 

Außerdem  steht  dem  Festungskommandanten  im  Erlege,  beziehungs- 
weise in  der  Zeit,  während  welcher  der  feste  Platz  in  Eriegsausrüstung 
versetzt  wird,  der  Festungsstab  zur  Seite,  welcher  wiederum  in  den 
militärischen  und  den  militärisch-administrativen  zerfäUt.^*'^) 

Ml)  Ib.  §  14.  —  *W)  Ib.  §  15.  —  M3)  Ib.  §  13.  —  ^^84)  Ib.  §  60.  —  *''*)  Ib.  §  64. 
—  w«)  Ib.  S  13.  —  ^^)  Ib.  §  2ö. 
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Einzelne  Mitglieder  des  Staljes  sind  verpflichtet,  vom  Tage  des  Beginnes 
der  Ausrüstung  des  Platzes  bis  zur  Einstellung  des  Kriegszustandes  ein 
Tagebuch  zu  ftihren,  welches  ein  klares  Bild  der  Kriegsausrüstung  und  der 
Verteidigung  liefern  soll.  Auch  haben  sie  nach  Eintritt  des  Friedens  eine 
Denkschrift  über  den  ganzen  Verlauf  der  Ausrüstung  und  Verteidigung  zu 
verfassen,  welche  alle  dabei  gemachten  Erfahrungen  und  Wahrnehmungen 
des  näheren  darzulegen  hat,  damit  dieselben  in  künftigen  Fällen  nutzbringend 
verwertet  werden  können. 

4.  In  den  Kriegszustand  wird  ein  fester  Platz  versetzt,  sobald  die 
tatsächliche  feindliche  Bedrohung  es  notwendig  macht.  Sie  erfolgt  auf  Befehl 
des  Kaisers  durch  das  Keichskriegsministerium  oder  durch  das  Armee- 
oberkommando, beziehungsweise  das  Armeekommando.  Wenn  Gefahr  im 
Verzage  ist,  muß  jedoch  die  Versetzung  eines  festen  Platzes  in  den  Kriegs- 
zustand vom  Festungskommandanten  selbst  gegen  nachträgliche  Genehmigung 
des  Kaisers  angeordnet  werden.  Für  den  Fall  des  Kriegszustandes  werden 
dem  Festungskommandanten  regelmäßig  noch  weitere  außerordentliche 
Gewalten  über  die  im  Platze  befindliche  Besatzung  und,  soweit  dies  die 
bürgerliche  Gesetzgebung  gestattet, '•****)  auch  über  die  Zivilbcvölkening 
übertragen.  •'*^^') 

Dem  Festungskommandanten  obliegt  während  des  Kriegszustandes  des 
festen  Platzes  die  Pflicht,  die  Festung  im  Falle  eines  Angriffes  oder  einer 
Belagerung  bis  zur  äußersten  Grenze  der  Möglichkeit  zu  verteidigen,  und  es 
bestimmen  sich  darnach  seine  näheren  Obliegenheiten.  ^^^)  Eine  Kapitulation 
kann  nur  vollständige  Erschöpfung  aller  Verteidigungsmittel  und  die  Unmög- 
lichkeit sich  durchzuschlagen  rechtfertigen.  Die  Beratung  hierüber  ist  vom 
Verteidigungsrate  auf  solchen  Grundlagen  zu  pflegen,  daß  die  vollkommen 
zweifellose  Erschöpfung  aller  Verteidigungsmittel  klargestellt  erscheint. 
Sollte  ein  ständiges  Mitglied  des  Verteidigungsrates  auf  Grund  zweifelloser 
Tatsachen  zur  Überzeugung  gelangen,  daß  der  Festungskommandant  den 
Platz  ohne  geleistete  äußerste  Gegenwehr  oder  ohne  höchste  Not  pflichtwidrig 
zu  räumen  oder  zu  übergeben  beabsichtigt,  so  hat  er  seine  W^ahrnehmung 
dem  nach  Charge  und  Rang  höchsten  Offizier  der  Besatzung  zu  melden, 
worauf  der  letztere  verpflichtet  ist,  insgeheim  die  übrigen  ständigen  Mit- 
glieder des  Verteidigungsrates  bei  sich  zu  versammeln,  und  wenn  sich  bei 
der  Beratung  die  erwähnte  Absicht  des  Festungskommandanten  nach  dem 
Votum  der  Mehrheit  der  Mitglieder  als  zweifellos  erwiesen  herausstellt,  vom 
Festungskommandanten  die  nötigen  Aufklärungen  zu  verlangen,  nötigenfalls 
ihn  vom  Kommando  zu  entsetzen,  ihn  zu  verhaften  und  selbst  das  Festungs- 
kommando an  seiner  Stelle  zu  übernehmen,  soferne  nicht  durch  besondere 
Anordnungen  hiefür  ein  anderer  bestimmt  wurde. 

Bei  Verhandlungen  mit  dem  Feinde  hat  der  Festungskommandant  in 
der  Regel  nicht  persönlich  zu  intervenieren,  sondern  hiezu  2  Mitglieder  des 
Verteidigungsrates  zu  bestimmen  und  denselben  in  Gegenwart  des  letzteren 
die  Instruktionen  zu  erteilen.  Führt  er  aber  selbst  die  Verhandlungen,  so 
hat  dies  in  Gegenwart  von  2  Mitgliedern  des  Verteidigungsrates  zu  geschehen. 
Bei  den  Kapitulationsbedingungen  ist  vor  allem*  die  Wattenehre  zu  wahren. 

Nach  dem  Falle  einer  Festung  bestimmt  das  Reichskriegsministeriuni 
sobald  als  möglich  eine  Enquetekommission,  welche  alle  hierauf  bezüg- 

**^)  In  Österreich  bietet  das  Gesetz  vom  20.  Mai  1869,  R.-G,-Bl.  Nr.  78  (§  7  al.  8), 
eine  Handhabe  hiefiir.  Vergl.  §  25  IL  —  '^^^)  Direktiven  4$  17.  —  *'»•')  Ib.  §  1«. 
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liehen  Materialien  zu  sammeln  hat.  Sie  besteht  aus  einem  General  oder 
höheren  Stabsoffizier  als  Vorsitzenden,  dann  aus  mindestens  4  Mitgliedern 
aus  der  Generals-  oder  Stabsoffizierscharge,  wovon  ein  Mitglied  der  Artillerie 
und  ein  anderes  der  Geniewaffe  anzugehören  hat.  Das  Operat  der  Enquete- 
konnnission  wurd  vom  Reichskriegsministerium  dem  Kriegsgerichte  zuge- 
wiesen, vor  dem  sich  der  Kommandant  einer  durch  Kapitulation  oder  auf 
sonstige  Weise  in  Feindeshand  gefallenen  Festung  mit  den  sämtlichen  Mit- 
gliedern des  Verteidigungsrates  zu  verantworten  hat,  wenn  die  Übergabe 
oder  Bäumung  der  Festung  nicht  auf  Befehl  des  Kaisers  oder  des  Armee- 
oberkommandanten, beziehungsweise  des  Armeekommandanten  erfolgt  ist. 
In  besonderen  Fällen  kann  über  höhere  Anordnung  eine  Enquetekommission 
auch  bezüglich  einer  Festung,  welche  nicht  in  Feindeshand  gefallen  ist, 
einberufen  werden.^^') 

IV.  Für  die  Kriegshäfen  sind  im  allgemeinen  die  gleichen  Normen 
maßgebend.  Besonderheiten  sind  in  2  Richtungen  zu  bemerken: 

1.  Da  die  Kriegshäfen  Seehäfen  sind,  so  ergibt  sich  die  Notwendigkeit, 
auch  den  Hafen  verkehr  in  denselben  durch  Polizeiverordnungen^®^)  zu  regeln. 
Dabei  muß  jedoch  selbstverständlich  auf  die  militärischen  Bedürfnisse  Rück- 
sieht genommen  werden,  daher  denn  für  die  Kriegshäfen  besondere  Bestim- 
mungen in  Geltung  sind.  Dies  gilt  insbesondere  für  Pola.  Nach  der  für 
diesen  Kriegshafen  in  Kraft  stehenden  Hafenpolizeiordnung^^'*)  wird  der  innere 
Hafen  von  Pola  in  den  Militär-  und  in  den  Handelshafen  eingeteilt.^^^) 
Im  Militärhafen  können  im  allgemeinen  bloß  k.  und  k.  Kriegsschiffe  und 
solche  Handelsschiffe  ankern  und  sich  vertäuen,  welche  direkt  im  Arsenale 
ihre  Ladung  zu  löschen  oder  aufzunehmen  haben,  sowie  jene  Schiffe, 
welche  zu  sonstigen  Militärzwecken  dahin  bestimmt  sind.  Alle  anderen 
Handelsschiffe  haben  ihren  Ankerplatz  im  Handelshafen  zu  nehmen.  Den 
Seehandelsschiffen,  Fischern  und  anderen  Fahrzeugen,  welche  nicht  zu 
Slilitärzwecken  bestimmt  sind,  ist  untersagt,  sich  den  Marinemunitions- 
etablissements, den  Holzkonserven  und  dem  Konstruktionsarsenale  über  eine 
gewisse  Entfernung  hinaus  zu  nähern.**^)  Fremde  Kriegsschiffe,  denen  die 
Erlaubnis  zum  Einlaufen  in  den  Kriegshafen  erteilt  wird,  dürfen  sich  nur 
in  dem  besonders  abgegrenzten  Vorhafen  vertäuen.^^^)  Im  Militärhafen  wird 
die  Hafenpolizei  durch  das  Militärhafenkommando,  beziehungsweise  durch 
die  demselben  unterstehenden  Hafenwachtschiffe  gehandhabt.  Das  Hafen- 
und  Seesanitätskapitanat  handhabt  die  Hafenpolizei  bloß  im  Handelshafen, 
die  sanitätsämtlichen  Funktionen  dagegen  in  beiden  Hafenteilen.  Handels- 
schiffe, welche  für  den  Militärhafen  bestimmt  sind,  aber  in  seesanitäts- 
ämtlicher  Beziehung  beanständet  werden,  haben  sich  im  Handelshafen  zu 
vertäuen  und  unterstehen  in  solchen  Fällen  in  hafenpolizeilicher  Beziehung 
ausschließlich  dem  Hafen-  und  Seesanitätskapitanate.  Das  Militärhafen- 
kommando ist  ermächtigt,  alle  Handelsschiffe  und  Fahrzeuge,  in  welchem 
Hafenteile  sie  auch  vertäut  sein  mögen,  bewachen,  besetzen  und  untersuchen 

^**)  Ib.  §§  69  und  71.  —  "»)  Für  die  österreichischen  Seehäfen  gilt  die  mit  der 
Verordnung  des  H.-M.  vom  14.  März  1884,  R.-Gr.-Bl.  Nr.  33,  kundgemachte  Polizei- 
ordnnng.  —  ^^^)  Dieselbe  ist  mit  der  Verordnung  dos  H.-M.  vom  18.  April  1887,  R.-G.-Bl. 

Z  -K. 

Nr.  42,  erlassen  worden  und  an  die  Stelle  des  mit  Erlaß  vom  8.  April  1867,  jh^  Nr.  434 

(M.-N.-S.  Nr.  293),  genehmigten  Hafenreglements  getreten.  —  "*)  H.-P.-O.  von  Pola 
§  K  —  595)  Nachtragsverordnung  des  H.-M.  vom  24.  Juli  1892,  R.-G.-Bl.  Nr.  118.  — 
*00;  H.-P.-ü.  von  Pola  §  4. 
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zu  lassen,  wenn  sie  in  militärischer  Beziehung  verdächtig  erscheinen.-'''' > 
Handelsschiffe  dürfen  in  keinem  Falle  im  Kriegshafen  eine  Ausbesserung 
vornehmen  und  haben  selbst,  wenn  sie  ftbr  den  Kriegshafen  bestimmt  sind, 
zu  diesem  Zwecke  in  den  Handelshafen  zu  gehen.  Die  Schiffer  von  See- 
handelsschiffen sind  verpflichtet,  den  Anordnungen  des  Militärhafenkommandos 
Folge  zu  leisten  und  müssen  bei  einem  Unglücksfalle  über  Verlangen  des 
Militärhafenkommandos  sofort  jede  mögliche  Hilfe  leisten.^*^^) 

2.  Fremde  Kriegsschiffe  dürfen  zufolge  den  bestehenden  Vor- 
schriften*^®) in  die  Kriegshäfen  der  Monarchie  im  Frieden  nach  vorheriger 
Notifizierung  ihrer  Regierung  und  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen 
Bestimmungen  über  die  Zulassung  und  die  Behandlung  der  Kriegsschiffe 
befreundeter  Nationen  an  den  österreichischen  und  den  ungarischen  Küsten 
einlaufen,  jedoch,  den  Fall  der  Seenot  ausgenommen,  nur  bei  Tage;  auch 
darf  der  Aufenthalt  die  Dauer  von  8  Tagen  nicht  überschreiten  und  die 
Bewilligung  zu  einem  längeren  Aufenthalte  kann  nur  auf  diplomatischem 
Wege  erwirkt  werden.®^^)  Wenn  ein  fremdes  Kriegsschiff,  welches  im 
Schußbereiche  eines  befestigten  Hafens  angekommen  ist,  seine  Flagge  nicht 
hißt,  so  ist  nach  Abgabe  eines  Warnungsschusses  scharf  zu  feuern.  Im 
Schußbereiche  eines  befestigten  Hafens  dürfen  Schießübungen  seitens  fremder 
Kriegsschiffe  und  das  Beleuchten  von  Objekten  mit  elektrischem  Lichte 
nicht  stattfinden.  Ebenso  ist  die  Anfertigung  von  Plänen,  Zeichnungen, 
photographischen  oder  sonstigen  Aufnahmen  von  Baulichkeiten,  des  Terrains 
oder  der  Kommunikationen  in  Kriegshäfen  oder  in  der  Nähe  von  See- 
befestigungen überhaupt,  und  zwar  in  einem  Umkreise  von  8  km  um 
einen  befestigten  Hafen  oder  um  eine  sonstige  Küstenbefestigung,  von  den 
vorspringenden  Winkeln  der  Außenwerke  an  gerechnet,  untersagt ^^*)  Im 
Hafen  von  Pola  dürfen  fremde  Kriegsschiffe  nur  im  sogenannten  Vorhafen 
und  in  den  Gewässern  der  Bocche  di  Cattaro  nur  im  sogenannten  äußeren 
Kriegshafen  ankern.*®*)  Die  erwähnten  allgemeinen  Bestimmungen,  welche 
für  alle  Häfen  gelten,  normieren  zunächst,  daß  in  einem  österreichischen 
oder  ungarischen  Hafen  nicht  mehr  als  3  Schiffe  derselben  Flagge  gleich- 
zeitig zusammentreffen  dürfen  und  daß  im  ganzen  Bereiche  der  österreichi- 
schen und  der  ungarischen  Küsten  die  Anzahl  der  gleichzeitig  daselbst 
weilenden  Kriegsschiffe  nicht  größer  als  6  sein  darf.  Von  dieser  Regel 
darf  nur  im  Falle  der  Seenot  oder  einer  im  diplomatischen  Wege  eingeholten 
Erlaubnis  abgegangen  werden.****')  Die  fremden  Kriegsschiffe  haben  beim 
Einlaufen  in  den  Hafen  die  Weisungen  der  Hafenbehörden,  die  Bestimmungen 
der  Polizeiordnungen,  die  Sanitätsvorschriften  und  die  Finanzgesetze  zu  be- 
folgen.*"*) Den  fremden  Kriegsschiffen  ist  untersagt,  hydrographische  Auf- 
nahmen oder  Lotungen  zur  Ergänzung  oder  Berichtigung  bestehender  Tiefen- 
angaben von  Bord  oder  von  Booten  aus  vorzunehmen.  Ausschiffungsmanöver 
dürfen  von  ihnen  nur  mit  Erlaubnis  des  betreffenden  Militärterritorial- 
kommandos durchgeftthrt  werden.  Ebenso  ist  die  Vollstreckung  von  Todes- 
urteilen in  den  Territorialgewässern  nicht  gestattet.®^*)     Mit  Ausnahme  der 

Offiziere  und  der  höheren  Unteroffiziere,  denen  das  Tragen  des  Seitengewehres 
. p  .j^ 

*'»")  Ib.  §§  5  bis  7.  —  59'')  Ib.  §§  16  bis  18.  —  *«^;  N.-V.  vom  26.  Juni  1893,  jj-,g 

Nr.  1558,  M.-V.-Bl.  Nr.  36,  welche  Verordnung  an  die  Stelle  der  alteren  Vorschrift  ans 
dem  Jahre  1866  getreten  ist.  In  der  Hauptsache  stimmen  damit  die  besonderen  Vorschriften 
für   Seebefestigungen    im   F.-R.   tiberein.  —  eoo,  §  15  ^^f  erwähnten  N.-V.  —  ««0  1*»- 

§?  16  bis  IP.  -    ''"  )  Ib.  $  ;i).     -  «"^)  Ib.  §  2.  -  '••'»)  Ib.  ^1^  4  und  o.  -  «"^)  Ib.  §  9. 
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erlaubt  ist,  darf  die  Besatzung  eines  fremden  Kriegsschiffes  nur  unbewaffnet 
das  Land  betreten.  Das  Ausrücken  einer  bewaffneten  Macht  ist  grundsätz- 
lich verboten.  Wenn  zu  Zwecken  einer  Begräbnisfeierlichkeit  das  Ausrücken 
einer  bewaffneten  Abteilung  von  selten  eines  fremden  Kriegsschiffes  beab- 
sichtigt wird,  so  hat  das  Schiffskommando  vorher  von  der  militärischen  und 
nötigenfalls  auch  von  der  politischen  Behörde  die  Erlaubnis  einzuholen.^^^*> 
Ein  fremdes  Kriegsschiff,  welches  zur  Vornahme  von  Reparaturen  oder  aus 
anderen  Gründen  sich  im  Innern  eines  Hafens  vertäuen  muü,  wo  wegen 
der  Nähe  von  anderen  Schiffen  oder  von  Häusern  Vorsichtsmaßregeln  gegen 
Feuersgefahr  notwendig  sind,  hat  seine  feuergefährliche  Munition  vorher 
auszuschiffen  und  an  einem  von  der  Militärbehörde,  eventuell  im  Einver- 
nehmen mit  der  politischen  Behörde  zu  bestimmenden  Orte  zu  deponieren. 
Auch  das  Abfeuern  von  Kanonen  oder  anderen  Feuerwaffen,  ausgenommen 
für  Zwecke  des  Saluts  und  der  Signalisierung,  ist  verboten.®^^) 

In  Übereinstimmung  mit  dem  Völkerrechte  ist  den  Schiffen  fremder 
Nationen  verboten,  im  Bereiche  der  Seebefestigungen  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  tätliche  Feindseligkeiten  vorzunehmen.  Diejenigen, 
welche  zuerst  den  Frieden  brechen,  sind  nach  fruchtlos  gebliebenem  schrift- 
lichen Proteste  wie  feindliche  Schiffe  zu  behandeln.  Ebenso  ist  die  Anhaltung 
und  Durchsuchung  von  Schiffen,  die  Aufbringung  von  Prisen,  überhaupt 
jede  Handlung,  die  einer  Verletzung  der  Hoheitsrechte  der  Monarchie  gleich- 
käme, innerhalb  des  Schußbereiches  der  eigenen  Befestigungsobjekte  fremden 
Kriegsschiffen  untersagt.^^^) 

In  Kriegszeiten  darf  sich  kein  Schiff  oder  Fahrzeug  einem  befestigten 
Hafen  oder  einem  Flottenlager  an  der  österreichischen  oder  ungarischen 
Küste  nähern,  ohne  die  Erlaubnis  dazu  erhalten  zu  haben.  Nähert  sich  das 
Schiff  einer  befreundeten  Nation  dem  befestigten  Hafen  oder  dem  Flotten- 
lager, um  daselbst  anzulaufen,  so  hat  es  sein  internationales  Erkennungs- 
zeichen zu  hissen  und  außerhalb  des  Territorialbereiches  auf  die  Erlaubnis 
zum  Einlaufen  zu  warten.^®^)  Kriegsschiffe  oder  Handelsschiffe,  welche  ohne 
Erlaubnis  des  Festungskommandanten  in  den  Kriegshafen  einzulaufen  ver- 
suchen sollten,  sind  zunächst  durch  einen  Schuß  von  den  äußersten  See- 
befestigungen aus  zu  warnen  und,  wenn  auch  die  letztere  Warnung  fruchtlos 
bliebe,  scharf  zu  beschießen.*^"} 

Die  angeführten  Bestimmungen  Über  das  Festungswesen  geben  in  mehrfacher 
Beziehung  zu  Bedenken  und  Klagen  Anlaß: 

1.  Sehr  laut  ertönt  seit  Jahren  der  Ruf  (vergl.  hierüber  die  Ausführungen  (h^s 
Delegierten  Koziowski  in  seiner  Interpellation  an  den  Reichskriegsminister  in  der 
Sitzung  der  Osterreichischen  Delegation  vom  3.  Juni  1901  —  Stenographisches  Protokoll 
dieser  Sitzung,  S.  30 ff.)  nach  einer  Neugestaltung  des  Rechtsinstituts  der  Rayons- 
beschränkungen. Man  ist  allgemein  einig,  daß  die  Direktiven  den  Anforderungen  der 
gegenwärtigen  Kriegst issenschaft  gemäß  geändert  werden  müssen  und  daß  es  niciit 
länger  angeht,  die  Entschädigungspflicht  des  Staates  grundsätzlich  zu  negieren.  Die 
Klagen  sind  um  so  lauter,  als  die  Rayonsvorschriften  nicht  bloß  für  Festungen  im  eigt^nt- 
lichen  Sinne,  sondern  auch  flir  an  strategisch  wichtigen  Linien  gelegene  feste  Plätze  und 
größere  Städte  angewendet  werden.  Die  Heeresverwaltung  hat  denn  auch  bereits 
wiederholt  in  den  parlamentarischen  Vertretungskörpern  die  Vorlage  eines  neuen  zeit- 


•««)  Ib.  §  10.   —   »^")  Ib.  §  11.   —    M8)  p.R.  ^  11  p„ni5t  r).    -    »'^fl)  Tb.  8  22.  — 
«»'^)  Ib.  §  10. 
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gemäßen  Gesetzentwurfes  zur  Regelung  der  Rayonsbeschränkungeu  zugesagt.  Von  dem 
Inhalte  des  Gesetzentwurfes  ist  bisher  nichts  bekannt  geworden,  doch  dürfte  das  Prinzip 
der  Entschädigung  darin  nach  dem  Vorbild  des  deutschen  Gesetzes  vom  21.  Dezember 
1871  wohl  zweifelsohne  Anerkennung  finden. 

2.  Die  auf  die  Verhältnisse  der  Zivilbewohner  bezüglichen  Bestimmungen  des 
Festungsreglements  geben  insofeme  zu  Bedenken  Anlaß,  als  es  den  Grundsätzen  des 
modernen  Rechtsstaates  nicht  mehr  entspricht,  wenn  von  den  Militärorganen  ohne  gesetz- 
liclie  Grundlage  so  weitgehende  Einschränkungen  der  persönlichen  Bewegungsfreiheit 
statuiert  werden.  Derlei  Anordnungen  gehören  nicht  zum  „inneren''  Festungsdienste  im 
strengen  Sinne  des  Wortes,  der  zunächst  nur  die  Angehörigen  der  bewaffneten  Macht 
angeht.  Die  Kompetenz  zur  Erlassung  solcher  Normen  kommt  gegenwärtig  jedenfalls 
nicht  mehr  den  gemeinsamen  Militärbehörden  zu,  da  diesen  überhaupt  die  Befugnis  zur 
Erlassung  von  Rechtsverordnungen  fehlt.  Wenn  nun  auch  die  von  früher  her  überkom- 
menen Normen  dieser  Art  bis  zu  ihrer  ordnungsmäßigen  Aufhebung  weiter  in  Kraft 
verbleiben,  so  würde  es  doch  den  Anforderungen  des  Rechtsstaates  besser  entsprechen, 
den  beiderseitigen  Staatsregierungen  durch  ein  Gesetz  die  Befugnis  zur  Erlassung  der- 
artiger Anordnungen  zu  übertragen.  Das  Bedürfnis  nach  einem  solchen  Gesetze  besteht 
auch  aus  dem  Grunde,  weil  derzeit  keine  genügende  Garantie  dafür  vorhanden  ist, 
daß  die  Heeresverwaltung  entsprechende  Rücksicht  auf  die  Verkehrsbedürfnisse  nehme, 
namentlich  also  auch  auf  ihre  Kosten  flir  eine  angemessene  Vermehrung,  Erweiterung 
oder  Verlegung  der  für  den  öffentlichen  Verkehr  bestimmten  Tore  und  Torbrücken 
sowie  für  eine  längere  Offenhaltung  dieser  Verkehrswege  sorge,  wie  dies  im  deutschen 
Gesetze  vom  30.  Mai  1878,  Art.  4,  Absatz  2,  geschehen  ist.  Wenn  nunmehr  die  Regelung 
der  hafenpolizeilichen  Verhältnisse  in  den  Kriegshäfen  im  Verordnungswege  durch  die 
Zivilzentralbehörden  erfolgt,  so  ist  dies  immerhin  als  ein  Fortschritt  anzusehen. 
Doch  muß  jedenfalls  auch  hier  der  gesetzlichen  Regelung  der  Materie,  welche  ja 
für  ein  delegiertes  Verordnungsrecht  den  entsprechenden  Spielraum  läßt,  der  Vorzug 
gegeben  werden,  welchen  Weg  das  Deutsche  Reich  mit  dem  Reichsgesetze  vom  19.  Juni 
IH^^S  betreten  hat. 

V.  Abschnitt. 

Die  Zweckbestimmung  und  militärische  Leitung  des  Heeres. 

§  25.  Die  Zweckbestimmung  des  Heeres. 

I.  Die  erste  und  wesentlichste  Aufgabe  des  Heeres  besteht  in  der 
Verteidigung  der  Monarchie  und  ihrer  Teilgebiete  gegen  äußere  Feinde 
sowie  in  der  Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  im  Innern. 

Die  Verwendung  der  verschiedenen  Armeebestandteile  für  diesen  Zweck 
ist  jedoch  nicht  in  gleichem  Umfange  und  nicht  unter  denselben  rechtlichen 
Voraussetzungen  zulässig,  vielmehr  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Die  Verwendung  des  gemeinsamen  Heeres  kann  im  Auslande 
und  in  beiden  Reichshälften  stattfinden.  Sie  wird  vorbehaltlich  der  parla- 
mentarischen Bewilligung  der  finanziellen  Mittel  lediglich  vom  Kaiser  kraft 
seines  militärischen  Oberbefehls  bestimmt.^*  ^) 

2.  Die  beiden  Landwehren  sind  im  Kriege  zur  Unterstützung  des 
gemeinsamen  Heeres  und  zur  inneren  Verteidigung,  im  Frieden  ausnahms- 
weise auch  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  und  Sicherheit  im  Innern  be- 


ö")  Ö.  G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  U6,  §  5  al.  2,  u.  Ü.-A.  Xll  ex 
1S07  §  11,  ö.  St.-G.-G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  145,  Art.  5,  W.-G.  §  3. 
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stimmt/'*)  Die  Einberufung  und  Mobilisierung  der  Landwehrtruppen  oder 
eines  Teiles  derselben  für  diesen  Zweck  erfolgt  im  Bedarfsfalle  auf  Befehl 
des  Kaisers  unter  Gegenzeichnung  der  verantwortlichen  Landesverteidigungs- 
minister.^^^)  Ihre  Verwendung  ist  regelmäßig  auf  das  Gebiet  der  betreflfenden 
Keichshälfte  beschränkt  Im  Falle  der  Notwendigkeit  können  aber  die  Land- 
wehrtruppen auch  außerhalb  des  Umfanges  der  betreffenden  Reichshälfte 
verwendet  werden.  Hiezu  ist  in  Ungarn  die  Erlassung  eines  Gesetzes  not- 
wendig, das  den  Charakter  eines  formellen  Gesetzes  an  sich  trägt.  Bei  Gefahr 
im  Verzuge  kann  der  Kaiser,  wenn  der  Reichstag  nicht  versammelt  ist,  unter 
A'erantwortung  des  Gesamtministeriums  und  gegen  nachträgliche  Genehmigung 
des  Reichstages,  welche  bei  dessen  nächstem  Zusammentritt  sofort  einzuholen 
ist,  die  Verwendung  der  Landwehr  auch  außerhalb  der  Landesgrenzen  ver- 
ordnen.*'*) Nicht  unter  diese  Bestimmungen  fällt  jedoch  die  Teilnahme  der 
Landwehrtruppen  an  den  militärischen  Übungen  des  gemeinsamen  Heeres, 
auch  wenn  sich  diese  auf  dem  Boden  der  anderen  Reichshälfte  abspielen.®^'*) 
Die  Verwendung  der  Landwehren  zum  Zwecke  der  Aufrechthaltung 
der  inneren  Ordnung  und  Sicherheit  ist  nur  eine  subsidiäre,  daher  sie 
regelmäßig  nur  bei  Abwesenheit  von  Truppen  des  gemeinsamen  Heeres  in 
Aktion  treten  sollen. 

3.  Die  Landsturmtruppen  dienen  im  Kriege  zur  Unterstützung  des 
Heeres  und  der  Landwehr.^^^)  Sie  können  sowohl  gegen  äußere  Feinde  als 
auch  zur  Aufrechthaltung  der  inneren  Ordnung  und  Sicherheit  verwendet 
werden.  Ihre  Aufbietung  ist  aber  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  daß  die 
(iefahr  kriegerischer  Verwicklungen  besteht  oder  ein  Krieg  wirklich  aus- 
gebrochen ist.  Die  Aufbietung  geschieht  auf  Befehl  des  Kaisers  nach  Ver- 
nehmung des  betreffenden  Ministerrates  auf  die  Dauer  des  drohenden  oder 
ausgebrochenen  Krieges  in  jenem  Umfange,  als  es  die  Interessen  der  Landes- 
verteidigung erfordern.^")  Regelmäßig  wird  der  Landsturm  innerhalb  der 
Grenzen  der  betreflfenden  Reichshälfte  verwendet.  Ausnahmsweise  ist  auch 
eine  Verwendung  der  Landsturmtruppen  außerhalb  des  Umfanges  der  be- 
treffenden Reichshälfte  zulässig.  Hiezu  ist  jedoch  die  Erlassung  eines  Reichs- 


«i»)  W.-G.  §  4,  u.  L.-W.-G.  §  1.  -  ö")  Ö.  L.-W.-G.  §  12,  u.  L.-W.-G.  §  10.  — 
<^'*)  ü.  L.-W.-G.  §  2.  In  Österreich  hatte  das  L.-W.-G.  vom  Jahre  1869  (§  3)  für  den 
Fall  der  Verwendung  der  Landwehrtrnppen  außerhalb  der  Landesgrenzen,  die  nur 
im  Kriege  zulässig  war,  gleichfalls  ein  Reichsgesetz  gefordert  und  nur  bei  Gefahr  im 
Verzuge,  wenn  der  Reichsrat  nicht  versammelt  wäre,  die  Erlassung  einer  kaiserlichen 
Verordnung  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  des  §  15  des  G.-G.  vom  21.  Dezember 
1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  141,  fllr  ausreichend  erklärt.  An  die  Stelle  des  Notverordnungsrechtes 
trat  in  dem  L.-W.-G.  vom  Jahre  1883  (§  19)  ein  weitergehendes  delegiertes  Verordnungs- 
recht, welches  Anwendung  finden  sollte,  wenn  der  Reichsrat  nicht  versammelt  wäre,  und 
das  auch  sonst  gegenüber  dem  Notverordnnngsrechte  mehrfache  juristische  Unterschiede 
aufwies.  (Vergl.  hierüber  Spiegel,  Die  kaiserlichen  Verordnungen  etc.  (1893),  S.  76  und 
78).  Im  geltenden  L.-W.-G.  vom  Jahre  1893  ist  nunmehr  auch  diese  Schranke  beseitigt. 
Fälle  der  Verwendung  der  k.  k.  Landwehrtruppen  außerhalb  der  Reichsratsländer 
ergaben  sich  im  Jahre  1878  aus  Anlaß  der  bosnischen  Okkupation  (kaiserl.  V.  vom 
n.  Juli  1878,  R.-G..B1.  Nr.  100,  und  kaiserl.  V.  vom  6.  August  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  106). 

—  ftis)  Dieser  Satz  wurde  von  der  Majorität  des  ungarischen  Abgeordnetenhauses  im 
Oktober  1900  aus  Anlaß  der  Debatte  über  die  Verwendung  einer  Division  ungarischer 
Landwehrtrnppen   bei    den    galizischen  Manövern    ausdrücklich   als  richtig   anerkannt. 

-  ß»«)  W.-G.  §  6.  —  "")  Ö.  und  u.  L.-St..G.  §  4  al.  1  und  2. 
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gesetzes  notwendig,  welches  den  Charakter  eines  formellen  Gesetzes  an  sich 
trägt.  Nur  wenn  aus  dem  Verzuge  Oefahr  entstehen  könnte,  kann  der  Kaiser 
unter  Verantwortung  der  betreffenden  Gesamtregierung  gegen  nachträgliche 
Einholung  der  Zustimmung  des  Reichsrates,  beziehungsweise  des  ungarischen 
Reichstages  die  Verwendung  des  Landsturmes  auch  außerhalb  der  Grenzen 
der  Reichshälfte  anordnen.  In  Österreich  gilt  dieses  Recht  auch  dann,  wenn 
der  Reichsrat  versammelt  ist,  in  Ungarn  ist  seine  Ausübung  nur  gestattet, 
wenn  der  Reichstag  nicht  versammelt  ist*^®) 

4.  Die  tirolisch-vorarlbergischen  Landesschtttzen  sind  grund- 
sätzlich zur  Verteidigung  der  Länder  Tirol  und  Vorarlberg  bestimmt  und 
dtlrfen  demgemäß  außerhalb  der  Landesgrenzen  nur  insoweit  verwendet 
werden,  als  es  die  örtlichen  Grenzverhältnisse  und  die  strategische  Ver- 
teidigung der  Länder  erheischen.  Insoferne  aber  diese  Länder  in  einem  Kriege 
nicht  unmittelbar  bedroht  wären,  wohl  aber  vom  Gesamtinteresse  der  Reichs- 
verteidigung die  Mitwirkung  der  Landesschützen  erheischt  würde,  kann  aus- 
nahmsweise eine  Verwendung  derselben  außerhalb  des  Landes  mit  Zustim- 
mung der  Landtage  und  bei  Gefahr  im  Verzuge  gegen  nachträgliche  Mit- 
teilung an  die  Landtage  vom  Kaiser  angeordnet  werden.  Im  Frieden  können 
die  Landesschützen  ausnahmsweise  auch  zur  Aufrechthaltung  der  inneren 
Ordnung  und  Sicherheit  verwendet  werden.^^®)  Die  Einberufung  und  Mobil- 
machung der  gesamten  Landesschützen  oder  eines  Teiles  derselben  geschieht 
auf  Befehl  des  Kaisers  unter  Gegenzeichnung  des  verantwortlichen  Ministers 
für  Landesverteidigung.®*®) 

Die  tirolisch-vorarlbergischen  Landsturmtruppen  dürfen  nur 
im  Falle  und  für  die  Dauer  einer  kriegerischen  Bedrohung  oder  eines  aus- 
gebrochenen Krieges  aufgeboten  werden.  Die  Aufbietung  geschieht  auf  Befehl 
des  Kaisers  im  Wege  des  Ministers  für  Landesverteidigung  in  jenem  Umfange, 
als  es  die  Interessen  der  Verteidigung  des  Landes  erfordern.  Für  die  Ver- 
wendung des  Landsturmes  gelten  die  für  die  Verwendung  der  Landesschützen 
normierten  Beschränkungen.®*^) 

5.  Die  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  könnenso  wohl  gegen 
äußere  Feinde  —  auch  gegen  die  Türkei  —  als  auch  zur  Aufrechthaltung 
der  inneren  Ordnung  und  Sicherheit  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  sowie 
in  der  ganzen  Monarchie  verwendet  werden.  Ihre  Verwendung  bestimmt  aus- 
schließlich der  Kaiser. 

IL  Die  Funktion  des  Heeres  als  Schutzwehr  für  die  Aufrech thaltung 
der  inneren  Ordnung  und  Sicherheit  tritt  besonders  in  folgenden  Be- 
ziehungen in  die  Erscheinung:®*-) 

1.  Das  Militär  ist  berufen,  beim  ordentlichen  Sicherheitsdienst 
mitzuwirken.  Es  geschieht  dies  in  Form  des  Garnisonswachdienstes. 
Hierunter  sind  jene  Dienstleistungen  des  Militärs  zu  verstehen,  welche  das- 
selbe entweder  zum  Schutze  der  militärischen  Zwecken  dienenden  Gebäude 


«»«)  0.  L.-St.-G.  §  5  al.  1  und  2,  u.  L.-St.-G.  §  4  al.  1.  —  o^«)  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V. 
§  7  al.  2  bis  4.  —  o»»)  Ib.  §  22.  —  "^)  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  25.  Nach  dem  Gesetze  vom 
Jahre  1887  (§  26  al.  4)  sollte  der  tirolisch-vorarlbergische  Landsturm,  sofern  es  die  Inter- 
essen der  KriegsfUhrung  gestatteten,  tunlichst  im  Bereiche  seines  Einberufungsdistriktes 
und  der  angrenzenden  Distrikte  verwendet  werden  und  außerhalb  der  Landesgrenzen 
war  seine  Verwendung  nur  insoweit  zulässig,  als  es  die  Ortlichen  Grenzverhältnisse  und 
die  strategische  Verteidigung  des  Landes  erheischten.  —  "^)  Vergl.  hierüber  CalkiT, 
Das  Recht  des  Militärs  zum  administrativen  Waffengebrauch  (18*^8). 
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und  Plätze  verrichtet  ^^^)  oder  welche  nach  Vereinbarung  mit  den  zuständigen 
Zirilverwaltungsstellen  zur  Sicherung  staatlicher  oder  kommunaler  Anstalten 
ständig  geleistet  werden.  Eine  solche  Heranziehung  der  Truppen  des  Heeres 
ist  namentlich  zur  äußeren  Bewachung  von  Zivilstaatskassen,  Gefängnissen 
und  Strafanstalten  statthaft.  Die  Beistellung  der  erforderlichen  Wachen  ist 
in  diesen  Fällen  von  der  Bewilligung  des  Reichskriegsministeriums  abhängig.*^^^) 

Neben  dieser  mehr  speziellen  Aufgabe  kommt  dem  zum  Garnisons- 
dienste kommandierten  Militär  die  Mitwirkung  bei  Wahrung  der  allgemeinen 
Sicherheit  zu.***'^)  Dieser  Zweck  wird  verfolgt  durch  Aufstellung  von  Wachen, 
von  denen  aus  die  verschiedenen  Posten  besetzt  und  die  Patrouillen  entsendet 
werden.  In  größeren  Garnisonsorten  bildet  die  sogenannte  Hauptwache  den 
Mittelpunkt  der  übrigen  Wachen.  Die  leitende  Stelle  ftlr  den  Gamisonswach- 
dienst  ist  das  Militärstationskommando,  nicht  aber  die  einzelnen  Truppen- 
körper, welche  gerade  die  Wachen  stellen.  In  Ausübung  des  allgemeinen 
Sicherheitsdienstes  haben  die  Wachen  das  Begehen  von  strafbaren  Handlungen 
in  ihrem  Rayon  zu  verhindern,  eventuell  die  Täter  von  solchen  abzuhalten 
und  zu  verhaften.  Dieses  Verhaftungsrecht  und  diese  Pflicht  der  Patrouillen, 
Wachen,  Posten  und  Inspektionschargen  kehrt  sich  auch  gegen  Zivilpersonen 
und  greift  speziell  Platz,  wenn  solche  Personen  bei  einem  Verbrechen  oder 
groben  Vergehen  betreten  werden,  einer  derartigen  Tat  dringend  verdächtig 
erscheinen,  durch  ihr  exzessives  Benehmen  öffentliches  Ärgernis  geben,  den 
von  den  Militärorganen  in  ihrem  Wirkungskreise  erteilten  Weisungen  nicht 
Folge  leisten  oder  endlich,  wenn  sie  diese  Organe  beschimpfen  oder  tätlich 
angreifen.®^^)  Die  Wachen  haben  ferner  sowohl  den  ihrem  Schutze  besonders 
unterstellten  Personen  und  wie  auch  solchen,  welche  ihre  Hilfe  anrufen, 
Beistand  zu  leisten  und  dieselben  gegen  Angriffe  zu  schützen.  Sie  haben 
Beschädigungen  an  den  Gebäuden  und  Plätzen,  zu  deren  Sicherung  sie 
aufgestellt  sind,  wie  auch  Angriffe  auf  das  sonstige  in  ihrem  Rayon  befindliche 
Eigentum  zu  verhindern.  Bei  Ausübung  ihrer  Funktionen  haben  sie  den 
übrigen  Organen  der  öffentlichen  Sicherheit  jederzeit  auf  Ansuchen  derselben 
Beistand  zu  leisten.  Dagegen  sind  sie  regelmäßig  nicht  berechtigt,  aus  eigener 
Initiative  Aufläufe  zu  zerstreuen  oder  bei  Aufruhr  einzugreifen.  Es  ist  ihnen 
untersagt,  bei  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  den  Rayon  zu  verlassen.*-') 

Behufs  nachdrücklicher  Erfüllung  des  ihnen  übertragenen  Sicherheits- 
dienstes genießen  die  militärischen  Wachen  das  Recht  des  administra- 
tiven Waffengebrauches,  Dieses  Recht  kommt  jedoch  nur  den  eigentlichen 
Militärwachen  zu,  d.  h.  der  auf  Posten  stehenden  Schildwache,  ^'*^)  ferner  der 
sogenannten  Vedette  (Feldwache )  ^'^^j  und  den  Lagerwachen.  *^^*0  Den  Militär- 
wachen sind  gleichgestellt  die  Patrouille  oder  Ronde,  ^^^)  die  Schutz- 
wache, ^^^)  die  zur  Fortbringung  eines  Verhafteten  oder  vom  Staatsgut 
bestimmte  Militäreskorte,  ^^^)  ferner  die  Inspektionen  bei  Geschützen,  Pulver- 
oder Sprengmittelmagazinen  und  Depots  (Parkinspektionen). '*^^)  Dagegen 
zählt   nicht  zu   den   Militärwachen   die   gewöhnliche  Inspektion,*''^)  welche 

•^  AuBnahmsweise  werden  railitUrische  Objekte  von  der  Gendarmerie  bewacht. 
So  versieht  die  k.  k,  Gendarmerie  den  äußeren  Bewachnngsdienst  im  k.  nnd  k.  See- 
areenale  in  Pola  und  seit  1896  auch  die  Bewachung  des  Marinem iinitionsetablissements 
in  Vallelunga.  —  «*)  D.-R.  I.  T.  Punkt  532.  —  •»)  D.E.  I.  T.  Punkt  577.  —  ««)  D.-R. 

I.  T.  Punkt  326.  —  •")  D.-R.  I.  T.  Punkt  582.  —  ^^)  Ib.  §  73  Punkt  521  ff.  —  «-«)  D.-R. 

II.  T.  §  51  Punkt  308  ff.  —  ^^)  Ib.  §  29  Punkt  208  ff.  —  «')  D.-R.  I.  T.  §  84  Punkt 
639  ff.  -  wi)  Ib.  §  83  Punkt  634  ff.  —  ^33^  Ib.  §  80  Punkt  610  ff.  —  «3*)  Ib.  §  85 
Punkt  642ff.  —  «*)  Ib.  §  64  Punkt  468 ff. 
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den  Dienst  nicht  mit  der  blanken,  sondern  mit  versorgter  Waffe  vorrirhti»t, 
und  ebensowenig  die  Wachmannschaft,  welche  zwar  zum  Beziehen  bestimmter 
Posten  befehligt  ist,  sich  aber  noch  im  Wachzimmer  befindet  Außerdem  sind 
noch  einer  Reihe  von  im  Seedienst  stehenden  Marinepersonen  die  Rechte 
und  Pflichten  von  Militärwachen  beigelegt. 

Das  Recht  der  Militärwachen  zum  Waffengebrauche  war  vordem '''"' » 
mehr  eingeschränkt.  Sie  waren  ermächtigt,  zu  feuern,  wenn  jemand 

o)  sie  gewalttätig  verletzte  und  entlief; 

b)  oder  in  feindesgefährlichen  Orten  sich  verdächtig  machte  und  auf 
Anrufen  der  Wache  ohne  befriedigende  Antwort  die  Flucht  ergriff; 

e)  oder  endlich  als  ein  gefährlicher  Verbrecher  von  der  Wache  ergriffen 
oder  streng  verwahrt  werden  sollte  und  derselben  auch  ohne  gewaltsame 
Widersetzung,  ihren  drohenden  Zuruf  nicht  achtend,  entfloh,  soferne  kein 
anderes  Mittel  zur  Anhaltung  vorhanden  war. 

In  Abänderung  dieser  Bestimmung  wurde  im  Jahre  1861  bestimmt/***) 
daß  die  Militärwachen  auch  dann  von  den  Waffen  Gebrauch  machen  dürfen, 
wenn  gröbliche  und  ungeachtet  vorheriger  Abmahnung  fortgesetzte  Beleidi- 
gungen gegen  die  Wache  vertibt  werden  und  der  Täter  nicht  festgenommcMi 
werden  kann.  In  friedlichen  Verhältnissen  ist  jedoch  niemals  zu  feuern, 
wenn  die  Anwendung  des  Bajonetts  oder  Säbels  zur  Erreichung  des  Zweckes 
ausreicht,  und  im  Falle  der  Flucht  eines  gefiihrlichen  Verbrechers  auch  dann 
nicht,  wenn  durch  den  Schuß  das  Leben  Unbeteiligter  gefährdet  würde.  ^^^  i 

Über  die  angemessene  Ausübung  des  Waffengebrauchsrechtes  durch 
die  militärischen  Wachen  haben  ausschließlich  die  militärischen  Vorgesetzten 
derselben  zu  erkennen;  weder  die  politischen  Behörden  noch  die  Zivilgerichte 
sind  kompetent,  über  die  aus  einem  solchen  Anlasse  etwa  erhobenen 
Schadenersatzansprüche  zu  entscheiden. 

2.  Der  außerordentliche  Sicherheitsdienst  des  Militärs  greift 
Platz,  wenn  die  gewöhnlichen  Sicherheitsbehörden  wegen  ihrer  zu  geringen 
Stärke  nicht  ausreichend  erscheinen,  um  eine  Gefährdung  der  Rechtsordnung 
durch  Volksmassen  zu  verhindern.  Die  mit  der  Handhabung  dieses  Sicherheits- 
dienstes betrauten  Truppen  führen  die  Bezeichnung  Assistenzen.*^^") 

Ein  Eingreifen  der  Assistenzen  hat  regelmäßig  nur  über  Requisition 
der  Zivilbehörden  stattzufinden.  Indessen  ist  den  Militärstationskommandanteu 
und  in  den  Orten,  wo  sich  nebst  dem  Militärstationskommando  auch  ein  Land- 
wchrstationskommando  befindet,  dem  in  derselben  Eigenschaft  fungierenden 
Stationskommandanten  und  den  höheren  Militärbefehlshabern  die  Ver- 
pflichtung auferlegt,  nach  eigenem  Ermessen  rechtzeitig  jene  Maßregeln  zu 
ergreifen,  welche  jeden  Augenblick  ein  entschiedenes  Auftreten  zur  Wieder- 


6"»6)  M.-St.-G.  §  175.  —  ß3")  A.  h.  E.  vom  14.  Mai  18G1,  bozielumgsweist^  V.  iles  K.-M. 
vom  18.  Alai  1861,  Abteilung  4,  Nr.  937,  A.-V.-Bl.  Nr.  77.  DageK«*n  besitzen  die  (Gen- 
darmen, denen  im  allgemeinen  ebenfalls  die  Rechte  der  Militärwachen  zukommen,  niclit 
da»  Recht  zum  Waflfengebrauche  bei  Verbalinjurien,  soferne  sich  dieselben  nicht  zu  einem 
einen  tätlichen  Angrift"  in  sich  schließenden  Exzesse  steigern,  sondern  nur  das  Recht  d«r 
Anzeige,  nach  Umständen  auch  das  Recht  der  Verfolgung  oder  Verhaftung:  O.  (iend.-(J. 
§  12,  organische  Instruktion  für  die  ungarische  Gendarmerie  §  11  und  Statut  tür  d;is  <mmi- 
darmeriekorps  für  Bosnien  und  die  Herzegowina  §  lo.  —  ^^^)  D.-R.  1.  T.  Punkt  577  und 
M.-I).-R.  II  T.  Punkt  409,  deren  Anordnungen  im  übrigen  mit  den  oben  erwähnten 
übereinstimmen.  —  ''''j  Vergl.  hiertlber  Tezner,  a.  a.  0.,  S.  463  ff. 
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heretellung  der  gesetzlichen  Ordnung  und  der  Regierungsautorität  durch 
Watfengewalt  ermöglichen.  Dies  gilt  insbesondere  ffir  Fälle,  wo  die  Wirk- 
samkeit der  Regierungsbehörden  aus  irgend  welchen  Ursachen  gelähmt 
erscheint,  und  dem  Militärstationskommandanten  dürfen  daher  die  Anzeichen 
eines  sich  vorbereitenden  Aufstandes  oder  Aufruhrs  niemals  entgehen.  ®*^) 

Was  nun  das  Verhältnis  zwischen  den  Militärbehörden  und  den  requi- 
rierenden Zivilbehörden  anbelangt,  so  ist  für  Österreich  die  Regelung 
desselben  durch  Gesetz  schon  seit  längerer  Zeit  in  Aussicht  gestellt.  *^*M 
Allein  da  ein  solches  Gesetz  bisher  nicht  erflossen  ist,  so  gelten  fUr  die 
Zivilbehörden  noch  die  älteren  Bestimmungen  *"'**)  und  für  die  Militärbehörden 
die  Anordnungen  des  Dienstreglements.  ®*^) 

Rücksichtlich  der  Befugnis  zur  Inanspruchnahme  von  Militär- 
assisteuzen  war  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  20.  April  1854, 
R.-0.-B1.  Nr.  96  (§§  8  und  9  al.  6),  ganz  allgemein  bestimmt  worden,  daß 
die  politischen  Behörden  ermächtigt  seien,  ihren  Anordnungen  durch  Auf- 
bietung von  Militärassistenz  Nachdruck  zu  geben  und  insbesondere  auch 
Vorftlhmngsbefehle  nötigenfalls  durch  Militärassistenz  zu  vollstrecken.  Gegen- 
wärtig bedürfen  die  politischen  Bezirksbehörden  nach  internen  Instruk- 
tionen"*) bei  Inanspruchnahme  von  Militärassistenzen  regelmäßig  der  Ver- 
mittlung des  vorgesetzten  Landeschefs  und  es  ist  das  Requisitionsbegehren 
grundsätzlich  an  die  Militärterritorialkommanden  zu  richten;  nur  in  drin- 
genden Fällen  dürfen  sich  die  politischen  Bezirksbehörden  unter  sofortiger 
Anzeige  an  die  politische  Landesstelle  unmittelbar  an  die  Militärstations- 
kommanden  wenden.  Gemeindevorsteher  bedürfen  zur  Erwirkung  der  Militär- 
assistenz der  Vermittlung  der  politischen  Bezirksbehörde.  ^*^)  Dagegen  sind 
in  Österreich  die  Strafgerichte  und  die  Staatsanwälte,  in  Ungarn  die  letzteren 
befugt,  erforderlichenfalls  die  bewaffnete  Macht  unmittelbar  in  Anspruch  zu 
nehmen.  ^^) 

Im  üienstreglement  sind  die  Befugnisse  zur  Inanspruchnahme  und  zur 
Beistellung   von   Militärassistenzen   weiter   ausgedehnt.    Darnach   sind   alle 

^  D.-R.  I.  T.  Punkt  513.  —  wi)  Das  St.-G.-G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl. 
Nr.  145,  Art.  11  al.  2,  über  die  Regierungs-  und  Vollzugsgewalt  hatte  bestimmt,  daß 
ilas  Exekutionsrecht  der  Verwaltungsbehörden  sowie  die  Befugnisse  der  bewaffneten 
Macht,  die  zur  Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Sicherheit,  Ruhe  und  Ordnung  orga- 
nisiert ist  oder  in  besonderen  Fällen  aufgeboten  wird,  durch  spezielle  Gesetze  geregelt 
werden  soll.  —  ^*^)  Sieh  die  folgenden  Seiten.  —  e*»)  D.-R.  1.  T.  §  70  Punkt  506  ff.  — 
•**)  Nach  den  mit  a.  h.  E.  vom  14.  September  1852  genehmigten  und  mit  Verordnung 
der  Minister  der  Justiz  und  der  Finanzen  vom  19.  Jänner  1853,  R.-G.-Bl.  Nr.  10, 
kundgemachten  Organisationsbestimmungen  A  §  54  und  B  §  23  bedurften  die  Bezirks- 
amter, von  dringlichen  Fällen  und  von  dem  Falle  der  Gefahr  im  Verzuge  abgesehen,  zur 
Requisition  der  Militärassistenz  der  Zustimmung  der  Kreisbehörde.  Nach  dem  Wegfall 
der  Kreisbeliörden  ist  die  Vermittlung  der  Militärassistenzen  für  die  politischen  Bezirks- 
behörden  auf  die  Länderchefs  übergegangen:  Erl.  des  k.  k.  M.  des  1.  vom  5.  Jänner 
1891,  Z.  5549  ex  1890.  —  «")  Kaiserl.  V.  vom  20.  April  1854,  R.-G.-Bl.  Nr.  96,  §  4  Schlußalinea 
und  §8.  —  «<«)  Ö.  St.-P.-O.  §§28  und  36,  u.  St.-P.-O.  §  39  al.  2  und  §  13  Schlußalinea.  Die 
Zivilvolletreckungsorgane  können  in  Österreich  behufs  Beseitigung  eines  ihnen  entgegen- 
gesetzten Widerstandes  nur  die  Unterstützung  der  Sieherheitsbehörden  und  erforderlichen- 
falls auch  der  Gendarmerie  unmittelbar  nachsuchen.  Dagegen  haben  sie  sich  wegen  Er- 
wirkung militärischer  Hilfe  an  den  Vorsteher  des  Exekutionsgerichtes  zu  wenden:  (). 
E.-O.  §  26  al  2. 
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öflFentlichen  Behörden,  und  wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist,  auch  deren  Organe 
befugt,  MUitärassistenzen  anzusprechen.  Es  soll  dies,  wenn  tunlich,  schrifüicb, 
Htets  aber  unter  Angabe  des  Zweckes  geschehen.  Zur  Beietellung  von 
Assistenzen  innerhalb  des  Dienstbereiches  der  Station  ist  dort,  wo  ein 
btationskommandant  fungiert,  dieser,  sonst  das  Militärstationskommando 
jederzeit,  außerhalb  des  Dienstbereiches  jedoch  nur  dann  berechtigt,  wenn 
hiedurch  nicht  eine  bedenkliche  Schwächung  der  Oamison  entsteht  und 
hiezu  keine  besonderen,  von  höheren  Behörden  abhängigen  Marschanordnungen 
erforderlich  sind.  In  dringenden  Fällen  sind  bei  grundhältiger  Motivierung 
seitens  der  die  Militärassistenz  ansprechenden  politischen  Beamten  und 
Polizeiorgane  auch  die  Truppen-,  beziehungsweise  Kasernkommandanten,  die 
Käsern-  und  die  Garnisonsinspektionsoffiziere  sowie  der  in  den  größeren 
Stationen,  wo  mehr  als  3  Brigaden  stationiert  sind,  fungierende  General 
oder  Stabsoffizier  vom  Tag  ermächtigt,  Assistenzen  in  einem  Garnisonsorte 
von  den  unterstehenden  Bereitschaften  unter  eigener  Verantwortung  abrtLcken 
zu  lassen.  Dagegen  wird  die  Beistellung  aller  anderen  Assistenzen  von  den 
Korps-,  beziehungsweise  Militärkommanden  nach  Maßgabe  ihrer  Befugnisse 
angeordnet.^') 

Militärassistenzen  sind  regelmäßig  vom  gemeinsamen  Heere  und  nur 
ausnahmsweise  von  der  Landwehr  beizustellen.  Sie  müssen  von  solcher 
Stärke  sein,  daß  das  Gelingen  ihrer  Aufgabe  sowie  die  Wahrung  der  Waffen- 
ehre unter  allen  Verhältnissen  gesichert  erscheint.^*®) 

Die  Voraussetzungen  fttr  ein  Einschreiten  der  Militärassi- 
stenzen mit  Waffengewalt  hatte  das  Hofkriegsrats-Präsidialreskript  vom 
8.  Oktober  1844^^^)  dabin  präzisiert,  daß  entweder  der  politische  Kommissär, 
an  welchen  die  Assistenz  gewiesen  und  der  für  die  Anwendung  der  Gewalt 
in  erster  Linie  verantwortlich  ist,  wegen  Fruchtlosigkeit  seines  abwehrenden 
Einschreitens  die  Anwendung  der  Waffengewalt  fordern  muß  oder  daß  die 
Assistenz  von  den  Tumultuanten  selbst  angegriffen  oder  tatsächlich  (?)  in- 
sultiert sein  muß,  auch  wenn  in  letzterem  Falle  eine  Aufforderung  des 
politischen  Kommissärs  zum  bewaffneten  Vorgehen  nicht  vorliegt.  Die  Bestim- 
mungen des  Dienstreglements  über  die  Voraussetzungen  des  bewaffneten 
Einschreitens  weichen  insoferne  ab,  als  abgesehen  von  dem  Falle  eines 
unmittelbaren  Angriffes  oder  einer  tätlichen  Insultierung  der  Truppe  zum 
Waffengebrauch  zwar  gleichfalls  erst  auf  ausdrückliches  und  begründetes 
Verlangen  des  politischen  Kommissärs  geschritten  werden  darf,  wenn  dessen 
vorherige  Aufforderungen  zur  Herstellung  des  gesetzlichen  Zu  Standes  erfolglos 
geblieben  sind,  zugleich  aber  auch  der  Kommandant  der  Assistenz  von  der 
Notwendigkeit  eines  bewaffneten  Einschreitens  überzeugt  sein  muß.^^") 
Hiemach  hat  der  Kommandant  der  Truppe  die  Voraussetzungen  des  bewaff- 
neten Einschreitens  auch  seinerseits  selbständig  zu  beurteilen  und  er  ist 
für  dieses  Einschreiten  in  der  gleichen  Weise  verantwortlich  wie  der 
Zivilkommissär  fttr  seine  Aufforderung  an  den  Kommandanten. 

Ist  aber  einmal  die  Losung  zum  bewaffneten  Einschreiten  gegeben, 
so  hat  der  Kommandant  der  Militärassistenz  die  weiteren  Anordnungen 
selbständig  mit  Beseitigung  jedes  anderen  Einflusses,  der  ihn  nie  der  vollen 
Verantwortung  für  seine  Slaßnahmen  entheben  kann,  lediglich  nach  mili- 
tärischen Rücksichten  ebenso  wie  im  Falle  eines  bewaffneten  Angriffes  oder 

^')  D.-R.  I.  T.  Punkt  508.  -  ß*^)  Ib.  Punkt  507.  —  ^'')  Kundgemacht  durch 
Hfkzd.  vom  19.  Oktober  1844,  J.-G.-S.  Nr.  837.  —  ^so)  ^  ,^   j,  x.  Punkt  516. 
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einer  tätliehen  Insultierung  der  Truppe  zu  treflFen;**"'^'')  es  handelt  sich  dann 
el)en  um  eine  selbständige  militärische  Aktion,  welche  der  Kompetenz  des 
Zivilkommissars  vollständig  entzogen  ist  und  ihr  Ende  erst  dann  erreicht, 
wenn  die  Ruhestörer  vollständig  zerstreut  worden  sind  oder  sich  unbedingt 
unterworfen  haben.  Auch  über  das  Maß  der  anzuwendenden  Gewalt  ent- 
scheidet demnach  der  Militärkommandant.  Das  Hofkriegsrats-Präsidialreskript 
vom  8.  Oktober  1844  enthält  die  Bestimmung,  daß  es  der  Beurteilung  des 
Kommandanten  ttberlassen  bleiben  muß,  ob  zuerst  von  der  Infanterie  ein 
HajonettangrifT  gemacht  oder  ob  zur  Anwendung  der  Feuerwaffen  geschritten 
werden  solle.  Nach  dem  Dienstreglement®'**)  hat,  wo  es  die  Umstände 
gestatten  und  zweckmäßig  erscheinen  lassen,  vorerst  die  Infanterie  mit 
dem  Bajonette  anzugreifen,  wobei  unbewaffnete  Weiber,  Kinder  und  hin- 
fällige Greise  geschont  werden  sollen.  Beicht  der  Bajonettangriff  nicht  aus, 
wird  die  Truppe  beschossen  oder  zur  Notwehr  gezwungen,  so  ist  von  der 
Feuerwaffe  Gebrauch  zu  machen,  wobei  aber  ein  Blind*  oder  Hochschießen 
nie  angewendet  werden  darf. 

Die  Mitwirkung  des  Militärs  hat  sich  aber  darauf  zu  beschränken, 
den  Anordnungen  der  Zivilbehörden  den  nötigen  Nachdruck  zu  geben.  Eine 
weitergehende  Verwendung  des  Militärs  steht  mit  der  gesetzlich  normierten 
Zweckbestimmung  der  bewaffneten  Macht  im  Widerspruche  und  ist  daher 
anzolässig.  Dies  gilt  insbesondere  von  der  Verwendung  von  Truppen  bei 
Streiks.  Auch  in  diesen  Fällen  hat  sich  das  Militär  auf  die  Aufrechthaltung 
der  Ruhe  und  Ordnung  zu  beschränken.  Eine  weitergehende  positive  Unter- 
stützung der  Unternehmer,  die  im  Interessenkampfe  mit  ihren  Arbeitern 
stehen,  durch  Bereitstellung  von  Truppen  und  Heeresanstalten  (z.  B.  der 
Militärbäckereien)  zu  Gunsten  der  ersteren  erscheint  nicht  zulässig  und 
unterliegt  daher  vorkommendenfalls  der  parlamentarischen  Rüge,  wogegen 
kein  Hindernis  im  Wege  steht,  diese  Hilfe  der  durch  den  Streik  indirekt 
in  ihren  Interessen  (Lebensmittelversorgung)  bedrohten  Bevölkerung  ange- 
deihen  zu  lassen.'^^^^ 

Die  Kosten  der  Militärassistenzen  sind  von  dem  betreffenden  Zivil - 
Verwaltungszweige  an  das  Militärärar,  beziehungsweise  wenn  ausnahms- 
w^eise  Landwehrtruppen  verwendet  wurden,  an  den  Landwehretat  zu  vergüten. 

Juristisch  ist  das  Einschreiten  der  Militärassistenzen  als  eine  besondere 
Art  der  Verwaltungsexekution  zu  charakterisieren. 

3.  Unter  den  Begriff  der  Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Ordnung 
kann  auch  die  Mitwirkung  des  Militärs  bei  öffentlichen  Unglücksfällen, 
insbesondere  bei  Bränden  und  Überschwemmungen  subsumiert  werden. 


•*»)  Ib.  Punkt  515.  —  8^2)  i.  x.  Punkt  518.  —  «»3)  Die  Praxis  ist  eine  cntgegen- 
tresetzte,  indem  zufolge  einer  bereits  unter  dem  13.  August  1874  erflossenen  a.  h.  E. 
heim  Eintritt  außerordentlicher  Fülle,  in  welchen  die  Interessen  des  ölTentlichen  Dienstes 
oder  eine  durch  Elementarereignisse  herbeigeführte  groüe  Bedrängnis  es  erfordern,  die 
Abkommandierung  von  Mannschaft  des  Präsenz-  oder  Urlauberstandes  zu  gewerblichen 
Hilfsleistungen,  beziehungsweise  zur  Steuerung  der  Folgen  von  Arbeitseinstellungen 
erfolgen  kann.  Zufolge  Erlasses  des  R.-K.-M.  vom  12.  Februar  1889,  Nr.  601  Präs.,  sind 
derartige  Ansuchen  bei  diesem  Ministerium  zu  stellen:  May r ho f er,  a.  a.  0.,  I.  Bd., 
S.  860»  Dagegen  ist  der  richtige  Standpunkt  vertreten  in  der  Rede  des  italienischen 
Ministers  Giolitti  am  21.  Juni  1901.  Vergl.  hierüber  „Soziale  Rundschau"  IT.,  S.  2*2:i 
imd  224. 

Selimid,  Das  H««»r*«>4n»«*lit  d«^r  ö^tf^rr -un;^.  Monrirrhin.  14 
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Nach  dem  Dienstreglement  "**)  ist  das  Benehmen  der  Trappen  bei 
Fouersbrünsten  vom  Militärstationskommando,  beziehungsweise  vom 
ätationskommandanten  mittels  einer  den  Ortsverhstltnissen  entsprechenden 
Feuerlöschordnung  im  Einvernehmen  mit  der  politischen  oder  Orts- 
behörde festzusetzen.  Darin  ist  insbesondere  auch  bestimmt,  welche  Maß- 
regeln zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  sowie  zum  Schutze  des  ärarischeii 
Gutes  unverzüglich  zu  treflFen  sind.  Zur  Brandstätte  haben  in  der  Regel  die 
Bereitschaften  der  nächstbequartierten  Truppen  abzurücken.  In  Kasernen 
untergebrachte  Truppen  treten  bei  einem  in  der  Nähe  ausgebrochenen,  um 
sich  greifenden  Feuer  vollkommen  gerüstet  unter  die  Waffen;  ein  ange- 
messener Teil  der  Truppen  ist  zur  Sicherung  des  ärarischen  Gutes,  und 
falls  die  Kaserne  bedroht  erschiene,  auch  zur  Mitwirkung  beim  Löschen 
des  Brandes  zu  beordern.  Auf  Ansuchen  der  Zivilbehörden  ist  der  Militär- 
stAtionskommandant,  beziehungsweise  der  Stationskommandant  und  in  Dring* 
lichkeitsrälien  jeder  Truppenkommandant  ermächtigt,  Mannschaft  zum  Löschen 
auch  in  jenen  Fällen  beizustellen,  in  welchen  ärarisches  Gut  nicht  bedroht 
erscheint.  Nachdem  das  Feuer  gelöscht  worden,  soll,  wenn  nötig,  zur  Auf- 
rechthaltung der  Ordnung  eine  Wache  auf  der  Brandstätte  zurückgelassen 
werden. 

Für  den  Fall,  daß  durch  plötzlich  eintretende  Hochwasser  oder  durch 
Eisstauungen  eine  größere  Überschwemmungsgefahr  hervorgerufen  würde 
und  andere  Arbeitskräfte  nicht  zu  erlangen  wären,  können  die  Militär- 
territorialkommanden  zufolge  Erlasses  des  Reichskriegsministeriums  vom 
9.  Februar  1894,  Nr.  301,  über  Anforderung  der  politischen  Behörden  gegen 
Anzeige  an  das  Ministerium  Militärarbeiterdetachements  in  der  erforderlichen 
Stärke  und  auf  die  Dauer  des  unumgänglichen  Bedarfes  zur  Hilfeleistung 
beistellen.  Kommandierungen  in  größerem  Umfange  und  auf  längere  Dauer 
)>ewilligt  das  Reichskriegsministerium.**^'^) 

4.  Sehr  zurückgetreten  als  Maßregel  zur  Aufreehthaltung  der  öflFent- 
lichen  Ordnung  ist  in  neuerer  Zeit  die  militärische  Exekution  bei  Ein- 
treibung von  Steuerrückständen  oder  solchen  öffentlichen  Ab- 
gaben, welche  den  Steuern  hinsichtlich  der  Eintreibung  gleich- 
gestellt sind.  Die  Verwendung  des  Militärs  fllr  diesen  Zweck  war  früher 
häufig  und  keineswegs  auf  den  Fall  beschränkt,  wo  es  sich  um  die  Auf- 
rechthaltung der  öflFentlichen  Ordnung  handelte.  Seit  der  Umgestaltung  der 
Heeres  Verfassung  und  mit  Rücksicht  auf  die  dadurch  herbeigefllhrte  kürzere 
Präsenzdienstzeit  des  Militärs  wird  diese  Art  der  Trappenverwendung  von 
den  Militärbehörden  im  allgemeinen  perhorresziert  und  hat  infolgedessen 
wesentliche  Einschränkungen  erfahren.  Nach  den  fllr  die  österreichischen 
Länder  erlassenen  Vorschriften  über  die  zwangsweise  Eintreibung  der 
direkten  Steuern®^'*')  soll  eine  Verwendung  des  Militärs  bei  Exekutionen 
nur  stattfinden,  wenn  mit  Rücksicht  auf  die  bedeutende  Zahl  der  rück- 
ständigen Steuerzahler   in  einer  Gemeinde  oder  in  einem  Bezirke  die  Aus- 


*^*)  I.  T.  §  67  Punkt  492  ff.  Vergl.  Mayrhofer,  a.  a.  0.,  L  Bd.,  S.  861.  - 
«■•••)  Vergl.  Mayrhofer,  a.  a.  0.,  I.  Bd.,  S.  860  und  861.  —  «*«)  Vcrgl.  die  mit  Erl.  des 
F.-M.  vom  4.  Miirz  1878,  Z.  2702,  kundgemachte,  fiir  die  Mehrzahl  der  Länder  gültige 
Zusammenstellung  bei  Roll,  Österreichische  Steuerj^esetze,  3.  Auflage,  II.  Bd.  (iS^i), 
S.  988  ff.  In  den  Ländern  Böhmen,  Tirol  und  Vorarlberg,  dann  Dalmatien  gelten  etwas 
abweichende  Vorschriften.  In  Tirol  und  Vorarlberg  ist  die  Militärexekution  überhaupt 
nicht  eingeführt,  in  Böhmen  kommt  sie  schon  seit  längerer  Zrit  nicht  mehr  zur  Anwendung. 
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fUhiung  der  exckativen  Mahnung  durch  den  Steuerexekutor  oder  ein  für 
diesen  Zweck  bestelltes  Organ  aus  dem  Zivilstande  mit  unverhältnismäßigem 
Zeitanfwande  verbunden  wäre  oder  wenn  mit  Rücksicht  auf  die  Haltung 
der  Steuerpflichtigen  von  der  Anwendung  der  Militärexekution  in  größerem 
Ausmaße  ein  be&iedigender  Erfolg  mit  Sicherheit  erwartet  werden  kann. 
Allein  das  so  festgestellte  Anwendungsgebiet  der  Militärexekution  ist  seither 
infolge  der  ablehnenden  Stellung  der  Heeresverwaltung  sehr  bedeutend  ein- 
geengt worden.  Insbesondere  darf  die  Verwendung  aktiver  Truppen- 
abteUungen  zur  zwangsweisen  Eintreibung  von  Steuern  nur  in  jenen  Fällen 
stattfinden,  in  welchen  die  Steuerzahlung,  sei  es  offen,  sei  es  in  Form  des 
passiven  Widerstandes,  verweigert  wird  und  diese  Weigerung  eine  Aus- 
dehnung annimmt,  welche  sie  zu  einer  politischen  Demonstration  oder  zu 
einer  offenbaren  Auflehnung  gegen  das  Gesetz  stempelt.  Für  partielle  Steuer- 
rückstände  darf  also  die  Mannschaft  vom  Präsenzstande  nicht  mehr  ver- 
wendet werden.  Dagegen  wird  eine  Verwendung  von  Mannschaftspersonen 
aus  dem  Urlanberstande  fttr  solche  Exekutionen  als  statthaft  erachtet  ^^'') 

5.  Der  außerordentliche  Sicherheitsdienst  des  Militärs  geht  in  den 
militärischen  Belagerungszustand  über,  wenn  die  Militärbehörden  zum 
Zwecke  der  Aufrechthaltung  oder  Wiederherstellung  der  inneren  Ordnung 
nnd  Sicherheit  den  Zivilbehörden  nicht  mehr  bloß  Beistand  leisten,  sondern 
in  ein  übergeordnetes  Verhältnis  zu  denselben  treten  und  gleichzeitig  die 
gänzliche  oder  teilweise  Unterstellung  der  Zivilpersonen  unter  die  Militär- 
strafgesetze und  Militärgerichte  Platz  greift. ^*'''^)  Im  einzelnen  kann  dieser 
Zustand  folgende  Rechtswirkungen  nach  sich  ziehen: 

a)  Die  vollziehende  Gewalt  (politische,  Polizei-  und  Strafgewalt)  geht 
an  die  Militärkommandanten  ttber;^^^) 

b)  die  Strafgerichtsbarkeit  wird  von  den  Militärgerichten  auch  gegen- 
über den  Zivilpersonen  wenigstens  bei  gewissen  besonders  gefährlichen 
Delikten  gehandhabt; 

^'*)  In  Betracht  kommen  namentlich  die  Erlässe  des  F.-H.  ^om  4.  April  1868, 
Z.  10.454,  und  vom  20.  August  1870,  Z.  22.490,  dann  das  Reskript  des  R.-K.-M.  vom 
12.  September  1870,  Z.  6500,  und  der  Erl.  desselben  Ministeriums  vom  7.  August  1873, 
Z.  6605  Daraus  geht  hervor,  daß  die  Verwendung  von  Militarmannschaft  aus  dem  Aktiv- 
ftande  seit  dem  1.  April  1868  unter  Vorbehalt  der  erwähnten  Ausnahmen  eingestellt  ist 
und  die  Kriegsverwaltung  mit  Rücksicht  auf  die  im  W.-G.  festgelegte  Bestimmung  der 
Reserve  auch  die  Verwendung  von  Reservemännern  fllr  Exekutionszwecke  perhorresziert. 
Die  Pinanzverwaltung  hat  sich  mehrfach  durch  Weglassung  der  exekutiven  Mahnung  und 
der  Militärexektttion  bei  Einleitung  des  Zwangsverfahrens  zu  helfen  gesucht,  ein  Vorgang, 
der  wiederum  mit  den  Bestimmungen  der  älteren  Exekutionsordnungen  nicht  im  Einklang 
steht.  —  •**)  Vergl.  hierüber  D  an  t  sc  her.  Die  politisclien  Rechte  der  Untertanen» 
3.  Lieferung  (1892),  B.  154  ff.,  und  Dangelmairs  Artikel  „Belagerungszustand"  im 
Ö.  St-W.  I.,  8.  116  und  117,  und  in  Streffleurs  österreichischer  militärischer 
Zeitschrift  (1883).  —  •*•)  Dagegen  bleiben  die  Verwaltungsgerichtshöfe  in  ihrer  selb- 
ständigen Judikatur  ebenso  unberührt  wie  die  Zivilgerichte,  da  sie  nach  der  in  Osterreich 
und  Ungarn  herrschenden  Auffassung  nicht  zur  Verwaltung  gehören.  Anders  wird  sich 
«lie  Sache  in  jenen  Staaten  stellen,  wo,  wie  z.  B.  in  Preußen,  die  Organisation  der  Ver- 
waltungsrechtspflege zur  Verwaltung  gerechnet  wird.  Hier  werden  die  Verwaltungs- 
gerichte im  Falle  des  Belügerungszustandes  ebenso  wie  die  Verwaltungsbehörden  dem 
Militärbcfehlshaber  Folge  zu  leisten  haben.  Vergl.  hierüber  Tezner,  Die  deutschen 
Theorien  der  Verwaltungsrechtspflege  (1901),  S.  111  Anmerkung  117. 

14* 
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c)  die  auf  die  Freiheit  und  Unverletzliehkeit  der  Person  und  de« 
Eigentums  bezüglichen  Verfassungsgesetze  werden  suspendiert; 

d)  die  Militärpersonen  werden  den  im  Kriegsfälle  geltenden  strengeren 
Strafgesetzen  unterstellt. 

Die  y erhängung  des  Belagerungszustandes  und. der  damit  verbundenen 
sämtlichen  oder  einzelnen  Rechtsfolgen  kann  in  Österreich  gegenwärtig, 
soweit  nicht  die  bestehenden  Gesetze  eine  Handhabe  dafür  bieten,  nur 
auf  Grund  eines  Gesetzes  oder  einer  Notverordnung  erfolgen.  Handhaben 
zur  Verhängung  einzelner  Rechtsfolgen  bieten: 

aa)  Das  Gesetz  vom  20.  Mai  1869,  R.-G.-B1.  Nr.  78  (§  7  al.  3),  womaeh 
unter  Umständen  auch  Zivilpersonen  wegen  der  gegen  die  Kriegsmacht  be- 
gangenen Delikte  der  Militärgerichtsbarkeit  unterstellt  werden  können.  Doch 
ist  diese  Unterstellung  auf  den  Fall  beschränkt,  daß  gleichzeitig  eine  Kriegs- 
erklärung erfolgt  oder  ein  Krieg  ausgebrochen  ist;*^^®) 

bh)  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1869,  R.-G.-B1.  Nr.  66,  womit  auf  Grund 
des  Artikels  20  des  Staatsgrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl. 
Nr.  142,  die  Befugnisse  der  verantwortRchen  Regierungsgewalt  zur  Ver- 
tilgung zeitweiliger  und  örtlicher  Ausnahmen  von  den  bestehenden  Gesetzen 
bestimmt  werden  (Suspensionsgesetz).  Die  in  diesem  Gesetze  vorgesehenen 
Rechtswirkungen  des  kleinen  (bürgerlichen)  Belagerungszustandes  können 
nicht  nur  im  Falle  eines  Krieges  oder  wenn  der  Ausbruch  kriegerischer 
Unternehmungen  unmittelbar  bevorsteht,  sondern  auch  im  Falle  innerer  Un- 
ruhen und  Umtriebe  verfügt  werden; 

(t)  die  Bestimmungen  des  Militärstrafgesetzbuehes  (§§  89  und  9(>\ 
welche  die  Anwendung  strengerer  Strafen  gegen  die  Militärpersonen  in 
Kriegszeiten  regeln.'*^^)  Hiezu  ist  die  Erlassung  eines  Armeebefehles  er- 
forderlich. Bei  den  Seetruppen  genügt  die  Einschiffung  der  Mannschaft  auf 
ausgerüsteten  Kriegsfahrzeugen,  auch  wenn  kein  Krieg  bevorsteht. 

Die  Militärkommandanten  sind  zur  selbständigen  Verhängung  de^ 
militärischen  Belagerungszustandes  trotz  der  ihnen  im  Dienstreglement  für 
den  Fall  eines  Aufstandes  oder  Aufruhrs  eingeräumten  bereits  erwähnten 
Vollmachten  nicht  befugt. **^^) 

III.  Neben  dieser  wesentlichen  Funktion  einer  Schutzw^ehr  gegen 
äußere   Feinde   und   zur   Aufreehthaltung   der   Ordnung   und   Sicherheit  im 

660^  Vergl.  §  153  I.  —  ^^)  Vergl.  §  159.  —  ««*)  Zur  praktiBclien  Anwendung  Miml 
die  im  Texte  erwähnten  Recht ssätze  wiederholt  im  südlichen  Dalmaticn  gelangt.  Durch 
die  kaiserl.  V.  vom  25.  Oktober  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  162,  wurde  die  gesamte  vollziehentle 
(iewalt  im  Bereiche  der  politischen  und  polizeilichen  Verwaltung  im  Gebiete  der  Bezirks- 
hauptmannschaft  Gattaro  auf  den  dortigen  Militärkommandanten  für  die  Dauer  der 
bestehenden  aulierordentlichen  Verhältnisse  übertragen.  Die  Aufhebung  des  Belagerungs- 
zustandes erfolgte  durch  die  kaiserl.  V.  vom  14.  November  1870,  R.-G.-B1.  Nr.  133.  Durch 
das  Gesetz  vom  28.  Februar  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  22,  wurde  die  Strafgerichtsbarkcit 
bezüglich  bestimmter  strafbarer  Handlungen  in  den  Gerichtshofsprengeln  Spalato,  RagiisM 
und  Cattaro  auf  die  Militärgerichte  übertragen.  Der  Fortbestand  dieser  Ausnahmsgerichte 
wurde  wiederholt  teils  durch  Gesetz,  teils  durch  kaiserl.  V.  verlängert,  nämlich  ftlr  das  Gebiet 
der  Bezirkshauptmannschaften  Cattaro,  Metkovi6  und  Ragusa  durch  die  kaiserl.  V.  vom 
25.  Juni  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  82,  und  durch  das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1S82.  R.-G.-Bl. 
Nr.  178,  für  das  Gebiet  von  Gattaro  allein  durch  die  kaiserl.  V.  vom  25.  Juni  1883> 
R.-G.-Bl.  Nr.  121,  sowie  durch  die  Gesetze  vom  22.  Dezember  1883,  R.-G.-Bl.  Nr.  181. 
vom  3.  Juni  1S84,  R.-G.-Bl.  Nr.  84,  und  vom  22.  Dezember  1884,  R.-G.-Bl.  Nr.  199. 
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Innern  versieht  das  Heer  noch  weitere  Aufgaben  und  Dienste,  die  nicht  aus 
Heiner  natürlichen  Zweckbestimmung  entspringen,  sondern  durch  die  ge- 
schichtliche Entwicklung  überkommen  sind.  Man  kann  diese  Aufgaben  als 
historisch  überkommene  bezeichnen. 

1.  Das  Heer  kann  auch  sonst  bei  der  Verwaltung  des  Staates  mit- 
wirken, ja  die  Zivilverwaltung  ganzer  Landesteile  selbst  übernehmen  und 
flthren.  Letzteres  ist  in  der  Militärgrenze  dauernd  und  später  bei  der  Be- 
sitznahme neuer  Länder  (der  Bukowina,  Bosniens  und  der  Herzegowina) 
vorübergehend  der  Fall  gewesen.  Insbesondere  trug  die  Verwaltung  Bosniens 
und  der  Herzegowina  nach  der  Okkupation  zunächst  ein  vollständig  mili- 
tärisches Gepräge.  Die  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  stationierten  mili- 
tärischen Kommanden,  nämlich  das  Armeekommando,  die  Divisions-,  Brigade- 
und  Stationskommanden,  besorgten  mit  Hilfe  der  zurückgebliebenen  ein- 
heimischen und  der  aus  der  Monarchie  neu  herangezogenen  Beamten  auch 
die  Zivilverwaltung.^*'^)  Reste  dieses  Übergangszustandes  bestehen  noch 
heute  und  zeigen  sich  nicht  nur  in  der  militärischen  Spitze  der  Landes- 
verwaltung, sondern  auch  in  der  noch  fortdauernden  Versehung  gewisser 
Agenden  (des  Post-  und  Telegraphenwesens,  zum  Teile  auch  des  Eisenbahn- 
wesens) durch  Militärorgane.^*'*) 

In  der  ganzen  Monarchie  befinden  sich  noch  heute  in  militärischer 
Verwaltung  das  Landesvermessungswesen,*'**^^)  das  PulvermonopoP®*) 
sowie  ein  Teil  des  meteorologischen  und  hydrometrischen  Dienstes.*®') 
Auch  die  großen  Verdienste  der  Heeresverwaltung  um  die  Hebung  der 
Pferdezucht  und  ihre  noch  fortdauernde  Mitwirkung  bei  dieser  Agende 
dürfen  nicht  vergessen  werden. 

Eine  dauernde  Vereinigung  der  Zivil-  und  Militärverwaltung  in  der 
Hand  der  Militärbeh()rden  ist  sonst  —  abgesehen  von  dein  Fall  des  mili- 
tärischen Belagerungszustandes  —  unzulässig.  Dagegen  besteht  kein  recht- 
liches Hindernis,  daß  ein  Militärkommandant  ftlr  seine  Person  zugleich  mit 
der  Führung  der  Geschäfte  der  Zivilverwaltung  betraut  werde.  In  Oster- 
reich ist  eine  solche  Vereinigung  bei  dem  Statthalterposten  von  Böhmen 
öfters  vorgekommen  und  in  Dalmatien  fast  zu  einer  dauernden  Einrichtung 
geworden.  Dagegen  hatte  der  Gesetzartikel  XXX  vom  Jahre  1868  (§  52) 
iWr  Kroatien  und  Slavonien  bestimmt,  daß  die  bürgerliche  Würde  des  Banus 
in  Zukunft  von  der  militärischen  getrennt  werden  solle  und  eine  Militär- 
person fortan  auf  die  bürgerlichen  Angelegenheiten  Kroatiens  und  Slavoniens 


^  Der  erste  Schritt  zur  Eiorichtung  einer  Ziviladniinistration  geschah  durch  die 
«.  h.  E.  vom  16.  September  1878,  wodurch  die  oberste  Leitung  der  Zivü Verwaltung 
provisorisch  dem  gemeinsamen  Ministerrate  in  Wien  Übertragen  wurde.  Mit  a.  h.  E.  vom 
27.  Oktober  1878  ward  dann  angeordnet,  daß  die  Zivilverwaltung  im  Lande  selbst  auch 
fernerhin  in  der  Hand  des  Korpskommandanten  in  Sarajewo  konzentriert  bleiben  solle. 
Vergl.  hierüber  Eichler,  a.  a.  0.,  S.  109  ff.  —  •«*)  Gegenwärtig  befindet  sich  nur  noch 
die  Eisenbahnstrecke  Banj aInka — Doberlin  im  Militärbetriebe  und  die  fachtechnische  Ver- 
waltung des  bosni^ch-herzegowinischen  Post*  und  Telegraphenwesens  erfolgt  mit  Hilfe 
von  zugeteilten  Zivilpostbeamten  der  beiden  Reichshälften.  Dagegen  wird  der  unter 
militärischer  Bedeckung  sich  vollziehende  Posttransport  von  den  Truppen  (Trainsoldaten) 
besorgt  Die  oberste  Instanz  ftir  diesen  Verwaltungszweig  bildet  das  Reichskriegs- 
ministerium,  dem  znr  Versehung  der  bezüglichen  Agenden  ein  Österreichischer  Zivilpost- 
beamter zugeteilt  ist.  —  ws)  Vergl.  §  101.  —  ««6)  Vergl.  §  36  II.  —  «^  Vergl.  §  104. 
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regelmäßig  keinen  Einfluß  ausüben  dürfe.  Nach  dem  nunmehr  geltenden 
Gesetzartikel  XXXIV  vom  Jahre  1873  (§  7)  kann  zwar  auch  eine  ]^Iilitiir' 
person  mit  der  Würde  des  Banus  betraut  werden,  dieser  Funktionär  darf 
aber  nicht  gleichzeitig  einen  militärischen  Wirkungskreis  ausüben. 

2.  Eine  ganz  besondere  Bedeutung  ftlr  die  Zivilverwaltung  besitzt  die 
Kriegsmarine,  indem  sie  wichtige  Aufgaben  der  ersteren  fördern  hilft 
oder  auch  direkt  zur  Ausftihrung  übernimmt. ^^^) 

a)  Ihre  Aufgabe  war  und  ist  es  zum  Teile  noch  heute,  den  einheimi- 
schen Handel  gegen  räuberische  Piraten  zu  schützen.  Noch  in  den 
Jahren  1858  und  1859  war  für  diesen  Zweck  eine  Expedition  der  Korvette 
„Friedrich"  notwendig; 

b)  sie  erhält  und  erweitert  durch  ihre  Machtentfaltung  die 
Handelsbeziehungen  in  entlegenen  Ländern.  Nachdem  in  dieser 
Richtung  schon  früher  von  der  Fregatte  „Karolina"  ein  Versuch  unternommen 
worden,  geschah  ein  entscheidender  Schritt  bekanntlich  im  Jahre  1857  durch 
die  Expedition  der  „Novara".  Das  kaiserliche  Handschreiben  vom  9.  Februar 
1864  ordnete  die  Einsetzung  eines  Spezialkomitees  zur  Vorbereitung  einer 
kommerziellen  transozeanischen  Expedition  in  Triest  an,  worauf  dann  zu 
Ende  der  sechziger  Jahre  die  ostasiatische  Expedition,  ferner  die  Fahrten 
der  Korvette  „Fasana"  nach  Ostasien  (1871)  und  der  Korvette  „Helgoland" 
nach  Sydney  (1879)  stattfanden.  Im  Zusammenhange  damit  stehen  die 
jährlichen  Ubungsfahrten,  welche  mit  den  aus  der  Marineakademie  aus- 
gemusterten Kadetten  unternommen  werden.  In  den  Instruktionen  der 
Schiffskommandanten  ist  Vorsorge  getroffen,  daß  die  letzteren  bei  ihren 
Fahrten  auch  die  Interessen  des  einheimischen  Handels  berücksichtigen,  und 
dieselben  erhalten  überdies  über  Verlangen  der  beiderseitigen  Handelsminister 
noch  spezielle  Weisungen.  Desgleichen  sind  die  Befehlshaber  der  Kriegs- 
schiffe durch  das  Dienstreglement  ®^®)  angewiesen,  so  oft  sie  in  die  Lage 
kommen,  Daten  zu  sammeln  und  über  alles  zu  berichten,  was  fllr  den  Auf- 
schwung der  nationalen  Schiffahrt  und  Reederei  sowie  für  den  Handel  und 
die  Industrie  von  Nutzen  sein  kann.  Neuestens  ist  von  industriellen  Kreisen 
die  Forderung  erhoben  worden,  daß  die  Kriegsschiffe  zur  Mitnahme  kom- 
merzieller Attaches  veranlaßt  werden  sollen.  Dagegen  war  es  der  öster- 
reichisch-ungarischen Kriegsmarine  bei  ihren  beschränkten  Mitteln  bisher 
unmöglich,  einen  regelmäßigen  Dienst  auf  den  auswärtigen  Stationen  zum 
Schutze  des  überseeischen  Handels  einzurichten; 

(-')  sie  leistet  der  Handelsmarine  die  hervorragendsten  Dienste  durch 
ihre  eifrige  Pflege  aller  Fortschritte  in  der  Nautik.  Den  Mittel- 
punkt der  bezüglichen  Bestrebungen  der  Kriegsmarine  bildet  das  hydro- 
graphische Amt.®'®)  Die  in  den  einzelnen  Abteilungen  dieses  Amtes  er- 
liegenden Behelfe  können  auch  von  der  Handelsmarine  benutzt  werden  und 
ebenso  kommen  die  wissenschaftlichen  Arbeiten  und  Publikationen  des  Amtes 
der  Handelsmarine  zu  gute.  Insbesondere  gilt  dies  von  den  Küstenaufhahmen 
und  Tiefseeforschungen  der  Kriegsmarine. 

(1)  Die  Kommandanten  von  Kriegsschiffen  versehen  im  Aus- 
lande, wenn  sich  daselbst  keine  k.  und  k.  Konsularbehörde  be- 
findet, mehrfach  die  Funktionen   der   letzteren.^'^)    Wenn   ein   See- 

*^)  Vergl.  hierüber  Dorn,  Kriegsmarine  und  Volkswirtschaft  in  Österreich- 
Ungarn  (1885).  —  «««)  M.-D..R.  III.  T.  §  80  Punkt  1004.  —  «^«)  Vergl.  §  105.  —  •^>)  V. 
des  k.  k.  n.-M.  vom  1.  März  1901,  R.-G.-Bl.  Nr.  18. 
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handelsschiff  in  einem  ausländischen  Hafen,  in  welchem  sich  keine  öster- 
reicbisch-nngarische  Konsularbehörde  befindet,  mit  einem  oder  mehreren 
Kriegsschiffen  zusammentrifft,  so  ist  der  Kommandant  des  Handelsschiffes 
verpflichtet,  innerhalb  48  Stunden,  insoferne  es  die  Umstände  erlauben,  per- 
sönlich oder  durch  einen  Stellvertreter  dem  Kommandanten  des  Kriegsschiffes 
oder  der  Eskadre  seine  Ankunft  zu  melden  und  außerdem  seine  Abfahrt 
rechtzeitig  anzuzeigen.  Doch  sind  die  Kommandanten  von  in  periodischen 
Fahrten  verkehrenden  Dampfern  sowie  die  Führer  von  Seglern  der  kleinen 
Kllstenfahrt  von  dieser  Verpflichtung  befreit.  Jeder  Kommandant  eines  See- 
handelsschiffes ist  femer  verpflichtet,  auf  Verlangen  alles,  was  fllr  den 
öffentlichen  Dienst  von  Wichtigkeit  sein  könnte  oder  worüber  er  vom  Kom- 
mandanten des  Kriegsschiffes  selbst  befragt  wird,  demselben  mitzuteilen. 
In  Häfen,  in  welchen  keine  Konsplarbehörde  sich  befindet,  hat  der  Kom- 
mandant des  Kriegsschiffes,  beziehungsweise  der  Eskadre  in  Fällen  der 
Dringlichkeit  die  Befugnis,  alle  Untersuchungen  und  disziplinaren  Amts- 
handlungen zu  pflegen,  welche  sonst  den  Konsularbehörden  zustehen,  doch 
Hollen  Dampfer,  welche  auf  einer  zu  ihrem  regelmäßigen  Dienste  gehörigen 
Fahrt  begriffen  sind,  dadurch  an  der  Einhaltung  ihrer  Fahrordnung  wo- 
möglich nicht  gehindert  werden.  Die  Kommandanten  der  Kriegsschiffe  sind 
ermächtigt,  die  ihnen  vorgelegten  Beschwerden  zu  prüfen  und  unter  Be- 
obachtung der  geltenden  Gesetze  einen  Ausgleich  anzustreben,  auch  haben 
sie  im  Bedarfsfalle  mitzuwirken,  damit  Ordnung  und  Disziplin  erhalten 
bleiben.  Sie  sind  befugt,  Personen,  welche  eine  strafbare  Handlung  be- 
gangen haben  oder  von  den  zuständigen  Gerichtsbehörden  steckbrieflich  ver- 
folgt werden,  in  Haft  zu  nehmen,  soferue  ein  solches  Vorgehen  mit  den 
Gesetzen  des  betreffenden  Landes  nicht  in  Widerspruch  steht  oder  nach  den 
internationalen  Verträgen  zulässig  erscheint.^'*)  Überhaupt  sind  die  Handels- 
schiffe verpflichtet,  den  ihnen  im  Einklang  mit  dem  geltenden  Seerecht  auf 
Grund  des  Dienstreglements  von  seite  der  Kommandanten  der  Kriegsschiffe 
zokommenden  Weisungen  Folge  zu  leisten.*'*)  Das  Gleiche  gilt  namentlich 
auch  von  Seehandelsschiffen,  welche  von  einem  Kriegsschiffe  geleitet  werden, 
und  der  Kommandant  eines  Convoi  kann,  im  Falle  der  Befehlshaber  eines 
Handelsschiffes  sich  wiederholt  ungehorsam  zeigt  und  sein  Benehmen  die 
Ordnung  und  Sicherheit  des  Convoi  gefährdet,  denselben  für  die  Dauer  des 
Convoi  von  der  nautischen  Führung  des  Schiffes  entheben.^'^) 

Die  im  Auslande  verkehrenden  Befehlshaber  der  Kriegsschiffe  sind 
endlich  durch  das  Dienstreglement*''*)  angewiesen,  den  österreichisch- 
ungarischen  Kauffahrem  und  überhaupt  Angehörigen  der  Monarchie  Schutz 
und  Hilfe  zu  gewähren.  Wo  es  die  Umstände  unbedingt  fordern,  kann  sich 
die  Aushilfe  bis  zur  Überlassung  von  Vorräten  gegen  Ersatz  und  zur  Bei- 
stellung von  Mannschaft  behufs  Fortsetzung  der  Fahrt  erstrecken.  Dagegen 
kann  umgekehrt  nötigenfalls  auch  von  den  Kauffahrern  Mannschaft  und 
Vorrat  requiriert  werden.*'*) 

e)  Endlich  versieht  die  Kriegsmarine  öfters  auch  noch  andere  Funk- 


*^')  Ib.  §  5.  Übereinstimmend  sind  damit  im  allgemeinen  die  Bestimmungen  des 
M.-D.-K.  III.  T.  §  80  Punkt  1001.  —  /^sj  n,,  §  4.  —  «7*)  Ib.  §  7.  Übereinstimmend  die 
Bestimmungen  des  M.D.-R.  III.  T.  §  117  Punkt  1437  ff.,  insbesondere  aber  Punkt  1441. 
—  w»)  M.-D.-R.  Iir.  T.  §  80  Punkt  1002  und  1003.  -  »^ßj  Diese  Verpflichtung  der  Kauf- 
tahrer  ist   auch   in   der  V.  dcs^k.  k.  H.-M.  vom  1.  März  1901    (§  6)  ausgesprochen. 


216 

tionen  der  Zivilverwaltung,  wie  den  Postdienst^*^')  und  neuesten»  auch 
den  Postsparkassendienst. 

3.  Andere  historisch  tlberkommene  Tätigkeitsformen  des  Heeres  sind 
die  Mitwirkung  der  Truppen  bei  öffentlichen,  insbesondere  kirch- 
lichen Aufzügen^''®)  zur  Verstärkung  des  festlichen  Eindruckes,  welche 
Mitwirkung  indes  zugleich  auch  der  Aufrechthaltung  der  Ordnung  dienen 
kann,  ferner  die  Aufstellung  und  Verwendung  von  Militärmusik- 
kapellen. 

Diese  Tätigkeitsformen  des  Heeres  unterliegen,  da  sie  sich  nicht  mehr 
im  Rahmen  der  durch  die  Wehrgesetze  vorgezeichneten  Zweckbestimmung 
desselben  bewegen,  nach  Umfang  und  Bedeckung  der  parlamentarischen 
Kontrolle  und  namentlich  die  ausgedehnte  Verwendung  der  Militärmusik- 
kapellen ist  nicht  ohne  Anfechtung  geblieben,  weil  dadurch  den  Zivilmusikern 
eine  empfindliche  Konkurrenz  bereitet  wird.^^^) 


Auch  die  vorliegende  Materie  gibt  in  manchen  Punkten  zu  Bedenken  Anlaß: 

1.  Es  entspricht  nicht  den  Grundsätzen  des  modernen  Rechtsstaates,  daß  das  Recht 
des  administrativen  Waffengebrauches  durch  die  militärischen  Reglements  seine  Regelung 
finde,  vielmehr  darf  die  Feststellung  dieses  Rechtes  durch  ein  Gesetz  gefordert  werden. 
Eine  solche  moderne  Regelung  scheint  umsomehr  angezeigt,  als  die  Überkommenen 
Normen  Über  die  Grenzen  des  Rechtes  zum  Waifengebrauche  mancherlei  Zweifel  Ubrlg^ 
lassen.  So  bleibt  es  unklar,  wie  weit  das  Recht  der  Wachen  gehe,  wenn  es  sich  nicht 
um  feindesgefährliche  Orte,  sondern  lediglich  um  von  der  Wache  besetzte  Staatsgebäude 
oder  Schießplätze  handelt,  wenn  nur  passiver  Widerstand  von  einer  Mehrheit  von  Per- 
sonen oder  von  einzelnen  geleistet  wird  oder  wenn  eine  zu  verhaftende  Person  sich  der 
erst  vorzunehmenden  Verhaftung  durch  die  Flucht  zu  entziehen  sucht  (vergl.  hierüber 
Calker,  a.  a.  0.,  S.  27  ff.).  Eine  genaue  gesetzliche  Normierung  des  Rechtes  der 
militärischen  Wachen  zum  Waffengebrauche  ist  deshalb  auch  wohl  als  wünschenswert  zu 
bezeichnen,  weil  die  Handhabung  dieses  folgenschweren  Rechtes  sehr  oft  Perponen  von 
niedrigem  Bildungsniveau  anvertraut  werden  muß. 

2.  Die  Bestimmungen  Über  die  Anwendung  der  Waffengewalt  durch  die  Militär- 
assistenzen sind  teils  veraltet,  teils  in  sich  widersprechend.  Namentlich  aber  bedarf 
wohl  das  im  Dienstreglement  ausgesprochene  Mitbestimmungsrecht  des  Militärkomman- 
danten über  die  Anwendung  des  Waffengebrauches  einer  genaueren  gesetzlichen 
Feststellung.  Dieselbe  hätte  wohl  in  dem  Sinne  zu  erfolgen,  daß  der  Militärkom- 
mandant allein  über  den  Eintritt  der  Notwendigkeit  des  Waffengebranches  zu  ent- 
scheiden, die  Zivilbehürde  hingegen  nur  die  Verantwortung  für  die  Requisition  des  mili- 
tärischen Beistandes  zu  tragen  hätte.  (Vergl.  hierüber  Calker,  a.a.O.,  S.  24  bis  27.) 
In  den  westlichen  und  mittleren  Staaten  Europas  hat  man  sich  schon  vor  längerer  Zeit 
zu  einer  gesetzlichen  Regelung  des  Rechtes  zum  administrativen  Waffengebrauch  ent- 
schlossen, so  daß  nicht  mehr  lediglich  die  militärischen  Reglements  hiefUr  entscheidend 
sind.  Diese  gesetzliche  Regelung  beginnt  in  England  mit  der  Riot  Act  Georgs  L 
(St.  II  c.  5,  1714).  In  Frankreich  wurde  bereits  zur  Zeit  der  Revolution  die  loi 
martiale   vom  21.   Oktober   1789,    beziehungsweise   vom   3.    August    1791    erlassen,   in 


•■^^j  So  wurde  beispielsweise  im  Jahre  1820  von  der  Kriegsmarine  ein  Paketpost- 
dienst zwischen  Triest  und  Corfu  eröffnet.  —  e-»)  D.-R.  I.  T.  §  68  Punkt  498  ff, 
—  «'»)  Vergl.  die  Z.V.  des  R.-K.-M.  vom  6.  Juli  1886,  Präs.  Nr.  2501,  N.-V.-Bl. 
Nr.  93,  womit  Bestimmungen  über  die  außerdienstliche  Verwendung  der  Militärmusiken 
getroffen  wurden. 
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l^reultou  erfloß  noch  in  der  absolutistischen  Ära  das  Gesetz  vom  20.  März  1837  über  den 
Waflfen^cbrauch  des  Militärs  und  auch  in  Bayern  erging  unter  dem  4.  Mai  1851  ein 
Gesetz,  das  Einschreiten  der  bewaffneten  Macht  zur  Erhaltung  der  gesetzlichen  Ordnung 
betreffend.  In  den  von  Preußen  mit  den  anderen  Bundesstaaten  (mit  Ausnahme  Bayerns 
und  Sachsenft)  abgeschlossenen  Militärkonventionen  haben  sich  letztere  verpflichtet,  die 
Bestimmungen  der  preußischen  Gesetzgebung  über  die  Voraussetzungen,  unter  denen 
das  Militär  zur  Aufrechthaltung  der  Öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung  und  zur  Ausführung 
der  Gesetze  requiriert  werden  kann,  und  über  den  Waffengebrauch  des  Militärs  im  Falle 
eines  solchen  Einschreitens  einzuflihren.  In  Frankreich  ist  seither  das  Gesetz  vom 
7.  Juni  1848  und  das  Dekret  vom  23.  Oktober  1883,  in  Italien  endlich  ein  Dekret  vom 
22.  November  1886  zu  diesem  Zwecke  erlassen  worden  (vergl.  hierüber  Calker,  a.  a. 
0.,  8.  46  ff.  und  54  ff.,  und  Löning,  Lehrbuch  des  deutschen  Yerwaltungsrechtes, 
1«84,  S.  257  und  258). 

3.  Auch  die  Verhängung  des  militärischen  Belagerungszustandes  sollte, 
was  die  Voraussetzungen,  die  Art  der  Kundmachung  und  die  Rechtsfolgen  anbelangt, 
wohl  im  voraus  durch  Gesetz  geregelt  sein,  da  die  Anordnung  dieser  einschneidenden 
Maßnahme  im  entscheidenden  Augenblicke  zweckmäßigerweise  wohl  nur  durch  eine  auf 
gesetzlicher  Delegation  beruhende  und  in  iliren  Wirkungen  von  vornherein  zu  über- 
sehende Verordnung  der  Regierung,  nicht  aber  erst  durch  eine  legislative  Aktion 
geschehen  kann,  welch  letztere  bei  der  Schwerfälligkeit  des  modernen  Gesetzgebungs- 
apparates vielleicht  schon  zu  spät  käme,  während  die  Anwendung  einer  Notverordnung 
auf  Grund  des  §  14  des  Grundgesetzes  über  die  Reichsvertretung  in  einem  solchen  Falle 
mit  dem  Geiste  dieser  Verfassungsbestimmung,  die  sich  doch  nur  auf  Notstände  im 
gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes  bezieht,  nicht  in  Einklang  zu  bringen  wäre.  Auch 
in  dieser  Beziehung  sind  bereits  andere  Staaten  mit  gutem  Beispiele  vorangegangen- 
P^ine  gesetzliche  Regelung  des  militärischen  Belagerungszustandes  erfolgte  zunächst  in 
Frankreich  durch  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1791.  Gegenwärtig  sind  die  Wirkungen  geregelt 
durch  das  Gesetz  vom  9.  April  1849;  die  Verhängung  des  Belagerungsznstandes  steht, 
wenn  die  Kammern  nicht  versammelt  sind,  nach  dem  Gesetze  vom  3.  April  1878  dem 
Präsidenten  der  Republik  im  Wege  eines  im  Ministerrate  erlassenen  Dekrets  zu.  In 
Deutschland  hat  nach  Artikel  68  der  Reichsverfassung  vom  Jahre  1871  der  Kaiser  als 
ßundesfeldherr  für  ganz  Deutschland  (mit  Ausnahme  von  Bayern)  bis  auf  weiteres  das 
Recht  zur  Erklärung  des  Belagerungszustandes.  Durch  ein  Reichsgesetz  sollen  die  Vor- 
au8«etzongen,  die  Form  der  Verkündigung  und  die  Wirkungen  geregelt  werden.  Bis 
zum  Erscheinen  eines  solchen  Reichsgesetzes  gelten  die  Bestimmungen  des  preußischen 
(Gesetzes  vom  4.  Juni  1851.  Darnach  kann  die  Erklärung  des  Belagerungszustandes  erfolgen, 
\^enn  im  Falle  eines  Krieges  eine  Provinz  von  dem  Feinde  bedroht  oder  teilweise  schon 
besetzt  ist  oder  wenn  im  Falle  eines  Aufruhrs  dringende  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit  vorhanden  ist.  Die  Erklärung  des  Belagerungszustandes  ist  bei  Trommelschlag 
(»der  Trompetenschall  zu  verkündigen  und  außerdem  ist  dieselbe  durch  Mitteilung  der 
Verordnung  an  die  Gemeindebehörden,  durch  Anschlagen  an  Öffentlichen  Plätzen  und 
durch  die  öffentlichen  Blätter  ohne  Verzug  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen.  Die 
Aufhebung  des  Belagerungsznstandes  ist  ebenfalls  durch  Mitteilung  an  die  Gemeinde- 
behörden und  durch  die  öffentlichen  Blätter  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen.  Die 
^  ollziehende  Gewalt  geht  beim  Belagerungszustand  an  die  Militärbefehlshaber  über.  Alle 
Verwaltungsorgane  haben  ihr  Amt  weiter  zu  führen,  aber  den  Anordnungen  und  Auf- 
trägen der  Militärbefehlshaber,  die  allein  für  ihre  Anordnungen  verantwortlich  sind, 
Folge  zu  leisten.  Außerdem  können  bei  Erklärung  des  Belagerungszustandes  bestimmte 
Artikel  der  Verfassung  über  die  Freiheitsrechte  oder  einzelne  derselben  zeit-  und  distrikts- 
weise außer  Kraft  gesetzt  werden.  Die  Bestimmungen  hierüber  müssen  aber  ausdrücklich 
in  die  Bekanntmachung  über  die  Erklärung  des  Belagerungszustandes  aufgenommen  oder 
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in  einer  besonderen,  in  der  nämlichen  Form  bekanntzumachenden  Verordnung  verkündet 
werden  (vergL  hierüber  Dantscher,  a.  a.  0.,  S.  154 flf.,  und  Löning,  a.  a.  0.,  S.  291 
und  293). 

4.  £ben80  entspricht  es  wohl  der  Idee  des  Bechtsstaates,  daß  das  im  Dienstregle* 
ment  für  die  militärischen  Wachen  in  Anspruch  genommene,  auch  auf  Zivilpersonon 
erstreckte  V er  haftungsrecht  gesetzlich  normiert  werde.  Der  gegenwärtige  mangel- 
hafte Rechtszustand  könnte  schon  dadurch  eine  Besserung  erfahren,  wenn  sich  die 
Gesetzgebung  in  Osterreich  entschließen  möchte,  das  Rocht  der  jedermann  zu- 
stehenden Inhaftnahme  des  der  Flucht  verdächtigen  unbekannten  oder  des  auf  frischer 
Tat  betroffenen  Verbrechers,  welches  in  der  österreichischen  St.-P.-0.  mit  Still- 
schweigen übergangen  ist,  aber  in  der  Praxis  fortwährend  geübt  wird,  ausdrücklich  an- 
zuerkennen, wie  dies  die  deutsche  St.-P.-O.  (§  127]  und  auch  die  ungarische  (§  142  al.  4) 
getan  hat. 

5.  Die  Institution  des  militärischen  Einlage rs  zu  Zwecken  der  Steuerexekution 
ist  kaum  mehr  als  zeitgemäß  zu  betrachten  und  dürfte  voraussichtlich  bei  einer  gesetzlichen 
Reform  des  Steuerexekutionswesens  gänzlich  entfallen  oder  auf  ganz  besondere  Aus- 
nahmsfälle beschränkt  werden.  Jedenfalls  ist  der  gegenwärtige  Rechtszustand  auch  in 
dieser  Beziehung  nicht  frei  von  Unklarheiten  (vergl.  hierüber  Tezner,  Handbuch  des 
österreichischen  Administrativ  Verfahrens,  1896,  S.  467  und  46d  Anmerkung  3). 

6.  Endlich  darf  wohl  auch  gefordert  werden,  daß  die  wichtigen  Rechte  der  Kom- 
mandanten der  Kriegsschiffe  gegenüber  der  Handelsmariue  durch  Gesetz 
in  einer  den  beiderseitigen  Interessen  entsprechenden  Art  normiert  werden. 

§  26.  Die  militärisotae  Leitnng  des  Heeres. 

I.  Die  militärische  Leitung  des  Heeres  umfaßt  be^iffiich  alle 
Maßregeln,  welche  die  Verwendung  der  formierten  Truppenkörper  und 
Heeresanstalten  zu  militärischen  Aktionen  bezwecken.  Sie  betätigt  sich  im 
Frieden  durch  die  Bestimmungen  über  die  Dislokation  der  Truppen,  die 
militärische  Führung  derselben  bei  den  Waffenübungen  und  größeren 
Manövern  sowie  durch  Überwachung  der  militärischen  Ausbildung  und 
Disziplin,  ferner  durch  die  Verwendung  der  militärischen  Streitkräfte  im 
Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit,  bei  drohender  Kriegs- 
gefahr und  im  Kriege  durch  die  Anordnung  der  Kriegsbereitschaft  und 
durch  die  Durchführung  der  den  militärischen  Aktionen  dienenden  Mobili- 
sierungsmaßnahmen. Eine  genauere  Abgrenzung  der  darunter  fallenden  Akte 
gegenüber  den  einzelnen  Aufgaben  der  Heeresverwaltung  ist  weder  durch 
die  Gesetzgebung  in  allen  Punkten  erfolgt,  noch  läßt  sich  eine  solche 
Scheidung  in  der  Praxis  überall  mit  Sicherheit  durchführen.^®^)  Diese 
Abgrenzung  ist  namentlich  deshalb  von  juristischer  Bedeutung,  weil  die  der 
militärischen  Leitung  zugehörigen  Maßnahmen  sich  ihrer  Natur  nach  dem 
Einflüsse  dritter  Faktoren,  speziell  auch  jenem  der  parlamentarischen  Körper- 
schaften entziehen  und  keiner  Kontrasignatur  bedürfen.  ^^^)  Von  diesem 
Grundsatze  macht  die  österreichische  und  beziehungsweise  die  ungarische 
Gesetzgebung  insofeme  eine  Ausnahme,  als  die  militärische  Verwendung 
der  Landwehr-  und  Landsturmtruppen  an  gewisse  formelle  Schranken 
gebunden  isL®^*) 

^^^)  Einen  näheren  Anhaltspunkt  für  die  Durchführung  dieser  Abgrenzung  gewähren 
die  Bestimmungen  der  L.-W.-G.  über  den  Wirkungskreis  der  Landwehroberkommanden. 
Vergl.  ö.  L.-W.-G.  §  11  und  u.  L.-W.-G.  §  22.  —  e^i)  gieh  oben  §  2  I.  —  WJ)  Sieh  oben  §  25  l. 


219 

IL  Die  oberste  militärische  Leitung  kommt  dem  Kaiser  zu  und  der 
Inbegriff  der  ihm  in  dieser  Eigenschaft  zustehenden  Befugnisse  wird  als 
a.  h.  Oberbefehl  im  engeren  Sinne  des  Wortes  bezeichnet. *^**^)  Als  Organ 
hiefOr  diente  dem  Kaiser  nach  dem  Jahre  1849  das  Armeeoberkommando. 
Dasselbe  zerfiel  in  die  Generaladjutantur,  welche  unter  dem  ersten  General- 
a<yutanten  die  Leitung  der  Militärkanzlei  und  die  Geschäfte  des  heutigen 
Präsidialbureaus  besorgte,  in  die  Operationskanzlei  unter  der  Leitung  des 
Chefs  des  Generalquartiermeisterstabes  und  in  die  Organisationsabteilung,  die 
mit  den  militärischen  Organisationsarbeiten  und  dem  Militärbildungswesen 
befaßt  war,  so  daß  dem  Kriegsministerium  damals  nur  die  Besorgung  der 
eigentlichen  Heeresverwaltung  verblieb.  Nach  der  im  Jahre  1853  erfolgten 
Auflösung  des  Kriegsministeriums  wurden  dem  vereinten  Armeeoberkom- 
mando nunmehr  auch  die  administrativen  Geschäfte  übertragen  und  es 
bestand  in  dieser  Form  als  Militärzentralbehörde  bis  zu  seiner  im  Jahre  1860 
stattgefnndenen  Aufhebung.  Im  Verlaufe  des  Krieges  des  Jahres  1866  erstand 
indes  neuerdings  ein  Armeeoberkommando  mit  einer  dem  Kriegsministerium 
koordinierten  Stellung  und  erst  infolge  der  Wiedereinführung  der  kon- 
stitutionellen Regierungsform  und  der  Ministerverantwortlichkeit  wurden 
nunmehr  die  militärischen  Angelegenheiten  wiederum  in  der  Hand  des  ver- 
antwortlichen Kriegsministers  vereinigt  und  das  Armeeoberkommando  auf- 
gelöst, dessen  Chef  fortan   als  Generalinspektor   des  Landheeres   fungierte. 

Die  militärischen  Agenden  der  Marine  waren  der  Leitung  des  Armee- 
oberkommandos nicht  unterstellt,  sondern  wurden  vom  Kxiegsministerium, 
beziebnngsweise  von  dem  zeitweilig  auf  Grund  einer  a.  h.  Entschließung  vom 
5.  August  1856  bestandenen  Marineoberkommando  besorgt. 

Gegenwärtig  besteht  kein  besonderes  staatsrechtliches  Organ  zur 
Besorgung  der  in  den  Bereich  des  a.  h.  Oberbefehles  fallenden  Geschäfte, 
sondern  die  Bearbeitung  derselben  ist  den  militärischen  Zentralverwaltungs- 
stellen übertragen  und  der  Chef  der  Marinesektion  des  Reichskriegs- 
ministeriums fungiert  zugleich  als  ständiger  Marinekommandant.  Zur  Ver- 
mittlung des  Verkehrs  zwischen  dem  obersten  Kriegsherrn  und  den  Chefs 
dieser  Stellen  ist  die  Militärkanzlei  des  Kaisers  berufen.  Dieselbe  ist 
nicht  als  eine  selbständige  Behörde  im  staatsrechtlichen  Sinne  zu  betrachten, 
wenngleich  ihre  Mitglieder  Staatsbedienstete  mit  militärischem  Charakter 
sind.  Dieselben  besorgen  die  bezüglichen  Geschäfte  lediglich  nach  den  per- 
sönlichen Weisungen  des  Kaisers. 

III.  In  Unterordnung  unter  den  Kaiser  sind  mit  der  militärischen 
Leitung  der  im  Frieden  über  die  ganze  Monarchie  verteilten  Truppen 
und  Heeresanstalten  die  Kommanden  betraut. 

1.  Als  solche  fungieren  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  das 
Beichskriegsministerium  die  für  die  16  Mititärterritorialbezirke,  in  welche  die 
Monarchie  samt  Bosnien  und  der  Herzegowina  eingeteilt  ist,  bestellten 
Korps-,  beziehungsweise  Militärkommanden  des  gemeinsamen  Heeres. ^^M 
Denselben  obliegt  in  ihrem  Bereiche  die  Handhabung  der  militätischen 
Ordnung,  die  Leitung  und  Überwachung  des  militärischen  Dienstes,  der 
kriegstüchtigen  und  einheitlichen  Ausbildung  der  Truppen,  die  Obsorge  für 
die  Schlagfertigkeit  der  Truppen  und  für  die  Kriegsbereitschaft  der  Heeres- 
anstalten,  endlich  die  Vorbereitung  und  Durchilihrung  der  Mobilisierung. 


«')  Sieh  oben  §  2  IL  —  «^*)  Über  die  Entwicklung  des  Instituts  vergl.  §  28. 
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An  der  Spitze  stehen  die  Korpskommandanten,  beziehungsweise  der 
Militärkommandant  in  Zara.  Ihnen  sind  alle  Kommanden,  Truppen  und 
Heeresanstalten,  sowie  alle  im  Bereiche  des  Korpskommandos  befindlichen, 
dem  Heeresyerbande  angehörigen  Personen  in  militärischer  und  militärpoli- 
zeilicher Beziehung  untergeordnet.  Einigen  Korpskommandanten  und  dem 
Militärkommandanten  in  Zara  sind  „zugeteilte  Generale^  zur  Unterstützung 
beigegeben.  Die  auf  die  militärische  Leitung  bezüglichen  Geschäfte  werden 
von  der  Militärabteilung,  an  deren  Spitze  der  Generalstabschef  des  Kom- 
mandos steht,  bearbeitet. 

Für  die  Kriegsmarine  fungieren  als  Kommandobehörden  in  unmittel- 
barer Unterordnung  unter  das  Reichskriegsministerium  das  Hafenadmiralat 
in  Pola  und  das  Seebezirkskommando  in  Triest.^*^) 

Zur  militärischen  Leitung  der  Landwehrtruppen  sind  zunächst 

a)  in  beiden  Reichshälften  in  den  Landesverteidigungsministerien  ko- 
ordinierter Stellung  die  beiden  Landwehroberkommanden  jberufen.  Sie 
sind  rein  militärische  Behörden,  die  keine  Verwaltungsgeschäfte  zu  besorgen 
haben.  Ihr  Wirkungskreis  erstreckt  sich  namentlich  auf  die  Leitung  und  Über- 
wachung der  militärischen  Ausbildung,  Handhabung  und  Überwachung  der 
Disziplinargewalt,  dann  auf  die  Begutachtung  der  Beförderungsvorschläge 
und  sonstigen  Anträge  in  Personalangelegenheiten  der  Landwehroffiziere. 

An  ihrer  Spitze  stehen  die  beiden  Landwehroberkommandanten. 

b)  Die  für  Tirol  und  Vorarlberg  bestellte  Landesverteidigungsober- 
behörde in  Innsbruck  und  das  für  Vorarlberg  bestimmte  Komitee*®^)  haben 
neben  den  Verwaltungsagenden  der  Landesverteidigung  auch  einzelne  Geschäfte 
der  militärischen  Leitung  zu  besorgen.  Insbesondere  hat  die  Landesver- 
teidigungsoberbehörde alle  Maßnahmen  zur  raschen  Aufbietung  der  Landes- 
verteidigungskräfte und  zur  ununterbrochenen  Schlagfertigkeit  derselben 
sowie  alle  Vorkehrungen  zu  treflFen,  welche  zur  wirksamen  Unterstützung 
der  Verteidigung  des  Landes  beitragen.^®^) 

c)  Als  Kommandobehörden  mittleren  Ranges  sind  in  Osterreich  die 
mit  den  Korpskommanden  vereinigten  Landwehrkommanden  und  in  Un- 
garn die  selbständigen  Landwehrdistriktskommanden  aufgestellt.  Sie 
sind  in  Angelegenheiten  der  militärischen  Leitung  unmittelbar  den  beiden 
Landwehroberkommanden  untergeordnet. 

Zur  Führung  des  Kommandos  sind  in  Österreich  die  am  gleichen 
Amtssitze  fungierenden  Korpskommandanten,  beziehungsweise  der  Militär- 
kommandant in  Zara,  in  Ungarn  die  selbständigen  Landwehrdistriktskomman- 
danten berufen.  Der  Korpskommandant  in  Innsbruck  ist  zugleich  Landesver- 
teidigungskommandant und  hat  als  solcher  einen  analogen  Wirkungskreis  wie  die 
Landwehrkommandanten.  Zur  Vertretung  sind  den  Landwehrkommandanten 
Landwehrdivisionäre,  in  Ungarn  einzelnen  Landwehrdistriktskommandanten 
,, zugeteilte"  Generale  beigegeben,  zur  Vertretung  des  Landwehrkommandanten 
in  Zara  aber  der  mit  den  Funktionen  des  „zugeteilten"  Generals  beim  Militär- 
kommando betraute  Brigadier  berufen. 

Die  Landwehr-,  beziehungsweise  die  Landwehrdistriktskommanden  fun- 
gieren gleichzeitig  auch  als  Landsturmterritorialkommanden. 

2.  In  weiterer  Unterordnung  fungieren  als  leitende  Militärbehörden  die 
mit  der  militärischen  Führung  der  unterstellten  taktischen  Verbände  be- 
trauten Kommanden,  und  zwar: 
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)  Vergl.  §  2S.  —  »^ß)  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  4  lit.  du 
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f()  In  Unterordnung  unter  die  Korpskommanden  die  Truppen- 
divisionskommanden  und  bei  den  Landwehren  die  Landwefardivision»- 
kommanden; 

b)  in  Unterordnung  unter  die  Divisionskommanden  die  Brigadekom- 
manden  des  Heeres  (Infanterie-,  Kavallerie-  und  Artillerie-Brigade- 
kommanden) und  der  Landwehren  (Landwehrinfanterie-Brigadekom- 
manden, beziehungsweise  bei  der  ungarischen  Landwehr  auch  Landwehr- 
kavallerie-Brigadekommanden;*^*^) 

r)  in  weiterer  Unterordnung  die  Regiments-,  Bataillons-  und 
sonstigen  Kommanden. 

An  der  Spitze  dieser  Kommanden  stehen  Generale  und  Offiziere 
bestimmter  Chargengrade  als  Kommandanten. 

Zur  Führung  der  verschiedenen  Geschäfte  und  speziell  auch  zur  Be- 
sorgung des  militärischen  Dienstbetriebes  sind  ihnen  verschiedene  Hilfs- 
personen beigegeben,  deren  Gesamtheit  als  Stab  (Divisions-,  Brigade-, 
Kegiments-  und  Bataillonsstab)  bezeichnet  wird. 

Das  Kommando  über  einzelne  Kriegsschiffe  führen  Seeoffiziere,  die 
als  Schiffskommandanten  bezeichnet  werden  und  denen  der  Schiffs- 
stab beigegeben  ist.  Die  Befehlshaber  mehrerer  Schiffe  heißen  Komman- 
dierende („Kommodore")  und  die  denselben  beigegebenen  Hilfspersonen 
bilden  den  Flaggenstab. 

3.  Für  einzelne  Waffengattungen  fungieren  besondere  leitende 
Organe.  Solche  Organe  sind  speziell  für  die  Leitung  des  Artilleriewesens 
bestellt  (Artilleriebrigadiere,  beziehungsweise  Artilleriedirektoren  l)ei 
dem  14.  und  15.  Korpskommando  und  beim  Militärkommando  in  Zara, 
Festungsartilleriedirektoren  für  Krakau  und  Przemysl,  3  dem  Artillerie- 
direktor  des  15.  Korps  unterstellte  Artillerieinspizierungskommanden 
im  Okkupationsgebiete). 

4.  In  offenen  Garnisonsorten  fungieren  außerdem  als  leitende  Militär- 
behörden die  Militärstationskommanden  und  in  befestigten  Orten  die 
Fcstuugskommanden.  Diesen  Kommanden  ist  die  Besorgung  der  mili- 
tärischen und  militärpolizeilichen  Agenden  lokaler  Natur  anvertraut,  ins- 
besondere haben  sie  den  Garnisonsdienst  zu  regeln  und  in  Sachen  der 
militärischen  Assistenzleistung  sowie  bei  Ausrückungen  die  nötigen  Ver- 
fügungen zu  treffen.  An  der  Spitze  des  Militärstationskommandos  steht  als 
Militärstationskommandant  der  in  dem  betreffenden  Garnisonsorte  nach  Charge 
oder  Rang  höchste  aktiv  angestellte  Offizier  vom  Soldatenstande  des  Heeres 
oder  der  Kriegsmarine. 

Die  Festungskommanden  führen  je  nach  der  Bedeutung  des  befestigton 
Platzes  die  Bezeichnung  Festungs-,  Forts-,  Talsperr-  oder  Paßsperr- 
kommando. 

Die  Militärstationskommanden  unterstehen  unmittelbar  den  Korps-, 
beziehungsweise  Militärkommanden,  im  Kriege  auch  dem  Kommando  des 
selbständig  operierenden  Armeekörpers,  in  dessen  Bereiche  sie  sich  befinden. 
Die  Festungskommanden  unterstehen  im  Frieden  gleichfalls  den  Korps-, 
beziehungsweise  Militärkoramanden,  während  der  Dauer  der  KriegsausrUstung 
des  festen  Platzes  aber,  solange  dieser  von  seinen  Verbindungen  nach  außen 
nicht  gänzlich  abgeschnitten  ist,  dem  Korpskommando,  in  operativer  Beziehung 

*^*')  Das  k.  k.  Landwehrregiinent  in  Zara  ist  keinem  Brigade-  und  Divisiousxer- 
hande  einverleibt. 


222 

jedoch  unmittelbar  dem  Armeeoberkommando,  beziehungsweise  dem  betreffen- 
den Armeekommando  oder  selbständig  operierenden  Armeekorpskommando. 

Jenen  Militärstationskommanden,  beziehungsweise  Festnngskommanden, 
1)ei  welchen  der  Umfang  und  die  Wichtigkeit  der  Dienstesgeschäfte  es 
erheischen,  sind  als  ausfuhrende  Organe  besondere  Militärlokalbehörden  bei- 
gegeben, welche  die  Bezeichnung  „Platzkommanden^  führen.  In  jenen 
offenen  Gamisonsorten  hingegen,  wo  sich  kein  Platzkommando  befindet  ist 
i\ir  die  bezüglichen,  vom  Militärstationskommando  selbst  zu  besorgenden 
Oeschäfte  ein  Stationsoffizier  bestellt 

In  jenen  Häfen,  in  welchen  leitende  Marinebehörden  ihren  Sitz  haben 
1  Marinestationen),  fungieren  die  an  der  Spitze  dieser  Behörden  stehenden 
Seeoffiziere  als  Marinestationskommandanten  und  haben  in  dieser 
Eigenschaft  eine  analoge  Stellung  wie  die  Militärstationskommandanten.  In 
einigen  Marinestationen  (Pola)  sind  ihnen  besondere  Vollzugsorgane  (Militär- 
hafenkommando  und  Arsenalskommando)  beigegeben. 

Die  Platzkommandanten  einzelner  Marinestationen  tlihren  die  Bezeichnung 
,,ßezirksyerteidigungskommandanten^. 

In  gleicher  Weise  sind  für  die  beiden  Landwehren  Landwehrstations- 
kommanden  und  vereinzelt  (Wien  und  Budapest)  auch  Landwehrplatz- 
kommanden  aufgestellt 

In  allen  Garnisonsorten  aber,  wo  sich  nebst  Truppen  des  gemeinsamen 
Heeres  (der  Kriegsmarine )  au^h  aktive  Landwehrtruppen  befinden,  steht  die 
Befehlsgebung  rücksichtlich  jener  gemeinsamen  Angelegenheiten,  welche  einer 
einheitlichen  Leitung  bedürfen,  dem  höchsten  aktiven,  zur  Garnison  gehörigen 
Offiziere  des  Soldatenstandes  zu,  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  derselbe 
dem  Heere  (der  Kriegsmarine)  oder  der  Landwehr  angehört  Er  führt  in 
dieser  Eigenschaft  die  Bezeichnung  ^Stationskommandant''. 

IV.  Im  Kriege  fungieren  als  Kommandobehörden  außer  den  Korps-, 
Oivisions-,  Brigade-  und  sonstigen  untergeordneten,  ins  Feld 
rückenden  Kommanden  noch  die  Armeekommanden  und  eventuell 
ein  Armeeoberkommando. 

1.  Den  Armeekommanden  ist  die  militärische  Leitung  der  zu  einer 
Armee  vereinigten  Truppenkörper  übertragen.  Jedes  Armeekommando  gliedert 
Hich  in  2  Hauptgruppen,  nämlich 

a)  in  das  Armeehauptquartier  mit  der  aus  der  Operations-  und  der 
1  >etailabteiiung  bestehenden  Generalstabsabteilung  und  den  für  spezielle 
Dienstzweige  beigegelienen  Hilfsorganen;  dann 

//)  in  das  Armeegeneralkommando  mit  der  Militärabteilung,  der 
Intendanz  und  anderen  Hilfsorganen. 

Nach  Maßgabe  der  Verhältnisse  kann  das  Armeehauptquartier  mit  dem 
Armeegeneralkommando  entweder  vereinigt  oder  auch  davon  getrennt  sein. 

In  der  Operationsabteilung  des  Armeehauptquartiers  werden  alle  opera- 
tiven oder  mit  den  Operationen  in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehenden, 
dann  die  militärtechnischen  Gegenstände  bearbeitet,  in  der  Detailabteilung 
aber  alle  Personalangelegenheiten  und  alle  militärdienstlichen  und  militär- 
administrativen Agenden,  welche  nicht  unmittelbar  auf  die  Operation  sich 
1>eziehen  oder  den  Hilfsorganen  zur  Bearbeitung  überwiesen  sind. 

Das  Armeegeneralkommando  bat  einen  doppelten  Wirkungskreis;  es 
fungiert  nämlich  einerseits  als  Organ  des  Armeekommandos  bei  der  Auf- 
stellung und  Verwendung  der  den  Korps  nicht  zugeteilten  Keserveanstalten 
sowie   rücksichtlich   der   obersten  Leitung   der   ökonomisch -administrativen 
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Angelegenheiten  der  Armee,  andererseits  aber  als  eine  dem  Armeekommando, 
beziehungsweise  dem  Generaletappenkommando  untergeordnete  Behörde  mit 
selbständigem  Wirkungskreis  rücksichtlich  der  Beschaffung  der  Vorräte,  dann 
des  Nachschub-  und  Etappenwesens.  Die  Militärabteilung  bearbeitet  speziell 
nebst  den  geheimen  und  den  Personalangelegenheiten  jene  Agenden,  welche  die 
Aufstellung  und  Verwendung  der  dem  Armeegeneralkommaudo  unterstehenden 
Reserveanstalten,  den  Nachschub-  und  Etappendienst  sowie  die  Regelung 
der  Verhältnisse  im  Rücken  der  Armee  überhaupt  zum  Gegenstande  haben. 
Beiden  Kommandogruppen  sind  mobile  Platzkommanden  zur  Aufrecht- 
haltung der  Ordnung  und  Sicherheit  beigegeben. 

Jedem  Armeegeneralkommando  wird  überdies  nach  Bedarf  eine 
Salubritätskommission  zugewiesen,  welche  die  Aufgabe  hat,  im  Armee- 
bereiche sanitätspolizeiliche  Maßnahmen  zu  beantragen,  eventuell  selbst 
dorchzuftlhren  oder  die  Durchführung  derselben  zu  überwachen. 

Damit  die  Armeekommanden  entlastet  werden,  sind  alle  Agenden, 
welche  ohne  ihre  direkte  Mitwirkung  erledigt  werden  können,  von  den 
betreffenden  Militärterritorialkommanden  zu  besorgen. 

2.  Wenn  mehrere  Armeen  auf  demselben  Kriegsschauplatze  zu  operieren 
bestimmt  sind,  so  wird  nach  den  Weisungen  des  Kaisers  ein  Armee- 
oberkommando aufgestellt,  welches  sich  in  ein  operierendes  Haupt- 
quartier und  das  Generaletappenkommando  gliedert. 

An  der  Spitze  der  Armeekommanden  stehen  als  Armeekommandanten 
höhere  Generale.  Dieselben  sind,  soferne  sie  dem  Armeeoberkommando 
unterstellt  werden,  von  den  Befehlen  desselben  abhängig.  Die  Kommandanten 
selbständig  operierender  Armeen  hingegen  sind  in  ihrer  operativen  Tätigkeit 
und  allen  damit  im  Zusammenhang  stehenden  sowie  in  den  durch  ihre 
Vollmacht  speziell  bezeichneten  Angelegenheiten  direkt  dem  Kaiser  verant- 
wortlich, sonst  aber  an  das  Reichskriegsministerium  gewiesen. 

Die  Kriegsflotte  formiert  sich  bei  Aktionen  je  nach  ihrer  Gesamt- 
stärke entweder  zu  einem  einzigen  Geschwader  und  untersteht  als 
taktischer  Körper  ausschließlich  dem  vom  Kaiser  ernannten  obersten 
Befehlshaber  der  Flotte  oder  sie  teilt  sich  in  mehrere  Flotten- 
abteilungen, welche  zwar  ebenfalls  dem  obersten  Befehlshaber  der  Flotte 
untergeordnet  bleiben,  jedoch  von  diesem  zeitweilig  in  operativer  Beziehung 
dem  Armeeoberkommando  oder  einem  Armeekommando  zugewiesen  werden 
können.  Beträgt  die  Anzahl  der  Schiffe  bei  einer  Flottenabteilung  mehr 
als  3,  aber  weniger  als  9,  so  wird  die  Flottenabteilung  als  Eskadre 
bezeichnet.  Taktische  Abteilungen  von  mehr  als  3  Schiffen  heißen  auch 
Sehiffsdivisionen.  Letztere  können  entweder  selbständig  sein  oder  Unter- 
abteilungen einer  Flotte  oder  Eskadre  bilden. 

Dort,  wo  die  Flotte  den  Angriff  oder  die  Verteidigung  gemeinschaftlich 
mit  dem  Heere  vollführt,  bleiben  die  ausgeschifften  Bemannungen  wohl 
unter  dem  Befehle  ihrer  Schiffsoffiziere,  der  Kommandant  der  gesamten 
Ausschiffungstruppen  aber  erhält  seine  Weisungen  von  dem  Befehlshaber 
des  Heeres,  der  die  Operationen  im  großen  leitet.  Sind  die  Ausschiffungs- 
truppen vermöge  ihrer  Zahl  zu  einer  selbständigen  Lösung  ihrer  Aufgabe 
zu  schwach,  so  können  sie  auch  einem  anderen  taktischen  Körper  als 
Verstärkung  zugewiesen  werden.  Wenn  endlich  bei  kriegerischen  Anlässen 
die  Flotte  allein  gegen  Angriffsobjekte  operiert  und  die  eigenen  Aus- 
schiffungstruppen dahin  entsendet,  so  ist  der  Befehlshaber  der  Flotte  oder 
Flottenabteilung  auch  Höchstkommandierender  zu  Lande. 
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V.  Zur  Handhabung  des  dem  Kaiser  in  oberster  Linie  zukommenden 
Rechtes  der  militärischen  Inspektion  sind  außer  dem  Reichskrieg^- 
minister,  den  Kommandobeh((rden  und  ihren  Chefs  noch  besondere  Inspektion  «• 
Organe  aufgestellt: 

1.  Die  Generaltruppeninspektoren.  Dieselben  sind  Organe  der 
obersten  Heeresleitung  und  direkt  dem  Kaiser  unterstellt.  Sie  sind  berufen, 
die  einheitliche  Ausbildung,  die  militärische  Brauchbarkeit  der  Truppen  und 
ihrer  FtLhrer,  den  militärischen  Geist  und  die  Disziplin  der  Truppen  zu 
überwachen  sowie  die  großen  Schlußmanöver  zu  leiten.  Zur  Hinausgabe  vim 
Anordnungen  im  direkten  Verkehre  mit  den  höheren  Kommanden  und 
Truppen  sind  sie  nur  insofern  berechtigt,  als  dies  zur  Vornahme  ihrer 
Inspizierungen  erforderlich  ist; 

2.  die  für  spezielle  Waffenkörper  oder  Branchen  des  Heeres 
und  der  beiden  Landwehren  bestellten  Inspektoren  (der  Chef  des 
Generalstabes,  der  Generalkavallerieinspektor,  der  Generalartillerieinspektor, 
der  Generalgenieinspektor,  der  Generalpionierinspektor,  der  Generaltraiu- 
inspektor,  Inspektor  der  Festuugsartillerie  u.  s.  w.,  ferner  die  beiden  Land- 
wehrkavallerieinspektoren). 

Von  diesen  Inspektoren  bilden  jene  des  Heeres  Hilfsorgane  des  Reichs- 
kriegsministeriums.  Der  k.  k.  Landwehrkavallerieinspektor  untersteht  unmittel- 
bar dem  k.  k.  Landwehroberkommando,  der  ungarische  Landwehrkavallerie- 
Inspektor  aber  ist  im  Wege  des  Landwehroberkommandos  dem  ungarischen 
Landesverteidigungsminister  untergeordnet  und  bildet  außerdem  eine  Zwischen- 
stelle zwischen  den  Landwehrkavalleriebrigaden  und  den  ihm  koordinierten 
Distriktskommanden  in  allen  Personalangelegenheiten  der  Offiziere  und 
Kadetten  der  Landwehrkavallerie. 

VI.  Die  Bestimmung  der  Dislokation  der  Truppen  und  Heeres- 
anstalten steht  gegenwärtig''****)  als  ein  Ausfluß  des  a.  h.  Oberbefehles  aus- 
schließlich dem  Kaiser  zu.  Sie  ist  seit  dem  Jahre  1883  grundsätzlich  eine 
territoriale,  d.  h.  die  Truppen  und  Heeresanstalten  sind  regelmäßig  in 
Jenen  Bezirken   und   Orten   disloziert,  woher  sie  ihre   Ergänzung  beziehen. 

Rechtliche  Schranken  sind  dem  Verfügungsrechte  des  Kaisers  bei 
Anordnung  der  Dislokation  nur  insoweit  gezogen,  als  die  beiderseitigen 
L  and  wehr  truppen,  da  sie  grundsätzlich  nur  innerhalb  der  Grenzen  der 
betreffenden  Reichshälfte  verwendet  werden  dürfen,  auch  nur  in  dem 
Teilstaate,  dem  sie  angehören,  ihre  Dislokation  erhalten  können.  Ebenso 
ist  eine  Verlegung  der  Landwehrtruppen  nach  Bosnien  und  der  Herzegowina 
ausgeschlossen. 

Die  Landesschtitzen  dürfen  nur  in  Tirol  und  Vorarlberg  disloziert 
werden. 

Da  die  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  keinen  integrierenden 
Bestandteil  des  österreichisch-ungarischen  Heeres  bilden,  wenn  sie  auch  in 
einzelnen  Beziehungen  demselben  rechtlich  gleichgestellt  sind,  so  wurde 
ihre  Verlegung  nach  der  Monarchie,  namentlich  von  selten  Ungarns,  wo 
das  Parlament  die  Einführung  fremder  Truppen  von  seiner  Zustimmung 
abhängig  machen  zu  dürfen  glaubte,  perhorresziert.  Durch  das  Gesetz  vom 
29.  Dezember  1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  3  ex  1891,  und  den  Gesetzartikel  VII 1 
ex  1891  ist  dieses  Hindernis  beseitigt  worden  und  seither  können  die  bosnisch- 
herzegowinischen  Truppen  auch  nach  der  Monarchie  verlegt  werden.    Eine 

'''*^;  E.-(i.  §  22. 
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Dislokation  dahin  darf  jedoch  nur  mit  Zustimmung  der  beiderseitigen 
Regierungen  zum  Zwecke  einer  vollständigeren  militärischen  Ausbildung 
der  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  Platz  greifen.  Die  Dislokationsorte 
werden  nach  Vernehmung  der  beiderseitigen  Landesverteidigungsminister 
und  des  Reichskriegsministers  vom  Kaiser  bestimmt. 

VII.  Die  Mobilisierung  ist  diejenige  Tätigkeit  der  leitenden  Militär- 
organe und  der  Heeresverwaltungsbehörden,  durch  welche  sich  der  Über- 
gang des  Heeres  von  der  Friedensformation  zur  Kriegsformation  vollzieht. 
Sie  ist  eine  partielle,  wenn  davon  nur  einzelne  Teüe  des  Heeres,  eine 
vollständige,  wenn  davon  das  ganze  Heer  betroffen  wird.  Jene  partiellen 
Maßnahmen,  welche  eine  Vorbereitung  der  Mobilmachung  besonders  bei  den 
in  der  Nähe  der  Landesgrenze  stehenden  Truppenkörpern  darstellen  (Komplet- 
tierung der  Artillerie  und  Kavallerie  mit  Pferden,  Vervollständigung  des 
Trains  u.  s.  w.),  werden  als  Kriegsbereitschaft  bezeichnet. 

Die  Mobilisierung  geschieht  nach  einem  festen  Plane  (Mobilisierungs- 
plane), der  in  Österreich-Ungarn  wie  in  der  Mehrzahl  der  übrigen  Staaten 
geheim  gehalten  wird.  Die  Leitung  der  Mobilisierung  erfolgt  durch  das  Reichs- 
kriegsministerium im  Vereine  mit  dem  Generalstabe  und  den  beiden  Landes- 
verteidigungsministerien. Auch  die  Zivilbehörden  und  Gemeindevorstehungen 
haben  nach  den  bestehenden  Gesetzen  und  Dienstanweisungen®®^)  bei  der 
AfobiUsierung  mitzuwirken. 

Die  Anordnung  der  Mobilisierung  ist  ein  Ausfluß  des  a.  h.  Oberbefehles 
und  geschieht  durch  Befehl  des  Kaisers. 

Die  tatsächlichen  und  rechtlichen  Wirkungen  der  Mobilisierung  zeigen 
sich  in  folgenden  Beziehungen: 

1.  In  der  Einberufung  der  nichtaktiven  Heerespersonen  zum 
aktiven  Dienste  und  in  der  Organisation  der  Feldarmee.  Durch  die 
Einberufung  wird  das  stehende  Heer  auf  die  Kriegsstärke  gebracht,  die 
letztere  Aktion  aber  umfaßt  namentlich  die  Aufstellung  der  zur  Armee  im 
Felde  gehörigen  Kommando-  und  Verwaltungsbehörden,  der  Feldanstalten 
sowie  der  Etappenkommanden  und  Etappentruppen; 

2.  in  der  Bildung  von  Ersatz-  und  Besatzungstruppen.  Ersatz- 
truppen sind  jene  Teile  des  Heeres,  welche  in  der  Heimat  zurückbleiben. 
Dieselben  werden  im  allgemeinen  wie  im  Frieden  verwaltet.  Sie  umfassen 
einerseits  die  stellvertretenden  Kommanden  und  Heeresverwaltungsbehörden  (Er- 
satzbataillons- oder  Kompagniekaders,  Ersatzkaders,  Ersatzdepotkaders  u.  s.  w.), 
welche  das  Ersatzgeschäft  im  Kriege,  insbesondere  auch  die  militärische 
Ausbildung  der  einberufenen,  zur  Feldarmee  abzusendenden  Truppen  zu 
leiten  haben,  und  andererseits  jene  Ersatztruppenteile,  welche  den  sonstigen 
militärischen  Betrieb  der  ausmarschierenden  Truppen  übernehmen.,^  An  die 
Stelle  der  Korpskommanden  treten  Militärkommanden,  welche  in  Österreich 
auch  die  Geschäfte  der  k.  k.  Landwehrkommanden  führen,  bei  der  ungarischen 
Landwehr  werden  stellvertretende  Distriktskommanden,  bei  den 
Brigaden  Territorialbrigadiere,  für  die  zurückbleibenden  Artillerieersatz- 
körper und  -Anstalten  Inspizierende  der  Artillerie  aufgestellt. 

Die  Besatzungstruppen  sind  zur  Aufrechthaltung  der  inneren  Ordnung 
und  Sicherheit  sowie  zur  Versehung  des  Gamisonsdienstes  bestimmt.    Zur 

^^)  MobilisierungsiDstruktion  ftir  die  Gemeinden  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  vom  Jahre  18d2  und  Mobilisierungsinstruktion  für  die  Gemeinde- 
vorsteher in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  vom  Jahre  1894. 

Schmid,  Das  Ueeresrecht  der  Osten*. -ung.  Monarehie.  15 
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Bildung  der  Besatzungstruppeii  sind   vor  allem  Landwehr-  und  Landsturm- 
truppen heranzuziehen; 

3.  in  der  Umgestaltung  der  Militärverwaltung,  indem  bei  manchen 
Zweigen  die  Verwaltung  durch  die  mobilen  Truppen  aufhört  und  auf  die 
Ersatztruppen  übergeht,  die  Verwaltung  anderer  Zweige  aber  verschiedene 
Umänderungen  erleidet.  Insbesondere  tritt  an  die  Stelle  der  Friedensverpflegung 
die  Kriegsverpflegung,  statt  der  Friedensgebühren  sind  sie  Bereitsehafts-, 
beziehungsweise  Mobilitätsgebühren  zu  erfolgen,  die  Selbstbewirtschaftung 
der  Truppen  erfährt  Einschränkungen  und  in  dem  Organismus  der  ökono- 
mischen Verwaltung  tritt  durch  die  Auflösung  der  im  Frieden  fungierenden 
Verwaltungskommissionen  die  durch  die  Umstände  gebotene  Vereinfachung  ein. 

Die  Truppenkörper  und  Heeresanstalten  sind  schon  im  Frieden  auf  die 
Deckung  der  im  Mobilisierungsfalle  erforderlichen  Bedarfsartikel  eingerichtet 
(System  der  Augmentation).  Die  Beschafi^ung  des  weiteren  Bedarfes 
erfolgt  sodann  entweder  im  gewöhnlichen  Wege  durch  die  im  Heimatslande 
zurückbleibenden  Heeresverwaltungsbehörden  oder  auf  Grund  der  über  die 
Kriegsleistungen  zu  erlassenden  Vorschriften,  im  Feindesland  durch  das 
Requisitions  verfahren ;  ^^^ ) 

4.  die  mit  der  Mobilisierung  verbundene  Einberufung  vieler  Heeres- 
personen zur  aktiven  Dienstleistung  hat  die  Unterstellung  derselben 
unter  die  Militärjurisdiktion  und  regelmäßig  zugleich  unter  die  schär- 
feren Kriegsgesetze  zur  Folge.  Auch  Zivilpersonen  können,  wenn  mittler- 
weile die  Kriegserklärung  erfolgt  oder  der  Krieg  ausgebrochen  ist,  wegen 
Verbrechen  gegen  die  Kriegsmacht  des  Staates  von  den  Militärgerichten  ab- 
geurteilt werden;*'^*) 

5.  die  militärgeistliche  Jurisdiktion  erfährt  eine  Ausdehnung  auf 
die  zum  Feld-  und  Etappendienste  einberufenen  Landwehr-  und  Landsturm- 
personen,  dann  auf  die  im  Gefolge  der  mobilen  Armee  befindlichen  Zivil- 
piersonen  und  Geiseln  ;^^*) 

6.  in  dem  Einfluß  auf  verschiedene  Seiten  der  Zivilverwaltung 
und  den  Verkehr,  nämlich  insbesondere: 

a)  auf  das  Paßwesen  und  die  Bewegungsfreiheit.  Nach  der 
Kundmachung  der  Ministerien  des  Äußern,  des  Innern,  des  Handels,  der 
Polizei  und  des  Krieges  vom  10.  Mai  1867,  R.-G.-B1.  Nr.  80  (§  29),  kann 
die  Regierung  in  dem  Falle,  als  die  Sicherheit  oder  öffentliche  Ordnung  des 
Reiches  durch  Krieg  bedroht  erscheint,  die  Vidierung  der  Pässe  au  den 
Reichsgrenzen  überhaupt,  beziehungsweise  ftlr  ein  bestimmtes  Grenzgebiet 
oder  zu  Reisen  aus  und  nach  bestimmten  Staaten  einführen.  Im  Kan- 
tonierungsbereiche  der  Truppen  hat  jede  in  demselben  nicht  ansässige 
Zivilperson,  wenn  sie  daselbst  verweilen  will,  mit  einem  vom  Militärstations- 
oder höheren  Kommando  ausgestellten  oder  vidierten  Passe  und  jede  im 
Gefolge  der  Armee  befindliche  Zivilperson  mit  der  vorgeschriebenen  Legiti- 
mation versehen  zu  sein. 

Im  Feindesland  dürfen  sich  die  Bewohner  ohne  Bewilligung  aus  der 
Station  nicht  entfernen. 

Das  Läuten  der  Glocken,  in  Gebirgsgegenden  das  Rufen  von  Berg  zu 
Berg,  die  Ausübung  der  Jagd  und  das  Schießen  der  Zivilbevölkerung  kann 
verboten  werden; 

b)  auf  das  Verkehrswesen.  Im  Feindeslande  sind  alle  Postsendungen 
unter  militärische  Kontrolle   zu   stellen,  die  Post   mit  Beschlag   zu    belegen 

^^)  Vergl.  tj§  88  III  und  50  III.  —  ^^^)  Vorgl.  §  153.  —  «^•=)  Vergl.  §  91  I. 
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und  nötigenfalls  der  Postverkehr  selbst  nach  den  vom  Feinde  nicht  besetzten 
Gegenden  einzustellen.  Privattelegrarame  bedürfen  zur  Absendung  der  niili- 
turischen  Vidierung; ®^^) 

7.  in  dem  Einfluß  auf  das  bürgerliche  Recht  und  die  Rechts- 
durchsetzung,  speziell  auf  die  Bestimmungen  über  Abfassung  der  letzt- 
willigen Verfügungen,  Ersitzung  und  Verjährung; *^^*) 

8.  endlich  in  der  nunmehr  entstehenden  Unterstützungspflicht  des 
Staates  gegenüber  den  Familien  der  Mobilisierten.  *^^'^) 

VIII.  Der  im  Falle  der  Mobilisierung  zu  organisierende  Etappendienst 
umfaßt  alle  jene  Tätigkeiten,  welche  darauf  abzielen,  die  Verbindung  der 
operierenden  Armee  mit  dem  eigenen  Lande  ununterbrochen  zu  erhalten  und 
den  Verkehr  im  Räume  hinter  der  Armee  zu  regeln.  Zu  diesem  Ende  werden 
die  Eisenbahnen,  die  schiffbaren  Flüsse  und  die  Straßen  zwischen  der 
operierenden  Armee  und  dem  Hinterlande  als  Etappenlinien  eingerichtet 
und  an  den  wichtigeren  Straßenpunkten  Etappenkommanden,  dann  au  den 
wichtigeren  Eisenbahnstationen  Bahnhofkommanden  aufgestellt.  Der  auf 
diese  Weise  eingerichtete  Raum  zwischen  dem  Hinterlande  und  der  ope- 
rierenden Armee  wird  als  Etappen b ereich  bezeichnet  und  für  jede  Armee 
besonders  abgegrenzt. 

Oberste  Etappenbehörde  ist  das  Generaletappenkommando.  Es  ist 
zur  einheitlichen  Leitung  des  ganzen  Etappenwesens  auf  dem  Kriegsschau- 
platze berufen.  Seine  Tätigkeit  umfaßt  den  ganzen  Etappenbereich.  Es  regelt 
auch  die  Landesverwaltung  auf  dem  feindlichen  Gebiet,  welche  sobald  als 
möglich  an  die  Armeegeneralkommanden  überzugehen  hat.  Als  Etappen- 
behörden für  die  Armeen  fungieren  die  genannten  Generalkommandeu. 
Denselben  sind  innerhalb  ihres  Bereiches  die  Etappenkommanden  direkt 
und  die  Bahnhofkommanden  im  Wege  der  Militäreisenbahnbehörden  in 
Eisenbahnangelegenheiten  unterstellt.  Wenn  beim  Fortschreiten  der  Operationen 
durch  die  bedeutende  Länge  der  Etappenlinien  oder  die  Vervielfältigung  der 
letzteren  ihre  direkte  Leitung  durch  das  Armeegeneralkommando  behindert 
wird,  so  können  Etappenlinienkommanden  errichtet  werden,  welche  den 
Befehl  über  die  ganze  Etappenlinie  oder  nach  Umständen  auch  nur  über 
Teilstrecken  derselben  zu  führen  haben.  Denselben  kann  auch  die  Landes- 
verwaltung übertragen  werden.  Wenn  sich  die  Behörden  aufgelöst  haben,  so 
werden  nach  Umständen  Verwaltungsausschüsse  gebildet  und  diesen  Inten- 
dantursbeamte oder  Zivilkommissäre  zur  Unterstützung  beigegeben.  Bei  großer 
Ausdehnung  des  okkupierten  Landes  oder  sobald  es  die  Verhältnisse  zweck- 
mäßig erscheinen  lassen,  werden  auf  Befehl  des  Kaisers  im  Rücken  der 
Armee  Militär-  und  Zivilgouvernements  errichtet.  Die  Stellung  derselben  ist 
in  militärischer  Beziehung  die  gleiche  wie  jene  der  Militärterritorialbehörden 
im  Inlande.  An  sie  gehen  ohne  weitere  Weisung  alle  Etappengeschäfte 
über  und  sie  besorgen  auch  die  Organisierung  und  Leitung  der  Landesver- 
waltung im  betreffenden  Gebiete,  an  welcher  übrigens  so  weit  als  möglich 
nichts  geändert  werden  soll. 

Als  Etappentruppen  erhält  jedes  Armecgeneralkommando  eine  Anzahl 
von  Landsturmtruppen  nebst  Kavallerie  und  eventuell  auch  technischen 
Truppen  zugewiesen.  Dieselben  haben  —  eventuell  im  Vereine  mit  der  Feld- 
gendarmerie —  die  militärpolizeiliche  Sicherung  der  Etappenstationen  und 
des  Etappenbereiches  zu  besorgen. 

«ö»)  D.-R.  II.  T.  §  40  Punkt  253.  —  «»^  Vergl.  §  19  11.  —  '^«5)  Vergl.  §  134. 
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III.  Buch. 

Die  Militäryei-waltung. 


I.  Allgemeine  Grundlagen. 

I  27.  Begrriff. 

Im  Gegensatze  zur  militärischen  Leitung  umfaßt  die  Militär- 
verwaltung die  Herstellung  der  Vorbedingungen  und  Mittel  für  die 
militärische  Aktion  des  Heeres.  Je  nach  dem  Gegenstande  dieser  Obsorge 
gliedert  sich  die  gesamte  Verwaltung  des  Heerwesens  in  verschiedene  ein- 
zelne Zweige,  die  im  folgenden  ihre  nähere  Behandlung  erfahren  werden. 

An  der  Spitze  der  Militärverwaltung  steht  der  Kaiser.  Ihm  kommt  es 
zu,  kraft  seiner  reservierten  Organisationsgewalt  die  nötigen  Organe  für  die 
Heeresverwaltung  zu  schaffen  und  innerhalb  des  durch  die  Gesetze  fest- 
gestellten Rahmens  fUr  den  geregelten  Gang  der  Heeresverwaltung  und  ihre 
Einheit  zu  sorgen.  Er  kann  diese  seine  Funktionen  auch  an  die  übrigen 
Organe  der  Heeresverwaltung  übertragen.  Ihm  steht  auch  das  Recht  zu, 
die  Tätigkeit  dieser  Organe  zu  überwachen  (Recht  der  administrativen 
Inspektion). 

Nach  der  staatsrechtlichen  Verfassung  der  Monarchie  gliedert  sich  die 
gesamte  Militärverwaltung  in  mehrere  getrennte  Administrationsgebiete,  näm- 
lich einerseits  in  die  Verwaltung  des  gemeinsamen  Heeres  und  anderer- 
seits in  die  Verwaltung  der  beiden  Landwehren  und  der  Landsturm- 
körper. Darnach  zerfallen  auch  die  Heeresverwaltungsbehörden  in  solche 
der  gemeinsamen  Heeresverwaltung  und  in  die  Behörden  der  böiden  Land- 
wehrverwaltungen. Neben  den  Militärbehörden  haben  auch  die  Zivilverwal- 
tungsbehörden zahlreiche  Geschäfte  der  Heeresadministration  zu  versehen. 

Die  Verwaltungsagenden  der  bosnisch-herzegowinischen  Truppeu- 
körper  werden,  soweit  es  sich  um  die  Tätigkeit  der  militärischen  Behörden 
handelt,  von  den  Verwaltungsorganen  des  gemeinsamen  Heeres  besorgt. 

Nach  der  bureaukratischen  Stellung  zerfallen  die  Heeresverwaltungs- 
behörden   in  Zentralbehörden,  Mittelbehörden   und   Unterbehörden. 

I  28.    Die  MilitärTerwaltnngsbehörden. 

I.  Als  Zentralbehörden  der  Militärverwaltung  fungieren  das  Reichs- 
kriegsministerium und  die  beiden  Landesverteidigungsministerien. 

1.  Das  Reichskriegsministerium  (in  Ungarn  „gemeinsames 
Kriegsministerium^  genannt)  ist  die  oberste  Militärverwaltungsbehörde 
für  das  gemeinsame  Heer  und  die  bosnisch-herzegowinischen  Truppen. 

Der  Ursprung  dieser  Behörde  reicht  zurück  bis  auf  den  durch  Ferdinand  I. 
zu  Wien  eingesetzten  Hofkriegsrat  (1556).  Derselbe  war  zunächst  keine 
selbständige  oberste  Verwaltungsstelle,  sondern  der  Hofkanzlei  unter- 
geordnet, welche  lange  Zeit  einen  weitgehenden  Einfluß  auch  auf  die 
militärischen  Angelegenheiten  übte.  Daneben  bestand  für  die  militärische 
Verwaltung  der  innerösterreichischen  Länder  und  flir  die  Verteidigung  der 
kroatischen  Grenzgebiete  ein  zweiter  Hofkriegsrat  in  Graz  (seit  1566).  Erst 
dem  Prinzen  Eugen  gelang  es,  nicht  nur  diesen  Dualismus  in  der  obersten 
Kriegsverwaltung  durch  Unterordnung  des  innerösterreichischen  Hofkriegsrates 
unter  den  Wiener  Hofkriegsrat  zu  beseitigen,  sondern  auch  das  Abhängig- 
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keitsverhältnis  des  letzteren  gegenüber  der  Hofkanzlei  zn  lösen  und  auf 
diese  Art  eine  selbständige  Militärzentralverwaltungsstelle  zu  schaffen  (1705). 
Nicht  lange  nachher  (1743)  wurde  der  Grazer  Hofkriegsrat  mit  dem  Wiener 
vereinigt.  Als  Erzherzog  Karl  den  Posten  eines  Kriegsministers  in  dem  an 
Stelle  des  Staatsrates  im  Jahre  1801  geschaffenen  Staats-  und  Konferenz- 
ministerium  bekleidete,  wußte  er  die  oberste  Mlitärverwaltungsstelle  in 
unmittelbaren  Kontakt  mit  dem  Monarchen  zu  bringen,  durch  Bildung  eines 
militärischen  Gremiums  den  militärischen  Vertretern  das  Übergewicht  ttber 
das  bis  dahin  vorherrschende  zivile  Element  zu  verschaffen  und  endlich 
durch  teilweise  Einföhrung  des  Real-  und  bureaukratischen  Systems  eine 
größere  Einheit  und  Raschheit  des  Verwaltungsganges  zu  erzielen.  Diese 
vom  Erzherzog  angebahnten  organisatorischen  Fortschritte  wurden  indes 
nach  seinem  Rücktritte  (1809)  zumeist  wieder  fallen  gelassen  und  es  be- 
standen die  älteren  Einrichtungen  im  wesentlichen  bis  zum  Jahre  1848  fort. 
Erst  in  diesem  Jahre  wurde  der  Hofkriegsrat  endgültig  in  ein  mit  militäri- 
schem Personale  besetztes  Kriegsministerium  umgewandelt.  Dasselbe 
erhielt,  nachdem  seine  Kompetenz  zeitweilig  durch  den  Bestand  des  Armee- 
oberkommandos Veränderungen  erfahren  hatte,^^^)  nach  Durchführung  der 
dualistischen  Verfassung  der  Monarchie  seine  heutige  Organisation. 

Als  höchste  Militärzentralbehörde  der  Monarchie  besorgt  das  Reichs- 
kriegsministerium in  direkter  Unterordnung  unter  den  Kaiser  die  Verwaltungs- 
geschäfte des  gemeinsamen  Heeres.  Außerdem  ist  ihm  die  Vorbereitung  der 
organisatorischen  und  der  operativen  (auf  die  Kriegsvorbereitungen  bezüg- 
lichen) Agenden  übertragen.  Alle  Dienstesnormen,  welche  sich  auf  die  Or- 
ganisation, Ausrüstung  mit  Einschluß  der  Bewaffnung  und  Bekleidung  und 
die  Ausbildung  der  Truppen  beziehen,  ferner  jene  Normen,  welche  den 
Geldaufwand  und  die  Rechnungslegung  regeln  oder  endlich  grundsätzliche 
Bestimmungen  für  den  Verwaltungsdienst  erhalten,  bedürfen  der  Sanktion 
des  Kaisers.  Ebenso  ist  die  Ernennung  der  Offiziere  aller  Chargen  ^®^)  und 
der  Militärbeamten  bis  einschließlich  der  8.  Rangklasse  dem  Kaiser  vorbe- 
halten. Die  Durchführungsverordnungen  und  Erläuterungen  der  vom  Kaiser 
sanktionierten  Normen  werden  vom  Reichskriegsministerium  erlassen.  Zur 
Vermittlung  des  Verkehres  mit  dem  Monarchen  dient  auch  für  den  Bereich 
der  Militärverwaltung  die  Militärkanzlei  des  Kaisers.^®*) 

An  der  Spitze  des  Reichskriegsministeriums  steht  der  Reichskriegs- 
minister. Er  ist  Mitglied  des  gemeinsamen  Kabinetts  und  darf  weder  dem 
Ministerium  eines  der  beiden  Teilstaaten  angehören,  noch  auf  die  Regierungs- 
geschäfte der  letzteren  sonst  einen  Einfluß  nehmen.®^^)  Die  parlamentarische 
Verantwortlichkeit  des  Reichskriegsministers  gegenüber  den  Delegationen 
ist  zwar,  ebensowie  jene  der  übrigen  Mitglieder  des  gemeinsamen  Kabinetts, 
grundsätzlich  in  den  Verfassungsgesetzen  ausgesprochen,  doch  ist  ein  diese 
Verantwortlichkeit  wirksam  regelndes  Gesetz  bisher  trotz  parlamentarischer 
Urgierung  nicht  zu  stände  gekommen.'^®) 

W6)  Sieh  oben  §  26  II.  —  w^)  Sieh  oben  §  16  II.  -  ^^)  Sieh  obeo  §  26  H.  — 
c^^)  Ö.  G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  U6,  §  5  al.  1,  u.  G.-A.  XII  ex  1867  §  27. 
—  'öO)  Daa  ö.  G.  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  146,  räumt  den  Delegationen 
das  Recht  ein,  das  gemeinsame  Ministerium  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  und  bestimmt 
weiters,  daß  bei  Verletzung  eines  fUr  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  bestehenden 
verfassungsmäßigen  Gesetzes  jede  Delegation  einen  der  anderen  mitzuteilenden  Antrag 
auf  Anklage   des   gemeinsamen  Ministeriums   oder  eines  einzelnen  Mitgliedes  desselben 
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Als  Stellvertreter  des  Reichskriegsininist^rs  fungiert  der  Chef  der 
I^räsidialsektion.  Außerdem  bestehen  noch  8  von  Generalen  geleitete  Sek- 
tionen und  die  von  einem  höheren  Intendantursbeamten  geleitete  ökonomiftche 
Sektion.  Die  Sektionen  zerfallen  in  Abteilungen,  die  teils  von  höheren 
Offizieren,  teils  von  höheren  Militärbeamten  geftlhrt  werden. 

Im  Schöße  des  Ministeriums  bestehen  überdies  ftlr  die  Erledigung  ver- 
schiedener Geschäfte  mehrere  Kommissionen: 

a)  Die  Beratungskommission  für  ökonomische  Angelegen- 
heiten. Von  derselben  sind  alle  im  Reichskriegsministerium  zur  Behand- 
lung gelangenden  Lieferungs-,  Verkaufs-  und  Tauschgeschäfte  und  sonstige 
ähnliche  Akte  von  besonderer  ökonomischer  Bedeutung,  sofeme  der  Reichs- 
kriegsminister nicht  selbständig  hierüber  entscheidet,  zu  beraten.  In  Aus- 
rüstungs-  und  Kriegszeiten  tritt  an  ihre  Stelle  die  Kontrollskommission; 

/>)  die  Normalienkommission  für  die  einheitliche  Abfassung  des 
Verordnungsblattes ; 

r)  die  vor  den  Beförderungsterminen  zusammentretende  Kommission 
zur  Beurteilung  der  Beförderungsvorschläge. 

Endlich  sind  dem  Reichskriegsministerium  verschiedene  Hilfsorgane 
beigegeben,  wozu  insbesondere  die  Inspektoren  zählen. 

Der  innere  Amtsgang  des  Ministeriums  ist  durch  das  bureaukratische 
Prinzip  beherrscht;  für  prinzipielle  Fragen  finden  an  bestimmten  Tagen 
Gremialsitzungen  statt. 

Die  zeitweise  von  einem  besonderen  Marineministerium '^*)  geleiteten 
Verwaltungsgeschäfte  der  Kriegsmarine  werden  in  oberster  Instanz  von 
der  Marinesektion  des  Reichskriegsministeriums  besorgt.  An  ihrer 
Spitze  steht  als  Stellvertreter  des  Reichskriegsministers  in  Marineangelegen- 
heiten der  Chef  der  Marinesektion.  Derselbe  entscheidet  innerhalb  des 
ihm  vorgezeichneten  Wirkungskreises  über  alle  der  Marinesektion  zuge- 
wiesenen Geschäftsagenden  und  ist  dem  Kaiser  gegenüber  in  gleichem  Maße 
wie  der  Reichskriegsminister  für  die  Schlagfertigkeit  und  Seetüchtigkeit  der 
Flotte  verantwortlich.  Er  hat  daher  in  allen  Verwaltungsangelegenheiten  im 
Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsminister  vorzugehen  und  alle  Vorträge 
des  letzteren  an  den  Kaiser  sind  demnach  auch  von  ihm  zu  unterzeichnen. 
Den  Delegationen  gegenüber  ist  jedoch  entsprechend  den  Grundsätzen  des 
bureaukratischen  Systems  nur  der  Reichskriegsminister  verantwortlich. 


stellen  kOnne.  Die  Anklage  ist  rechtskräftig,  wenn  sie  von  jeder  Delegation  abgesondert 
oder  in  einer  gemeinschaftlichen  Plenarsitzung  beider  Delegationen  beschlossen  wird 
(i$  16).  Jede  der  Delegationen  schlägt  dann  aus  den  unabhängigen  und  gesetzeskundigen 
Staatsbürgern  jener  Länder,  welche  sie  vertritt,  jedoch  nicht  aus  ihrer  Mitte,  24  Richter 
vor,  wovon  die  andere  Delegation  J2  verwerfen  kann.  Auch  der  Angeklagte,  oder  wenn 
der  Angeklagten  mehrere  sind,  alle  gemeinschaftlich  haben  das  Recht,  12  der  Vorge- 
schlagenen abzulehnen,  jedoch  nur  in  der  Art,  daß  aus  den  von  der  einen  und  anderen 
Delegation  Vorgeschlagenen  gleich  viele  abgelehnt  werden.  Die  hiernach  übrig  bleibenden 
Richter  bilden  den  Staatsgerichtshof  flir  den  vorliegenden  Prozeß  (§  17).  Da  jedoch  ein 
eigenes  Gesetz  die  näheren  Bestimmungen  Über  die  Anklage,  das  Verfahren  und  das 
Erkenntnis  feststellen  soll  (§  18),  dieses  Gesetz  aber  bislang  nicht  erflossen  ist,  so  sind 
auch  die  oben  angeHihrten  Normen  vorläufig  als  unwirksam  zu  erachten.  Der  u.  G.-A.  XII 
ex  1867  (§§  50  und  51)  enthält  analoge  Anordnungen,  stellt  jedoch  die  Erlassung  eines 
weiteren  Ausführungsgesetzes  nicht  in  Aussicht. 

""»)  V.  vom  18.  Februar  1863,  R.-G.-Bl.  Nr.  21. 
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Die  Marinesektion  gliedert  sich  in  eine  Präsidialkanzlei,  mehrere  Ge- 
sehäftögruppen  und  selbständige  Abteilungen. 

2.  Die  beiden  Landesverteidigungsministerien  sind  die  höchsten 
Verwaltungsbehörden  ftlr  die  Landwehren  und  den  Landsturm.  Sie  versehen 
zugleich  jene  Verwaltungsgeschilfte  für  das  (gemeinsame)  Heer,  welche  nicht 
dem  inneren  Armeeorganismus  angehören,  sondern  die  Heranziehung  der 
Staatsbewohner  zu  persönlichen  oder  sachlichen  Leistungen  für  das  Heer 
bezwecken  (insbesondere  Wehrangelegenheiten,  Einquartierungssachen,  Vor- 
spannwesen u.  8.  w.),  haben  jedoch  bei  der  Durchflihrung  dieser  Geschäfte 
regelmäßig  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsministerium  vorzugehen. 

Die  Errichtung  des  österreichischen  Ministeriums  für  Landesver- 
teidigung erfolgte  durch  eine  kaiserliche  Entschließung  vom  10.  Jänner  1868 
(Kundmachung  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung  und  öffent- 
liche Sicherheit  vom  18.  Jänner  1868,  R.-G.-B1.  Nr.  ll).^<>*)Die  neue  Zentral- 
stelle übernahm  zunächst  jene  Militärverwaltungsagenden,  welche  bis  dahin 
vom  Ministerium  des  Innern  versehen  worden  waren.  Seither  hat  der 
Wirkungskreis  des  Ministeriums  durch  die  Ausgestaltung  der  Landwehr  und 
die  Organisierung  des  Landsturmes  beträchtlich  zugenommen. 

Das  ungarische  Landesverteidigungsministerium  verdankt  seinen 
ersten  Ursprung  der  Bestimmung  des  Gesetzartikels  III  ex  1847/48  (§  6), 
wornach  die  vollziehende  Gewalt  in  militärischen,  wie  im  allgemeinen  in 
allen  Angelegenheiten  der  Landesverteidigung  vom  Könige  ausschließlich 
durch  das  ungarische  Ministerium  geübt  werden  sollte.  Im  §  14  des  ge- 
nannten Gesetzartikels  war  bereits  die  Bestellung  eines  Ministeriums  für  die 
Landesverteidigung  vorgesehen.  Doch  sollte  der  König  über  die  Verwendung 
des  ungarischen  Heeres  außerhalb  der  Landesgrenzen  sowie  über  die  Be- 
setzung der  militärischen  Stellen  nur  unter  Gegenzeichnung  des  Ministers 
a  latere  verfügen  können  (§  8).  Infolge  der  Errichtung  der  ungarischen 
Landwehr  und  der  Bestimmung  des  Gesetzartikels  XII  ex  1867  (§§  12  und  45), 
daß  die  vollziehende  Gewalt  in  Ungarn  gegenüber  den  Staatsbewohnern 
durch  ungarische  Minister  geübt  werden  muß,  war  die  Errichtung  eines 
ungarischen  Landesverteidiguugsministeriums  von  selbst  gegeben. 

Der  Wirkungskreis  der  beiden  Landesverteidigungsministerien  ist  sodann 
durch  die  Landwehrgesetze  genauer  normiert  und  dadurch  insbesondere  auch 
ihre  Kompetenz  gegenüber  den  Organen  des  militärischen  Oberbefehles  des 
näheren  abgegrenzt  worden.'^^)  Der  Wirkungskreis  des  österreichischen 
Ministeriums  Ar  Landesverteidigung  umfaßt  auch  die  Verwaltungsgeschäfte 
der  Landesverteidigung  von  Tirol  und  Vorarlberg,  doch  ist  die  Besorgung 
der  Detailgeschäfte  der  Landesverteidigungsoberbehörde  in  Innsbruck  delegiert. 
Das  ungarische  Landesverteidigungsministerium  ist  in  Übereinstimmung  mit 
den  Bestimmungen  des  Gesetzartikels  XXX  ex  1868  (§  43)  auch  fllr  Kroatien 
und  Slavonien  kompetent. 

Beide  Ministerien  zerfallen  je  in  eine  Präsidialabteilung  und  mehrere 
Geschäftsgruppen  (Sektionen),  welch  letztere  sich  wiederum  in  Abteilungen 
(Departements)  gliedern.  Dem  ungarischen  Landesverteidigungsminister  ist 
ein  Staatssekretär  beigegeben.    Im  übrigen  gelten  auch  hier  die  Prinzipien 

'*^  Dieser  Vorgang  entsprach  nicht  den  Bestimmungen  des  österreichischen  Grund- 
gesetzes vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  141,  §  11  lit.  /)•  woraach  bei  Feststellung 
der  Grundzüge  der  Organisation  der  Verwaltungsbehörden  der  Reichsrat  mitzuwirken  hat. 
—  '"^  Sieh  oben  §  26  Anmerkung  680. 
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der  bureaukratischen  Gesch'äftserledigang  und  Verantwortlichkeit,  zu  deren 
Geltendmachung  die  Parlamente  der  beiden  Reichshälften  berufen  sind. 

3.  Als  Zentralbehörden  kommen  endlich  auch  für  die  Militärverwaltung 
die  mit  der  Ausübung  der  ätaatsrechnungskontroUe  betrauten  3  obersten 
Rechnungshöfe  in  Betracht'^*) 

IL  Als  Heeresverwaltungsbehörden  mittlerer  Instanz  fungieren: 

1.  Die  Militärterritorialbehörden. 

Mittlere  Behörden  für  den  Bereich  der  Militärverwaltung  gab  es  zunächst 
nur  an  der  türkischen  Grenze.  Erst  im  XVIII.  Jahrhunderte  wurden  als  der- 
artige Behörden  in  Ungarn  und  dann  auch  in  den  Erblanden  General- 
kommanden  eingerichtet,  doch  fungierten  diese  vorerst  nur  in  den  rein 
militärischen  Angelegenheiten  als  Mittelinstanzen,  während  in  den  admini- 
strativen Geschäften  noch  längere  Zeit  (bis  zum  Jahre  1766)  der  direkte 
Verkehr  der  Militärstellen  mit  dem  Hofkriegsrate  aufrecht  blieb.  Erzherzog 
Karl  führte  auch  bei  den  Generalkommanden  wesentliche  Umgestaltungen 
durch,  die  aber  nach  seinem  Rücktritte  wieder  beseitigt  wurden.  Doch  bald 
griff  man  auf  seine  Einrichtungen  wieder  zurück  und  bis  zum  Jahre  1848 
bestanden  die  Generalkommanden  im  wesentlichen  in  der  von  ihm  ein- 
gerichteten Gestalt.  Als  die  Armee  nach  dem  Jahre  1849  zum  Zwecke  des 
rascheren  Überganges  vom  Friedensstande  auf  den  Kriegsfuß  eine  neue 
taktische  und  administrative  Einteilung  erhielt,  wurden  4  Armeekommanden 
mit  einer  Anzahl  Korps  als  taktische  Verbände  und  Landesmilitär- 
kommanden  als  administrative  Militärbehörden  geschaffen.  Die  letzteren 
unterstanden  in  militärischen  Angelegenheiten  dem  am  Standort  befindlichen 
Armee-  oder  Korpskommando,  in  administrativen  Angelegenheiten  aber  direkt 
dem  Kriegsministerium.  Zunächst  besaßen  diese  taktischen  Verbände  und 
administrativen  Stellen  ihren  besonderen  Verwaltungsapparat.  Bald  aber 
wurden  die  Landesmilitärkommanden  mit  den  an  ihrem  Standorte  befind- 
lichen taktischen  Verbänden  zu  Armee-  und  Landesgeneralkommanden 
und  zu  Armeekorps-  und  Landesgeneralkommanden  vereinigt.  Nach 
Durchführung  mancher  Änderungen,  welche  vorzugsweise  durch  Ersparungs- 
rücksichten  bedingt  waren,  gliederten  sich  die  mittleren  Militärbehörden  am 
Ende  der  sechziger  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts  in  die  Generalkommanden 
nnd  mehrere  selbständige  Militärkommanden,  welche  in  jeder  Beziehung 
direkt  dem  Kriegsministerium  unterstanden,  und  dann  in  eine  Anzahl  von 
Militärkommanden,  welche  in  militärischen  Angelegenheiten  je  einem 
Generalkommando,  in  administrativer  Beziehung  aber  soweit  als  möglieh 
ebenfalls  direkt  dem  Reichskriegsministerium  untergeben  waren.  Gelegentlich 
der  Durchführung  der  jetzt  in  Geltung  befindlichen  territorialen  Dislokation 
des  Heeres  wurde  diese  Behördenorganisation  durch  die  Errichtung  von 
16  Militärterritorialbehörden  ersetzt. 

Als  Verwaltungsbehörden  des  (gemeinsamen)  Landheeres  fungieren 
demnach  gegenwärtig  in  zweiter  Instanz  15  Korpskommanden,  wovon 
eines  seinen  Sitz  in  Sarajewo   hat,  und   das  Militärkommando  in  Zara. 

An  ihrer  Spitze  stehen,  wie  bereits  erwähnt,'^^)  die  Korpskommandanten, 
beziehungsweise  der  Militärkommandant  in  Zara.  Ihnen  sind  alle  Militär- 
behörden, Truppen  und  Heeresanstalten  sowie  alle  im  Territorialbezirke  be- 
findlichen, dem  Heeresverbande  angehörigen  Personen  in  administrativer 
Beziehung,  soweit  nicht  durch  besondere  Vorschriften  Ausnahmen  vorgesehen 

''^*)  YeTg{,  %  141  II.  —  "^'^)  Sieh  oben  §  26  III. 
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werden,  untergeordnet.  Die  Geschäfte  werden  teils  von  den  verschiedenen 
Abteilungen  der  Militärterritorialbehörden  (Militärabteilung,  Militärbauabtei- 
lung, Korps-,  beziehungsweise  Militärkommandointendanz),  teils  von  den  bei- 
gegebenen Hilfsorganen  besorgt.  Als  Hilfsorgane  fimgieren  der  Artillerie- 
brigadier (Direktor)  für  das  Artillerie-  und  Trainwesen,  der  Justizreferent, 
der  Sanitätschef  und  der  Militärpfarrer.  Für  das  14.  Korpskommando  un 
Innsbruck)  und  das  15.  Korpskommando  (in  Sarajewo)  ist  außerdem  als  Hilfs- 
organ ein  Befestigungsbaudirektor  systemisiert. 

Für  die  Dauer  des  Mobilitätsverhältnisses  werden  die  Korpskomraanden 
durch  stabile  Militärkommanden  ersetzt,  welchen  hauptsächlich  die  kriegs- 
tüchtige Ausbildung  der  Ersatztruppen  und  die  Deckung  der  sonstigen  Be- 
dürfhisse der  mobilen  Armee  obliegt.'®^) 

2.  Das  Hafenadmiralat  in  Fola  und  das  Seebezirkskommando 
in  Triest. 

Diese  Behörden  sind  als  mittlere  Verwaltungsinstanzen  für  die  Kriegs- 
marine bestellt. 

Der  Wirkungskreis  des  Hafenadmiralates  erstreckt  sich  auf  alle  an  den 
Küsten  der  Monarchie  von  Salvore  bis  Spizza  gelegenen  Marineetablissements 
und  Anstalten,  die  dort  garnisonierenden  Marinetruppen  sowie  auf  alle  in 
diesen  Gewässern  stationierten  Kriegsschiffe.  Außerdem  unterstehen  dem 
Hafenadmiralate  das  Stationsschiff  in  Konstantinopel  und  die  auf  der  Donau 
und  ihren  Nebenflüssen  stationierten  Kriegsschiffe  samt  den  dort  dislozierten 
Marinetruppen. 

An  der  Spitze  steht  der  Hafenadmiral,  der  zugleich  Festungskommandant 
von  Pola  ist.  In  wichtigen  Geschäften  steht  ihm  ein  aus  den  Spitzen  der 
Marinestellen   seines   Bereiches   zusammengesetzter  Admiralsrat  zur  Seite. 

Das  Seebezirks  kommando  in  Triest  ist  die  Marine  Verwaltungs- 
behörde mittlerer  Instanz  fUr  den  Bereich  der  Küsten  von  Salvore  bis  zur 
Mündung  der  Aussa  und  besitzt  einen  analogen  Wirkungskreis. 

3.  Die  Landwehrkommanden  in  Osterreich  und  die  Landwehr- 
distriktskommanden  in  Ungarn,  dann  die  Landesverteidigungsober- 
behörde für  Tirol  und  Vorarlberg. 

Die  Landwehrkommanden  und  die  Landwehrdistriktskomman- 
den  sind  die  Verwaltungsbehörden  mittlerer  Instanz  für  die  Landwehren 
und  den  Landsturm.  In  letzterer  Eigenschaft  werden  sie  auch  als  Land- 
sturraterritorialbehörden  bezeichnet.  Sie  unterstehen  in  den  administra- 
tiven Geschäften  im  Wege  der  beiderseitigen  Landwehroberkommanden  dem 
Landesverteidigungsministerium  der  betreffenden  Reichshälfte. 

An  ihrer  Spitze  stehen,  wie  bereits  erwähnt,'^^)  in  Osterreich  die 
Korp^kommandanten,  in  Ungarn  selbständige  Landwehrdistriktskomman- 
danten. Als  Hilfsorgane  sind  ihnen  der  Chef  der  Intendanz,  der  Justiz-  und 
der  Sanitätsreferent  beigegeben. 

Die  administrativen  Geschäfte  der  Landesverteidigung  von  Tirol  und 
Vorarlberg  besorgt  als  mittlere  Verwaltungsstelle  mit  erweitertem  Wirkungs- 
kreis die  Landesverteidigungsoberbehörde  in  Innsbruck.  Sie  hat  ins- 
besondere alle  Maßnahmen  zur  raschen  Aufbietung  der  Landesverteidigungs- 
kräfte und  alle  jene  Vorkehrungen  zu  treffen,  welche  zur  wirksamen  Unter- 
stützung der  Verteidigung  des  Landes  beitragen.^®**)  Sie  besteht  aus  dem 
Statthalter  oder  dessen  Stellvertreter,  dem  La!rleshauptmann  von  Tirol  oder 

'^^)  Sieh  oben  §  26  VII.  -  "^o^)  Sieh  obon  §  26  III.  —  ^^^;  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  4. 
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dessen  Stellvertreter  im  Landesausschusse,  dem  Landeshauptmann  von  Vor- 
arlberg oder  dessen  Stellvertreter,  2  Abgeordneten  des  Tiroler  und  1  Ab- 
geordneten des  Vorarlberger  Landtages,  ferner  aus  dem  politisehen  Referenten, 
1  Stabsoffizier  oder  Hauptmann  der  Landessehützen  als  militärischem  und 
1  Landwehrintendanten  als  ökonomischem  Beferenten,  dann  militärischerseits 
aus  dem  Korps-  und  Landesverteidigungskommandanten  für  Tirol  und  Vor- 
arlberg oder  dessen  Stellvertreter,  1  Landesschützentruppenkommandanten 
und  aus  dem  Landesverteidigungskommando-Adjutanten. 

Den  Vorsitz  flihrt  der  Statthalter  oder  dessen  Stellvertreter.  Der  öko- 
nomische Referent  hat  in  der  Gremialversammlung  das  Stimmrecht  nur  in 
Gegenständen  seines  Referates. 

Für  Vorarlberg  wird  ein  der  Landesverteidigungsbehörde  untergeordnetes 
besonderes  Komitee  aufgestellt.  Dasselbe  besteht  aus  1  politischen  Beamten  und 
1  Offizier  der  Landesschützen,  welche  von  der  Landesverteidigungsoberbehörde 
bestimmt  werden,  dann  aus  dem  Landeshauptmann  von  Vorarlberg  oder 
dessen  Stellvertreter  im  Landesausschusse  und  aus  1  Abgeordneten  des 
Vorarlberger  Landesaussehusses. 

Die  Landesverteidigungsoberbehörde  ist  unmittelbar  dem  Ministerium 
für  Landesverteidigung  untergeordnet.'®'-*) 

4.  Die  Truppendivisionskommanden. 

Dieselben  sind  insoferne  auch  als  administrative  Zwischeninstanzen 
anzusehen,  als  ihnen  die  Obsorge  ftir  die  rechtzeitige  und  vorschriftsmäßige 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  nller  in  den  ökonomisch-administrativen  Verband 
der  Truppendivisionen  gehörigen  Truppen  und  Heeresanstalten  obliegt. 

III.  Als  unterste  Verwaltungsbehörden  fungieren  die  mit  der  Leitung 
der  verschiedenen  Truppenkörper  und  Heeresanstalten  betrauten  Behörden, 
welche  bald  als  „Direktionen",  bald  als  „Kommanden"  bezeichnet 
werden.  Dieselben  haben  bei  der  folgenden  Darstellung  der  einzelnen  Zweige 
der  Militärverwaltung  Erwähnung  zu  finden. 

I  29.  Die  adminlstraÜTe  Inspektion. 

Das  dem  Kaiser  zustehende  Recht  der  administrativen  Inspektion 
wird  teils  unmittelbar  durch  den  Reichskriegsminister  und  die  beiden  Landes- 
verteidigungsminister, teils  nach  den  Weisungen  dieser  Minister  durch  die 
Chefs  der  einzelnen  militärischen  Verwaltungszweige,  die  höheren  militärischen 
Kommandanten  und  die  besonders  bestellten  Inspektoren  geübt.  Die  mit 
der  militärischen  Inspektion  betrauten  obersten  Inspektoren  ^^'^)  sind  auch 
zur  Ausübung  der  administrativen  Inspektion  befugt  und  verpflichtet.  Der 
Schwerpunkt  der  Tätigkeit  einzelner  Inspektoren  (z.  B.  des  Generalinspektors 
der  Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalten)  liegt  geradezu  auf  dem  Gebiete 
der  administrativen  Inspektion. 

Je  nach  der  Richtung  der  Inspektionstätigkeit  wird  die  administrative 
Inspektion  in  die  militärisch-administrative,  die  technisch-admini- 
strative und  die  ökonomisch-administrative  unterschieden.  Die  letztere 
bezweckt  die  Prüfung  der  Vollzähligkeit  des  ausgewiesenen  Bestandes  von 
Personen  und  Tieren,  des  Umfanges  und  der  Qualität  der  Friedens-  und 
Kriegsvorräte,  dann  die  Kontrolle  der  Vorschriftsmäßigkeit,  Zweckmäßigkeit 
und  Wirtschaftlichkeit  des  Dienstbetriebes.  Die  technisch-administrative 
Inspizierung  hat  es  mit  der  Überprüfung  der  technischen  Verwaltungsagenden, 

~""»j  Ib.  §  3.  -   '^^)  Sieh  oben  §  26  V. 
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insbesondere  der  Ansrttstungsgegenstände  (Waffen  und  Munition)  zu  tun. 
Alle  übrigen  Verwaltungsagenden  der  Truppen  und  Ueeresanstalten  endlich 
fallen  in   den  Bereich   der   militärisch-administrativen   Inspizierungen. 

I  80.  Das  HeeresYerwaltnngSTerfahren« 

I.  Das  Heeresverwaltungsverfahren  entbehrt  bisher,  soweit  es  sich 
um  d<'n  äußeren  Geschäftsgang  handelt,  ebenso  wie  das  administrative 
Verfahren  in  Österreich-Ungarn  überhaupt,  einer  einheitlichen  Regelung 
durch  Gesetz  oder  Verordnung.  Nur  für  einzelne  Bereiche  der  Heeresverwaltung 
{ Ergänzungsangelegenheiten,  Einquartierungssachen,  Vorspannwesen  u.  s.  w. ) 
hat  eine  solche  Regelung,  und  zwar  regelmäßig  unter  dem  Gesichtspunkt 
einer  möglichst  nachdrücklichen  Wahrung  der  militärischen  Interessen  statt- 


gefunden. 


Dagegen  ist  der  innere  Geschäftsbetrieb  der  Heeresverwaltungsbehörden 
regelmäßig  durch  umfassende  Geschäftsordnungen  einheitlich  geregelt. 
Dieselben  schließen  den  direkten  Dienstverkehr  mit  Behörden  anderer  Ressorts 
oder  auswärtigen  Amtsstellen  aus  und  nur  einzelnen  wissenschaftlichen 
Heeresanstalten''*)  ist  derselbe  in  fachwissenschaftlichen  Angelegenheiten 
regelmäßig  gestattet. 

II.  Die  Dienstsprache  der  Verwaltungsbehörden  des  gemeinsamen 
Heeres  ist  innerhalb  des  Gebietes  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  grundsätzlich  die  deutsche.  In  Ungarn  haben  alle  ausschließlich 
aus  diesem  Lande  (mit  Ausschluß  von  Kroatien  und  Slavonien)  sich  ergän- 
zenden Truppen  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  sowie  die  daselbst  be- 
findlichen Ergänzungsbehörden  der  gemeinsamen  Armee  die  in  ungarischer 
Sprache  einlangenden  Zuschriften  von  Zivilbehörden  und  Privatpersonen  in 
dieser  Sprache  zu  erledigen.  Alle  übrigen  Kommanden,  Truppenkörper  und 
Heeresanstalten  haben  sich,  wenn  sie  die  Erledigung  solcher  Eingaben  in 
ungarischer  Sprache  nicht  selbst  bewirken  können,  zum  Zwecke  einer  Über- 
setznng  der  Eingabe  an  jenes  Ergänzungsbezirkskommando  zu  wenden, 
in  dessen  Bereiche  sich  die  ungarische  Behörde  oder  die  betreflFende  Privat- 
person befindet.  Die  Erledigung  erfolgt  dann  in  deutscher  Sprache  und  wird 
durch  das  Ergänzungsbezirkskommando  in  ungarischer  Sprache  zugestellt. 
Aus  der  Initiative  von  Kommanden,  Truppen  oder  Heeresanstalten  hervor- 
gehende Zuschriften  an  ungarische  Behörden  sind  von  den  zuerst  erwähnten 
Truppen  und  Ergänzungsbezirkskommanden  des  (gemeinsamen)  Heeres  in 
ungarischer,  von  den  übrigen  Kommanden  des  Heeres  aber  im  Hinblick  auf 
die  geübte  Reziprozität  in  deutscher  Sprache  zu  verlassen.  Ungarische  Ein- 
gaben von  außerhalb  des  Heeresverbandes  stehenden  Privatpersonen  sind 
von  allen  Kommanden,  Truppen  und  Anstalten  des  Heeres,  wo  immer  sie 
sich  befinden,  anzunehmen.  Für  den  Mobilisierungsfall  sind  besondere  Be- 
stimmungen vorbehalten. ''*) 

Die  Dienstsprache  der  österreichischen  Landwehr-  und  Landsturm- 
))ehörden  ist  die  deutsche,  jene  der  ungarischen  Landwehr-  und  Land- 
sturmbehörden im  eigentlichen  Ungarn  die  ungarische,  in  Kroatien  und 
Slavonien  die  kroatische.'^') 

'")  Vergl.  §  100  ff.  —  '")  Erl.  des  R.-K.-M.  vom  21.  Mai  1893,   Präs.  Nr.  2501, 

P.-K. 
fiir  die   Rriegsmarino   kundgemacht   durch  Erl.   vom   4.   Juni   1893,    WZ^    Nr.  1349. 

Über  ältere  Bestimmungen  der  ungarischen  Legislative  in  dieser  Richtung  sieh  oben  §  21 
Anmerkung  480.  -  ^»»)  ü.  L.-W.-G.  §  18  al.  1  und  2,  n.  L.-St-G.  §  7  al.  2. 
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III.  In  schwierigen  Rechtsfragen,  insbesondere  solchen  des  bürgerlichen 
Rechtes,  haben  sich  die  Heeresverwaltungsbehörden  der  Mitwirkung  rechts- 
beratender Organe  zu  bedienen.  Diese  Organe  sind  regelmäßig  auch  be- 
rufen, die  Vertretung  der  Heeresbehörden  in  Rechtsstreiten  zu  übernehmen. 

1.  In  Osterreich  wird  sowohl  die  Rechtsberatung  wie  die  Rechtsver- 
tretung des  Militärärars  durch  die  Finanzprokuraturen  besorgt.  Die  Mit- 
wirkung dieser  Organe  nahmen  bisher  und  nehmen  auch  jetzt  noch  die 
Verwaltungsbehörden  des  (gemeinsamen)  Heeres  in  Anspruch,  obwohl  die 
geltende  Dienstesinstruktion  der  Finanzprokuraturen  vom  Jahre  1898  (Ver- 
ordnung des  Gesamtministeriums  vom  9.  März  1898,  R.-6.-B1.  Nr.  42)  eine 
ausdrückliche  Verpflichtung  der  Finanzprokuraturen  zur  Vertretung  des  ge- 
meinsamen Ärars  nicht  statuiert. ''^^)  Für  den  Fall,  als  das  gemeinsame  Militär- 
ärar mit  dem  k.  k.  Landwehrärar  in  einen  Rechtsstreit  geriete,  müßte  Air 
efne  besondere  Vertretung  beider  Teile  gesorgt  werden. 

2.  In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  sind  zur  Abgabe  von 
Rechtsgutachten  in  militärischen  Angelegenheiten  das  Gausarum  regalium- 
Direktorat  in  Budapest  und  die  Direktion  der  Ärarialrechtsangelegenheiten 
bei  der  Finanzdirektion  in  Agram  berufen.  Zur  prozessualen  Vertretung  des 
gemeinsamen  Militärärars  sind  für  die  einzelnen  Militärterritorialbereiche  be- 
sondere Rechtsvertreter  bestellt. 

3.  In  Bosnien  und  der  Herzegowina  endlich  ist  mit  der  Abgabe 
von  Rechtsgutachten  in  militärischen  Angelegenheiten  die  dritte  (Justiz-) 
Abteilung  der  Landesregierung,  mit  der  prozessualen  Vertretung  des  Militär- 
ärars der  bei  der  Landesregierung  bestellte  Ärarialfiskal  betraut. 

IV.  Für  den  öffentlichen  Rechtsschutz  durch  das  Reichsgericht 
nnd  die  bestehenden  Verwaltungsgerichtshöfe  ist  in  Sachen  der  Militär- 
verwaltung nur  ein  geringer  Spielraum  gegeben. 

Das  österreichische  Reichsgericht  ist  zur  Judikatur  in  derlei  Ange- 
legenheiten inkompetent,  sofern  sich  die  diesfälligen  Ansprüche  gegen  die 
Gesamtaionarchie,beziehung8weisegegen  das  gemeinsame  Militärärar  richten.^^^) 
Desgleichen  sind  von  der  Kompetenz  des  österreichischen  Verwaltungs- 
gerichtshofes nach  §  3  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober  1875,  R.-G.-B1.  Nr.  36 
ex  1876,  alle  Angelegenheiten  ausgeschlossen,  welche  nach  Maßgabe  des 
Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-B1.  Nr.  146,  in  beiden  Reichshälften 
gemeinsam  (lit  c)  oder  auf  Grund  eben  dieses  Gesetzes  nach  gleichen 
Grundsätzen  verwaltet  werden,  wofern  die  in  Frage  stehende  administrative 
Entscheidung  oder  Verfügung  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  im  Einvernehmen 
mit  einer  gemeinsamen  Verwaltungsbehörde,  speziell  also  mit  dem  Reichs- 
kriegsministerium oder  mit  einer  Verwaltungsbehörde  der  ungarischen  Länder 
getroffen  worden  ist  oder  auf  einer  im  gleichen  Wege  vereinbarten  Ver- 
ordnung beruht  (lit.  d).  Darnach  sind  regelmäßig  die  Entscheidungen  und 
Verfllgungen  der  Militärzentralstellen  in  Heeresergänzungsangelegen- 
heiten von  der  Überprüfung  durch  den  k.  L  Verwaltungsgerichtshof  aus- 
genommen. Wohl  aber  ist  seine  Kompetenz  grundsätzlich  begründet  in 
Sachen  der  Einquartierung  mit  Ausnahme   der  Militärzinstarifangelegen- 


'^^*)  Im  §  2  der  genannten  Verordnung  Absatz  I  Punkt  1  ist  nur  vom  Ärar  im  all- 
gemeinen die  Rede.  Die  fernere  Vertretung  des  gemeinsamen  Ärars  ist  aber  den  Finanz- 
prokuraturen dem  Vernehmen  nach  durch  einen  —  nicht  publizierten  —  Erlaß  vom  Finanz^ 
ministerinra  aufgetragen  worden.    —    7»»)  Vergl.  z.  B.  Ö.  Z.  f.  V.  1878,  Nr.  47,   S.  187. 
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heiten''^®)  und  des  Vorspannwesens,  dann  in  Militärtaxsachen.  Da 
Landwehrsachen  nicht  zu  den  nach  gemeinsamen  Grundsätzen  zu  behan- 
delnden Angelegenheiten  zu  zählen  sind,  so  ist  der  k.  k.  Verwaltungsgerichts- 
hof auch  dann  kompetent,  wenn  es  sich  um  Pensionsansprtiche  von  Land- 
wehrpersonen handelt,  welche  nach  dem  zweiten  Teile  des  Militärpensions- 
gesetzes vom  Jahre  1875  zu  beurteilen  sind,  da  sich  dieser  Teil  des  Militär- 
pensionsgesetzes  als  eine  ganz  selbständige,  einem  anderen  Verwaltungs- 
gebiete angehörige  Verfügung  der  Gesetzgebung  darstellt. ''^^) 

Das  ungarische  Verwaltnngsgericht  ist  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzartikels  XXVI  ex  1896,  welcher  im  Gegensatze  zu  dem  öster- 
reichischen Gesetze  das  Prinzip  der  taxativen  Aufzählung  der  Kompetenz- 
fälle angenommen  hat,  berufen,  über  die  Beschwerden  zu  entscheiden,  welche 
erhoben  werden  gegen  die  ttber  Militärbequartierungsobjekte  gefllhrten 
Evidenzhaltungslisten,  gegen  Kostenerkenntnisse  aus  Anlaß  von  kommis- 
sioneilen Erhebungen  der  bei  militärischen  Übungen  verursachten  Feld- 
schäden (§  86  Punkt  1  und  2),  endlich  gegen  Beschlüsse  der  Verwaltungs- 
ausschüsse, welche  sich  gegen  die  Bemessung  der  Militärbefreiungstaxe  richten 
<  §  81  Punkt  I  1\  Die  Kompetenz  des  Verwaltungsgerichtes  erstreckt  sich 
in  Sachen  der  Militärtaxbemessung  auf  das  ganze  Gebiet  der  Länder  der 
ungarischen  Krone,  in  den  anderen  Angelegenheiten  dagegen  nich4;  auf 
Kroatien  und  Slavonien.  In  Fiume  und  Gebiet  hat  das  Gesetz  nur  mit  den 
vom  Ministerium  vorgezeichneten  Modifikationen  Gültigkeit  (§  158)''^®). 
Durch  eine  auf  Grund  eines  Ministerratsbeschlusses  erlassene  Ministerial- 
verordnung  kann  die  Kompetenz  des  Verwaltungsgerichtes  noch  auf  weitere 
Fälle  ausgedehnt  werden  (§  16). 

I  81.  Die  internationale  HeeresTerwaltunsr« 

Nach  der  Natur  der  militärischen  Angelegenheiten  ist  ein  Übergreifen 
der  Heeresverwaltung  auf  das  Territorium  anderer  Staaten  und  eine  An- 
erkennung der  von  ausländischen  Militärbehörden  getroffenen  Verwaltungs- 
akte im  Inlande  regelmäßig  ausgeschlossen. 

Ausnahmen  von  diesem  Grundsatze  bestehen  zunächst  insofeme,  als 
gemäß  einer  allgemeinen  internationalen  Gepflogenheit  die  auswärtigen 
Vertretungsbehörden,  und  zwar  speziell  die  Konsularbehörden  gewisse  Heeres- 
verwaltungegeschäfte  rücksichtlich  der  Angehörigen  ihres  Staates   besorgen. 


"'*®)  Daran  wird  durch  die  Bestimmung  des  österreichischen  E.-6.  Art.  V,  womach 
der  mit  der  Durchführung  des  Gesetzes  betraute  Landesverteidigungsminister  dabei  im 
Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsminister  vorzugehen  hat,  nichts  geändert:  V.-G.-E. 
vom  7.  Oktober  1885,  Z.  2259,  Budw.-Slg.  2706.  Vergl.  auch  V.G.-E.  vom  11.  April  1877, 
Z.  383,  Budw.-Slg.  63,  und  vom  2.  Juli  1877,  Z.  902,  Budw.-Slg.  104.  Dagegen  hat  der 
Verwaltungsgerichtshof  seine  Inkompetenz  in  Militärzinstarifangelegenheiten  ausgesprochen, 
weil  die  Ministerialentscheidungen  in  derlei  Angelegenheiten  an  die  Mitwirkung  des 
Reichskriegsministeriums  gebunden  sind  und  diese  Mitwirkung  sich  als  ein  konstitutives 
Willenselement  darstellt,  das  der  Kognition  des  Verwaltungsgerichtshofes  nicht  unterworfen 
jst:  V.-G.-E.  vom  U.  Jänner  1898,  Budw.-Slg.  Nr.  11.327.  Vergl.  Mayrhofer,  VII.  Bd., 
S.  662.  —  '")  V.-G.-E.  vom  19.  November  1886,  Z.  3027,  Budw.-Slg.  Nr.  3256.  — 
7»«)  Das  durch  den  Gesetzartikel  XXVI  ex  1896  aufgehobene  Finanzverwaltungs- 
gericht war  nach  §  1  des  Gesetz artikels  XLIII  ex  1883  kompetent  zur  Entscheidung 
gegen  Beschlüsse  der  Munizipal verwaltungsausschiisse  in  Sachen  der  Militärtaxbemessung. 
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Eine  solche  Funktion  kommt  auch  den  österreichisch-ungarischen  Kousular- 
behörden  zu,  indem  denselben  gewisse  Evidenzgeschäfte  bezüglich  der 
im  Auslande  weilenden  Heeresangehörigen  übertragen,  sind. 

Zufolge  einer  speziellen  Vereinbarung  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
dem  Deutschen  Reiche  ist  die  internationale  Heeresverwaltung  weiters 
ausgedehnt  auf  die  militärärztliche  Untersuchung  der  Militärpersoneu 
beider  Reiche.'**-*)  Darnach  können  die  in  Deutschland  lebenden,  nach 
Österreich-Ungarn  zuständigen  Mannschaftspersonen  zum  Zwecke  der  Fest- 
stellung ihrer  Unfähigkeit  für  Märsche  und  sonstige  Übungen  und  solche 
Österreicher  oder  Ungarn,  welche  den  freiwilligen  Eintritt  in  die  öster- 
reichisch-ungarische Armee  anstreben,  bezüglich  ihrer  Tauglichkeit  sich 
durch  aktive  deutsche  Militärärzte  untersuchen  lassen  und  umgekehrt. 

Ein  weiteres  und  großartiges  Beispiel  der  internationalen  Heeresver- 
waltung bietet  endlich  die  im  Kriegsfalle  in  Aktion  tretende  rnternatioaale 
freiwillige  Sanitätspflege. 

II.  Die  einzelnen  Zweige  der  Militärverwaltung. 

I.  Abschnitt. 

Die  Beschaffang  and  Evidenzhaltnng  des  mnitärischen  Personales» 

§  82.  AUgremeine  Bemerkniid^en. 

I.  Eine  der  ersten  und  wichtigsten  Aufgaben  der  Militärverwaltung 
bildet  die  Beschaffung  eines  ausreichenden  und  wehrfähigen  Per- 
sonales. Das  Mittel  hiezu  bietet  teils  die  Geltendmachung  der  gesetzlichen 
Militärdienstpflicht,  teils  die  Heranziehung  solcher  Personen,  welche  frei- 
willig Militärdienste  leisten.  Die  hiefÜr  maßgebenden  Rechtsnormen  sind 
bereits  im  II.  Buche  in  dem  von  der  „Wehrordnung^  handelnden  Ab- 
schnitte dargestellt  worden. 

II.  Die  Aufgaben  der  Heeresverwaltung  können  aber  noch  weiter 
erstreckt  werden.  Ihre  Fürsorge  kann  und  soll  sich  namentlich  auch  in 
der  Richtung  betätigen,  daß  ein  möglichst  wehrfähiges  Personal  ge- 
wonnen werde.  Dies  kann  geschehen  einerseits  durch  Abwehr  der  die 
physische  Gesundheit  und  somit  die  Wehrhaftigkeit  der  Bevölkerung  be- 
drohenden Cbelstände,  die  vor  allem  aus  der  modernen  Fabriksindustrie 
erwachsen,  andererseits  durch  positive  Veranstaltungen  für  eine  erhöhte 
militärische  Leistungsfähigkeit,  insbesondere  durch  Pflege  der  militärischen 
Spiele  in  den  Schulen  und  der  Schießübungen  der  Vereins-  und  Gemeinde- 
genossen. 

In  beiden  Beziehungen  nimmt  die  österreichisch-ungarische  Verwaltung 
derzeit  im  allgemeinen  noch  eine  passive  Stellung  ein  und  hat  nur  dort 
positiv  eingegrifl'en,  wo  durch  ältere  Traditionen  die  Bahn  daftlr  bereits  von 
früher  her  vorgezeichnet  war.  Speziell  auf  die  Gewerbeinspektion  hat  die 
Heeresverwaltung  bisher  weder  in  Österreich  noch  in  Ungarn  eine  Einfluß- 
nahme angestrebt  oder  erreicht,  obwohl  sie  in  der  Lage  wäre,  der  Gewerbe- 
verwaltung auf  Grund  der  Assentierungsergebnisse  wertvolle  Fingerzeige 
für  die  örtliche  Ausgestaltung,  die  weitere  Spezialisierung  und  Verstärkung 
der  Gewerbeinspektion  zu  geben.  Die  vor  einigen  Jahren  erfolgte  Einstellung 

'1»)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  11.  Februar  \HU,  Abt.  2,  Nr.  264,  N.-V.-Bl.  Sr.  34 
ex  1894. 
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der  Publikation  der  Stellungsergebnisse  ^*^j  deutet  vieiraehr  darauf  hiu, 
daß  die  Heeresverwaltung;  augenblicklich  noch  weniger  geneigt  ist,  an  der 
Lösung  der  angedeuteten  Aufgabe  mitzuwirken.  Und  doch  legt  die  zu- 
nehmende Industrialisierung  weiter  Gebiete  der  Monarchie  die  Frage  nahe, 
ob  genügende  Garantien  gegen  eine  Erschütterung  der  vorhandenen 
Grundlagen  unserer  Wehrkraft,  die  durch  das  zunehmende  Zurücktreten  der 
agrarischen  Bevölkerungsschiehten  ernstlich  bedroht  werden  können,  ge- 
geben seien.  ^*^) 

Ebensowenig  findet  derzeit  in  Österreich-Ungarn  nach  dem  Vorgang 
anderer  Staaten  eine  Förderung  der  Wehrhaftigkeit  der  Bevölkerung  durch 
Veranstaltung  militärischer  Schulübungen  statt ^**)  Dagegen  ist  dem  in 
Tirol  und  Vorarlberg  von  alters  her  eingebürgerten  Schießstandswesen 
seit  längerer  Zeit  auch  von  staatlicher  Seite  Unterstützung  zu  teil  geworden, 
so  daß  sich  dasselbe  zu  einem  besonderem  Zweige  der  Verwaltung  aus- 
gebildet hat. 

§  88.  Die  Terwaltungr  des  Schteßstandswesens  in  Tirol  und  Torarlbersr« 

I.  Das  tirolisch-vorarlbergische  Schützentum  scheint  ein  Über- 
bleibsel der  alten  ritterlichen  Turniere  zu  sein,  an  denen  später  auch  an- 
gesehene Bürger  und  wohlhabende  Bauern  teilnahmen.^*^) 

Bereits  unter  Karl  VI.  (1786)  wird  eine  allgemeine  Schießstands- 
ordnung erlassen,  doch  trat  in  dem  tirolisch-vorarlbergischen  Schießstands- 
wesen noch  wiederholt,  zumal  nach  der  Abtretung  des  Landes  an  Bayern, 
ein  solcher  Niedergang  ein,  daß  sein  völliger  Verfall  nur  durch  Bewilligung 
außerordentlicher  Mittel  aufgehalten  werden  konnte.  In  den  Jahren  1845 
und  1864  wurden  neue  Schießstandsordnungen  erlassen  und  in  dem  letzteren 
Jahre   wurde  die  unmittelbare  Leitung  des  Tiroler  Schießstandswesens  dem 

7Ji>)  Verfrl.  §  104  II.  —  ''^^)  Diese  Frage  ist  bekanntlich  von  Brentano  und 
Kuczynski  für  das  Deutsche  Keich  in  der  Schrift:  Die  heutigen  Grundlagen  der 
deutschen  Wehrkraft  (35.  Stück  der  «Münchener  volkswirtschaftlichen'  Studien •* 
1900)  dahin  beantwortet  worden,  daß  das  Übergewicht  der  industriellen  über  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  die  Wehrhaftigkeit  Deutschlands  nicht  gefährde,  die  indu- 
ütriellen  Gebiete  vielmehr  grüUere  Heerenersätze  liefern  als  die  agrikolen.  Indes  sind  die 
Ergebnisse  dieser  Arbeit  nicht  ohne  heftigen  Widerspruch  geblieben,  der  besonders  von 
u^rarischer  Seite  ausging,  und  die  ganze  Frage  muü,  solange  genauere  Untersuchungen 
über  die  berufliche  Zugehörigkeit  der  Assentierten  nicht  vorliegen^  mit  einem  „Non 
liquet**  beantwortet  werden.  Vergl.  nunmehr  auch  die  Untersuchungen  von  Dr.  Erben 
in  den  Württembergischen  Jahrbüchern  für  Statistik  und  Landeskunde  1901.  (Sieh 
„Soziale  Rundschau"  III.  Jahrgang  1902,  S.  307  ff.)  —  ''")  Diese  speziell  in  Frankreich 
und  in  der  Schweiz  eingeführten  Übungen  werden  übrigens  nicht  von  allen  Seiten  günstig  be- 
urteilt —  "^)  Vergl.  hierüber  Dr.  Franz  von  Zimmeter-Treuherz,  Die  Fonde.  An- 
stalten und  (ieschäfte  der  Tiroler  Landschaft  (1894),  S.  190  ff.  Interessant  sind  ferner 
des  Vergleiches  wegen  die  Nachweisungen  in  dem  Statistischen  Jahrbuch  der 
Schweiz,  8.  Jahrgang  (1899),  S.  295  ff.,  über  den  militärischen  Vorunterricht  nach 
Artikel  Sl  der  schweizerischen  Militärorganisation  vom  13.  November  1874,  die  frei- 
willigen Schießvereine,  dann  über  die  Kadettenkorps  und  die  vom  Bunde 
nach  der  bundesrätlichen  Verordnung  vom  15.  Februar  1893  erteilten  Beiträge  und 
Prämien,  endlich  über  die  Schießplätze.  Vergl.  auch  den  Aufsatz  von  Lambelet 
über  „D\e  Kadettenkorps  in  der  Schweiz  im  Jahre  1887 •*  in  der  Zeitschrift  für 
schweizerische  Statistik  (1887),  S.  216  bis  236. 


jeweilig:en  Landesbaiiptnianii  Übertragen.  Glek-Uzcitig  Ubernaliiu  das 
Tirol  auch  die  Verpflichtung:  zu  Beiträgen  zum  Hau  und  zur  Erhaltuni; 
.SohießstäDde.  Mit  dem  Geselze  vi>m  14.  Mai  1874.  U-C-Bl.  Nr.  2'.', 
die  noch  gültige  neue  ScbieÜstandsordnnng  erlassen.  Dieselbe  wirl 
Vereine  mit  manchen  anderen  seither  erflossencn  Anordnungen  sehr 
tiUig.  Im  Jahre  1882  ward  eine  neue  Schieliurdnung  kundgemacht,  praktii 
Musterpliine  wurden  herausgegeben,  das  Verfahren  hei  der  Errichtung 
Schieliatänden  geregelt  und  eine  eigene  Zeitschrift  für  das  Öchießstandswi 
begründet.  Die  Zahl  der  HchießstUode  hob  sich  seitdem  ebenso  wie  die  ' 
der  euriilierten  Standschützen  ■'*)  und  vom  Jahre  18M  an  konnte 
Landesvertcidigungsoberbehilrdc  die  Leitung  der  LandesschUtzen-  und  Li 
etnrmscbieKubungen  in  den  meisten  Pilllen  den  SchieOstandsvorstehi 
Übertragen.  Vom  Lande  Tirol  wurden  im  Lanfe  der  Jahre  aus  den  ver- 
schiedenen Fonds  Beitrilge  t'tlr  ScbieSslandshauten  sowie  für  die  Fest-  und 
Freischießen  bewilligt,  welche  seit  dem  Jahre  1800  im  Etat  des  Landes- 
t'onds  zu  einer  Summe  vereinigt  erscheinen. 

IL  Nach  der  geltenden  Ordnung  i  Gesetz  vom  14.  Mai  1874j  hat  das 
Schicß^tandswesen  im  allgemeinen  den  Zweck,  ohne  militilrisohe  Organisation 
die  Elemente  der  LandesYerteidignng  vorzubereiten  und  auszubilden,  im 
besouderen  aber  der  Landsturmorganisation  als  Stütze  zu  dienen."-^)  Die 
Oberleitung  fUhrt  die  Landesverteidigungsolierbehflrde."'^)  Die  unmittclbafe 
Leitung  kommt  den  Landeshauptmännern  zu,  soferne  es  sieb  nicht  um  die 
vorgeschriebenen  Schießübungen  der  LandessefaUtzcn  und  Landsturm  männcr 
handelt.  In  dieser  ihrer  Eigenschaft  führen  die  I.^ndesbauptniänncr  den 
Titel  ,,Landesober8chützenmeister".  Auf  ihren  Vorschlag  werden  ihnen 
vom  Landtage  je  6  Vertrauensmüiiner  beigegeben,  welche  nicht  Landtag»- 
ahgeordnete  sein  müssen.'") 

Die  Grundlage  des  Schießstandsweeens  bilden  die  Schlltzengesell- 
schaften.  Eine  Schutzenge  seil  sc  halt  ist  vorhanden,  wenn  sich  wenigsten» 
20  Schützen  eines  und  desselben  Ortes  oder  benachbarter  Orte  mit  dem  aUA- 
geaprochencn  Zwecke,  das  Sebießwescn  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  14.  Mai  1874  zu  pflegen,  unter  Genehmigung  des  Landcsoberscbülzen- 
nieisters  vereinigen.  Sie  besteht  solange  fort,  als  die  erwähnte  Zahl  von 
Schützen  vorhanden  ist  und  Überhaupt  kein  gesetzliches  Hindernis  ihres 
Fortbestandes  eintritt.  Gegen  dir  Entscheidung  des  Landusoborschülzcu- 
meisters  hinsichtlich  der  Genehmigung  oder  Aufhehniig  einer  Schützcngesell- 
Schaft  siebt  binnen  4  Wochen  der  Rekurs  an  die  Landesverteidignngsobcr- 
bebiirde  offen.  Die  ScbUtzeugesellschaften  heißen,  soferne  sie  einen  bestimmten 
SchleßUbungsplatz  haben  und  nach  den  Vorschriften  des  Scbicßstandsgeset 
errichtet  sind,  k.  k.  SchießstUnde  (öffentliche  SchießstiVndei  und 
Mitglieder  derselben  Standschützen.""! 

Die  Schießstlinde  haben  die  Aufgabe,  das  Schießwesen  für  die  Zwecke 
der  Landesverteidigung  zu  filrdem,  junge  Schützen  heranzubilden  sowie  den 
Gemeinsinn  der  Schützen  für  die  Verteidigung  des  Vaterlandes  zu  beleben 
und  zu  pflegen.  Sie  sind  zugleich  die  Mittelpunkte  nnd  Sammelplätze  für  die 
Zuzüge  des  Landsturmes.'^")  Die  k.  k.  Schießstiinde  sind  mit  folgenden 
Vorrechten  ausgestattet:    I.  Sie   haben    das  Recht,  den  k.  k.  Adler  auf  der 

"*)  Mun  Eählte  im  Jalire  IST.'i:  286  8chicliiUinile  mit  15.640  cDrolievten  Schlitu 
uti<I  im  .iHhre  1894:  363  SehieBeliindL'  mit  zirka  35.000  i^chlilien.  -  '")  Scb.-Sl.-O.  |t'| 
-  ■'■')  lli.  §  2.  —  "')  Ib.  8  3.  -  ™)  Ib.  g  4.  —  '»)  Ib.  g  5. 
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Fahne,  dem  Schilde  und  im  Siegel  zu  führen;  2.  sie  genießen  Stempel-  und 
Portofreiheit  für  den  dienstliehen  Schriftenwechsel  und  die  dienstlichen 
Sendungen  mit  den  durch  das  Gesetz  vom  2.  Oktober  1865,  R.-G.-B1.  Nr.  108, 
festgestellten  Beschränkungen;  3.  sie  sind  berechtigt  zur  Abhaltung  von 
Freischießen;  4.  sie  haben  Anspruch  auf  Bestgaben  aus  Staats-  und  Landes- 
mitteln; 5.  sie  besitzen  weiters  einen  bedingten  Anspruch  auf  Beiträge  zur 
Errichtung  von  Baulichkeiten  und  Erwerbung  des  nötigen  Grundes  oder  des 
Rechtes  zur  Benützung  desselben  für  Schießzwecke  sowie  auf  ärarische 
Waffen;  sie  haben  endlich  6.  das  Recht  auf  den  Bezug  der  Munitionsgegen- 
stände um  den  Erzeugungs(Limito)preis  vom  Ärar.''^^)  Sie  haben  hingegen 
dafür  zu  sorgen,  daß  von  den  Standschützen  bei  den  Schießen  um  Best- 
gaben aus  ärarischen  oder  Landesmitteln  nur  nach  den  Vorschriften  der 
Schießordnung  geschossen  werde. 

Weiters  muß  jeder  k,  k.  Schießstand  einen  Schießtibungsplatz  haben,  auf 
welchem  bis  zur  Distanz  von  wenigstens  300  Schritten  und  womöglich  bis 
auf  600  Schritte  geschossen  werden  kann.  Endlich  muß  jeder  k.  k.  Schieß- 
stand seinen  Schießübungsplatz  oder  seine  Schießstätte  den  Landesschtttzen 
und  Landsturmmännern  sowie  dem  k.  und  k.  Militär  fär  die  Schießübungen 
^in  der  Gemeinde"  nach  Bedarf  zur  Benützung  überlassen,  wenn  zur 
Errichtung  des  Schießübungsplatzes  oder  der  Schießstätte  Staats-  oder  Landes- 
mittel verwendet  worden  sind  oder  beansprucht  werden.  Für  die  Schieß- 
übungen der  zur  Ausbildung  oder  WaflFenübung  einberufenen  Landesschützen 
und  Angehörigen  des  k.  und  k.  Militärs  kann  unter  dringenden  Umständen 
auch  die  Benützung  solcher  k.  k.  Schießstände  beansprucht  werden,  welche 
ohne  Beiträge  aus  Staats-  oder  Landesmitteln  errichtet  worden  sind.'^^) 

Die  k.  k.  (öffentlichen)  Schießstände  werden  eingeteilt  in  Haupt- 
schießstände, Bezirks-  und  Gemeindeschießstände.  Die  Hauptschieß- 
stände, die  zugleich  als  Bezirks-  und  Gemeindeschießstände  für  den 
betreffenden  Gerichtsbezirk,  beziehungsweise  die  betreffende  Gemeinde 
dienen,  befinden  sich  in  den  Hauptorten  der  Landesschützenbataillone, 
beziehungsweise  der  Landesverteidigungsdistrikte,  die  Bezirksschießstände, 
welche  auch  als  Gemeindeschießstände  ihrer  Standorte  fungieren,  in  den 
Hauptorten  der  Gerichtsbezirke.  Die  Hauptschießstände  zu  Innsbruck  und 
Bregenz  fllhren  die  Bezeichnung  „Landeshauptschießstände".  Alle 
Schießstände  sind  prinzipiell  voneinander  unabhängig,  es  kann  aber,  wenn 
es  öffentliche  Interessen  fordern,  von  der  Landesverteidigungsoberbehörde 
zwischen  einzelnen  derselben  ein  bestimmtes  Verhältnis  der  Über-  und  Unter- 
ordnung angeordnet  werden.  Schießstände,  welche  nicht  unter  den  Bedin- 
gungen des  Schießstandsgesetzes  errichtet  werden,  sind  Privatschießstände 
und  haben  keinen  Anspruch  auf  die  Vorrechte  der  öffentlichen  Schieß- 
stände. '") 

Bei  der  Errichtung  neuer  Schießübungsplätze  für  Schießstände,  femer 
bei  der  Umänderung  oder  Einstellung  bestehender  Schießübungsplätze  haben 
in  Rekursfällen  die  höheren  staatlichen  Organe  mitzuwirken,  welche  auch 
zur  Anordnung  sicherheitspolizeilicher  Verfügungen  kompetent  sind.  Denn 
die  Wahrung  der  dabei  mitspielenden  Interessen  der  Landesverteidigung 
überschreitet  jene  Grenzen,  welche  durch  das  Reichsgemeindegesetz  vom 
5.  März  1862,  Artikel  V,  Absatz  1,  und  die  Gemeindeordnungen  von  Tirol 
und  Vorarlberg  für   den   autonomen  Wirkungskreis   gezogen  sind.     Es  ent- 

:3ü)  Ib.  §  8.  —  '")  Ib   §  9.  —  "2)  II,.  §§  6^  7  und  10. 

Schmid,  Das  Heeresrecht  der  uHterr.-unje^.  Monarchie.  16 


242 

ticheiden  demnach  in  derlei  Rekursfdilen  die  Statthalterei  in  Innsbruck  im 
Einvernehmen  mit  der  Landesverteidigungsoberbehörde  (und  nicht  die  Landes- 
ausschüsse) und  im  weiteren  Instanzenzuge  das  Ministerium  des  Innern  im 
Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  für  Landesverteidigung.  In  allen  unter 
das  Schießstandsgesetz  fallenden  Angelegenheiten  bleibt  dagegen  das  selb- 
ständige Entscheidungsrecht  der  Landesverteidigungsoberbehörde  und  der 
beiden  Landesoberschützenmeister  gewahrt.  "^) 

Die  Ausgaben  für  die  Errichtung  und  Erhaltung  der  Schießstätten 
und  des  Schießgerätes  sind  zunächst  aus  dem  eigenen  Vermögen  und  dem 
Einkommen  des  Schießstandes  sowie  durch  freiwillige  Beiträge  der  Stand- 
schützen zu  decken.  Wo  diese  Mittel  nicht  ausreichen,  wird,  wenn  die 
Schützengesellschaft  die  Bedingungen  des  Gesetzes  erfüllt  hat  und  eine 
Schießstätte,  beziehungsweise  einen  Schießübungsplatz  auf  wenigstens  300 
und  womöglich  600  Schritte  besitzt  oder  errichtet,  ein  Beitrag  von  Seite 
der  betreflfenden  Gemeinde,  des  Landes  oder  des  Staates  geleistet  ''^)  Die 
Verpflichtung  der  Gemeinden  erstreckt  sich  nur  auf  die  Herstellung  eines 
Schießplatzes  mit  den  nötigen  Schutz-  und  Scheibenvorrichtungen,  nicht  aber 
auf  die  Herstellung  eines  förmlichen  Schießstandes.^**) 

Zur  Leitung  der  Schießstände  sind  die  Vorstehungen  berufen.  An 
ihrer  Spitze  stehen  der  Ober-  und  Unterschützenmeister.  Ihre  Bestellung 
erfolgt  durch  Wahl  der  aktiven  Mitglieder  der  Schützengesellschaften,  doch 
ist  den  Landesoberschützenmeistern  auf  die  Wahlen  ein  bestimmter  Einfluß 
gewahrt.  Die  Landesschützen-Bataillonskommandanten,  beziehungsweise  ihre 
Stellvertreter  haben  als  solche  Sitz  und  Stimme  in  der  Vorstehung  des 
])etreffenden  Hauptschießstandes.  Die  Dienstleistung  der  Mitglieder  der 
Schießstandsvorstehungen  geschieht  unentgeltlich.  Die  Vorstehungen  sind 
verpflichtet,  die  Landesschützen  und  Landsturmmänner  zu  unterstützen  und 
den  Behörden  im  Bedarfsfalle  bei  Aufbietung  des  Landsturmes  an  die  Hand 
zu  gehen,  '^^j  Auch  auf  die  Verwaltung  der  Vorstehungen  üben  die  Landes- 
oberschützenmeister dadurch  Einfluß,  daß  wichtigere  Vermögensakte  und  die 
Anhängigmachung  eines  Rechtstreites  an  ihre  Genehmigung  gebunden  sind.''*"  > 

Mitglieder  der  Schützengesellschaften  können  alle  Tiroler  und  Vor- 
arlberger werden,  welche  das  16.  Lebensjahr  vollendet  haben,  sowie  auch 
andere  österreichische  oder  ungarische  Staatsbürger  unter  Zustimmung  der- 
selben. Ausgeschlossen  sind  alle  Personen,  welche  wegen  eines  Verbrechens 
überhaupt  oder  wegen  einer  Übertretung  aus  Gewinnsucht  oder  gegen  die 
öffentliche  Sittlichkeit  schuldig  erkannt  oder  aus  einer  Landsturmkompagnie 
ausgestoßen  worden  sind.  Die  Aufnahme,  für  welche  limitierte  Gebühren  zu 
entrichten  sind,  darf  aber  auch  solchen  Personen  verweigert  werden,  welche 
die  öffentliche  Stimme  als  hiezu  unwürdig  bezeichnet.  Regelmäßig  darf  ein 
Mitglied  nur  einer  Schützengesellschaft,  und  zwar  jeuer  angehören,  welche 
dem  Wohnort  des  Schützen  am  nächsten  gelegen  ist.  Landesschützen  können 
nur  unbeschadet  der  Rechte  und  Pflichten  ihres  Standes  in  Schützengesell- 
schaften eintreten.  Die  Offiziere  der  Landesschützen,  welche  ihren  Wohnsitz 
in  Tirol  und  Vorarlberg  haben,  sollen  durch  ihren  Beitritt  zu  einer  Schützen- 
gesellschaft das  Schießstandswesen  fördern.  Vorbehaltlich  der  Bestätigung 
der  Landesoberschützenmeister  können  um  das  Schießstandswesen  verdiente 
Personen  zu  Ehrenmitgliedern  von  Schützengesellschaften  ernannt  werden.'*'^) 

•")  {),  Z.  f.  V.  1884,  Nr.  6,  S.  26.  —  '")  Sch.-St.-O.  §  25.  —  '»»j  V.-Ü.-E.  voui 
23.  Oktober  1880,  Z.  1943,  Budw -SIg.  Nr.  900.  —  "3ö)  Sch.-8t.-().  §§  16  bis  18.  — 
'3')  Ib.  §  24  i.  f.  —  -*»)  Ib.  §  11  und  12. 
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Die  Pflichten  der  Mitglieder  bestehen  außer  in  der  Erfttilung  der 
allgemeinen  Vorschriften  der  Schießstandsordnung  insbesondere  in  der 
Obliegenheit,  regelmäßig  jedes  Jahr  an  mindestens  3  Schießübungen  bei  der 
Haupt^esellschaft  teilzunehmen  und  bei  allen  Schießübungen  der  eigenen 
Gesellschaft  wenigstens  30  Schüsse  zu  machen.  Vernachlässigung  dieser 
Verpflichtung  wird  mit  Geldbuße,  Verlust  der  Schützengaben  und  Ausschließung 
bestraft  Standschützen,  welche  durch  15  Jahre  ihren  Verpflichtungen  nach- 
gekommen, sind  von  der  weiteren  Erfüllung  derselben  enthoben,  besitzen 
aber  dieselben  Kechte  wie  die  aktiven  Standschützen.  Außer  den  satzungs- 
mäßigen Befugnissen  genießen  die  Mitglieder  der  Schützengesellschaften  als 
l)esonderes  Vorrecht  Anspruch  auf  den  Bezug  der  Munitionsgegenstände  um 
den  Erzeugungs(Limito)preis  für  den  eigenen  Bedarf  sowie  auf  die  Schützen- 
gaben der  eigenen  Gesellschaft  und  die  Beste  der  kaiserlichen  Fest-  und 
Freischießen.  '^•^) 

Der  Austritt  steht  allen  Mitgliedern  jederzeit  frei,  soferne  nicht  bereits 
die  Einleitung  zum  Ausschlüsse  getroflFen  ist. '*^)  Disziplinarvergehen  der 
Mitglieder  werden  mit  zeitweiligem  oder  dauerndem  Ausschluß  von  der 
Schützengesellschaft  oder  von  allen  Schützengesellschaften  des  Landes,  dann 
mit  Geldbußen  je  nach  den  Vermögensverhältnissen  bis  zu  100  Kronen  und 
mit  Vc^rweis  bestraft.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  und  die  Fällung  des 
Disziplinarerkenntnisses  kommt  in  erster  Instanz  der  Vorstehung  zu,  in 
zweiter  Instanz  dem  Landesoberschützenmeister  und  in  dritter  Instanz,  soferne 
der  letztere  das  Erkenntnis  abändert,  der  Landesverteidigungsoberbehörde. 
Diese  ist  allein  befugt,  den  Ausschluß  von  allen  Schützengesellschaften  des 
Landes  zu  verhängen.  Das  Erkenntnis  ist  nötigenfalls  durch  die  zuständige 
politische  Behörde  zu  vollziehen.  ''*^) 

Die  Schießübungen'*^)  der  Schützengesellschaften  sind  entweder 
ausschließlich  auf  die  immatrikulierten  Schützen  und  die  ihnen  gleichge- 
stellten Heerespersonen  beschränkt  oder  es  können  daran  auch  andere  Per- 
sonen teilnehmen.  An  Fest-  und  Freischießen,  bei  welchen  aus  ärarischen 
oder  Landesmitteln  gewidmete  Beste  zu  gewinnen  sind,  dürfen  nur  imma- 
trikulierte Schützen  teilnehmen  und  bei  den  Schießübungen,  für  welche  die 
Schützengaben  gewidmet  sind,  können  nur  die  Mitglieder  des  eigenen  Schieß- 
standes Beste  gewinnen.  Die  Schützengaben  sind  die  regelmäßigen,  aus  dem 
Staatsschatze  gewidmeten  Bestgaben.  Dieselben  betragen  für  jeden  aktiven 
Schützen  einer  Schützengesellschaft  1  Krone  60  Heller  und  es  muß  mehr 
als  die  Hälfte  derselben  auf  eine  Distanz  von  wenigstens  300  und  womöglich 
t)00  Schritten  ausgeschossen  werden.  Außerdem  werden  zur  Abhaltung  von 
Fest-  und  Freischießen  auf  den  Haupt-  und  Bezirksschießständen  jährlich 
aus  dem  Staatsschatze  400  Dukaten  bewilligt,  von  welcher  Summe  ein  Teil 
als  „Kaisergaben"  auf  dem  abwechselnd  zu  Innsbruck,  Bozen,  Trient  und 
Bregenz  stattfindenden  Landesfest-  und  Freischießen  zu  verteilen  ist.  Die 
Landtage  von  Tirol  und  Vorarlberg  haben  durch  das  Gesetz  die  Verpflich- 
tung übernommen,  aus  Landesmitteln  fllr  den  gleichen  Zweck  sowie  über- 
haupt zur  Belebung  des  Schießstandswesens  Gelder  zu  bewilligen,  und  die 
Gemeinden  sollen  angeeifert  werden,  die  Abhaltung  von  kleineren  Best- 
schießen durch  Gewährung  materieller  Beihilfen  zu  erleichtern.  Bestgaben, 
welche  aus  Staats-  oder  Landesmitteln  gespendet  werden,  können  nur  unter 
Verwendung   des  Normalgewehres   gewonnen  werden.     Die  Feststellung 

^äi^Tb.  §  13.  _  7»o^  Ib.  §  15.  _  741)  Ib.  §§  21  und  22.  —  '«)  n,.  §  27  ff. 
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der  Normalgewehre  geschieht  darch  die  Landesverteidigangsoberbehörde 
über  Einvernehmen  der  von  beiden  Landesoberschützenmeistern  zu  bestellenden 
Enquetekommission.  ^*^) 

Auf  den  Schießstätten  und  Schießübungsplätzen  der  Schtttzengesell- 
Schäften  werden  außerdem  die  durch  das  Gesetz  ttber  das  Landes  verteidigungs- 
institut vorgeschriebenen  Schießübungen  der  Landesschtttzen  und  Sturm- 
männer ^^^)  abgehalten.  Für  diese  Schießtlbungen  werden  Bestgaben  aus  dem 
Staatsschatze  bis  zum  Betrage  von  4000  Kronen  gespendet  Die  Leitung 
dieser  Schießübungen  kommt  den  LandesschtLtzen-Bataillonskommandanten 
zu.  Auf  den  Schießstätten  der  Schtitzengesellschaften  können  auch  die  Schieß- 
tlbungen der  zur  Ausbildung  oder  Waffenttbung  einberufenen  Landesschtttzen 
und  die  Schießübungen  des  k.  und  k.  Militärs  abgehalten  werden.  Die  den 
k.  k.  Schießständen  hieflir  zu  gewährende  Entschädigung  wird  im  einzelneu 
Falle  von  der  Landesverteidigungsoberbehörde  im  Einvernehmen  mit  den 
Schießstandsvorstehungen  festgesetzt.^*^) 

I  84.  Die  militärische  EvidenzhaUnngr« 

I.  Die  militärische  Evidenzhaltung  hat  den  Zweck,  der  Militär- 
verwaltung eine  fortlaufende  Kenntnis  über  die  zum  Heere  gehörigen  Per- 
sonen zu  vermitteln,  damit  jederzeit  die  Heranziehung  derselben  zur  mili- 
tärischen Dienstleistung  möglichst  rasch  und  ohne  Hindernis  vor  sich  gehen 
könne.  Die  Evidenzhaltung  erstreckt  sich  sowohl  auf  die  aktiven  als  auch 
auf  die  im  nichtaktiven  Verhältnisse  befindlichen  Personen. 

Die  Evidenzhaltung  der  aktiven  Heerespersonen  geschieht  durch  die 
betreffenden  Truppenkörper,  Kommanden  und  Anstalten  vermittels  der 
Grundbücher  nach  den  Vorschriften  über  die  Standesführung  im 
Heere.  Die  Anordnungen  ttber  die  Evidenzhaltung  der  im  nichtaktiven 
Verhältnisse  befindlichen  Personen  sind  in  den  Wehrvorschriften  (HL 
und  IV.  Teil)  und  in  den  Normen  ttber  die  Meldung  der  landsturm- 
pflichtigen Personen  enthalten  und  verschieden,  je  nachdem  es  sich  um 
in  eine  Rangklasse  eingeteilte  oder  um  Mannschaf tspersonen  handelt.'*^) 

IL  Zur  Evidenzhaltung  der  nichtaktiven  Personen  sind  teils  mili- 
tärische, teils  Zivilorgane  berufen. 

Die  Evidenzhaltung  der  nichtaktiven  Gagisten  obliegt  zunächst  den 
eigenen  Truppenkörpern  und  Heeresanstalten,  dann  den  militärischen  Er- 
gänzungsbehörden erster  Instanz  und  den  Territorialbehörden.  Die  im  nicht- 
aktiven Verhältnisse  befindlichen  Mannschaftspersonen  werden  durch 
die  eigenen  Truppenkörper  und  Anstalten,  dann  durch  die  militärischen 
Ergänzungsbehörden  erster  Instanz  und  durch  die  politischen  Bezirksbehörden, 
beziehungsweise  in  Ungarn  durch  die  Bezirksbeamten  in  Evidenz  gehalten. 

Die  Truppenkörper  und  Anstalten  haben  die  nichtaktiven  Personen 
durch  ihre  Ersatzkörper,  und  wo  solche  nicht  bestehen,  durch  ihre  Kom- 
manden oder  die  sonst  dazu  bestimmten  Organe  in  Evidenz  zu  halten« 
Gagisten,  welche  nicht  in  den  Stand  von  Truppen  oder  Anstalten  eingeteilt 
sind,  werden  von  den  Territorialbehörden  und  auch  von  den  Militärzentral- 
stellen in  Evidenz  geftlhrt 

Die  Verpflichtung  zur  Evidenzflihrung  bestimmt  sich  bei  den  militäri- 
schen Ergänzungsbehörden  rttcksichtlich  der  Gagisten  nach  .dem  bleibenden 
Aufenthalte,  rttcksichtlich   der  Mannschaftspersonen  nach  der  Heimat s- 

'")  Sch.-St.-O.  §  33.  -  ^'*)  Sieh  oben  §  12  V.  —  '^'^)  Sch.-St.-O.  §§  9,  28  und  31. 
—  '*«)  Sieh  oben  §§  10  II,  11  II  und  12  V. 
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herechtigung.  Bei  den  politischen  Behörden  erster  Instanz  werden  die  Mann- 
schaftspersonen gleichfalls  nach  der  Heimatsberechtignng  in  Evidenz  gehalten. 
Einem  inländischen  Gemeindeverbande  nicht  angehörige  Mannschaftspersonen 
(Untertanen  de  facto  im  Orient  nnd  Ausländer)  werden  nicht  von  den  politi- 
schen Bezirksbehörden  des  Inlandes,  sondern  nur  bei  den  speziell  bezeich- 
neten militärischen  Ergänzungsbehörden  erster  Instanz  in  Evidenz  gehalten. 

Landsturmpflichtige  Personen  werden  durch  die  militärischen  Land- 
sturmbehörden, dann  durch  die  politischen  Bezirksbehörden,  in  Österreich  auch 
durch  die  Kommandanten  und  Vorstände  der  Körperschaften,  welche  einen 
militärischen  Charakter,  beziehungsweise  militärische  Abzeichen  tragen^  in  Evi- 
denz gehalten.  Dieselben  sind  gleichfalls  in  ihren  Heimatsgemeinden  evidenz- 
zuständig. Nach  Aufbietung  des  Landsturmes  sind  aber  auch  die  fremden 
Landsturmpflichtigen  in  die  Evidenz  der  Aufenthaltsgemeinden  aufzunehmen. 

III.    Bei  der  Evidenzhaltung  haben  mitzuwirken: 

1.  Die  Gemeindeorgane.  Die  gesetzliche  Grundlage  fUr  diese  durch 
die  Wehrvorschriften  (III.  Teil)  näher  festgestellte  Verpflichtung  der  Ge- 
meinden bildet  noch  heute  das  kaiserliche  Patent  vom  31.  Juli  1852, 
R.-6.-B1.  Nr.  153,  betreffend  die  Einführung  der  Reserve  und  das  Reserve- 
statut Im  §  10  dieses  Statuts  war  für  die  Evidenzhaltung  der  Reserve- 
mannschaft durch  die  Gemeinden  die  Herausgabe  einer  eigenen  Instruktion 
vorgesehen,  welche  vom  Kriegsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern  erlassen  werden  sollte.  Dieselbe  ward  unter  dem  17.  Oktober  1852, 
R.-6.-B1.  Nr.  206,  kundgemacht.  Da  das  Reservestatut  in  seinem  vollen 
Umfange  seither  niemals  aufgehoben  worden  ist  und  nach  den  allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen  auch  eine  teilweise  Derogierung  hinsichtlich  der  Evidenz- 
vorschriften nicht  stattgefunden  hat,  so  muß  der  angeflihrte  §  10  des  Statuts 
noch  jetzt  mit  der  Modifikation  als  in  Kraft  stehend  angesehen  werden, 
daß  an  die  Stelle  des  Ministeriums  des  Innern  die  beiderseitigen  Landes- 
verteidignngsministerien  getreten  sind  und  die  Erlassung  der  Evidenzvor- 
schriften für  die  Landwehren  zum  alleinigen  Wirkungskreise  dieser  Zentral- 
stellen gehört.^*^) 

Im  Falle  nachlässiger  Führung  der  Evidenzgeschäfte  können  diese 
den  Gemeindeorganen  abgenommen  und  auf  Kosten  der  letzteren  anderen 
Organen  übertragen  werden. 

Die  Verpflichtung  zur  Mitwirkung  der  Gemeinden  bei  der  Evidenz- 
führung  der  landsturmpflichtigen  Personen  ist  in  den  Landsturm- 
gesetzen ausgesprochen."'*^) 

2.  Die  k.  und  k.  Vertretungsbehörden  im  Auslande.  Dieselben 
haben  bei  der  militärischen  Evidenzhaltung  der  im  Auslande  ansässigen 
nichtaktiven  Heerespersonen  Mitwirkung  zu  leisten. 

II.  Abschnitt. 

Die  wirtschaftliche  Heeresverwaltung. 
A.  Ziele  und  Mittel  der  wirtschaftllGhen  Heeresverwaltung  Im  allgemeinen. 

§  85.   Grundprinzipien. 

Die  wirtschaftliche  Heeresverwaltung  umfaßt  die  Gesamtheit 
der  Maßnahmen,  durch  welche  die  materiellen  Bedürfnisse  des  Heeres  befrie- 

''*^)  V.-G.-E.  vom  20.  September  1899,  Nr.  7687,  aus  Anlaß  der  Beschwerde  von 
167  böhmischen  Gemeinden.  —  ''*')  Ö.  L.-St.-G.  §  9  al.  1,  u.  L.-St.-G.  §  10  al.  2. 
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digt  werden  sollen.  Das  höchste  und  letzte  Ziel  geht  dabei  nicht  bloß  dahin, 
das  im  Frieden  vorhandene  Heer  zu  unterhalten,  sondern  ist  vielmehr  darauf 
gerichtet,  die  Heeresverwaltung  in  den  Stand  zu  setzen,  im  entscheidenden 
Augenblicke  alle  wirtschaftlichen  Mittel   der  Kriegführung  bereit  zu  haben. 

Je  nachdem  die  Verwaltung  die  Fürsorge  für  die  verschiedenen  mate- 
riellen Bedürfnisse  nicht  mehr  den  einzelnen  Heeresangehörigen  ttberläUt, 
sondern  diese  Fürsorge  selbst  übernimmt,  gelangen  immer  mehr  Zweige  der 
wirtschaftlichen  Heeresverwaltung  zur  Entwicklung.  Dabei  bleibt  allerdings 
auch  in  der  Gegenwart  noch  immer  ein  beträchtlicher  Unterschied  zwischen 
dem  Offizierskorps  und  den  Militärbeamten  einerseits  und  den  Mannschafts- 
personen andererseits  bestehen,  indem  die  unmittelbare  Fürsorge  der  Heeres- 
verwaltung im  Frieden  in  erster  Linie  den  Mannschaftspersonen  zugewendet 
ist,  während  sie  sich  rücksichtlich  der  Offiziere  und  Beamten  eher  damit 
bescheiden  kann,  denselben  ein  entsprechendes  Geldäquivalent  zur  Verfügung 
zu  stellen. 

Die  Mittel  und  Wege,  welche  die  Heeresverwaltung  eingeschlagen  hat, 
um  die  verschiedenen  materiellen  Bedürfnisse  der  Heeresangehörigen  zu 
befriedigen,  wechselten  im  Verlaufe  der  Zeit.  In  der  älteren  Epoche  war 
das  Streben  der  Heeresverwaltung  darauf  gerichtet,  die  Eigenregie  auf 
verschiedenen  Gebieten  des  Ausrüstungswesens  mehr  und  mehr  zu  ent- 
wickeln. Dieses  System  ward  von  selbst  zu  einer  Zeit  zur  Notwendigkeit, 
wo  eine  leistungsfähige  Privatindustrie  noch  nicht  vorhanden  war.  Daneben 
bestand  ein  anfangs  wenig  geregelter  Komplex  von  Militärlasten  zur 
Deckung  der  Verpflegsbedürfnisse  und  für  die  Bequartierung.  Erst  infolge 
der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Privatindustrie  und  unter  dem  Ein- 
flüsse des  wirtschaftlichen  Liberalismus  ward  die  Eigenregie  immer  mehr 
durch  ein  ausgedehntes  Lieferungswesen  von  Privatproduzenten  und 
Händlern  ersetzt.  Dasselbe  kommt  vorzugsweise  der  Großindustrie  nnd  den 
Großhändlern  zu  gute  und  wird  von  der  Heeresverwaltung  aus  finanziellen 
Gründen,  Bücksichten  der  Kriegsbereitschaft  und  zum  Teile  auch  wohl  aus 
Bequemlichkeit  noch  gegenwärtig  in  überwiegendem  Maße  festgehalten.  Die 
lange  Zeit  wenig  geregelten  Militärlasten  erfahren  in  der  neueren  Zeit  eine 
festere  Normierung  von  Gesetzeswegen,  die  bislang  aber  noch  in  einigen 
wichtigen  Punkten  einer  Ergänzung  bedarf. 

Bei  allen  diesen  Beschaffungsmethoden,  die  auch  kombiniert  vorkommen 
können,  tritt  bald  mehr  das  Prinzip  der  Zentralisierung,  bald  mehr  das 
System  der  Selbstbewirtschaftung  in  den  Vordergrund.  Das  letztere 
System  legt  die  unmittelbare  Befriedigung  der  laufenden  Armeebedürfnisse 
in  die  Hände  der  einzelnen  Truppenkörper,  speziell  der  Regimenter  nnd 
selbständigen  Unterabteilungen.  Es  hat  in  Österreich  einst  auf  dem  Gebiete 
des  Monturwesens  eine  gewisse  Bolle  gespielt  und  behauptet  sich  noch 
immer  in  der  Form  der  Menagewirtschaft  und  bei  der  Remontierung.  In 
der  Hauptsache  ist  es  jedoch  gegenwärtig  verdrängt  durch  das  Prinzip 
der  Zentralisierung.  Hiernach  ist  die  Obsorge  für  die  Beschaffung  der 
verschiedenen  Armeegüter  bei  der  obersten  Kriegsverwaltung  konzentriert. 
Diese  nimmt  durch  ein  Netz  von  Unterorganen,  welche  in  den  Inten- 
danturen einen  leitenden  Mittelpunkt  besitzen,  die  Verteilung  der  Vorräte  an 
die  einzelnen  Truppenkörper  vor. 

§  36.  Die  Eigeuregle. 

I.  Die  Eigenregie  hat  in  Österreich-Ungarn  auf  dem  Gebiete  des 
Ausrüstungswesens  in  früherer  Zeit  eine   weit  größere   Rolle    gespielt  als 
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dies  in  der  Gegenwart  der  Fall  ist.  Die  Erzeugung  der  WaflFen  und  Geschütze, 
der  Munition,  der  Monturen  und  anderer  Ausrüstungsgegenstände  erfolgte 
ausschließlich  oder  vorwiegend  durch  ärarische  Fabriken  und  Arsenale.  Seit 
dem  Ende  der  sechziger  Jahre  des  XIX.  Jahrhunderts  trat  die  ärarische 
Kegie  in  den  Hintergrund  und  erst  in  der  neuesten  Zeit  hat  sie  wiederum 
auf  dem  Gebiete  der  Naturalverpflegung  eine  größere  Ausdehnung  gewonnen. 
Insbesondere  ist  die  Heeresverwaltung  in  der  jüngsten  Vergangenheit  bestrebt 
gewesen,  Konservenfabriken  zu  Eigentum  zu  erwerben.  Doch  wird  der  Betrieb 
dieser  Fabriken  gegenwärtig  noch  (bis  zum  Jahre  1915)  von  den  Fabrikanten 
selbst  geführt. 

Die  weitere  Entwicklung  der  Eigenregie  auf  anderen  Gebieten  wird 
vor  allem  durch  die  minder  günstige  Finanzlage  der  Monarchie,  dann  aber 
auch  durch  die  herrschende  Abneigung  der  Heeresverwaltung,  sich  mit  der 
Führung  großer  ärarischer  Betriebe  zu  belasten,  behindert.  Wohl  aber  hat 
sich  die  Marineverwaltung  in  der  jüngsten  Zeit  erfolgreich  bemüht,  die 
Eigenregie  zu  erweitem. 

II.  Ein  Produktions-  und  Handelsmonopol  besitzt  die  gemeinsame 
Kriegsverwaltung  auf  Grund  der  Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung  vom 
Jahre  1835  für  das  Pulver.  Dieses  Monopol  wurde,  als  durch  das  kaiserliche 
Patent  vom  31.  März  1853,  R.-G.-B1.  Nr,  90,  das  früher  damit  verbundene 
Salpetermonopol  aufgelassen  worden,  ausdrücklich  beibehalten  und  durch 
eine  Verordnung  der  Ministerien  des  Krieges,  der  Justiz  und  der  Finanzen 
vom  gleichen  Datum,  R.-G.-Bl.  Nr.  91,  geregelt.  Erleichternde  Bestimmungen, 
namentlich  rücksichtlich  des  Verschleißes,  brachte  flir  Osterreich  die  im 
Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsministerium  erlassene  Verordnung  der 
Ministerien  llir  Justiz,  Finanzen,  Handel  und  Landesverteidigung  vom 
17.  Mai  1891,  R.-G.-Bl.  Nr.  62,  auf  welcher  die  vom  Reichskriegsministerium 
unter  dem  14.  Juli  1891,  Abt.  7,  Nr.  2653,  erlassenen  neuen  Direktiven 
für  Pulververschleißer  beruhen. 

Das  Pulvermonopol  ist  ein  Monopol  mit  beschränkter  Ausübung,  da 
den  Privaten  eine  Mitwirkung  bei  der  Erzeugung  und  besonders  beim  Ver- 
schleiße zugestanden  wird.  Die  Erzeugung  durch  Private  darf  nur  nach 
erfolgter  Erlaubnis  der  unteren  Artilleriebehörden,  welche  mit  der  unmittel- 
l)aren  Verwaltung  des  Monopols  betraut  sind,  vorgenommen  werden.  Bei 
Erteilung  der  Erlaubnis  wird  von  diesen  Behörden  auch  das  zu  erzeugende 
Quantum  bestimmt  und  der  zu  verwendende  Salpeter  vorgeschrieben.  Das 
erzeugte  Produkt  muß  an  die  Militärdepots  abgeliefert  werden.  Zum  Groß- 
oder Kleinverschleiße  ist  eine  Lizenz  erforderlich,  welche  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  erteilt  wird.  Das  Haueieren  mit  Pulver  ist  durchaus 
untersagt.  '**) 

III.  Im  Interesse  der  militärärarischen  Betriebe  und  der  Wehrkraft 
überhaupt  sind  der  Kriegsverwaltung  wichtige  Vorrechte  gegenüber  erwor- 
benen Patentrechten  dritter  Personen  und  rücksichtlich  der  von  ihr  selbst 
erworbenen  Patente  eingeräumt. 

In  Österreich  genießt  die  Kriegsverwaltung  in  dieser  Richtung  fol- 
gende Begünstigungen: 

1.  Der  Kriegsverwaltung  steht  das  Recht  zu,  im  Einverständnis  mit 
dem  Handelsminister  von  Erfindungen,  welche  sich  auf  zur  Hebung  der  Wehr- 
kraft notwendige  Kriegswafifen,  Spreng-  oder  Munitionsartikel,  Befestigungen 

7*ö)  Hansierpatent  vom  4.  September  1852,  K.-G.-Bl.  Nr.  252,  §  12  \\t  p). 
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oder  KriegsschiflFe  beziehen,  für  ihren  Bedarf  selbst  Gebrauch  zu  machen 
oder  durch  ihre  geschäftlich  Beauftragten  Gebrauch  machen  zu  lassen.  Inso- 
ferne  über  eine  billige  Vergütung  zwischen  dem  betroflFenen  Patentbesitzer 
und  der  Kriegsverwaltung  unter  Zustimmung  des  Finanzministers  eine  Ver- 
einbarung nicht  zu  Stande  kommt,  entscheidet  hierüber  der  Finanzminister 
im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister  und  der  Kriegsverwaltung.  Der 
Gang  dieser  Entschädigungsverhandlungen  kann  aber  die  Ausübung  des  der 
Kriegsverwaltung  zustehenden  Gebrauchsrechtes  nicht  hindern. 

2.  Stellt  sich,  wenn  auch  nach  Erteilung  eines  Erfindungspatents  heraus, 
daß  der  Gegenstand  der  Erfindung  in  einer  bestimmten  Anwendungsart 
einem  staatlichen  Monopolsrechte,  speziell  dem  Pulvermonopol  unterliegt,  so 
besitzt  das  Patent  rücksichtlich  dieser  Anwendungsart  gegenüber  der  Kriegs- 
verwaltung keine  Wirkung. 

3.  Fordert  es  das  militärische  Interesse,  daß  eine  Erfindung,  für  welche 
ein  Patent  angesucht  oder  bereits  erteilt  worden  ist,  ganz  oder  teilweise  von 
der  Kriegsverwaltung  selbst  benützt  oder  der  allgemeinen  Benützung  über- 
lassen werde,  so  ist  die  Kriegsverwaltung  befugt,  dieses  Patent  oder  das 
Recht  zur  Benützung  der  Erfindung  auf  Grund  des  von  der  Wiener  Statt- 
halterei  geschöpften  Erkenntnisses  gegen  angemessene  Entschädigung  ganz 
oder  teilweise  zu  enteignen  und  die  Erfindung  auf  Grund  des  Enteignungs- 
erkenntnisses entweder  selbst  in  Benützung  zu  nehmen  oder  der  allgemeinen 
Benützung  zu  überlassen.  Bei  Gefahr  im  Verzuge  genügt  hiezu  auch  schon 
die  Anbringung  des  Enteignungsgesuches.  Bezüglich  der  Entschädigung  ist 
eine  gütliche  Vereinbarung  anzustreben;  kommt  eine  solche  nicht  zu  stände, 
so  steht  die  Entscheidung  über  die  eingebrachte  Entschädigungsklage  den 
Gerichten  zu,  doch  hat  die  Entschädigungsverhandlung  ftlr  die  Ausübung 
der  von  der  Kriegsverwaltung  für  sich  oder  für  die  Bevölkerung  in  Anspruch 
genommenen  Befugnis  keine  Suspensivwirkung. 

Gegenüber  der  Kriegsverwaltung  kann  keine  Benützung  von  Patenten 
im  Wege  von  Zwangslizenzen  stattfinden. 

Wegen  Nichtausübung  können  Patente  der  Kriegsverwaltung  nicht 
zurückgenommen  werden. 

4.  Rücksichtlich  der  Patente,  welche  von  der  Kriegsverwaltung  im 
Interesse  der  Ausrüstung  der  bewaflfncten  Macht  angemeldet  oder  „ent- 
eignet" worden  sind,  unterbleibt  auf  Antrag  der  Kriegsverwaltung  die  Be- 
kanntmachung der  Patenterteilung  und  besteht  nur  eine  beschränkte  Öffent- 
lichkeit des  Patentregisters.^^^) 

In  Ungarn  gelten  nachstehende  Vorrechte: 

1.  Patente,  welche  auf  die  zur  Hebung  der  Wehrmacht  notwendigen 
Kriegswaffen,  Explosiv-  und  Schießstoffe,  Befestigungen  oder  Kriegsschiffe 
Bezug  haben,  dürfen  nicht  erteilt  werden,  wenn  der  Handelsminister  inner- 
halb der  vorgeschriebenen  Frist  gegen  die  Bewilligung  des  Patents  Einspruch 
erhebt. 

2.  Ein  erteiltes  Patent  kann  durch  Verordnung  des  Handelsministers 
für  die  Heeresverwaltung  ganz  oder  teilweise,  und  zwar  entweder  auf  die 
ganze  Dauer  des  Patents  oder  auf  kürzere  Zeit  gegen  Entschädigung  in 
Anspruch  genommen  werden.  Die  Entschädigung  wird,  wenn  kein  Über- 
einkommen mit  dem  Erfinder  zu  stände  kommt,  im  ordentlichen  Rechtsweg 

'*^)  österreichisches  Patentgesetz  vom  11.  Jäoner  1^97,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  §§  10,  11, 
15,  21  SchluHalinoa,  27  Schluüalinea,  45  al.  3  und  65. 
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festgestellt,  doch  hemmt  der  Lauf  des  Entschädigungsprozesses  das  Benutzungs- 
recht der  Heeresverwaltung  nicht. 

3.  Bei  Patenten,  welche  die  Regierung  flir  Zwecke  der  Heeresverwaltung 
angemeldet  hat,  kann  auf  Antrag  des  Regierungsvertreters  die  vorgeschriebene 
Aufforderung  und  VeröflFentlichung  unterbleiben. 

4.  Hinsichtlich  eben  dieser  Patente  besteht  nur  eine  beschränkte  Öffent- 
lichkeit des  Patentregisters.'^^) 

I  37»  Die  kontraktlichen  Lieferungen  und  das  militärische  Snbmissionswesen 

insbesondere."'^) 

I.  Die  wichtigste  Beschaffungsart  bilden  gegenwärtig  die  auf  privat- 
rechtlichen Verträgen  beruhenden  Lieferungen  von  Produzenten 
und  Händlern.  Je  nach  der  besonderen  Gestaltung  des  dabei  zu  Grunde 
liegenden  Vertrages  unterscheidet  man  wiederum  den  Handkauf  mit  sofor- 
tiger Barzahlung,  den  Akkordkauf  mit  Bestellungsfrist  und  den  Usance- 
kauf  Alle  diese  Kaufverträge  werden  mündlich  abgeschlossen,  doch  hat 
der  Verkäufer  beim  Usancekaufe  die  Abmachung  in  einem  Schlußbriefe 
zum  Ausdrucke  zu  bringen.  Der  Handkauf  bildet  ftlr  alle  kleineren  Be- 
schaffungen die  Regel  Akkordkäufe  werden  Air  kleinere,  aber  auf  eine 
längere  Zeitdauer  sich  erstreckende  Beschaffungen  abgeschlossen.  Sonst  wird 
zumeist  der  Kauf  nach  kaufmännischer  Usance  beliebt.  Nur  wenn  es 
sich  um  Abschlüsse  auf  längere  Zeiträume  handelt  und  höhere  Kautions- 
summen von  den  Lieferanten  erlegt  werden  müssen,  werden  förmliche  schrift- 
liche Kontraktkäu fe  abgeschlossen. 

n.  Regelmäßig  kommen  die  Kontraktkäufe  auf  Grund  des  Submissions- 
verfahrens zu  Stande.  Hierunter  wird  jene  von  der  öffentlichen  Verwaltung 
zum  Zwecke  der  Ermittlung  von  Bezugsquellen  und  zugleich  des  billigsten 
Angebotes  mittels  dessen  systematischer  Bevorzugung  eingeftlhrte  Beschaffungs- 
ait  verstanden,  die  in  der  öffentlichen  und  allgemeinen  Aufforderung  zur 
Bewerbung  um  eine  Lieferung  oder  Arbeitsleistung,  der  geheimen  Hinter- 
legung der  schriftlich  einzureichenden  und  sodann  zu  einem  gemeinsamen 
Termine  geöffneten  Anbote  sowie  in  der  ausgesprochenen  Berücksichtigung 
der  Mindestforderung  bei  der  Zuschlagserteilung  besteht. 

Diese  Form  der  Vergebung  der  Lieferungen  hat,  nachdem  Frankreich 
mit  ihrer  Regelung  vorangegangen  war,  in  den  meisten  Staaten  eine  immer 
größere  und  vielfach  ausschlaggebende  Bedeutung  gewonnen,  zumal  sie 
finanzielle  Vorteile  bot  und  ein  Schutzmittel  flir  die  Erhaltung  der  Integrität 
des  Beamtenpersonales  gewährte.  Bereits  in  den  ersten  Dezennien  des 
XIX.  Jahrhunderts  begannen  die  Staatsregierungen  anzuordnen,  daß  alle 
Herstellungen  und  Lieferungen  für  öffentliche  Zwecke  im,  Versteigerungs-, 
beziehungsweise  Submissionswege  hintanzugeben  seien.  In  Osterreich  wurde 
dieser  Grundsatz  gleichfalls  bereits  um  diese  Zeit  ausgesprochen''''^)  und 
später  wiederholt.'^*) 

^*)  Ungarisches  Patentgesetz  (G.-A.  XXXVH)  ex  1895,  §§  U,  34  und  43.  — 
7*2)  Okrugiö,  Vorträge  Über  Heeresverpflegung  in  technischer  und  administrativer 
Beziehung  (189ö),  und  Hnber,  Das  Sabmissionswesen  (1885).  —  '^'')  Hfkzd.  vom 
29.  August  1812,  P.  G.-S.  39.  Bd.,  und  Hfd.  vom  20.  April  1820,  J.-G.-S.  Nr.  1655.  — 
'^)  Hfkzd.  vom  7.  Dezember  1840,  P.  6.-S.  68.  Bd.  Damach  darf  von  dem  Grundsätze 
des  Vertragsabschlusses  durch  öffentliche  Versteigerung  nur  mit  Genehmigung  der 
obersten   Verwaltungsbehörde   abgegangen   werden.    An   die   Stelle    der  mündlichen 
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Die  Entwicklung  der  Großindustrie  begünstigte  diese  rasche  Entwicklung 
des  Submissionswesens,  welches  in  manchen  Staaten  Ton  einzelnen  Groß- 
unternehmern geradezu  monopolisiert  wurde.  Vielfach  blieb  das  Kleingewer)>e 
von   den  Lieferungen  prinzipiell  oder  in  größtem  Umfange  ausgeschlossen. 

Es  ist  daher  begreiflich,  daß  der  erste  Ansturm  gegen  das  bestehende 
Lieferungswesen  gerade  von  den  Handwerkern  ausging;  die  Klagen  der- 
selben erschollen  bereits  zu  Anfang  der  siebziger  Jahre.  Bald  begann  aber 
auch  die  Großindustrie  in  diesen  Ruf  einzustimmen.  Die  Klagen  richteten 
sich  sowohl  gegen  die  technische  als  auch  gegen  die  administrative 
r^eite  des  Submissionswesens.  In  der  ersteren  Beziehung  wurde  die  prin- 
zipielle Bevorzugung  des  niedrigen  Preises  gegenüber  der  Qualität  bekämpft, 
da  dadurch  Materialfälschung,  Verschlechterung  der  Arbeit,  aber  auch  ein 
Herabdrücken  der  Arbeitslöhne  und  Verdienstminderung  herbeigeftUirt 
würde.  In  administrativer  Beziehung  wurde  die  Beseitigung  der  vielfach 
drückenden  Vertragsklauseln  und  des  schwerfalligen  Amtsganges,  dann  eine 
festere  Regelung  des  vielfach  nur  auf  einem  Usus  beruhenden  Verfahrens 
durch  Gesetz  oder  zusammenfassende  Verordnungen  verlangt.  Auch  möglichste 
Bevorzugung  der  inländischen  Industrie  vor  dem  Auslande  ward  gefordert. 
Daneben  lief  eine  eifrige  Agitation  der  Urproduzenten,'Um  den  möglichsten 
Ausschluß  der  Händler  von  den  Militärlieferungen  herbeizuführen  und  die 
Kriegsverwaltung  zu  veranlassen,  in  direkten  Geschäftsverkehr  mit  den  ein- 
zelnen Urproduzenten  und  den  von  ihnen  gebildeten  Genossenschaften  zu 
treten.  Endlich  sind  in  den  westlichen  Staaten  neuestens  Bestrebungen  zu 
Tage  getreten,  welche  darauf  hinzielen,  daß  auch  auf  dem  Gebiete  des 
Lieferungswesens  auf  eine  erhöhte  Ausgestaltung  des  Arbeiterschutzes 
Bedacht  genommen  werde,  indem  den  Erstehem  von  Seite  der  vergebenden 
Behörden  zur  Vermeidung  ungerechtfertigten  Lohndruckes  die  Bezahlung 
ausreichender  Löhne  (fair  wages)  zur  Pflicht  gemacht  oder  auch  direkt 
Minimallöhne  vorgeschrieben,  femer  die  Beobachtung  der  üblichen  Arbeitszeit 
und  sonstiger  Schutzmaßnahmen  auferlegt  werden  soUen.^^^  i 

III.  In  Österreich-Ungarn  war  auf  dem  Gebiete  des  Bekleidungs- 
wesens bis  zum  Ende  des  Jahres  1869.  wie  bereits  früher  angedeutet 
worden,  das  System  der  eigenen  Regie  herrschend  gewesen.*^^i  Dieses 
Svstem  bestand  darin,  daß  die  ftir  die  Monturstttcke  erforderlichen  Materialien 
(Tuch,  Leder,  Leinen-  und  Baumwollstoffe!  vom  Kriegsministerium  jährlich 
beschaflFt  und  durch  die  Monturskommissionen  nach  vorgeschriebenen  Mustern 
visitiert  und  übernommen  wurden,  worauf  durch  diese  Anstalten  der  Zuschnitt 


Lizitation  trat  in  der  Praxis  bald  das  schriftliche  Submissionsverfabren  Der  gleiche 
Vorjran^  \ ollzog  sich  auch  in  PreulJen,  wo  bereits  in  der  Instruktion  der  Oberrech- 
nungäkammer  vom  18.  Dezember  1824  (§  19)  die  Bestimmung  aafgenonimen  worden 
war,  daß  die  fiir  Rechnung  des  Staates  geschlossenen  Kontrakte  und  jeder  An- 
kauf für  Rechnung  des  Staates  in  der  Regel  auf  eine  vorherige  Lizitation  gegründet 
iiein  müssen,  soferne  nicht  in  den  Verwaltungsinstruktionen  andere  Anordnungen  getroffen 
oder  durch  die  Natur  des  Geschäftes  Ausnahmen  geboten  seien. 

"*i|  Vergl.  hierüber  den  Bericht  des  k.  k.  arbeitest atisti^chen  Amtes  im  Handels- 
ministerium: ,Der  Arbeiterschutz  bei  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten  und 
Lieferungen"  (19<J0).  —  "^;  Vergl.  hierüber  und  über  das  Folgende  das  «Expos^ 
des  gemeinsamen  Kriegsministeriums  betreffend  die  Beschaffung  der 
Bekleidungsgegenstände  für  das  k.  und  k.  Heer**.  (Beilage  £  zu  den  Verhand- 
lungsberichten der  Delegation  des  Reichsrates  vom  Jahre  1901,  37.  Session  1901.» 


251 

bewirkt  und  das  zugeschnittene  Material  durch  Kleingewerbetreibende,  teil- 
weise auch  durch  das  eigene  Personal  der  Monturskommissionen  zu  fertigen 
Sorten  verarbeitet  ward.  Der  Hauptmangel  dieses  Systems  bestand  in  der 
weitgehenden  Zersplitterung  der  Lieferungen  und  der  dadurch  entstehenden 
Schwierigkeit  einer  ausreichenden  Überwachung.  An  der  Materiallieferung 
waren  zahlreiche  kleine  Gewerbsleute  und  Fabrikanten  oder  deren  Verbände, 
an  der  Konfektion  aber  Tausende  von  Handwerkern  und  sehr  viele  Hand- 
werkerzünfte beteiligt,  so  daß  sich  mannigfache  Zwischenfälle  und  Ver- 
zögerungen ergaben.  Beim  Ausbruch  eines  Krieges  steigerten  sich  diese 
Übelstunde  ins  ungemessene. 

Die  üblen  Erfahrungen,  welche  die  Heeresverwaltung  mit  diesem  Be- 
schaifungssysteme  bei  den  Feldzügen  der  Jahre  1859  und  1866  gemacht 
hatte^  waren  denn  auch  die  Veranlassung,  daß  mit  diesem  Vorgange  ge- 
brochen und  zum  Konsortiallieferungssysteme  übergegangen  wurde. 
Nach  Abhaltung  einer  Enquete  im  Jahre  1868  und  nach  erfolgter  prinzipieller 
Zustimmung  der  beiden  Delegationen  kam  es  im  Jahre  1869  zum  Ab- 
schlüsse eines  Vertrages  mit  dem  Konsortium  Skene  und  Genossen.  Dieses 
Konsortium  bestand  aus  3  Tuchfirmen,  1  Lederfirma  und  1  Leinen-  und 
Baumwollstoffirma  und  übernahm  auf  5  Jahre  die  Verpflichtung  der  gesicherten 
und  mustermäßigen  Beistellung  der  jährlich  erforderlichen  Bekleidungsgegen- 
stände und  die  Bereithaltung  von  Vorräten  für  den  ersten  Kriegsbedarf.  Die 
Erftlllnng  dieser  Verpflichtungen  war  gesichert  durch  die  Errichtung  von 
leistungsfähigen,  maschinell  eingerichteten  Konfektionsanstalten  (zu  Wien, 
Graz,  Brunn  und  Ofen)  und  ein  sehr  ausgedehntes  Kontrollsrecht  der  Heeres- 
verwaltung bezüglich  der  Rohstoffe,  Fabrikation  und  Konfektionierung. 

Die  Vorteile,  welche  die  Heeresverwaltung  von  diesem  Systeme  sich 
versprach,  bestanden  insbesondere  in  der  größtmöglichen  Leistungsfähigkeit, 
Solidität  und  Vertrauenswürdigkeit  der  OflFerenten,  in  der  Erzielung  annehm- 
barer Grundlagen  für  die  Preisbestimmung  und  in  der  Unterhaltung  von  Kriegs- 
vorräten. Gleichwohl  wurde  das  neue  Beschaffungssystem  von  verschiedenen 
Seiten  ungünstig  beurteilt  und  namentlich  die  Unterbindung  der  öffentlichen 
Konkurrenz  durch  das  eingeführte  Monopol  getadelt.  Dadurch  wurde  das 
Reichskriegsministerium  veranlaßt,  im  Jahre  1873  eine  neue  Enquete  ab- 
zuhalten und  auf  Grund  der  Beschlüsse  derselben  die  Trennung  der  Liefe- 
rungen nach  den  3  wichtigsten  Materialgruppen  (Tuch,  Leder,  Leinen-  und 
Baumwollgewebe)  durchzuführen.  Diese  verschiedenen  Materialien  sollten 
künftig  an  gesonderte  Konsortien  unter  Festhaltung  des  Prinzips  der 
Lieferung  fertiger  Sorten  vergeben  werden,  während  alle  Nebenartikel  und 
minder  wichtigen  Erfordernisse  (Helme,  Tschakos,  Feldflaschen,  Trommeln, 
Signalhörner,  Sättel,  Posamentierwaren  u.  s.  w.)  aus  den  Konsortiallieferungen 
ausgeschieden  und  der  Beschaffung  durch  alljährliche  öffentliche  Konkurrenz 
vorbehalten  wurden.  Auf  diesem  Wege  konnte  eine  größere  Homogenität 
der  einzelnen  Konsortien,  die  jetzt  aus  Industriellen  derselben  Branche 
zusammengesetzt  wurden,  dann  aber  auch  eine  Heranziehung  des  Klein- 
gewerbes zur  Beschaffung  der  Nebenartikel  erzielt  werden. 

Demgemäß  wurden  die  Lieferungen  vom  Jahre  1875  angefangen  an 
4  getrennte  Konsortien  übertragen.  Unter  diesen  Konsortien  befanden  sich 
1  österreichische  Tuchlieferungsgesellschaft  mit  11  und  1  ungarische  Tuch- 
lieferungsgesellschaft mit  3  Tuchfabriken,  1  österreichisch-ungarische  Leder- 
indnstriegesellschaft  mit  7  Lederfabriken  und  1  österreichisch-ungarische 
Leinen-  und  Baumwollindustriegesellschaft  mit  6  mechanischen  BaumwoU- 
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Spinnereien  und   Webereien,    dann    3   mechanischen   Flachsgarnspinnereien 
und  Webereien. 

Diese  Gliederung  des  Eonsortiallieferungswesens  blieb  bis  zum  Beginn 
der  neunziger  Jahre  in  Kraft.  Die  mittlerweile  immer  intensiver  entfaltete 
Agitation  der  Industriellen  für  die  Erweiterung  des  Kreises  der  Lieferungs- 
werber zwang  die  Heeresverwaltung,  bei  den  inzwischen  erfolgten  Neuaus- 
schreibungen eine  noch  größere  Dezentralisierung  anzuordnen,  so  daß  die 
Lieferungen  nunmehr  auf  3  Tuchlieferungsgesellschaften,  4  Ledersorten- 
lieferungsgesellschaften  und  4  Leinen-  und  Baumwollwarenlieferungsgesell- 
Schäften  verteilt  erscheinen.  Von  diesen  Konsortien  ist  je  1  jeder  Gruppe 
ausschließlich  aus  ungarischen  Firmen  zusammengesetzt  und  diese  3  un- 
garischen Konsortien  werden  mit  einem  der  Beitragsleistung  der  ungarischen 
Länder  zu  den  Kosten  des  gemeinsamen  Staatshaushaltes  entsprechenden 
Lieferquantum  bedacht.  Im  ganzen  sind  gegenwärtig  an  der  Tucherzeugung  83, 
an  der  Lederfabrikation  20  und  an  der  Fabrikation  von  Leinen-  und  Baum- 
wollgeweben 24  Fabriksfirmen  beteiligt. 

Im  tlbrigen  bildet  nach  der  Praxis  des  Reichskriegsministeriums 
die  Vergebung  der  militärischen  Arbeiten  oder  Lieferungen  an  den  Best- 
bieter die  Regel,  wenn  auf  dessen  Seite  die  nötige  sachliche  Befähigung 
und  Vertrauenswürdigkeit  vorliegt,  doch  kommt  auch  beschränkte  Kon- 
kurrenz und  selbst  freihändige  Vergebung  vor.  Letztere  findet  namentlich 
statt  bei  Facharbeiten  im  Bauwesen  (Kanalisierungen  u.  dgl.),  femer  bei 
Erzeugnissen,  bei  welchen  eine  besondere  Qualität,  gleichmäßige  Beschaffen- 
heit oder  Mustermäßigkeit  eingehalten  werden  muß. 

IV.  Etwas  abweichende  Wege  geht  die  Kriegsmarine  bei  der  Deckung 
ihrer  mannigfachen  Bedürfnisse.  Von  ihr  wird  grundsätzlich  noch  immer 
an  der  älteren,  zuletzt  in  der  a.  h.  Entschließung  vom  23.  Oktober  1855 
ausgesprochenen  Anordnung  festgehalten,  daß  den  Sicherstellungen  der 
Armeebedürfnisse  nicht  nur  in  der  Regel  eine  Konkurrenzverhandlung  vor- 
auszugehen habe,  sondern  daß  dabei  auch  alles  zu  vermeiden  sei,  was  auf 
eine  Bevorzugung  großer  Betriebskapitalien  abziele,  daher  die  zu  offerierenden 
Minimalquantitäten  derart  fixiert  werden  müssen,  daß  auch  kleineren  Unter- 
nehmern die  Beteiligung  an  den  Lieferungsgeschäften  möglich  sei. 

Die  meisten  Schlachtschiffe  mit  Einschluß  der  Maschinenkom- 
plexe sowie  ein  großer  Teil  der  sonstigen  Kriegsfahrzeuge  sind  seit 
den  fünfziger  Jahren  in  Privatetablissements  gebaut  worden.  Dagegen 
werden  die  Maschinenkomplexe  von  Torpedobooten,  Tendern  und  Dampf- 
barkassen größtenteils  im  Seearsenale  von  Pola  selbst  hergestellt  und  ebenso 
die  durch  den  Fortschritt  im  Schiffsmaschinenwesen  bedingten  Änderungen 
in  den  Maschinenkomplexen  daselbst  vorgenommen.  Bis  vor  kurzem  wurden 
auch  die  Ersatzkessel  im  Seearsenale  erzeugt  und  erst  neuestens  wird  die 
österreichisch-ungarische  Privatindustrie  daflir  herangezogen.  Damit  der 
SchiffT)au  an  der  einheimischen  Küste  gefördert  und  den  kleineren  Werften 
Beschäftigung  geboten  sei,  wird  alljährlich  eine  Anzahl  von  Flottanten, 
Barkassen  und  Kuttern  bei  den  kleinen  Werften  auf  Kurzola,  Lussin 
piccolo  und  in  Rovigno  bestellt 

Die  Lieferung  der  Geschütze,  Panzerplattten,  Gewehre,  Munition, 
Torpedos  und  Lanciereinrichtuugen,  dann  der  elektrischen  Appa- 
rate und  Beleuchtungsanlagen  liegt  ganz  in  den  Händen  der  Privat- 
industrie. 
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Für  die  Versehung  der  Magazine  und  der  Werkstätten  des  Seearsenals 
und  des  Marineland-  und  Wasserbauamtes  mit  technischen  Bedarfs- 
artikeln wird  alljährlich  im  Seearsenale  eine  Öffentliche  Konkurrenz  unter 
dem  Vorsitze  des  Seearsenalskommandanten  abgehalten,  bei  welcher  die 
Vergebung  nach  Losen  und  Gruppen  stattfindet.  Doch  werden  einzelne 
Gegenstände  (Ol,  Hölzer)  auch  im  Wege  einer  engeren  Konkurrenz  beschafft 
oder  direkt  bei  bekannten  Händlern  bestellt.  Schladdingsgegenstände  (Raa- 
matten,  Hängemattleinen  u.  s.  w.)  werden  durch  die  Sträflinge  im  Marine- 
gefangenhause verfertigt.  Im  Laufe  des  Jahres  sich  ergebende,  kontraktlich 
nicht  sichergestellte  Bedürfnisse  werden  fallweise  durch  Bestellschreiben 
oder  Handeinkauf  in  loco,  selten  durch  Usancekauf  gedeckt.  Auch  das 
Marineland-  und  Wasserbauamt  beschafft  das  erforderliche  Material  zumeist 
mittels  einfacher  Bestellschreiben.  Die  Arbeiten  selbst  werden  vom  Marine- 
bauamt seit  dem  Jahre  1885  fast  durchwegs  in  eigener  Regie  durchgeführt 
und  nur  solche,  welche  besonders  geschulte  Arbeitskräfte  oder  spezielle 
Hilfsmittel  erfordern  oder  endlich  außerhalb  des  Zentralhafens  von  Pola 
zur  Ausführung  kommen,  an  Unternehmer  vergeben. 

Die  Lieferung  des  Seeproviants  für  die  Schiffe  ist  von  einer 
einzigen  Wiener  Firma  (Eisler  und  Cie.)  monopolisiert.  Diese  Firma  liefert 
mit  Ausnahme  des  frischen  Proviants  (des  Fleisches  und  Brotes)  und  ab- 
gesehen von  dem  Stationsschiff  in  Konstantinopel  nicht  nur  die  Lebens- 
mittel für  die  in  den  heimischen  Gewässern  kreuzenden,  sondern  auch  fUr 
die  in  den  levantinischen  und  transozeanischen  Gewässern  befindlichen  Kriegs- 
schiffe. Für  die  Mannschaft  der  in  Pola  stationierten  Schiffe  wird  auch  das 
frische  Fleisch  und  Brot  von  der  Firma  geliefert,  wogegen  in  den  meisten 
dalmatinischen  Häfen  für  diesen  Zweck  und  in  Konstantinopel  wegen 
Lieferung  aller  Proviantartikel  für  das  Stationsschiff  mit  dortigen  Handels- 
leuten besondere  Verträge  abgeschlossen  sind. 

Die  Bekleidungssorten  endlich  für  die  Unteroffiziere  und  Matrosen 
werden  in  der  Marinebekleidungswerkstätte  in  eigener  Regie  angefertigt  und 
nur  die  für  die  Konfektionierung  nötigen  Artikel  der  Textil-  und  Leder- 
industrie im  Lieferungswege  beschafft. 

V.  Die  Beschaffung  der  Bekleidungs-  und  sonstigen  Ausrüstungs- 
gegenstände f[ir  die  Landwehren  und  den  beiderseitigen  Landsturm 
erfolgt  durch  Konsortien  in  ähnlicher  Art  wie  beim  gemeinsamen  Heere. 
Damit  aber  die  Beteiligung  an  den  Heereslieferungen  auf  weitere  Kreise 
ausgedehnt  werde,  werden  von  den  Landesverteidigungsministerien  in  erster 
Linie  Gesellschaften  berücksichtigt,  deren  Mitglieder  nicht  schon  zu  den  Kon- 
sortien für  die  Bekleidung  und  Ausrüstung  des  gemeinsamen  Heeres  ge- 
hören. Speziell  in  Österreich  bestehen  gegenwärtig  3  Konsortien,  und  zwar 
1  für  die  Lieferung  der  Schafwollwaren,  1  für  die  Lieferung  der  Sorten 
aus  Baumwolle  und  Leinen,  endlich  1  für  die  Lieferung  der  aus  Leder  und 
Fellen  erzeugten  Gegenstände, 

VL  Nach  der  eben  dargestellten  Entwicklung  war  das  Kleingewerbe 
von  den  Heereslieferungen  bis  in  die  achtziger  Jahre  fast  ganz  ausge- 
schlossen.^^^) Nur  eine  Reihe  minder  wichtiger  Gegenstände  war  ihm  zur 
Anfertigung  überlassen  und  im  Jahre  1887  wurde  ihm  gelegentlich  der  Aus- 


■''^^  Vergl.    Nr.    1022    der   Beilagen    zu    den   stenographischen  Protokollen    de* 
österreichischen  Abgeordnetenhauses,  X.  Session. 
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rUstang  des  österreichischen  Landsturmes  der  zehnte  Teil  der  Lieferungen 
angeboten.  Erst  im  Jahre  1888  entschloß  sich  das  Reichskriegsministerium 
infoige  des  Drängens  der  Delegationen  und  der  Vertretungskörper  der  beiden 
Reichshälften,  dem  Kleingewerbe  den  vierten  Teil  der  Ausrüstungsgegenstände 
aus  Leder  zu  tiberlassen.  Allein  die  von  der  Heeresverwaltung  für  die  Über- 
nahme dieser  Lieferung  aufgestellten  Bedingungen  waren  fllr  die  Klein- 
gewerbetreibenden nicht  wenig  drückend,  indem  die  Bildung  einer  Genossen- 
schaft und  die  Erlegung  einer  Kaution  bis  zur  Höhe  der  Hälfte  der  Jahres- 
lieferung gefordert  wurde.  Gleichwohl  bildete  sich  eine  Lederwarenproduktiv- 
genossenschaft  mit  beschränkter  Haftung  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
\}.  April  1873,  R.-G.-B1.  Nr.  70,  die  über  ein  Einlagenkapital  von  90.000 
Gulden  verfügte  und  aus  198  Gewerbetreibenden  bestand.  Die  Aktivierung 
dieser  Genossenschaft  wurde  indes  durch  die  weiteren  Forderungen  des 
Reichskriegsministeriums,  welches  nicht  bloß  die  Umwandlung  der  Genossen- 
schaft in  eine  solche  mit  unbeschränkter  Haftung  verlangte,  sondern  auch 
t\iT  die  ohne  Maschinen  im  Handbetrieb  hergestellten  Waren  keine  höheren 
Preise  bewilligen  wollte,  als  die  den  Konsortien  konzedierten,  welche 
zudem  das  Rohmaterial  selbst  erzeugten,  fast  unmöglich  gemacht.  Bei  der 
Tagung  der  Delegationen  im  Jahre  1889  kamen  diese  Beschwerden  zur 
Sprache  und  wurde  der  Beschluß  gefaßt,  die  Heeresverwaltung  aufzufordern, 
die  Beteiligung  des  Kleingewerbes  an  den  Militärlieferungen  durch  Ge- 
währung günstigerer  Bedingungen  zu  erleichtem.  Die  Heeresverwaltung 
erklärte  hinwiederum,  daß  das  Resultat  der  ersten  Beteiligung  des  Klein- 
gewerbes kein  befriedigendes  gewesen  sei.  Indes  wurde  doch  allseits  kon- 
statiert, daß  nunmehr  wenigstens  insoferne  ein  Fortschritt  erzielt  worden, 
als  das  Prinzip  der  fast  ausschließlichen  Zulassung  von  Großindustriellen 
nicht  mehr  Geltung  besitze.  Auffallenderweise  erfolgte  aber  die  Fortsetzung 
der  eingeleiteten  Aktion  nicht  in  derselben  Richtung,  sondern  das  Reichs- 
kriegsministerium vergab  in  seiner  Ausschreibung  für  das  Jahr  1891  die 
dem  Kleingewerbe  vorbehaltene  Quote  an  einzelne  Gewerbetreibende,  er- 
mäßigte aber  die  Kautionssumme  auf  10  Prozent.  Die  Lieferung  sollte  in 
Partien  zum  Geldwerte  von  mindestens  500  und  höchstens  1500  Gulden 
vergeben  und  behufs  Erleichterung  der  Übernahme  —  auch  in  dieser  Be- 
ziehung waren  Beschwerden  aufgetaucht  —  mehrere  Übernahmsstellen 
kreiert  werden.  Endlich  wurde  die  Benützung  der  Maschinen  gestattet.  Da 
aber  die  Fußbekleidungen  in  jedem  Falle  genäht  sein  sollten  und  die  zur 
vorschriftsmäßigen  Herstellung  genähter  Schuhe  erforderliche  Durchnäh- 
maschine wegen  ihres  verhältnismäßig  hohen  Preises  (2000  ii.)  von  den 
einzelneu  Gewerbetreibenden  nur  schwer  beschaflTt  werden  konnte,  die 
Bildung  besonderer  Werkgenossenschaften  in  so  kurzer  Zeit  auch  nicht 
zu  bewerkstelligen  war,  so  gestaltete  sich  die  Sachlage  für  das  Kleingewerbe 
und  namentlich  für  die  bereits  gebildete  Wiener  Lederwarenproduktiv- 
assoziation  recht  mißlich.  Bereits  in  der  Ausschreibung  für  das  Jahr  1892 
ließ  jedoch  das  Reichskriegsministerium  neben  den  einzelnen  Kleingewerbe- 
treibenden wiederum  Verbände  der  letzteren  zu  den  Lieferungen  zu  und 
kam  denselben  auch  sonst  mehrfach  entgegen,  indem  es  nicht  nur  von  der 
Vorlage  von  Probemustern  und  dem  Erläge  jedweder  Kaution  absah,  sondern 
auch,  um  den  Kleingewerbetreibenden  die  mustermnßige  Erzeugung  der 
Fußbekleidungen  zu  erleichtern,  die  Entsendung  je  eines  Meisters  zu  dem 
betreffenden  Montursdepot  gestattete,  welcher  dort  eingeteilt  wurde  und  den 
übrigen  Meistern  seines  Wohnortes  dann  die  n()tige  Anleitung  geben  sollte. 
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Die  Aktion  der  Heeresverwaltung  wurde  nicht  nur  durch  die  parla- 
mentarischen Körperschaften,  welche  überdies  ihre  Ausdehnung  auf  die  Artikel 
der  Textilbranche  anregten,  sondern  auch  durch  einzelne  Handelskammern 
und  Landesausschüsse,  das  Kuratorium  der  Kaiser  Franz  Josef- Stiftung  zur 
Förderung  des  Kleingewerbes  auf  das  Nachhaltigste  unterstützt,  so  daß  die 
Beteilung  der  Kleingewerbetreibenden  der  Lederbranche  mit  einer  Quote 
von  25  Prozent  des  normalen  Jahresbedarfes  der  gemeinsamen  Heeresver- 
waltung an  Ledersorten  (Fußbekleidungen,  Rüstungs-  und  Reitzeugsorten) 
seit  dem  Jahre  1891  zu  einer  festen  Einrichtung  geworden  ist.  Das  hiernach 
auf  das  Kleingewerbe  entfallende  Erfordernis  wird  vom  Reichskriegsministerium 
ausgeschrieben.  Die  von  den  Kleingew^erbetreibenden  und  ihren  Verbänden 
einzubringenden  Offerten  waren  bis  zur  Ausschreibung  für  das  Jahr  1899 
bei  den  Korpsintendanzen  einzureichen.  Die  Verteilung  der  ausgeschriebenen 
Lieferungen  auf  die  einzelnen  Kleingewerbetreibenden  und  Verbände  (Ge- 
nossenschaften) erfolgte  sodann  durch  eben  diese  Intendanzen,  welchen  vom 
Ministerium  das  nach  der  Kopfzahl  der  Lieferungswerber  auf  ihren  Bereich 
entfallende  Teilquantum  bekanntgegeben  wurde.  Die  Ablieferung  der  be- 
stellten Sorten  hat  in  der  Zeit  vom  1.  Mai  bis  Ende  August  zu  erfolgen. 
Für  besonders  weit  entfernte  Kleingewerbetreibende  werden  temporäre 
C'bernahmsstellen  (zu  Prag,  Krakau,  Lemberg,  Kaschau,  Arad  und  Kron- 
stadt) errichtet.  Vom  Jahre  1900  angefangen  wurde  seitens  der  Heeresver- 
waltung mit  den  beiderseitigen  Handelsministerien  die  Vereinbarung  ge- 
troffen, daß  die  Verteilung  der  vom  Reichskriegsministerium  jährlich  aus- 
zuschreibenden Lieferungen  in  Zukunft  durch  die  Handelsministerien  selb- 
ständig erfolgt,  daher  die  Offerten  der  Kleingewerbetreibenden  und  ihrer 
Verbände  jetzt  nicht  mehr  bei  den  Korpsintendanzen,  sondern  bei  den 
Handels-  und  Gewerbekammern  zu  überreichen  sind.  Diese  Neuerung  bietet 
den  Vorteil,  daß  verschiedene  Fragen  gewerbepolitischer  Natur,  welche  bei 
der  Feststellung  der  Bedingungen  ftlr  die  Berücksichtigung  der  klein- 
gewerblichen Offerten  auftauchten,  sogleich  von  den  kompetenten  Zentral- 
stellen selbst  gelöst  werden  können  und  die  beiden  Handelsministerien  in 
die  Lage  gesetzt  sind,  die  Beteilung  der  Kleingewerbetreibenden  mit 
Liefeningen  organisch  in  den  Rahmen  der  von  ihnen  betriebenen  Gewerbe- 
ftrdeningsaktionen  einzufügen. ''^^) 

Außerdem  sind  die  Konsortien,  welche  die  Schafwollwaren  liefern,  ver- 

^*^  Nähere  Details  über  die  bisherige  kleingewerbliche  Organisation  flir  die  Heeres- 
lieferungen finden  sich  in  dem  Jahresberichte  der  niederösterreichischen  Han- 
dels- and  Gew  er  bekammer  ftirdas  Jahr  1895,  p.  LH  und  LHI.  Darnach  hat  die 
GenoMenschaft  der  Wiener  Schuhmacher  bereits  seit  einiger  Zeit  eine  förmliche  Orga- 
nisation für  die  Militärlieferungen  ausgebildet.  Sie  hat  zu  diesem  Zwecke  ein  Darlehen 
von  20.000  Gulden  ans  der  Kaiser  Franz  Josef-Stiftung  zur  Förderung  des  Kleingewerbes 
Wiens  erhalten.  Die  Genossenschaftsmitglieder,  welche  sich  an  den  Lieferungen  zu  be- 
teiligen wünschen,  bekommen  das  Material  von  der  Genossenßchaft  beigestellt  und 
liefern  die  fertige  Ware  an  die  Gonossenschaft  ab.  Bei  dieser  Ablieferung  wird  ihnen 
die  Hälfte  des  Arbeitsverdienstes  sofort  ausbezahlt.  Die  Genossenschaft  vermittelt  sodann 
die  weitere  Abliefenmg  an  die  Militärdepots  und  zahlt,  sobald  die  ganze  Lieferung  vom 
Militärärar  übernommen  ist,  den  Restbetrag  an  die  einzelnen  Offerenten  aus.  Die  Aus- 
gabe de«  Materiales  und  die  Übernahme  der  Ware  besorgt  der  Sekretär  der  Genossen- 
schaft, der  selbst  ein  ehemaliger  Schuhmacher  ist.  Die  Geldgebarung  führt  der  Buch- 
halter der  Genossenschaft.  Alljährlich  wird  die  ganze  Geschäftsführung  durch  Delegierte 
der  Kaiser  Franz  Josef-Stiftung  und  außerdem  durch  eine  aus  den  Mitgliedern  der  Ge- 
nossenschaft gebildete   Revisionskommission  geprüft.    Auch  von  der  Wiener  Genossen- 
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tragsmäßig  verpflichtet,  10  Prozent  des  TuehmaterialB  von  solchen  außer* 
halb  der  Konsortien  stehenden  Tuchfabriken  und  Tuchmaehergenossenschaften 
2U  beziehen,  welche  ihnen  vom  Reichskriegsministerinm  namhaft  gemacht 
werden.  Damit  auch  den  Kleingewerbetreibenden  der  Schneiderprofession 
die  Beteiligung  ermöglicht  werde,  haben  sie  bei  der  Konfektion  der  Montur- 
sttlcke  soweit  als  möglich  externe  Zivilprofessionisten  zu  beschäftigen. 

Die  Konsortien  der  Leinen-  und  BaumwoUwarengruppe  endlieh 
werden  vertragsmäßig  vom  Reichskriegsministerium  dazu  verhalten,  25  Prozent 
des  Leinengewebes  von  Handwebern  zu  beziehen  und  bei  der  Konfektion 
der  Sorten  in  erster  Linie  bedflrftige  externe  Arbeitskräfte  (namentlich 
Witwen  und  Waisen)  zu  verwenden. 

Von  dem  k.  k.  Ministerium  für  Landesverteidigung  sind  gleich- 
falls 25  Prozent  der  Lieferungen  von  Ledersorten  und  bei  den  Lieferungen 
der  Schafwollsorten  6  Prozent  für  das  Kleingewerbe  reserviert.  Außerdem 
sind  die  Konsortien  für  die  Lieferung  der  Sorten  aus  Baumwolle  und  Leinen 
verpflichtet,  von  den  für  den  jeweiligen  tatsächlichen  Friedensbedarf 
erforderlichen  Garngeweben  25  Prozent  bei  Handwerkern  erzeugen  zu  lassen 
und  zur  Konfektion  der  Sorten  nach  Tunlichkeit  bedürftige  externe  Arbeits- 
kräfte zu  verwenden. 

Eine  weitergehende  Berücksichtigung  des  Kleingewerbes  bei  den 
Jlonturlieferungen  wird  von  der  Kriegsverwaltung  bisher  mit  der  Begrün- 
dung abgelehnt,  daß  das  Kleingewerbe  nach  den  gemachten  Erfahrungen 
nicht  im  stände  sei,  den  im  Kriegsfalle  sich  ergebenden  Bedarf  an  Be- 
kleidungsartikeln und  namentlich  an  Fußbekleidungen  in  verläßlicher  Qua- 
lität und  in  der  notwendig  kurzen  Frist  herzustellen,  auch  keine  Möglichkeit 
besitze,  sich  im  Kriegsfalle  die  erforderlichen  großen  Mengen  an  Material 
in  vollkommen  gesicherter  Weise  zu  beschaffen,  bei  der  großen  Zersplitterung 
der  Lieferungen  die  zur  Sicherung  derselben  sowie  der  Qualitätsmäßigkeit 
von  Material  und  Arbeit  unumgänglich  notwendige  Überwachung  der  Er- 
zeugungsstätten ausgeschlossen  sei  und  die  Ausführung  von  Bestellungen 
im  Kriegsfalle  durch  die  Kleingewerbetreibenden,  von  denen  danti  ein 
großer  Teil  einzurücken  habe,  nicht  gewährleistet  werden  könne.  Endlich 
wird  von  der  Heeresverwaltung  noch  darauf  hingewiesen,  daß  das  Klein- 
gewerbe auch  von  anderen  Armeeverwaltungen  nicht  in  so  ausgedehnter 
Weise  bei  den  Heereslieferungen  beteiligt  werde.^^®) 

VII.  Nicht  unerhebliche  Erfolge  haben  in  der  neuesten  Zeit  die  Ur- 
produzenten  bei  ihren  Bestrebungen,  einen  größeren  Anteil  und  günstigere 
Bedingungen  bei  den  Naturallieferungen  zu  erlangen,  zu  erzielen  verstanden.'*'" » 

Schaft  der  Sattler  hat  sich  im  Jahre  1895  eine  Anzahl  von  Mitgliedern  an  den  Militär- 
liefernngen  beteiligt,  wegen  der  niederen  Preise  abar  nicht  den  gewünschten  Erfolg  er- 
zielt. Dagegen  wurde  die  Wiener  Genossenschaft  der  Riemer,  welche  um  Überlassung 
der  Herstellung  der  Pferdegeschirre  für  den  Train  und  die  Artillerie  bittlich  geworden, 
abschlägig  beschieden,  weil  diese  Ausriistungsgegcnstände  im  Arsenale  zu  Wien  und  im 
Trainzeugdepot  zu  Klosterneuburg  vom  Militärärar  in  eigener  Regie  hergestellt  werden. 
''^^)  In  Deutschland  werden  die  Bekleidungs-  und  Rlistungssorten  teils  in  den 
Werkstätten  der  Truppen  selbst,  teils  in  den  Arbeitsstätten  der  Korps-Bc^kleidungsämtor 
die  Fußbekleidungen  aber  ausschließlich  von  den  letzteren,  und  zwar  durch  Soldaten 
hergestellt,  während  das  Kleingewerbe  hieran  gar  nicht  beteiligt  ist.  —  '•")  Vergl,  hier- 
über das  „Expos^  des  gemeinsamen  Kriegsministeriums  betreffend  die  Be- 
Hchaffung  der  Naturalien  für  das  k.  und  k.  Heer".  (Beilage  F  zu  den  Verhandlun^s- 
berichten  der  Delegation  des  Reichsrates  vom  Jahre  1901,  37,  Session.) 
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Bis  zum  Jahre  1856  bestand  im  (österreichisch-ungarischen  Heere  für 
die  Beschaffung  der  Verpflegsartikel  in  der  Hauptsache  nur  das  Submissions- 
verfahren. Von  dieser  Zeit  angefangen  bis  zum  Jahre  1 868  wurden  von  der 
Heeresverwaltung  zahlreiche  Reformen  in  der  Naturalverpflegung  der  Truppen 
durchgeführt,  welche  namentlich  auch  an  die  Stelle  der  bisher  in  Übung 
gewesenen  kontraktlichen  Vergebung  zum  Teile  den  Einkauf  nach  kauf- 
männischer Usance  setzten.  Schon  damals  waren  die  Produzenten  rück- 
fiichtlich  der  mit  ihren  eigenen  Erzeugnissen  vollbrachten  Lieferungen  vom 
Kautionserlage  befreit  und  ihre  Anbote  sollten  den  Vorzug  vor  jenen  der 
Händler  genießen. 

Die  im  Jahre  1868  tagenden  Delegationen  drangen  aus  finanziellen 
Uücksichten  auf  Änderungen  in  der  Katuralienbeschaifung  und  das  Reichs- 
kriegsministerium sah  sich  daher  veranlaßt,  eine  Enquete  einzuberufen,  an 
welcher  Vertreter  der  beteiligten  Ministerien  und  des  Handelsstandes  teil- 
nahmen. Die  Anträge  dieser  ersten  Verpflegsenquetekommission  fanden  aber 
weder  die  Zustimmung  der  Kriegsverwaltung  noch  den  BeifaU  der  Budget- 
ausschüsse der  im  Jahre  1869  tagenden  Delegationen,  so  daß  noch  in  diesem 
Jahre  eine  zweite  Enquetekommission  einberufen  wurde.  Auch  die  Beschlüsse 
dieser  Enquete  bezielten  vorzugsweise  Verbilligungen  und  Vereinfachungen 
der  bisherigen  Verpflegsbeschaffung  und  nur  ein  vereinzelter  Antrag  wollte 
die  gesamte  Verpflegung  des  Heeres  an  ein  einziges  Konsortium  verpachtet 
wissen.  Die  Ergebnisse  der  Beratungen  bestanden  in  einer  weiteren  Aus- 
dehnung der  Eigenregie  für  die  Ansammlung,  Herrichtung  und  Abgabe  der 
Artikel  an  die  Heeresangehörigen  sowie  in  der  Vereinfachung  der  Beschaffung 
nach  kaufmännischer  Usance  und  derVerpachtungs(Arrendierung8)bedingnisse. 

Trotz  der  bestehenden  Vorschriften,  wornach  die  Verpflegsorgane  mög- 
liehst bei  Urproduzenten  kaufen  sollten,  beherrschten  aber  bis  zum  Aus- 
gange der  achtziger  Jahre  die  Händler  die  Situation.  Die  den  Urproduzenten 
günstigen  Vorschriften  waren  notorischermaßen  dank  der  entgegengesetzten 
Haltung  der  Kriegsverwaltung  mittlerweile  mehr  und  mehr  außer  Übung 
gekommen.  Die  Heeresverwaltung  begründete  diese  ihre  Haltung  teils  mit 
militärischen  Rücksichten,  indem  die  Beschaffung  des  großen  Kriegsbedarfes 
nach  den  bisherigen  Erfahrungen  nur  von  Händlern  zu  gewärtigen  sei,  teils 
mit  finanziellen  Gesichtspunkten,  indem  die  beschränkten,  nur  für  mittelgute 
Ware  und  mittlere  Marktpreise  berechneten  Budgetmittel  und  der  Abgang 
ausreichender  Barmittel,  wie  solche  zur  sofortigen  Bezahlung  der  Artikel 
im  Herbste  erforderlich  wären,  ein  anderes  Verfahren  ausschlössen.  Dem- 
gegenüber forderten  die  Urproduzenten  nicht  nur  die  grundsätzliche  Aus- 
schließung der  Händler  von  den  Ankaufsverhandlungen,  die  vollständig 
i»ffentlich  sein  sollten,  sondern  auch  die  Gewährung  von  Bonifikationen  für 
höhere  Qualitätsgewichte  bei  der  Lieferung  von  Getreide  und  in  Österreich 
speziell  die  Erhebung  und  Feststellung  der  Lieferpreise  für  jeden  Territorial- 
bezirk durch  eine  gemischte^  d.  h.  aus  Vertretern  der  Landwirtschaft,  des 
Handels  und  der  Militärintendantur  bestehende  Kommission,  beziehungsweise 
durch  den  Intendanzchef  der  Territorialbehörde. 

Besonders  lebhaft  wurden  die  Forderungen  der  Urproduzenten  in  den 
letzten  achtziger  Jahren,  als  die  auf  vermehrten  Schutz  flir  die  Landwirtschaft 
gerichtete  Bewegung  sich  in  den  beteiligten  Kreisen,  dann  auch  bei  den 
Volksvertretungen  der  Monarchie  in  verstärktem  Maße  geltend  machte.  In 
konkreter  Weise  gelangten  diese  Forderungen  zunächst  in  der  vom  k.  k. 
Ackerbauministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsministerium  im 

Sclimid,  Das  Heeresreclit  der  österr.-ung^.  Monarchie.  *■* 
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Jahre  1888   einbpnifeiieii  Hferesap[irüvisioiiieriinfr8eiu|uete,    dann    ii 
reicfaiGcheu  Abgcordneteiihause    in    den  Jahren    1888  und   1889,    endlich  | 
d«n  Delegationen  den  Jahres  1889  zur  Verhandlung:. 

Die  daraufhin  ahgehaltenen  Emtiteten   hatten  im  Jahre   1893  die  ( 
Währung  verschiedener  Begünstigungen  an  die  Produzenten  zur  folge: 

1.  Die  Urproduzonten,  die  landwirtHchaftliehen  Korporationen  und  ( 
meinden  Bollen  rüeksifhtlich  jener  Lieferungen,  welche  sie  mit  ihren  eigeai 
Erseugnissen  zu  bewirken  im  stände  sind,  vom  Erläge  eines  Vadiums  c " 
oi&er  Kaution  beireit  sein; 

2.  den  Produzouten  ist  bei  Bonst  gleichen  Anliotcn  rUcksichtlich  der 
Qualität  und  Preise  der  Vorzug  vor  anderen  Mitbewerbern  zu  geben; 

3.  hei  Regii'kilufen  können  auch  AntrUge  auf  Verkauf  von  Teilen  d«     i 
ausgeschriebenen  Bedarfsmengen,  und  zwar  bis  zu  1I)U  7  herab  gestellt  werden; 

4.  den  l'rproduzenten  steht  es  frei,  noch  vor  der  allgemeinen  An*- 
schreibung  mit  Anboten  an  die  Kriegsrerwaltnng  heranzutreten; 

5.  bei  Gesehüften  kleineren  Umfanges  werden  mit  den  Urproduzenten 
einfache  AkkordkSufe  statt  ftSrmliclier  Vertrage  abgeschlossen; 

6.  behufs  Vertretung  der  Interessen  der  Landwirtschaft  und  des  IlandcU 
werden  zn  den  regelmälligcn  kommissionelton  Sicherstellungsverhandlungen 
Vertrauensmanner  der  beiden  Berafsgruppcn  zugelassen. 

Gleichzeitig  wurde  veranlaßt,  daß  den  landwirtschaftliehen  Korporationen, 
Gemeinden  und  sonstigen  Interessenten  Vertretungen  die  anitliehen  Kund- 
machnngen  über  die  Höhe  des  Bedarfes  6  Wochen  vor  Beginn  der  Verhand- 
lungen, beziehungsweise  Etakäufc  bekanntgegeben  und  ihnen  auch  sonst 
zweckdienliche  Aufschlüsse  erteilt  werden. 

Hingegen  mußte  die  von  der  Kriegsverwaltung  versuchsweise  gewUlirtc 
Bonifikation  hiiherer  Hektolitergewichte  bald  wieder  fallen  gelassen  werden, 
weil  die  Übliche  und  von  den  Urproduzenten  geforderte  Bonifikation  nirhl 
so  sehr  für  das  zu  gewartigende  Plus  an  Mehl,  als  vielmehr  fUr  dessen 
bessere  Beschaffenheit  bezahlt  wird,  die  Heeresverwaltung  aber  nur  auf 
mittlere  Güte  reflektieren  kann,  infolgedessen  ftir  sie  nur  eine  Verteuerung 
des  Mchles  resultierte  und  mit  der  erhöhten  Mehlausbeute  eine  auffallende 
Mehlverfichlechtcruii;:  vcrbiiiuicn  war.  Auch  wurde  sehr  schwerer  Hafer  vim 
den  Truppen  nicht  ^'-rw  j,'t'nünimen. 

Auf  dem  seit  dem  Jahre  IHlKi  eingeschlagoneu  Wege  wurde  seither  fort- 
gefahren und  noch  weitere  Erleichterungen  fUr  die  Produzenten  gewähn. 
Insbesondere  wurde  verfUgt,  daß  iu  erster  Linie  die  zu  Lieferungen  sich  er- 
bietenden landwirtschaftlichen  Vereine  und  Genossenschaften  berücksichtigt 
und  nebst  dem  Bedarfe  auch  die  Fristen  bekanntgegeben  werden  sollen, 
innerhalb  welcher  die  Offerte  der  Korporationen  noch  vor  den  allgemeinen 
Öffentlichen  Verhandlungen  entgegengenommen  werden.  Außerdem  ist  ange- 
ordnet, daß  die  Verhandlungen  mit  den  Produzenten  rUcksichtlich  der  Lie- 
ferungen von  den  Territorialintendanzen  zu  pfiegen  sind,  und  es  kann  den  Regi- 
ments- und  Unterabteilungskommandanten  die  Sicherstellung  des  Bedarfes 
ihrer  Truppen  an  Futterartikeln  im  Wege  der  Selbstbesehaffung  bei  Produ- 
zenten übertragen  werden.  Die  um  Lieferungen  sich  bewerbenden  einzelnen 
Landwirte  werden  angeleitet,  ihre  Produkte  tunlichst  durch  Vermittlung  der 
landwirtschaftlichen  Korporationen  anzubieten  und  zur  Ablieferung  zu  bringen, 
Hiedurch  wird  der  Abstellung  anderer  als  der  Eigenbauprodukte  und  Über- 
haupt allen  t^uzukiimnilichkeiten  am  sichersten  vorgebeugt.  Die  Lieferung 
von  uiclu   selbst  produzierter  Ware  darf  nur  ausnahmsweise  \a  dam  Fw.Uk, 
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stattfinden,  wenn  die  Abstellung  von  selbst  gefechsten  Produkten  infolge 
äußerer,  vom  Produzenten  selbst  nicht  zu  bewältigender  Einflüsse  unmög- 
lich wird. 

Das  Resultat  dieser  Maßnahmen  wird  von  der  Kriegsverwaltung  als 
ein  recht  günstiges  bezeichnet.  Die  Beteiligung  der  landwirtschaftlichen 
Kreise  an  den  Naturallieferungen  für  das  Heer  ist  seither  eine  immer  regere 
geworden.  Allerdings  beteiligen  sich  hiebei  die  einzelnen  kleineren  und 
mittleren  Grundbesitzer  noch  verhältnismäßig  selten,  vielmehr  treten  die  land- 
wirtschaftlichen Vereinigungen  und  Genossenschaften  (Lagerhausgenossen- 
schaften) in  den  Vordergrund.  Speziell  dort,  wo  die  Arrendierung  herrscht,  be- 
teiligen -sich  von  den  Produzenten  vorzugsweise  nur  die  Bäcker  an  der 
Brotabgabe,  wogegen  die  Landwirte  sich  zumeist  noch  passiv  verhalten. 
Die  Qualität  der  abgestellten  Naturalien  wird  als  beledigend,  zum  Teil 
als  eine  recht  gute  bezeichnet.  Nur  die  Preisforderungen  der  Landwirte  flir 
ihre  Produkte  sind  oft  recht  hoch  und  in  einzelnen  Fällen  wurden  von  ein- 
zelnen Landwirten  und  Korporationen  auch  nicht  Eigenbauprodukte  geliefert. 

Die  agrarischen  Bj-eise  haben  sich  aber  mit  den  dargestellten  Zuge- 
ständnissen der  österreichisch-ungarischen  Kriegsverwaltung  nicht  begnügt, 
sondern  unter  Hinweis  auf  die  bedeutenden  Begünstigungen,  welche  die 
deutschen  Heeresverwaltungen  den  Urproduzenten  gewähren, '*M  ihre  früheren 


^^^)  In  Preußen  hat  eine  Verordnung  des  Kriegsministeriums  schon  in  den  dreißiger 
Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts  die  Händler  von  den  Getreidelieferungen  für  die  Armee 
auszuBchließen  versucht.  Sie  warde  zu  Ende  der  siebziger  Jahre  infolge  der  Reklama- 
tionen der  Großgrundbesitzer  im  preußischen  Abgeordnetenhause  wiederholt.  Durch  einen 
Erlaß  vom  Jahre  1884  wurden  die  Intendantursbehörden  and  Magazinverwaltungen  neuer- 
dings angewiesen,  ihren  Bedarf  an  Rom  und  Fonrage  für  die  Truppen  nur  aus  erster  Hand, 
direkt  von  den  Gatsbesitzern  and  Bauern  zu  kaufen  und  die  Beamten  zu  diesem  Zwecke 
auf  Beisen  auszusenden.  Zu  gleicher  Zeit  wurde  auch  vom  bayrischen  Kriegsministerium 
genehmigt,  daß  die  Magazinverwaltnngen  ihren  Bedarf  an  Weizen,  Roggen  nnd  Hafer 
freihändig,  aber  nur  von  Produzenten  ankaufen  dUrfen  (Huber,  a.a.O.,  S.  397  und  898). 

Seither  hat  diese  Entwicklung  in  Deutschland  weitere  Fortschritte  gemacht  und 
es  ist  eine  unbestrittene  Tatsache,  daß  die  Lieferung  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse 
zur  Verpflegung  des  Heeres  in  Deutschland  in  weit  größerem  Umfange  direkt  durch  die 
Produxenten  erfolgt  als  in  Österreich-Ungarn.  Der  Hauptvorzug  des  Verfahrens  der 
deutsohen  Heeresverwaltungen  liegt  darin,  daß  zwar  auch  in  Deutschland  der  Bedarf 
nach  Menge,  Qualität  und  Lieferungstermin  bekannt  gemacht  wird,  daß  jedoch  Preis- 
Offerte  nicht  eingefordert  werden,  bei  denen  die  Landwirte  gegenüber  den  geschäfts- 
gewandten Händlern  stets  im  Nachteile  sind,  sondern  daß  die  Behörden  angewiesen 
sind,  soweit  als  möglich  nur  von  Landwirten  einzukaufen  uud  diesen  den  laufenden 
Tagespreis  der  maßgebenden  Marktorte  zu  berechnen.  Dadurch  wird  es  den  Händlern 
unmöglich  gemacht,  die  Anbote  der  Urproduzenten  durch  minderwertige  Usanceware  zu 
unterbieten.  Weiters  besteht  in  Deutschland  die  Bestimmung,  daß  gewisse  Hanptver- 
pflcgsartikel  nur  von  den  Produzenten  selbst  angekauft  werden  dürfen,  und  es 
wird  diese  Bestimmung  auch  tatsächlich  gehandhabt.  Außerdem  wird  die  Bezahlung  ge- 
wisser Fourageartikel  nach  der  Qualität,  soweit  dieselbe  über  die  festgesetzte  Mindest- 
qualität hinausgeht,  von  den  Militärverwaltungen  konzediert.  Dazu  kommt  noch  eine 
Beihe  spezieller  Begünstigungen  für  die  Produzenten.  So  sind  beispielsweise  in  den 
Bedingnissen  für  den  freihändigen  Ankauf  von  Brot-  und  Fourage- 
materialien  durch  die  königlich  bayrische  Heeresverwaltung  (Punkt  10) 
folgende  Begünstigungen  aufgezählt: 

17* 
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Forderungen,  wenn  auch  in  abgeschwächter  Form,  aufrecht  erhalten.  Die 
vollständige  Erfüllung  dieser  Forderungen  ist  in  Osterreich-rngam  im 
<iegensatze    zu    den   Verhältnissen    des    Deutschen    Reiches'®*)    durch    die 


1.  Die  leihweise  Hergabe  von  Säcken  seitens  der  Proviantämter  an  solche  Per- 
sonen, welche  die  nUtige  Sicherheit  bieten  und  für  Verluste  und  Beschädigungen  aufzu- 
kommen sich  bereit  erklären; 

2.  die  Vermittlung  der  Abfuhr  der  Materialien  vom  Bahnhofe  oder  von  der  An- 
lagestelle bei  Wasserznfuhr  bis  zum  Magazine  und  die  vorschußweise  Verausgabung  der 
Eisenbahnfracht  und  der  Abfuhrkosten; 

8.  in  Ausnahmsfällen,  namentlich  beim  Mangel  magazinmäßiger  Ware  infolge  von 
Mißernte,  die  Abnahme  von  Getreide,  welches  in  Bezug  auf  Gewicht  den  Anforderungen 
nicht  völlig  entspricht,  wenn  dasselbe  preiswürdig  ist  und  durch  Mischung  mit  schweren 
Sorten  auf  das  vorgeschriebene  Mindestgewicht  gebracht  werden  kann; 

4.  bei  Lieferung  von  schwerem,  sonst  bedingnismäßigem  Hafer  eine  näher  fixierte 
Preiserhöhung; 

5.  die  Entsendung  von  Beamten  der  Proviantämter  in  Produktionsgebiete  zur  Be- 
sorgung des  Einkaufes  von  Komfrüchten  und  Rauhfutter  von  Landwirten  und  Genossen- 
schaften. (Vergl.  hierüber  den  Reisebericht  des  Wanderlehrers  Stank a  1896,  Abschnitt 
„Heereslieferungen'*,  S.  31  ff.) 

Außerdem  sind  die  Maßnahmen  der  Kriegs  Verwaltung  in  Bayern  namentlich  durch 
die  außerordentliche  Entwicklung  der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  der  Landwirte 
und  das  trefflich  eingerichtete  Lagerhauswesen  —  zu  Ende  des  Jahres  1899  bestanden 
65  Lagerhäuser  —  unterstützt  worden.  Die  Errichtung  genossenschaftlicher  Lagerhäuser 
wird  von  selten  des  Staates  durch  unentgeltliche  Überlassung  von  Bauplätzen  und  Her- 
stellung der  erforderlichen  Schienenanschlüsse,  dann  durch  Gewährung  von  Staatssub- 
ventionen und  Vorschüssen  eifrig  gefördert.  Die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
mit  unbeschränkter  Haftung  genießen  weiters  eine  vierteljährige  Stundung  ihrer  Eisen- 
bahnfrachten ohne  Hinterlegung  einer  Kaution  von  selten  der  Verwaltung  der  Staats- 
bahnen und  das  in  die  Lagerhäuser  eingeführte  Getreide  wird  von  der  königlichen  Bank 
in  Nürnberg  unter  gewissen  Vorsichten  belehnt.  Wenn  gleichwohl  in  Bayern  noch  immer 
ein  geringer  Prozentsatz  der  Naturalerfordemisse  des  Heeres  durch  Vermittlung  des 
Handels  beschafft  wird,  so  hat  dies  seinen  Grund  lediglich  darin,  daß  die  bayrische 
Heeresverwaltung  der  Beteiligung  des  Handclsstandes  mit  Rücksicht  auf  die  großen  Auf- 
gaben desselben  im  Kriegsfalle  nicht  völlig  en traten  will. 

Auch  in  Sachsen  werden  die  Naturalerfordemisse  des  Heeres  im  Frieden  nahezu 
ausschließlich  durch  die  landwirtschaftlichen  Kreise,  und  zwar  unter  besonders  starker 
Mitwirkung  der  einzelnen  Landwirte  befriedigt. 

'")  Die  deutschen  Heeresverwaltungen,  insbesondere  die  bayrische  und 
sächsische,  sind  vermöge  der  überwiegend  oder  ausschließlich  bei  ihnen  herrschenden 
Eigenregie  und  der  ihnen  zu  Gebote  stehenden  starken  finanziellen  Mittel  weit  eher  be- 
fähigt, den  direkten  Bezug  der  Naturalerfordemisse  seitens  der  Produzenten  zu  pflegen. 
Sowohl  Bayern  als  Sachsen  besitzen  verhältnismäßig  viele  Heeres verpfiegsanstalten,  welche 
ohne  Ausnahme  mit  großen  Depots  und  zum  Teil  auch  mit  Bäckereien  flir  die  eigene 
Broterzeugung  versehen  sind.  Dadurch  ist  nicht  nur  die  eigene  Regie  rücksichtlich  aller 
Verpflegsartikel  in  den  Standorten  der  Yerpflegsanstalten,  sondem  auch  der  Abschub 
der  Artikel  in  die  anderen  Gamisonsorte  in  großem  Umfange  ermöglicht  und  die  Arren- 
dierung  auf  wenige  Einzelfälle  beschränkt.  Die  deutschen  Heeresverwaltungen  sind  zu- 
dem durch  Gewährung  großer,  den  Wert  eines  ganzen  Jahreserforderaisses  an  Naturalien 
repräsentierender  Geldvorschüsse  in  die  Lage  gesetzt,  die  Naturalien  sofort  nach  .dem 
Ankaufe  effektiv  zu  bezahlen. 
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finanziellen  Schwierigkeiten  und  die  schwächere  Entwicklung  des  land- 
wirtschaftliehen Genossenschaftswesens  sehr  erschwert.  Durch  die  viel 
beschränkteren  budgetären  Mittel  der  österreichisch-ungarischen  Heeres- 
verwaltung wird  von  vornherein  die  Ausgestaltung  der  Heeresverpflegs- 
anstalten  nach  deutschem  Muster  verhindert  und  gleich  hemmend  wirken  auch 
die  viel  ungünstigeren  Heeresergänzungsverhältnisse,  welche  eine  Vermehrung 
der  Verpflegsmannschaften  nicht  gestatten.  Ebenso  müßten  natürlich  auch 
der  Kriegsverwaltung  ausreichende  Geldvorschüsse  zur  sofortigen  Bezahlung 
der  anzukaufenden  Naturalien  von  der  Finanzverwaltung  zur  Verfügung 
gestellt  werden.  In  der  letzteren  Beziehung  ist  von  selten  des  Reichskriegs- 
ministeriums vor  kurzem  die  vorschußweise  Flüssigmachung  jener  Summen 
angeregt  worden,  welche  zur  sofortigen  Bezahlung  der  jeweils  noch  vor  Beginn 
der  Budgetperiode  zur  Lieferung  gelangenden  Naturalien  erforderlich  wären. 
Entsprechend  der  in  der  Sitzung  der  österreichischen  Delegation  vom 
11.  Juni  1901  gefaßten  Resolution  hat  aber  das  Reichskriegsministerium 
noch  in  demselben  Jahre  versuchsweise  einen  Teil  des  Naturalbedarfes 
in  analoger  Weise  wie  in  Bayern  und  Sachsen  durch  die  Militär verpflegs- 
magazine  beschaffen  lassen  und  im  Wege  des  österreichischen  Äekerbau- 
ministeriums  eine  Beratung  mit  den  Vertretern  der  landwirtschaftlichen 
Korporationen  zu  dem  Zwecke  veranlaßt,  um  über  die  weiteren  Wünsche 
der  agrarischen  Kreise  und  deren  Durchführbarkeit  Klarheit  zu  gewinnen. 
Diese  Beratung  hat  am  22.  und  23.  November  1901  in  Wien  stattgefunden 
und  dürfte  der  Ausgangspunkt  weiterer  Reformen  werden.^^^) 

VIII.  Von  geringerem  Erfolge  waren  bisher  jene  Bestrebungen  der 
beteiligten  Bevölkerungskreise  begleitet,  welche  auf  eine  allgemeine  gesetz- 
liche oder  administrative,  die  Interessen  der  Privaten  besser 
wahrende  Regelung  des  Submissionswesens  hinzielen.  Eine  solche 
Regelung  fehlt  bis  jetzt  in  beiden  Reichshälften  und  die  Behörden  üben  infolge- 
dessen eine  sehr  verschiedene  und  durchaus  nicht  immer  konziliante  Praxis.  ^**^) 

Speziell  die  gegenwärtige  Praxis  der  Heeresverwaltung  in  Österreich- 
Ungarn  läßt  vielleicht  weniger  die  Einheitlichkeit  im  technischen  und 
administrativen  Vorgange,  der  regelmäßig  durch  austllhrliche  administrative 
Normen  oder  durch  detaillierte  Vertragsbestimmungen  geregelt  ist,  wohl 
aber  vielfach  jenes  Entgegenkommen  gegenüber  den  Privatparteien  ver- 
missen, das  in  der  gleichmäßigen  Verteilung  von  Rechten  und  I^flichten  und 
in  der  Fernhaltung  aller  nicht  unbedingt  notwendigen  Erschwernisse  besteht. 


7ft3)  Vergl.  hierüber  „Stenographisches  Protokoll  über  die  vom  k.  k.  Acker- 
bauministeriam  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Reichskriegsministcrium 
veranUßte,  am  22.  und  23.  November  1901  abgehaltene  Expertise  betreffend 
die  Lieferung  landwirtschaftlicher  Produkte  an  die  Heeresverwaltung" 
(1902).  —  '^'^*)  Die  bisher  in  Österreich  zur  Regelung  des  Submissionswesens  erflossenen 
Normen  betreffen  meistens  Detailfragen  und  sind  bald  autgezählt:  Hfkzd.  vom  7.  Oktober 
IH19,  P.  G.-S.  ßd.  47,  Nr.  183,  und  Hfkzd.  vom  29.  Juni  1820,  P.  G.-S.  Bd.  48,  Nr.  66, 
betretend  die  Unzulässigkeit  der  Verzichtleistung  auf  den  Rechtsweg  von  seiten  der  Sub- 
mittenten; Hfkzd.  vom  20.  April  1821,  P.  G.-S.  Bd.  49,  Nr.  61,  betreffend  das  Reugeld  und 
die  lOprozentigen  Vadien  bei  Offcrtverhandlungen ;  Hfkzd.  vom  12.  März  1821,  P.  G.-S. 
Bd.  49.  Nr.  39,  und  Hfkmd.  vom  20.  Februar  1836,  P.  G.-S.  Bd.  64,  Nr.  39,  betreffend 
(ien  Erlag  und  die  Behandlung  der  Vertragskautionen;  endlich  eine  Reihe  von  Erl.  des  F.- 
und  J.-M,  betreffend  den  Gerichtsstand  bei  Streitigkeiten  aus  Ärar ial vertragen.  Vergl. 
hierüber  Käser  er,  Handbuch  der  österreichischen  Justizverwaltung  III.,  S.  485. 
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Solche  erschwerende  Bedingungen  belasten  vor  allem  die  großen 
Konsortien.  Dieselben  müssen  offene  Handelsgesellschaften  bilden  und 
einen  Vertreter  bestellen.  Sie  sind  verpflichtet,  ein  einem  einjährigen  nor- 
malen Friedenserfordernisse  gleichkommendes  Quantum  an  Hilfsstoffen, 
Materialien,  in  Arbeit  befindlichen  und  fertigen  Sorten  im  Laufe  des  Jahres 
derart  vorzubereiten,  daß  am  Schlüsse  dieses  Jahres  ein  ganzjähriger  Vorrat 
vorhanden  ist.  Die  Heeresverwaltung  ist  berechtigt,  sich  von  dem  Vor- 
handensein und  der  vorschriftsmäßigen  Qualität  dieser  Reserve  Vorräte  zu 
tiberzeugen.  Im  Frieden  ist  die  Heeresverwaltung  befugt,  über  das  normale 
Jahreserfordernis  hinaus  eine  Mehrbeschaffung  bis  zur  Höhe  eines  Dritteiles 
des  Geldwertes  des  normalen  Jahreserfordernisses  zu  bewirken.  Ist  noch 
ein  weiterer  Mehrbedarf  zu  decken,  so  steht  es  bei  der  Gesellschaft,  zu 
erklären,  ob  sie  die  Lieferung  dieses  Mehrbedarfes  ablehne  oder  llbernehme, 
doch  behält  sich  die  Heeresverwaltung  die  Entscheidung  hierüber  vor  (W 
Im  Zeitpunkte  der  Mobilisierung  erlischt  die  Verpflichtung  der  Gesellschaft 
zur  Annahme  der  Bestellung  des  Mehrdrittels.  Bezüglich  des  Kriegs- 
erfordernisses ist  zu  unterscheiden  das  bei  einer  allgemeinen  Mobilisierung 
zu  liefernde  Quantum  an  Ausrüstungsgegenständen  und  das  Erfordernis  itir 
die  Kriegsabnützung.  Den  letzteren  Bedarf  kann  die  Heeresverwaltung  ent- 
weder bei  der  Gesellschaft  oder  auch  anderswo  bestellen.  Die  Gesellschaften 
sind  verpflichtet,  den  Fortschritt  der  Technik  im  Auge  zu  behalten  und  im 
Einvernehmen  mit  der  Heeresverwaltung  verbesserte  technische  Behelfe 
anzuschaffen.  Die  Heeresverwaltung  hat  das  Recht,  die  Erzeugungsstätten 
und  die  außerhalb  derselben  bewirkten  Konfektionsarbeiten  beaufsichtigen 
und  inspizieren  zu  lassen.  Die  Gesellschaften  begeben  sich  ausdrücklich  des 
Rechtes,  ihre  für  die  Erfüllung  der  Lieferungsverträge  angeschafften  Mate- 
rialien und  Sorten,  Werkzeuge,  Maschinen  u.  s.  w.  an  dritte  Personen  zu 
verpfänden  und  haben  der  Heeresverwaltung  das  unbeschränkte  Pfandrecht 
auf  alle  diese  Vorräte  und  Utensilien  zur  Sicherstellung  der  ihr  aus  den 
Lieferungsverträgen  zukommenden  Rechte  einzuräumen.  Neue  Firmen  dürfen 
nur  mit  Zustimmung  der  Heeresverwaltung  in  ein  Konsortium  eintreten  und 
keine  Firma  darf  ohne  ihre  Zustimmung  austreten.  Ebenso  dürfen  die  aus  dem 
Vertragsverhältnisse  entspringenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten  nur  mit 
Bewilligung  der  Heeresverwaltung  zediert  werden.  Die  Entscheidung  über 
die  Annahme  oder  Zurückweisung  der  eingelangten  Offerte  behält  sich  die 
Heeresverwaltung  vor.  Die  Lieferung  wird  jenen  Bewerbern  und  für  jene 
offerierten  Artikel  übertragen,  bezüglich  welcher  dem  MUitärärar  bei  gleich- 
zeitiger Rücksichtnahme  auf  die  Leistungsfähigkeit  die  größten  Vorteile 
geboten  werden.  Der  Beweis  der  Leistungsfähigkeit  ist,  im  Falle  die  Firma 
im  Handelsregister  eingetragen  erscheint,  durch  ein  Zeugnis  der  Handels- 
und Gewerbekammer,  sonst  durch  ein  Zeugnis  der  politischen  Behörde  erster 
Instanz,  beziehungsweise  in  Ungarn  durch  eine  Bestätigung  des  landwirt- 
schaftlichen Bezirksvereines  zu  erbringen.  Für  die  Zuhaltung  der  Offerte 
ist  ein  Vadium  im  Betrage  von  10  Prozent  des  Lieferungswertes  zu  erlegen. 
Die  Offerenten  bleiben  an  die  Offerte  auch  dann  gebunden,  wenn  von  dem 
darin  enthaltenen  kumulativen  Anbote  auf  verschiedene  Sorten  nur  ein 
oder  das  andere  Anbot  eines  einzigen  oder  mehrerer  Artikel  angenommen 
wurde.  Die  Kontraktspreise  sind  Einheitspreise,  welche  nach  einem  variablen 
und  einem  fixen  Faktor  festgestellt  werden.  Der  variable  Faktor  besteht  aus  dem 
in  der  Sorte  enthaltenen  Werte  der  Hilfsstoffe  und  wird  durch  das  Steigen 
oder  Fallen  der  Preise  der  Hilfsstoffe  bestimmt,    der  fixe  Faktor  ^hingegen 
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auH  den  Fabrikations-  uud  Konfektionskosteu,  dann  aus  der  Vergütung  für 
das  Zugehör,  welches  zur  Anfertigung  der  Sorten  beigestellt  werden 
mnlt.  Entstehen  Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Preisbestimmung,  so  hat  die 
Entscheidung  derselben  entweder  durch  eine  Expertise  oder  durch  ein 
Schiedsgericht  zu  erfolgen.  Die  Expertise  ist  aus  1  Stabsoffizier  als 
Präses,  dann  aus  dem  Vorstände  des  betreffenden  Ministerialdepartements 
oder  seinem  Stellvertreter,  1  Delegierten  des  Fachrechnungsdepartements, 
dem  Kommandanten  des  Depots  oder  seinem  Stellvertreter,  weiters  aus 
Delegierten  des  Handelsministeriums,  der  Finanzprokuratur  und  zweier 
Handelskammern,  endlich  aus  2  Delegierten  des  Konsortiums  zusammen- 
gesetzt. Das  Schiedsgericht  besteht  aus  3  Sachverständigen,  wovon  den 
ersten  die  Heeresverwaltung,  den  zweiten  das  Finanzministerium  und  den 
dritten  das  Konsortium  ernennen.  Desgleichen  entscheidet  über  die  Muster- 
mäßigkeit der  abgelieferten  Sorten  eine  gemischte  Kommission,  die  aus 
1  Stabsoffizier  als  Präses,  einem  zweiten  Stabsoffizier,  1  Hauptmann  oder 
Rittmeister,  1  Intendantursbeamten,  dann  aus  3  Sachverständigen  besteht, 
von  denen  einer  durch  die  Gesellschaft,  einer  durch  das  betreffende  Heeres- 
depot und  der  dritte  dm-ch  das  Handelsgericht  ernannt  wird.  Betreffen  die 
Anstände  die  Konfektion,  die  Dimensionen  oder  die  Zutaten,  so  erfolgt  eine 
stückweise  Überprüfung  der  Sorten  und  die  Entscheidung  durch  Stimmen- 
mehrheit der  Kommission  unter  Ausschluß  jedes  weiteren  administrativen 
Beschwerde-  und  des  Rechtsweges.  Beziehen  sich  die  Anstände  auf  die 
Qualität  des  Materials,  so  wird  keine  weitere  stückweise  Überprüfung  vor- 
genommen. Die  Heeresverwaltung  ist  berechtigt,  sich  aus  der  von  der 
Gesellschaft  zu  erlegenden  Kaution  ohne  Intervention  der  Gerichte  durch 
tH5rsemäßigcn  Verkauf  zu  befriedigen.  Die  Gesellschaft  haftet  auch  für  jene 
Stücke,  bei  welchen  sich  erst  nach  Verlauf  der  im  Artikel  349  des  (öster- 
reichischen) Handelsgesetzbuches  bestimmten  Frist  Qualitätsmängel,  Unecht- 
fUrbigkeit  oder  eine  Schwendung  des  Stoffes  ergibt.  Die  Heeresverwaltung 
hat  in  einem  solchen  Falle  das  Recht,  einen  Pönalabzug  in  einem  Prozent- 
betrage des  vertragsmäßigen  Lieferungspreises  zu  machen,  wenn  nicht 
innerhalb  der  festgesetzten  Lieferungsfrist  nachgeliefert  wird,  oder  auch  den 
ganzen  Rückstand  anderswo  zu  welchem  Preise  immer  zu  beschaffen.  Bei 
Nichteinhaltung  des  Vertrages  kann  sie  eine  Konventionalstrafe  bis  zu 
einer  festgesetzten  Maicimalsumme  in  einem  von  ihr  zu  bestimmenden 
Betrage  verhängen,  welcher  Betrag  dann  als  Ersatz  für  den  entstandenen 
Schaden  dient,  aber  auch  ein  Pönale  fordern,  wenn  kein  Schaden  entstanden 
ist.  Die  zur  Lieferung  gelangenden  Artikel  müssen  aus  dem  Inlande 
kommen,  beziehungsweise  aus  inländischem  Materiale  erzeugt  sein.  Aus- 
ländisches Material  darf  nur  verwendet  werden,  wenn  das  erforderliche 
Material  im  Inlande  entweder  überhaupt  nicht  oder  nachweisbar  momentan 
nicht  in  der  nötigen  Menge  oder  Qualität  fUr  die  Erzeugung  mustermäßiger 
Sorten  aufgebracht  werden  kann.  Doch  ist  zur  Verwendung  ausländischer 
Rohstoffe  und  ausländischen  Zugehörs  in  jedem  Falle  die  Zustimmung  der 
Heeresverwaltung  notwendig.  Unter  „Inland"  wird  hiebei  von  der  gemein- 
samen Heeresverwaltung  das  Gebiet  der  gesamten  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  verstanden,  doch  werden  bei  der  Vergebung  der  Lieferungen  die 
Betriebe  der  beiden  Reichshälften  regelmäßig  im  Quotenverhältnisse  berück- 
sichtigt. Auch  die  österreichische  Landwehrverwaltung  nahm  bisher  denselben 
Standpunkt  ein  und  forderte  nur  noch,  daß  die  Hilfsstoffe  in  österreichischen 
Betrieben  erzeugt  sein  müssen. 


264 

Die  Kontraktsbedingnisse  der  Marinebehörden  sind  gleichfalls  nicht 
frei  von  erschwerenden  und  selbst  unbilligen  Klauseln.  So  hat  der  Ersteher  der 
Materialien  ftir  das  Seearsenal  nach  den  dafür  aufgestellten  „allgemeinen 
Kontraktsbedingnissen"  kein  Einspnichsrecht,  wenn  mehr  oder  weniger, 
als  im  Lieferungsvertrage  stipuliert  ist,  verlangt  wird,  doch  soll  die  Mehr- 
lieferung nicht  über  15  Prozent  des  Präliminars  hinausgehen.  Über  die 
Qualitsit  entscheidet,  wenn  der  Rekurs  an  das  Seearsenalkommando  erfolglos 
gewesen  oder  die  in  ihrer  Zusammensetzung  nicht  näher  bestimmte  Super- 
kommission  entschieden  hat,  in  letzter  Instanz  die  Marinesektion.  Bei  säu- 
miger Lieferung  ist  für  jede  abgelaufene  Woche  1  Prozent  vom  Werte  der 
rückständig  gebliebenen  Lieferung  als  Pönale  zu  entrichten.  Wenn  der 
Unternehmer  trotzdem  weiter  rückständig  bleibt,  so  ist  die  Marineverwaltung 
berechtigt,  sich  die  Bedarfsartikel  anderswo  zu  beschaffen  und  die  Kosten- 
differenz aus  dem  Guthaben  oder  der  erlangten  Kaution  hereinzubringen. 
Die  Berechnungen  und  Nachweisungen  des  Arsenalkommandos  müssen  in 
einem  solchen  Falle  als  beweiskräftige  Urkunden  anerkannt  werden.  Bei 
Säumigkeit  des  Unternehmers  oder  wenn  derselbe  sonst  zu  begründeten 
Klagen  Anlaß  gibt,  hat  die  Marinezentralstelle  das  Recht,  den  Kontrakt 
binnen  14  Tagen  zu  kündigen.  Eine  Zession  der  aus  dem  Kontrakte  ent- 
springenden Rechte  und  Verbindlichkeiten  ist  untersagt. 

Ebenso  ist  in  den  „Bauübernahms-  und  Lieferungsbedingungen 
des  Marineland-  und  Wasserbauamtes"  bestimmt,  daß  sich  der  Unter- 
1  nehmer  Abänderungen  der  Pläne  und  Bauvorschriften  gefallen  lassen  muß. 
I  Die  Nichteinhaltung  des  Vollendungsterraines  wird  mit  5  Prozent  von 
,  der  Kostensumme  bestraft.  Die  vom  Unternehmer  etwa  zur  Entschuldigung 
der  Nichteinhaltung  vorgebrachten  Gründe,  wie  ungünstige  Witterung,  Teue- 
rung der  Lebensmittel,  Steigen  der  Material-  und  Arbeitspreise,  Mangel  an 
Arbeitern,  werden  nicht  berücksichtigt,  außer  wenn  die  ungünstige  Witterung 
die  Eigenschaft  eines  außerordentlichen  Naturereignisses  hatte  und  der 
Mangel  an  Arbeitern  durch  kein  Verschulden  des  Unternehmers  veranlaßt 
war.  Wenn  durch  Krieg  oder  andere  Ereignisse,  deren  Beseitigung  nicht  in 
der  Macht  der  Marineverwaltung  liegt,  die  letztere  genötigt  ist,  die  Arbeiten 
einzustellen,  so  erwächst  daraus  für  den  Kontrahenten  kein  Einspruch,  doch 
hat  er  Anspruch  auf  eine  Entschädigung.  War  die  Einstellung  vorübergehend, 
so  werden  die  Kontraktspreise  ver^tet  und  allfällige  Verbindlichkeiten  in 
Bezug  auf  Materiallieferungen  vom  Ärar  übernommen.  Erfolgte  aber  die  Ein- 
stellung bleibend,  so  werden  die  Kontraktspreise  vergütet  und  dem  Unter- 
nehmer eine  Entschädigung  geleistet  für  den  wirklichen  Verlust,  welchen  er 
durch  die  Arbeitseinstellung  erlitten  hat,  nicht  aber  für  den  ihm  durch  die 
Nichtausführung  der  Arbeiten  entgangenen  Gewinn.  Arbeiten,  welche  nicht 
im  Vertrage  vorgesehen  sind,  dürfen  vom  Unternehmer  erst  dann  begonnen 
werden,  wenn  darüber  ein  Übereinkommen  geschlossen  und  dieses  durch 
die  Marinezentralstelle  genehmigt  ist.  Beobachtet  der  Unternehmer  diese 
Vorsicht  nicht,  so  gelten  seine  diesbezüglichen  Arbeiten  als  ein  freiwilliges 
Zugeständnis.  Unterakkorde  sind  regelmäßig  verboten,  aber  auch  insoweit  sie 
zulässig  sind,  bleibt  der  Unternehmer  allein  verantwortlich  für  eine  solide 
und  tadellose  Arbeitsherstellung.  Auch  sonst  gilt  das  Verbot  der  Zession 
und  selbst  der  Anspruch  auf  Verdienstbeträge  darf  nur  mit  Genehmigung 
der  Marinezentralstelle  abgetreten  werden. 

Ähnliche  erschwerende  Bedingungen  werden  von  der  Heeresverwaltung 
bei  der  Vergebung  anderer  Arbeiten  und  Lieferungen  gestellt.  So  enthalten, 
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um  dies  hier  schon  vorwegzunehmen,  ^die  allgemeinen  Bedingnisse  für 
Militärbauten"^^-')  die  Festsetzung,  daß  der  Ersteher  den  Vertragsstempel 
und  den  fixen  Stempel  aus  eigenen  Mitteln  zu  tragen  hat.  Ein  vollständiges 
(ungestempeltes)  Pare  des  Vertrages  wird  ihm  nur  auf  seine  Kosten  aus- 
gefertigt. Von  jedem  Ersteher  ist  eine  Kaution  im  Betrage  von  10  Prozent 
der  Kostensumme  zu  erlegen.  Der  Kontrahent  ist  verpflichtet,  auA'^ erlangen 
der  Militilrbauleitung  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  zu  erscheinen  und 
gewisse  Arbeiten  (Kostentiberschläge,  Pläne  u.  s.  w.)  unentgeltlich  zu  ver- 
fassen. Der  Kontrahent  hat  sich  stets  vor  Einleitung  der  Materialanschaffung 
und  der  Arbeiten  zu  vergewissem,  ob  seitens  der  Militärbaubehörde  nicht 
irgend  welche  Abweichungen  von  den  Baubehelfen,  beziehungsweise  Än- 
derungen am  Projekte  beabsichtigt  sind,  und  ist  verpflichtet,  derartige  Ab- 
weichungen oder  Änderungen  zu  berücksichtigen,  mag  damit  ein  größerer 
oder  geringerer  Verdienst  verbunden  sein;  er  hat  nur  das  Recht,  die  Be- 
zahlung fl]r  die  auf  ausdrückliche  Anweisung  des  Bauleiters  wirklich  und 
vertragsmäßig  geleisteten  Arbeiten  und  gelieferten  Materialien  zu  begehren, 
80  daß  eventuelle  Ersparungen  infolge  von  Minderleistungen  bloß  der  Militär- 
verwaltung zu  gute  kommen.  Wenn  sich  die  Aufforderung  der  Militärbau- 
behörde zum  Beginn  des  Baues  aus  irgend  einem  Grunde  verzögert,  so  hat 
der  Kontrahent  nicht  das  Recht,  eine  Entschädigung  anzusprechen,  sondern 
er  ist  nur  berechtigt,  falls  die  Verzögerung  über  1  Jahr,  vom  Tage  des  Ver- 
tragsabschlusses an,  dauert,  die  Auflösung  des  Vertrages  zu  verlangen.  Die 
Beurteilung  der  vertragsmäßigen  Leistungen  in  technischer  Beziehung  steht 
während  des  Baues  nur  dem  Bauleiter  und  den  höheren  Militärbehörden 
zu;  ein  schiedsgerichtliches  Verfahren  hierüber  tritt  nur  bei  wichtigen  Bauten 
mit  (Genehmigung  des  Reichskriegsministeriums  ein.  Der  Kontrahent  ist  ver- 
pflichtet, die  Zahlungen  bei  der  Kasse  der  Militärbaubehörde  zu  beheben. 
Nachträgliche  Preiserhöhungen  sind  unstatthaft.  Beschädigungen,  welche  in- 
folge von  Elementarereignissen  u.  dgl.  noch  vor  der  Übernahme  entstehen, 
sind  ohne  Anspruch  auf  eine  besondere  Entschädigung  zu  verbessern.  Aus 
Anlaß  einer  zeitweiligen  Einstellung  der  Baufährung  hat  der  Kontrahent 
keinen  Entschädigungsanspruch.  Auch  bei  gänzlicher  Einstellung  der  Bau- 
fiihrung  besteht  ein  solcher  nicht,  wenn  die  bei  der  Finalabrechnung  er- 
mittelte Differenz  zwischen  der  Verdienstsumme  und  der  approximativen 
Bausumme,  beziehungsweise  der  Voranschlagssumme  nicht  den  dritten  Teil 
der  letzteren  Summe  übersteigt.  Ist  jedoch  die  Differenz  eine  größere,  so 
ist  dem  Kontrahenten  eine  über  die  Verdienstsumme  der  Finalabrechnung 
hinausreichende  Pauschalentschädigung  zugesichert. 

An  derartigen  Klauseln  fehlt  es  endlich  auch  nicht  in  den  sonstigen 
Militärvorschriften,  welche  Bestimmungen  über  das  Lieferungswesen  enthalten 
(Instruktionen  für  den  technisch-administrativen  Dienst  bei  den 
Anstalten  des  Trainzeugwesens  und  des  Artilleriezeugwesens, 
Vorschriften  für  die  Verpflegung  des  k,  und  k.  Heeres  I.  Teil,  Vor- 
schrift für  das  Bettenwesen  im  k.  und  k.  Heere). 

Zur, Beseitigung  dieser  Übelstände  des  Submissionswesens,  worin  andere 
»Staaten  Üsterreich-Ungam  bereits  vor  geraumer  Zeit  vorangegangen  sind,^^*' ) 


'''^^)  Beilage  61  der  Bauvorschriften  I.  T.  — -  '^>*)  Vergl,  insbesondere  den  Zirkular- 
erlaO  des  preußischen  Arbeitaministeriums  vom  17.  Juli  1885  betreffend  die  Vergebung 
von  Leistungen  und  Lieferungen  (die  revidierte  Submisäionsordnung)  bei  Huber,  a.  a.  0., 
8.  448  fr.   Daß  in  den  früheren  Jahren  auch  die  deutschen  Lieferungseinrichtungen  und 
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wird  von  den  gewerblichen  Kreisen  der  Monarchie  seit  Jahren  eine  lebhafte 
Agitation  unterhalten.  Während  von  den  ungarischen  Interessenten  hiebei 
vor  allem  der  Gesichtspunkt  des  Ausschlusses  der  fremdländischen  und  der 
österreichischen  Konkurrenz  in  den  Vordergrund  geschoben  wird,  ist  in 
Osterreich  auch  der  technischen  und  administrativen  Seite  des  Submissions- 
wesens Beachtung  geschenkt  worden.  Die  von  dem  österreichischen  Industrie- 
rate in  der  Plenarversammlung  vom  23.  Jänner  1900  in  Anlehnung  an  die 
frühere  Aktion  des  niederösterreichischen  Gewerbevereines  gefaßten  Beschlüsse 
enthalten  eingehende  Vorschläge  für  eine  solche  Reform  und  die  Durchführung 
dieser  Beschlüsse  würde  auch  ..einen  entscheidenden  Wendepunkt  in  dem 
militärischen  Lieferungswesen  Österreich-Ungarns  bedeuten. 

IX.  Einen  sehr  geringen  Einfluß  endlich  hat  die  Staatsverwaltung  und 
auch  die  Militärverwaltung  in  Österreich-Ungarn  bislang  auf  die  Beziehungen 
zwischen  den  als  Lieferanten  auftretenden  Unternehmern  und  den 
von  ihnen  verwendeten  Arbeitern  genommen.  Nur  vereinzelte  Ansätze 
finden  sichhiezu.  So  ist  z.  B.  in  den  Baudienstvorschriften  L  Teil  Punkt 35, 
beziehungsweise  im  §  87  der  Beilage  61  angeordnet,  daß  der  Bauunternehmer 
für  die  Sicherheit  der  Arbeiter  auf  den  Bauplätzen  und  für  die  Einhaltung 
der  gesetzlich  normierten  Kranken-  und  Unfallversicherung  zu  sorgen  habe. 
Desgleichen  finden  sich  in  den  vom  Marineland-  und  Wasserbauamt 
abgeschlossenen  Verträgen  einzelne  Bestimmungen  zu  Gunsten  der  Arbeiter, 
indem  die  Unternehmer  verpflichtet  werden,  die  Auszahlung  der  Arbeiter 
regelmäßig  vorzunehmen,  für  die  Pflege  und  Heilung  erkrankter  oder  ver- 
wundeter Arbeiter  nach  den  Normen  des  Kranken-  und  Unfallversicherungs- 
gesetzes Sorge  zu  tragen,  die  Sicherheit  der  Arbeiter  stets  im  Auge  zu  behalten 
und  beim  Auftreten  von  Epidemien  nach  den  von  den  Sanitätsbehörden 
erteilten  Weisungen  zu  verfahren,  was  übrigens  selbstverständlich  erscheint. 

Die  vomk.k.  arbeitsstatistischen  Amte  im  österreichischen  Handels- 
ministerium vor  kurzem  eingeleiteten  Studien  eröffnen  nunmehr  die  Aussicht, 
daß  bei  einer  Neuregelung  des  Submissionswesens  auch  die  Interessen  der 
Arbeiterschaft  gebührende  Berücksichtigung  finden  werden. 


Die  erwähnteD  Beschlüsse  des  österreichischen  Industrierates  über  die 
Neuregelung  des  Submissionswesens  haben  vermöge  ihrer  sorgfältigen  For- 
mulierung auch  für  die  Heeresverwaltung  eine  so  große  Bedeutung,  daß  es  nicht  über- 
flüssig erscheint^  dieselben  an  dieser  Stelle  im  Auszug  anzuführen.  Sie  betreffen  die  An 
der  Vergebung,  das  Verfahren  bei  den  Ausschreibungen,  den  Einreichungstermin  und 
die  Zuschlagsfrist,  die  Zuschlagserteilung,  die  abzuschließenden  Verträge  und  deren 
Ausführung. 

Als  Prinzip  wird  aufgestellt,  daß  Leistungen  und  Lieferungen  für  den  Staat  und 
die  SelbstverwaltungskOrper  öffentlich  auszuschreiben  sind.  Von  diesem  Grundsatze  darf 
nur  in  einer  Reihe  von  Fällen  zu  Gunsten  der  engeren  Bewerbung  oder  der  freien  Ver- 
gebung abgegangen  werden.  Unter  Ausschluß  jeder  Ausschreibung  kann  die 
Vergebung  erfolgen  für  Lieferungen  und  Leistungen,  deren  Voranschlagswert  die  Summe 
von  1000  Kronen  nicht  tibersteigt,  und  flir  Nachbestellungen,  soferne  kein  höherer  Preis 
begehrt  wird  als  für  die  Hauptlieferung  und  soferne  diese  Nachbestellungen  nicht  mehr 


speziell  das  Beschaffungswesen  der  deutschen  Militär-  und  Marineverwaltung  zu  zahl- 
reichen Klagen  in  der  angedeuteten  Richtung  Anlaß  gab,  ist  aus  den  Bemerkungen  in 
Fauchers  „Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft  und  Kulturgeschichte**,  9.  Jahrgang. 
3.  Bd.  (1871),  S.  1  ff.,  klar  zu  ersehen. 
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als  20  Prozent  der  urspiüDglicbeD  Lieferung  betragen.  Zu  engerer  Bewerbung  mit 
Ausschluß  der  Öffentlichkeit  können  Leistungen  und  Lieferungen  ausgeschrieben 
werden,  wenn  durch  verzögei-te  Ausführung  derselben  Interessen  der  öffentlichen  Sicher- 
heit gefährdet  werden  oder  wenn  die  Leistungen  nur  von  einem  engeren  Kreise  von 
Unternehmern  in  geeigneter  Weise  ausgeführt  werden  können  oder  zu  ihrer  Aus- 
ftihmng  eine  besondere  Kunstfertigkeit  erforderlich  ist  oder  endlich  wenn  bezüglich 
dieser  I^istangen  und  Lieferungen  in  einer  abgehaltenen  öffentlichen  Ausschreibung 
ein  geeignetes  Resultat  nicht  erzielt  worden  ist.  Bei  der  Ausschreibung  ist  der 
Gegenstand  in  allen  Einzelheiten  genau  zu  bezeichnen,  beziehungsweise  mit  voller 
Klarheit  zu  beschreiben,  insbesondere  qualitativ  unter  Beifügung  von  QualitStsvor- 
Schriften  und  wenn  möglich  auch  von  Mustern  genau  zu  umgrenzen.  Die  der  Aus- 
schreibung beizufügenden  Muster  und  Pläne  sollen  die  Möglichkeit  einer  genauen 
Kalkulation  gewährleisten.  Nebenumstände,  welche  auf  die  Preiskalkulation  Einfluß 
üben,  sind  bekanntzugeben.  In  der  Regel  sind  Einheitspreise  abzuverlangen,  damit 
dem  prozentuellen  Abbieten  möglichst  vorgebeugt  werde.  Die  Kumulierung  von  Arti- 
keln, welche  verschiedenen  Branchen  angehören,  ist  zu  vermeiden.  Zur  Einreichung 
von  Offerten  sind  nur  die  Erzeuger  selbst,  nicht  aber  Händler  zuzulassen.  Umfang- 
reichere Ausschreibungen  sind  derart  zu  zerlegen,  daß  auch  kleineren  Gewerbetreibenden 
die  Beteiligung  ermöglicht  werde.  Beztiglich  der  Beschaffenheit  der  zu  liefernden  Waren 
sind  ungewöhnliche,  im  Handel  nicht  übliche  Anforderungen  nur  im  Falle  unbedingter 
Notwendigkeit  zu  stellen  und  es  ist  dieser  Umstand  auch  in  der  Ausschreibung  hervor- 
zuheben. Für  die  Ausführung  der  Leistungen  und  Lieferungen  sind  ausreichend  be- 
messene Fristen  zu  gewähren.  Bei  dringendem  Bedarf  ist  nur  für  die  zunächst  erforder- 
liche Menge  besondere  Beschleunigung  vorzuschreiben.  Die  Zeitdauer  von  Lieferungen 
solcher  Waren,  welche  Preisschwankungen  unterliegen,  ist  je  nach  den  Verhältnissen 
des  Artikels  nach  Anhörung  der  zu  kreierenden  Fachbehörde  für  das  Submissionswesen 
zu  bemessen.  Diese  Behörde  hat  auch  den  geeignetsten  Zeitpunkt  für  die  Ausschreibung 
zu  ermitteln.  Die  Bekanntmachung  der  Ausschreibung  soll  nicht  nur  durch  das  behörd- 
liche Organ,  sondern  auch  im  Wege  der  Tagespresse  oder  der  Fachblätter  erfolgen. 
Überdies  ist  ein  Exemplar  der  Ausschreibung  an  die  Handels-  und  Gewerbekammern 
einzusenden  und  den  Genossenschaften  der  interessierten  Gewerbe  davon  Mitteilung  zu 
machen.  Duplikate  sind  gegen  Erstattung  der  Selbstkosten  zu  verabfolgen.  Die  Insertions- 
kosten  haben  die  ausschreibenden  Behörden  zu  tragen.  Ein  Vorbehalt  einer  Vermehrung 
oder  Verminderung  darf  von  selten  der  Behörden  nur  bei  solchen  Leistungen  und  Lie- 
ferungen stattfinden,  deren  Umfang  sich  im  vorhinein  nicht  genau  bemessen  läßt,  und 
die  Maximalgrenze  nach  oben  oder  unten  ist  dabei  mit  10  Prozent  des  auszuschreibenden 
tijuantums  festzusetzen.  Als  Höchstausmaß  der  Sicherstellung  des  Anbotes  haben  5  Pro- 
zent der  Wertsumme  der  gesamten  Leistungen  oder  Lieferungen  zu  gelten.  Für  Anbote 
von  Leistungen  oder  Lieferungen  bis  zum  Höchstwerte  von  2000  Kronen  soll  eine  Sicher- 
frtellong  gewöhnlich  nicht  begehrt  werden.  Als  Einreichungstermin  sind  für  kleinere 
Lieferungen  14  Tage,  für  größere  Arbeiten  4  Wochen  festzusetzen.  Die  Bewerber  bleiben 
bis  zur  bestimmten  Zuschlags  fr  ist  an  ihre  Anbote  gebunden.  Diese  Frist  soll  aber 
in  «llen  Fällen,  insbesondere  bei  Lieferungen  solcher  Waren,  die  größeren  Preisschwan- 
kungen unterworfen  sind,  auf  das  kürzeste  bemessen  werden.  Nach  Ablauf  des  Ein- 
reichungstermins sind  Offerte  oder  Nachträge  zu  denselben  nicht  mehr  anzunehmen. 
Der  Zuschlag  soll  durch  eine  Kommission  erfolgen,  welche  von  der  ausschreibenden 
Behörde  einzusetzen  ist  und  aus  Organen  dieser  Behörde  und  einer  gleichen  Anzahl  von 
Sachverständigen  zu  bestehen  hat.  Die  Nominierung  dieser  Sachverständigen  wird  der 
2U  kreierenden  Fachbehörde  übertragen.  Von  vornherein  sind  von  der  Berücksichtigung 
solche  Anbote  auszuschließen,  welche  den  der  Ausschreibung  zu  Grunde  gelegten  Be- 
dingungen nicht  entsprechen   oder  nach  den  vom  Bewerber  eingereichten  Proben  nicht 
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geeignet  sind,  welche  von  Bewerbern  ausgehen,  die  sich  innerhalb  der  vorausgehenden 
3  Jahre  nach  gerichtlichem  oder  schiedsgerichtlichem  Aussprach  als  unsolid  oder  un- 
tüchtig erwiesen  haben,  dann  Anbote,  die  eine  im  offenbaren  Mißverhältnis  zu  der  be- 
treffenden  Leistung  oder  Lieferung  stehende  Preisfordernng  enthalten,  so  daß  auf  Grund 
derselben  eine  tüchtige  Ausführung  nicht  erwartet  werden  kann,  sofern  der  Bewerber 
nicht  in  der  Lage  ist,  eine  ausreichende  Begründung  hiefür  beizubringen  und  überdies 
der  Behörde  als  leistungsflihig  und  solid  bekannt  ist,  endlich  Anbote,  welche»  ohne  selbst 
Preise  zu  stellen,  lediglich  auf  dem  Unterbieten  anderer  Anbote  beruhen.  Der  Zuschlag 
soll  zu  Gunsten  des  bestbilligsten  Anbotes  erfolgen,  d.  h.  die  Anbote  der  8  Mindest- 
fordernden werden  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  und  der  Zuschlag  hat  an  den- 
jenigen  dieser  3  Bewerber  zu  geschehen,  welcher  bei  relativ  billigen  Preisen  die  meiste 
Garantie  für  solide  und  rechtzeitige  Erfüllung  gewährt.  Bei  engeren  Ausschreibungen 
aber  soll  die  Vergebung  an  den  Mindestfordernden  erfolgen.  Alle  Leistungen  und  Liefe- 
rungen sind  grundsätzlich  an  österreichische  Gewerbetreibende  und  Industrielle  zu  ver- 
geben. Eine  Ausnahme  hievon  darf  stattfinden  bei  Gegenständen,  welche  nach  einer 
von  der  Fachbehörde  aufzustellenden  Liste  zur  Zeit  im  Inlande  nicht  beschafft  werden 
können.  Sonst  ist  die  Vergebung  von  Lieferungen  an  das  Ausland  nur  mit  Bewilligung 
des  Handelsministers  gestattet.  Bei  Vergebung  von  Bauarbeiten  sind  im  Falle  gleicher 
Preisstellung  die  im  Orte  oder  in  dessen  nächster  Nähe  wohnenden  Gewerbetreibenden 
vorzugsweise  zu  berücksichtigen.  Regelmäßig  ist  über  den  durch  die  Erteilung  des 
Zuschlages  erfolgten  Abschluß  eine  förmliche  Vertragsurkunde  zu  errichten,  in  welcher 
aber  nicht  nur  die  Pflichten  des  Erstehers,  sondern  auch  die  Rechte  desselben  zum  Aus- 
drucke gebracht  werden  sollen.  Von  der  Errichtung  eines  Vertrages  kann  abgesehen 
werden  bei  Leistungen  und  Lieferungen,  die  einen  Wert  von  2000  Kronen  nicht  Über- 
steigen. In  diesem  Falle  genügt  eine  alle  wesentlichen  Bedingungen  enthaltende  Korre- 
spondenz mit  Schluß-  und  Gegenbrief.  Für  häufig  vorkommende  Leistungen  und  Liefe- 
rungen gleicher  Art  sind  allgemeine  Vertragsbedingungen  ein  für  allemal  festzusetzen. 
Was  die  Ausführung  der  Verträge  anbelangt,  so  sollen  die  Zahlungen  auf  das 
rascheste,  auf  Wunsch  des  Erstehers  durch  die  k.  k.  Postsparkasse  geleistet  und  von  der 
persönlichen  Entgegennahme  der  Zahlung  und  der  vorherigen  Einreichung  der  Quittungen 
völlig  abgesehen  werden.  Femer  sind  Abschlagszahlungen  bis  zum  Ausmaße  von  90  Pro- 
zent des  Jeweils  verdienten  Guthabens  auf  Grund  von  eingereichten  Teilrechnungen  zu 
leisten.  Zur  Verstärkung  der  Kaution  dürfen  Abschlagszahlungen  nur  insoweit  zurück- 
behalten werden,  als  bereits  Ansprüche  an  den  Ersteher  erwachsen  sind.  Die  Prüfung 
der  Schlußrechnungen  soll  spätestens  3  Monate  nach  erfolgter  Vorlage  beendigt  sein 
und  das  resultierende  Restguthaben  dem  Unternehmer  binnen  weiteren  14  Tagen  aus- 
bezahlt werden.  Konventionalstrafen  dürfen  zur  Wahrung  des  Interesses  rechtzeitiger 
Lieferung,  aber  nur  in  einem  zum  Werte  des  Gegenstandes  richtigen  Verhältnisse  aus- 
bedungen werden.  Die  Garantiezeit  beginnt  im  Moment  der  Übernahme  und  es  ist  ihre 
Dauer  jeweils  protokollarisch  festzusetzen.  Eine  allzuweite  zeitliche  Hinansschiebung 
dieser  Zeit  soll  nicht  eintreten  bei  Artikeln  und  Waren,  die  einer  raschen  Abnützung 
durch  Einflüsse  unterliegen,  welche  sich  der  Beobachtung  des  Lieferanten  entziehen. 
Nach  Erfüllung  der  Verpflichtungen  hat  unverzüglich  die  Rückgabe  der  nicht  höher  als 
mit  5  Prozent  der  Vertragssumme  zu  bemessenden  Kaution  zu  erfolgen.  Sofern  die 
Vertragssumme  2000  Kronen  nicht  übersteigt,  kann  auf  Sicherstellung  verzichtet  werden. 
Die  Vertragskosten  und  Stempel  gebühren  sind  von  beiden  Teilen  je  zur  Hälfte  zu  tragen. 

§  88.    Die  Militärlasten  und  ihre  Bedeutung  für  die  wirtschaftliche  Heeres- 

yerwaltung» 

I.    Die  Militärlasten   sind   gesetzliche  oder  auf  dem  Gewohnheits- 
recht beruhende  Verpflichtungen  der  Staatsbewohner  zu  vermi^onsrechtlichen 
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Leistungen  für  das  Heer.  Sie  beruhen  ihrem  Reehtsgrund  nach  auf  dem 
objektiven  öffentlichen  Rechte  und  unterscheiden  sich  dadurch  wesentlich 
von  den  durch  privatrechtliche  Verträge  geregelten  Verpflichtungen  der 
Lieferanten.  Ihrem  Inhalte  nach  betreffen  sie  durchwegs  Vermögensleistungen, 
die  jedoch  nicht  immer  positiver  Natur  sind,  und  unterscheiden  sich  dadurch 
prinzipiell  von  der  Wehr-  und  Militärdienstpflicht.  Ihr  unterliegen  auch  die 
im  Inlande  befindlichen  Vermögensobjekte  juristischer  Personen  und  der 
Ausländer,  dagegen  nicht  die  im  Auslande  befindlichen  Vermögensstücke 
der  Inländer. 

Die  Militärlasten  sind  ihrer  Natur  nach  subsidiäre  Lasten,  d.  h.  sie 
treten  regelmäßig  nur  in  Wirksamkeit,  wenn  die  betreffenden  Armeebedürf- 
uisse  entweder  wegen  ihrer  Beschaffenheit  oder  wegen  ihres  Umfanges  im 
Wege  der  sonstigen  Beschaffungsmethoden  von  der  Heeresverwaltung  nicht 
]>efriedigt  werden  können.  Ob  und  wann  dieser  Fall  gegeben  ist  sowie 
über  das  dabei  einzuhaltende  Verfahren  entscheiden  in  der  Regel  die  militäri- 
schen und  die  politischen  Behörden,  nicht  aber  die  Zivilgerichte. 

Da  die  Militärlasten  den  einzelnen  nach  zufälligen  Umständen  Ver- 
mögenseinbußen auferlegen,  soll  denselben  ein  Anspruch  auf  Entschädigung 
gegeben  sein.  Doch  wird  dieser  ethischen  Forderung  vom  positiven  Rechte 
nicht  in  allen  Fällen  entsprochen.  Das  Entschädigungsverfahren  stimmt 
bald  mit  dem  in  Expropriationsfällen  üblichen  Vorgange  tiberein,  bald  besteht 
es  in  einer  mehr  summarischen  Prozedur. 

IL  Ihrer  juristischen  Natur  nach  sind  die  Militärlasten  ein  Rechts- 
iustitut  sui  generis.  Sie  gehören  nicht  dem  Staatsnotrecht  an,  weil 
dieses  überhaupt  Rechtsschranken  nicht  anerkennt  und  jeden  Entschädigungs- 
anspruch im  Prinzip  versagt. ''®'')  Sie  sind  aber  auch  nicht  Anwendungsfälle 
der  Expropriation,  weil  es  dabei  an  einem  öffentlichen  Unternehmen  fehlt, 
7M  dessen  Gunsten  die  Einräumung  des  Eigentumsrechtes  oder  anderer  der- 
gleichen Rechte  stattzufinden  hätte,  die  meisten  Militärlasten  vielmehr  auf 
eine  Lieferung  von  Sachen,  die  Gewährung  von  Arbeiten  oder  die  Unter- 
lassung gewisser  Handlungen  gerichtet  sind.'^®) 

III.  Das  Anwendungsgebiet  der  Militärlasten  ist  ein  sehr  weites 
und  reicht  über  den  Bereich  der  wirtschaftlichen  Heeresverwaltung  hinaus.^®^) 

''^^  Vergl.  hierüber  nunmehr  Layer,  a.  a.  0.,  S.  36  ff.,  welcher  mit  Recht  die 
Eliminienmg  dieses  Begriffes  aus  der  juristischen  Terminologie  fordert.  —  '^^)  Die  herr- 
schende Meinung  erblickt  in  den  meisten  Militärlasten  Fälle  der  Expropriation,  wenn 
sie  auch  nicht  verkennt,  daß  auf  sie  regelmäßig  nicht  die  Normen  der  allgemeinen  Ex- 
propriationsgesetze,  sondern,  zumal  es  sich  zumeist  um  die  Inanspruchnahme  von  Mobilien 
handelt,  Spezialbestimmungen  zur  Anwendung  zu  bringen  sind.  Vergl.  hierüber  jetzt  Layer, 
a.  a.  0.,  S.  579  f.  —  "•^)  Einen  Hauptfall  der  nicht  dem  Gebiet  der  wirtschaftlichen  Heeres- 
verwaltung angehörigen  Militärlasten  bilden  die  bereits  erörterten  Beschränkungen 
des  Grundeigentums  in  der  Nähe  von  festen  Plätzen,  die  im  Frieden  wie  im 
Kriege  bestehen,  in  dem  Falle  aber,  wenn  eine  Festung  in  den  Kriegszustand  versetzt  wird, 
noch  verstärkt  werden.  Dieselben  zeigen  in  manchen  Punkten  Eigentümlichkeiten  gegenüber 
ilcn  übrigen  Militärlasten  und  werden  daher  tfilers  auch  in  juristischer  Beziehung  anders 
heorteilt.  Insbesondere  zählen  jene  Schriftsteller,  welche  die  sonstigen  Militärlasten  als 
Fälle  der  Expropriation  auffassen,  die  Rayonsbeschränkungen  zu  den  öffentlichrecht- 
liehen  Grunddienstbarkeiten.  Vergl.  Layer,  a.  a.  0.,  S.  49.  Andere  MUitärlasten  finden 
sich  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  militärischen  Kommunikationswesens. 
Vergl.  hierüber  §  70  III. 
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Je  nachdem  sie  im  Frieden  oder  im  Kriegsfall  Platz  greifen,  pflegt  mau  sie 
in  Friedens-  und  in  Eriegsleistungen  einzuteilen.  Die  letzteren  haben 
das  Eigenttlmliche,  daß  die  Entschädigung  von  der  Kriegsverwaltung  nicht 
immer  sogleich  in  barem  Gelde  geleistet  wird,  sondern  eine  gewisse  Frist 
gestundet  werden  muß. 

IV.  Die  Bedeutung  der  Militärlasten  für  die  wirtschaftliche 
Heeresverwaltung  liegt  darin,  daß  sie  auch  dann  der  Kriegs  Verwaltung  eine 
rasche  und  sichere  Befriedigung  der  Heeresbedflrfnisse  ermöglichen,  wenn  die 
sonstigen  Mittel  und  Wege  wegen  übermäßiger  Preissteigerungen,  ünwilligkeit 
der  Bevölkerung  oder  aus  anderen  Gründen  versagen.  Wenn  ihr  Gebiet 
gegenüber  den  anderen  Beschaffungsmethoden  in  der  neueren  Zeit  auch 
einigermaßen  eingeengt  worden  ist,  so  sind  die  Fälle  ihrer  Anwendung 
doch  noch  immer  so  zahlreich  und  der  durch  sie  bewirkte  Druck  so  groß, 
daß  die  Gesetzgebung  alle  Veranlassung  hat,  durch  eine  sorgfältige  Normie- 
rung und  durch  Gewährung  liberal  bemessener  Entschädigungen  diesen 
Druck  der  davon  betroffenen  Bevölkerung  zu  erleichtern. 


Diesen  Anforderungen  entspricht  die  bisherige  österreichisch-ungarische  Gesetz- 
gebung noch  nicht  in  vollem  Umfange.  Nur  einzelne  Friedensleistungen  haben  in  der 
neueren  Zeit  eine  ausführliche  gesetzliche  Begelung  gefunden.  Bezüglich  der  Kriegs- 
leistungen ist  eine  solche  Ordnung  bis  zur  Stunde  noch  ausständig  und  bei  den  Rayona- 
beschränkungen  wird,  wie  schon  früher  angeführt  wurde,  ein  Entschädigungsanspruch 
in  den  meisten  Fällen  gänzlich  versagt.  Gereicht  dieser  Zust-and  der  Dinge  der  von  den 
Militärlasten  betroffenen  Bevölkerung  nicht  zum  Vorteile,  so  ist  es  andererseits  auch  flir 
die  Heeresverwaltung  von  Nachteil,  daß  für  die  zwangsweise  Anforderung  zahlreicher 
Leistungen,  die  im  Kriege  und  eventuell  auch  im  Frieden  benötigt  werden  können,  gar  keine 
oder  nur  spärliche  gesetzliche  Grundlagen  vorhanden  sind.  Im  Gegensatze  hiezu  sind  im 
Deutschen  Reiche  sowohl  die  Friedens-  als  die  Kriegsleistungen  durch  ausführliche  moderne 
Gresetze  geregelt  (Preußisches  Gesetz  vom  25.  Juni  1868  betreffend  die  Quartierleistung  für 
die  bewaffnete  Macht  während  des  Friedenszustandes,  Reichsgesetz  vom  13.  Februar  1875 
über  die  Friedensleistungen  und  Reichsgesetz  vom  13.  Juni  1873  über  die  Kriegsleistungen 
mit  verschiedenen  Novellen)  und  ist  die  Zahl  der  in  diesen  Gesetzen  statuierten  Militär- 
lasten eine  weit  größere.  Sie  umfassen  die  Leistung  von  Quartier  und  Naturalverpflegung 
im  Frieden  und  im  Kriege,  die  Lieferung  von  Fourage,  die  Vorspannleistung,  die  Lie- 
ferung von  Pferden,  die  Stellung  von  Schiffen  für  die  Kriegsmarine,  Verpflichtungen 
der  Eisenbahn  Verwaltungen  zu  Transportleistungen,  zur  Lieferung  von  Eisenbahnmaterial 
und  Stellung  von  Personal,  die  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Stellung  von  Gespann- 
fuhren, Boten  und  von  Mannschaften  für  verschiedene  militärische  Arbeitsleistungen« 
weiters  die  Obliegenheit  der  Gemeinden  zur  Überlassung  von  Grundstücken  und  Ge- 
bäuden, verschiedenen  Materialien  und  selbst  Ausrüstnngsgegenständen  ftir  Heereszwecke, 
die  Verpflichtung  der  Grundbesitzer  zur  Überlassung  der  Grundstücke  ftir  Übungszwecke, 
endlich  die  Mitbenützung  von  Brunnen,  Tränken  und  Schmieden.  In  Österreich-Ungarn 
ist  in  einzelnen  dieser  Fälle  die  fehlende  gesetzliche  Verpflichtung  durch  eine  vertrags- 
mäßige Verbindlichkeit  ersetzt. 

B.  Die  einzelnen  Agenden  der  wirtschaflliclien  Verwaltung. 

1.  Das  Ausrüstungswesen. 

§  39.  Das  Waffen-  und  Mnnitionswesen. 

I.  Die  Erzeugung  und  die  Aufbewahrung  der  Waffen  und  Munition 
oblag  seit  dem  Aufkommen  der  Artillerie  dem   Feldzeugamt  und  bereits 
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seit  Maximilian  I.  gab  es  in  vielen  Orten  der  Monarchie  eigene  Zeughäuser. 
In  den  Festungen  wurde  die  Aufbewahrung  der  Waffen-  und  Munitions- 
vorrätje  von  der  Haus-  oder  Garnisonsartillerie  besorgt.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  XVHI.  Jahrhunderts  besaß  die  technische  Artillerie  bereits  eine  feste 
Gliederung.  Die  oberste  Leitung  hatte  das  Hauptzeugamt.  Unter  dem- 
selben  befanden   sich   das  Feldzeugamt  und  die  Garnisonsartillerie. 

Das  Feldzeugamt,  dessen  Stab  sich  in  Wien  befand  und  welches 
stabile  Posten  mit  den  nötigen  Werkstätten  in  verschiedenen  Orten  der 
Monarchie  besaß,  besorgte  vorzugsweise  die  Feldausrüstungsgegenstände, 
die  in  Distrikte  eingeteilte  Garnisonsartillerie  aber  die  Belagerungs- 
ansrüstnng.  Außerdem  bestand  in  der  Alservorstadt  zu  Wien  eine  Feuer- 
gewehrfabrik, die  ursprünglich  einer  privaten  Gesellschaft  gehörte,  dann 
von  Josef  II.  für  den  Staat  angekauft  wurde  und  in  Steyr  eine  Filiale 
besaß.  Sie  arbeitete  teils  mit  Militärmannschaft,  teils  mit  Zivilarbeitern.  Die 
Erzeugung  der  Munition  besorgten  die  Feuerwerksmeistereien,  welche 
von  Detachements  des  damaligen  Bombardierkorps  geleitet  wurden.  In  den 
Jahren  1850  und  1851  wurde  die  technische  Artillerie  in  der  heutigen 
Gestalt  organisiert  und  nach  der  Vollendung  des  Artilleriearsenals  (1856) 
die  Feuergewehrfabrik  aus  der  Alservorstadt  in  das  Arsenal  verlegt,  während 
die  Filiale  in  Steyr  in  Privatbesitz  überging. 

n.  Gegenwärtig  obliegt  der  Artilleriezeugs  Verwaltung  die  Erzeugung 
und  Beschaffung  des  gesamten  für  die  Ausrüstung  des  Heeres  und  der 
festen  Plätze  nötigen  Artilleriematerials,  der  Handfeuerwaffen  samt  der 
zugehörigen  Munition,  dann  der  blanken  Waffen,  ferner  die  Verwaltung  und 
Verwahrung  der  in  ärarischer  Regie  oder  im  Wege  der  Privatindustrie 
beschafften  Waffen  und  Munitionsorten,  soweit  dieselben  nicht  den  Truppen 
zum  Gebrauche  und  zur  Aufbewahrung  übergeben  werden. 

Zu  den  Anstalten  der  Artilleriezeugs  Verwaltung  zählen: 

1.  Das  Artilleriearsenal  in  Wien  mit  der  Artilleriezeugsfabrik, 
das  Artilleriezeugsdepot  in  Wien  und  die  Übernahmskommission. 
Die  Artilleriezeugsfabrik  in  Wien  bildet  den  Haupterzeugungsplatz  t\lr 
das  Artillerie-  und  sonstige  Waffenmaterial  des  Heeres,  soweit  die  Be- 
schaffung desselben  nicht  im  Wege  der  Privatindustrie  erfolgt.  Sie  gliedert 
sich  in  technischer  Beziehiing  in  das  Konstruktionsbureau  und  3  Betriebs- 
inspektionen. Dem  Artilleriezeugsdepot  obliegt  die  Magazinierung  und 
Evidenzhaltung  der  daselbst  befindlichen  Vorräte  an  Artilleriematerial,  an 
Handfeuerwaffen  und  blanken  Waffen,  an  Munition,  Rohstoffen  und  Halb- 
fabrikaten, dann  die  Beschaffung  der  letzteren  und  der  Handwaffen,  endlich 
die  Erfolglassung  aller  dieser  Gegenstände  an  die  Truppen,  ärarischen 
Fabriken  und  die  außerhalb  Wiens  gelegenen  Depots.  Das  Depot  umfaßt 
3  Geschäftsgruppen.  Die  Übernahmskommission  besorgt  die  Untersuchung 
und  Übernahme  aller  sowohl  von  der  Artilleriezeugsfabrik  als  auch  von  den 
auswärtigen  Depots  und  Truppen,  dann  von  Lieferanten  einlangenden 
Zeugssorten  und  Materialien. 

2.  Die  Munitionsfabrik  und  das  Artilleriezeugsdepot  in  Wöl- 
lersdorf,  dann  die  Pulver-  und  Dynamitfabrik  in  Blumau  nächst 
Felixdorf  (im  Jahre  1891  flir  das  rauchlose  Pulver  errichtet)  und  die 
Pulverfabrik  in  Stein  nächst  Laibach.  Die  Munitions-  und  Pulver- 
fabriken besorgen  die  Anfertigung  der  Kleingewehr-  und  Geschützmunition 
sowie  die  Erzeugung  der  verschiedenen  Pulversorten  und  Sprengmittel  (des 
Jlitroglyzerins    und    der    Nitrozellulose).     Das    Artilleriezeugsdepot    in 
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WiUlersdorf  aber  hat  die  Bestimmung,  Vorräte  an  fertiger  Munition  und 
Munitionsbestandteilen,  an  Leucht-  und  Sprengmitteln  jeder  Art  für  Aus- 
rttstungszwecke,  dann  die  Vorräte  an  Munitionsgegenständen  und  Roh- 
materialien, soweit  es  der  Bedarf  der  Munitionsfabriken  erfordert,  zu  verwalten. 

3.  Mehrere  in  der  Provinz  zerstreute  Artilleriezeugsdcpots  und 
Artilleriezeugsfilialdepots.  Denselben  obliegt  hauptsächlich  die  Ver- 
waltung und  Verwahrung  der  daselbst  deponierten  Artilleriematerialsorten, 
Handfeuer-  und  blanken  Waffen,  eventuell  die  Herstellung  schadhafter 
Sorten,  soweit  dies  nicht  die  Truppenkörper  durch  die  bei  ihnen  befindlichen 
Büchsenmacher  besorgen,  oder  auch  die  Erzeugung  und  Beschaffung 
neuer  Vorräte  je  nach  der  Wichtigkeit  des  betreffenden  Depots.  Sie  haben 
überdies  durch  die  bei  ihnen  bestehenden  Artillerielaboratorien  die  Erzeugung 
der  Exerzier-  und  Scheibenschußmunition  sowie  nach  Bedarf  auch  die  Her- 
stellung der  Geschützmunition  zu  besorgen  und  die  vorgeschriebene  Unter- 
suchung der  bei  den  Truppen  und  Heeresanstalten  erliegenden  Munitions- 
vorräte durchzuführen.  Den  Artilleriezeugsdepots  obliegt  schließlich  die  Führung 
der  Pulververschleißgeschäfte  und  die  Überwachung  der  privaten  Pulver- 
werke. 

Die  für  die  beiden  Landwehren  und  den  Landsturm  erforderlichen 
Waffen  und  Munitionsgegenstände  werden  in  der  Regel  von  der  Privat- 
industrie und  nur  ausnahmsweise  von  den  Anstalten  der  Artilleriezeugs- 
verwaltung geliefert.  Die  Übernahme  und  Verwahrung  der  nicht  an  die 
Truppen  verabfolgten  Kriegsvorräte  besorgt  für  die  österreichische  Land- 
wehr und  den  österreichischen  Landsturm  das  Landwehr-Ausrüstungs- 
hauptdepot  in  Wien,  fUr  die  ungarische  Landwehr  und  den  ungarischen 
Landsturm  das  Landwehr-Zentralwaffendepot  in  Budapest  und  rück- 
sichtlich der  Kleingewehrmunition  die  Landwehr-Munitionskommission 
in  Preßburg.  Für  den  tirolisch-vorarlbergischen  Landsturm  bestehen 
mehrere  Landsturmzeugshäuser  und  Zeughausfilialen. 

I  40.  Das  Montnrwesen. 

L  Die  Einführung  einer  einheitlichen  Montierung  :  fällt  erst  in  die 
Zeiten  Leopolds  L,  doch  blieb  die  Beschaffung  der  n^^^mdigen  Montur- 
stücke  zunächst  noch  in  den  Händen  der  Regimentsinhal)er.  Erst  zur  Zeit 
des  Siebenjährigen  Krieges  (1759)  wurden  in  Wien  und  Prag  vorübergehend 
ärarische  Niederlagen  errichtet,  aus  welchen  die  Regimenter  um  b  »stimmte 
Preise  ihren  Bedarf  an  Monturen  entnehmen  konnten,  wenn  sie  dieseiDen  um 
diesen  Betrag  nicht  von  den  Lieferanten  erhielten.  Wenige  Jahre  später  (17G7) 
erfolgte  die  Zentralisierung  des  Montierungswesens  durch  die  Errichtung 
der  Monturökonomiekommissionen.  Fortan  war  die  Beschaffung  der 
Monturen  den  Truppen  ganz  abgenommen  und  sie  erhielten  dieselben  nun- 
mehr nach  einer  für  jedes  Stück  bemessenen  Dauerzeit  von  den  Kommis- 
sionen erfolgt. 

n.  Gegenwärtig  besorgen  die  Aufbewahrung  der  regelmäßig  im  Wege 
der  Privatindustrie  beschafften  Monturen  für  das  Landheer  die  Montur- 
verwaltungsanstalten.  Dieselben  sind  entweder  stabile  oder  mobile 
Anstalten.  Zu  den  ersteren  zählen  die  4  Monturdepots  (in  BrUnn,  Graz. 
Kaiser-Ebersdorf  bei  Wien  und  Budapest),  die  2  Monturfilialdepots  (in 
Karlshurg  und  Sarajewo)  und  1  Monturmagazin  (in  Mostari.  Zu  den 
mobilen  Anstalten  gehören  die  Montur(und  SanitätsmateriaHfeld- 
depots   und    deren   Exposituren.    Die   Aufstellung   des  Monturfelddepots 
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erfolgt  im  Mobilisierungsfalle  durch  die  Monturdepots,  eventuell  haben  ihre 
Aufgabe  die  im  Frieden  bestehenden  Monturanstalten  zu  übernehmen.  Sie 
werden  der  Armee  und  jedem  selbständig  operierenden  Armeekörper  (Korps, 
Truppendivision)  beigegeben.  Ihre  Dotierung  ist  auf  solche  Mengen  be- 
schränkt, welche  den  voraussichtlichen  Bedarf  des  operierenden  Heeres  für 
2  bis  3  Wochen  decken.  Dagegen  ist  der  Nachschub  aus  den  stabilen 
Monturanstalten  stets  in  geregeltem  Gange  zu  erhalten. 

Im  Gegensatz  zum  Landheere  herrscht  beider  Kriegsmarine  in 
gewissem  Umfange  das  System  der  Selbsterzeugung.  Seit  der  Einrichtung  der 
Marinebekleidungswerkstätte  (1889)  werden  nämlich  fast  alle  durch  die 
Adjustierungavorschrift  der  Kriegsmarine  vorgezeichneten  Bekleidungs-  und 
Ausrttstnngsgegenstände  für  die  Unteroffiziere  und  Matrosen  (mit  Ausnahme  der 
Metall-  und  Posamentierartikel)  und  seit  der  jüngsten  Zeit  (1897)  auch  das 
Schuhwerk  in  eigener  Regie  erzeugt.  Die  Herstellung  der  Wäsche  und  die 
Bearbeitung  der  Tuchsorten  geschieht  fast  ausschließlich  im  Wege  der  Haus- 
industrie durch  weibliche  ^\jbeitskräfte,  welche  sich  vorzugsweise  aus  den 
Familienmitgliedern  der  Marineangehörigen  rekrutieren.  Nur  die  Erzeugung 
jener  Bekleidungsstücke,  deren  Anfertigung  besondere  technische  Fertig- 
keiten erheischt,  kann  Zivilschneidern  übertragen  werden.  Die  Erzeugung 
der  Wirk-  und  Lederwaren  aber  wird  in  der  Werkstätte  selbst  mit  Hilfe 
von  Maschinen  besorgt,  und  zwar  werden  zur  Anfertigung  der  Wirkwaren 
ebenfalls  weibliche  Arbeitskräfte  verwendet  und  nur  die  Lederwaren  dnrch 
handwerkkundige  Matrosen  oder  Zivilprofessionisten  ausgeführt  ^^^) 

Die  Marinebekleidungswerkstätte  untersteht  dem  Marinebeklei- 
dangsamte.  Dasselbe  ist  zur  Übernahme  und  Verwaltung  der  von  der 
Privatindustrie  gelieferten  Stoffe  berufen  und  übergibt  dieselben  dann  der 
Bekleidungswerkstätte  zur  Bearbeitung. 

Der  Verlag  der  Montursorten  für  die  österreichische  Landwehr  und 
die  Landesschützen  besorgen  im  Frieden  das  Landwehr-Ausrüstungs- 
hauptdepot in  Wien  und  die  in  Tirol  und  Vorarlberg  bestehenden  Land- 
sturmzeughäuser nebst  deren  Filialen.    Im  Kriege  dienen  diese  Depots 


'^''^)  Die  Zivilprofessionisten  werden  gegen  Stücklohn  aufgenommen.  Die  Ent- 
lohnung der  weiblichen  Arbeitskräfte  erfolgt  auf  Grund  von  Probearbeiten.  Als  weitere 
Basis  dient  hiebei  der  für  eine  durchschnittlich  achtstündige  fleißige  Arbeit  mit  1  Krone 
28  HelIeE^iii0tgesetzte  Taglohn  der  Segelnäherinnen  im  Seear&enale.  Während  der  Unter- 
weisu^  Haben  die  Näherinnen  nur  auf  70  Prozent  der  Entlohnung  Anspruch.  Die  Ab- 
züge fUr  erhaltenes  Nähmaterial  dürfen  20  Prozent  des  Verdienstbetrages  nur  dann  über- 
steigen und  bis  zu  40  Prozent  erhöht  werden,  wenn  die  betreffende  Näherin  die  Kosten 
der  ihr  vom  Marineärar  zu  Eigentum  überlassenen  Nähmaschine  noch  nicht  vollständig 
bezahlt  hat.  Die  Näherinnen  haben  keinen  Anspruch  im  Falle  der  Entlassung,  der  vor- 
übergehenden Minderbeschäftigung  oder  dauernden  Arbeitsunfähigkeit.  Sie  sind  bei 
der  Betriebskrankenkasse  des  Marineärars  gegen  Krankheit  und  bei  der  Arbeiter-Unfall- 
versicherungsanstalt  in  Triest  gegen  Unfall  versichert.  Ungeachtet  mehrfacher  Er- 
mahnungen nicht  ganz  mustermäßige  Anfertigungen  werden,  wenn  die  Sorten  noch  zur 
Übernahme  geeignet  sind,  mit  5  bis  20prozentigen  Lohnabzügen  bestraft.  Grobe  Nach- 
lässigkeit, Verharren  im  schleuderhaften  Arbeiten,  respektswidriges  Betragen  gegen  die 
Aufsichtsorgane,  endlich  unmoralischer  Lebenswandel  hat  zeitliche  und  unter  Umständen 
auch  dauernde  Entziehung  der  Aufträge  zur  Folge.  Vergl.  hierüber  „Die  Lohnarbeiter 
der  k.  und  k.  Kriegsmarine**  in  den  Mitteilungen  des  arbeitsstatistischen  Amtes  im 
k.  k.  Handelsministerium,  1.  Heft  (1900),  S.  74  und  76. 

Schmid,  Das  Heeresrecht  der  üsterr.-ung.  Monarchie.  18 
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zugleich  als  Nachschubanstalten  für  die  zur  Armee  im  Felde  eingeteilten 
Landwehr-  und  Landsturmtruppen.  Außerdem  werden  im  Mobilisierungsfalle 
vom  Landwehr  -  Ausrüstungshauptdepot  mobile  Landwehr-Monturfeld- 
depots  und  Exposituren  derselben  aufgestellt,  welche  für  2  bis  3  Wochen 
einen  Vorrat  an  Bekleidungsstücken  für  die  bei  der  Armee  im  Felde  ein- 
geteilten Landwehr-  und  Landsturmtruppen  zu  führen  haben.''*) 

Die  Landwehr-Monturfelddepots  werden,  sobald  sie  vollständig  formiert 
und  mit  den  nötigen  Vorräten  versehen  sind,  vom  Beichskriegsministerium  im 
Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  fllr  Landesverteidigung  mit  den  Montur- 
felddepots  des  Heeres  vereinigt  und  bilden  dann  Unterabteilungen  der  letzteren. 
Für  die  ungarische  Landwehr  und  den  ungarischen  Landsturm 
besorgen  die  gleichen  Aufgaben  das  Landwehr -Monturzentraldepot 
in  Budapest,  dann  die  von  diesem  im  Mobilisierungsfalle  aufzustellenden 
Landwehr-Monturfelddepots  und  deren  Exposituren. 

I  41.  Die  Yerwaltung  der  technischen  Kriegsmaterialien« 

Die  Beschaffung  der  technischen  Kriegsmaterialien  für  die  Aus- 
führung von  Befestigungsbauten,  Brückenbauten  und  Wassertransporten, 
dann  die  Herstellung  verschiedener  Spreng-  und  Zündmittel,  endlich  die 
Verwahrung  und  Verwaltung  dieser  Materialien,  soweit  dieselben  nicht  den 
Truppen  übergeben  werden,  obliegt  der  Pionierzeugsverwaltung.  Die 
Anstalten  derselben  sind  das  Pionierzeugsdepot  in  Klosterneuburg  und 
das  Artilleriezeugsdepot  in  WöUersdorf.  Im  Mobilisierungsfalle  werden 
außerdem  vom  Pionierzeugsdepot  3  mobile  Pionierzeugsdepots,  3  mobile 
Schanzzeugsdepots  und  2  Belagerungspionierparks  aufgestellt.  Die 
mobilen  Pionierzeugsdepots  sind  bestimmt,  Materialien  und  Fahrzeuge 
für  größere  Brückenbauten  und  Wassertransporte  auf  dem  Kriegsschauplatze 
anzusammeln  und  den  Ersatz  an  Ausrüstungsgegenständen  für  die  mobili- 
sierten Abteilungen  der  Pioniertruppe  zu  vermitteln,  während  die  Schanz- 
zeugsdepots vorzugsweise  für  die  Ausführung  von  größeren  feldmäßigen 
und  provisorischen  Befestigungsbauten  dienen,  die  Belagerungspionier- 
parks aber  die  für  den  Angriff  auf  eine  Lagerfestung  erforderlichen  Requi- 
siten enthalten. 

§  43.  Die  Terwaltnng  des  Trainmaterials. 

Die  Beschaffung  des  für  die  Ausrüstung  des  Heeres  und  der  festen 
Plätze  notwendigen  Trainmaterials,  dann  die  Verwaltung  und  Instand- 
haltung dieses  Materials,  soweit  dasselbe  nicht  den  Truppen  übergeben  ist, 
obliegt  der  Trainzeugsverwaltung.'^*)  Die  dazu  berufenen  Heeresanstalten 

^^^)  Das  Landwehr- AnsrUstungshauptdepot  und  die  Landwehr-Monturfelddepots  ver- 
sehen überdies  Landwehr-  und  Landsturmtruppen  im  Mobilisierun^falle  noch  mit  ander- 
weitigen Bedarfsgegenständen,  soweit  diese  Truppen  in  einem  solchen  Falle  nicht  an  die 
Anstalten  des  gemeinsamen  Heeres  gewiesen  sind.  Die  Landwehr-Monturfelddepots  und  ihre 
Exposituren  führen  speziell  auch  Vorräte  an  Rüstungs-  und  Reitzeugsorten,  dann  an  Feld- 
Geräten.  Rücksichtlich  der  Deckung  des  Bedarfes  an  Armatursorten  sind  die  bei  der 
Feldarmee  eingeteilten  Landwehr-  und  Landsturmtruppen  grundsätzlich  an  das  Landwehr- 
Ausrüstnngshauptdepot,  da^e^en  hinsichtlich  der  Ergänzung  der  verbrauchten  Munition 
und  des  Ersatzes  von  Pionierwerkzeu^en,  Sanitäts-FeldausrUstungsmaterial  und  Train- 
material an  die  betreffenden  Verlags-  und  Reserveanstalten  des  gemeinsamen  Heeres 
gewiesen.  —  '"*)  Eine  Ausnahme  machen  der  Artillerie-  und  KriegsbrUckentrain,  dann 
die  Bataillonsmunitionswagen. 
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sind  das  Trainzeugsdepot  in  Klosterneuburg  mit  den  detachierten 
Verwaltungssektionen  in  Marein  und  Drohobycz  und  die  Trainzeugsfilial- 
depots  in  Budapest  und  Doboj  (in  Bosnien).  Im  Kriege  gelangen  außerdem 
Armeetrainfelddepots  zur  Aufstellung. 

§  48.   Die  Terwaltang  der  Bettensorten,   des   Sanitatsmaterials,   der  Feldg^eräte 

und  soDstig^n  Ansrttstnngsgegrenstfinde. 

L  Die  Beschaffung  und  Verwaltung  der  militärärarischen  Betten- 
sorten sowie  ihre  Erfolglassung  an  die  Truppen  obliegt  den  Militärbetten- 
magazinen und  Filialmagazinen.  Die  letzteren  werden  nur  ausnahms- 
weise errichtet  und  die  betreffenden  Verwaltungsgeschäfte  dort,  wo  eigent- 
liche Bettenmagazine  nicht  bestehen,  in  der  Regel  den  Militärverpflegs- 
magazinen  und  deren  Filialmagazinen  übertragen.  Im  Mobilisierungs- 
falle sind  die  etwa  bestehenden  Bettenfilialmagazine,  soferne  ihr  Fortbestand 
nicht  infolge  besonderer  Verhältnisse  notwendig  ist,  aufzulösen,  die  Betten- 
geschäfte den  damit  betrauten  Verpflegsmagazinen  abzunehmen  und  in  den 
betreffenden  Orten  eigene  Bettenmagazine  aufzustellen. 

Die  Deckung  des  Bedarfes  geschieht  durchaus  im  Wege  der  Privat- 
industrie. Die  diesföllige  Sicherstellungsverhandlung  soll  grundsätzlich  eine 
öffentliche  sein.  Je  nach  Umständen,  insbesondere  im  Dringlichkeitsfalle, 
kann  sie  aber  auch  auf  die  Konkurrenz  der  als  leistungsfähig  und  solid 
liekannten  Firmen  lieschränkt  werden. 

Die  Geschäfte  werden  durch  Beamte  und  Mannschaftspersonen  der 
Verpflegsbranche  besorgt.  Reicht  die  Mannschaft  zur  Besorgung  der  Hand- 
langerarbeiten nicht  aus,  so  sind  zunächst  die  Arbeitskräfte  der  am  Orte 
l)efindlichen  Militär-  und  Zivilgefangenhäuser  in  Anspruch  zu  nehmen  und 
nur,  wenn  dies  untunlich  ist,  Zivilarbeiter,  beziehungsweise  Handarbeiterinnen 
zu  verwenden.  Die  Reparaturarbeiten  sind  in  allen  Fällen,  wo  es  vorteilhaft 
erscheint,  in  eigener  Regie  durchzuführen,  sonst  jedoch  im  Kontraktwege 
an  Privatunternehmer  zu  vergeben. 

II.  Die  Beschaffung  und  Verwaltung  des  Sanitätsmaterials,  der 
Feldgeräte  und  sonstigen  Ausrüstungsgegenstände  liegt  in  den 
Händen  der  Monturverwaltungsanstalten. 

f  44.   Die  Beschaffung  der  besonderen  Ansrüstangsgregr^astände  fOr  die  Kriegs- 
marine. 

Die  Aus-  und  Abrüstung  der  Kriegsschiffe  und  die  damit  in  Zusammen- 
hang stehenden  Verwaltungsgeschäfte  werden  in  dem  Seearsenale  in  Pola 
(seit  1856)  besorgt.  Dasselbe  zerfällt  für  den  marinetechnischen  Dienst 
in  mehrere  Direktionen  (Ausrüstungs-,  Takel-,  Schiffbau-,  Magazin- 
und  Artilleriedirektion),  denen  wiederum  verschiedene  Werkstätten- 
leitungen, Depots  und  sonstige  Anstalten  unterstehen,  dann  mehrere  Magazine 
(Ausrüstungs-  und  Hauptmagazin),  die  Dienstbücherverwaltung  und 
die  Arsenalskommission  zur  Untersuchung  und  Überprüfung  der  ein- 
langenden Ausrüstungsgegenstände. 

Der  Verwaltungsdienst  wird  von  der  Verwaltungsabteilung, 
den  Direktionsadministrationen,  dem  Hauptmagazine,  den  Schiffs- 
kammern und  der  Arsenalskommission  wahrgenommen.  Die  Admini- 
strationen und  das  Hauptmagazin  sind  die  administrativen  Organe  bei 
den   einzelnen  Verwaltungszweigen   und    mit   der  Beschaffung,  Verwaltung 

18* 
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und  Übergabe  des  Materials  an  die  Ejriegsschiffe  und  Marinetruppen  betraut. 
Die  Schiffskammern  verwalten  jene  Inyentarstücke,  welche  nach  den 
festgestellten  Ausmaßen  zur  vollständigen  Ausrüstung  eines  Schiffes  erfor- 
derlich sind."*) 

Die  oberste  Aufsicht  und  Befehlgebung  in  Lokalangelegenheiteu  übt 
das  Seearsenalkommando,  dem  auch  die  in  der  ersten  und  zweiten  Reserve, 
dann  die  in  Reparatur  und  Zurüstung  befindlichen  Kriegsschiffe  unterstehen. 

Das  Personal  besteht  aus  Seeoffizieren,  Marinebeamten,  dem  tech- 
nischen Hilfspersonal,  dann  aus  Militär-  und  Zivilarbeitern.  Die  Dienstver- 
hältnisse des  Arbeiterpersonals  sind  durch  eine  aus  dem  Jahre  1869  stam- 
mende, seither  der  Gewerbenovelle  vom  8.  März  1885,  R.-G.-B1.  Nr.  22, 
angepaßte  Arbeitsordnung  geregelt  Dieselbe  umfaßt  die  Bedingungen 
der  Aufnahme,  die  Einteilung  und  Beförderung,  die  allgemeinen 
Pflichten  und  Rechte,  die  Art  der  Entlassung  des  Arsenalsmeister-  und 
Zivilarbeiterpersonals,  dann  Bestimmungen  über  die  Arsenallehrlings- 
schule, den  Unterstützungsfonds  der  Zivilarbeiter  des  Seearsenals  und 
des  Marineland-  und  Wasserbauamtes  sowie  über  die  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung.^'*)  Der  Vorschrift  ist  außerdem  eine  Dienstordnung  bei- 
gegeben, welche  nur  für  das  Arsenals-Zivilarbeiterpersonal  gilt,  wogegen  das 
Meisterpersonal  zu  den  Gagisten  ohne  Rangklasse  zählt.^^^) 

Die  Arsenallehrlingsschule  bezweckt  die  Heranbildung  eines 
Nachwuchses  tüchtiger  Arbeiter  und  Meister,  der  in  erster  Linie  den  Kreisen 
der  Arbeiter  selbst  entnommen  werden  soll  Der  Unterstützungsfonds 
(cassa  delle  scopazze)  dient  seit  dem  Jahre  1852  zur  Unterstützung  hilfs- 
bedürftiger Arbeiter  und  ihrer  Hinterbliebenen.  Aus  demselben  werden  außer- 
dem Remunerationen  für  verdienstvolle  und  fleißige  Arbeiter,  Auslagen  für 
Vorschüsse  und  Bildungszwecke,  ferner  die  Prämien  für  entdeckte  Diebstähle 
und  die  Kosten  von  Feierlichkeiten,  welche  die  Arbeiter  betreffen,  be- 
stritten. Als  Einnahmen  sind  dem  Fonds  der  Erlös  der  nicht  verrechenbaren 
Gegenstände  und  die  Disziplinarstrafgelder  zugewiesen.''^®)  Die  Kranken- 
versicherung der  Arsenalsarbeiter  wird  von  der  seit  1890  bestehenden 
Betriebskrankenkasse  des  Seearsenals  und  die  Unfallversicherung  von 
der  Arbeiter-Unfallversicherungsanstalt  in  Triest  besorgt  Überdies  bestehen 
für  die  Arbeiter  des  Seearsenals  und  ihre  Angehörigen  noch  verschiedene 
andere  Wohlfahrtseinrichtungen,  welche  einigermaßen  einen  Ersatz  für 
die  gegenüber  den  Privatbetrieben  niedrigeren  Löhne  gewähren.  Dahin  sind 
insbesondere  die  Einrichtungen  ftlr  die  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sorgung, die  vom  Marineärar  erbauten  Arbeiterwohnhäuser  und  das 
Marinekonsummagazin  zu  zählen."')  Vom  1.  April  1898  angefangen 
hat  das  Marineärar  auch  die  Zahlung  der  für  die  Unfallversicherung  vor- 
geschriebenen Arbeiterbeiträge  übernommen. 

Gearbeitet  wird  im  Seearsenale  seit  jeher  grundsätzlich  im  Taglohn. 


7^3)  Vorschrift  fUr  den  Verwaltungs-  und  Verrecknungsdienst  im  k.  und  k.  See- 
arsenale in  Pola  aas  dem  Jahre  1890.  —  ''^^)  Vorschrift  für  das  Arsenalsmeister-  and  das 
Arsenals-Zivilarbeiterpersonale  vom  Jahre  1895  (5.  Hauptstück  der  Dienstvorschriften  tlir 
das  Seearsenal,  Abschnitt  D).  —  '^'^)  Vergl.  hierüber  „Die  Lohnarbeiter  der  k.  und  k. 
Kriegsmarine**,  a.  a.  0.,  S.  9ff.  —  ''''^)  Statuten  tlir  den  Arsenal- Arbeiterunter  Stützungs- 
fonds ex  1867.  —  '")  Vergl.  über  alle  diese  Verhältnisse  „Die  Lohnarbeiter  der 
k.  nnd  k.  Kriegsmarine*',  a.  a.  0.,  S.  30 ff. 
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Die  Vergehung  von  Arbeiten  an  Vereinigungen  von  Arbeitern  zu  Akkord- 
preisen (lavoro  a  cottimo)  bildet  die  Au8nahme.^^*) 

§  45.  Die  Deckung  des  Pferd ebedarfes/^^) 

I.  Zum  Zwecke  der  sicheren  Deckung  des  Pferd  ehedarf  es  für  das 
Heer,  die  namentlich  im  Kriegsfalle  zeitraubend  und  kostspielig  werden 
kann,  hatten  bereits  Maria  Theresia  und  Josef  IL  umfassende  Maßnahmen 
ergriifen,  welche  die  Errichtung  von  Beschäl-  und  Remontierungsdepartements 
sowie  von  Gestüten  zur  Folge  hatten.  Bei  der  im  Jahre  1781  durchgeführten 
Konskription  in  den  Erblanden  wurde  auch  eine  Zählung  der  vorhandenen 
Pferde  vorgenommen  und  bestimmt,  daß  diese  bei  der  Zählung  auch  zu 
klassifizieren  seien,  damit  im  Kriegsfalle  der  Bedarf  an  Zug-  und  Pack- 
pferden nach  Maßgabe  der  fortschreitenden  Mobilisierung  leicht  aufgebracht 
werden  könne.  In  Galizien  erwies  sich  indes  dieses  für  eine  rasche  Mo- 
bilisierung unentbehrliche  System  der  Pferdebeschaffung  mit  Rücksicht  auf 
den  damals  unansehnlichen  Pferdeschlag  als  nicht  durchführbar  und  auch 
in  Ungarn  scheiterte  die  Maßnahme  an  dem  Widerstände  des  Landtags. 
Das  System  wurde  bald  ganz  aufgelassen  und  die  Pferdebeschaffung  auch 
in  Kriegszeiten  durch  freien  Ankauf  besorgt.  Nachdem  sich  aber  die  völlige 
rnzulänglichkeit  dieses  Vorganges  in  den  Kriegen  der  Jahre  1H59  und  1866 
.  deutlich  herausgestellt  hatte,  wurden  im  Jahre  1878  in  beiden  Reichshälften 
im  wesentlichen  übereinstimmende  Gesetze  zur  Regelung  der  zwangsweisen 
Beistellung  der  Pferde  für  den  Kriegsfall  erlassen.  Darnach  gestaltet  sich 
die  Deckung   des  Pferdebedarfes   verschieden   im  Frieden   und  im  Kriege. 

IL  Im  Frieden  werden  die  für  das  Heer  erforderlichen  Pferde  und 
Tragtiere  grundsätzlich  im  Wege  des  freien  Ankaufes  beschafft.'^^)  Der  An- 
kauf („die  Assentierung")  der  Pferde  („Remonten")  geschieht  durch  stän- 
dige Remontenassentkommissionen   (in   Lemberg,   Rzeszöw,   Budapest, 

'"^)  Die  Direktionen  sind  nach  den  Dienstvorschriften  verpflichtet,  bei  der  Verein- 
barunfc  der  Akkordpreise  die  Prinzipien  einer  rationellen  Ökonomie  and  das  Interesse 
des  Ärars  mit  dem  den  Arbeitern  erwachsenden  Vorteile  in  Einklang  zu  bringen.  Dem- 
entsprechend wird  temporär  gleichzeitig  im  Taglohn  und  im  Akkord  gearbeitet,  damit 
<iie  beiderseitigen  Kosten  verglichen  werden  können.  Der  Überverdienst  soll  bei  Akkord- 
arbeiten den  halben  Taglohn  nicht  übersteigen.  Die  Akkorde  werden  mit  2  PartiefUhrern 
in  Gegenwart  des  Werkstätten  Vorstandes  und  Werkstättenleiters  vom  Direktor  und 
Direktionsadministrator  abgeschlossen.  Den  Akkordarbeiten!  können  allwöchentlich  Ab- 
schlagszahlungen geleistet  werden,  diese  Beträge  dürfen  jedoch  die  Taglohnsumme  nicht 
übersteigen.  Der  Restbetrag  wird  nach  Vollendung  und  anstandsloser  Übernahme  der 
Arbeit  ansbezahlt.  Die  weitere  Verteilung  besorgen  die  Akkordanten  selbst,  Differenzen 
schlichtet  der  Werkstättenleiter  und  nötigenfalls  der  Direktor.  Im  Akkordlohn  wird 
(gegenwärtig  bei  den  Arsenaldirektionen  gearbeitet,  wenn  es  sich  entweder  um  Neu- 
herstellungen und  Reparaturen  handelt,  die  bereits  wiederholt  ausgeführt  wurden  oder 
eine  Menge  gleichartiger  Gegenstände  zu  erzeugen  ist.  Seit  dem  Jahre  1898  wird 
hauptsächlich. bei  den  Bauleitungen  im  Konstruktionsarsenale  (für  den  Bau  der  Schiffs- 
körper) der  Akkordlohn  bevorzugt.  Außerdem  vergibt  die  Takeldirektion  eine  Reihe 
von  Arbeiten  in  Akkord,  welche  zum  Teil  durch  Heimarbeiter  ausgeführt  werden.  Vergl. 
auch  ^Die  Lohnarbeiter  der  k.  und  k.  Kriegsmarine",  a.a.O.,  S.  23  ff.  —  '^'^)  Gaß- 
ebner,  Die  Pferdezucht  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern, 
8  Bde.  (1898  bis  1896)  und  dessen  Aufsatz  „Pferdezucht-  im  0.  St.-W.,  IL  Bd.,  S.  804  ff. 
—  ■^")  Vorschriften  über  das  Pferdewesen  des  k.  und  k.  Heeres  (1892)  I.  Hauptstiick. 
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Szegedin,  Nagy-Kanisza  und  Bilak  in  Siebenbürgen).  Einzelnen  Truppen- 
körpern kann  vom  Beichskriegsministerium  auch  der  direkte  Ankauf 
(„Remontenhandankauf")  gestattet  Verden.  Die  betreffenden  Kavallerie-  oder 
Artillerietruppenkörper  lassen  diesen  Ankauf  durch  eigene  Renionten- 
Ankaufskommissionen  besorgen.  Sämtliche  Kommissionsmitglieder  haften 
nach  älteren  Vorschriften'®^)  bei  untauglichen  Remonten  für  die  jedem 
Pferdekenner  auffallenden  Gebrechen,  für  andere  der  Tierarzt  und  die  bei- 
gezogenen Kavallerie-  und  Trainoffiziere,  für  Beschädigungen  während  des 
Transportes  der  Transportkommandant.  Doch  auch  der  Truppenkommandant 
ist  für  die  Komplettierung  des  Pferdestandes  und  für  die  Diensttauglichkeit  der 
angekauften  Pferde  verantwortlich.  Er  hat  mit  dem  jährlich  zugeteilten 
Remontenergänzungskontingent  (der  „Remontengebühr"  =  12  Prozent  des 
Friedensstandes  an  Reitpferden  und  10  Prozent  des  Standes  an  Zugpferden) 
seine  Abteilung  schlagfertig  zu  erhalten. 

Die  Beschaffenheit  der  anzukaufenden  Remonten  ist  durch  besondere 
Vorschriften  geregelt.  Die  Preise  werden  alljährlich  vom  Reichskriegsmini- 
sterium im  Durchschnitte  festgesetzt,  doch  ist  es  den  Kommissionen  ge- 
stattet, im  Einzelpreise  insoweit  davon  abzuweichen,  als  dadurch  der  nach 
dem  Durchschnittspreise  für  die  Gesamtzahl  der  angekauften  Remonten  ent- 
fallende Betrag  nicht  überschritten  wird.  Außerdem  verfügen  die  Kom- 
missionen über  einen  entsprechenden  Pauschalkredit  zur  Aufzahlung  beim 
Ankauf  von  Kavallerieremonten  und  von  Artillerie-Unteroffizierspferden. 

In  der  Regel  sollen  die  Remonten  freihändig  angekauft  werden.  Nur 
wenn  dies  nicht  möglich  ist,  können  sie  von  Lieferanten  gekauft  werden. 
Damit  der  direkte  Ankauf  von  Pferdezüchtern  und  Eigentümern  erleichtert 
werde,  hat  der  Präses  einer  jeden  Kommission  oder  sein  Stellvertreter  die 
Pferdemärkte  und  Privatgestüte  nach  den  Weisungen  des  Reichskriegs- 
ministeriums zu  besuchen. 

Die  Beschaffung  eines  besseren  Pferdematerials  wird  derzeit  durch 
die  Errichtung  von  Remontendepots  angestrebt.  Da  nämlich  bessere  und 
namentlich  geschonte  volljährige  (5jährige)  Pferde  um  denRemontenpreis  schwer 
zu  erlangen  sind,  werden  noch  ungebrauchte  jüngere  (namentlich  3V  Jährige) 
Remonten,  welche  vermöge  ihrer  guten  Abstammung  und  sonstigen  Be- 
schaffenheit eine  günstige  Entwicklung  und  volle  Eignung  zum  Kavallerie- 
dienste erwarten  lassen,  durch  die  Remontenassentkommissionen  oder  die 
Kommandanten  der  Remontendepots  angekauft,  in  den  Depots  rationell  auf- 
gezogen und  sodann  (nach  Vollendung  von  i^/^  Jahren)  an  die  Kavallerie 
abgegeben.  Neben  den  4  ärarischen  Remontendepots  (in  Klecza  dolna  in 
Galizien;  Nagy-Daid-Säri,  Läbod  und  Bilak  in  Ungarn,  beziehungsweise  in 
Siebenbürgenj  besteht  auch  noch  1  privates  (in  Bana  in  Ungarn ),  dessen 
Verhältnis  zur  Kriegsverwaltung  durch  Vertrag  geregelt  ist. 

Außerdem  hat  das  Reichskriegsministerium  seit  dem  Jahre  1897  auch 
Versuche  unternommen,  minderjährige  Remonten  bei  Privaten  aufziehen 
zu  lassen. 

Bei  den  Landwehren  werden  die  Pferde  im  Handankaufe  beschafft. 

Über  alle  im  Stande  eines  Truppenkörpers  oder  einer  Heeresanstalt 
befindlichen  Pferde  werden  Verzeichnisse  (Pferdegrundbücher)  geführt  und 
die  Evidenz  des  gesamten  Standes  an  militärärarischen  Pferden  ist  bei  den 
Zentralverwaltungsstellen  konzentriert. 

^*0  Hfkrgsr.  Re?kr.  vom  10.  September  1814,  K.  3937,  und  vom  16.  Februar  l?^28 
K.  411.  Ver^l.  hierüber  die  Kommentare  zum  a.  b.  (t.-B.  (§  1301). 
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III.  Im  Mobilisierungsfalle  obliegt  nach  dem  Gesetze  vom  16.  April 
1873,  R.-(t.-B1.  Nr.  77,  beziehungsweise  nach  dem  Gesetzartikel  XX  ex  1873 
den  Pferdebesitzern  die  Militiirlast,'*^*)  ihre  kriegsdiensttauglichen  Pferde 
gegen  angemessene  Entschädigung  über  Aufforderung  der  politischen  Be- 
hi^rden  dem  Staate  zu  überlassen.^^^ )  Zu  diesem  Ende  wird  der  nach  der 
jeweiligen  Ordre  de  bataille  sich  ergebende  Gesamtbedarf  der  Über  den 
Friedensstand  zur  kriegsmäßigen  Ausrüstung  der  Armee  erforderlichen,  auf 
Kosten  des  gemeinsamen  Budgets  anzuschaffenden  Pferde  vom  Reichskriegs- 
minister jährlich  den  beiden  Landesverteidigungsministern  bekannt  gegeben.^^^) 
Die  Repartition  des  Bedarfes  erfolgt  auf  die  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  einerseits  und  auf  die  Länder  der  ungarischen 
Krone  andererseits  im  Verhältnisse  zur  Gesamtzahl  der  bei  der  letzten 
Volkszählung  ermittelten  Pferde.'^''')  Die  weitere  Verteilung  auf  die  einzelnen 
Königreiche  und  Länder  wird  in  Osterreich  vom  Ackerbauminister  im 
Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Landesverteidigung  und  die  Repartition 
auf  die  einzelnen  Aushebungsbezirke  von  den  politischen  Landesbehörden 
im  Einvernehmen  mit  den  Militärterritorialbehörden  und  den  Landwehr- 
kommanden  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Länder  und  Bezirke  vorge- 
nommen.'**") Die  Aushebnngsbezirke  fallen  hier  regelmäßig  mit  den  Ge- 
riehtsbezirken  zusammen;  Städte  mit  eigenen  Statuten  bilden  aber  einen 
eigenen  Aushebungsbezirk."**')  In  Ungarn  bilden  die  Bezirke  der  Komitate 
(Stühle,  Distrikte  und  Kreise)  und  die  mit  dem  Jurisdiktionsreehte  beklei- 
deten Städte  die  Pferdestellungsbezirke,  doch  können  kleinere  Bezirke  und 
Städte  vom  Minister  des  Innern,  beziehungsweise  in  Kroatien  und  Slavonien 
durch  den  Banus  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister  und  Landes- 
verteidigungsminister mit  anderen  Bezirken  vereinigt  werden.'^^) 

Behufs  Ermittlung  der  Stellungsfähigkeit  haben  die  politischen  Be- 
hörden, beziehungsweise  in  Ungarn  die  Jurisdiktionen,  unter  Mitwirkung  der 
Gemeindevorstände  jährliche  Nachweisungen  über  die  Anzahl  und  Beschaffen- 
heit der  in  ihrem  Bezirke  befindlichen  Pferde  mit  besonderer  Rücksichtnahme 
auf  deren  Kriegstauglichkeit  als  Reit-  oder  Zugpferde  zu  liefern. '*■•)  Befreit 
von  der  Militärlast  sind: 

1.  Die  zur  Hofhaltung  des  Monarchen  und  der  Mitglieder  des  kaiser- 
lichen Hauses  bestimmten  Pferde; 

2.  die  Pferde,  welche  Staatsbedienstete,  beziehungsweise  in  Ungarn 
auch  Mnnizipalbedienstete  zur  Ausübung  ihres  Dienstes  zu  halten  ver- 
pflichtet sind; 

3.  die  Pferde  der  Posthalter,  beziehungsweise  in  Ungarn  die  Pferde 
der  Postmeister  und  Postpächter,  deren  Haltung  ihnen  kontraktlich  zum 
Zwecke  des,, Betriebes  des  Postdienstes  obliegt; 

4.  in  Osterreich  je  1  Pferd  der  praktischen  Ärzte  auf  dem  Lande, 
welches  dieselben  zur  Ausübung  ihres  Berufes  benötigen; 

5.  die  Pferde  der  kaiserlichen  Gestüte  und  der  staatlichen  Zncht- 
anstalten; 


'^^)  Der  jiuistischc  Charakter  der  Pferdekonskription  und  Aushebung  ist  bestritten, 
indem  sie  vielfach  als  ein  Expropriationsfall  angesehen  wird.  So  neuestens  wieder  von 
Layer,  a.  a.  0.,  S.  579.  Dagegen  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungsrecht,  II.  Bd 
(1896),  S.  275.  —  'S3)  §  1  des  «.  und  §  1  al.  1  des  u.  Gesetzes.  —  ''^*)  §  2  der  beiderseitigen 
Gesetze.  —  "»*)  Ib.  §  3.  —  '««)  §  4  al.  1  und  2  des  ö.  Gesetzes.  —  ^^f)  §  5  al.  1  des  ö.  Gesetzes. 
—  **«)  §  5  al.  1  und  3  des  u.  Gesetzes.  —  '^»)  §  4  al.  3  des  ö.  und  §  4  al.  2  des  u.  Gesetzes 
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6.  die  im  Besitze  von  Privaten  sowie  von  Gemeinden  befindlichen 
lizenzierten  Hengste,  wenn  dieser  Umstand  durch  Beibringung  des  Lizen- 
zierungsscheines  nachgewiesen  wird; 

7.  Stuten  mit  Öaugfohlen  sowie  Privatgestüten  angehörige  Stuten, 
welche  innerhalb  der  letzten  4  Jahre  wenigstens  zweimal  gedeckt  wurden 
und  während  dieser  Zeit  nicht  güst  geblieben  sind,  dann  alle  anderen 
Stuten,  welche  in  der  letztverflossenen  Belegzeit  von  ärarischen  oder  von 
lizenzierten  Privathengsten  gedeckt  wurden,  wenn  sie  die  letzten  2  Jahre 
hindurch  nicht  güst  geblieben  sind  und  die  Besitzer  die  Belege,  beziehungs- 
weise Deckzettel  vorweisen.^*^®) 

Die  Pferdekonskription  zerfällt  in  das  im  Frieden  sich  abspielende 
und  in  den  Durchführungsverordnungen'®^)  näher  geregelte  Evidenz-  und 
Klassifikationsverfahren  und  das  im  Mobilisierungsfalle  eintretende 
Au  shebungs  verfahren. 

1.  Nach  den  Anordnungen  über  das  Evidenz-  und  Klassifikations- 
V erfahren  haben  sämtliche  Pferdebesitzer,  sofeme  sie  nicht  ausdrücklich 
davon  enthoben  sind,  die  Verpflichtung,  über  erfolgte  Aufforderung  dem 
Gemeindevorsteher  des  Aufenthaltsortes  alljährlich  den  Stand  der  in  ihrem 
Besitze  befindlichen  Pferde  und  Tragtiere  anzuzeigen  sowie  auch  alle 
Änderungen,  welche  zwischen  der  Anzeige  und  der  in  demselben  Jahre 
stattfindenden  Pferdeklassifikation  eintreten,  zu  melden.  Befreit  von  dieser 
Anzeigepflicht  sind: 

a)  Der  Monarch  und  die  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  rücksicht- 
lich der  zur  Hofhaltung  gehörigen  Pferde; 

h)  die  Verwalter  der  kaiserlichen  Gestüte  und  der  staatlichen  Zucht- 
anstalten rücksichtlich  der  zu  diesen  Anstalten  gehörigen  Pferde; 

c)  die  Besitzer  von  militärärarischen  Pferden  und  die  aktiven  Offiziere 
bezüglich  der  in  ihrem  Besitze  befindlichen,  zur  Versehung  des  Dienstes 
notwendigen  eigenen  Pferde; 

d)  die  Gesandten  fremder  Mächte  und  das  Gesandtschaftspersonal. ''^^) 
Auf  Grund  dieser  Anzeigen  haben  die  Gemeindevorsteher  die  Pferde- 
besitzer und  ihren  Pferdestand  fortlaufend  in  Evidenz  zu  halten.  Kegelmäßig 
von  3  zu  8  Jahren  findet  sodann  die  Klassifikation  der  Pferde  statt.  Dieselbe 
hat  die  Aufgabe,  die  für  Kriegszwecke  entschieden  untauglichen  Pferde  vom 
Erscheinen  auf  den  Assentplätzen  auszuschließen  und  die  Zahl  der  zu  Kriegs- 
zwecken geeigneten  Pferde,  welche  der  weiteren  Repartition  zu  Grunde  zu 
legen  ist,  festzustellen.  Die  Klassifikation  erfolgt  für  die  Regel  in  jeder 
Gemeinde  und  soll  sich  tunlichst  an  den  letzten  flir  die  Mobilisierung  vor- 
bereiteten Pferdeassentplan  anlehnen.  Sie  wird  in  Gegenwart  einer  Kommission 
vorgenommen,  welche  aus  1  politischen  Beamten  als  Präses,  1  Offizier  oder 
Tierarzt  des  Heeres  oder  der  Landwehr  als  militärischen  Sachverständigen, 
ferner   aus    dem   Gemeindevorsteher,   beziehungsweise   dessen   Stellvertreter 

^»0  §  8  des  ö.  Gesetzes  Nr.  a)  bis  g)  und  §  1  al.  2  des  u.  Gesetzes  Nr.  1  bis  4. 

—  '^^^)  In  Österreich  gilt  derzeit  die  zufolge  gesetzlicher  Vorschrift  im  Einvernehmen  mit 
dem  B.-K.-M^  erlassene  Verordnung  des  M.  f.  L.-V.,  des  A.-M.  und  des  M.  des  I.  vom 
18.  März  1891,  K.-G.-Bl.  Nr.  35.    Im  folgenden  ist  nur  diese  Vorschrift  berücksichtigt. 

—  ''^^  Die  Pferdekonskriptionsgesetze  bieten  keine  Grundlage  für  die  Statuiemng 
dieser  Befreiung,  die  indessen  den  Grundsätzen  des  Völkerrechtes  entsprechen  dürfte. 
Vergl.  hierüber  Strisower  im  Artikel  „Exterritorialität"  imÖ.St.-W.,  L  Bd.,  S.  441, 
und  auch  Ö.  Z.  f.  V.  1874,  Nr.  10,  S.  40. 
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und  2  durch  die  Gemeindevertretung  zu  wählenden  Delegierten  der  betreffenden 
Gemeinde  zu  bestehen  hat.  Die  letzteren  sollen  womöglich  ans  den  pferde- 
besitzenden Gemeindevertretem  entnommen  werden.  Zum  Zwecke  der  Klassi- 
fikation sind  die  Pferde  durch  den  Gemeindevorsteher  vorfahren  zu  lassen. 
Ausgenommen  von  der  Vorführung  sind: 

a)  Die  von  der  jährlichen  Anzeige  enthobenen  Pferde; 

h)  die  nach  den  Eonskriptionsgesetzen  der  Militärlast  nicht  unter- 
worfenen, unter  den  Nummern  2  bis  6  aufgezählten  Pferde; 

(')  Fohlen,  welche  im  Klassiflkationsjahre  das  vierte  Lebensjahr  voll- 
enden; 

rf)  Stuten,  welche  8  Tage  vor  der  Klassifikation  abgefohlt  haben  oder 
deren  Abfohlen  unmittelbar  bevorsteht,  wenn  die  Klassifikation  nicht  im 
Aufenthaltsorte  stattfindet  oder  wenn  größere  Wegstrecken  zum  Klassifikations- 
orte zurtlckzulegen  sind; 

p)  die  an  ansteckenden,  schweren  fieberhaften  oder  anderen  schweren 
Erkrankungen  leidenden  Pferde,  endlich 

f)  die  oflenkundig  untauglichen  Pferde. 

Die  Befreiung  von  der  Vorführungspflicht  ist  durch  ein  von  2  Besitzern 
vorzuftlhrender  Pferde  ausgestelltes,  vom  Gemeindevorsteher  zu  prüfendes 
Zeugnis  nachzuweisen. 

Pferdebesitzer,  welche  die  rechtzeitige  Anzeige  ihres  Pferdestandes  oder 
die  Vorführung  ihrer  Pferde  zur  Klassifikation  unterlassen,  ohne  sich  genügend 
rechtfertigen  zu  können,  werden  nach  den  bestehenden  Polizeistrafvorschriften 
nn  Osterreich  nach  der  Ministerialverordnung  vom  30.  September  1857, 
R.-G.-B1.  Nr.  198)  bestraft. 

Die  Entscheidung  über  die  militärische  Tauglichkeit  der  Pferde  fällt 
der  militärische  Sachverständige.  Bei  den  tauglichen  Pferden  ist  außerdem 
anzugeben,  ob  dieselben  als  Reitpferde,  Zugpferde  oder  Tragtiere  zu  klassi- 
fizieren sind. 

In  den  Jahren,  in  welchen  keine  Klassifikation  stattfindet,  werden  die 
Veränderungen  in  der  Kriegstauglichkeit  der  Pferde  nur  auf  Grund  der  Anzeigen 
der  Pferdebesitzer  und  der  vom  Gemeindevorsteher,  beziehungsweise  dessen 
Stellvertreter  und  2  Vertrauensmännern  der  Gemeindevertretung  vorzu- 
nehmenden Überprüfung  in  Evidenz  gehalten. 

2.  Das  Aushebungsverfahren  ist  schon  im  Frieden  durch  die  Be- 
stimmung der  Assentplätze  und  die  Bestellung  von  Aushebungs- 
kommissionen planmäßig  vorbereitet. 

In  der  Regel  wird  für  jeden  Ausheburigsbezirk  1  Assentplatz  bestimmt. 
Die  Festsetzung  desselben  geschieht  in  Osterreich  durch  die  politischen 
Landesbehörden  im  Einvernehmen  mit  den  Militärterritorialbehörden  und 
Landwehrkommanden.  Ausnahmsweise  kann,  wenn  dadurch  die  rasche 
Durchführung  der  Aushebung  gefördert  wird,  auch  1  Assentplatz  für  mehrere 
Aushebungsbezirke  bestimmt  werden  oder  die  Festsetzung  mehrerer  Assent- 
plätze für  einen  einzigen  Aushebungsbezirk  erfolgen.  Dabei  ist  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  betreffenden  Landesausschusse  vorzugehen.  In  jedem 
Falle  sollen  den  Pferdebesitzem  Belästigungen,  welche  durch  den  Zweck 
der  Aushebung  nicht  unbedingt  geboten  sind,  erspart  werden.'^^) 

Die  Assentkommissionen  werden  alljährlich  am  Anfang  des  Jahres 
liestellt.  Mitglieder  derselben  sind  in  Österreich  der  Vorsteher  der  politischen 

''^)  §  5  al.  2  und  3  des  ö.  und  §  5  al.  2  des  u.  Gesetzes. 
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Behörde  oder  der  von  ihm  zu  bestimmende  Stellvertreter  und  nach  den 
Durchftthrungsvorschriften  noch  1  weiterer  Beamter  der  politischen  Be- 
hörde, eventuell  in  Ermanglung  eines  solchen  Beamten  eine  dazu  geeig- 
nete, von  der  politischen  Behörde  auszuwählende  Persönlichkeit,  1  Stabs- 
oder Oberoffizier  des  Heeres,  beziehungsweise  der  Landwehr,  1  Militär- 
oder Ziviltierarzt  oder  1  Militärkurschmied,  endlich  2  von  den  Vorstehern 
aller  Gemeinden  des  Aushebungsbezirkes,  beziehungsweise  von  der  Bezirks- 
vertretung aus  den  Pferdebesitzern  zu  wählende  Vertrauensmänner.  In 
den  Städten  mit  eigenem  Statut  wählt  die  Gemeindevertretung  die  beiden 
Vertrauensmänner.  Jeder  Kommission  werden  nebstdem  3  Schätzleute  bei- 
gegeben, welche  von  der  politischen  Behörde  zu  bestimmen  und  zu  beeiden 
sind.  Sie  sollen  unbescholtene  Fachmänner  sein  und  womöglich  den  land- 
wirtschaftlichen und  Pferdezuchtvereinen  entnommen  werden.'^*) 

In  Ungarn  werden  von  den  Jurisdiktionen  je  nach  ihrem  Gebiets- 
umfange  und  ihrer  politischen  Einteilung  1  oder  mehrere  Kommissionen 
gebildet.  Jede  derselben  besteht  aus  dem  von  der  Jurisdiktionskommission  zu 
wählenden  Vorstande,  dem  Bezirksstuhlrichter,  beziehungsweise  einem  ent- 
sprechenden Beamten,  3  vom  Obergespann  zu  ernennenden  Schätzleuten, 
welche  womöglich  aus  den  landwirtschaftlichen  oder  Gestütsvereinen  zu 
entnehmen  sind,  aber  nicht  im  aktiven  Militärdienste  stehen  dürfen,  1  vom 
Obergespan  ernannten  Tierarzte,  1  Stabs-  oder  Oberoffizier  des  Heeres  oder 
der  Landwehr  und  nötigenfalls  1  Militär-  oder  Landwehrtierarzt.^*'*'^) 

Die  Anordnung  der  Pferdestellung  erfolgt  auf  Befehl  des  Kaisers  durch 
die  Mobilisierungskundmachung  auf  Grund  der  vom  Reichskriegsminister 
den  beiden  Landesverteidigungsministern  über  den  Pferdebedarf  und  die 
Stellungsfrist  gemachten  Mitteilungen.'^^)  Die  Mitglieder  der  Assentkommis- 
sionen  haben  sich  ohne  besondere  Einberufung  in  die  Assentstationen  zu 
begeben  und  daselbst  sofort  in  Aktion  zu  treten.  Sie  veranlassen  zunächst 
die  Vorführung  der  Pferde  auf  den  Assentplätzen,  welche  gemeindeweise 
vor  sich  zu  gehen  hat.  Der  Vorführung  unterliegen  nicht: 

a)  Die  nach  dem  Konskriptionsgesetze  von  der  Aushebungspflicht  be- 
freiten Pferde; 

b)  jene  Pferde,  welche  mit  dem  1.  Jänner  des  Aushebungsjahres  das 
vierte  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben; 

e)  die  bei  der  letzten  Klassifikation  als  untauglich  erklärten  Pferde; 
(I)  die  offenkundig  untauglichen  Pferde; 

e)  die  Pferde  von  nichtaktiven  Offizieren,  welche  bei  ihrem  Einrücken 
im  Dienste  beritten  sein  müssen,  in  der  vorgeschriebenen  Anzahl. 

Nach  der  Vorführung  erfolgt  die  Besichtigung  der  Pferde,  damit  die 
Diensttauglichkeit  derselben  festgestellt  werden  könne.  Hierüber  entscheidet 
der  assentierende  Offizier  allein,  während  die  übrigen  Mitglieder  der  Assent- 
kommission  ihre  abweichende  Meinung  nur  zu  Protokoll  geben  dürfen.  Die 
als  tauglich  befundenen  Pferde  werden  dann  zu  Reit-,  Zug-  oder  Tragpferden 
klassifiziert. 

Von  den  vorgeführten  und  klassifizierten  Pferden  sind  zuerst  jene  zu 
assentieren,  welche  ihre  Besitzer  um  den  festgesetzten  Remontenpreis  frei- 
willig  zu   überlassen   bereit  sind.     Der  Rest  wird  ohne  Rücksicht  auf  den 


7"*)  §  6  des  ö.  (iesetzes.  —  •^••^)  §  6  des  u.  (Gesetzes.  —  '''''')  ^%  1  uml  7  des  ö.  und 
§  7  des  II.  Gesetzes. 
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festgesetzten  Remontenpreis  oder  den  durch  die  Mobilisierung  etwa  momentan 
erhöhten  Preis  durch  die  Schätzleute  abgeschätzt.  Sind  dieselben  über  den 
Preis  eines  Pferdes  nicht  einig,  so  entscheidet  zunächst  die  Stimmenmehrheit; 
sind  aber  alle  3  verschiedener  Ansicht,  so  gilt  der  Durchschnitt  der  3  Schät- 
zungen als  Preis. 

Von  den  geschätzten  Pferden  sind  zunächst  jene  zu  assentieren,  welche 
den  niedrigsten  Sehätzungspreis  erhielten,  doch  soll,  wenn  die  Zahl  der 
taugliehen  Pferde  das  auf  den  Äushebungsbezirk  entfallende  Kontingent 
übersteigt,  kein  Besitzer  von  mehreren  Pferden  zur  Abgabe  von  mehr  als 
der  Hälfte  seines  gesamten  Pferdestandes  verhalten  werden,  beziehungsweise 
wenigstens  die  möglichst  gleichmäßige  Verteilung  der  Last  auf  diese  Pferde- 
besitzer Platz  greifen.  Auch  steht  es  jedem  Besitzer  eines  assentierten 
Pferdes,  das  noch  nicht  mit  dem  das  ärarische  Eigentum  bekundenden 
Zeichen  versehen  ist,  frei,  statt  desselben  ein  anderes  taugliches  nicht  assen- 
tiertes Pferd  derselben  Kategorie  am  Assentorte  abzustellen. 

Gegen  die  Entscheidungen  der  Aushebungskommissionen  und  gegen 
die  ausgemittelten  Schätzungspreise  ist  weder  eine  administrative  Beschwerde 
noch  der  Rechtsweg  zulässig.''**^) 

Die  Gemeinden  eines  Aushebungsbezirkes  können  zur  Vermeidung  der 
zwangsweisen  Abstellung  das  auf  den  Bezirk  entfallende  Tageskontingent 
auch  freiwillig  aufbringen.  Die  diesbezügliche  Erklärung  kann  sowohl  auf 
dem  Assentplatze  vor  Beginn  des  eigentlichen  Assentgeschäftes,  als  auch 
schon  früher  abgegeben  werden,  nur  sind  in  diesem  Falle  die  Pferde  derart 
bereit  zu  halten,  daß  sie  binnen  48  Stunden  nach  Empfang  der  Abstellungs- 
ordre  vorgeführt  werden  können.  Bei  einer  solchen  freiwilligen  Abstellung 
wird  für  jedes  Pferd  der  um  10  Prozent  erhöhte  Remontenpreis  bezahlt. 
Wird  aber  die  erwähnte  Frist  nicht  eingehalten  oder  die  planmäßig  ent- 
fallende Anzahl  von  kriegstauglichen  Pferden  nicht  geliefert,  so  tritt  die 
Verpflichtung  zur  zwangsweisen  Überlassung  wieder  ein  und  der  Aushebungs- 
kommission steht  außerdem  das  Recht  zu,  die  fehlenden  Pferde  auf  Kosten 
der  betreifenden  Gemeinden  um  was  immer  für  einen  Preis  und  wo  immer 
zu  beschafifen.'^*®) 

Der  Preis  der  assentierten  Pferde  ist  sogleich  nach  der  Abstellung  bar 
auszuzahlen.^'*^)  Nach  den  Durchführungsvorschriften  stellt  die  Assent- 
kommission  flir  diesen  Zweck  Zertifikate  aus,  auf  Grund  welcher  die  Aus- 
zahlung der  Beträge  bei  der  betreffenden  Zivilstaatskasse  erfolgt,  sofern 
von  derselben  nicht  ein  Beamter  auf  den  Assentplatz  abgeordnet  wird. 

Die  Auslagen  für  die  Transportierung  und  Verpflegung  der  Pferde  bis 
zu  ihrer  Assentierung  oder  Entlassung  haben  die  Pferdebesitzer  zu  tragen, 
doch  dürfen  von  dem  für  die  Stellung  festgesetzten  Zeitpunkte  bis  zum  Zeit- 
punkte der  Assentierung  oder  Entlassung  nicht  mehr  als  36  Stunden  in 
Anspruch  genommen  werden.^^^)  Die  mit  der  Assentierung  selbst  verbun- 
denen Auslagen  werden  aus  dem  gemeinsamen  Heeresbudget  bestritten.^^M 

Die  assentierten  Pferde  sind  sodann  von  den  Abholungskommanden 
der  Truppen  oder  einzelnen,  nötigenfalls  aus  dem  Zivile  aufgenommenen 
Transportführern  am  Assentplatze  zu  übernehmen  und  durch  die  Kommanden 
oder  die  bereits  im  Frieden  sichergestellten  Koppelknechte  in  die  Mobili- 
sierungsstationen zu  leiten. 

^*')  §  9  des  ö.  und  §  8  des  u.  Gesetzes.  --  '^)  §  12  des  ö.  und  §  11  des  u.  Gesetzes. 
—  '»)  §  11  al.  1  des  ö.  und  §  10  al.  1  des  u.  Gesetzes.  —  ^oo)  §  n  ai.  2  des  (5.  und 
§  10  al.  2  des  u.  Gesetzes.  —  ^^^  §  11  al.  3  des  ö.  und  §  10  al.  3  des  u.  Gesetzes. 
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Pferdebesitzer,  welche  der  Aufforderung  zur  Pferdestellung  nicht  nach- 
kommen, sind  hiezu  zwangsweise  zu  verhalten,  und  wenn  sie  ihr  Ver- 
säumnis nicht  zu  rechtfertigen  vermögen,  durch  die  politische  Behörde  ftlr 
jedes  Stellungspflichtige  Pferd  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  200  Kronen,  in 
Tngarn  von  20  bis  200  Kronen,  zu  Gunsten  des  Arraenfonds  der  Anf- 
enthaltsgemeinde,  in  Ungarn  zu  Gunsten  des  Jurisdiktionsarmenfonds  zu 
belegen.  Außerdem  haben  sie  die  Kosten  der  zwangsweisen  Abstellung  zu 
tragen.^®*) 

Die  Zahl  der  im  Mobilisierungsfalle  ftlr  die  Landwehrtruppen  und 
den  Landsturm  erforderlichen  Pferde  wird  von  den  beiderseitigen  Landes- 
verteidigungsministem festgesetzt  und  in  analoger  Weise  auf  die  einzelnen 
Aushebungsbezirke  repartiert.  Die  Assentierung  dieser  Pferde  erfolgt  gleich- 
zeitig mit  der  Aushebung  flir  das  gemeinsame  Heer  auf  Rechnung  des 
Budgets  des  betreffenden  Landesverteidigungsministeriuras.^®^)  Auf  Rechnung 
der  gemeinsamen  Heeresverwaltung  werden  hingegen  beschafft  der  zur 
Deckung  des  Abganges  während  der.  Mobilität  bei  den  Landwehr-  und 
Landsturmtruppen  sich  ergebende  Pferdebedarf  und  die  Reservepferde, 
welche  die  Ersatzeskadronen  dieser  Truppen  beim  Beginn  der  Mobilisierung 
erhalten.  . 

IV.  Besondere  Vorkehrungen  sind  endlich  getroflfen,  damit  der  im 
Kriegsfalle  eintretende  große  Mehrbedarf  der  Kavallerie  an  abgerichteten 
Jieitpferden  gedeckt  werden  könne.  Zu  dem  Ende  wird  aUjährlich  eine 
bestimmte  Anzahl  von  abgerichteten  Pferden  der  Kavallerieregimenter  geeig- 
neten Privatpersonen  übergeben,  welche  sich  verpflichten  müssen,  diese 
Pferde  im  kriegsdiensttauglichen  Zustande  zu  erhalten  und  im  Mobilisierungs- 
falle sofort,  beziehungsweise  binnen  24  Stunden  an  das  betreffende  Regiment 
zurückzustellen.  Die  "Pferde  werden  jährlich  zu  einer  WafTenübung  ein- 
gezogen und  in  jedem  Frühjahre  einer  kommissionellen  Musterung  behufs 
Konstatierung  ihrer  Tauglichkeit  unterzogen.  Befindet  sich  das  Pferd  in 
vorzüglichem  Zustande,  so  erhält  der  Benutzer  in  Österreich  eine  Prämie 
von  10  oder  20  Kronen.  Ist  das  Pferd  durch  Verschulden  des  Benutzers 
nicht  kriegstauglich,  so  verfallt  derselbe  in  ein  Pönale  oder  wird»  zum  Er- 
sätze verhalten.  Nach  Ablauf  einer  bestimmten  Anzahl  von  Jahren  (in 
Osterreich  nach  6,  in  Ungarn  nach  5  Jahren,  wenn  das  Tier  fortgesetzt  in 
ausgezeichnetem  Zustande  erhalten  wird)  geht  das  Pferd  unentgeltlich  in 
das  Eigentum  des  Benutzers  über.  Die  in  die  Privatbenützung  hinaus- 
gegebenen Dienstpferde  werden  bei  den  Kavallerieregimentern  durch  Re- 
monten  ersetzt. 

V.  In  Bosnien  und  der  Herzegowina  kann  die  Deckung  des 
Pferdebedarfes  mit  Rücksicht  auf  die  rückständigen  Zuchtverhältnisse  der 
beiden  Länder  noch  nicht  in  der  gleichen  Weise  wie  in  der  Monarchie 
erfolgen  und  es  besteht   daher   auch   noch   kein   Pferdekonskription'sgesetz. 

2.  Das  Bequartierungswesen. 

§  46.   Die  Einquartieningrslast.<»<>«) 

I.  Bis  zum  Jahre  1851  war  die  Militäreinquartierung  nicht  in  einheit- 
licher und  selbständiger  Weise  geregelt,  vielmehr  bildeten  die  Normen  über 

»^2)  §  10  des  ö.  und  §  9  des  u.  Gesetzes.  —  »03)  §  13  des  ö.  und  §  12  des  u.  Gesetzes. 
—  ^"*)  Die  älteren  Bestimmungen  sind  behandelt  in  der  Schrift  von  Mayrhofer: 
Das   Militäreinquarticrungsgesetz.    Vorschrift  über   die   Einquartierung  des  Heeres  vom 
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das  Bequartierungswesen  zunächst  einen  Bestandteil  der  verschiedenen  An- 
ordnungen, welche  zu  Gunsten  der  wirtschaftlichen  Heeresverwaltung  die 
^lilitärlasten  näher  bestimmten.  Erst  im  Jahre  1851  erfolgte  eine  einheit- 
liche Regelung  des  Einquartierungswesens  fUr  alle  Länder  (mit  Ausnahme 
der  Militärgrenze)  auf  neuer  selbständiger  Grundlage  durch  die  kaiserliche 
Verordnung  vom  15.  Mai  1851,  R.-6.-B1.  Nr.  124,  welche  einen  Hauptteil 
der  Einquartierungslast  den  Gemeinden  zuschob.  Diese  Verordnung  erfulir 
wesentliche  Abänderungen  durch  das  Einquartierungsgesetz  vom  11.  Juni 
1879,  R.-G.-BL  Nr.  93,  beziehungsweise  durch  die  ungarischen  Gesetz- 
artikel XXXVI  und  XXXVII  vom  Jahre  1879.  Diese  neuen  Gesetze  ge- 
währten durch  die  Heranziehung  der  höheren  Selbstverwaltungskörper  (Länder 
und  Komitate),  durch  die  Festsetzung  größerer  Ärarialbeiträge,  die  möglichste 
Beschränkung  der  Einzeleinquartierung  und  die  Stellung  gtlnstigerer  Be- 
dingungen für  die  Einquartierung  in  den  von  Gemeinden  oder  Privaten, 
enbauten  Kasernen  den  Gemeinden  und  den  einzelnen  Quartierträgern  bedeu- 
tende Erleichterungen.  Gegenwärtig  gelten  das  revidierte  Gesetz  vom  25.  Juni- 
1895,  B.-G.-B1.  Nr.  100,  beziehungsweise  der  ungarische  Gesetzartikel  XXXIX 
vom  Jahre  1895,  neben  welchem  der  Gesetzartikel  XXXVU  vom  Jahre  1879 
in  Kraft  geblieben  ist.  Diese  Gesetze  regelten  die  ganze  Materie,  fUr  den 
Friedenszustand  so  ausführlich,  daß  für  die  verfassungsmäßig  vorgeschriebene 
Mitwirkung  der  österreichischen  Landesvertretungen  fast  gar  kein  Rauio 
mehr  erübrigte.»®^) 

II.  Diese  Gesetze  regeln  die  Einquartierungslast  nur  für  den  Fried en 6- 
zustand. 

1.  Darnach  ist  die  Einquartierungslast  eine  Militärlast,  deren  Rec^ts- 
wirkungen  sich  je  nach  der  Art  der  Bequartierung,  und  je  nachdem  es  sich 
um  die  Unterbringung  von  Gagisten  oder  Mannschaftspersonen  handelt,  ver- 
schieden gestalten. 

Die  Bequartierung  wird  eingeteilt: 

a)  Nach  ihrer  Dauer  in  eine  bleibende  und  eine  vorübergehende. 
Die  bleibende  Einquartierung  ist  jene,  welche  auf  Grund  der  stabilen 
Friedensdislokation  stattfindet,  während  die  vorübergehende  auf  die  Dauer 
vorübergehender  Anlässe,  bei  Märschen,  Konzentrierungen,  Waffenttbungen 
und  Kommandierungen  eintritt; 

b)  nach  der  Art  der  Unterkunft  in  eine  gemeinsame  und  die  Einzel- 
einquartierung. Gemeinsame  Einquartierung  ist  vorhanden,  wenn  in 
einem  und  demselben  Gebäude  die  Unterkünfte  für  mindestens  eine  halbe 
Kompagnie  der  Infanterie  oder  eine  Vierteleskadron  der  Kavallerie,  bezie- 
hungsweise eine  entsprechende  Abteilung  der  sonstigen  Waffengattungen, 
bei  der  Landwehr  für  1  Kompagnie  der  Landwehrfußtruppen  oder  1  Eska- 
dron der  Landwehrkavallerie  ohne  Einrechnung  der  in  demselben  Gebäude 
etwa  vorhandenen  Offiziersquartiere,  Magazine,  Wachstuben  und  sonstigen 
Nebenerfordernisse   beigestellt   werden.     Im   anderen  Falle  ist  die  Bequar- 


15.  Mai  18.51,  R.-G.-Bl.  Nr.  124,  samt  allen  nachträj^lichen  Verordnungen  und  den  wich- 
tigsten Tabellen  und  Formularien.  Systematisch  dargestellt  und  praktisch  erläutert  (1852) 
und  von  Stubenrauch  im  Handbuch  der  österreichischen  Verwaltungsgesetzkunde,  II. 
Bd.  (1861),  S.  794  ff. 

^°^)  Durch  die  im  Reichsrate  erfolgte  Annahme  und  die  Sanktion  des  Einquar- 
tierungsgesetzes hat  sohin  eine  indirekte  Abänderung  des  0.  G.-G.  vom  21.  Dezember 
1867,  R.G.-Bl  Nr.  141,  §  11  lit.  6),  stattgefunden.  Sieh  oben  §  2  III. 
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ticrung  eine  Einzeleinquartierung.  Bei  der  gemeinsamen  Einquartierung 
müssen  eigene,  nicht  gleichzeitig  anderen  Zwecken  gewidmete  Räumlich* 
keiten  beigestellt  werden,  bei  der  Einzeleinquartierung  aber  ist  die  Mann- 
schaft nach  Tunlichkeit  in  vom  Wohngemach  des  Quartierträgers  abgeson- 
derten Zimmern  oder  Kammern  unterzubringen,  welche  nach  Bedarf  beleuchtet 
und  im  Winter  geheizt  werden  müssen.®®^) 

Die  Einzeleinquartierung  ist  subsidiär,  d.  h.  sie  soll  nur  im  Falle  der 
rnmöglichkeit  einer  gemeinsamen  Einquartierung  Platz  greifen.®^')  Aber  auch 
die  Last  der  gemeinsamen  Einquartierung  hat  insofeme  einen  subsidiären 
Charakter,  als  in  erster  Linie  die  bestehenden  ärarischen  Kasernen,  dann 
andere  verfligbare  und  geeignete  Staatsgebäude  und  hierauf  erst  die  vom 
Lande  oder  Komitat,  beziehungsweise  von  Bezirken,  Gemeinden  oder  Privaten 
zur  Verftlgung  gestellten  Kasernen  zu  benutzen  sind.*^®)  Eine  Ausnahme 
tritt  hiebei  nur  rttcksichtlich  der  Gagistenwohnungen  ein,  indem  der 
Bestand  einer  ärarischen  Kaserne  keine  Befreiung  von  der  Verpflichtung 
zur  Beistellung  dieser  Wohnungen  nach  sich  zieht,  da  die  (bleibende) 
Einquartierung  der  im  Gagebezuge  stehenden  Personen  nach  anderen 
Grundsätzen  erfolgt  als  die  Bequartierung  der  Mannschaftspersonen. *^***) 

Damit  die  Beistellung  neuer  Kasernen  nicht  lediglich  vom  Willen  der 
SelbstverwaltungskUrper  und  Privatunternehmer  abhängig  sei,  kann  in  be- 
sonderen Fällen  mit  Zustimmung  des  beteiligten  Finanzniinisters  auch  in 
Zukunft  eine  Neubeistellung  von  Einquartierungsobjekten  durch  den  Staat 
nach  freiem  Ermessen  der  Staatsverwaltung  gegen  die  im  Gesetze  vor- 
gesehene Vergtltung  erfolgen.*^^) 

Die  Verpflichtung  zur  Beistellung  der  Militärquartiere  ist  zunächst  eine 
Naturallast  und  zugleich  eine  Reallast,  d.  h.  sie  haftet  auf  dem  Besitze  des 
Hauses  und  der  übrigen  beizustellenden  Räumlichkeiten,®**)  doch  ist  jedem 
Quartierträger  gestattet,  sich  der  Verpflichtung  dadurch  zu  erledigen,  daß  er  die 
ihm  zur  Einquartierung  zugewiesenen  Personen  und  Pferde  in  anderen  Räumen 
in  demselben  Orte,  beziehungsweise  Stadtteile  auf  seine  Kosten  angemessen 
unterbringt.**")  Jeder  Quartierträger  kann  ferner  bei  der  Einzeleinquartierung 
nach  Ablauf  eines  Monats,  beziehungsweise  in  Ungarn  im  Falle  einer  vor- 
übergehenden Einzeleinquartierung  eventuell  in  noch  kürzerer  Zeitfrist 
die  Umquartierung  verlangen,  d.  h.  fordern,  daß  die  unterzubringenden 
Personen  bei  einem  anderen  Quartierträger  einquartiert  werden.  Bei  der 
bleibenden  Einquartierung  darf  die  Umquartierung  aber  nur  innerhalb  des 
sogenannten  engeren  Einquartierungssprengeis  stattfinden.®*^) 

2.  Befreit  von  der  Einquartierungslast  sind  gegenwärtig  folgende 
Räume:»") 

a)  Alle  Ge])äude,  welchie  für  immer  oder  zeitweilig  zum  Aufenthalte 
<lcs  Monarchen   oder  eines  Mitgliedes   des  Herrscherhauses    bestimmt   sind; 

^^*^)  K.-(t.  §i)  l  bis  3.  Die  Zitation  der  •  Paragraphen  erfolgt  der  Einfachheit  halber 
nur  nadi  dem  ö.  (»csetze.  —  ^"')  Ib.  §  5  Schlußalinea.  —  ^^)  Ib.  §  5  al.  1  Nr.  a)  bis  r). 

—  '»"')  V.-(i.-E.  vom  7.  Juni  1890,  Z.  1874,  Budw.-SIg.  5361  (Arg.  E..Ü.  §  3  al.  1).  — 
''"')  E.-(;.  §  5  al.  2.  -  8»»)  Ib.  §  S.  -  "^^h  Ib.  §  15.  —  8«3)  Ib.  §  16.  Sieh  nuten  Punkt  5. 

—  ****)  Ib.  §  IG.  Die  vordem  zu  Gunsten  der  herrschaftlichen  Gebäude  bestandene  Be- 
freiung von  der  Militarbequurtierung  war  durch  den  Erl.  des  M.  des  I.  vom  15.  Jänner 
1^49,  R.-G.-Bl.  Ergänzungsband  Nr.  88,  entsprechend  dem  Grundsatze  der  Gleichbe- 
rechtigung aller  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  beseitigt  worden.  Vergl.  hierüber 
Dantscher,  Die  politischen  Rechte  der  Untertanen,  2.  Lieferung  (1894),  S.  39. 
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// 1  die  Gebäude,  Wohnungen  und  Kanzleien  der  Gesandtschaften  frem- 
der Mäichte; 

r)  alle  für  den  Staatsdienst  oder  zu  sonstigen  Staatszwecken  benutzten 
und  unentbehrlichen  Räume,  dann  die  Amtsräume  der  Reichs-,  Landes-, 
Bezirks-  und  Gemeindevertretungen,  beziehungsweise  Behörden,  in  Ungarn 
auch  der  Jurisdiktionsbehörden  mit  Einschluß  der  Amtswohnungen; 

rf)  die  dem  öflFentlichen  Gottesdienste,  den  öffentlichen  Kranken-  und 
Wohltätigkeitsanstalten  gewidmeten  Räume,  ferner  die  Räume  aller  öffent- 
lichen oder  mit  dem  Offentlichkeitsrechte  ausgestatteten  TJnterrichtsanstalten, 
die  Räume  jener  Bildungs-  und  Erziehungsanstalten,  Privatwohltätigkeits- 
und Heilanstalten,  welche  nicht  auf  Erwerb  berechnet  sind,  endlich  die 
Räume  der  zur  freien  öffentlichen  Benützung  gewidmeten  Museen,  Biblio- 
theken und  in  Ungarn  auch  der  Archive; 

e)  die  Gefangen-,  Straf-  und  Besserungshäuser,  dann  die  Zwangs- 
ar)>eitsanstalten; 

/ )  die  Frauenklöster,  dann  in  den  Männerklöstern  jene  Räume,  welche 
dem  wirklichen  Bedarf  entsprechend  durch  die  innere  Klausur  abgeschlossen 
sein  müssen; 

y)  die  nach  strengem  Bedarfe  für  die  Amts-  und  geistlichen  Funk- 
tionen erforderlichen  Räumlichkeiten  der  Seelsorger  und  der  höheren  Geist- 
lichen aller  gesetzlich  anerkannten  Religionsgesellschaften  und  die  für  jeden 
derselben  mit  Rücksjcht  auf  seine  Familienverhältnisse  nötige  Wohnung; 

h)  die  zur  Besorgung  des  Post-,  Poststall-  und  Telegraphendienstes, 
dann  zum  Betriebe  der  Lokomotiveisenbahnen  und  der  Dampfschiffahrt  nach 
dem  Erkenntnisse  der  kompetenten  Staatsbehörden  unbedingt  erforderlichen 
eigenen  oder  gemieteten  Räumlichkeiten; 

/)  die  zum  Erwerbsbetriebe  als  unentbehrlich  anerkannten  Räum- 
lichkeiten und  die  für  jeden  Quartierträger  mit  Rücksicht  auf  dessen  Familien- 
verhältnisse nötige  Wohnung.  Die  Entscheidung  hierüber  fällen  die  Behörden 
nach  ihrem  freien  Ermessen.'*^*')  Selbstverständlich  sind  nicht  nur  dem 
Hausbesitzer,  sondern  jedem  Inwohner  jene  Lokalitäten  zu  belassen,  die 
für  seine  und  seiner  Familie  Unterkunft  unentbehrlich  sind.  Dies  gilt  auch 
von  den  Wohnungen  der  Hilfsarbeiter  und  von  Arbeiterhäusern.**^)  In 
solchen  Ortschaften  aber,  wo  die  Wohngebäude  insgesamt  oder  zum 
größten  Teile  nur  aus  einem  Gemache  bestehen,  hat  nach  Tunlichkeit  die 
gemeinschaftliche  Benützung  dieses  Gemaches  durch  die  eingelegte  Mann- 
schaft mit  dem  Hauswirte  und  den  Hausgenossen  stattzufinden. 

Die  Verwendung  von  ärarischen  Unterknnftsobjekten  zu 
anderen  als  zu  Einquartierungszwecken  oder  die  Veräußerung  der- 
selben ohne  Beschaffung  eines  gleichwertigen  Ersatzes  ist  zum 
Schutze  der  Interessen  der  Selbstverwaltungskörper  untersagt, 
es  sei  denn,  daß  das  Objekt  infolge  einer  Änderung  der  stabilen  Friedens- 
dislokation entbehrlich  geworden  ist.  Desgleichen  kann  die  Auflassung  der 
von  sonstigen  Faktoren  beigestellten  Kasernen  zu  anderen  als  zu  Einquar- 
tiemngszwecken  oder  die  Veräußerung  derselben  nur  bei  Entbehrlichkeit 
des  Objektes  oder  nach  Beistellung  von  Kasernen  mit  dem  gleichen  Be- 
lagraume  erfolgen.®") 

81*)  V.-G.-E.  vom  20.  SepU^raber  1880,  Z.  1213,  Budw.-Slg.  844.  —  ^iö)  y.-G.-E. 
vom  2.  Juni  1882,  Z.  1183,  Budw.-Slg.  U27.   —   **')  E.-G.  §  6  al.  3  und  4. 
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Über  die  Auflassung  einer  ilrarischen  oder  nicht  ärarischen  Kaserne 
aus  bau-  oder  sanitiltspolizeilichen  Gründen  entscheidet  nach  Einholung 
des  Befundes  einer  gemischten  Kommission  und  nach  Anhörung  des  be- 
teiligten Finanzministers  der  betreffende  Landesverteidigungsminister,  nicht 
aber  die  Zivilbau-  oder  Sanitätsbehörde.  Dabei  ist,  wenn  es  sich  um  Kasernen 
des  Heeres  oder  der  Kriegsmarine  handelt,  im  Einverständnisse  mit  dem 
Ueichskriegsminister  vorzugehen. ^^®)  Die  Kommission  hat  militärischer- 
seits  aus  1  Vertreter  der  Militär-,  beziehungsweise  der  Landwehrterritorial- 
behörde oder  des  Stationskommandos,  1  Offizier  der  betreffenden  Truppen- 
gattung, 1  Militärarzt  und  eventuell  1  Militärtierarzt,  1  Militärintendanturs- 
beamten und  1  Militärbauingenieur,  von  selten  des  Ziviles  aber  aus 
dem    die    Leitung   mBrenffeü  Yorsteher    der    politischen    Bezirksbehörde, 

1  Sachverständigen  des  Baufaches,  1  Zivilarzt,  1  Vertreter  der  Finanz- 
verwaltung und  1  Vertreter   der   Gemeinde   zu   bestehen.     Außerdem    sind 

2  Vertreter  des  interessierten  höheren  Selbstverwaltungskörpers  (Landesaus- 
schusses) beizuziehen.  Der  im  Falle  der  Auflassung  eintretende  Bedarf  an 
neuen  MUitärunterkünften  muß  nach  den  Bestimmungen  des  Einquartierungs- 
gesetzes, also  in  erster  Linie  durch  die  Selbstverwaltungskörper  gedeckt 
werden.*^  ^^) 

Die  Einquartierungslast  besteht  zu  Gunsten  des  gemeinsamen  Heeres 
(mit  Einschluß  der  Kriegsmarine),  dann  der  Landwehr-  und  Landsturm- 
truppen.®**) Sie  besteht  auch  zu  Gunsten  der  bosnisch-herzegowinischen 
Truppen,  welche  mit  Zustimmung  der  Regierung  der  betreffenden  Reichs- 
hälfte zum  Zwecke  vollständigerer  militärischer  Ausbildung  in  das  Gebiet 
einer  der  beiden  Reichshälften  verlegt  und  hier  einquartiert  werden.**') 

3.  Das  Ausmaß  der  Einquartierungspflicht  wird  einerseits  durch  das 
Anforderungsrecht  der  Militärverwaltung  und  andererseits  durch  den  von 
den  Gemeinden  unter  Aufsicht  der  politischen  Behörden  festgestellten  Fas- 
snngsranm  bestimmt.  Die  Militärverwaltung  ist  berechtigt  zu  verlangen,  daß 
nachstehende  Bequartierungsobjekte  beigestellt  werden: 

a)  Die  in  den  Beilagen  zu  den  Einquartierungsgesetzen  ersichtlich 
gemachten  Unterkünfte  und  Nebenerfordernisse  für  die  zu  den  Gagisten 
zählenden,  dauernd  oder  zeitlich  in  Dienstesverwendung  stehenden  Heeres- 
personen, für  deren  Familien,  deren  Pferde  und  Wagen,  weiters  für  die 
Mannschaftspersonen,  deren  Familien  und  die  Pferde  der  zu  bequartierenden 
Truppe;  sodann 

h)  jene  sonstigen  Räumlichkeiten  und  Nebenerfordernisse,  welche  fiir 
die  Truppenkörper  und  für  die  mit  denselben  verbundenen  Kommanden  und 
Stäbe  benötigt  werden. »") 

Bei  der  bleibenden  Einzeleinquartierung  ist  den  Unteroffizieren  und 
den  Mannschaftspersonen  vom  Quartierträger  eine  hausübliche  reine  Lager- 
stätte, ferner  Beleuchtung  und  Beheizung  zu  beschaffen,  die  Möglichkeit  zum 
Aufhängen  der  Montur-  und  Rüstungsstücke  zu  bieten  und  endlich  die  lilit- 
benützung  des  Kochfeuers  und  Kochgeschirres  zu  gewähren.  Wenn  die 
Unmöglichkeit  einer  solchen  gemeinschaftlichen  Benützung  wegen  Armut 
des  Quartierträgers  durch  eine  unter  Intervention  der  politischen  Bezirks- 
behörde, der  Gemeinde  und  des  Truppenkommandos  abgehaltene  gemischte 

81^)  Ib.  §  6  al.  1.  —819)  Ib.  §  6  al.  2.  —  «O)  jb,  Art.  I  und  §  4.  —  "0  0.  U.  voiu 
29.  Dezember  1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  3  ex  1891,  u.  G.-A.  VIII  ex  1891.  Sieb  oben  §  26  VI. 
—  8")  K.-(5.  §§  7,  9  al.  1  und  2,  24  und  44. 
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KomniiHsiou  nachgewiesen  ist  oder  die  Gemeinde  im  Einvernehmen  mit  dem 
lYuppenkommando  die  Beistellung  eigener  Menageküchen  und  Menagelokale 
für  zweckmäßiger  findet,  so  wird  das  Brennmaterial  und  Kochgeschirr  von 
der  Militärverwaltung  gegen  einen  Abzug  von  der  Ararialvergtitung  (1  Heller 
per  Kopf  und  Tag )  beigestellt.  Für  die  im  Wege  der  Einquartierung  unter- 
gebrachten Pferde  hat  der  Quartierträger  die  Stauung  und  die  dazu  gehörige 
Einrichtung  samt  Beleuchtung  zu  liefern.***) 

Im  Falle  und  auf  die  Dauer  der  äußersten  Not,  worttber  die  politischen 
Beh(1rden  im  Einvernehmen  mit  den  betreffenden  Militärbehörden  oder 
Trnppenkommandanten  entscheiden,  kann  auch  eine  den  normalen  Fassungs- 
raum tiberschreitende  gedrängtere  Bequartierung  unter  Benützung  auch  der 
minder  geeigneten  Räumlichkeiten  Platz  greifen.***) 

4.  Die  bleibende  Einquartierung  der  Mannschaftspersonen  ist  in 
Osterreich  als  eine  Last  der  einzelnen  Länder,  ftlr  deren  gleichmäßige 
Verteilung  die  Landesvertretungen  zu  sorgen  haben,  in  Ungarn  dagegen 
für  eine  Last  der  Gemeinden  erklärt,  welche  die  Komitate  nach  dem 
Gesetzartikel  XXXVII  vom  Jahre  1879  durch  Einhebung  besonderer  Steuer- 
zuschläge mc'tglichst  gleichmäßig  verteilen  und  erleichtern  sollen.  ***^)  In  erster 
Linie  trifft  aber  auch  in  Österreich  die  Verpflichtung  zur  Beistellung  der 
Naturalquartiere  die  Gemeinden.  Ihre  Verpflichtung  zur  Vollziehung  der 
an  sie  gestellten  Quartieranfordernngen  ist  nicht  bloß  eine  formelle,  sondern 
auch  eine  materielle,  nur  ist  diese  Verpflichtung  keine  definitive,  sondern 
es  steht  den  Gemeinden  der  Regreß  gegen  das  Land  offen.  •**") 

Neben  dieser  allgemeinen  Quartierlast  besteht  noch  die  im  Falle  der 
Einzeleinquartierung  auf  Grund  der  stabilen  Friedensdislokation  einzelne 
Gemeinden  treffende  Naturalquartierpflicht. 

Den  im  Gagebezuge  stehenden  Heerespersonen  werden  bei  der 
bleibenden  Einquartierung  entweder  vom  Platzkommando,  beziehungsweise 
vom  Stationskommando  Unterkünfte  in  dem  gebührenden  Ausmaße  und  in 
angemessener  Nähe  des  Ortes  ihrer  Dienstverrichtung  in  natura  zugewiesen, 
welche  sie  annehmen  müssen,  oder  sie  erhalten  die  tarifmäßige  Vergütung 
zur  Selbstmiete  der  Unterkunft.  Gelingt  es  ihnen  nicht,  die  gebührende 
Unterkunft  um  die  tarifmäßige  Vergütung  zu  bekommen  und  ist  diese 
Unmöglichkeit  kommissionell  festgestellt,  so  ist  die  Gemeinde  gegen  Erhalt 
der  tarifmäßigen  Vergütung  zur  Beistellung  der  Unterkunft  verpflichtet.®**') 
Die  zu  dieser  Feststellung  berufene  Kommission  hat  aus  je  1  Vertreter  der 
politischen  Bezirksbehörde,  der  Finanzbehörde  und  Gemeinde,  ferner  mili- 
tärischerseits  aus  dem  mit  dem  Einquartierungsgeschäfte  betrauten  Offizier 
und  aus  1  Vertreter  der  Truppe  oder  Heeresanstalt  zu  bestehen,  welcher 
der  Quartierberechtigte  angehört. 

Den  Quartierbeistellern  werden  folgende  Begünstigungen  gewährt: 

a)  Die  von  den  Selbstverwaltungsbürgern  oder  von  Privaten  beige- 
stellten Gebäude  sind  von  der  Gebäudesteuer,  in  Ungarn  auch  vom  Zuschlag 
zur  allgemeinen  Einkommensteuer  fttr  die  Dauer  ihrer  Widmung  für  Ein- 
quartierungszwecke  befreit.®**)    Dieser  Anspruch  auf  Steuerfreiheit  ist  aber 


•*23)  Ib.  §§  26  und  27.  —  ^^*)  Ib.  §  9  al.  3  und  4.  —  «*)  §  23  des  ö.,  beziehungs- 
weise  des  u.  Gesetzes.  —  82«)  v.-G.-E.  vom  25.  Juni  1881,  Z.  1117,  Budw.-Slg.  1127, 
dann  vom  17.  März  1882,  Z.  555  und  556,  Budw.-Slg.  1348  und  1344.  Vergl.  auch  die 
V.-(;..E.  vom  8.  Mai  1885,  Z.  1259,  Budw.-Slg.  2548.  —  8^7)  e.-G.  §  25.  —  ^«)  Ib.  §  18. 

Sclimtd,  Das  Ileerearecht  der  öst«rr.-ung.  Monarchie.  19 
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durch    die   Widmung    des    ganzen    Gebäudes   zu    Einquartierungszwecken 
bedingt;  die  Widmung  einzelner  Gebäudebestandteile  genügt  hiefür  nicht;  **^^> 

b)  ein  dem  Belagraum  der  Kaserne  entsprechender  Teil  des  in  den 
betreffenden  Garnisonsorten  ermittelten  Fassungsraumes  wird  freigelassen, 
wenn  die  Kaserne  von  einer  Gemeinde  oder  von  mehreren  Nachbargemeinden 
gemeinschaftlich  beigestellt  wird;^^®) 

c)  überdies  werden  besondere,  für  die  einzelnen  Einquartierungsobjekte 
und  Orte  verschieden  abgestufte  Zinsvergütungen  geleistet  Dieselben 
sind  fUr  die  Bequartierung  der  Truppen  des  Heeres  aus  dem  gemeinsamen 
Militärbudget,  fUr  die  Bequartierung  der  Landwehr-  und  Landsturmtruppeu 
aber  aus  dem  Landwehretat  der  betreffenden  Keichshälfte  und  nur  im  Falle 
einer  Mobilisierung  zu  Kriegszwecken  aus  dem  gemeinsamen  Militärbudget 
zu  bestreiten.  ®^^)  Bei  einer  Einquartierung  der  bosnisch-herzegowinischen 
Truppen  in  den  beiden  Reichshälften  hat  das  bosnisch -herzegowinische 
Landesärar  daftlr  aufzukommen.®^*) 

Die  Vergütung  für  die  Quartiere  der  Gagisten  und  für  die 
übrigen  Räumlichkeiten  mit  Ausnahme  der  Mannschaftsunterkünfte 
erfolgt  nach  Quartierzinsklassen,  in  welche  die  einzelnen  Gemeinden 
eingereiht  werden.  Diese  Einreihung  und  die  Bestimmung  der  Höhe  der 
Gebühren  für  jede  Klasse  geschieht  von  10  zu  10  Jahren  durch  den  betref- 
fenden Landesverteidigungsminister,  welcher  dabei  im  Einvernehmen  mit 
dem  Reichskriegsminister  und  dem  Finanzminister,  in  Ungarn  auch  mit  dein 
Minister  des  Innern  vorzugehen  hat.  Als  Grundlage  für  diese  Feststellung 
dienen  zunächst  die  fllr  die  unmittelbar  vorausgehenden  5  Jahre  ermittelten 
Mietzinsdurchschnitte.  Es  kann  jedoch  auch  vor  Ablauf  der  zehnjährigen 
Tarifperiode  eine  Änderung  in  der  Einreihung  der  einzelnen  Gemeinden 
erfolgen,  und  zwar  nach  oben,  wenn  während  der  laufenden  Tarifperiode 
eine  größere  Anzahl  der  in  der  Station  befindlichen  Militärgagisten  wegen 
Unmöglichkeit  der  Selbstmiete  von  der  Gemeinde  die  Wohnung  tatsächlich 
in  Anspruch  genommen  hat  und  die  Mehrzahl  der  von  der  Gemeinde  auf 
diese  Art  gezahlten  Mietzinse  das  Mittel  zwischen  dem  der  Gemeinde 
zukommenden  tarifmäßigen  Vergütungsbetrage  und  jenem  der  nächsthöheren 
Zinsklasse  überstieg,  und  —  jedoch  nur  nach  Ablauf  der  ersten  5  Jahre 
der  Tarifperiode  —  nach  unten,  wenn  die  Mietzinse  derart  gesunken  sind, 
daß  die  Bedingungen  für  die  Einreihung  in  eine  niedrigere  Zinsklasse 
gegeben  erscheinen.  ®^*)  Außerdem  ist  die  Beschaffenheit  des  Einquartierungs- 
objektes für  die  Höhe  der  Vergütung  maßgebend.  In  dieser  Beziehung 
werden  im  Gesetze  unterschieden:***) 

a)  Kasernen  erster  Kategorie,  welche  eigens  für  Einquartierungs- 
zwecke erbaut  wurden  und  rücksichtlich  des  Belagraumes  und  der  sonstigen 
Beschaffenheit  den  im  Verordnungswege  festzusetzenden  Anforderungen 
entsprechen; 

b)  Kasernen  zweiter  Kategorie,  welche  rücksichtlich  des  Bels^- 
raumes  den  Kasernen  erster  Kategorie  vollständig,  dagegen  in  Betreff  der 
Beschaffenheit  den  im  Verordnungswege  festzusetzenden  geringeren  Anfor- 
derungen entsprechen; 

8M)  V.-G.-E.  vom  12.  Februar  1887,  Z.  351,  Budw.-Slg.  3389,  dann  vom  15.  Fe- 
bruar 1887,  Z.  3^,3,  Budw.-Slg.  3394,  und  vom  16.  Juni  1888,  Z.  2001,  Budw.-Slg.  4169 

—  WO)  E.-G.  §  36.  —  9")  Ib.  §  19.  —  "ij  §  2  al.  2  des  ö.  G.  vom  29.  Dezember  1890, 
R.-G.-B1.  Nr.  3  ex  1891,  beziehungsweise  des  u.  G.-A.  VIII  ex  1891.  —  "3)  g.-G.  §  30. 

—  »«*)  Ib.  §  5  al.  8  ff. 
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(')  Notkasernen,  wozu  jene  Unterkünfte  zu  zählen  «ind,  welche  sich 
in  nicht  ausschließlich  zu  Einquartierungszwecken  gewidmeten  Gebäuden 
befinden  und  wozu  weiters  auch  solche  zur  gemeinsamen  Einquartierung 
verwendbare  Unterkünfte  gehören,  welche  in  Bezug  auf  den  Belagraum  oder 
in  Bezug  auf  die  Beschaflfenheit  der  Räumlichkeiten  den  Anforderungen  für 
Kasernen  nicht  ganz  entsprechen. 

Ob  ein  Gebäude  als  Kaserne  erster  oder  zweiter  Kategorie  oder  als 
Xotkaserne  zu  gelten  hat,  darüber  entscheidet  auf  Grund  des  Votums  einer 
gemischten  Kommission  der  betreffende  Landesverteidigungsminister  im  Ein- 
vernehmen  mit   den   beteiligten   Ministern    (Kla'^sifikationserkenntnis). 

Bei  Kasernen  zweiter  Kategorie  und  bei  Notkasernen  werden  die 
Wohnungen  für  Offiziere  und  Unteroffiziere  sowie  die  Räume  für  die  Neben- 
erfordemisse  je  nach  ihrer  Beschaffenheit  auf  Grund  der  Anträge  einer 
gemischten  Kommission  mit  2  Dritteilen  oder  3  Vierteilen  des  tarif- 
mäßigen Zinses  vergütet  und  nur,  wenn  bei  Kasernen  der  zweiten  Kategorie 
der  Offizierspavillon  nach  den  Bestimmungen  für  die  Kasernen  der  ersten 
Kategorie  erbaut  ist,  die  Vergütung  nach  dem  vollen  tarifmäßigen  Zinse 
geleistet®'^^) 

Die  Berechnung  der  Vergütung  für  Mannschaftsunterkünfte  erfolgt 
nach  dem  auf  Grund  der  stabilen  Friedensdislokation  angesprochenen  und 
beigestellten  Belagraume,  wobei  die  den  Chargen  gebührenden  abgeson- 
derten Unterkunftsräume  als  Mannschaftszimmer  zu  berechnen  sind.^^^) 

Diese  von  der  Militärverwaltung  für  die  Unterkunft  der  Unteroffiziere 
und  der  übrigen  Mannschaft,  dann  für  die  Unterbringung  der  Pferde  zu 
leistenden  Vergütungen  sind  gleichfalls  nach  der  Beschaffenheit  der  Ein« 
quartierungsobjekte  abgestuft,  daher  für  Kasernen  zweiter  Kategorie  und 
Notkasemen  entsprechend  niedriger  bemessen.®^') 

Die  Auszahlung  der  Vergütungsbeträge  geschieht  zu  den  ortsüblichen 
oder  gesetzlichen  Kündigungsterminen  im  vorhinein  an  den  Gemeinde- 
vorsteher.®^*) 

Die  Verpflichtung  zur  Bezahlung  der  nach  dem  Belagraum  zu  be- 
rechnenden Vergütungen  beginnt  von  jenem  Tage  an,  mit  welchem  das  Gebäude 
belagfähig  und  den  sonstigen  Anforderungen  entsprechend  der  Militärverwaltung 
zur  Verfügung  gestellt  worden  ist,  wenngleich  der  tatsächliche  Belag  erst 
später  erfolgte. *^^)  Verzögert  sich  die  Vollendung  der  bei  der  Klassifikation 
des  Gebäudes  festgesetzten  Herstellungen,  so  sind  die  Militärbehörden  gleich- 
wohl nicht  berechtigt,  die  Bezahlung  der  tarifmäßig  entfallenden  Gebühren 
bis  zum  Zeitpunkte  der  Durchführung  aller  nach  dem  Klassifikationserkenntnis 
zu  stellenden  Anforderungen  vorzuenthalten,  vielmehr  ist  in  einem  solchen 
Falle  sofort  die  für  Notkasemen  entfallende  Gebühr  zu  entrichten.®^^) 

Die  zur  Zeit  der  Beistellung  einer  Kaserne  oder  Notkaseme  entfallenden 
Gebühren  verbleiben  für  die  ganze  Dauer  der  Belaggarantie  sowie  auch 
während  der  weiteren  Benützung  der  Kaserne  oder  Notkaserne  unverändert.®*^) 
Eine  solche  Belaggarantie  kann  ftlr  die  neu  beigestellten  Kasernen  und  Not- 
kasernen bis  zur  Maximalzeit  von  25  Jahren  mit  der  Wirkung  gewährt 
werden,  daß  von  dem  Tage  der  Übergabe  der  betreffenden  Objekte  an  die 
Militärverwaltung  der  ununterbrochene  Bezug  der  Unterkunftsgebühren  ohne 

S35)  Ib.  §  31  al.  5  und  6.  —  w«)  n,.  §  32.  —  wt)  Hj.  §  31  al.  L  —  ^^)  Ib.  §  28 
al.  4.  —  w«)  Ib.  §  37.  —  "^0  V.-G.-E.  vom  3.  Mai  1882,  Z.  687,  Budw.-Slg.  1389.  - 
^»)  E.-G.  §  32  al.  7. 

19» 
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Ktlcksicht  auf  eine  etwa  eintretende  Unterbrechung  oder  Auflassung  des 
Belages  dem  Heisteller  gewährleistet  wird,  in  welchem  Falle  es  aber  der 
Militärverwaltung  freisteht,  die  Gebäude  während  dieser  Zeit  auch  zu  anderen 
militärischen  Zwecken  zu  benutzen  oder  zu  sonstigem  Gebrauche  zu  ver- 
mieten. Nur  wenn  das  Gebäude  infolge  eines  außerordentlichen  Ereignisses 
(eines  Krieges  oder  Elementarschadens)  oder  wegen  Vernachlässigung  der 
Instandhaltung  nach  dem  Befund  einer  gemischten  Kommission  als  ganz  oder 
teilweise  für  unbenutzbar  erklärt  wird,  hat  die  entsprechende  Vergtitungs- 
leistung  zu  entfallen.  Diese  Kommission  ist  in  der  gleichen  Weise  wie  jene 
zusammenzusetzen,  welche  sonst  bei  Auflassung  einer  Kaserne  in  Funktion 
zu  treten  hat.  Nach  Ablauf  der  Garantiezeit  wird  die  Vergütung  im  Falle 
einer  zeitweiligen  Unterbrechung  oder  gänzlichen  Auflassung  des  Belages 
in  dem  fUr  das  leere  Obdach  entfallenden  Ausmaße  nur  noch  durch  3  Monate, 
bei  den  ohne  Garantie  einer  Belagdauer  beigestellten  Notkasemen  noch 
1  Monat  geleistet.  Bei  der  tarifmäßigen  Vergütung  entscheidet  in  diesem 
Falle  der  Ablauf  der  Mietzeit. ®*^)  Angeforderte  und  von  den  Gemeinden 
beigestellte,  vom  Militär  aber  gar  nicht  oder  nur  teilweise,  beziehungsweise 
zeitweise  benützte  sonstige,  die  Belaggarantie  nicht  genießende  Räumlich- 
keiten sind  für  die  ganze  Bestellungszeit,  jedoch  unter  Vorbehalt  des  Ver- 
fUgungsrechtes  der  Militärverwaltung  während  dieser  Zeit  zu  vergüten.'**^  ^ 

Dem  Beisteller  einer  Kaserne  steht  es  frei,  auch  die  Ausstattung 
derselben  mit  den  erforderlichen  Einrichtungsstücken,  deren  Erhaltung,  Reini- 
gung und  Nachschaffung,  dann  die  Beistellung  des  Koch-,  Heiz- und  Beleuchtungs- 
servises  zu  übemehmen.^^*)  In  jedem  Falle  hat  er  aber  flir  die  Erhaltung 
der  übergebenen  Objekte  in  brauchbarem  Zustande  Sorge  zu  tragen.***'^) 
Diese  Verpflichtung  trifft  insbesondere  die  Gemeinden,  welche  Militärunter- 
künfte beistellen.^* ^)  Hat  eine  Gemeinde  die  Lokalitäten  flir  die  Einquartierung 
gemietet,  so  kann  an  sie  die  Anforderung  gestellt  werden,  daß  sie  mit  dem 
Eigentümer  der  Realität  wegen  Ausführung  der  nötigen  Herstellungen  ein 
Übereinkommen  treffe  oder  eventuell  diese  Herstellungen  selbst  bewerk- 
stellige;^*') die  Entscheidung  darüber,  welche  Herstellungen  dem  Beist^Uer 
einer  Kaserne  obliegen,  steht  den  politischen  Behörden  und  in  letzter  Instanz 
dem  Landes  Verteidigungsminister  zu;®*^)  wenn  aber  die  Quartierforderung 
in  gesetzlicher  Weise  zur  Vollendung  gebracht  worden  ist  und  sodann  Diffe- 
renzen aus  der  Übernahme,  Adaptierung  der  Realität  oder  aus  Anlaß  von 
Herstellungen  durch  eine  Gemeinde  zwischen  dieser  und  dem  Eigentümer 
des  Objektes  entstehen,  so  ist  die  Kompetenz  der  Zivilgerichte  begründet.®**') 

Die  Militärverwaltung  ist  verpflichtet,  die  übernommeneu 
Objekte  in  unbeschädigtem  Zustande  zu  übergeben;  sie  haftet  für 
jedes  Verschulden  der  Truppe  und  jener  Personen,  welchen  die  betreffenden 
Objekte  von  ihr  zur  Benützung  überlassen  worden  sind,  nicht  aber  für  den 
Zufall,  nicht  für  Handlungen  dritter  Personen,  deren  Verschulden  sie  nicht 
zu  vertreten  hat,  und  nicht  für  die  Folgen  der  gewöhnlichen  Abnützung. 
Der  Beisteller  der  Bequartierungsobjekte  muß  einen  ihm  etwa  gebührenden 

**2)  Ib.  §  33.  -  ^")  Ib.  §  29.  -  8")  Ib.  §  34.  -  s«)  Ib.  §  35  al.  2.  -  s«)  V.-G.-E. 
vom  29.  Jänner  1886,  Z.  273,  Budw.-Sl^.  2892.  —  '^")  V.-G.-E.  vom  17.  März  1<582,  Z.  555  und 
556,  Budw.-Slg.  1343  und  1344.  -  s*^)  V.-a.-E.  vom  29.  Jänner  1886,  Z.  273,  Budw.^Slg. 
2892,  und  vom  29.  März  1893,  Z.  1159,  Budw.-Slg.  7173.  —  ««)  V.-U.-E.  vom  31.  Mai 
1889,  Z.  2005,  Budw.-Slg.  4717,  vom  12.  Juli  1889,  Z.  2509,  Budw.-Slg.  4810,  imd  vom 
11.  Jänner  1894,   Z.  164,  Budw.-Slg.  7645. 
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Ersatzanspruch  binnen  1  Jahre  nach  Rückstellung  des  Objektes  geltend 
machen,  sonst  verjährt  nicht  bloß  der  Klageanspruch,  sondern  es  erlischt 
überhaupt  der  Ersatzanspruch.*"'^) 

Die  Anforderung  wegen  Beistellung  von  Militärunterkünften  ist  vom 
Militär  nicht  unmittelbar  an  die  Gebäude-  oder  Grundbesitzer, 
sondern  an  die  politischen  Behörden  zu  richten.  Nur  bei  kleinen 
Transporten  und  in  dringenden  Fällen  kann  die  Anforderung  direkt  an  die 
(icmeindevorsteher  gestellt  werden. "'^^j  Den  Gemeinden  und  Gutsgebieten 
obliegt  (in  Osterreich  im  übertragenen  Wirkungskreise)  die  wirkliche 
Durchführung  der  Einquartierungsgeschäfte.  Sie  haben  insbesondere  auch 
für  die  Erhebung  und  Evidenzhaltung  des  Fassungsraumes  und  für  die 
Zuweisung  in  die  Quartiere  zu  sorgen,  daher  bei  der  Einzeleinquar- 
tierung die  nötigen  Wegweiser  beizustellen.®^-)  Aufgabe  der  Platz-,  beziehungs- 
weise der  Stationskommanden  ist  es,  die  Gemeindevorsteher  zu  jedem  orts- 
üblichen oder  gesetzlichen  Kündigungstermin  von  dem  für  die  nächstfolgende 
kürzeste  Mietzeit  anzufordernden  Bedarf  an  Unterkünften  rechtzeitig  in 
Kenntnis  zu  setzen.  Tritt  in  der  Zeit  zwischen  zwei  Kündigungsterminen 
ein  Mehrbedarf  oder  ein  neuer  Bedarf  an  Unterkunftsräumen  ein,  so  ist 
durch  stärkere  Belegung  der  bereits  beigestellten  Unterkünfte  Abhilfe  zu 
schaffen  oder  die  vorübergehende  Einquartierung  zu  verfügen.  Den  genannten 
Kommanden  obliegt  auch  die  Auszahlung  der  Vergütungsbeträge.  *^^*) 

5.  Die  vorübergehende  Einquartierung  bildet  sowohl  in  Osterreich 
als  auch  in  Ungarn,  soweit  der  Bedarf  an  Unterkünften  nicht  durch  Ka- 
sernen oder  Notkasernen  gedeckt  ist,  eine  Last  der  Gemeinden,  welche 
denselben  durch  Aufzahlungen  aus  Landesmitteln  oder  zu  Lasten  besonders 
gebildeter  Konkurrenzbezirke,  beziehungsweise  in  Ungarn  durch  die  Komitato 
erleichtert  werden  kann.*^'*)  Für  die  Zwecke  der  vorübergehenden  Einquar- 
tierung wird  ein  weiterer  und  ein  engerer  Einquartierungsbezirk 
festgesetzt,  von  denen  der  erstere  nur  dann  in  Anspruch  genommen  werden 
soll,  wenn  der  engere  Bezirk  für  den  Bedarf  an  Unterkünften  zu  klein 
oder  schon  zu  sehr  belastet  ist.^^^)  Die  Feststellung  dieser  Einquartierungs- 
bezirke geschieht  in  Osterreich  durch  die  politischen  Landesstellen  im  Ein- 
vernehmen mit  den  Militärterritorial-  und  Landwehrkommanden,  in  Ungarn 
durch  den  Landesverteidigungsminister  im  Einverständnisse  mit  den  Militär- 
territorialbehörden, die  Festsetzung  der  Durchzugsstraßen,  Mittags-  und 
Nachtstationen  hingegen  durch  den  Reichskriegsminister  im  Einverständnisse 
mit  dem  betreffenden  Landesverteidigungsminister.  Handelt  es  sich  nicht 
um  Durchzüge,  sondern  um  eine  sonstige  vorübergehende  Einquartierung, 
so  werden  die  Belagstationen  in  Osterreich  von  den  Militärterritorial-  und 
Landwehrkommanden  im  Einverständnisse  mit  den  politischen  Landesbehörden, 
in  Ungarn  aber  vom  Landesverteidigungsminister  bestimmt.^'^'') 

Als  Grundlage  des  Ausmaßes  fllr  die  Quartierforderung  dient  das 
Marschdokumeut.  Die  zu  stellenden  Anforderungen  sind  bei  bedeuten- 
deren Truppentransporten  den  Gemeindevorstehern  in  der  Regel  wenigstens 
24  Stunden  vor  dem  Eintreffen  der  Transporte  durch  die  politischen  Be- 
hörden mitzuteilen,  während  bei  kleineren  Transporten  die  Verständigung 
der   Gemeinden   durch    den   militärischen   Quartiermacher    genügt.    Nur  in 

*^")  E.-G.  §  35  al.  1  und  3  ff.  —  »si^  j|,  §  12.  -  »52)  jb.  §§  9  Sohlnßalinea,  13 
und  20.  —  «3^  Ib.  §  28.  —  »•'*)  §  38  des  ö.,  beziehungsweise  des  u.  Gesetzes.  —  s")  E.-G. 
§  40.  —  ^^^)  §  39  des  ö.,  beziehungsweise  des  u.  Gesetzes. 
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dringenden  Fällen  kann  der  Abteiinngrskommandant  ohne  vorausgehende 
Verständigung  von  dem  Gemeindevorsteher  unmittelbar  gegen  Vorweisung 
des  Befehles  Unterkunft  verlangen.*^') 

Die  vorübergehende  Einquartierung  kann  auch  in  ganz  oder  zeitweise 
aufgelassenen  oder  nicht  benützten  Kasernen  stattfinden.  Bei  der  Einzel- 
einquartierung ist  sowohl  zwischen  den  einzelnen  Gemeinden  eines  und  des- 
selben Einquartierungsbezirkes,  als  auch  im  Innern  der  Gemeinde  eine  ent- 
sprechende Reihenfolge  zu  beobachten.^^^) 

Für  die  vorübergehende  Einquartierung  wird  gleichfalls  von  Seiten  der 
Heeresverwaltung  eine  Vergütung  geleistet,  und  zwar  für  die  Unterbrin- 
gung der  Unteroffiziere  und  der  übrigen  Mannschaft  sowie  der  Pferde  nach 
denselben  Sätzen  wie  bei  der  bleibenden  Einquartierung  unter  Berücksich- 
tigung der  Kopfzahl  und  der  Einquartierungstage,^^*')  für  Offizierszimmer, 
Kanzleien  und  andere  derartige  Unterkünfte  nach  einem  besonders  festge- 
setzten Schlüssel/*'*')  Baracken  werden  als  Notkasernen  behandelt.**^  M  Die 
Vergütung  fällt  weg,  wenn  die  Einquartierung  in  einer  ganz  oder  zeitweise 
aufgelassenen  oder  nur  teilweise  benützten  Kaserne  oder  Notkaserue  statt- 
findet, für  welche  ohnedies  Vergütung  geleistet  wird.'^^^)  Für  das  bei  der 
Einzeleinquartierung  beigestellte  Streustroh  oder  Laub  erhält  der  Quartier- 
träger besondere  Vergütung.^*^^) 

Die  bei  der  vorübergehenden  Einzeleinquartierung  zu  leistende  Ver- 
gütung ist  an  den  Gemeindevorsteher  oder  den  eigens  bestellten  Quartier- 
meister vor  dem  Abmärsche,  wenn  aber  das  Militär  länger  als  einige  Tage 
in  der  Gemeinde  verbleibt,  alle  5  Tage  zu  bezahlen/'*^) 

6.  Die  von  manchen  österreichischen  Ländern  den  Gemeinden, 
beziehungsweise  den  einzelnen  Quartierträgern  gewährten  Erleichterungen 
beruhen  teils  auf  eigenen  Landesgesetzen,^^^)  teils  nur  auf  widerruflichen 
Landtagsbeschlüssen.^*^*^)  Die  auf  dieser  Grundlage  gewährten  Erleich- 
terungen bestehen  teils  in  baren  Aufzahlungen,  teils  in  Befreiungen  der 
von  der  Einquartierung  betroffenen  Gebäude  von  den  Landes-  und  Gemeinde- 
zuschlägen zur  Gebäudesteuer.  Sie  weichen  in  der  Art  und  im  Ausmaß 
mehrfach  voneinander  ab.^^^) 

ö**^)  E.-G.  §§  42  und  43.  —  «^s)  Ib.  §  41.  —  ^'^^)  Ib.  §  48.  —  wo)  Ib.  g  46.  —  «i)  Ib. 
§  52.  —  862^  Ib.  §  50.  —  «w)  Ib.  §  49.  —  8W)  §  54.  —  ^^^)  Landesgesetze  sind  erflossen 
für  Niederösterreich  (G.  vom  29.  Oktober  1880,  L.-G.-Bl.  Nr.  80),  Salzburg  (G. 
vom  10.  Jänner  1890,  L.-G.-B1.  Nr.  2),  Böhmen  (G.  vom  28.  Dezember  1882,  L.-G.-BI. 
Nr.  78),  Mähren  (G.  vom  29.  November  1882,  L.-G.-B1.  Nr.  165,  richtiggestellt  durch 
das  G.  vom  18.  Jänner  1884,  L.-G.-Bl.  Nr.  24)  und  Dalmatien  (G.  vom  12.  Mai  1886. 
L.-G.-Bl.  Nr.  18,  auf  unbestimmte  Zeit  verlängert  durch  das  G.  vom  9.  August  1892, 
L.-G.-BI.  Nr.  21).  —  ^^)  Landtagsbeschlüsse  liegen  vor  llir  Oberösterreich  (vom 
5.  Oktober  1882  und  vom  8.  Dezember  1887),  Istrien  (vom  7.  September  1901),  Tirol 
(\om  7.  Juli  1880  und  vom  6.  September  1881)  und  Schlesien  (vom  5.  Oktober  1881). 
—  ^^^  Niederösterreich  gewährt  bei  der  bleibenden  Einquartierung  den  Beistellem 
der  Bequartienmgserfordernisse,  sofeme  nicht  hiefUr  durch  ärarische  Kasernen,  geeignet«^ 
Staatsgebäude  oder  sonstige  mit  Zustimmung  der  Militärverwaltung  getroffenen  Maß- 
nahmen vorgesorgt  ist,  wenn  es  sich  um  neugebaute  Kasernen  handelt,  Aufzahlungen  aus 
Landesmitteln  ilir  die  ersten  25  Jahre,  wenn  es  sich  aber  um  ein  adaptiertes  Gebäude 
handelt,  für  die  ersten  15  Jahre  (§§  1  und  3).  Die  Vergütungen  werden  bei  Kasernen  ohne 
Kücksicht  darauf,  ob  ein  Belag  stattfindet  oder  nicht,  bei  Notkasernen  aber  nur  auf  die 
Dauer  des  Belages  geleistet  (§  4  al.  2).  Desgleichen  erhalten  auch  bei  der  vorüber- 
gehenden Einquartierung  die  betrellendeu  Gemeinden  Aufzahlungen  aus  Landesniitteln 
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Für  Ungarn  (mit  Ansschluß  von  Kroatien  nnd  Slavonienj  verfügt  der 
bereits  erwähnte  Gesetzartikel  XXXYII  vom  Jahre  1879,  daß  die  Komitate 
zum  Zwecke  der  gleichmäliigen  Verteilung  der  mit  der  Militäreinquartierung 
verbundenen  Lasten  einen  Steuerzuschlag  einheben  können,  dessen  Erträgnis 
zur  Entschädigung   der  Gemeinden  und  zur  Erleichterung  der  einzelnen  zu 


(§  1).  Die  Aufzahlung  wird  nach  bestimmten  täglichen  Sätzen  für  das  Obdach  der  Mann- 
schaft sowie  für  die  Unterbringung  eines  Pferdes  bei  gemeinsamer  oder  Einzelbequar- 
tiernng,   femer  für  Offizierszimmer  bei  vorübergehender  Einquartierung  geleistet  (§  2). 
Die  für  die  Unterbringung   der  Mannschaft  und  der  Pferde  bestimmten  Aufzahlungen 
werden  auch  bezüglich  jener  Unterkünfte,  welche  in  nichtärarischen  Baracken  nur  für 
die   Dauer  der   periodischen  Waffenübungen   und  Truppenkonzentrierungen   beigestellt 
werden,  in  gleicher  Weise  wie  bei  der  gemeinsamen  Einquartierung  geleistet  (§  5).   Für 
jene  Militürunterkunftserfordemisse,   deren  Vergütung  nach  dem  Militärzinstarife  durch 
die  Militärverwaltung  erfolgt,  und  für  die  sonstigen,  nicht  ausdrücklich  im  Gesetze  ge- 
nannten Bequartierungsobjekte   findet   eine  Aufzahlung   aus  Landesmitteln   nicht   statt 
(§  6).  Die  Landesaufzahlungen  werden  gleichzeitig  mit  den  ärarischen  Vergütungen  in  den 
für  die  letzteren  bestimmten  Zahlungsterminen  von  den  Militärkommanden  vorschußweise 
für  die  Landesverwaltung  beim  Gemeindevorsteher  oder  dem   hiezn   bestellten  Organe 
erlegt.  Die  Rechnungen  gehen  dann  nach  Ablauf  eines  jeden  Quartals  von  den  Gemeinden 
an  den  Landesausschuß,  welcher  die  Begleichung  der  geleisteten  Vorschüsse   bei  den 
Militärbehörden  veranlaßt  (§§  7  bis  9).  Wenn  eine  Gemeinde  zur  Erfüllung  der  Quartier- 
pflicht solche  Anstalten  getroffen  hat,  durch  welche  den  einzelnen   Quartierträgem  die 
Last  der  Naturaleinquartierung  abgenommen  wird,   so  haben  letztere  keinen  Anspruch 
auf  eine  Entschädigimg  aus  Landesmitteln,  die  Gemeinde  aber  ist  berechtig^,  den  durch 
die  Gesamtentschädigung  nicht  bedeckten  Teil  der  Einquartierungskosten  auf  den  Haus- 
besitz nach  Verhältnis  der  Gebäude-  oder  Hauszinssteuer  umzulegen  (§  10).    Hiebe!  sind 
sämtliche  Hausbesitzer,  nicht  bloß  die  einquartierung^pflichtigen  in  Anspruch  zu  nehmen 
indem  nicht  die  Einquartierungspflichtigkeit  des  Hauses,  sondern  entsprechend  den  auf 
i^ine  gleichmäßige   Verteilung  der  Last  gerichteten   Intentionen  der  Gesetzgebung  die 
vorgeschriebene  Gebäudesteuer  maßgebend  ist.  (VergL  V.-G.-E.  vom  IL  Dezember  1891, 
Z.  8974,  Bndw.-Slg.  6308,  für  Salzburg.)    Die  bleibend  für  die  Militäreinquartiemng  be- 
stimmten Gebäude  sind  auf  die  Dauer  dieser  Widmung  auch  von  den  Landesumlagen 
befreit  (|  11).  Oberösterreich  gewährt  auf  Grund  des  Landtagsbeschlusses  vom  Jahre 
1882  den  Quartierträgem  Landesaufzahlungen  bei  der  vorübergehenden  Einquartierung, 
und  zwar  für  das  Obdach  der  Mannschaftspersonen  und  der  Pferde,   dann  für  die  Bei- 
stellung von  Offizierszimmern.    Die  Aufzahlungen  werden  bei  der  Einzeleinquartierung 
und  bei  der  gemeinsamen  Einquartierung  geleistet,  wenn  letztere  in  Objekten  stattfindet, 
welche  für  die  vorübergehende  Einquartierung  als  Notkasemen  zur  Benützung  gelangen. 
Überdies  hat  der  Landtag  im  Jahre  1887   seine  Bereitwilligkeit   ausgesprochen,  jenen 
Gemeinden,  welche  den  vom  Militärärar  an  sie  gestellten  Anforderungen  zur  Beistellung 
\on  Unterkünften  für  die  bleibende  Einquartierung  durch  den  Neubau  von  Kasernen  zu 
entsprechen  bereit  sind,   einen  Beitrag  aus  dem  Landesfonds  zu  gewähren,   wenn  eine 
entsprechende  jährliche  Verzinsung  des  Baukapitals  ohne  Bücksicht  auf  eine  Amortisation 
desselben,   beziehungsweise   des  Bauwertes  durch   den   nach  Abzug  der  notwendigen 
Gebäudeerhaltungskosten  verbleibenden  reinen  Mietzins  nicht  erreicht  werden  kann,  vor- 
ausgesetzt, daß  dem  Landesausschusse  in  einem  solchen  Falle  eine  Einflußnahme  auf  den 
Bauplan,   die  Kostensumme  und  die  Modalitäten   der  Geldbeschaffung  gewahrt  bleibt. 
Salzburg  hat   analoge  Bestimmungen  wie  Niederösterreich,   gewährt  aber  jenen  Ge- 
bäuden, welche  von  Gemeinden,  größeren  Konkurrenzverbänden  («Bezirken'*)  oder  Pri- 
vaten gegen  Bezug  der  Vergütung  für  Einquartierungszwecke  hergestellt  werden,   auf 
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verwenden  ist.^"^)  Die  Eomitate  können  das  Zustandekommen  der  ftlr  die 
Einquartierung  erforderlichen  Gebäude  fördern,  indem  sie  die  Gemeinden, 
welche  als  ständige  Einquartierungsstationen  äusersehen  sind,  durch  Ge- 
währung einmaliger  Subventionen  oder  verhältnismäüiger  Jahresentsehädi- 
gungen  unterstützen  oder  Private  gegen  Entrichtung  eines  bestimmten  Be- 
trages oder  aber  gegen  dauernde  oder  zeitweilige  Zusicherung  eines  fest* 
gesetzten  Jahresbeitrages  zur  Errichtung  von  Kasernen  und  Notkasernen 
veranlassen  oder  endlich  auf  eigene  Kosten  den  Bau  übernehmen.  Sie  können 
sich  zur  Herstellung  jener  Lokalitäten,  welche  zur  gemeinsamen  Benützung 
der  im  Territorium  mehrerer  Munizipien  dislozierten  Truppen  erforderlich 
sind,  auch  vereinigen.®^'^) 

Der  Steuerzuschlag  ist  in  seiner  Höhe  durch  die  Anzahl  und  Waffen- 
gattung der  im  Territorium  des  Munizipiums  dislozierten  Truppen  und  einen 

die  Dauer  der  Widmung  auch  die  Befreiung  von  Gemeindennilagcn  (§  11).  In  I Strien 
sind  Landesbeiträge  zugesichert  sowohl  für  die  vorübergehende  gemeinsame  als  auch  Hir 
die  vorübergehende  Einzeleinquartierung,  soferne  dieselbe  nicht  in  Kasernen  oder  Not- 
kasemen  erfolgt,  welche  von  der  Militärverwaltung  als  solche  benutzt  werden.  Tirol 
gewährt  Landesbeiträge  für  die  bleibende  und  seit  dem  Beschlüsse  vom  Jahre  188 1  auch 
für  die  vorübergehende  Einquartierung  der  Mannschaft  in  Notkasernen,  für  die  vorUl)er- 
gehende  gemeinsame  Einquartierung  in  Baracken  und  denselben  gleichgestellten  Gebäude- 
teilen, endlich  für  die  bleibende  und  vorübergehende  Einzeleinquartier nng  der  Mannschaft. 
In  Böhmen  hat  der  Landesausschuß  die  Landesaufzahlungen  für  Kasernen,  Notkasemen 
und  Baracken  innerhalb  der  durch  das  Landesgesetz  normierten  Entficliädigungsbeträge 
festzusetzen.  Diese  Festsetzung  erfolgt  für  die  Kasernen  ein  für  allemal,  fiir  Notkasernen 
auf  die  Dauer  von  je  5  Jahren.  Die  Landesaufzahlungen  haben  jedenfalls  nach  Ablauf 
der  Belaggarantie  aufzuhören  (§  2).  Mähren  leistet  eine  Landesaufzahlung  für  Kasernen^ 
Notkasernen  und  Baracken  nur  nach  dem  faktischen  Belage,  so  daß  ftir  nicht  l)enützte 
Räume  solcher  Unterkunftsobjekte  selbst  dann  keine  Landesaufzahlung  stattfindet,  wenn 
von  Seiten  der  Militärverwaltung  der  ununterbrochene  Bezug  der  Unterkunftsgebtihren 
gewährleistet  ist  {%  3).  Femer  werden  bei  der  vorübergehenden  Einquartierung  Landes - 
aufzahlungen  nur  gewährt,  wenn  die  Einquartierung  ans  Anlaß  der  periodischen  Watten- 
Übungen  oder  der  regelmäßig  wiederkehrenden  Truppenkonzentrierungen  notwendig  war 
und  auch  in  diesem  Falle  nur  auf  die  Dauer  von  höchstens  14  Tagen  (§  5).  Die  für 
Militäreinquartierungszwecke  bleibend  gewidmeten  Gebäude  sind  für  die  Dauer  dieser 
Widmung  von  den  Landesumlagen  befreit  (§  11).  Schlesien  gewährt  nach  dem  Be- 
schlüsse vom  5.  Oktober  1881  Aufzahlungen  aus  Landosmitteln  bei  der  vorübergehenden 
Einquartierung,  und  zwar  für  das  Obdach  eines  Mannes  oder  eines  Pferdes  im  Falle  der 
Einzelbequartierung  oder  der  gemeinsamen  Bequartierung,  welche  nicht  in  Ksisernen  oder 
Notkasemen  stattfindet,  sowie  für  die  Beistellung  eines  Ofßziersziromers.  In  Galizion 
ist  durch  das  Landesgesetz  vom  14.  April  1888,  L.-G.-BI-  Nr.  47,  die  Bildung  eine« 
Kasernbaudarlehensfonds  vorgesehen  und  daftir  ein  Landesanlehen  von  895.000  Gulden  auf- 
genommen worden.  In  Dalmatien  hat  bei  der  gemeinsamen  Einquartierung  der  Landes- 
ausschuß von  Fall  zu  Fall  innerhalb  der  gesetzlich  festgestellten  Vergtttungsbetriige  die 
Höhe  der  Landesaufzahlung  festzusetzen  (§  2).  Die  Gemeinden,  welche  ihren  Angehörigen 
die  Last  der  Naturaleinquartierung  abgenommen  haben,  sind  berechtigt,  den  ge(*amten 
Vergütungsbetrag,  welcher  von  der  Militärverwaltung  und  vom  Landesfonds  geleistet 
wird,  einzuheben  und  den  dadurch  nicht  bedeckten  Teil  <ler  Einquartierungskosten  durch 
einen  entsprechenden  Zuschlag  zur  Gebäudesteuer  hereinzubringen  (§  6).  Die  fUr  die 
bleibende  Militäreinquartierung  bestimmten  Gebäude  sind  während  der  ganzen  Dauer 
ihrer  Widmung  von  den  Landeszuschlägen  befreit  (§  7). 

•«»)  §§  1  und  2  des  genannten  Gesetzes.  —  "'5»)  Ib.  §  8. 
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flir  Mann  und  Pferd  pro  Tag  festgesetzten  Maximalsatz  beschränkt.®^®)  Als 
Schlüssel  dienen  im  allgemeinen  die  vorgeschriebenen  direkten  Steuerbeträge. 
Mindestens  1  Achtel  and  höchstens  4  Achtel  sind  jedoch  auf  Grund  der 
Haussteuer  vorzuschreiben.  Im  übrigen  wird  die  Vorschreibung  und  Be- 
messung des  Steuerzuschlages  für  jedes  Munizipium  durch  ein  eigenes  Statut 
geregelt,  das  von  dem  Minister  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz- 
minister genehmigt  wird.*^\)  Die  Höhe  des  Steuerzuschlages  ist  jährlich 
festzusetzen. '^^^j  Plan  und  Kostenvoranschlag  für  Kasernen  und  sonstige  Ein- 
quartierungslokalitäten sind  dem  Landesverteidigungsminister  zur  Genehmigung 
vorzulegen.**'^). 

IIL  Für  den  Kriegsfall  soll  die  Regelung  der  Einquartierungslast 
durch  ein  besonderes  Gesetz  erfolgen.®'*)  Dasselbe  ist  jedoch  bisher  weder 
ftlr  die  im  Reichsrate  vertreteneu  Königreiche  und  Länder  noch  für  Ungarn 
erflossen. 

IV.  Für  Bosnien  und  die  Herzegowina  ist  mit  a.  h.  Entschließung 
vom  13.  November  1882  mit  Gültigkeit  vom  I.Jänner  1883  angefangen  eine 
Einquartierungsvorschrift  erlassen  worden,®'*^)  welche  in  den  wesent- 
lichen Grundzügen  mit  den  für  die  beiden  Reichshälften  gültigen  Gesetzen 
übereinstimmt.  Die  Beistellung  der  für  das  Militär  erforderlichen  Unterkünfte 
ist  darnach,  soweit  der  Bedarf  nicht  durch  die  bereits  vorhandenen  militär- 
ärarischen  Objekte  oder  durch  die  dem  Lande  gehörigen  und  ftir  die  Militär- 
beqnartierung  verfügbaren  Baulichkeiten  oder  durch  freiwillige  Anbote  seitens 
der  Gemeinden  oder  von  Privaten  gedeckt  werden  kann,  eine  öffentliche 
Last,  welche  unbeschadet  der  die  einzelnen  Gemeinden  treffenden  und  auf 
dem  Uaasbesitz  haftenden  Verpflichtung  zur  Beistellung  vom  ganzen  Lande 
zu  tragen  ist.®'^)  Befreit  sind  von  der  Einquartierung  mit  Rücksicht  auf  die 
Landesverhältnisse  auch  die  von  den  Mohammedanern  nach  dem  unentbehr- 
lichen Bedarfe  ausschließlich  als  Frauengemächer  bestimmten,  ftir  sich  voll- 
ständig abgeschlossenen  Gebäude  und  Räumlichkeiten.^'')  Auf  die  dem  Lande 
gehörigen,  dann  die  durch  freiwillige  Anbote  seitens  der  Gemeinden  oder 
von  Privaten  beigestellten  Kasernen  finden  die  Bestimmungen  der  Vorschrift 
keine  Anwendung  und  für  die  Vergütung  ist  in  diesen  Fällen  das  zwischen 
den  Eigentümern  und  der  Militärverwaltung  abgeschlossene  Übereinkommen 
maßgebend.®'^) 

I  47.  Die  Verwaltung  der  Beqaartiernngrsobjekte« 

I.  Die  Verwaltung  der  militärischen  Bequartierungsobjekte 
bildet  einen  Gegenstand  der  Militärbauverwaltung  und  erfolgt  im  all- 
gemeinen nach  den  dort  zu  erörternden  Normen.^'^)  Außerdem  gelten  für 
die  Bequartierungsobjekte  noch  besondere  Käsern-  und  Quartiervor- 
schriften.'^^^J  Dieselben  betreffen  namentlich  die  Aufrechthaltung  der  Ord- 
nung im  Innern  der  Kasernen,  die  Sicherung  gegen  Feindesgefahr,  die 
Wahrung  der  sanitären  Erfordernisse  und  der  nötigen  Reinlichkeit,  die 
Kontrolle  der  ein-  und  ausgehenden  und  der  beherbergten  Personen  und 
das  Marketenderwesen.^*^^) 


87.))  ii>.  §  4.  -  8T1)  Ib.  §§  5  und  7.  —  s^J)  Ib.  §  6.  —  ^'^^)  Ib.  §  8.  —  s^*)  Ö.  E.-G. 
Art.  IL,  beziehungsweiße  u.  E.-G.  §  59.  —  s")  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  28.  Dezember 
1882,  Abt.  11,  Nr.  7356,  N.-V.-Bl.  Nr.  157.  —  «76)  §  3  ai.  i  der  genannten  Vorschrift.  — 
8")  Ib.  §  13  Schlußalinea.  —  s'«)  Ib.  §  3  al.  2.  -  *»"J)  Vergl.  §  65.  -  ^^o)  d  .r  j  x. 
§  21  ff.  Punkt  117  bis  167.  —  ^si)  Vergl.  §  53  II. 
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IL  Die  Heeresverwaltung  ist  befugt,  gegen  die  Militärbequartieruug  und 
die  Unterkunftsobjekte  gerichtete  Störungen  dritter  Personen  mit  Zwangs- 
gewalt abzuwehren  und  ist  hiebei  nicht  auf  die  zivilrechtlichen  Schutz- 
mittel angewiesen. 

Umgekehrt  können  gegen  die  gesetzmäßig  durchgeftlhrte  Bequartierun^ 
auf  Grund  der  dritten  Personen  zustehenden  Privatrechtstitel  von  diesen  nicht 
zivilrechtliche  Schutzmittel  angewendet  werden.  Insbesondere  ist  die  ordnungs- 
mäßige Bequartiemng  nicht  geeignet,  eine  Besitzstörung  zu  begrttnden.^^- ) 

Wohl  aber  unterliegen  auch  die  militärischen  Bequartierungsobjekte  der 
Polizeigewalt  der  staatlicheä  und  sonstigen  öffentlichen  Orgaue.  Doch 
haben  diese  Organe  nach  den  bestehenden  Vorschriften  in  Kasernen,  wie 
überhaupt  in  Militärgebäuden  oder  vom  Militär  besetzten  Gebäuden,  nur 
unter  Intervention  der  Militärkommanden  („im  Ersuchswege**)  vorzugehen.^*' ) 
Die  gleiche  Bestimmung  gilt  auch  fllr  die  Gerichtsorgane.*^***) 

§  48«  Die  MilitärtransporthMuser. 

Die  Militärtransporthäuser  haben  den  Zweck,  fllr  die  Unter- 
bringung, die  Verpflegung  und  eventuell  auch  für  die  Bekleidung  der  von 
oder  zu  Truppen  und  Heeresanstalten  abgehenden  Mannschaftspersonen  zu 
sorgen.  Sie  sind  entweder  selbständig  oder  sie  stehen  als  Truppen- 
transporthäuser in  der  Dependenz  und  Verwaltung  eines  Truppenkörpers. 
Die  selbständigen  werden  entweder  dauernd  in  den  größeren  Garnisonsorten. 
als  Garnisonstransporthäuser  oder  im  Falle  der  kriegsmäßigen  Aus- 
rttstung  der  Armee  bei  dieser,  den  Armeekorps  und  den  selbständig 
operierenden  Infanterietruppendivisionen  als  Feldtransporthäuser  auf- 
gestellt. Überschreitet  die  Zahl  der  Transenen  einen  gewissen  normalen  Stand, 
so  sind  in  den  Garnisonsorten  Filialtransporthäuser  einzurichten.  In 
jenen  Stationen  endlich,  wo  ein  geringerer  Transenenverkehr  stattfindet,  sind 
die  betreffenden  Geschäfte  durch  eine  Truppenabteilung  der  Garnison  zu 
besorgen. 

3.  Das  Verpflege-  und  Gebührenwesen. 

aj  Die  Naturalverpflegung. 
I  49.  Einleitende  Bemerknngren« 

I.  Ein  geregeltes  Verpflegswesen  entwickelte  sich  in  Österreich- 
Ungarn  erst  in  der  Zeit  nach  dem  Dreißigjährigen  Kriege  zugleich  mit  der 
Ausbildung  des  stehenden  Heeres.  Grundsätzlich  wurde  die  Armee  im  Frieden 
noch  zu  Anfang  des  XVIII.  Jahrhunderts  von  den  Landesbewohnern  mit  Na- 
turalien versorgt  und  der  dafür  entfallende  Betrag  von  den  Landeskontri- 
butionen abgerechnet.  In  den  österreichischen  Erbländern  traten  nach  und 
nach  Geldquoten  an  die  Stelle  der  Naturalleistungen,  wogegen  in  Ungarn 
das  System  der  Naturallieferungen  beibehalten  wurde.  Auf  diese  Weise  ent- 
stand ein  Unterschied  in  der  Verpflegsweise  zwischen  den  österreichischen 
und  den  ungarischen  Ländern.  In  den  ersteren  erhielt  die  Mannschaft  nun- 
mehr das  Brot  und  für  die  Pferde  die  Fourage  teils  aus  ständigen  ärarischen 

*")  Ö.  Z.  f.  V.  1887,  Nr.  80,  S.  125.  A  hatte  einige  Soldaten  nicht  in  der  eigenen 
Wohnung,  sondern  in  einer  im  Besitze  des  B  befindlichen  Stallung,  welche  aber  zum 
Hause  dos  A  gehörte,  untergebracht.  —  *")  D.-R.  I.  T.  §  43  Punkt  326  Schlußalinea 
Vergl.  Tezner,  Handbuch  des  österreichischen  Administrativ  verfahren»  (1896),  S.  65 
und  67.  —  894)  Vergl.  §  150  II. 
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Verpflegsmagazinen,  teils  im  Wege  der  Verpachtung  (Subarrendierung), 
während  sie  die  übrige  Kost  mittels  ihrer  Löhnung  selbst  bestreiten  mußte. 
In  den  ungarischen  Ländern  stellten  die  steuerpflichtigen  Landesbewohner 
die  Brot-  und  Fourageportionen  direkt  den  Truppen  gegen  Abrechnung  von 
der  Landeskontribution  weiter  bei.  In  manchen  Fällen  schritten  indes  die 
Komitate  zur  Errichtung  von  Magazinen,  aus  denen  dann  die  Truppen  ver- 
pflegt wurden.  Für  die  übrige  Kost  hatten  die  Truppen  auch  in  Ungarn 
mit  ihrer  Löhnung  aufzukommen.^  Dieses  System  der  Verpflegung  bestand 
in  Ungarn  rücksichtlich  der  nach  der  Landesverfassung  beizustellenden 
Truppen  bis  zum  Jahre  1848  fort  und  nur  für  die  über  diese  Zahl 
erhaltenen  Truppen  sorgte  die  Heeresverwaltung  selbst  durch  Errichtung 
von  Verpflegsmagazinen.  Erst  nach  dem  Jahre  1848  wurde  auch  in  Ungarn 
das  System  der  Verpflegung  durch  ärarische  Magazine  in  weiterem  Um- 
fange eingeführt.  Bedeutende  Verbesserungen  der  Naturalverpflegung  er- 
folgten im  ganzen  Reiche  im  Jahre  1856  durch  Erweiterung  der  Eigenregie 
und  fortgesetzt«  Ausgestaltung  des  Verpflegsdienstes  und  sodann  seit  dem 
Jahre  1868  auf  Grund  der  bereits  früher  erwähnten  Enqueteberatungen. 

II.  Organisierte  Verpflegsanstalten  finden  sich  ebenfalls  erst  in 
der  Zeit  nach  dem  Dreißigjährigen  Kriege.  Üblich  war  damals  die  Anlegung 
von  Magazinen  in  den  nächstgelegenen  Festungen,  aus  welchen  man  den 
weiteren  Armeebedarf  zuführte.  Fehlten  Festungen,  so  wurden  die  Magazine 
in  größerer  Entfernung  hinter  der  Armee  angelegt,  wodurch  ein  großer  und 
kostspieliger  Bedarf  an  Fuhrwerken  entstand.  Neben  diese  stabilen  Ma- 
gazine traten  später  auch  mobile  Verpflegsanstalten  (Kolonnenmagazine 
und  Feldnachschubmagazine)  mit  Feldbäckereien,  welche  die  mit  den  Truppen 
gehenden  Proviantwagen  und  die  Truppen  selbst  auf  kurze  Zeit  mit  Hand- 
vorrat versorgten,  ihrerseits  aber  wiederum  die  Vorräte  aus  den  rückwärts 
gelegenen  stabilen  Magazinen  ergänzten.  Das  gegenseitige  Verhältnis  dieser 
Einrichtungen  hat  sich  im  Lai^fe  der  Zeit  mehrfach  geändert. 

in.  Die  Beschaflung  des  Fleisches  war  vordem  einer  besonderen, 
nicht  im  Verbände  der  Verpflegsanstalten  befindlichen  Fleischregie- 
direktion übertragen,  welche  den  Einkauf  des  nötigen  Schlachtviehes, 
manchmal  auch  das  Schlachten  besorgte.  Ein  Teil  des  Schlachtviehes  wurde 
auch  in  den  Militärgestüten  gehalten.  Für  die  Ansammlung  des  Schlacht- 
viehes dienten  eigene  Depots,  welche  ähnlieh  wie  die  Verpflegsmagazine 
durch  Nachschub  von  rückwärts  ergänzt  wurden. 

§  50.  Die  Yerpflegsarten.^^^) 

I.  Die  gegenwärtigen  Verpflegseinrichtungen  gestalten  sich  verschieden 
im  Frieden  und  im  Kriege  und  man  unterscheidet  darnach  Friedens-  und 
Kriegsverpflegsar  ten. 

IL  Die  Friedensverpflegsarten  sind  folgende: 

1.  Die  Magazinverpflegung  (Eigenregie).  Dieselbe  besteht  in 
der  Versorgung  der  Truppen  mit  den  wichtigsten  Verpflegsartikeln  durch 
Abgabe  derselben  aus  militärärarischen  Magazinen.  Sie  umfaßt  in  Österreich- 
Ungarn  rund  50  Prozent  des  Brot-  und  Haferbedarfes,  ferner  rund  10  Prozent 
des  Heu-  und  Strohbedarfes.®*®)  * 

®»*)  Okrugic,  H.  a.  0.,  S.  429  flf.  —  ^^g)  i^  Preuüen  rund  97  Prozent  des  Brot- 
\\m\   99  Prozent  des  Fnttorbedarfes. 
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Die  Eigenregie  ist  nach  den  bestehenden  Vorschriften  grundsätzlich 
anza  wenden: 

a)  RtLcksichtlich  des  Artikels  Brot: 

aa)  In  jedem  Militärterritorialbezirke  wenigstens  in  einer  Station,  dann 
bh)  in  jenen  Stationen,  in  welchen  die  Backöfen  den  größten  Teil  des 

Jahres  im  Betrieb  erhalten  werden  können,  und 

cc)  in  jenen  Stationen,  in  welchen  die  lokalen  Verhältnisse  die  Brot- 

erzeugung  in  eigener  Regie  erheischen; 

b)  rücksichtlich  des  Artikels  Hafer  in  den  Stationen  mit  eigener  Brot- 
regie bei  einem  halbwegs  nennenswerten  Pferdestande,  dann  in  allen  Sta- 
tionen, wo  derselbe  die  Zahl  von  500  Pferden  erreicht; 

c)  in  allen  jenen  Fällen  und  bei  allen  jenen  Artikeln,  wo  gar  keine 
oder  nur  ungünstige  Arrendierungsanbote  zu  erzielen  sind. 

2.  Die  Arrendierung.  Dieselbe  besteht  in  der  Verpachtung  der  Ver- 
pflegung an  Unternehmer.  Sie  umfaßt  gegenwärtig  rund  25  Prozent  des  Brot- 
bedarfes, 50  Prozent  des  Haferbedarfes  und  90  Prozent  des  Heu-  und  Stroh- 
bedarfes.^®^) 

3.  Die  auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmung  durch  die  Ge- 
meinden zu  reichende  Verpflegung  (Durchzugsverpflegung).  Nach 
den  Bestimmungen  der  Einquartierungsgesetze  obliegt  den  Gemeinden  bei 
der  vorübergehenden  Einquartierung  die  Verpflichtung,  in  dem  Falle,  als 
die  vollständige  Verpflegung  der  Mannschaft  von  der  Militärverwaltung  nicht 
selbst  besorgt  wird,  den  einquartierten  Mannschaftspersonen  eine  Mittagskost 
in  einem  näher  bestimmten  Ausmaße  zu  verabreichen.^®®) 

Diese  Verpflichtung  ist  eine  der  Einquartierung  annexe  Militärlast.  Un- 
abhängig von  der  Einquartierung  kann  die  Durchzugs  Verpflegung  daher  nicht 
gefordert  werden.  Auch  ist  die  Verabreichung  der  Durchzugsverpflegung  in 
der  Regel  davon  abhängig,  daß  während  der  Dauer  einer  Marschbewegung 
die  Einzelbequartierung  stattfindet.  Eine  marschierende  Truppe  kann  demnach 
nur  bis  einschließlich  zu  dem  Tage,  an  welchem  die  Einrückung  in  den 
als  letztes  Ziel  oder  als  Haltstation  bezeichneten  Ort  erfolgt,  im  Genüsse 
der  Durchzugsverpflegung  verbleiben  und  dieselbe  hat  ohne  Rücksicht  auf 
die  voraussichtliche  Dauer  des  Aufenthaltes  mit  dem  nächstfolgenden  Tage 
aufzuhören.  In  einem  solchen  Falle  kann  die  Mannschaft  vom  Quartierträger 
nur  noch  die  gemeinschaftliche  Benützung  des  Kochfeuers  und  der  Koch- 
geschirre beanspruchen.  Wenn  es  sich  aber  um  Konzentrierungen,  zeitweilige 
Truppenaufstellungen  oder  Kommandierungen  ftlr  bestimmte  Zwecke  handelt, 
deren  Dauer  entweder  ausdrücklich  oder  dem  Wesen  der  Sache  nach  schon 
im  vorhinein  bestimmt  ist,  so  hat  die  Durchzugsverpflegung  jedesmal  Platz 
zu  greifen,  sobald  sie  von  der  Militärbehörde  mit  Rücksicht  auf  die  obwal- 
tenden Verhältnisse  gefordert  wird.  Frauen  und  Kinder  der  einquartierten 
Unteroffiziere  und  Soldaten  haben  auf  diese  Art  der  Verpflegung  keinen 
Anspruch.*^^^) 

Für  die  Durchzugs  Verpflegung  ist  dem  Quartierträger  eine  alle  Jahre 
festzusetzende  Vergütung  von  der  Militärverwaltung  zu  leisten.  Die  Fest- 
setzung geschieht  durch  die  beiden  Landesverteidigungsminister  im  Ein- 
verständnisse mit  dem  Reichskriegsminister  nach  Maßgabe  des  im  Vorjahre 

'»''')  In  Preußen  nur  3,  beziehungsweise  1  Prozent  des  Bedarfes.  —  ®***)  E.-(t. 
§  51.  Zu  gewäliren  ist  je  0*28  kg  Fleisch,  und  zwar  womöglich  Rindfleisch,  und  noch 
eine  zweite  ortsilldiche  Speise  ohne  Brot.  —  ^'*'')  E.-G.  §  47  SchluÜalinea. 
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notierten  Fleischpreises/^®)  In  Osterreich  werden  diese  Vergütungsbeträge 
für  die  einzelnen  politischen  Verwaltungsgebiete,  in  Ungarn  getrennt  für 
die  Distrikte  diesseits  und  jenseits  der  Donau  und  der  Theiß,  dann  für  den 
Distrikt  jenseits  des  Kirälyh^o  sowie  für  Kroatien  und  Slavonien  bestimmt. 
Für  die  größeren  Städte  gelten  besondere  Sätze.  Zu  diesen  Vergtitungs- 
betragen  werden  in  einigen  österreichischen  Ländern  Aufzahlungen  aus 
Landesmitteln  geleistet.®"*) 

4.  Die  Selbstbeschaffung.  Dieselbe  besteht  darin,  daß  die  Truppen 
und  Heeresanstalten  mittels  der  ihnen  für  diesen  Zweck  zur  Verfügung  ge- 
stellten Geldäquivalente  sich  die  Verpflegsartikel  direkt,  d.  h.  ohne  weitere 
Vermittlung  der  Heeresverwaltung,  beschaffen.  Auf  diesem  Wege  werden  grund- 
sätzlich die  Artikel  für  die  Mannschaftsmenagen,  andere  Artikel  aber  nur  unter 
besonderen  Verhältnissen  oder  bei  geringerem  Bedarfe  zu  stände  gebracht. 

Diesen  Grundformen  sind  noch  anzureihen: 

[).  Die  Etappenverpflegung.  Dieselbe  besteht  in  der  Abgabe  von 
Kostartikeln  an  die  Truppen  seitens  der  Verpflegsmagazine  aus  besonderen 
Anlässen,  zumal  bei  großen  Manövern; 

6.  die  bei  großen  Truppenverschiebungen  eintretende  Verabreichung 
der  Kost  auf  den  Eisenbahnstationen; 

7.  die  Verköstigung  der  Zöglinge  der  Militärerziehungs-  und 
Kildungsanstalten,  dann  der  Insassen  von  Militärsanitäts-  und 
Strafanstalten.  Dieselbe  erfolgt  bald  in  eigener  Regie,  indem  die  Bedarfs- 
artikel durch  Lieferanten  beschafft,  aber  in  der  Anstalt  selbst  zubereitet 
werden,  bald  durch  Traiteure; 

8.  die  Subministrierung,  d.  h.  die  Beschaffung  verschiedener  Ver- 
pflegsartikel direkt  von  den  Gemeinden  gegen  Bezahlung  der  ortsüblichen  Preise; 

9.  die  besondere  Verpflegsart  in  Bosnien  und  der  Herzegowina. 
Die  Heeresverwaltung  hat  hier  mit  Rücksicht  auf  den  dort  obwaltenden 
Mangel  an  effektiven  Vorräten  und  an  Lieferanten  die  Beschaffung  der  Vorräte 
selbst  in  die  Hand  genommen,  den  Truppen  aber  gleichwohl  in  einem  ge- 
wissen Umfange  die  Möglichkeit  der  Selbstbeschaffung  gewahrt.  Sämtliche 
Kostartikel  werden  demgemäß  von  den  Organen  der  Heeresverwaltung  bei 
leistungsfähigen  Lieferanten  auf  1  Jahr  vertragsmäßig  sichergestellt,  die 
Truppen  aber  sind  verpflichtet,  die  Bedarfsartikel  bei  diesen  Lieferanten  zu 
kaufen  und  dürfen  nur  über  ein  Dritteil  der  Gemüsequote  und  der  Zu- 
l)ereitung8erfordemisse  frei  verfügen. 

Diese  unter  den  Nummern  5  bis  9  genannten  Verpflegsarten  sind  nur 
Modifikationen  oder  auch  Kombinationen  der  4  Grundformen. 

10.  Endlich  ist  noch  in  diesem  Zusammenhange  zu  erwähnen  die 
Verpflichtung  der  Kommandanten  österreichisch-ungarischer  See- 
handelsschiffe, im  Notfalle  den  Schiffen  der  k.  und  k.  Kriegsmarine  gegen 
Ersatz  des  Wertes  allen  Proviant  zu  verabfolgen,  welchen  sie  ohne  Gefähr- 
dung der  eigenen  Mannschaft  entbehren  können.®^*) 

^^^)  Der  tägliche  VergUtungsbetrag  hat  dem  im  Vorjahre  notierten  Durchschnitts- 
preise von  0*42  kg  Fleisch  ohne  Zuwage  gleichzukommen.  —  *^')  So  gewähren  Nieder- 
österreich und  Salzburg  nach  dem  Gesetze  vom  29.  Oktober  1880,  beziehungs- 
weise vom  10.  Jänner  1890  eine  Aufzahlung  von  25  Prozent,  Tirol  einen  fixen  Landes- 
beitrag pro  Tag  und  Mann.  —  ®®')  Diese  Verpflichtung  ist  flir  die  Kommandanten 
österreichischer  Seehandelsschiflfe  ausgesprochen  in  der  V.  des  H.-M.  vom  1.  März 
1901,  R.-G.-BI.  Nr.  18,  §  6,  und  flir  die  Österreichisch-ungarischen  Kauffahrer  im 
M.-D.-R,  III.  T.  (Dienst  zur  See)  Punkt  1003. 
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III.  Die  Kriegsverpflegsarten  sind  nachsteheade: 

1.  Die  Eisenbahnverpflegung.  Nach  Anordnung  der  Mobilisicrunic 
gebührt  den  mittels  der  Bahn  oder  aaf  Schiffen  beförderten  Offizieren, 
Militärbeamten  und  Mannschaftspersonen  während  der  Fahrt  die  Kriegs- 
verpflegsportion.  Das  Brot  und  das  Futter  für  die  Tiere  sind  in  diesem  Falle 
für  die  ganze  Fahrtdauer  aus  der  Aufbruchstation  mitzunehmen.  Ebenso 
sollen  das  Frühstück  und  die  Abendkost  immer,  die  Mittagskost  bis  zum 
vierten  Mobilisierungstage  reluiert  und  in  Gestalt  von  eingekauften  kalten 
flß waren  und  Getränken  mitgenommen  werden.  Vom  fünften  Mobilisierungs- 
tage an  wird  aber  die  Eisenbahnmittagskost  vom  Bahnhofkommando  in  natura 
in  einer  Eisenbahnverköstigungsstation  gewährt.  Die  Kost  selbst  wird  ent- 
weder durch  einen  Unternehmer  oder  im  Notfalle  in  eigener  Regie  bereitet. 

2.  Die  Etappen-  oder  Magazinv  i\)flc^  lug.  In  diesem  Falle  erhalten 
die  Truppen  alle  Verpflegsartikel  aus  ärarischen  oder  vom  Militärärar  in 
Anspruch  genommenen  Privatvorräten  und  bereiten  sich  selbst  die  Kost. 
Magazinverpflegung  im  engeren  Sinne  ist  vorhanden,  wenn  die  Vor- 
räte der  Armee  nachgeführt  werden.  Vom  Lande  leben  die  Truppen,  wenn 
die  Vorräte  im  Okkupationsbereiche  durch  die  Heeresverwaltung  mittels 
Kaufes  im  großen  oder  durch  organisierte  Requisition  beschafft  werden. 

3.  Selbstbeschaffung.  Diese  ist  vorhanden,  wenn  es  den  Truppen 
selbst  überlassen  wird,  die  Bedarfsartikel  an  Ort  und  Stelle  durch  Requisition 
aufzubringen  oder  wenn  die  Truppen  ermächtigt  werden,  nicht  bezogene 
Artikel  direkt  zu  kaufen.  Im  letzteren  Falle  spricht  man  auch  von  „Oeld- 
verpflegung".®^') 

4.  Die  Quartierverpflegung.  Diese  besteht  in  der  Beistellung  der 
Verpflegung  im  Kriegsausmaße  durch  die  Quartiergeber  unter  Vermittlung 
der  Gemeinden.  Hiefär  ist  im  Inlande  das  volle  Etappenrelutnm  zu  bezahlen, 
im  Feindeslande  aber  bloß  eine  Quittung  auszustellen.  Ist  eine  Gemeinde 
augenscheinlich  nicht  im  stände  die  Quartierverpflegung  beizustellen,  so  ist 
die  Beschaff^ung  der  fehlenden  Artikel  auf  andere  Weise  zu  veranlassen  und 
im  eigenen  Lande  auch  mit  der  im  Frieden  Platz  greifenden  Durchzugs- 
verpflegung vorlieb  zu  nehmen. 

5.  Die  bereits  erwähnte  Verpflichtung  der  Kommandanten  öster- 
reichisch-ungarischer Seehandelsschiffe  zur  Überlassung  des  ent- 
behrlichen Proviants  an  die  k.  und  k.  Kriegsschiffe  gilt  auch  im  Kriegsfalle. 

I  51.  Die  Yerpflegsanstalten. 

I.  Die  Militärverpflegsanstalten  haben  die  Aufgabe,  als  Über- 
nahms-,  Verlags-  und  zum  Teile  auch  als  Ergänzungsanstalten  für  den  Bedarf 
des  Heeres  an  Naturalverpflegsartikeln  und  im  Kriege  als  Nachschubanstalten 
für  die  Armee  im  Felde  zu  dienen.  Außerdem  haben  sie  bei  der  Approvisioniernug 
der  in  Kriegsausrüstung  versetzten  festen  Plätze  mitzuwirken. 

Sie  gliedern  sich  in  die  im  Frieden  bestehenden  und  die  im  Kriege 
aufzustellenden  Verpflegsanstalten. 

II.  Im  Frieden  besteht  für  das  gemeinsame  Heer  in  der  Monarchie 
und  im  Okkupationsgebiete  eine  größere  Anzahl  von  stabilen  Militär- 
verpflegsmagazinen.  Wo  es  die  große  Ausdehnung  des  Verpflegsbezirkes 

^^^)  Im  engecen  Sinne  bedeutet  „die  Geldverpflegung**  jene  Kriegs verpflegaart,  bei 
welcher  die  Truppen  auch  dann  da«  Geldäquivalent  für  nicht  bezogene  Artikel  erhalten, 
wenn  die  Aui'bringiing  der  betreffenden  Artikel  sich  als  unmöglich  erweist. 
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oder  andere  Verhiiltnisse  erheischen,  werden  für  die  Zeit  des  Bedarfes  auch 
Filialmagazine  aufgestellt.  Militärverpflegsmagazine,  welche  ihren  Standort 
in  Festungen  haben,  verbleiben  in  denselben  auch  im  Falle  der  Kriegs- 
ausrtlstung  und  heißen  Festungsverpflegsmagazine. 

III.  Die  im  Kriege  aufzustellenden  Verpflegsanstal ten  sind  entweder 
mobile  oder  stabile  Feldverpflegsanstalten. 

1.  Zu  den  mobilen  Feldverpflegsanstalten  zählen: 

a)  Die  Verpflegskolonnen  und  die  Verpflegstrains.  D 
ersteren  besorgen  in  allen  Fällen,  in  welchen  die  Verpflegung  durch  Nac^ 
Schub  ergänzt  oder  völlig  gedeckt  werden  muß,  ganz  oder  zum  Teil  die  Zufuh 
und  Abgabe  von  Naturalien  und  Konserven  an  die  Truppen.  Eine  Verpflegs- 
kolonne  ist  jeder  Infanterietruppendivision  (Infanterie verpflegskolonne), 
jeder  Kavallerietruppendivision  (Kavallerieverpflegskolonne)  und  jedem 
Korpskommando  für  das  Hauptquartier  und  ftlr  die  dem  Korpskommando 
direkt  unterstellten  Truppen  und  Anstalten  (Korpsverpflegskolonne)  bei- 
gegeben. Jede  Verpflegskolonne  gliedert  sich  in  5  Verpflegsstaffel;  die 
Staffel  1  bis  4  sind  mit  einer  eintägigen  Nachschubverpflegung,  der  Staffel  5 
(Reservestaffel)  mit  einer  dreitägigen  Beserveverpflegung  ausgerüstet.  Die 
Infanterie-  und  Kavallerieverpflegskolonnen  sind  aus  einer  Verpflegsabteilung 
und  dem  Train  zusammengesetzt,  während  die  Korpsverpflegskolonnen  keine 
Verpflegsabteilung  erhalten. 

Dem  Armeeoberkommando  und  den  Armeekommanden  sind  an  Stelle 
der  Verpflegskolonnen  besondere  Verpflegstrains,  die  ebenfalls  für  7  Tage 
dotiert  sind  und  sich  fallweise  in  5  Staffel  gliedern,  zugeteilt.  Der  Verpflegs- 
train  des  Armeeoberkommandos  besteht  aus  den  hiei^r  bestimmten,  durch 
Landesfuhren  verstärkten  Traindetachements,  die  Verpflegstrains  der  Armee- 
kommanden aber  aus  den  hiefür  bestimmten,  durch  Landesfuhren  verstärkten 
Zügen  der  eingeteilten  Traineskadron. 

/>)  Die  Feldverpflegsmagazine.  Dieselben  haben  im  Vereine  mit 
den  Verpflegskolonnen  den  Truppen  den  Verpflegsersatz  direkt  zuzuführen, 
ausnahmsweise  aber  auch,  wenn  es  die  Verhältnisse  zweckmäßig  erscheinen 
lassen,  ihre  Vorräte  an  die  Verpflegskolonnen  abzugeben.  Sie  sind  aus  einer 
Verpflegsabteilung  und  dem  Magazinstrain  zusammengesetzt  und  gliedern 
sich  in  15  Magazinsstaffel,  wovon  die  ersten  12  mit  einem  viertägigen 
Vorrate  an  Nachschubportionen,  die  3  letzten  Staffel  (Reservestaffel)  mit 
einem  dreitägigen  Reserveverpflegsvorrate  versehen  sind.  Auf  jede  Infanterie- 
truppendivision entfallen  grundsätzlich  5  Staffel,  wovon  4  Staffel  je  einen 
eintägigen  Bedarf  an  Nachschubportionen  und  der  fünfte  Staffel  den  dreitägigen 
Reserveverpflegsvorrat  enthalten.  Die  jeweils  hiezu  besonders  bestimmten 
Staffel  fahren  überdies  die  eintägige  Nachschubverpflegung,  beziehungsweise 
die  dreitägige  Reserveverpflegung  für  das  Korps-,  Armee-  oder  Armeeober- 
kommando und  für  die  diesen  Kommanden  unmittelbar  unterstehenden  Truppen 
und  Anstalten  mit. 

c)  Die  Feldbäckereien.  Dieselben  haben  das  Brot  für  den  ganzen 
Bedarf  der  operierenden  Truppen  oder  doch  für  einen  Teil  derselben  zu 
erzeugen  und  entweder  direkt  an  die  Truppen  oder  an  die  Verpflegskolonnen 
oder  an  die  Staffel  derselben  oder  an  die  Magazinsstaffel  abzugeben.  Sie 
bestehen  gleichfalls  aus  einer  Verpflegsabteilung  und  der  Trainabteilung  und 
gliedern  sich  in  je  3  Sektionen. 

d)  Die  Schlachtviehdepots.  Dieselben  sind  zur  Aufnahme  des  für 
die  operierenden  Truppen  bestimmten  Schlachtviehes  bestimmt  Die  Truppen 
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fassen  aus  ihnen  das  erforderliche  Schlachtvieh  dann,  wenn  dasselbe  durch 
Nachschub  gedeckt  werden  muß.  Sie  sind  mit  einem  viertägigen  Vorrate  an 
Schlachttieren  dotiert  und  gliedern  sich  in  3  Sektionen.  Die  Treiber 
werden  aus  den  landsturmpflichtigen,  beziehungsweise  aus  den  nach  §  10 
des  Wehrgesetzes  zu  Kriegsdiensten  verpflichteten  Personen  genommen. 

e)  Der  Etappenverpflegstrain.  Derselbe  dient  in  der  Regel  zum 
Verschieben  größerer  Vorräte  von  den  Bahn-  oder  Schiffahrtsendpunkten  in 
die  zunächst  der  Operationsarmee  etablierten  stabilen  Feldverpflegsanstalten 
oder  zur  direkten  Füllung  der  mobilen  Feldverpflegsanstalten.  Ausnahms- 
weise kann  er  auch  zur  direkten  Abgabe  von  Verpflegsartikeln  an  die 
l>uppen  herangezogen  werden.  Er  wird  entweder  aus  ärarischen  Trainztigen 
oder  aus  landestlblichen,  in  Kondukteurschaften  eingeteilten  Transportmitteln 
gebildet.  Die  Dotierung  eines  Etappentrainzuges  mit  Verpflegsvorräten  wird 
fallweise  normiert. 

2.  Zu  den  stabilen  Feldverpflegsanstalten  gehören: 

a)  Die  Reserveverpflegsmagazine.  Dieselben  dienen  zur  Ansamm- 
lung von  Verpflegsvorräten  an  wichtigen  Punkten,  an  welchen  sich  kein 
Militärverpflegsmagazin  befindet.  Eventuell  werden  auch  Filialen  solcher 
Magazine  aufgestellt. 

Nebstdem  gelangen  fallweise  auf  die  Dauer  des  Bedarfes  zur  Auf- 
stellung: 

aa)  Kantonierungsmagazine  im  Aufmarschraume; 

bh)  stabile  Verpflegsdepots  rückwärts  vom  Aufmarschraume; 

rc)  Etappenmagazine  an  den  Etappenstraßen  und 

dd)  Marschmagazine   an    den  Marschlinien  während  der  Operation. 

h)  Die  Beservebäckereien.  Dieselben  haben  zunächst  die  Bestim- 
mung, die  im  Aufmarschraume  vorhandenen  Bäckereien  der  Militärverpflegs- 
magazine  und  die  Feldbäckereien  zu  unterstützen,  damit  die  daselbst  ange- 
sammelte Armee  täglich  mit  Brot  versehen  werden  könne.  In  der  Folge 
haben  die  mit  eisernen  Feldbacköfen  ausgerüsteten  Reservebäckereien  das 
Brot  für  die  Etappentruppen  und  für  die  zur  Armee  und  von  derselben 
gehenden  Transporte,  dann  jene .  Brotmengen  zu  erzeugen,  welche  den 
Armeekolonnen  nachgeschoben  werden  müssen.  Die  im  Aufmarschraume 
befindlichen  Reservebäckereien  mit  gemauerten  Backöfen  hingegen  werden 
zur  Erzeugung  von  Zwieback  und  anderen  Brotsurrogaten  verwendet.  Jede 
Reservebäckerei  gliedert  sich  in  3  Sektionen. 

n)  Die  Reservesehlachtviehdepots.  Dieselben  dienen  zur  Ansamm- 
lung und  zum  Nachschübe  des  Schlachtviehes  zu  den  Schlachtviehdepots. 
soweit   dies  nach  den  Verhältnissen  des  Kriegsschauplatzes  notwendig  ist. 

d)  Die  Verpflegsabteilungen  für  Feldbahnen  und  die  jedem 
Armeegeneralkommando  bei  gegebenen  Reserve  verpflegsabtei- 
lungen. Von  diesen  Abteilungen  haben  die  ersteren  die  Dotierung  der 
Filialmagazine  zu  besorgen,  welche  von  dem  in  der  Ausgangsstation  etablierten 
Reserveverpflegsmagazine  in  der  Endstation  der  Feldbahn  und  nach  Bedarf 
auch  in  den  Zwischenstationen  derselben  errichtet  werden.  Die  einem 
Armeegeneralkommando  beigegebene  Abteilung  leistet  Dienste  bei 
der  Aul1)ringung  der  Lebensmittel  durch  die  Armeekolonnen  und  bei  der 
Aufstellung  von  Rcserveverpflegsmagazincn;  sie  deckt  auch  die  Personal- 
abgänge bei  den  Feldverpflegsanstalten. 

IV.  Für  die  k.  k.  Landwehrtruppen  bestehen  keine  eigenen  Ver- 
pflegsanstalten.    Diese  Truppen  fassen  in  den  Regiestationen  die  in  eigener 
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Regie  abgegebenen  Verpflegsartikel  ebenso  wie  die  Truppenkörper  des 
Heeres  aus  den  Vorräten  der  gemeinsamen  Heeresverwaltung,  daher  der 
bezügliche  Bedarf  alljährlich  von  den  Landwehrkommanden  den  Korps- 
intendanzen bekannt  gegeben  und  in  das  sicherzustellende  Erfordernis  ein- 
bezogen wird.  Für  die  gefaßten  Artikel  zahlen  die  Landwehrtruppen  monat- 
lich Durchschnittspreise  samt  einer  Vergütung  ftlr  die  Zufuhr  und  die 
Administrationskosten.  Nur  die  von  den  isolierten  Landwehrtruppen  bezogenen 
Verpflegsartikel  werden  im  Refundierungswege  vergütet.  Der  durch  Arren- 
dierung  zu  deckende  Bedarf  der  Landwehrtruppen  wird  gleichfalls  den 
Korpsintendanzen  bekannt  gegeben  und  von  diesen  sichergestellt. 

Ein  ähnlicher  Vorgang  wurde  bis  vor  kurzem  auch  von  den  ungarischen 
Landwehrtruppen  eingehalten.  Doch  besorgte  die  ungarische  Landwehr, 
wenn  es  sieh  um  im  Arrendierungswege  aufzubringende  Artikel  handelte, 
die  Deckung  des  Bedarfes  in  den  ausschließlich  von  ungarischen  Land- 
wehrtmppen  belegten  Stationen  selbständig  und  führte  in  den  gemeinsamen 
Stationen  die  Arrendierungsverhandlung  gemeinschaftlich  mit  den  Korps- 
intendanzen des  Heeres  durch.**^*)  Gegenwärtig  werden  für  die  ungarische 
Landwehr  im  Frieden  eigene  Landwehrverpflegsanstalten  ein- 
gerichtet.^^*) 

V.  Im  Gebirgskrieg  erhalten  die  Verpflegsanstalten  eine  abweichende 
Einrichtung  und  kommen  Gebirgsverpflegskolonnen,  eventuell  auch 
Gebirgsbäckereien  zur  Verwendung. 

§  52.   Die  Durchführnngr  der  Terpflegrnngr*^^^) 

L  Die  Durchführung  der  Verpflegung  gestaltet  sich  verschieden 
im  Frieden  und  im  Kriegsfalle. 

IL  Im  Frieden  kommt  vor  allem  die  Durchführung  der  Eigen- 
regie, der  Arrendierung  und  der  Selbstbeschaffung  in  Betracht. 

1.  Bei  der  Eigenregie  erfolgt  die  Erwerbung  der  Verpflegsartikel 
grundsätzlich  durch  Kauf.  Vorzugsweise  üblich  ist  dabei  der  Kauf  nach 
kaufmännischer  Usance  und  der  Kontraktkauf.  Auch  der  erstere  vollzieht 
sich  regelmäßig  auf  Grund  einer  öffentlichen'  Verlautbarung  und  nur  im 
Notfalle  geschieht  der  Ankauf  im  vertraulichen  Wege  durch  die  Verwal- 
tungskommissionen der  Verpflegsmagazine  oder  durch  besondere  Einkaufs- 
kommissionen, eventuell  durch  Vermittlung  von  Kommissionären  oder  Banken. 
Die  Lieferungsverhandlung  erfolgt  stets  kommissionell  und  in  der  Regel 
öflfentlich.  Bei  diesen  Kommissionen  haben  Beamte  der  Intendanzen,  der 
Verpflegsmagazine,  der  politischen  Behörde  und,  wenn  wichtigere  Verhand- 
lungen in  Frage  stehen,  auch  der  Finanzprokuratur  mitzuwirken.  Den  land- 
wirtschaftlichen und  kommerziellen  Interessenten  ist  es,  wie  schon  früher 
erwähnt  wurde,  freigestellt,  hiezu  ebenfalls  Vertreter  zu  entsenden.  Über 
Qualitätsanstände,  welche  sich  bei  der  Lieferung  ergeben,  entscheidet  eine 
gemischte  Kommission,  welche  aus  dem  Militärstationskommandanten,  1  Inten- 
dantursbeamten,  beziehungsweise  in  auswärtigen  Stationen  1  Offizier  des 
Soldatenstandes,  1  Verpflegsbeamten,  1  Militärarzte,  beziehungsweise  bei 
Futterartikeln  1  Militärtierarzte,  1  Vertreter  der  politischen  Behörde  und 
2  Sachverständigen  aus  dem  Zivilstande  besteht,  wovon  den  einen  das  Ver- 
pflegsmagazin  und  den  anderen  der  Lieferant  wählt.    Die  Kommission  ent- 

*«*)  Okrugic,  a.  a.  0.,  S.  539  bis  541.  —  ««)  Vorläufig  besteht  nur  1  Landwehr- 
verpflegsmagazin  in  Budapest.  —  *"*)  Okrugid,  a.  a.  0.,  8.  436  ff. 
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scheidet  mit  Stimmenmehrheit.  Eine  administrative  Anfechtung  ihres  Aus- 
»pmches  ist  nach  den  Vertragsbedingnissen  ausgeschlossen,  wohl  aber  ist 
eine  solche  Anfechtung  durch  gerichtliche  Klage  —  wenigstens  in  Ost  er- 
reich —  zulässig,  da  hier  auf  den  Rechtsweg  gegen  das  Ärar  nicht  ver- 
zichtet werden  kann.®^^) 

2.  Die  Durchführung  der  Arrendierung  erfolgt  gleichfalls  kommis* 
sionell.  Die  Kommission  wird  nötigenfalls  durch  den  Kavallerieregiments- 
kommandanten verstärkt  In  kleineren  Stationen  kann  die  mOndliche  Ver- 
handlung ausnahmsweise  auch  der  politischen  Behörde  übertragen  werden. 
Das  Hauptziel  bei  der  Arrendierung  ist  neben  der  ErfUlung  der  laufenden 
Vertragsverpflichtungen  von  selten  des  Arrendators  die  Sicherung  der  Arren- 
diemngsreservevorräte.  Dieselben  hat  der  Arrendator  im  Mobilisierungsfalle 
der  Militärverwaltung  zur  Verfügung  zu  stellen  und  sie  werden  dann 
militärisch  bewacht.  Sie  sollen  in  stabilen  Stationen  in  der  Höhe  eines 
dreißigtägigen,  in  den  nicht  das  ganze  Jahr  belegten  und  in  den  son- 
stigen Stationen  in  der  Höhe  eines  ftinfzehntägigen  kurrenten  Bedarfes 
angesammelt  werden.  Qber  Qualitätsanstände  entscheidet  gleichfalls  eine 
gemischte  Kommission,  welcher  neben  den  militärischen  Mitgliedern  1  Ver- 
treter der  Ortsbehörde  und  2  von  letzterer  zu  bestimmende  Sachverständige 
angehören.  An  Stelle  des  Militärarztes,  beziehungsweise  des  Militärtierarztes 
können  auch  staatlich  angestellte  Zivilärzte  fungieren. 

3.  Im  Falle  der  Selbstbeschaffung  obliegt  es  der  Verwaltungs- 
kommission des  Truppenkörpers,  beziehungsweise  bei  detachierten  Abteiinngen 
dem  Kommandanten,  sich  die  Bezugsquellen  nach  eigenem  Ermessen  auszu- 
suchen. Die  Selbstbeschaffung  hat  insbesondere  in  Stationen  mit  geringerem 
Erfordernis  an  Futter  und  Servis  bei  jenen  Truppen  und  Heeresanstalten 
einzutreten,  welche  sich  tlber  Aufforderung  des  zuständigen  Verpflegsmagazins 
noch  vor  Einleitung  der  Arrendierungsverhandlung  schriftlich  bereit  erklären, 
den  Futter-  oder  Servisbedarf  zu  einem  fixen  Preise  selbst  zu  beschaffen. 
Bei  zu  hohen  Freisanforderungen  bleibt  dieses  Anbot  der  Truppen  aber 
außer  Betracht  und  es  werden  die  betreffenden  Artikel  in  die  Arrendierungs- 
verhandlung einbezogen. 

in.  Im  Kriege  ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  Beschaffung  im 
eigenen  Lande  und  der  Durchführung  der  Verpflegung  auf  dem  Kriegs- 
schauplätze. 

1.  Im  eigenen  Lande  („im  Hinterlande")  wickeln  sich  die  Be- 
schaffungen im  allgemeinen  in  derselben  Weise  wie  im  Frieden  ab,  nnr 
kommt  es  dabei  natürlich  vor  allem  auf  Promptheit  und  Sicherheit  der  ge- 
forderten Leistungen  an,  daher  die  Lieferungen  vorzugsweise  großen  Kon- 
sortien übertragen  und  als  Kantionen  in  natura  angehäufte  und  unter 
militärische  Obhut  gestellte  Massen  von  Verpflegsgütern  dienen  müssen. 
Ausnahmsweise  greift  auch  im  eigenen  oder  im  befreundeten  Lande  die 
Requisition,  d.  h.  die  unter  Anwendung  militärischer  Gewaltandrohung 
erfolgende  Aufbringung  von  Bedarfsartikeln  Platz,  wenn  wegen  der  Rasch- 
heit  der  auszuführenden  Operationen  eine  andere  Beschaffungsweise  entweder 
gar  nicht  oder  nur  unter  Schädigung  des  militärischen  Interesses  möglieh  ist. 
Ob  und  inwieweit  Requisitionen  vorzunehmen  sind,  wird  jeweils  besonders 
festgesetzt.  Auf  neutralem  Gebiete  sollen  Requisitionen  nicht  vorgenommen 
werden.*^*-*^) 

M7)  Siehe  oben  §  37  Anmerkung  764.  —  s«^)  D.-R.  II.  T.  §  17  Punkt  113  Schlußalinea, 
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2.  Auf  dem  Kriegsschauplätze  kommt  neben  dem  Kaufe  in  erster 
Linie  die  Requisition  in  Betracht,  welch  letztere  im  Feindesland  die  regel- 
mäßige Beschaffungsart  bildet.^^^)  Der  Kauf  findet  auch  auf  feindlichem  Ge- 
biete statt,  wenn  der  Zweck  dadurch  rascher  erreicht  werden  kann,  doch 
hat  im  Feindesland  an  Stelle  der  baren  Zahlung  nur  eine  Bescheinigung 
(Quittierung)  einzutreten.  Hiebei  ist  zwischen  dem  Bewegungsraum  der 
Armee  (Marschechiquier,  „vorderer  Linie")  und  dem  Etappenbereiche  zu 
unterscheiden. 

a)  Im  Bewegungsraum  der  Armee  ist  grundsätzlich  zu  requirieren. 
Auf  diesem  Wege  sind  für  den  direkten  Verbrauch  der  Truppen  im  all- 
gemeinen außer  den  Schlachttieren  noch  jene  Artikel  aufzubringen,  welche 
wegen  ihres  großen  Volumens  oder  wegen  der  großen  Masse  des  Bedarfes 
aus  weiter  Entfernung  nur  schwer  nachgeschoben  werden  können.  Das 
Recht  zur  Anordnung  der  Requisition  oder  zur  Festsetzung  einer  Geldkou- 
tribntion  an  Stelle  derselben  ist  den  höheren  Kommanden  vorbehalten.  Truppen 
dürfen  von  sich  aus  nur  in  jenen  Fällen  zur  Requisition  greifen,  wenn  sie 
durch  die  Not  hiezu  gezwungen  sind.  Lagerbedttrfnisse  und  kleine  Erforder- 
nisse zur  Verbesserung  der  Kost,  dann  das  Weidefutter  für  die  Schlachttiere 
können  von  den  Truppen  in  den  Nächtigungsstationen  auch  ohne  besondere 
Ermächtigung  requiriert  werden. 

Nur  zum  Zwecke  der  Beschafixing  des  Schlachtviehes  ist  auch  in  der 
vorderen  Linie  der  Kauf  zulässig. 

b)  Im  Etappenbereiche  ist  je  nach  Umständen  entweder  im  großen 
zu  requirieren  oder  einzukaufen,  doch  ist  in  letzterem  Falle  das  für  die 
Käufe  erforderliche  Geld  durch  Kontributionen  aufzubringen.  Die  Modalitäten 
dieser  Kriegskäufe  richten  sich  nach  den  Verhältnissen  und  sind  je  nach 
dem  Umfange  und  der  Dringlichkeit  Hand-,  Akkord-,  Usance-  und  Kontrakt- 
käufe oder  auch  Lieferungskäufe  mit  direkter  Abgabe  an  die  Truppen  üblich. 
Eventuell  kann  die  Requisition  mit  dem  Kaufe  kombiniert  werden  ( „Zwangs- 
kauf", „Zwangsmarkt"). 

Für  die  Arrendierung  ist  am  Kriegsschauplatze  wenig  Raum.  Doch 
ist  im  Etappenbereiche  die  Arrendierung  für  geringere  Bedarfsmengen  zu 
fördern  und  selbst  größere  Teile  der  Feldarmee  können  auf  diesem  Wege 
verpflegt  werden,  wenn  sie  sich  als  Operationskorps  oder  als  Zernierungs- 
truppen  außerhalb  des  Armee-Echiquiers  befinden. 

§  ö8.  Fortsetzung.  Die  Menagewirtschaften  and  die  Marketendereien.^^ 

I.  Die  ärarische  Naturalverpflegung  der  Soldaten  erfolgt  im 
Garnisonsverhältnisse  durch  Gewährung  von  Brot,  einer  Konservensuppe  zum 
Frühstück  und  einer  Mittagskost.  Neuestens  wird  auch  an  einigen  Abenden 
eine  Konservensuppe  verabreicht. 

1.  Zum  Zwecke  der  Erzeugung  des  Brotes  wird  das  von  der  Heeres- 
verwaltung erworbene  Getreide  zum  Teile  in  eigener  Regie  durch  die  in 
Wien  bestehende  militärärarische  Mühle,  zum  größten  Teile  aber  durch  auf 
mehrere  Jahre  gepachtete  Privatmühlen  oder  vorübergehend  gedungene 
Lohnmüller  vermählen.  Die  Verbackung  des  Brotes  erfolgt  ebenfalls  entweder 
in  eigener  Regie  oder  im  Arrendierungswege  oder,  wenn  dies  nicht  möglich 
ist  oder  die  Brotzufuhr  aus  der  nächsten  Brotregiestation  durch  öftere  Kom- 
munikationsstörungen  gefährdet  ist,  durch  kontraktlich  gedungene  Zivilbäcker. 

^^'')  Ib.  §  17  Punkt  108  ff.  —  »"O)  Okrugic,  a.  a.  0.,  S.  393  ff.  und  504  ff. 
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2.  Behufs  BeschaflFung  der  erforderlichen  Konserven  sind  teils  Ver- 
träge mit  privaten  Unternehmern  geschlossen,  teils  in  neuester  Zeit,  wie 
schon  erwähnt,  militärärarische  Konservenfabriken  (zu  Brück  a.  d.  Leitha. 
Krakau  u.  a.)  errichtet  worden. 

3.  Zum  Zwecke  der  Beschaffung  der  Mittagskost  erhalten  die  Truppen- 
körper für  jeden  Mann  ein  Geldäquivalent,  welches  so  bemessen  ist,  daß 
fUr  den  einzelnen  Mann  mindestens  190  Gramm  Fleisch,  ein  entsprechende!» 
Quantum  Gemüse  und  die  Zubereitungsstoffe  angekauft  werden  können. 
Außerdem  stellt  die  Heeresverwaltung  die  erforderlichen  Kttchengerätschaften 
und  das  Brennmaterial  bei.  Über  das  Geldäquivalent  erlangt  der  einzelne 
Mann  kein  VerfUgungsrecht,  sondern  die  Wirtschaft  mit  dem  Menagegelde 
liegt  in  der  Hand  der  militärischen  Verbände.  Bis  zum  Jahre  1865  hatten 
die  Unterabteilungen  (Kompagnien,  Eskadronen)  die  Verfligung  darüber,  wa« 
eine  Zersplitterung  der  Nachfrage  herbeiführte.  Seitdem  bildeten  sich  infolge 
der  Initiative  einzelner  Kommandanten  größere  Menageverbände  und  zu  Ende 
der  siebziger  Jahre  wurde  vom  Reichskriegsministerium  die  Anordnung  ge- 
troffen, daß  fortan  in  allen  Garnisonsorten  gemeinschaftliche  Menage  wirt- 
schaften zu  errichten  seien,  indem  entweder  alle  Heereskörper  eines  Ortes 
einen  Wirtschaftskörper  mit  eigener  Verwaltung  zu  bilden  haben  oder  die 
kleineren  Heereskörper  dem  beim  größten  Heereskörper  etablierten  Menage- 
betriebe angeschlossen  werden  sollen. 

Demgemäß  werden  gegenwärtig  die  Nahrungsmittel  in  der  Regel  im 
großen  eingekauft.  Hieftir  haben  die  Truppenkommandanten  die  Vorkehrungen 
mit  Beiziehung  einer  Menagekommission  zu  treffen.  Dieselbe  ist  aus  1 
oder  mehreren  Offizieren  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Unteroffizieren, 
Gefreiten  und  Soldaten  zusammengesetzt.  Die  Offiziere  werden  hiezu  vom 
Truppenkommandanten  bestimmt,  die  Personen  des  Mannschaftsstandes  durch 
die  Kameraden  der  Unterabteilungen  gewählt.  Der  Menagekommission  ob- 
liegt die  Gebarung  mit  den  Viktualien,  ihre  Aufbewahrung,  das  Ausgeben 
der  Vorräte  und  die  Verrechnung,  während  dem  Truppenkommandanten  die 
Bestätigung  der  von  der  Kommission  eingeleiteten  Lieferungskontraktc, 
die  Regelung  des  Manipulationsdienstes  und  die  Überwachung  des  ganzen 
Betriebes  zukommt. 

Bei  der  Wahl  der  Nahrungsmittel  sind  zwar  in  erster  Linie  die  be- 
stehenden Verwaltungsvorschriften  ®®^)  zu  befolgen,  sonst  aber  und  ebenso 
auch  hinsichtlich  der  Art  der  Zubereitung  nicht  nur  den  Neigungen  der 
Mannschaft,  sondern  vorwiegend  auch  den  Anträgen  der  Militärärzte  Rech- 
nung zu  tragen.  Auch  soll  bei  der  Auswahl  der  Menageartikel  auf  die  ver- 
schiedenen Religionsgebräuche  Rücksicht  genommen  werden.  Den  Soldaten 
mohammedanischen  Glaubens  ist  es  gestattet,  ihre  Menage  abgesondert  zu 
bereiten.  Ist  die  Berücksichtigung  der  Kultusforderungen  einzelner  nicht 
möglich,  so  ist  diesen  für  die  betreffende  Zeit  das  Menagegeld  bar  auszu- 
bezahlen. 

Unteroffiziere,  Kadetten  und  auf  eigene  Kosten  dienende  Einjährig- 
Freiwillige  können  an  der  gemeinsamen  Mannschaftsmenage  teilnehmen 
oder  eigene  Menage  führen.  Verheiratete  Personen  des  Mannschaftsstandes 
dürfen  sich  auf  beliebige  Art  verköstigen.  Im  einzelnen  ist  der  Menage- 
betrieb für  jeden  Garnisonsort  durch  Statuten  zu  regeln.  Dieselben  sind 
von  der  Militärterritorial behörde  zu  genehmigen.  Innerhalb  dieser  Statuten 
erfolgt  der  Menagebetrieb  autonom.'-*'*'^) 

j  '•'0')  G.-V.  l.T.  §28  Abschnitt 2 (Menagegeld).  —  ^^^  D.-R.  LT.  §30  Punkt 283 ff. 
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Mehrfach  zeigen  die  Menagewirtsehaften  das  Streben,  die  Beschaffung 
der  Bedarfsartikel  im  großen  noch  weiter  auszudehnen  und  die  Eigenregie 
an  Stelle  des  Lieferungswesens  zu  setzen.  Einzelne  größere  Menagekom- 
missioneu  (in  Komorn  und  Arad)  sind  bereits  zur  Errichtung  eigener 
Schlächtereien  geschritten,  während  bei  den  meisten  Truppenkörpern 
das  Fleisch  noch  durch  kontraktlich  verpflichtete  Fleischhauer  geliefert  wird. 
hl  Pola  hat  sich  seit  dem  Jahre  1898  aus  der  Menagewirtschaft  des 
Matrosenkorps  ein  Marinekonsummagazin  in  Form  einer  Genossenschaft 
mit  bescliränkter  Haftung  gebildet,  welches  die  gesamte  Mannschaft  de» 
Matrosenkorps  und  des  in  Pola  garnisonierenden  Landwehrregiments,  ferner 
die  der  Genossenschaft  angehörigen  Stabspersonen  und  Unteroffiziere  der 
Kriegsmarine,  endlich  auch  einen  großen  Teil  der  vom  Marineärar  be- 
schäftigten Arbeiter  mit  Lebensmitteln  versorgt. 

IL  Zur  Yersehung  der  Truppen  mit  kleineren  Bedarfsartikeln  und 
geistigen  Getränken  sind  die  in  den  Kasernen  und  auf  Exerzierplätzen 
untergebrachten  oder  der  Armee  auf  dem  Marsche  und  im  Felde  folgenden 
Marketender  berufen.  Die  Bestellung  von  Marketendern  steht  der  Heeres- 
verwaltung frei,  doch  dürfen  dieselben  sich  nur  mit  der  Befriedigung  der 
Lebens bedUrfnisse  der  Heerespersonen  befassen  und  ihre  Waren  nicht 
(öffentlich  anbieten.®^**)  Die  Marketendereien  sind  nicht  den  in  der  Gewerbe- 
ordnung geregelten  Gast-  und  Schankgewerben  beizuzählen,  sondern  bilden 
für  sich  bestehende,  nicht  unter  die  Gewerbegesetze  fallende  Unternehmun- 
gen,^^"*) unterliegen  jedoch,  wenn  sie  von  Zivilpersonen  betrieben  werden, 
(ler  Erwerbsteuerpflicht. 

Einschränkungen  des  Rechtes  der  Militärverwaltung  kimnen  regel- 
mäßig nur  aus  Verträgen  hergeleitet  werden ^*^*'^)  und  nur  in  Ungarn  be- 
stehen wegen  des  staatlichen  Schankregales  (Gesetzartikel  XXXV  ex  1888) 
von  Gesetzeswegen  gewisse  Beschränkungen.  Die  Bewilligung  zum  Aus- 
schänke von  geistigen  Getränken  oder  zum  Verkaufe  derselben  in  kleinem 
Maße  in  den  Marketendereien  kann  hier  in  solchen  Gemeinden,  in  welchen 
das  Kecht  zur  Einhebung  der  Schanksteuer  im  Wege  der  Ablösung,  Ver- 
pachtung oder  ärarischen  Verwaltung  ausgeübt  wird,  von  der  Finanzbehörde 
nur  Personen  erteilt  werden,  welche  die  kompetenten  Militärkommanden 
hiezu  vorschlagen,  vorausgesetzt  daß  dieselben  den  vorgeschriebenen  An- 
forderungen (gemäß  Gesetzartikel  XXXV  ex  1888  §  5)  entsprechen.  In 
jenen  (Jemeinden  aber,  in  welchen  nicht  die  Einhebung  der  Schanksteuer 
ausgeübt  wird,  sondern  die  ausschließliche  Schankgerechtigkeit  verpachtet 
ist,  besteht  fttr  den  Pächter  der  letzteren  die  Verpflichtung,  über  Aufforderung 
der  Militärverwaltung  in  allen  Ausschanklokalitäten  der  durch  das  Militär 
besetzten  Kasernen  und  Exerzierplätze  Marketender  zu  halten.  Die  vom 
Pächter  gewählten  Marketender  bedürfen  der  Bestätigung  durch  die  Militär- 
kommanden. Wenn  der  Pächter  dieser  Verpflichtung  nicht  entspricht,  so  hat 
die  Militärverwaltung  das  Recht,  selbst  Marketender  für  den  ausschließlichen 
Gebrauch  der  Truppen  zu  bestellen.  Der  Pächter  der  Marketenderei  ist  aber 
in  diesem  Falle  verpflichtet,  mit  dem  Pächter  der  Schankgerechtigkeit  über 
die  zu  leistende  Entschädigung  ein  übereinkommen  zu  schließen.  Zu  diesem 
Behufe   hat   zunächst  die  politische  Behörde  den  Versuch  zu  machen,   eine 


0'«)  E.-G.  §  17  und  Hfkzd.  vom  8.  Oktober  1816,  Z.  19.646,  bei  Roll,  Oster- 
reicliische  Steuergesetze,  3.  Auflage  (1887)  I.  Bd.,  S.  508.  —  »o*)  V.-G.-E.  vom  2.  Juli 
1891,  Z.2324,  Budw.-Slg.  6069.  —  ^ns^  V.-G.-E.  vom  2.  Juli  1891,  Z.2323,  Biidw.-Slg.606S. 
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gütliche  Vereinbarung  zwischen  beiden  Teilen  zu  stände  zu  bringen.  Gelingt 
dies  nicht,  so  hat  die  Finanzdirektion  und  im  Berufungsfalle  der  Finanzministor 
den  jährlichen  EntschUdigungsbetrag  festzusetzen.  Marketender,  welche  sich 
den  marschierenden  Truppen  außerhalb  ihrer  Gamisonsorte  anschließen, 
können  sich  die  für  den  Gebrauch  der  Truppen  benötigten  GetrHnke  auch 
aus  einem  anderen  Bezugsbereiche  beschaffen.  Solche  Marketender  dürfen 
aber  die  in  derselben  Gemeinde  länger  als  48  Stunden  lagernden  Truppen 
nur  dann  mit  geistigen  Getränken  weiter  versorgen,  wenn  sie  mit  dem 
Berechtigten  der  betreffenden  Gemeinde  ein  Übereinkommen  schließen.  Ge- 
lingt dies  nicht,  so  ist  der  in  dieser  Gemeinde  zur  Einhebung  der  Scbank- 
Steuer  Berechtigte,  beziehungsweise  der  Pächter  der  ausschließlichen  Schank- 
gerechtigkeit befugt  und  zugleich  verpflichtet,  die  Truppen  gegen  die  orts- 
üblichen Preise  mit  qualitätsmäßigen  und  auch  quantitativ  genügenden 
geistigen  Getränken  zu  versehen.  Insoferne  er  dieser  Verpflichtung  nicht  nach- 
kommen will  oder  nicht  nachkommen  kann,  hat  das  Militärkommando  das 
Recht,  den  betreffenden  Bedarf  woher  immer  zu  beschaffen  und  es  kann  in 
diesem  Falle  gegen  die  Heeresverwaltung  kein  Entschädigungsansprach 
geltend  gemacht  werden.^^^) 

Die  Marketender  unterliegen  der  Kasemordnung.  Die  Verkaufspreise 
werden  vom  Kasernkommando  genehmigt  und  von  diesem  wird  die  Sperr- 
stunde für  die  Schanklokalitäten  bestimmt.^^^)  Die  der  Armee  im  Felde  sich 
anschließenden  Marketender  sind  der  Militärgerichtsbarkeit  unterworfen.^^^  i 

b)  Die  Geldverpflegung. 
§  54.  Das  Gagen wesen. 

I.  Während  die  Heeresverwaltung  für  die  materiellen  Bedürfnisse  der 
Mannschaftspersonen  grundsätzlich  selbst  sorgt,  werden  den  Offizieren  und 
Militärbeamten  die  für  diesen  Zweck  erforderlichen  Mittel  regelmäßig  nicht 
in  natura,  sondern  in  Form  von  Geldbezügen  zur  Verfügung  gestellt  und 
es  bleibt  diesen  Personen  überlassen,  die  weiteren  Beschaffungen  selbst 
vorzunehmen.  Auf  die  Modalitäten  dieser  Beschafinngen  vrird  von  der 
Heeresverwaltung  zumeist  auch  dann  kein  Einfluß  geübt,  wenn  dieselben 
nicht  von  dem  einzelnen  ausgehen,  sondern  im  Wege  gemeinsamen  Vor- 
gehens geschehen  und  durch  gemeinsame  Einrichtungen  (Uniformiemng^- 
kassen,  Offiziersmenagen  u.  dgl.)  unterstützt  werden.*®®) 

Diese  Geldbezüge  der  Offizierspersonen  dienen  zugleich,  soweit  sie 
nicht  durch  die  von  der  Heeresverwaltung  vorgeschriebenen  Beschaffungen 
in  Anspruch  genommen  werden,  zur  Befriedigung  der  individuellen  Be- 
dürfnisse dieser  Personen.  Sie  setzen  sich  aus  verschiedenen  Teilbeträgen 
zusammen.  Ihr  Ausmaß  wird  in  erster  Linie  teils  durch  den  Chargen- 
unterschied, teils  durch  den  Widmungszweck  ))estimmt.  Außerdem  sind 


öös)  ü.  G.-A.  XXXIX  ex  1895  §  6.  -  «o')  D.-R.  I.  T.  §  21  Punkt  129  Absatz  2.  — 
ei»s)  Vergl.  §  l/>3  I.  —  ^<«;  Nur  auf  die  Beschaffung  der  Dienstpferde  und  der  Pferde- 
ausrUstungen  wird  von  der  Heeresverwaltung  durch  die  Bildung  von  Pfcrdcpanschal* 
fonds  Einfluß  genommen.  Solche  Fonds  sind  nach  den  „Vorschriften  Über  das  Pferdo- 
wesen"  (1H92)  II.  Hauptstück  5.  Abschnitt  §  67  für  jedes  Kavallerieregiment  und  ftir  die  ^- 
samte  Artillerietruppe  durch  Heranziehung  der  GesamtgebUhr  des  Pferdepauscbals  ge- 
bildet. Die  (lebarung  mit  den  Fondsgeldern  erfolgt  aber  im  übrigen  autonom  durch 
eigene  Kommi^Hioncn  der  Kavallerieregimenter,  beziehungsweise  nach  besonderen  Statuten. 
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die  Dienstesverwendung  der  bezugsberechtigten  Personen  und  das 
Mobilitätsverhältnis  von  wesentlichem  Einflüsse  auf  die  Bemessung 
ihrer  Höhe.  Sie  sind  teils  fortlaufende  BeztLge,  teils  einmalige  Bewilligungen. 

Zu  den  Geldgebühren  treten  überdies  noch  verschiedene,  nach  den 
gleichen  Gesichtspunkten  abgestufte  Naturalbezüge  und  sonstige  Emolumente 
hinzu  und  ein  Teil  der  Geldgebühren  trägt  insoferne  einen  subsidiären 
Charakter,  als  sie  erst  dann  erfolgt  werden,  wenn  der  damit  zu  deckende 
Bedarf  nicht  in  natura  befriedigt  werden  kann. 

Die  Normierung  aller  dieser  Gebühren  erfolgt  grundsätzlich  durch 
Verwaltungsverordnungen  (Gebührenvorschriften),  deren  Erlassung 
dem  Kaiser  zukommt. 

II.  Darnach  gliedern  sich  die  Gagistengebühren  zunächst  in  die 
Friedensgebühren  und  in  die  Mobilitätsgebühren. 

1.  Die  Friedensgebühren  der  Gagisten  sind  wiederum  entweder 
reguläre  oder  besondere. 

n)  Zu  den  regelmäßigen  Friedensgebühren  zählen: 

aa)  Die  Gage.  Dieselbe  ist  eine  chargenweise  (nach  Rangklassen) 
abgestufte,  im  Frieden  und  in  der  Mobilität  unverändert  bleibende  Geld- 
gebühr. Das  Ausmaß  derselben  ist  gegenwärtig  wie  folgt  festgesetzt: 

Für  die  Kronen 

11.  Rangklasse 1.680 

10.  y,             2.040 

/  Hauptmann  2.  Klasse    ....  2.400 

•^"  "  \           „           1.       „         .    .    .    .  3.000 

8.  „             4.008 

-  /  Oberstleutnant  niederer  Stufe  .  5.400 

^-  "  l             w              höherer       „  6.000 

6.  „             7.200 

5.  „             11.400 

4.  „             14.016 

3.  „             16.800 

1.  „             24.000 

Die  in  keine  Rangklasse  eingeteilten  Gagisten  beziehen  entsprechend 
niedrigere  Gagen. 

Die  Gage  wird  in  12  gleichen  monatlichen  Raten  bezogen.  Jede 
Gagenrate  bildet  ein  unteilbares  Ganze  und  wird  am  ersten  Monatstage  im 
voraus  fällig. 

bh)  Die  Quartier-,  eventuell  Stall-  und  Wagenremisegebühr. 

Die  Quartiergebühr  besteht,  sofeme  nicht  die  kompetenzmäßige 
Unterkunft  in  natura  beigestellt  wird,  in  dem  tarifmäßigen  Geldäquivalent. 
Bei  einer  vorübergehenden  Einquartierung  gebührt  auch  die  Beleuchtung 
und  in  den  Wintermonaten  die  Beheizung.  Personen,  welche  im  Bezüge  des 
Quartiergeldes  stehen  oder  welchen  eine  uneingerichtete  Wohnung  zuge- 
wiesen wird,  erhalten  überdies  einön  Möbelzins. 

Anspruch  auf  Stallungen  haben  jene  Gagisten,  welche  zur  Haltung 
von  Pferden  verpflichtet  sind  und  im  Bezüge  von  Futterportionen  stehen. 
Auf  Wagenremisen  haben  nur  die  Generale  und  die  mit  einem  Infanterie- 
oder Kavalleriebrigadekommando  definitiv  betrauten  Oberste  Anspruch. 

Die  genannten  Gebühren  dürfen  grundsätzlich  nur  dann  in  Geld  er- 
folgt werden,  wenn  keine  dem  Ärar  zur  Verfttgung  stehenden  Wohnungen, 
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Stallungen  oder  Wagearemisen  frei  sind.  Ihre  Auszahlung  erfolgt  zn  d<*u 
ortstlblichen  Terminen,  worüber  die  Territorialbehörden  das  Nähere  bestimmen 

cc)  Die  Putterportionengebtihr. 

Anspruch  auf  diese  Gebühr  haben  die  Generale,  Stabs-  und  Ober- 
offiziere, welche  des  Dienstes  wegen  eigene  Pferde  halten  müssen  oder 
denen  ärarisehe  Reitpferde  zugewiesen  sind.  Ihr  Empfang  findet  in  der 
Regel  von  5  zu  5  Tagen  statt,  kann  aber  auch  am  ersten  jedes  Monats  im 
voraus  für  den  ganzen  Monat  erfolgen. 

(M)  Das  Pferdepauschale. 

Dasselbe  ist  ein  Beitrag  zur  Erhaltung  der  Pferde  und  des  Reitzeug^es 
und  gebührt  jenen  Heerespersonen  von  der  6.  Rangklasse  abwärts,  welche 
auf  Futterportionen  für  eigene  Pferde  Anspruch  haben. 

fc)  Die  Diener-  und  Pferdewärtergebühr. 

Auf  das  Dieneräquivalent  haben  die  Stabs-  und  Oberoffiziero, 
die  Militärgeistlichen,  Auditore,  Militärärzte  und  Truppenrechnungsfllhrer  von 
der  6.  Rangklasse  abwärts  Anspruch.  Doch  ist  dasselbe  nur  eine  subsidiäre 
Gebühr  und  tritt  nur  in  bestimmten  Fällen  an  die  Stelle  des  in  erster 
Linie  bestehenden  Anspruchs  auf  Beistellung  eines  oder  mehrerer  Offiziers- 
diener. 

Die  Generale,  die  zum  Halten  von  Pferden  verpflichteten  Stabsoffiziere 
und  jene  isolierten  Oberoffiziere,  welche  mehr  als  1  Futterportion  beziehen, 
haben  überdies  Anspruch  auf  Beistellung  eines  oder  mehrerer  Pferde- 
wärter. Andere  Offiziere  können  die  Beistellung  eines  Mannes  aus  dem 
ftäsenzdienste  ihres  Truppenkörpers  zur  Pferdewartung  nur  gegen  ent- 
sprechende Entlohnung  verlangen. 

h)  Als  besondere  Gebühren  der  Gagisten  sind  zu  nennen: 

aa)  Der  Equipierungsbeitrag.  Derselbe  ist  eine  Beihilfe  zur  ersten 
Anschaffung  der  Uniform  für  die  neu  ernannten  Gagisten  der  untersten 
Rangklasse; 

hh)  der  Pferdeanschaffungs-  und  Ausrüstungsbeitrag.  Denselben 
erhalten  die  neu  ernannten  Majore,  welche  eine  Futterportionengebtihr  für 
eigene  Pferde  beziehen: 

er)  das  Bekleidungsabnützungspauschale.  Dasselbe  beziehen  die 
Militärbauwerkmeister  und  Militäroberbau  Werkmeister; 

dd)  die  zur  Bestreitung  von  Repräsentationsauslagen  bestimmten 
Funktionsgebühren  und  die  für  gewisse  Dienstesverwendungen  gewährten 
Dienstzulagen; 

ee)  andere  Zulagen,  wie  die  Aktivitätszulagen  der  Professoren  des 
Militärtierarzneiinstitutes,  die  Kavallerie-  und  Artilleriezulagen  bestimmter 
Oberoffiziere  der  Kavallerie  und  Artillerie,  Arbeitszulagen,  CbungszulagiMi, 
Zulagen  bei  Lokaldienstverrichtungen  für  Gagisten,  welche  längere  Dienst- 
verrichtungen —  jedoch  nicht  mit  der  Truppe  —  auf  weite  Entfernungen 
zu  besorgen  haben,  Alterszulagen  für  die  eine  Majorslokalanstellung  aspi- 
rierenden Hauptleute  und  verschiedener  Professoren; 

ff)  die  Personalzulagen.  Die  Verleihung  derselben  erfolgt  lediglich 
durch  Entschließung  des  Kaisers. 

Modifikationen  dieser  Gebühren  treten  ein  bei  Personen,  welche  sich 
in  einem  bestimmten  Standes-  oder  Dienstesverhältnisse  befinden 
sowie  bei  besonderen  Anlässen,  bei  Dienstreisen  und  Märschen. 

2.  Im  Kriege  und  Mobilitäts Verhältnisse  erleiden  einerseits  die 
Friedensgebühren  der  Gagisten  verschiedene  Änderungen  in  Bezug  auf  ihre 
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grundsätzliche  Normierung,  ihr  Ausmaß  und  ihre  Bezugsmodalitäten,  anderer- 
seits erlangen  die  von  der  Mobilisierung  betroffenen  Gagisten  den  Anspruch 
auf  besondere  Mobilitätsgebühren,  die  regelmäßig  einmalige  Bezüge  sind, 
für  manche  Personen  aber  auch  den  Charakter  fortlaufender  Gebühren  be- 
sitzen können. 

ü)  Die  Grundlage  der  Gebührenbeztige  bildet  auch  im  Kriege  die 
Gage.  Die  Gebührenänderungen  betreffen  hauptsächlich  die  Quartier-  und 
die  übrigen  früher  genannten  Gebühren.  Bei  den  ins  Feld  rückenden 
Gagisten  erlischt  regelmäßig  vom  ersten  Mobilisierungstage  an  der  Anspruch 
auf  die  bleibende  Einquartierung  und  es  gebührt  ihnen  von  diesem  Tage 
an  nur  die  vorübergehende  Naturalbequartierung.  Außerdem  haben 
die  Gagisten  im  Kriege  auch  Anspruch  auf  Naturalverpflegung  (Kost-, 
Brot-  und  Tabakgebühr). 

h)  Als  Mobilitätsgebühren  sind  insbesondere  zu  nennen: 

aa)  Der  Feldausrüstungsbeitrag.  Derselbe  hat  entweder  nur  zur 
Anschaffung  der  Feldequipierung  (einfacher  Feldausrüstungsbeitrag)  oder 
nebstdem  auch  zur  Anschaffung  von  Pferden,  Wagen  und  Reitzeug  (voller 
Feldausrttstungsbeitrag)  zu  dienen; 

hh)  die  Bereitschafts-  und  Feldzulage.  Diese  Zulage  wird  von 
Jenem  Zeitpunkte  an  bezogen,  welchen  der  Monarch  als  oberster  Kriegsherr 
speziell  festsetzt.  Dieser  Zeitpunkt  ist  unabhängig  von  der  Mobilisierung 
eines  bestimmten  Heeresteiles  und  es  haben  grundsätzlich  auch  die  auf 
dem  Kriegsschauplätze  befindlichen  nicht  mobilisierten  Truppen  an  der  für 
die  Armee  im  Felde  bewilligten  Bereitschafts-  und  Feldzulage  teilzunehmen; 

er)  die  besonderen  Mobilitätsgebühren  jener  Personen,  welche 
nicht  dem  Heere  angehören  und  erst  im  Kriege  zu  verschiedenen 
Dienstleistungen  herangezogen  werden.^^^) 

Abweichende  Gebührenbezüge  sind  auch  im  Kriege  für  die  in  einem 
bestimmten  Standes-  oder  Dienstverhältnisse  befindlichen  Ga- 
gisten sowie  für  eintretende  besondere  Anlässe  vorgesehen.  Zu  den 
Gagisten  dieser  Art  gehören  hauptsächlich  die  im  Mobilisierungsfalle  zur 
aktiven  Dienstleistung  einberufenen  Offiziere  und  Militärbeamten  der  Reserve 
und  nichtaktiven  Landwehr,  ferner  die  aus  dem  Ruhestande  und  aus  dem  Ver- 
hältnisse außer  Dienst  einberufenen  Personen.  Die  ersteren  treten  im 
Mobilisierungsfalle  regelmäßig  in  den  Bezug  der  ihrer  wirklichen  Charge 
entsprechenden  Aktivitätsgebühren,  die  letzteren  hingegen  werden  entweder 
auf  die  Dauer  der  Mobilität  aktiviert  und  beziehen  dann  gleichfalls  die 
vollen  Aktivitätsgebühren  oder  sie  werden  nur  zur  provisorischen  aus- 
hilfsweisen  Dienstleistung  zeitlich  einberufen  und  erhalten  in  diesem  Falle 
besonders  bemessene  Gebühren  (Diäten,  Reisezulagen). 

Gänzlich  eingestellt  wird  der  Gebührenbezug  der  in  Kriegsgefangen- 
schaft befindlichen  Gagisten.  Dieselben  gelangen  erst  nach  der  Rück- 
kehr aus  der  Kriegsgefangenschaft  wieder  in  Bezug  der  chargenmäßigen 
Gebühren. 

3.  Die  Familienangehörigen  der  Gagisten  haben  in  der  Regel 
weder  im  Frieden  noch  im  Mobilisierungsfalle  einen  Anspruch  auf  Gebühren, 

^^^)  Zu  diesen  Personen  gehören  namentlich  die  Angehörigen  der  Feld^endarmerie, 
der  Feldpost  und  der  Feldeisenbahn,  die  Organe  des  Zivilkommissariates  bei  der  Armee 
im  Felde,  die  bei  den  Militärkassen  verwendeten  Zivilstaatskassenbeamten,  die  Zivilärzte, 
Ziviltierärzte  und  Zivilknrschmiede,  die  bei  den  Landesfuhren  verwendeten  Zivilpersonen, 
die  Organe  der  freiwüligen  Sanitätspflege  u.  a. 
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sondern  sind  auf  die  Bezüge  des  Familienhauptes  angewiesen.  Eine  Aus- 
nahme besteht  rücksichtlich  der  Quartierkompetenz.  Hierauf  bleibt  der 
Ehegattin  und  den  in  väterlicher  Obsorge  stehenden  ehelichen  oder  legiti- 
mierten Kindern  der  Anspruch  auch  während  der  Abwesenheit  des  Familien- 
hauptes bei  Truppenkonzentrierungen  oder  im  Falle  einer  Abkommandiemng 
im  Frieden  wie  im  Kriege  gewährt.  Außerdem  wird  den  Familienangehörigen 
der  in  Kriegsgefangenschaft  befindlichen  Gagisten  eine  Susten- 
tation  im  Ausmaße  der  Witwenpension,  beziehungsweise  wenn  es  sich  um 
die  Angehörigen  eines  in  keine  Rangklasse  eingeteilten  kriegsgefangenen 
Gagisten  handelt,  im  Betrage  eines  Dritteiles  der  Gage  gewährt. 

I  55.  Das  LOhnangBwesen. 

I.  Im  Gegensatze  zu  den  Offizieren  und  Militärbeamten  erhalten  die 
Unteroffiziere  und  Mannschaftspersonen  nebst  den  hier  die  Regel 
bildenden  Naturalgebühren  (Kostgebühr,  Brotgebühr,  Limitorauch- 
tabak  und  Naturalquartierj  zur  Bestreitung  ihrer  individuellen  Be- 
dürfnisse entsprechend  niedriger  bemessene  Geldbeträge,  an  die  sich  wie- 
derum verschiedene  Zusatzemolumente  anschließen  können. 

IL  Diese  Gebühren  zerfallen  gleichfalls  zunächst  in  die  Friedens- 
gebühren und  in  die  im  Mobilitätsverhältnisse  bezogenen  Gebühren. 

1.  Die  Friedensgebühren  der  genannten  Personen  sind  wiederum 
entweder  regelmäßige  oder  besondere: 

a)  Die  regelmäßige  Gebühr  der  Unteroffiziere  und  Soldaten  ist 
die  Löhnung.  Dieselbe  bildet  die  Grundgebühr  der  genannten  Personen 
während  ihrer  Präsenzdienstpflicht  und  ist  eine  nach  der  Charge  und  der 
WaflFen-  oder  Truppengattung,  beziehungsweise  Branche  abgestufte  Geld- 
gebühr, die  stets  in  dem  für  die  wirkliche  Charge  festgesetzten  Betrage 
sechsmal  im  Monate  für  5  Tage,  beziehungsweise  fllr  die  noch  restlichen 
Tage  des  Monats  im  voraus  erfolgt  wird.  Hierauf  haben  auch  die  auf  Kosten 
des  Heeresetats  dienenden  Einjährig-Freiwilligen  Anspruch. 

b)  Als  besondere  Friedensgebühren  sind  zu  nennen: 

an)  Das  Handgeld.  Diese  einmalige  Gebühr  empfangen  die  Mann- 
schaftspersonen zum  Zwecke  der  Anschaffung  der  Putzgegenstände  und 
sonstiger  kleiner  Bedürfnisse; 

l)h)  das  Bekleidungspauschale.  Dasselbe  erhalten  in  Form  eines 
einmaligen  Betrages  die  auf  Staatskosten  dienenden  Einjahrig-Freiwilligen- 
Mediziner  beim  Antritte  des  Präsenzdienstes  in  der  Eigenschaft  von  Assistenz- 
arzt Stellvertretern,  ferner  die  neu  ernannten  Kadettoffiziersstellvertreter  und 
die  neu  ernannten  Verpflegsakzessiststell Vertreter; 

cc)  die  (monatlichen)  Dienstzulagen  der  KadettofBziersstellvertreter, 
Assistenzarztstellvertreter  und  Verpflegsakzessiststellvertreter,  der  Kadetten 
und  Verpflegsaspiranten; 

M)  verschiedene  Zulagen  der  Mannschaftspersonen  (Dienst-,  Arbeits-, 
Ubnngs-  und  Sanitätszulagen); 

er)  verschiedene  Verdienstprämien  (Dienstprämien  der  Unter- 
offiziere, Zulagen  der  Tapferkeitsmedaillenbesitzer,  Keitdouceur  für  die  gute 
Wartung  und  Schonung  der  ärarischen  Reitpferde,  Lebensrettungsdouceur, 
Feuerlöschdouceur  u.  a.); 

ff)  die  ausnahmsweise  vom  Kaiser  bewilligte  Gratislöhnung. 

2.  Im  Kriege  erlangen  auch  die  genannten  Heerespersonen  Anspruch 
auf  einen   Ausrüstungsbeitrag.     Die   zur   Felddienstlcistung  bestimmten 
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Kadettoffiziersstellvertreter,  Assistenzarztstellvertreter  und  Verpflegsakzessist- 
Htellvertreter,  dann  die  auf  Eriegsdauer  ernannten  Feldwebel  erhalten  einen 
Feldausrüstungsbeitrag  und  —  mit  Ausnahme  der  Offiziersstellvertreter 
—  ein  Bekleidungspauschale,  die  Mannschaftspersonen  aber  vom  Feld- 
webel  abwärts  und  die  auf  eigene  Kosten  dienenden  Einjährig-Freiwilligen, 
welche  in  ärarische  Verpflegung  treten,  einen  Beitrag  zur  Auffrischung 
ihrer  Proprietäten.  Sobald  femer  die  Gagisten  in  den  Bezug  der  Bereit- 
schafts- oder  Feldzulage  treten,  erwächst  dieser  Anspruch  auch  den  übrigen 
Angehörigen  des  betreffenden  Heereskörpers. 

c)  Der  Servis  und  die  Pauschallen. 

§  56.  Der  Servls. 

I.  Unter  Servis  werden  jene  Bedarfsartikel  des  militärischen  Haus- 
haltes verstanden,  welche  nicht  durch  den  einzelnen,  sondern  durch  den 
gemeinsamen  Gebrauch  konsumiert  oder  auf  die  gleiche  Art  behandelt  werden. 
Der  Servis  begreift  in  sich  das  Brennmaterial  zum  Kochen  und  Heizen 
(Holz,  Kohle,  Koks),  das  Beleuchtungsmaterial  (Kerzen,  Ol,  Petroleum, 
Gas  u.  8.  w.),  ferner  das  Bettenstroh  und  das  Lagerstroh. 

n.  Die  Bemessung  der  Servisgebühren  ist  eine  andere  im  Friedens- 
zustande wie  im  Kriegsfalle. 

1.  Im  Friedenszustande  ist  je  nach  der  Bestimmung,  für  welche 
der  Servis  verwendet  wird,  zu  unterscheiden: 

a)  Der  Kasernservis.  Derselbe  gebührt  bei  der  gemeinsamen  Ein- 
quartierung fllr  alle  zum  Yerpflegsstande  gehörigen  Mannschaftspersonen  und 
wird  verwendet  zum  Abkochen  des  Frühstückes  und  der  Menage,  zur  Be- 
leuchtung der  Mannschaftszimmer  und  zur  Beheizung  dieser  Zimmer  in  den 
Wintermonaten. 

Außerdem  gebührt  das  Bettenstroh  für  jedes  ärarische  Mannschaftsbett. 

b)  Der  Lager  servis.  Derselbe  gebührt,  wenn  im  Frieden  zur  Sommers- 
zeit Truppenkonzentrierungen  in  Frei-  oder  Zeltlagern  stattfinden,  und  um- 
faßt das  Brennmaterial  für  das  Kochen  der  Menage  und  das  Lagerstroh. 
Zur  Unterhaltung  der  Wachfeuer  ist  aber  eine  besondere  Gebühr  nicht  vor- 
gesehen und  mit  dem  Lagerstroh  muß  auch  der  Bedarf  der  Gagisten  gedeckt 
werden. 

Der  Servis  für  besondere  Zwecke.  Derselbe  wird  gewährt  fllr 
die  Schulen,  Kanzleien,  Wachstuben,  Inspektionszimmer,  Spitäler,  Maroden- 
häuser  oder  -Zimmer,  Gefangenhäuser  und  Arreste,  Arbeits-  und  ähnliche 
Lokalitäten,  dann  Stallungen  sowie  für  die  äußere  Beleuchtung  der  Kasernen. 
Die  letztere  ist  jedoch,  soferne  es  möglich  erscheint,  kontraktmäßig  von  den 
Marketendern  bestreiten  zu  lassen. 

2.  Im  Kriege  haben  lagernde  Truppen  gleichfalls  Anspruch  auf  den 
Lagerservis,  welcher  in  dem  Brennmateriale  zum  Unterhalten  des  Koch- 
nnd  Lagerfeuers,  dann  in  dem  Materiale  zur  Beleuchtung  und  eventuell  auch 
in  dem  Lagerstroh  besteht.  Das  Lagerstroh  gebührt  jedoch  in  der  Regel  nur 
bei  längeren  Stillständen  der  Operationen  auf  Grund  spezieller  höherer  An- 
ordnungen. 

§  57.  Die  Pansehallen. 

I.  Pau schalgebühren  sind  jene  den  Truppen  und  Heeresanstalten 
periodisch  gebührenden  fixen  Geldbeträge  mit  bestimmter  Widmung,  welche 
gegenüber  dem  Ärar  keiner  Verrechnung  unterliegen. 
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II.  Auch  diese  Gebühren  sind  im  Frieden  anders  bemessen  wie  im 
Kriege. 

1.  Im  Frieden  werden  gewährt: 

a)  Das  Wirtschaftspausehaie  den  Unterabteilungen  und  Heeres- 
anstalten zur  Instandhaltung  der  Ausrtlstung,  Montur  und  verschiedener 
anderer  Gegenstände; 

b)  das  Montursabnützungspauschale  für  die  Montur  jener  Mann- 
Schaftspersonen,  bei  welchen  eine  größere  Abnützung  der  Monturen  statt- 
findet; 

c)  yerschiedene  anderere  Pauschalien  zur  Instandhaltung  der 
Kochgeschirre,  Handfeuerwaffen,  des  Hut1[)eschlag8,  des  Trainmaterials  und 
der  Feldgeräte,  flir  Kanzleispesen,  Unterrichtszwecke,  kirchliche  Zwecke, 
Musik  u.  dgl. 

2.  Im   Mobilisierungsfalle    erfahren    auch    die    Pauschalgebühre u 

mehrfache    Modifikationen    und    es    erwachsen   auch    neue  Ansprüche    auf 

solche   Gebühren.    Zum   Teile   sind   die  während   der  Mobilität   gewährten 

Pauschalzuschüsse  zur  Wiederherstellung  der  Materialien  nach  der  Demo>n- 

lisierung  bestimmt. 

« 

C.  Der  wirtschaftliche  Betrieb  der  Truppenkörper  und  Heeresanetalten. 

§  58.  Organisatorische  Grundlagen. 

I.  Das  in  Österreich-Ungarn  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen 
Verwaltung  vorherrschende  System  der  Zentralisierung  bringt  es  mit 
sich,  daU  für  die  Verteilung  der  von  den  höheren  Stellen  beschafften 
Bedarfsartikel  an  die  Truppenkörper  und  Heeresanstalten,  dann  weiterhin 
an  die  Unterabteilungen  und  die  einzelnen  Heerespersonen  entsprechende 
Vorkehrungen  getroffen  werden  müssen. 

Diese  Vorkehrungen  bezwecken  auch  die  Haltung  von  Kriegs- 
fAugmentations)vorräten  bei  den  Truppenkörpern  und  Heeresanstalten, 
damit  im  Mobilisierungsfalle  die  feldmäßlge  Ausrüstung  der  Truppen  nir>g- 
lichst  rasch  vor  sich  gehen  könne.-*^')  Diese  Vorräte  sind  in  den  Truppen- 
magazinen hinterlegt. 

II.  Soweit  nicht  mit  der  Führung  dieser  und  der  aus  der  Selbst- 
bewirtschaftung hervorgehenden  Geschäfte  eigene  Organe  (Menage- 
kommissionen u.  s.  w.)  betraut  sind,  sind  im  Frieden  zur  Besorgung  der 
ökonomischen  Angelegenheiten  und  der  daraus  sich  ergebenden  Ver- 
rechnung bei  jedem  administrativ  selbständigen  Truppenkörper  und  jeder 
solchen  Heeresanstalt  die  Verwaltungskommission  und  zur  Besorgung 
der  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Kassageschäfte  die  Kassakomniis- 
sion  berufen.  Bei  diesen  Kommissionen  konzentriert  sich  somit  zum  großen 
Teile  der  wirtschaftliche  Haushalt  der  Truppenkörpor.  Die  Verwaltung  des 
l^ruppenmagazins  aber  und  die  Fassung  der  Naturalien  ist  Aufgabe  dos 
Magazinsoffiziers,  beziehungsweise  des  Proviantoffiziers. 

Die  Zusammensetzung  der  Verwaltungskommission  richtet  »ich 
nach  den  Standes-  und  Dislokationsverhältnissen  der  Truppe.  Sie  fungiert 
selbständig  vorbehaltlich  der  instruktionsmäßig  vorgezeichneten  Ingerenz 
des  Truppenkommandanten.  Die  Kassakommission  ist  regelmäßig  aus  3, 
ausnahmsweise  aus  2  Mitgliedern  zusammengesetzt,    und  zwar  fungiert  aln 

^";  Sieh  oben  §  26  VII. 
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Präses  grundsätzlich  der  Koininandant  des  Truppenkörpers,  die  übrigen 
Mitglieder  aber  sind  die  im  Range  zunächst  folgenden  Offiziere,  beziehungs- 
weise Beamten.  Die  letzteren  dürfen  indes,  wenn  nicht  die  Verwaltungs- 
kommission organisationsgemäß  auch  als  Kassakommission  bestellt  ist,  der 
ersteren  Kommission  nicht  angehören. 

Durch  Vermittlung  der  \'erwaltungskommission  empfangen  die  Unter- 
abteilungen der  Truppenkörper  für  jede  Fassungsperiode  normalerweise  ihre 
gebührenmäßigen  Erfordernisse.  Sie  haben  demnach  für  jede  Zahlungs-, 
beziehungsweise  Fassungsperiode  ihre  Geld-  und  Naturalerfordernisse  mittels 
instruierter  Standes-  und  Oebührenausweise  der  Verwaltungskommission  nach- 
zuweisen, welche  das  in  diesen  Ausweisen  dargestellte  Erfordernis  auf 
<inind  der  ihr  zukommenden  Behelfe  prüft.  Cber  die  auf  diese  Weise  von 
den  Unterabteilungen  empfangenen  Gebühren  findet  eine  nachträgliche  V^er- 
rechnung  nicht  weiter  statt,  wohl  aber  wird  auf  die  durch  mittlerweilige 
^Veränderungen  des  Verpflegsstandes  bedingten  Modifikationen  der  Gebühren- 
erfordernisse bei  der  Gebührenermittlung  für  die  nächstfolgende  Fassungs- 
periode entsprechende  Rücksicht  genommen.  Außerdem  erhält  jede  Unter- 
abteilung zur  Bestreitung  unvorhergesehener  Gebührenzahlungen  und  Auslagen 
einen  kleinen,  den  Standes-  und  Dislokationsverhältnissen  angemessenen 
jirarischen  Geldverlag,  welcher  bei  der  nächsten  Gebührenfassung  ergänzt  wird. 

Bei  größerer  Entfernung  vom  Stammkörper  bewirken  die  Unter- 
abteilungen die  Fassung  ihrer  Erfordernisse  selbständig  und  diese  ihre 
Gebarung  unterliegt  dann  der  nachträglichen  Prüfung  durch  die  Verwaltungs- 
kommission. Diese  detachierten  Abteilungen  erhalten  aus  dem  ständigen 
Verlage  des  Gesamttruppenkörpers  von  der  Verwaltungskommission  die  ent- 
sprechende Quote  zugewiesen.  Über  die  Gebarung  mit  diesem  Verlage  führen 
sie  ein  einfaches  Kassajoumal,  welches  sie  am  Schlüsse  des  Monats  samt 
allen  Dokumenten  an  die  Verwaltungskommission  einsenden.  Die  letztere 
prüft  das  Kassajoumal  und  veranlaßt  nach  dieser  Prüfung  die  Ergänzung 
des  ständigen  Verlages.  Die  Naturalien  werden  bei  diesen  Unterabteilungen 
direkt  von  den  Magazinen  oder  den  Arrendatoren  auf  Grund  der  von  der 
Verwaltungskommission  ausgefertigten  Fassungsjournale  empfangen.  Analoge 
Bestimmungen  gelten  auch  für  jene  selbständigen  Unterabteilungen,  welche 
mit  der  fremden  Verwaltungskommission,  an  welche  sie  gewiesen  werden, 
nicht  örtlich  vereint  sind. 

III.  Bei  einer  Mobilisierung  werden  die  Verwaltungskommissionen 
der  Truppenkörper  aufgelöst  und  es  übergehen  ihre  Funktionen  an  die 
Truppenrechnungsführer,  welche  den  mobilen  Truppenkörpern  ins  Feld  zu 
folgen  haben.  Die  im  unmittelbaren  ökonomisch-administrativen  Verbände 
ihres  Rechnungskörpers  verbleibenden  mobilen  Unterabteilungen  sind  in 
allen  Angelegenheiten,  für  welche  im  Frieden  die  Verwaltungskommission 
zuständig  ist,  nunmehr  teils  an  das  vorgesetzte  Kommando,  teils  an  den 
liquidierenden  Rechnungsführer  und  an  den  Proviantoffizier  gewiesen.  Die 
Unterabteilungen,  welche  im  Mobilisierungsfalle  selbständig  werden  oder 
als  selbständige  Unterabteilungen  neu  aufgestellt  werden,  sind  nach  ihrem 
PMntreffen  am  Orte  der  Bestimmung  an  den  liquidierenden  Rechnungsführer, 
hinsichtlich  der  Naturalverpflegung  an  den  Proviantoffizier  des  betreffenden 
höheren  Kommandos  gewiesen.  Die  anläßlich  der  Mobilisierung  ihres  Stamm- 
körpers selbständig  formierten  Unterabteilungen,  welche  nicht  ausmarschieren, 
werden  der  im  Standorte  oder  in  dessen  Nähe  befindlichen  Verwaltungs- 
kommission, eventuell  einem  liquidierenden  Rechnungsführer  zugewiesen. 
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§  59.  Die  Fassnngen  und  die  weitere  Terteüang  der  Bedarfs^egengtäiide  durch  die 

Unterabteilungen. 

I.  Die  von  den  Truppen  benötigten  Montursstüoke  und  Ausrüstungs- 
gegenstände  haben  die  Unterabteilungskommandanten  alljährlich  bei  der 
Verwaltungskommissiou  anzusprechen  und  sodann  direkt  durch  einen  hiezu 
bestimmten  Offizier  oder  Beamten  bei  den  Monturverwaltungsanstalten  zu 
den  von  diesen  festzustellenden  Terminen  zu  fassen.  Ftlr  entfernter  dislozierte 
Abteilungen  sind  die  Fassungen  durch  einen  Offizier  des  am  Standorte  der 
Monturverwaltungsanstalt  aufgestellten  permanenten  Fassungskommandos 
zu  bewirken.  Bei  dem  Wirtschaftsbetriebe  ist  auf  den  regelmäßigen  Umsatz 
der  Augmentationsvorräte  Bedacht  zu  nehmen. 

II.  Die  Waffen  (Armatur)  und  Munition  fassen  die  Truppenkörper 
von  den  mit  der  Verwaltung  dieser  Gegenstände  betrauten  Heeres-  und 
Landwehrausrüstungsanstalten  durch  die  dazu  bevollmächtigten  Offiziere, 
die  Unterabteilungen  aber  in  der  Regel  aus  den  eigenen  Truppenmagazinen; 

♦ 

III.  Die  Fassung  der  Naturalien  für  die  Unterabteilungen  ist  Auf- 
gabe des  diesen  Abteilungen  beigegebenen  Rechnungsunteroffiziers,  welcher 
dieselben  nach  den  Weisungen  des  Unterabteilungskommandanten  zu  ver- 
wahren und  sodann  an  die  einzelnen  Heerespersonen  zu  verteilen  hat. 

IV.  Die  Fassung  und  weitere  Verteilung  der  Geldgebühren  liegt  dem 
Kommandanten  der  Unterabteilung  unter  eigener  Haftung  ob.  An  die 
Gagisten  sind  die  Geldgebühren  von  ihm  persönlich  auszuzahlen.  Die 
Mannschaftsgebühren  sollen  womöglich  in  seiner  Gegenwart,  jedenfalls  aber 
im  Beisein  eines  Offiziers  oder  Kadettoffiziersstellvertreters  den  Bezugsberech- 
tigten auf  die  Hand  ausgezahlt  werden.  Das  Menagegeld  ist,  falls  «lle 
Menageartikel  nicht  im  großen  beschafft  werden,  rechtzeitig  an  die  mit  der 
Wirtschaft  betrauten  Unteroffiziere  auszugeben,  anderenfalls  aber  bis  zur 
Verwendung  durch  die  Menagekommission  in  der  Kasse  des  Truppenkörpers 
zu  verwahren.  Der  gleiche  Vorgang  ist  auch  beim  Bestände  einer  Garnisons- 
menagewirtschaft einzuhalten. 

V.  Die  Fassung  und  Verwahrung  des  Servises  obliegt  den  Rechnungs- 
unteroffizieren. Der  Servis  bildet  eine  Konkretualgebühr  fUr  den  ganzen 
Truppenkörper  (Rechnungskörper)  und  wird  den  einzelnen  Unterabteilungen 
innerhalb  der  Grenzen  der  Gesamtgebühr  nach  dem  wirklichen  Bedarfe  zu- 
gewiesen. Im  Mobilisierungsfalle  hört  die  Konkretualverrechnung  des  Ser- 
vises auf  und  es  übergeht  die  Verrechnung  an  die  Unterabteilungen. 

VI.  Die  Pauschalgebühren  werden  von  den  Unterabteilungskoni- 
mandanten gleich  den  anderen  Geldgebühren  gefaßt  und  bis  zu  ihrer  Ver- 
wendung aufbewahrt.  Über  dieselben  ist  nur  eine  Vormerkung,  keine  Ver- 
rechnung zu  führen. 

§  00.  Sechtswlrknngen  der  Betellnn^. 

I.  Die  von  den  Heeresorganen  beigestellten  und  an  die  Heerespersoneu 
verteilten  wirtschaftlichen  Bedarfsgegenstände  gehen  durch  den  Akt  der 
Beteilung  nicht  in  allen  Fällen  in  die  freie  Verfügung  oder  in  das  Eigentum 
dieser  Personen  über.  Die  von  der  Heeresverwaltung  beigestellten  Aus- 
rüstungsgegenstände verbleiben  regelmäßig  auch  nachher  im  Eigentum  des 
Militärärars.  Aber  auch  über  die  zur  Verteilung  gebrachten  Verpflegsartikol 
und  die  Geldgebühren  erlangen  die  damit  bedachten  Heerespersonen  nicht 
immer  die  volle  freie  Verftigung,  vielmehr  unterliegt  diese  Verftigungsgewalt 
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der  Ueerespersonen   aus   öffentlichrechtlicheu   Rücksichten   mehrfachen  Be- 
schränkungen. 

II.  Solche  besondere  Rechtswirkungen,  beziehungsweise  Beschränkungen 
sind  mit  der  Beteilung  namentlich  in  folgenden  Fällen  verknüpft: 

1.  Die  militärärarischen  Monturs-  und  Rüstungsstücke  stehen 
nach  älteren  Normen  ^^^)  extra  commercium,  so  daß  Privatpersonen  an  denselben 
weder  Eigentum  noch  Pfandrechte  erwerben,  außer  wenn  sie  mittels  öflFent- 
licher  FeUbietung  und  in  einem  solchen  Zustande  veräußert  werden,  daß 
sie  nicht  mehr  als  Ganzes  gebraucht  werden  können. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  tritt  bei  der  Kriegsmarine  zufolge 
des  bei  dieser  eingeführten  Bekleidungsmas sasy st ems  ein.  Nach  diesem 
System  *^^)  bestreitet  nämlich  das  Marineärar  für  jede»  Mann,  wenn  er  das 
erste  Mal  zur  Dienstleistung  oder  militärischen  Abrichtung  einrückt,  die 
ßekleidungsmassaeinlage,  ferner  für  jeden  in  der  Dienstleistung 
stehenden  oder  zur  militärischen  Abrichtung  (WaflFenübung)  einberufenen 
Mann  das  zur  Nachschaffung  und  Erhaltung  der  Montur  bestimmte  monat- 
liche Bekleidungspauschale.  Der  Mann  wird  Eigentümer  der  aus  der 
Massaeinlage  und  dem  Bekleidungspauschale  angeschafften  Montursobjekte, 
er  ist  aber  verpflichtet,  während  seiner  Dienstzeit  gut  und  vorschriftsmäßig 
gekleidet  zu  sein  und  hat  dafür  mit  einem  Teilbetrage  seiner  Gebühren  zu 
haften.  Überdies  ist  er  zu  einer  wirtschaftlichen  Gebarung  mit  diesem  seinem 
Eigentume  verbunden  und  darf,  wenn  er  nicht  einen  Oberschuß  über  das 
vorgeschriebene  Minimalquantnm  besitzt,  von  seinen  Moutursstücken  nichts 
verkaufen,  verschenken  oder  ohne  Erlaubnis  seines  vorgesetzten  Komman- 
danten vertauschen.  Auch  zu  jeder  beabsichtigten  Veräußerung  von  Mouturs- 
stücken, die  der  Mann  über  das  vorgeschriebene  Minimalquantum  besitzt, 
hat  er  vorher  die  Genehmigung  seines  nächsten  Vorgesetzten  einzuholen. 
Diese  Genehmigung  darf  aber  nicht  verweigert  werden,  wenn  der  Mann 
den  Nachweis  liefert,  daß  durch  die  beabsichtigte  Entäußerung  das  vor- 
geschriebene Minimalquantum  nicht  beeinträchtigt  werde. 

Der  zur  militärischen  Abrichtung  (Waffenübung)  einberufene  Mann 
muß  während  dieser  Zeit  so  viele  Montursstücke  besitzen,  als  er  bei  der 
Präsentierung  erhalten  hat. 

Wer  infolge  leichtsinniger  oder  unwirtschaftlicher  Gebarung  mit  seiner 
Montur  die  vorgeschriebene  Menge  von  Adjustierungsstücken  nicht  besitzt, 
verfällt  in  Strafe  und  ist  von  seinem  vorgesetzten  Kommandanten  zur  Nach- 
schaffung, nötigenfalls  durch  Abzug  von  seinen  Gebühren,  zu  verhalten. 
Dieser  Gebührenabzug  darf  jedoch  erst  dann  verfügt  werden,  wenn  der  be- 
treffende Mann  nicht  eine  zur  Bestreitung  der  Nachschaffung  zureichende 
Massaguthabung  besitzt.  Zur  Sicherstellung  des  Marineärars  ist  die  Massa- 
gathabung  eines  jeden  Mannes,  welchem  bei  seiner  Ausschiffung  das  Löh- 
nungsdepositum ^^*)  ausbezahlt  wird,  aus  diesem  Depositum  auf  den  Betrag 
von  2  Dritteilen  der  vorgeschriebenen  Massaeinlage,  beziehungsweise  seines 
letzten  Sicherstellungsbetrages  zu  ergänzen. 

°*')  Diese  Normen  reichen  in  den  Anfang  des  XYIII.  Jahrhunderts  zurück.  Zuletzt 

ist   der  obi^e   Rechtssatz    ausgesprochen    durch   das    Hfkzd.   vom   29.    August    1839> 

Z.  26.261,  P.  G.-S.  Bd.  67,   Nr.  158,  S.  169,  und   in   der   Montursinstruktion    vom  Jahro 

1854  §  114.    Vergl.  die  Komentare  zum  a.  b.  G.-B.  (i§  355  und  356)  und  Mayrhofer^ 

a,  a,  0.,  ITI.  Bd.,  S.  656  Anmerkung  1.  —  »«')  N.-V.  des  R.-K.-M.  (M.-S.)  vom  5.  August* 

.o^«    Abt  3 

1877,  -|j;:^,  Nr.  4773,  M.-V.-Bl.  Nr.  52.  —  «")  Sieh  unten  Punkt  6. 
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Die  nach  Beendigung  ihrer  Dienstzeit  aus  dem  Marineverbande  ent- 
lassenen und  die  vor  dem  Feinde  invalid  gewordenen  Marinepersonen  können 
entweder  ihre  ganze  Montnr  nach  Berichtigung  der  etwaigen  Massaschuld, 
Ijcziehungsweise  unter  Behebung  der  Massaguthabung  oder  der  Sicher- 
stellungsbeträge  behalten  oder  dieselbe  gegen  Erhalt  des  Schätzungswertes 
hei  der  Truppe  zurücklassen. 

Nicht  behobene  Massaguthabungen  verfallen  dem  Marineiirar,  wenn 
seit  dem  Zeitpunkte  des  existent  gewordenen  Anspruches  im  Frieden  2,  im 
Kriege  3  Jahre  verflossen  sind. 

Wird  der  Mann  eingeschifft,  so  bleibt  ftlr  ihn  seine  Massaguthabung 
in  Vormerkung,  eine  etwaige  Bekleidungsschuld  hat  er  aber  an  Bord  zu 
berichtigen.  Bei  der  Ausschiffung  erhält  er  nur  jenen  Betrag  ausbezahlt, 
welcher  nach  gänzlicher  Berichtigung  der  Massaschulden  und  nach  Er- 
gänzung seiner  Massaguthabung  auf  2  Dritteile  der  Einlage,  beziehungsweise 
des  Sicherstellungsbetrages  erübrigt. 

2.  Verteilte  ärarische  Fassung8(^Verpflegs)artikel  sind  nach 
älteren  Normen '•^^^)  kein  Gegenstand  obligatorischer  Rechtsgeschäfte  und 
können  von  Zivilpersonen  nur  im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  er- 
worben werden.  Dementsprechend  ist  in  den  geltenden  Verwaltungsvor- 
schriften der  Verkauf  des  empfangenen  Brotes  und  Limitorauchtabaks 
sowie  der  empfangenen  Futterportionen  verboten.*-''*) 

3.  Die  Geldgebühren  der  Heerespersonen  können  verschiedenen 
Abzügen  unterliegen: 

a)  Die  Diensttaxen  und  Gharaktertaxen  der  zu  ihrer  Entrichtung 
verpflichteten  Offiziere  und  Militärbeamten  sind  durch  monatliche  Abzüge 
hereinzubringen. 

b )  Für  jede  volle  Woche,  welche  über  die  taxfreie  Zeit  auf  Urlaub  zu- 
gebracht wird,  ist  eine  Urlaubstaxe  im  Betrage  des  vierten  Teiles  der 
Monatsgage  von  den  während  des  Urlaubes  laufenden  Monatsgebühren  zu 
entrichten. 

c)  Zur  Hereinbringung  von  Ärarialforderungen  können  die 
ständigen  Aktivitätsgebühren  mit  Ausnahme  der  zur  Bestreitung  des  Dienst- 
aufwandes bestimmten  Bezüge  im  gerichtlichen  oder  administrativen  Wege 
bis  zu  der  gesetzlich  festgestellten  Höhe''^^)  mit  Abzügen  belegt  werden. 
Desgleichen  unterliegen  die  Ruhegenüsse  der  Heerespersonen  zu  Gunsten 
von  Ärarialforderungen  solchen  Abzügen.  Die  Mannschaftspersonen  sind 
hievon  ausgenommen. 

ff)  Zur  Hereinbringung  von  Privatforderungen  kann  ein  solcher 
Abzug  regelmäßig  nur  im  gerichtlichen  Wege  verfligt  werden.  Doch  ist  die 
Hereinbringung  von  privaten  Schuldforderungen  gegenüber  aktiven  Heeres- 
personen auch  in  administrativem  Wege  durch  eine  an  den  Kommandanten 
des  Truppenkörpers  oder  der  Heeresanstalt,  welchem  der  Schuldner  unter- 
steht, gerichtete  Eingabe  bis  zum  exekutionsfähigen  Betrage  der  Gebühren 
in  dem  Falle  zulässig,  wenn  die  Liquidität  der  Schuld  anerkannt  wird  und 
der  Schuldner  zustimmt,  daß  die  Forderung  auf  seine  Gebühren  vorgemerkt 
werde.^'^) 


•'*)  Dieser  Roclitssatz  ist  durch  das  Hfkzd.  vom  24.  November  1808,  P.-G.-S. 
31.  Bd.,  u.  a.  ausgesprochen.  Vergl.  hierüber  die  Kommentare  zum  a.  b.  G.-B,  (§879). — 
•'^ö)  G.-V.  I.  T.  1.  Heft  §  29  (Brot),  §  31  (Limitorauchtabak)  und  §  3  Punkt  4  (Futter- 
portionen). —  017)  Sieh   oben   §  19  II.  ~  ^^S)  D.-R.  I.  T.  §  101  Punkt  716. 
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^'1  Gegen  alle  mit  Verwaltungs-  und  Verrechnungsgeschäften  betrauten, 
im  Genuße  von  Gagen  stehenden  Heerespersonen,  welche  sich  wiederholt 
Yersliumnisse  zu  Schulden  kommen  lassen  oder  die  zur  Abstattung  der 
Rechnungen  festgestellten  Termine  nicht  einhalten,  können  von  den  vor- 
gesetzten Heeresverwaltungsbehiirden  administrative  Ordnungsstrafen 
in  Form  von  Gageabzügen  verhängt  werden,  welche  indes  den  zur  Tilgung 
von  Ärarialforderuugen  zulässigen  Abzug  von  der  Monatsgage  im  Maximum 
nicht  übersteigen  dürfen."^^) 

/')  Die  Bezüge  der  Marinepersonen  unterliegen  besonderen  Be- 
schränkungen.^*-^) Die  Marineunteroffiziere  und  Matrosen,  ferner  die  Zivil- 
arHcnalsarbeiter  und  die  von  der  Marineverwaltung  aus  dem  Zivile  auf- 
genommenen Personen  sind  zur  Bildung  eines  Löhnungsdepositums  ver- 
pflichtet, welches  während  der  Dauer  der  Einschiffung  nicht  ausbezahlt 
werden  darf.  Grundsätzlich  soll  die  Hälfte  der  Schiffslöhnung  (der  chargen- 
mäßigen Löhnung  und  des  Bekleidungspauschales),  beziehungsweise  des 
Taglohnes  zur  Bildung  des  Depositums  zurückbehalten  werden.  Wird  das 
Kriegsschiff  außer  Dienst  gestellt,  so  sind  aus  dem  Depositum  zuvörderst  die 
darauf  haftenden  Ärarialansprüche  zu  berichtigen,  die  Massaguthabung  auf 
die  Höhe  von  2  Dritteilen  der  vorgeschriebenen  Massaeinlage,  beziehungs- 
weise des  letzten  Sicherstellungsbetrages  zu  ergänzen  und  erst  dann  darf 
die  Auszahlung  der  restlichen  Löhnungsdepositen  erfolgen.^^M 

Alle  Personen,  welche  auf  in  Dienst  gestellten  Schiffen  der  Flotte  und 
auf  in  See  gehenden  Schulschiffen  eingeschifft  sind,  können  einen  Teilbetrag 
der  Gage  (der  Löhnung,  des  Taglohnes  oder  des  Löhnungsdepositums j  mit 
einer  bestimmten  Widmung  in  die  Schiffskasse  hinterlegen  (delegieren).  Solche 
Delegationen  dürfen  indes  grundsätzlich  nur  zu  Gunsten  der  Gattin,  deren 
Kinder,  Eltern,  Großeltern  und  Geschwistern,  zu  Gunsten  anderer  Personen 
aber  nur  mit  Bewilligung  der  Marinezentralstelle  erfolgen. 

//)  Zum  Zwecke  der  Anschaffung  eines  Reitpferdes  flir  jene  Offiziere 
der  Kavallerie  und  reitenden  Feldartillerie,  welche  es  verabsäumen,  sich 
selbst  ein  eigenes  Reitpferd  anzuschaffen,  kann  die  Einziehung  des 
Futterportionenrelutums  und  der  halben  Kavallerie-,  beziehungs- 
W(Mse  Artilleriezulage  angeordnet  werden.^**^) 

ni.  Abschnitt. 

Das  Militärbau weseii. 

§  ^l.  Begriff  vnd  Einteilung. 

L  Die  Militärbauverwaltung  umfaßt  den  Entwurf,  die  Ausführung 
und  Erhaltung  der  militärärarischen  Baulichkeiten,  die  Begutachtung  der 
IVojekte  und  die  Überwachung  der  Ausführung  der  auf  Grund  der  Ein- 
({uartierungsgesetze  oder  spezieller  Verträge  dem  Militärärar,  beigestellten 
Baulichkeiten,  weiters  die  Beschaffung  und  Erhaltung  der  zugehörigen  Ein- 
richtungsstücke (Mobilien)   und  endlich  die  Evidenzhaltung  dieser  Objekte. 

^'^^j  Anhang  zur  G.-V.  1.  T.  V.  —  »»m)  n.-V.  des  R.-K.-M.  (M.-S.)  vom  5.  November 

.    Abt.  8     ^^ 
1^77,      ^  g  ,    Nr.  6118,  M.-V.-BI.  Nr.  74.  —  "2i)  Di^^ge  Depositen  wurden  früher  nicht 

P  -K 
verzinst.  Seit  dem  1.  Oktober  1899  (N.-V,  des  R.-K.-M.  [M.-S.]  vom  1.  August  1899,  ^  ^\ 

Nr.  1800,  M.-V.-Bl.  Nr.  65)   ist  auf  den  Schilfen    der  Kriegsmarine   der  Postsparkassa- 
ilienst  eingetHihrt.  —  922)  Anhang  zur  G.-V.  I.  T.  IV.  3. 

Sohmid,  Das  Heeresrecht  der  östen-.-ung.  Munarchie.  21 
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Zu  den  auf  Grund  der  Einquartierungsgesetze  zu  beschaffenden  Unter- 
kunftserfordernissen zählen  auch  die  bei  der  bleibenden  und  der  vorüber- 
gehenden Einquartierung  benötigten  Exerzier-  und  Schießplätze,  dann 
die  Turn-,  Reit-,  Übungs-  und  Badeplätze,  endlich  die  erforderlichen 
Pferdeschwemmen.^") 

IL  Die  Militärbau  Verwaltung  wird  getrennt  gefllhrt  ftlr  die  fortifika- 
torischen  und  die  nicht  fortifikatorischen  Baulichkeiten.  Zu  den 
fortifikatorischen  Baulichkeiten  gehören  alle  Befestigungsobjekte  ein- 
schließlich der  befestigten  Wachhäuser  und  Defensionskasernen  samt  den 
damit  in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehenden  Straßen,  Wasserwerken, 
Anpflanzungen  u.  dgl.  sowie  auch  die  Objekte  ftlr  die  Anstalten  des  Artillerie- 
zeugswesens und  des  Geniewesens  in  festen  Plätzen.  Dagegen  gehören  aaf- 
gelassene  Festungswerke  zu  den  nicht  fortifikatorischen  Baulichkeiten, 
wozu  außerdem  alle  sonstigen  im  Eigentum  oder  in  der  Benützung  der 
Heeresverwaltung  stehenden  Bauobjekte  zu  rechnen  sind. 

§  62.  Die  Organe  der  MilltärbauTerwaltan^. 

1.  Die  oberste  Leitung  der  Militärbauverwaltung  führt  das  Reich »- 
kriegsministerium,  das  sich  hiebei  zur  Begutachtung  der  Entwürfe, 
Inspizierung  der  Baulichkeiten  und  Kontrolle  des  Dienstbetriebes  hinsichtlich 
der  fortifikatorischen  Bauten  des  Generalgenieinspektors,  hinsichtlich 
der  nicht  fortifikatorischen  Bauten  des  Generalbauingenieurs  und  eventuell 
in  rein  wissenschaftlichen  Angelegenheiten  des  technischen  Militiir- 
komitees  bedient. 

IL  Als  untere  Organe  der  Militärbau  Verwaltung  sind  im  Frieden 
bestellt: 

L  Für  die  fortifikatorischen  Objekte  in  den  Festungen,  beziehungs- 
weise für  Gruppen  von  Befestigungen  die  Geniedirektionen,  denen  Stabs- 
offiziere des  Geniestabes  als  Geniedirektoren  vorstehen  und  bei  den 
Militärterritorialkommanden  in  Innsbruck  und  Sarajewo  außerdem  speziell  zur 
Leitung  des  fortifikatorischen  Dienstes  Befestigungsbaudirektoren.  Für 
die  zu  erbauenden  größeren  Befestigungsanlagen  werden  fallweise  Be- 
festigungsbaudirektoren aufgestellt; 

2.  zur  Besorgung  des  Baudienstes  für  alle  nicht  fortifikatorischen 
Baulichkeiten  die  Militärbauabteilungen  der  Militärterritorialkommanden. 
An  der  Spitze  dieser  Abteilungen  stehen  Militäroberbauingenieure,  welche 
den  Titel  „Militär baudirektoren"  führen.  Dieselben  besorgen  die  Geschäfte 
teils  als  Hilfsorgane  der  Militärterritorialkommandanten,  teils  mit  selbständigem 
Wirkungskreise.  Dieser  selbständige  Wirkungskreis  umfaßt  den  Entwurf 
und  die  Ausführung  der  von  den  Militärbauabteilungen  selbst  auszufahrenden 
oder  zu  administrierenden  Baulichkeiten,  die  Begutachtung  der  Projekte  und 
die  Überwachung  der  Ausführung  der  von  anderen  Faktoren  für  das  Militär- 
ärar beizustellenden  Bauten,  die  Kontrolle  der  ordnungsmäßigen  Verwendung 
der  Baudotationen  und  Pauschalien  sowie  der  Angemessenheit  der  Ver- 
gütungen für  bewirkte  Instandhaltungsarbeiten  und  Beschaffungen  und  ver- 
wandte Geschäfte,  endlich  die  Evidenzhaltung  der  Militärbauo^ekte. 

In   technischen  Angelegenheiten   unterstehen   die  Militärbaudirektoren 
unmittelbar  dem  Reichskriegsministerium. 


ö^'j  E.-C;.  §  55,  beziehungsweise  ii.  G.-A.  XXXIX  ex  1895  §  12. 
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In  größeren  Garnisonsorten  werden  Filialen  der  Militärbauabtei- 
lun^en  aufj^estellt  und  es  können  auch  Militärbau werkftihrer  oder  Militär- 
bauwerkmeister in  bestimmte  Garnisonsorte  dauernd  oder  vorübergehend  vom 
Militärterritorialkommando  detachiert  werden.  Als  Organ  der  Marine- 
bauverwaltung fungiert  seit  dem  Jahre  1891  das  Marineland-  und 
VV^asserbauamt.  ^2^)  Dasselbe  hat  die  Aufgabe,  alle  in  den  Bereich  der 
Marineverw^altung  fallenden  Neubauten,  und  zwar  sowohl  jene  auf  dem 
Lande  als  auch  die  unterseeischen  auszuführen  und  die  Baulichkeiten  in 
Stand  zu  halten.  An  der  Spitze  steht  der  oberste  Land-  und  Wasser- 
bauingenieur als  Direktor.  Die  Arbeiter  zerfallen  in  2  verschiedene 
Gruppen,  nämlich  einesteils  in  die  stabil  angestellten  Professionisten, 
auf  welche  die  Bestimmungen  der  Vorschrift  für  das  Arsenalsmeister-  und 
ZivilarbeiterpersonaP^^)  Anwendung  finden  und  die  daher  auch  an  allen  zu 
(fUnsten  der  Arsenalsarbeiter  geschaffenen  Wohlfahrtseinrichtungen  teilnehmen, 
und  anderenteils  in  die  große  Masse  der  Saisonarbeiter,  welche  nach 
Bedarf  aufgenommen  werden,  keine  feste  Stellung  besitzen,  wohl  aber  bei 
der  Betriebskrankenkasse  des  Marineärars  und  auf  Kosten  des  letzteren  bei 
der  Arbeiterunfallversicherungsanstalt  in  Triest  versichert  sind.  ^^*' ) 

Daneben  bestehen  noch  Bauamtsfilialen  in  Triest  und  P^iume. 

IIL  Im  Kriege  wird  der  Militärbaudienst  bei  den  Armeegeneral- 
kommanden.  durch  die  bei  denselben  eingeteilten  Offiziere  des  Genie- 
stabes und  die  denselben  zugewiesenen  Militärbauingenieure, 
landsturmpflichtige  Ingenieure,  Architekten  und  Baumeister 
besorgt.  Ihre  Aufgabe  ist  namentlich  die  Durchführung  der  erforderlichen 
fortiflkatorischen  Arbeiten  im  Rücken  der  Armee,  die  Erhaltung  der  Etappen- 
linien und  sonstigen  Kommunikationen,  endlich  die  Herstellung  der  nötigen 
Truppenunterkünfte,  Militärspitäler,  Depots  und  Reservebäckereien. 

§  6B.  Die  Beschaffung  von  Baulichkeiten  fttr  die  UeeresYerwaltangr* 

I.  Die  Anregung  zu  einer  solchen  Beschaffung  kann  von  den 
Militärbehörden,  Truppenkommanden  und  Heeresanstalten  oder  von  privater 
Seite  ausgehen,  über  die  Anregung  haben  zunächst  Vorerhebungen  durch 
eine  Kommission  stattzufinden,  bei  welcher  Vertreter  des  Stations-,  beziehungs- 
weise des  Festungs-  oder  Platzkommandos,  der  Militärbaubehörde,  der 
betreffenden  Heeresbehörde,  Truppe  oder  Heeresanstalt,  dann  1  Beamter  der 
Intendantur  sowie  nach  Umständen  auch  1  Militärarzt  und  1  Vertreter  der 
Finanzbehörde  zu  intervenieren  hat.  Zu  dieser  Verhandlung  sind,  wenn 
ünterkunftsnebenerfordernisse  in  Frage  kommen,  deren  Erwerbung  nach  den 
Einquartierungsgesetzen  zunächst  im  Wege  des  gütlichen  Übereinkommens 
stattfinden  soll,  ^*\)  außerdem  Vertreter  der  Gemeinde  und  der  politischen 
Behörde,  beziehungsweise  in  Ungarn  der  Jurisdiktion  beizuziehen.  Wenn  die 
Landwehr  die  Baulichkeit  mitzubenutzen  beabsichtigt,  so  hat  auch  1  Ver- 
treter der  Landwehr  mitzuwirken. 

II.  Die  Beschafinng  der  Immobilien  für  Heereszwecke  kann  im  einzelnen 
auf  folgende  Art  geschehen: 

1.  Durch  Übergabe  ärarischer  Immobilien  von  einem  Zweige 
der  Staatsverwaltung  in  die  Benützung  der  Heeresverwaltung.     Hiebei  hat 

^")  Vordem  bestanden  2  Marinelaod-  und  Wasserbaudirektionen.  —  ®^*)  Sieh 
oben  §44.  —  '^'^)  Vergl.  hierüber  „Die  Lohnarbeiter  der  k.  und  k.  Krieg8inarine"i 
(;;    71  ff.  —  »")  Sieh  unten  Punkt  3. 

21* 
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als  (irundsatz  zu  gelten,  dalt  Staatsorehäade  der  Heeresverwaltung  uneut- 
geltlich  zu  Überlassen  sind,  die  Adaptierung  solcher  (lelmnde  nur  mit 
Zustimmung  des  betretfenden  Finanzministeriums  stattfinden  darf,  die  Adap- 
tierungs-  und  Erhaltungskassen  dem  Heeresetat  zur  Last  fallen,  bei  der 
Bückübergabe  kein  Ersatz  stattfindet  und  daß  der  Finauzverwaltung  das 
Recht  vorbehalten  bleibt,  solche  Gebäude  nötigenfalls  im  Wege  einer  ein- 
jährigen Kündigung  wieder  zurtickzubegehren. 

2.  Durch  Erwerbung  nichtärarischer  Immobilien  im  privat- 
rechtHchen  Verkehrswege,  insbesondere  durch  Kauf,  Tauseh  oder 
vorübergehend  durch  Miete.  Für  Mietverträge  sind  durch  Verwaltungsver- 
ordnungen ^^^ )  bestimmte  Klauseln  normiert,  welche  namentlich  die  Obliegen- 
heiten beider  Teile  zur  Instandhaltung  des  Objektes  näher  regeln. 

3.  Durch  Enteignung.  An  den  bei  der  bleibenden  und  bei  der 
vorübergehenden  Einquartierung  benötigten  Exerzier-  und  Hchießplätzeii. 
Turn-,  Reit-,  Übungs-  und  Badeplätzen,  dann  an  den  erforderlichen 
Vferdeschwemmen  kann  die  Militärverwaltung  entweder  das  Eigentums- 
recht oder  auch  nur  das  Benützungsrecht  erwerben.  In  welchen  Fällen  das 
eine  oder  das  andere  einzutreten  hat,  muß,  da  das  Gesetz^*'*)  hierüber 
keine  nähere  Bestimmung  triflFt,  zunächst  der  Entscheidung  der  Militär- 
verwaltung überlassen  bleiben.  Dieselbe  wird  es  vorteilhaft  finden  können, 
bei  nur  vorübergehendem  Bedarfe  eine  bloße  Enteignung  des  Benutzungs- 
rechtes Platz  greifen  zu  lassen,  insbesondere  zum  Zwecke  der  vorübergehenden 
Errichtung  von  Schießstätten. -'^^V)  Sie  kann  aber  auch  die  Enteignung  des 
Benützungsrechtes  auf  längere  Dauer  bewirken.  ^^*)  Hingegen  hat  wohl  bei 
Objekten,  deren  Verwendung  dauernd  sichergestellt  werden  soll,  die  Expro- 
priation des  Eigentums  einzutreten,  da  ein  Anspnich  des  Eigentümers  au!* 
angemessene  Entschädigung  anerkannt  werden  muß.  ^-^-^ 

Die  Erwerbung  der  genannten  Unterkunftsnebenerfordernisse  ist  vorerst 
im  AVege  eines  gütlichen  Übereinkommens  anzustreben  und  erst,  wenn  ein 
solches  Übereinkommen  nicht  gelingt,  mit  der  Expropriation  vorzugehen. 

Für  das  Expropriationsverfahren  gelten  in  Österreich  keine 
besonderen  Normen.  In  Ungarn  triffst  die  Entscheidung  über  die  Enteignung 
der  Landesverteidigungsrainister,  worauf  das  Grundstück  sofort  dem  Militär 
zur  Benützung  zu  tibergeben  ist.  Die  Höhe  der  Entschädigung  wird  van 
der  politischen  Behörde,  eventuell  unter  Beiziehung  von  Schätzleuten  bestimmt, 
welche  aus  2  Nachbargemeinden  beizustellen  sind.  Indes  steht  es  der  Partei, 
welche  sich  mit  diesem  Betrage  nicht  zufrieden  gibt,  frei,  die  Einleitung 
des  gerichtlichen  Entschädigungsverfahrens  gemäß  dem  Expropriationsgesetze 
((resetzartikel  XLI  ex  1881 1  zu  verlangen. 

Sind  in  der  Gemeinde  des  Oarnisonsortes  keine  für  den  speziellen 
Zweck  geeignete  Grundstücke  oder  Badeplätze  vorhanden  oder  ist  ihre 
Erwerbung  ohne  Beeinträchtigung  der  militärischen  Interessen  aus  wirt- 
schaftlichen oder  finanziellen  Gründen  außerhalb  der  (remeinde  zweckmäßig, 
so  sind  solche  in  nächstgelegenen  Gemeinden  auszumitteln  und  beizustellen. 

Die  Flächenausmaße  und  sonstigen  Erfordernisse  der  erwähnten  Liegen- 
Schäften    und  Anstalten  werden  nach  freiem  Ermessen  •'•''^j  vom  Landesver- 

«2^)  Bauvorschriften  II.  T.  ex  1^95.  —  ''^^)  E.-G.  §  5ö,  bezicliungswcifte  u.  G.-A. 
XXXIX  ex  1895  §12.  —  «3")  V.-G.-E.  vom  14.  DezembiT  1S87,  Z.  3486,  Budw.-Slg,  381x, 
und  vom  14.  Jänner  1892,  Z.  153,  BmUv.-Slg.  6365.  —  ^^i)  v.g.-E.  vom  31.  Mai  18S9, 
Z!  2016,  Budw.-Slf?.  4716.  —  ^32)  V.-G.-E,  vom  23.  Novemher  1882,  Z.  2329,  Budw.-SlK- 
1507.  __  933)  V.-G.-E.  vom  21.  Dezember  L^93,  Z.  A^><2,  Bmlw.-Slg.  7606. 
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teidigungsminister  festgestellt,  welcher  hiebei  im  Einvernehmen  mit  dem 
Reichskriegsminister  vorzugehen  hat.  Die  ausschließlich  für  den  Bedarf  der 
Truppen  notwendigen  Wege  zu  den  genannten  Plätzen  sind  auf  Kosten  der 
Jlilitärverwaltung  herzustellen. 

4.  Durch  Vornahme  eines  Neubaues. 

III.  Immobilien  oder  jene  abtrennbaren  Objektsteile,  welche  ärarisches 
Eigentum  bilden  und  fitr  Heereszwecke  vollständig  entbehrlich  werden,  sind 
grundsätzlich  zur  Beschaffung  von  Ersatzobjekten  zu  veräußern.  Wenn  jedoch 
eine  solche  Ersatzbeschaffung  nicht  nötig  oder  die  Veräußerung  unstatthaft 
ist,  so  werden  die  Olyekte  an  die  Finanzverwaltung  des  betreffenden  Staats- 
gebietes tibergeben. 

§  64.   Die  Dnrchfnhrung  der  Militärneubanten. 

I.  Die  (irundlage  jeder  militärischen  BaufUhrung  bildet  der  genehmigte 
Spezialbauantrag.  Ein  solcher  kann  entweder  über  higheren  Auftrag 
verfaßt  oder  durch  dringende  Umstände  iz,  B.  Elemeutarereignisse )  ver- 
anlaßt werden.  Er  hat  eine  Darstellung  der  Veranlassung,  Notwendigkeit 
und  Zweckmäßigkeit  der  beabsichtigten  Bauführung,  ferner  eine  Darstellung 
der  technisch-konstruktiven  Details  sowie  die  Nachweisung  sämtlicher  Bau- 
erfordernisse, die  Vorbereitung  der  Behelfe  tllr  die  bezügliche  Sicherstell  ungs- 
verhandlung  und  für  die  Ausführung,  endlich  die  Feststellung  der  Kosten 
zu  enthalten. 

Zum  Zwecke  der  Verfassung  eines  Spezialantrages  sind  vor  allem  die 
bereits  erwähnten  kommissionellen  Vorerhebungen  zu  pflegen.  Das  Kom- 
missionsprotokoll ist  dem  Bauantrage  anzuschließen.  In  Ausnahmsfstllen, 
insbesondere  bei  Gefahr  im  Verzuge,  kann  eine  Bauführung  auch  in  Angritt* 
genommen  werden,  ohne  daß  ein  genehmigter  Spezialbauantrag  vorliegt. 

II.  Die  militärischen  Bauherstellungen  und  speziell  die  militärischen 
Neubauten  können  ausgeführt  werden: 

1.  In  eigener  Regie,  und  zwar  entweder  im  Taglohn  oder  durch 
Vergebung  au  Arbeiterpartien  im  We^e  mündlicher  Akkorde  bei  gleich- 
zeitiger Beschattung  der  notigen  Baumaterialien  durch  die  Militärbaubehörden. 

Zur  Ausführung  von  Bauten  in  eigener  Regie  ist  dauernd  ein  Bau- 
leiter an  Ort  xmd  Stelle  zu  verwenden.  Als  solcher  ist  bei  größeren  Bauten 
ein  (venieoffizier,  beziehungsweise  ein  Militärbauingenieur  oder  Militärbau- 
werkflihrer  zu  bestimmen.  Demselben  wird  1  Militärbaurechnungsbeamter, 
1  Militärbauwerkmeister  und  das  nötige  Aufsichtspersonal  zugewiesen.  Außer- 
dem ist  von  den  Militärbaubeh(>rden  für  die  rechtzeitige  Sicherstellung  der 
erforderlichen  Zivilarbeiter  und  Poliere  vorzusorgen.  Die  Beiziehung  von 
Militärarbeitern  in  größerer  Anzahl  und  mit  der  ausschließlichen  Bestimmung 
fttr  Bauzwecke  kann  nur  in  der  Form  eines  eigenen  Arbeitsdetachements 
mit  Genehmigung  der  Zentralverwaltungsstelle  stattfinden,  über  den  Trans- 
port, die  Verpflegung  und  dienstliche  Stellung,  das  Arbeitszeug  und  die 
Montursabnützungsgebühren  dieser  Militärarbeiter  werden  von  der  Territorial- 
l)ehörde  die  Verfügungen  getroffen  oder  es  wird  das  Erforderliche  von  der 
Militärbaubehörde  im  Einvernehmen  mit  dem  Kommandanten  des  Detache- 
ments  festgestellt.  Die  Einstellung  der  Arbeiter  geschieht  zu  den  der  Jahres- 
zeit und  den  Lokalverhältnissen  entsprechenden  Stunden  nach  dem  auf  Grund 
der  Arbeiterverzeichnisse  für  jeden'  Aufseher  oder  Polier  anzulegenden 
^Einstellungsroster^.  Sollte  eine  Forcierung  der  Arbeiten  geboten  sein,  so 
hat   der  Bauleiter   hievon   die   kompetente  Zivilbehörde   durch    die  Militär- 
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batibehörde,  in  auswärtigen  Orten  durch  das  Station»-,  beziehungsweise 
Festungs-  oder  Platzkomniando  oder  eventuell  selbständig  zu  verständigen, 
mit  den  Zivilarbeitern  den  erhöhten  Taglohn  zu  vereinbaren  und  anzuordnen, 
dali  in  den  Einstellungsrostern  der  entsprechende  Zuschlag  von  Viertel- 
oder halben  Tagwerken  eingetragen  werde.  Werden  Militärarbeiter  ver- 
wendet, so  ist  im  Falle  der  Forcierung  der  Arbeiten  das  Einvernehmen  mit 
dem  Kommandanten  des  Detachements  zu  pflegen.  Alle  leicht  zähl-  oder 
meßbaren  Erd-  und  Professionistenarbeiten  sollen  den  Zivilarbeiteru  tunlichst 
gegen  vereinbarte  Einheitspreise  im  Akkordwege  tiberlassen  werden.  Dagegen 
ist  es  nicht  gestattet,  mit  Militärarbeitem  Akkorde  zu  schließen. 

Täglich  vor-  und  nachmittags  nach  dem  Beginn  der  Arbeit  haben  die 
Aufsichtsorgane  die  Einstellungsroster  in  der  Baukanzlei  abzugeben,  wo- 
selbst die  Anzahl  der  Arbeiter  in  das  Arbeitsrapportl)uch  der  Kontrolle  wegen 
eingetragen  wird.  Gegen  Ende  der  Woche  (in  der  Kegel  Donnerstag^  sind 
die  Hoster  abzuschließen  und  aus  ihnen  die  Zahlungslistc  flUr  die  Zivil- 
arbeiter anzufertigen.  Die  Zahlungsliste  flir  die  Militä  rar  heiter  wird  abge- 
sondert verfaßt. 

Der  Bedarf  an  Bauutensilien  für  liegiebauten  wird  je  nach  üni- 
ständien  entweder  aus  den  vorhandenen  militärärarischen  Vorräten,  in  den 
Festungen  aus  den  „Bauhöfen"  gedeckt,  in  besonderen  Fällen  auch  bei 
Privaten  gemietet  oder  angekauft. 

Der  Bedarf  an  Baumaterialien  wird  in  der  Kegel  aus  nichtärarischen 
Bezugsquellen  auf  Grund  von  Verträgen  oder  bei  kleineren  Mengen  im  Wege 
der  freien  Beschaffung  sichergestellt.  In  besonderen  Fällen  werden  die 
Materialien  aus  ärarischen  oder  vom  Ärar  gepachteten  Regieanstalten  (Stein- 
brüchen, Ziegeleien)  gegen  Vergütung  der  Regiekosten  bezogen.  Werden  die 
Materialien  am  Bauobjekte  selbst  genommen  (z.  B.  bei  Aushebungen),  so 
sind  sie,  wenn  es  angeht,  zum  Baue  zu  verwenden. 

2. Durch  Vergebung  der  Arbeiten  an  dritte  Kontrahenten.  Hiel>ei 
kann  wiederum  entweder  Platz  greifen  eine  Vergebung  der  Arbeit  und 
Materialienbeschaffung  oder  auch  nur  der  Arbeit  an  Akkordanten  im 
AVege  schriftlicher  Offerte  und  Akkorde  oder  eine  Vergebung  der 
Arbeit,  und  zwar  in  der  Kegel  mit  Einschluß  der  Materialbeschaffung  an 
einen   oder   mehrere    Bauunternehmer  auf  Grund   von    Verträgen. 

Die  Sicherstellung  der  Baubedtirfnisse  bloß  durch  Vertragsstelle  ver- 
tretende Offerte  darf  nur  bei  Bauführungen  geringeren  Umfanges,  dann  bei 
Bauten,  für  welche  ihrer  Natur  nach  keine  weitläufigeren  Bedingungen  zu 
stellen  sind,  angewendet  werden.  Ausnahmsweise  darf  diese  Form  der  Ver- 
gebung auch  bei  größeren  Bauten  rticksichtlich  einzelner  beim  Vertrags- 
abschluß nicht  berücksichtigter  oder  aus  besonderen  Gründen  ausgeschlos- 
sener Leistungen  zur  Anwendung  kommen.  Der  Unternehmer  ist  in  derartigen 
Fällen  schon  mit  der  (.Überreichung  der  Offerte  gebunden,  für  die  Militär- 
verwaltung hingegen  tritt  die  Gebundenheit  erst  durch  die  höhere  Geneh- 
migung ein.  In  dringenden  Fällen  und  bei  verhältnismäßig  geringem  Kosten- 
betrage können  derartige  Offertverhandlungen  bezüglich  einzelner  Leistungen 
auch  bei  großen  Bauten  ohne  höhere  Einflußnahme  im  Bauprotokolle  endgültig 
durchgeführt  werden, 

Sicherstellungen  durch  Verträge  haben  stets  auf  (irund  schriftlicher 
Offerte  zu  geschehen.  Hiebei  können  sehr  verschiedene  Modalitäten  der 
Vergebung  Platz  greifen,  wie  die  Vergebung  sämtlicher  Bauarbeiten  und 
Lieferungen    an   einen  einzigen  Unternehmer,   die  gruppenweise  Vergebung 
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der  Arbeiten  oder  Lieferungen  an  verschiedene  Unternehmer,  die  Vergebung 
nach  Einheitspreisen  oder  nach  den  Gesamtkosten,  beziehungsweise  nach 
Pauschalbeträgen,  und  zwar  entweder  durch  eine  möglichst  weite  (^unbe- 
schrilnkte,  allgemeine)  oder  eine  beschränkte  Konkurrenz,  endlich  Abschluß 
mit  bestimmten  Unternehmern  ohne  Konkurrenz.  Bei  allen  diesen  Formen 
der  Vergebung  werden  in  der  Regel  die  Vertragsbedingungen  seitens  der 
ililitärverwaltung  im  vorhinein  festgestellt  und  die  Offerenten  können  nicht 
Abänderungen  oder  Gegenbedingungen  beantragen. 

Bei  geringeren  Bauherstellungen  oder  Anschaffungen  (mit  einem  Gesamt- 
gelderfordernisse von  nicht  mehr  als  10.000  Kronen)  ist  der  Militärbaubehörde 
die  freie  Beschaffung  sämtlicher  Baubedürfnisse  mit  Zustimmung  des  Genie- 
oder Militärbaudirektors,  daher  auch  die  Wahl  der  Sicherstellungsmodalität 
auheimgestellt,  jedoch  soll  die  Vergebung,  wenn  es  tunlich  ist,  immer  im 
Konkurrenzwege  geschehen.  In  solchen  Fällen  freier  Beschaffung  ist  der 
Abschhiß  fiirmlicher  Verträge  entbehrlich  und  es  genügt  der  Abschluß  schrift- 
licher Akkorde,  welche  keiner  höheren  Genehmigung  oder  Ratifikation 
unterliegen.  Hingegen  wird  bei  größeren  Bauherstellungen  oder  Anschaffungen 
(mit  einem  Gesamtgelderfordernisse  von  mehr  als  10.000  Kronen  bis  zu 
2.'>.000  Kronen)  die  Konkurrenzmodalität  von  der  Territorialbehörde  bestimmt 
und  dieser  steht  auch  die  Entscheidung  über  das  Ergebnis  der  Verhandlung 
zu.  Doch  hat  die  Territorialbehörde  nicht  das  Recht,  die  Arbeiten  ohne  vor- 
herige Konkurrenzverhandlung  hintanzugeben.  Bei  noch  größeren  Bauher- 
stellungen endlich  (mit  einem  Gesamtgelderfordemisse  von  mehr  als  25.000 
Kronen )  ist  die  Anordnung  der  Konkurrenzmodalität  der  Zentral  Verwaltungsstelle 
vorbehalten.  Die  Entscheidung  über  das  Ergebnis  der  Verhandlung  trifft 
auch  in  diesem  Falle  die  Territorialbehörde  und  nur  bezüglich  der  größten 
Bauten  \\n\  Kostenbetrage  von  mehr  als  50.000  Kronen)  die  Zentralverwal- 
tungsstelle. 

Von  einer  allgemeinen  Konkurrenz  kann  auch  bei  größeren  Bauten 
(im  Kostenbetrage  von  mehr  als  10.000  Kronen  i  unter  Umständen  abgesehen 
werden.  Als  Prinzip  hat  nämlich  zu  gelten,  daß  zwar  in  der  Regel  durch 
eine  möglichst  weite  Konkurrenz  die  größte  Herabminderung  der  Kosten- 
voranschlagssumme anzustreben  ist,  daß  aber  unter  ungünstigen  Erwerbs- 
Verhältnissen,  in  technisch  schwierigen  Fällen,  bei  Kunstleistungen  oder 
endlich,  wenn  ein  gedeihliches  tlrgebnis  nur  durch  bedeutende  Geldkräfte 
erzielt  werden  kann,  eine  auf  renomierte  Firmen  beschränkte  Konkurrenz 
vorzuziehen  ist  und  der  größere  Vorteil  nicht  in  momentanen  Ersparungen 
an  der  Bausumme,  sondern  vielmehr  in  der  Herstellung  vollständig  entspre- 
chender und  dauerhafter  Bauwerke  liegt. 

Die  Sicherstellungsverhandlung  ist  eine  kommissionelle  und  findet  unter 
der  Leitung  des  Geniedirektora,  beziehungsweise  des  Militärbaudirektors  statt. 
Bei  größeren  Bauten  i  im  Betrage  von  mehr  als  25,000  Kronen)  ist  auch  ein 
Intendantursbeamter  und  ein  Vertreter  der  Finanzprokuratur  beizuziehen.  Für 
die  Vertragsbedingungen  ist  ein  festes  Schema  vorgeschrieben,  das  den  Er- 
steher mehrfach  in  unbilliger  Weise  belastet.^***) 

111.  Bei  allen  Bauführüngen  größerer  Art  ist  für  die  Ermittlung  einer 
Baukanzlei,  beziehungsweise  für  die  Errichtung  einer  Bauhütte  und, 
wenn  ausgedehnte  Regiearbeiten  beabsichtigt  sind,   für  die  Herstellung  von 

•^*)  Beilage  61  der  Baudienstvorschriften  I.  T.  (Allji^enicine  Bedingnisse). 
SiVli  oben  §  37  VIII. 
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rnterkunftsbaracken  für  die  Militär-  oder  Zivilarbeiter  vorzusorgen.  Über  jeden 
Ban  ist  ein  Banprotokoll  %n  führen,  nnd  zwar  abgesondert  für  Regie-  und 
für  sonstige  Baaten.  Dasselbe  soll  einerseits  den  Baufortschritt  darstelliMi, 
andererseits  eine  verläßliche  Ergänzung  der  zur  Herstellung  des  Ahrechnunp«- 
elaborates  erforderlichen  Belege  bilden.  Es  hat  demnach  alle  für  die  Zu- 
sammenstellung und  Prüfung  dieser  Elemente  wichtigen  Tatsachen.  Ver- 
einbarungen und  Daten  zu  enthalten,  welche  weder  aus  den  abgeschlossenen 
Bauverträgen  noch  aus  anderen  Baubehelfen  entnommen  werden  können, 
femer  alle  auf  den  Beginn  und  Betrieb  sowie  auf  die  Vollendung  den 
Baues  Einfluß  nehmenden  Tatsachen,  endlich  bei  einem  Wechsel  des  Bau- 
leiters oder  des  Militärbaurechnungsbeamten  die  Angabe  über  die  richtige 
Übergabe  und  Übernahme  der  (Tcschäfte. 

IV.  Nach  Abschluß  des  Baues  hat  die  KoUaudierung  zu  dem 
Zwecke  stattzufinden,  damit  konstatiert  werden  kr>nne,  ob  der  Bau  dureh 
den  Bauleiter  fach-  und  vertragsgemäß  durchgeflihrt  worden  ist  und  oh 
alle  durch  Kontrahenten  bewirkten  Leistungen  hinsichtlich  der  Quantität 
und  Qualität  den  vereinbarten  Anforderungen  entsprechen.  Erst  bei  anstands- 
los vollzogener  KoUaudierung  werden  die  Objekte  detinitiv  ilir  Kechnun^' 
des  Militärärars  übernommen.  Bei  größeren  Bauten  wird  vom  Station«-, 
beziehungsweise  vom  Festungs-  oder  Platzkommando  eine  Besichtigung  des 
Objektes  durch  eine  militärische  Kommission  veranlaßt,  bei  Bauherstellungeu 
von  geringerer  Wichtigkeit  an  bestehenden  Objekten  aller  wird  die  Kol- 
laudierung  bloß  unter  Beiziehung  der  betreffenden  Administrationskommission, 
beziehungsweise  des  Hauskommandanten  "'^M  abgehalten.  Im  Unternehmungs- 
wege hergestellte  Bauten  sind  nach  Ablauf  der  festgesetzten  Haftzeit  zu 
superkollaudieren. 

§  05«  Die  Administration  der  in  der  BenütEungr  der  Heeresverwaltung  »teilenden 

Liegensohaften. 

I.  Nach  dem  Grundsatze  der  Selbstbewirtschaftung  wird  die  Ad- 
ministration der  in  der  Benützung  der  Heeresverwaltung  stehen- 
den Liegenschaften  unter  Einflußnahme  der  Militärbaubehörden  von  den 
die  Objekte  benützenden  Truppenkr)rpem  und  Heeresanstalten  gegen  Oe- 
währung  von  Pauschalien  besorgt.  Zu  dem  Ende  ist  bei  Zuweisung  der 
Unterkünfte  von  den  Stations-,  beziehungsweise  Festungs-  und  Platzkommandeu 
darauf  zu  sehen,  daß  Abteilungen  oder  Personen  desselben  Truppenköq)ers, 
soweit  dies  die  Verhältnisse  gestatten,  ganze  Objekte  zugewiesen  erhalten 
und  nur  die  ü))erschüssigen  Lokalitäten  zur  Unterbringung  der  Abteilungen 
oder  Personen  anderer  Truppenkörper  verwendet  werden. 

Die  Bauobjekte  werden  dementsprechend  in  Objektsgruppen  nach 
folgenden  Grundsätzen  zusammengefalk: 

1.  Alle  Objekte,  welche  von  derselben  Militärbehörde  oder  Heeres- 
anstalt und  deren  Filialen  benützt  werden,  sind  in  eine  Objektsgruppe 
zusammenzufassen,  wenn  in  den  Filialstationen  nicht  die  Möglichkeit  zur 
Bildung  eigener  Administrationskommissionen  besteht; 

2.  in  jeder  Garnison  sollen  die  von  einem  selbständigen  Truppenkr>ri>er 
benützten  (Jbjekte  samt  Akzessorien  in  eine  Gruppe  vereinigt  werden; 

S.  große  Kasernen,  welche  von  mehreren  selbständigen  Tmppenkörpern 
belegt    sind,   können    in    mehrere    Einheiten  geteilt  werden,    wenn  dies  aus 

••^    Ver^-l.  §  6ö  IL 
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besonderen  Gründen  vorteilhaft  erscheint  und  wenn  die  Dislokation  dem 
(Irnndsatze  der  öelbstbewirtschaftung  im  einzelnen  Gebäudeteile  angepaßt 
werden  kann; 

4.  die  Ganiisonsübungsanstalten  sind  entweder  vereint  oder  ^eti^ilt 
den  für  die  Truppenunterkunftsobjekte  bestellten  Administrationskommis- 
sionen  anzugliedern  oder  es  sind  für  diese  Anstalten  eigene  Administrations- 
kommissionen aufzustellen: 

5.  Objekte  endlich,  welche  weder  einer  Truppe  noch  einer  Heeres- 
anstalt zur  speziellen  Benützung  zugewiesen  sind  und  zu  diesen  in  keiner 
Beziehung  stehen,  werden  unmittelbar  von  den  Militärbaubehi^rden  admini- 
striert, während  die  Bewachung  und  Beaufsichtigung  derselben  den  Staticms- 
kommanden  obliegt. 

II.  Mit  der  Verwaltung  der  Militärbaulichkeiten  ist  entweder  das  be- 
treffende Kommando  (der  Hauskommandant)  betraut  oder  es  werden, 
wenn  der  zur  Bestreitung  der  laufenden  Instandhaltungsauslagen  liestimmte 
Betrag  eine  gewisse  Summe  (1200  Kronen )  übersteigt,  hiet\lr  eigene  Admini- 
strationskommissionen bestellt.  Diese  Kommissionen  bestehen  aus  8  Mit- 
gliedern. Das  ranghrichste  Mitglied  fungiert  als  Präses  und  bestimmt  eines 
der  beiden  anderen  Mitglieder  zum  Administrator,  welcher  die  eigent- 
lichen Geschäfte  besorgt.  Bei  den  höhereu  Kommandeu  versehen  die 
Kanzleidirektionen  und  bei  den  Truppen  und  Heeresanstalten  die  Verwal- 
tungskommissionen den  Administrationsdienst.  Wo  keine  Verwaltungskom- 
raission  besteht,  ist  die  Administrationskommission  aus  anderen  Offizieren, 
beziehungsweise  Beamten  der  das  Objekt  benützenden  Truppe  oder  Heeres- 
anstalt zusammenzusetzen.  Bei  Geniedirektionen  von  größerem  Umfange 
sollen  Genieoffiziere  als  Administratoren  der  in  den  Verteidigungsbezirken 
l)efindlichen  fortifikatorischen  Objekte  fungieren.  Jenen  Administrations- 
kommissionen, deren  Geschäftsumfang  ein  bedeutender  ist,  beziehungsweise 
deren  jährliches  Instandhaltungspauschale  den  Betrag  von  10.000  Kronen 
übersteigt,  kann  von  der  Territorialbehörde  ein  ständiger  Administrator  aus 
dem  Stanide  der  Militärbaubehörde  zugeteilt  werden.  Jeder  Administrations- 
kommission und  jedem  Hauskommandanten,  welcher  die  Administrations- 
geschäfte besorgt,  ist  von  der  Militärbaubehörde  ein  technischer  Beirat 
zur  Beratung  in  technischen  Fragen  zu  nominieren. 

III.  Die  Administrationsgeschäfte  umfassen  die  Evidenzhaltung 
der  Objekte  und  der  damit  verbundenen  Rechte,  die  Instandhaltung  der 
Objekte,  die  Führung  der  damit  im  Zusammenhang  stehenden  Rechtsgeschäfte, 
endlich  die  Maßregeln  fUr  Reinlichkeit  und  Sicherheit  sowie  die  Beobachtung 
der  Sanitäts-  und  Baupolizeivorschriften. 

Zum  Zwecke  der  Evidenzhaltung  ist  die  Anlage  eines  Objektbuches 
vorgeschrieben. 

Jedes  von  gemeinsamen  Heeresbehörden,  Truppen  oder  Heeresanstalten 
benützte  Immobile,  durch  dessen  Enverbung  das  Eigentum  des  Staates  ver- 
mehrt wird,  ist  nach  den  bestehenden  Vorschriften  ^•^•')  in  den  im  Reichs- 
rate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  als  „Eigentum  des  k.  k.  Ärars ^ 
mit  einem  die  Widmung  der  Realität  für  militärische  Zwecke  ausdrückenden 
Beisatze  und  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  als  „Eigentum  des 
königlich  ungarischen  Ärars  in  Benützung  und  Verwaltung  der  k.  und  k. 
gemeinsamen  Kriegsverwaltung"  einzutragen. 

93«)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  12.  November  1894,  Abt.  8,  Nr.  4047,  N.-V.-Bl.  Nr.  201. 
Vergl.  hierüber  §  142  II. 
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Zur  Bestreitung  der  Auslagen  für  die  laufende  Verwaltung  werden 
Administrationspauschalien,  und  zwar  getrennt  für  die  versehiedeneu 
lustandhaltungsmaßnahmen  (laufende  Instandhaltung  der  (vebäude,  Instand- 
haltung und  £rsatz  der  beweglichen  Einrichtungsstücke  und  Geräte  u.  s.  w.» 
gewährt. 

Der  Administrationskommission  steht  es  frei,  die  laufenden  Bauher- 
stellungen entweder  durch  hiezu  selbst  gewählte  Unternehmer  ( Akkordanteu  i 
aus  dem  Zivilstande  bewirken  zu  lassen  oder  in  eigener  Regie  durchzu- 
führen. Wo  es  die  Lokalverhältnisse  gestatten,  kann  die  Kommission  im 
Einvernehmen  mit  der  Militärbaubehörde  die  gesamte  bauliche  Instand- 
haltung der  Objekte  auch  an  einen  Unternehmer  auf  mehrere  Jahre  gegen 
ein  fixes  Jahrespauschale  hintangeben.  Zu  den  Herstellungen  in  eigener 
Regie  sind  Militärarbeiter  und,  wenn  solche  nicht  beigestellt  werden  können. 
Zivilarbeiter  zu  verwenden.  Für  besondere  Bauherstellungen  sind  Hpezial- 
bauanträge  erforderlich. 

In  analoger  Weise  ist  rücksichtlich  der  übrigen  laufenden  Instand- 
haltungsarbeiten vorzugehen.  Zu  den  gewöhnlichen  Reinigungsarbeiten  in 
Truppenunterkünften  und  nach  Tunlichkeit  auch  in  anderen  Bauobjekten 
sind  Mannschaftspersonen  zu  verwenden. 

Die  mit  Militärbaulichkeiten  verbundenen  Nutzungen  sind,  wenn  sie 
nicht  in  eigener  Regie  vorteilhafter  verwertet  werden  können  und  wenn  es 
die  militärdienstlichen  und  fortifikatorischen  Rücksichten  gestatten,  in  der 
Regel  im  Wege  der  Konkurrenz  zu  verpachten.  Ist  dies  aus  den  gedachten 
Gründen  nicht  zulässig,  so  können  die  betreffenden  nutzbaren  Grundstücke 
zur  pachtweisen  Benützung  an  hierauf  reflektierende  Militärpersonen  gegen 
einen  angemessenen  Zins,  welcher  die  auf  dem  Grundstück  haftende  Steuer 
übersteigen  soll,  tiberlassen  werden.  Unentgeltliche  Überlassung  ist  nur 
ausnahmsweise  statthaft.  In  festen  Plätzen  ist  die  Einräumung  von  Be- 
nützungsrechten an  fremde  Personen  nur  in  prekaristischer  Weise  (als  Bitt- 
leihen) nach  §  479  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  ohne  bücher- 
liche Sicherstellung  auf  dem  ärarischen  Immobile  zulässig.®^^)  Eine  solche 
Einräumung  kann  jederzeit  ohne  Entschädigungsverbindlichkeit  zurück- 
gezogen werden  und  der  Prekarist  muß  sich  verpflichten,  dem  MilitärHrare 
Schadenersatz  zu  leisten,  wenn  vor  oder  nach  Erlöschung  des  Bittleihens 
andere  Personen  gleichfalls  das  Objekt  benützen,  beziehungsweise  Rechte 
oder  den  Besitz  solcher  Rechte  gegen  das  Militärärar  geltend  machen  und 
dieses  unterliegen  sollte. 

IV.  Abschnitt. 

Das  militärische  Kommanikatiouswesen. 

I  (lO.  Die  Beistelliing  von  lYegrweisem  nnd  Boten  bei  Truppen mftrschen. 

Die  Beistellung  von  Wegweisern  und  Boten  bei  Truppeti- 
niärschen  ist  im  Friedenszustande  als  Militärlast  von  den  Gemeinden  gegen 
eine  Vergütung  von  selten  des  Militärärars  im  Betrage  von  10  Hellern  flir 
jeden  Kilometer  des  Hin-  und  Rückweges  zu  besorgen.^^"*  i 

•2')  Über  die  privatreclitliche  Natur  dieser  Benutzungsrechte  de»  Militarärars  vergrl. 
l-ayer,  a.  a.  0.,  S.  644.  —  ö:jS)  jt  .(^j  §  :^^  j)i(»j.j.  Bestiuimun^  hat  an  sich  nichts  mit 
d»'r  Ein(iuartierung8hi8t  zu  tun,  sondern  ist  vielmehr  selbständiger  Natur. 
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8  07.  Das  mlllturische  Yorspannweseii.''^^) 

I.  Militärischer  Vorspann  ist  die  von  den  Besitzern  der  Zug-  und 
Lasttiere  auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Militärlasten 
im  militärischen  Interesse  durch  Beistellung  der  erforderlichen  Tiere  und 
landesüblichen  Fuhrwerke  gegen  angemessene  Vergütung  zu  bewerkstelligende 
Beftirderung  von  Heerespersonen  oder  sonst  zur  Armee  gehörigen  Personen 
und  militärischen  Gütern. 

II.  Uie  gesetzliche  Grundlage  für  diese  militärische  Last  bilden 
in  den  meisten  österreichischen  Ländern  derzeit  zum  Teile  noch 
immer  das  Reglement  der  Kaiserin  Maria  Theresia  vom  13.  Juli  1748 
und  das  Vorspannregulativ  Josefs  ü.  vom  21.  August  1782.  Für  Galizien 
ertioß  das  noch  jetzt  gültige  Vorspannormale  vom  25.  November  1784,  das 
bald  nachher  auch  auf  die  Bukowina  ausgedehnt  worden  ist,  und  in  Ungarn 
der  Gesetzartikel  IX  vom  Jahre  1844,  der  indes  nach  dem  Jahre  1849  von 
der  Zentralregierung  nicht  anerkannt  und  durch  neue  Vorschriften  (in  Ungarn 
im  Jahre  1850,  in  Siebenbürgen  und  Kroatien-Slavonien  im  Jahre  1856, 
])eziehung8weise  1855 )  ersetzt  wurde.  Außerdem  sind  sehr  zahlreiche  Nach- 
tragsnormen *^*'*)  und  in  den  einzelnen  Ländern  auch  besondere  Instruktionen 
zur  Besorgung  der  Vorspanngeschäfte  erlassen  worden.*^*)  In  Bosnien 
und  der  Herzegowina  ist  bis  jetzt  eine  Kegelung  des  Vorspannwesens 
nicht  erfolgt  und  besteht  keine  Verpflichtung  zur  Vorspannleistung.'^^*) 

ni.  Anspruch  auf  Vorspann  kann  erhoben  werden  für  Heeres- 
personen bei  Dienstreisen,  bei  Märschen  und  in  ähnlichen  Fällen,  für  den 
Transport  von  Kranken,  Arrestanten,  Kriegsgefangenen  und  Geiseln,  ferner 
für  die  politischen  Behörden  zum  Zwecke  der  Vorführung  der  vor  die  Über- 
prüfungskommissionen gewiesenen  Stellungspflichtigen,  endlich  für  den 
Transport  von  Monturen,  Vorräten  und  anderen  militärischen  Gütern  im 
Frieden  und  im  Kriege. 

IV.  Die  Verpflichtung  zur  Vorspannleistung  lastete  nach  den 
älteren  Normen  auf  sämtlichen  Realitäten,  welche  zu  ihrer  Bewirtschaftung 
Zug-  oder  Lastvieh  nötig  hatten,  doch  waren  die  obrigkeitlichen  Gründe 
hievon  befreit.  Gegenwärtig  triffst  nach  Aufhebung  dieser  Standesvorrechte  ^*') 
die  Verpflichtung  zur  Vorspannleistung  alle  Staatsbewohner,  welche  sich  im 
Besitze  von  Zug-  und  Lasttieren  befinden,  soferne  sie  nicht  durch  spezielle 
Normen  davon  befreit  sind.  Eine  solche  Befreiung  genießen  insbesondere  die 
Postmeister  rücl^sichtlieh  jener  Pferde,  welche  sie  des  Postdienstes  wegen 
zu  halten  verpflichtet  sind,  dagegen  nicht  bezüglich  jener  Pferde,  welche  sie 
zum  eigenen  Gebrauche  oder  zum  Wirtschafts-  und  anderweitigen  Geschäfts- 
betriebe halten.  ^^^)  Dieser  Verpflichtung  zur  Vorspannleistung  entspricht  aber 
auch  das  Recht  der  einzelnen  Staatsbewohner,  bei  der  Anforderung  der 
Vorspannleistung,  wenn  sie  die  Reihe  trifl*t,  nicht  übergangen  zu  werden. 
Jedem  Vorspannleister   ist   es   ohne   besondere  Genehmigung   gestattet,  den 

•'^;  Stubenraucli,  Handbuch  der  politischen  Verwaltun^skunde  IL  Bd.  (1861), 
8.  S02ff;  Mayrhofer,  a.a.O.,  VIL  Bd.,  S.  6cS5  ff.  Vergl.  auch  den  Artikel  „Vorspann" 
im  i).  St.-W.,  11.  Bd.,  S.  1529  ff.  —  ^*^)  Dieselben  sind  nunmehr  aufgezählt  bei  Mayr- 
hoter,  a.  a.  0.,  VII.  Bd.,  S.  688ft*.  —  ^^)  Dieselben  sind  angegeben  bei  Mayrhofer, 
».  a.  0.,  S.  711  ff*.  —  ö*2)  G.-V.  1.  T.  Durchführungsbestimmungen  zu  den  §§  63,  68,  69,  72 
und  76  lit.  e).  —  »«)  Erl.  des  M.  d.  I.  vom  15.  Jänner  1849,  R.-G.-Bl.  Ergänzungsband 
Nr.  88.  —  04*j  Erl.  des  M.  d.  I.  vom  21.  Oktober  1849,  R.-G.-Bl.  Nr.  7.  Vergl.  Mayr- 
liofer,  a.  a.  0.,  Vll.  Bd.,  S.  694  Anmerkung  1. 
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von  ihm  zu  verrichtenden  Vorspann  jederzeit  durch  eine  andere  rer8t)n 
besorgen  zu  lassen. 

Zum  Zwecke  einer  gleichmäßigen  Aufteilung  der  Vorspannlast  sind 
die  einzelnen  Lander  in  Marschkonkurrenzbezirke  geteilt  und  in  diesen 
wiederum  eigene  Marschstationen  ausgemittelt,  so  daß  den  Bewohnern 
eines  Konkurrenzbezirkes  die  Verpflichtung  zur  Vorspannleistung  je  ftir  eine 
bestimmte  Station  obliegt  Die  Leistung  erfolgt  entweder  in  natura  oder  die 
Vorspannfuhren  ktonen  auch  von  ganzen  Gemeinden  oder  Bezirken  durch 
Verpachtung  sichergestellt  werden.  Ergibt  sich  aber  ein  über  die  so  sicher- 
gestellte Gespannzahl  hinausgehender  Bedarf,  so  kann  die  Naturalleistung 
nach  den  bestehenden  Vorschriften  gefordert  werden. 

Die  Art  der  Leistung  ist  durch  spezielle  Normen  näher  geregelt; 
dieselben  bestimmen  namentlich  die  Beschatfenheit  der  Wagen  und  IHere, 
die  Griiße  der  aufzunehmenden  Last  und  die  einzuhaltende  Schnelligkeit.  Nur 
landesübliche  Fuhrwerke  können  gefordert  werden.  Die  Leistung  einspänniger 
Wagen  (Viertel wagen)  darf  im  allgemeinen  nur  in  jenen  Gegenden  statt- 
finden, wo  die  Wirtschaftsbesitzer  und  Pferdehälter  auf  ein  einspänniges 
Fuhrwerk  eingerichtet  sind.  Umgekehrt  darf  den  Vorspannleistern  iu 
(regenden,  wo  dieselben  gewi^hnlich  nur  auf  zweispännige  Fuhrwerke  ein- 
gerichtet sind,  die  Stellung  von  Viertehvagen  oder  die  Bezahlung  einspän- 
niger Fuhren  nicht  zugemutet  werden. 

Der  Vorspannleister  hat  in  der  Regel  nur  bis  zur  nächsten  Marsch- 
station zu  fahren  und  ist  dort  sogleich  zu  entlassen.  Nur  in  außerordentlichen 
Fällen  darf  eine  Überschreitung  des  Stationswechsels  stattfinden  und  dann 
soll  wegen  der  Verpflegung  der  Pferde  und  Knechte  sowie  wegen  Entschädigung 
des  Vorspannleisters  die  Verhandlung  durch  die  politische  Behörde  voraus- 
gehen oder  nachfolgen. 

V.  Die  Vorspanngeschäfte  versehen  die  politischen  Behörden 
und  die  Gemeinden  (in  Österreich  im  übertragenen  Wirkungskreise i.  Den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  obliegt  die  Verteilung  der  Vor- 
spannanforderungen an  die  jeder  Marschstatiou  zugewiesenen  Gemeinden 
sowie  die  Vergütung  und  Verrechnung  dieser  Anforderungen.  Sie  haben 
femer  Einfluß  zu  nehmen  auf  die  Bildung  und  Abänderung  der  Marsch - 
konkurrenzbezirke  und  die  Feststellung  der  Marschstationen,  die  Evidenz- 
haltung der  Vorspannpflichtigeu  und  der  verfügbaren  Pferde  zu  besorgen, 
endlich  die  Beistellung  der  Kondukteure  zu  veranlassen.  Aufgabe  der  letzteren 
ist  es,  bei  größeren  Transporten  die  Vorspannleister  zu  beaufsichtigen,  die 
genaue  Bezahlung  des  Fuhrlohnes  zu  bewirken  und  etwaige  Anstände 
auszutragen.  Die  unmittelbare  Besorgung  der  Vorspanngeschäfte  aber,  also 
insbesondere  die  Verteilung  des  beizustellenden  Vorspannes  und  der  Vor- 
spanngelder an  die  Vorspannleister  kommt  den  (renicindevorstehcrn  und 
den  Vorspannkommissären  zu.  Solche  Vorspannkommissäre  iMarsch- 
deputierte)  werden  in  den  wichtigeren  Marschstationen,  wo  sich  politische 
Behörden  befinden,  bestellt.  In  welchen  Stationen  solche  Organe  auf  Staats- 
kosten zu  bestellen  sind,  bestimmt  der  Landesverteidigungsminister. 

VI.  Die  Anforderung  des  Militärvorspanncs  hat  auf  (»rund  von 
Marschrouten  zu  geschehen,  welche  in  ihrem  ersten  Teile  die  Angabe  des 
Auftrages,  des  Truppenstandes  und  des  Zweckes  der  Reise,  in  ihrem  zweiten 
Teile  aber  die  Bezeichnung  der  Reiseroute,  der  Beförderungsmittel  sowie  die 
Angabe  der  Entfernung  von  Station  zu  Station  zu  enthalten  hat  Der  erste 
Feil   ist   von   dem   betreffenden  Militärkommando,  der  zweite  Teil  von  den 
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verschiedeneu  Militärverwaltiingsbehorden  (Verwaltungskommissionenj,  Inten- 
daazen  u.  s.  w.,  im  Notfälle  auch  vom  Stationskommando  auszufertigen. 

Der  Vorspann  ist  stets  bei  der  politischen  Behörde  oder  der  Gemeinde- 
obrigkeit, nicht  aber  beim  einzelnen  Vorspannleister  anzusprechen.  Er  mufl 
nach  einer  bestimmten  Marschstation  gefordert  werden;  nur  mit  offenen 
Befehlen  versehene  Offiziere,  welche  in  Sachen  der  Landesaufnahme  reisen, 
und  unter  gewissen  ^'oraussetzungen  auch  die  marschierenden  Truppen 
ki'mnen  Vorspann  auf  ganze  oder  halbe  Tage  ansprechen. 

VII.  Die  Vergütung  für  den  Vorspann  ist  an  dem  Orte,  wo  derselbe 
angefordert  wird,  zu  bezahlen.  Die  Bezahlung  soll  stets  sofort  und  im  Frieden 
regelmäßig  bar  erfolgen.  Sie  richtet  sich  nach  der  Länge  des  vom  Vorspann- 
loister  zurückzulegenden  Weges,  die  nach  den  Marschroutenkarten  und 
nritigenfalls  nach  den  Zertifikaten  der  politischen  Behörden  zu  l)eurteilen 
ist.  Die  Vergütungs betrage  belasten,  je  nachdem  es  sich  um  Truppen  und 
Güter  des  gemeinsamen  Heeres  oder  der  beiden  Landwehren  handelt,  den 
gemeinsamen  Heeresetat,  beziehungsweise  den  betreffenden  Landwehretat, 
doch  finden  in  den  meisten  österreichischen  Ländern***^*)  Aufzahlungen  aus 
den  Landesmitteln  statt,  die  ähnlich  wie  die  Bequartierungsvergütungen  vor- 
schuliweise  zugleich  mit  den  Staatsbeiträgen  ausgelegt  wenlen.  In  Böhmen, 
wo  die  Verpachtung  des  Vorspannes  auf  Grund  älterer  Normen -'^^'j  zu 
Recht  besteht,  partizipieren  auch  die  Bezirksfonds.  Für  den  Rückweg  wird 
keine  Vergütung  gewährt.  Wohl  aber  hat  der  zur  gehörigen  Zeit  bereit 
gewesene  Vorspannleister,  wenn  er  länger  warten  mußte,  Anspruch  auf  ein 
Wartgeld,  welches  vom  Vorspannehmer,  durch  dessen  Schuld  er  aufgehalten 
wurde,  aus  dessen  eigenen  Mitteln  zu  zahlen  ist.  Unbefugt  genommener 
Vorspann  verpflichtet  den  Abnehmer  zum  Ersätze  des  postmäßigen  Fuhrlohnes. 

Für  die  beim  Vorspann  beschädigten  oder  zu  Grunde  gegangenen 
Tiere  wird,  wenn  nicht  in  den  speziellen  Vorschriften  des  betreffenden  Landes 
eine  entgegengesetzte  Bestimmung  enthalten  ist,  keine  Entschädigung  gewährt. 
Ein  etwaiger  Schadensersatzansprnch  muß  gleich  nach  Eintritt  des  Verlustes 
oder  binnen  der  vorgeschriebenen  kurzen  Fallfrist  geltend  gemacht  und 
durch  ein  Zeugnis  des  \'orspannehmers  sowie  des  Marschkommissariates 
bewiesen  werden. 

VIII.  Vorspannleistungen  genießen  Mautbefreiung^*' )  und  die  Quit- 
tungen über  die  empfangenen  Vergütungen  Gebührenfreiheit. ^^^) 

IX.  Gegen  säumige  Vorspannleister  ist  im  Wege  der  politischen 
Exekution  durch  Aufl)ringung  von  Ersatzfuhren  und  mit  Verhängung  von 
Strafen  vorzugehen,  von  den  Pächtern  aber  die  kontraktmäßig  bestellte 
Pönalleistnng  einzubringen. 

Das  Vorspann wesen  gibt  in  seiner  überkommenen  Einrichtung  zu  so  zahlreichen 
Beschwerden  AnlaÜ,  daß  dessen  Reform  in  nächster  Zeit  zuversichtlich  gewärtigt  werden 
iimü.  Von  militärischer  Seite  wird  namentlich  hervorgehoben,  daß  die  geltenden  Normen 
die  Von<pannlei8ter  nur  zur  Beistellung  der  Fuhrwerke  von  Station  zu  Station  ver- 
pflichten, während   der   unter  den    modernen  Verhältnissen,  insbesondere   bei   größeren 

"**)  Mil  Ausnahme  von  Galizien  und  der  Bukowina.  —  **^)  Es  sind  dies  jene 
Nonnen,  welche  die  finanziellen  Lasten  der  im  Jahre  1852  gegründeten  Landesfonds 
regelten.  —  *'"j  Ö.  G.  vom  26.  August  1891,  R.-G.-Bl.  Nr.  140,  §  17  Punkt  12,  u.  G.-A  1 
ex  1890  §  99  Punkt  4.  In  Österreich  bestehen  seit  dem  1.  Jänner  1903,  gemäß  dem  G.  vom 
10.  Juli  1902,  R.-G.-B1.  Nr.  152,  keine  ärarischen  Mauten  mehr.  Vergl.  S.  185.  —  o«)  Ge- 
bührengesetz vom  9.  Februar  1850,  R.-G.-Bl.  Nr.  50,  T.  P.  48  lit.  g). 
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TrappentibuDgen  schwer  zu  entbehrende  Vorspann  nach  der  Zeit  darin  fast  gar  nicht 
berticksichtigt  ist.  Man  verkennt  auch  militärischerseits  nicht,  daß  die  Pflicht  zur  Vor- 
spannleistung derzeit  auf  einem  kleinen  und  nicht  gerade  auf  dem  wohlhabenden  Teile 
der  Landbevölkerung  lastet,  die  Verteilung  dieser  Last  somit  durchaus  nicht  den  modernon 
Grundsätzen  der  gleichmäliigen  Heranziehung  aller  Staatsbewohner  entspricht.  Da  die 
vom  Militürärar  gewährten  Vergiltungen  sehr  gering  sind  (6  Heller  pro  Pferd  und  Kilo- 
meter), so  erhalten  die  Vorspannleister  trotz  der  Landesbeiträge  mit  Rücksicht  auf  die 
Höhe  der  üblichen  Fubrpreise  keine  ausreichende  Entschädigung,  zumal  die  Vorspann- 
leister  bis  zum  Stationsorte  und  von  diesem  zurück  unentgeltlich  fahren  müssen.  Dazu 
kommt,  daß  die  Vorspannlast  seit  der  Erbauung  der  Eisenbahnen,  wodurch  ganze  Haupt- 
niarschrouten  beseitigt  wurden,  und  infolge  der  Veränderungen  in  der  Dislokation  der 
Truppen  die  verschiedenen  Gebiete  außerordentlich  ungleichmäßig  trifft.  Für  den  Kriegs- 
fall sind  keine  Vergütungen  vorgesehen  und  solche  in  den  Jahren  1859  und  1866  nur 
in  geringem  Ausmaße  gewährt  worden.  Diese  Mißstände  und  die  ganze  Schwerfälligkeit 
des  Vorspannwesens  waren  bereits  im  Jahre  1871  gelegentlich  des  damaligen  ausge- 
dehnten Dislokationswechsels  so  stark  hervorgetreten,  daß  die  politischen  Landesstellen 
in  Österreich  die  legislative  Neuregelung  des  Vorspannwesens  anregten.  Seitdem  ist  die 
Reform  des  Vorspannwesens  durch  zahlreiche  Petitionen  der  Selbstverwaltung8körj)pr, 
parlamentarische  Anträge  und  Resolutionen  immer  von  neuem  nrgiert  worden. 

§  08.  Die  Yerwaltnng  der  Feldpost. 

I.  Zur  Besorgung  der  Postgeschäfte  zwischen  der  Armee  und  dem 
Innern  der  Monarchie  bestand  bereits  in  früherer  Zeit  ein  für  das  ganze 
Heer  gemeinsames  Feldpostamt.  Zwischen  den  einzelnen  Armeeteilen  gab 
es  ursprünglich  keine  Postverbindung,  sondern  der  Verkehr  zwischen  den- 
selben wurde  durch  Ordonnanzen  vermittelt.  Erst  im  Jahre  1809  erhielt  jedes 
Armeehauptquartier  ein  Hauptfeldpostamt  und  zur  Verbindung  mit  den 
detachierten  Korps  wurden  Filialpostämter  eingerichtet. 

II.  Gegenwärtig  sind  zur  Versehung  der  Feldpostgeschäfte  folgende 
Organe  berufen: 

1.  Der  administrative  Feldpostdienst  wird  von  der  General- 
feldpostdirektion und  den  Feldpostdirektionen  versehen. 

fi)  Der  Generalfeldpostdirektion  obliegt  die  oberste  Leitung  des 
gesamten  Feldpostdienstes.  Sie  tritt  in  Wirksamkeit,  sobald  ein  Armeeober- 
kommando aufgestellt  wird,  und  erhält  ihre  Einteilung  beim  Generaletappen- 
kommando. Sie  untersteht  in  militärischer  Beziehung  in  allen  auf  das  Feld- 
l)ostwesen  bezüglichen  Angelegenheiten  dem  Chef  dieses  Kommandos,  ist 
jedoch  in  Sachen  des  eigentlichen  ausübenden  Postdienstes  an  die  Ressort- 
ministerien  der  beiden  Reichshälften  gewiesen.  An  ihrer  Spitze  steht  der 
(leneralfeldpostdirektor,  welcher  für  die  Dauer  seines  Amtes  mit  allen 
Befugnissen  des  Vorstehers  einer  Post-  und  Telegraphendirektion  ausgestattet 
ist,  auf  das  Telegraphenwesen  aber  keinen  Einfluß  hat. 

b)  Den  Feldpostdirektionen  obliegt  die  unmittelbare  Leitung  des 
Feldpostdienstes  bei  den  einzelnen  Armeen.  Sie  sind  bei  den  Armee- 
generalkommanden eingeteilt  und  unterstehen  in  militärischer  Beziehung  den 
(reneralstabschefs  dieser  Kommanden,  in  Angelegenheiten  des  ausübenden 
Postdienstes  der  Generalfeldpostdirektion. 

2.  Den  manipulativen  Feldpostdienst  leisten: 

fi)  Die  Hauptfeldpostämter,  und  zwar  je  1  beim  ArmeegeneraU 
kommando  für  jede  Armee; 
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b)  die  Feldpostleitunpen,  und  zwar  je  1  im  Hanptquartiere  eines 
jeden  Korps; 

ri  die  Feldpostexposituren,  und  zwar  je  1  in  den  Hauptquar- 
tieren des  Armeeoberkommandos,  der  Armeekommanden,  der  Armee- 
^eneralkommanden  und  bei  den  Infanterie-  und  Kavallerietruppendivisionen. 
Die  Feldpostleitung  eines  jeden  Korps  versieht  im  Korpshauptquartier  zu- 
gleich den  Dienst  einer  Feldexpositur; 

d)  die  Ktappenpostämter,  welche  nach  MaHgabe  des  Bedarfes  auf 
Etappenlinien  aufgestellt  werden. 

III.  Die  Aufstellung  der  Feldpost  und  ihrer  Anstalten  geschieht  im 
Wege  der  Vereinbarung  zwischen  der  Heeresverwaltung  und  den  Ressort- 
ministerien der  beiden  Reichshlllften. 

IV.  Die  Tätigkeit  der  Feldpost  umfaßt  die  Aufnahme,  Beförderung 
und  Ausfolgung  von  Korrespondenzen,  Zeitungen  und  Geldsendungen.  Fraeht- 
sendungen  werden   mit   der  Feldpost   nur   fallweise   unter   besonderen    Be- 
dingungen,  Reisende   gar  nicht   befördert.    Die  NachlaßeflFekten  Gefallener, 
welche  von  den  Truppenkommanden  an  die  Ersatzkörper  abgesendet  werden, 
sind  jedoch  von  den  Feldpostanstalten  immer  zur  Weiterbeförderung  an  den 
Bestimmungsort    anzunehmen.    Rekommandiert    können    bei    den    Feldpost- 
anstalten nur  dienstliche  Schreiben  aufgegeben   werden,   wogegen   eine  Re- 
kommandation   von  Privatkorrespondenzen    und   Zeitungen    oder    eine   Auf- 
gabe von  Expreßpostsendungen  und  Estafetten  nicht   stattfinden   darf.    Der 
Chef  des  Generaletappenkommandos  kann  bestimmen,  daß  aus  militärischen 
Rücksichten  die  Absendung  von  Korrespondenzen  von  der  Armee  oder  über-' 
haupt  der  Feldpostverkehr   für   einige   Tage   gänzlich    oder    auf   gewissen 
Linien  vollständig  eingestellt  werde.  Reklamationen  über  gewöhnliche  Brief- 
postsendungen, welche  durch  die  Feldpost  zu  vermitteln  waren,   sind  nicht 
anzunehmen.    Für  die  im  Bereiche   der  Feldpost   sich   ergebenden  Verluste 
und  Abgänge  an  Fahrpostsendungen  übernimmt  die  Feldpost  eine  Haftung 
nur  in  dem  Falle,  wenn  der  Verlust  oder  Abgang  durch  Verschulden  eines 
Feldpostbediensteten   herbeigeführt  wurde.   Reklamationen  über  derlei  nicht 
dienstliche  Fahrpostsendungen   sind  aber  erst  anzunehmen,  wenn  seit   dem 
Aufgabtage    der   Sendung    ein   Zeitraum    von   mindestens    6   Wochen   ver- 
strichen ist, 

§  09.  Die  Verwaltung  der  Feldtelegrraphen. 

I.  Elektrische  Feldtelegraphen  wurden  in  Osterreich-Üngam  erst 
im  Jahre  1854  durch  das  Geniekorps  ins  Leben  gerufen.  Den  Linienbau 
und  Stationsdienst  versahen  damals  Staatstelegraphenbeamte  mit  Beihilfe 
der  Genietruppe.  In  den  Jahren  1859  und  1866  bestand  nur  eine  Feld- 
telegraphenabteilung beim  Armeehauptquartier,  welches  über  das  Material 
nach  Bedarf  disponierte.  Erst  später  erfolgte  eine  Dezentralisierung  des 
Dienstes  durch  Errichtung  von  Exposituren.  Die  ganze  Organisation  war 
ebenso  wie  die  Feldpost  nur  für  den  Kriegsfall  vorbereitet  und  ihre  Auf- 
stellung sollte  sich  in  analoger  Weise  unter  Mitwirkung  der  Ressortministerien 
der  beiden  Reichshälften  vollziehen. 

II.  Mit  der  Errichtung  des  Eisenbahn-  und  Telegraphenregiments 
1 1888)  ist  die  Verwaltung  des  Feldtelegraphenwesens  an  die  von  diesem 
Kegimente  aufzustellenden  Formationen  übergegangen. 

1.  Zur  Leitung  des  Feldtelegraphenwesens  sind  darnach  berufen: 
a)  Der   beim   Generaletappenkommando   eingeteilte   Chef  des   Feld- 
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tclr^raphenwesen».  Als  solcher  fuiipert  ein  höherer  Offizier  des  Geiieral- 
stabes.  Ihm  Bind  alle  Telegraphentbrmationen  untergeordnet: 

h\  die  Feldtelegraphendirektionen.  Dieselben  sind  den  Arinee- 
konimauden  beigegeben  und  leiten  das  Telegraphenwesen  im  üperations- 
bereiche  je  einer  Armee. 

Bei  größerer  Ausdehnung  des  Kriegsschauplatzes  oder  wenn  es  sonst 
die  Verhältnisse  erfordern,  krmnen  mit  der  Leitung  der  auf  längere  Zeit  im 
Kücken  der  operierenden  Armee  hergestellten  Telegraphenlinien  ides  Keserve- 
telegraphen)  eigene  Direktionen  betraut  werden. 

2.  Den  exekutiven  Dienst  versehen  die  Feld-  und  Gebirgstele- 
graphenabteilungen,  dann  die  Ueservetelegraphenabteilungen. 

n)  Die  Feld-  und  Gebirgstelegraphenabteilungen  werden  vom 
P^isenbahn-  und  Telegraphenregimente  aufgestellt  und  je  nach  den  Ver- 
hältnissen ])ei  den  verschiedenen  höheren  Kommanden  eingeteilt.  Die  beim 
Armeeol)erkommando  eingeteilte  Abteilung  ist  direkt  dem  Chef  des  Feldtele- 
graphenwesens untergeordnet.  Die  Armeetelegraphenabteilnngen  aber  sind 
der  betretfenden  Feldtelegraphendirektion,  die  Korps-  und  Kavallerietele- 
graphenabteilungen in  militärischer  Hinsicht  dem  betretfenden  (ieneralst abs- 
ehet', alle  bei  einer  Armee  eingeteilten  Telegraphenabteilungen  aber  in  tech- 
nischer und  administrativer  Hinsicht  der  betreffenden  Feldtelegraphendirektion 
unterstellt. 

Jede  Feldtelegraphenabteilung  gliedert  sich  in  das  Bau-  und  das 
Traindetachement;  das  erstere  wird  vom  Eisenbahn-  und  Telegraphen- 
regimente, das  letztere  vcm  der  Traintruppe  beigestellt. 

//i  Die  Vorsorgen  für  die  Aufstellung  der  Ueservetelegraphen- 
abteilungen treffen  die  Staatstelegraphenverwaltungen  der  beiden  Reichs- 
hälften im  Einvernehmen  mit  dem  lleichskriegsministerium.  Dieselben  be- 
stimmen bereits  im  Frieden  das  erforderliche  Perscmal  und  halten  die 
niUigen  AusrUstuugsgegenstände  vorrätig. 

Die  Keservetelegraphenabteilungen  unterstehen  im  Wege  eines  beim 
Armeegeneralkommando  eingeteilten  Oberbeamten  der  Feldtelegrapheu- 
direktion,  beziehungsweise  den  für  den  Keservetelegraphen  besonders 
aufgestellten  Direktionen.  Unter  Umständen  können  die  Abteilungen 
auch  der  nächsten  Staatstelegraphendirektion  unterstellt  werden. 

Die  Keservetelegraphenabteilungen  gliedern  sich  in  die  Keserve- 
Telegraphenbauabteilungen  und  die  Beserve-Telegraphenbetriebs- 
abt eilungen.  Erstere  haben  die  Wiederherstellung  stabiler  und  den  Neubau 
halbpermanenter  Telegraphenlinien,  die  letzteren  hingegen  den  Betriel)  des 
Kcservetelegraphennetzes  zu  besorgen. 

HI.  Die  Verwaltung  des  Feldtelegraphenwesens  umfaßt  alle  jene 
Angelegenheiten,  welche  die  Ausnützung  des  elektrischen  Telegraphen  für 
militärische  Zwecke  bezieleu.  Dazu  gehört  insbesondere  die  Herstellung  der 
im  Bereiche  der  operierenden  Armee  jeweils  auf  kurze  Zeit  erforderlichen 
Feldtelegraphenverbindiingen.  wozu  speziell  die  Feld-  und  Gebirgstelegraphen- 
abteilungen berufen  sind,  dann  die  Herstellung  der  auf  längere  Zeit  erforder- 
lichen telegraphi schein  Verbindungen  zur  P>weiterung  des  stabilen  Netzes 
und  behufs  Erhaltung  der  Verbindung  zwischen  diesem  und  dem  Feld- 
telegraphen, die  Regelung  des  telegraphischen  Betriebes  auf  den  permanenten 
Linien  im  Kücken  der  Armee,  die  Verwertung  feindlicher  und  die  Zerstörung 
von  Telegraphenlinien,  endlich  die  Herstellung  und  der  Betrieb  der  schon 
im    Frieden    im    militärischen    Interesse   zu    erbauenden   Telegraphen-  und 
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Telephonlinien.  Die  nötigen  Verfügungen  für  die  sichere  und  rasche  Funk- 
tionierung der  militärischen  Korrespondenz  zwischen  den  Stationen  des  Feld- 
und  Reservetelegraphen  einerseits  und  den  stabilen  Staatstelegraphenstationeu 
andererseits  werden  von  den  Staatstelegraphenverwaltungen  der  beiden 
Ileichshälften  im  Einvernehmen  mit  dem  Chef  des  Feldtelegraphenwesens 
getroffen. 

Die  Einrichtungen  des  Feldtelegraphen  sind  in  erster  Linie  für  die  Zwecke 
der  militärischen  Leitung  und  der  Heeresverwaltung  bestimmt.  Doch  dürfen 
die  Feldtelegraphenstationen  nach  Zulaß  des  Dienstes  auch  Privattelegramme 
der  Armeeangehörigen  gegen  Entrichtung  der  normalmäßigen  Gebühren  an- 
nehmen. Jedes  solche  Telegramm  muß  aber  von  der  betreflFenden  General- 
stabsabteilung vidiert  sein. 

g.  70«  Die  militftrische  YerfBgnng  ttber  Eisenbahnen  und  Uandelsschiffe. 

I.  Die  große  Bedeutung,  welche  Eisenbahnen  und  SchiflFe  für  den  mo- 
dernen Verkehr  und  folgeweise  auch  für  den  Transport  der  Heerespersonen 
und  Militärgüter  im  Frieden  und  namentlich  im  Kriege  besitzen,  zwingt  die 
Heeresverwaltung,  sich  einen  ausreichenden  Einfluß  auf  diese  Transport- 
mittel zu  sichern.  Eine  solche  Einflußnahme  kann  stattfinden  auf  die  An- 
lage der  Bahnen  und  weiterhin  auf  den  Betrieb  der  genannten  Trans- 
pf)rtmittel.  Während  durch  die  Einflußnahme  in  der  ersteren  Beziehung 
zunächst  nur  bezweckt  wird,  die  künftige  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen 
den  militärischen  Interessen  anzupassen,  soll  durch  die  Maßnahmen  der 
zweiten  Art  der  Heeresverwaltung  eine  solche  Verfügung  über  den  Eisen- 
bahn- und  Schiffahrtsbetrieb,  die  Transportmittel  und  das  Personal  gesichert 
werden,  daß  dadurch  erhöhte,  über  die  gesetz-  und  reglementmäßigen  Ver- 
pflichtungen hinausgehende  Leistungen  erzielt  werden.  Nötigenfalls  hat 
8ogar  der  militärische  Betrieb  an  die  Stelle  des  von  Zivilbehörden  oder 
von  Privatgesellschaften  besorgten  Transports  zu  treten  und  außerdem  muß 
die  Heeresverwaltung  in  der  Lage  sein,  für  den  Bedarf  der  operierenden 
Truppen  die  unumgänglich  notwendigen  Transporteinrichtungen  durch  Wieder- 
herstellung zerstörter  Bahnen  oder  durch  Anlage  von  Feldbahnen  selbst  zu 
treffen. 

IL  Die  Einflußnahme  der  Militärverwaltung  auf  die  Anlage  der 
Eisenbahnen  wird  zunächst  bei  den  Erörterungen  über  die  Erteilung  einer 
Vorkonzession,  dann  bei  den  kommissioneilen  Verhandlungen,  welche  der 
Erteilung  einer  Eisenbahukonzession  vorauszugehen  haben,  durch  die  hiezu 
einzuladenden  Vertreter  der  Militärbehr>rden  geübt.  Die  Beiziehung  eines 
solchen  Vertreters  hat  in  Österreich  bei  allen  Traeenrevisionen  der  Haupt- 
bahnen und,  soferne  darauf  nicht  von  seiten  der  Militärbehörde  verzichtet 
wird,  auch  bei  den  Traeenrevisionen  der  Lokalbahnen  zu  erfolgen.^*^)  Außer- 
dem hat  die  mit  der  Konzessionserteilung  befaßte  Zentralstelle  das  Einver- 
nehmen mit  dem  Reichskriegsrainisterium  zu  pflegen. 

III.  Behufs  Sicherung  der  militärischen  Verfügung  über  den 
Betrieb  der  Privatbahnen  hatte  die  Eisenbahnbetriebsordnung 
(kaiserliche  Verordnung  vom  16.  November  1851,  R.-G.-Bl.  Nr.  1  ex  1852) 
ilie  Eisenbahnunternehmungen  verpflichtet,   der   Heeresverwaltung   auf  Ver- 

^*^)  Eisenbahnkonzessionsgesetz  (V.  des  Ministeriums  für  Handel,  Gewerbe  und 
iirtentliche  Bauten)  vom  14.  September  1854,  R.-G.-Bl.  Nr.  238,  §  6,  dann  V.  des  H.-M. 
vom  29,  Mai  18K0,  R.-G.-Bl.  Nr.  57,  §  11.  • 

Sclimitl,  Das  Heeresrecht  der  osterr.-ung.  Monarchie.  22 
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lEngen  der  höheren  Militärbehörden  alle  zur  Beförderung  von  Truppen  oder 
Militäreffekten  dienlichen  Betriebsmittel  gegen  eine  angemessene,  im  wechsel- 
seitigen Einverständnisse  festzusetzende  Entschädigung,  welche  aber  die 
gewöhnlichen  Tarifpreise  niemals  übersteigen  soll,  sogleich  und  mit  Bevor- 
zugung  vor  jedem  anderweitigen  Transport  zur  Verfügung  zu  stellen  (§  69 ) 
und  überdies  den  Militärbehörden  für  den  Fall  des  Krieges  oder  des 
Belagerungszustandes  das  Recht  zuerkannt,  soweit  es  strategische  oder 
sonstige  militärische  Bttcksichten  gebieten,  den  Bahnbetrieb  gegen  ange- 
messene Entschädigung  ganz  oder  zum  Teile  zu  militärischen  Zwecken  zu 
benützen  oder  auch  einzustellen  (§  70).  Desgleichen  hatte  das  Eisen- 
bahnkonzessionsgesetz [§  10  lit.  f)  al.  3]  den  Eisenbahnverwaltungen 
die  Verpflichtung  auferlegt,  der  Militärverwaltung  zur  Befördenmg  von 
Truppen  und  Militäreffekten  alle  zum  Transport  dienlichen  Mittel  gegen 
Vergütung  nach  denselben  Tarifsätzen  zur  Verfügung  zu  stellen,  welche 
für  diese  Beförderung  in  dem  jeweiligen  Tarife  der  Staatseisenbahnen  fest- 
gesetzt sind.^*®) 

Den  Lokalbahnuntemehmungen  obliegt  nach  dem  Lokalbahngesetze 
vom  31.  Dezember  1894,  R-G.-Bl.  Nr.  2  ex  1895,  Artikel  XV,  die  Ver- 
pflichtung, den  Betrieb  der  konzessionierten  Bahn  im  Mobilisierungs-  und 
Kriegsfalle  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  auf  Verlangen  der  Militär- 
behörden einzustellen.  Im  übrigen  wurde  aber  dieser  Modus,  die  für  Heeres- 
zwecke erforderlichen  Leistungen  der  privaten  Eisenbahnverwaltungen  in 
Form  von  Militärlasten  durch  Gesetz  festzustellen,  in  Österreich-Ungarn 
nicht  weiter  verfolgt,  sondern  der  Weg  vertragsmäßiger  Vereinbarungen 
eingeschlagen.'^^^ ) 

Diese  vertragsmäßigen  Abmachungen  bilden  eine  Beilage  zu  der  im 
Einvernehmen  zwischen  den  beteiligten  Ministerien  festgestellten  und  vom 
Kaiser  genehmigten  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen und  finden  ihre  Ergänzung  durch  ein  Übereinkommen  der  Eisen- 
bahnverwaltungen über  die  gegenseitige  Aushilfe  im  Mobilisierungsfalle. 
Neu  entstehende  Eisenbahngesellschaften  müssen  den  Vereinbarungen  zufolge 
den  jeweiligen  Bestimmungen  der  Konzessionsurkunde  beitreten.  Diese  Ver- 
pflichtung wird  auch  den  Lokalbahnen  auferlegt.  Hingegen  sind  die  Unter- 
nehmungen der  Kleinbahnen  (Tertiärbahnen)  zur  Übernahme  der  den 
Lokalbahnen  zu  Gunsten  der  Militärverwaltung  obliegenden  Leistungen  nur 
insoweit  zu  verpflichten,  als  diese  Leistungen  mit  Rücksicht  auf  die  Anlage 
der  Kleinbahnen  und  ihre  Betriebseiurichtungen  überhaupt  durchführbar 
erscheinen.®*^) 

Nach  dem  Inhalte  dieser  übereinkommen  sind  die  österreichisch- 
ungarischen Eisenbahnverwaltungen  zunächst  verpflichtet,    die  erforderliche 

WO)  Vergl.  hierüber  Haberer,  Das  österreichische  Eisenbabnrecht  (1885),  S.  64 
und  65,  Beilage  I,  S.  23,  und  Beilage  III,  S.  42.  —  »")  in  Deutschland  sind  die 
Leistungen  der  Eisenbahnen  für  Heereszwecke  als  gesetzliche  Militärlast  ausführlich 
normiert.  Nach  der  Reichsverfassung  (Artikel  47)  sind  die  deutschen  Eisenbahnverwal- 
tungen verbunden,  im  Frieden  das  Militär  und  das  Kriegsmaterial  zu  gleichen  ermSßigten 
Sätzen  zu  befördern.  Im  Kriege  sind  sie  nach  dem  Kriegslastengesetzc  vom  13.  Jnni  187S  zu 
außerordentlichen  Transportleistungen,  zur  Lieferung  von  Eisenbahnmaterial  zum  Zwecke 
der  schleunigen  Herstellung  und  Reparatur  von  Eisenbahnen  sowie  zum  Zwecke  der  Wieder- 
imfnahme  des  Betriebes  ausländischer  Eisenbahnen,  ferner  zur  Beistellnng  von  Personal 
verpflichtet.  —  '•")  G.  vom  31.  Dezember  1894,  R.-G.-Bl.  Nr.  2  ex  1895,  Art  XVUL 
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Anzahl  von  Ausrüstungsgegenständen  für  den  Militärtransport  auf  Eisen- 
bahnen anzuschaffen  und  in  kontinuierlicher  Bereitschaft  zu  halten.  Die 
Menge  derselben  soll  so  groß  sein,  daß  damit  15  Prozent  der  eigenen 
Kastenwagen  der  Verwaltungen  für  die  Militärmannschaft  und  weitere 
15  Prozent  für  den  Militärpferdetransport  ausgerüstet  werden  können.  Die 
Bahnverwaltungen  sind  femer  verpflichtet,  im  unmittelbaren  Bedarfsfälle 
über  Aufforderung  der  Militärverwaltung  die  Ausrüstungsgegenstände  mit 
Aufbietung  aller  Kräfte  binnen  3  Tagen  in  der  Art  zu  ergänzen,  daß  im 
ganzen  45  Prozent  der  eigenen  Kastenwagen  für  die  Mannschaft  und  ebenso* 
viele  Wagen  für  den  Pferdetransport  ausgerüstet  werden  können.  Die  zur 
Aufbringung  dieses  Maximums  erforderlichen  Eisenbestandteile  sind  von  den 
Bahnen  stets  in  Vorrat  zu  halten.  Die  erforderlichen  Schoppen  aber  hat  die 
Militärverwaltung,  wenn  sie  die  erhöhten  Leistungen  beansprucht,  auf  eigene 
Kosten  herzustellen  und  den  Bahnen  zu  tiberlassen. 

Im  Mobilisierungs-  und  im  Kriegsfalle  sind  die  Bahnverwaltungen  ver- 
pflichtet, ihre  Wagen  bis  zur  Erschöpfung  ihres  eigenen  Fahrparkes  beizu- 
stellen und  müssen  sich,  wenn  an  dem  Transporte  mehrere  Bahnen  beteiligt 
sind,  bis  zur  Erschöpfung  ihres  ganzen  Wagenparkes  gegenseitig  aushelfen. 
Eine  solche  Aushilfe  ist  auch  mit  den  Lokomotiven  zu  leisten.  Die  aus- 
helfende Bahn  besitzt  in  einem  solchen  Falle  Anspruch  auf  eine  Pauschal- 
vergtttung  nnd  ist  berechtigt,  auch  ihr  Personal  beizustellen;  ohne  gleich- 
zeitige Verwendung  ihres  Personals  darf  eine  aushilfsweise  Verwendung 
ihrer  Lokomotiven  und  Tender  gegen  ihren  Willen  nicht  stattfinden.  Zur 
Durchführung  von  Militärtransporten  im  Mobilisierungs-  und  im  Kriegsfalle 
haben  die  Bahnverwaltungen  auch  ihr  Betriebspersonal  aushilfsweise  zur 
Verfügung  zu  stellen,  beziehungsweise  ihre  Dienstgewalt  in  dieser  Richtung 
auszuüben.  Das  aushilfsweise  verwendete  Personal  untersteht  in  Bezug  auf 
Dienstleistung  und  disziplinare  Behandlung  jener  Bahnverwaltung,  welcher 
es  zugewiesen  ist,  und  empfängt  auch  von  dieser  seine  Gebühren. 

Die  Bahnverwaltungen  sind  endlich  in  Friedenjs-  wie  in  Kriegszeiten 
verpflichtet,  den  Transport  von  Heerespersonen  und  Militärgütern  zu  er- 
niedrigten Tarifsätzen  zu  besorgen.  Zu  den  Militärgütern  gehören  auch  die 
von  den  Lieferanten  an  Verpflegsmagazine  adressierten  Güter.  Desgleichen 
werden  Sanitätsmaterialien  und  patriotische  Spenden  im  Mobilisierungsfalle, 
Sendungen  für  die  Hilfsgesellschaften  vom  Koten  Kreuze  auch  im  Frieden 
zum  Militärtarife  befördert 

In  Priedenszeiten  werden  die  Bahngebühren  in  der  Regel  sogleich  bar 
bezahlt,  im  Mobilisierungsfalle  aber  hat  eine  Kreditierung  der  Gebühren  und 
wöchentliche  Begleichung  derselben  stattzufinden,  damit  eine  raschere  Abfer- 
tigung der  Militärtransporte  bewirkt  werden  könne.  Die  Kreditierung  von 
geringeren  Beträgen  ist  nicht  anzusprechen. 

IV.  Die  im  Mobilisierungs-  und  im  Kriegsfalle  eintretende  erhöhte  Ver- 
fügung der  Heeresverwaltung  über  die  Eisenbahnen,  welche  zur  ausschließ- 
lichen Benützung  der  Bahnen  durch  die  operierende  Armee  führen  kann, 
erfordert  die  Aufstellung  besonderer  Militäreisenbahnbehörden  für 
die  Abwicklung  der  Militärtransporte  und  die  sonstige  militärische 
Beherrschung  der  Bahnen.  Für  diesen  Zweck  werden  bestellt; 

1.  Der  Chef  des  Feldeisenbahnwesens.  Als  solcher  fungiert  ein 
beim  Generaletappenkommando  eingeteilter  höherer  Stabsoffizier  des  General- 
stabskorps oder  ein  General.  Seine  Aufgabe  ist  es,  direkt  oder  im  Wege 
der  untergeordneten  Militäreisenbahnbehörden  die  im  militärischen  Interesse 

22* 
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erforderlichen  Leistungen  der  Bahnen  in  Anspruch  zu  nehmen.  Er  ist  befngt, 
zur  Regelung  der  Bahnverhältnisse  besondere  Kommissionen  zu  entsenden. 

2.  Die  Zentraleisenbahntransportleitung.  Diese  Behörde  wird 
auf  die  Dauer  der  Mobilisierung  oder  des  Krieges  beim  Reichskriegsmini- 
sterium aufgestellt.  In  dieselbe  tritt  das  im  Frieden  bei  diesem  Ministerium 
bestehende  Eisenbahnbureau  ein  und  außerdem  werden  Vertreter  der  beiden 
Landesverteidigungsministerien,  der  Generalinspektion  der  österreichischen 
Eisenbahnen  und  der  ungarischen  (leneralinspektion  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrt,  höhere  Funktionäre  der  inländischen  und  eventuell  auch  der 
beteiligten  ausländischen  Bahnen,  endlich  Beamte  der  Zentralwagen-  nnd 
Lokomotivdirigierungsstelle  hiezu  delegiert.  Vorsitzender  ist  der  Chef  des 
Feldeisenbahnwesens,  sobald  jedoch  dieser  auf  den  Kriegsschauplatz  ab- 
gegangen ist,  ein  höherer  Stabsoffizier  des  Generalstabskorps.  Die  Mitglieder 
sind  schon  im  Frieden  zu  bestimmen  und  dem  Reichskriegsministeriuni 
namhaft  zu  machen. 

Die  Zentraleisenbahntransportleitung  ist  während  der  Mobilisierung 
und  des  xVufmarsches  der  Armee  die  leitende  Behörde  für  den  gesamten 
militärischen  Eisenbahndienst.  Nach  Vollendung  des  Aufmarsches  der  Armee 
beschränkt  sieh  ihre  Tätigkeit  auf  die  Bahnen  außerhalb  des  Kriegsschau- 
platzes. Sie  ist  demgemäß  die  oberste  instradierende  Behörde  für  alle  Eisen- 
bahnen von  und  bis  zu  den  Eisenbahnstationen,  von  welchen  angefangen 
die  Bahnen  zur  ausschließlichen  Verfügung  der  operierenden  Armee  stehen. 
Ihr  sind,  solange  die  Feldeisenbahntransportleitungen  ihre  Tätigkeit  noch 
nicht  begonnen  haben,  alle  Eisenbahnkommanden,  nachher  aber  die  außer- 
halb des  Etappenbereiches  befindlichen  Bahnkommauden  unterstellt. 

3.  Die  Feldeisenbahntransportleitungen.  Solche  werden  bei 
jedem  Armeegeneralkommando  für  die  Einleitung  und  Durchführung  der 
Militärtransporte  eines  Armeebereiches  aufgestellt.  Sie  bestehen  aus  General - 
Stabsoffizieren,  Vertretern  der  Generalinspektionen,  der  beteiligten  in-  und 
eventuell  auch  ausländischen  Bahnverwaltungen  sowie  der  aktivierten 
Militäreisenbahndirektionen.  Vorstand  ist  ein  Stabsoffizier  des  (Tcneralstabs- 
korps.  Sie  treten  erst  nach  Vollendung  des  Aufmarsches  der  Armee  in 
Tätigkeit.  Dieselbe  erstreckt  sich  auf  die  Bahnen  des  Kriegsschauplatzes. 
Sie  sind  für  den  betretfenden  Armeebereich,  beziehungsweise  Etappenbereich 
oberste  instradierende  Stellen  von  und  bis  zu  den  Eisenbahnanschluß- 
stationen. Den  Beginn  ihrer  Tätigkeit  auf  dem  Kriegsschauplatze  bestimmt 
das  Generaletappenkommando  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegs- 
ministerium. 

4.  Die  Eisenbahnlinienkommanden.  Diese  sind  Hilfsorgane  der 
Zentraleisenbahntransportleitung  und  der  Feldeisenbahntransportleitungen. 
Sie  überwachen  den  Vollzug  der  von  den  vorgesetzten  Militäreisenbahn- 
behr)rden  ergehenden  Anordnungen  und  der  den  Bahnverwaltungen  oblie- 
genden Leistungen.  Sie  bewirken  ferner  Instradierungen  entsprechend  den 
ihnen  ü]>ertragenen  Befugnissen.  Damit  sie  aus  mit  den  Verhältnissen  ver- 
trauten Personen  gebildet  werden  können,  sind  schon  im  Frieden  bei  den 
Korpskommanden  (mit  Ausnahme  des  15.)  zur  Besorgung  der  militärischen 
Eisenbahnangelegenheiten  Offiziere  als  „Eisenbahnlinienkommandanten'^ 
eingeteilt. 

5.  Die  Bahnhofkommandeu.  Solche  werden  nach  Bedarf  aufgestellt 
in  den  Ein-  und  Ausladestationen,  dann  in  den  Verki'^stigungs-  und  Rast- 
stationen   sowie    in    den    wichtigeren    Eisenbahnknotenpunkten    zur    über- 
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Tvaehung  der  ordnungsmäßigen  Truppenbeftirderung  und  Besorgung  der 
Truppenbedtirfnisse,  soweit  diese  Vorkehrungen  nicht  durch  die  Truppen 
und  Heeresanstalten  selbst  getroffen  werden  können.  Ihre  Aufgabe  besteht 
demgeniiiß  zunächst  in  der  Handhabung  des  militärischen  und  militärpolizei- 
liehen  Dienstes  in  dem  zugewiesenen  Bahnbereiche  und  in  der  Vermittlung 
des  Verkehres  zwischen  den  Heerespersonen  und  den  Bahnorganen.  Außerdem 
haben  sie  dort,  wo  kein  Militärkommando  sich  befindet,  die  Bequartierung 
der  Truppen  vorzubereiten  und  kleinere  Truppentransporte  zu  instradieren. 
In  dauernd  wichtigen  Stationen  werden  stabile,  in  Stationen  von  vorüber- 
gehender Bedeutung  mobile  Bahnhof kommanden  eingesetzt.  Mit  den  Funk- 
tionen der  Bahnhof  kommanden  können  eventuell  vom  Chef  des  Feldeisenbahn- 
wesens auch  Stationschefs  betraut  werden,  sofern  dieselben  Offiziere  sind. 
Nötigenfalls  werden  Bahnhofkommandanten  auch  schon  im  Frieden  vom 
Iteichskriegsniinisterium  oder  von  den  Korpskommanden  eingesetzt. 

6.  Die  Militäreisenbahndirektionen,  Militäreisenbahnbetriebs- 
inspektionen und  Militäreisenbahnbetriebsabteilungen.  Werden  im 
Kriege  größere  ausländische  Eisenbahnen  okkupiert  oder  neu  angelegt  oder 
sind  inländische  Bahnen  infolge  der  Kriegsereignisse  nicht  mehr  im  stände, 
den  Betrieb  weiter  zu  führen,  so  tritt  die  vollständige  militärische  Verwaltung 
dieser  Linien  ein.  Zu  diesem  Zwecke  werden  Militäreisenbahndirek- 
tionen (für  beiläufig  450  km)  eingerichtet  und  denselben  Militäreisen- 
bahnbetriebsinspektionen (für  je  100  bis  120  kv?)  und  Militäreisen- 
bahnbetriebsabteilungen (für  je  40  bis  60knt)  beigegeben. 

An  der  Spitze  dieser  Behörden  stehen  Offiziere  des  Eisenbahn-  und 
Telegraphenregiments,  das  erforderliche  Personal  wird  aus  militärpflichtigen 
Eisenbahnbeamten  und  Bediensteten  gebildet. 

V.  Die  Wiederherstellung  zerstörter  Bahnen,  dann  der  Bau  von 
feldmäßigen  Eisenbahnen  und  flüchtigen  Feldbahnen  obliegt  im 
Kriegeden  vom  Eisenbahn-  und  Telegraphenregiment e  aufzustellenden  Eisen- 
bahnkompagnien. Dieselben  haben  auch  die  Einleitung  und  provisorische 
Versehung  des  Betriebes  auf  okkupierten,  wieder  hergestellten  oder  neu  an- 
gelegten Bahnen  bis  zum  Eintreffen  der  zur  Betriebsführung  bestimmten 
Militäreisenbahnbetriebsabteilungen  und  die  Zerstörung  von  Eisenbahnen  zu 
besorgen.  Zur  Anlage  neuer  Bahnen  können  auch  andere  Kräfte  (Truppen, 
Baaanternehmungen,  Zivilarbeiter)  verwendet  und  zur  Unterstützung  der 
Eisenbahnkompagnien  überhaupt  Ei senb ahn arbeiterabt eilungen  aus 
Landstnrmpflichtigen  gebildet  werden. 

Die  Eisenbahnkompagnien  werden  entweder  einzelnen  Armeekörpern 
zugewiesen  oder  den  für  den  Betrieb  okkupierter  Bahnen  errichteten  Militär- 
eisenbahndirektionen unterstellt.  In  bautechnischer  Beziehung  unterstehen 
sie  dem  Chef  des  Feldeisenbahnwesens. 

VI.  Die  militärische  Verfügung  über  die  Handelsschiffe  be- 
zweckt die  Benützung  der  letzteren  für  Militärtransporte,  ferner  ihre  Aus- 
rüstung für  den  Aviso-,  Eclaireur-  und  sonstigen  Auxiliardienst  in  Form  von 
Kreuzern.  Nötigenfalls  finden  die  Fahrzeuge  auch  bei  Hafen-  und  Fluß- 
sperren Verwertung.   Diese    Verftlgung   ist  auf  zweifache  Art  sichergestellt: 

1.  Die  Eigentümer  von  Seehandelsschiffen,  denen  staatliche  Subven- 
tionen^*^) (und  nicht  bloße  Begünstigungen  in  Bezug  auf  Befreiung  von  der 

«")  Ö.  G.  vom  27.  Dezember  1893,  R.-G.-Bl.  Nr.  189,  betreffend  die  Unterstützung 
der  Handelsmarine  (Art.  XIII),  u.  G.-A.  XXII  ex  1893  über  die  staatliche  Unterstützung 
und  BegQnstigang  der  die  ti-eie  SeeschitTahrt    betreibenden  ungarischen  Handelsschifte 
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Steiierentrichtung)  gewährt  wurden,  sind  kraft  gesetzlicher  Bestimmung  ver- 
pflichtet, ihre  Schiffe  im  Kriegs-  und  im  Mobilisierungsfalle  der  Heeres- 
verwaltung gegen  Vergütung  zur  Verftlgung  zu  stellen. 

2.  Die  großen  Schiffahrtsgesellschaften  haben  durch  vertragsmäßige  Ab- 
machungen mit  dem  Reichskriegsministerium  und  den  beteiligten  Fachmini- 
sterien die  Verpflichtung  übernommen,  im  Kriegs-  und  im  Mobilisierungsfalle 
über  Anforderung  des  Reichskriegsministeriums  alle  verfügbaren  Schiffe  mit 
dem  zugehörigen  Betriebsmaterial,  soweit  es  notwendig  ist,  für  die  Zwecke 
der  Heeresverwaltung,  also  für  Militärtransporte  und  flir  den  Dienst  der 
Kriegsmarine  gegen  entsprechende  Vergütung  beizustellen,  ferner  der  Kriegs- 
verwaltung im  Bedarfsfalle  auch  jene  Schiffe  zur  Benützung  zu  übergeben, 
welche  zwar  schon  Ladung  genommen  haben,  aber  noch  nicht  abgegangen 
sind  oder  noch  rechtzeitig  zurückdirigiert  werden  können.  Außerdem  haben 
die  Schiffahrtsgesellschaften  die  Verpflichtung  übernommen,  in  Friedens-  und 
Kriegszeiten  Militärtransporte  sowie  in  und  außer  Dienst  reisende  Heeres- 
personen und  die  Militärgüter  zu  besonderen  niedrigeren  Tarifen  zu  be- 
fördern.»ö4)^  955) 

Als  Hilfsorgan  für  die  Durchführung  der  Seetruppentransporte  fungiert 
der  beim  Militärstationskommando  in  Triest  eingeteilte  Seeinstradierungn- 
offizier. 

V.  Abschnitt. 

Das  Militärgesnndheitswesen. 
A.  Die  Militärsanitätsverwaltung.^' '^) 

§  71.  Die  Organe  der  Militärsani tätsverwaltnug. 

I.  Ärztliche  Hilfe  leisteten  in  der  älteren  Zeit  nur  die  beim  Heere 
befindlichen  Mönche  und  in  den  Städten  die  daselbst  befindlichen  Wundärate. 


(§  12  Punkt  2).  In  den  neuen  ungarischen  Gesetzentwurf  über  die  Unterstützung  der 
Handelsmarine  vom  Jahre  1901  (§  10  Punkt  2)  ist  die  Bestimmung  gleichfalls  aufge- 
nommen worden. 

®**)  Diese  Verbindlichkeiten  sind  insbesondere  festgestellt  in  den  im  Jahre  1892 
zwischen  dem  Keichskriegsministerium  und  der  ersten  k.  k.  priv.  Donaudampf- 
schiffahrtsgesellschaft sowie  mit  dem  österreichischen  Lloyd  abgeschlossenen 
Übereinkommen.  Analoge  Verbindlichkeiten  obliegen  der  ungarischen  FluO-  und  See- 
Schiffahrtsaktiengesellschaft  (G.-A.  XXXVl  ex  1894),  der  königlich  ungari- 
schen Seeschiffahrtsgesellschaft  (G.-A.  VII  ex  1891)  und  der  ungarisch-kroa- 
tischen Seedampfschiffahrtsakticngesellschaft  (G.-A.  X  ex  1901).  —  ^^^)  Im 
Deutschen  Reiche  haben  die  Schiffseigentümer  nach  dem  Koichsgesotz  vom  13,  Februar 
1875  die  Verpflichtung  zur  Stellung  von  Schiffen  für  Truppentransporte  außerhalb  der 
Kriegshäfen,  ferner  zur  Ausrüstung  von  Schiffen  mit  Proviant,  Inventargegenständen, 
Kohlen  und  sonstigem  Material  aller  Art  an  solchen  Orten,  an  denen  die  Kriegsmarino 
keine  Etablissements,  Proviant-  und  ähnliche  Depots  unterhält.  Die  in  Anspruch  genom- 
menen Fahrzeuge  müssen  in  einem  für  die  Ausführung  des  Transportes  geeigneten  Zu- 
stande und  mit  dem  erforderlichen  Personal  gestellt  werden.  Letzteres  ist  vom  Schifl't»- 
eigentümer  zu  verpflegen.  Im  Kriege  sind  die  Besitzer  von  Schiffen  und  sonstigen  Fahr- 
zeugen nach  dem  Reichsgesetze  vom  13.  Juni  1873  verbunden,  ihre  Schiffe  und  Fahr- 
zeuge der  Heeresverwaltung  zur  Benützung  oder  zu  Eigentum  zu  überlassen,  sind  aber 
nicht  zur  Ausführung  von  Transporten  oder  zur  Stellung  von  SchifTsleuten  verpflichtet. 
—  «^O)  Handbuch  für  k.  und  k.  Militärärzte.  I.  Bd.:  Myrdacz,  systematisch  geordnete 
Sammlung  der  in  Kraft  stehenden  Vorschriften  etc.  über  das  k,  und  k.  MilitärsaDitätä- 
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Erst  am  Beginn  des  XVI.  Jahrhunderts  finden  sich  bei  den  kaiserliehen 
Trappen  bereits  wirklieh  angestellte  Ärzte,  welche  in  Kriegszeiten  mit  ins 
Feld  zogen.  Zu  Ende  des  Dreißigjährigen  Krieges  hatte  der  Stab  eines 
jeden  Infanterieregiments  bereits  einen  auf  Kosten  des  Regiments  auf- 
genommenen Regimentsfeldscherer  und  jede  Kompagnie  einen  Kompagnie- 
feldscherer;  doch  stand  dieses  ärztliche  Personal  auf  einer  sehr  niederen 
Stufe  und  die  Spaltung  desselben  in  die  zwei  Kategorien  der  Medici  und 
Wundjirzte  trug  nicht  zur  Hebung  seiner  Stellung  bei.  Eine  günstige  Fort- 
bildung vollzog  sich  erst  unter  Josef  IL,  indem  einerseits  durch  die  Gründung 
der  Josefsakademie  (1786)  das  geistige  Niveau  des  ärztlichen  Personals, 
das  fortan  nur  aus  einer  Gattung  allseitig  ausgebildeter  Medicochirurgen 
bestehen  sollte,  bedeutend  gehoben  und  andererseits  durch  die  Heraus- 
gabe des  Keglements  für  die  k.  k.  Feldchirurgen  in  Kriegs-  und 
Friedenszeiten  (1788  und  1789)  dem  Sanitätsdienst  im  Heere  eine  zeit- 
gemäße  feste  Grundlage  gegeben  und  für  die  gleichmäßige  Handhabung 
dieses  Dienstzweiges  gesorgt  wurde.  Nach  einem  vorübergehenden  Auf- 
schwung zur  Zeit  der  französischen  Kriege  trat  sodann  ein  längerer  Still- 
stand ein,  der  bis  zum  Jahre  1848  währte.  Erst  in  diesem  und  in  den 
folgenden  Jahren  wurde  die  Stellung  der  Feldärzte  mit  Rücksicht  auf  den 
damaligen  starken  Ärztebedarf  mehrfach  verbessert.  Die  Grundlage  zu  der 
jetzigen  Stellung  des  militärärztlichen  Korps  wurde  unter  dem  Kriegs- 
minister Kuhn  nach  Abhaltung  eingehender  Enqueteberatungen  (1868)  gelegt. 
Als  Frucht  dieser  Beratungen  ergab  sich  die  endgültige  Zusammenfassung 
der  graduierten  Militärärzte  zu  einem  Offizierskorps,  eine  materielle  Besser- 
stellung der  Ärzte  und  die  Ersetzung  der  bisherigen  militärischen  Spitals- 
kommandauten  durch  Militärärzte.  Diese  im  Jahre  1870  durchgeführte 
Reform  des  militärärztlichen  Korps  befriedigte  jedoch  in  den  Kreisen  des- 
t^elben  noch  nicht  vollständig,  da  dadurch  den  Ärzten  wohl  die  Pflichten 
der  Offiziere  auferlegt,  aber  nicht  die  Rechte  und  die  Ehrenstellung  der- 
selben im  ganzen  Umfange  gewährt  wurde.  Insbesondere  blieb  den  leiten- 
den Ärzten  in  den  Militärsanitätsanstalten  das  Befehls-  und  Disziplinarstraf- 
recht über  die  zum  Dienst-  und  Krankenstände  gehörigen  Personen,  insoferne 
dieselben  nicht  zum  ärztlichen  Personale  gehörten,  versagt.  Erst  im  Jahre  1894 
wurde  den  Militärärzten  die  langersehnte  Änderung  ihrer  dienstlichen  Stellung 
zu  teil,  so  daß  sie  nunmehr  als  Kommandanten  der  Militärsanitätsanstalten 
fungieren. 

II.  Ein  organisiertes  Krankenpflegepersonal  bestand  beim  Heere 
nicht  vor  dem  Ausgange  des  XVII.  Jahrhunderts.  Erst  zur  Zeit  des  Prinzen 
Eugen  findet  sich  ein  solches  Personal,  doch  versah  dasselbe  den  Dienst 
nur  in  den  Militärspitäleni.  Zur  Fortschafliing  der  Verwundeten  während 
und  nach  der  Aktion  wurden  erst  im  Jahre  1809  durch  Heranziehung  von 
( )ffizieren  und  Mannschaftspersonen  aus  dem  Halbinvalidenstande  eigene 
Truppenabteilungen,  die  Sanitätskompagnien,  geschaffen,  welche  jedoch 
nur  im  Kriegsfalle  tätig  werden  sollten.  Die  Verhältnisse  während  der 
Feldzüge  in  den  Jahren  1848  und  1849  überzeugten  die  Heeresverwaltung 
von  der  Unzulänglichkeit  dieses  Vorganges  und  so  wurde  im  Jahre  1850 
eui  eigenes  Sanitätskorps  schon  im  Frieden  aufgestellt.  Dieses  neue  Korps 
war   indessen  zunächst  t\lr  den  Sanitätsdienst  außerhalb  der  Spitäler,  ins- 

we»t»D  etc.  2.  Auflage  1893;  II.  Bd.,  3.  Heft:  Kirchenberger,  Geschichte  des  k.  und  k. 
r»8terreichiBch-ungarischen  Militärsanitätswesens  1895. 


büBoiidcru  lUr  die  Aufsuchimg  und  Wegschaffuiig  der  Verwniidttni  « 
fttr  die  Hilfeleistunp  auf  den  Verbaiidspliitzen  bestimmt.  Als  sich 
Jahre  185'J  die  neue  ^anitiltatruppe  fUr  die  iteilllrfnisse  der  mobilen  Anatt' 
als  uiiKuliingüeb  erwiesen  hatte,  wurde  im  Jahre  18ti3  ein  BrigadesaailüB. 
tlctacbemciit  gesehatfeii,  indem  Vdii  jedem  Itatailbin  2  BandagenträR« 
unter  einem  OfÜKier  zur  Versehuiij;:  des  Sauitüt«biU'Bdienstes  in  dem  liaim 
von  der  liefeebtalinie  bis  /.nm  vurderaten  Hilfsplatze  beordert  wufdrii. 
Diese  Zweiteilung  des  ^anitällsbiUspersuiials  in  die  von  den  Truppen  Im- 
zustellenden  Ulussierteii-  und  ßandagentriiger  einerseits  und  in  die 
eigentliche  Sanitütslruppe  andererseits  bat  sich  seither  erhallen. 

III.  Die  Leitung   des  Saiiitiitswesens   führte    im   Frieden  seit  der 
I                    Ueforni    unter  .losef  II.   der  oberste   Feldarzt.     Im  Jahre  1799    wurde  ciiip 

ärztliche    Zentralhanptdlrektion    mit   dem   Sitze    in   Wien    ftlr   dicwn 

Zweck  eingeset/.t,  welche  dem  Hofkriegsrate  unterstellt  war.     Doch   whun 

I  im  Jahre  I81.18  wurde  diene  Zwischeninstanz  in  die   oberstfcldürzllichi^ 

I  Direktion  umgewandelt  und  diese  Behörde  dem  Hotkriegaralc  eingcglicilert, 

I  /.ugleich  auch  bei  den  (ieneralkommanden  Referenten  für  das  Sanitätswciifii 

bestellt. 

OegenwJirtig    wird    die    Mditürsanitütsverwallnng    fUr    das   Heer  im 
Frieden  in  oberster  [iistany.  vom  Ueichükriegsministerium  t^eltlhrt.    Dem- 
selben sind  als  Hilfsorgane  der  t'bef  des  mllitiirärztHcbLMi  Offiziers- 
korps und   der  .Sanitiitskommandant  beigegeben.  In  unterer  Inaluiix 
f  fungieren  als  Sanitiitsverwaltungsbehiirden  die  Militilrterriturialbehilrdcn 

und  die  Statiunskomntauden.  Diesen  Bchürdeu  sind  die  Mililiirsanitiits- 
anstalten  und  die  bei  den  Truppenkürpern  mit  dem  Sanitiltsdienstc  lictrHUli-ii 
Militärilrzte  untergeordnet. 

FUr  die  Kriegsmarine  besteht  eine  Spezialbehörde,  das  Marine- 
sanitJitsanit  in  l'ula.  Dasselbe  ist  ein  Hilfsorgan  der  Marinesektion  miil 
zur  obersten  Leitung  des  gesamten  SanilUtsdienstes  in  der  Kriegtunarinf 
sowohl  zu  Lande  als  auch  auf  den  Hchitfen  berufen.  An  der  Spitze  'itchi 
der  Admiralslabsarzt,  welcher  einen  analogen  Wirkungskreis  besitzt  wie 
der  (.'hef  des  militiiriirztliebeu  OtlRzierskorps, 

Hei  den  LHudesvcrteidignngsministerien  und  den  Landwehr- 
territorial  behtirden  sind  hiihere  LandwehrJirzte  mit  der  Leitung  der 
Sanitütsangeicgeuheiten  betraut.  Der  Sanitütsreferent  des  ungarischen  Landes- 
rerteidignugsministeriums  fungiert  gleichzeitig  als  Chef  des  ungarii*clicn 
landwehrilrztlicbeu  Offizierskorps. 

IV.  Zur  Leitung  des  SauitUtswesens  im  Kriege  wurden  den  Komniaii- 
dierenden  bereits  in  der  Hltcrcn  Zeit  höhere  MilitHrarzte  beigegeben.  Als  die 
Feld8pitalsanstaltensicbvermehrten,wurdcn  eigene  Organefür  die  Leitung  dieser 
Anstalten  in  der  rückwiirtigen  Linie  bestellt  und  insbesondere  jeder  mobilen 
Armee  eine  Feldspitiüeroberdirektion  nud  jedem  selbstündig  detaehicrleii 
Armeekorps  eine  Fcldspititlersubdiroktion  beigegeben.  (Segenwnrtig  sind 
mit  der  Leitung  des  Milltiirsanitätsdienstes  im  Kriege  die  bei  der  Armee 
im  Felde  eingeteilten  leitenden  MilitUriirzte  1  Dirisionschefiirzte, 
Korpaehefiirzte,  Arraeeebel'Urzto  in  den  Armeehauptquartieren  und  Sanitiili*- 
chefs  bei  den  Armeegeneralkomm nnden,  Generalstabsarzt  beim  Arniccnlur- 
kommando)  und  die  Festungschef  Srzte  der  in  Kriegsau  sriistiin;.'  vi-rsit/tiu 
festen  I'lJitze  Initraut.  Bei  den  im  Kriege  zurückbleibenden  Mililürknninuindcn 
hat,  wenn  für  diesen  Zweck  nicht  ein  eigener  Sauitiltsehef  sjMemisien  ist. 
der  rangiiltcistc  Militilrarzt  der  (larnison  als  Sanitätschef  die  Leitung  der 

igeachürie  au  führen. 


Zn   Beiritin    der  Mobil isicrnng:   wird    im   KcichskriegsmiiiiatenuDi    eine 
oniniission    fflr   die    Oeschüfte    der   Kraiikeiizeratrenun^  mit  dein 
fdbirvh  ihre  Bezeichmiufr  iinp;odciileIt'n  Wirktiu^-ikrcise  fiiip:csoI/I, 

V.  Die  Fui.kiiuTi.-ii  .icr  S:iiiii:i|;.rftVn-iil.-ii  iimi  huli.Trii  MilltJirär/.le 
den  MiiiistiTit'ii.  Mvi  iK'ii  'riTrilDriallii-liiirilrii,  <U-m  >l;irim-iiinil;Usaiiite. 
Win  hei  der  Armee  im  P'elde  LTf,'cljL'n  sicli  uns  ihrer  Iwletidt^!!  Stellung  und 
murfeii  keiner  besonderen  Darstellung.  Kiiie  solelie  erheiaehen  hingegen 
**  Fnnktionen  der  mit  dem  leitenden  und  ausübenden  Dienste  betrauten 
WUirärzIe    l>ei    den    untergeordneten  Tmppeiikiirpem  und  Heeresanstalten. 

%  72.  Die  SitnitItHvernalluDg  b4>I  deu  TrnppeDkSrpern. 

I.  Im  allgemeinen  bestehen  die  Funktionen  der  ausUbeaden  Militür- 
änt'  JQi  Frieden  in  der  Handhabung  der  Gesnndheilspflegc  und  der  sanitüts- 
P<*li»iliehcn  Vorschriften  bei  jenen  Tnippenableilungen  und  Anstalten,  denen 
sie  'r  die  Handhaliung  des  Sanitätsdienstes  angewiesen  sind.  Als  Mitglieder 
•l"  f'ellungs-  und  UlierprUfungskommissiunen  haben  sie  mitzuwirken  bei 
der  -isentierung  und  CUerprüfung.  Sie  bandhaben  die  Gesundheitspflege 
nnd  i'8undbeit»polizei  und  nebmen  demgemjiß  EinfluH  auf  die  Erniihrungs- 
verhäitiase  der  Truppen,  die  BeschaiTnug  eines  guten  Genuß-  und  eines 
ansreieendeu  Xutzwassers.  die  L'nterkunftsvcrhUltnisae,  die  Ausrüstung, 
Kekleidng.  Kürperreinigung  und  Leibesübungen  der  Truppen  sowie  auf 
die  sonsge  Gesundheitspflege  in  der  Garnison,  auf  Miirsehen,  bei  Transporten, 
im  Lage^iad  bei  Kanton  iemngen.  Eine  weitere  Aufgabe  ist  die  Durehftlhrung 
der  Iniplng  und  Wiederimpfung  der  Heerespersonen.  welehe  sümtlieh  dem 
Impfzwauc  unterliegen.  Sie  haben  zu  sorgen  IHir  die  Unterdrüekung 
der  Infekouskrankheiteu  und  sonstiger  Epidemien,  die  Totenbeschau  hei 
den  in  Mi>»rgebiUiden  bei|uartiertGn  und  in  solchen  Gebunden  verstorbenen 
Heerespersiien  zu  besorgen  und  die  sanitären  Vorkehningen  Iwi  Leiehen- 
Iransi>orten  md  Ileerdigungen  zu  treffen.  Ihnen  obliegt  die  ärztliche  l!e- 
handlung  dt  maroden  und  kritnken  Heerespersouen  in  den  Kasernen  und 
Kanton icmntän,  auf  Märschen  und  im  Lager.  Damit  die  Erkrankten  der 
eiitspreehendij  Pflege  zugeführt  und  verhutet  werde,  dalt  sich  Simulanten 
dem  Heeresdinste  entziehen,  ist  eine  regelmäßige  ärztliehe  Visite  durch- 
zut^hren.  Die  ülitärürxte  sind  verpflichtet,  die  aktiven  Offiziere,  die  Militär- 
geistlichen,  Mitärbeamlen  und  sonstigen  Gagisten  des  eigenen  Truppen- 
körpers.  beziehtigsweise  der  eigenen  Anstalt  und  der  zugewiesenen  Ab- 
teilungen unentgltlich  zu  behandeln.  Zur  uuenlgeltlichen  Behandlung  solcher 
I'ersonen  andere  Trnppenk«rper  und  Anstalten  sowie  isolierter  aktiver 
Gagisten  sind  sie  lur  dann  verbunden,  wenn  es  die  Dienst-  und  Dislokations- 
verhältuisse  gestat»ii.  Die  gleiche  Verpflichtung  obliegt  ihnen  gegenüber  den 
Frauen  und  Kindeti  der  aktiven  Mannschaft  des  Truppenkftrpers  oder  der 
Anstalt,  auf  welche  <ii-h  ihr  Dienst  erstreckt.  Aullerdeui  haben  die  Militär- 
ärzte gerieht8iir/.tlichi Funktionen  zu  verseben  und  bei  jenen  Truppenkürpern, 
welche  Blessierten,  nd  Handagenlräger  im  Stande  fuhren,  Unterricht  im 
Sanitätshilfsdienste  zu  erteilen. 

Analoge    Funktio^n    obliegen     den    ausübenden    Militärärzten 
im  Felde. 

II,  Besondere  Obiegenheiten  kommen  zu: 
1.    Iten    Chefärzt.u    der   selbständigen    Truppenkiirper 

HeeresauBtalten.     DieseWn    sind    die    Hilfsorgane    und    Referenten    des 
betreffenden  militürisehen  Kimmandanlen   in   allen  Sauitütsangelegenheiteni 
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besondere  für  die  Aufsuchung  und  WegschaflFiing  der  Verwundeten  sowie 
für  die  Hilfeleistung  auf  den  Verbandsplätzen  bestimmt  Als  sich  im 
Jahre  1859  die  neue  Sanitätstruppe  für  die  Bedürfnisse  der  mobilen  Armee 
als  unzulänglich  erwiesen  hatte,  wurde  im  Jahre  1863  ein  Brigadesanitäts- 
detachement  geschaffen,  indem  von  jedem  Bataillon  2  Bandagenträger 
unter  einem  Offizier  zur  Versehung  des  Sauitätshilfsdienstes  in  dem  Raum 
von  der  Gefechtslinie  bis  zum  vordersten  Hilfsplatze  beordert  wurdeiu 
Diese  Zweiteilung  des  Sanitätshilfspersonals  in  die  von  den  Truppen  bei- 
zustellenden Blessierten-  und  Bandagenträger  einerseits  und  in  die 
eigentliche  Banitätstruppe  andererseits  hat  sich  seither  erhalten. 

III.  Die  Leitung  des  Sanitätswesens  führte  im  Frieden  seit  der 
Reform  unter  Josef  IL  der  oberste  Feldarzt.  Im  Jahre  1799  wurde  eine 
ärztliche  Zentralhauptdirektion  mit  dem  Sitze  in  Wien  für  diesen 
Zweck  eingesetzt,  welche  dem  Hofkriegsrate  unterstellt  war.  Doch  schon 
im  Jahre  1808  wurde  diese  Zwischeninstanz  in  die  oberstfeldärztliche 
Direktion  umgewandelt  und  diese  Behörde  dem  Hofkriegsrate  eingegliedert, 
zugleich  auch  bei  den  Generalkommanden  Referenten  für  das  Sanitätswesen 
bestellt. 

Gegenwärtig  wird  die  Militärsanitäts Verwaltung  für  das  Heer  im 
Frieden  in  oberster  Instanz  vom  Reichskriegsministerium  gefllhrt.  Dem- 
selben sind  als  Hilfsorgane  der  Chef  des  militärärztlichen  Offiziers- 
korps und  der  Sanitätskommandant  beigegeben.  In  unterer  Instanz 
fungieren  als  Sanitätsverwaltungsbehörden  die  Militärterritorialbehörden 
und  die  Stationskommanden.  Diesen  Behörden  sind  die  Militärsanitäts- 
anstalten und  die  bei  den  Truppenkörpem  mit  dem  Sanitätsdienste  betrauten 
Militärärzte  untergeordnet. 

Für  die  Kriegsmarine  besteht  eine  Spezialbehörde,  das  Marine- 
sani tätsamt  in  Fola.  Dasselbe  ist  ein  Hilfsorgan  der  Marinesektion  und 
zur  obersten  Leitung  des  gesamten  Sanitätsdienstes  in  der  Kriegsmarine 
sowohl  zu  Lande  als  auch  auf  den  Schiffen  berufen.  An  der  Spitze  steht 
der  Admiralstabsarzt,  welcher  einen  analogen  Wirkungskreis  besitzt  wie 
der  Chef  des  militärärztlichen  Offizierskorps. 

Bei  den  Landesverteidigungsministerien  und  den  Landwehr- 
territorialbehörden sind  höhere  Landwehrärzte  mit  der  Leitung  der 
Sanitätsangelegenheiten  betraut.  Der  Sanitätsreferent  des  ungarischen  Landes- 
verteidigungsministeriums fungiert  gleichzeitig  als  Chef  des  ungarischen 
landwehrärztlichen  Offizierskorps. 

IV.  Zur  Leitung  des  Sanitätswesens  im  Kriege  wurden  den  Komman- 
dierenden bereits  in  der  älteren  Zeit  höhere  Militärärzte  beigegeben.  Als  die 
Feldspitalsanstalten  sich  vermehrten,  wurden  eigene  Organe  für  dieLeitung  dieser 
Anstalten  in  der  rückwärtigen  Linie  bestellt  und  insbesondere  jeder  mobilen 
Armee  eine  Feldspitäleroberdirektion  und  jedem  selbständig  detachierten 
Armeekorps  eine  Feldspitälersubdirektion  beigegeben.  Gegenwärtig  sind 
mit  der  Leitung  des  Militärsanitätsdienstes  im  Kriege  die  bei  der  Armee 
im  Felde  eingeteilten  leitenden  Militärärzte  (Divisionschefärzte. 
Korpschefärzte,  Armeechefärzte  in  den  Armeehauptquartieren  und  Sanitäts- 
chefs bei  den  Armeegeneralkommanden,  Generalstabsarzt  lieim  Armeeober- 
kommando) und  die  Festungschefärzte  der  in  Kriegsausrüstung  versetzten 
festen  Plätze  betraut.  Bei  den  im  Kriege  zurückbleibenden  Militärkommanden 
hat,  wenn  für  diesen  Zweck  nicht  ein  eigener  Sanitätschef  systemisiert  ist, 
der  rangäl teste  Militärarzt  der  Garnison  als  Sanitätschef  die  Leitung  der 
Sanitätsgeschäfte  zu  führen. 
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Zu  Beginn  der  Mobilisierung  wird  im  lleichskriegsministerium  eine 
Kommission  für  die  Geschäfte  der  Krankenzerstreuung  mit  dem 
durch  ihre  Bezeichnung  angedeuteten  Wirkungskreise  eingesetzt. 

V.  Die  Funktionen  der  Sanitätsreferenten  und  höheren  Militärärzte 
u  den  Ministerien,  bei  den  Territorialbehörden,  dem  Marinesanitätsamte, 
ann  bei  der  Armee  im  Felde  ergeben  sieh  aus  ihrer  leitenden  Stellung  und 
^dürfen  keiner  besonderen  Darstellung.  Eine  solche  erheischen  hingegen 
*^  Funktionen  der  mit  dem  leitenden  und  ausübenden  Dienste  betrauten 
^Mtärärzte   bei   den   untergeordneten  Truppenkörpern  und  Heeresanstalten. 

§  72.  Die  SanltätsYenraltung  bei  deii  Truppenkörpern« 

I.  Im  allgemeinen  bestehen  die  Funktionen  der  ausübenden  Militär- 
ärz«  im  Frieden  in  der  Handhabung  der  Gesundheitspflege  und  der  sanitäts- 
poli>ilichen  Vorschriften  bei  jenen  Truppenabteilungen  und  Anstalten,  denen 
sie  if  die  Handhabung  des  Sanitätsdienstes  zugewiesen  sind.  Als  Mitglieder 
der  ^ellungs-   und  Überprüfungskommissionen   haben   sie   mitzuwirken   bei 
der  iisentierung  und  Überprüfung.    Sie   handhaben   die  Gesundheitspflege 
und  Osundheitspolizei  und  nehmen  demgemäß  Einfluß  auf  die  Ernährungs- 
vcrhälusse  der  Truppen,   die  Beschafl'ung   eines   guten  Genuß-  und  eines 
ausreicenden    Nutzwassers,    die    Unterkunftsverhältnisse,    die    Ausrüstung, 
Bekleidiig,   Körperreinigung   und  Leibesübungen    der   Truppen    sowie   auf 
die  sonsge  Gesundheitspflege  in  der  Garnison,  auf  Märschen,  bei  Transporten, 
im  Lageiund  bei  Kantonierungen.  Eine  weitere  Aufgabe  ist  die  Durchführung 
der  Implng  und  Wiederimpfung  der  Heerespersonen,  welche  sämtlich  dem 
Impfzwa»e    unterliegen.    Sie    haben    zu    sorgen    für    die    Unterdrückung 
der  Infekonskrankheiten  und  sonstiger  Epidemien,   die  Totenbeschau  bei 
den  in  Miltärgebäuden  bequartierten  und  in  solchen  Gebäuden  verstorbenen 
Heerespersnen  zu  besorgen  und  die  sanitären  Vorkehrungen  bei  Leichen- 
transporten «md   Beerdigungen  zu  treff'en.    Ihnen  obliegt   die  ärztliche  Be- 
handlung dt  maroden   und  kranken  Heerespersonen  in  den  Kasernen  und 
Kantoniernn^n,   auf  Märschen  und  im  Lager.    Damit  die  Erkrankten  der 
entsprechend^  Pflege  zugeführt  und  verhütet  werde,   daß  sich  Simulanten 
dem  Heeresdiaste   entziehen,   ist   eine   regelmäßige   ärztliche  Visite  durch- 
zuführen. Die  lilitärärzte  sind  verpflichtet,  die  aktiven  Offiziere,  die  Militär- 
geistlichen,  Mitärbeamten   und    sonstigen  Gagisten    des   eigenen  Truppen- 
körpers,  bezieh^gsweise   der   eigenen  Anstalt   und   der   zugewiesenen  Ab- 
teilungen unentgUlich  zu  behandeln.  Zur  unentgeltlichen  Behandlung  solcher 
Personen    andere   Truppenkörper    und   Anstalten    sowie    isolierter    aktiver 
Gagisten  sind  sie  \ur  dann  verbunden,  wenn  es  die  Dienst-  und  Dislokations- 
verhälüüsse  gestatijn.  Die  gleiche  Verpflichtung  obliegt  ihnen  gegenüber  den 
Frauen  und  Kindeii  der  aktiven  Mannschaft  des  Truppenkörpers  oder  der 
Anstalt,  auf  welche  ^ich  ihr  Dienst  erstreckt.   Außerdem  haben  die  Militär- 
ärzte gerichtsärztlichi Funktionen  zu  versehen  und  bei  jenen  Truppenkörpern, 
welche  Blessierten-  i^d  Bandagenträger   im  Stande  führen,   Unterricht  im 
Sanitätshilfsdienste  zu  erteilen. 

Analoge  Funktio^n  obliegen  den  ausübenden  Militärärzten  auch 
im  Felde. 

II,  Besondere  Obiegenheiten  kommen  zu: 

1.  Den  Chefärztvn  der  selbständigen  Truppenkörper  und 
Heeresanstalten.  Dieseben  sind  die  Hilfsorgane  und  Referenten  des 
l>etreffeuden  militärischen  K)mmandanten  in  allen  Sanitätsangelegenheiten; 
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2.  den  Garnisonschefärzten.  Als  Qarnisonschefarzt  fungiert  jeweils 
der  nach  Charge  und  Rang  höchste  Militärarzt,  wenn  nicht  durch  besondere 
Anordnungen   ein   anderer  Militärarzt   hiezu   bestimmt  wurde.    Der   Dienst 
eines  Garnisonschefarztes    umfaßt  je  nach   den   lokalen  Verhältnissen  ent 
weder  bloß  die  Obliegenheiten  eines  leitenden  oder  auch  jene  eines  anb 
übenden  Militärarztes.  In  ersterer  Eigenschaft  ist  er  Hilfsorgan  und  Referei 
des  Stations-,  beziehungsweise  des  Festungskommandos  und  hat  nach  dess« 
Anordnungen  den  gesamten  Sanitätsdienst  in  der  Garnison  zu  leiten  so>^ 
das  ärztliche  und  das  Medikamentenpersonal  in  der  Ausübung  des  Dient^^ 
zu   überwachen.    In  jenen  Stationen,   wo   nebst  Truppen   des  Heeres   aih 
aktive  Landwehrabteilungen  sich  befinden  und  außer  dem  Garnisonschef/'t 
des   Heeres   noch   ein   Landwehrstationschefarzt   eingeteilt   ist,    bestehtfür 
beide  Ärzte  die  wechselseitige  Verpflichtung,  in  allen  Angelegenheiten  die 
sich   auf  die  Anordnung   und  Durchführung  allgemeiner  hygienischerund 
sanitätspolizeilicher,  im  gemeinschaftlichen  Interesse  der  beiderseitigen  Tipp«« 
gelegener  Maßnahmen  beziehen,  im  Einvernehmen  vorzugehen; 

3.  den  Militärärzten  in  den  Militärerziehungs-  und  Bilcüugs- 
an stalten.  Diesen  kommt  nicht  nur  die  Ausübung  des  Sanitätsdieites  in 
den  genannten  Anstalten,  sondern  im  Vereine  mit  den  Anstaltskomma4anten 
auch  die  Obsorge  für  das  physische  Gedeihen  und  eine  vernünftigeAbhär- 
tung  der  Militärzöglinge  zu. 

§  78.  Die  Militärsanltfttsanstalten. 

L  Bis  zum  Ende  des  XVIIL  Jahrhunderts  hatten  dieMilitärsanitäÄnstalten 
nur  eine  geringe  Entwicklung  erfahren.  Zuerst  wurden  —  wah*cheinlich 
gleichzeitig  mit  der  Errichtung  des  stehenden  Heeres  —  stab^  Militär- 
spitäler im  Frieden  aufgestellt.  Ihre  Förderung  ließ  sich  namentlich 
Josef  II.  angelegen  sein  und  das  bereits  erwähnte  Reglemdt  für  die 
k.  k.  Feldchirurgen  (1788  und  1789)  enthielt  zum  ersten  MaS  auch  aus- 
führliche Vorschriften  für  die  Militärspitäler.  Zu  Beginn  des  XlX.'ahrhundert« 
erfolgten  wesentliche  Verbesserungen  und  in  dem  Militn^anitätsregle- 
raent  des  Jahres  1808  findet  sich  bereits  die  ünterscheidng  zwischen 
Garnisonsspitälern,  welche  einen  eigenen  Stand  von  Ofti€^ren,  Arzteu, 
Verwaltungs-,  Aufsichts-  und  Wartepersonal  besaßen,  unr  Regiments- 
spitälern, für  welche  das  Personal  von  den  Truppen  b^estellt  wurde. 
Nachdem  in  den  Jahren  1829  bis  1840  sämtliche  Garnisoi^spitäler  —  mit 
Ausnahme  des  Wiener  —  in  Regimentsspitaler  umgewande^  worden  waren, 
erfolgte  zu  Beginn  der  filnfziger  Jahre  die  Neuaufstellungund  Vermehrung 
der  Gamisonsspitäler.  Außerdem  bestanden  bereits  seif  dem  Beginn  des 
XIX.  Jahrhunderts  Militärbadehäuser  zu  Teplitz  in  Bctmen  und  zu  Baden 
bei  Wien  sowie  seit  dem  Jahre  1832  auch  Marodenhäieer,  in  welchen  für 
eine  geregelte  diätetische  Behandlung  der  Kranken  s.m\e  Vorkehrungen 
getroffen,  die  aber  auch  nicht  an  die  Manipulations-  und  Ve^eehnungsvorschriften 
der  Spitäler  gebunden  waren.  Diese  Einteilung  der  ülitärsanitätsanstalten 
blieb  seitdem  bestehen.  Hingegen  ward  im  Jahre  1870  in  der  Richtung 
eine  wichtige  organisatorische  Änderung  vollzöge?  daß  die  bisherigen 
militärischen  Kommandanten  der  Sanitätsanstalten  beseitigt  und  Militärärzte 
als  verantwortliche  Leiter  ( Chefarzte )  der  Militärsp^'^iler  systemisiert  wurden. 
Immerhin  blieben  auch  jetzt  noch  sämtliche  Kraken  des  Soldatenstandes 
in  den  Garnisonsspitälern  in  militärdienstlicher  Beziehung  den  Sanitäts- 
abteilungskomniandanten,  in  den  übrigen  Sanitä^anstalten  al»er  den  mit  der 
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«ikonomiBchen  Verwaltung  betrauten  Okonomieoffizieren  unterstellt.  Diese 
Organe  handhabten  demgemäß  auch  das  Disziplinarstrafrecht  über  diese 
Personen  sowie  über  das  Sanitätshilfspersonal.  Der  dadurch  herbeigefllhrte 
Dualismus  in  der  Befehlsgebung  wurde,  wie  bereits  erwähnt  worden  ist, 
erst  im  Jahre  1894  beseitigt  und  nur  in  den  Badeheilanstalten  ist  es  bei 
den  irüheren  Einrichtungen  geblieben. 

Im  Felde  gab  es  in  der  älteren  Zeit  keine  geregelten  Maßnahmen 
t\lr  die  Pflege  der  Kranken  und  Verwundeten,  sondern  es  wurden  den 
Truppen  zur  Unterbringung  derselben  einfach  in  der  Nähe  des  Lagers  be- 
findliche Orte  angewiesen.  Eigentliche  Feldspitäler  finden  sich  erst  in 
den  Türkenkriegen  zu  Ende  des  XVI.  Jahrhunderts.  Seit  dem  XVII.  Jahrhundert 
wurden  sie  von  der  Heeresverwaltung  zu  Beginn  eines  Feldzuges  aufgestellt, 
waren  aber  noch  äußerst  mangelhatt  eingerichtet  und  blieben  es  auch  in 
der  folgenden  Zeit.  Eine  Besserung  führte  Prinz  Eugen  dadurch  herbei, 
daß  er  die  Kranken  und  Verwundeten  so  rasch  als  möglich  vom  Kriegs- 
schauplatze entfernen  und  in  den  benachbarten  Gebieten  der  Privatpflege 
übergeben  ließ.  Zu  dem  Mittel  des  Krankenabschubes  wurde  neuerdings 
gelegentlich  der  Mobilisierungsvorbereitungen  gegen  Holland  (1782)  gegriifen, 
indem  mehrere  Linien  von  Feldspitälern  organisiert  wurden,  und  im  türkischen 
Feldzuge  des  Jahres  1788  kamen  auch  transportable  Baracken  zur 
Verwendung.  Das  Reglement  fllr  die  k.  k.  Feldchirurgen  enthielt  auch 
Bestimmungen  über  den  Feldsanitätsdienst  und  die  in  den  französischen 
Kriegen  auf  diesem  Gebiete  gesammelten  Erfahrungen  fanden  Verwertung 
in  dem  Miütärsanitätsreglement  vom  Jahre  1808.  Damals  wurden  bereits 
je  nach  der  Entfernung,  in  welcher  die  Feldspitäler  von  der  Armee 
zur  Aufstellung  gelangten,  3  Klassen  derselben  unterschieden.  Die .  im 
Jahre  1850  neu  organisierten  Garnisonsspitäler  erhielten  auch  die  Bestim- 
mung, beim  Ausbruche  eines  Krieges  in  möglichst  kurzer  Zeit  die  Mittel 
zur  Aufstellung  der  erforderlichen  Feldspitäler  zu  bieten.  Nach  dem  Armee- 
statute des  Jahres  1857  zerfielen  die  Feldspitäler  in  bewegliche  Spitäler 
und  in  die  Feldspitäler  im  engeren  Sinne.  Die  beweglichen  Spitäler  be- 
standen wiederum  aus  den  Ambulanzen  und  den  eigentlichen  Aufnahms- 
spitälern. Die  Ambulanzen  hatten  die  Bestimmung,  den  Truppen  in  die 
erste  Linie  zu  folgen  und  die  Verwundeten  in  die  in  zweiter  Linie  aufge- 
stellten Au fnahms Spitäler  zu  überfuhren,  während  die  Feldspitäler  in  der 
dritten  Linie  aufgestellt  werden  sollten.  Im  Feldzuge  des  Jahres  1851)  ward 
teilweise  das  Krankenzerstreuungssysteni  in  der  Weise  angewendet, 
daß  die  Kranken  und  Verwundeten  nach  einem  bestimmten  Plane  vom 
Kriegsschauplätze  hinweg  in  die  rückwärts  gelegenen  Gebiete  geführt  und 
hier  in  den  Militär-  und  Zivilspitälern  untergebracht  wurden.  Nach  der 
im  Jahre  18l>4  erlassenen  Instruktion  für  den  Sanitätsdienst  im  Felde 
sollten  sich  die  Feldsanitätsanstalten  in  3  (iruppen  gliedern.  Die  erste 
(Truppe  hatte  sich  mit  der  Aufsuchung  und  Übernahme  der  am  Kampfplatze 
Verwundeten,  mit  der  nötigen  ärztlichen  Hilfeleistung  an  dieselben  und  ihrer 
Weiterbeförderung  zu  befassen.  Diese  erste  Gruppe  zerfiel  wiederum  in  8 
Linien,  nämlich  zunächst  in  den  Hilfsplatz  zur  ersten  Übernahme  und 
<iringendsten  Versorgung  der  durch  die  Blessiertenträger  vom  Schlachtfelde 
dahin  gebrachten  Verwundeten,  sodann  in  den  Verbandplatz,  wo  diesen 
die  erste  gründliche  ärztliche  Hilfe  zu  teil  werden  sollte,  und  endlich  in  die 
Korpsambulanz,  welche  den  Transport  der  Verwundeten  nach  den  rück- 
wärts gelegenen  Spitälern  zu  vermitteln  hatte.  Die  zweite  Gruppe  bildeten 
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die  Feldspitjiler  und  zur  dritten  Gruppe  gehörten  die  Rekonvale«- 
zentenhäuser,  Krankenhaltstationen  sowie  die  im  Hereiche  und  zu- 
nächst der  mobilen  Armee  befindlichen  stabilen  Garnisons-  und  Truppen- 
spitäler. 

In  den  Jahren  1868  und  1869  wurden  auf  Grund  der  im  Feldzuge 
des  Jahres  1866  gemachten  Erfahrungen  neuerlich  Keformen  im  Feldsanitäts- 
dienste durchgeführt,  welche  in  der  Instruktion  für  den  Sanitätsdienst 
l)ei  der  k.  k.  Armee  im  Felde  vom  Jahre  1870  ihren  Ausdruck  fanden. 
Während  der  bisherigen  Organisation  die  Brigade,  beziehungsweise  das 
Armeekorps  zu  Grunde  lagen,  ward  nunmehr  die  Infanterietnippondivision 
als  jene  taktische  Einheit  angenommen,  auf  welcher  sich  der  Feldsanitäts- 
dienst aufbauen  sollte.  Darnach  ergaben  sich  zwei  Gruppen  von  Feldsanitüts- 
anstalten,  nämlich  als  erste  Linie  die  Divisionssanitätsanstalten  und 
als  zweite  Linie  die  Feldspitäler. 

IL  Gegenwärtig  gliedern  sich  die  Militärsanitätsanstalten  wie  folgt: 

1.  Im  Frieden  sind  nachstehende  Sanitätsanstalten  eingerichtet: 

a)  Für  das  Heer: 

an)  Die  Garnisonsspitäler  nebst  ihren  Filialen.  Dieselben  sind 
selbständige,  mit  einem  eigenen  Stande  von  Militärärzten,  Militärgeistlicheii 
und  Truppenrechnungsftihrem,  dann  einer  eigenen  Sanitätsabteilung  ausge- 
stattete Heilanstalten.  Kommandant  des  Gamisonsspitals  ist  ein  Militärarzt. 
Die  Leitung  des  ökonomisch-administrativen  Dienstes  steht  der  Verwaltungs- 
kommission zu,  welcher  der  dem  Spitalskommandanten  im  Range  nachfolgemle 
Militärarzt,  der  Sanitätsabteilungskommandant  und  der  Truppenrechuungs- 
führer  angehören.  Den  bei  größeren  Garnisonsspitälem  eingeteilten  Ober- 
offizieren des  Armeestandes  obliegt  die  Detailökonomie,  d.  h.  die  Verwaltung 
der  Viktualien,  des  Servises,  der  Ausrüstung  und  Bekleidung  der  Kranken, 
des  Sanitätsmaterials,  der  Bettensorten  und  der  Okonomiegeräte.  In  den  übrigen 
Garnisonsspitälern  ])esorgt  ein  Offizier  der  Sanitätsabteilung  das  Okonomie- 
geschäft. 

hb)  Die  Truppen spitä  1er.  Dieselben  haben  die  Bestimmung,  in 
Garnisonsorten  mit  einer  IVuppenzahl  von  mehr  als  500  Mann,  in  welchen 
kein  Garnisonsspital  besteht,  die  Krankenpflege  für  die  Heerespersonen  zu 
besorgen.  Sie  sind  selbständige  Heeresanstalten,  haben  eine  den  Garnisons- 
spitälem analoge  Einrichtung,  jedoch  keinen  eigenen  Personalstand,  sondern 
das  erforderliche  Personal  wird  jeweils  aus  dem  Stande  der  mit  der 
Krankenabgabe  an  diese  Spitäler  gewiesenen  Truppen  zugeteilt.  Kommandant 
ist  ein  Militärarzt.  Derselbe  bildet,  woferne  nicht  ein  zweiter  Militärarzt 
zugeteilt  ist,  mit  einem  als  Verwaltuugsoffizier  fungierenden  Truppenoffizier 
die  Verwaltungskommission.  Zum  Aiffsichts-  und  Pflegedienste  sind  haupt- 
sächlich die  als  Blessierten-  und  Bandagenträger  ausgebildeten  Mannschafts- 
personen der  Truppe  zu  verwenden,  doch  kann  nach  Maßgabe  der  Umstände 
auch  Mannschaft  der  Sanitätstruppe  zum  Krankenpflegedienste  in  das  Truppen- 
spital  kommandiert  werden. 

Den  Truppenspitälern  gleichgestellt  sind  die  Spitäler  der  Militär- 
erziehungs-  und  Bildungsanstalten,  der  Militärinvalidenhäuser 
und  der  Militärgefangenhäuser,  doch  stehen  dieselben  im  Dependenz- 
verhältnisse  zu  der  betreffenden  Anstalt. 

rr)  Die  Marodenhäuser.  Dieselben  haben  den  Zweck,  Kranke,  welche 
eine  baldige  Genesung  in  Aussicht  stellen,  eventuell  aber  auch  schwere^  zur 
Transportierung  nicht  geeignete  Kranke  aufzunehmen.  Mit  Rücksicht  auf  den 
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in  der  Regel  beschränkten  Raum  und  die  für  eine  spitalsmäßige  Pflege  nicht 
ausreichenden  Einrichtungen  dieser  Anstalten  hat  jedoch  zeitgerecht  eine 
periodische  Abgabe  der  in  den  Marodenhäusern  untergebrachten  Kranken  in 
das  nächste  Truppen-  oder  Gamisonsspital  stattzufinden.  Errichtet  werden 
»olche  Marodenhäuser  zunächst  in  jedem  Gamisonsorte  mit  einer  Truppenzahl 
von  wenigstens  3Q()  und  nicht  mehr  als  500  Mann,  in  welchem  nicht  bereits 
eine  andere  Militärsanitätsanstalt  besteht,  ferner  bei  besonderen  Anlässen, 
wie  Truppenkonzentrierungen,  Epidemien  u.  s.  w.,  für  die  Dauer  des  Bedarfes. 
Das  von  einem  Truppenkörper  errichtete  Marodenhaus  tritt  zum  Kommando 
und  zur  Verwaltungskommission  desselben  in  das  Dienstverhältnis  einer 
Unterabteilung.  Das  Kommando  führt  der  Chefarzt  des  Truppenkörpers.  Für 
den  Aufsichts-  und  Pflegedienst  sind  besonders  Blessiertenträger  zu  verwenden. 
Ausnahmsweise  kann  auch  Mannschaft  der  Sanitätstruppe  zum  Kranken- 
pflegedienst in  ein  Marodenhaus  kommandiert  werden. 

fhl)  Die  Militärheilanstalten.  In  den  wichtigeren  Kurorten  der 
Monarchie  sind  zur  Aufnahme  kurbedürftiger  Heerespersonen  Militärbadeheil- 
nnd  Trinkkuranstalten  eingerichtet.  In  einigen  dieser  Anstalten  (zu 
Baden,  Karlsbad  und  Schönau)  ist  für  eine  spitalsmäßige  Pflege,  in  den 
übrigen  bloß  für  die  Unterbringung  kurbedürftiger  Personen  Vorsorge  getroflFen. 
Für  mehrere  Anstalten  (Baden,  Herkulesbad,  Karlsbad  und  Schönau)  sind 
eigene  Militärbadehauskommandanten  angestellt.  Sonst  besitzen  die 
Anstalten  aber  kein  eigenes  Personal,  sondern  dasselbe  wird  auf  die  Dauer 
der  Badesaison  aus  dem  Stande  der  Garnisons-  oder  Truppenspitäler  dahin 
kommandiert.  Die  Leitung  der  Badeheil-  oder  Trinkkuranstalt  obliegt  dem 
der  Anstalt  als  Chefarzt  zugewiesenen  Militärarzte.  Die  in  die  Anstalten 
kommandierten  Offiziere  fungieren  als  Militärbadeinspektoren  und  Verwaltungs- 
offiziere. 

h)  Für  die  Kriegsmarine: 

aa)  Das  Marinespital  in  Pola. 

hh)  Die  Schiffsspitäler.  Dieselben  sind  auf  allen  in  Dienst  stehenden 
^>i'hiffen,  welche  über  ein  ärztliches  Personal  verfügen,  nach  Maßgabe  der 
vorhandenen  Räumlichkeiten  einzurichten.  Schon  beim  Bau  der  Kriegsschiff'e 
sollen  hiezu  geeignete  Räumlichkeiten  als  stabile  Schiffsspitäler  eingerichtet 
werden;  falls  aber  solche  Räumlichkeiten  nicht  bestehen  und  in  sonstigen 
Notfällen  sind  andere  Räumlichkeiten  oder  abgegrenzte  Schiff'steile,  welche 
der  Schifl^schefarzt  als  zweckentsprechend  erklärt,  hiefür  zu  bestimmen. 

0)  Für  die  Landwehren: 

(ia)  Das  Landwehrgarnisonsspital  in  Wien  für  Angehörige  der 
k.  k.  Landwehr.  Im  übrigen  werden  die  erkrankten  Personen  der  k.  k.  Land- 
wehr in  die  Sanitätsanstalten  des  Heeres  oder  in  Zivilheilanstalten  abgegeben. 

bh)  Das  Landwehrgarnisonsspital  in  Budapest,  die  Landwehr- 
truppenspitäler und  die  ihnen  gleichgestellten  Spitäler  der  Land- 
wehrerziehungs-  und  Bildungsanstalten,  dann  die  Landwehr- 
niarodenhäuser  für  die  Angehörigen  der  ungarischen  Landwehr. 

Honvedtruppenspltäler  werden  in  der  Regel  in  solchen  Stationen 
errichtet,  in  welchen  der  Präsenzstand  der  Landwehrtruppen  500  Mann 
übersteigt,  in  denen  sich  aber  kein  Garnisonsspital  befindet,  ferner  in  solchen 
Stutionen  mit  geringerem  Präsenzstande,  woselbst  entweder  aus  Mangel  an 
stabilen  Militär-  oder  Zivilhcilanstalten  oder  sonst  die  Aufgaben  der  Kranken- 
pHege  es  notwendig  machen. 
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Landwehrmarodenhäuser  sind  in  jedem  Stationsorte  mit  einer  Truppen- 
zahl  von  wenigstens  300  und  nicht  mehr  als  500  Mann,  in  welchem  nicht 
bereits  eine  Landwehrsanitätsanstalt  besteht,  femer  bei  besonderen  Anlässen, 
wie  Epidemien  u.  dgl,  zu  errichten. 

2.  Die  im  Kriegsfalle  zur  Verwendung  gelangenden  Sanitätsanstalteu 
zerfallen  in  2  Gruppen,  nämlich  in  die  Feldsanitätsanstalten  und  die 
Sanitätsreserveanstalten.  Dazu  kommen  noch  die  besonderen  Vor- 
kehrungen auf  den  Kriegsschiffen. 

a)  Zu  den  Feldsanitätsanstalten  zählen: 

aa)  Die  Divisionssanitätsanstalten.  Dieselben  haben  die  Auf- 
gabe, den  Verwundeten  die  erste  Hilfe  zu  leisten  und  deren  Transport  nach 
den  rückwärts  gelegenen  Sanitätsanstalten  zu  vermitteln.  Umfang  und  Aus- 
rüstung dieser  Anstalten  richtet  sich  nach  ihrer  Bestimmung  für  Infanterie- 
oder Kavallerietruppendivisionen.  Eine  Infanterie  -  Divisionssanitäts- 
anstalt  ist  für  2  Hilfsplätze,  I  Verbandplatz  und  1  Ambulanz,  dann 
mit  1  Sanitätsmaterialreserve  ausgerüstet.  Die  Hilfsplätze  sind 
bestimmt,  die  anlangenden  Verwundeten  zur  Weiterbeförderung  nach  dem 
Verbandsplatze  möglichst  schnell  geeignet  zu  machen.  Der  Verbandplatz 
bildet  den  Sammelpunkt  für  die  Verwundeten  einer  Truppendivision.  Daselbst 
wird  denselben  die  erste,  tunlichst  gründliche  ärztliche  Hilfe  zu  teil,  worauf 
sie  in  ein  Feldspital  oder  in  die  weiter  rückwärts  gelegene  Kranken- 
abschubstation  gebracht  werden.  Die  Ambulanz  hat  entweder  direkt  auf 
dem  Verbandplatze  mitzuwirken  oder  als  ein  Mittelglied  zwischen  dem 
Verbandplatze  und  den  rückwärtigen  Sanitätsanstalten,  beziehungsweise 
Abschubstationen  zu  dienen,  um  untransportable  oder  erschöpft  anlangende 
Verwundete  aufzunehmen  und  für  die  Labung  aller  ankommenden  Ver- 
wundeten und  Kranken  zu  sorgen.  Die  Sanitätsmaterialreserve  ist  mit 
einem  Vorrate  an  Medikamenten  und  Verbandstoffen  ausgestattet,  aus 
welchem  die  bei  den  Truppen  und  auf  den  Verbandplätzen  jeweils  ver- 
brauchten Mengen  zu  ersetzen  sind. 

Jeder  Infanterie-Divisionssanitätsanstalt  sind  eigene  Militärärzte  und 
eine  Feldsanitätsabteilung  beigegeben.  Während  und  nach  dem  Gefechte 
bis  zur  Räumung  der  Sanitätsanstalt  sind  bei  derselben  auch  die  Ärzte  der 
zur  Truppendivision  gehörigen  Truppeukörper  zu  verwenden.  Im  übrigen 
bildet  die  Divisionssanitätsanstalt  samt  der  zugehörigen  Feldsanitätsabteilung 
und  den  sonstigen  Organen  der  Anstalt  eine  eigene,  dem  Truppendivisions- 
kommando unmittelbar  unterstellte  Unterabteilung.  Kommandant  ist  ein 
Regimentsarzt 

Eine  Kavallerie-Divisionssanitätsanstalt  ist  bloß  für  1  Hilfs- 
platz und  1  Verbandplatz  ausgerüstet;  der  Bedarf  an  Verbandmaterial  und 
Arzneimitteln  ist  aus  der  nächsten  Sanitätsmaterialreserve  zu  ergänzen. 

Eine  abweichende  Zusammensetzung  haben  ihrer  Bestimmung  gemäß 
die  Infanterie-Divisionssanitätsanstalten  mit  Gebirgsausrüstung. 

bh)  Die  Feldspitäler.  Dieselben  sind  bestimmt,  die  Kranken-  und 
Verwundeten  der  operierenden  Armee  aufzunehmen,  damit  sie  der  ersten 
spitalsmäßigen  Behandlung  und  Pflege  teilhaftig  werden.  Sie  sind  selbständige 
Anstalten  und  haben  normalerweise  eine  Belagfähigkeit  für  600  Personen. 
Sie  sind  so  eingerichtet,  daß  bei  ihnen  sofort  eine  Dreiteilung  in  Sektionen 
für  je  200  Verwundete  oder  Kranke  Platz  greifen  kann.  Grundsätzlich  wird 
für  jede  Infanterietruppendivision  1  Feldspital  gerechnet.  Bei  größerem 
Andrang  von  Verwundeten  haben  die  Feldspitäler  in  ihrem  Aufstellungsorte 
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außer  den  von  ihnen  bereits  belegten  noch  andere  Ränmlicbkeiten  spitals- 
mäßig  einzurichten  und  die  notwendigen  Spitalsbedürfnisse  durch  Requi- 
sition aufzubringen.  Für  die  betrefienden  Adaptierungen  sind  die  Arbeitskräfte 
von  der  Ortsbehörde  anzusprechen.  Wenn  das  verfügbare  Personal  nicht 
ausreicht,  so  kann  auch  die  Ortsbevölkerung  zur  Mitwirkung  bei  Besorgung 
der  Kranken  herangezogen  werden.  Das  Armeegeneralkommando  hat  dafür 
zu  Borgen,  daß  die  aufgestellten  Feldspitäler  baldigst  geräumt  oder  durch 
mobile  Reservespitäler  ersetzt  werden,  damit  sie  den  Ameekolonnen  behufs 
neuerlicher  Verwendung  nachrücken  können.  Kommandant  ist  ein  Stabsarzt; 
den  ökonomisch-administrativen  Dienst  leitet  die  Verwaltungskommission, 
welche  in  analoger  Weise  wie  bei  den  Garnisonsspitälern  zusammengesetzt  ist. 

cc)  Die  Feldmarodenhäuser.  Dieselben  werden  an  geeigneten 
Punkten  des  Kriegsschauplatzes  oder  in  der  Nähe  desselben  nach  Bedarf 
zu  dem  Zwecke  errichtet,  damit  die  von  der  Armee  im  Felde  zurück- 
gesendeten Leichtverwundeten  und  Leichtkranken,  welche  eine  baldige 
Genesuug  erhoffen  lassen,  dann  die  durch  Kriegsstrapazen  Erschöpften  und 
die  aus  den  Feldspitälem  entlassenen,  jedoch  noch  einer  Erholung  bedürftigen 
Rekonvaleszenten  nicht  abgeschoben  werden  müssen,  sondern  tunlichst  bald 
wieder  in  kriegstüchtigem  Zustande  der  Armee  zugeführt  werden  können. 
Sie  sollen  bis  zu  500  Personen  aufnehmen  können.  Für  je  1  Korps  werden 
2  Feldmarodenhäuser  gerechnet  Die  Einrichtungsstücke  sind  auf  das  Not- 
wendigste zu  beschränken  und  womöglich  durch  Requisition  zu  beschaffen. 
Das  Personal  wird  der  dem  Armeegeneralkommando  zugewiesenen  Personal- 
reserve, beziehungsweise  den  Etappentruppen  entnommen. 

dd)  Die  mobilen  Reservespitäler.  Dieselben  dienen  zur  Ablösung 
der  möglichst  bald  wieder  beweglich  zu  machenden  Feldspitäler  oder  auch 
zur  direkten  Errichtung  von  Heilanstalten  auf  dem  Kriegsschauplatze.  Sie 
sind  selbständige  Heeresanstalten,  bestimmt  zur  Aufnahme  von  je  600  Ver- 
wundeten und  Kranken  und  lassen  gleichfalls  eine  Dreiteilung  zu.  Für  jede 
Infanterietruppendivision  wird  1  Einheit  gerechnet.  Der  Dienstbetrieb  ist 
der  gleiche  wie  bei  den  Feldspitälern. 

ee)  Die  Krankenhaltstationen.  Derartige  Stationen  werden  im 
Etappenbereiche  an  jenen  Kommunikationen  errichtet,  auf  welchen  der  Rück- 
transport der  Kranken  und  Verwundeten  stattfindet. 

Sie  teilen  sich  ihrem  Zwecke  nach  in  Stationen,  welche  den  Kranken 
nur  als  Ruhepunkte  dienen  und  ihnen  die  Oelegenheit  zur  momentanen 
Erholung,  Labung,  Speisung  und  nötigsten  ärztlichen  Hilfe  bieten,  und  solche 
Stationen,  wo  Kranke  auch  übernachten  und  ärztliche  Hilfe  finden  können. 

Die  Einrichtungsstücke  sind  womöglich  im  Requisitions wege  zu  be- 
schaffen. 

ff)  Die  Eisenbahnsanitätszüge.  Diese  haben  den  Zweck,  Schwer- 
verwundete  und  Schwerkranke  aus  den  Feld-  und  Reservespitälern,  dann 
auch  direkt  von  den  Divisionssanitätsanstalten  an  die  zu  ihrer  Auf- 
nahme bestimmten  Orte  zu  befördern.  Soferne  diese  Feldsanitätsanstalten 
ihrem  Zwecke  nicht  genügen,  haben  die  Armeegeneralkommanden  im 
Wege  der  Feldeisenbahn-Transportleitungen  besondere  Krankenzüge  einzu- 
richten. 

ffg)  Die  Schiffsambulanzen.  Diese  haben  die  Bestimmung,  den  Ab- 
8i*hub  Schwerverwundeter  und  Schwerkranker  von  jenen  Punkten  aus,  wo 
die  Einschiffung  von  Krankentransporten  erfolgen  kann,  entweder  bis  an 
deren  Bestimmungsorte  oder,  falls  diese  Orte  ausnahmsweise   nicht  an  den 


352 

betreffenden  Flußlinien  liegen,  an  jene  Punkte  zu  vermitteln,  von  wo  auü 
die  Weiterbeförderung  der  Kranken  und  Verwundeten  in  die  zu  ihrer  Auf- 
nahme bestimmten  Heilanstalten  erfolgen  kann.  Sie  sind  ebenfalls  selb- 
ständige Feldsanitätsanstalten.  Mehrere  Sehiffsambulanzen  können  auch  zu 
einem  Krankentransportconvoi  zusammengezogen  werden. 

hli)  Die  Montur-  und  Sanitätsmaterial-Felddepots  und  deren 
Expositureu.  Dieselben  gehören  insoweit  zu  den  Feldsanitätsanstalten,  als 
es  sich  um  die  Vorrathaltung  von  Sanitätsmaterial  handelt.  Ein  solches^ 
Felddepot  wird  jeder  Armee  und  jedem  selbständig  operierenden  Armee- 
körper zugewiesen. 

h)  Zu  den  stabilen  Sanitätsreserveanstalten  sind  zu  zählen: 

aa)  Die  Festungsspitäler.  In  den  in  Kriegsausrtistung  versetzten 
festen  Plätzen  hat  zunächst  das  daselbst  befindliche  und  erweiterte  Garnisons- 
spital für  die  Pflege  der  Kranken  und  Verwundeten  bis  zu  einem  Maximal- 
belage von  1000  Personen  zu  genügen.  Eventuell  sind  Filialen  aufzustellen. 
Überschreitet  die  für  den  betreffenden  festen  Platz  nach  einem  bestimmten 
Schlüssel  zu  berechnende  Zahl  von  Kranken  die  genannte  Maximalziffer, 
so  sind  Festungsspitäler  zu  errichten.  In  jenen  festen  Plätzen,  in  welchen 
im  Frieden  Truppenspitäler  oder  Marodenhäuser  bestehen,  werden  diest*.  in 
Festungsspitäler  umgewandelt.  In  kleineren  Plätzen  aber  sind  die  Maroden- 
häuser zu  erweitern  oder  solche  zu  errichten. 

bli)  Die  Reservespitäler  außerhalb  des  Kriegsschauplatzes. 
Als  solche  Anstalten  dienen  zunächst  die  im  Frieden  bestehenden  Militär- 
sanitätsanstalten des  Heeres  und  der  Landwehren,  welche  zu  Zwecken  der 
Krankenzerstreuung  erweitert  werden.  Wenn  aber  auch  die  tunlichste  Er- 
weiterung der  bestehenden  Militärsanitätsanstalten  für  die  Anforderungen 
des  Krankenzerstreuungssystems  nicht  ausreicht,  so  werden  eigene  Reserve- 
spitäler neu  aufgestellt.  Dieselben  sind  selbständige  Heeresanstalten  mit 
einer  analogen  Verwaltung,  wie  sie  bei  den  Garnisonsspitälern  besteht. 

rröDie  Vereinsreservespitäler,  die  Rekonvaleszentenhäuser  und 
die  Krankenhaltstationen  außerhalb  des  Kriegsschauplatzes.  Diese 
Anstalten  bilden  das  Schlußglied  der  Vorsorgen  zur  Unterbringung  der 
infolge  des  Krankenzerstreuungssystems  in  ihre  Heimat  zurückkehrenden 
Verwundeten  und  Kranken.  Sie  werden  von  verschiedenen  Korporationen, 
Vereinen  und  einzelnen  Personen  aus  Privatmitteln  zur  Aufnahme  ver- 
wundeter oder  erkrankter  Krieger  im  Hinterlande  errichtet.  Den  gleichen 
Zweck  können  auch  jene  Zivilheilanstalten  erfüllen,  welche  sich  zur  Auf- 
nahme einer  grölJeren  Anzahl  von  Verwundeten  bereit  erklären.  In  Privat- 
pflege sollen  nur  ausnahmsweise  einzelne  Schwerverwundete  und  einer 
längeren  Erholung  bedürftige  Rekonvaleszenten  übergeben  werden. 

(')  Auf  den  Kriegsschiffen  ist  vor  einer  feindlichen  Aktion  in  den 
unteren  Räumen  an  einer  Stelle,  welche  voraussichtlich  einer  Gefährdung 
durch  direkte  Schüsse  entzogen  ist,  bei  Operationen  mit  kriegsmäßig  ar- 
mierten Booten  aber,  wobei  das  Schifft  selbst  in  keine  Aktion  tritt,  im 
eigentlichen  Schiffsspital  ein  Verbandplatz  aufzuschlagen.  Läßt  die  Ex- 
poniertheit der  Räumlichkeiten,  welche  sonst  als  stabiles  Schiff*sspital  dienen, 
die  Hehandlung  der  Kranken  daselbst  während  des  Gefechtes  als  unmöglich 
erscheinen,  so  werden  andere  Räumlichkeiten  als  provisorische  Schiffs- 
spitäler eingerichtet.  Finden  Operationen  mit  kriegsmäßig  armierten  Booten 
statt,  st)  wird  auf  fall  weisen  Befehl  des  Schiffskommandanten  ein  Am- 
bulanzboot   ausgerüstet.    Die    Aufgabe    desselben    besteht  zunächst  in  der 
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Übernahme  der  Verwundeten  und  in  der  Erteilung  der  ersten  ärztlichen 
Hilfe,  bis  es  möglich  ist,  dieselben  außerhalb  des  Bereiches  des  feindlichen 
Feuers  and  unter  ärztlicher  Aufsicht  an  Bord  des  eigenen  Schiffes  zurück- 
zutransportieren  und  daselbst  dem  ächiffsspitale  zu  übergeben.  Werden  die 
(3perationen  der  Boote  auf  Landungen  ausgedehnt,  so  wird  aus  dem  Personal 
des  Ambulanzbootes  und,  wenn  Boote  anderer  Schiffe  anwesend  sind,  auch 
aus  dem  Personal  dieser  eine  Landungsambulanz  gebildet. 

B.  Das  Militärmedikamentenwesen. 

§  74.  Die  Organe  der  Mllitärmedikamentenverwaltung. 

L  Ein  eigenes  Medikamentenpersonal  findet  sich  beim  kaiserlichen 
Heere  bereits  im  Dreißigjährigen  Kriege,  doch  war  es  damals  und  noch 
später  zur  Zeit  des  Prinzen  Eugen  um  die  Medikamentenyerwaltung  nicht 
besonders  gut  bestellt.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  XVIIL  Jahrhunderts 
erfolgten  wichtige  Neuerungen  in  diesem  Verwaltungszweige,  indem  der  Pro- 
fessor der  Botanik  und  Chemie  an  der  Josefsakademie  zugleich  zum  Direktor 
der  Militärapotheken  bestellt  und  das  Medikamentenlieferungsgeschäft  in  die 
eigene  Regie  übernommen  wurde. 

IL  Gegenwärtig  fungiert  als  Spezialbehörde  für  die  Militärmedikamenten- 
Verwaltung  die  dem  Reichskriegsministerium  unmittelbar  untergeordnete 
Medikamentendirektion.  An  der  Spitze  derselben  steht  der  Medika- 
menten direkter.  Alle  auf  die  Beschaffung  von  Arzneivorräten  und  sonstigen 
Betriebsmaterialien  Bezug  nehmenden  Angelegenheiten  sind  von  ihm  der 
Inspektionskommission  für  das  Militärmedikamentenwesen  vorzu- 
tragen. Derselben  obliegt  insbesondere  die  Regelung  der  Bestände  an  Arz- 
neien, Arzneigefäßen  und  Apothekergeräten  sowie  die  Feststellung  der  Grund- 
zUge  für  die  Beschaffung  dieser  Bestände.  Sie  ist  ferner  zur  Vornahme  aller 
bedeutenderen  Sicherstellungsverhandlungen,  zur  Prüfung  der  eingelieferten 
und  erzeugten  Arzneikörper,  dann  zur  Kontrolle  des  Verbrauches  derselben 
berufen.  Demgemäß  hat  sie  die  Bezugsquellen,  die  Qualität  und  Quantität 
der  auzusehaffendeu  Arzneimittel  zu  bestimmen,  soweit  dies  nicht  unmittelbar 
dnrch  das  Reichskriegsministerium  geschieht. 

Die  Kommission  besteht  unter  dem  Vorsitze  des  Chefs  des  militärärzt- 
lichen Offizierskorps  aus  dem  Sanitätschef  des  Militärterritorialkommandos 
in  Wien,  welcher  Stellvertreter  des  Vorsitzenden  ist,  je  1  Vertreter  der 
14. 1  Sanitäts- )Abteilung  des  Reichskriegsministeriums  und  der  Intendanz  des 
genannten  Militärterritorialkommandos,  dann  aus  2  vom  Reichskriegs- 
niinisterium  bestimmten  Militärärzten  und  endlich  aus  dem  Medikamenten- 
il irektor,  welcher  ständiger  Referent  der  Kommission  ist. 

Die  übrigen  Organe  der  Medikamentenbranche  versehen  den  Dienst 
l>ei  den  Medikamentenanstalten. 

§  76»  Die  Militärmedlkamentenanstalten» 

I.  Im  Frieden  bestehen  folgende  stabile  Militärmedikamentenanstalten: 
1.  Das  Militärmedikamentendepot  in  Wien.  Dasselbe  hat  die  Auf- 
gabe, die  Militärapotheken  mit  Arzneien,  Arzneigefäßen  und  Apothekergeräten 
zu  versehen.  In  Verbindung  damit  steht  ein  Laboratorium,  in  welchem  die 
pharmazeutischen  Präparate  nach  den  Vorschriften  der  Militärpharmakopöe 
erzengt  werden. 

S<^hl^ld,  Dm  Heeresrecht  der  österr.-un^.  Monjirchie.  ^*> 
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2.  Die  Apotheken  der  Garnisonsspitäler  des  Heeres  und  der  Land- 
wehr. Dieselben  sind  Unterabteilungen  dieser  Anstalten  und  zur  Bereitung  und 
Abgabe  der  Medikamente  für  die  Kranken  im  Spitale  berufen.  Sie  haben 
auch  die  Abgabe  von  Arzneikörpern  an  die  Militärärzte  für  den  Gebrauch 
der  Truppen  und  Sanitätsanstalten  zu  besorgen. 

3.  Die  Garnisonsapotheken.  Dieselben  sind  Unterabteilungen  der 
Truppenspitäler  ihres  Standortes  und  haben  eine  analoge  Bestimmung  wie 
die  Apotheken  der  Gamisonsspitäler. 

4.  Die  Militärmedikamentenanstalten  in  den  festen  Plätzen. 
Von  den  Apotheken  der  Garnisonsspitäler  in  den  in  Kriegsausrttstung  zu 
versetzenden  festen  Plätzen  ist  für  jedes  in  dem  Platze  aufzustellende  Festungs- 
spital eine  Apothekenfiliale  zu  errichten.  Ebenso  treten  die  Garnisonsapotheken 
fester  Plätze  zu  einem  der  im  Platze  neu  errichteten  Festungsspitäler  in  das 
Verhältnis  von  Garnisonsspitalsapotheken  und  dotieren  die  übrigen  Festungs- 
Spitäler  mit  entsprechenden  Apothekenfilialen.  In  solchen  festen  Plätzen,  wo 
sich  im  Frieden  keine  stabilen  Medikamentenanstalten  befinden,  sind,  wenn 
daselbst  Festungsspitäler  mit  einem  Belagraum  für  wenigstens  500  Kranke 
aufgestellt  werden,  Garnisonsapotheken  neu  zu  errichten.  Kleineren  Festungs- 
spitälern sind  für  den  pharmazeutischen  Dienst  Medikamentenbeamte  bei- 
gegeben und  in  jenen  kleineren  festen  Plätzen,  wo  nur  Marodenhäuser  er- 
richtet werden,  ist  der  pharmazeutische  Dienst  von  den  Militärärzten  zu 
besorgen. 

5.  Die  Marineapotheke  in  Pola. 

IL  Im  Kriegsfalle  gelangen  zur  Aufstellung: 

1.  Feldapotheken  der  Feldspitäler.  Dieselben  sind  Unterabteilungen 
der  betreifenden  Feldspitäler  und  gleich  diesen  in  3  Sektionen  teilbar. 

2.  Reservespitalsapotheken.-  Dieselben  werden  den  mobilen  Reserve- 
spitälern beigegeben  und  sind  in  3  Einheiten  teilbar. 

3.  Die  Medikamentenfelddepots  und  ihre  Exposituren.  Den- 
selben obliegt  die  Vorrathaltung  jener  Reserve  an  Arzneimaterial  und  Betrielis- 
geräten,  welche  jedem  Armeegeneralkommando  zum  Zwecke  der  Aktivierung 
von  Reservespitahiapotheken  für  mobile  Reservespitäler,  femer  zur  Ausstattung 
von  Feldmarodenhäusern,  Krankenhaltstationen  und  Krankenzügen  im  Etappen- 
bereiche der  Armee  zur  Verfügung  gestellt  wird.  Überdies  haben  sie  einen 
Ersatzvorrat  an  Arzneien  und  Betriebsgeräten  für  die  bei  der  Armee  im 
Felde  eingeteilten  Truppen  und  Reserveanstalten  vorrätig  zu  halten.  Die 
gesamten  für  ein  Korps  bestimmten  Vorräte  bilden  eine  Ausrüstungseinheit 
und  umfassen  das  Material  für  1  Reservespitalsapotheke,  2  Feldmaroden- 
häuser  und  2  Krankenhaltstationen  nebst  dem  Ersatzvorrat.  In  letzterem  ist 
auch  das  Material  fUr  Krankenzüge  inbegriifen.  Jeder  Armee  und  jedem 
selbständig  operierenden  Armeekörper  wird  ein  solches  Medikamentenfeld- 
depot  zugewiesen.  Dasselbe  ist  grundsätzlich  mit  dem  Montur-  und  SanitUts- 
materialfelddepot  zu  vereinigen. 

Außerdem  findet  im  Kriegsfalle  gleichzeitig  mit  der  Erweiterung  einer 
Militärsanitätsanstalt  auch  die  Erweiterung  der  zugehörigen  Medikamenten- 
anstalt statt. 

Zur  Ausrüstung  der  Divisionssanitätsanstalten,  der  Feldapotheken,  der 
EisenbahnsanitätszUge  und  der  Schifi^sambulanzen  mit  den  vorgeschriebenen 
Arzneien  und  Apothekergeräten  sind  die  Apotheken  jener  Garnisonsspitäler 
berufen,  welchen  die  Errichtung  der  betreffenden  Feldsanitätsanstalten  obliegt. 
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C.  Das  Miiitärveterinärwesen. 


§  76.  Die  Organe  der  Teterinärrerwaltmig. 

I.  Die  Entwicklung  der  Militärveterinärverwaltung  begann  mit  der 
Ausbildung  des  Beschlagwesens  und  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  XVIII.  Jahr- 
hunderts waren  bei  den  Truppen  nur  Hufschmiede  vorhanden.  Erst  nach 
der  Gründung  des  Militär-Tierarzneiinstitutes  in  Wien  (1777)  vollzog 
sich  ein  Fortschritt,  indem  nunmehr  eine  kurative  Behandlung  der  Militär- 
pferde stattfand.  Wirkliche  Tierärzte  fungierten  aber  auch  in  der  Folgezeit 
zunächst  nur  bei  der  Traintruppe  (dem  Fuhrwesenkorps)  und  der  Qestttts- 
branche  und  erst  seit  dem  Jahre  1855  wurden  auch  der  Kavallerie  Tierärzte 
zugeteilt 

n.  Gegenwärtig  werden  die  Funktionen  des  Hufbeschlages  und  des 
eigentlichen  tierärztlichen  Dienstes  grundsätzlich  von  verschiedenen  Organen 
versehen.  Den  tierärztlichen  Dienst  versehen  die  Tierärzte  und  diplomierten 
Kurschmiede,  wohingegen  sie  den  Hufbeschlag  durch  die  nicht  diplomierten 
Kurschmiede  und  beschlagskundigen  Mannschaftspersonen  unter  ihrer  Über- 
wachung und  Verantwortung  besorgen  lassen. 

I  17.  Die  Anstalten  für  die  Pflege  erkrankter  Pferde. 

L  Im  Frieden  werden  die  maroden  Pferde  entweder  an  Ort  und  Stelle 
in  Beparierten  Stallungen  behandelt  oder,  wenn  nötig,  in  das  im  Stations- 
orte  des  Tierarztes  befindliche  Depot  transportiert  und  dort  unter  der  un- 
mittelbaren Leitung  des  Tierarztes  kuriert.  Ein  Spezialinstitut  für  die  Pflege 
erkrankter  Pferde  und  Tragtiere  ist  mit  dem  Militär-Tierarzneiinstitut 
verbunden. 

n.  Im  Kriege  werden  jene  erkrankten  Pferde,  welche  keine  lange 
Behandlung  voraussehen  lassen,  von  der  Artillerie  an  die  betreffenden  Muni- 
tionsparks, von  den  übrigen  Truppen  an  die  nächsten  Korpstrainparks  zur 
Behandlung  übergeben.  Die  intensiver  erkrankten,  aber  marschfähigen  Pferde 
werden  aus  dem  Bereiche  der  Armee  entfernt  und  zu  den  Ergänzungs- 
körpern zurückgesendet.  Für  intensiver  erkrankte  Pferde,  welche  diesen 
Rllcktransport  nicht  zulassen,  werden  an  den  Hauptverkehrslinien  der  Armee 
Depots  aufgestellt,  welche  zu  den  Trainreserveanstalten  zählen.^^^) 

D.  Die  freiwillige  Sanitätepflege. 

§  78.  Organisatorische  Omndprinzipien« 

Die  moderne  Kriegführung  stellt  so  große  Anforderungen  an  die  Militär- 
sanitätsverwaltung, daß  deren  wirksamste  Unterstützung  durch  die  Bevöl- 
kemng  von  der  größten  Wichtigkeit  geworden  ist.  Nach  den  heute  maß- 
gebenden Anschauungen  der  fachkundigen  Kreise  darf  aber  diese  Unter- 
stützung niemals  unabhängig  von  der  Militärsanitätsverwaltung  erfolgen, 
sondern  muß  vielmehr  in  voller  Übereinstimmung  mit  derselben  und  im 
innig'Sten  Anschlüsse  an  die  Einrichtungen  der  staatlichen  Sanitätspflege 
stattfinden,  wenn  anders  sie  den  beabsichtigten  Nutzen  wirklich  gewähren 
und  nicht  hemmend  oder  verwirrend  auf  diese  wirken  soll.  Die  Sachlage 
ist  hiebei  übrigens  verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  die  Mitwirkung  im 
Anschlüsse   an   die   Feldsanitätsanstalten   oder  bei   den   Sanitäts- 


«»^  Sieh  oben  §  23  H. 
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reserveanBtaltea  außerhalb  des  Kriegsschauplatzes  handelt.  Bei  den  Feld* 
Sanitätsanstalten  kann  die  freiwillige  Sanitätspflege  in  förderlicher  Art 
nur  von  Korporationen  und  Vereinen  ausgeübt  werden,  welche  durch  ihn* 
Organisation  der  Heeresverwaltung  die  volle  Bürgschaft  dafür  gewähren, 
daß  das  von  ihnen  bestellte  Personal  seine  Obliegenheiten  im  Einklänge 
mit  den  militärischen  Vorschriften  und  in  vollständiger  Unterordnung  unter 
die  militärische  Befehlsgebung  mit  jener  Genauigkeit  und  Selbstverleugnung 
erfüllen  werde,  welche  bei  einer  Wirksamkeit  auf  dem  Kriegsschauplatze 
unbedingt  gefordert  werden  müssen.  Dagegen  ist  bei  den  Sanitätsreserve- 
anstalten außerhalb  des  Kriegsschauplatzes  und  in  den  bedrohten  festen 
Plätzen  ein  freierer  Spielraum  für  die  Betätigung  der  privaten  Sanitäts- 
pflege gegeben,  wenngleich  auch  hier  eine  wohlorganisierte  Vereinsbildung 
anzustreben  ist,  damit  diese  Tätigkeit  zweckentsprechend  und  planmäßig 
vorbereitet  und  im  Kriege  eine  einheitliche  Leitung  derselben  erzielt  werde. 

§  79.  Geschichtliche  BemerlLungen.^^^) 

Die  Organisation  der  freiwilligen  Sanitätspflege  in  Österreich-Ungarn 
hat  ihren  Ausgangspunkt  genommen  von  den  Bestrebungen  und  Leistungen 
des  österreichischen  patriotischen  Hilfsvereins  in  Wien.  Dieser 
Verein  trat  bald  nach  dem  Ausbruch  des  Krieges  im  Jahre  1859  zu  dem 
Zwecke  ins  Leben,  um  die  verwundeten  Krieger  mit  Geld,  Wäsche,  Arz- 
neien und  Verbänden  zu  versehen  und  die  erwerbsunfähig  gewordenen  Soldaten 
samt  ihren  Hinterbliebenen  soweit  als  möglich  zu  unterstützen.  Nach  Been- 
digung der  Kriegsperiode  löste  sich  der  Verein,  welchem  sich  zahlreiche 
Zweigvereine  angeschlossen  hatten,  wieder  auf.  Der  dänische  Krieg  des 
Jahres  1864  veranlaßte  aber  das  Wiederaufleben  des  Vereins  mit  den 
gleichen  Zielen.  Noch  weit  umfassender  war  aber  die  Wirksamkeit  des  neu 
erweckten  Vereins  im  Jahre  1866,  die  sich  auch  in  das  folgende  Jahr 
fortsetzte,  solange  noch  Spitäler  und  Rekonvaleszentenanstalten  zu  unter- 
stützen waren.  Die  nach  Erfüllung  dieser  Aufgaben  verbliebenen  Gelder 
wurden  fruchtbringend  angelegt  und  das  Erträgnis  derselben  für  die  Ver- 
teilung an  erwerbsunfähig  gewordene  Krieger  und  ihre  Hinterbliebenen  ge- 
widmet. Nachdem  Osterreich  mittlerweile  (1866)  der  am  22.  April  1864 
abgeschlossenen  Genfer  Konvention  beigetreten  war,  tauchte  der  Gedanke 
auf,  den  bisher  nur  für  die  Kriegsdauer  aktivierten  Verein  in  einen  blei- 
benden umzuwandeln,  damit  schon  im  Frieden  eine  ausgiebige  organisierte 
Hilfe  für  den  Kriegsfall  vorbereitet  werden  könne.  Dieser  neue  Verein  trat 
denn  auch  bereits  im  Jahre  1867  ins  Leben. 

Einen  wichtigen  Schritt  für  den  weiteren  Ausbau  der  freiwilligen 
Sanitätspflege  tat  hierauf  im  Jahre  1871  der  Deutsche  Ritterorden 
durch  die  Übernahme  freiwilliger  Sanitätsdienstleistungen  für  den  Kriegs- 
fall. Diesem  Beispiele  folgte  im  Jahre  1875  der  souveräne  Malteser  Ritter- 
orden, indem  das  Großpriorat  von  Böhmen  die  Verpflichtung  übernahm,  beim 
Transporte  von  Kranken  und  Venvundeten  auf  Eisenbahnen  und  von  den 
Wiener  Bahnhöfen  nach  den  dortigen  Spitälern  mitzuwirken. 

95S)  Ver^l.  hierüber  Myrdacz,  Sanitätsgeschichtc  der  Bekämpfung  des  Aufstanden 
in  der  Herzegowina,  Südbosnien  und  SUddalmatien  im  Jahre  1882  (1885),  das  Jubilänms- 
werk  „Österreichs  Wohlfahrtseinrichtungen"  1848  bis  189«,  III.  Bd.,  S.  470  ff., 
das  Werk  der  ungarischen  Millenniumslamiesausstellung  (189  i)  XVII.  Gruppe  (Heerwesen), 
S.  213  ff.,  und  den  Motivenbericht  zum  österreichischen  Gesetzent würfe  betreffend  den 
^hutz  des  Zeichens  und  Namen»  des  „Roten  Kreuzes"  (1902). 
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Mittlerweile  hatte  der  ()8terreichi8che  patriotisclie  Hilfsverein  und  die 
daneben  yon  früher  her  bestehenden  oder  neu  begründeten  Landeshilfsvereine 
sich  in  günstigem  Sinne  weiter  entwickelt  und  bei  verschiedenen  Gelegen- 
heiten, insbesondere  auch  aus  Anlaß  der  bosnischen  Okkupation  (l^'^^)} 
größere  Hilfsaktionen  durchgeführt.  Von  hervorragender  Bedeutung  für  diese 
weitere  Entwicklung  des  Hilfsvereinswesens  war  die  Begründung  von 
Frauenhilfsvereinen,  die  infolge  Anregung  der  Kaiserin  Elisabeth  nach 
dem  Jahre  1878  in  das  Leben  traten.  Allein  bei  dieser  stetigen  Vermehrung 
der  Hilfsvereine  mußte  doch  der  Mangel  gehöriger  Zentralisierung  derselben 
sich  immer  lebhafter  bemerkbar  machen.  Das  dringende  Bedürfnis,  eine 
größere  Einheit  in  der  Organisation  herbeizuführen,  führte  endlich  im 
Jahre  1880,  nachdem  im  Jahre  1879  unter  der  Teilnahme  von  DelegieVten 
aller  Landes-  und  Frauenhilfsvereine  hierüber  eine  Enquete  stattgefunden 
hatte,  zur  (yründung  eines  Bundes  aller  österreichischen  Landes-  und  Frauen- 
hilfsvereine, welcher  den  Titel  Österreichische  Gesellschaft  vom 
Koten  Kreuze  annahm.  Von  da  an  datiert  eine  mächtig  fortschreitende 
Entfaltung  des  österreichischen  Hilfsvereinswesens. 

In  tien  Ländern  der  ungarischen  Krone  war  zunächst  nur  ein 
Landesfrauenhilfsverein  zu  stände  gekommen,  dem  indes  auch  Männer 
als  Mitglieder  angehören  konnten  (1879).  Erst  im  Jahre  1861  gelang  es 
den  Bemühungen  des  Grafen  Julius  Kärolyi,  den  Verein  vom  Roten 
Kreuze  der  Länder  der  ungarischen  Krone  zu  begründen,  der  auch 
in  Kroatien-Slavonien  organisiert  ist  und  in  dessen  Verband  der  ungarische 
Frauenhilfsverein  ebenfalls  eintrat. 

Die  neue  Organisation  bewährte  sich  namentlich  im  Jahre  1882  ge- 
legentlich des  im  Okkupationsgebiete  und  in  Süddalmatien  ausgebrochenen 
Anfstaüdes  sowie  bei  den  seither  wiederholt  im  Inlande  und  während  des 
serbisch-bulgarischen  Krieges  (1885)  durchgeführten  Hilfsaktionen. 

Eine  nicht  unwichtige  Ergänzung  fanden  diese  Vorkehrungen  der  frei- 
Avilligen  Sanitätspflege  endlich  durch  die  Gründung  der  Österreichischen 
(Tesellschaft  vom  Weißen  Kreuze,  welche  im  Jahre  1882  mit  der  Be- 
stimmung in  das  Leben  gerufen  wurde,  den  verwundeten  oder  erkrankten 
Heerespersonen  die  verschiedenen  Kurbehelfe  zugänglich  zu  machen  und 
für  diesen  Zweck  eigene  Militärkurhäuser  zu  errichten.  Auch  dieser  (le- 
sellschaft  haben  sich  seither  Zweigvereine  angeschlossen. 

§  80.  Allgemeine  Grundlagen  der  gegenwärtigen  Organisation.^^^ 

L  Dem  Umfang  nach  erstreckt  sich  die  freiwillige  Sanitätspflege 
aufrede  geordnete  Mitwirkung  bei  der  militärischen  Sanitätspflege.  Diese 
Tätigkeit  kann  insbesondere  zum  Gegenstande  haben: 

1.  Die  Beistellung  von  Sanitätspersonal,  Ärzten,  Apothekern,  Kranken- 
pflegern und  Pflegerinnen,  Blessiertenträgern,  Handwerkern  und  Handlangern 
sowohl  für  die  Armee  im  Felde  als  auch  für  die  stabilen  Militärsanitäts- 
anstalten ; 

2.  die  Mitwirkung  beim  Transporte  der  Kranken  und  Verwundeten 
durch  Beistellung  von  Blessiertentransportkolonnen  und  Dienstleistung  in 
Krankenhaltstationen,  femer  durch  Errichtung  von  Eisenbahnsanitätszügen 
und  Schiffsambulanzen; 


•*•)  Anhang  zum  Reglement  für  den  Sanitätsdienst  des  k.  und  k.  Heeres:  „Frei, 
willige  Sanitätspflege''  1880. 
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3.  die  Unterstützung  der  stabilen  Militärsanitätsanstalten  durch  Er- 
richtung von  Vereinsreservespitälern  und  Rekonvaleszentenhäusern  aus  pri- 
vaten Mitteln  und  unter  privater  Verwaltung,  dann  die  Übernahme  von 
Kranken  und  Verwundeten  in  die  private  Einzelpflege; 

4.  die  Aufbringung,  Sammlung  und  Zuführung  von  Sanitätsmaterial 
jeder  Art  (Verbandzeug,  Wäsche,  Bettzeug  u.  s.  w.),  ferner  von  Labemitteln 
für  die  Verwundeten,  Kranken  und  Rekonvaleszenten,  die  Errichtung  der 
nötigen  Sammelstellen  und  Depots; 

5.  die  Vermittlung  von  Nachrichten  über  den  Aufenthalt  und  die 
sonstige  Lage  der  verwundeten  oder  kranken  Krieger  an  ihre  Angehörigen 
und  umgekehrt. 

IL  Damit  die  freiwillige  Sanitätspflege  diese  ihre  Tätigkeit  im  Kriegs- 
fälle sofort  entfalten  könne,  ist  es  notwendig,  daß  schon  im  Frieden  ein 
möglichst  zahlreiches,  für  die  verschiedenen  Zweige  des  Sanitätsdienstes 
entsprechend  geschultes  Personal  sichergestellt  werde.  Die  mit  der  frei- 
willigen Sanitätspflege  sich  beschäftigenden  Korporationen  und  Vereine  sollen 
daher  ihre  Anerbietungen  schon  im  Frieden  machen.  Sind  dieselben  nicht 
im  Stande,  die  fachliche  Instruierung  des  Krankenpflegepersonals  selbst 
vornehmen  zu  lassen,  so  haben  die  Militärkommanden  die  nötigen  Instruk- 
toren  zur  Verfügung  zu  stellen,  eventuell  auch  die  Unterweisung  am  Kranken- 
bette in  den  Militärspitälem  zu  gestatten.  Das  Reichskriegsministerium  gibt 
auf  Grund  der  sanitären  Vorsorgen,  welche  von  der  Heeresverwaltung  für 
den  Fall  einer  allgemeinen  Mobilisierung  getroff*en  werden,  den  Zentral- 
organen der  freiwilligen  Sanitätspflege  bekannt,  welche  Zahl  von  Personen 
für  den  Dienst  in  den  stabilen  Militärsanitätsanstalten  eventuell  schon  im 
ersten  Stadium  des  Krieges  benötigt  werden  dürfte,  damit  sich  die  Organe 
der  freiwilligen  Sanitätspflege  darnach  richten  können. 

III.  Die  Verwendung  des  Personals  der  freiwilligen  Sanitätspflege 
gestaltet  sich  verschieden,  je  nachdem  dasselbe  auf  dem  Kriegsschau- 
platze oder  außerhalb  desselben  in  Aktion  tritt.  Die  Personen,  welche 
sieh  für  die  Verwendung  bei  der  freiwilligen  Sanitätspflege  außerhalb 
des  Kriegsschauplatzes  anbieten,  werden  vorwiegend  in  den  Garnisons-, 
Festungs-  und  Reservespitälern  des  Hinterlandes,  ferner  zum  Krankentrans- 
port von  den  Bahnhöfen  in  die  Sanitätsanstalten,  endlich  zum  Dienst  in 
den  Krankenhaltstationen  verwendet.  Die  Bildung  von  Gruppen  unter 
Heranziehung  der  Frauenhilfsvercine  ist  wünschenswert,  damit  ein  ganzer 
Dienstzweig  in  einem  Spitale  oder  in  einer  sonstigen  Sanitätsanstalt  von 
einer  Gruppe  übernommen  werden  könne. 

Die  für  die  Verwendung  auf  dem  Kriegsschauplatze  zur  Verfügung 
stehenden  Personen  sind  hingegen  als  eine  Ergänzung  der  den  Armee- 
generalkommanden für  den  Sanitätsdienst  organisationsgemäß  zuzuweisenden 
Reserve  an  Sanitätspersonale  zu  betrachten  und  dürfen  auf  dem  Kriegs- 
schauplatze grundsätzlich  nur  in  Gestalt  von  organisierten  Korps  in  xVktion 
treten.  Einzelne  Personen  dürfen  zum  Sanitätsdienste  auf  dem  Kriegsschau- 
platze  nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  ihre  Heranziehung  mit  Rücksicht 
auf  ihren  Beruf  unter  allen  Verhältnissen  wünschenswert  ist,  wie  Ärzte, 
Apotheker,  Bandagisten  u.  s.  w.  Das  Personal  kann  seine  Verwendung 
finden  entweder  in  Form  von  freiwilligen  Sanitätsabteilungen  in  den  Feld- 
sanitätsanstalten der  zweiten  Linie  oder  als  Blessiertentransportkolonnen 
])ehufs  Mitwirkung   beim  Verwundeten-  und  Krankenschub   aus   den  Feld- 
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und  Kesenrespitälern,  dann  als  Geleitspersonal  flir  Krankenzüge  und  impro- 
visierte Schiffsambulanzen. 

IV.  Die  Personen  und  Anstalten  der  freiwilligen  Sanitätspflege  sind 
nach  manchen  Richtungen  koerzitiven  Normen  und  staatlicher  Kon- 
trolle oder  Einflußnahme  unterworfen.  Insbesondere  treten  alle  zur 
Armee  im  Felde  und  in  die  festen  Plätze  mit  Kriegsausrttstung  eingeteilten 
Personen  und  Abteilungen  der  freiwilligen  Sanitätspflege  gleich  den  übrigen 
im  Gefolge  der  mobilen  Armee  befindlichen  Zivilpersonen  nach  ihrem  Ein- 
treffen im  Armeebereiche,  beziehungsweise  im  festen  Platze  unter  die  mili- 
tärische Straf-  und  Disziplinargewalt.^^^)  Ihr  Austritt  aus  dem  freiwillig 
übernommenen  Dienstverhältnisse  unterliegt  Beschränkungen.  Die  auf  dem 
Kriegsschauplatze  zu  verwendenden  Abteilungen  haben  sich  bestimmten 
Normen  über  die  Ausrüstung  und  Bekleidung  zu  fügen  und  ebenso  gelten 
Zwangsvorschriften  über  das  Tragen  von  Abzeichen  und  die  Legitimation. 
Die  Spitäler  und  Rekonvaleszentenhäuser  der  freiwilligen  Sanitätspflege  stehen 
in  ärztlich-technischer  und  sanitätspolizeilicher  Beziehung  unter  staatlicher 
Kontrolle.  Desgleichen  unterliegen  auch  die  anderen  Formen  der  freiwilligen 
Sanitätspflege  staatlicher  Einflußnahme.  Namentlich  darf  die  Austeilung  der 
gespendeten  Gaben  an  die  Kranken  und  Verwundeten  nicht  nach  Willkür, 
sondern  nur  nach  ärztlicher  Ordination  erfolgen.  Auf  die  Herkunft  der  Gaben 
und  spezielle  Wünsche  der  Spender  kann  keine  Rücksicht  genommen  werden, 
sondern  dieselben  müssen  vielmehr  dort  zur  Verwendung  gelangen,  wo  sie 
gerade  benötigt  werden. 

V.  Umgekehrt  genielJen  die  Anstalten  und  Personen  der  freiwilligen 
Sanitätspflege  auch  mancherlei  staatliche  Begünstigungen.  Insbesondere 
empfangen  die  auf  dem  Kriegsschauplatze  verwendeten  Personen  der  frei- 
willigen i^anitätspflege  ärarische  Gebühren,  beziehungsweise  ärarische  Ver- 
pflegung. Den  außerhalb  des  Kriegsschauplatzes  tätigen  Personen  werden 
ärarische  Gebühren  grundsätzlich  nur  für  den  Fall  zugestanden,  wenn  sie 
sieh  in  einer  Militärsanitätsanstalt  im  Krankenpflegedienste  verwenden  lassen. 
Ärarische  Verpflegung  genießen  ferner  die  Organe,  welchen  die  Oberleitung 
der  freiwilligen  Sanitätspflege  anvertraut  ist,  nämlich  der  Generalinspektor, 
wenn  er  sich  auf  dem  Kriegsschauplatze  befindet,  und  die  Delegierten  des 
Roten  Kreuzes  bei  der  Armee  im  Felde.  Für  die  Unterbringung  und  Ver- 
pflegung verwundeter  oder  erkrankter  Heerespersonen  in  den  Spitälern  und 
Rekonvaleszentenhäusern  der  freiwilligen  Sanitätspflege  oder  bei  Privat- 
personen wird  seitens  der  Heeresverwaltung,  von  besonderen  Fällen  abge- 
sehen, keine  Entschädigung  geleistet;  dagegen  wird  den  betreffenden  Vereinen 
und  Einzelpersonen  gestattet,  solche  Einrichtungsgegenstäude  für  Spitals- 
zwecke, welche  in  genügender  Menge  vorhanden  sind,  von  der  Heeres- 
verwaltung zu  entlehnen.  Auch  kennen  eventuell  militärische  Gebäude  für 
Spitalszwecke  überlassen  werden  und  für  die  größeren  Spitäler  der  frei- 
willigen Sanitätspflege,  die  Zivilheilanstalten  und  Rekonvaleszentenhäuser 
wird  das  erforderliche  Aufsichtspersonal  militärischerseits  beigestellt.  Für 
die  von  der  freiwilligen  Sanitätspflege  aufgestellten  ambulanten  Sanitäts- 
anstalten, welche  im  Kriegsfalle  ohne  Hilfeleistung  von  selten  der  Heeres- 
verwaltung administriert  werden,  wird  auf  Verlangen  Entschädigung  gewährt. 

Andere  staatliche  Begünstigungen  bestehen  hinsichtlich  der  Benützung 
der  Verkehrsanstalten.  Allen  Personen  der  freiwiUigen  Sanitlitspflege,  welche 


««'•)  Vergl.  §§  153  I  und  209  IL 
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miiitärischerseits  mit  Marschroute  versehen  oder  mit  offener  Ordre  befördert 
werden,  gebührt  während  der  Mobilität  die  freie  Fahrt  auf  Kosten  des  Heere»- 
etats.  Die  der  freiwillgen  Sanitätspflege  gehörigen  Fuhrwerke  und  Bespan- 
nungen werden  so  befördert,  als  wenn  sie  Eigentum  der  Heeresverwaltung 
wären,  und  die  Transportkosten  werden  von  der  Heeresverwaltung  vergütet. 
Ebenso  sind  größere  Sendungen  von  Sanitätsroaterial  und  sonstigen  patrio- 
tischen Spenden  während  der  Mobilität  nach  dem  Militärtarife  auf  Rechnung 
der  Heeresverwaltung  zu  befördern.  Korrespondenzen,  Geld-  und  Fracht- 
sendungen der  für  die  freiwillige  Sanitätspflege  bestimmten  Vereine  mit  ihren 
Zweigvereinen,  mit  den  Behr»rden  und  Truppenanstalten  sind  portofrei,"'*') 
Dienstliche  Telegramme  der  leitenden  Organe  der  freiwilligen  Sanitätspflege 
bei  der  Armee  im  Felde  und  den  mobilen  Vereinsdepots  genießen  die  (lebühren- 
freiheit.  Dagegen  sind  dienstliche  Telegramme  der  außerhalb  des  Kriegs- 
schauplatzes fungierenden  Organe  der  ft'eiwilligen  Sanitätspflege,  dann  die 
Telegramme  der  rückwärtigen  Sanitätsanstalten  und  Depots  gleich  den  mili- 
tärdienstlichen Depeschen  gebührenpflichtig,  doch  werden  die  dafür  ent- 
fallenden Auslagen  von  der  Heeresverwaltung  vergütet. 

Endlich  genießen  die  Träger  der  organisierten  freiwilligen  Sanitäts- 
pflege einen  besonderen  Schutz  rücksiehtlich  des  Gebrauches  des  Zeichens 
und  des  Namens  des  Koten  Kreuzes.^*^-)  Neben  der  Heeresverwaltung  sind 
sie  allein  befugt,  dieses  Abzeichen  auf  Armbinden  oder  Fahnen  zu  ver- 
wenden, und  sie  haben  allein  das  Recht,  diese  Benennung  ihrem  Namen 
beizufügen.  Der  Gebrauch  des  Zeichens  oder  der  Benennung  im  geschäft- 
lichen Verkehr  ist  ihnen  ohne  weiteres  gestattet,  während  sonst  hiefür 
behördliche  Bewilligung  erfordert  wird. 

§  81«   Die  patriotischen  Hilfsrereine« 

I.  Hauptträger  der  freiwilligen  Sanitätspflege  sind  in  erster  Linie  die 
großen  patriotischen  Hilfsgesellschaften  und  die  zu  ihrem  Ver- 
bände gehörigen  Hilfsvereine.  Dieselben  haben  entsprechend  der  staats- 
rechtlichen Gestaltung  der  Monarchie  ihre  gesonderte  Organisation,  doch 
soll  in  Kriegszeiten  ein  Znsammenwirken  der  beiderseitigen  Organisationen 
nach  gleichmäßigen  Grundsätzen  erfolgen.  Desgleichen  sollen  Zusammen- 
künfte der  beiderseitigen  Zentralorgane  zum  Zwecke  des  Gedankenaustausches 
über  Vereinsangelegenheiten  veranlaßt  und  eine  Vereinbarung  in  der  Richtung 
angestrebt  werden,  daß  auch  die  regelmäßigen  Jahresversammlungen  der 
Zentralorgane  zu  gleicher  Zeit  stattfinden. 

H.  In  der  österreichischen  Reichshälfte  gliedert  sich  das  Hilfs- 
vereinswesen  derart,  daß  in  den  einzelnen  Königreichen  und  Ländern 
patriotische  Hilfsvereine  und  patriotische  Frauenhilfsvereine  mit 
Zweigvereinen  bestehen,  der  in  Wien  befindliche  patriotische  Hilfsverein  als 
Zentralverein  fungiert  und  alle  diese  Vereine  unter  der  Bezeichnung 
Österreichische  Gesellschaft  vom  Roten  Kreuze  einen  Verband  bilden. 


^^)  Kaiserl.  V.  vom  30.  August  1878,  R.-G.-BL  Nr.  117,  welcher  der  ReichurÄt 
zufolge  Kundmachung  des  Gesamtministeriums  vom  26.  März  1879,  R.-G.-B1.  Nr.  44,  die 
verfassungsmäßige  Genehmigung  erteilt  hat.  —  ^^  Derartige  Bestimmungen  zum  Schutze 
des  „Roten  Kreuzes**  wurden  bisher  nur  in  Ungarn  auf  Grund  des  G.-A.  XL  vom 
Jahre  1879  durch  die  Hinisterial Verordnungen  vom  1.  Juli  1889  und  vom  6.  Juni  1898 
erlassen.  Ein  von  der  Österreichischen  Regierung  im  Jahre  1902  eingebrachter  Gesetz- 
entwurf dieses  Inhaltes  ist  vorerst  nur  vom  Herrenhause  zustimmend  erledigt-  worden. 
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1.  Die  Landeshilfg vereine  sind  Belbständige  Vereine  mit  eigener 
Vermügensgebarung.  Sie  stehen  in  Kontakt  mit  den  patriotischen  Frauen- 
hilfs vereinen  und  beide  Arten  von  Hilfsvereinen  unterstützen  sich  gegen- 
seitig. In  einigen  Ländern  (Steiermark,  Tirol  und  Oalizien)  sind  der  Landes- 
hilfsverein  und  der  patriotische  Frauenhilfsverein  vereinigt.  Die  beiderseitigen 
Vereinsaasschüsse  treten  nach  Bedürfnis  unter  dem  Vorsitze  des  Präsidenten 
des  Landeshilfsvereines  zu  gemeinschaftlichen  Sitzungen  zusammen.  Behufs 
Beratung  von  Angelegenheiten  des  Militärsanitätswesens  werden  den  Aus- 
schüssen der  Frauenhilfsvereine  auch  Vertreter  der  Militär-  und  Landwehr- 
kommanden beigegeben.  Die  Zweigvereine  haben  im  Frieden  mindestens 
die  Hälfte  ihrer  Geldeinnahmen  an  den  betreffenden  Stammverein  abzuliefern. 
Im  Kriegsfalle  müssen  sie  alle  bei  ihnen  einlaufenden  Spenden  an  Geld 
und  Materialien  dem  Stammvereine  zur  Verfügung  stellen.  Die  übrigen 
Einnahmen  bleiben  als  Spezialfonds  unter  der  eigenen  Verwaltung  des  Zweig- 
vereines. 

2.  Der  niederösterreichische  patriotische  Hilfsverein  in  Wien, 
welcher  früher  seine  Wirksamkeit  auf  die  ganze  bewaffnete  Macht  der 
Monarchie  erstreckte,  ist  nunmehr  Zentralverein  der  österreichischen  Hilfs- 
vereine, während  eine  Sektion  der  Vereinsleitung  als  patriotischer  Landes- 
hilfsverein  fttr  Niederösterreich  fungiert.  Aus  dem  Vermögen  des  Vereines  wird 
eine  Quote,  welche  dem  Rekrutenkontingente  von  Niederösterreich  entspricht, 
als  Landeshilfsvereinsfonds  für  Niederösterreich  ausgeschieden,  das  übrige 
Vermögen  hingegen  bildet  den  Zentralfonds  der  Osterreichischen  Gesellschaft 
vom  Roten  Kreuze. 

3.  Die  Verbandsorganisation  der  Osterreichischen  Gesellschaft 
vom  Roten  Kreuze  soll  eine  gemeinsame  Oberleitung  des  Hilfsvereins- 
wesens  im  Frieden  und  im  Kriege  herstellen,  dann  den  Zwecken  einer 
kräftigen  Förderung  und  gegenseitigen  Unterstützung  dienen.  Organe  des 
Verbandes  sind  die  Bundesversammlung,  der  Bundesausschuß  und 
das  Bundespräsidium. 

a)  Die  Bundesversammlung  besteht  aus  den  von  den  Vereins- 
leitungen aller  Landeshilfs-  und  Frauenvereine  gewählten  Delegierten,  ferner 
aus  den  von  der  Generalversammlung  des  (nieder lösterreichischen  patrio- 
tischen Hilfsvereines  gewählten  Ausschüssen. 

b)  Der  Bundesausschuß  ist  aus  je  6  von  der  Sektion  der  Landes- 
hilfsvereine,  der  Sektion  der  Frauenhilfsvereine  und  den  Ausschüssen  des 
( niederjösterreichischen  patriotischen  Hilfsvereines  gewählten  Mitgliedern 
zusammengesetzt.     Er  steht  dem  Präsidium  permanent  zur  Seite. 

c)  Das  Bundespräsidium  besteht  aus  1  Präsidenten,  2  Vizepräsi- 
denten und  2  Vizepräsidentinnen.  Der  Präsident  wird  von  der  Bundes- 
versammlung aus  ihrer  Mitte,  der  erste  Vizepräsident  von  der  Sektion  der 
Landeshilfsvereine,  der  zweite  Vizepräsident  von  den  Ausschüssen  des 
I  nieder)österreichischen  patriotischen  Hilfsvereines,  die  beiden  Vizepräsi- 
dentinnen von  der  Sektion  der  Frauenhilfsvereine  gewählt. 

Der  (nieder)österreichische  patriotische  Hilfsverein  nimmt  als  bureau- 
ftihrendes  Organ  des  Bundes  eine  bevorzugte  Stellung  ein.  Zur  Vermittlung 
eines  raschen  Verkehres  mit  der  Regierung  sind  der  Bundesversammlung, 
beziehungsweise  dem  Bundesausschusse  Vertreter  des  Reichskriegsministeriums 
und  des  Ministeriums  ftir  Landesverteidigung  beigegeben. 

Der  Bund  verftlgt,  wie  bereits  angedeutet,  über  den  Zentralfonds,  zu 
welchem  alle  dem  Bunde  angehörigen  Landes-  und  Frauenhilfsvereine  einen 
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Beitrag  zu  leisten  haben.  Die  Bestimmung  der  Höhe  des  Beitrages  bleibt 
der  Vereinbarung  zwischen  der  Bundesleitung  und  jedem  Hilfsvereine  über- 
lassen. Während  eines  Krieges  aber  haben  die  Vereine  alle  nicht  fllr  die 
eigenen  Vereinszwecke  im  Lande  unentbehrlichen  Mittel  an  Geld,  Materialien 
und  Personal  nach  den  Weisungen  des  Bundes  zu  verwenden.  In  Wien  wird 
von  der  Gesellschaft  ein  Materialhauptdepot  unterhalten,  in  welchem  die 
Materialvorräte  des  (nieder)österreichischen  patriotischen  Hilfsvereines,  die 
bei  diesem  Vereine  einlaufenden  Spenden  an  Materialien,  ferner  die  aus  dem 
Zentralfonds  angeschafften  Requisiten,  endlich  die  während  des  Krieges  von 
den  Landeshilfs-  und  Frauenhilfsvereinen  abgelieferten  Materialien  gesam- 
melt werden. 

Im  Frieden  befaßt  sich  die  Gesellschaft  namentlich  mit  dem  Studium 
und  der  Verwertung  aller  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Militärsanitäts- 
wesens überhaupt  und  der  freiwilligen  Sanitätspflege  insbesondere,  zu  welchem 
Zwecke  auch  mit  den  verwandten  ausländischen  Vereinen  ein  Verkehr 
unterhalten  wird,  mit  der  Heranziehung,  sachlichen  Ausbildung  und  Instruierung 
geeigneter  Personen,  der  Beschaffung  von  Vorräten  und  Materialien,  der 
Ausmittlung  von  passenden  Orten  für  die  Errichtung  von  Sammelstellen  und 
Depots,  der  Organisierung  von  freiwilligen  Sanitätsabteilungen  und  endlich 
mit  den  Vorbereitungen  ftir  die  Errichtung  von  Vereinsreservespitälern  und 
ßekonvaleszentenhäusern. 

Im  Kriege  werden  von  der  Gesellschaft  teils  Feldsani  tat  sanstalten^ 
teils  Sanitätsanstalten  im  Hinterlande  aufgestellt.  An  Feldsanitätsanstalten 
besitzt  die  Gesellschaft  2  Feldspitäler,  33  Blessiertentransportkolonneu. 
welche  bei  den  Feldspitälem  des  Heeres  eingeteilt  und  für  die  Evakuierung 
derselben  bestimmt  sind,  dann  1  Materialtransportkolonne  zur  teilweisen 
Fortbringung  der  Ausrüstungsgegenstände  flir  2  mobile  Vereinsdepots,  welche 
einen  Vorrat  an  Sanitätsmaterialien  enthalten.  Die  Sanitätsanstalten  im 
Hinterlande  bestehen  in  1  Seeambulanz,  welche  vom  Frauenhilfsvereine  in 
Triest  errichtet  wird,  ferner  aus  einer  Anzahl  von  Reservespitälern,  Rekon- 
valeszentenhäusem  und  Krankenhaltstationen. 

Für  einen  eventuellen  Gebirgskrieg  in  Tirol  sind  12  Hilfsplätze. 
4  Reservespitäler  und  5  geteilte  Sanitätskolonnen  gesichert. 

Gemeinsam  mit  dem  ungarischen  Vereine  vom  Roten  Kreuze  errichtet 
die  Gesellschaft  im  Mobilisierungsfalle  ein  Zentralnachweisbureau  in 
Wien,  welches  Nachrichten  über  kranke  und  verwundete  Heerespersonen 
an  deren  Angehörige  vermitteln  wird,  und  außerdem  für  sich  ein  Auskunfts- 
bureau, welches  auf  Grund  der  vom  Zentralnachweisbureau  gesammelten 
Daten  den  Angehörigen  der  kranken  und  verwundeten  Heerespersonen  nach 
Möglichkeit  Auskunft  erteilen  wird,  überdies  werden  Organe  der  (lesellschaft 
die  Korrespondenz  jener  kranken  oder  verwundeten  Heerespersonen,  welche 
gehindert  sind  selbst  zu  schreiben,  an  ihre  Angehörigen  vermitteln. 

Zur  Förderung  der  Tätigkeit  der  Hilfsvereine  im  Kriege  wird  auf  die 
Dauer  desselben  vom  Kaiser  als  leitendes  Organ  der  freiwilligen  Sanitäts- 
pflege ein  Generalinspektor  ernannt.  Derselbe  hat  das  Einvernehmen 
zwischen  den  Militärbehörden  und  den  Organen  der  freiwilligen  Sanitäts- 
pflege zu  vermitteln.  Der  Bundespräsident  oder  ein  Stellvertreter  desselben 
fungiert  im  Kriegsfalle  als  k.  k.  Kommissär  für  das  österreichische  Hilfs- 
vereinswesen  und  hat  den  Generalinspektor  in  der  Erfüllung  seiner  Aufgabe 
zu  unterstützen.  Er  hat  namentlich  auf  eine  Konzentrierung  der  Vereins- 
tatigkeit  hinzuwirken  und  einer  schädlichen  Zersplitterung  derselben  vorzu- 
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beugen.  Nötigenfalls  kann  das  fllr  ihn  erforderliche  Hilfspersonal  für  die 
Dauer  des  Krieges  auf  Staatskosten  angestellt  werden.  Endlich  wirken  bei 
der  Leitung  der  Ireiwilligen  Sanitätspflege  auf  dem  Kriegsschauplatze  auch 
noch  Delegierte  des  Roten  Kreuzes  mit.  Sie  werden  vom  Bundespräsi- 
denten ernannt  und  stehen  teils  zur  Verfolgung  des  Generalinspektors,  teils 
werden  sie  zu  speziellen  Dienstleistungen  auf  dem  Kriegsschauplatze  ver- 
wendet. Jedem  Armeegeneralkommando  ist  ein  Hauptdelegierter  beigegeben, 
welchem  behufs  Durchführung  der  jeweiligen  Anforderungen  der  Heeres- 
verwaltung das  Verfllgungsrecht  über  das  gesamte  der  betreflFenden  Armee 
zugewiesene  Personal  und  Material  der  freiwilligen  Sanitätspflege  zusteht. 
Die  Delegierten  des  Roten  Kreuzes  sind  verpflichtet,  im  Felde  den  Weisungen 
des  Generalinspektors,  beziehungsweise  des  Hauptdelegierten  beim  Armee- 
generalkommando und  der  Sanitätsbehörden  Folge  zu  leisten,  jedoch  berech- 
tigt, der  Bundesleitung  Über  ihre  allfälligen  Bedenken  zu  berichten.  Nur 
durch  ihre  Vermittlung  kann  Über  die  zur  Armee  im  Felde  beigestellten 
Mittel  und  Organe  der  österreichischen  Hilfsvereine  verfügt  werden.  In  drin- 
genden Fällen  haben  sie  das  Recht,  hierüber  unter  ihrer  Verantwortung 
selbständig  zu  disponieren.  Der  Wirkungskreis  aller  genannten  Organe 
erstreckt  sich  nicht  bloß  auf  die  zum  Verband  der  Gesellschaft  gehörigen, 
sondern  auch  über  alle  sonstigen  an  der  fl'eiwilligen  Sanitätspflege  sich 
beteiligenden  Korporationen,  Vereine  und  Einzelpersonen. 

III.  Die. Organisation  des  Vereines  vom  Roten  Kreuze  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  ist  etwas  abweichend.  Es  fungieren  hier  ein  aus 
100  Mitgliedern  bestehender  Zentralausschuß,  ein  aus  30  Mitgliedern  zu- 
sammengesetzter Direktionsausschuß,  an  welchen  der  größte  Teil  der 
Vereinsangelegenheiten  zum  Zwecke  rascher  Erledigung  Übertragen  wird, 
als  exekutives  Organ  die  Vereinsdirektion,  endlich  die  Landesgeneral- 
Versammlung.  In  Unterordnung  unter  diese  Orgaue  sind  dann  die  Filial- 
vereine, Komitats-  und  städtischen  Ausschüsse  tätig.  Die  Verpflichtungen  der 
(iesellschaft  für  den  Kriegsfall  betreflFen  die  Beschaffung  von  19  normalen 
Hle^siertentransportkolonnen,  dann  von  2  Halbkolonnen  älterer  Konstruktion 
und  von  12  Gebirgsblessiertentransportkolonnen,  die  Aufstellung  eines  mo- 
bilen Feldspitales,  die  Ausrüstung  von  mobilen  Vereinsdepots  für  17  Feld- 
spitäler und  18  Divisionssanitätsanstalten,  dann  die  Aufstellung  von  Reserve- 
spitälem,  Rekonvaleszentenhäusern  und  Aushilfsspitälern,  die  Ausrüstung  von 
Krankenhaltstationen  und  Krankenerholungsstationen,  endlich  die  Beteiligung 
an  dem  Zentralnachweisbureau  und  die  Aufstellung  eines  Auskunftsbureaus 
in  Budapest. 

Die  Aufsicht  über  das  gesamte  Hilfsvereinswesen  der  Länder  der  un- 
garischen Krone  führt  im  Kriegsfalle  der  ungarische  Kommissär. 

§  82.   Die  freiwillige  Sanltätspflegre  des  Deutschen  Ritterordens. 

Die  freiwillige  Unterstützung  der  Militärsanitätspflege  durch  den 
Deutsehen  Ritterorden  umfaßt  die  Aufstellung  von  46  Feldsanitätskolonnen 
mit  Feldausrüstung  und  2  Feldsanitätskolonnen  mit  Gebirgsausrüstung  be- 
hufs Verstärkung  der  Feldsanitätsanstalten  erster  Linie  in  ihrer  Wirksamkeit 
auf  dem  Kampfplatze.  Die  Ausrüstung,  Bekleidung  und  Bewaffnung,  das 
Trainmaterial  und  Sanitätsausrüstungsmaterial  stellt  der  Orden,  die  Personen 
und  Pferde  die  Heeresverwaltung.  Damit  die  rechtzeitige  Aufstellung  dieser 
Sanitätskolonnen  ermöglicht  werde,  erfolgt  die  Standesführung  der  erforder- 
liehen Personen   und   die  Vorrathaltung  des  Materials  schon  im  Frieden  in 
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der  gleichen  Weise,  wie  dies  flir  die  Heeresanstalten  vorgeschrieben  ist.  Die 
Materialion  werden  so  weit  als  möglich  in  den  ärarischen  Depots  hinterlegt.  Auch 
bestreitet  die  Heeresverwaltung  vom  Zeitpunkte  der  Mobilisierung  der  Ordeus- 
feldsanitätskolonnen  die  besonders  normierten  Auslagen  für  dieselben.  Die 
Aufsicht  fuhren  eigene  Delegierte  des  Ordens,  die  Anspruch  auf  bestimmte 
ärarische  Gebühren  besitzen. 

Soferne  es  die  Mittel  des  beim  Deutschen  Orden  bestehenden  8pital- 
fonds  erlauben,  werden  von  dem  Orden  auch  Feldspitälcr  und  Blessierten- 
transportkolonnen  zur  l^ntersttltzung  der  Feldsanitätsanstalten  der  zweiten 
Linie  errichtet.  Gegenwärtig  besitzt  der  Orden  4  Verwundetenspitäler. 

Dem  Orden  ist  das  Recht  gewahrt,  von  seinen  Verpflichtungen  zurück- 
zutreten, wenn  durch  unvorhergesehene  Ereignisse  seine  für  den  freiwilligen 
Sanitätsdienst  bestimmten  finanziellen  Mittel  so  geschwächt  werden  sollten, 
daß  ihm  die  Fortführung  desselben  nicht  mehr  möglich  wäre. 

§  83.  Die  fireiwillige  Sanltfttspflege  des  souveränen  Malteser  Ritterordens« 

Die  freiwillige  Unterstützung  des  Militärsanitätswesens  durch  den  sou- 
veränen Malteser  Ritterorden  umfaßt  die  Aufstellung  von  6  bis  12  Eisen- 
bahnsanitätszügen. Die  Ausrüstung  derselben  erfolgt  auf  Kosten  des  Ordens, 
doch  ersetzt  die  Heeresverwaltung  einen  Teil  der  Auslagen,  insbesondere 
die  Kosten  für  die  Besoldung  der  Ärzte,  und  gewährt  dem  gesamten  Geleit- 
und  Wartpersonal  ärarische  Gebühren.  Das  Personal  ist  schon  im  Frieden 
ausgewählt  und  ebenso  ist  das  Transport-  und  Sanitätsausrüstungsmaterial 
schon  im  Frieden  beschafft,  beziehungsweise  sichergestellt. 

Von  der  übernommenen  Verpflichtung,  beim  Transport  der  Kranken 
und  Verwundeten  von  den  Bahnhöfen  in  Wien  nach  den  dortigen  Spitälern 
mitzuwirken,  ist  der  Orden  im  Jahre  1881  wieder  entbunden  und  es  ist 
dieser  Lokalkrankentransportdienst  von  den  Ortsfeuerwehren  und  den 
Rettungsgesellschaften  übernommen  worden. 

Der  Orden  hat  auf  das  Rücktrittsrecht  für  so  lange  verzichtet,  als  er 
in  seiner  gegenwärtigen  Verfassung  in  Osterreich  bestehen  bleibt 

§  84.  Die  Tätigkeit  der  Österreichischen  Gesellschaft  vom  Weißen  Kreuze. 

Die  Tätigkeit  der  Osterreichischen  Gesellschaft  vom  Weißen 
Kreuze  besteht  auch  gegenwärtig  in  der  Beschaffung  möglichst  zahlreicher 
Kureinrichtungen  und  Kurbehelfe  flir  die  kurbedürftigen  Heerespersonen. 
Diese  Aufgabe  sucht  die  Gesellschaft  teils  durch  Errichtung  eigener  Militär- 
kurhäuser, teils  durch  Gewährung  von  Freiplätzen  in  den  verschiedenen 
Kurorten  zu  erfüllen.  Im  Kriegsfalle  sollen  die  Kurhäuser  der  Gesellschaft 
auch  als  Rekonvaleszentenhäuser  für  Verwundete  dienen. 

Geleitet  wird  die  Gesellschaft  von  einem  Zentralausschuß  in  Wien, 
der  von  den  in  der  Provinz  und  im  Auslande  bestehenden  Zweigvereinen 
unterstützt  wird. 

VI.  Abschnitt. 

Die  Hilitärjustizverwaltung. 

§  So«  Umfang  und  prinzipielle  Stellung. 

I.  Der  Militärjustizverwaltung  obliegt  die  Fürsorge  für  die 
Herstellung  der  allgemeinen  Bedingungen  der  Militärrechtspflege, 
weiters  die  administrative  Überwachung  (Visitation;  der  Gerichts- 
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Institute,  die  Vollziehung  der  Strafurteile  und  die  Entscheidung 
über  die  Begnadigung  von  Verurteilten,  endlich  eine  Einflußnahme 
auf  die  Bestellung  der  Heiratskautionen,®^^)  die  Legalisierung  von 
Urkundenunddie  Verwaltung  der  militär  gerichtlichen  Depositen."*'*) 
Von  diesen  Zweigen  der  Militärjustizverwaltung  erheischen  an  dieser  Stelle 
die  Visitation  und  der  Strafvollzug  eine  nähere  Behandlung. 

IL  Die  Militärjustizverwaltung  ist  nach  den  in  Osterreich -Ungarn 
gegenwärtig  geltenden  Rechtsnormen  gegenüber  der  Militärrechts- 
pflege nicht  so  scharf  geschieden,  wie  die  Ziviljustizverwaltung 
gegenüber  den  bürgerlichen  Gerichten,  welche  vermöge  der  Unabhängigkeit 
ihrer  Funktionäre  eine  selbständige  Stellung  gegenüber  den  Administrativ- 
organen behaupten.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  es  nicht  unrichtig, 
das  ganze  Gebiet  der  Militärrechtspflege  der  Militärverwaltung  beizuzählen.^^'M 
Ln  Prinzipe  erscheint  jedoch  derzeit  bereits  auch  in  Österreich-Ungarn  die 
Trennung  l)eider  Rechtsgebiete  anerkannt,  indem  in  den  geltenden  Organi- 
sationsvorschriften ^^^)  ausdrücklich  den  höheren  Militärgerichten  das  Prädikat 
richterlicher  Unabhängigkeit  beigelegt ^^'j  und  angeordnet  wird,  daß  die 
Militärstrafgerichte  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  den  höheren  Gerichts- 
instanzen und  nur  in  militärischen  und  administrativen  Angelegenheiten 
den  nächsthöheren  Militärverwaltungsstellen  unterstehen.  Demgemäß  wird 
der  Militärrechtspflege  auch  in  diesem  Werke  eine  selbständige  Behandlung 
um  IV.  Buch)  gewidmet. 

§  86.  Die  Yisitatlon  der  Gerich tsinstitnte. 

L  Das  Recht  zur  Visitation  der  unteren  Militärgerichte  des 
Heeres  und  der  Kriegsmarine  kommt  nach  der  Zirkularverordnung  des 
Kriegsministeriums  vom  81.  Juli  1865,  Abt.  4,  Nr.  1126,  den  Militärterritorial- 
kommanden  zu.  Über  Aufforderung  des  Militärobergerichtes  oder  Weisung 
des  Obersten  Militärgerichtshofes  sind  diese  Kommanden  zur  Vornahme  der 
Visitation  verpflichtet.  Die  Kommanden  haben  die  Gerichtsvisitationen  in 
der  Regel  derart  einzuteilen,  daß  in  Friedenszeiten  jedes  in  ihrem  Bereiche 
gelegene  Militärgericht  im  Verlaufe  von  3  Jahren  visitiert  werde.  Eine 
Ausnahme  bilden  die  Fälle,  wo  die  Visitierung  eines  Militärgerichtes  vom 
Militärterritorialkommando  oder  von  den  höheren  Gerichtsinstanzen  ange- 
ordnet wird,  weil  gegen  die  Gesetzlichkeit  der  Amtsführung  eines  Auditors 
Zweifel  auftauchen.  Haben  sich  bei  dem  visitierten  Gerichte  Gebrechen 
oder  Rückstände  herausgestellt,  so  ist  dieses  Gericht  nach  einer  entsprechenden 
Zeit  innerhalb  der  dreijährigen  Periode  noch  ein  zweites,  nach  Umständen 
aber  noch  ein  drittes  Mal  zu  visitieren.  Die  Visitationskommission  hat  aus 
dem  Brigadier  des  Truppenkörpers,  in  dessen  Stand  das  zu  visitierende 
Bericht  angehört,  oder  dessen  Stellvertreter  und  einem  höheren  Auditor  zu 
bestehen.  Daneben  bleibt  die  Verpflichtung  der  militärischen  Kommandanten, 
insbesondere  der  Brigadiere,  sich  in  ihrem  Wirkungskreise  von  dem  vor- 
>$(*hriftsmäßigen  Zustande  der  in  ihrem  Bezirke  befindlichen  Heeresanstalten 
im  Inspektionswege **'^'^)  zu  überzeugen,  aufrecht.  Die  Visitation  bezieht  sich 


»ö3;  Sieb  oben  §  19  IL  -  Q''*)  Ver^^l.  hierüber  §  142  I.  —  »^'5)  Dies  geschieht  von 
Ofto  Mayer  in  seinem  „Deutschen  Verwaltungsrecht"  I.  Btl.  (189)),  S.  11  Anmerkung  IG. 
—  •'''••)  Vergl.  namentlich  die  Absiitze  XI,  XXIII  und  XXXVII  der  Vorschrift  über  die 
Organisation  der  k.  und  k.  Gerichte  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine.  —  ''^^)  Vergl.  aber 
hierüber  §  152  III.  —  »e^)  Sieh  oben  §  29. 
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namentlich  auf  die  Handhabung  der  Strafrechtspflege,  den  Zustand  der 
Untersuchungs-  und  Strafarreste,  dann  auf  die  militärgerichtlichen  Depositen. 

Nicht  unter  diese  Normen  fällt  die  Visitation  der  Militärgefangen- 
häuser.  Diese  Anstalten  sind  durch  die  Brigadiere  und  die  Festnngs- 
kommandanten,  beziehungsweise  durch  einen  fallweise  zu  bestimmenden 
höheren  Stabsoffizier  in  Gemeinschaft  mit  einem  Auditor  zu  visitieren.  Der 
Brigadier  hat  die  Visitation  mindestens  einmal  in  jedem  Vierteljahre,  der 
Festungskommandant,  beziehungsweise  der  mit  der  Aufsicht  betraute  Stabs- 
offizier mindestens  einmal  in  jedem  Monate  durchzufahren.  Außerdem  haben 
die  Militärterritorialbehörden  die  ihnen  unterstehenden  Militärgefangenhäuser 
jährlich  wenigstens  einmal  der  Visitation  zu  unterziehen.  Endlich  soll  das 
Reichskriegsministerium  alljährlich  einige  Militärgefangenhäuser  durch  den 
Vorstand  der  Justizabteilung  oder  ein  anderes  höheres  Organ  der  Militär- 
justiz yisitieren  lassen. 

II.  Die  Visitation  der  k.k.  Landwehrgerichte  und  der  ungarischen 
Landwehrgerichte  erster  Instanz  erfolgt  gleichfalls  in  der  Regel  alle 
3  Jahre.  Aus  besonderen  Grtlnden  kann  jedoch  jederzeit  eine  Visitation 
stattfinden. 

1.  Die  Inspizierung  der  k.  k.  Landwehrgerichte  erfolgt  auf  Antrag 
des  Landwehroberkommandos  über  Weisung  des  Ministeriums  für  Laudes- 
verteidigung durch  einen  Stabsoffizier  für  den  Justizdienst  und  unter  even- 
tueller Intervention  eines  Generals.  Sie  kann  beim  Landwehroberkommando 
auch  vom  Obersten  Landwehrgerichtshofe  angeregt  werden. 

2.  Die  Visitation  der  ungarischen  Landwehrgerichte  geschieht 
regelmäßig  durch  den  Justizreferenten  des  Landwehroberkommandos  nach 
Weisung  des  letzteren.  Doch  ist  der  Landesverteidigungsminister  befugt,  die 
Landwehrgerichte  auf  Antrag  des  Landwehrobergerichtes  oder  aus  eigener 
Initiative  durch  den  Vorstand  der  Justizabteilung  im  Ministerium  oder  einen 
anderen  Auditor  jederzeit  visitieren  zu  lassen.  In  einem  solchen  Falle  ist 
die  dem  Justizreferenten  des  Landwehroberkommandos  obliegende  Visitierung 
des  betreffenden  Gerichtes,  wenn  nicht  besondere  Verhältnisse  es  erheischen, 
vor  Ablauf  eines  weiteren  Jahres  nicht  vorzunehmen. 

§  87.  Der  Strofrollsug  und  die  Yerwaltnngr  der  MilitärgefangreiüiftaBer. 

I.  Die  Vollziehung  der  von  den  Militärgerichten  verhängten  Strafen 
erfolgt,  soweit  hierüber  nicht  die  Militärstrafprozeßordnung  Anordnungen 
enthält,  durch  welche  die  Kompetenz  der  Gerichte  berührt  wird,^**)  nach 
administrativen  Normen.®'^) 

II.  Darnach  dienen  zur  Vollstreckung  der  gegen  Personen  des  Heeres 
verhängten  Freiheitsstrafen  die  Militärgefangenhäuser.  Dieselben  zer- 
fallen in  mehrere  Gruppen: 

1.  Die  erste  Gruppe  bilden  die  Militärstrafanstalten,  welche  zur 
VerbUßung  der  die  Dauer  eines  Jahres  übersteigenden  Kerkerstrafen  bestimmt 
sind.  Solche  bestehen  in  Möllersdorf,  dann  in  einigen  festen  Plätzen  (The- 
resienstadt,  Komorn,  Arad  und  Peterwardein).  Für  die  Militärstrafanstalt  in 
Möllersdorf  sind  ein  eigener  Kommandant,  Regimentsarzt  und  Kurat  syste- 
raisiert,  während  in  den  Festungsstrafhäusern  der  jeweilige  Platzkommandant 

'®')  Vergl.  §  203.  —  ^"^^  Diese  Nonnen  sind,  soferne  sie  speziell  den  Vollzug  der 
Freiheitsstrafen  regeln,  in  der  „Vorschrift  für  die  Militärgefangenhänser'*  zu 
sainmeDgcfaßt. 
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;U8  Kommandant  des  Strafhauses  fungiert,  der  Sanitätsdienst  durch  den 
Militärarzt  der  betreffenden  Garnison  und  die  Seelsorge  durch  den  im  Orte 
befindlichen  Militärgeistlichen  oder  in  dessen  Ermanglung  subsidiarisch  durch 
Ziyilgeistliche  versehen  wird. 

2.  Die  zweite  Gruppe  bilden  die  Militärgefängnisse.  Zu  denselben 
zählen: 

d)  Die  Garnisonsarreste.  Dieselben  dienen  regelmäßig  zur  Verbüßung 
der  gerichtlich  zuerkannten  Kerker-  und  sonstigen  Freiheitsstrafen,  sofern 
dieselben  die  Dauer  eines  Jahres  nicht  übersteigen,  zur  Anhaltung  solcher 
Gefangenen,  welche  von  selten  des  Beichskriegsroinisteriums  oder  vom  vor- 
gesetzten Militärterritorialkommando  in  besonderen  Fällen  dahin  gewiesen 
werden,  und  nebstdem  zur  Verwahrung  der  Untersuchungshäftlinge.  Die 
Gardegerichte  und  die  Gerichte  der  Militärakademien^''^)  besitzen  keine 
eigenen  Garnisonsarreste,  sondern  benützen  den  Garnisonsarrest  des  Garnisons- 
gerichtes. Wird  in  einer  in  Kriegsausrüstung  versetzten  Festung,  in  welcher 
nicht  schon  im  Frieden  ein  Garnisonsgericht  besteht,  ein  solches  aufgestellt, 
so  gelangt  daselbst  auch  ein  Garnisonsarrest  zur  Errichtung. 

b)  Die  Feldarreste.  Diese  werden  bei  eintretender  Mobilisierung  des 
Heeres  oder  einzelner  Teile  desselben  bei  den  Militärgerichten  der  Armee 
im  Felde  aufgestellt. 

Die  Aufstellung  und  Auflassung  der  Militärgefangnisse  geschieht  durch 
Verfügung  des  Reichskriegsministeriums.  Sie  unterstehen  zunächst  den 
als  Gerichtsvorstände  fungierenden  Militärkommandanten  (Militärstations-, 
Festungs-,  Platzkommandanten ).  Sie  besitzen  nur  ein  selbständiges  Aufsichts- 
personal. 

Für  die  Marinesträflinge  besteht  das  Marinegefangenhaus 
in  Pola. 

Die  k.  k.  Landwehr  besitzt  im  Frieden  keine  eigenen  Gefängnisse; 
nur  den  im  Kriege  zur  Aufstellung  gelangenden  Landwehrgerichten  werden 
eigene  Landwehruntersuchungsarreste  beigegeben.  Für  die  unga* 
rische  Landwehr  bestehen  bei  den  Landwehrdistriktsgerichten  eigene 
Land  wehr  arr  es  te. 

IIL  Die  Militärgefangenhäuser  sind  nur  zur  Verwahrung  der  auf  Grund 
militärgerichtlicher  Verfügungen  und  Urteile  in  Straf-  oder  Untersuchungshaft 
befindlichen  Heerespersonen  bestimmt.  Der  Umstand,  daß  eine  von  einem 
Militärgerichte  verurteilte  Heeresperson  aus  dem  Armeestande  ausgestoßen, 
zur  Kassation  oder  Entlassung  verurteilt  wurde  oder  nach  Abbüßung  der 
Strafe  nicht  mehr  militärpflichtig  ist,  übt  keinen  Einfluß  auf  die  Art  des 
Gefängnisses  und  es  findet  keine  Übergabe  eines  solchen  Verurteilten  an 
eine  Zivilstrafanstalt  statt. 

Wohl  aber  können  nach  anderen  Richtungen  Modifikationen  des  obigen 
Grundsatzes  eintreten: 

L  Die  von  den  Flaggen-  und  Schiff^sgerichten  verurteilten  Kerker- 
sträflinge der  Marine  dürfen  auch  in  ein  Militärstrafhaus  der  Landarmee 
eingeliefert  werden,  falls  dieses  näher  gelegen  ist  als  das  Marinegefangenhaus. 
Ist  das  Kriegsschiff  von  der  österreichischen,  beziehungsweise  ungarischen 
Küste  weit  entfernt,  so  sind  nur  jene  Sträflinge,  welche  zu  längeren  Kerker- 
strafen verurteilt  worden  sind,  sowie  jene,  welche  nach  Abtüßung  der  Strafe 
nicht  wieder  zur  Dienstleistung  einzurücken  haben,  bei  der  ersten  sich  dar- 

»'*)  Vergl.  §  152  I. 
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bietenden  Gelegenheit  an  daB  Marinegofangenhaas  in  Pola  abzusenden,  die- 
jenigen Sträflinge  aber,  welche  zu  kürzeren  Kerkerstrafen  verurteilt  sind  und 
nach  Vollzug  der  Strafe  wieder  einzurücken  haben,  nur  dann  an  das  Marine- 
gefangenhaus oder  an  ein  Militärgefangenhaus  abzuliefern,  wenn  mit  Berück- 
sichtigung der  zur  Reise  erforderlichen  Zeit  und  der  sohin  noch  bevor- 
stehenden Strafdauer  die  Ablieferung  des  Sträflings  überhaupt  zweckmäßig 
erscheint.  Der  Schiffskommandant  hat  einen  geeigneten  Ort  zu  bestimmen, 
woselbst  solche  Sträflinge  abgesondert  von  der  übrigen  Mannschaft  in  Haft 
zu  halten  sind.  Den  Fall  einer  Feuersgefahr  oder  Seenot  ausgenommen, 
dürfen  diese  Sträflinge  zu  keiner  Dienstleistung  verhalten,  wohl  aber  nach 
Tunlichkeit  mit  Arbeit  oder  einer  sonstigen  Beschäftigung  versehen  werden. 
Die  Verschärfungen  der  Kerkerstrafe  sind,  soweit  dies  möglich  ist,  auch  auf 
den  Schiffen  in  Vollzug  zu  setzen.*^'^) 

2.  Rücksichtlich  der  Angehörigen  der  k.  k.  Landwehr  war  durch 
das  Gesetz  vom  23.  Mai  1871,  R.-G.-B1.  Nr.  45,  §  4  Schlußalinea,  bestimmt 
worden,  daß  die  wider  Landwehrpersonen  verhängten  Freiheitsstrafen  im 
Frieden  in  den  Zivilstrafanstalten  zu  vollziehen  seien.  Da  die  strikte 
Durchführung  dieser  Bestimmung  zur  Folge  hatte,  daB  auch  in  ihrer  Charge 
verbleibende  Offiziere  und  andere  militärische  Vorgesetzte  der  Landwehr 
zur  Verbüßung  der  wider  sie  verhängten  militärgerichtlichen  Freiheits- 
strafen in  Zivilstrafanstalten  abgegeben  wurden,  dies  aber  mit  den  mili- 
tärischen Standesrücksichten  nicht  vereinbar  schien,  so  wurde  vom  Ministerium 
ftir  Landesverteidigung  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Justizministerium 
im  Jahre  1880  ausgesprochen,  daß  auch  im  Frieden  der  Vollzug  der  wider 
Landwehrpersonen  verhängten  Freiheitsstrafen  in  Militärs trafanstalten 
im  Prinzipc  zulässig  sei,  dies  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  Fassung 
des  Gesetzes  vom  23.  Mai  1871  nur  als  Ausnahme  zu  gelten  habe  und 
nur  dann  zulässig  sei,  wenn  die  Bedingungen  des  §  40t>  der  Zivilstraf- 
prozeßordnung vorhanden  seien,'^'*)  das  Justizministerium  und  erforderlichen- 
falls auch  das  Reichskriegsministerium  seine  Zustimmung  dazu  erteile  und 
aus  dieser  Art  des  Strafvollzuges  dem  Ziviletat  keine  Mehrauslagen 
erwachsen.  Demgemäß  wurde  vom  Ministerium  für  Landesverteidigung 
gestattet,  daß  beim  Vorhandensein  wichtiger  Gründe,  wozu  auch  die  mili- 
tärischen Standesrücksichten  und  die  Aufrechthaltung  der  militärischen 
Disziplin  gehören,  die  wider  Landwehrpersonen  von  den  Landwehr-  oder 
Landesschützengerichten  verhängten  Arrests  trafen  nach  unmittelbarem 
Einvernehmen  mit  der  betreffenden  Militärbehörde  in  den  Militärgefangen- 
häusern auf  die  für  Personen  des  gemeinsamen  Heeres  vorgeschriebene  Art 
vollzogen  werden,  wenn  der  Verurteilte  dem  Stande  der  Offiziere,  Beamten 
oder  Kadetten  angehört  oder  eine  sonstige  militärische  Charge  im  aktiven 
Stande  der  Landwehr  bekleidet  und  ungeachtet  seiner  Verurteilung  in  dieser 
(%arge  und  im  Fortbezuge  seiner  (iebühren  oder,  obwohl  auf  die  Arrestanten- 
gebühr   gesetzt,   doch  während   der   Strafe    und    nach  Abbüßung   derselben 


ö"2)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  18.  Februar  1869,  Abt.  9  M.-S.,  Nr.  633,  M.-V.-Bl. 
Nr.  24.  —  ^'^)  Dieser  Paragraph  lautet:  „Bei  Freiheitsstrafen,  welche  bei  dem  erkennenden 
(Berichte  zu  vollziehen  wären,  kann  der  Gerichtshof  zweiter  Instanz  wegen  überttülung 
der  Gefängnisse,  zu^  Eraparung  unverhältnismäßiger  Keise-  oder  Transportauslagen  oder 
aus  anderen  wichtigen  Gründen  die  Vollstreckung  bei  einem  anderen  Gerichte  seines 
Sprengeis  bewilligen.  Soll  diese  Vollstreckung  außerhalb  des  Sprengeis  des  Gerichts- 
hofes zweiter  Instanz  erfolgen,  so  ist  die  Entscheidung  des  Justizministers  einzuholen." 
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im  aktiven  Stande  der  Landwehr  verbleibt.  Die  Kosten  eines  derartigen 
Vollzuges  der  Arreststrafe  waren  vom  Landwehrärar  allein  zu  tragen, 
beziehungsweise  an  das  gemeinsame  Militärärar  zu  refundieren.  Sollte  aber 
eine  wider  eine  Landwehrperson  verhängte  Kerkerstrafe  in  einem  Militar- 
gefangenhause  vollzogen  werden,  so  war  vorerst  im  Wege  des  Ministeriums 
tUr  Landesverteidigung  die  Zustimmung  des  Justizministeriums  und  des 
Keichskriegsministeriums  im  einzelnen  Falle  einzuholen.  Derartige  Anträge 
sollten  nur  gestellt  werden,  wenn  der  Verurteilte  dem  Stande  der  Offiziere, 
Kadetten  oder  UnterotlBziere  angehörte,  seine  Verurteilung  wegen  eines 
militärischen  Deliktes  erfolgte  und  seine  Abgabe  an  eine  Zivilstrafanstalt 
ans  Standesrilcksichten  oder  Gründen  der  Disziplin  nicht  rätlich  schien. 
Da  jedoch  diese  im  Jahre  1880  inaugurierte  Praxis  rücksichtlich 
ihrer  gesetzlichen  Begründung  immerhin  zu  Zweifeln  Anlaß  geben  konnte, 
80  wurde  durch  das  Gesetz  vom  2.  April  1885,  ß.-G.-Bl.  Nr.  93,  §  5 
Schlußalinea,  ausdrücklich  bestimmt,  daß  zur  Durchführung  der  wider  Land- 
wehrpersonen verhängten  Untersuchungshaft  und  zum  Vollzug  der  Freiheits- 
strafen wider  solche  Personen  die  Militärgefangenhäuser  des  Heeres  zu  ver- 
wenden sind. 

3.  In  den  Arresten  der  ungarischen  Landwehr  werden  nur  solche 
Offiziere,  Beamte,  Kadetten  und  Unteroffiziere  verwahrt,  welche  nicht  zum 
Verluste  ihrer  Charge  verurteilt  worden  sind;  alle  übrigen  Arrestanten 
werden  den  Zivilgefängnissen  zur  Abbüßung  ihrer  Strafe  übergeben. 

4.  Freiheitsstrafen,  welche  von  Zivilstrafgerichten  wider  in  aktiver 
Dienstleistung  stehende  Heerespersonen  wegen  einer  vor  ihrem  Eintritte  in 
den  Militärverband  oder  während  ihres  nichtaktiven  Verhältnisses  begangenen 
strafbaren  Handlung  rechtskräftig  verhängt  wurden,  können  unter  Umständen 
in  Militärgefangenhäusern  vollzogen  werden. 

a)  In  Österreich  haben  die  Zivilstrafgerichte  in  einem  solchen  Falle 
in  Gemäßheit  des  §  406  der  Zivilstrafprozefiordnung  den  Antrag  an  das 
vorgesetzte  Oberlandesgericht  zu  erstatten,  welches  die  Weisung  des  Justiz- 
ministeriums einzuholen  hat.  Ein  solcher  Antrag  soll  nur  dann  gestellt 
werden,  wenn  es  sich  um  Freiheitsstrafen  von  kurzer  Dauer  handelt  und 
die  Vollstreckung  derselben  beim  Zivilstrafgerichte,  welches  das  Urteil  in 
erster  Instanz  gefällt  hat,  für  den  Verurteilten  wegen  der  großen  Entfernung 
seines  Standortes  mit  unverhältnismäßig  großen  Beschwerden  oder  Auslagen 
oder  mit  einer  erheblichen  Beeinträchtigung  für  den  Dienst  verbunden  wäre, 
wenn  ferner  der  V^ollzug  der  Freiheitsstrafe  mit  Rücksicht  auf  die  voraus- 
sichtlich lange  Dauer  der  aktiven  Militärdienstleistung  des  Verurteilten 
nicht  in  Gemäßheit  des  §  401  der  Zivilstrafprozeßordnung **'^)  verschoben  werden 
kann  und  wenn  es  endlich  nach  Lage  der  Verhältnisse  oder  aus  anderen 
wichtigen  dienstlichen  Rücksichten  auch  nicht  tunlich  ist,  die  verurteilte 
Heeresperson  die  ihr  auferlegte  Freiheitsstrafe  bei  einem  Zivilgerichte  ihres 
dienstlichen  Standortes  abbüßen  zu  lassen.  Übersteigt,  die  Freiheitsstrafe 
nicht  6  Monate,  so  ist  der  Vollzug  derselben  im  allgemeinen  auf  Verlangen 
der  zuständigen  Militärbehörde  in  Gemäßheit  des  §  401  der  Zivilstraf- 
prozeßordnung  zu   verschieben.    Freiheitsstrafen,   welche    die    Dauer    eines 

*^*)  Dieser  Paragraph  lautet  in  seinem  zweiten  Alinea:  „Der  Vollzug  der  ge^cn 
eine  Militär(LandwehT)per8on  verhängten  Freiheitsstrafe,  welche  nicht  6  Monate  über- 
steigt, ist  auf  Verlangen  der  zuständigen  Militär(Landwehr)behörde  zu  verschieben,  wenn 
der  Verurteilte  zur  Dienstleistung  einberufen  wird.* 

Scbmid,  DBB  Heeresrecht  der  usterr.-unp.  Monarchie.  24 
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Jahres  erreichen  oder  übersteigen,  können  nur  in  den  Zivilstrafanstalten 
zum  Vollzuge  gelangen.^^*) 

b)  In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  können  Freiheitsstrafen, 
welche  von  ungarischen  Zivilstrafgerichten  wider  in  aktiver  Dienstleistung 
stehende  Heerespersonen  verhängt  werden,  wenn  sie  die  Dauer  eines  Jahres 
nicht  erreichen,  auf  Ansuchen  der  Zivilbehörden  gleichfalls  in  den  Militär- 
getängnissen  vollzogen  werden.  Dagegen  können  die  von  einem  Zivilstraf- 
gerichte verhängten  Freiheitsstrafen,  welche  die  Dauer  eines  Jahres  erreichen 
oder  übersteigen,  nur  in  den  betreffenden  Zivilstrafanstalten  zum  Vollzuge 
gelangen.  Wird  die  Auslieferung  eines  zur  aktiven  Dienstleistung  einge- 
rückten Soldaten  zum  Zwecke  des  Vollzuges  einer  Freiheitsstrafe,  welche 
über  ihn  wegen  eines  vor  seiner  Assentierung  oder  im  nichtaktiven  Ver- 
hältnisse begangenen  Verbrechens  oder  Vergehens  von  einem  Zivilstrafgerichte 
rechtskräftig  verhängt  worden  ist,  von  den  Zivilbehörden  begehrt,  so  darf 
dagegen  von  den  Militärbehörden  unter  normalen  Verhältnissen  keine  Ein- 
wendung erhoben  werden.  Wird  dagegen  ein  solches  Auslieferungsbegehren 
zu  einer  Zeit  gestellt,  wo  sich  der  Standeskörper  des  Auszuliefernden  im 
Mobilitätsverhältnisse  befindet,  so  wird  vom  Reichskriegsministerium  im 
Einvernehmen  mit  der  betreffenden  obersten  Justizverwaltungsbehörde  (Justiz- 
ministerium in  Ungarn,  Landesregierung  in  Kroatien-Slavonien)  der  Auf- 
schub des  Straf  an  trittes  veranlaßt.  ^'') 

e)  Analoge  Normen  gelten  auch  für  die  von  den  bosnisch-herzego- 
winischen  Zivilstrafgerichten  ausgehenden  Requisitionen,  welche  den 
Vollzug  der  wider  eine  aktive  Heeresperson  verhängten  Freiheitsstrafe  zum 
Gegenstande  haben.  ^") 

Jene  Militärsträflinge,  welche  eine  von  einem  Zivilstrafgerichte  ihnen 
zuerkannte  Freiheitsstrafe  in  einem  Militärgefängnisse  abzubüßen  haben, 
werden  regelmäßig  wie  die  übrigen  Militärsträflinge  und  nicht  nach  den 
Vorschriften  der  Zivilstrafanstalten  behandelt. 

Die  Kosten,  welche  durch  den  Vollzug  der  von  Zivilstrafgerichten 
verhängten  Freiheitsstrafen  in  Militärgefängnissen  auflaufen,  sind  zu  Lasten 
des  betreffenden  Ziviletats  zu  verrechnen  und  ist  deren  Refundierung  zu 
beanspruchen. 

5.  Freiheitsstrafen,  welche  von  den  Militärstrafgerichten  wider  Zivil- 
personen verhängt  werden,  sind  in  Militärgefangenhäusern  zu  vollziehen. 
Auch  diese  Sträflinge  sind  wie  die  übrigen  Militärsträflinge  zu  behandeln, 
wenn  nicht  etwas  anderes  angeordnet  wird. 

6.  Die  von  den  Gefällsstrafgerichten  wider  aktive  Heerespersonen 
verhängten  selbständigen  oder  suppletorischen  Freiheitsstrafen  können  in 
Militärgefängnissen  vollzogen  werden/*'^®) 

7.  In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  greift  dieser  Vorgang 
auch  dann  Platz,  wenn  im  Sinne  des  XXVII.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1880 


9'=^)  V.  des  J.-M.  vom  2.  April  1876,  Z.  3693,  dann  des  R.-K.-M.  vom  20.  März 
1876,  Abt.  4,  Nr.  625,  und  vom  9.  Juni  1883,  Abt.  4,  Nr.  923.  —  ^76)  y.  des  R.-K.-M.  vom 
9.  Juni  1S83,  Abt.  4,  Nr.  923.  —  »^")  V.  des  R.-K.-M.  vom  23.  April  1884,  Abt.  4, 
Nr.  572.  —  '•'"'*)  Hf  krgsr.  Z.-V.  vom  25.  Juni  1840,  beziehungsweise  Hf  kmd.  vom  26.  September 

1840,  Z.  ^^^,  P.G.-S.  Nr.  102,  S.  317  (bei  Ott,  Handbuch  der  Gefälls-,  Justiz-  und 

^4o4 

politischen  Gesetze  und  der  erläuternden  nachträgliehen  Verordnungen  zum  Stnit- 
gesetze  über  Gefällsiibertretungen  1846,  S.  24  ff.),  ferner  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  26.  MHrz 
1S78,  Abt.  4,  Nr.  593,  N.-V.-Bl.  Nr.  67. 
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über  die  Militärbefreiungstaxe  (§  22)  oder  im  Sinne  des  X^HI.  Gesetz- 
artikels vom  Jahre  1883  über  die  Gewehr-  und  Jagdsteuer  (§  48)  die 
statt  einer  Geldstrafe  eintretende  sappletorisehe  Freiheitsstrafe  von  den  dazu 
))erufenen  Administrativbehörden  (Munizipalausschuß,  Banus  in  Kroatien- 
Slavonion)  verhängt  wurde,  sobald  seitens  dieser  Behörden  bei  den  Militär- 
behörden um  die  Vollziehung  der  Arreststrafe  nachgesucht  wird.  ^'^) 

8.  Umgekehrt  sind  die  gegen  nichtaktive  Mannschaftspersonen 
wegen  militärischer  Delikte,  welche  sie  während  der  Eontrollversammlungen 
begangen,  militärischerseits  verhängten  Freiheitsstrafen  in  den  Zivilarresten 
zu  verbüßen,  wenn  sich  in  dem  Tatorte  kein  Militärarrest  befindet.^*®) 
Dagegen  dürfen  Freiheitsstrafen,  welche  über  nichtaktive  Gagisten  durch 
die  Militärbehörden  außer  der  Zeit  der  aktiven  Dienstleistung  verhängt 
werden,  nur  in  Müitärgefängnissen  abgebüßt  werden.  ^*^) 

IV.  Die  Bestimmung  des  Ortes  des  Strafvollzuges  ist  eine  Angelegen- 
heit der  Justizverwaltung.  Die  zu  Kerkerstrafen  von  einjähriger  oder  kürzerer 
Dauer  und  die  zu  Arreststrafen  Verurteilten  haben  die  Strafe  in  der  Regel 
in  dem  Gefängnisse  des  Militärgerichtes,  bei  welchem  ihre  Aburteilung 
stattfand,  zu  vollstrecken.  Diese  Bestimmung  gilt  auch  dann,  wenn  die  über 
den  Straffälligen  verhängte  Kerkerstrafe  einschließlich  der  angerechneten 
Untersuchungshaft  eine  längere  als  einjährige  Dauer  darstellt,  die  noch  zu 
verbüßende  Strafe  aber  nicht  über  1  Jahr  sich  erstreckt.^®*)  Wenn  jedoch 
besondere  Umstände  und  Verhältnisse  die  Verwahrung  eines  solchen  Sträflings 
in  einem  anderen  Militärgefängnisse  notwendig  oder  rätlich  machen,  so  hat 
das  betreflFende  Militärgericht  um  die  Versetzung  des  Sträflings  in  ein 
anderes  Militärgefängnis  bei  der  vorgesetzten  Territorialbehörde  einzu- 
schreiten. 

Hingegen  kommt  die  Einteilung  der  abgeurteilten  Kerkersträflinge  in 
die  Militärstrafanstalten  dem  Reichskriegsministerium  zu  und  es  ist 
daher  in  allen  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  eine  mehr  als  einjährige 
Kerkerstrafe  handelt,  bei  dieser  Zentralstelle  um  die  Bestimmung  des  Straf- 
ortes einzuschreiten.  Dies  hat  auch  dann  zu  geschehen,  wenn  in  2  oder 
mehreren  Urteilen  zwar  auf  Kerkerstrafen  unter  1  Jahre  erkannt  wurde, 
diese  jedoch  in  ununterbrochener  Zeitfolge  hintereinander  verbüßt  werden 
und  zusammen  die  Dauer  eines  Jahres  übersteigen. 

V.  Die  Art  des  Strafvollzuges  richtet  sich  einerseits  nach  dem  Inhalt 
des  Strafurteils  und  den  bezüglichen  Bestimmungen  des  Militärstrafgesetz- 
buches ^^^),  andererseits  nach  den  bereits  erwähnten  administrativen  Normen. 
Diese  letzteren  Normen  bewegen  sich  im  allgemeinen  in  den  Geleisen  der 
«'»stcrreichischen  Zivilgefängnisverwaltung  mit  einzelnen,  den  militärischen 
♦Standesrücksichten  Rechnung  tragenden  Modifikationen. 

Was  zunächst  die  Art  der  Haft  anbelangt,  so  sind  in  Einzelhaft 
in  der  Regel  nur  die  Kerkersträflinge  der  ersten  Kategorie  zu  verwahren. 
Hiezu  gehören  solche  Sträflinge,  welche  vor  ihrer  Aburteilung  dem  Offiziers-, 
Jk'amten-  oder  einem  gleichgestellten  Stande  angehörten  oder  Kadetten 
waren.  Dieselben  sind  von  den  übrigen  Kerkersträflingen  (den  Sträflingen 
der  zweiten  Kategorie)  abzusondern  und,  soweit  es  die  örtlichen  Ver- 
hältnisse  gestatten,   einzeln  in  Kerker-  oder  Gefängniszellen  unterzubringen. 

'^•»)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  4.  Dezember  1892,  Abt.  4,  Nr.  1286,  N.-V.-Bl.Nr.221. 
-  •»^")  W.-V.  IIl.  T.  §  38  Punkt  16.  —  ^81)  w.-V.  IV.  T.  §  8  Punkt  4.  —  ^^)  V.  des 
H  -K.-M.  vom  13.  Mära  1884,  Abt.  4,  Nr.  592.  —  ^^^)  Vergl.  §  159. 

24* 
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Die  Sträflinge  dieser  Kategorie  genießen  verschiedene  Begünstigungen.  Ihre 
Strafhaft  kann  mit  Rücksicht  auf  die  größere  Schärfe  der  Einzelhaft  gnaden« 
weise  nach  Ablauf  von  2  Dritteilen  der  Strafzeit  abgekürzt  werden.  Des- 
gleichen kann  ihnen  nach  Zulässigkeit  der  örtlichen  Verhältnisse  mit  ärztlicher 
Zustimmung  der  Tabakgenuß  gestattet  werden,  wenn  sie  die  Kosten  hiefÜr 
aus  eigenen  Mitteln  zu  tragen  vermögen.  Ihrer  Kost  ist  auch  an  jenen  Tagen, 
an  welchen  nicht  ohnehin  schon  nach  der  Speiseordnung  Fleisch  gereicht 
wird,  ein  gewisses  Quantum  (80  Gramm)  gekochten  Fleisches  beigegeben. 
Sie  tragen  ihre  eigene  Zivilkleidung  und  genießen  endlich  eine  besondere 
Berücksichtigung  bei  der  Verteilung  der  Arbeiten. 

Bezüglich  der  Verwahrung  der  übrigen  Sträflinge  gilt  der  Grundsatz, 
daß  erstmalige,  jüngere,  weniger  verdorbene  und  Gelegenheitsverbrecher 
von  den  rückfilUigen,  keine  Besserung  mehr  versprechenden  Gewohnheits- 
verbrechern, die  gebildeten  von  den  rohen,  die  im  Militärverbande  verblei- 
benden von  den  zur  Ausstoßung  aus  der  Armee  verurteilten  Sträflingen 
möglichst  abgesondert  werden  sollen.  Der  gleiche  Grundsatz  ist  auch  bei 
den  Arresthäftlingen  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die  letzteren  sind  überdies 
ebenso  wie  die  Üntersuchungshäftlinge  nach  Möglichkeit  abgesondert  von 
den  Kerkersträflingen  zu  verwahren. 

Die  Besserung  der  Militärsträflinge  wird  durch  Gottesdienst,  Religions- 
und Schulunterricht,  dann  durch  angemessene  Arbeit  angestrebt.  Nach 
ihrer  Aufführung  werden  die  Sträflinge  der  zweiten  Kategorie  in  3  Klassen 
eingeteilt. 

Zur  Arbeit  sind  alle  zur  Strafe  des  einfachen  oder  schweren  Kerkers 
und  die  zum  strengen  Arrest  verurteilten  Sträflinge  sowohl  in  der  Gemein- 
schafts- als  auch  in  der  Einzelhaft  verpflichtet.  Den  zum  einfachen  Arrest 
Verurteilten  bleibt  es  freigestellt,  sich  auf  die  den  lokalen  Verhältnissen  des 
Strafortes  angemessene  Art  zu  beschäftigen,  doch  sind  sie,  besonders  wenn 
sie  sich  nicht  aus  Privatmitteln  verpflegen,  zu  angemessener  Arbeit  ernstlich 
aufzufordern. 

Kerkersträflinge  der  ersten  Kategorie  sind  entweder  im  Inneren  der 
Lokale,  in  welchen  sie  verwahrt  werden,  zu  einer  ihren  individuellen  Eigen- 
schaften entsprechenden  Beschäftigung  oder  in  den  Strafhauskanzleien  zur 
Besorgung  von  Schreib-,  Zeichen-  und  Reehnungsarbeiten  für  öffentliche 
Zwecke  oder  endlich,  wenn  sich  das  Sträflingsspital  innerhalb  des  Militär- 
gefangenhauses befindet,  zur  Aushilfe  hei  der  Krankenpflege  und  zur  An- 
leitung der  hiebei  verwendeten  Sträflinge  der  zweiten  Kategorie  zu  ver- 
wenden. Sind  aber  Sträflinge  der  ersten  Kategorie  auch  zur  Leistung  ander- 
weitiger Arbeiten  oder  zur  Teilnahme  an  der  Beschäftigung  der  Sträflinge 
der  zweiten  Kategorie  bereit,  so  ist  ihnen  diese  zu  gestatten. 

Kerkersträflinge  sind  in  der  Regel  zu  den  Hausdiensten  und  zu  den 
schwereren  Arbeiten,  Arresthäftlinge  zu  den  leichteren  Arbeiten  zu  ver- 
wenden. 

Die  Verwendung  von  Sträflingen  außerhalb  des  Gefängnisses  ist  nur 
ausnahmsweise  gestattet,  die  Verwendung  in  Privatwohnungen  durchaus 
verboten.  Den  Angestellten  des  Gefangenhauses  kann  vom  Vorstande  die 
Verwendung  von  Sträflingen  außerhalb  der  Privatwohnungen  unter  Beob- 
achtung der  hiefUr  geltenden  Bedingungen  und  gegen  Entrichtung  der  tarif- 
mäßigen Gebühren  gestattet  werden. 

Die  Militärgefangenen  werden  zunächst  für  den  Bedarf  der  Militär- 
gefangenhäuser  selbst   verwendet.    Grundsätzlich   müssen  alle  Arbeiten, 
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welche  für  das  Hauswesen  der  Militärstrafanstalten  and  der  Militärgefäng- 
nisse selbst  erforderlich  sind,  von  den  hiezu  befähigten  Sträflingen  verrichtet 
werden,  soweit  dies  ohne  Gefährdung  ihrer  sicheren  Verwahrung  möglich 
ist.  Unter  letzterer  Voraussetzung  ist  auch  der  Bedarf  von  Artikeln,  welcher 
durch  Erzeugung  im  eigenen  Gefangenhause  nicht  befriedigt  werden  kann, 
durch  den  Bezug  aus  anderen,  solche  Gegenstände  produzierenden  Militär- 
gefangenhäusern zu  decken,  wenn  die  bezüglichen  Preise  nicht  höher  als 
beim  Handeinkauf  im  Straforte  selbst  zu  stehen  kommen.  Die  Militär- 
gefangenen sind  im  allgemeinen  verpflichtet,  die  flir  den  Dienst  und  die 
Keinhaltung  des  Gefangenhauses  notwendigen  Hausarbeiten  unentgeltlich 
zu  leisten.  Doch  kann  für  die  als  Krankenwärter  im  Sträflingsspitale  ver- 
wendeten Sträflinge,  für  die  Reinigung  der  Wäsche,  die  Bekleidungsrepa- 
raturen und  einige  andere  Arbeiten  die  hiefllr  übliche  Entlohnung  ver- 
rechnet werden. 

Die  Arbeitskraft  der  Militärgefangenen  soll  auch  sonst  tunlichst  für 
Zwecke  der  Militärverwaltung  verwertet  werden,  soweit  dies  aus 
Sicherheits-  und  Anstandsrücksichten  zulässig  ist.  Werden  die  Häftlinge  zu 
solchen  ärarischen  Taglohn-  oder  Handlangerarbeiten  verwendet,  für  welche 
nach  den  bestehenden  Vorschriften  Entlohnungen  verrechnet  werden,  so 
haben  sie  gleichfalls  Anspruch  auf  Entlohnung,  und  zwar  gebühren  ihnen 
für  jedes  Tagwerk  20  Heller,  bei  solchen  Beschäftigungen  aber,  welche 
eine  gewisse  Vorbildung  voraussetzen,  für  ein  ganzes  Tagwerk  40  Heller. 
Die  Zentral  Verwaltungsstelle  kann  übrigens  nach  ihrem  Ermessen  in  be- 
sonderen Fällen  auch  die  unentgeltliche  Heranziehung  der  Sträflinge  zu 
ärarischen  Arbeiten  bedingungslos  anordnen. 

Endlich  ist  auch  die  Verwertung  der  Arbeitskraft  der  Militärgefangenen 
durch  Privatunternehmer  gestattet.  Die  betreifenden  Abmachungen  be- 
dürfen fallweise  der  Genehmigung  der  Zentralverwaltungsstelle.  Die  Ge- 
nehmigung ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  daß  sich  der  Unternehmer  und 
sein  Werkführer  der  Anstaltsordnung  fügt  und  sich  im  Verkehr  mit  den 
Sträflingen  auf  das  beschränkt,  was  der  eigentliche  Arbeitsbetrieb  erfordert. 

Können  die  Gefangenen  mit  Haus-  und  Ärarialarbeiten  oder  auf 
Rechnung  von  Privatunternehmern  nicht  vollständig  beschäftigt  werden,  so 
sind  Arbeiten  in  eigener  Regie  zu  unternehmen. 

Einen  rechtlichen  Anspruch  auf  Entlohnung  besitzen  jene  Sträflinge 
nicht»  deren  Verpflegung  auf  Kosten  des  Ärars  geschieht.  Es  darf  jedoch 
den  in  die  Militärstrafanstalten  eingeteilten  Sträflingen  (im  Gegensatz  zu 
den  in  den  Militärgefängnissen  untergebrachten  Häftlingen)  in  allen  Fällen, 
in  welchen  für  Ärarialarbeiten  oder  von  Privatunternehmern  eine  Vergütung 
an  das  Militärgefangenhaus  zu  entrichten  ist,  und  ebenso,  wenn  durch  die 
Beschäftigung  in  eigener  Regie  ein  Reingewinn  erzielt  wird,  unter  der 
Voraussetzung,  dalJ  sie  die  ihnen  auferlegte  Arbeit  gut  und  mit.FleitI  ver- 
richtet haben,  eine  Prämie  lein  Geldgeschenk)  zuerkannt  werden.  Diese 
Arbeitsprämie  wird  durchschnittlich  mit  2  Fünfteilen  der  betreffenden  Ver- 
gütung, beziehungsweise  vom  Reinerträgnisse  der  Arbeit  des  Häftlings  be- 
rechnet, darf  jedoch  den  Betrag  von  20  Hellern,  beziehungsweise  bei  be- 
sonders geschickten  und  fleißigen  Arbeitern  den  Betrag  von  30  Hellern  per 
Tag  und  Kopf  nicht  übersteigen.  Der  ganze  nach  Abzug  der  Arbeitsprämien 
erübrigende  Rest  des  Arbeitsverdienstes  der  auf  Kosten  des  Ärars  ver- 
pflegten Häftlinge  fällt  dem  Militärärar  anheim.  Rückfälligen  Sträflingen 
darf  nur   die  Hälfte   der    ihnen    sonst   zukommenden   Prämien   zugerechnet 
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werden,  doch  kann  auch  ein  rückfälliger  Sträfling  bei  dauernd  guter  Auf- 
führung wieder  in  den  Vollgenuß  der  Prämien  treten,  wenn  er  die  halbe 
»Strafzeit  yerbüOt  hat  und  in  die  dritte  Klasse  eingereiht  wird. 

Ein  Teil  der  Prämien  darf  vom  (Tcfangenen  nach  den  Bestimmungen 
der  Hausordnung  zur  Anschaffung  von  NebengenUssen,  zur  Unterstützung 
armer  Angehöriger  oder  zu  anderen  erlaubten,  vom  Vorstande  des  Gefangen- 
hauses genehmigten  Zwecken  verwendet  werden.  Was  nach  Abzug  dieser 
Verwendungen  noch  erübrigt,  ist  nach  der  Entlassung  des  Gefangenen  ent- 
weder dem  Truppenkörper,  wenn  er  dahin  einrückt,  sonst  der  politischen 
Behörde  zu  übersenden.  Zur  Deckung  der  durch  das  strafgerichtliche  Urteil 
auferlegten  Schadenersätze  oder  der  auf  Rechnung  des  Ärars  bestrittenen 
Verpflegskosten  sind  die  Prämien  nicht  zu  verwenden.  Wohl  aber  können 
sie  für  den  Ersatz  eines  dem  Ärar  oder  auch  Privaten  während  der  Haft 
zugefügten  Schadens  in  Anspruch  genommen  werden.  Ist  über  die  Ersatz- 
frage rücksichtlich  eines  derartigen  Schadens  durch  einen  strafgerichtlichen 
Spruch  erkannt,  so  ist  dieser  maßgebend,  anderenfalls  ist  die  Ersatzfrage 
im  administrativen  Wege  zu  entscheiden. 

Die  Arbeitszeit  soll  für  Arreststräflinge  täglich  nicht  über  8,  für 
Kerkersträflinge  in  der  Regel  10  Stunden  betragen.  An  den  Sonn-  und  ge- 
botenen Feiertagen  dürfen  Häftlinge  überhaupt  nicht,  die  katholischen  Häft- 
linge auch  nicht  an  den  besonderen  Feiertagen  ihres  Religionsbekenntnisses 
zu  Arbeiten  außerhalb  des  Gefangenhauses  eingestellt  werden.  Innerhalb  des 
(Tcfangenhauses  ist  jeder  arbeitspflichtige  Gefangene  in  der  Regel  nur  an 
den  Sonn-  und  Feiertagen  seines  Glaubensbekenntnisses  frei  zu  lassen. 

Als  Korrektionsstrafen  (Disziplinarstrafen)  können  gegen  Sträf- 
linge angewendet  werden:  Verweis,  Zuweisung  einer  schwereren,  mit  einer 
kleinem  oder  gar  keiner  Prämie  verbundenen  Arbeit,  Entziehung  des  Früh- 
stückes, von  Nebengenüssen  und  Begünstigungen,  Versetzung  in  eine 
mindere  Sträflingsklasse,  Fesselung,  Anbinden  auf  eine  gewisse  Zeit,  Einzel- 
haft, Dunkelarrest,  Entziehung  der  Arbeitsprämien.  Mit  der  Einzel-  und 
der  Dunkelhaft  sind  zugleich  verschiedene  andere  N'erschärfungen  verknüpft. 
Kommen  die  letzteren  zufolge  ärztlicher  Anordnung  nicht  zur  Anwendung, 
80  hat  die  strafweise  Entziehung  von  Prämiengeldern  einzutreten.  Der  Ver- 
fall von  Prämien  hat  auch  stattzufinden,  wenn  die  Einzel-  oder  die  Dunkel- 
haft wegen  Kränklichkeit  des  Sträflings  in  ihrer  Dauer  herabgesetzt  wird 
oder  gar  nicht  zum  Vollzuge  gelangen  kann. 

Mit  den  im  Strafurteile  zuerkannten  Strafverschärfungeu  darf,  abge- 
sehen von  einer  besonderen  Verfllgung  der  Zentralverwaltungsstelle,  nur  bei 
ärztlich  bestätigter  Krankheit,  während  der  Dauer  einer  als  Korrektions- 
strafe verhängten  Einzel-  oder  Dunkelhaft  aber  nur  insofcrue  innegehalten 
werden,  als  es  sich  nicht  um  urteilsmäßig  zuerkannte  Fasttage  handelt. 
Die  Verbüßung  der  letzteren  wird  durch  eine  verhängte  Korrektionsstrafe 
nicht  unterbrochen.  Die  Verschärfungen  der  während  einer  Krankheit  oder 
Korrektionsstrafe  nicht  vollzogenen  urteilsmäßigen  Einzelhaft,  einsamen 
Absperrung  in  dunkler  Zelle  und  des  harten  Lagers  hat  der  Sträfling  nach 
Wiederherstellung  seiner  Gesundheit  oder  nach  Ausstehung  der  Korrektions- 
haft nachträglich  abzubüßen,  sobald  er  hiefür  durch  ärztlichen  Befund  als 
hinlänglich  kräftig  erkannt  wird.  Nur  die  in  die  Krankheitszeit  gefallenen 
Fasttage  sind  nicht  mehr  abzubüßen. 
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Die  bestehenden  Einrichtungen  für  den  Strafvollzug  werden  allgemein  ungünstig 
beurteilt  und  als  nicht  mehr  zeitgemäß  erkannt.  Ihr  hauptsächlicher  Mangel  muß  darin 
erblickt  werden,  daß  ein  bestimmtes,  theoretisch  fundiertes,  modernes  Straf- 
system bisher  in  den  Militärgefangenhäusem  überhaupt  nicht  zur  Durchführung  gelangt 
ist.  Aber  auch  sonst  fehlt  es  nicht  an  schweren  äußeren  Gebrechen  in  den  bestehenden 
Militärstrafanstalten,  insbesondere  in  der  Militärstrafanstalt  in  Möllersdorf,  worüber  der 
Hauptmunnauditor  Skala  in  seiner  vergleichenden  Studie  „Graz  und  Möllersdorf^ 
in  Streffleurs  „Militärischer  Zeitschrift«,  27.  Jahrgang  (1886),  II.  Bd.,  S.  28  tf.,  Licht  ver- 
breitet hat. 

VII.  Abschnitt. 

Das  Militärkirclienweseii.''^^) 

§  88.  Geschichtliche  Bemerkungen. 

Bereits  im  XVI.  Jahrhundert  bestand  für  die  oberste  Verwaltung  der 
Seelsorge  bei  der  kaiserlichen  Armee  ein  eigenes  Generalvikariat  und 
gab  es  bei  den  Truppen  Regimentskapläne  (Feldkapläne).  Eine  bessere 
Vorsorge  erfuhr  die  oberste  Verwaltung  der  militärgeistlichen  Angelegenheiten 
unter  Ferdinand  III.  (1643)  durch  Errichtung  der  obersten  Feldkaplanei. 
Gleichzeitig  tibertrug  Papst  Urban  VIII.  an  des  Kaisers  Beichtvater,  einen 
Jesuiten,  die  bischöfliche  Jurisdiktion  über  alle  Angehörigen  der  kaiserlichen 
Armee  für  die  Dauer  des  Krieges.  Nach  dem  Abschlüsse  des  Westfälischen 
Friedens  wurde  der  Generalvikar  seines  Amtes  enthoben,  wogegen  die  Feld- 
kapläne auch  weiterhin  die  Seelsorge  bei  den  Regimentern  versahen.  Schon 
damals  ergaben  sich  häufige  Reibungen  mit  den  Diözesanbischöfen,  welche 
sich  die  geistliche  Jurisdiktion  über  die  Heerespersonen  im  Frieden  vindi- 
zierten. Im  Jahre  1689  wurde  die  Jurisdiktion  über  die  kaiserliche  Armee 
auch  für  den  Friedensstand  vom  Papste  dem  jeweiligen  Nuntius  am  kaiser- 
lichen Hofe  mit  der  Vollmacht  verliehen,  daß  er  dieselbe  an  den  Beicht- 
vater des  Kaisers,  welcher  den  Titel  „Großkaplan"  führen  sollte,  weiter 
tibertragen  könne.  Diese  Jurisdiktion  des  Großkaplans  erfuhr  unter  Josef  I. 
durch  den  Papst  Klemens  XL  (1712)  eine  bedeutende  Erweiterung  und  es  wurden 
demselben  damals  schon  die  noch  jetzt  in  Kraft  stehenden  Fakultäten  ver- 
liehen. Da  die  Reibungen  mit  den  Diözesanbisch<)fen  fortdauerten,  so  entzog 
Papst  Innozenz  XI.  im  Jahre  1720  die  kaiserliche  Armee  für  immer  der 
geistlichen  Jurisdiktion  der  Bischöfe;  dieselbe  wurde  unmittelbar  der  päpst- 
lichen Obergewalt  in  der  Art  unterstellt,  daß  in  Zukunft  nur  der  vom  Kaiser 
ernannte  Großkaplan  als  delegierter  apostolischer  Feldvikar  die  bi- 
schöfliche Jurisdiktion  über  die  Armeeangehörigen  auf  7  Jahre  auszuüben, 
nach  Verlauf  dieser  Zeit  aber  um  die  Erneuerung  dieser  Gewalten  beim 
Papste  anzusuchen  hatte.  Doch  waren  nur  die  zur  militia  vaga  gehörigen 
Heerespersonen  der  militärgeistlichen  Jurisdiktion  unterstellt,  die  zur  militia 
stabiiis  zählenden  Personen  hingegen  der  Zivilgeistlichkeit. 

Nach  Aufjiebung  des  Jesuitenordens  wurde  im  Jahre  1773  über  Antrag 
des  Hofkriegsrates  ein  selbständiges  Feldvikariat  errichtet  und  die 
oberste  Feldkaplaneisteile  dem  Bistum  von  Wiener-Neustadt  einverleibt.  Die 
Vollmachten   des  Feldvikars   wurden  im  Jahre    1778   vom  Papst  Pius  VI. 

^  Bielik,  Geschichte  der  k.  und  k.  Militärseelsorge  und  des  Hpostolischen 
Feldvikariates,  1901.  Vergl.  auch  |die  verschiedecen  Lehrbücher  des  Kirchenrechtest 
z.  B.  Ginzel,  Österreichisches  Kirchenrecht,  II.  Bd.,  S.  212,  und  Phillips,  Kirchen- 
recht, VII.  Bd.,  2.  Abt.,  S.  1026  ff. 
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durch  die  Bulle  Inter  Caetera  geregelt,  welche  noch  heute  die  Grundlage  der 
exemten  Militärseelsorge  in  Österreich-Ungarn  bildet.  Als  im  Jahre  1785 
das  Bistum  von  Wiener-Neustadt  nach  St.  Polten  übertragen  wurde,  ging 
auch  das  Amt  des  apostolischen  Feldvikars  auf  das  neu  gegründete  Bistum 
über.  Erst  seit  dem  Jahre  1826  war  der  apostolische  Feldvikar  nicht  mehr 
Bischof  von  St.  Polten,  sondern  es  wurde  an  die  Spitze  der  Militärseclsorge 
ein  eigener  Bischof  in  partibus  gestellt. 

Gleichzeitig  mit  •  der  Errichtung  des  neuen  Feldvikariates  war  im  Jahre 
1773  auch  ein  eigenes  Feldkonsistorium  zu  Wien  für  die  Führung  der 
militärgeistlichen  Geschäfte  bestellt  und  im  Jahre  1774  Feldsuperiorate 
für  die  Handhabung  der  Oberaufsicht  über  die  Militärkapläne  eingesetzt 
worden.  Im  Kriegsfalle  sollte  für  jede  Armee  ein  Feldsuperior  aufgestellt 
werden. 

Diese  Organisation  der  Militärseelsorge  erhielt  sich  im  wesentlichen 
bis  zum  Jahre  186^,  in  welchem  Jahre  die  Feldsuperiorate  und  Regiments- 
seelsorgen aufgelöst,  die  Feldsuperiore  zu  Militärpfarrern  und  die  Feldkapläne 
zu  Militärkuraten  und  Militärkaplänen  ernannt  wurden. 

Unabhängig  von  der  Militärseelsorge  der  Landarmee  entwickelte  sich 
die  Marineseelsorge.  Im  Jahre  1854  wurde  die  Direktion  der  geist- 
lichen Angelegenheiten  der  Kriegsmarine  in  ein  Marinesuperiorat 
umgewandelt  und  dem  apostolischen  Feldvikariate  unmittelbar  unterstellt. 
Hieraus  ist  im  Jahre  1869  das  Marinepfarramt  hervorgegangen. 

Die  akatholische  Militärseelsorge  ist  erst  später  der  Gegenstand 
staatlicher  Fürsorge  geworden.  Griechisch-orientalische  Feldkapläne 
wurden  zuerst  im  Jahre  1758  den  ins  Feld  ziehenden  Grenztruppen  und 
evangelische  Feldprediger  zunächst  im  Jahre  18  J2  über  Ansuchen  der 
ungarischen  Stände  den  im  lombardisch-venetianischen  Königreiche  statio- 
nierten Regimentern  beigegeben.  Bleibende  Einrichtung  wurden  diese  Militär- 
seelsorger erst  seit  dem  Jahre  1834  für  die  Regimenter  mit  überwiegend 
griechisch-orientalischer  Mannschaft,  beziehungsweise  seit  dem  Jahre  1860 
für  die  evangelischen  Heeresangehörigen.  Seit  dem  Jahre  1866  ist  auch 
die    Bestellung    israelitischer    Feldrabbiner    ftlr   den    Kriegsfall   vorgesehen. 

§  89.  Die  Organe  der  Mnit&rkirchenyerwaltang  und  ihre  Obliegenheiten 

im  allgemeinen. 

I.  Als  höhere  Organe  der  Militärkirchenverwaltung  sind  bestellt: 

1.  Im  Frieden: 

a)  Der  apostolische  Feldvikar.  Sein  Wirkungskreis  umfaßt  die 
Oberaufsicht  und  Leitung  der  Militärseelsorge  und  der  sonstigen  Militärkirchen- 
angelegenheiten des  Heeres  mit  Einschluß  der  Personalangelegcuheiten  der 
ihm  untergeordneten  Militärgeistlichen.  Er  hat  als  Hilfsorgan  des  Reichs- 
kriegsministeriums bei  Erledigung  der  Militärseelsorgestellen  von  den  zur 
Präsentation  berufenen  bischctflichen  Ordinariaten  die  Vorschläge  einzuholen 
und  mit  seinem  Gutachten  an  das  genannte  Ministerium  *zu  leiten  sowie 
auch  bei  allen  sonstigen  Personalangelegenheiten  ( Befiirderungen.  Pensionie- 
rungen, Auszeichnungen  u.  dgl.).  Er  nimmt  Einfluß  auf  die  Errichtung 
von  geistlichen  Stiftungen,  soferne  sie  die  Militärseelsorge  betreflFen,  und 
auf  die  Verwendung  des  Fcldmissionsfonds,  welcher  aus  dem  pe- 
culium  castrense  (der  Verlassenschaft  i  der  verstorbenen  Feldkapläne  des 
Jesuitenordens  gebildet  und  zur  Gewährung  von  Aushilfen  an  MilitUrgeist- 
liche  bei  erlittenen  Unglücksfällen  oder  vorhandener  Hilfsbedürftigkeit  sowie 
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fllr  die  Erteilung  von  Remunerationen  bestimmt  ist.  £r  hat  mitzuwirken  bei 
der  Errichtung  von  Militärkirchen,  Militärkapellen  und  Feldkapellen.  Über 
Weisung  des  Reichskriegsministeriums  hat  er  die  Inspizierung  der  Militär- 
seelsorgebezirke  und  der  ihm  unterstehenden  Militärgeistlichen  vorzunehmen. 
Er  hat  endlich  die  Originalmatrikeln  von  den  aufgelösten  Truppenkörpern 
und  Heeresanstalten  zur  Aufbewahrung  zu  übernehmen  sowie  die  sämtlichen 
von  den  Militärgeistlichen  periodisch  einzufordernden  Duplikate  der  Militär- 
matrikeln zu  prüfen  und  in  einem  Zentralarchive  aufzubewahren. 

Seit  dem  Jahre  1891  worden  die  Fakultäten  des  apostolischen  Feld- 
vikars für  die  Dauer  seines  Verbleibens  im  Amte  ausgestellt. 

Zur  Hilfeleistung  sind  ihm  beigegeben  der  Feldkonsistorialdirektor, 
der  ihn  auch  in  Verhinderungsfällen  vertritt,  und  die  Feldkonsistorial- 
sekretäre. 

h)  Die  Militärpfarrer,  beziehungsweise  der  Marinepfarrer  in 
Pola.  Dieselben  stehen  an  der  Spitze  des  Militärseelsorgebezirkes  und  sind 
zugleich  den  Militärterritorialbeh()rden  als  Hilfsorgane  und  Referenten  zu- 
gewiesen. 

Ihre  Agenden  umfassen: 

na)  Die  Leitung  der  geistlichen  Geschäfte  des  Bezirkes.  Sie 
haben  bezüglich  aller  den  Gottesdienst  und  die  sonstigen  Kirchenfunktionen 
betreffenden  Angelegenheiten,  soweit  dieselben  eine  Verfügung  bei  den 
Truppen  und  Heeresanstalten  des  Seelsorgebezirkes  notwendig  machen,  sowie 
auch  hinsichtlich  der  Verwendung  der  unterstehenden  Militärkapläne  bei 
dem  vorgesetzten  Militärterritorialkommando  die  Anträge  zu  stellen  und 
treffen  darnach  die  Anordnungen  für  die  Abhaltung  des  Militärgottesdienstes. 
Ihnen  kommt  die  Obsorge  für  die  Persolvierung  der  bei  den  einzelnen 
Tnippenkörpern  des  Militärseelsorgebezirkes  bestehenden  Meßstiftungen  zu 
und  sie  haben  die  gehörige  Aufbewahrung  der  ärarischen  Feldkapellen 
vorzukehren.  Sie  haben  nach  der  Weisung  des  Korpskommandanten  den 
Militärseelsorgebezirk  und  die  ihnen  unterstehenden  Militärkuraten  und  Militär- 
kapläne mit  Ausnahme  der  Geistlichen  in  den  Militärerziehungs-  und  Bildungs- 
anstalten zu  inspizieren.  In  den  Personalsachen  der  ihnen  unterstehenden 
Militärgeistlichen  und  in  allen  ökonomisch-administrativen  Kirchenangelegen- 
heiten sind  sie  zur  Abgabe  von  Gutachten  berufen.  Ihnen  obliegt  die 
Führung  der  Amtsbücher  und  insbesondere  der  Militärpfarrmatrikeln  sowie 
die  Ausfertigung  der  statistischen  Ausweise  über  die  Geburten,  Trauungen 
und  Sterbefälle  ftlr  das  militärstatistische  Amt  und  die  Verfassung  von 
Auszügen  aus  den  Militärgeburtsmatrikeln  über  die  in  das  Stellungspflichtige, 
beziehungsweise  landsturmpflichtige  Alter  tretenden  Jünglinge.  Außerdem 
haben  sie  über  die  in  ihrem  Bezirke  wohnhaften,  im  Mobilisierungsfalle  zur 
Dienstleistung  bestimmten  nichtaktiven  Militärgeistlichen  die  Evidenz  zu 
führen  und  verschiedene  andere  periodische  Ausweise  (Kirchen-  und  Kapellen- 
rechnungen, Nachweisungen  über  die  Persolvierung  der  Militärmeßstiftungen ) 
zu  erstatten. 

bh)  Die  Ausübung  des  katholischen  Seelsorgedienstes.  Die 
Militärpfarrer  sind  die  parochi  propra  aller  katholischen  Heerespersonen, 
welche  im  Bereiche  ihres  Seelsorgebezirkes  stationiert  sind  oder  dauernd 
in  Verwendung  stehen,  falls  diese  nicht  ausdrücklich  der  Jurisdiktion  eines 
Militärkuraten  oder  des  Militärgeistlichen  einer  Militärerziehungs-  und  Bil- 
dungsanstalt unterstellt  oder  von  der  militärgeistlichen  Jurisdiktion  nach 
den  bestehenden  Vorschriften  überhaupt  ausgenommen  sind.    Die  Obliegen- 
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heiten  der  Militärpfarrer  nach  dieser  Richtung  hin  beziehen  sieh  insbeson- 
dere auf  die  Abhaltung  des  Gottesdienstes  und  die  Versehung  der  seel- 
sorgerischen  Funktionen  im  Anstellungsorte,  weiters  auf  die  Verkündigung 
der  beabsichtigten  Eheschließungen  und  die  Vornahme  der  Trauungen  der 
katholischen  Heerespersonen.  Diese  Kompetenz  der  Militärpfarrer  ist  auch 
dann  begründet,  wenn  am  Wohnorte  der  zu  verkündenden  Personen  ein 
Militärgeistlicher  exponiert  ist  oder  die  Militärseelsorge  subsidiarisch  durch 
die  Zivilseelsorger  versehen  wird.  Eine  Ausnahme  besteht  in  dieser  Bezie- 
hung rücksichtlich  der  einem  Militärkuraten  oder  Seelsorger  einer  Militär- 
erziehungs-  und  Bildungsanstalt  zugewiesenen  Personen.  Desgleichen  ist 
jede  von  Marinepersonen  des  katholischen  Glaubensbekenntnisses  beabsich- 
tigte Eheschließung  vom  Marinepfarrer  und,  wenn  die  betreffende  Person 
zum  Stande  des  Marinespitals  in  Pola  oder  der  Marineakademie  in  Fiume 
gehört,  von  dem  Anstaltskuraten  zu  verkünden.  Die  Marinepersonen  des 
griechisch-orientalischen  Glaubensbekenntnisses  wenden  sich  in  Eheangelegen- 
heiten  an  den  griechisch-orientalischen  Marinekaplan,  beziehungsweise  an  den 
nächsten  griechisch-orientalischen  Militärkaplan  und  die  Marinepersonen  des 
evangelischen  Glaubensbekenntnisses  an  den  nächsten  Militärseelsorger  des 
betreffenden  Bekenntnisses.  Auf  die  Eheschließungen  und  sonstigen  Kultus- 
handlungen von  Militär-  und  Marinepersonen  des  israelitischen  Glaubens- 
bekenntnisses wird  militärischerseits  im  Frieden  kein  weiterer  Einfluß 
genommen,  als  daß  die  Trauungs-  und  Totenscheine  dieser  Personen  vom 
Standeskörper  dem  Militär-  oder  Marinepfarrer,  beziehungsweise  Kuraten 
zur  Protokollierung  tibergeben  werden. 

Wenn  die  Aufkündigung  oder  Trauung  einer  Heeresperson  durch  einen 
Zivilgeistlichen  geschehen  soll,  so  ist  jedesmal  die  Delegierung  desselben 
durch  den  Militärgeistlichen  notwendig.  Der  Abgang  eines  besonderen  Auf- 
gebotes bei  dem  betreffenden  Militärgeistlichen  oder  der  dem  Ziviigeistlichen 
vom  Militärgeistlichen  zu  erteilenden  Ermächtigung  zur  Trauung  begründet 
aber  nicht  die  Ungültigkeit  einer  sonst  mit  allen  gesetzliehen  Erfordernissen 
geschlossenen  Ehe.^®\) 

Die  Militärpfarrer  sind  ermächtigt,  die  kirchliche  Dispens  bei  Ehe- 
schließungen zu  erteilen.  Insbesondere  können  sie  die  kirchliche  Dispens 
von  1  oder  2  Aufgeboten  außerhalb  des  Amtssitzes  des  apostolischen  Feld- 
vikars auf  Grund  der  von  diesem  erhaltenen  Ermächtigung  gewähren,  wenn 
darum  aus  rücksichtswürdigen  Gründen  angesucht  wird  oder  wenn  die 
politische  Dispens  bereits  erteilt  worden  ist.  Die  politische  Dispens  vom 
zweiten  und  dritten  Aufgebot  wird  jenen  Heerespersonen,  welche  zu  Regi- 
mentern oder  sonstigen  selbständigen  Truppenkörpern  gehören,  von  den 
Regiments-  oder  anderweitigen  Kommanden,  sonstigen  Heerespersonen  von 
der  Militärterritorialbehörde  erteilt.  ^**^)  Zur  Erteilung  der  Dispens  von 
allen  3  Aufgeboten  sind,  wenn  darum  in  dringenden  Fällen  gegen  Ablegung 
des  vorgeschriebenen  Eides  ®*^)  angesucht  wird,  die  Militärterritorial behörde 
und  der  apostolische  Feldvikar,  bei  Todesgefahr  aber  jedes  Militärstations* 
kommando  und  jeder  zur  Trauung  berufene  Militärgeistliche  befugt.  Im 
übrigen  ist  zur  Erteilung  der  politischen  Dispens  bei  Ehehindernissen  an 
Heerespersonen  in  Osterreich  nach  einer  bis  in  die  josefinische  Zeit  zurück- 

«8*)  Hfkrgsr.  V.  vom  4.  März  1836,  Nr.  656,  und  Hfkzd.  vom  3.  April  1846. 
J.-G.-S.  Nr.  954.  Vergl.  die  Kommeotare  zum  a.  b.  G.-B.  (§§  71  und  75).  —  «««)  Hfkrgsr. 
V.  vom  22.  Dezember  1800,  Z.  2089,  und  vom  5.  Oktober  1808,  W.  164.  Vorgl.  hierüber 
Dangelmaier,  Militärprivatrecht,  S.  61.  —  *'>*^')  A.  b.  G.-B.  §  86. 
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reichenden  Rechtsentwicklung^**^)  die  Militärbehörde,  und  zwar  regelmäßig 
das  ßeichskriegsministerium  kompetent.  In  Ungarn  (mit  Aasschluß  von 
Kroatien  und  Slavonien)  dttrfen  die  nach  den  militärischen  Vorschriften  zur 
Yomahmo  Yon  Trauungen  berufenen  Militärgeistlichen  nach  dem  Gesetz- 
artikel XXXI  vom  Jahre  1894  (^über  das  Eherecht)  seit  dem  1.  Oktober  1895 
kirchliche  Eheschließungen  erst  dann  vornehmen,  wenn  die  Parteien  den 
legalen  Nachweis  erbringen,  daß  sie  bereits  vor  dem  Zivilbeamten  die  Ehe 
geschlossen  haben.  Die  Militärgeistlichen  dürfen  ferner,  falls  eine  oder 
beide  der  eheschließenden  Parteien  ungarische  Staatsbürger,  sind,  welche 
die  Zuständigkeit  in  einer  ungarischen  Gemeinde  besitzen,  eine  Trauung 
dieser  Parteien  außerhalb  Ungarns  regelmäßig  erst  dann  vornehmen,  wenn 
die  Ehe  in  Ungarn  durch  die  kompetenten  staatlichen  Matrikenführer  ver- 
kündigt worden  ist.  Die  Befugnis  der  Militärbehörden  zur  Erteilung  von 
Dispensen  vom  Aufgebote  in  Ungarn  au  Ueerespersonen  und  außerhalb 
Ungarns  an  Personen  des  Heeres,  welche  ungarische  Staatsbürger  und  in 
einer  Gemeinde  Ungarns  zuständig  sind,  hat  aufgehört.  Entsprechend  der 
Bestimmung  des  Gesetzartikels  XXXI  vom  Jahre  1894  (§  149),  wornach 
die  religiösen  Pflichten  der  einzelnen  durch  die  neuen  staatlichen  Ehe- 
vorschriften unberührt,  also  auch  bezüglich  der  kirchlichen  Trauung  aufrecht 
bleiben,  wird  die  in  den  Heuratsvorschriften  ausgesprochene  Verpflichtung 
der  Offiziere  und  Militärbeamten,  sich  der  kirchlichen  Trauung  zu  unter- 
ziehen, als  fortbestehend  erachtet.''®**^) 

Endlich  haben  die  Militärpfarrer  auch  bei  der  Beerdigung  der  Heeres- 
personen mitzuwirken,  wobei  die  im  Dienstreglement  "'^^^)  vorgezeichnete 
Begräbnisordnung  zu  beobachten  ist. 

e)  Die  Militärkuraten  und  die  im  Frieden  angestellten  Honved- 
geistlichen.  Dieselben  üben  die  geistliche  Jurisdiktion  als  parochi  proprii 
und  die  Seelsorge  in  jenen  Spitälern  und  Anstalten  des  Heeres  und  der 
ungarischen  Landwehr  aus,  für  welche  solche  Stellen  systemisiert  sind.  Ihre 
Funktionen  stimmen  in  Rücksicht  auf  das  geistliche  Amt  und  die  Ausübung 
der  Seelsorge  im  allgemeinen  mit  jenen  der  Militärpfarrer  überein.  Zum 
Teile  haben  sie  spezielle  Obliegenheiten  zu  erfüllen. 

aa)  Die  Militärkuraten  in  den  Spitälern  üben  die  geistliche  Juris- 
diktion als  parochi  proprii  über  sämtliche  zur  Dienstleistung  in  der  Anstalt 
angestellten  und  dauernd  in  V^erwendung  stehenden  Personen  des  Heeres, 
dagegen  nur  als  Subsidiarseelsorger  über  die  daselbst  zur  Dienstleistung 
bloß   zeitlich   kommandierten   oder   zugeteilten,   dann  über  die  zur  Heilung 


^*)  Vergl.  hierüber   Mayrhofer,   a.  a.  0.,  V.  Bd.,  S.  80  und  81    Anmerkung  1. 

—  «*•)  Z,.V.  des  R.-K.-M.  vom  30.  September  1895,  Präs.  Nr.  4860,  N.-V.-Bl.  Nr.  167, 

und  N.-V.  der  M.-S.   vom    22.  Oktober   1895,    ^^   Nr.   2582,    M  -V.-Bl.   Nr.   56.     Es 

erscheint  sehr  zweifelhaft,  ob  den  Heerespersonen  eine  Verpflichtung  zur  kirchlichen 
Trauung  kraft  des  dem  Kaiser  reservierten  Verordnungsrechtes  durch  die  Heiratsvor* 
Schriften  ohne  Verletzung  des  durch  die  Verfassung  anerkannten  Rechtes  der  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  in  solchen  Fällen  auferlegt  werden  könne,  in  welchen  das  bürger- 
liche Recht  die  Vornahme  der  kirchlichen  Trauung  nicht  mehr  fordert.  Die  von  der 
Ueeresvejwaltung  zur  Durchführung  ihrer  Vorschriften  erlassenen  Anordnungen,  ins- 
besondere allfällige  Disziplinarverfügungen,  bebalten  natürlich  auch  hier  gegenüber  den 
im  Heeresvorbande   stehenden  Personen   ihre  rechtliche  Wirksamkeit.    Sieh  oben  §  19. 

—  »»•>)  D..R.  I.  T.  §  13  Punkt  392  ff. 
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aufgenommenen  Personen.  Sie  haben  auch  für  die  religiösen  Bedürfnisse 
der  Kranken  anderer  Konfessionen  durch  Vermittlung  des  Spitalsleiters  zu 
sorgen.  Die  Leichen  akatholischer  Heerespersonen  hat  in  Ermanglung  eines 
Seelsorgers  der  betreffenden  Konfession  der  katholische  MilitUrkurat  als 
Zeuge  zu  begleiten,   ohne  jedoch  dabei  religiöse  Funktionen  vorzunehmen; 

hh)  die  Militärkuraten  in  den  Militärstrafanstalten  haben  na- 
mentlich auch  Religionsunterricht  an  die  Anstaltsinsassen  zu  erteilen  und 
sind  befugt,  beim  Austritte  eines  Sträflings  aus  der  Anstalt  mit  dem  be> 
treffenden  Unterstützungsyereine  fUr  entlassene  Sträflinge,  beziehungsweise 
mit  dem  heimatlichen  Seelsorger  des  Sträflings  in  Verkehr  zu  treten; 

('(')  die  Seelsorger  und  geistlichen  Professoren  in  den  Militär- 
erziehungs-  und  Bildungsanstalten  sind  gegenwärtig  auch  mit  dem 
Unterrichte  in  weltlichen  Fächern  betraut; 

dd)  die  Militärkuraten  in  den  Militärinvalidenhäusern  und 
anderen  Heeresanstalten  haben  analoge  Funktionen  wie  die  übrigen 
Anstaltskuraten  zu  yersehen  und  außerdem,  wenn  mit  der  Anstalt  eine 
Schule  für  Militärkinder  verbunden  ist,  den  Religionsunterricht  an  diese 
Kinder  zu  erteilen, 

d)  Die  römisch-katholischen  und  die  griechisch-katholischen 
Militärkapläne.  Dieselben  sind  dem  Militärpfarrer  eines  Militärseelsorge- 
bezirkes zur  Unterstützung  bei  der  Ausübung  der  geistlichen  Jurisdiktion 
und  der  Seelsorge  beigegeben.  Trauungen  dürfen  sie  nur  über  Auftrag  des 
vorgesetzten  Militärpfarrers  in  einzelnen  Fällen  vornehmen. 

e)  Die  griechisch-orientalischen  und  die  evangelischen  Militär- 
seelsorger, dann  die  mohammedanischen  Militäriraarae.  Dieselben 
haben  die  geistlichen  Funktionen  für  ihre  Konfessionsgenossen  zu  versehen. 

f)  Die  im  Bedarfsfalle  mit  der  subsidiarischen  Militärseel- 
sorge betrauten  Zivilgeistlichen.  Dieselben  haben  im  allgemeinen  den 
gleichen  Wirkungskreis  wie  die  außerhalb  des  Amtssitzes  eines  Militär- 
pfarrers exponierten  Militärkapläne. 

2.  Im  Kriege  oder  Mobilitätsverhältnisse: 

a\  Der  Feldsuperior.  Derselbe  übt  die  geistliche  Jurisdiktion,  welche 
er  vom  apostolischen  Feldvikar  empfängt,  über  alle  zur  Armee  im  Felde 
gehörigen  Personen  römisch-katholischer  und  griechisch-katholischer  Kon- 
fession teils  direkt,  teils  durch  die  bei  den  mobilen  Truppen  eingeteilten, 
ihm  unterstellten  Militär-  und  Landwehrgeistlichen  aus.  Er  ist  der  Leiter 
der  militärgeistlichen  Angelegenheiten  der  Armee,  bei  welcher  er  eingeteilt 
ist,  und  in  dieser  seiner  Eigenschaft  Hilfsorgan  des  Armeekommandos. 

h)  Die  bei  den  Truppendivisionen  eingeteilten  Militär-  und 
Landwehrgeistlichen  der  verschiedenen  Bekenntnisse.  Dieselben 
haben  die  Seelsorge  und  die  sonstigen  geistlichen  Funktionen  bei  allen  zum 
Divisionsverbande  gehörigen  Heerespersonen  der  verschiedenen  Konfessionen 
in  dem  Umfange  wie  exponierte  Militärkapläne  auszuüben.  Bei  Detachiemiig 
einer  Brigade  auf  größere  Entfernung  oder  auf  längere  Zeit  haben  die  vom 
Truppendivisionskommando  hiezu  bestimmten  Militär-  und  Landwehrgeist- 
lichen der  Brigade  zu  folgen. 

c\  Die  bei  den  Feld-,  Reserve-  und  Festungsspitälern  einge- 
teilten Militärkuraten.  Dieselben  versehen  die  geistlichen  Funktionen 
in  den  genannten  Sanitätsanstalten  in  demselben  Umfange  wie  die  Militär- 
kuraten der  im  Frieden  aufgestellten  Spitäler  mit  den  durch  das  Mobilitäts- 
verhiiltnis  gebotenen  Änderungen. 
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d)  Die  Militärkuraten  oder  Militärkapläne  in  den  in  Kriegs- 
ausrttfitung  versetzten  Festungen  und  der  Militärkaplan  im  Haupt- 
quartier des  Armeeoberkommandos.  Diese  Geistlichen  versehen  die 
seelsorgerischen  Geschäfte  In  den  Festungen,  beziehungsweise  beim  Armee- 
oberkommando. 

e)  Die  evangelischen  Militärseelsorger,  die  Feldrabbiner  und 
die  Militärimame  der  Armee.  Dieselben  besorgen  die  geistlichen  Ange- 
legenheiten der  zum  Armeeverbande  gehörigen  Glaubensgenossen.  Der  evan- 
gelische Militärseelsorger  der  Armee  ist  nur  ftir  jene  evangelischen  Armee- 
angehörigen zuständig,  welche  nicht  einer  evangelischen  Divisionsseelsorge 
zugewiesen  sind. 

f)  An  der  Spitze  der  Militärseelsorgebezirke  verbleiben  auch  im 
Mobilisierungsfalie  Militärpfarrer,  welchen  flir  die  nicht  mobilisierten 
Heeresteile  Militärkapläne  und  evangelische  Militärseelsorger  zuge- 
wiesen werden. 

II.  Besondere  niedere  Organe  der  Militärkirchen  Verwaltung  bestehen 
in  Österreich-Ungarn  nicht,^^')  vielmehr  haben  die  Militärstationskommanden 
t\lr  den  Kirchensängerdienst  beim  Gottesdienste  nach  griechischem 
Bitus  durch  Auswahl  geeigneter  Soldaten  aus  dem  Stande  der  Truppen 
vorzusorgen  und  als  Kirchendiener  sind  die  den  Militärgeistlichen  als 
Diener  beigegebenen  Soldaten  zu  verwenden. 

§  90.  Die  besonderen  Obliegrenheiten  der  Militärgreistlichen  in  Ansehung  der 

Militärmatrikeln. 

I.  Zur  Führung  der  Militärmatrikeln  flir  das  Landheer  sind  die  ver- 
schiedenen Militärgeistlichen  und  die  in  größeren  Garnisonsorten  mit  der 
subsidiarischen  Militärseelsorge  betrauten  Zivilgeistlichen  berufen. 

1.  Im  Frieden  haben  die  Militärpfarrer  die  Matrikeln  für  die  in  ihrem 
Pfarrsprengel  befindlichen  Truppenkörper,  soferne  sich  daselbst  der  Ersatz- 
kader befindet,  ferner  für  jene  Heeresanstalten  zu  führen,  welche  nicht  mit 
eigenen  Militärkuraten  ausgestattet  sind.  Jeder  Militärpfarrer  hat  überdies 
nebst  den  Matrikeln  der  ihm  speziell  zugewiesenen  Truppenkörper  und 
Heeresanstalten  noch  die  Garnisonsmatrikeln  zu  führen.  Diese  Matrikeln 
dienen  zur  Aufnahme  jener  Matrikelfälle,  welche  sich  bei  den  im  betreffenden 
Territorialbezirke  angestellten  Heerespersonen  ergeben,  die  nicht  im  Ver- 
bände eines  Truppenkörpers  oder  einer  mit  eigenen  Matrikeln  ausgestatteten 
Heeresanstalt  stehen.  Sie  sind  auch  in  allen  größeren  Garnisonsorten  außer- 
halb des  Amtssitzes  des  Militärpfarrers  zu  flihren,  in  welchen  sich  entweder 
ein  Militärgeistlicher  zur  Versehung  der  Seelsorge  in  Garnison  befindet 
oder  wenigstens  2  Bataillone  oder  andere  Truppenteile  in  der  Stärke  von 
beiläufig  1000  Mann  gewöhnlich  stationiert  sind.  In  letzterem  Falle  obliegt 
die  Führung  der  (jarnisonsmatrikeln  dem  mit  der  subsidiarischen  Seelsorge 
betrauten  Zivilgeistlichen.  Die  bei  Anstalten  angestellten  Militärkuraten  und 
die  mit  der  Militärseelsorge  betrauten  geistlichen  Professoren  in  den  Militär- 
erziehungs-  und  Bildungsanstalten  führen  die  Matrikeln  der  betreifenden 
Anstalt.  Die  griechisch-orientalischen  Militärkapläne  und  die  evangelischen 
Militärseelsorger  führen  eigene  Matrikeln  für  ihre  Glaubensgenossen.  In 
kleineren  Garnisonsorten  endlich  trägt  der  Ortspfarrer  die  vorgenommenen 
Funktionen  in  seine  Pfarrmatrikel  ein. 

^')  Anders  in  Preußen,  wo  besondere  Militärktister  zur  Besorgung  des  niederen 
Kirchcndienstes  bestellt  sind. 
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Zu  führen  sind  Tauf-,  Tranungä-  und  Sterbematrikeln  und  nebstdeni 
Duplikate  dieser  Bücher.  Die  Duplikate  sind  mit  dem  Ende  eines  jeden 
Jahres  abzuschließen,  vom  Matrikenfilhrer  zu  unterzeichnen  und  an  das 
apostolische  Feldvikariat  zur  Aufbewahrung  im  dortigen  Zentralarchiye  zu 
übersenden.  In  diesem  Archive  werden  auch  die  Originalmatrikeln  auf- 
gel(')ster  Truppenkorper  und  Heeresanstalten  aufbewahrt. 

In  die  Matrikeln  sind  nicht  bloß  jene  Fälle  einzutragen,  welche  dit* 
zur  eigenen  Jurisdiktion  gehörigen  Heerespersonen  betreffen,  sondern  auch 
jene  Funktionen,  welche  über  Delegation  eines  anderen  Militärseelsorgers 
vorgenommen  worden  sind.  Desgleichen  sind  alle  der  militärgeistlichen 
Jurisdiktion  unterstehenden,  im  Anstellungsorte  eines  Militärseelsorgers  oder 
in  einer  Heeresanstalt  verstorbenen  Personen  in  die  Sterbematrikel  des 
Militärseelsorgers  ohne  Rücksicht  auf  den  eigentlichen  Wohnort,  die  Keligion 
der  Verstorbenen  oder  den  Ort  der  Beerdigung  einzutragen  und  auch  die 
Totenscheine  der  dauernd  Beurlaubten  und  der  Personen  des  Reserve-  und 
Ersatzreservestandes  haben  nach  ausdrücklicher  Anordnung  in  den  Militär- 
matrikeln Aufnahme  zu  finden. 

Zur  Sicherung  der  Matrikelführung  sind  alle  Geburts-  und  Tauf-, 
Trauungs-  und  Sterbefälle,  welche  sich  bei  den  der  militärgeistliehen  Juris- 
diktion unterstehenden  Personen  im  Amtssitze  eines  Militärpfarrers  ergeben, 
bei  demselben  rechtzeitig  anzumelden.  Die  Matrikelfälle,  welche  sich  außer- 
halb des  Amtssitzes  des  zuständigen  Militärgeistlichen  ergeben,  sind  bei 
dem  daselbst  befindlichen  Militärgeistlichen  oder  dem  subsidiarischen  Zivil- 
seelsorger anzumelden.  Eine  Ausnahme  findet  in  dieser  Beziehung  nur  rück- 
sichtlich der  Eheschließungen  statt,  da  dieselben  regelmäßig  nur  vor  dem 
Militärpfarrer,  beziehungsweise,  wenn  es  sich  um  Personen  handelt,  welche 
zum  Stande  einer  Heeresanstalt  gehören,  von  dem  Militärkuraten  oder  dem 
geistlichen  Professor  der  Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalt  stattfinden 
dürfen. 

Berichtigungen  dürfen  in  den  Militärmatrikeln  nur  nach  eingeholter 
Ermächtigung  des  apostolischen  Feldvikariates  vorgenommen  werden.  Radie- 
rungen in  den  Matrikeln,  Duplikaten  und  Auszügen  sind  verboten;  unter- 
läuft beim  Schreiben  ein  Fehler,  so  ist  derselbe  in  einer  Anmerkung  ersicht- 
lich zu  machen. 

Die  zur  Führung  der  Militärmatrikeln  erforderlichen  Drucksorten  werden 
vom  ReichskriegsminiHterium  beschaift  und  den  MatrikelfUhrern  durch  das 
apostolische  Feldvikariat  übersendet. 

2.  Im  Kriege  und  im  Mobilitätsverhältnisse  werden  den  bei  den 
höheren  Kommanden  der  Armee  im  Felde  (^Armeeoberkommando,  Armee- 
kommanden, Truppendivisionskommanden )  eingeteilten  Militärgeistlichen  keine 
gebundenen  Matrikeln  mitgegeben,  dieselben  haben  vielmehr  die  vor- 
kommenden Matrikelfälle  fUr  jeden  zugewiesenen  Truppenkörper  und  ftlr 
jede  Heeresanstalt  in  besondere,  in  Hefte  gefaßte  Matrikelbogen  aufzu- 
nehmen. Auszüge  aus  diesen  Bogen  sind  nach  Vollziehung  der  Funktion 
dem  Kommando  des  Staudeskörpers  zu  übergeben  und  von  diesem  im 
Dienstwege  an  den  zuständigen  Militärpfarrer  einzusenden.  Den  Feld- 
superioren  obliegt  speziell  nicht  bloß  die  Protokollierung  der  von  ihnen 
selbst  vorgenommenen  Funktionen,  sondern  auch  die  Verzeichnung  jener 
Matrikelfälle,  welche  nimisch-katholische  und  griechisch-katholische,  eventuell 
auch  griechisch-orientalische  Personen  betreffen,  die  nicht  zum  Verbände 
eines  Korps,  beziehungsweise  einer  Truppendivision  oder  zum  Stande  eines 
Feld-,  beziehungsweise  Reservespitals  gehören. 
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Vor  der  Protokollierung  der  SterbeföUe  der  am  Schlaehtfelde  gebliebenen 
und  der  in  den  üirisionssanitätsanstalten  verstorbenen  Personen  ist  vor 
allem  die  Identittit  derselben  mittels  der  Legitimationsblätter,  mit  welchen 
alle  Personen  bei  der  Armee  im  Felde  versehen  sein  mtlssen,  festzustellen. 

Die  Matrikelbogen  sind  mit  Ende  eines  jeden  Monats  abzuschließen 
und  im  Dienstwege  an  das  apostolische  Feldvikariat  einzusenden,  von  wo 
die  Bogen  an  die  Militärpfarrer  zur  Eintragung  der  noch  nicht  matrikulierten 
Fälle  und  zur  Durchführung  der  etwa  notwendigen  Korrekturen  gelangen. 
Nach  Vornahme  dieser  Amtshandlungen  werden  die  Bogen  wieder  an  das 
apostolische  Feldvikariat  zur  dauernden  Aufbewahrung  zurückgeleitet 

Über  die  Sterbefälle  jener  Zivilpersonen,  welche  sich  im  Gefolge  der 
Armee  befinden  und  auf  Grund  eines  Legitimationsblattes  matrikuliert  werden, 
sind  die  Auszüge  aus  den  Matrikelheften  im  Wege  des  Beichskriegsmini- 
steriums  an  das  Ministerium  des  Innern  der  betrefTenden  Reichshälfte  zu 
senden,  welches  dann  die  weitere  Eintragung  der  Fälle  in  die  Zivilmatrikeln 
veranlaßt. 

Den  für  Feld-,  Reserve-  und  Festungsspitäler  bestimmten  Militärkuraten 
werden  im  Mobilisierungsfalle  eigene  Matrikelbogen  mitgegeben,  welche  nach 
Auflösung  der  Spitäler  an  das  apostolische  Feldvikariat  zurückzugelangen  haben. 

n.  Zur  Führung  sämtlicher  Matrikeln  für  die  Kriegsmarine  sind 
der  Marinepfarrer,  der  Marinekurat  des  Marinespitals  in  Pola,  der  Kurat 
der  Marineakademie  in  Fiume  und  der  griechisch-orientalische  Marine- 
geistliche berufen.  Die  außerhalb  des  Amtssitzes  des  Marinepfarrers  ex- 
ponierten Marinekapläne  und  jene  Zivilgeistlichen,  welche  mit  der  sub- 
sidiarischen Seelsorge  in  einer  Marinestation  oder  Marineanstalt  betraut  sind, 
haben  nur  Tauf-  und  Sterbematrikeln  und  die  an  Bord  der  KriegsschiflFe 
fungierenden  Marinekapläne  Sterbematrikeln  in  Form  von  Handprotokollen 
zu  führen.  Ereignet  sich  eine  Geburt  an  Bord,  so  hat  der  SchiflFskaplan  die 
vollzogene  Taufe  auf  einem  besonderen  Matrikelbogen  aufzunehmen  und 
diesen  an  das  Marinepfarramt  zu  senden.  Desgleichen  erhält  der  SchiiTs- 
kaplan  zur  Eintragung  der  Eheschließungen  bei  seiner  Einschiffung  von 
Seiten  des  Marinepfarramtes  eine  Anzahl  von  Matrikelbogen  verabfolgt.  Vom 
griechisch-orientalischen  Marinekaplan  werden  zwar  für  seine  Glaubens- 
genossen eigene  Matrikeln  geführt,  doch  werden  die  von  ihm  eingetragenen 
Fälle  auch  vom  Marinepfarrer,  beziehungsweise  vom  Marinekuraten  proto- 
kolliert. Das  Gleiche  gilt  auch  von  den  Matrikelauszügen,  welche  von 
griechisch-orientalischen  Zivilseelsorgern,  evangelischen  Geistlichen  oder  von 
Seelsorgern  und  Matrikelführern  des  israelitischen  (Tlaubensbekenntnisses 
einlangen. 

HL  Zur  Führung  der  Matrikeln  für  die  Landwehren  sind  im  Frieden 
regelmäßig  die  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  zur  Führung  der  Zivilmatrikeln 
bestimmten  Personen  berufen.  Sobald  jedoch  die  Mobilmachung  der  Land- 
wehren und  des  Landsturmes  eintritt,  werden  die  in  der  Landwehr  und  beim 
Landsturm  sich  ergebenden  Matrikelfälle  von  den  Militärpfarrern,  Militär- 
kuraten und  sonstigen  Militärgeistlichen  des  Heeres  sowie  von  den  zur  Ver- 
wendung kommenden  Landwehrgeistlichen  protokolliert.  Die  Militärpfarrer 
haben  für  die  ihnen  zugewiesenen  Landwehrtruppenkörper  eigene  Matrikel- 
protokolle, die  Spitalskuraten  und  Landwehrgeistlichen  aber  nur  Ternione 
zu  führen.  Die  Ternione  und  Matrikelduplikate  sind  von  den  Spitalskuraten 
und  Landwehrgeistlichen  an  die  Militärpfarrer  zur  Eintragung  in  deren 
Matrikeln  einzusenden,  worauf  die  Ternione  an  das  apostolische  Feldvikariat 
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gelangen  and  hier  als  Ori^inalmatrikeln  aufbewahrt  werden.    Ein  analoger 
Vorgang  ist  von  den  akatholischen  Militärgeistliehen  zu  beobachten. 

IV.  Die  Matrikeln  der  bosniseh-herzegowinischen  Trappen 
werden  von  dem  Militärpfarrer  in  Sarajewo  unter  Mitwirkung  der  kath<>- 
lischen  und  griechisch-orientalischen  Militärkapläne  geführt.  Demselben  ist 
auch  die  Matrikelftihrung  bezüglich  der  Heerespersonen  des  mohammedani- 
sehen  Glaubensbekenntnisses  übertragen. 

I  91«  Die  der  Hllltlr^eistlichen  Jurisdiktion  onterstehenden  Personen« 

I.  Der  militärgeistlichen  Jurisdiktion  unterstehen: 

1.  Alle  zum  Aktivstande  des  Heeres  zählenden  Personen; 

2.  die  Frauen  der  aktiv  dienenden  Generale,  Stabs-  und  Oberoffiziere, 
Auditore,  Militärärzte,  Truppenrechnungsführer  und  Militärbeamten,  femer 
die  Gattinnen  der  sonstigen  im  Gagebezuge  stehenden  Heerespersonen  und 
der  nach  der  ersten  Klasse  verheirateten,  aktiv  dienenden  Personen  d(*<i 
Mannschaftsstandes,  dagegen  nicht  die  Witwen  dieser  Heerespersonen  und 
auch  nicht  die  Gattinnen  der  nach  der  zweiten  Klasse  verheirateten,  aktiv 
dienenden  Personen  des  Mannschaftsstandes; 

3.  die  minderjährigen  ehelichen,  adoptierten  oder  legitimierten  Kinder 
der  aufgezählten  Heerespersonen,  wenn  sie  unter  väterlicher  Obsorge  stehen, 
dagegen  nicht  die  Waisen  dieser  Heerespersonen  und  auch  nicht  die  Kinder 
der  nach  der  zweiten  Klasse  verheirateten,  aktiv  dienenden  Personen  des 
Mannschaftsstandes ; 

4.  die  Zöglinge  der  Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalten  sowie 
die  Truppen-  und  Musikeleven,  dagegen  nicht  die  Zöglinge  der  OfBziers- 
und  Mannschaftsti^chter-Erziehungsinstitute  und  auch  nicht  die  an  den 
Militärbildungsanstalten  angestellten  Professoren  und  Lehrer  des  Zivilstande^; 

5.  die  Sträflinge  in  den  Militärstrafanstalten; 

6.  im  Kriege  oder  Mobilitätsverhältnisse  die  Personen  der  zur  Armee 
im  Felde  gehörigen  oder  für  den  Dienst  auf  Etappenlinien  bestimmten 
Landwehr-  und  Landsturmabteilungen  sowie  die  Landwehr-  und  Landsturm- 
Personen  der  Kriegsbesatzungen  eines  ausgerüsteten  festen  Platzes; 

7.  die  nach  §  10  des  Wehrgesetzes  zur  Dienstleistung  für  Kriegszwecke 
im  Mobilisierungsfalle  herangezogenen  Wehrpflichtigen; 

8.  alle  Personen,  welche  sich  im  Gefolge  der  auf  Kriegsfuß  gesetzten 
Armeekörper  befinden; 

ü.  die  Kriegsgefangenen  und  die  unter  militärischer  Obhut  stehenden 
Geiseln; 

10.  die  Generale,  Stabs-  und  Oberoffiziere,  Auditore,  Militärärzte, 
Truppenrechnungsführer  und  Militärbeamten  des  Ruhestandes,  des  Verhält- 
nisses außer  Dienst  und  der  Reserve,  welche  bei  einer  Militärbehörde, 
Heeresanstalt  oder  Truppe  mit  Belassung  in  ihrem  Standesverhältnisse 
angestellt  sind,  für  die  Dauer  ihrer  Anstellung,  dann  die  beurlaubten  und 
die  in  der  Reserve  stehenden  Personen  des  Mannschaftsstandes,  wenn  die- 
selben in  einer  Militärsanitätsanstalt  zur  Pflege  aufgenommen  sind,  für  die 
Dauer  dieses  Aufenthaltes,  endlich  die  Personen  des  Locoversorgungsstandes 
der  Militärinvalidenhäuser,  dagegen  nicht  die  im  Pensions-,  Patental-  und 
Vorbehaltsstande  befindlichen  Invaliden. 

n.  Der  militärgeistlichen  Jurisdiktion  unterliegen  nicht: 
1.  Die  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses; 
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2.  die  Offiziere  und  sonstigen  Gagisten  in  der  Reserve  und  Seewehr 
außer  der  Zeit  der  aktiven  Dienstleistung,  dann  die  dauernd  Beurlaubten, 
die  nichtaktiven  Reservemänner,  Seewehrangehörigen  und  Ersatzreservisten; 

3.  die  Frauen  und  Kinder  der  im  Kriegsfalle  zu  einer  Dienstleistung 
einberufenen  Offiziere  und  sonstigen  Gagisten  des  Ruhestandes,  des  Ver- 
hältnisses außer  Dienst,  der  Reserve  und  Seewehr  sowie  überhaupt  die 
großjährigen  Kinder  und  die  Stiefkinder  der  Heerespersonen. 

III.  Die  militärgeistliehe  Jurisdiktion  erstreckt  sich  nur  auf  die 
Ueeresangehörigen  des  katholischen,  des  griechisch-orientali- 
schen, der  beiden  evangelischen  und  des  israelitischen  Glaubens- 
bekenntnisses. Für  die  israelitischen  Heeresangehörigen  vnrd  aber  im 
Frieden  diese  Jurisdiktion  erst  fallweise  durch  Inanspruchnahme  des  jeweiligen 
Ortsrabbiners  begründet.  Für  die  Angehörigen  der  übrigen  staatlich  aner- 
kannten Bekenntnisse  (Altkatholiken,  Herrnhuter,  orientalische  Armenier, 
Lippowaner,  Unitarier  in  Ungarn)  sind  weder  eigene  Militärseelsorger 
bestellt,  noch  ist  in  den  Militärvorschriften  die  subsidiarische  Pastorierung 
dieser  Heerespersonen  durch  Zivilseelsorger  des  betreffenden  Bekenntnisses 
vorgesehen.  Gleichwohl  unterstehen  auch  diese  Heeresangehörigen,  da  für 
sie  keine  Ausnahme  gemacht  ist,  der  niilitärgeistlichen  Jurisdiktion  und 
dieselbe  wird  durch  Inanspruchnahme  der  betreff'enden  Zivilseelsorger  von 
Seiten  der  Militärbehörden  begründet.  Heerespersonen  dagegen,  welche  keinem 
staatlich  anerkannten  Bekenntnisse  angehören,  stehen  nicht  unter  der  mili- 
tärgeistlichen Jurisdiktion.  ''^*) 

# 

§  92.  Die  Anstalten  der  MilitSrseelsorge.  ^^^) 

I.  Zur  Abhaltung  des  Gottesdienstes  und  Vornahme  sonstiger  seel- 
sorgerischer Funktionen  der  Militärseelsorge  bestehen  in  größeren  Garnisons- 
orten, in  Festungen  und  bei  Heeresanstalten  Militärkirchen  und  Militär- 
kapellen, deren  Auslagen  bald  vom  Militärärar,  bald  vom  Religionsfonds 
oder  auch  aus  den  eigenen  Einnahmen  bestritten  werden.  Zur  Beschaffung 
der  Paramente  und  der  Kirchengeräte,  welche  vom  Staate  nicht  beschafft 
werden  können,  dient  der  aus  den  früheren  Regimentskapellen  gebildete 
allgemeine  Militärkapellenfonds.  Auf  den  Kriegsschiffen  sind  Schiffs- 
kapellen eingerichtet.  Steht  den  Militärgeistlichen  keine  eigene  Garnisons- 
kirche zu  Gebote,  so  haben  sie  im  Einvernehmen  mit  der  Ortsgeistlichkeit 
die  Kirche  fllr  die  Abhaltung  des  Militärgottesdienstes  auszumitteln.  Für 
die  Beerdigung  der  Heerespersonen  sind  in  größeren  Garnisonsorteu  eigene 
Militärfriedhöfe  errichtet,  deren  Verwaltung  durch  besondere  Friedhofs- 
ordnungen geregelt  ist. 

II.  Für  den  Kriegsfall  sind  die  Militärgeistlichen  schon  im  voraus 
mit  ärarischen  Feldkapellen  versehen.  Dieselben  sind  von  den  zur  Dienst- 
leistung bei  der  Armee  im  Felde  einberufenen  Militärgeistlichen,  soferne 
dieselben  nicht  zu  einem  Feldspitale  eingeteilt  werden,  im  Mobilisierungs- 
faile  mitzunehmen.  Bei  den  Militärpfarrämtern  und  den  Garnisonsspitälern 
werden  außerdem  noch  weitere  Feldkapellen  für  den  im  Mobilisierungsfalle 
eintretenden  Bedarf  vorrätig  gehalten. 


''''^)  Vergl.  hierüber  Mayrhofer,  a.  a.  0.,  V.  Bd.,  S.  84  und  85.  —  ^^3)  Bielik, 
a.  a.  0.,  S.  2bSff.    Vergl.  auch  die  G.-V.  I.  T.  2.  Heft,    Abschnitt  ^FauBchalgebühren". 

Schmid,  Das  He<>r^8recht  der  Osterr.-nng.  Monarchie.  25 


386 

VIII.  Abschnitt. 

Das  MilitKrbildungsweseii. 

§  98.  Zweck  uud  Umfang. 

Die  Verwaltung  des  militärischen  Bildungswesens  verfolgt 
den  Zweck,  für  die  militärischen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  der  Heeres- 
personen und  nebenbei  auch  für  die  erforderliche  allgemeine  Bildung  der- 
selben durch  besondere,  von  der  Heeresleitung  selbst  administrierte  Ver- 
anstaltungen vorzusorgen. 

Da  diese  Vorsorge  die  Aneignung  militärischer  Kenntnisse  erstrebt, 
so  zählen  nicht  zum  militärischen  Bildungswesen  die  von  der  Heeresver- 
waltung unterhaltenen  Schulen  für  die  Erlangung  der  allgemeinen  Volks- 
schulbildung (Volksschulen  in  Wien  [im  Arsenale],  Przemysl,  Jaroslau,  Zara, 
Marine-Knabenvolksschule  und  Marine-Mädchenbürgerschule  in  Pola)  oder 
Mittelschulbildung  (Marine-Unterrealschule  in  Pola)  und  ebensowenig  die 
von  der  Heeresverwaltung  unterhaltenen  Anstalten  für  die  Erziehung  von 
Offiziers-  und  Mannschaftswaisen  (Erziehungsinstitut  für  verwaiste  Offiziers- 
söhne  in  Hirtenberg,  Oftizierstöchterinstitute  in  Hernais  und  Odenburg,  Mann- 
schaft stckhterinsti  tute  zu  Seebenstein  und  Szatmär).^*-^*) 

Umgekehrt  zählen  nicht  zu  den  militärischen  Bildungsanstalten  die 
zwar  militärische  Kenntnisse  vermittelnden,  aber  nicht  von  der  Heeresver- 
waltung selbst  administrierten  Mili tär vor bereitungs schulen,  welche 
namentlich  die  Vorbereitung  junger  Leute  für  den  Einjährig-Freiwilligen- 
dienst  bezwecken,  dann  die  Landsturm  schützenschulen  der  Schützen- 
vereine, in  denen  junge  Männer,  welche  in  kurzer  Zeit  den  Militärdienst 
anzutreten  oder  im  Kriegsfalle  Dienste  zu  leisten  haben,  in  der  Führung 
der  Armeewaffen  unterrichtet  werden. ""^^) 

Die  Verwaltung  des  Militärbildungswesens  umfaßt  aber  weiters  auch 
die  Administration  jener  wissenschaftlichen  Heeresanstalten,  welche 
militärische  Bildung  ohne  schulmäßige  Einrichtungen  zu  vermitteln  be- 
stimmt sind. 

Dazu  kommen  endlich  noch  als  dritte  Kategorie  verschiedene  son- 
stige Mittel  für  die  Hebung  und  Verbreitung  der  militärischen  und  all- 
gemeinen Bildung  der  Heerespersonen,  welche  nicht  in  eigenen  Heeresan- 
stalten ihre  Verkr»rperung  finden,  so  daß  dieser  Zweig  der  Militärverwaltung 
in  3  Kategorien  von  Veranstaltungen  zerfällt. 

§  {)4.  Geschichtliche  Bemerkuugen.''"'; 

Die  Anfänge  des  militärischen  Bildungswesens  datieren  bereits  aus 
der  Zeit  vor  dem  Refirierunürsantritte  der  Kaiserin  Maria  Theresia.  In  diese 


''"j  In  den  militiirischen  Vorschriften  werden  diese  Institute  allerdings  zu  den 
Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalten  f^crechnet.  Sic  finden  aber  ihren  Platz  besser 
in  (lern  folgenden  Abschnitte  (^ Das  militärische  Versorgungs-  und  Uuterstiitzungswcseii"). 

—  "'^)  Eine  solche  Landstunnschützenschulo  besteht  speziell  beim  Wiener  Schlitzenvereine. 

—  •'"')  (Tosehichtc  des  Militärerziehungs-  und  Bildungswesens  in  den  Landern  deutscher 
Zunge.  Von  B.  Poten,  königlich  preußischem  Obersten  a.  D.  III.  Bd.:  Osterreich  1893, 
welches  Werk  den  XV.  Band  der  von  Karl  K ehr b ach  herausgegebenen  „Monument» 
(iermaniae  Paedagogica"  bildet.  Der  Anlage  des  Werkes  gcmäl)  sind  darin  die  Lehr- 
anstalten der  ungarischen  Landwehr  nicht  berücksichtigt.  Aber  auch  die  Marineschulen 
und  die  niilitiirürztlichen  Lehranstalten  haben  darin  keine  Behandlung  gefunden.  Außer- 
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Periode  fallt  die  Errichtung  der  Friedüindischen  Akademie  zu  Jiöin,  die 
Einführung  der  Militärwissenschaften  an  der  niederösterreichischen  Land- 
schaftsakaderaie  zu  Wien  (1693),  die  Errichtung  einer  kaiserlichen  In- 
genieurschule in  Wien  (1717)  auf  Antrag  des  Prinzen  Eugen  von  Savoyen 
und  der  Ingenieurschule  im  Chaosstifte  (^1736). 

Als  eigentliche  Begründerin  des  Militärbildungswesens  ist  aber  die 
Kaiserin  Maria  Theresia  anzusehen,  welche  durch  die  Errichtung  der 
Militärakademie  in  Wiener-Neustadt  und  der  bald  mit  dieser  ver- 
schmolzenen Militärpflanzschule  zu  Wien  (1752)  den  ersten  festen  Grund 
dazu  legte.  Sie  verfolgte  dabei  den  Zweck,  tüchtige  Offiziere  für  die  höheren 
Hefehlshaberposten  der  Infanterie  und  Kavallerie  heranzubilden  und  den 
zahlreichen  Landadel  für  den  Kriegsdienst  zu  gewinnen.  Die  Militärpflanz- 
schule sollte  den  Nachwuchs  für  die  Akademie  schaffen.  Gleiche  Zwecke 
wurden  angestrebt  mit  der  adeligen  Militärakademie  in  Wien,  die 
bald  wieder  verschwand,  und  der  ungarischen  und  galizischen  Leib- 
garde, die  gleichfalls  Pildungsinstitute  sein  sollten.  Durch  die  Vereinigung 
der  bisherigen  2  Ingenieurschulen  entstand  die  Ingenieurschule  zu 
Gumpendorf  in  Wien,  welche  Schule  als  die  Vorläuferin  der  heutigen 
technischen  Militärakademie  anzusehen  ist.  Die  Fürsorge  der  Kaiserin 
erstreckte  sich  auch  auf  die  Errichtung  von  Waisen-  und  Erziehungs- 
häusern zur  Unterbringung  von  Soldatenkindern,  welche  zu  Unteroffizieren 
herangebildet  werden  sollten,  und  endlich  auf  die  Förderung  des  Unter- 
richtes bei  der  Artillerietruppe  durch  Errichtung  eines  Artillerielyzeums 
zu  W^ien  (1778). 

Josef  IL  setzte  diese  Aktionen  der  Kaiserin  durch  Errichtung  zahl- 
reicher Soldatenerziehungshäuser  (1782)  und  die  Begründung  der 
später  mit  dem  Artillerielyzeum  vereinigten  ßombardierkorpsschule  (1786) 
fort.  Außerdem  legte  er  durch  die  Errichtung  der  Josefsakademie  (1786) 
den  Grund  für  das  militärärztliche  Bildungswesen. 

Einen  weiteren  kräftigen  Anstoß  erhielt  das  Militärbildungswesen  durch 
den  Erzherzog  Karl.  Durch  ihn  wurde  die  Aufstellung  der  ersten  Kadetten- 
anstalten (Kadettenkorapagnien)  anbefohlen  (1808),  welche  eine  Mittel- 
stufe zwischen  den  Knabenerziehungshäusern  und  den  Militärakademien 
bilden  und  Jünglinge  aus  besseren  Familien  zu  Unter-  und  Oberoffizieren 
namentlich  ftlr  die  Infanterie  heranbilden  sollten. 

Nach  seinem  Rücktritte  trat  eine  längere  Stagnation  in  der  Entwicklung 
des  militärischen  Bildungswesens  ein  und  erst  in  den  fünfziger  Jahren  des 
XIX.  Jahrhunderts  zeigten  sich  wieder  lebhafte  Bestrebungen  für  die  Ver- 
mehrung der  theoretischen  Bildung  der  Heerespersonen.  Diese  Bestrebungen 
fanden  zunächst  in  einer  Reihe  mehr  provisorischer  Anordnungen  (Einführung 
von  Regiments-,  beziehungsweise  Truppenschulen  beim  Heere  in  Italien, 
Errichtung  der  Generalstabsschulen  zu  Wien  und  Verona  im  Jahre 
1851,  Errichtung  verschiedener  Artillerieschulen  im  Jahre  1850,  Reorga- 
nisierung der  Pionierschule  zu  Tulln  und  der  Pionieroffiziersschule 
zu  Klosterneuburg  in  den  Jahren  1851  und  1852,  endlich  in  der  Ein- 
führung einer  Prüfung  ftlr  die  aufzunehmenden  Kadetten)  ihren  Ausdruck. 


dem  kommt  in  Betracht  das  Werk  von  Rechberprer:  „Das  Bildungswesen  im  öster- 
reichisch-ungarischen Hen*e",  I.  Bd.  (1878),  und  die  verschiedenen  Schriften  über  die 
Theresianische  Militärakademie  von  Leitner  und  Swoboda. 
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Eine  gründliche  Reorganisation  der  militärischen  Bildungsanstalten 
erfolgte  hierauf  im  Jahre  1853  nach  dem  Plane  Skudiers.  Darnach  sollten 
3  Arten  von  MilitUrbildungsanstalten  bestehen: 

1.  Militäruntererziehungshiiuser  und  Obererziehungshliuser, 
dann  Schulkompaguien,  beziehungsweise  Schuleskadrons  zur  Heran- 
bildung von  Unteroffizieren,  welche  bei  vorhandener  Eignung  später  zu 
Offizieren  bef()rdert  werden  konnten; 

2.  Kadetteninstitute  und  Militärakademien  zur  unmittelbaren 
Heranbildung  von  Offizieren.  Militärakademien  sollten  neben  jener  zu  Wiener- 
Neustadt  noch  zu  Olmütz  für  die  Artillerie  und  zu  Klosterbruck  für 
die  Geniewaffe  bestehen; 

3.  Speziallehranstalten  für  besondere  Lehrzwecke,  wozu  die  Kriegs- 
schule, das  Militärlehrerinstitut,  in  welchem  Lehrer  für  die  Unteroffi- 
ziersbildungsschulen, dann  Fecht-  und  Turnlehrer  herangebildet  werden 
sollten,  und  die  höheren  Kurse  für  Artillerie  und  Genie  zählten. 

Diese  organisatorischen  Pläne  fanden  in  dem  Reglement  vom  Jahre 
1859  ihre  schließliche  Ausführung. 

Einschneidende  Neuerungen  wurden  nach  dem  Feldzuge  des  Jahres  1866, 
dessen  Verlust  vor  allem  auf  die  geringe  geistige  Bildung  der  Befehlshaber 
zurückgeführt  ward,  vorzugsweise  durch  die  Initiative  des  Kriegsministers 
Kuhn  durchgeführt.  Diese  Neuerungen  begannen  mit  provisorischen  Maß- 
nahmen, welche  teils  die  Militärbildungsanstalten,  teils  die  Truppenschulen 
betrafen  (1867).  Neu  geschaffen  wurden  die  Offiziersaspirantenschulen 
für  die  Artillerie  und  die  technische  Truppe,  dann  die  Truppendivisions- 
schulen für  die  Infanterie  und  die  Kavallerie  zur  Heranbildung  von  Offiziers- 
aspiranten, welche  die  Rechte  der  Kadetten  erhielten. 

Die  weiteren  Reformen  Kuhns,  der  sich  dabei  der  Mitwirkung  Peeh- 
manns  bediente,  bezweckten  nicht  nur  eine  Hebung  des  gesamten  mili- 
tärischen Bildungsniveaus  unter  Betonung  der  humanistischen  Bildnngs- 
demente,  sondern  auch  eine  Verminderung  der  sehr  bedeutenden  Kosten  des 
bisherigen  Militärbildungswesens  durch  Belassung  der  Anwärter  i\lr  die 
höheren  Anstalten  in  der  elterlichen  Obhut  bis  zum  vollendeten  14.  Lebens- 
jahre und  die  Verleihung  von  Stipendien  anstatt  der  Aufnahme  in  Militär- 
bildungsanstalten, Abschaffung  der  bisherigen  fast  klösterlichen  Abgeschlossen- 
heit  der  Militärzöglinge,  ferner  den  Ersatz  der  Unteroffizierserziehungsanstalten 
durch  Truppenschulen. 

Nach  dem  neuen  Organisationsplane  vom  Jahre  1871  wurden  zunächst 
Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalten  und  weiters  Fachbildungs- 
anstalten unterschieden.  Zu  den  ersteren  zählten  das  Militärkollegium  zu 
St.  Polten,  die  militärtechnische  Schule  zu  Weißkirchen,  die  Militärakademie 
zu  Wiener-Neustadt  und  die  durch  Vereinigung  der  Artillerie-  und  Genie- 
akademie  begründete  technische  Militärakademie.  Zu  den  Fachbildungs- 
anst alten  hingegen  gehörten  die  Kriegschuie,  der  höhere  Artillerie-  und 
Geniekurs,  der  Zentralinfanterie-  und  der  Zentralkavalleriekurs,  dann  (seit 
1873)  der  Vorbereitungskurs  für  Stabsoffiziersaspiranten  der  Artillerie. 

Die  zweite  Kategorie  der  militärischen  Bildungsanstalten,  die  Truppen- 
schulen, wurden  ebenfalls  umgestaltet.  Diese  Schulen  hatten  bisher  auf  die 
Ausbildung  des  Offiziersersatzes  keinen  merklichen  Einfluß  geübt,  die  theo- 
retische Bildung  der  Unteroffiziere  wenig  gefiirdert  und  an  die  Mannschaft 
nur  in  vereinzelten  Fällen  Unterricht  erteilt. 
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Nunmehr  traten  diese  Schulen  in  Rücksicht  auf  die  Heranbildung  des 
Offizierersatzes  in  einen  gewissen  Wettbewerb  mit  den  Militärbildungs- 
anstalten und  entfalteten  auch  eine  bedeutsame  Tätigkeit  für  die  Ausbildung 
der  Unteroffiziere.  Im  einzelnen  wurden  Vorbereitung s-  und  Kadetten- 
schulen, dann  Mannschaftsschulen  unterschieden.  Die  Vorbereitungs- 
Bchulen  waren  bestimmt,  talentierte  und  bildungsfähige  Soldaten  oder 
l>uppeneleven,  deren  Fähigkeiten  für  den  direkten  Eintritt  in  die  Kadetten- 
sehulen  noch  nicht  gehörig  entwickelt  waren,  entsprechend  vorzubilden.  Die 
Kadettenschulen  hatten  die  Aufgabe,  ihren  Zöglingen  die  für  ihre  künftige 
Stellung  erforderliche  allgemeine  Bildung  sowie  dasjenige  militärische  Wissen 
beizubringen,  welches  sie  nicht  nur  zur  Erfüllung  des  Berufes  von  Subaltern- 
offizieren befähigen,  sondern  auch  in  den  Stand  setzen  sollte,  sich  durch 
Selbststudium  für  höhere  Dienstposten  auszubilden.  Die  Mannschaftsschulen 
endlich  gliederten  sich  wiederum  in  eigentliche  Mannschaftsschulen, 
Unteroffiziersschulen  und  Unteroffiziersbildungsschulen. 

Außerdem  wurden  Schulen  für  die  Heranbildung  der  Einjährig- 
Freiwilligen  zu  Reserveoffizieren,  beziehungsweise  Unteroffizieren  undLand- 
wehroffiziers-Aspirantenschulen  für  die  Vorbereitung  der  Aspiranten 
für  Offiziersstellen  der  Landwehr  errichtet  sowie  endlich  durch  Anordnung 
instruktiver  Beschäftigungen  und  Einrichtung  besonderer  Brigade- 
offiziers schulen  der  Kavallerie  für  die  Fortbildung  der  im  Truppe n- 
verbande  stehenden  Kadetten  und  Offiziere  Sorge  getragen. 

Das  Svstem  Pechmanns  hatte  indes  allmählich  in  den  militärischen 
Kreisen  Unzufriedenheit  erregt  und  so  kam  es  bereits  im  Jahre  1874  zu 
einer  Umgestaltung  des  militärischen  Bildungswesens  nach  den  Plänen 
Wurmbs,  aufweichen  Grundlagen  dasselbe  in  der  Hauptsache  noch  gegen- 
wärtig beruht.  Die  Anschauungen  Wurmbs  gingen  dahin,  daß  die  auf  dem 
Lehrplan  der  Realschulen  basierte  Bildung  für  die  Offiziere  die  zweckent- 
sprechendste sei,  die  vorbereitenden  Schulen  den  Militärakademien  ein 
gleichartiges  Schulermaterial  zu  liefern  hätten  und  der  Lehrplan  der 
Militärbildungsanstalten  mit  jenem  der  Zivillehranstalten  insoweit  überein- 
zustimmen habe,  da({  es  vorzeitig  austretenden  Zöglingen  möglich  sei,  ihre 
Studien  an  Zivilschulen  fortzusetzen. 

Demgemäß  wurden  die  niederen  Militärschulen  zu  Militärunterreal- 
sehulen  und  Militäroberrealschulen  umgewandelt.  Dieselben  sollten 
als  Vorbereitungsanstalten  für  die  Militärakademien,  beziehungsweise  für  die 
Kadettenschulen  dienen.  In  den  Akademien  sollten  die  Zöglinge  nicht  bloß 
zu  Subalternoffizieren  herangebildet  werden,  sondern  auch  eine  solche 
wissenschaftliche  Ausbildung  erhalten,  daß  sie  für  die  spätere  Absolvierung 
der  militärischen  Fachbildungsanstalten  und  für  den  Dienst  der  Spezialstäbe 
befähigt  würden.  Außerdem  erfuhren  die  Kadettenschulen  wesentliche 
Umbildungen,  indem  die  ursprünglich  sehr  geringen  Anforderungen  an  die 
wissenschaftliche  Vorbildung  der  Aufnahmswerber  erhöht  und  durch  den 
Ausschluß  von  bereits  dienenden  Soldaten  als  Kadettenschülern  die  Schafiung 
eines  einheitlichen,  auf  der  gleichen  Stufe  militärwissenschaftlicher  Bildung 
stehenden  Offizierskorps  angebahnt  wurde.  Demgemäß  hörten  auch  die 
Kadettenschulen  jetzt  auf  zu  den  Truppenschulen  zu  zählen  und  wurden 
unter  die  Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalten  eingereiht. 

Für  die  Ausbildung  von  Seeoffizieren  bestand  zunächst  in  Venedig 
einMarinckadettenkollegium,  welches  im  Jahre  1814  mit  der  venetianisch- 
italienischen  Flotte  übernommen  und  reorganisiert  worden  war.     Nachdem 
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dieses  KadettenkoUegium  im  Jahre  1848  aufgelöst  worden,  wurde  es  im 
Jahre  1849  in  Triest  wieder  errichtet,  im  Jahre  1852  in  eine  Marineakademie 
umgewandelt,  1857  nach  Fiume  und  1858  wieder  nach  Triest  verlegt. 
Nachdem  die  Akademie  im  Jahre  1859  neuerlich  aufgelöst  worden,  wurde 
sie  endlich  im  Jahre  1866  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  in  Fiume  wieder- 
hergestellt. 

In  den  letzten  Jahren  haben  speziell  die  Bildungsanstalten  der 
ungarischen  Landwehr  eine  erhebliche  Ausgestaltung  erfahren.  Den 
Mittelpunkt  dieser  ßildungsanstalten  bildete  die  Ludovica-Akademie  in 
Budapest.  Zu  derselben  war  durch  reiche  Stiftungen,  wozu  auch  die  Kaiserin 
und  Königin  Maria  Ludovica  im  Jahre  1 808  beigetragen  hatte,  der  Grund  gelegt 
worden,  sie  gelangte  aber  infolge  der  politischen  Verhältnisse  erst  im  Jahre  1872 
zur  Eröffnung  (Gesetzartikel  VII  ex  1808,  Gesetzartikel  XXVII  ex  1827 
nnd  Gesetzartikel  XVI  ex  1872).  Abänderungen  ihrer  Organisation  erfolgten 
sodann  im  Jahre  1883  ('Gesetzartikel  XXXIV)  und  im  Jahre  1890  (Gesetz- 
artikel  XXIII).  Durch  den  (Jesetzartikel  XXIII  vom  Jahre  1897  wurde  die 
Akademie,  welche  bisher  eine  Art  Kadettcnschule  und  einen  höheren  Offiziers- 
kurs in  sich  vereinigt  hatte,  nach  dem  Muster  der  Theresianischen  Militär- 
akademie neuerlich  reorganisiert  und  zugleich  für  die  Deckung  des  weiteren 
Bedarfes  der  ungarischen  Landwehr  an  Berufsoffizieren  1  Landwehrober- 
realschule und  2  Landwehrkadettenschulen  ins  Leben  gerufen.  Gleich- 
zeitig wurde  durch  den  Gesetzartikel  XXII  ex  1897  in  Abänderung  früherer 
Bestimmungen  (des  Gesetzartikels  XXV  ex  1882)  die  Zahl  der  an  den 
Militärerziehungs-  und  Bildungsschulen  des  Heeres  für  Jünglinge  aus  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  bestehenden  Stiftsplätze  von  120  auf  250 
erhöht  und  durch  diese  beiden  Maßnahmen  dem  fühlbaren  Offiziersmangel 
der  ungarischen  Landwehr  abgeholfen. 

A.  Die  Militärbildungsanstalten. 

1.  Die  Dienstbiidung. 
§  95.  Die  niedere  Dienstbildnngr« 

I.  Die  niedere  Dienst bildung  bezweckt,  dem  geraeinen  Soldaten 
und  dem  Unteroffiziere  die  zur  Erfüllung  ihres  Berufes  in  den  verschiedenen 
Verwendungen  und  Chargengraden  unentbehrlichen  Berufskenntnisse,  insbe- 
sondere im  Waffen-  und  SchieUwesen,  in  den  Dienstreglements  und  im 
Heerwesen,  endlich  in  den  Elementavgegenständen,  soweit  dies  nötig  ist, 
beizubringen. 

II.  Sie  ist  teils  eine  praktische  Ausbildung,  teils  eine  theoretische 
Unterweisung,  welche  beide  Hand  in  Hand  gehen  sollen. 

1.  Die  praktische  Ausbildung  der  Militärdienstpflichtigen  erfolgt 
schon  im  ersten  Präsenzdienstjahre,  während  die  folgenden  Präsenzdienst- 
jahre und  die  Waff'entibungen  der  Reserve  und  der  Landwehr  zur  Wieder- 
holung und  Befestigung  des  Erlernten  dienen  sollen.  Innerhalb  des  ersten 
Jahres  sind  Zeitabschnitte  ( Ausbildungs-  oder  Übungsperioden  i  fest- 
gesetzt, innerhalb  deren  die  Ausl)ildung  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
vollendet  sein  muß. 

Die  praktische  Ausbildung  erfolgt  zunächst  in  der  Unterabteilung 
(Kompagnie,  Eskadron,  Batterie  i,  worauf  sich  dann  Übungen  in  den  größeren 
taktischen  Ver))änden  ( im  Kegimente,  in  der  Brigade,  in  der  Truppendivision 
und  im  Korps,  dann  im  Festungskriege  i  anschließen. 
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Zur  Ausbildung  der  Marinerekruten  werden  beim  Matrosenkorps 
Rekrutenabteilungen  gebildet  und  außerdem  befindet  sich  für  diesen  Zweck 
stets  eine  Eskadre  oder  Schiffsdivision  in  Ausrüstung,  und  zwar  in  den 
Wintermonaten  eine  Schuleskadre  oder  Schuldivision  und  in  den  Sommer- 
monaten eine  Cbungseskadre. 

2.  Für  die  theoretische  Ausbildung  der  Militiirdienstpflichtigen  dienen 
die  Truppenschulen,  w^elche  nach  Vollendung  der  ersten  Rekrutenaus- 
bildung, d.  h.  regelmäßig  nach  8  Wochen,  aktiviert  werden.  Zu  diesen 
Schulen  gehören 

a)  Die  Manuschaftsschulen  und  Unteroffiziersschulen.  Dieselben 
werden  zumeist  bei  den  Unterabteilungen  der  Truppenkr^rper  (Kompagnie, 
Eskadron,  Batterie)  eingerichtet.  Bei  den  technischen  Truppen  werden  zur 
Fortbildung  der  befähigteren  Unteroffiziere  und  Gefreiten  Bataillons-  und 
Regimentsunteroffiziersschulen,  bei  jedem  Militärverpflegs-  und  Betten- 
magazine mit  einem  Yerpflegsstande  von  mindestens  10  Verpflegssoldaten 
und  Gefreiten  aber  vom  April  bis  zum  November,  d.  h.  nach  Absolvierung 
der  Rekrutenausbildung  und  der  ersten  technischen  Ausbildung,  Verpflegs- 
mannschaftsschulen  errichtet; 

h)  die  Mannschafts-  und  Unteroffiziersschulen  für  besondere 
Dienstzweige.  Solche  werden  errichtet: 

aci)  Für  den  Tionierdienst.  Bei  der  Infanterie  und  Jägertruppe 
wird  alljährlich  durch  einige  Zeit  eine  Anzahl  von  Unteroffizieren  und 
Soldaten  im  Pionierdienste  ausgebildet,  bei  der  Kavallerie  aber  erfolgt  die 
Unterweisung  des  Pionierzuges  durch  das  ganze  Jahr  hindurch; 

bh)  für  den  Sanitätshilfsdienst.  Bei  der  Infanterie,  der  Jäger- 
truppe und  der  Artillerie  werden  regelmäßig  mehrere  l'nteroffiziere  und 
Soldaten  durch  Militärärzte  zu  Blessierten-  und  Bandagenträgern  ausgebildet; 

er)  für  den  Traindienst.  Von  den  Fußtruppen  und  der  Kavallerie 
wird  jährlich  eine  Anzahl  von  Soldaten  der  nächsten  Traineskadron,  lie- 
ziehungsweise  Traindivision  zur  Ausbildung  in  der  Eigenschaft  von  Wagen- 
meistern, Schmieden  und  Sattlern  zugeteilt.  Außerdem  werden  mehrere  Sol- 
daten zu  Fahrsoldaten  ausgewählt  und  in  dieser  ihrer  Funktion  alljährlich 
gelegentlich  der  Musterung  des  Trainmaterials  unterwiesen; 

(1d)  für  den  Hufbeschlag.  Diese  Schulen  haben  den  Zweck,  die  im 
Präsenzstande  der  Truppenkörper  und  Heeresanstalten  dienenden,  des  Schmiede- 
handwerks kundigen  Soldaten  behufs  ihrer  Verwendung  als  Schmiede  im 
Hufbeschlag  praktisch  und  theoretisch  auszubilden  und  diejenigen  derselben, 
welche  die  Aufnahme  in  den  Kurs  für  Kurschmiede  am  k.  und  k.  Militär- 
tierarzneiinstitut in  Wien  und  am  Tierarzneiinstitut  in  Budapest  anstreben, 
für  diese  Aufnahme  vorzubereiten.  Sie  unterstehen  den  Kommanden  der  in 
ihrem  Standorte  befindlichen  Feldartillerie-  oder  Trainregimenter,  beziehungs- 
weise Traindivisionen.  Außerdem  ist  mit  dem  Militärtierarzneiinstitute  in 
Wien  ein  Hufbeschlagkurs  und  mit  der  Landwehr-Zentralkavallerieschule 
in  Budapest  eine  Beschlagschmiedschule  verbunden; 

er)  für  den  Manipulationsdienst.  Jede  Unterabteilung  muß  min- 
destens einen  zum  Ersatz  des  Rechnungsunteroffiziers  geeigneten  Soldaten 
besitzen  und  hat  die  Ausbildung  desselben  für  den  Manipulationsdienst 
grundsätzlich  selbst  zu  besorgen.  Kann  jedoch  wegen  Mangels  an  hinreichend 
vorgebildeten  Leuten  der  Nachwuchs  an  Rechnungsunteroffizieren  auf  diese 
Weise  nicht  gedeckt  werden,  so  ist  eine  besondere  Manipulationsschule 
einzurichten; 
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ff)  für  den  Dienst  der  technischen  Truppen.  Solche  Spezial- 
schulen für  den  technischen  Dienst  sind  die  Equipagenmeisterschulen 
der  Pionierbataillone,  die  Zeichen-  und  Professionistenschulen  der 
Eisenbahnbataillone  und  die  Telegraphenschule  des  Eisenbahn-  und 
Telegraphenregiments ; 

(](j}  für  die  Ausbildung  im  Feldsignaldienste  (Feldsignal- 
lehrkurse)  und 

Itli)  für  die  Ausbildung  im  Radfahren  (Militilrfahrradkurs  in 
Grazi'-^'^^) 

c)  die  Unteroffiziersbildungsschulen.  Dieselben  haben  die  Be- 
stimmung, Soldaten  und  Gefreite  zu  Unteroffizieren  heranzubilden.  Sie  werden 
bei  der  Infanterie-  und  Jägertruppe,  dann  bei  der  Kavallerie  und  Festungs- 
artillerie für  jeden  Truppenkörper  (Regiment,  beziehungsweise  Bataillon. 
Eskadron,  Batterie),  bei  der  Pioniertruppe  für  jede  Kompagnie  und  bei  der 
Traintruppe  für  eine  Traindivision  oder  mehrere  Divisionen  gemeinsam  er- 
richtet. Ihre  Errichtung  hängt  aber  bei  der  Infanterie  und  Jägertruppe  vom 
Ermessen  des  Truppenkommandanten  ab  und  zu  dieser  ist  erst  dann  zu 
schreiten,  wenn  die  für  den  Chargennachwuchs  bestimmten  Soldaten  nicht 
derart  befähigt  sind,  daH  sie  in  den  Kompagnieunteroffiziersschulen  ohne 
Hemmung  des  Unterrichtes  nicht  zu  Unteroffizieren  herangebildet  werde« 
können.  Für  die  Feldartillerie,  das  Eisenbahn-  und  Telegraphenregiment  und 
die  Sanitätstruppe  geschieht  die  Heranbildung  der  Unteroffiziere  in  den  bei 
jeder  Batterie,  Kompagnie  und  Sanitätsabteilung  aktivierten  Unteroffiziers- 
schulen. Für  die  Verpttegsbranehc  werden  bei  den  Verpflegsmagazinen  an 
den  Standorten  der  Militärterritorialkommanden  Unteroffiziersbildungsschulen 
und  bei  den  Verpflegsmagazinen  in  Wien  und  Budapest  Feldwebelschulen 
aktiviert; 

r/)  die  Schulen  beim  Matrosenkorps.  Die  theoretische  Ausbildung 
der  Marinetruppen  geschieht  unter  Berücksichtigung  der  verschiedenen 
Spezialitäten  sowohl  in  Schulen  auf  dem  Lande  beim  Matrosenkorps  als 
auch  auf  besonderen  Schulschifl'en.  In  gleicher  Weise  wird  auch  der  Unter- 
offiziersnachwuchs  herangebildet.  Für  diesen  letzteren  Zweck  bestehen  neben 
den  gewöhnlichen  Unteroffiziersschulen  noch  Jungenschulen,  in  welche 
Jünglinge  im  Alter  vom  14.  bis  zum  17.  Jahre  mit  der  Verpflichtung,  die 
in  den  Schulen  zugel)rachte  Zeit  präsent  nachzudienen,  aufgenommen 
werden. -'^N  Im  einzelnen  bestehen  auf  dem  Lande  (beim  Matrosenkorps) 
folgende  Schulen  und  Kurse: 

ad)    Mannschafts-    und    Unteroffiziersschulen    bei    den    Kom- 
pagnien zur  Fortbildung  der  präsent  dienenden  Mannschaft; 
/>//)  die  Waffenmatrosenschule; 
CO  die  Hornistenschule; 
(1(1)  die  Maschinenunteroffiziersschule; 
er)  die  Maschinenjungenschule; 
ff)  Militärarbeiterschuleu; 
////)  der  Taucherarbeiterkurs; 
////i  der  Drainagemeisterkurs; 

^'•j  Außerdem  bestand  bis  znin  Jahre  1895  für  die  Heranbildung  von  Musikeleven 
zu  Militännusikern  in  Prag  als  Privatiustitut  unter  militärischer  Aufsicht  eine  Musik- 
ele  venschule,  in  welche  die  Infanterieregimenter  Musikeleven  gegen  Entrichtung  eines 
Schulgeldes  abgeben  konnten.  —  ^^**)  Sieh  oben  §  15  V. 


393 

//)  die  Sanitätsabteilungsschule; 

h'k)  die  Proviantschule; 

//)  die  Musikjungensehule. 

An  Schulschiffen  sind  vorhanden: 

ff(f)  Das  Artillerieschiff  (mit  1  Beischiff); 

bh)  das  Torpedoschulschiff  mit  der  Torpedo-,  Seeminen-  und 
Telegraphenschule; 

er)  das  Matrosenschulschiff; 

(id)  das  Heizerschulschiff; 

ec)  das   Jungenschulschiff  mit  2  Beischiffen. 

Außerdem  wird  das  jeweilige  Hafenwachschiff  mit  seinem  Beischiffe 
zur  Ausbildung  von  Matrosen,  insbesondere  von  Steuerschtilern,  benützt. 

§  m.  Die  höhere  Dienst bildnng. 

1.  Die  h()here  Dienstbildung  bezweckt  die  Heranbildung  der 
Einjiihrig-Freiwilligen  zu  Reserveoffizieren  und  nichtaktiven  Landwehr- 
offizieren, beziehungsweise  zu  Beamten  in  der  Reserve  und  nichtaktiven 
Landwehr. 

IL  Die  Einjährig-Freiwilligen  werden  zu  dem  ersteren  Zwecke  bei  den 
Truppenkörpern,  beziehungsweise  den  selbständig  detachierten  Abteilungen 
in  Einjährig-Freiwilligenschulen  vereinigt.  Bei  der  Kavallerie  werden 
solche  für  jede  Brigade,  Truppendivision  oder  auch  nur  für  einen  oder 
mehrere  Korpsbezirke  zusammen,  bei  der  Feldartillerie  für  jede  Brigade, 
i\ir  die  Pioniertruppe  nach  Bedarf  in  einzelnen  größeren  Ötationsorten 
errichtet.  Zur  Ausbildung  der  Einjährig-Freiwilligen  im  Verpflegsdienste 
dienen  besondere  Yerpfiegsaspiranten-  und  Einjährig-Freiwilligenschulen, 
welche  auch  Berufs verpfiegsbeamte  heranbilden  sollen  und  daher  in  2  Abtei- 
lungen, die  Frequentantenabteilung  und  die  Einjährig-Freiwilligenabteilung, 
zerfallen.  Sie  werden  bei  den  Verpflegsmagazinen  in  Wien  und  Budapest 
aufgestellt.  Für  die  Ausbildung  der  Einjährig-Freiwilligenmediziner,  Pharma- 
zeuten und  Veterinäre,  dann  für  die  Heranbildung  von  Einjährig-Freiwilligen 
zu  Militärbaurechnungsbeamten  bestehen  keine  eigenen  Schulen. 

Nach  Abschluß  des  Unterrichtes  und  der  praktischen  Ausbildung  haben 
sich  die  Einjährig-Freiwilligen  der  Reserveoffiziersprüfung  '^''^ )  vor  einer 
besonderen  Kommission  bei  den  Truppendivisionskommanden,  beziehungs- 
weise den  Kavallerie-  und  Artilleriebrigadekommanden  zu  unterziehen.  Des- 
gleichen haben  auch  die  Einjährig-Freiwilligen  der  Verpflegsbranche  und 
der  Militärbaurechnungsbranche  eine  Prüfung  abzulegen,  wogegen  für  die 
Mediziner,  Pharmazeuten  und  Veterinäre  eine  solche  nicht  vorgeschrieben  ist^ 

IIL  Bei  der  Marine  erfolgt  die  Ausbildung  der  Einjährig-Freiwilligen^ 
wenn  sie  Berufsseeleute  sind,  zuerst  auf  dem  Lande  beim  Matrosenkorps, 
dann  auf  dem  Artillerieschulschiffe,  einem  Matrosenschulschiffe  und  auf  den 
Schiffen  der  Sommerübungseskadre.  Die  dem  Maschinendienst  Gewidmeten 
erhalten  die  erste  militärische  Aus])ildung  ebenfalls  beim  Matrosenkorps  und 
werden  hierauf  im  Seearsenal  und  weiters  teils  auf  Stationsschiffen,  teils 
auf  den  Schiffen  der  Eskadre  verwendet. 

IV.  Für  die  Ausbildung  der  Einjährig-Freiwilligen  der  k.  k.  Land- 
wehrfußtruppen, dann  jener  Personen  vom  nichtaktiven  Mannschaftsstande 
des  Heeres  und  der  Landwehr  sowie  vom  Zivile,  welche  die  Erlangung  der 

^••^^1  Sieh  oben  §  13  III. 
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Offizierscharge  in  der  nichtaktiven  Landwehr  anstreben,  werden  bei  den 
wichtigeren  Laudwehrbataillonsstationen  Land  wehr  Offiziers- Aspirant  en- 
schnlen  errichtet.  An  denselben  bestehen  Tages-  und  Abendkurse.  In  die 
Tageskurse  werden  grundsätzlich  die  dem  ersten  Assentjahrgange  der  Land- 
wehr entstammenden  Bewerber  aufgenommen.  Für  die  Aufnahme  ist  der 
Nachweis  einer  entsprechenden  Vorbildung,  der  Unbescholtenheit,  einer  dem 
Ansehen  des  üffiziersstandes  angemessenen  Lebensstellung,  beziehungsweise 
Erwerbsbeschäftigung  und  die  vollendete  militärische  Ausbildung  erforderlich. 
Aspiranten  aus  dem  Zivilstande  müssen  sich  daher,  falls  sie  keine  militärische 
Ausbildung  genossen  haben,  einer  solchen  vor  dem  Eintritte  in  die  Schule 
gelegentlich  der  Rekrutenausbildung  durch  8  Wochen  hindurch  unterziehen. 

Die  Einjährig-Freiwilligen  der  berittenen  k.  k.  Landwehrtruppen 
werden  zur  Ausbildung  während  der  ganzen  Präsenzdienstzeit  einem  Kavallerie- 
regimente  des  Heeres  zugeteilt. *^^^) 

Bei  der  ungarischen  Landwehr  wird  für  die  Einjährig-Freiwilligen 
der  Infanterie  in  jedem  Landwehrdistrikte  eine  Einjährig-Freiwlligenschule 
errichtet,  die  Ausbildung  der  Einjährig-Freiwilligen  der  Kavallerie  erfolgt 
hingegen  in  der  Landwehr-Zentralkavallerieschule. 

Für  jene  Personen,  welche  auf  Offiziersstellen  im  k.  k.  Landsturm 
aspirieren,  bestehen  besondere  Kurse,  nach  deren  Absolvierung  die  Aspiranten 
zum  Besuche  des  Abendkurses  einer  Landwehroffiziers-Aspirantenschule  zu- 
gelassen werden  können. 

2.  Die  militärische  Berufsbildung. 

§  97«  Die  Offiziersbildnngsschalen, 

L  Die  Aufgabe  des  militärischen  Berufsbildungswesens  besteht 
in  erster  Linie  in  der  Heranbildung  eines  geeigneten  Nachwuchses  von 
Berufsoffizieren. 

IL  Für  diesen  Zweck  bestehen  mehrere  Gruppen  von  Offiziers- 
bildungsschulen. 

1.  Die  erste  Gruppe  dieser  Schulen  bilden  die  Vorbereitungs- 
schulen.  Zu  diesen  zählen  die  Militärunterrealschulen  des  Heeres,  die 
Militäroberrealschule  des  Heeres  in  Mähr.-Weilikirchen  und  die  un- 
garische  Landwehroberrealsehule  in  Odenburg,  dann  das  Militär- 
knabenpensionat zu  Sarajewo. 

(f)  Die  Militärrealschulen  bilden  zusammen  mit  den  Militär- 
akademien eine  besondere  Kategorie  der  Militärerziehungs-  und  Bildungs- 
anstalten und  stehen  mit  ihnen  in  einem  stufenweisen  Zusammenhange,  in- 
dem die  Militärrealschulen  als  Vorbereitungsschulen  für  die  Militärakademien 
dienen.  In  den  Unterrealschulen  werden  die  Zijglinge  für  den  Eintritt  in 
die  Militäroberrealschule  und  in  dieser  für  den  Eintritt  in  die  Militär- 
akademien vorbereitet. 

Für  den  Eintritt  in  den  1.  Jahrgang  einer  Unterrealschulo  wird  ein 
Alter  von  10  bis  12  Jahren  und  die  Absolvierung  von  4  oder  5  Volksschul- 
klassen, für  den  Eintritt  in  den .  1.  Jahrgang  der  Militäroberrealsehule  ein 
Alter  von  14  bis  16  Jahren  und  die  Absolvierung  von  4  Mittelschulklassen 
gefordert.  Die  Aspiranten  haben  sich  außerdem  einer  Aufnahmsprtifung  zu 
unterziehen. 


»f'  ")  Sieh  oben  ib. 
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Die  Z<)glinge  zerfallen  in  Ärarialzöglinge,  Stiftlinge  und  Zahlzöglinge. 
Die  Auslagen  für  die  Ärarialzöglinge  werden  ganz  oder  zur  Hälfte  aus  dem 
Heeres-,  beziehungsweise  Landwehrbudget,  die  Auslagen  für  die  Stiftlinge 
aus  Staats-  und  Landesmitteln,  speziellen  Fonds  oder  Stiftungen  bestritten, 
während  für  die  Zahlzöglinge  und  die  halbfreien  Ärarialzöglinge  ein  durch 
die  jeweiligen  Vorschriften  normiertes  Kostgeld,  beziehungsweise  dessen 
Hälfte  zu  entrichten  ist.  Außerdem  haben  die  Angehörigen  für  jeden  Zögling 
ein  jährliches  Schulgeld  zu  erlegen.  Mit  ganz  freien  Ärarialplätzen  oder 
Stiftungsplätzen  beteilte  Zöglinge  haben  eine  nach  ihrer  Ausbildung  be- 
messene Zeit  über  die  regelmäßige  Präsenzdienstpflicht  hinaus  aktiv  zu 
dienen.^«^^) 

Die  Militärunterrealschulen  zählen  4,  die  Oberrealschulen  3  Jahrgänge. 
Absolvierte  Zöglinge  der  Oberrealschulen,  welche  für  die  Ausbildung  zu 
Offizieren  des  Soldatenstandes  untauglich  sind,  werden  für  den  Dienst  in 
einem  Militärverwaltungszweige  bestimmt. 

h)  Das  Militärknabenpensionat  in  Sarajewo  (gegründet  1879) 
kam  anfangs  ^'^"-)  hinsichtlich  des  Lehrzieles  einer  achtklassigen  Volksschule 
gleich,  wurde  aber  im  Jahre  1885  in  der  Art  reorganisiert,  daß  für  jene 
Zöglinge,  welche  den  Eintritt  in  eine  Infanteriekadettenschule  anstreben, 
ein  besonderer  Vorbereitungskurs  errichtet  ward.  Für  jene  Zr>glinge  hingegen, 
welche  sich  dem  Heeresdienste  nicht  zu  widmen  gedenken,  bildet  den  Ab- 
schluß die  dritte  Klasse,  welche  der  vierten  Klasse  einer  ünterrealschule 
entspricht. 

Aufgenommen  werden  zunächst  Söhne  aus  besseren  Familien  der  ein- 
heimischen Bevölkerung,  welche  sich  für  den  Eintritt  in  eine  Infanterie- 
kadettenschule vorbereiten  oder  sich  jene  Kenntnisse  erwerben  wollen,  die 
sie  zur  Fortsetzung  ihrer  Studien  an  einer  Mittelschule  benötigen,  sodann 
Söhne  von  verdienten  Landesbeamteu,  Offizieren,  Militärbeamten  und  Beamten 
der  Militärbahn,  der  Militärpost  und  des  Militärtelegraphen.  Die  Zöglinge 
sind  entweder  Internisten  oder  Extemisten,  welche  au  dem  gesamten  Unter- 
richte der  Internisten  teilnehmen  und  gleich  diesen  uniformiert  sind,  während 
für  ihre  Unterbringung  und  Verpflegung  die  Angehörigen  zu  sorgen  haben, 
oder  endlich  Schulbesucher,  welche  an  den  militärischen  Übungen  nicht 
teilnehmen  und  auch  nicht  uniformiert  sind.  Die  internen  Z()glinge  sind 
wiederum  entweder  Zahlzöglinge  oder  Stipendisten  (Landes-,  Militär-  und 
sonstige  Stipendisten).  Zur  Verleihung  kommen  auch  halbe  und  Zweidrittel- 
stipendien. 

Zur  Aufnahme  ist  nebst  der  körperlichen  Eignung  ein  entsprechendes 
Alter,  und  zwar  von  mindestens  9  Jahren  erforderlich.  Beim  Eintritte  in  die 
erste  und  zweite  Klasse  darf  das  13.  und  beim  Eintritte  in  die  dritte  Klasse 
das  15.  Lel)ensjahr  nicht  überschritten  sein.  Ausnahmsweise  können  Zcjglinge, 
welche  hervorragend  befähigt  sind,  bei  vorzüglichen  Fortgangsklassen  aus 
dem  zweiten  Jahrgange  in  eine  Militäroberrealschule  übertreten. 

2.  Die   zweite  Gruppe  der  Schulen  bilden  die  Militärakademien. 

a)  Zu  diesen  zählen  zunächst  die  Theresianische  Militärakademie 
zu  Wiener-Neustadt  und  die  technische  Militärakademie  in  Wien.^"^^) 
Dieselben  haben  die  Bestimmung,   den  Zöglingen  die  für  den  Berufsoffizier 

*'^"^)  Sieh  oben  §  9  IV.  —  *"^-)  Kandmachunj?  der  bosnisch -herzcfrowinischen 
Landesregienmg  vom  19.  Juli  1879,  Z.  12.222.  —  i""')  Dieselbe  soll  demnächst  nach 
Mödling  bei  Wien  verlegt  werden. 
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notwendigen  besonderen  Kenntnisse  beizubringen  und  ihnen  überdies  jene 
wissenschaftliche  Grundlage  zu  bieten,  welche  zur  späteren  Frequentierun^ 
der  Militärfachbildungsanstalten  (der  Kriegsschule  und  des  höheren  Genie- 
kurses )  erforderlich  ist.  In  der  Theresianisehen  Militärakademie  w^erden  die 
Zliglinge  sowohl  für  den  Dienst  bei  der  Infanterie  und  Jägertruppe  als 
auch  für  jenen  bei  der  Kavallerie,  in  der  Artillerieabteilung  der  technischen 
Militärakademie  für  den  Dienst  bei  der  Artillerie  und  in  der  Genieabteilung' 
der  technischen  Militärakademie  hauptsächlich  für  den  Dienst  bei  der 
Pioniertruppe  und  beim  Eisenbahn-  und  Telegraphenregimente  ausgebildet. 

Für  die  Aufnahme  in  die  Militärakademie  ist  ein  Alter  von  17  bis  20  Jahren 
und  die  vollständige  Absolvierung  einer  Mittelschule  erforderlich. 

Auch  die  Zöglinge  der  Militärakademien  zerfallen  in  Ärarialzc»glinge, 
Stiftlinge  und  Zahlziiglinge.  Für  die  Stiftlinge  und  Zahlzöglinge  ist  ein 
Kostgeld,  für  jeden  Zögling  aber  ein  Schulgeld  zu  entrichten. 

Die  Theresianische  Akademie  sowohl  als  auch  die  beiden  Abteilungen 
der  technischen  Militärakademie  bestehen  aus  je  3  Jahrgängen.  Zöglinge, 
welche  für  die  Ausbildung  zu  Offizieren  des  Soldateustandes  untauglich 
sind,  werden  gleichfalls  für  den  Dienst  in  einem  Militärverwaltungszweige 
bestimmt. 

b)  Für  die  Heranbildung  von  Berufsoffizieren  der  Kriegsmarine 
dient  die  Marineakademie  in  Fiume.  Ihre  Organisation  stimmt  im 
wesentlichen  mit  jener  der  Militärakademien  überein,  sie  umfaßt  aber 
4  Jahrgänge.  Für  die  Aufnahme  in  den  1.  Jahrgang  ist  das  nicht  über- 
schrittene 16.,  für  die  Aufnahme  in  den  2.  Jahrgang  das  nicht  überschrittene 
17.  und  für  die  Aufnahme  in  den  3.  Jahrgang  das  nicht  überschrittene 
19.  Lebensjahr  Voraussetzung.  Nach  befriedigender  Absolvierung  des  4.  Jahr- 
ganges werden  die  Zöglinge  zu  Seekadetteu  2.  Klasse  ernannt.  Zöglinge, 
welche  für  die  Ausbildung  zu  Seeoffizieren  untauglich  sind,  können  entweder 
ftir  die  Marinekommissariats))ranche  oder  für  eine  Militärverwaltungsbranche 
bestimmt  werden. 

r)  Zur  Heranbildung  von  Berufsoffizieren  des  Soldatenstandes  in  der 
ungarischen  Landwehr  dient  die  Landwehr-Ludovica-Akadcmie. 
Dieselbe  umfaßt  3  Jahrgänge.  Aufgenommen  werden  teils  unmittelbar  aus 
dem  Zivilstande  eintretende  Jünglinge,  teils  die  aus  der  Landwehrober- 
realschule übertretenden  Zöglinge.  Die  Zöglinge  werden  sowohl  für  den 
Dienst  in  der  Infanterie  als  auch  für  den  Dienst  in  der  Kavallerie  heran- 
gebildet. Die  Auslagen  der  Anstalt  werden  zunächst  aus  dem  Ertragnisse 
des  Anstaltsfonds  (über  6,000.000  Kronen)  bestritten.^""*) 

3.  Die  dritte  Gruppe  der  Offiziersbildungsschulen  und  zugleich  die 
zweite  Kategorie  der  Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalten  überhaupt 
bilden  die  Kadettenschulen.  Sie  haben  die  Bestimmung,  Jünglinge, 
welche  sich  den  Heeresdienst  als  Lebensberuf  wählen,  zu  Kadetten  heran- 
zubilden und  dadurch  einen  zahlreicheren  Nachwuchs  an  Berufsoffizieren 
heranzubilden,  als  dies  durch  die  Militärakademien  möglich  ist. 

a)  Beim  Heere  bestehen  Kadettenschulen  zur  Heranbildung  von 
Infanterieoffizieren,  ferner  1  Kavalleriekadettenschule,2 Artiilerie- 

^^>^)  Durch  den  Gesetzartikel  XXVII  vom  Jahre  1885  wurde  der  Landesver- 
teidiguDf^sminister  ermächtigt,  die  zum  weiteren  Ausbau  des  Gebäudes  der  Ludovica- 
Akademie  erforderlichen  Mittel  aus  dem  Anstaltsfonds  bis  zum  Betrage  von  400.000  Gulden 
zu  entnehmen,  welche  Summe  sodann  aus  dem  Budget  des  Landesverteidigungsministeriums 
zurückzuzahlen  war. 
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kadettenschulen,  1  Pionierkadcttenschule  und  außerdem  Abteilungen, 
beziehungsweise  Kurse  für  die  Gesttitsbranehe  in  den  ungarischen  Pferde- 
zuchtansUlten,  für  die  Traintruppe  und  die  Sanitätstruppe. 

Die  Ziiglinge  werden  für  den  Truppendienst  im  Wh^kungskreise  eines 
»Subalternoffiziers  vorbereitet.  Die  Vorbereitung  besteht  in  der  Vermittlung 
der  für  den  Offizier  erforderliehen  allgemeinen  Bildung  sowie  der  zur  Aus- 
übung der  Berufspflichten  notwendigen  Kenntnisse  und  Geschicklichkeiten, 
überdies  sollen  die  Kadettenschulen  den  Zöglingen  jene  wissenschaftliche 
Grundlage  bieten,  welche  sie  zum  Selbststudium  anregt  und  zur  späteren 
Frequentierung  der  militärischen  Fachbildungsanstalten  befähigt.  Die  Zög- 
linge der  Pionierkadettenschule  werden  auch  für  den  Dienst  im  Eisenbahn- 
und  Telegraphenregimente  sowie  bei  der  Infanterie  und  der  Jägertruppe 
ausgebildet. 

Die  Auslagen  fUr  die  Erhaltung  und  Ausbildung  der  für  das  Heer 
bestimmten  Zöglinge  werden  aus  dem  Heeresbudget  bestritten  und  alle 
Plätze  in  den  Kadettenschulen  sind  daher  ganz  freie  Ärarialplätze.  Das 
Schulgeld  ist  je  nach  der  Abkunft  der  Zöglinge  und  zum  Teil  auch  nach 
der  Kategorie  der  Kadettenschulen  verschieden  abgestuft  und  in  der 
Kavalleriekadettenschule  ist  außerdem  in  den  beiden  letzten  Jahrgängen 
noch  ein  besonderer  Betrag  in  den  zur  Beschaffung  der  Reitpferde  und 
sonstigen  Erfordernisse  für  den  Reitunterricht  dienenden  Equitationsfonds  zu 
entrichten. 

Für  die  Aufnahme  in  die  Kadettenschulen  ist  ein  Minimalalter  von 
14  und  ein  Maximalalter  von  17  Jahren  sowie  die  Absolvierung  der  unteren 
Klassen  einer  Mittelschule  Voraussetzung.  Für  die  Aufnahme  in  die  Pionier- 
kadettenschule wird  die  Absolvierung  von  5  Mittelschulklassen  gefordert. 

Die  Kadettenschulen  umfassen  4  Jahrgänge  mit  Ausnahme  der 
Kavalleriekadettenschule,  welche  nur  3  Jahrgänge  zählt.  Zur  Gewinnung 
eines  besseren  Schülermaterials  sind  von  der  Heeresverwaltung  einzelne 
Vorbereitungskurse  errichtet  worden.  Der  regelmäßige  Austritt  der  Zög- 
linge erfolgt  nach  Absolvierung  des  letzten  Jahrganges  unter  gleichzeitiger 
Assentierung  und  Einreihung  in  das  Heer.  Soweit  es  die  Standesverhält- 
nisse erlauben,  werden  die  Zöglinge  ihrer  Qualifikation  und  ihrem  Range 
nach  zu  Kadcttoffiziersstellvertretern  ernannt,  sonst  aber  als  Kadetten  in  das 
Heer  eingereiht.  Durch  eine  entsprechende  Einrichtung  der  Lehrpläne  ist 
vor  kurzem  (ISOO")  dafür  Vorsorge  getroffen  worden,  daß  für  den  Heeres- 
dienst untaugliche  Zöglinge  ihre  Studien  an  Zivilanstalten  fortsetzen  können. 

b)  Für  diek.  k.  Landwehr  besteht  eine  Landwehrkadettenschule 
mit  3  Jahrgängen.  Die  Zöglinge  werden  in  derselben  im  allgemeinen  für 
den  Dienst  bei  den  k.  k.  Landwehrfußtruppen  ausgebildet;  jene,  welche  sich 
dem  Kavalleriedienste  widmen  wollen,  werden  im  dritten  Jahrgange  in  eine 
besondere  Kavallerieabteilung  vereinigt. 

Zur  Aufnahme  ist  ein  Alter  zwischen  15  und  18  Jahren  und  die  Ab- 
solvierung von  5,  ausnahmsweise  auch  von  4  Mittelschulklassen  erforderlich. 

Die  Ausbildung  der  Kadetten  für  die  ungarische  Landwehr  erfolgte 
früher  an  dem  Offiziersbildungskurse  der  Ludovica-Akademie,  welcher 
4  Jahrgänge  umfaßte,  dem  Lehrplane  nach  aber  mit  den  Kadettenschulen 
des  Heeres  übereinstimmte.  Durch  den  Gesetzartikel  XXIII  vom  Jahre  1897 
ist  nunmehr,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  dieser  Kurs  zu  einer  förmlichen 
Akademie  ausgestaltet,  gleichzeitig  aber  die  Errichtung  von  2  ungarischen 
Landwehrkadettenschulen   mit  je  4  Jahrgängen   verfügt  worden.     Die 
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Zöglinge  werden  zunächst  für  die  Infanterie  ausgebildet.  Jene  Zöglinge, 
welche  die  Ausbildung  fUr  die  Kavallerie  anstreben,  werden  im  4.  Jahr- 
gange für  sich  besonders  vereinigt.  Für  die  Aufnahme  ist  die  Absolnerung 
von  4  Mittelschulklassen  erforderlich. 

§  {)8.  Die  iiistrnktire  Beschäftigrungr  der  Offiziere  (Kadetten)  nnd  die 

Offizierstruppenschaleu« 

I.  Die  zweite  Aufgabe  des  militärischen  Berufsbildungswesens 
besteht  in  der  Fortbildung  der  bereits  im  Dienst  stehenden  Berufsoffiziere, 
ausnahmsweise  auch  in  der  Ausbildung  von  Unteroffizieren  und  Soldaten 
flir  besondere  militärische  Dienstleistungen.  Diesem  Zwecke  dienen  teils 
Veranstaltungen  für  die  instruktive  Beschäftigung  der  Offiziere 
und  Kadetten,  teils  Offizierstruppenschulen. 

II.  Die  instruktive  Beschäftigung  der  Offiziere  und  Kadetten 
umfaßt  die  theoretische  Fortbildung  derselben  namentlich  in  der  Truppen- 
führung, durch  Fecht-  und  Schießübungen,  Übungsritte,  Übungsreisen  und 
applikatorische  Übungen  im  Zimmer  mittels  des  Kriegsspiels. 

III.  Offizierstruppenschulen  sind  gegenwärtig  für  folgende  Waffen- 
gattungen und  Branchen  eingerichtet: 

1.  Beim  Heere: 

a)  Korpsoffiziersschulen  in  jedem  Korpsbezirke  ftir  die  Portbildung 
der  rangälteren  Oberleutnants  aller   Waffengattungen  und  der  Traintruppe; 

//)  Kavallerie-Brigadeoffiziersschulen  in  den  Standorten  der 
Kavalleriebrigadekommanden  für  die  Kavalleriesubalternoffiziere  und 
Kadetten.  Ist  die  Aufstellung  dieser  Schulen  nicht  tunlich,  so  werden  an 
deren  Stelle  Kegimentsequitationen  errichtet; 

r)  Artilleriebrigadeequitationen  für  Offiziere  und  Kadetten  der 
Feld-  und  Festungsartillerie  sowie  für  länger  dienende  Unteroffiziere  der 
Feldartillerie  zur  Ausbildung  im  Reiten,  Fahren  und  Pferdewesen.  Diesen 
Kursen  werden  auch  mehrere  Offiziere  und  Kadetten  zugeteilt; 

(/)  Infanterieequitationen  in  den  größeren  Garnisonsorten  zur 
Ausbildung  der  Offiziere  der  Fußtruppen,  der  Festungsartillcrie  und  der 
Sanitätstruppe,  dann  der  Militärärzte,  Intendanturs-  und  Verpflegs]»eamten 
im  Reiten  und  Pferdewesen; 

r)  Regimentsoffiziersschulen  der  Traintruppc  in  den  Stabs- 
stationen der  Trainregimenter  (Wien,  Lemberg  und  Budapest)  für  die  Aus- 
bildung von  Trainoffizieren  in  ihrem  Fache; 

/)  Proviantoffizierskurse  in  jedem  Militärterritorialbezirke  zur 
Heranbildung  von  Proviantoffizieren; 

//)  spezielle  Veranstaltungen  für  die  Ausbildung  der  Offiziere  und 
Kadetten  der  technischen  Truppen,  welche  besonders  geregelt  sind. 

2.  Bei  der  Marine: 

Zur  Fortbildung  der  Marineoffiziere  und  Mariuebeamten  werden 
teils  auf  dem  Lande  Vorträge  gehalten,  teils  auf  dem  Toii)edo8chul8chiffe 
und  an  der  Seeminen-  und  Telegraphenschule  zu  Fisella  für  die  verschiedenen 
Dienstzweige  besondere  Kurse  iTorpedokurs,  Seeminen-  und  Tele- 
grapheukurs,  Lichtmaschinenkurs,  Kurs  für  Photographie  u.  s.  w.j 
errichtet. 

8.  Bei  den  Landwehren: 

Für  die  Ausbildung  der  Sul)alternoffiziere  und  Kadetten  der  k.  k.  Land- 
wehrkavallerie wird  ein  Landwehrkavalleriekurs  nach  dem  Muster  der 
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Kavallerie-Brigadeoffi/iersschulen  des  Heeres  und  zur  Heranbildung  von  nicht- 
aktiven Offizieren  der  k.  k.  Landwehr  zu  Proviantoffizieren  fallweise  am 
Sitze  der  Landwehrkonimanden  ein  Proviantoffizierskurs  errichtet.  Im 
übrigen  erfolgt  die  berufliche  Fortbildung  der  Offiziere  und  Kadetten  der 
österreichischen  und  der  ungarischen  Landwehr  in  analoger  Weise  wie  beim 
Heere.  Zur  Ausbildung  im  Reiten  können  Offiziere  der  k.  k.  Landwehrfuß- 
truppen die  Infanterieequitationen  des  Heeres  besuchen. 

3.  Die  militärische  Fachbildung. 
§  90.  Die  militärischen  Fackbildnngrsanstalten« 

L  Die  miHtärische  Fachbildung  besteht  in  der  Ausbildung  von 
Berufsoffizieren  und  Militärbeamten,  zum  Teil  auch  von  Unteroffizieren  für 
highere  Stellen  und  für  spezielle  Verwendungen.  Die  für  diesen  Zweck  ein- 
gerichteten militärischen  Fachbildungsanstalten  gliedern  sich  in  mehrere 
Gruppen. 

IL  Die  erste  Gruppe  sind  die  Fachbildungsanstalten  für  höhere 
Stellen. 

Dazu  zählen: 

1.  Die  Kriegsschule.  Dieselbe  ist  die  Fachschule  für  den  General- 
stab. In  derselben  werden  besonders  befähigte  und  vorgebildete,  mit  dem 
Truppendienste  vertraute  Berufsoberoffiziere  des  Heeres  und  der  beiden  Land- 
wehren in  den  Kriegswissenschaften  unterrichtet  und  erhalten  daselbst  die 
für  den  Dienst  im  Generalstab  sowie  für  die  höhere  Truppenführung  erfor- 
derliche wissenschaftliche  Ausbildung. 

Für  die  Aufnahme  ist  erforderlich,  daß  der  Bewerber  eine  mindestens 
dreijährige  aktive  Dienstzeit  bei  der  Truppe,  und  zwar  mindestens  2  Jahre 
bei  einer  Untera])teilung  absolviert  hal)e,  in  der  Qualifikationsliste  als  „sehr 
gut"  geschildert  sei  und  das  30.  Lebensjahr  nicht  überschritten  habe.  Jeder 
Bewerl)er  hat  sich  einer  Aufnahmsprüfung  zu  unterziehen,  welche  in  eine 
Vorprüfung  (bei  den  Truppendivisionskommanden)  und  eine  Hauptprüfung 
(an  der  Kriegsschule  selbst)  zerfällt. 

Die  Ausl)ildung  an  der  Kriegsschule  dauert  2  Jahre,  Wiederholung 
eines  Jahrganges  ist  nicht  gestattet.  Jene  Offiziere,  welche  die  Kriegsschule 
mit  mindestens  gutem  Erfolge  absolvieren  und  nicht  in  den  Generalstab 
kommen,  sind  von  der  Nachweisung  der  für  den  Stabsoffizier  erforderlichen 
tlieoretischeu  Kenntnisse  befreit  und  können  bei  vorzüglicher  Dienstleistung 
für  die  auiJertourliche  Befr)rderung  zu  Oberleutnants  und  zu  Hauptleuten 
( Uittmeistern )  in  Antrag  gebracht  werden.  Letztere  Begünstigung  genießen 
auch  jene  Offiziere,  welche  sich  bei  der  Aufnahmsprüfung  als  sehr  begabt 
erwiesen  haben.  Bei  der  nach  Beendigung  der  Vorträge  und  praktischen 
Übungen  vorzunehmenden  Schlußinspizierung  sind  auch  solche  Offiziere  zu 
prüfen,  welche,  ohne  die  Kriegsschule  absolviert  zu  haben,  durch  die  Ab- 
legung der  Prüfung  aus  sämtlichen  für  die  Kriegsschule  vorgeschriebenen 
(Tcgenständen  entweder  die  Zuteilung  zum  Generalstabe  anstreben  oder  die 
den  Frequentanten  der  Kriegsschule  zukommenden  Begünstigungen  in  der 
Bef(*)rderung  erlaugen  wollen. 

Die  Oberaufsicht  über  den  Lehrvorgang  in  der  Schule  sowie  über  die 
theoretische  und  praktische  Ausbildung  der  Frequentanten  führt  der  Chef 
des  Generalstabes. 

2.  Bis  zum  Jahre  1894  mufiten  alle  Hauptleute  und  Rittmeister  des 
Heeres,   welche  die  Bef<Jrderung  zu  Stabsoffizieren  anstreifen,  den  in  Wien 
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eingerichteten  Stabsoffizierskurs,  welcher  aus  dem  früheren  Zentral- 
infanterie-  und  Zentraikavalleriekurse  hervorgegangen  war,  absoMeren.  Im 
Jahre  1894  wurde  dieser  Kurs  für  die  Stabsoffiziersaspiranten  des  Heeres 
aufgelassen  und  bestimmt,  daß  diese  Aspiranten  den  Nachweis  der  theore- 
tischen Kenntnisse  vor  einer  besonderen  Kommission  zu  erbringen  haben. 
Dagegen  bestehen  in  Wien  und  Budapest  noch  gegenwärtig  Landwehr- 
stabsoffizierskurse zur  Vorbereitung  von  Landwehrhauptleuten  und  Ritt- 
meistern für  die  Stabsoffizierschargen. 

3.  Der  k.  k.  Landwehrsubalternoffizierskurs  in  Wien  und  der 
höhere  Landwehroffizierskurs  in  Budapest  haben  den  Zweck,  aktive 
Subalternoffiziere  der  Landwehr  in  den  höheren  Kriegswissenschaften  zu 
unterrichten,  und  dienen  zugleich  als  eine  Vorbereitungsanstalt  für  die 
Kriegsschule. 

Der  Unterricht  dauert  vom  15.  Oktober  bis  Ende  Juni,  beziehungsweise 
in  Budapest  bis  Ende  Juli.  Der  Kurs  in  Wien  ist  mit  der  Landwehrkadetten- 
schule, der  Kurs  in  Budapest  jetzt  (nach  Loslösung  von  der  Ludovica- 
Akademie)  mit  dem  Landwehrstabsoffizierskurs  vereinigt. 

III.  Die  zweite  Gruppe  der  Fachlüldungsanstalten  ist  für  die  Pflege 
der  militärtechnischen  Wissenschaften  bestimmt. 

Dazu  zählen: 

1.  Die  unter  einem  gemeinsamen  Kommando  stehenden  technischen 
Militärfachkurse.  Dieselben  umfassen: 

a)  Den  höheren  Geniekurs.  In  diesem  Kurse  werden  besonders  be- 
fähigte und  strebsame  Offiziere,  welche  im  'l>uppendienste  bereits  sehr  gut 
ausgebildet  sind,  in  jenen  technischen  Fächern  und  Kriegswissenschaften 
unterrichtet,  deren  Kenntnis  ihnen  für  höhere  Stellen  bei  den  technischen 
Truppen  und  für  besondere  Verwendungen  im  Geniestabe  unentbehrlich  ist. 
Die  militärischen  Gegenstände  und  die  Sprachen  hören  die  Frecjuentanten 
an  der  Kriegsschule.  Der  Kurs  umfaßt  2  Jahrgänge; 

fA  die  Artillerieschiefischule  mit  je  1  Abteilung  für  die  Feld- 
artillerie und  die  Festungsartillerie.  In  dieser  Schule  sollen  Offiziere  zu 
tüchtigen  Instruktoren  herangebildet  werden,  um  die  gleichmäßige  Ausbildung 
der  Artillerietruppc  im  Schießen  mit  Geschützen  und  eine  rationelle  Aus- 
illhrung  der  bezüglichen  Übungen  zu  vermitteln. 

In  derselben  erfolgt  gegenwärtig  (von  1902  angefangen)  nach  Auf- 
lassung des  bisherigen  Spezialkurses  für  Hauptleute  der  Feld-  und 
Festungsartillerie  auch  die  fachmännische  Ausbildung  der  Artillerie- 
hauptleute in  den  Gegenständen  Schießwesen  und  Festungskrieg.  Den 
wichtigsten  Übungen  mit  den  Belagerungs-  und  Festungsgeschützen  werden 
auch  die  Frequentanten  des  ersten  Jahrganges  des  höheren  Geniekurses 
beigezogen  und  im  Falle  eines  dienstlichen  Bedürfnisses  können  auch  andere 
Offiziere  der  Artilleriewaff*e  in  die  Schulen  kommandiert  werden.  Der  Unter- 
richt dauert  ungefähr  4  Wochen. 

c)  Der  Militärbauingenieurkurs.  Dieser  Kurs  dient  zur  Heran- 
bildung von  Miiitärbauingenicuren.  Er  beginnt  am  15.  Oktober  und  endet 
Mitte  Juni. 

(1)  Der  Artillerieingenieurkurs.  Dieser  Kurs  wird  fallweise  nach 
besonderen  Bestimmungen  aufgestellt  und  bezweckt,  den  an  der  technischen 
Hochschule  zu  Wien  vorgebildeten  Aspiranten  die  erforderliche  artilleristisch- 
technische Bildung  zu  geben. 
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Zum  Zwecke  der  Heranbildung:  von  Lehrkräften  fUr  Militärbildungs- 
anstalten, dann  für  Verwendungen,  die  eine  höhere  Ausbildung  in  einzelnen 
Spezialfächern  erheischen,  wird  außerdem  fallweise  nach  Erfordernis  eine 
Anzahl  freiwillig  sich  meldender  Offiziere  und  technischer  Militärbeamten 
zum  Besuche  von  Zivilhochschulen,  insbesondere  von  technischen  Hochschulen, 
oder  zur  Praktizierung  in  technische  Etablissements  auf  die  Dauer  eines 
oder  zweier  Studienjahre  entsendet.  Auch  diese  Offiziere  und  Beamten 
stehen  unter  dem  Kommando  der  technischen  Militärfachkurse.  Sie  müssen 
sich  mittels  Reverses  verpflichten,  die  auf  diesem  Wege  erworbenen  Kennt- 
nisse mindestens  durch  3  Jahre  im  Lehrfache  oder  in  sonstiger  militär- 
wissenschaftlicher Verwendung  zu  verwerten. 

2.  Die  Armeeschießschule.  Durch  diese  soll  das  Wafi'en-  und 
Schießwesen,  soweit  es  die  HandfeuerwaflTen  betrifft,  in  theoretischer  und 
praktischer  Beziehung  gefördert  werden.  Sie  ist  Lehr-  und  Versuchsanstalt 
zugleich  und  ihr  obliegt  daher  auch  die  Beobachtung  und  Evidenzhaltung 
aller  die  Handfeuerwaffen  und  das  Schießwesen  berührenden  Angelegenheiten 
des  In-  und  Auslandes,  die  Anregung  und  Durchführung  einschlägiger  Ver- 
suche, dann  die  Teilnahme  an  allen  im  technischen  Militärkomitee  vor- 
kommenden Gewehrversuchen  und  an  der  Begutachtung  aller  die  Hand- 
feuerwaffen betreffenden  Erfindungen.  In  den  für  diesen  Zweck  bestimmten 
Lehrkursen  sollen  Truppenoffiziere  zu  tüchtigen  Waffenoffizieren  und  Schieß- 
lehrern ausgebildet  werden.  Außerdem  dient  die  Schule  zur  Information 
der  fallweise  berufenen  Truppenkommandanten  über  die  wichtigsten  Neue- 
rungen im  Waffen-  und  Schießwesen  sowie  über  die  Einrichtung  von  Schieß- 
plätzen und  die  Durchführung  feldmäßiger  Schießübungen. 

Die  Schule  befindet  sich  während  der  Dauer  der  Kurse  in  Brück 
a.  d.  Leitha,  nach  Schluß  derselben  in  Wien.  Jährlich  werden  3  aufeinander 
folgende  Kurse  abgehalten,  und  zwar  2  Lehrkurse  für  die  Frequentanten 
der  Schule  (vom  22.  Mai  bis  zum  25.  Juni  und  vom  27.  Juni  bis  zum 
31,  Juli)  und  1  Informationskurs  für  die  Truppenkommandanten  (vom  3.  bis 
zum  10.  Augustl 

3.  Der  Feuerwerksmeisterkurs.  Derselbe  dient  für  die  Heran- 
bildung von  Artilleriezeugsbeamten  zu  Feuerwerksmeistern.  Der  Unterricht 
wird  teils  im  Artilleriearsenale  in  Wien,  teils  in  der  Munitionsfabrik  erteilt 
und  dauert  vom  1.  Jänner  bis  Ende  Oktober. 

4.  Der  Kavallerietelegraphenkurs  in  TuUn.  Derselbe  hat  den 
Zweck,  Offiziere  und  Unteroffiziere  der  Kavallerie  im  Feldtelegraphendienste 
und  im  Telephondienste  auszubilden.  Der  Unterricht  dauert  vom  1.  November 
bis  Ende  Juni,  worauf  ein  Teil  der  Frequentanten  der  jährlich  stattfindenden 
größeren  feldmäßigen  Telegraphenübung  beigezogen  wird. 

Für  die  ungarische  Landwehr  besteht  ein  eigener  Landwehr- 
Kavallerietelegraphenkurs  in  Budapest. 

5.  Der  Militärbauwerkmeisterkurs  in  Wien.  Derselbe  dient  zur 
Heranbildung  von  Unteroffizieren  der  Pioniertruppe  zu  Militärbauwerk- 
meistern, umfaßt  2  Jahrgänge  und  wird  jährlich  in  der  Zeit  vom  15.  Oktober 
bis  Mitte  Juni  beim  technischen  Militärkomitee  aktiviert. 

rV.  Die  dritte  Gruppe  der  Fachbildungsanstalten  dient  der  Vorbereitung 
für  den  Justizdienst  und  wird  durch  den  in  Wien  bestehenden  prakti- 
schen Lehrkurs  für  Auditoriatspraktikanten  gebildet.  Dieser  Kurs 
wird  jährlich  aktiviert  und  dauert  so  lange,  bis  der  Lehrstoff  erschöpft  ist. 
Die  Frequentanten   stehen   während   der  Dauer   des  Kurses  gleichzeitig  in 

Schmid,  Das  Heeresrecht  der  österr.-ung.  Mouarchio.  26 
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praktischer  Verwendung   bei   einem  Militärgerichte.     Die  Absolvierung  des 
Kurses  ist  Voraussetzung  fUr  die  Zulassung  zur  Militärrichteramtsprüfung. 

V.  Die  vierte  Gruppe  der  Fachbildungsanstalten  ist  für  den  ad- 
ministrativen Dienst  bestimmt.     Hieher  gehören: 

1.  Der  Militärintendanzkurs.  Derselbe  hat  die  Bestimmung,  den 
Nachwuchs  für  die  Militär-  und  Landwehrintendantur  heranzubilden.  Auf- 
genommen werden  Offiziere  des  Heeres  und  der  beiden  Landwehren,  aus- 
nahmsweise auch  Auditore,  Truppenrechnungsftihrer  und  Militärbeamte  der 
9.  und  10.  Rangklasse.  Vorbedingung  der  Aufnahme  ist  eine  in  der  Eigen- 
schaft eines  Offiziers  zurückgelegte  sechsjährige  Dienstleistung  und  eine  sehr 
gute  Schilderung  in  der  Qualifikationsliste.  Alle  Bewerber  haben  sich  einer 
Aufnahmsprüfung  zu  unterziehen.  Der  Kurs  umfaßt  2  Jahrgänge  und  die 
Vorträge  dauern  von  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  Oktober  bis  zum  30.  Juni. 

Außerdem  werden  Militärintendantursbeamte  behufs  Ausbildung  auf  dem 
Gebiete  der  Chemie  und  der  chemischen  Technologie  an  die  technische 
Hochschule  in  Wien  und  in  technische  Etablissements  entsendet.  Auch  diese 
Frequentanten  haben  einen  Revers  auszustellen,  daß  sie  ihre  Spezialkenntnisse 
durch  mindestens  3  Jahre  im  Lehrfache,  in  einer  sonstigen  militärwissen- 
schaftlichen oder  in  einer  fachtechnischen  Verwendung  zu  verwerten  willens 
sein  werden. 

2.  Der  Kurs  für  Offiziere  der  Monturverwaltungsbranche.  Der- 
selbe soll  den  Offizieren  dieser  Branche  Gelegenheit  bieten,  die  für  die 
Übernahme  der  zur  Einlieferung  gelangenden  Gegenstände,  dann  für  die 
Ausübung  der  Kontrolle  über  die  Erzeugungswerkstätten  und  Fabriken  not- 
wendigen Kenntnisse  zu  erweitern.  Der  Kurs  beginnt  am  1.  September 
und  dauert  10  Monate. 

3.  Der  Militärverpflegsverwalterkurs.  Derselbe  verfolgt  den 
Zweck,  den  Militärverpflegsoffizialen  1.  und  2.  Klasse,  welche  die  Beförderunjr 
zu  höheren  Chargen  anstreben,  eine  erweiterte  theoretische  und  praktische 
Ausbildung  zu  gewähren,  sie  insbesondere  auch  für  die  den  höheren  Militär- 
verpflegsbeamten  bei  der  Armee  im  Felde  zukommenden  Aufgaben  vorzu- 
bereiten. Zur  Frequentierung  des  Kurses  werden  nur  solche  Militärverpflegs- 
offiziale  zugelassen,  welche  im  allgemeinen  als  zur  Beförderung  geeignet 
geschildert  und  vermöge  ihrer  sehr  guten  Verwendbarkeit  im  Verpflegs- 
dienste  sowie  ihrer  geistigen  und  sozialen  Bildung  zu  der  Voraussetzung 
berechtigen,  daß  sie  nach  Absolvierung  des  Kurses  den  der  höheren  Charge 
entsprechenden  Wirkungskreis  beherrschen  werden.  Der  Kurs  beginnt  in 
der  zweiten  Hälfte  des  Monats  Oktober  und  dauert  bis  zur  ersten  Hälfte 
des  Monats  Juli.»«^^'^) 

4.  Der  Fachkurs  für  Truppenrechnungsführeraspiranten  in 
Wien  und  der  Verwaltungsoffiziersbildungskurs  der  ungarischen 
Landwehr  in  Budapest.  Diese  Kurse  dienen  zur  Heranbildung  von  Truppen- 
reehnungsführern,  beziehungsweise  von  Verwaltungsoffizieren  der  Landwehr 
und  dauern  6  Monate. 

VL  Die  fünfte  Gruppe  der  Fachbildungsanstalten  bezweckt  die  Heran- 
bildung  in  den  Arzneiwissenschaften. 

loüö^  Bis  zum  Jahre  1894  bestand  beim  technischen  Militärkomitee  auch  ein  Militär- 
rechnungsratskurs  und  ein  Militärbauverwalterkurs  für  jene  Militärrechnun^»> 
offiziale  und  Ilauptmannrcchnungsfuhrer,  welche  die  Beförderung  in  die  Charge  der 
Rechnungsrätc  anstrebten. 
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1.  Seit  der  Aufhebung  der  Josefsakademie  (1874)  erfolgt  die  Aus- 
bildung der  Militärärzte  vor  allem  auf  den  medizinischen  Fakultäten  der 
Universitäten,  deren  Besuch  von  selten  der  Kriegsverwaltung  durch  Be- 
willigung von  militärärztlichen  Stipendien  gefördert  wird.  Im  Jahre  1875 
wurde  ein  militärärztlicher  Kurs  in  Wien  eröffnet,  welcher  die  Aspiranten 
von  Militärarztstellen  in  den  Stand  setzen  sollte,  sich  eine  spezifische  militär- 
ärztliche Ausbildung  anzueignen  und  den  aktiven  Militärärzten  und  Reserve- 
ärzten Gelegenheit  zur  Fortbildung  bot.  Wegen  Mangels  an  Teilnahme  mußte 
der  Kurs  im  Jahre  1883  geschlossen  werden.  Von  da  an  standen  den  Be- 
rufsmilitärärzten wohl  verschiedene  Mittel  zur  Vervollständigung  ihrer  Fach- 
bildung zur  Verftlgung  (Operations-  und  Verbandskurse  der  Sanitätschefs 
und  der  leitenden  Ärzte  in  den  größeren  Militärspitälem  für  die  Militär- 
ärzte, Kommandierung  derselben  auf  die  Universitätskliniken,  Fachstudium 
fllr  die  vorgeschriebenen  stabsärztlichen  Prüfungen,  wissenschaftliche  Vereine 
der  Militärärzte  in  Wien,  Budapest,  Lemberg  und  Krakau),  aber  diese  Mittel 
erwiesen  sich  mehr  und  mehr  als  ungenügend.  Da  die  Wiedererrichtung  der 
Josefsakademie  scheiterte,  so  entschloß  sich  die  Heeresverwaltung  im  Jahre  1900 
zur  EröflFnung  einer  militärärztlichen  Applikationsschule.  Dieselbe 
hat  in  erster  Linie  den  Zweck,  den  Aspiranten  des  militärärztlichen  Offiziers- 
korps die  für  ihre  besondere  Berufstätigkeit  im  Frieden  und  im  Kriege  er- 
forderliche theoretische  und  praktische  Ausbildung  zu  geben  und  die  an  der 
Universität  erworbenen  fachlichen  Kenntnisse  derselben  zu  erweitern.  In  zweiter 
Linie  soll  auch  jüngeren  aktiven  Militärärzten  Gelegenheit  geboten  werden, 
ihre  Fachkenntnisse  zu  vervollständigen.  Die  letzteren  sind  außerordentliche 
Hörer.  Der  Kurs  dauert  1  Jahr.  Die  Schule  ist  mit  dem  Garnisonsspitale  Nr.  1 
in  Wien  verbunden. 

Für  die  Ärzte  der  k.  k.  Landwehr  ist  in  analoger  Weise  ein  land- 
wehrärztlicher Applikationskurs  eingerichtet  worden. 

2.  Die  Heranbildung  der  Militärtierärzte  erfolgt  in  dem  Militär- 
tierarzneiinstitute und  der  tierärztlichen  Hochschule  in  Wien. 
Das  Institut  bezweckt  auch  die  Heranbildung  von  Militärkurschmieden 
und  ist  außerdem  mit  einer  Hufbeschlaglehranstalt  verbunden.  Der 
höhere  tierärztliche  Kurs,  den  auch  Kurschmiede  als  Frequentanten  besuchen, 
umfaßt  4  Jahre,  der  Kurs  für  Kurschmiede  2  Jahre  und  der  Hufbeschlagkurs 
6  Monate.  Diplomierte  Ärzte  können  den  tierärztlichen  Lehrkurs  in  2  Jahren 
absolvieren.  Die  militärische  Leitung  des  Instituts  ist  einem  Militärkom- 
mandanten, die  wissenschaftliche  dem  Rektor  (Studiendirektor)  übertragen.  ^^^^) 

VII.  Die  sechste  Gruppe  der  Fachbildungsanstalten  bezweckt  die 
Ausbildung  in  körperlichen  Fertigkeiten.  Hiezu  zählen: 

1.  Das  Militärreitlehrerinstitut  in  Wien.  Dasselbe  hat  die  Be- 
stimmung, Offiziere  der  Kavallerie  zu  Militärreitlehrern  heranzubilden,  welche 
befähigt  sind,  die  ßeitkunst  im  Heere  nach  einheitlichen  Grundsätzen  und 
den  reglementarischen  Bestimmungen  zu  lehren.  Zur  Frequentierung  können 
auch  Offiziere  der  beiden  Landwehren  zugelassen  werden.  Der  Lehrkurs  be- 
ginnt am  1.  August  und  dauert  11  Monate.  Offiziere,  welche  nach  Ansicht 
der  Lehrerkonferenz   besondere  Fignung  zu   Militärlehrern   bekunden,   sind 


1000^  Eine  ähnliche  Bestimmung  hat  die  in  Budapest  bestehende,  aber  nicht  mili- 
tärisch organisierte  und  dem  ungarischen  Ackerbauministerium  unterstellte  tierärzt- 
liche Akademie.  An  derselben  besteht  auch  ein  vierjähriger  tierärztlicher  Kurs 
für   Militärkurschmiede. 

26* 
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vom  Kommando  des  Instituts  zur  Prequentierung  eines  zweiten  Kurses  v(ir- 
zuschlagen.  Einzelne  im  Reiten  vorzüglich  bewanderte  Offiziere  können  von 
Fall  zu  Fall  zur  Kultivierung  besonderer  Zweige  der  Reitkunst  auch  für 
den  Besuch  der  Hofreitschule  vorgeschlagen  werden. 

2.  Das  Militärreit-  und  Fahrlehrerinstitut  in  Schloßhof  bei 
Marchegg.  Dasselbe  bezweckt,  Offiziere  der  Artillerie  und  der  Traintruppe 
zu  Lehrern  heranzubilden,  welche  befähigt  sind,  die  Kunst  im  Reiten  und 
Fahren  in  der  Artillerie  und  Traintruppe  nach  einheitlichen  Grundsätzen 
und  den  reglementarischen  Bestimmungen  zu  lehren. 

3.  Der  Kavallerieoffizierskurs  der  Landwehr-Zentralkavallerie- 
schule in  Budapest.  Dieser  Kurs  bezweckt  die  weitere  Ausbildung  der 
Subalternoffiziere  und  Kadetten  der  ungarischen  Landwehrkavallerie  im  prak- 
tischen Dienste  und  nach  der  theoretischen  Seite.  Er  dauert  vom  10.  Oktober 
bis  Ende  Juli  des  folgenden  Jahres. 

4.  Der  Militärfecht-  und  Turnlehrerkurs  in  Wiener-Neustadt. 
Dieser  Kurs  hat  die  Bestimmung,  Offiziere  und  Unterofliziere  aller  Waöen- 
gattungen  zu  Militärfecht-  und  Turnlehrern,  beziehungsweise  zu  Focht-  und 
Turngehilfen  auszubilden,  welche  berufen  sind,  in  den  Militärbildungsanstalten 
sowie  bei  den  Truppen  den  Unterrieht  im  Fechten  und  Turnen  rationell 
und  nach  einheitlichen  Grundsätzen  zu  erteilen  und  das  Interesse  flir  diese 
Zweige  der  militärischen  Ausbildung  lebendig  zu  erhalten.  Zur  Frequenz 
des  Kurses  können  auch  geeignete  Offiziere  der  Kriegsmarine  und  der  beiden 
Landwehren  zugelassen  werden.  Der  Kurs  beginnt  am  21.  September  und 
dauert  11  Monate.  Fallweise  können  solche  Offiziere  und  Unteroffiziere, 
welche  den  Kurs  mit  vorzüglichem  Erfolge  absolviert  haben  und  sich  nach 
dem  Ausspruche  der  Lehrerkonferenz  zu  Lehrern,  beziehungsweise  Lehr- 
gehilfen für  den  Kurs  selbst  eignen,  noch  durch  ein  weiteres  Schuljahr  im 
Kurse  belassen  werden.  Außerdem  werden  alljährlich  noch  Spezialfecht- 
kurse  aktiviert,  welche  am  1.  Februar,  beziehungsweise  1.  Oktober-  be- 
ginnen und  4  Monate  dauern.  Die  aufgenommenen  Unteroffiziere  müssen 
sich  mittels  eines  Reverses  verpflichten,  sich  nach  Absolvierung  des  Kursos 
und  erlangter  Eignung  zum  Instruktor  mindestens  durch  3  Jahre  an  Militär- 
bildungsanstalten oder  bei  der  Truppe  verwenden  zu  lassen. 

Der  Kurs  bildet  eine  Unterabteilung  der  Theresianischen  Jlilitiir- 
akademie. 

5.  Der  militäraeronautische  Kurs.  Derselbe  bezweckt  die  Aus- 
bildung von  Heerespersonen  in  der  Militäraeronautik. 


Die  vorstehende  Übersicht  läßt  erkennen,  daß  das  System  der  nnlitärischen  Bildungs- 
anstalten nach  einigen  Seiten  hin  recht  empfindliche  Lücken  zeigt.  So  muß  vor  allem 
der  Mangel  einer  höheren  Auditoriatsschule  beklagt  werden,  zumal  tür  eine  Heran- 
bildung der  Militürrichter  auch  an  den  Zivilhochschulen  keine  Vorsorge  getroflen  ist. 
Nach  Durchführung  der  zu  gewärtigenden  Reform  des  Militärstrafprozesses  dürfte  das 
Bedürfnis  nach  einer  gründlicheren  Ausbildung  der  Militärrichter  besonders  akut  werden 
und  es  wird  auch  hier  die  Frage  entstehen,  ob  diese  Ausbildung  den  Zivilhoch- 
schulen überantwortet  werden  könne  oder  ob  die  Heeresverwaltung  selbst  die  nutigen 
Vorkehrungen  dafür  treffen  müsse.  Bisher  haben  die  juristischen  Fakultäten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Universitäten  fast  nichts  für  die  Pflege  der  MilitärrechtST^nsscnschaft 
geleistet  im  Unterschiede  von  anderen  Staaten,  insbesondere  von  der  Schweiz,  wo  die 
Kriegswissenschaften  an  der  Züricher  Hochschule  eine  eigene  Abteilung  bilden. 
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Ebenso  darf  der  Mangel  einer  Lehranstalt  für  die  höhere  wissenschaft- 
liche Ausbildung  der  Seeoffiziere,  wie  die  deutsche  Kriegsmarine  eine  solche  an 
der  Marineakademie  in  Kiel  besitzt,  nicht  unerwähnt  gelassen  werden.  Am  meisten 
diskutiert  und  auch  jetzt  noch  nicht  völlig  gelöst  ist  aber  die  Frage  der  zweckmäßigsten 
Ausbildung  und  Fortbildung  der  Militärärzte  und  die  bisherige  Behandlung  dieser 
Frage  (vorgl.  hierüber  Kirchenb erger,  „Zur  Frage  der  Wiedererrichtung  einer  militär- 
ärztlichen Akademie''  im  „Organ  der  militärwissenschaftlichen  Vereine",  XXX.  Bd.  1885, 
S.  45  f[.)  gibt  einen  Fingerzeig,  welche  Schwierigkeiten  ihrer  Lösung  entgegenstehen. 
Es  war  bekanntlich  dem  Einflüsse  des  Leibarztes  der  Kaiserin  Maria  Theresia,  Gerhards 
van  Swieten,  gelungen,  das  bis  dahin  tief  darniederliegende  medizinische  Bildungswesen 
auch  nach  der  Richtung  hin  zu  heben,  daß  zu  Militärärzten  nur  solche  Personen  an- 
gestellt werden  sollten,  welche  an  der  Wiener  medizinischen  Fakultät  geprüft  und  geeignet 
liefunden  worden  waren.  Weitere  mächtige  Schritte  geschahen  mit  der  Errichtung  der 
militärärztlichen  Lehranstalt  in  Brüssel  (1768)  und  der  Lehranstalt  für  die 
Behandlung  der  inneren  Krankheiten  und  zur  Erlernung  der  Militärarznei- 
mittel lehre  am  Gumpondorfer  Militärspitale  (1775).  Nachdem  diese  letztere 
Schule  zunächst  zu  einem  zweijährigen  medizinisch-chirurgischen  Lehrkurse  erweitert 
worden  war  (1781),  trat  bald  unter  Auflösung  der  Brüsseler  Schule  die  neue  Jose- 
finische medizinisch-chirurgische  Akademie  an  ihre  Stelle  (1786),  die  sowohl 
eine  Bildungsstätte  für  Militärärzte  |ils  auch  ein  gelehrtes  Institut  zur  Förderung  der 
chirurgischen  Wissenschaft  nach  dem  Vorbilde  der  Pariser  Acad6mie  royale  de  Chirurgie 
sein  sollte.  Die  Akademie  hatte  aber  von  Anfang  an  mit  zahlreichen  Gegnerschaften 
zu  kämpfen.  Man  leugnete  ihre  Notwendigkeit  und  bemängelte  ihren  kui*zen  zweijährigen 
Lehrkurs,  die  fehlende  Lehrfreiheit  und  den  Abgang  eines  klinischen  Unterrichtes.  Gleich- 
wohl behauptete  sich  die  Akademie  in  der  ersten  Zeit  der  Regierung  Franz'  I.  und  erst 
im  Jahre  1820  wurden  ihre  Vorlesungen  sistiert.  Doch  schon  im  Jahre  1824  erfolgte  die 
Wiedereröffnung  der  Akademie  mit  einem  verbesserten  Studienplane,  der  nunmehr  mit 
jenem  der  medizinischen  Fakultäten  übereinstimmen  sollte,  so  daß  ein  „höherer"  fünf- 
jähriger Kurs  und  ein  „niederer"  zweijähriger  Kurs  unterschieden  wurde.  Allein  die 
Akademie  geriet  trotzdem  wieder  in  Verfall  und  wurde  1848  aufgelöst.  Die  Hoffnung 
jedoch,  welche  man  gehegt  hatte,  daß  die  Universitäten  den  Bedarf  an  Militärärzten 
decken  würden,  erfüllte  sich  nicht  und  so  erfolgte  im  Jahre  1854  die  Wiedereröffnung 
der  Akademie.  Aber  auch  in  dieser  dritten  Periode  ihres  Bestandes  konnte  sie  zu  keiner 
ruhigen  und  stetigen  Entwicklung  kommen.  Der  Ansturm  richtete  sich  zuerst  gegen  den 
„niederen"  Lehrkurs,  der  im  Jahre  1864  aufgehoben  wurde.  Schon  vorher  hatte  der 
Finanzausschuß  des  österreichischen  Abgeordnetenhauses  die  Aufhebung  der  ganzen 
Akademie  und  als  Ersatz  die  Schaffung  von  railitärärztlichen  Stipendien  vorgeschlagen. 
Die  Bestrebungen  der  Gegner  führten  sodann  im  Jahre  1874  zur  neuerlichen  Auflösung. 
Im  Jahre  1884  war  das  Reichskriegsministerium  zur  Wiedererrichtung  geneigt  und  es 
fanden  denn  auch  Beratungen  hierüber  statt,  allein  dieselbe  scheiterte  diesmal  an  dem 
Widerstände  der  ungarischen  Regierung,  welche  der  Wiederherstellung  gemeinsamer 
Institute  nicht  günstig  gesinnt  ist. 

B.  Die  militärwissenschaftlichen  Anstalten. 

§  100.  Die  wissenschaftlichen  Bureanx  des  Geueralstabes  und  die  Militärattach^g. 

I.  Für  das  Studium  der  militärischen  Ausrüstung  des  In-  und  Aus- 
landes und  die  praktische  Verwertung  der  Ergebnisse  dieser  wissenschaft- 
lichen Beobachtung  durch  die  Heeresverwaltung  sind  bei  der  Zentralver- 
waltungsstelle verschiedene  wissenschaftliche  Bureanx  eingerichtet. 
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IL  Die  Leitung  dieser  Bureaux  liegt  in  den  Händen  des  General- 
stabes, welcher  diese  Funktionen  neben  den  ihm  obliegenden  Agenden  der 
Heeresleitung  von  Anfang  an  versah.  Als  auf  Antrag  des  Grafen  Dann 
(1758)  ein  eigenes,  dem  heutigen  General  Stabskorps  entsprechendes  General- 
quartiermeisterkorps errichtet  worden  war,  wurde  ein  Teil  des  neuen 
Korps  auch  im  Frieden  beibehalten  und  vorzugsweise  für  die  militärische 
Landesaufnahme  in  den  Grenzländern  und  bei  den  sonstigen  Vorarbeiten 
für  Kriegsfälle  verwendet.  Aus  dieser  Verwendung  des  Korps  entwickelten 
sich  ständige  Bureaux,  nachdem  auf  Antrag  des  Erzherzogs  Karl  schoo 
im  Frieden  ein  Chef  des  Generalquartiermeisterstabes  ernannt  und  durch 
die  Gründung  des  Kriegsarchivs  und  der  Kriegsbibliothek  (1801}  für  die 
bessere  wissenschaftliche  Ausbildung  des  Korps  Vorsorge  getroffen  worden. 
Diese  Bureaux  sind  den  einzelnen  Abteilungen  des  Reichskriegsministeriums 
eingegliedert.  So  gehören  insbesondere  zu  den  Agenden  der  5.  Abteilung" 
dieses  Ministeriums  die  Landesbeschreibung,  und  in  der  10.  Abteilung, 
wo  die  auf  die  Militärstatistik  und  die  auf  die  Evidenzhaltung  der  Kriegs- 
ausrüstung und  der  Mobilisierung  bezüglichen  Geschäfte  konzentriert  sind, 
werden  auch  die  Kriegsvorbereitungen  und  die  militärischen  Fort- 
schritte des  Auslandes  wissenschaftlich  verfolgt  und  registriert. 

IIL  Der  wissenschaftlichen  Beobachtung  der  fremdländischen 
Fortschritte  in  der  Kriegsausrtistung  dient  auch  das  Institut  der 
Militär-  und  Marineattach6s.  Militärattach6s  sind  bestellt  bei  den 
Botschaften  in  Berlin,  Paris  (auch  für  Belgien),  London,  St.  Petersburg, 
Kom  und  Konstantinopel,  ferner  bei  den  Gesandtschaften  in  Bukarest  und 
Belgrad,  ein  Marineattachö  nur  bei  der  Botschaft  in  London. 

§  101.  Bas  militargeographisclie  Institut.  ^^^~) 

I.  Bereits  beim  Generalquartiermeisterstabe  bestand  zur  Ver- 
fertigung der  Kartenwerke  eine  topographisch-lithographische  Abtei- 
lung, welche  ihre  Arbeiten  teils  durch  pensionierte  Heerespersonen,  teil» 
durch  Zivilbedienstete  besorgen  ließ.  In  Verbindung  mit  der  Anstalt  standen 
zwei  Zeichenkanzleien  für  den  Kartenstich  und  für  die  Militärmappierung. 
Im  Jahre  1839  wurde  diese  Wiener  Anstalt  mit  dem  bisher  selbständigen 
militärgeographischen  Institute  in  Mailand  vereinigt  und  dadurch 
die  Grundlage  zu  dem  bestehenden  Institute  gelegt. 

II.  Das  Institut  hat  im  Frieden  die  astronomischen  und  geodätischen 
Vermessungen,  die  militärische  Landesaufnahme  und  deren  Reambulierung, 
die  Anfertigung  und  VerWelfältigung  der  für  den  Heeresdienst  notwendigen 
Karten,  Pläne  und  Zeichnungen,  die  Evidenzhaltung  des  Aufnahmematerials, 
dann  der  Karten  des  Inlandes  und  der  im  Institute  aufliegenden  Karten 
des  Auslandes  zu  besorgen  und  außerdem  sonstige  geographische  und  topo- 
graphische Behelfe  für  die  Armee  und  andere  Zweige  der  Staatsverwaltung 

^^^')  Über  den  Ursprung  und  die  Entwicklung  des  Instituts  bieten  die  seit  dein 
Jahre  1881  alljährlich  im  Verlage  desselben  erscheinenden  „Mitteilungen''  Aufschlull. 
So  findet  sich  im  I.  Bande  (1881)  ein  Bericht  über  den  Ursprung  und  die  Entwicklung 
der  topographischen  Tätigkeit  in  Österreich  und  im  IV.  Bande  wird  über  die  Fortschritte 
der  Liindesaufnahme  in  der  österreichisch -ungarischen  Monarchie  in  den  letzten  zwei- 
hundert Jahren  referiert.  Vergl.  auch  den  XIII.  Band  der  Zeitschrift  des  deutschen  öster- 
reichischen Alpenvereines  {\^S2)  und  den  Aufsatz  von  Stauenhagen  in  der  Militär- 
zeitung der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  12.  Jänner  1901. 
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zu  liefern.  Es  hat  weiters  für  die  Verbreitung  und  Verwertung  der  zur 
VeröflFentliehung  bestimmten  Erzeugnisse  zu  wirken  und  kann,  wenn  dies 
ohne  Beeinträchtigung  seiner  eigentlichen  Bestimmung  möglich  ist,  auch  die 
Lieferung  geographisch-topographischer  und  sonstiger  Arbeiten  der  verviel- 
fältigenden Kunst  für  Privatkunden  tibernehmen. 

Im  Kriege  obliegt  dem  Institute  die  Erzeugung,  Vervielfältigung  und 
Versendung  der  Karten,  Pläne  und  ähnlicher  Behelfe  an  die  mobilisierten 
Armeekörper,  dann  die  Ausrüstung  der  Feldarchive  mit  Meßinstrumenten. 

Das  Institut  gliedert  sich  in  die  Direktion  und  verschiedene  Ab- 
teilungen (Gruppen),  nämlich  eine  astronomisch-geodätische,  eine  für 
Mappierung,  eine  topographische,  eine  technische  und  eine  Verwaltungs- 
gruppe, mit  welcher  das  Archiv  und  das  Kartendepot  verbunden  sind.  Im 
Kriege  wird  eine  eigene  Kriegskartenexpeditionsabteilung  aufgestellt,  die 
astronomisch-geodätische  und  die  Mappierungsabteilung  aber  aufgelöst. 

In  wissenschaftlicher  und  technischer  Beziehung  nimmt  der  Chef  des 
Generalstabes  auf  die  Leitung  des  Instituts  Einfluß. 

Die  politischen  Behörden  sind  angewiesen,  die  Arbeiten  des  Instituts 
durch  regelmäßige  Mitteilungen  über  Straßen-  und  Flußregulierungen,  ferner 
durch  Gewährung  ihrer  Intervention  in  jenen  Fällen,  wo  für  die  Zwecke 
von  Institutsarbeiten  Eingriffe  in  fremdes  Privateigentum  vorgenommen 
werden  müssen,  endlich  durch  Fürsorge  für  die  Erhaltung  der  Höhenmarken 
/u  unterstützen.  Die  mit  Mappierungsarbeiten  betrauten  Organe  des  Instituts 
gelten  als  berechtigt,  für  die  Zwecke  dieser  Arbeiten  auch  ohne  Zustimmung 
der  Grundbesitzer  fremdes  Grundeigentum,  das  in  dieser  Bichtung  einer 
öffentlichrechtlichen  Eigentumsbeschränkung  unterworfen  ist,  zu  betreten. 
Weitergehende  Eingriffe  unterliegen  aber  den  Grundsätzen  der  Expropriation.  ^  ^^^ ) 

§  102.  Die  Sanitatskoniitees. 

1.  1.  DasMilitärsanitätskomitee  ist  aus  der  früheren  permanenten 
Feldsanitätskommission  hervorgegangen,  an  deren  Stelle  es  im  Jahre 
1856  trat.  Präses  des  Komitees  war,  solange  die  Josefsakademie  bestand, 
der  Direktor  dieser  Akademie,  während  die  übrigen  Mitglieder  teils  den 
Akademieprofessoren,  teils  den  in  Wien  angestellten  stabilen  Ärzten  ent- 
nommen wurden.  Infolge  der  endgültigen  Auflösung  der  Josefsakademie 
wurde  das  Komitee  im  Jahre  1875  reorganisiert  und  sein  Wirkungskreis 
bei  dieser  Gelegenheit  genauer  festgestellt  und  erweitert. 

2.  Das  Komitee  ist  darnach  eine  militärwissenschaftliche  Anstalt  mit 
dem  Sitze  in  Wien  und  zugleich  Hilfsorgan  des  Beichskriegsministeriums 
mit  der  Bestimmung,  die  Organisation  und  die  Fortschritte  des  Militär- 
sanitätswesens der  fremden  Staaten  zu  prüfen  und  darauf  sich  stützende 
Anträge  für  die  Vervollkommnung  des  heimatlichen  Militärsanitätswesens 
zu  stellen.  Es  hat  das  wissenschaftliche  Streben  der  Militärärzte  durch 
periodische  Publikationen  über  die  Ergebnisse  seiner  eigenen  wissenschaft- 
lichen Tätigkeit  sowie  über  die  anderwärts  gemachten  Erfahrungen  und 
Fortschritte  im  Bereiche  des  Militärsanitätswesens  zu  fördern,  zu  welchem 
Zwecke  von  ihm  seit  1889  in  zwangslosen  Heften  „Mitteilungen"  heraus- 
gegeben werden.  Femer  obliegt  dem  Komitee  die  Verwaltung  und  Vervoll- 
ständigung der  beim  Gamisonsspital  Mr.  1  in  Wien  befindlichen,  von  der 
Josefsakademie  herstammenden  militärärztlichen  Bibliothek   und  die  Ergän- 

loos^  Vergl.  hierüber  Mayrhofer,  a.  a.  0.,  I.  Bd.,  S.  856  und  857. 
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zung  der  Mastersammlung  von  Sanitätsmaterial  flir  die  Ausrüstung  der 
Truppen  und  Sanitätsanstalten.  Das  Komitee  ist  berechtigt,  Anträge  wegen 
Entsendung  von  Militärärzten  in  das  Ausland  zum  Zwecke  des  Studiums 
der  dortigen  Sanitätseinrichtungen  zu  stellen  und  Preisfragen  auf  dem  Ge- 
biete des  Militärsanitätswesens  zu  entwerfen.  Es  hat  im  Einvernehmen  mit 
dem  technischen  Militärkomitee  die  Prinzipien  festzustellen,  nach  welchen 
das  sanitätsstatistische  Material  zu  sammeln  ist,  und  die  Entwürfe  und 
Pläne  fUr  jene  Militärbauten,  welche  zu  Sanitätszwecken  oder  zu  Truppen- 
unterkUnften  dienen,  vom  hygienischen  Standpunkte  aus  zu  beurteilen.  Im 
Einvernehmen  mit  der  Miiitärmedikamentendirektion,  beziehungsweise  mit 
dem  technischen  Militärkomitee  hat  es  weiters  die  Arznei-  und  sonstigen 
Sanitätsmaterialien  zu  begutachten  und  chemische  sowie  bakteriologisch- 
mikroskopische Untersuchungen  behufs  Lösung  hygienischer  Fragen  durch- 
zuführen. Ihm  kommt  außerdem  die  Erstattung  von  Vorschlägeti  in  Rück- 
sicht auf  die  Handhabung  der  Gesundheitspflege  und  die  militärische  Gesund- 
heitspolizei zu  und  endlich  ist  es  auch  berufen,  die  Prüfung  der  Ordinations- 
befunde  von  Pensionsbewerbern  sowie  die  Überprüfung  von  ärztlichen  und 
gerichtsärztlichen  Gutachten  vorzunehmen. 

Vorsitzender  ist  der  Chef  des  militäfärztlichen  Offizierskorps.  Die 
übrigen  Mitglieder  werden  dem  Stande  der  aktiv  dienenden  Militärärzte 
entnommen  und  zerfallen  in  ordentliche  und  außerordentliche  Mitglieder. 
Die  Zahl  der  ordentlichen  Mitglieder  soll  nicht  weniger  als  8  und  nicht 
mehr  als  12  betragen,  während  die  Zahl  der  außerordentlichen  Mitglieder 
unbeschränkt  ist.  Zur  Bewältigung  seiner  Aufgaben  steht  dem  Komitee  ein 
chemisches  und  ein  bakteriologisches  Laboratorium  zur  Verfügung.    . 

IL  Das  Marinesanitätskomitee  in  Pola  ist  das  wissenschaftliche. 
Hilfsorgan  des  Marinesanitätsamtes  und  hat  ähnliche  Funktionen  wie  das 
Militärsanitätskoraitee.  Insbesondere  sind  von  ihm  alle  Fragen  des  Sanitäts- 
wesens, deren  kommissionelle  Behandlung  von  der  Marinesektion  des  Reichs- 
kriegsministeriums angeordnet  wird  oder  dem  Marinesanitätsamte  wünschens- 
wert erscheint,  einer  Beratung  zu  unterziehen. 

Vorstand  des  Komitees  ist  der  Chef  des  Marinesanitätsamtes.  Die 
übrigen  Mitglieder  zerfallen  ebenfalls  in  ordentliche  und  außerordentliche. 
In  normalen  Zeiten  untersteht  das  Komitee  in  allen  Angelegenheiten  dem 
Marinesanitätsamte,  l)ei  bestimmten  Anlässen  aber,  insbesondere  beim  Aus- 
bruche von  Epidemien,  wird  es  direkt  der  Marinesektion  des  Reichskriegs- 
ministeriums unterstellt. 

§  103.  Die  technischen  Miütärkomitecs. 

L  1.  Das  technische  Militärkomitee  in  Wien  ist  durch  die  Ver- 
einigung verschiedener  älterer  Komitees  entstanden.  Ein  solches  bestand 
schon  vor  dem  Jahre  1815  beim  Ingenieurkorps.  Nach  dem  Jahre  1854 
wurde  ein  Artilleriekomitee  gebildet  und  im  Jahre  1865  flir  beide 
Komitees  eine  Zentralleitung  bestellt.  Zu  Beginn  der  siebziger  Jahre  fanden 
Reorganisationen  statt  und  wurde  eine  neue  Abteilung,  die  administra- 
tive Sektion,  hinzugefügt. 

2.  Aufgabe  des  Komitees  ist  es,  die  Fortschritte  der  Wissenschaft 
und  Technik  in  Rücksicht  auf  deren  Verwertung  für  Kriegszwecke  im 
allgemeinen,  insbesondere  aber  in  Bezug  auf  das  Artillerie-,  Genie-  und 
Pionierwesen,  dann  in  Bezug  auf  die  Train-^  Eisenbahn-  und  Telegrapheu- 
verwaltung,    endlich   in    Rücksicht   aiif  das    Intendanzwesen    zu  verfolgen. 


409 

Insbesondere  hat  das  Komitee  auch  bei  der  Abfassung  der  für  den  tech- 
nischen Dienst  erforderlichen  Dienstbücher  mitzuwirken  und  die  wichtigeren 
Befestigungsprojekte  und  Entwürfe  von  Militärbauten  zu  begutachten.  Für 
alle  derartigen  Angelegenheiten,  bei  denen  der  Entscheidung  fachmäßige  und 
wissenschaftliche  Untersuchungen  vorausgehen  müssen,  dient  das  Komitee 
dem  Reichskriegsministerium  als  Hilfsorgan.  Die  Ergebnisse  seiner  wissen- 
schaftlichen Tätigkeit  hat  es  durch  literarische  Publikationen  weiteren 
militärischen  Kreisen  zugäüglich  zu  machen,  zu  welchem  Zwecke  von  ihm 
„Mitteilungen  über  Gegenstände  des  Artillerie-  und  Geniewesens" 
herausgegeben  werden. 

Das  Komitee  gliedert  sich  in  Sektionen.  Die  Agenden  der  ersten 
Sektion  umfassen  das  Artillerie-,  'Waffen-,  Train-  und  Zeugswesen,  die 
Agenden  der  zweiten  Sektion  das  Genie-,  Pionier-  und  Militärbauwesen, 
die  Agenden  der  dritten  Sektion  das  Intendanzwesen  und  jene  der 
vierten  Sektion  alle  technologischen  Angelegenheiten  in  ihrer  Anwendung 
auf  das  Kriegswesen.  Der  zweiteri  Sektion  obliegt  auch  die  fortifikatorische 
Landesbeschreibung  und  die  Evidenzhaltung  der  Befestigungen  des  In- 
und  Auslandes;  sie  hat  in  dieser  .Funktion  die  wissenschaftlichen  Büreaux 
des  (uMieralstabes  und  speziell  "das  Landesbeschr.eibungsbureau  zu  unter- 
stützen. Mit  der  vierten  Sektion  sind  ein  chemisches  Laboratorium,  eine 
Sammlung  von  physikalischen  Instrumenten  'und  Apparaten,  eine  mecha- 
nische Werkstätte  und  eine  photographische  Anstalt  verbunden.  Der  dritten 
Sektion  ist  das  später  ^^^-M  zu  besprechende  statistische  Bureau  eingegliedert. 
Außerdem  besteht  eine  gemeinsame  Bibliothek  und  eine  lithographische 
Anstalt. 

IL  Das  marinetechnische  Komitee  in  Pola  ist  nach  Auflösung 
der  früheren  permanenten  Marineartilleriekommission  und  der  per- 
manenten Schiffbaukommission  ins  Leben  getreten  (1885).  Es  ist  ein 
Hilfsorgan  der  Marinesektion  des  Keichskriegsministeriums  und  berufen,  die 
Fortschritte  der  marinetechnischen  Waffen  zu  verfolgen,  und  zu  verwerten, 
einschlägige  Vorschläge  und  Erfindungen  zu  prüfen  sowie  derartige  Versuche 
zii  beantragen  und  durchzuführen.  Es  fungiert  auch  als  Prüfungskommission 
für  die  technischen  Marinebeamten. 

Das  Komitee  zerfällt  in  8  Abteilungen,  nämlich  die  Abteilungen 
für  Schiffbau,  Maschinenwesen,  Artillerie,  Torpedowesen,  Seeminenwesen, 
Technologie  und  Elektrotechnik,  Hydrographie  und.  Navigation,  endlich  die 
3Iarinebibliothek.  Mit  der  sechsten  Abteilung  ist  außerdem  ein  physikalisches 
Kabinett  verbunden.  Die  wichtigeren  Untersuchungsresultate  und  Berichte 
über  Gegenstände,  welche  von  allgemeinem  Interesses  sind,  hat  das  Komitee 
der  Marinesektion  des  Keichskriegsministeriums  zur  Veröffentlichung  vor- 
zulegen. Als  Organ  für  die  Publikation  des  Komitees  dienen  die  „Mit- 
teilungen aus  dem  Gebiete  des  Seewesens". 

§  104.  Da$  militärstatistische  Bareau.^o^«") 

I.  Schon  im  XVIII.  Jahrhundert  war  die  Einsendung  verschiedener 
statistischer  Eingaben  über  die  sanitären  Verhältnisse  des  Heeres  an  die 
höheren  Kommanden  und  Militärbehörden  angeordnet  worden.  Indes  wurde 
dieses  Material  wenig  verwertet.    Erst  in  den  „Tafeln  zur  Statistik  der 

lony^  Vergl.  §  104.  —  ^^^^)  Kirchenberger,  Geschichte  des  k.und  k.  österreichisch- 
ungarischen  MültärsaDltätswesens  (1895),  S.  39  und  40  und  das  Vorwort  des  militär- 
statistischen  Jahrbuches  für  das  Jahr  1870,  I.  T,  (1872). 
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österreichischen  Monarchie"  waren  seit  dem  Jahre  1828  regelmäßig 
auch  militärische  Daten  enthalten,  welche  zum  Teile  bis  auf  das  Jahr  1802 
zurückreichten.  Diese  nur  schwer  zugänglichen  Nachweisungen  umfaßten 
den  Stand  der  verschiedenen  Waffengattungen  und  Militärrerwaltungs- 
branchen,  die  Dislokation  der  Land-  und  Seemacht,  den  Voranschlag  und 
die  Bedeckung  des  Militäraufwandes,  den  Wert  des  Militärinventars,  endlich 
das  Beschäl-  und  Remontierungswesen.  In  einzelnen  Jahren  unterblieb  die 
Zusammenstellung  der  Daten  vollständig.  Im  Jahre  1861  wurde  die  Ver- 
öffentlichung dieser  Nachweisungen  von  der  Direktion  der  administrativen 
Statistik  wieder  aufgenommen  und  unter  der  Leitung  der  im  Jahre  18f^^ 
begründeten  statistischen  Zentralkommission  fortgesetzt.  Die  Heeresver^^altun^ 
selbst  verfügte  zunächst  weder  über  einen  geordneten  statistischen  Dienst 
noch  über  eigene  statistische  Publikationen.  Nur  für  die  Jahre  1846  und 
1847  erschien  auf  Veranlassung  des  Hofkriegsrates  ein  Auszug  aus  den 
Sanitätsberichten  über  die  k.  k.  österreichische  Armee  und  die 
Grenzbevölkerung,  der  sich  in  erster  Linie  mit  den  Erfahrungen  der 
militärärztlichen  Praxis  befaßte.  Erst  im  Jahre  1869  schritt  die  Heeres- 
verwaltung zu  einer  systematischen  Verwertung  des  sanitätsstatistischen 
Materials,  indem  die  14.  Abteilung  des  Reichskriegsministeriums  eine  auf 
dieses  Jahr  sich  beziehende  Armeesanitätsstatistik  unter  dem  Titel  ,,Sta- 
tistischer  Sanitätsbericht  über  die  sanitären  Verhältnisse  des 
k.  k.  Heeres  und  der  Population  in  der  Militärgrenze,  dann  über 
die  Ergebnisse  der  Untersuchung  der  Wehrpflichtigen"  herausgal). 
Unter  dem  Kriegsminister  Kuhn  wurde  bald  darauf  die  statistische  Bericht- 
erstattung der  Truppen  und  Heeresanstalten  neu  geregelt  und  gleichzeitig* 
ein  militär statistisches  Bureau  gegründet,  das  als  eine  besondere 
Abteilung  des  reorganisierten  technischen  Militärkomitees  ins  Leben  trat. 
Umfang  und  Methode  der  neuen  statistischen  Arbeiten  konnten  erst  nach 
Überwindung  mancher  Schwierigkeiten  zu  Beginn  des  Jahres  1872  fest- 
gestellt werden.  Nach  dem  vorläufigen  Programme  sollten  sich  die  Arbeiten 
des  neuen  Bureaus  auf  folgende  Gegenstände  beziehen: 

1.  Die  Rekrutierung; 

2.  das  Institut  der  Einjährig-Freiwilligen; 

3.  die  Militärbildungsanstalten; 

4.  die  Standesverhältnisse  des  Heeres; 

5.  die  Sanitätsverhältnisse  des  Heeres; 

6.  die  Militärstrafrechtspflege; 

7.  die  Disziplinarstrafen; 

8.  die  Matrikelführung  der  Militärseelsorge; 

9.  das  Pferdewesen  mit  Einschluß  der  Remontierung; 

10.  das  Pensions-  und  Invalidenwesen. 

Nach  diesem  Programme  ward  das  erste  militärstatistische  Jahr- 
buch verfaßt,  wovon  der  erste  Teil  (1872)  die  Ergebnisse  der  Rekrutierung, 
das  Institut  der  Einjährig-Freiwilligen,  die  Standesverhältnisse  der  Stabs- 
und Oberoffiziere  und  das  Pferdewesen  behandelte,  während  der  zweite  Teil 
(1874)  die  Sanitätsverhältnisse  des  Heeres  für  das  Jahr  1870  zur  Dar- 
stellung brachte. 

11.  Die  Eingliederung  des  militärstatistischen  Bureaus  in  das  technische 
Militärkomitee  ist  bestehen  geblieben.  Es  bildet  gegenwärtig  die  erste  Ab- 
teilung der  dritten  Sektion.  Die  Aufgabe  dieser  Abteilung  besteht  in  der 
wissenschaftlichen  Darstellung  der  physischen,  intellektuellen  und  moralischen 
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Zustände  im  Heere  auf  Grund  periodischer  Eingaben  der  Heeresbehörden, 
Truppen  und  Anstalten  oder  fallweise  eingeleiteter  Erhebungen.  Bei  diesen 
Darstellungen  ist  auf  den  Vergleich  mit  analogen  Zuständen  vergangener 
Perioden  des  Heeres  und  fremder  Heere  Rücksicht  zu  nehmen  und  die  sich 
hieraus  ergebenden  Schlußfolgerungen  sind  als  Substrat  zu  Verbesserungen 
auf  dem  Gebiete  der  Heeresverwaltung  zu  formulieren.  Außerdem  ist  dem 
Bureau  die  Sammlung  und  Evidenzhaltung  aller  militärisch  wichtigen  Daten 
über  die  Kriegsressourcen  des  Inlandes  und  der  Nachbarländer  übertragen 
wobei  es  im  Einvernehmen  mit  dem  Landesbeschreibungsbureau  des  General- 
stabes vorzugehen  hat.  Das  Bureau  wirkt  endlich  mit  bei  der  Beschaffung 
des  Urmaterials  für  die  Statistik  der  Bevölkerungsbewegung  jener  Heeres- 
personen, welche  der  militärgeistlichen  Jurisdiktion  unterstehen,  indem  es 
die  alljährlichen  bevölkerungsstatistischen  Eingaben  der  Militärgeistlichkeit 
in  den  österreichischen  Ländern  sammelt,  und  bei  der  Durchführung  und 
ersten  Zusammenstellung  der  Volkszählungsergebnisse  dieser  Länder.^®**) 
Der  Vorstand  des  Bureaus  nimmt  als  außerordentliches  Mitglied  der  stati- 
stischen Zentralkommission  auch  Teil  an  den  Beratungen  dieser  Behörde. 

Die  zur  VeröflFentlichung  bestimmten  regelmäßigen  Arbeiten  des  Bureaus 
umfaßten  bis  auf  die  neueste  Zeit  zwei  Hauptmaterien,  nämlich  einerseits  die 
Resultate  der  Rekrutierung  und  andererseits  die  sanitätsstatistischen  Ergebnisse. 
Die  Grundlage  für  die  Beschaffung  des  Materials  bildet  die  „Vorschrift 
über  die  sanitätsstatistischen  Eingaben  im  k.  und  k.  Heere^.  Die 
darin  vorgeschriebenen  Nachweisungen  umfassen  Eingaben  über  die  Ergebnisse 
der  Stellung,  dann  sanitätsstatistische  Eingaben  der  Kommanden,  lYuppen 
und  Heeresanstalten,  endlich  Register  über  meteorologische  und  hydrometrische 
Beobachtungen.  Von  diesen  verschiedenen  Teilen  der  Heeresstatistik  ist  die 
Rekrutierungsstatistik  in  der  letzten  Zeit  nicht  mehr  zur  Veröffentlichung 
gebracht  worden.  Die  eigentliche  Sanitätsstatistik  hingegen,  welche  sich 
namentlich  auf  die  Morbilitäts-  und  Mortalitätsstatistik  der  Truppenkörper 
und  Heeresanstalten,  dann  auf  die  allgemeinen  hygienischen  Verhältnisse 
des  Heeres  bezieht,  ist  seit  längerer  Zeit  immer  mehr  erweitert  und  vertieft 
worden.^^^*)  Sie  wird  gegenwärtig  unter  dem  Titel  „Statistik  der  Sanitäts- 
verhältnisse der  Mannschaft  des  k.  und  k.  Heeres"  veröffentlicht.  Seit 
einer  Reihe  von  Jahren  werden  in  den  „Mitteilungen"  des  technischen 
Militärkomitees  auch  monatliche  Übersichten  über  die  sanitären  Verhältnisse 
des  Heeres  veröffentlicht  und  außerdem  erscheinen  unter  dem  Titel  „Die 
hygienischen  Verhältnisse  der  größeren  Garnisonsorte  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie"  wertvolle  Monographien  der  hy- 
gienischen Verhältnisse  der  größeren  Stationsorte.  Register  über  meteoro- 
logische Beobachtungen  werden  in  allen  Garnisonen  geführt,  in  welchen 
von  der  Heeresverwaltung  eingerichtete  meteorologische  Beobachtungsstationen 
bestehen.  Dieselben  werden  allmonatlich  an  die  Zentralanstalt  für  Meteorologie 
der  betreffenden  Reichshälfte  geleitet.  Dagegen  gelangen  die  Register  über 
die  bydrometrischen  Beobachtungen  an  das  technische  Militärkomitee 
und  die  Ergebnisse  dieser  Beobachtungen  bilden  einen  Bestandteil  des 
militärstatistischen  Jahrbuches. 


*<^")  Sieh  oben  §  19  11.  —  ^^^^)  Vergl.  hierüber  Myrdacz,  „Die  neueren  Fort- 
schritte der  Militärstatistik  in  Österreich-Ungarn"  in  der  Zeitschrift  der  Militärärzte  1895, 
Nr.  1  if.,  femer  auch  dessen  „Ergebnisse  der  Sanitätsstatistik  des  k.  und  k.  Heeres  in 
den  Jahren  1870  bis  1881". 
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III.  Für  die  Kriegsmarine  sind  eigene  sanitätsstatistische  Eingaben  vor* 
gesehrieben  und  wird  auch  ein  besonderer  statistischer  Sanitätsbericht  ver- 
faßt. Die  bezüglichen  Agenden  werden  vom  Marinesanitätsanite  wahrgenommen. 

IV.  Die  Statistik  der  Landwehrtruppen  und  des  Landsturms 
wird  von  den  Kechnungsdepartements  der  beiden  Landesverteidigungs- 
ministerien zusammengestellt  und  findet  ihre  Darstellung  in  den  von  den 
Landesverteidigungsministern  an  den  Reichskriegsminister  zu  erstattenden 
Jahresberichten  *^*^ )  und  zum  Teile,  was  die  ungarischen  Landwehrinstitu- 
tionen  anbelangt,  auch  in  den  ungarischen  Parlamentspapieren. 


Dieser  gegenwärtige  Zustand  der  Heeresstatistik  kann  nicht  als  ein  befriedigender 
angesehen  werden.  Nicht  nur  hat  die  Heeresstatistik  bis  heute  in  dem  unvollkommenen 
Zustande  der  nunausgelösten'*  Statistik  mehr  als  notwendig  verharrt,  sondern  es  ist  auch 
das  ursprüngliche  Programm  von  Anfang  an  niemals  ausgeführt  worden.  So  kommt  es^ 
daß  wir  über  zahlreiche  und  richtige  Gebiete  der  Heeresverwaltung  keinerlei  statistische 
Informationen  besitzen  oder  daß  solche  wenigstens  nicht  verüftentlicht  werden.  Ja,  in 
neuester  Zeit  hat,  wie  bereits  erwähnt,  auch  das  bisherige  Gebiet  der  Heeresstatistik 
durch  die  Einstellung  der  Verüifentlichung  der  Rekrutierungsstatistik  eine  weitere,  sehr 
empfindliche  Einschränkung  erfahren.  Zudem  gab  und  gibt  die  Aufnahme  und  die  Be- 
arbeitung der  heeresstatistischen  Daten  auch  in  methodologischer  Beziehung  zu  mancherlei 
Bemänglungen  Anlaß,  indem  beispielsweise  für  die  Rekrutierungsstatistik  das  Zähl- 
kartensystem nicht  zur  Anwendung  gebracht  worden  ist.  Die  bisherige  Ycrnachlässigung 
der  Statistik  der  Landwehrtruppen  und  des  Landsturmes  endlich  enthält  mit  Rücksicht 
auf  die  Ausgestaltung  dieser  Bestandteile  der  Wehrkraft  in  den  letzten  Jahren  eine  der 
empfindlichsten  Lücken  der  administrativen  Statistik. 

§  105.  Das  hydrographische  Amt. 

Das  hydrographische  Amt  in  Pola  ist  der  Sammelpunkt  für  die 
das  hydrographische  und  das  Navigationsfach  betreffenden  Angelegenheiten 
der  Kriegsmarine,  soweit  diese  nicht  in  den  Wirkungskreis  des  marine- 
technischen Komitees  gehören.  Es  ist  demnach  berufen,  alle  für  die  Kriegs- 
flotte erforderlichen,  zu  einer  gesicherten  Schiffsführung  erforderlichen 
nautischen  Instrumente,  Apparate  und  hydrographischen  Behelfe  zu  beschaffen 
und  zu  verwalten.  Es  hat  die  im  Gebiete  der  Nautik  notwendigen  astrono- 
mischen, meteorologischen,  magnetischen  und  hydrographischen  Beobachtungen 
vorzunehmen  und  zu  verwerten  sowie  die  Fortschritte  der  hydrographischen 
und  nautischen  Wissenschaften  zu  verfolgen.  Es  hat  endlich  zu  solchen 
nautischen  und  hydrographischen  Arbeiten  anzuregen,  welche  für  die  Kriegs- 
marine von  besonderem  Nutzen  sein  können,  und  für  die  Verwertung  und 
Veröifentlichung  der  Ergebnisse  solcher  Arbeiten  zu  sorgen. 

Das  Amt  zerfällt  in  mehrere  Abteilungen,  nämlich  in  die  Sternwarte, 
ein  Instrumentendepot  mit  einer  mechanischen  Werkstätte,  ein  Seekarten- 
depot und  eine  Abteilung  für  den  geophysikalischen  Dienst.  Vom  Amte  werden 
„Hydrographische  Nachrichten  und  Kundmachungen  für  Seefahrer" 

veröffentlicht. 

§  106.  Das  Kiistenbeschreibungsbnrean.  ^"^^) 

Das  Küstenbeschreibungsbureau  in  Triest  hat  die  Arbeiten  für 
die  Küstenaufnahme  zu  besorgen.  Diese  Arbeiten  sind,  nachdem  bereits  das 

*'^^^)  Sieh  oben  §  4.  —  "^*)  Die  österreichische  Küstenaufiiahme  im  Adriatischen 
Meere.  Über  Auftrag  des  k.  k.  Reichskric^sministeriums  (Marinesektion)  von  T.  Ritter 
von  Österreicher,  k.  k.  Linienschi flfskapitän  (1873j. 
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frühere  ( napoleonisehe)  Königreich  Italien  mit  Hilfe  seines  besonderen 
Ingenieurgeographenkorps  eine  regelmäßige  Aufnahme  für  einen  Teil  der 
Küste  durchgeführt  hatte,  namentlich  in  den  Jahren  1866  bis  1870  energisch 
geftirdert  worden. 

§  107.  Die  Militärarchive,  "i^) 

1.  1.  Das  Kriegsarchiv  in  Wien  ist  aus  dem  Registraturarchiv  des 
Keichskriegsministeriums  hervorgegangen.  Uie  ersten  Maßnahmen  zur  Ordnung 
desselben  wurden  im  Jahre  1711  von  Josef  I.  erlassen  und  weitere  Maßregeln 
erfolgten  unter  Josef  II.  im  Jahre  1779.  Die  eigentliche  Begründung  des 
Kriegsarchivs  ist  dem  Erzherzog  Karl  zu  verdanken.  Von  diesem  stammt 
auch  der  Plan  zur  Veröffentlichung  von  historischen  Arbeiten  des  Kriegs- 
archivs, mit  dessen  Verwirklichung  erst  im  Jahre  1810  begonnen  werden 
konnte. 

2.  Dem  Kriegsarchiv  obliegt  gegenwärtig  die  Sammlung,  Aufbewahrung, 
Sichtung  und  Vorbereitung  der  für  kriegsgeschichtliche  Arbeiten  sowie  für 
das  Studium  des  Kriegswesens  nötigen  Schriften,  Karten  und  Zeichnungen, 
weiters  die  Sammlung  und  Bereithaltung  militärischer  und  militärhilfswissen- 
schaftlicher  Werke,  endlich   die  Ausführung   kriegsgeschichtlicher  Arbeiten. 

Das  Archiv  zerfällt  in  4  Abteilungen,  nämlich  die  Abteilung  für 
Kriegsgeschichte,  das  Schriftenarchiv,  das  Kartenarchiv  und  die  Kriegs- 
bibliothek. In  wissenschaftlicher  Beziehung  und  in  Person&langelegenheiten 
nimmt  der  Chef  des  Generalstabs  auf  seine  Verwaltung  Einfluß.  Die  Benützung 
des  Archive  ist  unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch  Zivilstaatsbeamten 
und  Privatgelehrten  gestattet. 

IL  Das  Marinezentralarchiv  in  Triest  hat  die  Sammlung,  Auf- 
bewahrung und  Erhaltung  aller  Druckwerke,  Dienstbücher,  Pläne  und 
Abbildungen  zu  besorgen,  welche  für  die  Geschichte  der  Kriegsmarine  blei- 
benden Wert  beanspruchen. 

Es  gliedert  sich  in  3  Abteilungen,  nämlich  das  Kriegsarchiv,  das 
technische  Archiv  und  das  administrative  Archiv.  Letzteres  enthält  auch  die 
Akten  der  Marinejustizpflege,  soweit  sie  dauernden  Wert  besitzen.  Über  die 
Tätigkeit  des  Archivs  sind  halbjährige  Berichte  zu  erstatten. 

III.  Neben  den  beiden  Militärarchiven  kommen  für  die  Erforschung  der 
älteren  Heeresorganisation  auch  die  in  Wien  befindlichen  Archive  der 
Zivilzentralver\^altungsstellen,  insbesondere  das  Haus-,  Hof-  und 
Staatsarchiv,  das  Archiv  des  Ministeriums  des  Innern  und  das  Archiv  des 
Reiehsfinanzministeriums  in  Betracht.  ^^*^) 

C.  Die  sonstigen  Bildungsmittel. 

§  108.  Die  Militarbibliotheken.  ^''") 

I.  Zu  den  Bildungsmitteln  für  Heerespersonen  zählen  auch  die  ver- 
schiedenen Militärbibliotheken.  Abgesehen  von  den  bereits  genannten 
großen  Bibliotheken   der  wissenschaftlichen  Heeresanstalten   sind  als  solche 


^^**)  Bancalari,  Quellen  der  österreichischen  Kriegs-  und  Organisationsgeschichte 
nebst  einem  Anhang  über  die  Aufgabe  der  militärischen  Geschichtsschreibung  und  ihre 
Methode  (1872).  —  lo^«)  Vergl.  hierüber  Bancalari,  a.  a.  0.,  S.  77  fF.  —  "H)  Pizzala, 
Stand  der  Bibliotheken  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zu  Ende 
des  Jahres  1870,  in  den  Mitteilungen  aus  dem  Gebiete  der  Statistik,  XX.  Jahrgangs 
2.  Hälfte  (1874). 
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anzusehen  die  mit  den  Militärlehranstalten  verbundenen  Bibliotheken,  dann 
die  Bibliotheken  der  wissenschaftlichen  Militärvereine,  die  Bttchersammlang'en 
der  Militärversorgungsinstitute,  der  Heil-  und  Badeanstalten,  endlich  die  Gar- 
nisonsbibliotheken und  die  Bücherkollektionen  der  einzelnen  Truppenkörper. 

IL  Die  älteste  dieser  Militärbibliotheken  ist  jene  der  Theresiani- 
schen Militärakademie  zu  Wiener -Neustadt  (gegründet  1752).  Die 
meisten  Militärbibliotheken  stammen  aber  erst  aus  den  fünfziger  und 
sechziger  Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts  und  einzelne  Arten  derselben,  wie 
die  Garnisonsbibliotheken,  sind  bisher  noch  ziemlich  selten.  Eigentliche  Mann- 
schaftsbibliotheken fehlen,  soweit  nicht  die  Volksbildungsvereine  eingegriffen 
haben,  so  gut  wie  gänzlich. 

III.  Die  Benützung  und  finanzielle  Fundierung  der  Militärbibliotheken 
bestimmt  sich  nach  ihrer  Widmung.  Speziell  die  Bibliotheken  der  Truppen- 
körper werden  regelmäßig  durch  freiwillige  Gagenrücklässe  des  Offizierskorps 
erhalten.  Diese  Bibliotheken  stehen  daher  zumeist  nur  den  Offizieren  und 
Kadetten  zur  Benützung  offen  und  nur  bei  einzelnen  TruppenkUrpern  ist  die 
Benützungsbefugnis  auch  auf  die  Unteroffiziere  ausgedehnt. 


Über  die  Zahl  und  den  Stand  der  Müitarbibliotheken  fehlen,  da  eine  Wiedorholan^ 
der  im  Jahre  1870  stattgefundenen  statistischen  Aufnahme  bisher  nicht  stattgefunden 
hat,  derzeit  genauere  Nachweisungen.  Am  Schlüsse  des  Jahres  1870  haben  in  den  Reich:»- 
ratsländern  mehr  als  100  Müitarbibliotheken  bestanden,  welche  287.538  Drucksachen, 
und  zwar  129.774  Werke  in  273.500  Bänden,  12.432  einzelne  Hefte  und  1601  ändert* 
Druckschriften  zählten.  Ungefähr  79.910  Bücher  (=  29*5  Prozent)  waren  Vorzugs weiwt» 
militärfachwissenschaftlichen  Inhaltes.  Die  großen  Amtsbibliothekeu  zählten  60.574  Bücher, 
die  Bibliotheken  der  Militärlehranstalten  117.475,  die  Militär vcreinsbibliotheken  7524,  dio 
Bibliotheken  der  Militärversorgungsinstitute,  dann  der  Heil-  und  Badeanstalten  7753 
Nummern.  Gamisonsbibliotheken  waren  damals  nur  tilr  Graz  und  Krakau,  eine  Mann- 
schaftsbihliothek  nur  für  das  54.  Infanterieregiment  nachgewiesen  worden.  Es  bedarf 
keiner  weiteren  Auseinandersetzung,  daß  hier  noch  ein  weites  Feld  der  Tätigkeit  für  dii* 
Heeresverwaltung  und  die  Vereinspflege  vorliegt.  Insbesondere  muß  die  Gründung  eigenor 
Mannschaftsbibliotheken,  sofern  man  aus  Gründen  der  militärischen  Disziplin  Bedenken 
trägt,  die  Berechtigung  zur  Benützung  der  Offiziersbibliotheken  auch  auf  die  Mannschaft 
auszudehnen,  als  ein  dringendes  Bedürfnis  der  allgemeinen  Volks- und  der  Heeresbild ung 
erklärt  werden.  Durch  Ausscheidung  der  für  die  Offiziersbibliotheken  nicht  mehr  ver- 
wendbaren Bücher  könnte  leicht  ein  Anfang  auf  diesem  Gebiete  gemacht  werden. 

§  109.  Die  militärwissenschaftlichen  Vereine  und  die  Militärzeitschriften. 

I.  Militärwissenschaftliche  Vereine  bestehen  in  den  meisten 
Landeshauptstädten  Österreichs  und  in  den  wichtig:cren  Garnisonsorten  der 
Monarchie.  Die  bedeutendsten  Verdienste  um  die  Hebung  der  militärischen 
Bildung  hat  sich  von  diesen  Vereinen  der  Wiener  militärwissenschaft- 
liche Verein,  dessen  Gründung  in  das  Jahr  1867  fällt,  erworben.  Er  ent- 
faltete namentlich  durch  Organisierung  von  Vorträgen  seit  dem  Jahre  18H8 
und  dann  durch  Herausgabe  eines  eigenen  Organs  eine  sehr  bedeutsamt? 
Tätigkeit. 

II.  Der  Plan  zur  Herausgabe  einer  Militärzeitachrift  wurde  vom  Erz- 
herzog Karl  gelegentlich  der  Gründung  des  Kriegsarchivs  gefallt,  konnte  aber 
im  Jahre  1810  zur  Durchführung  gebracht  werden.  Gegenwärtig  erscheint 
in  Osterreich-rngarn  eine  gr(')ßere  Anzahl  militärischer  Zeitschriften  und 
Zeitungen. 


415 

§  110.  Die  Heeresmuseen. 

I.  Das  Heeresmuseum  in  Wien  (im  Arsenale) ^®*^)  ist  hervorgegangen 
aus  den  Sammlungen-  des  kaiserlichen  Zeughauses,  wozu  der  Grund  bereits 
in  den  achtziger  Jahren  des  XVI.  Jahrhunderts  und  dann  besonders  in  den 
siebziger  Jahren  des  XVII.  Jahrhunderts  gelegt  worden  war.  Bereits  zu  den 
Zeiten  der  Kaiserin  Maria  Theresia  unter  dem  Generalartilleriedirektor  Fürsten 
Lichtenstein  (1744  bis  1772)  hatte  das  Zeughaus  in  einzelnen  Teilen  das 
Ansehen  eines  der  Geschichte  der  Armee  gewidmeten  Museums,  Im  Jahre 
1856  wurde  das  alte  Zeughaus  geräumt  und  sein  Bestand  in  das  neue 
Arsenal  tibertragen.  Als  sodann  durch  die  Entfernung  der  Waffensammlung 
daselbst  Platz  entstanden  war,  kam  es  durch  den  Einfluß  des  General- 
artillerieinspektors Erzherzog  Wilhelm  im  Jahre  1884  zur  Gründung  des 
Heeresmuseums.  Dasselbe  wird  unter  der  Patronanz  der  Heeresleitung  von 
einem  besonderen  Kuratorium  verwaltet. 

n.  Für  die  Kriegsmarine  besteht  ein  eigenes  Museum  zu  Pola. 

§  111.  Die  Heeresans8tellangen. 

Eine  solche  Ausstellung  hat  bisher  nur  einmal  in  Budapest  als 
17. Gruppe  der  Millenniumslandesausstellung  im  Jahre  1896  stattgefunden.^®^**) 

IX.  Abschnitt. 

Das  militfirische  Tersorgnngs-  nnd  Vnterstütznngsweseii.^®^®) 

§  113.  Einleitende  Bemerkungen. 

I.  Unter  dem  militärischen  Versorgungs-  und  Untersttitzungs- 
wesen  werden  alle  jene  Maßnahmen  verstanden,  welche  den  Zweck  haben, 
die  Folgen  des  Kriegsdienstes  für  die  Heerespersonen  abzuwenden  oder  zu 
mildern,  sei  es,  daß  diese  Folgen  die  Heerespersonen  selbst  im  Frieden  oder 
Kriege  treflTen  und  sie  dienstesunfähig  machen,  sei  es,  daß  sie  dadurch  zu- 
gleich ihre  Familien  der  Ernährer  berauben.  Die  dabei  zu  lösenden  Aufgaben 
gestalten  sich  wesentlich  verschieden  rücksichtlich  der  höheren  Heerespersoneu 
einerseits  und  der  Unteroffiziere  andererseits.  Während  der  höhere  Militär- 
dienst sich  als  ein  Lebensberuf  im  vollen  Sinne  des  Wortes  darstellt  und 
für  invalide  Offiziere  daher  zumeist  keine  Möglichkeit  besteht,  eine  ander- 
weitige Versorgung  zu  finden,  ist  der  niedere  Militärdienst  in  der  Regel  kein 
Beruf,  welcher  das  ganze  Leben  ausfüllt,  sondern  er  wird  nur  für  einen 
gewissen  Zeitraum  mit  der  Aussicht  oder  dem  Vorbehalte  des  Übertrittes  in 
eine  andere  Erwerbsstellung  übernommen,  daher  der  Anspruch  auf  Ver- 
sorgung für  die  niederen  Heerespersonen  auch  ohne  den  Nachweis  der  In- 
validität nach  Ablauf  einer  gewissen  Dienstzeit  begründet  wird. 

IL  Die  geschichtliche  Entwicklung  dieser  Maßnahmen  begann 
damit,  daß  zunächst  an  die  invaliden  Offiziere,  für  welche  der  Heeresdienst 
bereits  Lebensberuf  geworden,   Gnadenpensionen  vom  obersten  Kriegsherrn 

1016^  Bericht  über  die  zehnjährige  Tätigkeit  des  Kuratoriums  des  k.  und  k.  Heeres- 
lüuseums  1885  bis  1894.  Herausgegeben  vom  Kuratorium  (1895).  —  *°*®)  Das  Programm 
ist  als  Beilage  zum  N.-V.-Bl.  ex  1896  abgedruckt.  —  ^^^^  0.  Schmidt,  Versorgungs-, 
Unterst {Itzungs-  und  Stiftungsbenefizien  tlir  Offiziere  und  Militärbeamte  des  aktiven  und 
nichtaktiven  Verhältnisses  des  Heeres,  der  Kriegsmarine,  der  Landwehr  und  des  Land- 
sturmes sowie  fiir  deren  Kinder,  Witwen  und  Waisen  nebst  einer  Zusammenstellung  aller 
Staats-  und  Privatstiftungen.  2.  Aufl.  (1898). 
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verliehen  und  dienstesunfähige  Unteroffiziere  in  niederen  Zivilanstellun^en.  \m 
denen  auf  Disziplin  besonderes  Gewicht  gelegt  ward,  untergebracht  wurden. 
Daneben  entstanden  bereits  im  XVII.  Jahrhundert  eigene  Invalidenhäuser  für 
die  Unterbringung  invalider  Heerespersonen.^^^^) 

In  Osterreich  hatte  bereits  im  Jahre  1658  der  Graf  Strozzi  sein 
Gut  HoHtz  und  im  Jahre  1667  der  Erzbischof  von  Gran,  Graf  Harrach, 
sein  ganzes  Vermiigen  dem  Staate  für  Zwecke  der  Invalidenversorgung  ver- 
macht, welches  Beispiel  der  spätere  Graner  Erzbischof,  Graf  von  Ö zechen  vi, 
im  Jahre  1692  durch  die  Widmung  eines  Kapitals  von  175.000  Gulden  nach- 
ahmte. Diese  Kapitalien  bildeten  zunächst  einen  Fonds  flir  die  Invaliden- 
versorgung und  es  wurden  mit  den  Mitteln  desselben  zu  Prag  und  Budapest, 
später  auch  in  Wien  Häuser  angekauft,  damit  einer  gewissen  Anzahl  von 
dienstuntauglichen  Soldaten  darin  freie  Wohnung  gewährt  werden  könne. 
Im  Jahre  1728  erfioß  ein  Befehl  Karls  VI.,  daß  in  Wien,  Budapest  und  in 
Böhmen  je  3  Invalidenhäuser  („Soldatenspitäler")  errichtet,  dieösterreichi^^chen 
Landeskinder  in  das  Invalidenhaus  zu  Wien,  jene  aus  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  in  das  böhmische  Invalidenhaus  und  jene  aus  Ungarn,  den  Ueichs- 
ländorn,  den  italienischen  und  sonstigen  Ländern  in  das  Pester  Invalidenhaus 
gebracht  werden  sollten.  Ein  eigentliches  Invalidenhaus  kam  aber  vorerst 
nur  in  Budapest  zu  stände,  wo  im  Jahre  1734  eine  eigene  Militärinvaliden- 
kommission eingesetzt  wurde.  Diese  Maßnahmen  wurden  hierauf  unter  der 
Kaiserin  Maria  Theresia  weiter  fortgeführt  und  bereits  im  Jahre  1750  unttT 
der  Bezeichnung  „Generalinvalidensystem"  zu  einem  vorläufigen  Ab- 
schluß gebracht,  so  daß  die  weitere  Regelung  des  Pensions-  und  Versorgungs- 
wesens der  Offiziere   sich  fortan   auf  dieser  Grundlage  vollziehen  konnte. 

Andere  Probleme  waren,  wie  bereits  angedeutet,  rttcksichtlich  der  Ver- 
sorgung der  ausgedienten  Unteroffiziere  und  gemeinen  Soldaten  zulr>sen. 
Der  Anspruch  der  Unteroffiziere  auf  Zivilanstellungen  war  in  Österreich  im 
Prinzip  bereits  am  Ausgange  des  XVIII.  Jahrhunderts  (durch  das  Hofdekret 
vom  31.  Dezember  1797)  anerkannt  und  wurde  sodann  durch  die  Verordnung 
vom  19.  Dezember  1853,  K.-G.-Bl.  Nr.  266,  genauer  geregelt.  Außerdem  er- 
hielt sich  die  Invalidenversorgung  durch  Unterbringung  in  den  Invaliden- 
häusern  in  großem  Umfange  weiter  und  daneben  entstanden  besondere 
Klassen  von  Invaliden,  welche  außerhalb  der  Invalidenhäuser  lebten.  Dazu 
gehörten  die  Patentalinvaliden,  welche  an  jenem  inländischen  Orte  leben 
durften,  den  sie  ihren  Verhältnissen  zuträglich  fanden,  und  die  mit  einer 
Reservationsurkunde  beteilten  Invaliden.  Den  letzteren  war  die 
ärarische  Verpflegung  zugesichert,  wenn  es  sich  herausstellte,  daß  sie  der- 
selben länger  nicht  entbehren  konnten.  Den  erstoren  aber  war  der  Patental- 
bezug einzustellen,  so  daß  sie  in  den  Reservationsstand  übersetzt  A^iirden, 
wenn  sie  bei  ärarischen  oder  privaten  Unternehmungen  zu  bleibenden  Ver- 
richtungen und  Arbeiten,  wenn  auch  nur  gegen  tagweise  Bezahlung,  auf- 
genommen wurden  und  ihr  täglicher  Verdienst  eine  gewisse  Höhe  erreiehte. 

Für  die  Hinterbliebenen  der  Heerespersonen  war  in  dieser  älteren 
Periode  noch  wenig  gesorgt,  indem  ihr  Anspruch  über  eine  Ahfertigungr 
und  ein  kurzes  Wohnungsbenützungsrecht  nicht  hinausging.  Die  Soldaten- 
waisen fanden  allerdings  in  den  besonders  von  Josef  IL  begünstigten  Militär- 
erziehungsanstalten in  großer  Zahl  Aufnahme. 

^••21)  So  insbesondere  in  Frankreich  unter  Ludwig  XIV.  das  Hotel  des  Inva- 
lides. Unter  diesem  Re^^enten  ward  auch  die  für  die  Marino  bestimmte  Caisso  des  In- 
valides geschafl'en. 
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III.  Durch  die  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  und  die 
dadurch  bedingten  Änderungen  in  der  Zusammensetzung  der  Heeresdienst- 
pflichtigen wurden  der  staatlichen  Gesetzgebung  undVerwaltung  auf  dem  in  Rede 
stehendem  Gebiete  nicht  nur  gesteigerte,  sondern  auch  neue  Aufgaben  ge- 
stellt. Der  Anspruch  auf  Invalidenpensionen  ward  nunmehr  durch  ausfllhrliche 
Gesetze  gewUhrleistet  und  nicht  mehr  bloß  den  Offizieren,  sondern  auch 
den  Militärbeamten,  den  Unteroffizieren  und  selbst  Mannschaftspersonen  zu- 
erkannt, wenn  diese  im  Kriege  oder  infolge  des  Dienstes  in  Friedenszeiten 
dienstunfähig  geworden  sind.  Desgleichen  erhielten  die  Ansprtlche  der  Unter- 
offiziere auf  Verleihung  von  Zivilanstellungen  gesetzliche  Sanktion  und 
wurden  durch  Schutzmittel  gegen  administrative  Beeinträchtigung  gesichert. 
Gegenüber  diesen  Formen  der  Heeresversorgung  trat  die  Aufnahme  in  In- 
validenhäuser mehr  in  den  Hintergrund,  zumal  die  Invalidenhäuser  von 
manchen  Seiten  prinzipiell  verworfen  wurden,  da  den  Invaliden  dadurch  die 
Möglichkeit  eines  anderweitigen  Erwerbes  benommen  und  ihre  persönliche 
Bewegungsfreiheit  allzusehr  beschränkt  würde.  Endlich  wurde  auch  den 
Hinterbliebenen  ein  gesetzliches  Hecht  auf  Versorgung  gewährt,  w^enn- 
gleich  das  Ausmaß  derselben  nicht  immer  ausreichend  genannt  werden  konnte. 

Daneben  entwickelte  sich  in  dieser  Periode  als  ein  neuer  Zweig  des 
militärischen  Versorgungs-  und  Unterstützungswesens  die  staatliche  Für- 
sorge für  die  zur  Kriegsdienstleistung  einberufenen  und  invalid 
gewordenen  Reservisten,  Landwehrpersonen  und  Landsturm- 
männer, die  sich  auch  auf  die  zurückgebliebenen  Familienangehörigen 
erstreckt.  Gleichzeitig  gelangt  neben  dem  staatlichen  Unterstützungswesen 
immer  mehr  das  freie  Hilfsw^esen  zur  Geltung,  dessen  Pflege  bald  von 
den  Heerespersonen  selbst,  bald  von  genossenschaftlichen  Verbänden  der- 
selben, bald  von  freien  Vereinen  übernommen  wird. 

In  Österreich-Ungarn  geschahen  die  ersten  entscheidenden  Schritte 
zu  dieser  Neugestaltung  des  Heeresversorgungswesens  durch  die  Militär- 
pensionsgesetze, nämlich  das  österreichische  Gesetz  vom  27.  Dezember  1875, 
R.-G.-B1.  Nr.  158,  und  den  ungarischen  Gesetzartikel  LI  vom  Jahre  1875,  nach- 
dem bereits  durch  das  Gesetz  vom  19.  April  1872,  R.-G.-Bl.  Nr.  60,  und 
den  ungarischen  Gesetzartikel  II  vom  Jahre  1873  die  Rechte  der  mit  Zer- 
tifikaten versehenen  Unteroffiziere  neu  geregelt  worden  waren. 

Durch  diese  Gesetze  wurde  für  die  Heerespersonen  selbst  im  allge- 
meinen eine  bedeutende  Besserung  und  Sicherung  ihrer  Versorgungsgenüsse 
erreicht  und  es  sind  zu  diesem  Gesetze  daher  bis  zur  Stunde  nur  Novellen 
von  wenig  einschneidender  Bedeutung  erflossen.  Solche  Novellen  wurden 
im  Jahre  1891  (österreichisches  Gesetz  vom  23.  Juni  1891,  R.-G.-Bl.  Nr.  91, 
und  ungarischer  Gesetzartikel  XXI)  und  im  Jahre  1896  (österreichisches  Ge- 
setz vom  29.  Juni  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  108,  und  ungarischer  Gesetzartikel  XVI) 
kundgemacht. 

Dagegen  stellten  sich  einer  Neuregelung  der  Versorgungsansprüche 
der  Familienangehörigen  weit  größere  Schwierigkeiten  in  den  Weg.  Im 
Gegensatze  zu  der  Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Zivilstaatsdiener 
gab  es  für  die  Angehörigen  des  Heeresstandes  außer  Abfertigungen  und 
bescheidenen  Gnadenpensionen  nur  jene  Versorgung,  welche  durch  das 
Institut  der  Heiratskautionen  sichergestellt  war.  Erst  als  durch  den  bosnischen 
Feldzug  des  Jahres  1878  die  Hinterbliebenen  mancher  Heeresangehörigen 
in  bittere  Not  gerieten,  sahen  sich  die  Regierungen  veranlaßt,  in  den  Militär- 
taxgesetzen  des  Jahres  1880    die  Erlassung  eines  besonderen  Gesetzes  zur 

Schmlil,  Das  Heeresrecht  der  österr.-ung.  Monarchie.  27 


418 

Regelung  der  Versorgung  der  hilfsbedürftigen  Witwen  and  Waisen  von 
Gagisten  und  Mannsehaftspersonen  des  Heeres,  welche  vor  dem  Feinde 
gefallen  oder  infolge  von  Verwundungen  oder  von  Kriegsstrapazen  ver- 
storben sind,  in  Aussicht  zu  stellen,^ "-^j  woftlr  die  Mittel  durch  Heran- 
ziehung der  Militärtaxfonds  gewonnen  werden  sollten.^^-^l  Durch  das  Gesetz 
vom  10.  Juni  1882,  R.-6.-B1.  Nr.  76,  und  den  ungarischen  Gesetzartikel 
XXJV  vom  Jahre  1882  ^^^*)  wurden  zuvörderst  die  beiderseitigen  Re«rie- 
rungen  ermächtigt,  jenen  hilfsbedürftigen  Witwen  und  Waisen  von  Heeres- 
personen, welchen  nach  den  Normen  der  Militärtaxgesetze  (§  22»  eine 
Unterstützung  gebührte,*^-')  auch  nach  Ablauf  der  in  diesen  Gesetzen  be- 
stimmten secbsmonatlichen  Frist  und  bis  zum  Inslebentreten  des  in  Aussicht  ge- 
stellten Reliktenversorgungsgesetzes  die  unumgänglich  notwendige  Unter- 
stützung innerhalb  der  Grenzen  der  Bestimmungen  der  Militärtaxgesetze  au^ 
den  Miiitärtaxfonds  verabfolgen  zu  lassen  und  insbesondere  den  Witwen 
und  Waisen  von  Gagisten  die  ihnen  nach  den  bisherigen  Normen  gelitih- 
renden  Versorgungsgenüsse  aus  eben  diesen  Fonds  zu  gewähren.  Erst  durch 
das  Gesetz  vom  27.  April  1887,  R.-G.-Bl.  Nr.  41,  beziehungsweise  diircfi 
den  ungarischen  Gesetzartikel  XX  vom  Jahre  1887  gelang  es,  die  Relikten- 
versorgung vorläufig  zu  regeln. 

Allein  diese  Gesetze  enthielten  noch  mancherlei  Lücken,  welche  erst 
durch  Nachtragsgesetze  ausgefüllt  werden  mußten.  Insbesondere  waren  jene 
Witwen  und  Waisen,  deren  Gatten  und  Väter  vor  dem  30.  April  1887  nicht 
mehr  in  der  aktiven  Dienstleistung  gestanden  waren,  sondern  sich  an  diesem 
Tage  bereits  im  Ruhestande,  beziehungsweise  in  der  gesetzlich  zuerkannten 
bleibenden  Militärversorgung  befanden,  von  den  neuen  Versorgungsgenüssen 
ausgeschlossen.  Durch  das  Gesetz  vom  3.  April  1891,  R.-G.-BL  Nr.  48,  be- 
ziehungsweise den  ungarischen  Gesetzartikel  X  ex  1891  wurde  dieser  Aus- 
schluß beseitigt.  Durch  ein  weiteres  Gesetz  vom  28.  März  1896,  R.-G.-B1. 
Nr.  48,  beziehungsweise  den  ungarischen  Gesetzartikel  IV  vom  Jahre  181m; 
wurde  die  Versorgung  endlich  auch  den  Witwen  und  Waisen  jener  Offiziere 
und  Mannschaftspersonen  gewährt,  deren  Gatten  und  Väter  bereits  vor  dem 
30.  April  verstorben  waren.  Es  sollte  dabei  nicht  darauf  ankommen,  ob  der 
Tod  im  Felde  oder  infolge  der  während  der  aktiven  Dienstleistung  im 
Frieden  in  unmittelbarer  Ausübung  des  Militärdienstes  erlittenen  Strapazen. 
Unfälle  oder  sonstigen  Schädigungen  eingetreten  wäre.  Außerdem  wurden 
den  bis  dahin  ausgeschlossenen  Witwen  und  Waisen  der  Militärbearateu 
und  Militärgagisten  ohne  Rangklasse  nunmehr  gleichfalls  derartige  Versor- 
gungsgenUsse  zuerkannt. 

Nachdem  durch  die  Schaffung  der  Militärtaxfonds  die  nötigen  Mittel 
beschafft  waren,  konnte  schließlich  auch  die  staatliche  Unterstützung 
der  Familien  der  im  Mobilisierungsfalle  zur  Dienstleistung  ein- 
berufenen nichtaktiven  Heeresangehörigen  durch  Gesetz  geregelt 
werden.  Schon  vorher  war  durch  ein  Gesetz  vom  22.  Juni  1878,  R.-G.-BL  Nr.  59, 
den  österreichischen  Zivilstaatsbediensteten  ihre  Stellung  während  der 
militärischen  Dienstleistung  gesichert  und  denselben  für  den  Mobilisierungsfall 
der  teilweise  Fortbezug  der  mit  ihren  Zivilbedienstungen  verbundenen  Genüsse 


i^^2^  M.-T.-G.  §  16.  —  1023)  ib  §  13  Punkt  2.  —  »o^*)  Die  Diirchfahrungsbe.stini. 
Djungen  zu  diesen  Gesetzen  wjirden  im  Einvernehmen  mit  den  beiderseitigen  Landesver- 
teidigungsministerien  mit  der  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  15.  September  18S2,  Präu.-Nr.  5516, 
N.-V.-Bl.  Nr.  105,  getroffen.  —  ^o^^)  Vergl.  §  134  III. 
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geWfihrt  und  dadurch  die  ökonomische  Lage  ihrer  Angehörigen  für  die 
Dauer  der  militärischen  Dienstleistung  der  Ernährer  sichergestellt  worden. 
Die  gleiche  Behandlung  war  auch  den  vom  Staate  und  von  den  Selbst- 
vcrwaltungskörpern  angestellten  Lehrpersonen  der  öffentlichen  Schulen 
zu  teil  geworden.  Durch  das  Militärtaxgesetz  vom  13.  Juni  1880,  R.-G.-Bl. 
Xr.  70  (IIL  Abschnitt)  und  durch  den  ungarischen  Gesetzartikel  XI  vom 
Jahre  1882  wurde  die  Unterstützungspflicht  des  Staates  nunmehr  auf  die 
hilfsbedürftigen  Familien  sonstiger  nichtaktiver  Heerespersonen   ausgedehnt. 

A.  Die  Versorgung  der  Gagisten. 

§  118.  Die  Pensionen  der  Gagisten. 

I.  Die  Versorgung  der  Offiziere,  Militärgeistlichen,  Militärbeamten  und 
der  sonstigen  Gagisten  erfolgt  nach  den  Militärpensionsgesetzen  ^^^^j 
in  erster  Linie  durch  Gewährung  zeitlicher  oder  bleibender  Pen- 
sionen.*"-^) 

II.  Der  Anspruch  auf  eine  bleibende  Pension  ist  bedingt: 

1.  Durch  den  Ablauf  einer  zehnjährigen  Dienstzeit  in  Verbindung  mit 
dem  Nachweis  der  Dienstesunfähigkeit  (Invalidität)  oder  des  vollendeten 
()0.  Lebensjahres;  ^^^^)  oder 

2.  durch  eine  Hilflosigkeit  infolge  von  Geistesstörung,  Fallsucht,  Er- 
blindung auf  beiden  Augen  oder  Lähmung;  ^^-•^)  oder 

3.  durch  eine  Dienstesuntauglichkeit  infolge  einer  Verwundung  vor 
dem  Feinde  oder  von  Eriegsstrapazen;  ^^^*^j  oder  endlich 

4.  durch  eine  Dienstesuntauglichkeit  infolge  einer  äußeren  Beschädigung, 
welche  der  Offizier  oder  Beamte  ohne  eigenes  Verschulden  in  Ausübung  des 
Dienstes  erlitten,  oder  infolge  anderweitiger  bleibender  Störung  der  Gesundheit, 
welche  durch  die  Eigentümlichkeit  des  Militärdienstes  sowie  durch  epidemische 
oder  endemische,  am  Dienstorte  herrschende  Krankheiten  oder  durch  konta- 
giöse  Augenkrankheit  hervorgerufen  wurde,  sofern  der  Betreifende  dadurch 
sowohl  für  den  Militärdienst  als  auch  für  jeden  anderen  der  bisher  be- 
kleideten dienstlichen  Stellung  angemessenen  Erwerb  unfähig  geworden  ist.^®*^) 

In  allen  übrigen  Fällen  besteht  vor  Vollendung  des  zehnten  Dienst- 
jahres nur  ein  Anspruch  auf  eine  zeitliche  Pension.  Diese  wird  auf  wenig- 
stens 1  Jahr  und  auf  höchstens  5  Jahre  je  nach  der  Länge  der  zurück- 
gelegten Dienstzeit  verliehen.  ^^^^) 

Heerespersonen,  welche  sich  im  nichtaktiven  Stande  oder  im  Verhältnisse 
außer  Dienst  befinden,  haben  gleichfalls  Anspruch  auf  eine  Pension,  wenn 
sie  durch  Kriegsstrapazen  oder  vor  dem  Feinde  oder  auch  im  Frieden  un- 
mittelbar in  Ausübung  des  Militärdienstes  durch  Verwundung,  schwere  Be- 
schädigung oder  durch  eine  dauernde  Störung  der  Gesundheit  der  angege- 
benen Art  *^^^ )  dienstesuntauglich  geworden  sind.  Stehen  diese  Personen 
zugleich  im  Zivilstaatsdienste  oder  einem  diesem  gleichgehaltenen  Dienste 
und  sind  sie  auch  für  den  Zivildienst  untauglich,  so  haben  bei  der  Pensions- 
bereehnung  die  nach  Umständen  günstigeren  Vorschriften  zur  Anwendung 

^^''*'^}  Die  Bestimmungen  zur  Durchführung  der  Militärpensionsgesetze  sind  fiir  Öster- 
reich durch  die  V.  des  M.  f.  L.-V.  vom  31.  Dezember  1875,  R.-G.-Bl.  Nr.  2  ex  1876,  im 
Einvernehmen  mit  dem  R.-K.-M.  und  den  übrigen  beteiligten  Ministerien  getroffen  worden. 

—  »"27)  M.-P.-G.  §  1.  —  »02S)  Ib.  §§  2  und  3.  —  ^o^O)  n,.  §  4  üt.  b).  —  w^O)  Ib.  §  4  lit.  a) 

—  »"")  Ib.  §  4  lit.  c).  —  1032)  xb.  §  5.  —  1033)  Sieh  oben  Punkt  2  und  4. 

27* 
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ZU  kommen.  Sind  diese  Personen  flir  den  Zivildienst  noch  tauglich,  so  haben 
sie  nur  Anspruch  auf  eine  Verwundungszulage. ^^^^)  Zivilpensionisten,  welche 
noch  dem  Reservestande  des  Heeres  oder  der  nichtaktiven  Landwehr,  der 
8eewehr  oder  dem  Landsturme  angehören  und  zu  Militärdienstleistungen 
herangezogen  werden,  haben  ebenso  wie  die  zu  solchen  Diensten  heran- 
gezogenen Militärpensionisten  Anspruch  auf  eine  aus  Militärmitteln  zu  lei- 
stende Pensionserhöhung.  Für  jedes  auf  diese  Art  vollstreckte  Dienstjahr 
sind  der  Zivilpension  2V2  Prozent  der  zuletzt  bezogenen  Militäraktivitätsgage 
zuzurechnen.  Auch  ist  in  einem  solchen  Falle  der  Nachweis  der  Dieust- 
untauglichkeit  ftlr  die  Militär-  oder  Zivildienstleistung  nicht  notwendig. '"^'i 

Heerespersonen,  welche  keinen  gesetzlichen  Anspruch  auf  eine  Pension 
besitzen,  können  mit  Gnadengehalten  oder  Gnadengaben  auf  bestimmte 
oder  unbestimmte  Zeit  beteilt  werden.  *'''*'') 

III.  Die  Höhe  der  Pension  richtet  sich  einerseits  nach  dem  pensions- 
fähigen Diensteinkommen  und  andererseits  nach  der  Länge  der  Dienstzeit. 
Regelmäßig  beträgt  die  jährliche  Pension  nach  Vollstreckung  von  10  Dienst- 
jahren ein  Dritteil,  nach  vollendetem  15.,  aber  noch  nicht  vollendetem 
16.  Dienstjahre  3  Achtel  der  zuletzt  bezogenen  Aktivitätsgage.  Zu  dieser 
letzteren  Quote  werden  für  jedes  weitere,  vollständig  zurückgelegte  Dieustjahr 
27^  Prozent  der  Gage  hinzugerechnet,  so  daß  sich  nach  Vollendung  des 
40.  Jahres  die  volle  Aktivitätsgage  als  Pension  ergibt,  worüber  hinaus  eine 
Steigerung  nicht  stattfindet.^^^^)  Dagegen  ist  nach  unten  eine  Minimalgrenze 
gesetzt,  indem  die  Pension  nicht  niedriger  als  mit  600  Kronen  bemessen 
werden  darf.^^^**) 

Das  pensionsfähige  Diensteinkommen  erhöht  sich  ausnahmsweise 
dadurch  über  den  Betrag  der  Aktivitätsgage,  beziehungsweise  des  ent- 
sprechenden Teiles  derselben,  daß  noch  anderweitige  Bezüge  in  die  Pension 
eingerechnet  werden.  So  sind  die  Alterszulagen  der  zu  einer  Majorlokal- 
anstellung vorgemerkten  Hauptleute  und  Rittmeister,  wenn  diese  vom  Tage 
der  Vormerkung  noch  mindestens  2  Jahre  gedient  haben,  ferner  die  Alters- 
zulagen der  geistlichen  Professoren  an  den  Militärbildungsanstalten  und  des 
Lehrpersonals  am  Militär -Tierarzneiinstitute,  ^"^'M  die  Alterszulagen  der  Land- 
wehrevidenzbeamten,^^^^)  die  Quinquennalzulagen  des  Lehrpersonals  und  der 
Vorstände  des  hydrographischen  Amtes  ^^^^)  einzurechnen.  Andere  Neben- 
gebühren hingegen,  welche  mit  der  Charge  oder  Anstellung  verbunden  sind, 
werden  regelmäßig  nicht  berücksichtigt. ^'^*^)  Eine  Ausnahme  besteht  rUfk- 
sichtlich  der  Personalzulagen,  sofern  dieselben  bei  der  Verleihung  durch 
Entschließung  des  Kaisers  nicht  ausdrücklich  auf  die  Aktivitätsdienstzeit 
beschränkt  wurden. ^'^**) 

Den  provisorisch  zu  einer  höheren  Stelle  Ernannten  wird  die  Pension 
nicht  nach  der  Gage  der  höheren  Charge,  deren  Funktionen  sie  provisorisch 

JOS*)  Vergl.  §  114.  —  ^^^^)  M.-P.-G.  §  6.  —  i«3ß)  0.  Schmidt,  a.  ä.  C,  S.  62 ff.  — 
»•^")  M.-P.-G.  §  15.  —  ^^^)  Ib.  §  IG.  —  i'^39)  Ib.  §  18.  —  »"*«0  Ib.  §  117.  —  i"*»)  Ib.  §  »57. 
—  ^^*^)  Ib.  §  19  al.  1.  Nicht  eingerechnet  werden  insbesondere  vor  einer  U*ftri»- 
lativen  Änderung  der  Militärpensionsgesetze  die  Alterszulagen  der  Reginientsärzto 
1.  Klasse,  welche  bei  der  Beförderung  zu  Stabsärzten  übergangen  worden  sind»  abrr 
noch  durch  längere  Zeit  ersprießliche  Dienste  zu  leisten  vcrniögen:  Z.-V.  des  R.-K.-M. 
vom  7.  Jänner  1901,  Abt.  U,  Nr.  3732  ex  1900,  N.-V.-Bl.  Nr.  7.  —  »<^«)  Ib.  §  19  al.  ::. 
Eingerechnet  werden  insbesondere  die  in  der  Form  von  Personalzulagen  den  Arnaec- 
dienem  gewährten  Dienstalterszulagen:  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  S.Jänner  1902,  Abt,  11^ 
Nr.  6608  ex  1901,  N.-V.-Bl.  Nr.  3  ex  1902. 
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ausüben,  sondern  regelmäßig  nach  der  Gage  ihrer  wirklichen  Charge  bemessen. 
Ausnahmen  kommen  vor,  wenn  im  Kriege  einem  Offizier  ein  höheres  Kom- 
mando verliehen  wurde  und  er  während  der  Führung  dieses  Kommandos 
durch  Verwundung  untauglich  geworden  ist,^^'^*)  sowie  rücksichtlich  der 
Seeoffiziere.  Den  letzteren  gebührt  im  Falle  der  Verwundung  die  Pension 
nach  dem  Ausmaße  für  die  nächsthöhere  Charge,  wenn  ihnen  die  betreffende 
Stelle  durch  das  Eskadre-,  Flottenabteilungs-  oder  ein  höheres  Kommando 
provisorisch  oder  definitiv  verliehen  wurde.^'^*'^) 

Seekadetten  oder  Seeaspiranten,  welche  durch  feindliche  Waffen  oder 
sonstige  Kriegsapparate  oder  auch  im  Frieden  in  Ausübung  ihres  Dienstes 
ohne  eigenes  Verschulden  verwundet  oder  schwer  beschädigt  und  infolge- 
dessen dienstuntauglich  geworden  sind,  werden  als  Oberoffiziere  der  niedersten 
Charge  (Linienschiffsfähnriche)  in  den  ßiihestand  versetzt  und  erhalten  außer- 
dem die  dem  Grade  ihrer  Verwundung  oder  Beschädigung  entsprechende 
Verwundungszulage.  ^^*®) 

Als  Dienstzeit  kommt  in  Anrechnung: 

1.  Jede  zur  Gänze  im  Heere,  in  der  Kriegsmarine,  bei  der  Landwehr 
und  den  Landesschützen  ^^*^)  oder  beim  Landsturm  ^^^^j  sowohl  im  streit- 
baren Stande  als  auch  in  einer  Verwaltungsbranche  vom  Tage  der  Assentie- 
rung (Musterung),  beziehungsweise  der  Ernennung  an  zugebrachte  aktive 
Dienstzeit  mit  Einschluß  der  Zeit  der  Rekrutenausbildung  und  der  Waffen- 
übungen; i^*«) 

2.  die  vor  dem  Eintritte  in  das  Heer  oder  in  die  Kriegsmarine  bei 
der  Landwehr,  beim  Landsturm  oder  im  Zivilstaatsdienste,';  beziehungsweise 
in  einem  diesem  gleichgehaltenen  Dienste  zugebrachte  anrechnungsfähige 
Dienstzeit,  wenn  der  Übertritt  in  das  Heer  oder  in  die  Kriegsmarine  ent- 
weder unmittelbar  aus  der  Landwehr,  dem  Landsturme,  dem  Zivilstaats- 
dienste oder  aus  dem  bleibenden  oder  zeitlichen  Ruhestande  erfolgt  ist  und  mit 
der  Zivilstaatsbedienstung  oder  der  gleichgehaltenen  Zivilbedienstung  der 
Anspruch  auf  die  Versorgung  systemmäßig  verbunden  war.^^^^)  Das  Gleiche 
gilt  auch,  wenn  der  Übertritt  in  die  Landwehr  oder  den  Landsturm  unmittel- 
bar aus  dem  Heere  oder  der  Kriegsmarine,  und  ebenso,  wenn  der  übertritt 
in  die  Landwehr  oder  in  den  Landsturm  aus  dem  Zivildienste  oder  dem 
bleibenden  oder  zeitlichen  Ruhestande  erfolgt  ist.^^^^)  Den  Berufsmarine- 
geistlichen ist  bei  der  Fensionsbemessung  die  vor  dem  Eintritte  in  die 
Kriegsmarine  in  der  Zivilseelsorge  zugebrachte  Zeit  als  Dienstzeit  anzu- 
rechnen;^^*'^) 

3.  die  vor  einer  aus  dem  Mannschaftsstande  mit  Abschied  oder 
Zertifikat  erfolgten  Entlassung  zugebrachte  aktive  Dienstzeit,  wenn  der 
Wiedereintritt  des  Betreffenden  in  die  militärische  Dienstleistung  unmittelbar 
auf  die  Entlassung  gefolgt  ist.^®^^) 

Offizieren  des  Ruhestandes,  welche  den  Lehrdienst  an  einer  Kadetten- 
schule versehen,  wird  jedes  in  dieser  Verwendung  zugebrachte  volle  Jahr 
als  Dienstzeit  gezählt  und  ihre  Pension  darnach  neu  bemessen.^^**)  Ebenso 
wird  den  Mitgliedern  des  Militärtierarzneiinstituts  jene  Zeit,  welche  sie  im 
Institute  als  Assistenten  zugebracht  haben,  unter  der  Voraussetzung  an- 
gerechnet, daß  sie  den  Dienst  dem  Staate  ununterbrochen  leisteten.^®^*) 

1044)  Ib.  §  20.  —  ^»**)  Ib.  §  68.  —  10«)  Ib.  §  66.  —  »0*7)  l.-V.-G.  f.  T.  u.  V. 
§  19  al.  1.  —  1Ö48)  ö.  und  u.  L.-St.-G.  §  8,  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §  29.  —  i»*«)  M.-P.-G. 
§§  8  lit.  a)  und  117.  —  i«^'^  Ib.  §  8  lit.  b).  —  i^*»)  Ib.  §  120  lit.  d\  -  ^^^)  Ib.  §  63.  — 
1«")  Ib.  §  S  lit.  d).  —  i*^^*)  Ib.  §  9.  ~  i'^^'^)  Ib.  §  8  lit.  c). 
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Für  jeden  Feldzug  wird  1  Jahr  zur  Dienstzeit  hinzugezählt.  Die 
näheren  Bestimmungen  hierüber,  insbesondere  die  Anordnung,  welche  Epochen 
als  Feldzüge  oder  als  Kriegsjahr  zu  gelten  haben,  sowie  die  Anwendunfc 
dieser  Begünstigung  auf  die  einzelnen  Teile  des  Heeres  werden  von  Fall 
zu  Fall  durch  kaiserlichen  Armeebefehl  getroffen.  Zwei  oder  mehrere  in 
einem  Solarjahre  mitgemachte  Feldzttge  verlängern  aber  die  Dienstzeit  nur 
um  ein  Jahr.  ^*^^^)  Den  in  Kriegsgefangenschaft  geratenen  Heerespersonen 
wird  bei  der  Bemessung  der  Pension  nur  jenes  Jahr  als  Kriegsjahr  in  An- 
rechnung gebracht,  in  welchem  die  Gefangennehmung  erfolgte;  eine  länger 
andauernde  Kriegsgefangenschaft  zählt  nur  als  einfache  Dienstzeit.^^*'^') 

Nicht  in  Anrechnung  kommt  :*^^®) 

1.  Die  im  Urlauber  stände  bis  zur  Einberufung,  die  in  der  nichtaktiven 
Reserve  und  Landwehr,  in  der  Evidenz  der  Landwehr,  im  nichtaktiven 
Landsturm  oder  in  der  Seewehr  ohne  Bezug  einer  Aktivitätsgebühr  oder 
Löhnung,  dann  die  im  Verhältnis  außer  Dienst  im  Ruhe-  oder  Invaliden- 
stande zugebrachte  Zeit,  die  auf  Urlaub  mit  Wartegebühr  oder  mit  Versetzung 
in  den  Überzähligenstand  zugebrachte  Zeit.  Dagegen  wird  den  Landwehr- 
und Landsturmpersonen,  welche  sich  im  Genüsse  einer  Heerespension  befinden, 
die  im  Aktivstande  der  Landwehr  oder  des  Landsturmes  zugebrachte  Dienst- 
zeit angerechnet,  auch  wenn  sie  auf  die  Dauer  derselben  nur  das  Superplus 
zur  Pension  bezogen  haben,*^^^)  und  ebenso  wird  jede  zeitliche  Dienstleistung^ 
der  dem  nichtaktiven  oder  der  Evidenz  der  Landwehr  oder  dem  Landsturm 
angehörigen  Personen  im  Frieden,  in  der  Bereitschaft  oder  im  Kriege  an- 
gerechnet, wenn  damit  der  Anspruch  auf  den  Bezug  der  Aktivität8ge])ühreu, 
auf  das  Superplus  zur  Pension  oder  einer  täglichen  Aktivitätsgebühr,  bezie- 
hungsweise Löhnung  verbunden  war.  *^'*^^)  Das  Gleiche  gilt  bezüglich  jener 
Zeit,  welche  Angehörige  des  nichtaktiven  Standes  oder  der  Evidenz  der 
Landwehr  sowie  Angehörige  des  Landsturmes  der  Frequentierung  des  Tages- 
oder Abendkurses  der  Landwehr-Offiziersaspirantenschulen  in  seinem  vollen 
Umfange  sowohl  rücksichtlich  der  Dauer  als  auch  der  sämtlichen  vor- 
geschriebenen Lehrgegenstände  gewidmet  haben;  ^"^*^) 

2.  die  Probezeit  der  Praktikanten  oder  Eleven  vor  ihrer  Beeidigung; 

3.  die  Zeit  des  Aufenthaltes  der  Zöglinge  in  Militärbildungsanstalten; 

4.  die  Dauer  der  Verwendung  von  Personen  des  Ruhestandes  zu  einer 
Dienstleistung  gegen  Diurnum  oder  Remuneration; 

5.  die  von  Reserveoffizieren  und  Reserveärzten,  beziehungsweise  von 
Offizieren  und  Ärzten  der  nichtaktiven  Landwehr  zur  Erprobung  der  Eignung 
flir  eine  höhere  Charge,  dann  die  von  Heerespersonen  des  Ruhestandes 
behufs  Wiederanstellung  zur  Erprobung  der  Qualifikation  bei  einem  Truppen- 
körper, einer  Heeresanstalt  oder  Militärbehörde  zugebrachte  Zeit; 

6.  die  gesamte  Zeit  einer  Kerkerstrafe,  wenn  letztere  über  6  Monate 
gedauert  hat,  dann  die  Zeit  eines  Desertionsinterkaiars; ^^^''^) 

7.  die  von  einer  Heeresperson  vor  dem  Austritte  aus  dem  Heeresver- 
bande  zurückgelegte  Dienstzeit,  wenn  der  Austritt  durch  Ablegung  de:* 
Militärcharakters  oder  durch  Entlassung  mittels  gerichtlichen  Urteiles  oder 
ehrenrätlichen  Beschlusses  erfolgt  ist. 

Eine  günstigere  Berechnung  erfährt  die  Dienstzeit  bei  den  Offizieren, 
Militärgeistlichen  und  Militärbeaniten,  welche  in  den  Militärbildungsanstalten 

'"••6)  Ib.  §  10.  —  ^0^")  Ib.  §  11.  —  *''•'«)  Ib.  §§  U  und  117.  —  ^"'9)  Ib.  §  120  lit.  »  . 
1"«")  Ib.  §  120  lit.  h).  —  i"oi)  ib,  §  120  lit.  c).  —  ^''O'^)  Vergl.  §  167  V. 
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als  Professoren  oder  Lehrer  zur  Ausbildung  und  Erziehung  der  Zöglinge 
verwendet  werden,  ferner  bei  den  Professoren  des  Militärtierarzneiinstituts 
und  den  bei  der  Militärmappierung  und  Triangulierung  verwendeten  Offi- 
zieren, indem  den  Professoren  und  Lehrern  der  Militärbildungsanstalten 
1  Jahr  tllr  16  Monate,  den  Professoren  des  Militäitierarzneiinstituts  3  im 
Lehramte  vollständig  zugebrachte  Jahre  für  4  Dienstjahre  und  den  bei  der 
Mappierung  und  Triangulierung  verwendeten  Offizieren,  Kadetten  und  Unter- 
offizieren die  in  dieser  Eigenschaft  zugebrachten  Jahre  für  je  16  Monate 
angerechnet  werden.  ^^^•''') 

Desgleichen  gelten  für  die  Marinepersonen  folgende  günstigere  Be- 
stimmungen: 

L  Den  Seeoffizieren,  Seekadetten  und  Seeaspiranten,  ferner  den  Marine- 
geistlichen, Auditoren,  Ärzten  und  Beamten  des  Aktivstandes  der  Marine 
werden  für  jedes  Jahr  EinschiflFungszeit,  welches  auf  einem  ausgerüsteten 
Schiflfe  der  Flotte,  Schulschiffe  oder  dessen  Tender  im  Frieden  zugebracht 
wird,  4  Monate  zugezählt.  Die  Einschiffungszeit  bleibt  jedoch  unberück- 
sichtigt, wenn  die  Einschiffung  ganz  oder  teilweise  in  ein  dem  Betreffenden 
anzurechnendes  Kriegsjahr  fällt.  ^^^^) 

2.  Den  Berufsprofessoren  der  Marineakademie  sind  bei  der  Pensions- 
bemessung je  3  in  dieser  Anstellung  vollständig  zurückgelegte  Jahre  als 
4  Dienstjahre  anzurechnen.  Den  zeitlich  an  der  Marineakademie  für  den 
Vortrag  des  einen  oder  anderen  Faches  zugeteilten  Marineangehörigen  wird 
jedes  in  dieser  Dienstleistung  zugebrachte  Jahr  für  16  Monate  angerechnet. 
Dagegen  gilt  die  Einschiffung  der  Lehrpersonen  während  der  Instruktions- 
reise der  Zöglinge  nicht  als  höher  anrechenbare  Einschiffungszeit.^^*^^) 

IV.  Der  Anspruch  auf  die  Pension  beginnt  mit  jenem  Tage,  mit 
welchem  laut  Kundmachung  im  Verordnungsblatte  für  das  Heer,  beziehungs- 
weise die  Landwehr  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  stattfindet. ^^®^') 

V.  Die  Pension  ist  eine  monatlich  im  voraus  zu  zahlende,  nicht 
weiter  teilbare  Gebühr. ^®^^)  Bereits  bezogene  Teilbeträge  sind  daher 
beim  Erlöschen  des  Anspruches  nicht  zurückzuzahlen.  Sie  muß  im  Inland e 
bezogen  werden.  Der  dauernde  Bezug  im  Auslande  ist  nur  mit  Be- 
willigung des  Kaisers,  der  zeitweilige  Bezug  im  Auslande  bis  zur  Dauer 
von  3  Jahren   von   der  Bewilligung  der '  Zentralverwaltungsstelle  abhängig. 

VI.  Der  Anspruch  auf  die  Pension  ruht  ganz  oder  teilweise,  wenn 
Heerespersonen  des  Ruhestandes  in  Zivilstaatsdienste  oder  diesen  gleich- 
gehaltene Dienste  übertreten.  Der  Bezug  der  Militärpension  wird  in  einem 
solchen  Falle  vom  ersten  jenes  Monats  angefangen,  mit  welchem  der  Genuß 
des  mit  der  neuen  Anstellung  verbundenen  Gehaltes  beginnt,  eingestellt. 
Wenn  aber  die  Gesamtbezüge  (Gehalt,  Aktivitäts-,  Funktions-  und  Dienst- 
zulage, Quartiergeld,  in  Geld  umzurechnendes  Naturalquartier  und  das 
sonstige  mit  der  Dienststelle  regelmäßig  verbundene  Einkommen)  einer  in 
den  Zivilstaatsdienst  oder  einen  äquiparierenden  Dienst  aufgenommenen 
Heeresperson  die  zuletzt  bezogene  Pension  nebst  der  etwaigen  Personal- 
zulage nicht  wenigstens  um  1  Dritteil  übersteigt,  so  gebührt  derselben  das 
auf  die  Militärbezüge  nebst  dem  Mehrdritteile  Abgängige  als  ,,Militär- 
zuschuß"  aus  dem  Militärpensionsetat.^^^**)  Der  Militärzuschuß  darf  jedoch 
nicht  mehr  als  die  zuletzt  bezogene  Militärpension  nebst  der  etwaigen  Per- 

i'»ö3)  M.-P.-G.  §§  12  und  13.  —  i^'«^)  Ib.  §  64.  —  ^^^)  Ib.  §  65.  ^^^)  Ib.  §  21.  — 
"'6')  G.-V.  für  das  Heer  III.  T.  (Versorgungsgebühren)  §  4.  i'>ß*)  M.-P.-G.  §§  28  und  29.  — 
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sonalzulage  betragen  und  ist  so  lange  zu  gewähren,  bis  der  Pensionsbercchti^« 
einen  Dienstposten  erhält,  dessen  Gesamtbezüge  die  zuletzt  empfangene 
Pension  nebst  der  etwaigen  Personalzulage  um  l  Dritteil  übersteigen.*"*''*  i 
Bei  jenen  Heerespersonen,  welche  nur  zeitlich  mit  der  Pension  beteilt  sind, 
ist  der  Militärzuschuß  auch  vor  Erlangung  eines  besser  dotierten  Dienst- 
postens unbedingt  einzustellen,  sobald  jene  Frist  verstrichen  ist,  für  welche 
dem  BetreflFenden  die  Militärpension  zuerkannt  wurde.^*^*^)  Den  aus  der 
Militärversorgung  in  den  Zivilstaatsdienst,  beziehungsweise  in  einen  äqui- 
parierenden  Dienst  tibertretenden  Heerespersonen  ist  es  gestattet,  wenn  die 
erhaltene  Anstellung  ihren  Verhältnissen  nicht  zusagt,  den  Zivildienst  auf- 
zugeben und  nach  der  von  der  zuständigen  Behörde  angenommenen  Dienste>- 
resignation  in  den  Bezug  der  früheren  Militärpension  zurttckzutretenJ^**^ 
Wenn  jedoch  Heerespersonen,  welche  mit  der  Militärpension  bleibend  beteilt 
waren,  im  Falle  ihrer  Dienstesuntauglichkeit  für  den  Zivilstaatsdienst  oder 
den  gleichgehaltenen  Dienst  abermals  in  den  Ruhestand  versetzt  werden 
und  nach  dem  betreffenden  Systeme  vom  Ziviletat  gar  keine  oder  eine 
geringere  als  die  früher  vom  Militärärar  bezogene  Pension  erhalten  würden, 
so  ist  denselben  die  Militärpension  im  vollen  Ausmaße  zu  gewähren,  be- 
ziehungsweise die  Differenz  aus  dem  Militärpensionsetat  zu  erfolgen.  Im 
Falle  der  Entlassung  aus  dem  Zivilstaatsdienste  oder  dem  gleichgehaltenen 
Dienste  infolge  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung,  mit  welcher  kraft  des 
Gesetzes  die  Entziehung  der  Pension  verbunden  ist,  findet  ein  Rücktritt  in 
die  ruhende  Militärpension  nicht  statt.  ^^^*j  Mit  der  Militärpension  nur 
zeitlieh  beteilt  gewesene  Heerespersonen,  welche  wegen  Dienstesuntauglich- 
keit für  den  Zivilstaatsdienst  in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  haben  nur 
insoweit  Anspruch  auf  Rückübernahme  in  die  Heeresversorgung,  als  die 
Frist,  für  welche  denselben  die  Militärpension  zeitlich  zuerkannt  wurde, 
noch  nicht  verstrichen  ist;  ein  Fortbezug  der  gleichen  Pension  über  die 
ursprünglich  festgestellte  Frist  ist  keinesfalls  gestattet.^^*^) 

VII.  Der  Anspruch  auf  die  Pension  erlischt:^®^*) 

1.  Mit  dem  Tode  des  Bezugsberechtigten; 

2.  durch  Auswanderung  oder  Erwerbung  einer  fremden,  d.  h.  einer  an- 
deren als  der  österreichischen,  beziehungsweise  ungarischen  Staatsbürgerschaft ; 

3.  infolge  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung,  mit  welcher  kraft  des 
Gesetzes  die  Entziehung  der  Pension  verbunden  ist; 

4.  bei  Wiederanstellung  im  Militärdienste  mit  dem  Bezüge  der  Aktivi- 
tätsgebühren oder  übertritt  in  den  Zivilstaatsdienst  oder  einen  gleichgehaltenen 
Dienst; 

5.  bei  Verzicht  mit  Abfertigung  oder  bei  zeitweiligem  Verzicht  mit  Bei- 
behaltung des  Militärcharakters  auf  die  Dauer  dieser  Verzichtleistung. 

Eine  Verzichtleistung  auf  die  Militärpension  gegen  eine  Abfertigung 
im  zweijährigen  Betrage  der  Pen8ionsgel)ühren  kann  Heerespersonen  des 
Ruhestandes  bewilligt  werden,  wenn  nach  dem  Urteile  einer  bei  der  Evidenz- 
behörde ftlr  diesen  Zweck  unter  Beiziehung  eines  Militärarztes  zusammen- 
tretenden Kommission  der  Gesundheitszustand  des  Abfertigungswerbers  noch 
eine  mindestens  zweijährige  Lebensdauer  voraussehen  läßt.  Unter  derselben 
Bedingung  kann  ferner  ehemaligen  Heerespersonen  des  Ruhestandes,  welche 
des  Militärcharakters  verlustig  geworden  sind  oder  denselben  abgelegt,   die 


loß'-»)  Ib.  §  30.  —  1070)  i\y   I  31.  _  1071)  II,.  §  32.  _  iot2)  ib.  §  33.  -_  1073^  n,.  §  34, 
—  1"'*)  Ib.  §  22. 
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MilitUrpension  jedoch  behalten  haben,  bei  einem  Verzicht  auf  die  Pension 
eine  Abfertigung  im  zweijährigen  Pensionsbetrage  gewährt  werden.^^'^) 
Endlich  kann  auch  jenen  Heerespersonen  eine  Abfertigung  gewährt  werden, 
welchen  die  Pension  nur  zeitlich  zuerkannt  wurde,  wenn  dieselben  eine 
wenigstens  zweijährige  Lebensdauer  gewärtigen  lassen.  Diese  Abfertigung 
darf  gleichfalls  den  Betrag  einer  zweijährigen  Pension  nicht  tiberschreiten 
und  wird  innerhalb  dieser  Grenze  mit  2  Dritteilen  der  dem  Abfertigungs- 
werber zur  Zeit  seines  Ansuchens  noch  gebührenden  Pensionsquote  be- 
messen i^^*^^'") 

6.  durch  Zeitablauf,  wenn  die  Pension  zeitlich  verliehen  wurde; 

7.  in  allen  Fällen,  in  welchen  nach  den  bestehenden  Militärvorschriften 
der  Abgang  aus  dem  Ruhestande  stattfindet  ^®^^)  und  der  Fortbezug  der 
Pension  nicht  ausdrltcklich  bewilligt  wurde,  oder  wenn  bei  Personen  des 
Ruhestandes  der  Verlust  des  Militärcharakters  infolge  ehrenrätlichen  Beschlusses 
eintritt.'^''«) 

VIll.  Rücksichtlich  der  Kostenbestreitunggelten  folgende  Grundsätze: 

1.  Alle  den  Landwehr-  und  Landsturmpersonen  nach  dem  Gesetze  zu- 
kommenden Versorgungsgenüsse,  welche  nicht  ausdrücklich  auf  den  gemein- 
samen Heeresrtat  gewiesen  sind,  müssen  in  Osterreich  aus  dem  allgemeinen 
Zivilpensionsfond,  in  Ungarn  aus  dem  Budget  des  Landesverteidigungs- 
M)inisteriums  bestritten  werden.  *^^^ ) 

2.  Wenn  Landwehr-  oder  Landsturmpersonen  infolge  der  Mobilisierung 
oder  militärischen  Verwendung  dienstuntauglich  werden,  so  sind  aus  dem 
gemeinsamen  Heeresetat  zu  bestreitcn:^^**^) 

«)  Die  gesamten  Versorgungsgenüsse  für  jene  dem  nichtaktiven  Ver- 
hältnisse entstammenden  Landwehrpersonen  und  jene  Landsturmmänner, 
welche  vor  der  Mobilisierung  weder  in  Zivilstaatsdiensten  noch  in  gleichgehal- 
tenen Diensten  gestanden  sind; 

h)  die  lediglich  für  die  Militärdienstzeit  entfallenden  Militärruhegebühren 
für  jene  Landwehrpersonen  des  nichtaktiven  Standes  oder  der  Evidenz  und 
jene  Landsturmmänner,  welche  in  einem  Zivilstaatsdienste  stehen  oder  nach 
solchen  Diensten  ])ereits  pensioniert,  provisioniert  oder  quiesziert  sind  und 
infolge  der  Mobilisierung  zur  Militärdienstleistung  herangezogen  wurden; 

i-\  jener  Mehrbetrag  an  Pensionsgebtihren,  welchen  sich  Landwehr- 
personen des  nichtaktiven  Standes  oder  der  Evidenz  oder  Landsturmmänner, 
welche  l)ereit8  im  Genüsse  einer  Heeres-  oder  Landwehrpension  oder  von 
beiden  stehen,  durch  unmittelbare  Zuzählung  der  aus  dem  Mobilisierungs- 
verhältnisse  anrechenbaren,  zu  der  früheren  hinzukommenden,  aber  noch 
nicht  honorierten  Dienstzeit  auf  Grund  der  zuletzt  bezogenen  Gage  erwerben; 

d)  die  gesamten  Versorgungsgenüsse  auf  Grund  der  ganzen  anrechnungs- 
fähigen Dienstzeit  für  die  auf  systemisierten  Dienstposten  definitiv  ange- 
stellten, dem  Aktivstande  der  Landwehr  angehörigen  Personen. 

Doch  muß  es  sich  in  den  eben  erwähnten  Fällen  jedenfalls  um  eine 
Mobilisierung  von  Landwehr-  und  Landsturmpersonen  oder  um  eine  Ver- 
wendung derselben  zu  gemeinsamen  Staats-  oder  Kriegszwecken  gehandelt 
haben;  eine  Verwendung  für  Zwecke  der  betreflFenden  Reichshälfte,  z.  B.  als 
Assistenzen  zur  Aufrechthaltung  der  inneren  Ordnung,  genügt  nicht  zur  Be- 
gründung einer  Belastung  des  gemeinsamen  Heeresetats. 

J'>^*)  IVk  §  23.  —  1Ö76)  Ib.  §  24.  —  1077)  Sieh  oben  §  16  V.  —  ^o"»)  vergl.  §  213  V- 
—  1"";  M..P.-G.  §  119.  —  1"^")  Ib.  §  128. 
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3.  Den  aus  dem  Aktivstande  des  gemeinsamen  Heeres  in  den  Aktiv- 
stand der  Landwehr  tibersetzten,  im  aktiven  Dienste  befindlichen  Offizieren 
und  sonstigen  Gagisten  wird  auf  ihre  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand 
zukommende  Pension  die  nach  Maßgabe  ihrer  Dienstzeit  im  gemeinsamen 
Heere  und  ihrer  Charge  bei  der  Transferierung  entfallende  Quote,  insoferne 
es  sich  nicht  um  einen  Fall  des  Punktes  2  handelt,  aus  dem  gemeinsamen 
Heeresetat  und  umgekehrt  den  aus  dem  Aktivstand  der  Landwehr  in  das  ge- 
meinsame Heer  übersetzten,  im  aktiven  Dienste  befindlichen  Offizieren  und 
sonstigen  Gagisten  auf  ihre  bei  ihrer  Versetzung  in  den  Ruhestand  zu- 
kommende Pension  die  nach  Maßgabe  ihrer  Landwehrdienstzeit  und  letzten 
Landwehrcharge  entfallende  Quote  aus  dem  Zivil(  Landwehr )etat  entrichtet.*^'''*  t 

4.  Den  aus  dem  Ruhestande,  beziehungsweise  aus  dem  Invalidenstande 
des  Heeres  in  die  Landwehr  übersetzten  Offizieren  und  sonstigen  Gagisten 
des  aktiven  oder  nichtaktiven  Standes  und  der  Evidenz,  dann  solchen  in 
den  aktiven  Landsturm  tibersetzten  Offizieren  und  sonstigen  Gagisten  ist  die 
ftlr  die  aktive  Dienstzeit  im  Heere  erworbene  Pension,  solange  sie  auf  die- 
selbe nicht  freiwillig  verzichten  oder  derselben  nicht  verlustig  werden,  an«^ 
dem  gemeinsamen  Heeresetat  weiter  zu  entrichten.  Diese  Personen  erlangen 
durch  eine  anrechnungsfähige  Landwehr-  oder  Landsturmdienstleistung  auch 
den  Anspruch  auf  eine  Erhöhung  ihrer  bereits  bezogenen  Pension.  Diese 
Erhöhung  fällt  aber  abgesehen  von  den  Fällen  des  Punktes  2  dem  Zivil- 
I  Landwehr)etat  zur  Last  und  wird  auf  (irund  der  durch  unmittelbare  tagweise 
Zurechnung  der  neuen,  zur  früheren  Dienstzeit  entfallenden  Gesamtdienstzeit 
einerseits  und  der  zuletzt  bezogenen  Gage,  beziehungsweise  der  zuletzt  mit  dem 
Superplus  bezogenen  Pension  andererseits  bemessen.  Diese  Bemessung  geschieht 
für  Landwehrpersonen  des  aktiven  Standes  erst  bei  erneuerter  Versetzung 
in  den  Ruhestand,  bei  Landwehrpersonen  des  nichtaktiven  Standes  odv.r 
der  Evidenz  und  Landsturmpersonen  jedoch  fallweise,  und  zwar  sobald  für 
sie  infolge  der  in  der  Landwehr  oder  im  Landsturm  anrechenbaren  Dienst- 
zeit eine  höhere  Pensionsquote  erwächst.  Die  im  Genüsse  einer  Pension  aus 
dem  gemeinsamen  Heeresetat  stehenden  Landwehrpersonen  des  nichtaktiven 
Standes  oder  der  Evidenz  und  solche  Landsturmmänner  erlangen  aber, 
wenn  sie  in  diesen  Verhältnissen  in  eine  höhere  Charge  befördert  werden, 
erst  dann  das  Anrecht  auf  die  dieser  Charge  entsprechende  höhere  Pension» 
wenn  sie  entweder  auf  einem  systemisierten  aktiven  Dienstposten  definitiv 
angestellt  werden  und  wieder  in  den  Ruhestand  zurücktreten  oder  wenn  sie 
vor  dem  Feinde  oder  im  Frieden  unmittelbar  in  Ausübung  des  Militärdienstes 
durch  Verwundung,  schwere  Beschädigung  oder  durch  eine  dauernde  Störung 
der  Gesundheit  im  Sinne  des  Militärpensionsgesetzes  *^^^j  dienstuntaugUeh 
geworden  sind.  Auch  diese  Pensionserhöhung  belastet  den  Zivil(  Landwehr  i- 
etat  und  nur  in  den  Fällen  des  Punktes  2  den  gemeinsamen  Heeresetat.'^''^ 

IX.  Der  Zuerkennung  der  Pension  hat  die  Feststellung  der  Dienst- 
untauglichkeit  (Superarbitrierung)  der  Pensionsbewerber  vorauszugehen.  Die- 
selbe erfolgt  durch  die  hiezu  berufenen  Superarbitrierungskommissionen 
des  Heeres,  beziehungsweise  der  beiden  Landwehren  und  hat  nur,  wenn  die 
Versorgung  von  Landwehr-  und  Landsturmpersonen  ganz  oder  teilweise  au.< 
dem  Etat  des  gemeinsamen  Heeres  zu  bestreiten  ist,  durch  gemischie 
Kommissionen  zu  erfolgen.  Die  Bestätigung  des  Superarbitricrungsbefundes 

i"-»^)  Ö.  C4.  vom  29.  Juni  1^96,  R.-G.-Bl.  Nr.  108,  u.  G.-A.  XVI  ex  1896,  §  1  al.  2 
„nd  3.  —  i"s2)  Sieh  oben  Punkt  II  [§  4  lit.  c)  des  M.-P.-ü.].  —  ^"^')  M.-P.-G.  §§  121 
bis  123. 
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und  die  Entscheidung  über  die  Zuerkennung  der  Pension  steht,  wenn  die 
Pension  ganz  den  gemeinsamen  Heeresetat  belastet,  dem  Reiehskriegsmini- 
8terium,  sonst  dem  betreffenden  Landesverteidigungsministeriiim,  und  zwar 
wenn  der  gemeinsame  Heeresetat  teilweise  belastet  wird,  im  Einvernehmen 
mit  der  Heeresbehörde  zu.^^^)  Eine  Anfechtung  dieser  Entscheidungen  beim 
Reichsgerichte  oder  im  verwaltungsgerichtlichen  Wege  ist  ausgeschlossen, 
wenn  dieselben  von  der  gemeinsamen  Heeresbehörde  oder  im  Einvernehmen 
mit  dieser  von  der  Landwehrbehörde  gefjült  worden  sind.^^**'*) 

§  114.  Die  TerwandnngSKDlagen  der  Gagisten» 

I.  Offiziere,  Militärgeistliche  und  Militärbeamte,  welche  entweder  im 
Kriege  durch  feindliche  Waffen  oder  sonstige  Eriegsapparate  oder  auch  im 
Frieden  in  Ausübung  ihres  Dienstes  ohne  eigenes  Verschulden  verwundet 
oder  schwer  beschädigt  worden  sind,  haben  Anspruch  auf  Verwundungs- 
zulagen. ^^**^) 

IL  Die  Höhe  der  Verwundungszulagen  ist  zum  Unterschiede  von  der 
Höhe  der  Pension  unabhängig  von  der  Charge  und  Dienstzeit;  sie  werden 
nur  nach  dem  Grade  der  erlittenen  Verwundung  oder  Beschädigung  be- 
messen^®**') und  betragen  bei  einer  einfachen  Verwundung  400  Kronen,  bei 
Verlust  einer  Hand  oder  eines  FulJes,  beziehungsweise  einer  schweren  Ver- 
wundung 800  Kronen  und  bei  Verlust  zweier  Gliedmaßen,  dann  vollstän- 
diger oder  fast  vollständiger  Erblindung  auf  beiden  Augen  1800  Kronen 
jährlich.^^®^)  Ist  das  Glied  nicht  vollständig  verloren,  sind  aber  die  Be- 
schädigungen so  schwere,  daß  dasselbe  zu  Erwerbsverrichtungen  ungeeignet 
ist,  oder  sind  die  Verwundungen  und  Beschädigungen  am  Kopfe,  an  der 
Brust  oder  am  Unterleib  so  schwere,  daß  damit  eine  vollständige  und  blei- 
bende Stöning  der  Verrichtungen  wichtiger  Leibesorgane  verbunden  ist,  so 
wird  eine  solche  Verwundung  oder  Beschädigung  dem  Verluste  eines  Gliedes 
gleicbgehalten.  ^®*^) 

IIL  Ver>vundungszulagen  gebühren  aber  nur  dann,  wenn  die  durch  die 
Verwundung  oder  schwere  Beschädigung  bedingte  Dienstesuntauglichkeit 
innerhalb  des  Zeitraumes  von  5  Jahren  vom  Zeitpunkte  der  Verwundung 
oder  Beschädigung  an  eingetreten  ist.^"-'®) 

Die  Verwundungszulagen  werden  in  der  Regel  nur  bleibend  zu- 
erkannt. Ausnahmsweise  kann  die  Verwundungszulage  auf  eine  bestimmte 
Zeit  zuerkannt  werden,  wenn  eine  als  derzeit  untauglich  erkannte  oder  mit 
Wartegebtihr  beurlaubte  Heeresperson  Anspruch  auf  eine  Verwundungszulage 
besitzt;  wird  diese  Heeresperson  in  den  Ruhestand  versetzt,  so  wird  die 
zeitliche  Verwundungszulage  in  eine  bleibende  umgewandelt. *®^\) 

Die  Verwundungszulagen  können  entweder  selbständig  bezogen  oder 
mit  den  normalmäßigen  Pensionen  kumuliert  werden. ^®^^) 

IV.  Der  Bezug  der  Verwundungszulage  beginnt  mit  jenem  Tage,  mit 
welchem  die  Versetzung  in  den  Ruhestand  stattfindet,  beziehungsweise  welcher 
in  dem  betreffenden  Dekrete  der  Zentralverwaltungsstelle  bezeichnet  wird, 
und  ist  gleich  der  Pension  eine  monatlich  im  voraus  zu  zahlende, 
nicht  weiter  teilbare  Gebühr.^°^^) 

Der  Bezug  ruht  bei  Einteilung  der  für  eine  Lokalanstellung  vor- 
gemerkten Heerespersonen  für  die  Dauer  dieser  Anstellung.  ^^^'^) 

^^•**)  Ib.  §§118  und  127.  —  i'^^^)  Sieh  oben  §  30  IV.  —  ^^^)  M.-P.-G.  §  36.  — 
^■"»"j  Ib.  §  35.  —  i"^"^)  Ib.  §§  36  bis  38.  —  ^^^}  Ib.  §  39.  —  ^'^^'O  Ib.  §  40.  -  "«i)  Ib. 
§  41.  _  looj)  Arg.  §  36  ib.  —  ^'^^)  Ib.  §  43.  —  i"«*)  Ib.  §  44  lit.  c). 
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Der  Bezug  endig:!:^^*-''*) 

1.  Durch  den  Tod  des  Bezugsberechtig^ten; 

2.  durch  Wiedereinteilung  der  auf  eine  bestimmte  Zeit  beteilten,  mit 
Wartegebühr  beurlaubten  Heerespersonen; 

8.  durch  Auswanderung  oder  Erwerbung  einer  fremden,  d.  h.  einer  an- 
deren als  der  iJsterreichischen,  beziehungsweise  ungarischen  Staatsbürgerschaft. 

V.  Die  Kosten  der  Verwundungszulagen  trägt  in  der  Regel  der  gemein- 
same Heeresetat.  ^"*^") 

g  115.  Die  Aufnahme  der  Gagisten  in  den  Yersorgrnngsstand  eines  Militär- 

inralidenlianses. 

I.  Diese  Art  der  Versorgung  kann  auf  zweifache  Weise  stattfinden, 
nämlich  entweder  durch  wirkliche  Aufnahme  in  ein  Militärinvaliden- 
haus oder  durch  Beteilung  mit  einem  Invalidenhausplatze  bei  freier 
Wahl  des  Domizils-^^'^^) 

II.  Die  Militärinvalidenhäuser  sind  Anstalten  des  gemeinsamen 
Heeres  zur  Versorgung  invalider  Offiziere  des  Soldatenstandes  vom  Haupt- 
mann oder  Rittmeister  abwärts,  welche  sich  im  bleibenden  Ruhestande 
befinden.  In  besonderen  Fällen  können  in  die  Invalidenhäuser  auch  in- 
valide Auditore,  Militärärzte,  Truppenrechnungsführer,  Militärgeistliche  und 
Militärbeamte  von  der  9,  Rangklasse  abwärts,  dann  Gagisten  ohne  Rang- 
klasse aufgenommen  werden.  ^^^^)  Den  gleichen  Anspruch  genießen  die  Per- 
sonen der  Kriegsmarine  *®'^^)  mit  Einschluß  der  Seekadetten  und  See- 
aspiranten. ^^^^^)  Auch  die  Angehörigen  der  Landwehr  und  des  Landsturmes 
haben,  soferne  sie  den  erwähnten  Standesgruppen  und  Chargengraden 
zuzurechnen  und  während  einer  anrechnungsfähigen  Dienstleistung  invalid 
geworden  sind,  Anspruch  auf  Aufnahme.  Hiebei  hat  als  Richtschnur  zu  gelten, 
daß  die  im  Kriege  untauglich  gewordenen  Personen  der  Landwehr  und  des 
Landsturmes  den  gleichen  Anspruch  besitzen  wie  die  Personen  des  Heeres 
und  nur  die  besondere  Rücksichtswürdigkeit  den  Vorzug  gibt,  während  im 
Frieden  dienstesuntauglich  gewordene,  nicht  dem  Heere  angehörige  Gagisten 
nur  in  ganz  außerordentlichen  Fällen  Aufnahme  finden.  ^*"\) 

Militärinvalidenhäuser  bestehen  in  Wien  mit  einer  ausschließlich  zur 
Unterbringung  von  Offizieren  und  gleichgestellten  Personen  bestimmten 
Filiale  in  Keulerchenfeld,  in  Prag,  Lemberg  und  Tyrnau  in  Ungarn.  Sie 
besitzen  ein  eigenes  Administrationspersonal  und  eigene  Spitäler,  welche 
den  Truppenspitälern  äquiparieren.^^^^)  Mit  dem  Invalidenhause  in  Tyrnau 
ist  außerdem  eine  Militärapotheke  verbunden. 

Die  Aufnahme  der  Offiziere  und  der  denselben  gleichgestellten  auf- 
nahmsberechtigten  Personen  verfügt  das  Reichskriegsministerium.  Bei  der 
Aufnahme  kommt  die  Heimatszuständigkeit  nicht  in  Betracht. 

Die  im  Versorgungsstande  der  Invalidenhäuser  befindlichen  Personen 
unterstehen  der  militärgeistlichen  Jurisdiktion  ^^^\)  und  der  Militär- 
gerichtsbarkeit. *^''^j 

i^^-^Ib.  §  44  lit.  a),  b)  und  dh  —  ^''««)  Ib.  §  128  lit.  a).  Vergl.  §  118  VIII.  - 
i'*^')  Ib.  §  49.  -  i"^s)  Ib.  §§  47,  48  und  58  al.  1.  -  ^'''^)  Ib.  §  61.  —  "o»)  Ib.  §  69.  — 
"''^)  Ib.  §  126.  —  ""2^  Auüerhalb  dieser  Rechtanormen  stehen  die  in  den  Revolution*- 
feldzögen  1848  49  invalid  gewordenen  Honveds,  ftlr  deren  Versorgung  das  Honved- 
asyl  bestimmt  ist.  —  ""•^)  Nur  in  Lomberg  werden  die  erkrankten  Hausinvaliden  an 
die  im  nämlichen  Gebäude  befindliche  Filiale  des  dortigen  Garnisonsspitals  abgegeben. 
—  "^*)  Sieh  oben  §  91  I.  —  ""')  Vergl.  §  153  I. 
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III.  Sowohl  die  wirklich  in  ein  Militärinvalidenhaus  aufgenom- 
menen als  auch  die  mit  einem  Versorgungsplatze  beteilten  Offiziere  und 
denselben  gleichgestellten  Personen  genießen  nebst  der  etwaigen  Verwundungs- 
zulage statt  der  Pension  eine  Invalidengage,  welche  mit  90  Prozent  der 
zuletzt  bezogenen  Aktivitätsgage  bemessen  wird.  ^*^'^*')  Hat  der  Aufgenommene 
vor  seiner  Einteilung  eine  höhere  Pension  bezogen,  so  hat  er  diese  Pension 
als  Invalidengage  weiter  zu  beziehen.  "^^)  Die  wirklich  Untergebrachten 
haben  überdies  Anspruch  auf  ein  Naturalquartier  nach  der  Charge  und 
den  Raumverhältnissen,  aber  keinen  Anspruch  auf  Beistellung  der  Quartier- 
einrichtung.*^'*")  Dagegen  erhalten  die  bei  freier  Wahl  des  Domizils  mit 
einem  Versorgungsplatze  Beteilten  eine  Quartieraushilfe,  welche  ohne 
Unterschied  des  Aufenthaltes  nach  der  Charge  abgestuft  ist,  für  den  Leutnant 
und  Oberleutnant  160  Kronen,  für  den  Hauptmann  und  Kittmeister  200  Kronen 
jährlieh  beträgt.^ »*••») 

Öeekadetten  und  Seeaspiranten  werden  auf  Plätzen  untergebracht, 
welche  für  Leutnants  systemisiert  sind,  und  erhalten  90  Prozent  der  zuletzt 
l)ezogenen  Akti\itätsgage  als  Invalidenhausgage.  Den  wirklich  Untergebrachten 
gebührt  das  Quartier  nach  der  Leutnantscharge,  den  mit  freier  Wahl  des 
Domizils  Versorgten  eine  Quartierbeihilfe  von  160  Kronen  jährlich.  ^^^^) 

Die  in  keine  Kangklasse  eingeteilten  Gagisten  haben  keine  freie  Wahl 
des  Domizils,  sondern  werden  nur  in  den  Invalidenhäusern  selbst,  und  zwar 
auf  den  für  die  Mannschaft  systemisierten  Plätzen  untergebracht.  Sie  haben 
Anspruch  auf  Unterkunft,  Servis,  ein  ärarisches  Bett  und  die  nach  der 
Dienstzeit  entfallende  Pension  mit  Einschluß  der  etwa  gebührenden  Ver- 
wundungszulage. ***^) 

IV.  Der  Anspruch  auf  die  Invalidengage  beginnt  mit  jenem  Tage,  mit 
welchem  die  Verleihung  eines  Versorgungsplatzes  laut  der  Kundmachung 
im  Verordnungsblatte  stattgefunden  hat,  und  endigt  mit  dem  Monate  des 
Abganges  des  Versorgungsberechtigten.  *^*^)  Die  Quartiergebühr,  d.  h.  der 
Anspruch  auf  Unterbringung  in  einer  Wohnung,  beginnt  mit  dem  gleichen 
Datum  und  endigt  14  Tage  nach  dem  Abgange  aus  dem  Versorgungs- 
stande. ^^^^)  Wenn  jedoch  die  Verleihung  eines  erledigten  Versorgungsplatzes 
stattfindet,  bevor  seit  der  Erledigung  des  Platzes  14  Tage  verstrichen  sind, 
oder  wenn  die  hinterlassene  Familie  eines  im  Invalidenhause  Verstorbenen 
das  Quartier  noch  inne  hat,  so  beginnt  die  Quartiergebühr  erst  nach  Ablauf 
der  14  Tage,  beziehungsweise  nach  dem  Erlöschen  des  der  Familie  zustehenden 
Benützungsrechtes.  ^^^^)  Die  Quartierbeihilfe  beginnt  mit  dem  ersten  Tage  des 
Solarquartals,  welches  auf  die  Beteilung  mit  einem  Versorgungsplatze 
unmittelbar  folgt,  und  wird  in  vierteljährigen  Raten  im  vorhinein  flüssig 
gemacht.  ***^) 

V.  Die  Kosten  der  Invalidenhausversorgung  trägt  grundsätzlich  der 
gemeinsame  Heeresetat.  Soferne  jedoch  durch  die  Aufnahme  von  Landwehr- 
und Landsturmpersonen  in  den  Versorgungsstand  der  Militärinvalidenhäuser 
hcVhere  Gebühren  erwachsen,  als  den  Versorgten  aus  dem  gemeinsamen 
Heeresetat  zukommen,  ist  der  Mehrbetrag,  und  insoferne  die  genannten 
Personen  gar  keinen  Anspruch  auf  eine  Versorgung  aus  diesem  Etat 
besitzen,  der  Gesamtbetrag  der  Auslagen  aus  dem  betreffenden  Zivil(Land- 
webrletat  zu  refundieren. ^*'^) 

"«ö)  M.-p.-G.  §  50.  —  ""^)  Ib.  §  51.  —  "*«)  Ib.  §  53.  —  "'^^^  Ib.  §  56.  —  i"«)  Ib. 
§  69.  —  "")  Ib.  §  58.  —  "12^  Ib.  §  52.  —  "i»)  Ib.  §  54.  —  "")  Ib.  §  55.  -  "i^)  Ib. 
§  57.  —  "1*^)  Ib.  §  126  al.  5. 
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§  116.  Die  Aufbesserung  der  Yersorgungr  der  InTaliden  Gagisten  aus  den 

Militärtaxfonds« 

I.  Nach  den  Gesetzen  über  die  Militärtaxe *^*^)  sind  die  Einnahmen 
des  angesammelten  Militärtaxfonds  auch  für  die  Aufbesserung 
der  Invalidenversorgung  der  Offiziere  und  sonstigen  Gagisten 
bestimmt. 

II.  Eine  solche  Aufbesserung  der  Invalidenversorgung  findet 
statt:*^*») 

1.  Bezüglich  der  während  der  Wirksamkeit  der  Militärpensionsgesetze 
vom  Jahre  1875  in  die  Heeresversorgung  übernommenen  Personen  durch 
gnadenweise  Verleihung  von  Personalzulagen,  wenn  die  Folgen  erlittener 
Verwundungen  oder  Kriegsstrapazen  eine  ganz  besondere  Berücksichtigung 
erheischen  und  die  Versorgungsgenüsse  mit  Ausschluß  der  Verwundungs- 
zulagen 2400  Kronen  jährlich  nicht  übersteigen; 

2.  bezüglich  der  bereits  vor  der  Wirksamkeit  der  Militärpensions- 
gesetze vom  Jahre  1875  in  die  Heeresversorgung  übernommenen  Personen 
durch  prozentuale  Zuschüsse  zu  den  bisherigen  Versorgungs- 
genüssen. Diese  Zuschüsse  betragen  bei  Pensionen  bis  zu  1000  Kronen 
20  Prozent,  bei  Pensionen  von  1000  bis  zu  1600  Kronen  15  Prozent  und 
bei  Pensionen  von  1600  bis  zu  2000  Kronen  10  Prozent.  Hiebei  hat  jedoch 
der  Grundsatz  zu  gelten,  daß  die  aufgebesserten  Pensionen  einerseits  den 
Betrag  von  2000  Kronen,  andererseits  aber  auch  jenen  Betrag  in  keinem 
Falle  übersteigen  dürfen,  welcher  für  die  gleiche  Charge  in  derselben 
Rangklasse,  beziehungsweise  bei  den  in  keine  Rangklasse  eingereihten 
Gagisten  für  die  gleichgehaltene  Kategorie  nach  dem  Militärpensionsgesetze 
vom  Jahre  1875  auf  Grund  der  geltenden  Gagesätze  entfiele,  wenngleich 
sich  aus  der  prozentualen  Berechnung  eine  höhere  Ziffer  ergeben  würde. 
Pensionen  der  in  Rangklassen  eingereihten  Gagisten,  welche  den  Betrag 
von  600  Kronen  nicht  erreichen,  sind,  wenn  sich  auch  aus  der  prozentualen 
Berechnung  eine  geringere  Ziffer  ergibt,  auf  den  Betrag  von  600  Kronen 
aufzubessern. 

§  117.  Die  Unterbringung  von  pensionierten  Gagisten  auf  Zivilposten« 

Durch  ältere  Normen  ^^^'^)  war  auf  Grund  einer  kaiserlichen  Entschließung 
angeordnet  worden,  daß  pensionierte  Offiziere,  welche  die  erforderlichen 
Eigenschaften  besäßen,  vorzugsweise  auf  politischen,  Kameral-  und  Justiz- 
ämtem  angestellt  werden  sollten.  Wenngleich  die  geltenden  Normen  ^^-^'^ 
auf  diese  Modalität  der  Versorgung  Rücksicht  nehmen,  so  hat  dieselbe  doch 
keine  Ausbildung  erfahren  und  insbesondere  sich  nicht  zu  einem  Vor- 
behaltsrechtc  entwickelt. 

§  118.  Die  Tersorgung  der  geisteskranken  Gagisten« 

Geisteskranke  Offiziere  jedes  Grades  mit  Einschluß  der  Auditore, 
Militärärzte  und  Truppenrechnungsführer,  Militärbeamte  und  in  keine  Rang"- 

"i")  Vergl.  §  144.  —  "i^)  Ö.  M.-T.-G.  §  15  Punkt  1  und  Punkt  2b),  u.  M.-T.-G.  §  s 
Punkt  1  und  Punkt  2  b).  —  *"9)  Hfkzd.  vom  23.  Juli  1803,  Z.  12.454,  P,  G.-S.  20.  Bd., 
S.  26,  und  Hfkzd.  vom  2.  Jänner  1817,  P.  G.-S.  45.  Bd.,  S.  4.  Vergl.  hierüber  Stuben- 
rauch, Handbuch  der  österreichischen  Verwaltung^sgesetzkunde  3.  Aufl.  (1861),  I.  Bd., 
S.  173  ff,,  und  Mayrhofcr,  a.  a.  0..  I.  Bd.,  S.  224.  —  "2..)  y.  f,  d.  B.  bes.  Personalun^. 
vom  Jahre  1879  und  verschiedene  Erlässe  des  F.-M. 
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klasse  eingereihte  Gagisten,  ferner  auch  Seekadetten  und  Seeaspiranten, 
welche  im  Genüsse  einer  Militärgebtihr  (^Gage  oder  Pension)  stehen,  können 
im  Falle  einer  Geisteskrankheit,  welche  ihre  Übergabe  an  eine  Irrenanstalt 
als  notwendig  erscheinen  läßt,  entweder  in  der  Irrenabteilung  des 
Militärinvalidenhauses  zu  Tyrnau  oder,  wenn  dortselbst  ihre  Unter- 
bringung nicht  möglich  sein  sollte,  in  einer  Zivilirrenanstalt  unter- 
gebracht werden. ^^^^J  Sie  beziehen  in  diesem  Falle  die  ihnen  systemmäßig 
zukommende  Pension.  Generalen  und  Admiralen,  Stabs-  und  Oberoffizieren, 
dann  Militärgeistlichen  und  Beamten  gebührt  die  Verpflegung  nach  der 
ersten  Klasse,  Seekadetten  und  Seeaspiranten  nach  der  zweiten  und  den 
in  keine  Rangklasse  eingereihten  Gagisten  nach  der  dritten  Klasse.  Über- 
dies gebührt,  wenn  zur  Bestreitung  des  Aufwandes  für  Kleider,  Wäsche 
und  sonstige  mindere  Bedürfnisse  die  Pension  und  das  Erträgnis  des 
etwaigen  Privatvermögens  nicht  ausreicht,  für  jeden  Gagisten  ein  jährliches 
Pauschalgeld  von  160,  120,  beziehungsweise  80  Kronen  Je  nach  der  Klasse. 
Die  Kosten  der  Verpflegung  und  die  Transportauslagen  sind  zunächst  aus 
der  Pension  und  von  dem  Erträgnisse  des  etwaigen  Privatvermögens  zu 
bestreiten;  ftlr  den  Mehraufwand  hat  das  Ärar  aufzukommen.  Nach  dem 
Tode  des  Verpflegten  kann  auch  die  Substanz  des  Vermögens  zur  Deckung 
dieser  Mehrauslagen  herangezogen  werden,  soweit  dadurch  nicht  die  Sub- 
sistenz  der  Familie  des  Verstorbenen  gefährdet  wird.^"^) 

Die  Aufnahme  der  den  Landwehren  und  dem  Landsturme  angehörigen 
Gagisten  in  die  Militärirrenanstalt  und  die  Kostenbestreitung  rücksichtlich 
dieser  Personen  richtet  sich  nach  den  bereits  für  die  Militärinvalidenhäuser 
angeführten  Normen.  *^^^) 

B.  Die  Versorgung  der  Unteroffiziere  und  Mannschaftspereonen. 

§  119,  Die  Pensionen  der  Unteroffiziere  nnd  Mannscliaftspersonen. 

L  Anspruch  auf  Gewährung  einer  bleibenden  Invalidenpension 
besitzen: 

h  Unteroffiziere  und  Soldaten,  welche,  wenn  auch  mit  Unterbrechung, 
durch  volle  10  Jahre  aktiv  gedient  haben  und  infolge  von  im  Dienst  ent- 
standenen Gebrechen  invalid,  d.  h.  für  immer  zu  allen  Militärdiensten  un- 
tauglich geworden  sind;  darauf,  ob  sie  noch  bürgerlich  erwerbsfähig  sind, 
kommt  es  in  diesem  Falle  nicht  an;^^^*) 

2.  jene  Unteroffiziere  und  Soldaten,  welche  aus  den  auch  für  Offiziere 
wirksamen  Veranlassungen  ^^^^)  während  der  aktiven  Dienstleistung  ohne 
eigenes  Verschulden  invalid  und  zugleich  für  immer  bürgerlich  erwerbs- 
unfähig geworden  sind,  auch  wenn  sie  noch  nicht  das  zehnte  Dienstjahr 
vollendet  haben;  ^^*'*') 

3.  jene  Unteroffiziere,  welche  18  oder  mehr  Jahre  ununterbrochen  aktiv 
gedient  haben,  ohne  daß  zur  Begründung  dieses  Anspruches  der  Nachweis 
der  Invalidität  erforderlich  ist;^^-^) 

Solche  Unteroffiziere  und  Soldaten,  welche  wegen  der  unter  Punkt  2 
angedeuteten  Veranlassungen  bei  der  Superarbitrierung  zwar  als  invalid,  aber 
als  noch  bürgerlich  erwerbsfähig  klassifiziert  und  deshalb  mit  Abschied  oder 
Zertifikat  beteilt  werden,  haben  einen  Vorbehaltsanspruch  auf  die  Invaliden- 

"")  M.-P.-G.  §  114.  "")  Ib.  §  115.  — 1123)  ib  §  126  Schlußalinea.  —  "'*)  M.-P.-G. 
§  72.  —  "25)  15.  §  4.  —  "2G^  Ib.  §  73.  —  "27J  11,.  §  74. 


432 

pension.  Dieser  Anspruch  tritt  in  Kraft,  wenn  innerhalb  der  nUchsten  5  Jalirc 
wegen  derselben  Gebrechen,  welche  die  Invalidität  herbeiführten,  auch  die 
durch  eine  erneuerte  Superarbitrierung  anerkannte  Erwerbsunfähigkeit  eintritt. 
Nach  Verlauf  der  5  Jahre  ist  der  Vorbehaltsanspruch  erloschen.****) 

Jene  Unteroffiziere  und  Soldaten,  welche  zwar  als  zu  allen  Militär- 
diensten invalid,  in  den  sub  Punkt  2  angedeuteten  Fällen  auch  als  bürgerlich 
erwerbsunfähig  befunden  wurden,  bei  denen  aber  eine  teilweise  Besserung; 
ihrer  Gebrechen  und  infolgedessen  die  Wiederbefähigung  zu  irgend  einer 
Militärdienstleistung,  beziehungsweise  zu  einem  selbständigen  Erwerbe  sich 
noch  erwarten  läßt,  haben  nur  Anspruch  auf  Gewährung  zeitlicher  Invaliden- 
pensionen. Eine  solche  Beteilung  erfolgt  nur  auf  1  bis  höchstens  zu  8  Jahren, 
worauf  eine  neue  Superarbitrierung  stattfindet. **29) 

II.  Die  Höhe  der  Invalidenpensionen  der  Unteroffiziere  und  Soldaten 
wird  nach  einem  besonderen  Schema  auf  Grundlage  der  Charge  und  der 
zurückgelegten  anrechnungsfähigen  Dienstzeit  bemessen.**^")  Für  die  Marine- 
personen gelten  etwas  abweichende  Bestimmungen.**^*)  Kadetten,  welche 
infolge  einer  Verwundung  vor  dem  Feinde  zu  Kriegsdiensten  untauglich 
geworden  sind,  werden  als  Leutnants  mit  der  Pensionsgebühr  von  jähr- 
lichen 600  Kronen  in  den  Ruhestand  versetzt.**^*)  Schiffs-  und  Maschinen- 
jungen sind,  wenn  sie  infolge  der  im  Dienste  oder  durch  den  Dienst  er- 
haltenen Beschädigungen  kriegsuntauglich  werden,  gleich  den  Matrosen  der 
letzten  (vierten)  Klasse  zu  behandeln. **^^) 

Als  anrechenbare  Dienstzeit  gilt  nur  die  aktive  Dienstzeit  mit  Ein- 
schluß der  Zeit  der  Rekrutenausbildung  und  der  Waflfenübungen.  Dagegen 
wird  nicht  angerechnet:**^*) 

1.  Die  auf  Urlaub  bis  zur  Einberufung  und  die  im  nichtaktiven  Ver- 
hältnisse zugebrachte  Zeit; 

2.  die  während  eines  etwaigen  Desertiousinterkalars  **'''')  verstrichene  Zeit ; 
8.  die  gesamte  Zeit  einer  Kerkerstrafe,  wenn  dieselbe  über  6  Monate 

gedauert  hat. 

Die  vor  einer  Entlassung  mit  Abschied  oder  Zertifikat  zurückgelegrte 
Dienstzeit  darf  nur  dann  angerechnet  werden,  wenn  der  Wiedereintritt  in 
die  militärische  Dienstleistung  unmittelbar  auf  die  Entlassung  erfolgte.**"^*') 

Sind  invalide  Unteroffiziere  und  Soldaten  vor  Zurücklegung  einer  zehn- 
jährigen Dienstzeit  mit  einer  Invalidenpension  zu  beteilcn,  so  wird  ihnen  die 
Dienstzeit  so  bemessen,  als  wenn  sie  eine  zehnjährige  Dienstzeit  vollstreckt 
hätten.**") 

Bezüglich  der  Anrechnung  der  Dienstzeit  in  der  Landwehr  und  im 
Landsturm  sowie  der  Kriegsjahre  und  der  Kriegsgefangenschaft  gelten  die 
gleichen  Grundsätze  wie  bei  den  Gagisten.**^^) 

Die  bei  der  Militärmappierung  und  lYiangulierung  verwendeten  Kadetten 
und  Unteroffiziere  haben  Anspruch  auf  eine  günstigere  Berechnung  der 
Dienstzeit,  indem  1  Jahr  für  16  Monate  zu  rechnen  ist.*****-^)  Desgleichen  ist 

ii^^Hb.  §  75.  —  1^29)  i\y^  §  76.  _  1130)  xb.  §  79.  —  "3^)  Ib.  §  111  al.  1  und  2. 
Gewissen  Charf^en  wird  die  Pension  gleich  jener  der  in  keine  Raugklasse  eiugereiiiten 
Gagisten  bemessen,  und  zwar  auf  Grund  der  für  860  Tage  entfallenden  Aktivitäts- 
löbnung.  Das  für  die  übrigen  Marinepersonen  maßgebende  Schema  ist  durch  das  Gesetz 
vom  23.  Juni  1891,  beziehungsweise  durch  den  (jesetzartikel  XXI  ex  1891  abgeändert 
worden.  —  i"-^  Ib.  §  81.  —  "'^j  Ib.  §  112.  —  ^^^')  Ib.  §  77  al.  1.  —  »*»^)  Vergl.  §  107 
Punkt  V.—  *".,)  M..P.-G.  §  77  al.  3.  —  ^»3^;  Ib.  §  HO.—  ^^^^)  Ib.  §  78  al.  1  und  §  120.  - 
"3ö)  Ib.  §  78  al.  2. 
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gewissen  höheren  Unteroffizieren  der  Marine  ^^^®)  die  nach  Vollendung  von 
10  Dienstjahren  auf  einem  ausgerüsteten  Schiffe  der  Flotte,  einem  Schul- 
schiffe oder  dessen  Tender  im  Frieden  zugebrachte  Einschiffungszeit  in  der 
Weise  anzurechnen,  daß  für  je  ein  Einschiffungsjahr  4  Monate  zur  an- 
rechnungsfähigen Dienstzeit  hinzugezählt  werden.  ^^*\) 

Besondere  Normen,  welche  den  für  die  Gagisten  maßgebenden  Bestim- 
mungen nachgebildet  sind,  gelten,  wenn  Unteroffiziere  und  Soldaten  des 
Urlauber-  oder  nichtaktiven  Standes  gleichzeitig  im  Zivilstaatsdienste  oder 
einem  gleichgehaltenen  Dienste  stehen  und  während  der  Militärdienstleistung 
sowohl  für  den  Militärdienst  als  auch  für  den  Zivildienst  untauglich  und 
zugleich  bürgerlich  erwerbsunfähig  geworden  sind.  Waren  solche  Unter- 
offiziere und  Soldaten  aus  dem  Zivildienste  bereits  pensioniert  oder  pro- 
visioniert  und  werden  sie  dann  infolge  der  Militärdienstleistung  invalid  und 
bürgerlich  erwerbsunfähig,  so  erhalten  sie  zu  der  600  Kronen  nicht  errei- 
chenden Zivilpension  einen  Militärzuschuß  nach  einem  besonderen  Schema. 
Einen  solchen  Zuschuß  bis  zur  gleichen  Höhe  erhalten  auch  nichtaktive 
Kadetten,  welche  aus  dem  Zivildienste  bereits  pensioniert  waren  und  infolge 
einer  Verwundung  vor  dem  Feinde  als  Leutnants  in  den  Militärruhestand 
versetzt  werden.^"^) 

III.  Analoge  Normen  wie  bei  den  Gagisten  gelten  auch  für  den  Be- 
^i^jjiusj  uu^j  ^[q  Auszahlung,  das  Ruhen  ^^^'*)  und  die  Endigung  ^**'') 
des  Pensionsbezuges  der  Unteroffiziere  und  Soldaten.  Desgleichen  besitzen 
die  mit  einer  Invalidenpension  bleibend  beteilten  Unteroffiziere  und  Soldaten 
einen  Anspruch  auf  eine  Abfertigung  im  zweijährigen  Betrage  der  ge- 
bührenden Pension.  ^"^) 

In  analoger  Weise  wird  ferner  vorgegangen,  wenn  Unteroffiziere 
und  Mannschaftspersonen  in  den  Zivilstaatsdienst  oder  in  eine  gleichgehaltene 
Bedienstung  bleibend  oder  auf  Probe  übertreten.  ^^^')  Gibt  der  Invalide  die 
Zivilbedienstung  mit  Bewilligung  der  vorgesetzten  Behörde  auf,  so  tritt  er 
wieder  in  den  Bezug  der  früher  genossenen  Invalidenpension.  Wird  er  aber 
wegen  einer  strafbaren  Handlung  zum  Verluste  der  Zivilbedienstung  ver- 
urteilt, so  hat  er  auf  den  Wiedereintritt  in  die  Pension  keinen  Anspruch. ^^*^) 
Bloß  zeitlich  mit  der  Invalidenpension  beteilte  Unteroffiziere  und  Soldaten 
haben  beim  Übertritt  in  den  Zivilstaatsdienst  nur  dann  Anspruch  auf  den 
Militärzuschuß,  wenn  ihnen  bei  einer  erneuerten  Superarbitrierung  das  Anrecht 
auf  eine  bleibende  Invalidenpension  zuerkannt  wird.^^^'*^) 

IV.  Der  Zuerkennung  der  Invalidenpensionen  der  Unteroffiziere  und 
Mannschaftspersonen  geht  gleichfalls  eine  Untersuchung  und  Antragstellung 
durch  Superarbitrierungskommissionen  voraus.  Die  Zuerkennung  selbst 
kommt  den  Territorialbehörden  zu.  Diesen  Behörden  ist  es  gestattet,  bei 
besonderen  Verhältnissen  auf  eine  ausnahmsweise  Behandlung  bei  der  Zen- 
tralverwaltungsbehörde anzutragen."^®) 

V.  Die  Versorgung  der  Mannschaft  der  bosnisch-herzegowi- 
nischen  Truppen  ist  durch  ein  besonderes  Landesgesetz  vom  12.  März  1893 


1140)  Vom  Unterbootsmann  aufwärts  und  den  gleichgestellten  Chargen.  —  ^"^)  M.- 
P.G.  §  110.  Dieser  Paragraph  verweist  unrichtigerweise  auf  den  §  65  statt  auf  den 
§  64.  —  "*^  Ib.  §  82.  —  "")  Ib.  §§  83  und  84.  —  "**)  Ib.  §§  87  bis  89.  —  "«)  Ib. 
^  85.  —  iu6)  Ib.  §  86.  —  "*")  Ib.  §  88  al.  1.  -  "*8)  Ib.  §  89.  -  "*»)  Ib.  §  87  al.  2.  — 
»i-»)  Ib.  §§  71,  118  und  127. 

Scbmid,  Das  Heeresrecht  der  osterr.-ung.  Monarchie.  28 
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geregelt,    dessen    Bestimmangen   jenen    der    für    die   Monarchie   geltenden 
Militärpensionsgesetze  in  der  Hauptsache  nachgebildet  sind.^^**^^) 

fi  120»  Die  Terwundungszulagen  der  Unteroffiziere  und  Mannschaftspersonen* 

L  Anspruch  auf  die  Gewährung  von  Verwundungszulagen  haben 
Unteroffiziere  und  Soldaten,  welche  durch  feindliche  Waffen  oder  sonstige 
Kriegsapparate  oder  auch  im  Frieden  in  Ausübung  ihres  Dienstes  ohne 
eigenes  Verschulden  verwundet  oder  schwer  beschädigt  und  infolgedesöcn 
dienstuntauglich  geworden  sind.^^^^) 

IL  Die  Höhe  der  Verwundungszulagen  richtet  sich  auch  bei  den 
Unteroffizieren  und  Mannschaftspersonen  nach  dem  Grade  der  Verwundung 
oder  Beschädigung  und  beträgt  je  nach  diesem  Grade  96,  198  oder  288  Kronen 
jährlich.  Gewisse  schwere  Beschädigungen  werden  dem  Verluste  eines  Gliedes 
gleichgehalten.^  ^ ''^ ) 

Der  Bezug  der  Verwundungszulage  und  ihr  Ausmaß  ist  unabhängig  von 
der  Invalidenpension,  der  Charge  und  Dienstzeit."-^*) 

Kadetten,  welche  infolge  einer  Verwundung  vor  dem  Feinde  als 
Leutnants  in  den  Ruhestand  versetzt  werden,  haben  auf  die  Verwuudung^- 
zulage  in  dem  für  Offiziere  festgestellten  Ausmaße  Anspruch.  "•'^^) 

III.  Der  Bezug  der  Verwundungszulagen  beginnt  und  läuft  für  Unter- 
offiziere und  Mannschaftspersonen  in  gleicher  Art  wie  jener  von  Invaliden- 
pensionen, endigt  aber  nur  durch  den  Tod  des  Bezugsberechtigten,  durch 
Auswanderung  oder  Erwerbung  einer  fremden  Staatsbürgerschaft."' 


§  121.  Die  Unterbringong  der  Unteroffiziere  auf  ZlYildioustposten. 

I.  Bereits  die  kaiserliche  Verordnung  vom  19.  Dezember  1853,  R.-G.-B! 
Nr.  266,  hatte,  wie  schon  erwähnt  worden  ist,  die  Ansprüche  der  Unter- 
offiziere und  Mannschaftspersonen  auf  Zivildienstposten  eingehen- 
der geregelt.  Vorbehalten  waren  den  Unteroffizieren  die  Diener-  und  Mani- 
pulationsposten bei  sämtlichen  landesfürstlichen  Ämtern,  Staats-  oder  solchen 
Anstalten,  welche  ganz  oder  zum  Teile  aus  Staatsmitteln  erhalten  werden, 
ferner  die  dem  exekutiven  Unterdienste  angehörigen  Posten  bei  den  »Staats- 
eisenbahnen,  bei  den  Post-  und  Telegraphenanstalten,  bei  den  Berg-,  Forst- 
und  Salinenämtern  und  bei  den  Ärarialfabriken,  zu  welchen  aulJer  der 
Kenntnis  des  Lesens,  Schreibens  und  Rechnens  nur  eine  praktische  Ein- 
führung notwendig  ist.  Anspruch  auf  diese  Posten  hatten  nicht  nur  Unter- 
offiziere, sondern  unter  gewissen  Umständen  auch  Gemeine.  Den  Gemeinde- 
organen war  es  gleichfalls  zur  Pflicht  gemacht,  bei  den  von  ihnen  zu  ver- 
leihenden Anstellungen  die  Militärpersonen  zu  berücksichtigen,  und  zwar 
sollten  insbesondere  zu  den  Stellen  des  Feld-  und  Waldaufsichtspersoual«, 
des  Markt-,  Straßen-  und  Sicherheitswesens  gediente  Unteroffiziere  oder 
sonst  gediente  Militärpersonen  gewählt  werden.  Eine  vorzugsweise  Bedaeht- 
nahme  auf  gediente  Militärpersonen  von  selten  der  größeren  Privatinstitute, 
Gesellschaften  und  Industrieunternehmungen,  der  Banken,  Sparkassen,  Asse- 
kuranzgesellschaften,   Eisenbahn-    und    Dampfschiffahrtsgesellschaften   sollte 

^^^^)  G.  u.  V.-Bl.  f.  B.  u.  d.  H.  1899,  Nr.  39.  Die  vom  gemeinsamen  Ministeriam 
im  Einvernelimen  mit  dem  R.-K.-M.  getroffenen  Durchführungsbestimmungen  sind  in  der 
Z.-V.  des  ß.-K.-M.  vom  24.  Februar  1900,  Präs.-Nr.  728,  N.-V.-Bl.  Nr.  38,  enthalten.  — 
"«)  M.-P.-G.  §  91.  —  11^3)  Ib.  §§  91  bis  94.  —  ^i^*)  Ib.  §  90.  —  "")  Ib.  §  95.  - 
"=^c)  Ib.  §§  96  und  97. 
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denselben  zum  Verdienste  angerechnet  und  bei  der  künftigen  Genehmigung 
solcher  Vereine  und  Gesellschaften  als  statutarische  Pflicht  auferlegt  werden. 

Die  Wehrgesetze  des  Jahres  1868  (§  38 )  hatten  sodann  den  Anspruch 
der  ausgedienten  Unteroffiziere  auf  Zivildienstposten  neuerdings  im  Prinzip 
anerkannt  und  die  Ausfuhrung  dieses  Grundsatzes  durch  besondere  Gesetze 
in  Aussicht  gestellt. 

IL  Nach  den  in  Gemäßheit  dieser  Bestimmung  in  beiden  Reichshälften 
erlassenen  sogenannten  Zertifikatistengesetzen"*^^)  sind  gewisse  Zivil- 
dienstposten ausschließlich  oder  vorzugsweise  den  ausgedienten 
Unteroffizieren  zum  Zwecke  ihrer  Versorgung  vorbehalten. 

1.  Ausschließlich  sind  vorbehalten:^^'*'^) 

a)  Alle  Diener-  und  Aufsichtsposten  bei  den  staatlichen  Behörden, 
Gerichten,  Ämtern,  Straf-  und  allen  jenen  Anstalten,  welche  ganz  oder  zum 
Teile  aus  Staatsmitteln  erhalten  werden,  in  Ungarn  dieselben  Dienstesstellen 
bei  den  Jurisdiktionen  zur  Hälfte; 

b)  die  in  die  Kategorie  der  Amts-  und  Eanzleidiener,  des  niederen 
Aufsichts-  und  Betriebsdienstes  gehörigen  Posten  bei  den  vom  Staate  sub- 
ventionierten oder  garantierten  Eisenbahnen,  Dampfschiffahrts-  und  anderen 
Unternehmungen,  welche  entweder  in  Zukunft  konzessioniert  werden  oder  welche 
schon  konzessioniert  sind  und  nach  ihren  Statuten,  Konzessionsurkunden 
oder  sonstigen  Bestimmungen  die  Verpflichtung  besitzen,  bei  der  Besetzung 
von  Dienstesposten  auf  ausgediente  Unteroffiziere  Bedacht  zu  nehmen. 

Bei  der  Konzessionierung  neuer  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunter- 
nehmungen ist,  auch  wenn  dieselben  keine  Unterstützung  aus  Staatsmitteln 
genießen,  den  Unternehmern  die  Unterwerfung  unter  diese  Gesetzesbestim- 
mung aufzuerlegen.  ^^^^) 

Die  definitive  oder  provisorische  Eigenschaft  der  Bedienstung  ist 
gleichgültig. 

2.  Ein  Vorzugsrecht  besitzen  ausgediente  Unteroffiziere  bei  der 
Besetzung  der  Beamtenstellen  im  Kanzlei-  und  Manipulationsfache  bei  den 
genannten  Behörden  und  Ämtern,  welche  nicht  an  Beamte,  die  schon  in 
einem  Gehaltsbezuge  stehen,  oder  an  Quieszenten  verliehen  werden,  soferne 
die  Unteroffiziere  ihre  volle  Befähigung  für  diese  Stellen  nachgewiesen 
haben.  Den  gleichen  Vorzug  genießen  sie  auch  bei  der  Besetzung  der 
Stellen  in  der  Sicherheits-  und  Finanzwache. ^^^^) 

Die  Verzeichnisse  der  den  Unteroffizieren  vorbehaltenen  Dienstposten 
und  Beamtenstellen,  auf  welche  für  diese  ein  Vorzugsrecht  besteht,  sind  im 
administrativen ^^^^j  Wege  zu  sammeln,  in  Evidenz  zu  halten  und  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  veröflFentlichen.^^^*) 

IL  Anspruch  auf  Posten  der  genannten  Art  besitzen: 
1.  Unteroffiziere,  welche  12  Jahre  und  darunter  wenigstens  8  Jahre 
als  Unteroffiziere  im  Heere,  in  der  Kriegsmarine  oder  bei  der  Landwehr 
aktiv  gedient  haben  und  gut  konduisiert  sind.  Die  in  der  Eigenschaft  eines 
Titurlarunteroffiziers  zurückgelegte  Dienstzeit  wird  in  die  achtjährige  Unter- 
offiziersdienstzeit eingerechnet;  ^^*'^) 

"'^")  Die  Durchfuhrungsbestimmungen  zu  diesen  Gesetzen  sind  von  den  beider- 
seitigen Landesverteidigun^sministericn  im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  beteiligtt^n 
Zentralstellen  erlasssen  worden.  Die  Durchführungsverordnung  des  k.  k.  M.  f.  L.-V.  er- 
flolJ  unter  dem  12.  Juli  1872,  U.-G.-Bl.  Nr.  98.  —  "^^)  Zertif.-G.  §  4.  —  "*»)  Ib.  §  19. 
—  "'ö)  11,.  §  5.  —  "''^i)  Das  ö.  G.  sagt  ungenau:  „ira  Verordnungswege**.  —  "")  Zertif.-G. 
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2.  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Dienstjahre  jene  Unteroffiziere, 
welche  vor  dem  Feinde  oder  in  Ausübung  des  öflFentlichen  Sicherheits- 
dienstes durch  Verletzung  für  den  Militärdienst  untauglich  geworden  sind, 
ohne  dadurch  die  Verwendbarkeit  für  den  Zivildienst  eingebüßt  zu  haben.*" *) 

IIL  Behufs  Wahrung  ihrer  Ansprüche  erhalten  die  anspruchsberechtigten 
Unteroffiziere  über  ihre  Befähigung  eine  Bestätigung  (ein  Zertifikat)  und 
werden  von  den  im  Reichskriegsministerium,  beziehungsweise  in  den  beiden 
Landesverteidigungsministerien  aufgestellten  Evidenzhaltungen  in  Verzeich- 
nissen geführt. *^^''^)  Die  Entscheidung  über  die  Ausstellung  des  Zertifikatn, 
beziehungsweise  die  Aufnahme  in  das  Verzeichnis  erfolgt  durch  den  Beschluß 
der  betreffenden  Evidenzhaltungskommission,  welche  aus  dem  zur 
Führung  der  Evidenzhaltung  bestellten  Organe,  dem  betreffenden  Departe- 
mentschef und  dem  Sektionschef  besteht. 

Die  anspruchsberechtigten  Unteroffiziere,  welche  schon  aus  dem  Militär- 
verbande getreten  sind,  haben  sich  um  eine  vorbehaltene  Stelle  direkt,  die- 
jenigen, welche  noch  in  der  aktiven  Dienstleistung  stehen,  im  Dienstwege 
zu  bewerben. **^^)  Die  Bewerbung  kann  auch  im  Wege  der  Vormerkung 
auf  eine  erst  in  Erledigung  kommende  Stelle  erfolgen.  *^®^)  Voraussetzung 
für  die  Erlangung  der  Stelle  ist  aber  außerdem  körperliche  Eignung,  die 
Staatsbürgerschaft  in  der  betreffenden  Reichshälfte  und  die  Erfüllung  der 
besonders  vorgeschriebenen  Erfordernisse.**^^)  Die  Auswahl  unter  den  an- 
spruchsberechtigten Bewerbern  ist  unbeschränkt.  Ist  kein  anspruchsberech- 
tigter,  für  den  betreffenden  Posten  geeigneter  Bewerber  vorhanden,  so  kann 
auch  ein  anderer  Bewerber,  der  nicht  Unteroffizier  ist,  angestellt  werden.*****^) 

Die  vorbehaltenen  Dienstposten  sind  an  die  anspruchsberechtigten  Be- 
werber regelmäßig  nur  in  der  ersten  Anstellungsstufe  zu  verleihen.  **^^) 

Damit  die  anspruchsberechtigten  aktiven  Unteroffiziere  sich  die  nötige 
Qualifikation  für  die  vorbehaltenen  Stellen  erwerben  können,  wird  ihnen 
die  Ableistung  einer  Probepraxis  durch  Gewährung  eines  Urlaubes  in  der 
Dauer  bis  zu  6  Monaten  unter  Fortbezug  der  Militärgebühren  ermöglicht. 

IV.  Der  Anspruch  der  Zertifikatisten  erlischt:**^*) 

1.  Durch  Verzichtleistung; 

2.  durch  eine  Verurteilung,  mit  welcher  kraft  des  Gesetzes  der  Verlust 
von  Staats-  oder  öffentlichen  Ämtern  verbunden  ist; 

3.  durch  Vollendung  des  45.  Lebensjahres  rücksichtlich  jener  Dienstposten, 
für  welche  das  Gehalt  ganz  oder  teilweise  aus  Staatsmitteln  bezahlt  wird; 

4.  durch  Vollendung  des  37.  Lebensjahres  rUcksichtlich  aller  übrigen, 
nicht  vom  Staate  bezahlten  Dienstposten. 

V.  Zur  Sicherung  der  Ansprüche  der  Zertifikatisten  sind 
besondere  Kautelen  vorgesehen: 

1.  Die  Behörden,  Ämter  und  Unternehmungen  sind  verpflichtet,  Var- 
merkungen  über  die  bei  ihnen  einlangenden  Bewerbungen  der  Unteroffiziere 
zu  führen  und  Bestätigungen  über  die  eingebrachten  Bewerbungen  zu  er- 
teilen, welche  die  Zahl  der  schon  früher  für  die  betreffende  Stelle  vorge- 
merkten Bewerber  enthalten  müssen.  **^^j 

2.  Die  vorbehaltenen  Stellen  sind  von  der  Behörde,  bei  welcher  die- 
selben zur  Besetzung  gelangen,  öffentlich  bekanntzumaehen  und  dem  Reichs- 
kriegsministerium   sowie   dem    betreffenden    Landesverteidigungsministerium 

iie^Tlb.  §  2.  —  116^)  Ib.  §  7.  ~  ^i^'ß)  Ib.  §  8.  —  "^7)  i\y  §  9.  -  "6^)  Ib.  jJ  \J, 
—  "^>^)  Ib.  §  18.  —  11"")  Ib.  §  14.  —  ii'i)  Ib.  §  17.  —  ""2j  Ib.  §  11. 
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mitzuteilen.  Nur  bei  öffentlichen  Unternehmungen  kann  die  öffentliche  Be- 
kanntmachung unterbleiben,  wenn  schon  anspruchsberechtigte  Bewerber  vor- 
gemerkt sind  und  die  erledigte  Stelle  einem  solchen  verliehen  wird.  ^^'^) 

3.  Jedem  Anspruchsberechtigten  steht,  auch  wenn  er  nicht  als  Bewerber 
aufgetreten  ist,  als  rechtlichem  Interessenten^^'*)  das  Recht  der  Beschwerde- 
führung zu,  wenn  ein  vorbehaltcner  Dienstposten  oder  eine  Beamten-,  be- 
ziehungsweise eine  Wachmannstelle,  rücksichtlich  welcher  den  anspruchs- 
berechtigten Unteroffizieren  der  Vorzug  eingeräumt  ist,  gegen  die  Bestim- 
mungen des  Zertifikatistengesetzes  verliehen  worden  ist.^^'^)  Die  Beschwerde 
ist  an  das  Ministerium  zu  richten,  welchem  die  verleihende  Behörde  unter- 
steht, und  zwar  im  ordentlichen  Dienstwege,  wenn  der  Beschwerdeführer 
noch  im  Militärverbande  steht,  sonst  unmittelbar  im  Wege  des  Reichskriegs- 
ministerinms,  beziehungsweise  des  betreflFenden  Landesverteidigungsmini- 
steriums. Wird  die  Beschwerde  vom  Ministerium,  welchem  die  verleihende 
Behörde  untersteht,  als  begründet  erkannt,  so  ist  die  Dienstesverleihung  als 
ungültig  zu  erklären.  Das  gleiche  Kassationsrecht  kann  aber  auch  von 
Amtswegen  geltend  gemacht  werden.  Seine  Ausübung  ist  an  eine  Frist 
gebunden,  so  daß,  wenn  vom  Tage  der  gesetzwidrig  erfolgten  Anstellung 
bis  zu  jenem  Zeitpunkte,  wo  das  betreflFende  Ministerium  in  welcher  Art 
immer  Kenntnis  von  derselben  erlangt  hat,  schon  1  Jahr  verstrichen  ist, 
die  gesetzwidrige  Verleihung  aufrecht  bleibt.^^"^^) 

4.  Gegen  Unternehmungen  ist  in  allen  Fällen  bei  jeder  gesetzwidrigen 
Verleihung  eine  Geldstrafe  von  200  bis  1000  Kronen  zu  Gunsten  des  Armen- 
fonds der  Gemeinde,  in  welcher  die  betreflFende  Unternehmung  ihren  Sitz 
hat,  zu  verhängen.^ ^'') 

VI.  Das  Institut  der  Zertifikatisten  besteht  auch  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina.  Unteroffiziere,  welche  8  Jahre  und  darunter  wenigstens 
5  Jahre  als  Unteroffiziere  aktiv  gedient  haben,  erlangen  daselbst  einen 
Anspruch  auf  Verleihung  von  Anstellungen  im  ÖflFentlichen  Dienste,  dann 
bei  vom  Lande  subventionierten  Unternehmungen.^*'*^) 

§  122«  Die  Aufnahme  der  ünterofftziere  und  Mannschaftspersoneu  in  den 

Yersor^nugsstand  eines  MilitftriuvalidenlianBes. 

I.  Anspruch  auf  Aufnahme  in  den  Versorgungsstand  eines 
Militärinvalidenhauses^^'^'O  haben  jene  Unteroffiziere  und  Soldaten,  welche 

1.  wenigstens  30  Jahre  ununterbrochen  aktiv  gedient  haben,  oder  welche 

2.  infolge  einer  Verwundung  vor  dem  Feinde  oder  überhaupt  im  Dienste 
erblindet  sind  oder  so  schwere  Verletzungen  erlitten  haben,  daß  sie  eine 
besondere  Pflege  und  Aufsicht  benötigen,  oder  welche  endlich 

8.  während  des  aktiven  Dienstes  von  Blödsinn  oder  Epilepsie  befallen 
oder  durch  Lähmung  hilflos  werden  und  nicht  bei  ihren  Angehörigen  die 
erforderliche  Pflege  finden. 

IL  Die  Versorgung  kann  je  nach  Wahl  der  Berechtigten  bestehen  :^^^^j 

1.  In  der  wirklichen  Aufnahme  in  ein  Invalidenhaus; 

2.  im  Bezug  der  Invalidenpension  außerhalb  des  Invalidenhauses  unter 
Vorbehalt   des  Anspruches   auf  Aufnahme   in   die  Invalidenhausversorgung; 

^^''^)  Ib.  §  10.  —  "'*)  Vergl.  hierüber  Bernatzik,  Rechtssprechung  und  materielle 
RechtÄkraft  (1886).  S.  183  ff.  —  ""^)  Zertif-G.  §  15.  —  "'ß)  Ib.  §  16  al.  1.  —  i"')  Ib. 
§  16  al.  2.  —  "'3)  Fr.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  34.  —  ""9)  M.-P.-G.  §  99.  -  "»«)  Ib.  §§  103 
bis  105. 
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3.  in  einer  Abfertigung  im  zweijährigen  Betrage  der  Invalidenpension 
gegen  Verzicht  auf  die  Invalidenhausversorgung. 

Die  Versorgungsgenüsse  der  wirklich  aufgenommenen  Unteroffiziere 
und  Soldaten  bestehen  in  der  nach  der  zur  Zeit  der  Aufnahme  wirklich 
bekleideten  Charge  auf  Grund  eines  besonderen  Schemas  bemessenen 
Löhnung,  in  der  Kost,  Brotration,  Unterkunft,  Bekleidung  und  im  Limito- 
rauchtabak  gegen  Entrichtung  des  Limitopreises,  dann  bei  Eintritt  beson- 
derer Verhältnisse  auch  im  Bezug  der  verschiedenen  Zulagen  (Verwundungs-, 
Dienst-,  Arbeits-,  Marsch-  und  HanitätszulagenV^®^) 

Die  für  die  wirkliche  Aufnahme  in  Invalidenhäuser  bestimmten  Unter- 
offiziere und  Soldaten  werden  von  den  Territorialkommanden,  in  deren 
Bereiche  ihre  öuperarbitrierung  stattgefunden,  nach  ihrer  Heimatszuständig- 
keit einem  bestimmten  Invalidenhause  zugewiesen,  und  zwar  jene  aus 
Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  dem  Militärinvalidenhause  zu  Prag,  jene 
aus  Galizien  und  der  Bukowina  dem  Invalidenhause  zu  Lemberg,  jene  aus 
den  übrigen  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  dem 
Invalidenhause  zu  Wien  und  jene  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
dem  Invalidenhause  zu  Tyrnau.  Etwaige  Ausländer  werden  in  das  Wiener 
Invalidenhaus  aufgenommen.  Über  Ansuchen  der  Anspruchsberechtigten 
können  in  rücksichtswtirdigen  Fällen,  wenn  die  Unterkunftsverhältnisse  es 
zulassen,  Ausnahmen  von  dieser  Regel  stattfinden. 

III.  Die  Invalidenhaus  Versorgung  endigt: 

1.  Durch  den  Tod  des  Bezugsberechtigten; 

2.  durch  Verzicht; 

3.  durch  eine  Verurteilung  zur  Strafe  <les  schweren  Kerkers.  Eine 
solche  Verurteilung  hebt  aber  den  Anspruch  auf  die  Verwundungszulage 
nicht  auf.^i^«) 

Invaliden,  welche  sich  dem  Trünke  ergeben,  durch  Unverträglichkeit 
Zwistigkeiten  im  Invalidenhause  veranlassen,  sich  den  Haussatzungen  nicht 
fügen  wollen  und  sich  ungeachtet  aller  Vorstellungen  unverbesserlich  zeigen, 
werden  über  Antrag  des  Invalidenhauskommandos  unter  Anweisung  ihrer 
Invalidenpension  aus  dem  Invalidenhause  entfernt. ^^^^) 

§  128.    Die  Aufbesserung  der  Yersorgnag  der  inTaliden  Unteroffiziere  und  Mann> 
Schaftspersonen  aus  den  Militärtaxfonds  und  InTalidenfonds. 

I.  Nach  den  Militärtaxgesetzen^^^^)  wird  den  bereits  vor  der  Wirk- 
samkeit der  Militärpensionsgesetze  in  die  Militärversorgung  übernommenen, 
dem  Patental-,  beziehungsweise  Vorbehaltsinvalidenstande  angehörigen  Unter- 
offizieren, Soldaten  und  gleichgestellten  Heerespersonen  aus  den  Einnahmen 
der  Militärtaxfonds  ein  50prozentigcr  Zuschuß  zum  Patentalgehalte 
gewährt. 

II.  Zur  Aufbesserung  der  InvalidenbezUge  dienen  außerdem  die  Ein- 
nahmen der  in  den  österreichischen  Ländern  bestehenden  Invalidenfonds. 
Dieselben  sind  —  zum  Teil  bereits  in  den  Jahren  1813  und  1815  —  durch 
Sammlungen  und  Stiftungen  entstanden  und  stehen  gegenwärtig  in  der 
Verwaltung  der  Landesausschtisse.^^^'*) 

"»i)  Ib.  §§  100  bis  102.  —  1182,  Ib.  §  106  al.  1.  —  "»3)  Ib.  §  106  al.  2.  -  "»*)  Ö. 
M.-T.-G.  ^  15  Punkt  2  a),  u.  M.-T.-G.  §  8  Punkt  2  a).  —  "»^)  Eine  im  Jahre  1897  hu 
Bureau  der  statistischen  Zentralkommission  angefertigte  Übersicht  dieser  Fonds  er^ab 
ein  Gesamtvermögen  von  1,845.569  fl.  und  eine  Gesamteinnahme  von  78.243  fl. 
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$  134«  Die  Tersorgoug'  der  geisteskranken  Unteroffiziere  and  Mannsohaftspersonen. 

Unteroffiziere  und  Soldaten,  welche  während  der  aktiven  Dienstleistung 
oder,  während  sie  sich  im  Genüsse  einer  Invalidenpension  oder  im  Ver- 
Horgungsstande  eines  Invalidenhauses  befinden,  geisteskrank  werden,  können, 
im  Falle  ihre  Übergabe  an  eine  Irrenanstalt  als  notwendig  erkannt  wird, 
entweder  in  die  Irrenabteilung  des  Militärinvalidenhauses  zu  Tjmau  oder, 
wenn  daselbst  ihre  Unterbringung  nicht  möglich  sein  sollte,  in  eine  Zivil- 
irrenanstalt abgegeben  werden.  Die  durch  diese  Unterbringung  erwachsenden 
Ausgaben  werden  gegen  Einstellung  der  Gebühren  dieser  Personen  vom 
Ärar  bestritten,  und  zwar  fllr  Kadetten  nach  der  zweiten,  für  die  übrigen 
Unteroffiziere  und  Soldaten  nach  der  dritten  Verpflegskiasse.  ^^*^''') 

C.  Die  Vei*8orgung  der  Witwen  und  Waisen  der  Gagisten. 

$  129.  Die  Pensionen  und  die  'damit  zusammenhängenden  Versorgnngsgenttsse  der 

IVitwen  der  Gagisten. 

I.  Anspruch  auf  eine  fortlaufende  Jahrespension  besitzen  die 
Witwen  folgender  Gagisten:  ^^^^)  ^^^^) 

1.  Die  Witwen  von  Offizieren,  Militärgeistlichen,  Auditoren,  Militär- 
ärzten, Truppenrechnungsführern  und  sonstigen  Gagisten,  wenn  die  Ehe 
während  der  aktiven  Dienstleistung  des  Gatten,  beziehungsweise  während 
einer  Beurlaubung  mit  Wartegebühr  oder  vor  dessen  Eintritt  in  den  Militär- 
dienst geschlossen  worden  ist  und  der  Gatte  entweder 

a)  vor  dem  Feinde  gefallen  oder  infolge  einer  vor  dem  Feinde  oder 
auch  sonst  ohne  eigenes  Verschulden  unmittelbar  in  Ausübung  des  Militär- 
dienstes erlittenen  Verwundung  oder  äußeren  Beschädigung  oder  an  einer 
an  dem  dienstlichen  Aufenthaltsorte  herrschenden  epidemischen,  endemischen 
oder  infolge  seiner  Dienstleistung  in  einem  Spitale  überkommenen  ansteckenden 
Krankheit  oder  endlich  infolge  von  Kriegsstrapazen  gestorben  ist;  oder 

/>)  infolge  der  während  der  aktiven  Dienstleistung  im  Frieden  ohne 
eigenes  Verschulden  in  unmittelbarer  Ausübung  des  Militärdienstes 
erlittenen  Strapazen  und  Unfälle  oder  sonst  durch  die  Eigentümlichkeit  des 
Militärdienstes  überkommenen  Schädigungen,  wenngleich  ohne  Verwundung 
oder  äußere  Verletzung  den  Tod  fand,  vorausgesetzt,  daß  der  Tod  nicht 
später  als  nach  5  Jahren  vom  Zeitpunkte  des  Austrittes  aus  der  letzten 
aktiven  Dienstleistung  erfolgt  ist;  oder  endlich 

c)  ohne  Rücksicht  auf  die  veranlassende  Ursache  seines  Todes  zur 
Zeit  desselben  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Zuerkennung  einer  bleibenden 
Militärversorgung  erlangt  hatte  oder  wenngleich  nach  Ablegung  des  Militär- 
eharakters  bereits  in  deren  Genüsse  gestanden  ist  oder  im  Falle  der  während 
der  Beurlaubung  mit  Wartegebühr  geschlossenen  Ehe  nach  seiner  Einbringung 
in  den  Dienstesstand  noch  mindestens  3  Jahre  fortgedient  hatte. 

2.  Die  Witwen  von  Offizieren  und  sonstigen  Gagisten,  welche  sich  im 
Ruhestande  verehelicht  haben,  sowie  die  Witwen  von  Offizieren  und  sonstigen 
Uagisten  in  der  Reserve,  in  der  nichtaktiven  Landwehr  und  der  Evidenz 
derselben,  in  der  Seewehr,  im  Stande  eines  Landsturmkörpers  oder  im  Ver- 
hältnisse außer  Dienst, 

^««)  M.-P.-G.  §  116.  —  "«'^)  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §§liind2  und  Nachtragsgesetz  ex 
1896  §§  1  und  2.  —  "»»)  Djg  Durchführungsbestimmungen  des  M.  f.  L.-V.  zum  M.-W.  und 
W.-V.-G.  sind  mit  der  Z.-V.  vom  22.  September  1887,  R.-G.-Bl.  Nr.  113,  getroffen  worden. 
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a)  wenn  der  Gatte  nach  seinem  Einrücken  zur  aktiven  Dienntlei^tun^ 
unter  einem  der  im  Punkt  1  sub  a)  und  b)  angegebenen  rmstände 
gestorben  ist; 

//)  wenn  der  in  den  Ruhestand  versetzte  Offizier  im  Frieden  in  den 
aktiven  Stand  rückversetzt,  somit  in  eine  der  bestehenden  Konkretualstandes- 
gruppen  eingereiht  worden  oder  im  Kriege  in  besonderer  Dienstesverwendnng 
gestanden  und  sein  Tod  während  der  aktiven  Dienstleistung  oder  nach  einer 
fortgesetzten,  mindestens  dreijährigen  aktiven  Dienstleistung  im  neuerlichen 
Kuhestande  eingetreten  ist. 

Die  (xattinnen  der  vor  dem  Feinde  vermißten  und  in  Abgang  gebrachten 
Gagisten,  welche  zur  Zeit  dieses  Abganges  im  Bezug  von  Militärgebühren 
(einer  Gage  oder  Pension)  gestanden  sind,  erhalten  beim  Vorhandensein  der 
gesetzlichen  Voraussetzungen  die  ihnen  für  den  Todesfall  des  (latten 
gebührende  Versorgung  provisorisch  für  so  lange,  bis  der  (latte  zum 
Vorschein  kommt  oder  für  tot  erklärt  wird.  ^^^'^) 

Witwen  von  Heerespersonen,  welche  auf  einem  ausgerüsteten  Kriegs- 
schiffe  aus  Anlaß  eines  öeeungltickes  ihr  Leben  verloren  haben,  werden 
hinsichtlich  ihrer  Versorgungsansprüche  jenen  Witwen  gleichgestellt,  deren 
Gatten  vor  dem  Feinde  gefallen  sind.  ^^•^'^) 

Ausgeschlossen  von  dem  Ansprüche  auf  eine  fortlaufende  Pension 
sind  nachstehende  Witwen:  ^^•*\) 

1.  Deren  Ehe  ohne  militärbehiirdliche  Bewilligung,  beziehungsweise  ohne 
Beobachtung  der  militärischen  Heiratsvorschriften  ^^'-'^ )  geschlossen  worden  ist; 

2.  welche  sich  seit  dem  Inslebentreten  der  Militärwitwen-  und  Waisen- 
versorgungsgesetze des  Jahres  1887  entweder  gegen  Einlegung  eines  Pensions- 
verzichtreverses oder  außerhalb  der  durch  die  militärischen  Heirats  vor  Schriften 
beschränkten  Zahl  verehelicht  haben,  soferne  deren  Gatten  nicht  vor  dem 
Feinde  gefallen  oder  unter  einem  der  oben  angeführten  besonderen  Umstände 
verstorben  sind; 

3.  welche  zur  Zeit  des  Ablebens  ihres  Gatten  mit  demselben  nicht  in 
Gemeinschaft  gele])t  haben,  wenn  sie  nicht  nachweisen  können,  daß  sie 
hieran  keine  Schuld  tragen; 

4.  deren  Gatten  aus  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ausge- 
wandert sind  oder  eine  fremde,  d.  h.  eine  andere  als  die  österreichische, 
beziehungsweise  ungarische  .Staatsbürgerschaft  erworben  oder  sich  bis  zu 
ihrem  Tode  unbefugt  im  Auslande  aufgehalten  haben; 

5.  deren  Gatten  unmittelbar  aus  der  aktiven  Militärdienstleistung  ohne 
Vorbehalt  des  Anspruches  auf  eine  Heeresversorgung  oder  unter  rechtswirk- 
samer  Verzichtleistung  auf  jede  solche  Versorgung  aus  dem  Militärruhestande 
in  den  Zivilstaatsdienst  oder  einen  diesem  gleichgehaltenen  Dienst  überge- 
treten sind,  insoferne  mit  einem  solchen  Dienste  die  Anwartschaft  auf  einen 
Versorgungsgenuß  für  die  Witwe  verbunden  ist; 

6.  deren  Gatten  während  der  aktiven  Dienstleistung,  beziehungsweise 
während  der  Beurlaubung  mit  Wartegebühr  ihre  Charge  freiwillig  abgelegt 
haben  oder  derselben  verlustig  erklärt  worden  sind; 

7.  deren  im  Ruhestande  befindliche  Gatten  außer  dem  im  Punkt  5 
erwähnten  Falle  gegen  oder  ohne  Abfertigung  auf  die  Militärpension  ver- 
zichtet haben; 

^^^••)  Ö.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  Art.  IV,  u.  M.-W.  u,  W.-V.-(i.  §  37.  -  "»o  ()  51  .>v. 
u.  W.-V.-G.  Art.  II,  u.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  30.  —  ^^"^)  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  3-  - 
1192^  Vergl.  §  19  II. 
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8.  deren  im  Ruhestand  befindliehe  Gatten  der  Militärpension  infolge 
einer  strafgerichtlieben  Verurteilung  verlustig  geworden  sind  oder  gegen 
deren  Gatten  vor  oder  nach  dem  Ableben  derselben,  jedoch  noch  vor 
Anweisung  der  Witwenpension  derartige  Anschuldigungen  hervorgekommen 
und  erwiesen  worden  sind,  daß  sie,  wenn  sie  nicht  gestorben  sein  würden, 
des  Dienstes  entlassen,  beziehungsweise  der  Pension  oder  Charge  verlustig 
geworden  wären; 

9.  gegen  welche  wegen  einer  noch  bei  Lebzeiten  des  Gatten  verübten 
strafbaren  Handlung  eine  strafgerichtliche  Verurteilung  stattgefunden  hat, 
welche  die  Entziehung  der  Pension  nach  sich  zieht. 

Witwen,  welche  auf  eine  Pension  keinen  gesetzlichen  Anspruch  besitzen, 
können  mit  Gnadengaben  beteilt  werden.  Dieselben  werden  entweder 
lebenslänglich  und  unbedingt  oder  auf  eine  beschränkte  Zeit  (regelmäßig 
3  Jahre)  und  unter  bestimmten  Bedingungen  verliehen. ^^'-^^J 

II.  Die  Höhe  der  Witwenpension  richtet  sich  nach  der  Rangklasse 
des  verstor]>enen  Gatten  und  bewegt  sich  zwischen  400  Kronen  jährlich  für 
die  zwölfte  Rangklasse  und  4000  Kronen  jährlich  für  die  erste  und  zweite 
Rangklasse;  es  darf  jedoch  die  Pension  der  Witwe  nach  einem  im  Ruhestande 
verstorbenen  Offiziere  oder  Hearaten  die  H()he  der  vom  Verstorbenen  zuletzt 
bezogenen  Pension  nicht  übersteigen.  Witwen  von  Offizieren  des  Soldaten- 
standes, welchen  im  Kriege  von  der  vorgesetzten  Kommandostelle,  und  zwar 
vom  Truppen-  oder  Schiffsdivisionskommando  aufwärts,  ein  der  Charge  nach 
ihnen  nicht  zukommendes  Kommando  provisorisch  oder  definitiv  verliehen 
worden  ist,  erhalten,  wenn  diese  Verleihung  öffentlich  verlautbart  wurde,  die 
Pension  nach  dem  Ausmaße  für  den  nächst  höheren  Chargengrad  des 
Gatten,  soferne  derselbe  während  der  Führung  dieses  Kommandos  vor  dem 
Feinde  gefallen  oder  infolge  einer  während  der  Führung  dieses  Kommandos 
vor  dem  Feinde  erlittenen  Verwundung  gestorben  ist.  AVitwen  von  Offizieren 
des  Landsturmes  erhalten  die  Pension  nach  jener  Rangklasse,  welche  dem 
verstorbenen  Ehegatten  vermöge  seiner  Landsturmoffizierscharge  im  Heere 
gebührt  hätte.^*'^'*)  Die  Witwen  der  in  keine  Rangklasse  eingeteilten  Gagisten 
erhalten  als  fortlaufende  Jahrespension  den  dritten  Teil  der  von  dem  Gatten 
zuletzt  bezogenen  Aktivitätsgage.^**''^) 

Jene  Witwen,  deren  Gatten  erwiesenermaßen  vor  dem  Feinde  gefallen 
oder  binnen  Jahresfrist  infolge  einer  vor  dem  Feinde  erlittenen  Verwundung 
oder  von  Kriegsstrapazen  gestorben  sind,  gebührt  überdies  ein  50prozentiger 
Zuschuß.  ^1'^«) 

Witwen,  deren  Gatten  in  einem  Zivilstaatsdienste  oder  diesem  gleich- 
gehaltenen  Dienste  gestorben  sind,  erhalten,  auch  wenn  sie  zur  Zeit  des 
während  der  Militärdienstleistung  erfolgten  Ablebens  des  Gatten  nach  den 
Zivilversorgungsnornien  den  Anspruch  auf  eine  Zivilpension  erworben  haben, 
nur  die  ihnen  gebührende  Militärwitwenpension.  Ist  diese  aber  geringer  als 
die  nach  den  Zivilversorgungsnormen  gebührende  Witwenpension,  so  ist 
ihnen  die  Differenz  zwischen  dieser  und  der  Militärwitwenpension  aus  dem 
Ziviletat  zu  ergänzen.  Der  den  Witwen  nach  den  vor  dem  Feinde  gefallenen 
Offizieren  und  Beamten  gebührende  r)()prozentige  Zuschuß  zur  normalmäßigen 
Militärpension  wird  aber  in  jedem  Falle  gewährt  ^^''^")  und  ebenso  beziehen 
jene  Witwen,  welchen    eine  Pension   aus  ihrer  eigenen  Staatsdienstleistung 

"^3)  Vergl.  hierüber  0.  Schmidt,  a.  a.  0.,  S.  52  ff.  —  "»*)  M.-W.  u.  W.-V.-G. 
§  4.  __  iins)  Nachtragsgesetz  ex  1896  §3.  —  "»ß)  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  6.  —  "^'^  Ib.  §  6. 
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oder  einer  gleichgehaltenen  Dienstleistung  zukommt,  nebst  dieser  auch  die 
aus  der  Dienstleistung  ihres  Gatten  gebührende  Pension.* ^^^) 

III.  Den  hinterbliebenen  Witwen  der  regelmäßig  pensionierten  Offiziere 
und  Beamten,  welche  nicht  durch  ihr  Verschulden  von  ihrem  Gatten  gericht- 
lich geschieden  waren,  gebührt  nebst  der  Pension  das  Sterbequartal  im 
Betrage  der  dreimonatlichen  Pension  des  verstorbenen  Gatten. ^^'''•^>  Die 
Witwen  der  im  Ruhestande  verstorbenen  Gagisten  ohne  Rangklasse  haben 
unbeschadet  ihrer  Ansprüche  auf  eine  bleibende  Versorgung  Anspruch  auf 
eine  Abfertigung  im  Betrage  von  100  Kronen.*^^®)  Den  Witwen  jener 
Verstorbenen,  welche  im  Ruhestande  geheiratet  haben,  gebührt  aber  da« 
Sterbequartal,  beziehungsweise  die  Abfertigung  nur  in  dem  Falle,  wenn  der 
Gatte  nach  seiner  Verehelichung  wieder  bleibend  im  Heeresdienste  angestellt 
und  dann  neuerlich  in  den  Ruhestand  versetzt  wurde  oder  wenn  dersellie 
auch  nur  zeitlich  angestellt  war,  aber  infolge  einer  Verwundung  vor  dem 
Feinde  oder  infolge  einer  sonst  im  Dienste  ohne  eigenes  Verschulden  erlittenen 
Beschädigung  oder  durch  den  Bpitalsdienst  überkommenen  ansteckenden 
Krankheit  verstorben  ist.*-^^)  Das  Gleiche  gilt  auch  für  die  Witwen  jener 
Pensionisten,  welche  im  Ruhestande  geheiratet  haben  und  nach  ihrer  Ver- 
ehelichung wieder  bleibend  im  Aktivstande  der  Landwehr  angestellt  und 
dann  neuerlich  in  den  Ruhestand  versetzt  worden  sind  oder  welche  auch 
nur  zeitlich  verwendet  waren,  aber  infolge  eines  der  erwähnten  Umstände 
verstorben  sind.^*^*) 

Den  Witwen  der  im  Versorgungsstande  der  Militärinvalidenhäuser  ver- 
storbenen Offiziere  und  Beamten  gebührt  gleichfalls  ein  Sterbequartal  im 
dreifachen  Monatsbetrage  der  vom  Gatten  bezogenen  Gage  und  den  Witwen 
der  im  Versorgungsstande  verstorbenen,  im  Pensionsbezuge  gewesenen 
Heerespersonen  ohne  Rangklasse  eine  Abfertigung  von  100  Kronen.*-^^' 
Ferner  gebührt  den  Witwen  der  mit  Tod  abgegangenen  Offiziere  und 
sonstigen  Gagisten,  welche  im  Invalidenhause  selbst  untergebracht  waren^ 
außer  dem  Sterbequartale  oder  der  Abfertigung  noch  die  Benützung  de» 
Quartieres  bis  zum  Ablauf  des  auf  den  Todestag  nächstfolgenden  ort?*- 
üblichen  Kündigungstermines.  ^*^*) 

IV.  Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Witwenpension  beginnt  mit  dem 
ersten  Tage  des  der  Einstellung  der  Aktivitätsbezüge  oder  der  Pension  des 
Gatten  nachfolgenden  Monats.  Genießt  die  hinterlassene  Witwe  das  SterUe- 
((uartal,  so  beginnt  der  Bezug  der  Witwenpension  vom  ersten  Tage  des  auf 
den  Tod  des  Gatten  folgenden  vierten  Monats.  ^^^^) 

V.  Die  Witwenpension  ist  eine  monatlich  im  voraus  zu  zahlende 
unteilbare  Gebühr,^^*^'')  die  regelmäßig  nur  im  Inlande bezogen  werden  kann. 

VI.  Das  Recht  auf  die  Witwenpension  ruht: 

1.  Wenn  die  Witwe  sich  wieder  verehelicht.^^®^)  Nach  dem  Ableben 
des  zweiten  Gatten  tritt  die  Witwe,  deren  Pension  bei  ihrer  Wiederverehe- 
lichung  eingestellt  worden  ist,  wieder  in  den  Bezug  derselben,  soferne  nicht 
mittlerweile  Umstände  eingetreten  sind,  welche  sie  vom  Bezug  der  Pension 
ausschließen.  Wenn  der  Witwe  aber  aus  der  späteren  Ehe  ein  Anspruch 
auf   eine   Staatspension   oder   auf  eine   dieser   gleichgehaltene   Versorgung: 

"'•^;  Ib.  §  7.  —  "99)  M.-P.-G.  §  25.  —  i^onj  i^  g  26.  —  «"i)  Ib.  §  27.  —  "02)  n,, 
§  1*25  al.  1.  —  "03^  Ib.  §  59.  —  «o*)  jb.  §  60.  —  ^^os)  m.-W.  u.  W.-V.-G.  §  18  al.  1. 
—  "««)  Ib.  §  8  lit.  b).  Das  Gesetz  rechnet  die  Fälle  „des  Ruhens"  zu  den  Endigungs- 
gründen  des  Rechtsanspruches. 
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zukommt,  so  gebührt  ihr  nur  die  letztere;   ist   diese  geringer  als  die  früher 
vorbehaltene  Militärpension,  so  ist  die  Differenz  zu  ergänzen;^^®^) 
2.  bei  zeitlicher  Verzichtleistung. ^^^®) 

VIL  Das  Recht  auf  den  Bezug  der  AVitwenpension  endigt :^*^'') 

1.  Durch  den  Tod  der  AVitwe; 

2.  durch  dauernde  Verzichtleistung  der  Witwe; 

3.  bei  Erlangung  einer  Versorgung  von  Seiten  des  Staates  oder  einer 
öffentlichen  Anstalt  oder  durch  den  Eintritt  in  ein  Kloster,  welches  nicht 
der  Erziehung  oder  Krankenpflege  gewidmet  ist; 

4.  durch  Auswanderung  aus  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
oder  Erwerbung  einer  fremden,  d.  h.  einer  anderen  als  der  österreichischen, 
beziehungsweise  ungarischen  Staatsbürgerschaft,  dann  bei  unbefugtem  Auf- 
enthalte im  Auslande; 

5.  im  Falle  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung,  mit  welcher  die  Ent- 
ziehung der  Pension  verbunden  ist. 

VIII.  Die  Mittel  zur  Bestreitung  der  Witwenpensionen  werden  aus 
den  Militärtaxfonds^^*^)  geschöpft.  Der  gemeinsame  Etat  leistete  für 
die  vor  der  Wirksamkeit  der  Witwenversorgungsgesetze  bereits  aus  den 
gemeinsamen  Staatsmitteln  (ex  cameralij  bestrittenen  und  die  nach  dem 
Inslebentreten  dieser  Gesetze  auf  Grund  der  bisherigen  Normen  bemessenen  Ver- 
sorgungsgenüsse einen  unveränderlichen  Pauschalbetrag  von  2,640.000  Kronen, 
welcher  Betrag  der  im  Voranschlag  des  Reichsfinanzministeriums  für  das 
Jahr  1885  für  diese  Zwecke  eingestellten  Summe  entsprach;  das  über  diesen 
Betrag  sich  ergebende  Erfordernis  war  aus  den  Zinsen  der  Militnrtaxfonds 
zu  bestreiten.  Sobald  aber  das  jährliche  Zinsenerträgnis  der  Militärtaxfonds 
sich  auf  12,000.000  Kronen  beläuft,  sind  alle  Versorgungsgenüsse  nur  aus 
diesen  Mitteln  zu  bestreiten  und  der  gemeinsame  Etat  von  dieser  Zeit  an 
mit  keiner  Auslage  mehr  zu  belasten. 

Aus  den  Zinsen  der  Militärtaxfonds  sind  auch  die  nach  der  Wirk- 
samkeit der  Witwenversorgungsgesetze  für  die  Witwen  von  Gagisten  der 
Landwehr  und  des  Landsturmes  zu  bemessenden  Versorgungsgenüsse  zu 
bestreiten;  nur  die  vor  der  Wirksamkeit  dieser  Gesetze  bemessenen  und 
bis  dahin  aus  dem  Ziviletat  bestrittenen  Versorgungsgenüsse  der  Witwen 
solcher  Personen  belasten  auch  fortan  diesen  Etat.*^^^) 

Das  Sterbequartal  fällt,  wenn  der  verstorbene  Gatte  seinen  Ruhegenufi 
auf  Rechnung  des  gemeinsamen  Heeresetats  bezogen  hat,  diesem  zur  Last. 
Das  Gleiche  gilt  auch  für  das  Sterbequartal  der  Witwen  von  Landwehr- 
uud  Laudsturmpersonen,  wenn  der  Tod  des  Gatten  bei  einer  Mobilisierung 
oder  Verwendung  der  Truppen  zu  gemeinsamen  Staats-  oder  Kriegszwecken 
eingetreten  ist.  Im  übrigen  hat  für  das  Sterbequartal  von  Landwehr-  und 
Landsturmpersonen  regelmäßig  der  betreflFende  Zi\il(Landwehr)etat  aufzu- 
kommen.^*^*) 

"ö7)  Ib.  §  9.  —  "08)  Ib.  §  8  lit.  c).  —  "09)  Ib.  §  8  lit.  a)  und  c)bi8  f),  —  "i")  Vergl.  hier- 
über §  144.  —  "")  Ö.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  Art.  III,  u.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  36  al.  1  bis  4  und 
Schluöalinea.  —  "")  M.-P.-G.  §  125  al.  2  und  3  und  §  128.  Eine  besondere  Bestimmung 
gilt,  wenn  ein  spaterer  Gagist  der  aktiven  Landwehr  schon  im  Aktivstand  des  Heeres 
oder  zwar  im  bleibenden  Ruhestande  desselben,  im  letzteren  Falle  aber  noch  vor  der 
Wirksamkeit  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868  geheiratet  hat.  In  einem  solchen  Falle 
trägt  der  gemeinsame  Heeresetat  das  Sterbequartal,  beziehungsweise  die  auf  Grund- 
lage der  bezogenen  Heerespension  zu  berechnende  Sterbequartalsqnote. 
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Im  Kriegs  falle  kann  auch  der  Vermögensstamm  der  MilitRrtaxfonds 
für  die  Versorgung  der  hilfsbedürftigen  Witwen  bis  zur  Erschöpfung  der 
Fonds  in  Anspruch  genommen  werden.^^^^J 

Die  Bemessung  der  von  beiden  Militärtaxfonds  zu  leistenden  Beiträge 
für  die  VersorgungsgenUsse  erfolgt  durch  das  Reichsfinanzministerium  im 
Einvernehmen  mit  den  beiderseitigen  Finanzministerien  nach  dem  gesetzlich 
festgestellten  Rekrutenkontingente.  Auch  die  für  die  Witwen  nach  Land- 
wehr- und  Landsturmpersonen  zu  Lasten  der  Militärtaxfonds  zu  bemessenden 
Versorgungsgenüsse  belasten  dieselben  nach  dem  jeweiligen  Rekrutenkon- 
tingente, ohne  daß  es  auf  die  Staatsangehörigkeit  dieser  Personen  ankommt.*-**  i 

IX.  Die  Entscheidung  über  die  Pensionsansprüche  der  Witwen  steht 
den  Militärbehörden  zu,  und  zwar  dem  Reichskriegsministerium,  beziehungs- 
weise dem  betreffenden  Landesverteidigungsministerium,  je  nachdem  es  sich 
um  Witwen  von  Gagisten  des  Heeres  oder  der  Landwehr  und  des  Land- 
sturmes handelt.  Witwen  nach  im  Genüsse  einer  Heerespension  gewesenen 
Landwehrpersonen  des  nichtaktiven  Standes  oder  der  Evidenz,  welche  in 
diesem  Verhältnisse  in  keine  höhere  Charge  vorrückten  oder  trotz  dieser 
Vorrückung  doch  nicht  einen  Anspruch  auf  eine  der  höheren  Charge  ent- 
sprechende Pension  erworben  haben,  werden  die  VersorgungsgebUhren  durch 
das  Reichskriegsministerium  angewiesen.  Die  Bemessung  und  Anweisnnir 
der  Pensionen  nach  Angehörigen  der  besonderen  Korps  (der  Militärabteilungen 
der  Gestütsbranche,  der  Militär-Polizeiwachkorpsabteilungen  in  Lember^^ 
Krakau  und  Przemysl,  des  Militärwachkorps  für  die  k.  k.  Zivilgerichte  iu 
Wien,  dann  der  ungarischen  Kronwache)  hat  im  Einvernehmen  mit  den 
betreffenden  Ministerien  zu  geschehen.*^*'^)  Rücksichtlich  der  Anfechtung 
dieser  Entscheidungen  im  verwaltungsgerichtlichen  Wege  gelten  dieselben 
Grundsätze  wie  bei   der  Bemessung  der  Pensionen  der  Gagisten  selbst.  **^'*i 

§  126.  Die  Erzlehangsbeiträge  und  die  damit  zusammenliängenden  Tersorgun^s- 

geuüsse  der  Waisen  der  Gagisten» 

L  Ein  Anspruch  auf  Gewährung  fortlaufender  Er ziehungsbei trüge 
besteht  für  solche  AVaisen  von  Gagisten,  welche  aus  einer  das  Recht  auf 
eine  Witwenpension  begründenden  Ehe  stammen  oder  durch  eine  nach- 
gefolgte derartige  Ehe  der  Eltern  legitimiert  worden  sind,  soferne  sie  ein 
gewisses  Normalalter  nicht  überschritten  oder  nicht  eine  frühere  Versorgung 
erlangt  haben  und  gewisse  weitere  Bedingungen  erfüllt  sind.  RegelmäÜig 
wird  nämlich  ein  Erziehungsbeitrag  nur  dann  gewährt,  wenn  die  Witwe 
zur  Zeit  des  Ablebens  des  Gatten  wenigstens  8  von  demselben  herstammende 
unversorgte  Waisen  zu  erhalten  oder  beim  Vorhandensein  von  2  solchen 
Waisen  noch  einen  Postumus  zu  erwarten  hat,  vorausgesetzt,  daß  der  Vater 
zur  Zeit  seines  Todes  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  eine  dauernde  Militär- 
versorgung erlangt  hatte  oder  bereits  in  dem  Genüsse  derselben  gestanden  ist.^*^^ ' 


"13)  0.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  Art.  IIT.  al.  6,  u.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  36  al.  6.  — 
121*)  Durchführungsbestimmungen  Punkt  7  al.  3.  Nur  für  die  Hinterbliebenen  der  Militür- 
polizeiwachkorps  in  Lemberg,  Krakau  und  Przemysl,  dann  des  Militärwachkorps  für  die 
k.  k.  Zivilgeiichte  in  Wien  hat  ausschließlich  der  österreichische  und  für  die  Hinterblie- 
benen der  ungarischen  Kronwache  ausschließlich  der  ungarische  Milita'rtaxfond  anf- 
zukommen.  —  "")  DurchfUhrungsbedtimmungcn  Punkt  3.  —  *-")  Sieh  oben  §  113  IX. 
—  "17)  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  10  al.  1  und  3. 
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Von  dieser  Regel  finden  Ausnahmen  statt: 

1.  Wenn  der  Vater  vor  dem  Feinde  gefallen  oder  infolge  einer  vor 
dem  Feinde  erlittenen  Verwundung  oder  von  Kriegsstrapazen  gestorben  ist 
oder  endlich  wenn  er  infolge  von  während  der  aktiven  Dienstleistung  im 
Frieden  ohne  eigene  Schuld  und  in  unmittelbarer  Ausübung  des  Militär- 
dienstes erlittenen  Strapazen,  Unfällen  oder  einer  sonstigen,  durch  die  Eigen- 
tümlichkeiten des  Militärdienstes  überkommenen  Schädigung,  wenngleich 
ohne  Verwundung  oder  äußere  Verletzung  den  Tod  fand,  soferne  der  Tod 
nicht  später  als  5  Jahre  nach  dem  Austritte  aus  der  letzten  aktiven  Dienst- 
leistung erfolgt  ist; 

2.  wenn  die  Waise  elternlos  ist; 

3.  wenn  die  Mutter  oder  Stiefmutter  keine  Staatspension  bezieht,  weil 
sie  entweder  einen  Verzichtrevers  ausgestellt  oder  sich  außerhalb  der  durch 
die  militärischen  Heiratsvorschriften  beschränkten  Zahl  der  Ehen  verehelicht 
hat  und  ihr  Gatte  nicht  unter  den  im  Funkte  1  angeführten  Umständen  ge- 
storben ist,  oder  weil  sie  durch  ihr  eigenes  Verschulden  mit  ihrem  Gatten 
nicht  in  Gemeinschaft  gelebt  hat,  oder  endlich  weil  sie  ihre  Anwartschaft  auf 
die  Pension  wegen  einer  strafbaren  Handlung  noch  bei  Lebzeiten  ihres  Gatten 
verwirkt   oder  nachträglich   aus   diesem  Grunde  ihre   Pension  verloren  hat. 

In  den  zwei  letzten  Fällen  (2  und  3)  ist  aber  gleichfalls  vorausgesetzt, 
daß  der  Vater  zur  Zeit  seines  Ablebens  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf 
eine  bleibende  Militärversorgung  gehabt  hätte  oder  wenngleich  nach  Ablegung 
des  Militärcharakters  im  Genüsse  einer  solchen  gestanden  ist,  während  es 
in  dem  unter  Punkt  1  genannten  Falle  hierauf  nicht  ankommt^^^^j 

Der  Erziehungsbeitrag  gebührt  auch  jenen  Waisen,  welche  aus  einer 
vom  Vater  im  Ruhestande,  in  der  Reserve,  in  der  nichtaktiven  Landwehr, 
in  der  Seewehr  oder  im  Verhältnisse  außer  Dienst  geschlossenen  Ehe 
stammen  oder  durch  eine  während  eines  solchen  Standesverhältnisses  nach- 
gefolgte Ehe  legitimiert  worden  sind,  dann  den  Waisen  von  Landsturm- 
gagisten,  wenn  der  Tod  des  Vaters  unter  solchen  Umständen  eingetreten 
ist,  daß  dieselben  den  Anspruch  der  Witwe  auf  eine  fortlaufende  Jahres- 
pension begründen.  *^^^) 

Ausgeschlossen  vom  Bezug  von  Erziehungsbeiträgen  sind  folgende 
Waisen:"*«) 

L  Welche  aus  einer  Ehe  stammen,  die  nicht  nach  den  militärischen 
Heiratsvorschriften  geschlossen  worden  ist,  soferne  zu  ihrer  Schließung  die 
militärbehördliche  Bewilligung  notwendig  war; 

2.  deren  Mütter  keinen  Anspruch  auf  eine  fortlaufende  Jahrespension 
besitzen,  weil  deren  Gatten,  beziehungsweise  Väter  aus  der  Monarchie  aus- 
gewandert sind  oder  bis  zu  ihrem  Tode  sich  unbefugt  außerhalb  der 
Monarchie  aufgehalten  haben; 

3.  deren  Mütter  einen  Pensionsanspruch  nicht  besitzen,  weil  deren 
Gatten  ohne  Vorbehalt  der  Heerespension  oder  unter  Verzichtleistung  auf 
dieselbe  in  einen  eine  Witwenversorgung  gewährenden  Zivildienst  überge- 
treten sind; 

4.  deren  Mütter  keine  Pension  genielien,  weil  deren  Gatten  ihre  Charge 
freividllig  abgelegt  haben  oder  derselben  für  verlustig  erklärt  worden  sind, 
beziehungsweise  wegen  strafbarer  Handlungen  hätten  für  verlustig  erklärt 
werden  können; 

121S)  Ib.  §  10  und  Nachtragsgesetz  ex  1896  §§  1  und  2.  —  "i»)  M.-W.  u.  W.-V.-G. 
§  11.  Sieh  oben  §  125  I.  -  "20)  i\y  §  12. 


446 

5.  gegen  welche  wegen  einer  noch  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  be- 
gangenen strafbaren  Handlung  eine  strafgerichtliche  Verurteilung  statt- 
gefunden hat,  mit  welcher  die  Entziehung  des  Erziehungsbeitrages  ver- 
bunden ist. 

IL  Die  Höhe  der  Erziehungsbeiträge  richtet  sich  nach  der  Rangklasse 
des  verstorbenen  Vaters  und  bewegt  sich  zwischen  80  Kronen  für  die 
zwölfte  Rangklasse  und  500  Kronen  jährlich  für  die  erste  und  zweite 
Hangklasse. ^*^\)  Waisen  der  in  keine  Rangklasse  eingeteilten  Gagisten  er- 
halten als  Erziehungsbeitrag  60  Kronen  pro  Kopf.^*^^)  Die  »Summe  der  Er- 
ziehungsbeiträge darf  jedoch  nicht  höher  sein  als  der  Betrag  der  Witwen- 
pension und  es  darf,  wenn  der  Vater,  beziehungsweise  Gatte  zur  Zeit  seines 
Ablebens  bereits  im  Ruhestande  war,  die  Summe  der  Erziehungsbeiträge 
mit  Einschluß  der  Witwenpension  die  Höhe  der  vom  Verstorbenen  zuletzt 
bezogenen  Pension  nicht  überschreiten;  anderenfalls  sind  die  Erziehungs- 
beiträge entsprechend  herabzusetzen.^-^^)  Elternlose  Waisen  und  solche  Waisen, 
deren  Mutter  oder  Stiefmutter  aus  den  unter  Punkt  3  (oben)  angeführten 
Gründen  keinen  Anspruch  auf  eine  Witwenpension  hat  oder  aus  dem  Genuß 
der  bereits  bezogenen  Pension  getreten  ist,  erhalten  zu  dem  normalen  Er- 
ziehungsbeitrag einen  öOprozentigen  Zuschuß,  doch  darf  die  Summe  der 
erhöhten  Erziehungsbeiträge  in  keinem  Falle  höher  sein  als  die  Witwen- 
pension, welche  der  Mutter,  beziehungsweise  der  Stiefmutter  gebührt  hätte 
oder  welche  dieselbe  bereits  bezogen  hat;  anderenfalls  hat  eine  entsprechende 
Herabminderung  der  Erziehungsbeiträge  einzutreten.^*-*) 

Waisen,  deren  Vater  in  einem  Zivilstaatsdienste  oder  gleichgehaltenen 
Dienste  gestanden  ist,  erhalten,  auch  wenn  sie  zur  Zeit  des  während  der 
Militärdienstleistung  erfolgten  Ablebens  des  Vaters  nach  den  Zivilversorgungs- 
normen den  Anspruch  auf  einen  Versorgungsgenuß  aus  dem  Zinletat  er- 
worben haben,  nur  die  ihnen  nach  den  Militärwitwen-  und  Waisenver- 
sorgungsgesetzen zukommenden  Erziehungsbeiträge.  Sind  diese  aber  geringer 
als  die  nach  den  Zivilversorgungsnormen  gebührenden  Erziehungsbeiträge, 
so  ist  die  Differenz  aus  dem  Ziviletat  zu  ergänzen.^*--') 

in.  Der  Anspruch  auf  den  Bezug  der  Erziehungsbeiträge  beginnt  am 
ersten  Tage  des  der  Einstellung  der  Aktivitätsbezüge  oder  der  Pension  des 
Vaters  nachfolgenden  Monats.  Durch  den  Genuß  des  Sterbequartals  wird 
gleichwie  bei  der  Witwenpension  auch  hier  der  Beginn  des  Bezuges  hinaas- 
geschoben.^-^*') 

IV.  Die  Erziehungsbeiträge  sind  monatlich  im  voraus  zuzahlende, 
unteilbare  Gebühren.^^^^)  Die  Auszahlung  erfolgt  zu  Händen  der  Mutter 
oder  Stiefmutter  und,  wenn  dieselbe  nicht  mehr  am  Leben  oder  mit  der 
P>haltung  und  Erziehung  der  Kinder  nicht  betraut  ist,  zu  Händen  des  Vor- 
mundes.^--^) Die  Witwe  ist  verpflichtet,  mit  ihrer  Pension  und  den  für  die 
AVaisen  bewilligten  Erziehungsbeiträgen  die  nach  dem  verstorbenen  Gatten, 
von  welchem  sie  ihren  eigenen  Versorgungsanspruch  ableitet,  zurück- 
gebliebenen unversorgten  eigenen  und  Stiefkinder  bis  zur  Erreichung  des 
Normalalters  zu  erhalten.  Kommt  die  AVitwe  dieser  Verbindlichkeit  nicht 
nach  oder  findet  eine  häusliche  Trennung  der  Witwe  von  den  Kindern  statt 
und  wird  von  der  Witwe  kein  Übereinkommen  mit  dem  Vormund  bezüglich 

i^ijÜ).  §  14  al.  1.  -  "22)  Nachtragsgesetz  ex  1896  §  3  al.  2.  —  *«*)  M.-W. 
u.  W.-V.-G.  §  14  al.  1  und  2.  -  ^^i)  ib.  §  16.  -  12")  ib.  §  17.  -.  tm^  ib.  §  is 
al.  1.  —  1"')  Ib.  §  18  al.  2. 
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der  Versorgung  der  Kinder  erzielt,  so  ist  der  Vormund  berechtigt,  bei  der 
Vormundschaftsbehörde  wegen  Ausfolgung  der  für  die  Kinder  bewilligten 
Erziehungsbeiträge  oder  wegen  Überlassung  eines  angemessenen  Teiles  der 
Witwenpension  an  die  Waisen  einzusehreiten. ^^^®) 

V.  Der  Anspruch  auf  den  Erziehungsbeitrag  ruht,  wenn  die  Versorgung 
vor  dem  Normalalter  erlaugt  wird;  er  lebt  aber  wieder  auf,  wenn  die  Ver- 
sorgung wegfällt  und  das  Normalalter  noch  nicht  erreicht  ist.^*^^) 

VI.  Der  Bezug  der  Erziehungsbeiträge  endigt:  ^^^®) 

1.  Durch  Erreichung  des  Normalalters.  Dasselbe  ist  für  die  männ- 
lichen Waisen  auf  das  ,20.,  für  die  weiblichen  Waisen  auf  das  zurück- 
gelegte 18.  Lebensjahr  festgestellt;  ^^^^) 

2.  durch  die  Erlangung  einer  früheren  Versorgung.  Als  solche  hat  ins- 
besondere zu  gelten:  ^-^*) 

a)  Bei, den  männlichen  Waisen: 

aa)  Die  Erlangung  eines  öifentlichen  oder  Privatdienstes  mit  Lohn 
oder  Gehalt; 

hh)  die  Erlangung  eines  Adjutums  oder  Diurnums  bei  einer  Behörde; 

rr)  der  Eintritt  in  das  Heer  oder  in  die  Landwehr  mit  dem  Bezug 
einer  Gage  oder  der  niedrigsten  Löhnung  eines  Feldwebels; 

(M)  die  Aufnahme  auf  einen  ganz  freien  Ärarial-  oder  Stiftsplatz  in 
einer  Militärerziehungs-  und  Bildungsanstalt; 

er)  die  Aufnahme  in  eine  vom  Staate  dotierte  oder  unter  Oberleitung 
des  Staates  stehende  öffentliche  Zivilerziehungs-,  Bildungs-  und  Versorgungs- 
anstalt, in  welcher  alle  Bedürfnisse  des  Aufgenommenen  von  der  Anstalt 
selbst  bestritten  werden; 

ff)  die  Aufnahme  in  ein  geistliches  Seminar  oder  Kloster; 

(/(/)  der  Eintritt  in  die  Lehre  bei  einem  Handelsmann  oder  Gewerbs- 
mann oder  bei  einem  Künstler,  wenn  alle  Bedürfnisse  des  Lehrlings  von 
dem  Lehrherrn  bestritten  werden,  ferner  der  Übertritt  aus  dem  Lehrlings- 
stande in  den  Stand  des  Gehilfen  oder  Gesellen  sowie  der  Antritt  eines 
Gewerbes; 

h)  bei  den  weiblichen  Waisen: 

aa)  Der  Eintritt  in  ein  Kloster,  welches  sich  nicht  mit  Erziehung  oder 
Krankenpflege  beschäftigt; 

hh)  die  Aufnahme  auf  einen  ganz  freien  Ärarialplatz  oder  Stiftsplatz 
eines  Ofßzierstöchterinstituts; 

ff)  die  Aufnahme  in  eine  Zivilerziehungsanstalt  mit  voller  Versorgung; 

dd)  der  Eintritt  in  einen  mit  Gehalt  oder  Lohn  verbundenen  öffent- 
lichen oder  privaten  Dienst; 

ec)  der  Antritt  eines  Gewerbes; 

ff)  der  Eintritt  in  den  Ehestand; 

3.  mit  dem  Tode  der  Waise; 

4.  infolge  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  einer  mindestens  14  Jahre 
alten  Waise,  wenn  mit  dieser  Verurteilung  der  Verlust  des  Erziehungsbei- 
trages verbunden  ist; 

5.  durch  Ausw^anderung  der  Waise  aus  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  oder  durch  Erwerbung  einer   fremden,   d.  h.  einer  anderen  als 

12-^)  Ib.  §  15.  —  "29)  Ib.  §  19  lit.  b).  Dieser  Fall  wird  im  Gesetze  als  Endigungsgrund 
behandelt.  Sieh  oben  §  125  Anmerkung  1206.  —  "3-)  ib.  §  19.  —  "")  Ö.  M.-W.  u.  W.-V-.G. 
§  13  al.  1,  u.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  10  al.  1.  —  1232)  ().  m.-W.  u.  W.-V.-G.  §  13  al.  2  A  lit.  a) 
bis  g)  und  B  lit  a)  bis/),  u.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  13  al.  1  A  lit,  a)  bis  g)  und  B  Ut.  a)  bis/). 
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der  österreichischen,  beziehungsweise  ungarischen  Staatsbürgerschaft,  dann 
bei  unbefugtem  Aufenthalt  im  Ausland. 

VII.  Hinsichtlich  des  Sterbequartals  und  der  Abfertigung,  der 
Mittel  zur  Bestreitung  der  Erziehungsbeiträge,  dann  der  Kompetenz  der 
zur  Entscheidung  über  diese  Ansprüche  berufenen  Behörden  gelten  die 
gleichen  Bestimmungen  wie  für  die  Witwenpensionen. '*'•')  Ist  aber  die 
Mutter  durch  ihr  Verschulden  von  ihrem  Gatten  gerichtlich  geschieden  ge- 
wesen, so  gebührt  das  Sterbequartal,  beziehungsweise  die  Abfertigung  den 
ehelichen  oder  legitimierten,  noch  in  der  elterlichen  Obsorge  befindlicbeu 
Kindern."»^ 

Die  Mittel  für  die  Versorgung  der  Militärwaisen  können  in  einzelnen 
österreichischen  Ländern  durch  Heranziehung  der  Überschüsse  der  daselbst 
bestehenden  kumulativen  Waisenkassen  eine  Verstärkung  erfahren  und 
es  ist  den  Waisen  der  im  Kriege  oder  sonst  in  unmittelbarer  Ausübung  des 
Heeresdienstes  ums  Leben  gekommenen  Militärpersonen  der  Ansprach  auf 
eine  vorzugsweise  Berücksichtigung  bezüglich  der  Benützung  der  aus  diesen 
Mitteln  hergestellten  Pflege-  und  Erziehungseinrichtungen  eingeräumt.^-'''*) 

§  127.   Die  Tersorgnng  der  Kinder  von  Gagisten  durch  Aufnahme  in  Mllitflr- 

erziehungsinstitute. 

I.  Für  die  Versorgung  männlicher  Waisen  ist  das  Erziehungs- 
institut für  verwaiste  Offizierssöhne  in  Hirtenberg  bestimmt.  Das- 
selbe ist  eine  Anstalt  des  gemeinsamen  Heeres  und  hat  die  Aufgabe,  mittel- 
losen verwaisten  Söhnen  von  Offizieren  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und 
der  beiden  Landwehren  vom  7.  bis  zum  14.  Lebensjahre  einen  Ersatz  für 
daö  Elternhaus  zu  bieten  und  sie  für  die  weitere  Ausbildung  in  einer  Militar- 
unterrealschule  oder  Infanteriekadettenschule  vorzubereiten.  Wenn  Offiziers- 
waisen nicht  in  genügender  Anzahl  zur  Besetzung  aller  systemisierten  Plätze 
vorhanden  sind,  können  auch  verwaiste  Söhne  von  Heerespersonen,  welche 
nicht  dem  Offiziersstande  angehört  haben,  Aufnahme  finden.  Ausnahmsweise 
werden  auch  verwaiste  Zöglinge  von  Militärunterrealschulen,  welche  das 
13.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  haben,  eine  gute  Konduite  und 
genügenden  Fleiß  aufweisen,  aber  das  für  die  Militärunterrealschulen  vor- 
geschriebene Lehrziel  nicht  zu  erreichen  vermögen,  in  besonders  berück- 
sichtigungswerten Fällen  in  das  Institut  aufgenommen. 

Je  nach  den  Mitteln,  aus  welchen  die  Kosten  für  die  Erhaltung  und 
Ausbildung  der  Zöglinge  bestritten  werden,  zerfallen  dieselben  in  ganz  freie 
Ärarialstiftlinge  oder  Privatstiftünge. 

Das  Institut  besteht  aus  7  Jahrgängen,  welche  in  2  Abteilungen,  eine 
Unterabteilung  (1.  bis  4.  Jahrgang)  und  eine  Oberabteilung  (5.  bis  7.  Jahr- 
gang), zusammengefaßt  werden.  Die  Unterabteilung  bereitet  für  die  Militär- 
unterrealschulen, die  Oberabteilung  für  die  Infanteriekadettenschulen  vor. 

Mit  der  Anstalt  ist  ein  Zöglingsspital  verbunden,  das  einem  Truppen- 
spitale  gleichgestellt  ist. 

Zöglinge,  welche  eine  nicht  entsprechende  Konduite  aufweisen,  für 
die  Militärerziehung  bleibend  physisch  untauglich  sind  oder  deren  Angehörige 
dies  wünschen,  werden  vorzeitig  aus  der  Anstalt  entfernt,   beziehungsweise 

i2i^li.-P.-G.  §  25  ff.,  0.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  Art.  III,  u.  M.-W.  ii.  W.-WG.  §  3Ö. 
dann  Dnrchführunf^sbestiuimungen  Punkt  3.  —  *234)  M.-P.-G.  §  25  al.  2  und  §  26  <aiii 
Eingang).  —  "»^)  Ö.  G.  vom  3.  Juni  1901,  R.-G.-Bl.  Nr.  62,  §  2  al.  1. 
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entlassen.  Desgleichen  werden  Zöglinge,  welche  nach  Vollendung  des 
14.  Lebensjahres  zur  weiteren  Belassung  in  der  Militärerziehung  nicht  ge- 
eignet erscheinen,  einem  bürgerlichen  Berufe  zugeführt  oder  zu  diesem  Zwecke 
ihren  Angehörigen  zurückgegeben.  Die  gleiche  Maßregel  kann  am  Schlüsse 
des  Schuljahres  ausnahmsweise  auch  bei  solchen  Zöglingen  Platz  greifen, 
welche  erst  im  nächsten  halben  Jahre  das  14.  Lebensjahr  vollenden. 

IL  Zur  Versorgung  der  Töchter  von  Offizieren  und  ausnahmsweise 
auch  von  Beamten  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  beiden  Land- 
wehren sind  die  Offizierstöchter-Erziehungsinstitute  in  Hernais  und 
Odenburg  bestimmt.  Sie  sind  Anstalten  des  gemeinsamen  Heeres  und  haben 
die  Bestimmung,  Mädchen  der  erwähnten  Abkunft  eine  dem  Stande  ihrer 
Väter  angemessene  Erziehung  und  eine  solche  Bildung  zu  geben,  welche  es 
ihnen  ermöglicht,  nach  dem  Verlassen  der  Anstalt  ein  selbständiges,  standes- 
gemäßes Fortkoramen  zu  finden.  Sie  werden. zu  diesem  Zwecke  zu  Lehrerinnen 
öffentlicher  Volksschulen  und  für  den  Beruf  von  Erzieherinnen  in  Familien 
herangebildet. 

Die  Erziehung  und  Ausbildung  der  Zöglinge  beginnt  im  Odenburger 
Institute  und  wird  im  Hernalser  Institute  fortgesetzt  und  beendigt.  Das 
Odenburger  Institut  umfaßt  4  Klassen  und  die  Aufgaben  der  2.  bis  zur 
5.  Klasse,  einer  allgemeinen  fünfklassigen  Volksschule  für  Mädchen.  Das 
mit  dem  Offentlichkeitsrechte  ausgestattete  Hernalser  Institut  besteht  aus  einer 
dreiklassigen  Bürgerschule  für  Mädchen  und  einer  Lehrerinnenbildungsanstalt 
mit  4  Jahrgängen.  Wenn  mehrere  Zöglinge  in  einem  solchen  Alter  die  8.  Klasse 
der  Bürgerschule  absolvieren,  daß  sie  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
in  den  ersten  Jahrgang  der  Lehrerinnenbildungsanstalt  noch  nicht  auf- 
genommen werden  können,  so  wird  für  diese  Zöglinge  eine  Vorbereitungs- 
klasse aufgestellt.  Nach  Bedarf  kann  die  Anstalt  auch  durch  einen  Kurs 
zur  Heranbildung  von  Kindergärtnerinnen  ergänzt  werden.  Außerdem  ist  mit 
derselben  eine  fünfklassige  Mädchenvolksschule  und  ein  Kindergarten  ver- 
bunden, in  welche  auch  externe  Schülerinnen  aufgenommen  werden  können. 

Für  die  Zöglinge  bestehen  Ärarialplätze,  Stiftungsplätze  und  Zahlplätze. 
Auf  Ärarialplätze  haben  nur  die  ehelichen  oder  legitimierten  mittellosen 
Töchter  der  Berufsoffiziere  des  Soldaten-,  Ruhe-  und  Invalidenstandes  An- 
sprach. Die  Auswahl  geschieht  in  der  Reihenfolge,  daß  zuerst  jene  Aspi- 
rantinnen berücksichtigt  werden,  deren  Väter  vor  dem  Feinde  gefallen  sind, 
dann  die  Doppelwaisen,  die  vaterlosen  Waisen,  die  mutterlosen  Waisen  und 
endlich  solche  Aspirantinnen,  deren  Eltern  leben,  wobei  speziell  jene,  deren 
Väter  im  Aktivstande  geheiratet  haben  und  welche  mehrere  unversorgte 
Geschwister,  insbesondere  Schwestern  besitzen,  und  weiters  jene  zu  berück- 
sichtigen sind,  deren  Väter  sich  vor  dem  Feinde  auszeichneten  oder  vor  dem 
Feinde  schwer  verwundet  und  infolgedessen  dienstuntauglich  wurden.  Auf  Zahl- 
plätze haben  nur  Töchter  der  mit  dem  Offiziersrang  bekleideten  Heerespersonen 
und  Töchter  von  Beamten  nach  Maßgabe  der  Raumverhältnisse  Anspruch. 
Zahlzöglinge  haben  ein  Kostgeld  zu  entrichten,  dessen  Höhe  von  Zeit  zu  Zeit 
bestimmt  wird.  Für  Stiftsplätze  wird  das  Kostgeld  wie  für  Zahlplätze  berechnet. 

SchAvaehhegabte  verwaiste  Zöglinge  der  Volks-  und  Bürgerschule, 
welche  ungeachtet  ihres  Fleißes  keinen  günstigen  Studienerfolg  erwarten 
lassen,  werden  einer  Kloster-  oder  Privaterziehungsanstalt  zur  weiteren  Er- 
ziehung übergeben.  Verwaiste  Zöglinge  der  Lehrerinnenbildungsanstalt,  welche 
voraussichtlich  die  Eignung  als  Lehrerinnen  oder  Erzieherinnen  nicht  er- 
langen dürften,  können   ftlr   einen   ihren  Neigungen   und   Fähigkeiten   ent- 

Schmid,  Das  Heeresrecht  der  öeterr.-ung.  Monarchie.  29 
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sprechenden  sonstigen  Beruf  ausgebildet  werden.  Der  Aufenthalt  in  einer 
Privaterziehungsanstalt  oder  die  Ausbildung  in  Spezialfächern  darf  jedoch  jenen 
Zeitraum  nicht  überschreiten,  welcher  zur  regelmäßigen  Absolvierung  des  Her- 
nalser  Instituts  erforderlich  gewesen  wäre.  Die  Auslagen  für  diese  Zöglinge 
werden  durch  entsprechende  Restringierung  der  Ärarialplätze  hereingebracht. 

In  Bezug  auf  die  Versorgung  jener  Zöglinge,  welche  sich  dem  öffent- 
lichen Lehramte  widmen,  sind  die  für  das  Zivillehrpersonal  bestehenden 
Vorschriften  maßgebend.  Den  Ararial-  und  Stiftungszöglingen  des  Hernalser 
Instituts  gebührt  bei  ihrem  regelmäßigen  Austritte  ein  Ausstattungsbeitrag 
von  800  Kronen.  Zöglinge,  welche  nach  ihrem  regelmäßigen  Austritte  aus 
dem  Hernalser  Institute  nicht  bei  ihren  Angehörigen  verbleiben,  haben  iu 
dem  Falle,  als  sie  nach  zehnjähriger  Verwendung  als  Privaterzieherinnen 
bei  Familien  von  österreichischen  oder  ungarischen  Staatsangehörigen  erwerl^s- 
unfähig  werden  und  mittellos  sind,  Anspruch  auf  eine  Pension  jährlicher 
420  Kronen.  Dieser  Anspruch  ist  jedoch  an  die  weitere  Bedingung  geknüpft, 
daß  sie  ihren  Wohnsitz  im  Inlande  oder  nur  vorübergehend  im  Auslände 
hatten.  Absolvierten  Zöglingen,  welche  ohne  ihr  Verschulden  dienstlos  werden, 
kann  im  Institute  Zuflucht  bis  zur  Dauer  von  3  Monaten  gewährt  werden. 
Zahlzöglinge  haben  auf  diese  Begünstigungen  keinen  Anspruch. 

Die  Anstaltsvorstehung  ist  verpflichtet,  rechtzeitig  vor  dem  regelmäßigen 
Austritte  der  Zöglinge  wegen  Unterbringung  derselben  die  erforderlichen 
Beziehungen  anzuknüpfen.  Sie  soll  ferner  mit  den  austretenden  Zöglingen 
nach  Tunlichkeit  in  Verbindung  bleiben,  ihnen  mit  Ratschlägen  an  die  Hand 
gehen,  sie  durch  persönliche  Einflußnahme  unterstützen  und  besonders  die 
ganz  venvaisten  Mädchen  im  Auge  behalten. 

§  128.  Die  Tersorgung  der  geisteskranken  Angehörigen  von  Gagisten« 

Im  Falle  der  Abgabe  geisteskranker  Gattinnen  und  Kinder  von 
im  Gage-  oder  Pensionsbezuge  stehenden  Gagisten  in  eine  Irrenanstalt  be- 
steht für  das  Militärärar  keine  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Irrenhaus- 
verpflegskosten.^^^ö ) 

Auf  Grund  einer  a.  h.  Entschließung  vom  18.  Juni  1813  wurden  aber 
bisher  geisteskranke  Offizierswitwen  und  Waisen,  soferne  sie  mittellos  waren 
und  keine  Unterstützung  genossen,  auf  Kosten  des  Ärars  in  den  Zivilirren- 
anstalten nach  der  1.  Verpflegskiasse  verpflegt.  Diese  Gepflogenheit  wurde 
auf  Grund  der  a.  h.  Entschließung  vom  20.  Jänner  1885  mit  der  Modifikation 
aufrecht  erhalten,   daß  die  Verpflegung  künftighin  nur  bei  Witwen  von  der 

5.  Rangklasse  aufwärts  nach  der  ersten  Verpflegskiasse,  bei  solchen  von  der 

6.  Rangklasse  abwärts  aber  nach  der  zweiten  und  nur  iu  solchen  Anstalten,  wo 
bloß  2  Verpflegskiassen  bestehen,  nach  der  ersten  Klasse  zu  erfolgen  habe.***^« 

D.  Die  Versorgung  der  Angehörigen  der  Unteroffiziere  und  Mannschafts* 

Personen. 

§  129.  Die  Pensionen  und  die  damit  xasammenliängenden  Versorgnngsgeniisse  der 

Witwen  der  Unteroffiziere  and  Mannschaftspersonen* 

I.  Anspruch  auf  eine  fortlaufende  Jahrespension  besitzen: 
1.  Die  Witwen  der  wirklichen  Unteroffiziere,  welche  sich  während  der 
aktiven  Dienstleistung  mit  Beobachtung  der  militärischen  Ueiratsvorschriften 

^=^^''')  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  16.  Oktober  1890,  Abt.  9,  Nr.  7242,  N.-V.-Bl.  Nr.  164. 
—  "37)  2,-\.  des  R.-K.-M.  vom  5.  Februar  1885,  Abt.  9,  Nr.  49!S,  N.-V.-Bl.  Nr.  23. 
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innerhalb  der  durch  dieselben  beschränkten  Zahl  nach  der  ersten  Klasse 
verehelicht  haben  oder  in  die  erste  Klasse  der  Verheirateten  versetzt  worden 
sind  und  in  beiden  Fällen  zur  Zeit  ihres  in  der  aktiven  Dienstleistung  er- 
folgten Ablebens  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Zuerkennung  einer  blei- 
benden Militärversorgung  erlangt  hatten,  zur  Zeit  ihres  außer  der  aktiven 
Dienstleistung  erfolgten  Ablebens  in  den  Versorgungsstand  eines  Militär- 
invalidenhauses aufgenommen  waren  oder  anstatt  dieser  Versorgung  die 
Invalidenpension  außerhalb  des  Invalidenhauses  bezogen  haben  ;^*^^) 

2.  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  mit  oder  ohne  militär- 
behördliche Bewilligung  geschlossenen  Ehe  auch  die  Witwen  jener  Mannschafts- 
persönen,  welche  vor  dem  Feinde  gefallen,  ferner  welche  infolge  einer  vor  dem 
Feinde  oder  sonst  ohne  eigenes  Verschulden  unmittelbar  in  Ausübung  des 
Militärdienstes  erlittenen  Verwundung  oder  äußeren  Beschädigung,  an  einer 
am  Dienstorte  herrschenden  oder  im  Bpitale  überkommenen  ansteckenden 
Krankheit    oder   endlich   infolge    von   Kriegsstrapazen    gestorben   sind;^*'*^) 

3.  die  Witwen  von  Mannschaftspersonen,  welche,  wenngleich  ohne 
Verwundung  oder  äußere  Verletzung,  infolge  von  während  der  aktiven 
Dienstleistung  im  Frieden  ohne  eigenes  Verschulden  und  in  unmittelbarer 
Ausübung  des  Militärdienstes  erlittenen  Strapazen,  Unfällen  und  sonstigen 
durch  die  Eigentümlichkeit  des  Militärdienstes  überkommenen  Schädigungen 
den  Tod  fanden,  soferne  der  Tod  nicht  später  als  nach  5  Jahren  vom 
Zeitpunkte  des  Austrittes  aus  der  letzten  aktiven  Dienstleistung  erfolgt  und 
die  Ehe  vor  diesem  Austritte  geschlossen  worden  ist.^^^") 

Ausgeschlossen  sind  folgende  Witwen:^^***) 

1.  Deren  Gatten  nach  der  aktiven  Militärdienstleistung  oder  aus  dem 
Heeresversorgungsstande  ohne  Vorbehalt  des  Anspruches  auf  eine  bleibende 
Militärversorgung,  beziehungsweise  unter  rechtswirksamer  Verzichtleistung 
auf  jede  Militärversorgung  in  einen  Zivilstaatsdienst  oder  gleichgehaltenen 
Dienst  eingetreten  sind,  wenn  hiemit  die  Anwartschaft  auf  einen  Witwen- 
versorgungsgenuß verbunden  ist; 

2.  deren  in  einem  Militärversorgungsgenusse  stehende  Gatten  außer 
dem  soeben  unter  Punkt  1  erwähnten  Falle  gegen  oder  ohne  Abfertigung  auf 
diesen  Versorgungsgenuß  verzichtet  haben; 

8.  deren  in  einem  Militärversorgungsgenusse  stehende  Gatten  dieses 
Versorgungsgenusses  infolge  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  verlustig 
geworden  sind  oder  gegen  deren  Gatten  vor  oder  nach  dem  Ableben  der- 
selben, jedoch  noch  vor  Anweisung  der  Witwenpension  derartige  Anschul- 
digungen hervorgekommen  und  gehörig  erwiesen  worden  sind,  daß  diese, 
wenn  sie  nicht  gestorben  sein  würden,  ihres  Versorgungsanspruches  verlustig 
geworden  wären; 

4.  welche  mit  ihrem  Verschulden  nicht  in  ehelicher  Gemeinschaft  mit 
dem  Gatten  gelebt  haben; 

5.  deren  Gatten  aus  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  aus- 
gewandert sind,  eine  fremde,  d.  h.  eine  andere  als  die  österreichische,  be- 
ziehungsweise die  ungarische  Staatsbürgerschaft  erworben  oder  unbefugt  bis 
zu  ihrem  Tode  sich  im  Auslande  aufgehalten  haben; 

6.  gegen  welche  wegen  einer  noch  bei  Lebzeiten  ihres  Gatten  verübten 
strafbaren  Handlung  eine  strafgerichtliche  Verurteilung  stattgefunden  hat, 
welche  den  Verlust  der  Pension  nach  sich  zieht. 


1"«)  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  20.  —  "39)  Ib.  §  21.  -  "*<>)  Nachtragsgesetz  ex  1896 

§  1.  —  "")  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  22. 
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IL  Die  Höhe  der  Witwenpension  richtet  sich  nach  der  vom  Gatten 
zur  Zeit  seines  Ablebens  bekleideten  Charge  und  bewegt  sich  zwischen 
48  Kronen  jährlich  fUr  die  Witwe  eines  Infanteristen  oder  Gleichgestellten 
und  200  Kronen  jährlich  für  die  Witwe  eines  Kadetten."**)  Witwen  solcher 
Unteroffiziere  und  Mannschaftspersonen,  welche  erwiesenermaßen  vor  dem 
Feinde  gefallen  oder  binnen  Jahresfrist  infolge  einer  vor  dem  Feinde 
erlittenen  Verwundung  oder  an  Kriegsstrapazen  gestorben  sind,  erhalten 
einen  50prozentigen  Zuschuß  zur  Jahrespension  und,  wenn  sie  gänzlich 
erwerbsunfähig  und  mittellos  sind,  ftir  die  Dauer  dieses  Zustandes  tiberdieü 
einen  jährlichen  Betrag  von  96  Kronen."*^) 

III.  Den  Witwen  der  Unteroffiziere  und  Soldaten,  welche  in  den  Ver- 
sorgungsstand der  Militärinvalidenhäuser  aufgenommen  worden  sind,  gebührt, 
falls  sie  nach  der  ersten  Klasse  verheiratet  waren,  eine  Abfertigung  von 
60  Kronen.»***) 

Außerdem  darf  ftir  jeden  im  Versorgungsstande  eines  Miiitärinvaliden- 
hauses  verstorbenen,  reglementmäßig  unter  Beistellung  eines  Konduktes  zu 
beerdigenden  Unteroffizier  oder  Soldaten,  aus  dessen  Nachlasse  die  Beerdigungs- 
kosten nicht  bestritten  werden  können,  dem  Ärar  ein  Beerdigungspauschale 
von  6  Kronen  aufgerechnet  werden,  soferne  hiefür  nicht  ein  besonderer 
Fonds  besteht  oder  eine  anderweitige  Vorsorge  getroflfen  wurde.  *-*^) 

IV.  Im  übrigen  gelten  für  die  Pensionen  der  Witwen  nach  Unter- 
offizieren und  Mannschaftspersonen  analoge  Normen  wie  für  die  Pensionen 
der  Gagistenwitwen.  Wenn  aber  Witwen  von  Unteroffizieren  oder  Soldaten 
sich  wieder  verehelichen,  tritt  ein  Ruhen  der  Witwenpension  nicht  ein, 
sondern  diese  Witwen  erhalten  in  diesem  Falle  eine  Abfertigung  im  ein- 
jährigen Pensionsbetrage.  ^-*^)  Die  den  Witwen  der  in  den  Versorgungsstand 
der  Invalidenhäuser  aufgenommenen  Unteroffiziere  und  Soldaten  gebührende 
Abfertigung  ist  denselben  am  Tage  nach  dem  Todesfalle  auszuzahlen.^**') 

V.  Die  Versorgung  der  Witwen  nach  Unteroffizieren  und  Mannschafts- 
personen der  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  ist  durch  das  bereit* 
erwähnte  Gesetz  vom  12.  März  1899  geregelt. 

g  180.  Die  Erziehungrsbeiträge  and  die  damit  zasammenhftngenden  Yersorgungrs- 
geniisse  der  Waisen  der  Unteroffiziere  nnd  Mannschaftspersonen» 

I.  Anspruch  auf  Erziehungsbeiträge  besitzen: 

1.  Die  Waisen  von  Unteroffizieren,  welche  aus  einer  Anspruch  auf 
eine  Witwenpension  gewährenden  Ehe  stammen  oder  durch  eine  unter  eben 
dieser  Voraussetzung  nachgefolgten  Ehe  legitimiert  worden  sind,  wenn  der 
Vater  zur  Zeit  seines  während  der  aktiven  Dienstleistung  eingetretenen 
Ablebens  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Zuerkennung  einer  bleibenden 
Militärversorgung  erlangt  hatte,  zur  Zeit  seines  außer  der  aktiven  Dienst- 
leistung erfolgten  Ablebens  in  den  Versorgungsstand  eines  Militärinvaliden- 
hauses aufgenommen  war  oder  anstatt  dieser  Versorgung  die  Invalidenpension 
außerlialb  des  Invalidenhauses  bezogen  hatte;  ^-^'^j 

2.  jene  Waisen,  welche  aus  einer  vom  Vater  nach  der  zweiten  Klasse 
oder  außer  der  aktiven  Dienstleistung  geschlossenen  Ehe  stammen  oder  durch 
nachgefolgte  Ehe  der  Poltern  legitimiert  worden  sind,  wenn  der  Vater  vor 
dem  Feinde   gefallen   oder   infolge   einer   vor   dem  Feinde  oder  auch  sonst 

^2^  Ib.  §  23.  —  "")  Ib.  §  24.  —  "44)  M.-P.-G.  §  108.  -  "»^)  Ib.  §  107.  —  «*S  M.-W. 
u.  W.-V.-(4.  §  25.  -  "*■)  M.-F.-G.  §  108  i.  f.  —  i^*'*)  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  26. 
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ohne  eigenem  Verschulden  unmittelbar  in  Ausübung  des  Militärdienstes 
erlittenen  Verwundung  oder  äußeren  Beschädigung,  einer  am  Dienstorte 
herrschenden  oder  im  Spitale  überkommenen  ansteckenden  Krankheit  oder 
endlich  infolge  von  Kriegsstrapazen  gestorben  Ist;  "*^) 

3.  Waisen,  welche  aus  einer  vom  Vater  nach  der  zweiten  Klasse  oder 
außer  der  Zeit  der  aktiven  Dienstleistung  geschlossenen  Ehe  stammen  oder 
durch  die  nachgefolgte  Ehe  der  Eltern  legitimiert  worden  sind,  deren  Vater, 
wenngleich  ohne  Verwundung  oder  äußere  Verletzung,  infolge  von  während 
der  aktiven  Dienstleistung  im  Frieden  ohne  eigenes  Verschulden  und  in 
unmittelbarer  Ausübung  des  Militärdienstes  erlittenen  Strapazen,  Unfällen 
und  sonstigen  durch  die  Eigentümlichkeit  des  Militärdienstes  überkomipenen 
Schjidigungen  den  Tod  fand,  soferne  der  Tod  nicht  später  als  nach  5  Jahren 
vom  Zeitpunkte  des  Austrittes  aus  der  letzten  aktiven  Dienstleistung  erfolgt 
und  die  Ehe  vor  diesem  Austritte  geschlossen  worden  ist.^^^^) 

Ein  Anspruch  auf  Erziehungsbeiträge  besteht  regelmäßig  nur  dann, 
wenn  3  unversorgte  Waisen  vorhanden  oder  beim  Vorhandensein  von 
2  solchen  Waisen  ein  Postumus  zu  erwarten  ist.  Von  dieser  Regel  finden 
die  gleichen  Ausnahmen  statt  wie  bei  den  Waisen  der  Gagisten.^-^*) 

Ausgeschlossen  sind  folgende  Waisen:*^^^) 

1.  Deren  Mütter  selbst  keinen  Fensionsanspruch  besitzen,  weil  ihre 
Gatten  ohne  Vorbehalt  des  Anspruches  auf  eine  bleibende  Militärveisorgung 
oder  unter  rechtswirksamer  Verzichtleistung  auf  jede  solche  Versorgung  in 
einen  Zivilstaatsdienst  oder  gleichgehaltenen  Dienst  eingetreten  sind,  mit 
dem    die  Anwartschaft   auf  einen  Witwenversorgungsgenuß  verbunden  war; 

2.  deren  Mütter  keinen  Pensionsanspruch  besitzen,  weil  ihre  im  Militär- 
versorgnngsgenusse  befindlichen  Gatten  auf  diesen  Versorgungsgenuß  ver- 
zichtet haben; 

3.  deren  Mütter  keinen  Pensionsanspruch  besitzen,  weil  ihre  in  einem 
Militärversorgungsgenusse  befindlichen  Gatten  dieses  Versorgungsgenusses 
infolge  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  verlustig  geworden  sind  oder  auf 
Grund  vorhandener  und  gehörig  erwiesener  schwerer  Anschuldigungen  hätten 
verlustig  erklärt  werden  können,  wenn  sie  nicht  gestorben  wären; 

4.  deren  Mütter  keinen  Pensionsanspruch  besitzen,  weil  ihre  Gatten 
aus  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ausgewandert  sind,  eine  fremde 
Staatsbürgerschaft  erworben  oder  unbefugt  bis  zu  ihrem  Tode  sich  im  Aus- 
lande aufgehalten  haben; 

5.  gegen  welche  wegen  einer  noch  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  verübten 
Htrafbaren  Handlung  eine  strafgerichtliche  Verurteilung  stattgefunden  hat, 
mit  welcher  die  Entziehung  des  Erziehungsbeitrages  verbunden  ist. 

IL  Die  Höhe  des  Erziehungsbeitrages  beträgt  für  jede  damit  zu 
beteilende  Waise  48  Kronen  jährlich,  doch  darf  die  Summe  der  Erziehungs- 
beiträge und  der  Witwenpension  zusammen  den  Betrag  von  360  Kronen 
jährlieh  nicht  übersteigen;  anderenfalls  sind  die  Erziehungsbeiträge  entsprechend 
zu  kürzen. *^^*)  Elternlose  Waisen,  ferner  Waisen,  deren  Mütter  oder  Stiefmütter 
wegen  Ausscheidens  aus  der  ehelichen  Gemeinschaft,  Auswanderung  ihrer 
Gatten  in  das  Ausland,  wegen  Erwerbung  einer  fremden  Staatsbürgerschaft 
durch  diese  oder  wegen  unbefugten  Aufenthaltes  derselben  im  Auslande, 
ferner  wegen  einer  strafgerichtlichen  Verurteilung  keinen  Anspruch  auf  eine 

»^»9)  Ib.  §  27.  -  1250^  Nachtragsgesetz  ex  1896  §  I.  —  "^i)  m.-W.  u.  W.-V.-G. 
§  26.  —  12*"^)  Ib.  §  28.  —  12M)  Ib.  §  30. 
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Witwenpension  haben  oder  aus  dem  Genüsse  derselben  getreten  sind,  erhalten 
einen  50prozentigen  Zuschuß,  doch  darf  die  Summe  der  Erziehungsbeiträge 
auch  in  diesem  Falle  den  Betrag  von  360  Kronen  jährlieh  nicht  über- 
steigen. ^*^) 

III.  Im  übrigen  gelten  analoge  Bestimmungen  wie  für  die  Erziehangs- 
beiträge  der  Gagistenwaisen.  Doch  ist  das  Normalalter  der  männlichen 
Waisen  von  Unteroffizieren  und  Mannschaftspersonen  auf  das  16.  und  das 
Normalalter  der  weiblichen  Waisen  dieser  Personen  auf  das  14.  Lebens- 
jahr festgestellt  ^2'^^) 

IV.  Die  Versorgung  der  Waisen  nach  Unteroffizieren  und  Mannschafts- 
personen der  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  ist  durch  das  bereits 
erwähnte  Gesetz  vom  12.  März  J899  geregelt. 

§  181«  Die  zeitliche  Vnterbrin^nir  der  Soldatenwitwen  nnd  Waisen  in  den 

MilitlirinTalidenhäasem. 

In  jedem  Militärinvalidenhause  ist  eine  Anstalt  für  die  zeitliche 
Unterbringung  von  Soldatenwitwen  und  Waisen  aufgestellt.  Diese 
Anstalten  dienen  zur  Unterbringung  der  gebrechlichen,  erwerbsunfähigen  und 
jeder  Beihilfe  entbehrenden  Witwen  und  der  ehelichen  Kinder  von  Unter- 
offizieren und  Soldaten,  welche  nach  der  ersten  Klasse  verheiratet  gewesen 
und  in  der  Hausversorgung  gestorben  sind,  bis  es  m?)glich  wird,  solchen 
Witwen  und  Waisen  eine  anderweitige  bleibende  Versorgung  —  insbesondere 
in  der  Heimatsgemeinde  —  zu  verschaffen.  In  diese  Anstalten  werden  auch 
hilflose  Witwen  und  eheliche  Kinder  von  Gagisten  ohne  Rangklasse  aufge- 
nommen. 

§  182.  Die  Anfnahme  der  Soldatenmädchen  in  Erziehiinirsinstiinte. 

Für  die  Erziehung  der  Mädchen  von  Mannschaftspersonen  sind  2 
unter  der  Tutel  der  Heeresbehörden  stehende  Stiftungsanstalten  bestimmt, 
nämlich: 

1.  Das  Erziehungsinstitut  der  Karolinenstiftung  zu  Seeben- 
stein in  Niederösterreich  (früher  zu  Erdl)erg  bei  Wien).  Dasselbe  wurde 
im  Jahre  1830  von  der  Kaiserin  Karoline  Auguste  gegründet,  wird  au« 
Stiftungsmitteln  erhalten  und  ist  bestimmt  zur  Aufnahme  von  Töchtern  von 
Unteroffizieren,  welche  noch  im  aktiven  Dienste  stehen.  Die  Kinder  werden 
im  Alter  von  5  bis  8  Jahren  aufgenommen  und  unentgeltlich  bis  zum 
vollendeten  18.  Lebensjahre  verpflegt  und  unterrichtet.  Das  Institut  steht 
unter  geistlicher  Leitung. 

2.  Das  Soldatenmädchen-Erziehungsinstitut  zu  Szatmär  in 
Ungarn.  Dasselbe  wurde  im  Jahre  1841  von  dem  damaligen  apostolischeu 
Feldvikar,  Bischof  Leonhard,  im  Namen  eines  ungenannten  Wohltäters 
und  von  dem  Bischof  zu  Szatmär  zum  Zwecke  der  Erziehung  und  Heran- 
bildung von  Soldatentöchtern  zu  Kinds-  und  Küchenmädchen  gegründet. 
Anspruch  auf  die  Stiftungsplätze  haben  die  eheliehen  Töchter  von  Soldaten, 
welche  nach  der  ersten  Klasse  verheiratet  sind  und  sich  im  präsenten 
Stande  eines  Truppenkörpers  oder  in  einem  Invalidenhause  l)efinden. 
Anspruch  haben  femer  die  Waisen  von  Soldaten  und  die  Töchter  von 
Invaliden,  wenn  die  Mädchen  während  der  aktiven  Dienstleistung  des  Vaters 
geboren   wurden  und  letzterer  nach  der  ersten  Klasse  verheiratet  war.  Die 

1"*;  Ib.  §  31.  ■-  1-*")  Ö.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  29  al.  1,  u.  M.-W.  u.  W.-V.-G.  §  26 
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in  Kasernen  wohnenden  Töchter  der  Infanteristen  und  Korporale  erhalten 
stets  den  Vorzug,  doch  sind  die  Töchter  der  in  der  Führerscharge  dienenden 
Unteroffiziere,  der  Feldwebel  und  der  diesen  gleichgestellten  Chargen  in 
berücksichtigungswerten  Fällen  von  der  Aufnahme  nicht  ausgeschlossen. 
Die  aufzunehmenden  Mädchen  sollen  nicht  unter  5  und  nicht  über  7  Jahre 
alt  sein.  Ausnahmsweise  können  auch  Mädchen  bis  zum  vollendeten 
8.  Lebensjahre  und  eventuell  selbst  bis  zum  vollendeten  9.  Lebensjahre 
aufgenommen  werden.  Mangeln  auch  solche  ältere  Aspirantinnen,  so  können 
arme  Mädchen  der  Bzatmärer  Diözese,  deren  Väter  dem  Zivilstande  an- 
gehören, Aufnahme  finden.  Die  aufzunehmenden  Mädchen  müssen  voll- 
kommen gesund  und  frei  von  körperlichen  Gebrechen  sein.  Für  Mädchen, 
welche  nicht  der  römisch-katholischen  Religion  angehören,  haben  die  Eltern 
oder  Vormünder  einen  Revers  beizubringen,  daß  diese  Aspirantinnen  während 
ihres  Aufenthaltes  im  Institute  in  dieser  Religion  unterrichtet  und  erzogen 
werden  dürfen.  Die  Aufnahme  der  Stiftlinge  erfolgt  durch  das  apostolische 
Peldvikariat. 

Der  Unterrichts-  und  Erziehungsplan  wird  vom  Bischof  zu  Szatmär 
gemeinschaftlich  mit  dem  apostolischen  Feldvikar  mit  Rücksicht  auf  die 
Bestimmung  der  Stiftlinge  festgestellt.  Der  Unterricht  wird  in  4  Klassen 
erteilt.  Die  Leitung  des  Instituts  ist  den  Barmherzigen  Schwestern  des 
heiligen  Vinzenz  von  Paul  unter  der  Kuratel  des  jeweiligen  Bischofs  von 
Szatmar  übergeben,  welcher  in  dieser  seiner  Eigenschaft  keiner  Kontrolle 
unterworfen  ist.  Ratgeber  des  Bischofs  und  Mitleiter  des  Instituts  ist  der 
apostolische  Feldvikar.  An  diesen  ist  der  Rechnungsabschluß  und  der 
Jahresbericht  zu  senden,  von  wo  diese  Dokumente  dann  an  das  Reiehs- 
kriegsministerium  gelangen. 

Die  Stiftlinge  bleiben  in  der  Regel  bis  zum  vollendeten  15.  Lebens- 
jahre im  Institute,  falls  nicht  etwa  eine  unzureichende  physische  Entwicklung 
die  längere  Belassung  eines  Stiftlings  im  Institute  notwendig  machen  sollte. 
Stiftlinge,  welche  dem  Zwecke  des  Instituts  nicht  entsprechen,  werden  dem 
apostolischen  Feldvikariate  angezeigt,  damit  ihre  Entfernung  aus  der  Anstalt 
veranlaßt  werde.  Die  zum  Austritte  sich  eignenden  Mädchen  werden  ent- 
weder von  den  Parteien  selbst  im  Einvernehmen  mit  der  Institutsdirektion 
in  Dienste  und  häusliche  Geschäfte  übernommen  oder  von  der  Instituts- 
direktion auf  angemessenen  Plätzen  untergebracht.  Die  Institutsdirektion 
soll  mit  den  Stiftungen  auch  nach  ihrem  Austritte  noch  einige  Zeit  in 
Verbindung  bleiben  und  bei  den  Mädchen  Elternstelle  vertreten.  Stiftlinge, 
welche  aus  dem  Institute  ausgetreten  sind,  dürfen  in  die  Anstalt  nicht 
mehr  zurückgenommen  werden,  auch  wenn  dieselben  keinen  Dienstplatz 
finden  sollten. 

§  13B.  Dio  Yersorgmig  der  geisteskranken  Angehörigen  von  Unteroffizieren  und 

Mannschaftspersonen  • 

Für  geisteskranke  Gattinnen  und  noch  in  väterlicher  Obsorge 
stehende  Kinder  unter  dem  Normalalter  von  Unteroffizieren  und 
Mannschaftspersonen,  welche  nach  der  ersten  Klasse  verehelicht  sind  und 
in  der  aktiven  Dienstleistung  stehen  oder  sich  in  der  Lokoversorgung 
eines  Militärinvalidenhauses  befinden,  werden,  im  Falle  die  genannten  Per- 
sonen wegen  Gemeingefährlichkeit  in  einer  Irrenanstalt  untergebracht  werden 
müssen,  bei  nachgewiesener  Vermögenslosigkeit  die  Irrenhausverpflegskosten 
nach   der  niedrigsten  Verpflegskiasse   und,  wo  mehr  als  8  Verpflegskiassen 
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bestehen,  nach  der  dritten  Verpflegskiasse  auf  Rechnung  des  Militärärars 
bestritten.  Die  Unterbringung  soll  tunlichst  in  einer  öffentlichen  Irrenanstalt 
jenes  Bereiches  stattfinden,  in  welchem  die  geisteskranke  Person  heimats- 
berechtigt ist. 

Dagegen  übernimmt  das  Militärärar  für  geisteskrank  gewordene 
und  in  eine  Irrenanstalt  abgegebene  Witwen  und  Waisen  nach 
Unteroffizieren  und  Mannschaftspersonen,  welche  nach  den  Militär- 
Witwen-  und  Waisenversorgungsgesetzen  eine  Versorgung  vom  Militärärar 
beziehen,  keine  Zahlungsverpflichtung,  sondern  bezüglich  dieser  Personen  haben, 
insoferne  keine  zahlungsfähigen,  zur  Erhaltung  derselben  verpflichteten  Ver- 
wandten vorhanden  sind,  die  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  (in 
Österreich  das  Gesetz  vom  3.  Dezember  1863,  R.-6.-B1.  Nr.  105,  und  in 
Ungarn  der  Gesetzartikel  III  vom  Jahre  1875,  §  4)  *"^)  Anwendung  zu 
finden.  Während  der  Dauer  der  notwendigen  Unterbringung  solcher  Personen 
kann  jedoch  zur  teilweisen  Deckung  der  ftir  sie  auflaufenden  Verpflegskosten 
die  Pension,  beziehungsweise  der  Erziehungsbeitrag  herangezogen  werden.^""  i 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  analoge  Anwendung  auf  die  geistes- 
kranken Angehörigen  von  Landwehr-  und  Landsturmpersonen,  doch 
belasten  die  Kosten  der  Irrenverpflegung  in  solchen  Füllen,  soweit  sie  vom 
Ärar  übernommen  werden,  den  Ziviletat.  **^**) 

E.  Das  militärische  Unterstützungswesen. 

§  134.  Die  gresetzliche  Unterstützang  der  nichtaktiven  Heerespersonen  nnd  ihrer 
Familien  während  der  Zeit  der  militärischen  Dienstleistung. 

I.  Durch  die  Einberufung  der  nichtaktiven  Heerespersonen  zur  militäri- 
schen Dienstleistung  können  sich  für  dieselben  und  ihre  Familien  schwere  öko- 
nomische Nachteile  ergeben,  so  daß  eine  gesetzliche  Vorsorge  zur  Linderung 
dieser  Nachteile  geboten  erscheint.  Insbesondere  bedürfen  die  in  öffentlichen 
oder  privaten  Dienststellungen  befindlichen  militärdienstpflichtigen  Personen 
einer  Sicherung  ihrer  Dienstesstellung  für  die  Zeit  ihrer  militärischen  Dienst- 
leistung und  häufig  auch  einer  Unterstützung  ihrer  zurückgelassenen  Familien- 
angehörigen. 

Solche  Vorsorgen  sind  nötig  sowohl  im  Frieden  als  auch  im  Kriege. 

II.  Im  Frieden  erstrecken  sich  diese  Vorsorgen  nur  auf  die  öffent- 
lichen Bediensteten. 


^^^)  Dieser  Paragraph  lautet: 

„Die  Verpflegskosten  werden  in  nachstehenden  Fällen  durch  den  Staatsschatz  ersetzt : 

a)  Für  die  in  Lnndeshebammenpräparandien  Verpflegten  in  allen  FUllen; 

b)  für  die  in  den  Krankonhäusern  nnd  Heilanstalten  oder  im  Auftrag  der  Behörden 
in  häuslicher  Pflege  untergebrachten  syphilitischen  Kranken,  wenn  diese  vermögenslos  sind: 

c)  für  die  in  Staats-  oder  als  öffentlich  anerkannten  Spitälern  oder 
Heilanstalten  verpflegten  Geisteskranken,  wenn  sowohl  diese  als  auch 
die  für  sie  zahlungspflichtigen  Verwandten  oder  Ehegatten  vermögens- 
los sind; 

d)  ilir  alle  in  den  angeführten  Spitälern  und  Heilanstalten  verpflegten  kranken 
Individuen,  deren  Zuständigkeit  nicht  festgestellt  werden  kann." 

"5")  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  16.  Oktober  1890,  Abt.  9,  Nr.  7242,  N.-V.-BL  Nr.  164 

«^9)  Z.-V.  des  M.  f.  L.-V.  vom  2.  April  1891,  Nr.  ,-*ttt7»  L.-V.-Bl.  Nr.  13. 
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4* 

1.  In  Osterreich  ist  durch  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1878,  R.-G.-BI. 
Nr.59,  angeordnet,  daß  den  Zivilstaatsbediensteten  während  der  aktiven 
Dienstleistung  zum  Zwecke  der  eigenen  militärischen  Ausbildung  in  der  für 
die  Rekrutenausbildung  festgestellten  Dauer  und  während  der  periodischen 
WaflfenUbungen  ihr  Zivildienstposten  und  ihr  Zivildienstrang  gewahrt  bleibt. 
Weder  die  Beförderung  noch  die  VorrUckung  in  die  höhere  Gehaltsstufe 
wird  dadurch  behindert.  Die  gleiche  Anordnung  gilt  auch  fllr  die  Zeit  des 
aktiven  Dienstes  zum  Zwecke  der  Ableistung  der  gesetzlichen  Präsenzpflicht, 
jedoch  wird  der  zur  Vorrtickung  in  die  höhere  Gehaltsstufe  zurückzulegende 
Zeitraum  (Quinquennium  u.  s.  w.)  dadurch  unterbrochen.***'*^)  Während  dieser 
Zeit  findet  weder  eine  gänzliche  noch  eine  teilweise  Einstellung  der  mit  der 
Zivilstaatsbedienstung  verbundenen  nicht  onerosen  Bezüge  statt  und  rück- 
sichtlich der  onerosen  Bezüge  sind  die  Zivilstaatsbediensteten  als  beurlaubt 
zu  betrachten.  Dagegen  sind  für  die  Zeit  der  Ableistung  der  gesetzlichen, 
1  Jahr  oder  länger  dauernden  Militärpräsenzdienstpflicht  sämtliche  Zivil- 
genüsse einzustellen.**^®) 

Analoge  Bestimmungen  gelten  nach  dem  Gesetze  vom  5.  Juni  1890. 
R,-6.-Bl.  Kr.  116,  für  die  Supplenten  an  den  vom  österreichischen 
Staate  erhaltenen  Mittelschulen,  Lehrerbildungsanstalten,  Lehre- 
rinnenbildungsanstalten und  nautischen  Schulen,  sowie  nach  ver- 
schiedenen Landesgesetzen**^*)  für  die  auf  Grund  eines  Lehrbefähi- 
gungszeugnisses  oder  eines  Reifezeugnisses  an  einer  öffentlichen 
Volksschule  mit  fixen  Bezügen  definitiv  oder  provisorisch  an- 
gestellten, dann  für  die  definitiv  oder  zeitlich  in  den  Ruhestand 
versetzten  Oberlehrer,   Lehrer,  Unterlehrer  und  Religionslehrer. 

Dagegen  erhalten  zufolge  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom 
19.  Juli  1902,  R.-G.-Bl.  Nr.  145,  die  Kanzleigehilfen  während  der  Dauer 
der  militärischen  Wafl^enübungen  oder,  soferne  sie  zu  den  Ersatzreservisten 
zählen,  während  der  achtwöchentlichen  Ausbildung  regelmäßig  die  halben 
und  nur  ausnahmsweise  die  vollen  Gebühren  f§  16).  Allen  Kanzleigehilfen, 
welche  infolge   Erfüllung   der   militärischen  Dienstpflicht  ihres  Postens  ver- 


1250)    §    5.   _-    1260)   §    6. 

^^^*)  Solche  Landosgesetze  sind  fiir  folgende  Länder  erfloBsen: 

Für  Niederösterreich  G.  vom  3.  März  1879,  L.-G.-Bl.  Nr.  26,  ersetzt  durch  das  G. 
vom  9.  Juli  1892,  L.-G.-Bl.  Nr.  46; 

fiir  Oberösterreich  G.  vom  27.  Jänner  1883,  L.-G.-Bl.  Nr.  7; 

fiir  Steiermark  G.  vom  10.  Dezember  1888,  L.-G.-Bl.  Nr.  62; 

für  Kärnten  G.  vom  3.  März  1879,  L.-G.-B1.  Nr.  10; 

für  Krain  G.  vom  5.  Oktober  1890,  L.-G.-Bl.  Nr.  21; 

für  Gorz  und  Gradiska  G.  vom  13.  März  1890,  L.-G.-Bl.  Nr.  12; 

für  Dalmatien  G.  vom  5.  Dezember  1880,  L.-G.-Bl.  Nr.  5  ex  1881,  ergänzt  durch 
das  G,  vom  3.  Februar  1890,  L.-G.-Bl.  Nr.  6; 

für  Böhmen  G.  vom  26.  Mai  1891,  L.-G.-Bl.  Nr.  41; 

für  Mähren  G.  vom  12.  März  1890,  L.-G.-B1.  Nr.  53,  abgeändert  durch  das  G. 
vom  1.  August  1899,  L.-G.-Bl.  Nr.  62; 

für  Schlesien  G.  vom  19.  Oktober  1880,  L.-G.-Bl.  Nr.  28,  abgeändert  durch  das 
G.  vom  6.  November  1901,  L.-G.-Bl.  Nr.  42; 

für  Galizien  G.  vom  18.  März  1879,  L.-G.-Bl.  Nr.  67; 

für  die  Bukowina  G.  vom  25.  Oktober  1880,  L.-G.-Bl.  Nr.  24,  abgeändert  durch 
das  G-  vom  19.  Februar  1891,  L.-G.-Bl.  Nr.  7. 
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lustig  geworden  sind,  genießen  aber  bei  Besetzung  der  KanzleigehilfenpostoD 
desselben  Dienstzweiges  und  Verwaltungsgebietes  den  Vorzug  vor  anderen 
Bewerbern,  soferne  sie  binnen  3  Monaten  nach  Beendigung  der  aktiven 
Militärdienstleistung  ihre  Bewerbung  vorschriftsmäßig  anmelden  (§  2  al  8  l 

In  Ungarn  ist  durch  den  Gesetzartikel  XX  vom  Jahre  1900  (über 
die  Gemeindeverwaltungslehrkurse)  angeordnet,  daß  Gemelndevizenotäre 
(Hilfsnotäre  und  Notärsgehilfen),  Notärspraktikanten  und  Notars- 
kanzlisten,  welche  unmittelbar  von  ihrem  Amtsdienste  zum  Militärdienste 
eingerückt  sind,  nicht  das  Recht  verlieren,  nach  Erfüllung  ihrer  Militärdienst- 
pflicht in  den  Lehrkurs  aufgenommen  zu  werden. 

2.  Für  die  in  Privatdiensten  befindlichen  Militärpflichtigen 
besteht  keine  derartige  gesetzliche  Fürsorge;  weder  sind  die  Unternehmer 
gesetzlich  verpflichtet,  ihren  Angestellten  während  der  Zeit  der  militärischen 
Ausbildung  oder  der  Waffenübungen  das  Gehalt  oder  den  Lohn  weiter  zu 
zahlen,  noch  hat  die  öffentliche  Verwaltung  bisher  die  Unterstützung  der 
zurückgelassenen  Familien  solcher  Personen  übernommen. 

Nur  vereinzelt  werden  in  den  Dienstvorschriften  der  größeren  Unter- 
nehmungen derartige  Begünstigungen  gewährt.  Von  allgemeiner  Bedeutung 
sind  die  den  Eisenbahnbediensteten  gewährten  Begünstigungen. 

n)  Nach  den  diesbezüglichen  Normen^****)  werden  die  zur  Ableistung" 
ihrer  Militärpräsenzdienstpflicht  einberufenen  Eisenbahnbedien- 
stete n(  Beamten,  Unterbeamten  und  Diener,  dann  die  Aspiranten  und  die  dekret- 
mäßig mit  Monats-  oder  Jahresgehalt  angestellten  Bediensteten,  welche 
mindestens  1  Jahr  auf  einem  systemisierten  Dienstposten  in  Verwendung 
stehen)  auf  die  Dauer  ihrer  Militärpräsenzdienstleistung  mit  Karenz 
sämtlicher  Bezüge  beurlaubt,  treten  aber  nach  Ablauf  der  Militärdienstzeit 
wieder  in  den  Genuß  ihrer  Bezüge.  Die  aus  dem  Militärpräsenzdienste  zurück- 
kehrenden Bediensteten,  welche  auf  Grund  des  Ergebnisses  der  bahn- 
ärztlichen Untersuchung  für  den  Eisenbahndienst  als  untauglich  befunden 
werden,  haben,  soferne  sie  Mitglieder  eines  Pensions-  oder  Provisionsinsti- 
tuts  sind,  Anspruch  auf  Pension  oder  Provision  in  dem  gleichen  Ausmaße, 
als  wenn  ihre  Dienstesuntauglichkeit  während  der  Eisenbahndienstleistung^ 
eingetreten  wäre.  Wenn  ein  solcher  Eisenbahnbediensteter  während  seiner 
Militärpräsenzdienstzeit  stirbt,  so  besteht  dieser  Anspruch  für  seine  Familie. 
In  beiden  Fällen  tritt  aber  keine  Zurechnung  von  Dienstjahren  auf  Grund 
der  während  der  Militärpräsenzdienstzeit  erfolgten  Verunglückung  ein.  Die 
behufs  Erfüllung  ihrer  Militärpräsenzdienstpflicht  mit  Karenz  der  Bezüge 
beurlaubten  Bediensteten  können  während  dieser  Zeit  zur  Leistung  von 
Beiträgen  fllr  den  Pensions-,  beziehungsweise  Provisionsfonds  nicht  verhalten 

^2*^-)  Dieselben  sind  in  der  auf  der  gemeinschaftlichen  Konferenz  der  österreichi- 
schen und  ungarischen  Eisenbahndirektoren  vom  27.  November  1890  vereinbarten  „Vor- 
schrift für  die  Behandlung^  der  Eisenbahnbediensteten  während  der  Er- 
füllung der  Militärdienstp flicht"  enthalten.  Diese  Vorschrift,  welche  auch  von  der 
Mohrzahl  der  auf  der  Direktorenkonferenz  nicht  vertretenen  Lokalbahnen  angenommen 
worden  ist,  regelt  übrigens  nicht  bloß  die  Begünstigungen  der  Eisenbahnbediensteten  für 
den  Fall  ihrer  Einberufung  zu  Waffenübungen,  sondern  auch  für  die  sonstigen  Fälle  der 
Militiirdienstpflicht  und  insbesondere  für  die  Mobilisierung.  Die  Vorschrift  ist  jetit  ab- 
gedruckt in  den  „Wolilfahrtseinrichtungen  der  Arbeitgeber  zu  Gunsten  ihrer  Angestellten 
und  Arbeiter  in  Osterreich",  herausgegeben  vom  k.  k.  arbeitsstatistischon  Amte  im  H»-M. 
I.  T.,  1.  Heft  (1902),  S.  53  ff. 
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werden,  haben  aber  auch  keinen  Anspruch  auf  Einrechnung  der  beim  Militär- 
präsenzdienste  zugebrachten  Zeit  in  die  für  die  Pensions-  oder  Provisions- 
bemessung  anrechenbare  Dienstzeit.  Wenn  sie  jedoch  diese  Beiträge  freiwillig 
aus  eigenen  Mitteln  weiter  zahlen,  so  wird  ihnen  die  beim  Militär  zu- 
gebrachte Zeit  in  die  Eisenbahndienstzeit  eingerechnet.  Alle  anderen  Be- 
diensteten, welche  zur  Erfüllung  ihrer  Militärpräsenzdienstpflicht  herangezogen 
werden,  sind  mit  dem  Tage  ihres  Einrückens  zum  Militär  als  aus  dem 
Eisenbahndienste  ausgetreten  zu  betrachten. 

Die  mit  Genehmigung  der  Bahnverwaltung  freiwillig  in  den  Militär- 
dienst eintretenden  Bediensteten  werden  gleich  den  zum  gesetzlichen  Militär- 
dienste Verpflichteten  behandelt. 

b)  Die  zu  den  periodischen  WaffenUbungen  einberufenen 
definitiv  angestellten  Eisenbahnbediensteten  werden  beurlaubt  und 
erhalten  während  der  Urlaubszeit  das  ganze  Gehalt  und  das  ganze  Quar- 
tiergeld. Die  für  die  Pension  oder  Provision  anrechenbare  Dienstzeit  wird 
durch  diesen  Urlaub  nicht  unterbrochen.  Die  übrigen  Bediensteten  beziehen 
während  der  Zeit  der  WaflFentibung,  wenn  sie  verheiratet  sind  und  einen 
eigenen  Hausstand  mit  Frau  und  Kind  haben,  Kinder  besitzende  Witwer  sind 
oder,  obgleich  ledig,  in  ihrem  Haushalte  unbemittelte  und  erwerbsunfähige 
Eltern  oder  Geschwister  zu  erhalten  haben,  die  halben  Gebühren.  Sonst 
werden  solchen  Bediensteten  die  Bezüge  für  die  Dauer  der  Waifenübungen 
eingestellt.  Taglöhner  gelten  als  ausgetreten,  doch  wird  ihnen  flir  den  Fall 
des  Personalbedarfes  der  Wiedereintritt  vorbehalten,  wenn  sie  ihre  Pro- 
Visionsfondseinzahlungen  nicht  behoben  haben. 

Sind  Bedienstete  mit  Genehmigung  der  Bahnverwaltung  nach  Erfüllung 
der  gesetzlichen  Militärdienstpflicht  im  Militärverbande  verblieben  oder  frei- 
willig in  den  Militärdienst  wieder  eingetreten  und  werden  solche  Bedienstete 
zu  Waffenübungen  einberufen,  so  gelten  für  sie  die  gleichen  Bestimmungen. 

III.  Im  Kriegs  falle  erstreckt  sich  die  Fürsorgepflicht  der  öff'entlichen 
Verwaltung  sowohl  auf  die  öffentlichen  Bediensteten  als  auch  auf  die 
Familienangehörigen  der  sonstigen  Mobilisierten. 

1.  In  ersterer  Beziehung  bestimmt  das  österreichische  Gesetz  vom 
22.  Juni  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  59,  daß  die  zum  Mannschaftsstande  zählenden, 
zur  aktiven  Militärdienstleistung  einberufenen  Zivilstaatsbediensteten  im  vollen 
Genüsse  der  mit  ihrer  Zivilstaatsbedienstung  verbundenen,  bei  einer  Pensio- 
nierung oder  Provisionierung  anrechenbaren  Bezüge,  beziehungsweise  wenn 
sie  Auskultanten,  Praktikanten,  Eleven  oder  Aspiranten  sind,  im  Genüsse 
des  Adjntums  bleiben,  demnach  neben  den  Militärgebühren  auch  die  Zivil- 
gebühren beziehen.  Diejenigen,  welche  einen  eigenen  Hausstand  mit  Frau 
oder  Kindern  haben,  bleiben  gleichfalls  im  Genüsse  sämtlicher  nicht  onerosen 
Bezüge,  besitzen  aber  keinen  Anspruch  auf  die  für  die  Familien  normierten 
Untersttitzungsbeträge.  Wenn  sie  jedoch  ihre  gesetzliche  Präsenzdienstpflicht 
noch  nicht  vollstreckt  haben,  so  beziehen  sie  nur  die  Militärgebühren,  aber 
keine  Zi\*ilgebtthren.^^*^^) 

Die  Militärgagisten,  welche  Staatsbedienstete  sind,  beziehen  im  Mobili- 
sierungsfalle unbedingt  ein  Dritteil  ihrer  bei  der  Pensionierung  oder  Pro- 
visionierung anrechenbaren  Zivilbezüge,  beziehungsweise  des  Adjutums  und, 
wenn  die  Militärgage  ohne  Nebengebühren  bei  Abrechnung  dieses  Dritteiis 
den  vollen  Betrag  der  anrechenbaren  Zivilgebühren  nicht  erreicht,  von  den 

^^^)  §  6  Punkt  3. 
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letzteren  noch  die  zur  Begleichung  der  Differenz  erforderliche  Quote.  Ist 
die  Militärgage  gleich  hoch  oder  höher,  so  hat  die  Zahlung  der  Zivilgebühren 
mit  Ausnahme  des  freigelassenen  Dritteiis  während  der  Dauer  des  Bezuges 
der  Militärgage  aufzuhören.  Wenn  aber  die  betreffenden  Zivilstaatsbedien- 
steten  sich  im  Besitze  eines  eigenen  Hausstandes  mit  Frau  oder  Kind  be- 
finden, so  darf  ein  Abzug  von  den  Zivilgebtthren  nur  insoweit  stattfinden, 
als  die  letzteren  mit  der  Militärgage  zusammen  die  Summe  von  2400  Kronen 
jährlich  übersteigen.  Zivilstaatsbedienstete  und  Gagisten,  welche  einen 
eigenen  Hausstand  mit  Frau  oder  Kind  haben,  bleiben  überdies  im  Bezüge 
der  Aktivitätszulage,  des  Quartiergeldes  und  der  Naturalgebühren,  haben 
aber  keinen  Anspruch  auf  die  für  die  Familien  normierten  Untersttitzungs- 
beträge.^^^*)  Bei  dieser  Berechnung  des  Ausmaßes  der  Zivilgebühren  hat 
aber  die  während  der  ununterbrochenen  Dauer  der  aktiven  Militärdienst- 
leistung im  Gagistenstande  eingetretene  Versetzung  in  höhere  Militärgebtthreu 
aufier  Betracht  zu  bleiben,  ^^ß^)  Die  im  zeitlichen  oder  bleibenden  Ruhestande 
befindlichen  ehemaligen  Zivilstaatsbediensteten  endlich  erhalten  während 
der  Militärdienstleistung  im  Mobilisierungsfalle  die  reglementmäßigen  Militär- 
gebUhren  und  verbleiben  überdies  im  ungeschmälerten  Fortbezuge  ihrer 
Zivilversorgungsgenüsse.  ^*^^) 

Analoge  Bestimmungen  gelten  in  Osterreich  nach  dem  Gesetze  vom 
5.  Juni  1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  116,  für  die  der  bewaffneten  Macht  angehörigen 
Supplenten  der  vom  Staate  erhaltenen  Mittelschulen,  Lehrer- 
bildungsanstalten, Lehrerinnenbiidungsanstalten  und  nautischen 
Schulen  sowie  nach  den  verschiedenen  Landesgesetzen  für  die  aktiven 
oder  in  den  Ruhestand  versetzten  Oberlehrer,  Lehrer,  Unterlehrer 
und  Religionslehrer  der  öffentlichen  Volksschulen.  Nur  gilt  für  die 
dem  Mannschaftsstande  angehörigen  Lehrpersonen  die  Anordnung,  daß  den- 
selben dieHälftedermitihrer  Anstellung  verbundenen  Bezüge  gewahrt  bleibt. 

2.  Die  im  Mobilisierungsfalle  zum  Präsenzdienste  einrückenden  Eisen- 
bahnbediensteten werden  als  auf  unbestimmte  Zeit  beurlaubt  betrachtet 
und  erhalten,  wenn  sie  dem  Mannschaftsstande  angehören  und  mit  Familien- 
angehörigen belastet  sind,  vom  Tage  des  Einrückens  bis  zu  ihrer  Rückkehr 
vom  Militärdienste  die  Hälfte  ihres  Gehaltes  und  ihr  ganzes  Quartiergeld, 
wenn  sie  aber  zu  den  Militärgagisten  gehören,  ein  Dritteil  des  Monats- 
gehaltes und  des  Quartiergeldes.  Beträgt  jedoch  die  Militärgage  mit  Aus- 
schluß der  Nebengebühren  nicht  mehr  als  die  Hälfte  des  Gehaltes  und  des 
Quartiergeldes,  so  erhält  der  Bedienstete  die  Hälfte  der  erwähnten  Bezüge. 
Die  nicht  mit  Familienangehörigen  belasteten  Bediensteten  erhalten,  wenn 
sie  zum  Mannschaftsstande  gehören,  beim  Einrücken  den  Betrag  eines 
Monatsgehaltes  und,  wenn  sie  länger  als  6  Monate  im  Militärdienste  zurück- 
gehalten werden,  auch  bei  ihrer  Rückkehr  einen  ihrem  Monatsgehalte  ent- 
sprechenden Betrag.  Die  zu  den  Militärgagisten  zählenden  Bediensteten 
dieser  Art  erhalten  bei  ihrem  Abgehen  den  zwölften  Teil  des  Jahresgehaltes 
mit  Einschluß  des  Quartiergeldes  ausbezahlt. 

Durch  das  Einrücken  im  Mobilisierungsfalle  wird  die  Kontinuität 
der  für  die  Pension  oder  Provision  anrechenbaren  Dienstzeit  nicht  unter- 
brochen und  die  unter  Waffen  zugebrachte  Zeit  wird  in  die  Dienstzeit  ein- 
gerechnet. Die  Beiträge  zum  Pensions-  oder  Provisionsfonds  werden  nach  der 
Höhe  des  vollen  Gehaltes  bemessen  und  durch  Abzug  von  den  reduzierten 
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Bezügen  hereingebracht;  fttr  jene  Bediensteten,  welche  keine  Bezüge  er- 
halten, werden  diese  Beiträge  von  der  Bahnverwaltnng  vorschußweise  aus 
ihren  Betriebsmitteln  gegen  nachträglichen  ratenweisen  Abzug  von  den 
späteren  Bezügen,  eventuell  von  der  Pension  oder  Provision  geleistet 

Die  nach  Beendigung  der  Mobilisierung  für  den  Eisenbahndienst  un- 
tauglich befundenen  Bediensteten  sowie  die  von  ihnen  Unterlassenen  Familien- 
angehörigen werden  analog  wie  die  zum  Militärpräsenzdienste  einrückenden 
Bediensteten,  beziehungsweise  gleich  den  von  diesen  hinterlassenen  Familien- 
angehörigen behandelt. 

Provisorisch  angestellte  Bedienstete,  welche  nicht  dekretmäßig  ange- 
stellt sind,  aber  mindestens  1  Jahr  im  Dienste  stehen,  werden  mit  dem 
Tage  ihres  Einrückens  als  ausgetreten  angesehen  und  erhalten  den  Betrag 
eines  einmonatlichen  Diurnums  als  Abfertigung  ausbezahlt.  Provisorisch  an- 
gestellte Bedienstete  endlich,  welche  nicht  mindestens  1  Jahr  im  Dienste 
stehen  sowie  Taglöhner .  werden  als  ausgetreten  betrachtet  und  ihre  Bezüge 
mit  dem  Tage  des  Abganges  eingestellt. 

Jene  Bediensteten,  welche  nach  Erfüllung  der  gesetzlichen  Militär- 
dienstpflicht mit  Genehmigung  der  Bahnverwaltung  freiwillig  im  Militär- 
verbande verbleiben  oder  freiwillig  in  den  Militärdienst  oder  Landsturm 
eintreten,  werden  auch  im  Mobilisierungsfalle  wie  die  zum  gesetzlichen 
Militärdienste  Verpflichteten  behandelt. 

3.  Den  hilfsbedürftigen  Familienmitgliedern  der  im  Falle 
einer  Mobilisierung  einberufenen  dauernd  Beurlaubten,  Reservisten,  Ersatz- 
reservisten, nichtaktiven  Landwehrmänner,  der  Angehörigen  der  Seewehr, 
der  Angehörigen  des  aufgebotenen  Landsturmes,  dann  der  zu  Dienstleistungen 
llir  Kriegszwecke  herangezogenen  Wehrpflichtigen  wird  nach  dem  öster- 
reichischen Militärtaxgesetze  vom  13.  Juni  1880,  R.-G.-Bl.Nr.  70,  beziehungs- 
weise nach  dem  ungarischen  Gesetzartikel  XI  vom  Jahre  1882  eine  Unter- 
stützung gewährt.^^^')  • 

a)  Anspruchsberechtigt  sind  nach  dem  österreichischen  6e- 
setze^*^^)  die  Ehefrauen  der  zum  Dienste  Eingerückten,  die  Kinder,  die 
Verwandten  in  aufsteigender  Linie  und  die  Geschwister,  soferne  ihr  not- 
wendigster Lebensunterhalt  ausschließlich  oder  doch  zum  größten  Teile  von 
dem  persönlichen  Erwerbe  der  Eingerückten  abhängig  ist. 

Nach  dem  ungarischen  Gesetze^^^*^)  haben  Anspruch  auf  die  Unter- 
stützung die  Ehefrauen,  die  legitimen  Kinder  und  Enkel  der  -Einberufenen, 
der  Vater,  Großvater  und  Schwiegervater,  die  Mutter,  Großmutter  und 
Schwiegermutter,  dann  die  Geschwister,  soferne  ihre  Versorgung  ganz  oder 
zum  Teile  aus  dem  Erwerbe  oder  Dienstlohne  des  Einberufenen  bestritten 
wurde. 

b)  Die  Unterstützung,  welche  nicht  als  Armenversorgung  anzusehen 
ist,  besteht  in  einer  Unterhaltsgebühr  für  jedes  Familienmitglied  in  der 
Höhe  des  jeweils  für  die  Militärdurchzugsverpflegung  per  Kopf  und  Tag 
festgestellten  Betrages  und,  wenn  die  Familie  auf  die  Wohnungsmiete  an- 
gewiesen ist,  in  einer  Unterkunftsgebühr,  welche  der  Hälfte  der  Unter- 
haltsgebühr gleichkommt.  Für  Kinder  unter  8  Jahren  besteht  die  Unter- 
stützung in  der  Hälfte  des  festgestellten  Betrages.  Die  Gesamtsumme  der 
einer  Familie  zu  gewährenden  Unterstützung  darf  den  nach  den  persön- 
lichen, den  Erwerbs-  und  lokalen  Verhältnissen  zu  berechnenden  Tagesver- 
dienst des  Einberufenen  nicht  überschreiten.  Die  vom  Staate  gewährleistete 

««^)  Ö.  M.-T.-G.  §  17,  beziehungsweise  u.  G.-A.  §  1.  —  ^^^)  §  18.  ~  "ß«)  §  2. 
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Unterstützung  erleidet  aber  keine  Einschränkung  durch  die  von  öelbstver- 
waltungskörpern  oder  Privatpersonen  gewährten  Hilfsbei träge. **^^i  Insoferne 
die  Familienangehörigen  durch  den  Einberufenen  nur  zum  Teile  versorgt 
wurden,  ist  auch  die  Unterstützung  nur  im  Verhältnisse  der  früheren  Ver- 
sorgung festzustellen.^^^M 

r)  Das  Recht  auf  den  Bezug  der  Unterstützung  beginnt  mit  dem 
Tage  des  Abmarsches  des  Einberufenen  aus  dem  Aufenthaltsorte  in  die 
Einrüekungsstation  und  endigt  in  der  Regel  mit  der  Rückkehr  des  Ein- 
berufenen. Durch  eine  unverschuldete  Unterbrechung  der  aktiven  Militär- 
dienstleistung oder  der  Rückkehr  des  Einberufenen  (z.  B.  durch  Kriegs- 
gefangenschaft) wird  der  Anspruch  der  Familie  auf  die  Unterstützung  nicht 
aufgehoben.**'*) 

Für  die  Familien  derjenigen,  welche  im  Gefechte  getötet  wurden  oder  infolge 
einer  Beschädigung  im  aktiven  Dienste  oder  einer  durch  diese  Dienstleistung 
zugezogenen  Krankheit  außerhalb  ihrer  Heimat  starben,  dauert  der  Bezug 
noch  durch  6  Monate  vom  Todestage  an  fort.**'^)  Wird  die  Familie  innerhalb 
dieser  6  Monate  einer  dauernden  Heeresversorgung  teilhaftig  und  ist  diese 
Versorgung  dem  Betrage  nach  geringer  als  die  Unterstützung,  welche  sie 
früher  genossen  hat,  so  ist  der  Versorgungsbetrag  für  die  Dauer  der  ü  Monate 
auf  die  Höhe  der  früheren  Unterstützung  zu  ergänzen.**'*) 

Der  Unterstützungsanspruch  erlischt,  wenn  sich  der  Mobilisierte  während 
der  aktiven  Dienstleistung  der  Desertion  schuldig  gemacht  oder  durch  ein 
gerichtliches  Erkenntnis  zu  schwerer  Kerkerstrafe  oder  zu  einer  härteren 
Strafe  verurteilt  wird.**'^)  Die  Unterstützung  wird  aber  in  solchen  Füllen 
erst  von  dem  Zeitpunkte  an  eingestellt,  wenn  die  Behörde  von  diesen  Tat- 
umständen Kenntnis  erlangt  hat.**'^'j 

Eine  Rückzahlung  empfangener  Unterstützungsbeträge  hat  nicht  statt- 
zufinden,**") und  zwar  auch  nicht  in  den  zuletzt  genannten  Fällen. 

(I)  Zum  Zwecke  der  Entscheidung  über  die  Unterstützungsansprüche 
wird  in  jedem  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
eine  oder  nach  Erfordernis  auch  mehrere  Unterstützungskommissioneu 
eingesetzt.  Jede  solche  Kommission  besteht  aus  dem  Chef  der  politischen 
Landesbehörde  oder  1  von  demselben  zu  delegierenden  politischen  Beamten 
als  Vorsitzenden  und  je  1  Vertreter  der  Finanzlandesbehörde  und  des 
Landesausschusses.  Sie  erkennt  auf  Grund  der  vorliegenden  Erhebungsresultate 
über  die  Unterstützungsbedürftigkeit  der  Familien,  bestimmt  den  zu  gewäh- 
renden Unterstützungsbetrag  und  verfügt  die  Anweisung,  beziehungsweise 
die  Einstellung  des  Bezuges.^*'^)  Die  Erhebungen  zur  Konstatierung  der 
l^nterstützungsbedürftigkeit  sind  von  der  politischen  Bezirksbehörde  des 
Aufenthaltsortes  der  eine  Unterstützung  ansprechenden  Familie  unter  Ein- 
vernehmung des  Gemeindevorstaudes  zu  pflegen.**''**)  Eine  I^erufung  gegen 
die  Entscheidung  der  Unterstützungskommission  ist  nicht  zulässig. **^^)  Die 
Auszahlung  der  Unterstützungsbeträge  erfolgt  am  1.  und  1(5.  jedes  Monats 
im  vorhinein  bei  der  dem  Aufenthaltsorte  der  Familie  nächstgelegenen  Zivil- 
staatskasse, beziehungsweise  dem  nächstgelegenen  Steueramte. *-^*)  Eingaben 
und  Quittungen  sind  stempelfrei. ****^) 

i27o^~Ö.  G.  §  19,  u.  G.-A.  §§  3  und  5.    -    *27i)  u.  G.-A.  §  4.  —  *»'»)  ().  G.  §  21, 
u.  G.-A.  §  6.  —  *2'3j  Ö.  G.  §  22  Satz  1,  u.  G.-A.  §  7.  --  *"4^  Ö.  G.  §  22  Satz  2.  —  «**» 
Ö.  G.  §  23,  u.  G.-A.  §  8.  —  ""ö;  Ö.  G.  §  23.  -  *»•')  Ö.  G.  §  21  Satz  3.  —  *27S)  q.  {;  §  3q 
—  *"^;  Ib.  §  18  ScbliilJsatz.  —  ^^^)  Ib.  §  20  Satz  4.  —  ^^^)  Ib.  §  21.  —  *»«)  jj,.  §  ^0 
SchliiÜBatz  und  §  21  Satz  1. 
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In  den  Liindern  der  ungarischen  Krone  wird  die  Konskription 
der  eine  Unterstützung  ansprechenden  Familien  auf  Anordnung  des  Ministers 
des  Innern,  beziehungsweise  des  Banus  von  Kroatien  und  Slavonien  durch 
die  Administrativbezirksbeamten  nach  Anhörung  der  Gemeindevorsteher  vor- 
genommen, durch  die  Vizegespane  und  die  Btlrgermeister  der  mit  Jurisdiktion 
ausgestatteten  Städte  tiberprüft  und  im  Wege  des  Ministers  des  Innern  und 
des  Banus  an  den  Landesverteidigungsminister  geleitet,  welcher  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Finanzminister  über  die  llnterstützungsbedUrftigkeit  der 
Bewerber  und  den  Unterstützungsbetrag  endgültig  entscheidet.^-^'*) 

e)  Die  durch  diese  Unterstützung  auflaufenden  Kosten  werden  in 
()sterreich  aus  den  Staatsmitteln  dieser  Reichshälfte,  in  Ungarn  aus 
den  Mitteln  des  Militärtaxfonds  bestritten. ^^®*) 

§  185.  Die  Hilitärversicherang.^2^') 

Die  Militärversicherung  im  weiteren  Sinne  umfaßt  alle  Ver- 
«icherungseinrichtungen  zu  Gunsten  von  Heerespersonen  und  ihrer  Angehörigen. 
Im  engeren  Sinne  soll  die  Militärversicherung  Familienvätern  Gelegenheit 
)>ieten,  durch  Bezahlung  einmaliger  oder  terminlicher  Prämien  für  die  Kosten, 
welche  mit  der  Ableistung  der  Militärdienstpflicht  seitens  der  heranwach- 
senden Söhne  verbunden  sind,  schon  zu  einer  Zeit  Vorsorge  zu  treflFen,  wo 
diese  noch  im  zarten  Alter  stehen.  Sie  sichert  den  besseren  Unterhalt  des 
•Soldaten  während  der  Militärdienstzeit  und  erleichtert  demselben  den  Rücktritt 
in  das  bürgerliche  Leben. 

Die  Militärversicherung  im  eigentlichen  Sinne  hat  anfangs  mit  großen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  gehabt,  weil  ein  fester  Tarif  mit  Rücksicht  auf 
die  wechselnde  Zahl  der  Eingereihten  nicht  zur  Ausbildung  gelangen  konnte 
und  ein  Prämienrückersatz  im  Falle  der  Untauglichkeit  früher  nicht  stattfand. 
Auch  die  österreichische  Regierung  war  der  Militärversicherung  früher 
abhold  *****)  und  änderte  ihre  Haltung  erst,  als  in  der  Erlebensversicherung 
eine  sichere  Form  für  dieselbe  gefunden  war.  Der  Abschluß  der  Versicherung 
pflegt  gegenwärtig  in  der  Weise  zu  erfolgen,  daß  beim  Ableben  des  Ver- 
sorgers jede  weitere  Prämienzahlung  aufhört  und  die  Versicherung  dennoch 
in  Kraft  bleibt. 

Die  erste  Pflege  fand  dieser  Versicherungszweig  in  Österreich-Ungarn 
durch  die  „erste  Militärdienstversicherungsanstalt"  (gegründet  1893) 
und  durch  die  „erste  österreichische  Wehrdienstversicherungs- 
anstalt" (gegründet  1897). 

§  186.  Das  militärische  Torschnßwesen« 

Das  militärische  Vorschußwesen  hat  seinen  Grund  in  dem  Miß- 
verhältnisse, welches  zwischen  der  höheren  gesellschaftlichen  Stellung  der 
Offizierspersonen  und  den  dienstlichen  Bezügen  derselben  obwaltet. 

Zur  Bekämpfung  der  dadurch  veranlaßten  Bewucherung  der  Heeres- 
personen dient  vor  Allem  der  unter  der  Tutel  der  Heeresverwaltung  stehende 
Erzherzog  Albrechtsche  Offiziersfonds.  ^-^^) 

12^3)  U.  G.-A.  §§  9  bis  11.  —  12S4)  Q  M.-T.-G.  §  17,  u.  M.-T.-G.  §  5  al.  2.  — 
*2>^;  Königsberger,  Die  Militärversicherung,  ihre  Entwicklung  in  Deutschland  und 
Osterreicli-Ungarn,  im  Assekuranzjahrbuche  von  Ehrenzweig,  19.  Jahrgang  (1898},  II.  T., 
S.  43  ff.  —  *2soj  Noch  das  Hfkzd.  vom  5.  August  1843  hatte  verordnet,  daß  die  Ver- 
sicherang von  Kapitalien  zu  Gunsten  von  Konskriptionspilichtigen  für  den  Fall  ihrer 
Berufung  zu  Kriegsdiensten  nicht  gestattet  sein  sollte.   —    ^'^')  Die  geltenden  Statuten 
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Dieser  im  Jahre  1869  gegründete  Fond,  dessen  Protektor  der  jeweilige 
Besitzer  des  Erzherzog  Karischen  Fideikommisses  ist,  bildet  ein  Stiftungs- 
vermögen,  wozu  der  Grund  durch  2  Widmungen  des  Erzherzogs  Albreeht 
und  des  Kaisers  im  Betrage  von  je  100.000  Gulden  gelegt  worden  ist.  Er 
gliedert  sich  in  den  Aktivfonds  und  den  Reservefonds.  Das  Stammver- 
mögen  beider  Fonds  hat  als  unantastbar  zu  gelten  und  darf  zu  keinen 
Geldoperationen  verwendet  werden. 

Vorschüsse  werden  gewährt  von  den  Kapitalsinteressen  des 
Aktivfonds  an  bertlcksichtigungswürdige  in  Geldverlegenheiten  befindliche 
Offiziere  des  streitbaren  Aktivstandes  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine 
vom  Oberstleutnant  (Fregattenkapitän)  abwärts.  Ausnahmsweise  ist  es 
auch  den  aktiven  Obersten  (Linienschiffskapitänen)  gestattet,  die  Hilfe  des 
Fonds  in  Anspruch  zu  nehmen,  soferne  dies  ohne  Verkürzung  der  anderen 
Chargengrade  geschehen  kann. 

Der  zu  erteilende  Vorschuß  darf  die  Höhe  von  4  Monatsgagen  des 
Vorschußwerbers  nicht  überschreiten  und  ist  vom  Oberstleutnant  abwärts 
in  30,  von  einem  Oberst  in  20  tunlichst  gleichen  Monatsraten  zurückzuzahlen. 
Für  Offiziere  der  Leutnantscharge  wird  die  Rückzahlungsfrist  ausnahms- 
weise noch  länger  ausgedehnt.  Wenn  aber  ein  Offizier  anläßlich  einer  bevor- 
stehenden Mobilisierung  einen  Vorschuß  erbittet,  um  sich  die  Feldausrüstung 
noch  vor  dem  Abmärsche  aus  der  Friedensgarnison  beschaffen  zu  können, 
so  hat  er  bei  Fassung  des  Feldausrüstungsbeitrags  sofort  den  Schuldenrest 
zu  tilgen,  eventuell  den  ganzen  Betrag  als  Abschlagszahlung  zu  erlegen  und 
außerdem  die  zu  leistenden  Rückzahlungsraten  bei  Genuß  der  Bereitschafts- 
zulage um  20,  bei  Genuß  der  Feldzulage  um  50  Prozent  zu  erhöhen.  Bei 
Ausbruch  eines  Krieges  darf  von  den  bei  der  Armee  im  Felde  stehenden 
Offizieren  während  der  Dauer  des  Krieges  kein  Vorschuß  mehr  angesprochen 
werden. 

An  Offiziere  von  der  9.  Rangklasse  abwärts  werden  die  Vorschüsse 
zinsenfrei  verabfolgt;  Stabsoffiziere  haben  nach  Rückzahlung  der  letzten 
Rate  einen  der  einjährigen  4  perzentigen  Verzinsung  des  ursprünglichen 
Vorschusses  gleichkommenden  Betrag  als  weitere  Monatsrate  zu  leisten. 
Die  Erfolgung  von  Vorschüssen  gegen  Verpfändung  von  Gütern  oder  Wert- 
papieren ist  unstatthaft.  Auch  darf  ein  Schuldner,  solange  er  die  letzte 
Rate,  beziehungsweise  die  Zinsen  eines  früheren  Vorschusses  noch  nicht 
vollständig  berichtigt  hat,  um  einen  neuen  Vorschuß  nicht  einschreiten  und 
auch  die  Vorausbezahlung  mehrerer  noch  rückständiger  Raten  in  der  Absicht, 
sofort  einen  neuen  Vorschuß  zu  erhalten,  ist  nicht  statthaft. 

Der  Reservefonds  hat  die  Bestimmung,  durch  sein  Zinsenerträgni» 
dem  Aktivfonds  Ersatz  zu  gewähren  für  solche  noch  ausständige  Schuld- 
reste, welche  durch  den  Tod  vermögensloser  Schuldner  oder  sonst  unein- 
bringlich geworden  sind.  Seine  entbehrlichen  Zinsen  sind  an  den  Aktivfonds 
zu  tiberweisen.  Er  soll  stets  auf  einer  solchen  Höhe  erhalten  werden,  daß 
abgesehen  von  dem  Gründungskapital  mindestens  auch  die  Summe  der 
jeweilig  als  Vorschüsse  im  Umlaufe  befindlichen  Gelder  des  Aktivfonds 
gedeckt  erscheint.  In  ihn  fließen  auch  die  Interessen  der  an  Stabsoffiziere 
erteilten  Vorschüsse. 

Die  Verwaltung  des  Fonds  hat  ihren  Sitz  in  Wien  und  wird  von 
einem  Ausschusse  geführt,  der  aus  1  General  oder  höherem  Stabsoffizier  des 

beruhen   auf  der  a.  h.  Entschließung   vom  1.  November  1892,   beziehungsweise  auf  der 
Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  27.  November  1892,  Präs.-Nr.  5948. 
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Aktiv-  oder  Ruhestandes  als  Präses,  1  Stabsoffizier  als  Präsesstellvertreter, 
4  Hauptleuten  oder  Rittmeistern  und  4  Subaltemofiizieren  des  aktiven  streit- 
baren Standes,  dann  aus  1  höheren  Auditor  als  Rechtskonsulenten  besteht. 
Der  Präses  wird  vom  Protektor  ernannt,  der  Präsesstellvertreter  und  der 
Rechtskonsulent  werden  vom  Präses  gewählt  und  vom  Protektor  bestätigt. 
Die  übrigen  Ausschußmitglieder  und  ihre  Ersatzmänner  werden  von  den 
Kommandanten  der  in  Wien  garnisonierenden  Truppenkörper  unter  tunlichster 
Berücksichtigung  aller  Waffengattungen  dem  Präses  namhaft  gemacht  und 
vom  Korpskommandanten  in  Wien  bestätigt.  Nach  Ablauf  von  3  Jahren 
oder  bei  einem  früheren  Abgang  eines  Ausschußmitgliedes  hat  der  Ausschuß 
den  Ersatz  einzuleiten;  der  Präses,  sein  Stellvertreter  und  der  Rechts- 
konsulent können  vom  Protektor  abberufen  oder  auf  fernere  Zeit  belassen 
werden.  Das  Reichskriegsministerium  ist  ermächtigt,  die  Gebarung  des  Aus- 
schusses durch  Einsichtnahme  in  die  Bücher  und  durch  Skontrierung  der 
Kasse  zu  tiberwachen.  Änderungen  der  Statuten  können  nur  auf  Grund  der 
ausdrticklichen  Zustimmung  des  Protektors  mit  kaiserlicher  Genehmigung 
stattfinden.  Eine  Teilung  des  Stiftungsfonds  sowie  eine  Unterstellung  des- 
selben unter  andere  Behörden  oder  unter  mehrere  Ministerien  ist  nach 
den  Statuten  nicht  statthaft.  Bei  Auflösung  des  Fonds  fällt  das  Gründungs- 
kapital an  das  Erzherzog  Karische  Fideikommiß,  während  der  Kaiser 
über  die  Verwendung  des  übrigen  Vermögens  entscheidet. 

Für  die  Truppenkörper  der  k.  k.  Landwehr  besteht  ein  vom  Erz- 
herzog Rainer  gegründeter  Spar-  und  Darlehensfonds. 

§  187.   Das  militärische  Stiftangswesen. 

Abgesehen  von  den  eben  genannten  Stiftungsfonds  sind  noch  zahl- 
reiche andere  Stiftungen  für  Zwecke  des  militärischen  Unterstützungswesens 
gewidmet 

Die  rechtliche  Stellung  aller  dieser  militärischen  Stiftungen  ist 
insofeme  eine  besondere,  als  nicht  die  sonst  als  Stiftungsbehörden  fungieren- 
den Zivilverwaltungsstellen,  sondern  die  obersten  Militärverwaltungsbehörden 
die  Tutel  über  diese  Stiftungen  üben.  Als  Tutelbehörden  fungieren  einer- 
seits das  Reichskriegsministerium  und  die  Marinesektion  bezüglich  der  für 
Angehörige  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine,  dann  für  die  Anstalten  des 
gemeinsamen  Heeres  gegründeten  Stiftungen  und  andererseits  die  beiden 
Landesverteidigungsministerien  bezüglich  der  für  Angehörige  der  Land- 
wehren und  des  Landsturms,  dann  fllr  Landwehr-  und  Landsturmanstalten 
gewidmeten  Fundationen.  Auch  findet  rücksichtlich  dieser  militärischen 
Stiftungen  eine  weitere  Abstufung  der  Kompetenz  nicht  statt,  sondern  die 
obersten  Militärverwaltungsbehörden  üben  in  Ansehung  der  militärischen 
Stiftungen  alle  Befugnisse  der  staatlichen  Stiftungshoheit.  Insbesondere  wird 
von  ihnen  die  Entscheidung  über  die  Akzeptation  der  militärischen  Stiftungen 
geübt  und  auch  die  Evidenzhaltung  der  Militärstiftungen  ist  bei  ihnen  kon- 
zentriert. Beim  Reichskriegsministerium  ist  diese  Evidenzhaltung  durch  die 
Anlegung  eines  Militärstiftungsbuches  in  geordnete  Formen  gebracht 
worden.  ^*^^) 

i»^j  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  16.  Dezember  1877,  Abt.  9,  Nr.  8185,  N.-V.-Bl. 
Nr.  238.  Das  Stiftungsbuch  hat  nach  dieser  Anordnung  nicht  nur  jene  Militärstiftungen 
zu  enthalten,  welche  in  der  Verwaltung  oder  in  der  Obsorge  des  Reiehskriegsministeriums 
stehen,  sondern  auch  jene  Militärstiftungen,  welche  zwar   für   Heerespersonen  bestimmt 

Schmitl,  Das  Heeresrecht  der  österr.-ung.  Monarchie.  30 
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§  138.  Die  Unterstlitzangstätigkeit  der  Tereine. 

Die  UnterstUtzungBtätigkeit  der  Vereine  kann  sich  entweder  auf  die 
Heerespersonen  selbst  oder  auf  die  Angehörigen  derselben  erstrecken. 

In  ersterer  Beziehung  kommen  namentlich  die  berufsgenossen- 
sehaftlichen  Vereinigungen  der  Heerespersonen  für  wirtschaftliche 
Zwecke  (Vorschußvereine,  Konsumvereine),  dann  die  Veteranen- 
vereine in  Betracht,  welche  durch  den  Zug  der  Zeit  genötigt  werden,  mehr 
und  mehr  die  Untersttitzungstätigkeit  an  Stelle  der  bloßen  Pflege  des  kamerad- 
schaftlichen Sinnes  in  den  Vordergrund  zu  schieben.  Größere  Aufgaben 
harren  ihrer  namentlich,  solange  die  öffentliche  Verwaltung  hier  nicht  tiefer 
eingreift,  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsvermittlung  und  der  Alters- 
versorgung. 

Die  Unterstützung  der  von  Offizieren  und  Militärbeamten  hinterlassenen 
Witwen  und  Waisen  wird  durch  eine  Reihe  diesem  Zwecke  speziell 
gewidmeter  Vereine  angestrebt. 

Im  Kriege  findet  diese  Unterstützungstätigkeit  der  Vereine  ihren 
Mittelpunkt  in  den  patriotischen  Hilfsgesellschaften,  welche  auch  als 
Hauptstützen  der  freiwilligen  Sanitätspflege  erscheinen.  Die  Tätigkeit  dieser 
Gesellschaften  hat  vorzugsweise  die  Aufbringung  von  Erfrischungs-  und 
Geldmitteln  für  die  Unterstützung  der  im  Felde  stehenden  Mobilisierten  und 
ihrer  zurückgelassenen  Angehörigen,  ferner  die  Organisierung  eines  Nach- 
richtendienstes behufs  rascher  und  ständiger  Information  über  das  Schicksal 

der   Mobilisierten,    endlich   die   Unterstützung    der    invaliden   Krieger   zum 

Ziele.1289-^ 

Ergänzt  wird  diese  Tätigkeit  der  Hilfsgesellschaften  durch  die  Hilfe- 
leistung anderer  Vereine,  insbesondere  der  Volksküchenvereine,  welche 
sich  die  Aufgabe  stellen,  im  Falle  eines  Krieges  nach  Maßgabe  ihrer  ver- 
fügbaren Kräfte  bei  der  Ausspeisung  der  ins  Feld  abmarschierenden  Truppen 
mitzuwirken.  Zur  Erprobung  dieser  Tätigkeit  werden  die  Vereine  auch 
schon  im  Frieden  bei  Truppenkonzentrierungen  herangezogen.  Insbesondere 
gilt  dies  vom  Ersten  Wiener  Küchenverein,  welcher  alljährlich  bei  der 
Beistellung  der  Mittagskost  für  die  ins  Brucker  Lager  abrückenden  Truppen 
der  Wiener  Garnison,  dann  bei  Märschen  nach  den  Konzentrationsstationen 
und  aus  diesen  Stationen  mitzuwirken  hat. 

§  199,    Die  mit  militärischen  Aaszeichnnnsreu  yerbundenen  Pensions*  and  Unter* 

stUtznngsbeziige. 

Mit  einzelnen  militärischen  Auszeichnungen  ist  der  Bezug  von 
Pensionen  oder  Unterstützungsbeträgen  verknüpft.  Solche  Bezüge  sind  ins- 
besondere mit  dem  Maria  Theresienorden  und  der  Tapferkeits- 
medaille verbunden.  Die  Pensionen  der  Besitzer  des  Maria  Theresienorden» 
gehen  zur  Hälfte  auch  auf  die  Witwen  und,  wenn  eine  Witwe  nicht  vor- 
handen ist,  auf  die  mittellosen  Waisen  über. 


sind,  im  übrigen  aber  von  Zivilbehörden,  Korporationen  oder  Privaten  verwaltet  oder 
verliehen  werden.  Vor  Anlegung  des  Militärstiftungsbuches  wurden  die  Militärstiftungen 
nur  anhangsweise  im  Militärschematismus  ausgewiesen.  Für  die  Publizität  der  Militär- 
Stiftungen  wird  auch  durch  regelmäßige  Ausschreibung  der  erledigten  Stift ungsplätzo 
im  N.-V.-Bl.  gesorgt. 

«■^«j  Sieh  oben  §  81. 
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Trotz  der  Fortschritte,  welche  das  militärische  Versorgungs-  und  Unterstützungs- 
wesen in  den  letzten  Dezennien  in  Österreich-Ungarn  gemacht  hat,  wird  noch  immer 
über  zahlreiche  Mängel  und  Lücken  desselben  geklagt: 

1.  Die  Pensionen  der  Heerespersonen  und  ihrer  Relikten  werden  nament- 
lich seit  der  bedeutenden  Verbesserung,  welche  das  Versorgungswesen  der  Zivilstaats- 
beamten  und  ihrer  Angehörigen  in  Osterreich  durch  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1896, 
R.-(.T.-B1.  Nr.  74,  erfahren  hat,  als  unzulänglich  empfunden  und  es  hat  die  Heeresverwaltung 
ihre  baldige  Erhöhung  durch  Änderung  der  Militärversorgungsgesetze  bereits  ins  Auge 
gefaOt.  Bei  dieser  Gelegenheit  soll  auch  eine  Herabsetzung  der  als  drückend  empfun- 
denen Forderung  der  vierzigjährigen  Dienstzeit,  wodurch  gegenwärtig  der  Genuß  der 
vollen  Pension  bedingt  ist,  erfolgen. 

2.  Ein  sowohl  in  Militärkreisen  als  auch  von  den  Vertretern  der  Zivil  Verwaltung 
fortwährend  eifrig  erörtertes  Thema  bildet  die  Versorgung  der  Unteroffiziere 
durch  Erteilung  von  Zertifikaten.  Die  Vertreter  der  Zivilverwaltung  sind  gerne 
geneigt,  die  mit  dieser  Einrichtung  verbundenen  übelstände  besonders  zu  betonen.  Die- 
selben bestehen  vorzugsweise  in  einer  empfindlichen  Beschränkung  der  freien  Auswahl 
der  Bewerber  bei  Besetzung  der  den  Zertifikatisten  vorbehaltenen  Dienstposten.  Umge- 
kehrt bemängeln  die  militärischen  Kreise  das  Institut  aus  dem  Grunde,  weil  die  Unter- 
ofiiziere  in  Ermanglung  einer  besseren  Militärversorgung  zum  möglichst  raschen  Über- 
tritt in  den  Zivildienst  gedrängt  werden  und  dadurch  gerade  die  besseren  bereits  einge- 
schulten und  noch  dienstestauglichen  Unteroffiziere  vorzeitig  verloren  gehen.  Als  das 
richtigste  Mittel  zur  Beseitigung  dieser  auf  beidßn  Seiten  gefühlten  Übelstände  wird  die 
Erhöhung  der  Dienstesprämien  und  die  Verbesserung  der  Invalidenpensionen  ausgedienter 
Unteroffiziere  bezeichnet.  Die  österreichisch-ungarische  Zertifikatistengesetzgebung  zeigt 
übrigens  darin  eine  empfindliche  Lücke,  daß  der  Kreis  der  mit  Zertifikatisten  zu  besetzen- 
den niederen  Stellen  viel  zu  eng  gezogen  ist.  Viel  weiter  erstreckt  sich  der  Kreis  dieser 
Steilen  im  Deutschen  Reiche,  wo  seit  der  Novelle  zum  Militärpensionsgesetze  vom 
22.  Mai  1893  die  unteren  Beamtenstellen  nicht  nur  bei  den  Behörden  des  Reiches  und 
der  Einzelstaaten,  sondern  auch  bei  den  Kommunalbehörden,  den  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherungsanstalten sowie  bei  städtischen  und  solchen  Instituten,  welche  ganz  oder 
zum  Teile  aus  Mitteln  des  Reiches,  der  Einzelstaaten  oder  der  Gemeinden  unterhalten 
werden,  vorzugsweise  mit  Militäranwärtern  zu  besetzen  sind. 

8.  Zu  besonderen  Härten  gibt  der  Mangel  entsprechender  Gesetzesbestimmungen 
Anlaß,  wenn  nichtaktive  in  Privatdiensten  stehende  Heerespersonen  zur  aktiven  Dienst- 
leistung im  Frieden  einberufen  werden  und  Familienangehörige  zurücklassen.  Die  Stel- 
lung der  Privatbediensteten  ist  in  einem  solchen  Falle  nicht  gesichert  und  die  von  ihm 
zurückgelassenen  Angehörigen  erhalten  in  Österreich-Ungarn  derzeit  keinerlei  Unter- 
stützung aus  öffentlichen  Mitteln,  soweit  nicht  die  Armen  Versorgung  mit  ihren  bedenk- 
lichen Folgen  eintritt.  Im  Gegensatze  hiezu  hat  das  französische  Gesetz  vom 
18.  Juli  1901  (Soziale  Rundschan,  II.  Jahrgang  1901,  S.  402)  ausdrücklich  angeordnet, 
daß  in  dem  Falle,  wenn  ein  Angestellter  oder  Arbeiter  als  Reservist  oder  Landwehr- 
mann zu  der  vorgeschriebenen  Waflfenübung  einberufen  wird,  der  Ai'beitsvertrag  wegen 
dieses  Umstandes  allein  nicht  gelöst  werden  darf  und  selbst  dann,  wenn  der  Vertrag 
aus  irgend  einem  andern  gesetzlichen  Grunde  von  einer  Partei  gekündigt  worden  wäre, 
die  Dauer  der  WaffenUbung  nicht  in  die  Kündigungsfrist  mit  einbezogen  werden  darf. 
Was  aber  die  Unterstützung  der  Familien  der  im  Frieden  zu  militärischen  Diensten  und 
speziell  zu  WafTenübungen  einrückenden  nichtaktiven  Heerespersonen  betrifift,  so  ist  im 
Deutschen  Reiche  in  dieser  Richtung  bereits  durch  das  Reichsgesetz  vom  10.  Mai 
1892  vorgesorgt. 

4.  Erst  in  der  Entwicklung  begriffen  ist  die  Unterstützung  der  aus  der 
militärischen    Dienstleistung     entlassenen     Mannschaftspersonen    durch 
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Unterbringung  in  bürgerlichen  Erwerbsstellungen.  In  dieser  Beziehung  hat 
besonders  die  preußische  Heeresverwaltung  seit  dem  Jahre  1897  unter  Mitwirkung  der 
Kriegervereine  umfassende  Versuche  unternommen.  (Vergl.  Richter,  Die  Landarbeiter- 
frage mit  besonderer  Berücksichtigung  des  landwirtschaftlichen  Arbeitsmarktes  in  Böhmen, 
1897).  Diese  Versuche  haben  aber  allem  Anscheine  nach  nicht  zum  Ziele  geführt,  weil  die 
Einrichtung  in  erster  Linie  die  Bektimpfung  des  ländlichen  Arbeiter  mangels  bezweckte.  In 
Österreich  ist  es  bisher  bei  vereinzelten  Anregungen  geblieben.  Erwähnung  verdienen 
namentlich  die  Anregung  des  Landesinspektors  der  böhmischen  Naturalverpflegsstationen 
Lenz  beim  Korpskommando  in  Prag,  der  Antrag  des  Dr.  Porz  er  beim  Wiener  Gemeinde- 
rate (1899)  wegen  Beschaffung  von  Arbeit  ilir  die  entlassenen  Keservisten  durch  die 
Naturalverpflegsstationen,  beziehungsweise  durch  das  städtische  Arbeitsvermittlungsamt, 
ferner  die  Bestrebungen  des  Landesverbandes  für  Wohltätigkeit  in  Steier- 
mark wegen  Vermittlung  offener  landwirtschaftlicher  Arbeitsstellen  an  zur  dauernden 
Beurlaubung  gelangende  Mannschaftspersonen,  endlich  die  Bemühungen  des  humanitären 
Vereines  „Österreichisch-ungarischer  Invalidendank'',  welcher  sich  ganz  beson- 
ders die  Beschaffung  geeigneter  Erwerbsstellen  für  ausgediente  oder  als  untauglich  ent- 
lassene Heerespersonen  zur  Aufgabe  stellt. 

5.  Desgleichen  erscheint  die  weitere  Ausbildung  der  Militärversicherung  zum 
Zwecke  einer  besseren  Fürsorge  für  die  große  Masse  der  durch  Kriegsdienst  invalid  ge- 
wordenen Heerespersonen  sehr  erwünscht  und  im  Zusammenhange  mit  der  Erweiterung 
der  sozialen  Versicherung  durchführbar.  Als  Vorbild  hiefür  kann  vor  allem  die  Schweiz 
dienen,  welche  in  dieser  Richtung  bereits  durch  das  Militärversicherungsgesetz  vom 
13.  November  1874  Vorsorge  getroflfen  hat.  Die  Bestimmungen  dieses  Militärversicherungs- 
gesetzes sollten  durch  das  neue  Bundesgesetz  betreffend  die  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung vom  5.  Oktober  1899  (3.  Titel,  Art.  330  bis  377)  ersetzt  werden.  Da  jedoch 
dieser  Gesetzentwurf  wegen  der  ihm  ungünstigen  Volksabstimmung  nicht  zur  Gänze  in 
Kraft  gesetzt  werden  konnte,  so  trat  auf  Grund  des  Beschlusses  der  schweizerischen 
Bundesregierung  vom  11.  Oktober  1901  ein  neues  Spezialgesetz  betreffend  die  Kranken- 
und  Unfallversicherung  der  schweizerischen  Militärpersonen  in  Wirksamkeit.  (Vergl. 
Soziale  Rundschau,  III.  Jahrgang  1902,  S.  205  ff.) 

6.  Endlich  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  die  in  der  Praxis  herrschend  ge- 
wordene Loslösung  des  militärischen  Stiftungswesens  von  der  Aufsichtsgewalt 
der  Zivilbehörden  in  juristischer  Beziehung  zu  Bedenken  Anlaß  gibt,  da  ein  Rechts- 
grund für  diese  exemte  Stellung  der  militärischen  Stiftungen  nicht  aufflndbar  ist. 

X.  Abschnitt. 

Die  Finanzverwaltung  des  Heeres. 

§  140.  Allgemeine  Bemerkungen. 

I.  Die  BeschaflFung  der  nötigen  Geldmittel  für  die  Bestreitung  des 
Heeresaufwandes  ist  nicht  Aufgabe  der  Kriegsverwaltung.  Dieselbe  hat 
regelmäßig  lediglich  die  von  ihr  benötigten  und  verfassungsmäßig  bewilligten 
Summen  von  der  Finanzverwaltung  zu  übernehmen.  Wohl  aber  obliegt  ihr 
im  allgemeinen  die  Verpflichtung  zur  Aufstellung  eines  geordneten  Ver- 
zeichnisses der  voraussichtlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  für  eine  bevor- 
stehende Finanzperiode  und  die  Verwendung  der  von  der  Finanzverwaltung 
zur  Verfügung  gestellten  Summen  für  die  verfassungsmäßig  bewilligten 
Zwecke  durch  Erlassung  von  Anweisungen  und  deren  Vollzug  im  Wege  der 
dazu  berufenen  Kassen,  endlich  die  Durchführung  der  Rechnungskontrolle 
sowohl  gegenüber  den  anweisenden  als  auch  gegenüber  den  Kassenbehörden« 
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Immerhin  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  einzelne  Staatseinnahmen  als 
Zweckeinnahmen  nur  für  bestimmte  Heereserfordernisse  verwendet  werden 
dflrfen  and  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  einer  Einflußnahme  der  Heeres- 
verwaltung unterliegen« 

IL  Wie  bei  anderen  Zweigen  der  Verwaltung,  greift  auch  bei  der 
Finanzverwaltung  des  Heeres  eine  grundsätzliche  Teilung  der  Agenden 
unter  die  Organe  der  Wirtschaftsleitung,  Vollziehung  und  Kon- 
trolle Platz.  1««^) 

1.  Die  leitenden  Organe  der  militärischen  Finanzwirtschaft  sind 
allein  berufen,  den  Staat  zu  verpflichten  und  Zahlungsanweisungen  an  die 
vollziehenden  Organe  der  Finanzwirtschaft  zu  erlassen.  Mit  liücksicht  auf 
diese  ihre  Befugnis,  Zahlungsanweisungen  zu  erlassen,  werden  sie  auch 
anweisende  Behörden  genannt 

2.  Die  vollziehenden  Organe  der  Finanzwirtschaft  sind  die 
Kassen,  welchen  die  Verwaltung  der  Gelder  und  das  Zahlungsgeschäft 
zusteht.  Im  Interesse  der  Arbeitsteilung  und  der  größeren  Sicherheit  des 
Staatsvermögens  ist  das  Verhältnis  der  Kassenorgane  zu  den  leitenden  Be- 
hörden in  der  Weise  normiert,  daß  die  anweisenden  Organe  nicht  befugt 
sind,  Zahlungen  selbst  vorzunehmen,  Geldgebarungen  vielmehr  nur  durch 
das  Zusammenwirken  beider  Organe  vorgenommen  werden  können. 

3.  Die  Rechnungsführung  kann  entweder  den  anweisenden  Be- 
hörden und  den  Kassen  zustehen  oder  von  diesen  Organen  losgelöst  und 
den  Kontrollsorganen  übertragen  sein  oder  endlich  zwar  den  ersteren 
Organen  überlassen,  den  letzteren  aber  eine  Einflußnahme  und  ein  Aufsichts- 
recht hierüber  zugestanden  sein.  Während  nun  die  chronologische  oder  Tage- 
buchrechnungsführung sowohl  von  den  anweisenden  Behörden  als  auch  von 
den  vollziehenden  Kassen  besorgt  wird,  kommt  die  systematische  Rechnungs« 
fuhrung  nach  den  in  Österreich-Ungarn  geltenden  Grundsätzen  den  anwei- 
senden Behörden  zu,  welche  dieselbe  durch  ihre  Rechnungsdepartements 
besorgen  lassen.  Die  Zusammenfassung  der  Rechnungen  der  untergeordneten 
Organe  in  Form  von  Zentralstaatsrechnungen  ist  jedoch  nach  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  bei  den  Obersten  Rechnungshöfen  verblieben,  da 
die  systematische  Rechnungsführung  früher  den  Kontrollsorganen  zustand. 
Aufgabe  dieser  Rechnungshöfe  ist  in  erster  Linie  die  Handhabung  der 
Verwaltungskontrolle  gegenüber  den  anweisenden  Behörden,  während 
die  KassengebarungskontroUe  zunächst  durch  die  letzteren  Behörden 
geübt  wird.  Außerdem  dienen  die  Rechnungshöfe  den  parlamentarischen 
Vertretungskörpern  als  unterstützende  Organe  bei  Durchftlhrung  der  ver- 
fassungsmäßigen (parlamentarischen)  Kontrolle  gegenüber  den 
Ministerien. 

III.  Besondere  Aufgaben  ergeben  sich  ftlr  die  militärische  Finanzver- 
waltung in  Mobilisierungsfällen  und  bei  der  Geltendmachung  von  Er- 
satzansprüchen. 

§  141.  Die  Organe  der  millt&rischen  Finanzyerwaltang« 

I.  In  den  älteren  Zeiten  bestanden  Organe  ftlr  die  Besorgung  der 
finanziellen  Angelegenheiten  des  Heeres  nur  bei  den  einzelnen  Truppen- 
körpem  und  am  Sitze  der  Zentralverwaltungsstellen.    Die  ersteren  empfingen 

"««)  Seidler,  Leitfaden  der  Staatsverrechnung,  2  Teile,  3.  Auflage  (1896),  und 
Lehrbuch  der  öaterreichiBchen  Staats  Verrechnung,  3.  Auflage  (1897). 
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die  Gelder  von  der  Hofkammer,  welche  als  Zentralstelle  für  die  vereinigte 
Zivil-  und  Militärgeldverwaltung  fungierte. 

Nach  Errichtung  des  Hofkriegsrates  ging  die  Verwaltung  der  für 
Heereszwecke  bestimmten  Gelder  an  diese  Behörde  über,  doch  wurden  die 
Geldangelegenheiten  unter  Zuziehung  von  Hofkammerrllten  erledigt.  Unter 
dem  Hofkriegsrate  stand.das  Generalkriegskommissariat  für  die  Über- 
wachung der  gesamten  Ökonomiegebarung.  Eine  eigene  Militärkasse  wurde 
erst  unter  Leopold  I.  unter  der  Bezeichnung  „Generalkriegskasse"  er- 
richtet, die  bald  darauf  den  Namen  „Kriegszahlamt"  empfing.  Im  Jahre  1803 
traten  neben  dieses  Universalkriegszahlamt  auch  Provinzialkriegszahl- 
ämter  in  den  Hauptstädten  der  Monarchie,  die  teils  selbständig,  teils  mit 
den  allgemeinen  Finanzkassen  (Kameralkassen)  vereinigt  waren.  Im  Kriege 
bestand  zunächst  nur  bei  jeder  mobilen  Armee  eine  Kriegskasse  und  erst 
nach  Einführung  der  Korpseinteilung  (1809)  erhielt  auch  jedes  Korps  seine 
Operationskasse.  Als  Kontrollsbehörde  für  die  Prüfung  der  Rechnungen 
wurde  nach  Errichtung  des  Hofkriegsrates  die  Kriegsbuchhalterei  auf- 
gestellt und  an  dieselbe  gelangten  die  Rechnungen  direkt  von  den  IVuppen 
zur  Revidierung.  Diese  Zentralrechnungsbehörde,  welche  später  den  Namen 
„Hofkriegsbuchhaltung"  empfing,  unterstand  aber  nicht  dem  Hofkriegs- 
rate, sondern  der  obersten  Zivilzentralstelle  (dem  Generalrechnungsdirektorium ) 
und  ihre  Geschäfte  wurden  daher  von  Zivilbeamten  versehen.  Zu  Beginn 
der  fünfziger  Jahre  wurden  mit  der  Kontrolle  der  Truppenrechnungen  Landes- 
rechnungsdepartements betraut,  so  daß  das  Zentral-Militärreeh- 
nungsdepartement  nur  noch  einen  eingeschränkten  Geschäftskreis  versah. 
Doch  im  Jahre  1863  wurden  die  Landesrechnungsdepartements  bereits  wieder 
mit  dem  Zentral-Militärrechnungsdepartement  zu  einer  mit  Militärbeamten 
besetzten  Zentralbuchhaltung  vereinigt.  Außerdem  bestand  eine  besondere 
Generalrechnungsinspektion  der  Armee,  Dieselbe  bildete  das  Organ, 
mittels  dessen  die  im  Jahre  1854  reorganisierte  oberste  Rechnungskontroll s- 
behörde  ihren  Einfluß  auf  das  Rechnungswesen  der  Armee  ausübte.  Die 
innere  Einrichtung  des  Rechnungs-  und  Kontrollsdienstes  aber  wurde  im 
Jahre  1869  namentlich  durch  Aufstellung  der  Kassen-  und  Verwaltungs- 
kommissionen"®^  auf  neue  Grundlagen  gestellt  und  bald  darauf  auch 
das  Verhältnis  der  Heeresverwaltung  zu  dem  neu  errichteten  gemeinsamen 
Obersten  Rechnungshofe  geregelt. *^^*)  Wichtigere  Änderungen  in  der  Orga- 
nisation des  Rechnungs-  und  Kontrollsdienstes  sind  seither  nur  bei  der 
Kriegsmarine  eingetreten,  indem  für  die  bessere  Konzentrierung  der 
Rechnungskontrolle  durch  Errichtung  eines  eigenen  Marinekontrollsamtes 
vorgesorgt  wurde  und  an  Stelle  des  bisher  mit  der  maritim-technischen 
Kontrolle  betrauten  Materialkontrollsamtes  in  Triest  eine  neue  maritim- 
technische Kontrollsbehörde  in  Pola  eingesetzt  wurde. 

II.  Gegenwärtig  gliedert  sich  das  Behi^rdensystem  der  militärischen 
Finanzverwaltung  wie  folgt: 

1.  Als  anweisende  Behörden  fungieren  für  den  Haushalt  des  ge- 
meinsamen Heeres  das  Reichskriegsministerium,  beziehungsweise  die 
Marinesektion  desselben,  dann  unter  diesen  Zentralstellen  als  anweisende  Be- 
hörden zweiter  Klasse  die  Militärterritorialbehörden,  welchen  die  Militär- 
intendanzen für  die  ökonomische  Verwaltung  beigegeben  sind,  und  für  die 
Kriegsmarine  das  Hafenadmiralat  in  Pola  und  das  Seebezirkskom- 

1291)  Sieh  oben  §  58  II.  —  1202)  Vergl.  nntrn  Punkt  II. 
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mando  in  Triest.  Außerdem  besitzen  die  beiden  dem  Hafenadmiralate  zu- 
gewiesenen Voll  Zugsbehörden,  nUmlich  das  Militärhafenkommando  und 
das  Öeearsenalskommando,**'*^)  bezüglich  der  ihnen  speziell  zugewiesenen 
Dotationsmittel  das  Anweisungsreeht. 

Ftlr  den  Haushalt  der  beiderseitigen  Landwehren  und  für  den 
Landsturm  sind  die  anweisenden  Behörden  die  beiderseitigen  Landes- 
verteidigungsministerien und  anweisende  Behörden  zweiter  Klasse  die 
Landwehrkommanden  und  die  Landwehrdistriktskommanden,  be- 
ziehungsweise die  Landsturmterritorialbehörden.  Für  den  Bereich  des 
tirolisch-vorarlbergischen  Landesverteidigungsinstituts  fungiert  als  anweisende 
Behörde  die  Landesverteidigungsoberbehörde  in  Innsbruck. 

Das  Anweisungsrecht  bezüglich  der  bosnisch-herzegowinischen 
Truppen  wird  vom  Keichskriegsministerium  und  vom  Kommando 
des  15.  Korps  in  Sarajewo  geübt. 

2.  Ais  vollziehende  Behörden  fungieren  die  Militärkassen  und 
jene  Zivilstaatskassen,  welche  mit  der  Führung  von  Kassengeschäften 
für  die  Heeresverwaltung  betraut  sind  und  in  dieser  ihrer  Eigenschaft 
Militär  zahl  stellen  benannt  werden.  Die  letzteren  unterstehen  in  disziplinarer 
Beziehung  den  Finanzlandesbehörden,  das  Anweisungsrecht  rücksichtlich  der 
Militärdotationsgelder  steht  jedoch  nur  den  Militärbehörden,  beziehungsweise 
deren  Intendanzen  zu. 

Für  das  gemeinsame  Land  beer  dienen  als  Kassen  das  Zahlamt 
des  Reichskriegsministeriums,  die  Militärkassen  zu  Wien,  Budapest, 
Josefstadt  und  Sarajewo,  die  Militärfilialkasse  zu  Mostar  und  mehrere 
Militärzahlstellen  (die  Landeshauptkassen  zu  Prag  und  Lemberg,  die 
Finanzlandeskassen  zu  Graz,  Innsbruck  und  Brunn,  das  Landeszahlamt  in 
Zara,  das  Steuer-  und  Sammelamt  in  Krakau,  die  Hauptsteueramtskasse  in 
Przemysl,  die  Hauptstaatskasse  zu  Agram,  endlich  die  Steuerämter  in  Preß- 
burg, Kaschau,  Temesvä^r  und  Hermannstadt). 

Für  die  Kriegsmarine  besorgen  die  Kassengeschäfte  die  Marine- 
zahlämter in  Wien  und  Pola  und  die  als  Marinezahlstelle  fungierende 
Finanzlandeskasse  in  Triest. 

Die  Kassengeschäfte  für  die  beiden  Landwehren  und  den  Land- 
sturm versehen  im  Frieden  die  Zivilstaatskassen  der  beiden  Reichshälften. 

Im  Mobilisierungsfalle  werden  für  die  höheren  Kommanden  der  Armee 
im  Felde  und  für  ausgerüstete  feste  Plätze  Operationskassen  und 
Festungskassen  aufgestellt. 

Das  Zahlamt  des  Reichskriegsministeriums  und  die  mit  der  Führung 
der  Kassengeschäfte  für  die  Landwehren  und  den  Landsturm  betrauten  Zivil- 
zentralkassen fungieren  auch  als  militärische  Zentraldepositenämter 
und  es  obliegt  ihnen  in  dieser  Eigenschaft  die  Übernahme,  Verwahrung, 
Evidenzhaltung  und  Verrechnung  der  verschiedenen  fremden  Gelder  (der 
Militärstiftungskapitalien,  der  Heiratskautionen,  Dienst-  und  sonstigen  Kau- 
tionenX  soweit  diese  Aufgabe  nicht  anderen  Militärkassen  und  sonstigen 
Amtsstellen  (wie  z.  B.  den  Militärgerichten  bezüglich  der  strafgerichtlichen 
Depositen)  tibertragen  ist. 

Keine  Behörden  sind  die  Truppenkassen,  die  Landwehr-  und 
Landesschützenkassen  (letztere  in  Tirol  und  Vorarlberg).  Dieselben 
unterstehen  der  Kassenkommission  des  betreffenden  Truppen- oder  Rech- 

i2"3)  Sieh  oben  §  26  HT. 
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nungskörpers,  haben  die  weitere  Auszahlung  der  angewiesenen  Gelder  an 
die  im  Truppen-  oder  Anstaltsverbande  stehenden  Personen  zu  besorgen  und 
bestimmte  Arten  von  Depositengeldern  (Stiftungskapitalien  der  Truppen- 
körper, Kautionen  der  Lieferanten  von  Menageartikeln,  Depositen  der  in 
Militärspitälem  untergebrachten  Personen  u.  s.  w.)  zu  verwalten.^***)  Für 
den  gleichen  Zweck  sind  auf  den  Kriegsschiffen  Schiffskassen  eingerichtet. 
Die  Gebarung  mit  denselben  obliegt  den  Schiffsverwaltungen.  Dieselben 
bestehen,  je  nachdem  ftlr  das  betreffende  Schiff  ein  Rechnungsflihrer  syste- 
misiert  ist,  aus  einer  Kommission  oder  aus  dem  Schiffskommandanten  allein. 
Seit  dem  1.  Mai,  beziehungsweise  1.  September  1901  nehmen  die 
Kassen  des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  (mit  Ausnahme  der  Kassen  der 
Heeresanstalten  in  Dalmatien  und  im  Okkupationsgebiete  sowie  der  Haupt- 
Steueramtskasse  in  Przemysl)  an  dem  Check-  und  Clearingverkehr  des  t^ter- 
reichischen  Postsparkassenamtes  und  der  ungarischen  Postsparkasse  teil. '**^) 

3.  Als  Rechnungs-  und  Kontrollsbehörden  fungieren  die  Rech- 
nungsabteilungen der  anweisenden  Behörden  und  die  Staatsrech- 
nungshöfe. 

a)  Rechnungsabteilungen  sind  aufgestellt  für  das  gemeinsame 
Landheer  beim  Reichskriegsministerium  und  bei  der  Intendanz 
jedes  Korps-  oder  Militärkommandos.  Auch  ist  dem  Reichskriegs- 
ministerium ein  Fachrechnungsdepartement  und  den  Divisions- 
intendanzen eine  Anzahl  von  RechnungskontroUsbeamten  zur  Aus- 
übung der  Rechnungskontrolle  beigegeben. 

Die  Funktionen  dieser  Rechnungsabteilungen  bestehen  in  der  syste- 
matischen Verrechnung  (Mitwirkung  bei  Erlassung  der  Zahlungs- 
anweisungen, Verfassung  der  Jahresvoranschläge  und  Rechnungen),  dann  in 
der  Kassengebarungskontrolle  zum  Zwecke  der  Überwachung  der  ord- 
nungsmäßigen Vollziehung  der  Zahlungsanweisungen  durch  die  Militärkassen 
und  die  Unterorgane  der  anweisenden  Behörden  (Liquidierung  der  Kassen- 
gebarungen, Zensur  der  Kassenrechnungen,  Mitwirkung  bei  Kassenskontrie- 
rungen),  endlich  in  der  Besorgung  des  administrativen  Rechnungs- 
hilfsdienstes. Das  Fachrechnungsdepartement  des  Reichskriegs- 
ministeriums ist  speziell  zur  Besorgung  jener  konzentrierten  Prüfung 
berufen,  welche  die  mit  einzelnen  technischen  Militärverwaltungs- 
zweigen zusammenhängenden  Rechnungsbehelfe  erfordern,  und  versieht 
nebstdem  auch  das  Geschäft  des  administrativen  Rechnungshilfs- 
dienstes. 

Den  anweisenden  Marinebehörden  sind  gleichfalls  Rechnnngn- 
abteilungen   beigegeben,   und  zwar   fungieren  in  dieser  Eigenschaft  die 


«94)  Andere  Gelder,  wie  die  Gelder  der  ünilbrmierungs-,  Musik-  und  Bibliotheks- 

fonds,  dann  Privatgelder,  dürfen  wohl  im  Kassenloka)  des  Truppen k^rpers  untergebracht, 

aber  nicht  in  die  Trnppenkasse  hinterlegt  werden.  —  "®^)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  22.  April 

P  -K 
1901,  Abt  15,  Nr.  369,  N.-V.-Bl.  Nr.  54,  und  N.-V.  vom  5.  Juli  1901,  jj^    Nr.  1805, 

M.-V.-Bl.  Nr.  58.  Durch  diese  Maßnahmen  der  Heeresverwaltung  ist  ein  wichtiger  Schritt 
zur  Modernisierung  des  sonst  noch  in  alten  Bahnen  sich  bewegenden  öffentlichen  Kassen- 
und  Depositen  Wesens  geschehen.  Vergl.  die  Vorschläge  zur  Reform  des  KassenwesenB  der 
k.  k.  Bezirkshauptmannschaften  in  der  Ö.  Z.  f.  V.  1899,  Nr.  37  und  38,  und  über  die  neuero 
bankmäßige  Gestaltung  des  (gerichtlichen)  Depositenwesens  in  England  Gneist,  Da» 
englische  Verwaltungsrecht  der  Gegenwart  (1884),  2.  Bd.,  S.  1031  und  1032. 
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8.  Abteilung  der  Marinesektion  des  Reichskriegsministeriums,  dann 
die  ökonomisch-administrativen  Referate  des Haienadmiralates  in Pola 
und  des  Seebezirkskommandos  in  Triest.  Diese  Rechnungsabteilungen  besorgen 
insbesondere  die  administrativen  Reehnungsgeschäfte.  Soweit  es  sich  aber 
um  das  ßekleidungs-  und  Materialwesen,  dann  um  Geld-,  Naturalien-  und 
Servissachen  handelt,  ist  die  Rechnungskontrolle  bei  dem  Marinekontrolls- 
amte in  Wien  konzentriert.  Dieses  Amt  versieht  auch  die  Rechnnngskontrolle 
rticksichtlich  der  Land-  und  Wasserbaurechnungen,  während  die  fachmän- 
nische Prüfung  dieser  Rechnungen  von  der  5.  Abteilung  der  Marinesektion 
besorgt  wird.  Endlich  obliegt  ihm  die  Führung  des  mit  allen  diesen  Agenden 
zusammenhängenden  administrativen  Rechnungshilfsdienstes. 

Als  technisch-ökonomisches  Hilfsorgan  der  Marinezentralbehörde  ist 
außerdem  die  maritimtechnische  Kontrollskommission  in  Pola  bestellt. 
Ihr  obliegt  die  Ausübung  der  Kontrolle  über  die  wirtschaftliche  Gebarung 
mit  dem  Material  im  Seearsenal,  auf  den  Kriegsschiffen  und  Torpedobooten 
sowie  bei  den  marineärarischen  Anlagen,  über  den  Betriebsaufwand  der  Werk- 
stätten vom  technisch-ökonomischen  Standpunkt,  die  Überprüfung  der  Preis- 
ansätze und  die  Sammlung  statistischer  Daten  zur  Festsetzung  der  Gestehungs- 
kosten  der  im  Seearsenal  erzeugten  Gegenstände. 

Für  die  Landwehren  und  den  Landsturm  wird  die  Rechnungs- 
kontrolle durch  das  Rechnungsdepartement,  beziehungsweise  die  Land- 
wehrbuchhaltung des  diesseitigen  und  des  ungarischen  Landes- 
verteidigungsministeriums besorgt.  Beim  k.  k.  Ministerium  flir  Landes- 
verteidigung besteht  überdies  eine  Fachrechnungsabteilung,  der  auch 
die  Rechnungskontrolle  über  den  Aufwand  der  Landesschützen,  des  Land- 
sturms und  des  Schießstandwesens  von  Tirol  und  Vorarlberg  tibertragen  ist. 

Im  Kriege  sind  die  Intendanzen  der  Armeegeneralkommanden,  dann 
die  Korps-,  Truppendivisions-  und  Festungsintendanzen  zur  Besorgung  des 
Liquidationsdienstes  und  zur  Abnahme  der  Rechnungen  aller  ihnen  unmittelbar 
zugewiesenen  mobilen  Truppen  und  Heeresanstalten  berufen,  zu  welchem 
Zwecke  ihnen  die  erforderliche  Anzahl  von  Militärrechnungsbeamten  zu- 
gewiesen wird.  Die  endgültige  Überprüfung  und  Abfertigung  der  Rech- 
nungen der  mobilen  lYuppen  und  Anstalten  des  Heeres  erfolgt  durch  die  beim 
Reichskriegsministerium  aufzustellende  Kriegsrechnungsabteilnng. 

b)  Die  3  Obersten  Rechnungshöfe  sind  die  Organe  der  Staats- 
rechnungskontrolle in  dem  früher  festgestellten  Sinne.  ^*'*^*j  Von  denselben 
handhabt  die  Staatsrechnungskontrolle  gegenüber  den  gemeinsamen  Heeres- 
behörden der  k.  und  k.  gemeinsame  Oberste  Rechnungshof,  während 
die  Rechnungskontrolle  gegenüber  den  Landwehr-  und  Landsturm behörden 
den  Rechnungshöfen  der  beiden  Reichshälften  obliegt.  Der  Wirkungs- 
kreis dieser  3  Zentralstellen  ist  im  allgemeinen  in  analoger  Art  normiert, 
die  rechtlichen  Grundlagen  ihrer  Organisation  sind  jedoch  wesentlich  ver- 
schieden. Die  Organisation  des  österreichischen  Staatsrechnnngshofes  ist 
durch  eine  (Gesetzeskraft  besitzende  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  November 
1866,  R.-G.-Bl.  Nr.  57  —  ohne  Mitwirkung  der  parlamentarischen  Vertretungs- 
kr>rper  —  geregelt  worden  und  jene  des  ungarischen  Staatsrechnungshofes 
durch  ein  reguläres  Gesetz  (Gesetzartikel  XVIII  vom  Jahre  1870)  normiert. 
Dagegen  entbehrt  der  gemeinsame  Oberste  Rechnungshof  bislang  jeder  der- 

^^^^j  Schwab,  Die  Stellung  und  der  Wirkungskreis  des  Staatsrechnungshofes  in 
Österreich  (1897). 
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artigen  Rechtsgrundlage  und  alle  Bemühungen  der  parlamentarischen  Ver- 
tretungskörper,  eine  gesetzliche  Grundlage  für  seine  Tätigkeit  zu  schaffen, 
sind    bisher  vergeblich  geblieben.  ^-*-*^) 

Sein  Bestand  beruht  derzeit  nur  auf  einer  kaiserlichen  Entschlieliunir 
vom  9.  ApriP*^**)  1868,  wovon  die  Öffentlichkeit  nur  durch  eine  Zirkular- 
verordnung des  Reichskriegsministeriums  vom  4.  Mai  1868,  Abteil.  1 1, 
Xr.  2757,  N.-V.-Bl.  Nr.  78,  Kenntnis  erhalten  hat.  Seine  Befugnisse  gegen- 
über der  gemeinsamen  Heeresverwaltung  sind  durch  eine  Vereinbarung  mit 
dem  Reichskriegsministerium  geregelt,  welche  der  Kaiser  mit  der  a.  h.  Ent- 
schließung vom  22.  Februar  1870  zur  Kenntnis  genommen  hat  und  die 
durch  die  Zirkularverordnung  des  Reichskriegsministeriums  vom  30.  April 
1870,  Praes.  Nr.  791,  N.-V.-Bl.  Nr.  102,  kundgemacht  worden  ist 

Durch  dieses  Übereinkommen  sind  die  Bestimmungen  der  kaiserlii-hen 
Verordnung  vom  21.  November  1866  mit  einigen  Modifikationen  auch  für 
den  gemeinsamen  Obersten  Rechnungshof  und  die  gemeinsame  Heeresverwal- 
tung in  Kraft  gesetzt  worden.  Diese  Modifikationen  betreifen  namentlii-h 
den  Amtsverkehr  zwischen  den  anweisenden  und  den  Rechnungsbehördcn 
einerseits  und  dem  Obersten  Rechnungshofe  andererseits.  Während  die  an- 
weisenden und  die  Rechnungsbehörden  die  Rechnungsabschlüsse  und  sonstigen 
Behelfe  nach  den  Bestimmungen  der  genannten  kaiserlichen  Verordnung 
dem  Obersten  Rechnungshofe  direkt  vorzulegen  haben,  erfolgt  die  Vorlage 
der  erwähnten  Behelfe  an  den  gemeinf^amen  Obersten  Rechnungshof  im  Wejre 
des  Reichskriegsministeriums.  Ergeben  sich  aus  der  Prüfung  der  Rechnungen 
zifl*ermäßige  Anstände  und  administrative  Bedenken,  so  hat  sich  der  gemein- 
same Oberste  Rechnungshof  mit  dem  Reichskriegsministerium  ins  Kinver- 
nehmen  zu  setzen  und,  wenn  die  erhobenen  Anstände  auf  diesem  Wege 
nicht  beseitigt  werden  können,  die  Entscheidung  des  Kaisers  einzuholen. 
Ebenso  ist  vom  gemeinsamen  Obersten  Rechnungshofe  zunächst  das  Einver- 
nehmen mit  dem  Reichskriegsministerium  zu  pflegen,  wenn  vom  Obersten 
Rechnungshofe  Verfügungen  zum  Zwecke  der  Einhaltung  eines  entsprechen- 
den, die  Prüfung  und  Kontrolle  erleichternden  Rechnungsverfahrens  getrofi'eu, 
Inspektionen,  Kassenskontrierungen  und  Liquidationen  veranlaßt  werden 
sollen.  Die  Vorlage  der  vom  Rechnungshofe  eingeforderten  Rechnungslnslege 
und  Verhandlungsakten  geschieht  auch  in  solchen  Fällen  im  Wege  «les 
Reichskriegsministeriums. 

§  142.  Das  Heeresbudget  und  der  militärische  Yennögensbesitz. 

I.  Entsprechend  der  staatsrechtlichen  Gestaltung  der  Monarchie  besteht 
in  Österreich-Ungarn  kein  einheitliches  Heeresbudget,  sondern  dasselbe 
umfaßt  mehrere  Teilbudgets,  und  zwar: 

1.  Das  Budget  des  gemeinsamen  Heeres; 

2.  die  Budgets  der  Landwehren  und  des  beiderseitigen  Land- 
sturmes; 

i2;»7)  Wahrend  der  Verhandlungen  der  österreichischen  Delegation  in  den  Jalircii 
1807  bis  1871  erfolgen  Interpellationen  und  Resuhitionen,  damit  die  Stellung  des  geiueia* 
samen  Obersten  Rechnungshofes  in  verfassungsmäßiger  Weise  geregelt  werde.  Allein 
die  gemeinsame  Regierung  antwortete  ausweichend  mit  dem  Hinweise,  daß  eine  solche 
Regelung  bisher  auch  in  Österreich  nicht  stattgefunden  habe.  Vergl.  hierüber  Schwab, 
a.  a.  ().,  S.  34  und  35.  —  ^^-'s^  dj^  z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  4.  Mai  1868  benill  sich  infolge 
eines  Druckfehlers  irrigerweise  auf  eine  a.  h.  E.  vom  9.  Mai  1868. 
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3.  das  Budget  der  bosnisch-herzegowinischen  Truppen. 

Das  Kudget  des  gemeinsamen  Heeres  ist  ein  Bestandteil  des 
gemeinsamen  Budgets  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  umfaßt 
jedoch  im  Kriegsfalle  auch  die  Ausgaben  der  mobilisierten  Landwehrtruppen 
und  des  aufgebotenen  Landsturmes.  Es  wird  vom  Reiehsiinanzminister  den 
beiderseitigen  Delegationen  vorgelegt  und  von  diesen  bewilligt. 

Die  Budgets  der  Landwehren  und  des  beiderseitigen  Land- 
sturmes sind  integrierende  Bestandteile  der  Budgets  der  beiden  Reichs- 
hlilften  und  nach  den  für  diese  geltenden  Grundsätzen  zu  behandeln. 

Das  Budget  der  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  endlich 
bildet  einen  Teil  des  bosnisch-herzegowinischen  Landesbudgets,  das  nach 
der  bisherigen  Praxis  den  Delegationen  nur  „zur  Kenntnisnahme"  unter- 
breitet wird,  ohne  daß  denselben  weitere  Kontrollsrechte  darüber  zugestanden 
würden. 

Mit  aufgenommen  in  das  Heeresbudget  sind  mehrere  in  der 
Verwaltung  der  gemeinsamen  Regierung  stehende  Militärfonds.^*-*-*)  Die- 
selben zerfallen  in  allgemeine  und  besondere.  Zu  den  allgemeinen 
Militärfonds  zählen  der  allgemeine  Invalidenfonds,  der  allgemeine 
Militärspitalfonds  und  der  Militärtierarzneifonds.  Dieselben  stehen 
in  der  Verwaltung  des  Reichsfinanzministeriums  und  in  der  Verrechnung  der 
Reichszentralkasse;  die  Erträgnisse  werden  an  das  Reichskriegsministerium 
abgeführt.  Zu  den  besonderen  Militärfonds  gehören  der  „kleine"  In- 
validenfonds und  der  Sehwarzenbergsche  Vereinsfonds.  Dieselben 
stehen  unter  dem  Anweisungsrechte  des  Reichskriegsministeriums  und  in 
der  Verrechnung  des  Zahlamtes  dieses  Ministeriums.  In  der  Verwaltung  des 
Reichskriegsministeriums  stehen  außerdem  noch  mehrere  andere  Fonds,  deren 
Erträgnis  zur  Deckung  des  Heereserfordernisses  yerwendet  wird  iBtiftungs- 
fonds  des  ehemaligen  Frauenvereins  in  Ödenburg  zur  Erziehung 
verwaister  mittelloser  Töchter  der  Ofliziere,  Stiftungsfonds 
des  Militärwaisenhauses,  Bibliotheksfonds  der  Josefsakaderaiei. 
Endlich  befindet  sieh  in  der  Verwaltung  des  Reichskriegsministeriums  noch 
ein  Überrest  des  ehemaligen  Militärstellvertreterfonds.  Das  Erträgnis 
dieses  Fondsrestes  bildet  keine  Einnahme  des  Heeresbudgets,  sondern  ist 
für  ältere  Militärgebühren  gewidmet,  während  frei  werdende  Kapitalien  an 
die  beiderseitigen  Finanzvetwaltungen  im  Quotenverhältnisse  verteilt  werden. 

Außerhalb  des  Heeresbudgets  stehen  dagegen  die  sonstigen 
Militärdepositen.  Von  diesen  stehen  die  Stiftungs-  und  Verwaltungs- 
depositen unter  dem  Anweisungsrechte  des  Reichskriegsministeriums  oder 
der  Militärintendanzen,  die  militärgerichtlichen  Depositen  aber  unter  dem 
Anweisungsrechte  der  Militärgerichte,  während  die  Verrechnung  dem  Zahl- 
amte des  Reichskriegsministeriums  oder  den  übrigen  Militärkassen,  beziehungs- 
weise den  militärgerichtlichen  Depositenämtern  zukommt. 

Nicht  in  dem  Heeresbudget  erscheinen  endlich  die  von  den  Truppen- 
körpern verwalteten  Fonds  ( Uniformierungs-  und  Equipieningsfonds, 
Menagefonds  u.  dgl.),  als  deren  Rechtssubjekt  nicht  der  Fiskus  zu  betrachten  ist. 

II.  Nach  den  in  der  Monarchie  geltenden  Budgetierungsgrundsätzen 
wird  auch  der  militärische  Vermögensbesitz  des  Staates  in  dem 
Heeresbudget  nicht  zur  Darstellung  gebracht.    In  (Übereinstimmung  mit  der 

12W)  Vergl.  hierüber  Sei  dl  er,  Lehrbuch  der  Österreichischen  Staatsverrechnung, 
3.  Auflage  (1897),  S.  45. 
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staatsrechtlichen  Gestaltung  der  Monarchie  sind  in  diesem  Vermögensbesitzi' 
4  Massen  zu  unterscheiden  und  als  Rechtssnbjekte  dieser  verschiedenen 
Massen  die  österreichisch-ungarische  Gesamtmonarchie,  die  beiden  Keich^- 
hälften  und  das  Verwaltungsgebiet  von  Bosnien  und  der  Herzegowina 
anzusehen.  Nach  der  gegenwärtigen  Praxis  werden  jedoch  auch  in  der 
Benützung  der  gemeinsamen  Heeresverwaltung  stehende  Immo- 
bilien als  im  Eigentum  jener  Reichshälfte  stehend  erachtet,  in  welcher 
dieselben  gelegen  sind. 

Die  Frage,  wer  als  Rechtssubjekt   der  von   der  gemeinftamen   HoeresverwaltiiDg 
hergestellten  und  innegehabten  Objekte  zu  betrachten  sei,  ist  trotz  des  von  der  Praxis 
seit  längerer  Zeit  vertretenen,  oben  erwähnten  Standpunktes  hOcbst  zweifelhaft.     Ihre 
Beantw^ortung  hängt  natürlich  innig  mit  der  Auffassung  über  die  rechtliche  Natur  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  zusammen.  Die  konsequenten  Anhänger  der  Tbeorio 
vom  Gesamtstaate   müßten   von   selbst   zur  Konstruktion   eines  R^iclisiiskus  gelange», 
während   die  Vertreter   der   dualistischen  Theorie  die  Existenz   desselben   naturgematj 
leugnen   sollten.    Tatsächlich  sind  indes  die  österreichischen  Staatsrechtslehrer  an  der 
vorliegenden  Frage  zumeist  achtlos  vorübergegangen.    Insbesondere  hat  gerade  Bid er- 
mann, der  schärfste  Anhänger  der  Theorie  vom  Gesamtstaate  (^Die  rechtliche  Natur 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie**  1877),   die  Frage   ignoriert   und   ebenso   hat 
Dantscher  ihr  bisher  keine  Beachtung  geschenkt.    Aber  auch  die  Dualisten  sind  der 
Frage   nicht  näher  getreten,   wie  Juraschek   („Personal-   und  Realunion.    Mit  einem 
Anhange:  Das  rechtliche  Verhältnis  zwischen  Österreich  und  Ungarn**  1878),  oder  haben 
sich,  wie  Ulbrich  (»Die  rechtliche  Natur  der  österreichisch- ungarischen  Monarchie"  1879, 
S.  59  und  60.    VergL  dagegen   ö.  St.-W.  I.    S.  523),   auf  allgemeine  Bemerkungen  bt^- 
schränkt.  Gründlich  erörtert  wurde  dieselbe  von  Tezner  in  seinem  Aufsatze  »I^cr  öster- 
reichisch-ungarische  Reichsfiskus**  in   Gellers  „Zentralblatt   für  Verwaltungi«- 
praxis",  I.  Jahrgang  (1885),  3.  bis  5.  Heft.  Darin  sind  namentlich  folgende  Thesen  über- 
zeugend nachgewiesen: 

1.  Der  Umstand,  daß  die  beiden  Reichshälften  in  einem  bestimmten,  von  Zeit  zu 
Zeit  einer  Änderung  unterliegenden  Verhältnisse  zur  Bestreitung  der  Auslagen  für  die 
gemeinsamen  Angelegenheiten  beizutragen  haben,  ist  ganz  irrelevant  für  die  Frage,  oi» 
die  Staaten  in  demselben  Verhältnisse  auch  Eigentum  erwerben; 

2.  die  (ältere)  Praxis  der  österreichischen  Gerichte  in  Grundbuchssachen  hat  der 
Anerkennung  der  Rechtssubjektivität  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  keine 
Hindernisse  in  den  Weg  gelegt; 

8.  die  Ausgleichsgesetze  und  die  einschlägigen  Verhandlungen  des  österreichischen 
Parlaments  sprechen  dafür,  daß,  sowie  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  hinsichtlich 
der  älteren  Staatsschulden  weiterhin  als  verpflichtetes  Rechtssubjekt  gedacht  wurde,  sie 
auch  in  Zukunft  als  Schuldnerin  neuer  gemeinsamer  Anlehen  figuriere; 

4.  die  selbständige  Stellung  des  Reichsfiskus  hat  zur  Folge,  daß  Kompensationen 
mit  Forderungen  an  den  österreichischen  oder  an  den  ungarischen  Fiskus  gegenüber 
Forderungen  aus  Rechtsgeschäften  der  Reichsorgane  unzulässig  sind,  und  zwar  auch  in 
dem  Falle,  wenn  die  Forderungen  für  oder  gegen  die  beiden  Fisci  aus  Kreditgeschäften 
entstanden  sind,  welche  die  Organe  der  beiden  Fisci,  um  die  Matrikularbeiträge  fttr  die 
Reichsausgaben  zahlen  zu  können,  abgeschlossen  haben; 

5.  es  besteht  auch  ein  staatliches  Heimfallsrecht  zu  Gunsten  des  Reichsfiskus; 

6.  die  gerichtliche  Vertretung  steht  bei  Privatrechten,  welche  für  oder  wider  die 
Gesamtmonarchie  zur  Entstehung  gelangen,  den  Reichsorganen  im  Namen  des  Reichs- 
fiskus,  nicht  aber  den  Organen  der  beiden  Reichshältlen  zu  und  ein  Prozeß  des  Reichs- 
fiskus gegen  einen  Fiskus  der  beiden  Teilstaaten  ist  durchaus  zulässig. 
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Diese  Deduktionen  Tezners  stehen  im  Einklänge  mit  seiner  bereits  erwähnten 
(vergl,  §  4,  S.  29)  Auffassung  über  die  rechtliche  Natur  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie,  in  welcher  er  eine  Kealnnion  mit  einzelnen  bundesstaatlichen  Attributen 
sieht.  Teilt  man  die  letztere  Auffassung  nicht,  dann  bleibt  nichts  übrig,  als  die  deutsch- 
rechtlichen Theorien  über  das  gemeinschaftliche  Eigentum  auf  den  vorliegenden 
Fall  anzuwenden. 

Mit  diesen  Ergebnissen  der  Theorie  steht  aber  die  herrschende  Praxis  keines- 
wegs im  Einklänge  und  insbesondere  die  Justizverwaltung  hat  sich  von  derselben  zum 
Teile  völlig  abgewendet.  Das  österreichische  Reichsgericht  hat  sich  zwar  mehrmals  (vergl. 
Hye-Slg.  Nr.  44  und  72)  für  den  Fortbestand  des  Reichsüskus  ausgesprochen,  indem 
erklärt  wurde,  daÜ  Verpflichtungen,  welche  nach  ihrem  ursprünglichen  Rechtstitel  der 
österreichisch-ungarischen  Gesamtmonarchie  oblagen,  durch  die  Ausgleichsgesetze  des 
Jahres  1867  keineswegs  von  selbst  auf  die  einzelnen  Reichshälften,  sei  es  nach  Anteilen, 
sei  es  zur  ungeteilten  Hand,  übergegangen  seien.  Viel  mehr  aber  als  diese  Entscheidungen 
fällt  die  Tatsache  in  das  Gewicht,  daß  sich  auf  Grund  der  Vereinbarung  des  gemeinsamen 
Ministerrates  vom  8.  Juni  1872,  wornach  Immobilien,  bezüglich  welcher  das  unbeschränkte 
Eigentumsrecht  zu  Gunsten  des  Militärärars  eingetragen  sei,  sobald  dieselben  von  der 
Heeresverwaltung  für  militärische  Zwecke  nicht  mehr  benötigt  werden,  den  Landesfinanz- 
ministerien zu  übergeben  seien,  die  Praxis  herausgebildet  hat,  bei  Realitäten,  welche  in 
der  Benützung  der  gemeinsamen  Heeresverwaltung  stehen,  soferne  dieselben  nicht  nach- 
weisbar einem  anderen  Eigentümer  gehören,  das  k.  k.  Ärar,  beziehungsv/eise  das  ungarische 
Arar  als  Eigentümer  zu  betrachten  und  auch  grundbücherlich  einzutragen.  Nach  dem 
ErlaÜ  des  ungarischen  Justizministers  vom  31.  Jänner  1894,  Nr.  4196,  sind  alle  Immobilien, 
welche  in  Ungarn  in  den  Grundbüchern  als  Eigentum  des  Militärärars,  der  Kriegs  Verwaltung 
oder  des  Landwehrärars  eingetragen  erscheinen,  bei  der  Verfassung  neuer  Grundbuchs- 
anlagen  als  Eigentum  des  ungarischen  Arars  aufzunehmen;  doch  ist  bezüglich 
aller  jener  Liegenschaften,  welche  im  Grundbuche  auf  den  Namen  des  Militär-  oder  Kriegs- 
ärars eingetragen  sind,  wie  auch  bezüglich  jener  Immobilien,  rücksichtlich  welcher  das  Eigen- 
tum der  gemeinsamen  Kriegsverwaltung  mit  was  immer  fiir  einer  Bezeichnung  eingetragen 
ist,  gleichzeitig  mit  der  Eintragung  des  Eigentums  des  ungarischen  Arars  das  Benützungs- 
und Verwaltungsrecht  der  gemeinsamen  Kriegs  Verwaltung  ersichtlich  zu  machen.  Das 
Recht  zur  Veräußerung  und  Belastung  solcher  Liegenschaften  wird  dem  ungarischen 
Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem  gemeinsamen  Kriegsminister  zuerkannt,  daher 
eine  grundbücherliche  Eintragung  des  Eigentumsüberganges  oder  einer  Belastung  bezüg- 
lich solcher  Liegenschaften  nur  auf  Grund  einer  Bewilligung  oder  Zustimmungserklärung 
des  ungarischen  Finanzministers  angeordnet  werden  kann,  in  welcher  sich  derselbe  auf 
das  mit  dem  gemeinsamen  Kriegsminister  erzielte  Einvernehmen  beruft. 

Einen  analogen  Standpunkt  nimmt  auch  die  Österreichische  Justizverwaltung 
ein,  wie  neuerdings  die  aus  Anlaß  der  Grundbuchsanlegung  in  Tirol  erflossene  Ver- 
ordnung des  Justizministeriums  vom  19.  Oktober  1897,  Z.  23.089  (J.-M.-V.-Bl.  Nr.  37) 
beweist,  welche  ausdrücklich  anordnet  (Punkt  1  al.  3),  daß  auch  bei  Realitäten,  welche 
in  der  Benützung  der  Heeresverwaltung  stehen,  soferne  sie  nicht  nachweisbar  einem 
anderen  Eigentümer  gehören,  in  Anwendung  „des  staatsrechtlichen  Territorialprinzips  * 
das  k.  k.  Ärar  als  Eigentümer  mit  einem  die  Widmung  der  Liegenschaften  Ü\i  mili- 
tärische Zwecke  angebenden  Beisatze  einzutragen  sei. 

Die  gemeinsame  Heeresverwaltung  hat  diesen  Standpunkt  vorbehaltlos  akzeptiert 
{ vergl.  die  Z.-V.  des  R.-K..M.  vom  12.  November  1894,  Abt.  8,  Nr.  4047,  N.-V.-Bl. 
Nr.  201)  und  damit  ihre  Zustimmung  dazu  gegeben,  daß  zahlreiche  auf  Kosten  der 
Gesamtmonarchie  erworbene  Vermögensobjekte  aus  dem  Reichsfiskus  ausgeschieden  und 
an  das  österreichische,  beziehungsweise  ungarische  Ärar  übertragen  wurden.  Da  diese 
Objekte   zum   überwiegenden  Teile   aus  den  Steuermitteln  der  österreichischen  Staats- 
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bürger  hergestellt  wurden,  so  enthält  dieser  Vorgang  indirekt  eine  empfindliche  Benacli- 
teilig ung  der  österreichischen  Steuerträger  zu  Gunsten  der  ungarischen  Reichshälfto. 
Kine  definitive  Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  ist  aber  durch  die  angeführten  Verord- 
nungen der  beiden  Justizministerien  nicht  erzielt,  weil  die  Gerichte  an  die  darin  zu  Tage 
tretende  Rechtsauffassung  der  Justizverwaltung  keineswegs  gebunden  sind,  vielmebr 
auch  im  gegenteiligen  Sinne  entscheiden  können.  Eine  endgültige  Ordnung  dieser  Ver- 
hältnisse kann  korrekterweise  nur  durch  die  Gesetzgebung  erfolgen,  welchen  Weg  denn 
auch  das  Deutsche  Reich  durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1873  (vergl.  hieiüber 
Stengels  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes,  II.  Bd.,  Artikel  „Militärgebäade 
und  Gamisonsanstalten'*,  S.  109  und  110)  eingeschlagen  hat. 

Ein  gleiches  gilt  auch  von  der  Praxis,  wornach  die  früher  auf  Grund  älterer 
Rechtsnormen  (Hfkgsr.  V.  vom  29.  April  1757  und  vom  20.  Februar  1779,  F  132,  Hfkd. 
vom  12.  Oktober  1835,  J.-G.-S.  Nr.  90,  in  Stubenrauchs  Kommentar  zum  a.  b.  G.-B. 
§  760)  zum  Militärinvalidenfonds  eingezogenen  erblosen  Verlassenschaften  der 
dem  Militärgerichtsstande  unterstehenden  Heerespersonen  in  Österreich  durch 
einfache  Anordnung  des  Justizministeriums  vom  26.  September  1875,  Z.  12.922  (Gerichts- 
zeitung ex  1875,  Nr.  81),  soferne  die  betreffenden  Heerespersonen  einem  der  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Länder  angehören,  dem  österreichischen  Fiskus  zugf- 
wiesen  wurden,  indem  sie  in  derselben  Weise  wie  die  kaduken  Nachlässe  von  Zivil- 
personen zu  behandeln  sind. 

§  148.  Die  eigenen  Einnahmen  der  Heeresverwaltang  und  die  Zweekabgaben 

insbesondere. 

I.  Die  eigenen  Einnahmen  der  Heeresverwaltung  spielen  im  Ver- 
hältnisse zur  Gesamthöhe  des  Heereserfordernisses  keine  sehr  erhebliche 
Rolle.  Die  wichtigste  derartige  Einnahme  ist  das  Erträgnis  des  Pulver- 
monopols. Die  sonstigen  eigenen  Einnahmen  der  Heeresverwaltung 
bestehen  aus  dem  Erträgnisse  des  unbeweglichen  rentierenden  Vermögens- 
besitzes, dem  Erlös  veräußerter  Mobilien.  dann  verschiedenen  Gebühren  und 
Taxen  (Kost-  und  Schulgeldern  sowie  Lehrmittelbeiträgen  in  den  •Militär- 
erziehungs-  und  Bildungsanstalten,  Gebühren  für  die  Spitalsverpflegung, 
Kur-  und  Verpflegstaxen  des  Militärtierarzneiinstitutes,  Dienst-  und  Charakter- 
taxen bei  Vorrückungen  oder  Verleihung  höherer  Chargen  und  dgl.j. 

II.  Von  den  in  der  Monarchie  bestehenden  Zweckabgaben  sind  die 
Militärtaxen  für  die  Heeresverwaltung  von  besonderer  Bedeutung. 

§  144.  Die  Militärtaxen  und  und  die  Mllltärtaxenfond8.^'>"<'y 

I.  Die  Einführung  von  Militärtaxen  war  in  Österreich  Ungarn 
bereits  in  den  Wehrgesetzen  des  Jahres  1868  ^^^^)  in  Aussicht  genommen 
worden,  doch  verfloß  bis  zur  tatsächlichen  Einfllhrung  mehr  als  ein  Dezen- 
nium und  erst  wiederholte  Resolutionen  der  parlamentarischen  Vertretungs- 
körper und  die  Notwendigkeit  für  die  bessere  Versorgung  der  durch  den 
bosnischen  Feldzug   invalid   gewordenen  Heerespersonen   reichlichere  Mittel 

■ 

1300)  Thierl,  Die  Abgabe  der  Wehrdienstfreien  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
r>8terreich-Ungarn  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
I.  Bd.  (1892),  S.  569  ft*.  Auf  die  mannigfachen  Streitfragen,  welche  über  diese  Abgaln^ 
in  dor  finanzwissonschaftlichen  Literatur  herrschen  und  die  namentlich  ihren  finanswiBsen- 
schaftlichen  Charakter  und  ihre  Zweckmäßigkeit  betreffen,  ist  hier  nicht  einzugehen. 
;  —  "0»)  Ö.  W.-G.  §  55,  u.  W.-G.  §  56. 
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zu  beschaffen;  bestimmten  die  Regierungen  den  beiden  Parlamenten  diesbe- 
zügliche Vorlagen  zu  unterbreiten,  aus  denen  sodann  in  Österreich  das 
Gesetz  vom  13.  Juni  1880,  R.-6.-BI.  Nr.  70,  und  in  Ungarn  der  Gesetz- 
artikel XXVII.  vom  Jahre  1880,  hervorgegangen  sind.  Das  ungarische  Gesetz, 
welches  sich  von  dem  österreichischen  in  wesentlichen  Punkten  unterscheidet, 
ist  seither  bereits  in  mehreren  Bestimmungen  (§§  11,  13  und  18)  durch  den 
Gcsetzartikel  IX  vom  Jahre  1883  amendiert  worden.' ^''^) 

Die  MilitUrtaxe  ist  ihrem  Begriffe  nach  eine  Abgabe,  welche  in  den 
beiden  Keichshälften  auf  Grund  besonderer,  nicht  ganz  gleichmäßiger 
Gesetzesnormen  von  den  militärdienstfreien  Personen  und  in  zweiter  Linie 
von  ihren  unterhaltspflichtigen  Aszendenten,  beziehungweise  von  ihren 
Arbeitgebern  für  die  Zeit  der  sonst  zu  leistenden  Militärdienstpflicht  nach 
Analogie  der  direkten  Steuern  erhoben  wird  und  deren  Ertrag  durch  Gesetz 
im  voraus  für  bestimmte  Zwecke  festgelegt  ist. 

Die  Militärtaxe  ist  darnach  eine  Zweck  ab  gäbe  jeder  der  beiden 
Reichshälften,  wenngleich  ein  Teil  ihres  Erträgnisses  fllr  den  gemeinsamen 
lleeresbedarf  Verwendung  findet,  und  muß  als  eine  Abgabe  sui  generis 
betrachtet  werden. 

Von  der  früheren  Loskaufstaxe^^^^)  unterscheidet  sich  die  Militär- 
taxe ihrer  inneren  Beschafl'enheit  nach  dadurch,  daß  die  Entrichtung  der 
ersteren  Abgabe  dem  einzelnen  Wehrspflichtigen  anheimgestellt  war,  dem  es 
tiberlassen  blieb,  sich  durch  Zahlung  der  Taxe  von  der  ihm  im  Prinzip 
obliegenden  Wehrpflicht  zu  befreien,  wogegen  die  Verpflichtung  zur  Leistung 
der  Militärtaxe  von  vornherein  eine  obligatorische  Verbindlichkeit  ist,  die 
Entscheidung  über  die  von  dem  Wehrpflichtigen  zu  leistende  Militärpflicht 
von  den  Ötellungsbehörden  nach  den  Normen  des  öfi'entlichen  Rechtes  und 
nach  Rücksichten  des  öff'entlichen  Wohles  gefällt  wird  und  von  dem  Aus- 
falle dieser  Entscheidung  und  nicht  von  der  individuellen  Entschließung 
des  Wehrpflichtigen  die  Pflicht  zur  Entrichtung  der  Abgabe  abhängt. 

III.  Zahlungspflichtige  Subjekte  der  Abgabe  sind  in  erster 
Linie  alle  im  Gesetze  aufgezählten  militärdienstfreien  Personen. *^^*)  Dazu 
gehören: 

1.  Die  Militärdienstuntauglichen  oder  Ausgemusterten,  d.  h. 
jene  Personen,  welche  wegen  Untauglichkeit  zum  Heeresdienste  in  der 
Stellungsliste  gelöscht,  beziehungsweise  in  der  letzten  Stellungspflichtigen 
Altersklasse  oder  nach  dem  Austritte  aus  derselben  zurückgestellt  wurden, 
ferner  jene  Personen,  welche  vor  Vollendung  der  Dienstpflicht  wegen  ein- 
getretener Dienstesuntauglichkeit  aus  dem  Militärverbande  entlassen  wurden, 
soferne  das  die  Dienstesuntauglichkeit  begründende  Gebrechen  nicht  durch 
die  aktive  Militärdienstleistung  herbeigeführt  worden  ist; 

2.  jene  Wehrpflichtigen,  welche  vor  Ablauf  ihrer  gesetzlichen  Militär- 
dieustpflicht  aus  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  auswandern. 
Durch  die  Auswanderung  aus  einer  Reichshälfte  in  die  andere  wird  wohl 


1302^  Zu  diesen  Gesetzen  sind  mehrfache  Ausfiilirungsbestiramungen  von  den  beider- 
seitigen Landesverteidigungsminißterien  im  Einvernehmen  mit  dem  R.-K.-M.  und  unter  Mit- 
Wirkung  der  übrigen  beteiligten  Zentralstellen  erlassen  worden.  Für  Osterreich  kommt 
insbesondere  in  Betracht  die  Durchtulu'ungsvorschrift  des  M.  f.  L.-V.  und  des  F.-M.  vom 
20.  März  1><81,  R.-G.-Bl.  Nr.  26,  welche  durch  die  V.  des  M.  f.  L.-V.  und  des  F.-M.  vom 
15.  März  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  44,  ergänzt  worden  ist.  —  "»3)  Sieh  oben  §  8  I.  —  "»4^  Ö. 
und  u.  M.-T.-G.  §  1. 
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die  Taxpflicht  in  der  verlassenen  Beichshälfte  aufgehoben,  dafür  aber 
sogleich  in  der  anderen  Beichshälfte  die  Taxpflicht  nach  den  dortigen 
Normen  begründet. 

Außerdem  wurden  als  taxpflichtig  behandelt  die  in  der  letzten 
Stellungspflichtigen  Altersklasse,  beziehungsweise  nach  dem  Austritt  aas 
derselben  aus  Familienrücksichten  von  Anfang  an  zeitlich  Befreiten 
oder  später  nach  Eintritt  eines  solchen  Befreiungsgrundes  Entlassenen  für 
die  Dauer  dieser  ihrer  Befreiung,  soferne  sie  auf  Grund  der  früheren  Wehr- 
gesetzbestimmungen in  die  Evidenz  der  Ersatzreserve  oder  Landwehr  gelang't 
waren,  wenngleich  sie  nachher  auf  Grund  der  Übergangsbestimmungen  der 
Wehrgesetze  vom  Jahre  1889^'^'*)  in  den  Stand  der  Ersatzreserve  des  Heeres, 
beziehungsweise  der  Landwehr  aufgenommen  wurden. 

Dagegen  müssen  alle  jene  Wehrpflichtigen,  welche  assentiert,  aber  aus 
Familienrücksichten  auf  Grund  der  neuen  Bestimmungen  der  Wehrgesetze 
vom  Jahre  1889  in  die  Ersatzreserve  eingeteilt  werden,  als  militärtaxfrei 
betrachtet  werden,  weil  sie  gegenwärtig  nicht  mehr  von  der  Militärdienst- 
pflicht enthoben  sind.  Ebensowenig  können  überzählige  und  Freigeloste,  die 
der  Ersatzreservepflicht  unterliegen,  zur  Zahlung  der  Militärtaxe  heran- 
gezogen werden.**"^) 

Landsturmpflichtige  und  zu  Kriegsleistungen  heranzuziehende 
Wehrpflichtige  sind  taxpflichtig  vorbehaltlich  des  Befreiungsanspruches 
für  jenes  Jahr,  in  welchem  sie  zur  Landsturmpflicht,  beziehungsweise  zu 
Kriegsdiensten  herangezogen  wurden. 

Aus  der  Armee  Ausgestoßene *^^^)  werden  nicht  als  taxpflichtig 
betrachtet  werden  können,  weil  sie  nicht  wegen  Untauglichkeit  zurück- 
gestellt wurden. 

In  zweiter  Linie  sind  taxpflichtig  die  Aszendenten,  d.  h.  die  Eltern, 
Großeltern  und  Wahleltern  jener  Militärpflichtigen,  welche  kein  zu  ihrem 
Unterhalte  ausreichendes  Vermögen  oder  Einkommen  besitzen,  und  zwar  in 
jener  Reihenfolge,  in  welcher  und  insolange,  als  dieselben  nach  dem  bürger- 
lichen Rechte  für  den  Unterhalt  ihrer  Kinder,  beziehungsweise  Enkel  oder 
Wahlkinder  zu  sorgen  haben  und  für  den  Unterhalt  dieser  Personen  auch 
wirklich  ausschließlich  oder  doch  zum  größten  Teile  sorgen.*^"**)  Diese  Tax- 
pflicht der  Aszendenten  ist  trotz  der  ungenauen  Ausdrucksweise  des  Gesetzes*^"**'  i 
keine  subsidiäre,  sondern  eine  ausschließliche,  da  keinerlei  Regreßrecht  der 
Aszendenten  anerkannt  ist.  Zu  ihrer  ordnungsmäßigen  Geltendmachung  ist 
erforderlich,  daß  der  Annahme  des  Tatbestandes  der  elterlichen  Unterhalts- 
pflicht eine  genaue  Erhebung  der  elterlichen  Vermögensverhältnisse  vor- 
ausgehe.^^^®)  Sie  erlischt,  wenn  der  Beweis  erbracht  wird,  daß  das  Kind 
sich  tatsächlich  selbst  erhält,^^^^)  endigt  aber  auch  dann,  wenn  dasselbe  in 

>3'»*)  Ö.  W.-G.  Art.  III  Punkt  2  al.  2,  beziehungsweise  u.  W.-G.  §  73  al.  2.  —  >»<»)  Erl. 
des  M.  f.  L.-V.  vom  1.  Dezember  1889,  Z.  14.955,  und  vom  5.  März  1891,  Z.  84,  bei  Mayr- 
hofer,  a.  a.  0.,  VII.  Bd.,  S.  553  Anmerkung  1.  Vergl.  auch  Ö.  Z.  f.  V.  1884,  Nr.  6,  S,  25. 
—  "0")  Vergl.  §  159.  —  i^^^»)  Ö.  M.-T.-G.  §  4  al.  1.  —  "«»)  Das  u.  M.-T.-(i.  bezeichnet 
im  §  4  die  Aszendenten  als  taxpflichtig  „außer**  den  bereits  im  §  1  genannten  wehr- 
Pflichtigen  Personen.  —  ^^lO)  v.-G.-E.  vom  4.  Juli  1883,  Z.  1548,  Budw.-81g.  1820.  — 
13")  V.-G.-E.  vom  4.  Juli  1883,  Z.  1648,  Budw.-Slg.  1819,  und  vom  4.  Jnli  1883,  Z.  1549, 
Budw.-Slg.  1821.  Vergl.  auch  V.-G.-E.  vom  16.  März  1883,  Z.  626,  Budw.-Slg.  1699, 
und  vom  28.  iMärz  1884,  Z.  658,  Budw.-Slg.  2073.  Das  Erlöschen  der  gesetzlichen  Unter- 
haltspflicht muß  von  der  Partei  bewiesen  werden. 
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der  Lage  ist,  sich  in  der  seinem  Stande  und  seiner  Erziehung  entsprechenden 
Weise  selbst  den  Unterhalt  zu  verschaflFen,  die  Eltern  aber,  trotzdem 
ihnen  eine  gesetzliche  Unterhaltspflicht  nicht  mehr  obliegt,  gleichwohl 
fortfahren,  ihnen  faktisch  den  Unterhalt  zu  geben.^^^^)  Die  Taxpflicht  des 
Aszendenten  entfällt  ferner,  wenn  der  Sohn  im  elterlichen  Hause  nicht  in 
Folge  der  gesetzlichen  Alimentationspflicht,  sondern  aus  einem  anderen  ent- 
geltlichen Rechtstitel  [z,  B.  als  Hilfsarbeiter)  Wohnung  und  Kost  erhält 
oder  eine  Vergütung  bezieht,  zumal  wenn  angenommen  werden  muß,  daß 
dersel])c  im  Stande  ist,  sich  seinen  Unterhalt  selbst  zu  verschaflFen.*^^'*) 

In  Ungarn  hat  für  jene  Wehrpflichtigen,  welche  nach  den  Gesetz- 
artikeln XXIX  und  XL VII  vom  Jahre  1875  als  Familienglieder  in  die 
2.,  3.  oder  4.  Klasse  der  Erwerbsteuer  gehören,  beziehungsweise  im  Sinne 
des  Gesetzartikels  XXVII  vom  Jahre  1875  Bergwerkssteuer  zahlen,  das 
Familienhaupt  ausschließlich  die  Militärtaxe  zu  entrichten,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  der  unter  die  2.  oder  3.  Erwerbsteuerklasse  fallende  minder- 
jährige Wehrpflichtige  ein  unabhängiges  Vermögen  besitzt,  die  Steuer  aber, 
die  er  nach  diesem  Vermögen  bezahlt,  geringer  ist  als  die  Steuer  des 
Familienhauptes.  *^**) 

Für  taxpflichtige  landwirtschaftliche  und  häusliche  Gesindepersonen, 
ferner  für  in  gewerblichen  und  industriellen  Unternehmungen  beschäftigte 
Hilfsarbeiter  sind  in  Ungarn  die  Dienst-  und  Arbeitgeber  dem  Staate  gegen- 
über zahlungspflichtig.  Dieselben  besitzen  aber  das  Recht,  die  bezahlten  Taxen 
von  dem  Lohne  der  genannten  Personen  in  Abzug  zu  bringen,  und  zwar 
ohne  daß  für  dieses  Abzugsrecht  eine  kürzere  Präklusivfrist  statuiert  wäre.*^^'') 

Von  der  Entrichtung  der  Militärtaxe  sind,  abgesehen  von  den  bereits 
früher  erwähnten  Personen  (den  durch  die  Militärdienstleistung  untauglich 
gewordenen  Heerespersonen,  dann  den  zum  Landsturmdienste  und  zur 
Dienstleistung  für  Kriegszwecke  herangezogenen  Militärpflichtigen)  noch 
weiters  dauernd  oder  zeitlich  befreit: *^^^') 

1.  Jene  Personen,  welche  wegen  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechen 
außer  Stande  sind,  sich  und  die  Angehörigen,  deren  Unterhalt  ihnen  nach 
dem  Gesetze  obliegt,  zu  erhalten  und  die  auch  kein  hierzu  ausreichendes 
Nermögen  oder  Einkommen  besitzen; 

2.  Personen,  welche  sich  in  der  Armenversorgung  ])efinden. 

Befreit  waren  überdies  in  Osterreich  nach  ausdrücklicher  gesetzlicher 
Bestimmung  ^^*')  jene  Personen,  welche  vor  dem  Jahre  1875  wehrpflichtig 
geworden  waren. 

IV.  Das  Ausmaß  der  Abgabenpflicht  ist  nach  dem  österreichischen 
Gesetze  ^^***)  nicht  im  voraus  normiert,  da  weder  die  Steuereinheit,  noch  der 
Steuerfuß  von  vornherein  feststehen,  sondern  erst  im    Bemessungsverfahren 

"1^;  V.-G.-E.  vom  19.  April  1882,  Z.  688,  Budw.-Slg.  1379,  und  vom  21.  Dezember 
1882,  Z.  2291,  Budw.-Slg.  1600.  —  ^^is)  y.-G.-E.  vom  4.  Juli  1883,  Z.  1648  und  1549, 
Budw.-Slg.  1819  und  1821,  vom  2S.  November  1883,  Z.  2722,  Budw.-Slg.  1928,  vom 
23.  März  1887,  Z.  7H1,  Budw.-Slg.  3454.  —  "U)  [j.  M.-T.-G.  §  11  al.  3  und  Nachtrags- 
gesetz §  2  al.  2.  —  1315)  u.  M.-T.-G.  §  11  al.  2.  —  "ic^  ö.  M.-T.-G.  §  5,  u.  M.-T.-G. 
§  3.  —  "^')  Ö.  M.-T.-G.  §  5  Punkt  3.  Durch  diese  Bestimmung  sollte  die  rückwirkende 
Kraft  des  Gesetzes,  welche  von  der  parlamentarischen  Kommission  des  österreichischen 
Herrenhauses  in  unzutreflfender  Weise  damit  begründet  wurde,  daß  die  prinzipielle  Ver- 
pilichtung  zur  Entrichtung  der  Militärtaxe  bereits  durch  die  Wehrgesetze  des  Jahres  1868 
statuiert  worden  sei,  einigermaßen  gemildert  werden.  —  "*^)  §  3. 

Schmid,  Da»  Heeresreoht  der  österr.-ung.  Monarchie.  «'l 
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nach  den  im  Gesetze  angegebenen  Merkmalen  innerhalb  bestimmter  Klassen- 
ßätze  festgestellt  werden.  Zn  dem  Ende  sind  im  Gesetze  14  Klassen  aufge- 
stellt; der  höchste  Satz  beträgt  200  Kronen,  der  niedrigste  aber  2  Kronen. 
Die  Bestimmung,  nach  welcher  dieser  Klassen  die  Taxe  zu  entrichten  is*t. 
geschieht  im  allgemeinen  nach  Maßgabe  der  Vermögens-  und  Erwerbsver- 
hältnisse sowie  des  reinen  Einkommens  der  Taxpflichtigen,  sodann  unter 
Berücksichtigung  der  ihnen  vorgeschriebenen  Jahresschuldigkeit  an  direkter 
Steuer.  Nach  der  letzten  Klasse  haben  jene  Taxpflichtigen  zu  steuern,  deren 
Erwerb  oder  Einkommen  den  gewöhnlichen  Taglohn  erreicht  und  denen 
keine  direkte  Steuer  vorgeschrieben  ist.^^^^) 

Ist  bei  der  Bemessung  der  Taxe  auf  die  Steuerschuldigkeit  Rücksicht 
zu  nehmen,  so  hat  in  der  Regel  der  zehnte  Teil  der  Jahresschuldigkeit  au 
direkten  Steuern  samt  den  Staatszuschlägen,  aber  mit  Ausschluß  aller  anderen 
Zuschläge  als  Anhaltspunkt  in  der  Weise  zu  dienen,  daß  jener  Klassensatz 
zur  Grundlage  der  Bemessung  zu  nehmen  ist,  welcher  dieser  Quote  zunächst 
entspricht.  Nach  Maßgabe  der  übrigen  zu  berücksichtigenden  Verhältnisse 
(Vermögen,  Erwerb,  Reineinkommen)  kann  jedoch  die  Einreihung  auch  in 
eine  höhere  oder  niedrige  Klasse  erfolgen.  Die  Bemessungsbehörde  kann 
bei  der  Einreihung  der  Taxpflichtigen  innerhalb  dieser  Schranken  nach 
freiem  Ermessen  vorgehen. ^^-^)  Doch  müssen  bei  einer  Einreihung  des  Tax- 
pflichtigen in  eine  höhere  Klasse  die  in  einem  solchen  Falle  maßgebenden 
besonderen  Verhältnisse  im  Verwaltungsverfahren  ordnungsmäßig  konstatiert 
sein,  widrigenfalls  das  Bemessungserkenntnis  wegen  eines  wesentlichen 
Mangels  im  Verfahren  aufgehoben  werden  muß.'^-^) 

In  eine  niedrigere  Klasse  kann  ein  Taxpflichtiger  insbesondere  dann 
eingereiht  werden,  wenn  er  von  schädigenden  Elementarereignissen  \Miß- 
ernten)  oder  anderen  Unglücksfällen  betroffnen  wurde. 

Bei  der  Bemessung  der  Militärtaxe  für  die  taxpflichtigen  Aszendenten 
kommen  die  gleichen  Grundsätze  mit  der  Modifikation  zur  Anwendung,  daß 
der  zehnte  Teil  der  die  Taxpflichtigen  treffenden  Jahresschuldigkeit  an 
direkten  Steuern  samt  Staatszuschlägen  noch  durch  die  Anzahl  der  Kinder, 
beziehungsweise  Enkel  und  Wahlkinder  zu  teilen  ist,  für  deren  Unterhalt 
sie  ausschließlich  oder  doch  zum  größten  Teile  zu  sorgen  haben  und  wirk- 
lich sorgen.*^*-)  Auf  Kinder,  welche  außerhalb  des  Familienverbandes  (z.  B. 
als  Hilfsarbeiter)  leben  und  für  welche  die  Aszendenten  nicht  zu  sorgen 
haben,  ist  bei  Bemessung  der  Militärtaxe  keine  Rücksicht  zu  nehmen.***^  • 
Die  Bestimmung,  daß  die  Taxpflichtigen  nach  Maßgabe  der  übrigen  zu  be- 
rücksichtigenden Verhältnisse  in  eine  höhere  oder  niedrigere  Klasse  einge- 
reiht werden  können,  als  sich  nach  der  Regel  ergeben  würde,  ist  auch  auf 
die   taxpflichtigen  Aszendenten  anwendbar   und    es  können  diese  Personen 

1319^  Nach  der  Durchfilhrungsvorschrift  vom  20.  März  1881  (zum  §  8  des  Gesetzes*) 
sollten  ferner  in  die  13.  Klasse  mit  2  Gulden  (4  Kronen)  jene  TaxpHichtigen  eingereiht 
werden,  deren  gesamter  Erwerb  oder  Gesamteinkommen  den  ortsüblichen  Taglohn  zwar 
tibersteigt,  den  Jahresbetrag  von  450  Gulden  (900  Kronen)  aber  nicht  erreicht,  und  in 
die  12.  Klasse  mit  3  Gulden  (6  Kronen)  jene  Taxpflichtigen,  deren  gesamter  Erwerb  oder 
(Tesamteinkomuien  sich  zwischen  450  Gulden  (900  Kronen)  und  600  Gulden  (1200  Kronen > 
bewegt.  —  1320)  y.-G.-E.  vom  11.  Juni  1884,  Z.  1284  und  1285,  Budw.-Slg.  2164,  und 
vom  4.  März  1886,  Z.  650,  Budw.  Slg.  2948.  —  i^^i^  y.-G.-E.  vom  26.  Mai  1882.  Z.  1105, 
Budw.-Slg.  1419,  und  vom  21.  September  1883,  Z.  2177,  Budw.-Slg.  1839.  —  ^3")  ()  m.-T.-G. 
§  4  al.  2.  —  "23)  v.-G.-E.  vom  30.  Jänner  1884,  Z.  221,  Budw.-Slg.  2005. 
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daher  auch  in  eineu   höheren  Satz  eingereiht  werden,  als  in  die  durch  die 
Jahressteuerschuldigkeit  und  durch  die  Kinderzahl  gegebene  Klasse. ^^") 

Abweichend  sind  die  Bestimmungen  der  ungarischen  Gesetzgebung,^^*-^) 
indem  die  Taxpflicht  im  voraus  durch  das  Gesetz  bestimmt  und  somit  jedes 
Ermessen  der  Bemessungsbehörde  ausgeschlossen  ist.  Auch  insoferne  ist  die 
Taxpflicht  anders  geordnet,  als  für  die  3  ersten  Klassen  der  Beruf,  für  die 
2  letzten  Klassen  die  Steuerleistung  entscheidet.  Demgemäß  haben  als 
Taxe  zu  entrichten: 

1.  Den  Satz  von  6  Kronen  die  als  Gesinde  in  der  Landwirtschaft  oder 
als  gewöhnliche  Arbeiter  in  Fabriken,  Handels-  und  gewerblichen  Unter- 
nehmungen beschäftigten  Personen,  dann  die  Taglöhner; 

2.  den  Satz  von  8  Kronen  das  Hausgesinde,  die  in  Fabriken,  Handels- 
und Gewerbeunternehmungen  angestellten  Hilfsarbeiter,  wenn  sie  nicht  mehr 
als  80  Kronen  Monatsgehalt  beziehen  oder  nach  Stilckzahl  arbeiten,  dann 
Diurnisten  und  Schreiber,  welche  keine  stabile  Monats-  oder  Jahresbezahlung 
beziehen,  die  mit  Schreiben,  Rechnen  und  Inspizierungsarbeiten  bei  Geschäften, 
Unternehmungen  oder  Instituten  betrauten  Individuen,  welche  keine  dauernde 
Anstellung  haben,  endlich  die  ohne  ständiges  Geschäftslokal  arbeitenden 
Hausierer; 

3.  den  Satz  von  12  Kronen  die  ohne  Gehilfen  arbeitenden  selbständigen 
Arbeiter  und  die  mit  Gehilfen  arbeitenden  Handwerker  in  Groß-  und  Klein- 
geraeittden. 

Wehrpflichtige  hingegen,  welche  im  Sinne  des  Gesetzartikels  XXIX 
vom  Jahre  1875,  beziehungsweise  des  Gesetzartikels  XL VII  vom  Jahre  1875 
als  Familienhäupter  oder  Familienglieder  in  die  2.  und  3.  Erwerbsteuer- 
klasse fallen  oder  im  Sinne  des  Gesetzartikels  XXVII  vom  Jahre  1875  der 
Berg werkss teuer  unterliegen,  zahlen  nach  Maßgabe  der  auf  sie,  beziehungs- 
weise auf  das  Familienhaupt  im  Vorjahre  repartierten  gesamten  direkten 
Staatssteuer  und  des  Grundentlastungsbeitrages  einen  bestimmten  Klassensatz, 
der  bei  einer  Steuerbasis  von  weniger  als  20  Kronen  zunächst  6  Kronen  beträgt 
und  in  der  Weise  steigt,  daß  der  oberste  Satz  bei  einer  Steuerbasis  von  mehr 
als  2400  Kronen  sich  auf  240  Kronen  beläuft.  Hat  ein  Familien haupt,  dessen 
jährliche  direkte  Staatssteuer  samt  dem  Grundentlastungsbeitrage  1000  Kronen 
nicht  tiberschreitet,  mehrere  taxpflichtige  Familienglieder,  so  ist  die  Militär- 
taxe ftlr  ein  Familienmitglied  mit  dem  vollen  Satze,  für  jedes  der  übrigen 
Familienmitglieder  hingegen  mit  dem  halben  Betrage  zu  bemessen. 

Wehrpflichtige,  welche  in  die  4.  Klasse  der  Erwerbsteuer  als  Familien- 
häupter oder  Familienglieder  gehören,  zahlen,  wenn  die  Steuerbasis  nicht 
mehr  als  100  Kronen  beträgt,  10  Kronen  und  dann  eine  steigende  Taxe, 
deren  oberster  Satz  bei  einer  Steuerbasis  von  mehr  als  1600  Kronen  mit 
200  Kronen  festgesetzt  ist.  Jene  Wehrpflichtigen,  welche  von  der  Erwerb- 
steuer der  4.  Klasse  befreit  sind,  werden  hinsichtlich  der  Militärtaxpflicht 
so  behandelt,  als  wenn  sie  keine  Steuerbefreiung  genießen  >vürden. 

V.  Die  Taxpflicht  beginnt  regelmäßig  mit  dem  Anfange  jenes  Militär- 
dienstjahres, welches  der  Wehrpflichtige  nach  seiner  Löschung  oder  Zurück- 
stellung, beziehungsweise  nach  Eintritt  des  späteren  die  Taxpflicht  begrün- 
denden Ereignisses  (Dienstuntauglichkeit,  Auswanderungsbewilligung)  zurück- 
gelegt hat.  Als  erstes  taxpflichtiges  Jahr  ist  demnach  im  normalen  Falle  nicht 

1'^*)  V.-G.-E.  voui  20.  Juli  1882,  Z.  1526,  Budw.  Slg.  1487.  -  »25^  u,  m.-T.-G. 
§10  und  Nachtragsgesetz  §  2. 
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das  Jahr  der  Löschung  oder  Zurückstellung  in  der  letzten  Stellungspflichtigen 
Altersklasse/**^)  sondern  die  Zeit  vom  1.  Oktober  bis  zum  31.  Dezember  des 
Einrtickungsjahres  samt  den  folgenden  9  Monaten  zu  rechnen.***')  Die  Tax- 
pflicht dauert  bei  den  Untauglichen  durch  jedes  der  wehrpflichtigen  Dienst- 
jähre,  welches  dieselben  noch  zurückzulegen  gehabt  hätten,  wenn  sie  zur 
Zeit  ihrer  Löschung  aus  der  Stellungsliste,  beziehungsweise  in  der  letzten 
Stellungspflichtigen  Altersklasse  assentiert  oder  wenn  sie  nicht  entlassen 
worden  wären.  ***^)  Bei  den  auswandernden  Wehrpflichtigen  umfaßt  die  Dauer 
der  Taxpflicht  jedes  Jahr  der  Militärdienstpflicht,  welches  dieselben  noch 
zurückzulegen  gehabt  hätten.  In  allen  diesen  Fällen  darf  aber  die  Militärtax- 
pflicht die  für  die  Militärdienstpflicht  bei  regelmäßiger  Ableistung  normierte 
Maximaldauer  von  12  Jahren  nicht  überschreiten. 

Die  Taxpflicht  ruht  für  die  Dauer  eines  zeitlichen  Befreiungsgrundcs 
(Erwerbsunfähigkeit,  Armenversorgung,  Landsturmdienstleistung  oder  mili- 
tärische Dienstleistung  für  besondere  Kriegszwecke). 

Die  Taxpflicht  der  unmittelbar  Taxpflichtigen  erlischt,^^*-')  abgesehen 
von  den  bereits  angeführten  Befreiungsgründen  (Dienstuntauglichkeit  infolge 
der  aktiven  Dienstleistung,  Auswandening)  durch  den  Tod  des  Taxpflichtigen 
und  durch  Verjährung  des  Bemessungs-  und  Eiuhebungsrechtes.  In  letzterer 
Beziehung  gelten  die  für  die  Verjährung  der  öfl^entlichen  Abgaben,  und 
zwar  speziell  die  flir  die  Verjährung  der  direkten  Steuern  maßgebenden 
Bestimmungen.  ^^^^) 

Ruht  die  Taxpflicht  bezüglich  eines  Wehrpflichtigen  oder  erlischt 
dieselbe,  so  sind  auch  seine  Aszendenten  zur  Entrichtung  der  Taxe  t\ir  <lie 
betreffende  Zeit  oder  gar  nicht  mehr  verpflichtet.^^^^) 

VI.  Die  Veranlagung  der  Militärtaxe  ist  in  beiden  Reichsliälften 
abweichend  geregelt. 

Nach  dem  österreichischen  Gesetze  ^^^^')  sind  die  politischen  Bezirks- 
behörden verpflichtet,  unter  Mitwirkung  der  Vorsteher  der  Ueimatgemeinden 
und  der  Gutsgebiete  über  die  Taxpflichtigen  sowie  über  die  Vermrigens-, 
Erwerbs-  und  die  sonstigen  zu  berücksichtigenden  Verhältnisse  derselben  Er- 
hebungen zu  pflegen.  Auf  Grund  dieser  Erhebungen  entscheidet  über  dii* 
Taxpflicht  und  das  Ausmaß  derselben  in  erster  Instanz  eine  fttr  jeden 
Gerichtsbezirk  zu  bildende  Bemessungskommission.  Dieselbe  besteht  aus 
dem  Vorstand  der  politischen  Bezirksbehörde  als  Vorsitzendem  und  4  Mit- 
gliedern, von  denen  2  durch  den  Vorsitzenden  und  2  durch  die  dazu  ein- 
berufenen Gemeindevorsteher  des  Gerichtsbezirkes,  in  jenen  Ländern  aber, 
in  welchen  Bezirks  Vertretungen  bestehen,  durch  deren  Ausschüsse  zu  wählen 
sind;  in  Städten,  welche  ein  eigenes  Gemeindestatut  besitzen,  sind  die 
2  letzteren  Mitglieder  durch  den  Gemeinderat  zu  wählen.  Nach  den  Durch- 
führungsbestimmungen ^^^^ )  haben  die  Bemessungskommissionen  an  den  Sitzen 
der  Bezirks  Vertretungen  und  in  jenen  Ländern,  wo  solche  nicht  bestehen» 
an  den  Sitzen  der  Bezirksgerichte  zu  fungieren.  In  den  Hauptstädten  krmuen 

1320^  So  entschied  das  M.  f.  L.-V.  mit  Erl.  vom  26.  Juni  1889,  Z.  6379.  VergL 
Mayrhofer,  a.  a.  0.,  VII.  Bd..  S.  554  Anmerkung  1.  —  "27^  Vorgl.  V.-G.-E.  vom 
25.  Oktober  1894,  Z.  3918,  Budw.-Slg.  8115.  —  "^sj  y.-G.-E.  vom  16.  September  li^n, 
Z.2951,  Budw.-Slg.  6104.  —  ^^^oj  5  M.-T.-G.  §  6  und  §  10  Schhißalinpa,  u.  M.-T.-G.  §4, 
—  ^530)  In  Österreich  das  Gesetz  vom  18.  März  1878,  R.-G.-BL  Nr.  31.  —  »^'i.>  o. 
JVI.-T.-G.  §  7.  -  »32^  §  8.  —  "»')  V.  des  M.  f.  L.-V.  und  des  F.-M.  vom  20.  März  is^^l 
(zum  §  8  des  Gesetzes). 
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nach  Bedarf  auch  mehrere  Bemessungskommissionen  bestellt  werden.  In  ver- 
einzelt vorkommenden  Bemessungsfallen  ist  die  Bemessung  der  Militärtaxe 
von  der  für  den  Gerichtsbezirk,  in  welchem  die  politische  Bezirksbehörde 
ihren  Sitz  hat,  bestellten  Kommission,  und  zwar  bei  der  politischen  Bczirks- 
behorde  vorzunehmen. 

Die  Zusammenstellung  der  Taxpflichtigen  ist  durch  keinerlei  Anzeige- 
pliicht  gesichert,  sondern  erfolgt  lediglich  auf  Grund  der  amtlichen  Behelfe, 
insbesondere  der  Stellungslisten.  Doch  ist  im  Interesse  einer  leichteren 
Eruierung  der  Taxpflichtigen  im  Gesetze  angeordnet,  daß  die  gemeindeweise 
zu  verfassenden  Verzeichnisse  der  Taxpflichtigen,  in  welchen  auch  die  Ein- 
reihung der  Taxpflichtigen  in  die  einzelnen  Klassen  ersichtlich  zu  machen 
ist,  bei  den  Gemeindeämtern  durch  14  Tage  zur  öflFentlichen  Einsicht  auf- 
gelegt werden  müssen.  Besondere  Zwangs-  und  Strafmittel  sind  den  Be- 
messungsbehörden ftlr  die  Zwecke  der  Veranlagung  nicht  eingeräumt,  sondern 
es  gelten  in  dieser  Beziehung  lediglich  die  allgemeinen  Bestimmungen  des 
politischen  Zwangsverfahrens.^***) 

Die  Bemessungskommissionen  entscheiden  nach  den  Durchflihrungs- 
bestimmungen^*^^)  mit  absoluter  Stimmenmehrheit;  der  Vorsitzende  stimmt 
nur  bei  Stimmengleichheit  und  in  diesem  Falle  entscheidet  seine  Stimme. 
Zur  Fällung  einer  gültigen  Entscheidung  ist  die  Anwesenheit  des  Vor- 
sitzenden und  von  4  Mitgliedern  (mit  InbegriflF  des  etwaigen  Ersatzmannes) 
notwendig.  Der  Vorsitzende  hat  das  Recht,  gegen  eine  nach  seiner  Über- 
zeugung den  Bestimmungen  des  Militärtaxgesetzes  oder  der  Durchführungs- 
vorschrift zuwiderlaufende  Entscheidung  Einsprache  zu  erheben  und  für 
diesen  Fall  die  Entscheidung  der  politischen  Landesstelle  einzuholen.  Die- 
selbe Behörde  hat  auch  sonst,  wenn  sie  gesetzwidrige  Vorgänge  bei  einer 
Bemessungskommission  wahrnimmt,  kraft  ihres  Oberaufsichtsrechtes  unter 
Mitwirkung  der  Finanzlandesbehörde  eine  Revision  der  Taxbemessungen 
zu  verfügen,  ^^^^'j 

In  Ungarn  werden  jene  Taxpflichtigen,  welche  zu  den  im  Stellungs- 
jahre aufgerufenen  Altersklassen  gehören,  auf  Grund  der  Stellungslisten  und 
besonderer  Deklarationen  durch  die  Gemeinde,  die  Verwaltungsbehörden 
(Bezirksstuhlrichter)  und  Steuerbehörden  in  Evidenz  gehalten.  Die  Deklarations- 
pflicht erstreckt  sich  auf  die  vorjährige  direkte  Steuerschuldigkeit  der  Tax- 
pflichtigen, ihre  bürgerliche  Stellung  und  den  Wohnort,  weiters,  soferne  die 
Miiitärtaxe  von  einem  Familienhaupte  entrichtet  wird,  auf  den  Namen  des 
Familienhauptes  und  dessen  Steuerschuldigkeit,  und  wenn  zunächst  der 
Arbeitgeber  zahlungspflichtig  ist,  auch  auf  den  Namen  und  die  Wohnung 
des  Arbeitgebers;  falls  in  der  Zeit  zwischen  der  Erstattung  der  Anzeige 
und  dem  Fälligkeitstermine  der  Taxe  in  der  Person  des  Arbeitgebers  eine 
Änderung  eintritt,  auch  auf  diese  Änderung.  Die  Deklaration  hat  alljährlich 
in  jener  Gemeinde  zu  geschehen,  in  welcher  sich  die  Taxpflichtigen  auf- 
halten. Änderungen  der  bezeichneten  Art  sind  bei  eben  jener  Gemeinde  an- 
zuzeigen, bei  welcher  die  erste  Anzeige  erfolgte.  Außerdem  sind  die  Eltern, 
Vormünder  und  eventuell  die  Gattinnen  jener  Taxpflichtigen,  welche  während 
der  Zeit  der  Zahlungspflicht  sterben,  verpflichtet,  das  Ableben  der  Taxpflich- 
tigen durch  ein  Totenzeugnis  bei  den  Gemeindevorstehern  nachzuweisen.^^^') 

i"*)  Kaiserl.  V.  vom  20.  April  1854,  R.-G.-Bl.  Nr.  96.  —  "35)  y.  des  M.  f.  L.-V. 
und  des  F.-M.  vom  20.  März  1881  (zum  §  8  des  Gesetzes).  —  "^6)  V.  des  M.  f.  L.-V. 
und  de»  F.-M.  vom  15.  März  \><x2,  Absatz  II  Punkt  4.  —  "")  U.  M.-T.-G.  §§  13  und  16 
und  Nachtragsgesetz  §  4. 
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Jene  Pflichtigen,  welche  die  vorgeschriebene  Deklaration  ganz  unter- 
lassen oder  die  deklarationspfliehtigen  Angaben  nicht  erstatten,  verfallen  in 
eine  Geldstrafe,  welche  von  der  Finanzbehörde  mit  dem  Dreifachen  \m 
Sechsfachen  der  auf  sie  entfallenden  Militärtaxe  zu  bemessen  ist,  wobei  das 
Gesetz  einen  Unterschied  zwischen  kulposem  und  dolosem  Verhalten  nicht 
weiter  durchführt.  Diese  Geldstrafe  ist  im  Falle  der  gänzlichen  oder  teil- 
weisen Uneinbringlichkeit  in  eine  Arreststrafe  umzuwandeln.  Gegen  ihre 
Verhängung  ist  Berufung  an  den  Verwaltungsausschuß  zulässig.  Erfolgt  die 
Bestrafung  auf  Grund  der  Denunziation  einer  dritten  Person,  so  gebührt 
dem  Angeber  ein  Dritteil  der  Geldstrafe.  Auch  Eltern,  Vormünder  und 
Gattinnen,  welche  die  vorgeschriebene  Anzeige  im  Falle  des  Ablebens  eines 
Taxpflichtigen  unterlassen,  verfallen  in  eine  Geldstrafe  von  2  bis  10  Kronen. 
Desgleichen  sind  die  Vorsteher  der  Gemeinden  und  Verwaltungsbehiirden, 
welche  die  vorgeschriebenen  Evidenzausweise  nicht  führen  oder  innerhalb 
der  festgesetzten  Zeit  nicht  an  die  höhere  Behörde  vorlegen,  in  Ordnungs- 
strafen in  der  Höhe  von  10  bis  100  Kronen  zu  verfällen.^^^'*) 

Die  Bemessung  der  Militärtaxen  erfolgt  in  Ungarn  durch  die  Finanz- 
behörden (die  Finanzdirektionen,  in  Budapest  durch  den  königlichen  Steuer- 
inspektor) auf  Grund  der  von  den  Gemeinden  gesammelten  und  überprüften 
Behelfe.  Die  Bemessungslisten  sind  auch  in  Ungarn  durch  8  Tage  bei  den 
Gemeindebehörden  zur  öffentlichen  Einsicht  aufzulegen.^''-*) 

Daß  die  Bemessung  alljährlich  zu  geschehen  habe,  ist  weder  in 
Österreich*'**')  noch  seit  der  Novelle  vom  Jahre  1883  in  Ungarn  vor- 
geschrieben. In  jedem  Falle  sind  aber  für  die  Bemessung  der  Militärtaxe 
die  Verhältnisse  jenes  Jahres  maßgebend,  für  welches  die  Bemessung  er- 
folgt''**) Objekte,  welche  in  diesem  Jahre  keinen  Bestandteil  des  Vermögens 
des  Taxpflichtigen  gebildet  haben,  sondern  ihm  erst  gegen  Ende  des  Jahresj 
zugefallen  sind  und  von  welchen  ihm  für  dieses  Jahr  keine  Steuer  vorge- 
schrieben war,  sind  daher  bei  der  Bemessung  außer  Anschlag  zu  lassen.*^*-! 

Bei  Sträiflingen  soll  die  Bemessung  und  Einhebung  der  Militärtaxen, 
wenn  ihr  Einkommen  nur  im  Arbeitsverdienste  besteht,  für  die  in  der  IStraf- 
haft  zugebrachten  Jahre  erst  nach  dem  Austritte  aus  der  Strafhaft  er- 
folgen.*'*') 

Die  Zustellung  der  Bemessungserkenntnisse  hat  durch  die  Organe 
der  Bezirksbehörden  und  an  auswärts  wohnhafte  Taxpflichtige  regelniällig 
durch  die  Post  zu  geschehen.  Eine  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Zu- 
stellung der  Erkenntnisse  ist  weder  im  Militärtaxgesetze  ausgesprochen«  noch 
kann  eine  solche  Verpflichtung  aus  anderweitigen  Rechtsnormen  ('Gemeinde- 
Ordnungen,  Amtsinstruktion  der  Bezirksämter)  hergeleitet  werden.*'**) 

Die  Anfechtung  der  Bemessungserkenntnisse  im  Rechtsmittel- 
verfahren  kann  den  aUgemeinen  Grundsätzen  entsprechend  entweder  aus 
Rechtsgründen    oder    wegen    Unbilligkeit    erfolgen.     In   Osterreich    steht 

»3^  U.  M..T..G  §§  20  bis  22.  —  i33»)  Ib.  §  13  i.  f.  -  *"")  Aus  der  iiu  ö. 
M.-T.-G.  enthaltenen  Bestimmung  (§  9),  daß  der  Erlag  der  Militärtaxe  alljübrlicli  tn 
geschehen  habe,  kann  dieser  Rechtssatz  wohl  nicht  mit  Sicherheit  gefolgert  werden.  - 
"*i)  V.-G.-E.  vom  28.  März  1884,  Z.  658,  Budw.-Slg.  2073,  und  vom  9.  April  1886,  Z  893, 
Budw.-Slg.  3006.  —  1^2)  V.-G.-E.  vom  22.  Februar  1883,  Z.  357,  Budw.-Slg.  1672.  - 
"^3)  Erl.  des  M.  f.  L.-V.  vom  6.  Juni  1881,  Z.  8202.  —  i»**)  Erl.  des  M.  f.  L -V  im 
Einvernehmen  mit  dem  M.  d.  I.  vom  5.  August  1899,  Z.  23.372.  Vergl.  Ö.  Z.  f.  V.  1^99» 
Nr.  36,  S.  lo7. 
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dem  Taxpflichtigen  gegen  die  Entscheidung  der  Bemessungskommission 
binnen  einer  dreißigtägigen  Frist  vom  Tage  der  Zustellung  des  Bemessungs- 
erkenntnisses das  Rechtsmittel  der  Berufung  an  die  politische  Landes- 
stelle und  sohin  im  weiteren  Rechtszuge  binnen  4  Wochen  die  Berufung 
an  das  Ministerium  für  Landesverteidigung  offen;  gegen  zwei  gleichlautende 
Entscheidungen  der  ersten  und  zweiten  Instanz  ist  aber  die  Berufung  an 
die  dritte  Instanz  ausgeschlossen.^*^^^)  In  Ungarn  geht  der  Rechtszug  in 
der  zweiten  Instanz  binnen  15  Tagen  nach  Ablauf  der  fllr  die  Auflegung 
der  Listen  festgesetzten  Frist  an  den  Verwaltungsausschuß  und  in  der  dritten 
Instanz  binnen  15  Tagen  an  den  Finanzminister;  gegen  zwei  gleichlautende 
Entscheidungen  der  ersten  und  zweiten  Instanz  ist  auch  hier  keine  weitere 
Berufung  statthaft.  Der  Vertreter  der  Fiuanzbehörde  im  Verwaltungsaußschusse 
ist  verpflichtet,  gegen  alle  Entscheidungen  des  Verwaltungsausschusses,  welche 
das  Gesetz  oder  die  Interessen  des  Fiskus  verletzen,  an  den  Finanzminister 
Berufung  einzulegen,  welcher  dann  darüber  in  dritter  Instanz  im  Einver- 
ständnisse mit  dem  Landesverteidigungsminister  entscheidet.^**^) 

Eine  Anfechtung  der  Erkenntnisse  letzter  Instanz  vor  dem  Verwal- 
tungsgerichtshofe ist  sowohl  in  Osterreich  als  auch  in  Ungarn  innerhalb 
der  für  die  Verwaltungsrechtssprechung  aufgestellten  Schranken  zulässig.^'**') 

VII.  DieEinzahlung  der  Militärtaxen  soll  nach  dem  österreichischen 
(lesetze^^^®)  bis  Ende  April  für  das  Vorjahr  geschehen.  In  Ungarn  wird 
die  Taxe  nach  der  Novelle  vom  Jahre  1883^***')  am  1.  Oktober  des  Be- 
messungsjahres fällig  und  ist  für  dieses  Jahr  auf  einmal  zu  entrichten. 
Auswanderer  haben  die  Taxe  noch  vor  Erteilung  der  Auswanderungs- 
bewilligung für  sämtliche  noch  zurückzulegenden  Jahre  der  gesetzlichen 
Militärdienstpflicht  auf  einmal  zu  erlegen.'*'*^)  Osterreichische  Taxpflich- 
tige müssen  nach  den  Durchführungsbestimmungen,  wenn  sie  in  das  Ausland 
reisen  und  sich  die  Reisebewilligung  über  jene  Zeit  erstreckt,  in  welche  die 
regelmäßige  Bemessung  und  Einhebung  der  Militärtaxe  fällt,  die  Taxe  für 
jedes  in  die  Gültigkeitsdauer  des  Reisepasses  fallende  Taxjahr  vor  der  Aus- 
händigung des  Auslandspasses  vorbehaltlich  des  Rückerstattungsrechtes  für 
den  Fall  eines  früheren  Erlöschens  der  Taxpflicht  erlegen.^*''*) 

In  Ungarn  besteht  die  Vorschrift,  daß  alle  Taxpflichtigen,  welche 
vor  Eintritt  der  Fälligkeit  der  Taxe  aus  der  Gemeinde,  in  welcher  sie  mit 
der  Taxe  belastet  wären,  sich  zu  entfernen  oder  auszuwandern  wünschen, 
verpflichtet  sind,  die  auf  sie  entfallende  Taxe  schon  vorher  zu  bezahlen; 
ohne  Erlaubnis  des  Gemeindevorstehers  dürfen  sie  die  betreffende  Gemeinde 
nicht  verlassen  und  diese  Erlaubnis  darf  ihnen  nur  gegen  Nachweis  über 
die  vollständige  Entrichtung  der  Taxe  erteilt  werden.  Taxpflichtige,  welche 
ohne  diese  Erlaubnis  und  ohne  die  bemessene  Militärtaxe  bezahlt  zu  haben, 
aus  der  Bemessungsgemeinde  wegziehen,  sind  mit  einer  Geldstrafe  im  drei- 
fachen bis  sechsfachen  Betrage  der  bemessenen  Militärtaxe  zu  belegen.  ^^''^^) 

"*=^;  Ö.  M.-T.-G.  §  8  Satz  4  und  Satz  5.  Die  Frist  für  die  Berufung  an  die  Mini- 
fciterialinstanz  ist  im  Militärtaxgesetze  nicht  festgestellt,  weshalb  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  vom  12.  Mai  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  101  (§  1),  zur  Anwendung  kommen.  —  "*«)  ü. 
M.-T.-G.  §  14.  -  ""j  Sieh  oben  §  30  IV.  —  ^»"j  §  9  Satz  1.  —  »*9)  §  5.  —  "*^)  Ö. 
M.-T.-G.  §  9  Satz  2,  u.  M.-T.-G.  §  12.  Diese  Bestimmung  muß  als  eine  neben  der 
Wehrpflicht  bestehende  Einschränkung  der  im  ü.  St.-G.-G.  vom  21.  Dezember  1867, 
R  -G.-Bl.  Nr.  142,  Art.  4  al.  3  statuierten  Auswanderungsfreiheit  angesehen  werden.  — 
»^»)  V.  des  M.  f.  L.-V.  und  des  F.-M.  vom  20.  März  1881  (zum  §  9  des  Gesetzes).  — 
»^2)  u.  M.-T.-G.  §  18  Schlußalinea  und  §  20  ff. 
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Verspätete  Zahlung  hat  in  Osterreich  keine  Verpflichtung  zur 
Entrichtung  von  Verzugszinsen  zur  Folge.  Dagegen  sind  in  Ungarn 
6  Prozent  Verzugszinsen  zu  entrichten,  wenn  die  Militärtaxe  nicht  bis  zur 
Mitte  des  dein  Verfallstage  folgenden  Monates  eingezahlt  wird.^**'*^) 

VIII.  Die  Einhebung,  beziehungsweise  zwangsweise  Eintrei- 
bung der  bemessenen  Militärtaxen  erfolgt  in  beiden  Keichshälften  nach 
den  für  die  direkten  Steuern  geltenden  Normen, ^^•'**)  also  zunächst  im  politi- 
schen Wege.*^'^'\)  Doch  ist  eine  Eintreibung  der  Taxen  im  gerichtlichen 
Wege  durch  die  Finanzprokuraturen  in  solchen  Fällen,  in  welchen  die 
politische  Exekution  wegen  der  Natur  des  Objektes  (Immobilien,  Geld- 
forderungen) versagt  oder  ausgeschlossen  ist,  zulässig,  ein  Grundsatz,  welcher 
in  der  österreichischen  Judikatur  erst  nach  einigem  Schwanken  zur  An- 
erkennung gelangte. ^^^^)  Nach  dem  österreichischen  Gesetze*'^')  sind 
die  Bemessungsbehörden '^^**)  ermächtigt,  jene  Taxpflichtigen,  welche  von 
Elementarereignissen,  Mißernten  oder  anderen  Unglücksfällen  betroffen  wurden 
und  in  eine  der  4  letzten  Klassen  einzureihen  sind,  den  Erlag  der  Militär- 
taxe zu  erlassen.  Ein  weitergehendes  Erlaßrecht  kann  den  Behörden,  so- 
ferne  nicht  die  Voraussetzungen  hiefUr  nach  den  Normen  des  Exekutions- 
und Abschreibungsverfahrens  gegeben  sind,  nicht  zuerkannt  werden. ^^'^''^) 

Gemäß  dem  in  beiden  Reichshälften  bisher  bei  der  Steuereintreibung 
beobachteten  Grundsätzen  werden  die  in  jeder  Reichshälfte  fälligen  Militär- 
taxforderungen  auch  durch  die  Organe  der  anderen  Reichshälfte  eingetrieben*^^" ) 
und  ein  Gleiches  gilt  auch  fiir  Bosnien  und  die  Herzegowina. 

IX.  Da  die  Militärtaxe  eine  Abgabe  sui  generis  ist,  unterliegt  sie  nicht 
dem  Zuschlagsrechte.  Durch  das  ungarische  Gesetz*^^'\)  ist  ausdrücklich 
angeordnet,  daß  zu  den  Miliärtaxen  weder  ein  Grundentiastungszuschlag, 
noch  ein  Komitatszuschlag  oder  ein  Gemeindezuschlag  ausgeschrieben 
werden  darf. 

X.  Die  Verrechnung  und  Verwendung  der  eingehobenen  Militär- 
taxbeträge ist  in  eigenartiger  Weise  nach  den  Grundsätzen  einer  fonds- 
mäßigen  Gebarung  geregelt.  ^^^^) 

Die  eingehobenen  Beträge  werden  nach  den  Militärtaxgesetzen  in  dem 
jährlichen  Staats  veranschlag  als  Bedeckung  unter  die  Staatseinnahmen  und 
ein  zwischen  beiden  Reichshälften  vereinbarter  jährlicher  Teilbetrag  von 
zusammen  4  Millionen  Kronen  nebst  den  zuwachsenden  Zinsen  unter  die 
Staatsausgaben  eingestellt,  zunächst  aber  wurden  die  Summen  an  besondere 
von  den  beiden  Finanzministern  zu  verwaltende  Militärtaxfonds  abgeführt. 

^^")  Ib.  §  18  al.  3.  —  ^^*)  In  Ungarn  nach  den  Bestimmungen  des  G.-A. 
XV.  vom  Jahre  1876  üher  die  Manipulation  der  Steuern.  —  "")  Ö.  M.-T.-G.  §  10 
Satz  1  und  Satz  2,  u.  M.-T.-G.  §  19.  —  i'^«)  Ö.  Z.  f.  V.  1887,  Nr.  13,  S.  55.  — 
"";  §  3  i.  f.  —  ^353)  Nach  den  Durchführungsbestimmungen  vom  15.  März  1852  Ab- 
satz II  Punkt  3  i.  f.  ist  hiezu  die  Bewilligung  der  politischen  Landesstelle  erforderlich. 
—  13^0^  Vergl.  hierüber  Rauchberg,  Steuererklärung  und  Steuerauflage  auf  dem  Ge- 
biete der  direkten  Personalsteuern  in  Österreich  (1901),  S.  67.  Mit  diesem  Grundsatze 
steht  der  Erl.  des  F.-M.  vom  5.  März  1890,  Z.  7705  (Ö.  St.-W.  IL  Bd.  S.  1157),  wornach 
gegen  Taxpflichtige  der  drei  untersten  Tarifklassen  nach  fruchtloser  Durchführung  der 
politischen  Exekution  mit  der  gerichtlichen  Exekutionsführung  (Lohneinantwortungu.  s.w.) 
nicht  vorgegangen  werden  soll  und  denselben  geringere  Exekutionsgebühren  aufzurechnen 
sind,  nicht  ganz  im  Einklänge.  —  ^3«")  0.  Z.  f.  V.  1884,  Nr.  30,  S.  123.  —  ^^^^)  %  17.  - 
^^0  0.  M.-T.-G.  §§  11,  13  und  14,  u.  M.-T.-G.  §§  5  bis  7. 


489 

Die  Beitragsleiätuüg  der  beiden  Reichshälften  zu  diesen  Teilbeträgen 
hatte  nach  dem  jeweiligen  Rekrutenkontigent,  und  zwar  ftir  solange  zu 
geschehen,  bis  eine  vereinbarte  Hauptsumme  von  60  Millionen  Kronen  erreicht 
war.  Erreichte  die  Summe  der  eingezahlten  Militärtaxbeträge  nicht  die  Höhe 
der  alljährlichen  Teilbeträge,  so  hatten  die  Finanzverwaltungen  den  Abgang 
aus  den  allgemeinen  Staatseinnahmen  zuzuschießen,  wogegen  der  nach  Ab- 
zug der  Jahresquote  etwa  verbleibende  Rest  des  Erträgnisses  der  Militärtaxe 
als  allgemeine  Staatseinnahme  zu  behandeln  war.  In  die  Militärtaxfonds 
fließen  überdies  die  nach  den  Wehrgesetzen  zu  verhängenden  (leldstrafen."^') 

Auf  den  Fonds  ruht  als  bleibende  Last  die  durch  die  Militärpensions- 
gesetze und  die  Witwen-  und  Waisenversorgungsgesetze  tibernommene 
Verpflichtung  der  beiden  Teilstaaten  zur  Aufbesserung  der  Invalidenver- 
sorgung und  zur  Versorgung  der  Militärwitwen  und  Waisen.  ^^'''M  Diese 
Auslagen  sind  unter  normalen  Verhältnissen  aus  den  Zinsen  der  Fonds  zu 
bestreiten.  Im  Mobilisierungsfalle  können  die  Fonds  jedoch  bis  zur  Er- 
schöpfung in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  Verwaltung  der  Fonds  führen  die  beiderseitigen  Finanzminister- 
Das  Anweisungsrecht  steht  den  beiderseitigen  Landesverteidigungsministern 
im  Einvernehmen  mit  dem  Reiehskriegsminister  nach  Maßgabe  des  von 
den  Parlamenten  genehmigten  Präliminares  zu.  Der  den  Stand  und  die 
(rebarung  der  Fonds  enthaltende  Rechnungsabschluß  ist  alljährlich  den 
Parlamenten  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Die  beiden  Militärtaxfonds 
bilden  demnach  getrennte  Vermögensmassen.  Sie  müssen  aber  ihrem 
Zwecke  nach  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden  und  Zahlungen  aus 
ihnen  bedürfen  darnach  nicht  nur  der  Zustimmung  des  Reichskriegs- 
ministers, sondern  auch  des  Einverständnisses  beider  Landesverteidigungs- 
minister.^^^-') 

Über  die  Anlage  der  Fondsgelder  ist  in  den  Gesetzen  keine  Be- 
stimmung getrofl'en. 

XL  In   Bosnien  und  der  Herzegowina  besteht  keine  Militärtaxe. 


Das  österreichische  Militärtaxgesetz  gilt  anerkanntermaßen  als  eines  der 
schlechtesten  Gesetze.  Seine  juristisch-technische  Konstruktion  ist  ganz  unglaublich 
niangelhaft,  seine  Wirkungen  mit  Rücksicht  auf  die  mangelhafte  Progression  antisozial 
und  sein  Ergebnis  ein  finanzieller  Mißerfolg,  indem  zeitweise  nicht  einmal  der  in  Aus- 
sicht genommene  Teilbetrag  erzielt  werden  konnte.  Die  Praxis  hat  allerdings  die  in  der 
ersten  Zeit  überspannte  Schärfe  in  der  Handhabung  des  Gesetzes  gegenüber  den  ärmeren 
Klassen  vielfach  gemildert,  war  aber  mit  Rücksicht  auf  die  ausdrücklichen  Anordnungen 
des  Gesetzes  nicht  im  stände,  die  reicheren  Klassen  zu  entsprechenden  Leistungen  heran- 
zuziehen. Da  die  Regierung  die  schweren  Gebrechen  des  Gesetzes  bereits  vor  längerer 
Zeit  selbst  anerkannt  hat  und  sich  ernstlich  mit  Reformgedanken  trägt,  so  erscheint  es 
überflüssig,  auf  die  Mängel  des  Gesetzes  im  einzelnen  hier  aufmerksam  zu  machen.  Nach 
den  bisherigen  Andeutungen  der  Regierung  soll  die  geplante  Reform  der  Militärtaxe  im 
Anschlüsse  an  die  neue  Personaleinkommensteuer  erfolgen.  Dadurch  werden  mit  einem 
Schlage  alle  schweren  Fehler,  welche  sich  aus  dem  gegenwärtigen  Mangel  eines  halb- 
wegs orffanisierten  Veranlagungsverfahrens  ergaben,  entfallen.  Bei  der  geplanten  Reform 


"•>3)  Sieh  oben  §  8  III.  -  "oi)  sieh  oben  §§  116  I,  125  VIII,  126  VII,  129  IV 
und  130  III.  —  ^365^  V.  des  M.  f.  L.-V.  im  Einvernehmen  mit  dem  R.-K.-M.  und  den 
übrigen  beteiligten  Zentralstellen  vom  7.  August  1881,  R.-G.-Bl.  Nr.  86,  Punkt  11. 
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dürften  aber  auch  die  mancherlei  Detailmängel,  welche  dem  Gesetze  anhaften,  be- 
seitigt werden.  Nicht  als  ein  solcher,  sondern  als  ein  grundlegender  Mangel  uiii(j 
außer  der  ungenügenden  Progression  der  Taxsätze  auch  noch  die  geringe  Scheidung  «ler 
einzelnen  Kategorien  der  Taxpflichtigen  betrachtet  werden.  Insbesondere  dtirien  <iie 
Ersatzreservisten  nicht  einfach  mit  den  übrigen  Militärpflichtigen  auf  eine  Stufe  gestellt 
und  von  jeder  Taxpflicht  frei  gelassen  werden.  Nach  Durchführung  einer  solchen  Reforru 
dürfte  sieh  der  finanzielle  Mißerfolg  des  Gesetzes  bald  in  das  Gegenteil  umwandrlu« 
was  nmsomehr  gewünscht  werden  muß,  als  ein  erhöhtes  Erträgnis  der  Militärtaxe  der 
Heeresverwaltung  die  Mittel  zur  Erfüllung  mancher  berechtigter  Postulate  (Verbessening" 
der  Mannschaftskost,  Unterstützung  der  Familien  der  im  Frieden  einberufenen  Militär* 
dienstpflichtigen,  Aufbesserung  der  Löhnung  der  niedersten  Soldklassen  und  der  Unter- 
offiziersprämien, Verteilung  eines  Handgeldes  an  die  aus  dem  Militärdienst  Entlassenen) 
bieten  könnte.  (Vergl.  hierüber  Thierl,  a.  a.  0.,  S.  608  flf.,  und  die  Vorschläge  in  der 
Ö.  Z.  f.  V.  1884,  Nr.  37,  S.  149.)  Weniger  Vorwürfe  können  gegen  das  ungarische 
Militärtaxgesetz  erhoben  werden,  welches  vielmehr  gegenüber  dem  österreichischen 
mancherlei  Vorzüge  besitzt  und  dessen  finanzieller  Erfolg  sich  auch  günstiger  gestaltet 
hat.  Da  in  Ungarn  eine  moderne  Einkommensteuer  noch  nicht  besteht,  ist  für  eine  im 
Zusammenhange  mit  einer  solchen  Steuer  stehende  grundlegende  Reform  daselbst  derzeit 
kein  Raum  vorhanden. 

§  14o.  Die  flnanzwirtschaftllclien  Aufgaben  im  MobiHslerangsfaUe* 

I.  Im  Mobilisierungsfalle  erwachsen  der  Finanzverwaltung  erhr>hto 
Aufgaben,  welche  bisher  in  Österreich- Ungarn  keine  genügende  Beachtun«: 
gefunden  haben: 

1.  Zunächst  handelt  es  sich  um  die  mriglichst  rasche  Aufbringung' 
des  Anfangsbedarfes  für  die  Mobilisierung,  da  der  Erfolg  der 
modernen  Kriegsführung  zumeist  von  der  Schnelligkeit  der  ersten  Schläge 
auf  dem  Kriegsschauplatze  abzuhängen  pflegt.  Diesem  Bedürfnis  nach 
rascher  Beschaffung  barer  Mittel  für  die  ersten  Mobilisierungskosten  kann 
nur  durch  Hinterlegung  eines  Kriegsschatzes  entsprochen  werden. 

2.  Im  Interesse  der  Verteidigung  des  nationalen  Kredites  und  der 
Aufrechthaltung  des  Vertrauens  des  Publikums  ist  weiters  eine  Beschrän- 
kung der  Publizität  der  Notenbank,  andererseits  aber  auch  die  zeit- 
weilige Aufhebung  aller  hemmenden  Bankbestimmungen,  d.  1l 
die  Dekretierung  des  Zwangskurses  und  die  zeitweilige  Auf- 
hebung der  Barzahlungen  notwendig.  Dadurch  soll  dem  militärischen 
Gegner  der  Einblick  in  die  finanzielle  Lage  des  Staates  verwehrt,  der 
Bankschatz  vor  dem  Zugriffe  der  eigenen  Bürger  bewahrt  und  die  Mi'ifc- 
lichkeit  eröffnet  werden,  denselben  als  Kriegsschatz  für  die  Deckung  der 
weiteren  Kriegskosten  heranzuziehen.  Von  der  rechtzeitigen  Bildung  einen 
ausgiebigen  Metall-,  beziehungsweise  Goldschatzes  hängt  in  hohem  Grade 
die  Deckung  der  Mobilisierungsbedürfnisse  im  Wege  von  Auslandskäufen 
ab,  da  diese  in  internationalem  Gelde,  d.  h.  in  Gold  gezahlt  werden  müssen, 
und  zugleich  bestimmt  sich  darnach  auch  der  Umfang  des  ohne  Störunir 
der  nationalen  Wirtschaft  für  die  Kriegsdauer  auszugebenden  Papiergelde«. 

3.  Da  die  massenhafte  Herstellung  von  Papiergeld  technische  Vor- 
kehrungen und  Zeit  erfordert,  so  ist  klar,  daß  diese  Vorkehrungen  bereits 
im  Frieden  getroffen  werden  müssen,  wenn  sie  im  Kriegsfälle  ungesäumt 
sollen  ins  Werk  gesetzt  werden  krmnen. 

4.  Endlich  bedarf  es  im  Kriegsfalle  besonderer  Vorkehrungen  für  den 
Lorabardkredit,  damit  der  schon  vor  der  Kriegserklärung  und  unmittelbar 
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darnach  jäh  auftretende  Kreditbedarf  der  direkten  und  indirekten  Kredit- 
öucher  anstandslos  befriedigt  werden  könne.  Auch  diese  Veranstaltungen 
müssen  schon  im  Frieden  vorbereitet  werden.  Zu  den  indirekten  Kredit- 
suchern kann  neben  den  Kommunen,  Sparkassen  und  Industriegesellschaften 
auch  der  Staat  selbst  gehören,  indem  die  Staatsregierung  sich  vorübergehend 
durch  Lombardierung  noch  nicht  untergebrachter  Kriegsanleihtitel  Geld 
verschafft. 

IL  Die  schwerwiegende  Bedeutung,  welche  den  angeführten  Aufgaben  für 
das  Gelingen  der  Mobilisierung  und  in  weiterer  Folge  flir  den  ganzen 
Ausfall  des  Krieges  innewohnt,  läßt  es  angezeigt  erscheinen,  daß  auch  der 
Heeresverwaltung  ein  Einfluß  auf  diese  Agenden  der  Finanz-  und  Bank- 
politik eingeräumt  werde.  In  Österreich-Ungarn  ist  der  Kriegsverwaltung 
bisher  ein  solcher  Einfluß  in  rechtlicher  Form  nicht  gewährt. 


Die  Nichtbeachtung  der  vorstehenden  Grundsätze  hat  sich  in  den  von  der  Mon- 
archie geführten  Kriegen  wiederholt  bitter  gerächt.  Es  genügt  in  dieser  Beziehung  hin- 
zuweisen auf  die  finanzielle  Misere  während  der  französischen  Kriege,  dann  insbesondere 
auf  den  Krieg  des  Jahres  1859,  der  hauptsächlich  infolge  der  mangelhaften  finanziellen 
Kriegsbereitschaft  verloren  ging.  Der  Schatz  der  Notenbank  hat  allerdings  bekanntlich 
in  Österreich-Ungarn  auch  schon  während  früherer  Kriegsvorbereitungen  als  Kriegsschatz 
gedient,  allein  die  ungeregelte  Art,  in  welcher  diese  Benützung  erfolgte,  hat  die  öster- 
reichische Valuta  tief  geschädigt  und  der  Volkswirtschaft  die  schwersten  Wunden  ge- 
schlagen. Sollen  diese  Nachteile  für  die  Zukunft  vermieden  und  andererseits  doch  die 
eminent  wichtige  Funktion  der  Notenbank  im  Kriegsfalle  gehörig  nutzbar  gemacht 
werden,  so  darf  die  Ergreifung  der  einschlägigen  Maßregeln  nicht  dem  Drange  des 
kriegerischen  Augenblickes  überlassen  bleiben,  vielmehr  müssen  diese  Vorkehrungen 
ebenso  wie  alle  sonstigen  Mobilisierungsmaßnahmen  schon  im  Frieden  ins  Auge  gefaßt 
und  unter  geregelter  Mitwirkung  der  Heeresverwaltung  von  den  obersten  Finanz-  und 
Bankorganen  vorbereitet  werden.  An  Vorbildern  fehlt  es,  wie  der  so  rühmliche  Vorgang 
der  Bank  von  Frankreich  im  deutsch-französischen  Kriege,  die  Bildung  des  deutschen 
Kriegsschatzes  durch  das  Reichsgesetz  vom  11.  November  1871  und  die  Organisation 
der  Darlehenskassen  durch  Preußen,  beziehungsweise  durch  den  norddeutschen  Bund  in 
den  Jahren  1866  und  1870  beweisen,  gegenwärtig  nicht  mehr  und  auch  in  der  Literatur 
haben  diese  Fragen  nunmehr  bereits  eine  eingehende  Behandlung  gefunden  (vergl. 
Strölls  Aufsätze  über  das  deutsche  Geldwesen  im  Kriegsfalle  in  den  Schmollerschen 
Jahrbüchern  1899  und  Renauld  von  Kellenbachs  Schrift  „Die  finanzielle  Mobil- 
machung der  deutschen  Wehrkraft"  1901).  Auf  diesem  Wege  könnte  es  wohl  auch 
gelingen,  manche  Vorurteile,  die  im  großen  Publikum  noch  gegen  die  Valutaregulierung 
bestehen  und  welche  darauf  fußen,  daß  dadurch  für  die  Kriegsverwaltung  Geldmittel 
angehäuft  werden  sollen,  zu  beseitigen.  Unter  dem  Einflüsse  geläuterter  Anschauungen 
weiterer  Kreise  über  diese  Probleme  wären  vielleicht  einzelne  Aktionen  der  Valutaregu- 
lierung anders  ausgefallen  und  könnten  die  noch  bestehenden  Lücken  dieses  Werkes 
eher  beseitigt  werden.  Vom  militärischen  Standpunkte  muß  jedenfalls  eine  weitere  Stär- 
kung des  Gold  Vorrates  der  Bank  als  wünschenswert  bezeichnet  und  die  baldigste  Be- 
seitigung der  noch  aushaftenden  restlichen  Schuld  des  Staates  an  die  Bank  gefordert 
werden,  da  im  Kriegsfalle  für  diesen  Betrag  von  Noten,  für  welche  kein  Gold  in  die 
Bank  geflossen  ist,  auch  keine  Schuld  aufgenommen  werden  kann.  Ebenso  war  vom 
militärischen  Standpunkte  die  für  die  Zwecke  der  teilweisen  Tilgung  der  80  Millionen- 
schuld von  der  Bank  verlangte  Abschreibung  zu  bemängeln,  weil  dadurch  die  Reserven 
der  Bank  geschwächt  wurden. 
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§  146.  Die  ökonomische  Haftnngr   der  Heerespersonen  nnd  das  Ersatxverfakren* 

I.  Die  ökonomische  Haftung  der  Heerespersonen  ist  in  erster 
Linie  durch  die  Dienstesvorschriften *^^'**^)  geregelt,  neben  welchen  außerdem 
die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Eechtes  in  Betracht  kommen.  Festzu- 
halten ist  dabei,  daß  den  im  militärischen  Dienstverbande  stehenden  Per- 
sonen vermöge  der  Dienstgewalt  auch  eine  über  die  Haftungsgrundsätze 
des  bürgerlichen  Rechtes  hinausgehende  Haftpflicht  auferlegt  werden  kann. 
Eine  solche  weitergehende  Haftpflicht  ist  in  den  Dienstvorschriften  nament- 
lich nach  der  Richtung  statuiert,  daß  Heerespersonen  auch  dann  solidarisch 
haften,  wenn  nach  dem  bürgerlichen  Rechte ^^^^j  die  Voraussetzungen  hieftlr 
an  sich  nicht  gegeben  sind.^^^^) 

II.  Das  gegenüber  den  Heerespersonen  einzuhaltende  Ersatz  ver- 
fahren ist  zunächst  entsprechend  dem  allgemeinen  Entwicklungsgange  des 
österreichischen  Rechtes,  welches  für  die  Geltendmachung  der  Ersatzan- 
sprüche des  Staates  gegenüber  den  im  Dienstverbande  stehenden  Personen 
in  erster  Linie  den  administrativen  Weg*^^^)  offen  läßt,  gleichfalls  durch 
Administrativvorschriften*^^^)  normiert  und  nur  die  Rechtswirkungen  unil 
die  Anfechtbarkeit  der  von  den  Militärbehörden  im  administrativen  Wege 
gefällten  P>satzerkenntnisse  sind  für  das  ganze  Gebiet  der  Monarchie  durch 
übereinstimmende  Gesetze,*^^^)  und  zwar  abweichend  von  den  sonstigen 
IKormen,^^^^)  festgestellt.  Darnach  ist  zu  unterscheiden,  ob  eine  im  Dienst- 
verbande des  Heeres  oder  der  Landwehr,  beziehungsweise  des  Landstuunes 
stehende  Person  im  administrativen  Wege  von  einer  Militärbehörde  zum 
Ersätze  eines  Abganges  an  urkundlich  festgestellten  Bargeldern,  Wert- 
papieren oder  Vorräten  verurteilt  worden  ist,  weil  sich  dieselbe  einer  nach 
dem  Ötrafgesetzbuche  zu  ahndenden  Handlung,  beziehungsweise  einer  Ver- 
letzung der  ihr  gegenüber  diesen  Beständen  obliegenden  Dienstpflicht  schuldig 
gemacht  hat,  oder  ob  es  sich  um  einen  anderen  Schaden  handelt,  beziehungs- 
weise ob  die  schuldtragende  Heeresperson  wegen  anderer  Handlungen  zum 
Ersätze  verurteilt  worden  ist.  Im  ersteren  Falle  steht  es  dem  Verurteilten 
frei,  gegen  das  Ersatzerkenntnis  binnen  ÖO  Tagen  nach  dem  Tag  der  Zu- 
stellung des  Erkenntnisses  den  Rekurs  einzubringen  und  sohin  das  Erkenntnis 
im  administrativen  Wege  anzufechten.  Sodann  kann  der  Verurteilte  gegen 
die  in  letzter  Instanz  erflossene  Entscheidung  der  Militärbehörde,  soferne  er 
nicht  den  Gnadenweg  wählt,  binnen  3  Monaten  nach  dem  Tage  der  Zu- 
stellung des  letzten  administrativen  Ersatzerkeuntnisses  den  ordentlichen 
Rechtsweg  betreten  und  durch  Klage  gegen  den  Militärtiskus  die  gänzliche 
oder  teilweise  Aufhebung  des  administrativen  Ersatzerkenntnisses  anstreben. 
Die  Klage  ist  bei  dem  Gerichtshofe  erster  Instanz,  in  dessen  Sprengel  der 
Verurteilte   zur  Zeit   der  Zustellung   des   letzten   Eratzerkenntnisses   seinen 

1306)  Aufgezählt  im  §  17  der  Vorschrift  fllr  den  ökonomisch-adminiBtrativcn  Diens*! 
bei  den  Unterabteilungen  des  k.  und  k.  Heeres.  —  ^^')  A.  b.  G.  B.  §  1301  ff.  —  "«^  Verj^l. 
z.  B.  die  Dienstvorschrift  ftir  die  Militärkassenbeamten  (§6).  —  *^^^)  Vergl.  hierüber  Mayr- 
hofer,  a.a.O.,  I.Bd.,  S.  248  ff.  —  *''ö)  Vorschritt  über  das  Verfahren  bei  Aufrechnungs- 
bedeckungen, Passicrungen  und  Ersatzverhandlungen.  —  "^^)  ().  G.  vom  6.  Juni  1887, 
R.-G.-Bl.  Nr.  72,  u.  G.-A.  XXXV  vom  Jahre  1887,  kroat.-slavon.  G.  vom  6.  Juni  1887» 
G.  und  V.-Bl.  Nr.  54,  bosn.-herz.  G.  vom  23.  Juni  1887,  G.  und  V.-Bl  Nr.  44.  Vergl  hier- 
über Dangelmaier,  militiirrechtliche  und  militärethische  Abhandlungen  (1893),  S.  180  if., 
und  Seidler,  Lehrbuch  der  österreichischen  Staats  Verrechnung,  3.  Auflage  (1897;, 
S.  200  und  201.  ""-0  Vergl.  hierüber  Seidler,  ib.  S.  202. 
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allgemeinen  Gerichtsstand  hatte,  einzubringen.  Betritt  der  Verurteilte  den 
Gnadenweg,  so  muß  er  auf  das  Recht  der  gerichtliehen  Klage  ausdrücklich 
verzichten.  Die  Wirkungen  eines  strafgerichtlichen  Urteiles,  durch  welches 
dem  Verurteilten  die  Leistung  eines  Schadenersatzes  auferlegt  wurde,  werden 
dadurch  aber  nicht  berührt. 

Hat  hingegen  die  Verurteilung  nicht  aus  den  genannten  Gründen 
stattgefunden,  sondern  ist  dem  Verurteilten  nur  der  Ersatz  eines  anderen 
Abganges,  beziehungsweise  die  Erstattung  eines  nicht  durch  eine  kriminelle 
Handlung  oder  Dienstesverletzung  herbeigeführten  Schadens  aufgetragen 
worden,  so  kann  er  das  Ersatzerkenntnis  im  Wege  des  administrativen 
Rekurses  anfechten  oder  binnen  2  Wochen  nach  dem  Tage  der  Zustellung 
des  Erkenntnisses  gegen  dasselbe  Einsprache  erheben.  Durch  eine  solche 
Einsprache  wird  die  Ersatzangelegenheit  auf  den  ordentlichen  Rechtsweg 
gezogen.  Der  Verurteilte  kann  auch  in  diesem  Falle  den  Gnadenweg 
betreten,  muß  aber  dann  auf  das  Recht  der  Einsprache  verzichten.  Die 
Höhe  des  Schadens  wird  in  einem  derartigen  Rechtsstreite  vom  Gerichte 
nach  seinem  durch  Erwägung  aller  Umstände  geleiteten  Ermessen  der  Billig- 
keit gemäß  bestimmt,  wenn  ein  Beweis  darüber  gar  nicht  oder  nur  mit  un- 
verhältnismäßigen Schwierigkeiten  geführt  werden  kann.^^^^) 

Ersatzerkenntnisse  der  Militärbehörden,  welche  weder  im  administra- 
tiven Wege  noch  durch  gerichtliche  Klage  oder  Einsprache  weiter  ange- 
fochten werden  können,  stehen  in  Bezug  auf  die  Vollstreckbarkeit  gericht- 
lichen Urteilen  gleich  und  es  kann  auf  Grund  solcher  Ersatzerkenntnisse, 
welche  gegen  Heerespersonen  wegen  Verletzung  einer  Dienstpflicht  erfließen, 
noch  während  der  Dauer  der  auf  administrativem  oder  gerichtlichem  Wege 
zulässigen  Anfechtbarkeit  die  Exekution  zur  SicherstcUung  erwirkt  werden. 
Diese  ist  jedoch  ausgeschlossen  und,  soferne  sie  bereits  bewilligt  worden, 
wieder  aufzulassen,  wenn  die  Heeres-,  beziehungsweise  die  Landwehrver- 
waltung im  Falle  des  Einspruches  nicht  binnen  3  Monaten  nach  dem  Tage 
der  Erhebung  des  Einspruches  die  Klage  beim  zuständigen  Gerichte  ein- 
gebracht hat.  In  (Österreich  gelten  nunmehr  in  dieser  letzteren  Beziehung 
die  allgemeinen  Vorschriften  der  neuen  Exekutionsordnung. ^^"^) 

8  147.   Die  Yerpflichtnng  der  Heeresverwaltung  inr  Ersatzleistung  fOr  Militär- 

nnd  Kriegsscli&deu. 

I.  Unter  Militärschäden  werden  die  in  Friedenszeiten  durch  das 
Militär  bei  Schieß-  und  Waifenllbungen,  Truppenmärschen,  Remontentrans- 
porten  oder  auf  ähnliche  Art  an  Grundflächen  verursachten  Schäden  ver- 
standen. 

H.  Bereits  ältere  Normen  ^'^^)  hatten  die  möglichste  Hintanhaltung 
solcher  Militärschäden  angeordnet  und  eine  Ersatzpflicht  der  Heeresverwaltung 
tttr  einzelne  dieser  Schäden  anerkannt.  Insbesondere  sollte  bei  den  jähr- 
lichen Waffenübungen  Sorge  dafür  getragen  werden,  daß  keine  Ersatz- 
pflicht för  das    Militärärar   Platz  greife.    Die   ausnahmsweise  entstandenen 

""^^j  Diese  GesetzeBbestimmung  verfolgt  den  Zweck,  die  Schwierigkeiten  zu  beseitigen, 
welche  bei  Schaden sersatzprozessen  durch  die  zu  strengen  Beweisanforderungen  der 
herrschenden  Gerichtspraxis  entstehen.  —  "^*)  G.  vom  1.  August  1895,  R.-G.-Bl.  Nr. 
111  (Z.-J.-N.),  Art.  XI  Punkt  5  und  G.  vom  27.  Mai  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  29  (Einführungs- 
gesetz zur  E.-O.),  Art.  XXVII  Punkt  5.  —  ^3")  Vergl.  über  diese  Normen  die  Kommentare 
zum  a.  b.  G.-B.  (§§  1044  und  1293  ff.). 
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partiellen  Schäden  waren  bei  den  politischen  Behörden  erster  Instanz  anzu- 
melden.*^'*) Die  Eigentümer  jener  Grundstücke,  welche  nicht  für  Artilierie- 
Bchießübungen  gemietet  worden,  konnten  insbesondere  auch  den  Ersatz 
jenes  Sehadens  verlangen,  der  ihnen  dadurch  zugefügt  wurde,  daß  sie  an 
der  Bestellung  der  Felder  oder  an  der  Benützung  der  Hutweiden  gebindert 
waren.*"')  Ebenso  sollten  die  durch  Remontentransporte  verursachten 
Beschädigungen  vom  Militärärar  ersetzt  werden  und  es  war  den  Entschädigunj^^- 
berechtigten  in  diesem  Falle  die  Wahl  zwischen  dem  gerichtlichen  und  dem 
administrativen  Verfahren,  bei  dem  eine  gemischte  Kommission  zu  inter- 
venieren hatte,  freigestellt.*'*^*^) 

ni.  Durch  das  Einquartierungsgesetz  *''•*)  ist  diese  Ersatzpflieht  des 
Militärärars  nunmehr  bezüglich  aller  Schäden  ausgesprochen,  welche  durch 
die  militärischen  Übungen  der  Truppen  (mit  Einschluß  der  Schiel)- 
ttbungen)  auf  nicht  zu  den  Unterkunftsnebenerfordernissen  zählenden  Grund- 
flächen dritter  Privatpersonen  entstehen.  Kraft  gesetzlicher  Bestimmung  sind 
diese  Grundflächen  einer  öffentlich  rechtlichen  Eigentumsbeschränknng  in 
der  Richtung  unterworfen,  daß  sie  von  der  Militärverwaltung  flir  die 
erwähnten  Zwecke  ungehindert  benützt  werden  dürfen.  Diese  Bentttzan^ 
soll  jedoch  mit  möglichster  Schonung  der  Kulturen  geschehen,  daher  auch 
bei  Festsetzung  der  Zeit  für  die  Vornahme  der  Truppenübungen  im  Terrain, 
besonders  aber  der  Konzentrierungen  zum  Zwecke  größerer  taktischer 
Übungen  und  für  die  Waffenübungen  der  Reserve  und  Landwehren  tunlichst 
auf  die  Vermeidung  von  Störungen  in  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben 
Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Die  Gemeinden  sind  von  der  Vornahme  derartig'er 
Übungen  nach  Tunlichkeit  früher  in  Kenntnis  zu  setzen.  Der  durch  die 
Übungen  verursachte  Schaden  und  Nutzentgang  ist  von  der  Militärverwaltung 
womöglich  sofort  an  Ort  und  Stelle  zu  ersetzen.  Wenn  auf  solche  Art  durch 
die  Militärorgane  eine  Befriedigung  der  Beschädigten  ni^ht  erzielt  werden 
kann,  so  ist  der  verursachte  volle  Schaden  und  Nutzentgang  durch  eine 
gemischte  Kommission  unter  der  Leitung  der  politischen  Behörde  und  unter 
Beiziehung  beeideter  Schätzleute  zu  erheben. 

Mitglieder  dieser  Kommission  sind  außer  den  genannten  Personen  von 
Suiten  des  Zivils  je  1  Vertreter  der  Finanzbehörde  und  der  Gemeinde,  in 
deren  Gebiet  sich  der  Übungsplatz,  beziehungsweise  ein  Teil  desselben 
befindet,  und  von  Seiten  des  Militärs  1  Offizier  des  Heereskörpers,  beziehungrs- 
weise  der  Landwehrtruppen,  welche  an  der  Waffenübung  oder  Konzentrierung 
teilgenommen  haben,  und  1  Intendantursbeamter,  eventuell  statt  dessen  1  von 
der  Territorialbehörde  zu  bestimmender  Vertreter.  Diese  Kommission  hat 
unmittelbar  nach  Abschluß  der  Konzentrierung  oder  Walfenübung  zusammen- 
zutreten und  ihre  Aufgabe  ohne  Unterbrechung  zu  beenden.  Zu  der  kommis- 
sionellen  Verhandlung  sind  die  Beschädigten  einzuladen.  Wird  auch  von  der 
gemischten  Kommission  eine  gütliche  Vereinbarung  nicht  erzielt,  so  haben 
die  politischen  Behörden  und  in  letzter  Instanz  der  Landesverteidigungs- 
minister über  das  \'orhandensein  und  die  Höhe  des  Schadens,    beziehungi^- 

"-6)  Hfkrgsr.  V.  vom  13.  November  1837,  Nr.  3681,  M.-G.-S.  Nr.  75,  Erl.  do3 
R.-K.-M  vom  9.  Juni  1872,  Z.  495,  Abt.  5,  und  des  M.  f.  L.-V.  vom  16.  Juni  1872, 
Z.  6990  II.  —  13")  Hfkzd.  vom  2.  Jänner  1822,  P.  G.-S.  50.  Bd.  —  ^^'^)  Htkzd.  vom  28.  Juni 
1813,  J.-G.-S.  Nr.  716.  Vergl.  hierüber  Tezner,  Handbuch  des  österreichischen  A«U 
ministnativ Verfahrens,  S.  46.  —  ^^'"0  §  56.  Diese  Anordnung  hat  an  sich  mit  dem  E.-G. 
nichts  7A\  tun. 
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Aveise  die  darnach  entfallende  Entschädigungssumme  zu  entscheiden.  *'®®) 
Der  Rechtsweg  gegen  diese  administrativen  Festsetzungen  ist  ausgeschlossen.  ^*®M 
Die  zuerkannte  Entschädigung  ist  von  der  Militärverwaltung  in  der  mög- 
lichst kürzesten  Zeit  zu  leisten  In  der  Umgebung  ständiger  Lager  haben 
die  politischen  Behörden  mit  der  Militärverwaltung  die  Zeiträume  für  die 
^>chadenserhebungen  besonders  zu  vereinbaren. 

IV.  Eine  analoge  Ausdehnung  dieser  Ersatzpflicht  des  Militärärars  und 
des  hiebei  zu  beobachtenden  administrativen  Ersatzverfahrens  auf  andere 
Fälle  ist  unstatthaft,  vielmehr  sind  zur  Entscheidung  über  sonstige  Ersatz- 
ansprüche von  dritten  Privatpersonen  grundsätzlich  die  Zivilgerichte  kom- 
petent.13«-) 

V.  Eine  Ersatzpflicht  der  Heeresverwaltung  bezüglich  der  sogenannten 
Kriegsschäden,  d.  h.  der  den  Staats bewohnem  durch  die  Kriegführung 
in  Ansehung  ihrer  Sachgüter  und  insbesondere  ihrer  Grundstücke  und 
Gebäude  zugefügten  Vermögenseinbußen,  ist  regelmäßig  nicht  anerkannt, 
und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  Kriegsschäden  durch  den  Feind 
herbeigeflihrt  oder  durch  die  eigenen  Truppen  des  Staates  innerhalb  seines 
Gebietes  in  Vollziehung  kriegerischer  Operationen  vorgenommen  worden  sind. 
Eine  allgemeine  Regelung  dieser  Materie  ist  bisher  nicht  erfolgt.  Das  allge- 
meine bürgerliche  Gesetzbuch  (§  1044)  verweist  auf  besondere  Vorschriften. 
Solche  sind  nur  erflossen  für  das  lombardisch-venetianische  Königreich  ^^*^) 
und  für  die  den  Untertanen  in  den  Kriegsjahren  1813  und  1814  durch 
<»sterreichische  Truppen  zugefügte  Beschädigungen. ^^^*) 

In  diesen  Vorschriften  wird  der  Ersatz  der  durch  militärische  Opera- 
tionen verursachten  Kriegsschäden  teils  zugestanden,  teils  negiert  und  nur 
für  die  durch  Truppenexzesse  herbeigeführten  Schäden  werden  jedesmal  die 
an  den  Exzessen  schuldigen  militärischen  Befehlshaber  haftbar  gemacht. 
Eine  Zivilklage  gegen  das  Ärar  ist  ausgeschlossen,  weil  nach  dem  allge- 
meinen bürgerlichen  Gesetzbuche  (§  1044)  das  Verfahren  rücksichtlich  der 
Entschädigung,  sofeme  eine  solche  überhaupt  gewährt  ist,  ausdrücklich  vor 
die  politischen  Behörden  verwiesen  wird.  Auch  vor  dem  Reichsgerichte 
kann  eine  Ersatzklage  schon  deshalb  nicht  durchgeführt  werden,  weil  das- 
selbe kein  gemeinsames  Forum  ist,  Entschädigungsansprüche  aus  Anlaß 
von  Kriegsschäden  aber  jedenfalls  gegen  das  gemeinsame  Ärar  gerichtet 
erscheinen.  *^®^)  *^**^) 

»^")  Die  Z..V.  des  R.-K.-M.  vom  28.  August  1895,  Abt.  5,  Nr.  2216,  N.-V.-Bl- 
Nr.  135,  enthalt  nähere  „Direktiven  für  die  Aufnahme  und  Vergütung  der  Feld-,  Wald- 
und  Wüdschäden  bei  Waffen  Übungen".  —  "^»)  Ö.  Z.  f.  V.  1894,  Nr.  28,  S.  133.  Anderer 
Ansicht  Ulbrich  im  Ö.  St.-W.-B.  IL,  S.  496,  welcher  unter  Heranziehung  des  Hfkzd.  vom 
2.  November  1837,  P.  G.-S.  65.  Bd.,  den  Rechtsweg  gegen  diese  administrativen  Ent- 
scheidungen zulassen  will.  —  »^82)  {)  z.  f.  V.  1901,  Nr.  44,  S.  187  und  188.  —  ^^ss)  a. 
h.  E.  vom  5.  April  1816  bei  Ulbrich,  a.  a.  0.,  S.  495.  —  »^4)  Hfkzd.  vom  16.  April 
L^21,  Z.  10.086,  P.  G.-S.  Bd.  49  und  böhmische  Pr.-G.-S.  III.  Bd.,  S.  278,  bei  Ulbrich,  ib. 
—  »^^^)  R.-G.-E.  vom  24.  April  1878,  Z.  81,  Hye-Slg.  154.  Vergl.  auch  R.-G.-E.  vom 
11.  Juli  1872,  Z.  90,  Hye-Slg.  28.  —  ^^s^)  Für  das  Deutsche  Reich  bestimmt  das 
Roichsgesetz  vom  13.  Juni  1873  über  die  Kriegsleistungen,  daß  in  Betreif  der  Kriegs- 
scbäden  jedesmal  durch  Spezialgesetz  die  nötigen  Verfügungen  über  Umfang  und  Höhe 
<Ut  zu  leistenden  Entschädigungen  sowie  über  das  dabei  einzuhaltende  Verfahren  zu 
treffen  seien. 
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IV.  Buch. 

Die  Militärrechtspflege. 

I.  Abschnitt. 

Oeschichtliehe  Entwicklung  und  Literatur. 

§  148.  Geschichtliche  Eiitwicklnng  der  Militärrechtspflege. 

Die  Ansbildung  einer  besonderen  Militärgerichtsbarkeit  fällt  bereit*  in 
die  Zeit  der  Söldnerheere.  Doch  bestand  damals  noch  kein  exiinierter 
Gerichtsstand  der  Soldaten  bezüglich  aller,  auch  der  gemeiuen  Delikte,  viel- 
mehr besaß  die  militärische  Strafgesetzgebung  noch  den  Charakter  einer 
reinen  Kriegsgesetzgebung  und  die  Kriegsgerichtsbarkeit  bezog  sich  nur 
auf  jene  strafbaren  Handlungen,  zu  deren  Verübung  der  Kriegsschauplatz 
Anlaß  gab  oder  durch  welche  die  Kriegszucht  gefährdet  wurde. 

Zur  vollen  Entfaltung  gelangte  der  eximierte  militärische  Gerichtsstand 
erst  nach  der  Entwicklung  der  stehenden  Heere.  Dieser  Stand  der  Dinge 
war  bereits  vorbereitet  in  dem  Code  militaire  Ludwigs  XIV.  (1651),  worin 
die  Militärgerichtsbarkeit  schon  auf  alle  gemeinen  Straftaten  ausgedehnt 
erscheint,  die  von  Soldaten  ,an  Soldaten  begangen  wurden.  Auch  in  den 
deutschen  Ländern  und  in  Österreich  erweiterte  sich  seitdem  immer  mehr 
der  Kreis  der  materiellen  Strafrechtsnormen  und  es  bildeten  sich  die  Militär- 
gerichte im  Zusammenhang  damit  zu  fcirmlichen  Standesgerichten  heraus, 
welchen  auch  die  Familienangehörigen  und  Dienstleute  der  Soldaten  samt 
dem  ganzen  Armeegefolge  unterworfen  waren  und  die  auch  in  den  bürger- 
lichen Rechtssachen  der  Militärpersonen  und  ihrer  Familienglieder  Recht 
sprachen.  Auch  die  geistliche  Gerichtsbarkeit,  insbesondere  in  Ehesachen, 
wurde  von  den  Militärgerichten,  die  für  diesen  Zweck  eine  besondere 
Zusammensetzung  erhielten,  gehandhabt. 

Zum  Abschluß  gebracht  wurde  dieser  ganze  Prozeß  in  Osterreich 
durch  die  Theresianische  Militärjustiznorma  (1754 ).  Dieselbe  verordnete  die 
Kompetenz  der  Militärgerichte  für  alle  Zivil-  und  Strafsachen  der  Militär- 
personen und  unterwarf  derselben  auch  die  Frauen,  Kinder  und  Dienstboten 
der  Offiziere,  Unteroffiziere  und  Mannschaftspersonen,  ferner  die  Marketender, 
Fleischhauer  und  alle  jene  Personen,  welche  sich  ständig  bei  einem  Truppen- 
körper aufhielten.  Doch  fand  ein  ordentliches  gerichtliches  Verfahren  vor 
den  Regimentsgerichten  nur  statt,  wenn  der  Beklagte  den  Bestand 
einer  Forderung  in  Abrede  stellte  oder  sonst  meritorische  Einwendungen 
vorbrachte;  in  anderen  Fällen  wurden  Zivilrechtssachen  im  außergerichtlichen 
Verfahren  abgetan.  Außer  den  Regimentsgerichten  bestanden  als  ersteinstanzen 
noch  iudicia  delegata  militaria  mixta  für  Rechtsstreitigkeiten  jener 
Militärpersonen,  welche  nicht  den  gewöhnlichen  Militärgerichtsstand  halten 
und  fllr  besondere  Rechtsfälle.  Insbesondere  waren  diese  Gerichte,  welche 
später  die  Bezeichnung  „Landesmilitärgerichte"  erhielten,  kompetent 
flir  Rechtssachen  der  Oberste  und  höherer  Militärpersonen,  ferner  für  Prozesse, 
welche  gegen  Truppcnkr)rper  oder  gegen  das  Militärärar  anhängig  gemacht 
wurden,  endlich  ftir  J^hescheidungsprozesse  und  Todeserklärungen  der  Militär- 
personen. Lange  Zeit  waren  auch  2  Zivilrichter  Mitglieder  der  genannten 
Gerichte.  Die  zweite  und  letzte  Instanz  bildete  zunächst  das  hofkriegs- 
rätliche  Justizkollegium,  bis  dieses  später  durch  Errichtung  des 
allgemeinen  Militärappellationsgerichtcs  zur  dritten  Instanz  wurde. 
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In  den  bisherigen  Zustand  der  Militärgerichtsbarkeit  wurde  durch  die 
Gesetzgebung  der  französischen  Revolution  in  entscheidender  Weise 
Bresche  gelegt.  Das  Gesetz  vom  22.  September  1790  (Art.  4 )  beschränkte 
die  MilitUrgerichtsbarkeit  in  Frankreich  auf  militärische  und  disziplinare 
Vergehen  und  durch  den  Code  militaire  vom  Jahre  1791  wurde  die  ililitär- 
gerichtsbarkeit  in  Zivilsachen  daselbst  aufgehoben.  Allein  bald  wurden  die 
von  Militärpersonen  während  des  Krieges  bei  der  Armee  begangenen  gemeinen 
Delikte  in  Frankreich  wieder  der  Militärgerichtsbarkeit  unterstellt  und  diese 
erweiterte  Kompetenz  der  Militärgerichte  erhielt  sich  auch  im  Frieden. 
Das  von  der  französischen  Gesetzgebung  gegebene  Beispiel  äußerte  seinen 
Einfluß  dann  auch  in  anderen  Ländern.  Durch  eine  Kabinettfiordre  vom 
Jahre  1809  wurde  in  Preußen  der  Militärgerichtsstand  in  bürgerlichen 
Rechtssachen  aufgehoben  und  das  Reichsgesetz  über  die  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes  vom  27.  Dezember  1848,  Artikel  IX  §  43,  beschränkte 
bereits  die  militärische  Gerichtsbarkeit  aut  die  Aburteilung  der  militärischen 
Delikte  und  militärischen  Disziplinarvergehen  vorbehaltlich  besonderer  Be- 
stimmungen für  den  Kriegsstand.  In  Österreich  bestand  indessen  die  Juris- 
diktion der  Militärgerichte  in  Zivilrechtssachen  weiter  fort  und  wurde  noch 
in  der  Militärjurisdiktionsnorm  vom  22.  Dezember  lb51,  R.-G.-Bl. 
Nr.  225,  in  sehr  weitem  Umfange  anerkannt.  Mit  der  Einführung  der 
allgemeinen  Wehrpflicht  wurde  aber  der  bisher  noch  aufrecht  erhaltene 
ständische  Charakter  der  Militärgerichtsbarkeit  unhaltbar.  Das  Gesetz  vom 
20.  Mai  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  78,  ordnete  demgemäß  für  Österreich  die  Ein- 
schränkung der  Militärjurisdiktion  in  Strafsachen,  ferner  die  Aufhebung  der 
Militärgerichtsbarkeit  in  Zivilrechtssachen  an  und  unterwarf  auch  das  Militär- 
ärar der  Judikatur  der  Zivilgerichte.  In  Ungarn  fand  hingegen  zunächst 
keine  gesetzliche  Neuregelung  der  Militärjurisdiktion  statt.  Da  jedoch  die 
Bestimmungen  der  Jurisdiktionsnorm  vom  Jahre  1851  auch  hier  nicht  mehr 
aufrecht  erhalten  werden  konnten,  so  wurden  vom  ungarischen  Landes- 
verteidigungsministerium mit  Verordnung  vom  6.  September  1867,  Z.  10.675, 
zuvörderst  provisorische  Bestimmungen  über  die  Unterordnung  der  dauernd 
Beurlaubten  und  der  Reservemänner  in  bürgerlichen  und  in  Strafsachen 
unter  die  Zivilgerichte  erlassen  und  vom  Kriegsministerium  mit  Zirkular- 
verordnung vom  19.  September  1867,  Abt.  4,  Nr.  1590  (N.-V.-Bl.  Nr.  182), 
den  Militärbehörden  zur  Darnachachtung  bekanntgegeben.  Mit  a.  h.  Ent- 
schließung vom  8.  Juli  1871  genehmigte  hierauf  der  Kaiser,  daß  die  Kom- 
petenz der  Militärgerichte  in  Ungarn  bis  zu  ihrer  gesetzlichen  Regelung 
provisorisch  gemäß  den  zwischen  dem  Reichskriegsministerium  und  dem 
angarischen  Justizministerium  geschlossenen  Vereinbarungen  geordnet  werden 
solle.  Diesen  Vereinbarungen  zufolge  (Zirkularverordnung  des  Reichs- 
kriegsministeriums vom  10.  August  1871,  Abt.  4,  Nr.  1449,  N.-V.-Bl.  Nr.  169) 
wurde  die  Judikatur  der  in  Ungarn  befindlichen  Militärgerichte  in  Zivil- 
rechtssachen vom  1.  September  1871  an  eingestellt  und  die  militärgerichtliche 
Kompetenz  in  Strafsachen  wesentlich  eingeschränkt.  Insbesondere  sollten 
fortan  der  Judikatur  der  Zivilgerichte  in  Strafsachen  alle  pensionierten 
Heerespersonen,  die  Offiziere  der  Reserve  und  außer  Dienst,  ferner  ihre 
Gattinnen,  Kinder  und  Dienstleute  unterstellt  sein.  An  diesem  Zustand  der 
Dinge  hat  auch  die  neue  Wehrgeset^sgebung  des  Jahres  1889  in  der  Haupt- 
sache nichts  geändert  und  die  in  Osterreich  im  Parlament  und  bei  bürger- 
lichen Schriftstellern  mehr  und  mehr  hervortretenden  Bestrebungen  auf 
weitere  Einschränkung  der  militärgerichtlichen  Kompetenz,  so  daß  dieselbe 

Schmid,  Das  Heeresrecht  der  usterr.-uii^.  Monarchie.  '*^ 
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in  Friedenszeiten  sich  nur  auf  die  eigentlichen  militärischen  Delikte  erstrecken 
soll,  sind  bisher  ohne  praktisches  Ergebnis  geblieben. 

§  149.  Die  Literatnr  des  Mllitärjnstizrechtes. 

Die  Militärrechtspflege  ist  der  einzige  Gegenstand  des  Österreichisch- 
ungarischen  Heeresrechtes,  welcher  bis  jetzt  eine  eingehendere  literarische 
Behandlung  gefunden  hat.  Eine  solche  ist  insbesondere  dem  materiellen 
Militärstrafrechte  zu  teil  geworden.  In  der  Literatur  dieses  Rechtsgebietes 
müssen  freilich  zwei  Perioden  unterschieden  werden.  Die  ältere  Periode 
umfaßt  den  Zeitraum  bis  zum  Erscheinen  des  Militärstrafgesetzbuches  vom 
Jahre  1855,  während  die  jüngere  von  diesem  Zeitpunkte  bis  zur  Gegenwart 
reicht.  Die  ältere  Fachliteratur  steht  bis  auf  wenige  Schriften  durchaus  nicht 
auf  der  H()he  der  gleichzeitigen  Werke  des  gemeinen  Strafrechtes.  Die 
Wichtigkeit  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Militärrechtes  über- 
haupt und  des  Militärstrafrechtes  insbesondere  wurde  damals  noch  nicht 
geahnt  und  so  beschränkte  man  sich  zumeist  auf  praktische  Anleitungen, 
welchen  äußerstenfalls  auswärtiges  oder  römisches  Kecht  als  Quelle  oder 
Maßstab  zur  Seite  gestellt  wurde.  Unter  den  Werken  dieser  Periode  ver- 
dienen namentlich  Erwähnung  das  Kriegsbuch  von  Fronsperger  (^loöoi 
und  der  Kriegsdiskurs  von  Schwendi,  welches  Werk  erst  nach  dem  Tode 
des  Verfassers  von  Leuenklau  (1593)  herausgegeben  wurde,  dann  das 
Corpus  iuris  militaris  des  heiligen  römischen  Reiches  von  Lünig  (172:^  i, 
die  Observationspunkte  des  Grafen  Khevenhüller  (1739),  die  Bemerkungen 
zu  dem  Artikulsbrief  Leopolds  I.  von  König  (1745),  die  Observationes  militares 
theoretieo-praticae  über  den  Artikulsbrief  Leopolds  L  von  Kostka  (1752 
und  endlich  die  Kriegsartikel  für  die  Armee  von  Bergmayr  (1835),  welche 
Schrift  als  das  erste  wissenschaftlich  bearbeitete  Werk  Über  das  materielle 
Militärstrafrecht  angesehen  werden  muß.  In  diese  Periode  gehört  auch  noch 
das  Handbuch   der  Strafgesetze    für   die  Armee  von  Damianitsch  (1849'. 

Die  zweite  Periode  ist  vor  allem  gekennzeichnet  durch  die  Schriften  von 
Damianitsch  und  Dangelmaier.  Diesen  beiden  Autoren  gebührt  das  Ver- 
dienst, das  bisher  sehr  tiefe  Niveau  der  Behandlung  des  Militärstrafrechtes  be- 
deutend gehoben  und  demselben  den  Weg  zur  gedeihlichen  Weiterentwicklung 
geebnet  zu  haben.  Die  von  ihnen  verfaßten  Werke  sind  teils  systematischer,  teils 
historischer  und  kritischer  Natur.  Von  Damianitsch  rührt  ein  Kommentar 
zum  gegenwärtigen  Militärstrafgesetze  her  (1855\  der  von  ihm  später  ( 18G<M 
durch  Nachträge  ergänzt  worden  ist.  Die  Geschichte  des  Militärstrafrechte?* 
ist  von  Dangelmaier  im  79.  Bande  der  Jahrbücher  für  die  deutsche  Armee 
und  Marine  (1891)  ausführlich  dargestellt  worden.  Eine  allgemeine  Ein- 
führung in  das  heimatliche  Militärstrafrecht  und  rechtsvergleichende  Aus- 
führungen über  die  verschiedenen  Militärdelikte  bietet  Dangelmaiers  Schrift 
,,Die  Militärverbrechen  und  Vergehen  nach  österreichischem  Recht  mit  Be- 
rücksichtigung des  römischen  Rechts,  des  deutschen,  französischen  und 
italienischen  Militärstrafgesetzbuches"  (1894).  In  seinen  „Studien  über  das 
Militärstrafrecht"  (1862)  hat  Damianitsch  verschiedene  Bestimmungen  des 
österreichischen  Militärstrafgesetzes  näher  analysiert  und  mehrfache  Reforui- 
vorschläge  gemacht,  die  heute  noch  ihren  Wert  nicht  verloren  haben.  Aus 
der  Feder  Dangelmaiers  stammt  eine  Reihe  von  Spezialabhandlungen. 
die  in  der  österreichischen  Militärzeitschrift  zur  Veröffentlichung  gelauert 
sind,  wie  über  widerrechtliche  Handlungen  im  Kriege  und  Spionage  il882». 
über  Herausforderung  zum  Zweikampfe  und  Grenzen  des  militärischen  Straf- 
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rechtes  (1883),  über  den  militärischen  Befehl  als  Strafausschließungsgrund 
(1884)  und  über  die  Verbrechen  wider  die  Kriegsmacht  des  Staates  (1885). 
Auch  in  Dangelmaiers  Schrift  „Militärrechtliche  und  militärethische  Abhand- 
inngen" (1893)  sind  manche  wichtige  Fragen  des  Militärstrafrechtes  behandelt. 

Das  Beispiel,  welches  die  genannten  beiden  Autoren  gegeben,  hat 
eifrige  Nachfolger  gefunden.  Unter  diesen  Nachfolgern  ist  vor  allem  Weisl 
zu  nennen,  welcher  in  seinem  „Heeresstrafrecht",  wovon  bisher  nur  der  all- 
gemeine Teil  (1892)  erschienen  ist,  eine  ausführliche  Darstellung  des  ge- 
samten materiellen  Militärstrafrechtes  zu  bieten  beabsichtigt.  Eine  systema- 
tische Darstellung  der  militärischen  Delikte  enthält  die  Schrift  von  Klee- 
mann „Genesis  und  Tatbestand  der  Militärdelikte"  (1902). 

AVeniger  eingehend  als  das  materielle  Militärstrafrecht  ist  in  Osterreich- 
l'ngarn  bisher  das  Militärstrafprozeßrecht  behandelt  worden.  Nament- 
lich fehlt  es  an  systematischen  Bearbeitungen  der  in  chaotischem  Zustande 
befindlichen  Prozeßnormen.  Nur  von  Damianitsch  wurde  ein  Handbuch 
des  Strafverfahrens  bei  den  k.  k.  Militärgerichten  (1855)  herausgegeben  und 
später  (1860)  durch  Zusätze  ergänzt.  Dagegen  hat  die  immer  dringender 
nrgierte  und  nunmehr  bereits  dem  Stadium  der  legislativen  Behandlung  sich 
nähernde  Reform  des  Militärstrafprozesses  Veranlassung  zu  einer  größeren 
Anzahl  kritischer  Schriften  gegeben,  unter  denen  besonders  zu  nennen  sind: 
Dangelmaier,  Die  Grundsätze  des  Militärstrafverfahrens  und  dessen  Reform 
(1887);  Weisl,  Vorschläge  zur  Regelung  des  Militärstrafverfahrens  (1893); 
Cleinow,  Zur  Frage  des  Militärstrafverfahrens  in  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn (1894);  Korwin-Dzbartski,  Zur  Reform  des  Militärstraf- 
und  ehrenrätliehen  Verfahrens  in  Österreich-Ungarn  (1895);  endlich  Mifiöka, 
Ist  die  militärische  Strafgerichtsbarkeit  auf  Militärdelikte  einzuschränken? 
(18991. 

Außerdem  werden  Fragen  des  österreichisch-ungarischen  Militärstraf- 
reehtes  behandelt  in  dem  Aufsatz  von  Weisl,  Allgemeines  ttber  das  Militär- 
strafrecht im  ^Gerichtssaal"  (1890);  von  Hajdecki  in  seiner  Schrift:  Offiziers- 
standesprivilegien (1897);  von  Szilagyi  in  seinen  Abhandlungen  aus  dem 
Bereiche  des  Militärrechtes  (1896)  und  von  Korwin-Dzbailski  in  der 
Schrift:  Der  Zweikampf,  2.  Auflage  (1900).  Eine  kurze  Zusammenfassung 
des  geltenden  Rechtes  findet  sich  bei  Hoff,  Darstellung  unseres  Militär- 
gerichtswesens (1894);  Zappe,  Leitfaden  der  Rechtslehre,  1.  Heft  (Grund- 
zUgc  des  Militärstrafrechtes  [1897J)  und  Schupp,  Rechtslehre  (1899). 

Eine  neue,  mit  zahlreichen  Nachträgen  und  sonstigen  Ergänzungen 
ausgestattete  Ausgabe  des  Militärstrafgesetzbuches  vom  15.  Jänner  1855  ist 
als  24.  Band  der  Manzschen  Taschenausgabe  der  österreichischen  Gesetze 
im  Jahre  1885  von  Pirhann  und  in  zweiter  Auflage  im  Jahre  1891  von 
Koller  besorgt  worden. 

Weniger  reichhaltig  ist  die  auf  das  Disziplinarstrafrecht  und  das 
ehrenrätliche  Verfahren  bezügliche  Literatur.  In  ersterer  Beziehung 
sind  zu  nennen  die  Schriften  von  Damianitsch,  Das  Disziplinarstrafverfahren 
bei  der  k.  k.  Armee  und  in  der  Militärgrenze  (1861);  Löffelmann,  Das 
Disziplinarstrafrecht  im  k.  k.  Heere  (1876)  und  von  Kleemann,  System 
des  militärischen  Dis/iplinarstrafrechtes  (1898).  Die  Geschichte  des  ehren- 
rätliehen Verfahrens  ist  behandelt  von  Dangelmaier  in  StreflFleurs  öster- 
reichischer militärischer  Zeitschrift,  85.  Jahrgang,  2.  Band  (1894);  das  geltende 
ehrenrätliche  Verfahren  v^n  demselben  Autor  im  Organ  der  militärwissen- 
schaftlichen Vereine,  30.  Band  ( 1885 )  und  die  Reform  dieses  Verfahrens  in 
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der  bereits  erwähnten  Schrift   von   Korwin-Dzbartski,   Zur   Reform    de» 
Militärstraf-  und  ehrenrätlichen  Verfahrens  in  Österreich-Ungarn  |180o). 

II.  AbBchnitt. 

Die  Zivllgerichtsbarkeit  in  ihrem  YerhältniH  zu  den  Heerespersonen.  ^^^'^ 

§  150.  Allgemeine  Bestimm  nngen. 

I.  Grundsätzlich  unterstehen  gegenwärtig  alle  Heerespersonen  und  auch 
das  Militärärar  in  bürgerlichen  Rechtssachen  den  Zivilgerichten.  ^•''"'*i 

IL  Besonderheiten  bestehen  rticksichtlich  der  bürgerlichen  Rechtssachen 
der  Heerespersonen  in  nachstehender  Richtung: 

1.  Für  die  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Personen  des  Heeres, 
der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  einschließlich  aller  bei  der  Militär- 
verwaltung in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Militärpersonen  gilt  in  An- 
sehung des  Gerichtsstandes  der  Ort  der  Garnison  als  Wohnsitz.  Der 
hiedurch  begründete  Gerichtsstand  dauert  im  Falle  eines  Wechsels  der 
Garnison  bis  zum  Eintreffen  in  eine  neue  Garnison  fort  Als  Wohnsitz  der 
Heerespersonen,  welche  sich  nicht  im  Inlande  befinden,  gilt  bei  Ausmittlung 
des  Gerichtsstandes  der  letzte  inländische  Garnisonsort  des  Heereskörpers, 
dem  sie  angehören,  oder  der  letzte  inländische  Garnisonsort  dieser  Heeres- 
personen. ^^^•')  Dieser  durch  den  Ort  der  Garnison  bestimmte  allgemeine 
Gerichtsstand  der  Heerespersonen  erstreckt  sich  auch  auf  deren  Gattinnen 
und  Kinder,  wenn  dieselben  mit  der  betreffenden  Heeresperson  in  gemein- 
schaftlichem Haushalte  leben. *^^<^) 

2.  Zustellungen,  welche  für  die  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden 
Personen  des  Mannschaftsstandes  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der 
Landwehr  bestimmt  sind,  haben  durch  den  Chef  der  zunächst  vorgesetzten 
Kommandobehörde  zu  erfolgen. ^^^^)  Demgemäß  sind  auch  Zeugen,  welche 
im  aktiven  Militärdienste  stehen,  von  den  Zivilgerichten  mittels  eines  an 
das  vorgesetzte  Kommando  oder  an  das  nächste  Militärstationskommando 
gerichteten  Ersuchens  zu  laden. ^^^*)  Zustellungen  in  militärischen  und  Land- 
wehrgebäuden oder  in  Gebäuden,  welche  vom  Militär  oder  von  der  Landwehr 
besetzt  sind,  können  nur  nach  vorgängiger  Anzeige  an  den  Kommandanten 
und  unter  Zuziehung  einer  von  diesem  beizugebenden  Militiir-  oder  Land- 
wehrperson erfolgen.  ^^^^) 

In  analoger  Weise  wird  vorzugehen  sein,  wenn  es  sich  um  die  Vor- 
nahme von  Zustellungen  auf  Kriegsschiffen  handelt. 

3.  Wenn  sich  eine  Partei  in  Kriegszeiten  im  Militärdienste  befindet 
und  wenn  zugleich  die  Besorgnis  besteht,  daß  dieser  Umstand  die  Prozeß- 
führung zu  Ungunsten  der  Partei  beeinflussen  ki'mnte,  so  kann  das  Verfahren 
auf  Antrag  oder  von  Amts  wegen  bis  zur  Beseitigung  des  Hindernisses 
unterbrochen  werden.^^^*) 

4.  Gegen  in  Ausübung  des  Dienstes  befindliche  Heerespersonen  darf 
mit  dem  Exekutionsvollzuge  erst  begonnen  werden,  nac*hdem  dem  vor- 
gesetzten Kommando   dieser  Personen  von  der  Bewilligung  der  Exekution 

"^■^llTajdceki,  a.  a.  0.,  S.  120 ff.  —  i»^s^  Ö.  G.  vom  20.  Mai  1869,  K.-G.-Bl. 
Xr.  78,  §  9,  D.-R.  I.  T.  §  101  Punkt  715  al.  1.  —  ^^su^  Ö.  Z.-J.-N.  §  68.  —  »»ö«)  Ib.  §  1\ 
al.  1.  —  '''^')  Ö.  Z.-P.-O.  §  92  al.  1.  —  ^^02^  Ib.  §  330  al.  1.  —  "^»j  Ö.  G.  vom  20.  Mai 
1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  78,  §  12  al.  1,  Ö.  Z.-J.-N.  §  32  al.  2,  ü.  Z.-P.-O.  §  92  al.  2,  D.-R.  I.  T. 
§  101  Punkt  715  al.  2.  —  "^*)  Ö.  Z.-P.-O.  §  162  al.  1. 


501 

Anzeige  gemacht  worden  ist,  und  im  Falle  eines  Widerstandes  des  Exe- 
kuten  ist,  wenn  nicht  Gefahr  im  Verzuge  besteht,  die  Unterstützung  des  mili- 
tärischen Vorgesetzten  in  Anspruch  zu  nehmen. ^^^^)  Soll  zur  Erwirkung  von 
Handlungen  gegen  eine  aktive  Heeresperson  Haft  verhängt  werden,  so  hat 
sich  das  Exekutionsgericht  an  das  vorgesetzte  Kommando  zu  wenden, ^^^^) 
welches  mit  den  im  Verordnungswege  *^^'')  festgestellten  Exekutionsmaß- 
nahmen, nämlich  mit  angemessenen  Disziplinarstrafen,  vorzugehen  hat.  Werden 
verhaftete  Personen  zu  einem  mobilisierten  Truppenteile  oder  auf  ein  in  den 
Kriegsdienst  gestelltes  Fahrzeug  einberufen,  so  ist  die  Haft  für  die  Dauer 
dieser  Verwendung  zu  unterbrechen.^^-'")  Die  Anordnung  oder  Vollziehung 
der  Haft  zum  Zwecke  der  Sicherung  der  Person  des  Exekuten  ist  gegen 
im  aktiven  Dienste  stehende  Heerespersonen  unstatthaft. ^^'*'*)  In  militärischen 
oder  vom  Militär  besetzten  Gebäuden  kann  die  Vornahme  von  Exekutions- 
handlungeu  erst  nach  vorgängiger  Anzeige  an  den  Kommandanten  und  unter 
Zuziehung  einer  von  diesem  beigegebenen  Militärperson  erfolgen.  ^*^^)  Analog 
wird  vorzugehen  sein,  wenn  es  sich  um  die  Vornahme  von  Beschlagnahmen 
auf  Kriegsschiffen  handelt. 

5.  Wenn  sich  ein  Todesfall  in  einem  militärischen  oder  vom  Militär 
l)esetzten  Gebäude  ereignet,  so  hat  die  Militärbehörde  den  Todesfall  aufzu- 
nehmen. Diese  Behörde  kann  ferner  alle  sonstigen  unaufschiebbaren  Amts- 
handlungen der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  Ansehung  der  Heerespersonen, 
ihrer  Gattinnen,  der  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder  und  der 
Dienstpersonen  vornehmen,  wenn  diese  Personen  mit  der  Heeresperson  in 
gemeinschaftlichem  Haushalte  lebten  und  die  betreflFenden  Handlungen  in  einem 
militärischen  oder  vom  Militär  besetzten  Gebäude  vorzunehmen  sind  oder  wenn 
sich  am  Orte  der  Vornahme  kein  zur  Anordnung  der  Amtshandlung  zuständiges 
Gericht  befindet.  Unter  der  gleichen  Voraussetzung  ist  die  Militärbehörde 
auch  zur  Bestellung  eines  einstweiligen  gesetzlichen  Vertreters  berufen,  wenn 
die  Notwendigkeit  eintritt,  fiir  die  Vertretung  minderjähriger  Kinder  schleunigst 
zu  sorgen.  In  allen  diesen  Fällen  ist  aber  das  zuständige  bürgerliche  Gericht 
von  den  getroffenen  Verfügungen  in  Kenntnis  zu  setzen. ^*^^) 

Die  Aufnahme  des  Todesfalles  hat  der  Kommandant  des  militärischen 
oder  vom  Militär  besetzten  Gebäudes  zu  veranlassen.  Hiezu  sind,  wenn  der 
Verstorbene  ein  Offizier  oder  ein  sonstiger  in  eine  Rangklasse  eingereihter 
(Jagist  war,  nebst  dem  die  Stelle  des  Richters  vertretenden  Offiziere  oder 
Gagisten  noch  2  andere  Offiziere,  beziehungsweise  Gagisten,  sonst  2  Unter- 
offiziere beizuziehen.  Der  aufgenommene  Akt  ist  sowohl  von  diesen  Personen 
als  auch  von  den  Erben  und  in  Ermanglung  oder  Abwesenheit  dieser  von 
2  Hausgenossen  des  Verstorbenen  mit  zu  unterzeichnen.  Befindet  sich  die 
Verlassenschaft  unter  der  Obhut  großjähriger  Erben  oder  solcher  Personen, 
denen  sie  der  Erblasser  selbst  anvertraut  hat,  so  ist  keine  Sperre  anzulegen. 
Im  entgegengesetzten  Falle  aber  oder  wenn  eine  das  Vermögen  übersteigende 


1395)  ö.  E.-0.  §§  26  al.  3  und  29.  —  '^ö^)  Ib.  §  363  al.  1.  —  »9^)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom 
20.  Mai  1897,  Präs.-^^r.  2762,  N.-V.-Bl.  Nr.  91,  und  Z.-V.  des  M.  f.  L.-V.  vom  10.  Juni  1897, 
Präs.-Nr.  1552,  L.-V.-Bl.  Nr.  49.  -  "9^)  Ö.  E.-O.  §  364  al.  2.  —  ^^^^)  Ib.  §  386  al.  2 
Punkt  1.  —  "0")  Ib.  §  31  al.  2.  Auch  nach  der  u.  E.-O.  (G.-A.  LX  ex  1881)  §  33  al.  2 
können  Exekutionsakte  in  militärischen  oder  in  den  vom  Militär  benutzten  Gebäuden 
nur  nach  Verständigung  des  betreffenden  Kommandanten  ausgeführt  werden.  Doch  ist 
es  in  dessen  Ennessen  gestellt,  dem  Exekutionsvollzuge  eine  Militärperson  beizichen  zu 
lassen.  —  "«i;  Ö.  G.  vom  20.  Mai  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  78,  §  13. 
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Schuldenlast  zu  besorgen  ist  oder  wenn  andere  Umstände  (z.  B.  die  Gefahr 
einer  Verschleppung)  besondere  Vorsicht  fordern,  hat  der  Kommandant  un- 
verzllglich  für  die  sichere  Verwahrung  des  Nachlasses  zu  sorgen.  Hat  der 
Verstorbene  eine  letztwillige  Anordnung  hinterlassen,  so  ist  nachzusehen,  ob 
dieselbe  bezüglich  des  Begräbnisses  eine  Verfügung  enthält.  War  der  Ver- 
storbene gegenüber  dem  Arar  rechnungspflichtig,  so  sind  alle  vorgefundenen 
Gelder  kommissionell  abzuzählen,  abgesondert  zu  verwahren  und  die  Rech- 
nungsdokumente zu  versiegeln.  Der  aufgenommene  Verlassenschaftsakt  ist 
samt  den  vorgefundenen  Geldern,  Pretiosen,  Urkunden  und  der  Ictztwilligen 
Anordnung  der  zuständigen  Verlassenschaftsbehörde  zu  tibersenden.  Ist  es 
bei  sonstiger  Gefahr  dringend  notwendig,  so  kann  die  Militärbehörde  auch 
mit  der  Lizita-tion  von  Nachlaßsachen  vorgehen. ^*^*) 

§  151.    Die  besonderen  Bestimmangeu  fiir  Bosnien  nnd  die  Herssogowina* 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina  unterliegt  die  Zivilgerichtsbarkeit 
gegenüber   den    Heerespersonen   noch   weitergehenden  Beschränkungen:"^^) 

1.  Die  in  aktiver  Dienstleistung  befindlichen  Heerespersonen  sowie  die 
im  gemeinsamen  Haushalte  lebenden  Gattinnen  und  Kinder  derselben  unter- 
liegen nicht  der  Gerichtsbarkeit  der  Bagatellgerichte,  mögen  dieselben 
als  Kläger  oder  Geklagte  figurieren.*^ ^*) 

2.  Die  Exekution  gegen  aktive  Heerespersonen  ist  regelmäßig  den 
Militärbehörden  vollständig  übertragen  und  erfolgt  nach  besonderen  Vor- 
schriften.**^'') Die  Fälle,  in  welchen  die  Zwangsvollstreckung  den  Militär- 
behörden übertragen  ist,  sind  folgende: 

a)  Zwangsweise  Abnahme  einer  Urkunde;***^*) 

fn  Pfändung  beweglicher  Sachen  behufs  Hereinbringung  einer  (^eld- 
forderung  mit  Ausschluß  der  Feilbietung; ***^') 

r)  zwangsweise  Abnahme  einer  bestimmten  beweglichen  Sache;  *^'^i 
(!)  zwangsweise  Räumung  einer  unbeweglichen  Sache;"^^*') 
p)  Anwendung  von  Zwangsmaßregeln  zur  Erzwingung  einer  Handlung 
oder  Unterlassung.  ***^\) 

In  den  Fällen  a)  bis  d)  ist  das  Ansuchen  um  Exekution  an  das  Militär- 
stationskommando zu  richten.  Gehört  der  Exekut  zu  den  in  eine  Rangklasse 
eingereihten  Gagisten,  so  hat  das  Stationskommando  zur  Vollstreckung  eine 
Kommission  zu  bestimmen,  welche  aus  dem  dem  Exekuten  im  Range  vor- 
gehenden Offizier  oder  Beamten  als  Leiter,  einem  zweiten  Offizier  oder  Be- 
amten und  dem  Profosen  des  Garnisonsarrestes  zu  bestehen  hat.  Gehört  der 
Jixekut  hingegen  nicht  zu  den  in  eine  Rangklasse  eingereihten  Gagisten, 
so  beauftragt  das  Stationskommando  den  Kommandanten  der  Truppe  oder 
Abteilung,  welchem  der  Exekut  untersteht,  mit  der  Einleitung  der  Zwangs- 
vollstreckung. Dieselbe  wird  von  einer  Kommission  vorgenommen,  welche 
aus    1   Offizier,   einem  den  Profosen  vertretenden    UnteroiFfizier    und    einem 


1^02)  D.-K.  I.  T.  §  101  Punkt  717.  —  ^*^'^)  Dieselben  sind  in  der  Z.-P.-O.  f.  B.  u.  d.  B. 
vom  U.  April  1883  (in  Wirksamkeit  seit  dem  1.  September  1883)  enthalten,  deren  fiir 
die  Heerespersonen  maligebende  Bestimmungen  durch  die  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  13.  Juli 
1883,  FrUa.-Nr.  3078,  N.-V.-Bl.  Nr.  95.  kundgemacht  worden  sind.  —  »»4)  z.-P.-O.  f.  B.  u.  d.  11. 
§  12.  —  ^**'*)  Ib.  §  484  al.  2.  Diese  besonderen  Vorschriften  sind  anf  Grund  der  a.  h.  E. 
vom  14.  Juni  18S3  vom  R.-K.-M.  gleichfalls  durch  die  erwähnte  Z.-V.  vom  13.  Juh^  18«3 
kundgemacht  worden.  —  i*'^«)  Ib.  §  496  al.  1  und  §  509.  —  "•^")  Ib.  §  520.  —  "'")  Ib. 
§  55^0.  _  1409)  11^.  §  5S2.  —  i<i''j  Ib.  ^§  548  und  586. 
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zweiten  Unteroffizier  zu  bestehen  hat.  Als  Vollstreckungsbeamter  fungiert 
der  erste  Unteroffizier. 

Personalarrest  zur  Erzwingung  einer  Zahlung  ist  gegen  Heeres- 
personen unstatthaft. ^^^0  Ebensowenig  darf  Personalarrest  als  Sicherungs- 
mittei  gegen  Heerespersonen  angewendet  werden.***^)  Dagegen  ist  Haft  zur 
Erzwingung  einer  anderen  Handlung  oder  Unterlassung  auch  gegen  Heeres- 
personen zulässig. ^*^^)  In  diesem  Falle  ist  der  dem  Exekuten  vorgesetzte, 
zur  Ausübung  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  berufene  Kommandant  um  die 
Verhängung  und  den  Vollzug  des  Zwangsmittels  zu  ersuchen,  welcher  so- 
dann das  gerichtliche  Requisitionsschreiben  dem  Militärstrafgerichte  zur 
Antragstellung  zuweist.  Das  Gericht  hat  die  Androhung  einer  bestimmten 
Geld-  oder  Freiheitsstrafe  zu  beantragen,  die  hierauf  in  Vollzug  zu  setzen 
sind.  Gegen  Personen  des  Mannschaftsstandes  dürfen  aber  keine  Geldstrafen 
und  gegen  Offiziere  und  Beamte  nur  ausnahmsweise  Freiheitsstrafen  ver- 
hängt werden.  Als  Arreststrafen  sind  nur  die  nach  den  Disziplinarstrafvor- 
schriften zulässigen  Freiheitsstrafen,  mit  welchen  eine  Enthebung  des  Be- 
straften vom  Dienste  nicht  verbunden  ist,  anzuwenden. 

3.  Von  der  Zwangsvollstreckung  sind  ausgenommen  die  für 
militärische  Zwecke  bestimmten  ärarischen  Gebäude,  Befestigimgsanlagen 
und  sonstigen  Grundstücke,  ferner  die  Gebäude  und  Grundstücke  der  im 
militärischen  Betriebe  stehenden  Eisenbahnen. ^^^*) 

III.  Abschnitt. 

Die  Militärstrafgerichtsbarkeit. 
A.  Die  Gerichtsverfassung. 

§  152.  Oliederang  nnd  Organisation  der  Militärstrafgerichte« 

I.  Die  Militärstrafgerichte  gliedern  sich  in  die  Gerichte  des  Heeres 
und  die  Gerichte  der  beiden  Landwehren. 

1.  Die  Einrichtung  der  Militärstrafgerichte  des  Heeres  und  der 
Kriegsmarine  ist  gegenwärtig  durch  Verordnung  bestimmt* ^^^)  Darnach 
wird  die  Strafgerichtsbarkeit  beim  Heere  und  bei  der  Kriegsmarine  in  3  In- 
stanzen geübt. 

a)  In  erster  Instanz  sind  zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  Straf- 
sachen teils  stabile,  teils  mobile  Gerichte  berufen. 

aa)  Zu  den  stabilen  Gerichten  gehören: 

a)  Die  Garnisonsgerichte.  Dieselben  sind  am  Sitze  einer  jeden 
Militärterritorialbehörde,  dann  in  den  griißeren  Festungen  und  in  anderen 
wichtigeren  Garnisonsorten  aufgestellt.  Grundsätzlich  soll  in  allen  Stationen, 
in  welchen  sich  der  Stab  eines  Linieninfanterieregiments  befindet,  ein  Garni- 
sonsgericht zur  Aufstellung  gelangen.  Der  Wirkungskreis  der  Garnisons- 
^erichte  erstreckt  sich  auf  jene  Kommanden,  Truppenkörper  und  Heeres- 
anstalten, welche  vom  Militärterritorialkommando  zugewiesen  werden.  Das 
Kriegsministerium  kann  auch  Truppenabteilungen  und  Anstalten,  welche  sich 
im  Bereiche  eines  Militärterritorialkommandos  befinden,  durch  Verordnung 
den  Garnisonsgerichten  eines  anderen  Territorialbezirkes  dauernd  zuweisen. 

i»ii)  Ib.  §  579.  —  1*")  Ib.  §  440.  -  '*i3)  Ib.  §  588.  —  ^*^')  Ib.  §  544.  —  "»»^  Vor- 
schrift über  die  Organisation  der  k.  nnd  k.  Gerichte  des  (stehenden)  Heeres  nnd  der 
Kriegsmarine.  Außerdem  finden  sich  einschliigij^e  Bestimmungen  in  der  M.-St.-P.-O. 
II.  Ilauptstliok  §  6  ff. 
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ß)  Das  Marinegericht.  Dasselbe  hat  seinen  Sitz  in  Pola,  doch  krmnen 
durch  Verordnung  der  Mariuezentralstelle  auch  in  anderen  Marinestationeu 
Marinegerichte  aufgestellt  werden.  Die  Gerichtsbarkeit  des  Marinegerichtes 
erstreckt  sich  auf  alle  in  den  Marinestationen  der  Küstenländer  befindlichen, 
der  Militärgerichtsbarkeit  unterstehenden  Marinepersonen,  insofemc  nicht  die 
Zuständigkeit  eines  Flaggen-  oder  SchiflFsgerichtes  eintritt. 

Weiters  gehören  auch  die  in  anderen  Stationen  außerhalb  der  Ktlsteu- 
länder  bei  den  Marinebehörden,  Detachements  und  Kommanden  eingeteilten 
oder  sich  wo  immer  aufhaltenden,  der  Militärgerichtsbarkeit  unterstehende» 
Marineoffiziere  und  Marine beamten  zur  Gerichtsbarkeit  des  Marine- 
gerichtes. Die  außerhalb  der  Marinestationen  der  Küstenländer  bei  Marine- 
behörden, Detachements  oder  Kommanden  befindliche  oder  sonst  wegen 
einer  strafbaren  Handlung  betretene  Marinemannschaft  gehört  hingegen 
zur  Gerichtsbarkeit  jenes  Garnisonsgerichtes,  in  dessen  Bezirke  die  Betretung 
erfolgt.  Das  Marinegericht  ist  auch  zur  Untersuchung  und  Aburteilung  der 
eingebrachten  Seeräuber  zuständig. 

y)  Die  Akademiegerichte.  Dieselben  befinden  sich  bei  der  Militär- 
akademie in  Wiener-Neustadt  und  bei  der  technischen  Militärakademie  in 
Wien.  Sie  üben  die  Gerichtsbarkeit  über  die  zu  der  betreffenden  Akademie 
gehörigen,  der  Militärgerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen  aus. 

.  d)  Die  Gardegerichte.  Dieselben  sind  bei  der  ersten  Arcierenleib- 
garde  und  bei  der  ungarischen  Leibgarde  aufgestellt.  Ihre  Gerichtsbarkeit 
erstreckt  sich  auf  alle  zum  Dienststande  der  betreflfenden  Gardekorps  ge- 
hörigen, der  Militärgerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen.  Das  Gardegericht 
der  Arcierenleibgarde  versieht  auch  die  strafgerichtlichen  Agenden  der 
Trabantenleibgarde,  der  Leibgardereitereskadron  und  der  Leibgardeinfanterie- 
kompagnie. 

hh)  Zu  den  mobilen  Gerichten  zählen: 

a)  Die  Gerichte  bei  der  Armee  im  Felde.  Dieselben  gelangen  iiu 
Mobilisierungsfalle  bei  jedem  Armeegeneralkommando,  jedem  zu  selbständigen 
Operationen  bestimmten  Armeekorpskommando  und  einer  jeden  Truppen- 
division zur  Aufstellung.  Die  Zuständigkeit  dieser  Gerichte  erstreckt  sich 
auf  alle  zum  Verbände  des  betreffenden  Armeek(')rpers  gehörigen  Kommanden. 
Truppen,  Heeresanstalten  und  deren  Gefolge,  auf  die  im  Bereiche  dieser 
Heeresteile  eingebrachten  Kriegsgefangenen  und  bei  denselben  befindlichen 
Geiseln,  endlich  auf  die  Zivilpersonen,  welche  in  diesem  Bereiche  wegen 
eines  zur  Zuständigkeit  der  Militärgerichte  gehörigen  Verbrechens  betreten 
werden. 

Nach  Maßgabe  der  Verhältnisse  kann  im  Felde  auch  die  Aufstellun.ir 
von  Etappengerichten  angeordnet  werden.  Dieselben  üben  die  Gerichts- 
barkeit in  dem  ihnen  von  dem  Höchstkommandierenden  oder  in  dessen 
Namen  vom  Arraeegeneralkommando  als  Etappenbehörde  vorgezeichneten 
Umfange  aus. 

Die  in  Kriegsausrüstung  versetzten  Festungen,  in  denen  nicht 
schon  im  Frieden  Oarnisonsgerichte  bestehen,  erhalten  solche  nach  Maßgabe 
besonderer  Normen.  Der  AVirkungskreis  dieser  (ierichte  erstreckt  sich  auf 
alle  zur  Kriegsbesatzung  gehörigen  Personen,  insoferne  dieselben  nicht  einem 
anderen  in  demselben  Platze  befindlichen  Gerichte  zugewiesen  sind,  ferner 
auf  alle  sonstigen  Personen,  welche  im  Befehlsbereiche  des  Festnngskom- 
mandanten  wegen  eines  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  zugemesenen  Ver- 
brechens betreten  werden. 
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ß)  Die  Flagge ngeriehte.  Solche  befinden  sich  beim  Kommando 
einer  Flotte  oder  Eskadre  und  nach  Erfordernis  auch  bei  den  Kommanden 
einzelner  SchiflFsdivisionen. 

;')  Die  Schiffsgerichte.  Solche  werden  durch  Verordnung  der  Marine- 
zentralstelle ftir  einzelne  oder  mehrere  in  Dienst  gestellte  KriegsschiflFe  er- 
richtet, wenn  eine  selbständige  und  voraussichtlich  längere  Zeit  andauernde 
Mission  in  entfernte  Gegenden  auszuführen  und  die  Beigebung  eines  Flaggen- 
auditors untunlich  ist. 

Die  Zuständigkeit  der  Flaggen-  und  SchiflFsgerichte  erstreckt  sich  auf 
den  Befehlsbereich  des  als  Gerichtsvorstand  fungierenden  Kommandanten, 
jene  der  Flaggengerichte  überdies  auf  die  Gefangenen,  welche  von  den  zu 
dem  betreffenden  Kommando  gehörigen  Kriegsfahrzeugen  eingebracht  werden 
und  die  auf  diesen  Fahrzeugen  befindlichen  Geiseln.  Strafbare  Handlungen, 
welche  nach  dem  Militärstrafgesetzbuche  mit  einer  höheren  Strafe  als  mit 
fUntjährigem  Kerker  bedroht  sind,  und  Untersuchungen  wider  Offiziere,  Be- 
amte und  Seekadetten  sind  von  der  Gerichtsbarkeit  der  Schiffsgerichte 
ausgenommen. 

//)  In  zweiter  Instanz  übt  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Personen  des 
Heeres  und  der  Kriegsmarine  das  Militärobergericht  in  Wien.  Dasselbe 
hat  die  Aufgabe,  die  von  den  Gerichten  erster  Instanz  nach  den  Bestim- 
mungen der  Militärstrafprozeßordnung  einzusendenden  Untersuchungs-  und 
Verhaudlungsakten  zu  prüfen,  nach  Befund  innerhalb  der  durch  die  Straf- 
prozeßordnung gesetzten  Grenzen  das  Urteil  entweder  zu  bestätigen,  abzu- 
ändern oder  aber  an  den  Obersten  Militärgerichtshof  zu  leiten.  Es  hat  ferner 
aus  den  gesetzlichen  Gründen  das  Strafverfahren  aufzuheben  und  ein  neues 
Verfahren  anzuordnen.  Auch  obliegt  ihm  die  Überwachung  der  Justizpflege 
bei  den  Gerichten  erster  Instanz.  Diese  Überwachung  ist  teils  eine  ad- 
ministrative, teils  eine  auf  die  Leitung  der  Judikatur  bezügliche.  In  letzterer 
Beziehung  hat  das  Militärobergericht  Anfragen  der  Untergerichte,  soweit  sie 
sich  durch  den  Hinweis  auf  ein  bestimmtes  Gesetz  entscheiden  lassen,  zu 
beantworten,  die  aufgeworfenen  Zweifel  und  Widersprüche  zu  lösen  und 
überhaupt  den  Untergerichten  solche  Weisungen  zu  erteilen,  wodurch  der 
im  Geiste  der  Gesetze  liegende  Zweck  erreicht  werden  kann.  Anfragen  hin- 
gegen, deren  Beantwortung  eine  Belehrung  über  Auslegung  und  Anwendung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Vorschriften  bedingt,  sind  mit  einem 
gutachtlichen  Antrage  dem  Obersten  Militärgerichtshofe  vorzulegen.  Be- 
lehrungen, wodurch  in  einzelnen  Straffällen  dem  Urteile  des  ersten  Richters 
vorgegriffen  werden  könnte,  sind  aber  unzulässig.  Dem  Militärobergerichte 
steht  in  bestimmten  Fällen  das  Begnadigungsrecht  zu  und  es  kann  endlich 
jederzeit  gerichtliche  Untersuchungen  gegen  Personen,  welche  der  Militär- 
gerichtsbarkeit unterstehen,  anordnen  sowie  auch  die  Ratifikation  des  Ur- 
teiles  sich  in  einem  solchen  Falle  vorbehalten,  insoferne  die  Entscheidung 
nicht  dem  Obersten  Militärgerichtshofe  zusteht. 

f)  Die  dritte  Instanz  bildet  der  Oberste  Militärgerichtshof  in 
Wien.  Seine  Entscheidungen  unterliegen  keiner  weiteren  Berufung.  Auch  er 
übt  eine  Aufsicht  über  die  Militärjustiz,  und  zwar  sowohl  in  administrativer 
Beziehung  als  auch  rücksichtlich  der  Judikatur.  In  letzterer  Richtung  hat 
er  über  die  ihm  durch  das  Militärobergericht  vorgelegten  Anfragen  der 
Militärgerichte  Belehrungen  über  die  Anwendung  und  Auslegung  der  ge- 
setzlichen Bestimmungen  und  Vorschriften  zu  erteilen.  Diese  Belehrungen 
sind  gegenwärtig  nicht  mehr  als  authentische  Interpretationen  anzusehen,  da 
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solche  derzeit  nur  vom  Monarchen  unter  Zustimmung  der  parlamentarischen 
Vertretungskörper  erlassen  werden  können.^^^^)  Als  Äußerung  der  Anschau- 
ungen der  höchsten  Justizstelle  werden  indes  die  Verlautbarungen  des 
Obersten  Militärgerichtshofes  volle  Würdigung  von  Seiten  der  unteren  (re- 
richtsinstanzen  beanspruchen  können.  Desgleichen  steht  dem  Obersten  Militär- 
gerichtshofe  in  bestimmten  Fällen  das  Begnadigungsrecht  zu  und  er  ist 
endlich  befugt,  jederzeit  gerichtliche  Untersuchungen  gegen  Personen,  welche 
der  Militärgerichtsbarkeit  unterstehen,  selbst  anzuordnen  sowie  die  Ratifikati«>n 
des  Urteiles  sich  vorzubehalten. 

2.  Die  Einrichtung  der  Landwehrgerichte  ist  in  Osterreich  teil» 
durch  Gesetz,"^\)  teils  durch  Verordnung  des  Kaisers,^**^)  in  Ungarn  durch 
Verordnung  des  Monarchen  ^*^^)  bestimmt. 

a)  über  die  im  Verbände  der  k.  k.  Landwehr  stehenden  IVrsotieu 
wird  darnach  die  Strafgerichtsbarkeit  in  erster  Instanz  durch  Militärgerichte 
geübt,  welche  nach  den  für  das  gemeinsame  Heer  geltenden  Bestimmuii^eu 
zu  bilden  und  regelmäßig  aus  Mitgliedern  der  k.  k.  Landwehr  zuüiamuicu- 
zusetzen  sind.  Im  Bedarfsfalle  und  für  die  im  Kriege  aufgestellten  Land- 
wehrgerichte können  aber  diese  Mitglieder  auch  dem  gemeinsamen  Heere, 
beziehungsweise  der  Kriegsmarine  entnommen  werden  sowie  umgekehrt  den 
im  Kriege  aufgestellten  Landwehrgerichten  unter  Umständen  die  Führung 
von  strafgerichtlichen  Untersuchungen  über  Personen  des  gemeinsamen 
Heeres  übertragen  werden  kann.  Im  Frieden  ist  in  jedem  Landwehr- 
kommandobezirke ein  stabiles,  den  Garnisonsgerichten  des  gemeinsamen 
Heeres  ähnliches  Landwehrgericht  aufgestellt,  doch  können  erforderlichen- 
falls im  Dienstbereiche  eines  Landwehrgerichtes  auch  Landwehrgeriehts- 
exposituren  errichtet  werden,  welche  gleichfalls  als  Gerichte  erster  Instanz 
fungieren. 

Im  Falle  einer  Mobilisierung  der  k.  k.  Landwehr  werden  In 
analoger  Art  wie  beim  gemeinsamen  Heere  mobile  Landwehrgericlite 
aufgestellt. 

In  zweiter  und  dritter  Instanz  entscheiden  über  die  unter  die 
Militärgerichtsbarkeit  fallenden  Strafsachen  der  k.  k.  Landwehrpersonen  die 
für  das  gemeinsame  Heer  bestehenden  Gerichte  zweiter  und  dritter  Instanz. 
Das  Militärobergericht  und  der  Oberste  Militärgerichtshof  führen  in  dieser 
Eigenschaft  d!e  Bezeichnungen  „Landwehrobergericht"  und  „Ober^^ter 
Landwehrgerichtshof". 

Die  gleichen  Einrichtungen  bestehen  auch  für  die  tirolisch-^  orarl- 
bergischen  Landesschützen.  Das  in  Innsbruck  befindliche  Landwehr- 
gericht führt  die  Bezeichnung  „Landesschützengericht". 

h)  Die  Strafgerichtsbarkeit  über  die  ungarische  Landwehr  wird 
im  Frieden  in  2,  während  des  Krieges  in  3  Instanzen  ausgeübt.  Zur  Aus- 
übung der  Gerichtsbarkeit  erster  Instanz  sind  die  am  Sitze  eines  jeden 
Landwehrdistriktskommandos  befindlichen  stabilen  Landwehrdistrikts- 


^^lö)  Das  durch  die  kaiserl.  V.  vom  23.  Dezember  18i8,  R.-G.-Bl.  Nr.  Til,  «U-ui 
Obersten  Militärjustizsenate  eingeräumte  Recht,  den  ihm  unterstehenden  Gerichten  IV- 
lelirungen  über  die  Anwendung  und  Auslegung  der  Gesetze  zu  geben,  darf  dcshnlh 
nicht  mehr  als  Befugnis  zur  Legalinterpretation  gedeutet  werden.  Vergl.  hierüber  Wo  i  2*1, 
Ileeresstrafrecht,  S.  206.  —  ^*^')  G.  vom  2.  April  1885,  R.-G.-Bl.  Nr.  93,  §§  5  luid  6.  ~ 
141S)  Organische  Bestimmungen  für  den  Justizdienst  in  der  k.  k.  Landwehr.  —  *"'"';  Org-u- 
nische  Bestimmungen  fiir  die  königlich  ungarischen  Landwehrgerichte. 
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gcrichte  und  die  bei  der  Armee  im  Felde  aiifzu8tel]emlen  mobilen 
ungarischen  Landwehrgerichte  berufen.  In  zweiter  und  letzter  Instanz 
übt  die  Strafgerichtsbarkeit  —  das  Mobilitätsverhältnis  und  Kriegszeiten  aus- 
genommen —  das  ungarische  Landwehrobergericht.  Während  der 
Mobilisierung  und  im  Kriege  wird  als  dritte  und  letzte  Instanz  der  unga- 
rische Oberste  Landwehrgerichtshof  aufgestellt.  Derselbe  bleibt  bei 
der  Abrüstung  insolange  in  Tätigkeit,  bis  die  bis  zum  Tage  der  Abrüstung 
dahin  abgegebenen  Angelegenheiten  erledigt  sind,  soweit  dieselben  nicht  an 
die  Gerichte  des  gemeinsamen  Heeres  oder  die  k.  k.  Landwehrgerichte  ab- 
getreten werden  müssen. 

3.  Für  die  Personen  des  Landsturmes  bestehen  keine  besonderen 
Gerichte,  vielmehr  sind  zur  Durchführung  der  gerichtlichen  Untersuchungen 
wider  Landsturmpersonen,  soferne  dieselben  der  Militärgerichtsbarkeit  unter- 
stehen, die  Landwehrgerichte,  beziehungsweise  die  an  deren  Stelle  fungie- 
renden Gerichte  des  gemeinsamen  Heeres  berufen.  Jene  Landsturmpersonen, 
welche  zu  Ersatzzwecken  des  gemeinsamen  Heeres  verwendet  werden,  unter- 
liegen für  die  Dauer  dieser  ihrer  Bestimmung  der  Jurisdiktion  der  Gerichte 
des  gemeinsamen  Heeres. 

II.  Die  Zusammensetzung  der  Militärstrafgerichte  der  verschiedenen 
Heeresbestandteile  ist  im  allgemeinen  übereinstimmend  geregelt. 

1.  Die  Gerichte  der  ersten  Instanz  bestehen  zum  kleineren  Teile  aus 
ständigen  Gerichtspersonen,  überwiegend  aber  aus  den  nach  den  Vorschriften 
der  Militärstrafprozeßordnung  fallweise  beizuziehenden  Laienrichtern. 

a)  In  ersterer  Beziehung  ist  jedes  Militärstrafgericht  des  Heeres 
und  der  Kriegsmarine  in  der  ersten  Instanz  aus  dem  Gerichts- 
vorstand, 1  oder  mehreren  dem  Gerichte  zur  Besorgung  der  straf  gericht- 
lichen Angelegenheiten  beigegebenen  Auditoren  uud  aus  den  zugewiesenen 
Schriftführern  zusammengesetzt.  Als  Gerichtsvorstände  fungieren  in  der 
Regel  die  Militärstations-  und  Festungskommandanten,  in  größeren  Garnisons- 
orten die  Platzkommandanten.  Vorstand  des  Marinegerichtes  ist  der  Hafen- 
admiral  in  Pola.  Vorstände  der  übrigen  Militärstrafgerichte  erster  Instanz 
sind  die  Kommandanten  oder  Chefs  jener  Heereskörper,  Bchimlen  und  An- 
stalten, welchen  das  betreffende  Gericht  beigegeben  ist. 

Der  Gerichtsvorstand  repräsentiert  das  Gericht  gegenüber  den  Be- 
hrirden  und  Parteien  und  überwacht  die  genaue  Befolgung  der  Dienstesvor- 
schriften. Er  kann  sich  jederzeit  vom  Gange  der  Untersuchung  durch  Ein- 
sicht in  die  Akten  die  Überzeugung  verschaffen.  Er  unterzeichnet  die  Aus- 
fertigungen und  Korrespondenzen  des  Gerichtes,  veranlaßt  die  Kommandie- 
rung oder  Beiziehung  der  Gerichtszeugen,  der  Mitrichter  und  der  sonstigen 
zur  Mitwirkung  bei  strafgerichtlichen  Amtshandlungen  berufenen  Personen, 
verfügt  den  Vollzug  der  strafgerichtlichen  Erkenntnisse  und  übt  endlich 
noch  den  sonstigen,  durch  die  Militärstrafprozeßordnung  vorgezeichneten 
Einfluß  auf  den  Gang  des  Verfahrens  aus.  Alle  in  gerichtlichen  Sachen  vor- 
kommenden Berichte,  Befehle  und  anderweitigen  Korrespondenzen  haben 
von  dem  Kommando  auszugehen,  welches  der  Gerichtsvorstand  bekleidet. 

Dem  Auditor  kommt  die  verantwortliche  Leitung  des  Gerichtes  zu. 
Sind  2  oder  mehrere  Auditore  bei  einem  Militärstrafgerichte  eingeteilt,  so 
hat  der  nach  Charge  und  Bang  höchste  die  Leitung  des  Gerichtes.  In  seiner 
Eigenschaft  als  Gerichtsleiter  verteilt  er  die  Geschäfte  und  bestimmt  die  Unter- 
suchungsrichter. Er  ist  befugt,  Untersuchungen  einem  Untersuchungsrichter 
abzunehmen  und    dieselben   einem  anderen  Richter   zu  übertragen.    Er  hat 
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auf  die  schleunige  Durchführung  der  Untersuchungen  sein  Augenmerk  zu 
richten,  die  Vortrüge  über  die  von  anderen  Auditoren  geführten  Unter- 
suchungen mit  zu  unterzeichnen  oder,  wenn  er  mit  dem  Schlußantrage  der- 
selben nicht  einverstanden  ist,  seine  Bemerkungen  beizufügen,  wichtigere 
Untersuchungsfälle  und  namentlich  schwierigere  Prozesse,  welche  gegen 
Offiziere  oder  Militärbeamte  anhängig  sind,  aber  nach  Tunlichkeit  selbät  zu 
führen.  Er  hat  endlich  den  Kanzlei-  und  Manipulationsdienst  zu  überwachen, 
das  Strafprotokoll  zu  führen  und  die  vorgeschriebenen  Eingaben  zu  ver- 
fassen. 

Die  im  Regimentsverbande  befindlichen  Auditore  haben  zunächst  die 
Untersuchungen  zu  führen,  welche  die  Angehörigen  des  Regiments  betreffen. 
Dem  Gerichtsleiter  bleibt  es  unbenommen,  dem  einem  Regimente  beigegebenen 
Auditor  auch  andere  Untersuchungen  zuzuteilen.  Bei  Untersuchungen,  welche 
gegen  Offiziere  eines  Regiments  anhängig  werden,  hat  der  Gerichtsherr  bei 
Anordnung  der  Untersuchung  zu  bestimmen,  ob  dieselbe  von  einem  heim 
zuständigen  Garnisonsgerichte  eingeteilten  Auditor  des  Regiments  oder  vom 
Gcrichtsleiter  oder  aber  von  einem  anderen  Auditor  des  Garnisonsgerichtes 
durchzuführen  ist. 

Zur  Verwendung  als  Schriftführer  sowie  zur  Besorgung  des  Kanzlei- 
und  Manipulationsgeschäftes  werden  jedem  Gerichte  vom  Militärstations- 
kommando ein  oder  mehrere  Unteroffiziere  zugewiesen. 

//)  In  der  gleichen  Weise  ist  auch  jedes  k.  k.  Landwehrgericht 
erster  Instanz  aus  dem  Gerichtsvorstand,  dem  Leiter  des  Gerichtes,  den 
dem  Gerichte  zugewiesenen  Untersuchungs-  und  Strafrichtern  und 
einem  Schriftführer  zusammengesetzt.  Gerichtsvorstände  sind  die 
Landwehrkommandanten.  Als  Leiter  der  Landwehrgerichte,  als  Unter- 
suchungsrichter und  Strafrichter  fungieren  die  bleibend  oder  zeitlich 
aktivierten  Offiziere  fllr  den  Justizdienst  in  ihrer  Eigenschaft  als  Landwehr- 
auditore, als  deren  Stellvertreter  im  Bedarfsfälle  Auditore  des  gemeinsamen 
Heeres,  beziehungsweise  der  Kriegsmarine.  Als  Mitrichter  sind  in  der  Regel 
nur  dem  Landwehrverbande  angeh('>rige  Personen  zu  verwenden,  was  auch 
dann  zu  geschehen  hat,  wenn  ein  Auditor  des  gemeinsamen  Heeres,  be- 
ziehungsweise der  Kriegsmarine  als  Untersuchungs-  oder  Strafrichter  requiriert 
wird.  Wenn  aber  die  Beistellung  der  Beisitzer  aus  dem  aktiven  Stande  der 
Landwehr  nicht  tunlich  ist,  so  sind  die  dem  Offiziersstande  angehörigen 
Beisitzer  aus  der  nichtaktiven  Landwehr  und,  wenn  deren  verfügbare  Zahl 
oder  jene  der  Mannschaftspersonen  nicht  ausreicht,  alle  oder  die  fehlenden 
Beisitzer  im  Einvernehmen  mit  der  Militärbehörde  des  gemeinsamen  Heeres, 
beziehungsweise  der  Kriegsmarine  aus  den  am  Sitze  des  Landwehrgerichte^ 
])efindlichen  Truppenabteilungen  des  gemeinsamen  Heeres  oder  der  Kriegs- 
marine zu  entnehmen. 

Bei  den  ungarischen  Landwehrgerichten  sind  in  der  Regel  nur 
ungarische  Landwehrpersonen  zu  verwenden.  Im  Mobilisierungs-  und  Kriegs- 
falle können  dieselben  auch  durch  Angehörige  eines  anderen  Teiles  der 
bewaffneten  Macht  vertreten  werden. 

2.  Auch  die  höheren  Gerichtsinstanzen  bestehen  überwiegend  au« 
Fachrichtern  und  nur  zum  kleineren  Teile  aus  Laienrichtern,  deren  Zahl  nur 
ausnahmsweise  eine  Verstärkung  zu  erfahren  hat. 

(n  Die  höheren  Gerichte  des  gemeinsamen  Heeres  setzen  sich 
zusammen   aus   einem   höheren   General   als   Präsidenten,  einem  höheren 
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Auditor,  der  Kanzleidirektor  und  zugleich  Referent  ist,  der  erforder- 
lichen Zahl  von  Auditoren,  die  als  Referenten  fungieren,  dann  aus  Audi- 
toren fllr  das  Sekretariat,  das  Ratsprotokoll  und  den  Konzeptsdienst,  endlich 
aus  dem  Kanzleipersonale. 

Der  Präsident  vertritt  das  Gericht  nach  außen  gegenttber  den 
Militär-  und  Zivilbehörden,  tiberwacht  unter  Mitwirkung  des  Kanzleidirektors 
die  Einhaltung  der  Geschäftsordnung,  fllhrt  den  Vorsitz  bei  den  Beratungen 
und  unterzeichnet  nebst  einem  der  Referenten  die  gerichtlichen  Ausferti- 
gungen. Der  Präsident  des  Militärobergerichtes  ist  berechtigt,  die  Aus- 
fertigung eines  Ratsbeschhisses,  welcher  nach  seiner  Ansicht  den  Grund- 
sätzen der  militärischen  Standesehre  und  Disziplin  oder  überhaupt  den 
militärischen  Interessen  widerstreitet,  zu  sistieren  und  die  Akten  unter  An- 
führung seiner  eigenen  Meinung  dem  Obersten  Militärgerichtshofe  vorzulegen. 

Der  Kanzieidirektor  leitet  den  inneren  Dienst  und  verteilt  die 
Geschäfte  unter  die  Mitglieder  des  Gerichtes.  Die  persönlichen  Angelegen- 
heiten des  Auditoriatspersonals  sind  ausschließlich  seinem  Referate  vor- 
behalten. 

Die  übrigen  Referenten  bearbeiten  die  ihnen  zugeteilten  Prozesse 
und  sonstigen  Geschäftsstücke  und  bringen  die  hierüber  verfaßten  Referate 
in  der  Ratssitzung  zum  Vortrage.  Die  Beschlüsse  werden  beim  Militärober- 
^erichte  in  Senaten  von  8  Auditoren,  beim  Obersten  Militärgerichtshofe  in 
Senaten  von  6  Richtern,  wovon  5  dem  Status  der  Auditore  angehören,  der 
sechste  aber  ein  aktiver  Generalmajor  sein  muß,  unter  dem  Vorsitze  des 
Präsidenten  nach  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Die  Abstimmung  findet  nach  der 
Rangordnung  der  Senatsmitglieder  von  oben  nach  unten  statt  Wenn  jedoch 
in  einer  Strafsache  zu  entscheiden  ist,  welche  infolge  des  vom  Präsidenten 
ausgeübten  Sistierungsrechtes  dem  Obersten  Militärgerichtshofe  vorgelegt 
wurde,  so  ist  der  ordentliche  Senat  durch  Beiziehung  von  4  weiteren  Stimm- 
dUbrern  aus  dem  Stande  der  aktiven  Generalmajore  und  Oberste  zu  ver- 
stärken. Die  Einberufung  dieser  Stimmführer  wird  durch  das  Reichskriegs- 
niinisterium  veranlaßt. 

Der  Sekretär  des  Gerichtes  und  die  zugeteilten  Auditore  haben 
den  Ratssitzungen  beizuwohnen,  die  Abstimmungen  aufzunehmen,  die  Be- 
schlüsse zu  formulieren,  das  Ratsprotokoll  zu  verfassen,  ferner  unter  Mit- 
wirkung des  übrigen  Konzeptspersonals  die  Ausfertigungen  des  Gerichtes 
zu  entwerfen.  Der  Sekretär  hat  außerdem  den  Kanzleidirektor  in  der  Hand- 
habung der  Geschäfts-  und  Kanzleiordnung  sowie  in  der  Führung  der  Vor- 
merkungen und  Abfassung  der  periodischen  Eingaben  zu  unterstützen. 

Zur  Besorgung  des  Kanzlei-  und  Manipulationsdienstes  sind  den 
höheren  Militärgerichten  Militärregistratursbeamte  und  andere  Hilfspersonen 
zugewiesen. 

h)  Das  ungarische  Landwehrobergericht  und  der  ungarische 
Oberste  Landwehrgerichtshof  sind  in  analoger  Weise  zusammengesetzt. 

III.  In  ihrer  gegenwärtigen  Organisation  unterscheiden  sich  die  >Iilitär- 
Htrafgerichte  von  den  bürgerlichen  Gerichten  des  heutigen  Rechtsstaates  in 
fundamentaler  Beziehung  und  zu  ihrem  Nachteile  vor  allem  durch  den  weit- 
gehenden Einfluß,  welchen  der  als  Gcrichtsherr  fungierende  Militärkommandant 
auf  den  Gang  des  Verfahrens  zu  üben  in  der  Lage  ist,  und  sodann  durch 
den  Mangel  an  Garantien  t'tir  die  Unabhängigkeit  der  bei  ihnen  tätigen 
Richter   und  Beisitzer.    Die  in  den  Organisationsvorschriften  ^^^^  i  enthaltene 

"20j  Sieh  oben  §  85  II. 
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Bestiiumunp:,  daß  die  höheren  Militärgerichte  in  Ausübung  ihrer  richterlichen 
Funktionen  selbständig  und  unabhängig  seien,  ist  in  Ermanglnng  solcher 
Garantien  ohne  rechtliche  Bedeutung. 


An  der  Grenzscheide  zwischen  der  Zivil-  und  der  militärischen  Strafgerichtwbarkcit 
bewegen  sich  die  Funktionen  der  Prisengerichte.  Die  Regelung  des  Verfahrens  iu 
Prisensachen  ist  als  ein  Ausfluß  der  höchsten  Kriegsgewait  zu  betrachten.  In  Ostt^r- 
reich  bestimmte  die  in  Gemäßheit  des  §  13  des  Grundgesetzes  vom  26.  Februar  1>G1 
erflossene  und  daher  Gesetzeskraft  besitzende  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  März  l^^A, 
K.-G.-Bl.  Nr.  31,  aus  Anlaß  der  von  der  dänischen  Regierung  gegen  die  österreichischeii 
Handelsschiffe  angeordneten  Feindseligkeiten,  daß  zur  Urteilsfällung  in  Betreff  der  von 
österreichischen  Kriegsschiffen  aufgebrachten  feindlichen  und  verdächtigen  Schiffe  uo<l 
ihrer  Ladungen  ein  Prisengericht  erster  Instanz  in  Triest,  ein  PriBengericht 
zweiter  Instanz  in  Wien  und  zur  Instruktion  tler  Prozesse  eine  Prisen  Unter- 
suchungskommission in  Pola  bestehen  solle.  Die  Untersuchungskommission 
war  unter  dem  Vorsitz  des  Hafenadmirals  aus  4  Stimmfilhrern,  nämlich  1  Marineauditor 
als  Untersuchungsrichter  und  Referenten,  1  zur  Ausübung  des  Richteramtes  befähigten 
Ziviljustizbeamten  und  2  unparteiischen,  auf  gewissenhafle  Erfüllung  ihrer  Obliegen- 
heiten beeidigten  Beisitzern  aus  dem  Handels-  oder  Bürgerstande,  dann  aus  1  Ziviljustiz- 
beamten und  eventuell  noch  weiteren  Hilfsbeamten  aus  dem  Stande  der  MarineverwaltimK 
zusammengesetzt.  Die  Minister  des  Äußern,  der  Justiz  und  der  Marine  waren  ermächtijft, 
in  ähnlicher  Weise  nach  Bedarf  auch  in  anderen  inländischen  Hafenplätzen  Prisenuntcr- 
suehungskommissionen  zu  bestellen  sowie,  wenn  Schiff  und  Ladung  nicht  mit  der  erforder- 
lichen Beschleunigung  in  einen  inländischen  Hafen  gebracht  werden  konnten,  den  öster- 
reichischen Konsulaten  in  auswärtigen  Häfen  einen  Teil  der  den  Untersuchungskoni- 
niissionen  zustehenden  Amtshandlungen  zu  Übertragen.  Die  Aufgabe  der  Kommissionen 
bestand  in  der  Führung  der  Untersuchungen,  der  Vorlage  der  spruchreifen  Akten  an 
das  Prisengericht  zur  Urteilsfällung  und  in  dem  Vollzug  der  Erkenntnisse.  Das  Prisen- 
gericht erster  Instanz  setzte  sich  zusammen  aus  dem  Präsidenten  des  Oberlandes- 
gerichtes in  Priest  als  Vorsitzenden,  ferner  aus  6  Stimmführern,  nämlich  3  Räten  d<'s 
Oberlandesgerichtes,  von  denen  einer  das  Referat  führte,  dem  Hafenadmiral,  1  Rate  der 
Zentralseebehörde  und  dem  Justizreferenten  des  Marinekommandos,  endlich  1  ProtokoUisten 
des  Oberlandesgerichtes.  Das  Prisengericht  in  Wien  bildete  die  zweite  und  letzte 
Instanz  über  die  infolge  einer  Berufung  dahin  gelangten  Prisenakten  und  bestand  aus 
dem  Präsidenten  oder  1  Senatspräsidenten  des  Obersten  Gerichtshofes  als  Vorsitzenden, 
ferner  aus  6  Stimmführem,  nämlich  3  Räten  des  Obersten  Gerichtshofes,  von  denen 
einer  das  Referat  führte,  1  Kontreadmiral,  1  Rate  des  Obersten  Militärgorichtithotes  und 
1  Rate  der  Handelsabteilung  des  Marineministeriums,  endlich  1  Hofsekretär  als  Protokoll- 
führer. Die  gleichen  (Jrundsätze  sollten  bei  Einsetzung  der  Prisen gerichte,  welche  die 
kaiserliche  Verordnung  vom  9.  Juli  1866,  R.-G.-Bl.  Nr.  90,  aus  Anlaß  des  Ausbruches  des 
Krieges  mit  Preußen  und  Itiilien  in  Aussicht  nahm,  zur  Richtschnur  dienen.  Fttr  Deutsch- 
land bestimmt  das  Gesetz  vom  3.  Mai  1884,  daß  der  Sitz  der  Prisengeriehte,  ihre  Zu- 
sammensetzung und  ihr  Verfahren  durch  kaiserliche  Verordnung  normiert  w^erden  soll. 
Doch  ist  eine  solche  Verordnung  bisher  nicht  erflossen.  (Vergl.  hierüber  StengeU 
Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes,  II.  Bd.,  S.  305  und  306.) 

§  153.  Die  der  Müitftrjnrisdiktioii  unterstehenden  PersononJ^^^ 

L  Der  Kreis  der  den  Militärstrafgeriehten  unterstehenden  Personen  ist 
gegenwärtig  in  den  einzelnen  Teilen  der  Monarehie  versehieden  gezogen. 

"-^)  Hajdecki,  a.  a.  0.,  S.  151  11*.,  und  Dangelmaie r.  Militärrechtliche  A'»- 
handlungen,  S.  68  fl'. 
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1.  In  den  im  Reichsrate  vertretenen  König^reichen  und  Län- 
dern gelten  derzeit  folgende  neuere  Bestimmungen:  ^^^-) 

r/1  Die  in  aktiver  Dienstleistung  befindlichen  Personen  des 
Soldatenstandes  des  gemeinsamen  Heeres  und  der  Kriegsmarine 
unteTStehen  derMilitärgerichtsbarkeit.  Durch  eine  zeitliche  Beurlaubung 
wird  die  aktive  Dienstleistung  nicht  unterbrochen  und  bleibt  daher  der 
Militiirgerichtsstand  auch  ftlr  zeitlich  beurlaubte  Personen  bestehen.  Die 
Militarjurisdiktion  erstreckt  sich  bei  diesen  Personen  auf  alle  gemeinen  und 
militärischen  Delikte. ^*^^) 

Bei  der  Militärverwaltung  angestellte  oder  verwendete  Per- 
sonen, welche  zu  den  Personen  des  äoldatenstandes  zählen, 
unterstehen  gleichfalls  den  Militärgerichten.  Dies  trifft  namentlich  zu  für 
die  Assistenzarztstellvertreter,  die  Pharmazeuten,  die  Veterinäre,  die  bei  den 
Vcrpflegsmagazinen  und  den  Militärbauabteilungen  eingeteilten  Einjährig- 
Freiwilligen  des  Soldatenstandes,  die  Büchsenmacher,  die  Meister  der  techni- 
8<'hen  Artillerie,  die  Kechnungsunteroffiziere  in  den  Anstalten  des  Trainzeug- 
wesens, in  den  Militärbildungsanstalten  und  im  militärgeographischen  Institute, 
die  Meister  und  Gesellen  bei  der  Monturverwaltungsbranche,  die  Pferdehirten 
(Czikos)  bei  der  Gestütsbranche  u.  s.  w. 

h)  Den  Militärgerichten  unterstehen  ferner  alle  bei  der 
Militärverwaltung  angestellten,  nicht  auf  die  Kriegsartikel 
beeidigten  aktiven  Heerespersonen,  welche  in  dem  dem  Gesetze 
vom  20.  Mai  1869  beigefügten  Verzeichnisse  angeführt  sind.  Zu 
diesen  Personen  gehi^ren  die  Militär-  und  Marinegeistlichen  von  der 
8.  Uangklasse  abwärts,  die  Auditore  mit  Ausnahme  der  nicht  genannten 
Praktikanten,  die  Militär-  und  Marineärzte,  die  Truppenrechnungsftihrer,  die 
Militärintendantursbeamten,  die  Militärverpflegsbeamten,  die  tierärztlichen 
Beamten  mit  Ausnahme  der  nicht  angeführten  Praktikanten,  die  technischen 
Beamten  des  Artillericzeugswesens,  Geniewesens  und  Trainzeugswesens,  das 
Aufsichtspersonal  in  den  Militär-  und  Marinestrafhäusern,  alle  übrigen 
Marinebeamten,  endlich  das  technische  Hilfspersonal  der  Militärverpflegs- 
anstalten  und  beim  Trainzeugswesen. 

Alle  anderen  aktiven  Heerespersonen,  welche  in  dem  Verzeichnisse 
nicht  genannt  sind,  unterstehen  den  Zivilstrafgerichten.  Zu  diesen  Personen 
gehören  jedenfalls  der  apostolische  Feldvikar,  der  Feldkonsistorialdirektor, 
die  Feldkonsistorialsekretäre  und  der  Feldsuperior,  die  geistlichen  Profes- 
soren, die  Auditoriats-  und  tierärztlichen  Praktikanten,  die  Militärrechnungs- 
kontroUsbeamten,  die  Beamten  des  Tierarzneiinstitutes,  die  Militärkassen- 
beamten, die  Militärregistratursbejimten,  die  Militärmedikamentenbeamten, 
die  Baurechnungsbeamten,  die  Beamten  und  das  technische  Hilfspersonal 
des  militärgeographischen  Institutes,  das  technische  Hilfspersonal  der  Genie- 
direktionen, die  Armeediener  u.  s.  w. 

Zweifelhaft  können  die  Jurisdiktionsverhältnisse  bezüglich  solcher 
Personenkategorien  werden,  welche   erst   durch   die  späteren  Organisations- 

»"2)  ö.  ü.  vom  20.  Mai  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  78,  betreffend  den  Wirkungskreis  der 
Militärgerichte,  und  Nachtragsgesetz  vom  11.  Juni  1884,  R.-G.-Bl.  Nr.  98,  ferner  ö.  G. 
vom  2.  April  1885,  R.-G.  Hl.  Nr.  93,  betreffend  die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  über 
die  Landwehr,  endlich  ö.  W.-G.  §  62,  '6.  L.-St.-G.  §  6  und  L.-V.-G.  f.  T.  u.  V.  §§  10  und 
2*1.  Vergl.  hierüber  den  Aufsatz  von  Schauer  „Zur  Frage  der  Zuständigkeit  der  Zivil- 
strafgerichte hinsichtlich  der  von  aktiven  Militärpersonen  begangenen  strafbaren  Hand- 
lungen-  in  der  Gerichtszeitung,   45.    Jahrgang   (1894),    Nr.    23.  —  >"3^    Vergl.  §  155  I. 
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Vorschriften  geschaffen  worden  sind.  Die  Beantwortung  dieser  Frage  wini 
vor  allem  davon  abhängig  sein,  ob  die  neu  geschaffenen  Kategorien  an  die 
Stelle  früherer  Standesgruppen  getreten  sind.  In  einem  solchen  Falle  unter- 
stehen diese  Personen  jener  Jurisdiktion,  welche  fUr  die  früheren  Gruppen 
maßgebend  gewesen  ist.  Darnach  werden  z.  B.  die  an  die  Stelle  der 
früheren  Unterärzte  gesetzten  Assistenzärzte  und  die  neuen  Militärbaubeamten 
(Militärbauingenieure  und  Militärbauwerksmeister j  ^*2*)  der  Militärjurisdiktion 
unterliegen. 

Das  Gleiche  wird  auch  von  der  neu  geschaffenen  Kategorie  der 
Artillerieingenieure  zu  behaupten  sein,  da  dieselben  die  neue  Gruppe  der 
technischen  Beamten  des  Artilleriezeugswesens  bilden. ^*^'^)  Ganz  neu  geschaffene 
Personenkategorien,  welche  der  inneren  Verwandtschaft  mit  früheren  Standes- 
gruppen entbehren,  wie  z.  B,  die  Militärlehrer,  werden  hingegen  der  Zivil- 
gerichtsbarkeit unterliegen.  ^^*^) 

Durch  das  Wehrgesetz  des  Jahres  1889  (§  62  al.  3),  welches  alle 
in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Personen  des  Heeres  und  der  Kriegs- 
marine den  militärischen  Strafgesetzen  unterwirft,  ist  an  dem  dargestellten 
Umfange  der  Militärjurisdiktion  nichts  geändert  worden,  weil  die  älteren 
speziellen  Rechtsnormen  gegenüber  den  neuen  allgemeinen  Bestimmungen 
des  Wehrgesetzes,  welche  demnach  einschränkend  interpretiert  werden  müssen, 
in  Kraft  geblieben  sind. 

Hinsichtlich  der  Landwehrpersonen  ist  dagegen  eine  ähnliche  Unter- 
scheidung im  Gesetze  vom  2.  April  1885  nicht  gemacht.  Es  sind  daher 
alle  im  Landwehrverbande  stehenden  Personen,  welche  dem  Aktivstand  der 
Landwehr  angehi^ren,  in  Strafsachen  der  militärischen  Jurisdiktion  unter- 
worfen. 

Das  Gleiche  gilt  auch  von  den  in  aktiver  Dienstleistung  befind- 
lichen Landsturmpersonen. 

c)  Die  Angehörigen  der  Reserve,  der  nichtaktiven  Land- 
wehr, der  Seewehr  und  des  nichtaktiven  Landsturmes,  dann  die 
nichtaktiven  Ersatzreservisten  und  die  dauernd  Beurlaubten, 
wozu  auch  die  uneingereihten  Rekruten  gehören,  unterstehen  regel- 
mäßig den  Zivilstrafgerichten.  Werden  dieselben  jedoch  zur  aktiven 
Dienstleistung  oder  zur  Waffenübung  einberufen,  so  unterstehen  sie  vom 
Tage  der  Einberufung,  d.  h.  vom  Tage  der  Zustellung  des  Einberufungs- 
befehles oder  der  legalen  Veröffentlichung  desselben,  beziehungsweise  wenn 
die  Einberufung  auf  einen  bestimmten  Tag  lautet,  von  diesem  Tage  an  der 
Militärgerichtsbarkeit.  Erfolgt  die  Präsentierung  vor  dem  bezeichneten  Tage, 
so  beginnt  die  Militärjurisdiktion  mit  dem  Tage  der  Präsentierung.  Diese 
Unterstellung  dauert  bis  zur  Beendigung  des  aktiven  Dienstes,  beziehungs- 
weise bis  zum  Austritte  aus  der  ärarischen  Verpflegung.  Die  Militilrgerichts- 
barkeit  erstreckt  sich  auch  bei  diesen  Personen  auf  alle  Delikte.  Nach  der 
ursprünglichen  Auffassung  der  Heeresverwaltung  '*^^ )  unterstanden  die 
genannten  Personen  selbst  während  der  Kontrollversammlungen  sowohl 
wegen  militärischer  als  auch  wegen  gemeiner  Delikte  der  Militärgerichts- 

^*2*)  Außgcsprochen  in  dem  im  Einvernehmen  mit  dem  J.-M.  erflossenen  Erl.  «Ich 
R.-K-M.  vom  5.  Juni  lb98,  Präs.-Nr.  2585,  X.-V.-Bl.  Nr.  21.  —  »«i)  So  Uajdecki, 
a.  a.  0.,  S.  152,  wogegen  Schauer  diese  Branche  zu  den  der  Ziviljurisdiktion  unter- 
worfenen Beamten  zälilt.  —  ^*^^)  Ausgesprochen  im  Punkt  XXIV  der  „(»rganisHtion  des 
k.  und  k.  Erziehungöinstituts  für  verwaiste  Ofüziergsöhne**.  —  **^")  V.  des  U.-K.-M.  vmu 
22.  August  1870,  Abt.  4,  Nr.  1866. 
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])arkeit.  Gegenwärtig*'*^^)  erstreckt  sich  jedoch  die  Militärgerichtsbarkeit 
in  solchen  Fällen  nur  auf  die  militärischen  Delikte.  Außerdem  sind  die 
erwähnten  Personen,  wenn  sie  vor  ihrer  Einberufung  zur  aktiven  Dienst- 
leistung das  Militärverbrechen  oder  Vergehen  der  Desertion  oder  Selbst- 
beschädigung ^**''^)  begangen  haben,  nach  ihrer  Einberufung  wegen  dieser 
Delikte  von  den  Militärgerichten  zur  Verantwortung  zu  ziehen.**^®)  Diese 
Bestimmung  gilt  auch  fiir  die  niohtaktiven  Landwehrpersonen. **3i^ 

Endlich  unterstehen  die  nichtaktiven  Personen  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1890,  R.-G.-B1.  Nr.  137,  der  Militärgerichts- 
barkeit auch  wegen  Nichtbefolgung  des  Einberufungsbefehles  zu  einer  mili- 
tärischen Dienstleistung.  **^2) 

Offiziere  der  Reserve,  des  Ruhestandes,  außer  Dienst,  der 
nichtaktiven  Landwehr  und  der  Seewehr  unterstehen  außer  der  Zeit 
einer  aktiven  Dienstleistung  oder  Waffentibung  gleichfalls  den  Zivilgerichten. 
Nur  in  dem  Falle,  wenn  sie  während  des  Hauptrapportes  oder  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Offiziere  in  Uniform  ein  militärisches  Delikt  begehen,  ist  für 
sie  auch  außer  der  Zeit  der  aktiven  Dienstleistung  die  Militärjurisdiktion 
begründet.  Stehen  Offiziere  des  Ruhestandes  mit  Superplus  der  Aktivitäts- 
gebühren bei  einer  Militärbehörde  in  Verwendung,  so  unterstehen  sie  sowohl 
wegen  militärischer  als  auch  wegen  gemeiner  Delikte  den  Militärgerichten. ^^^^) 

Die  gleichen  Normen  gelten  auch  für  die  nichtaktiven  Militär- 
beamten, soferne  sie  zu  jenen  Personen  zählen,  welche  im  Falle  ihrer 
aktiven  Dienstleistung  der  Militärgerichtsbarkeit  unterstehen. 

Die  in  Militärinvalidenhäusern  untergebrachten  Mannschafts- 
personen und  Offiziere  unterstehen  der  Militärgerichtsbarkeit.^^^*) 

d)  Den  Militärgerichten  unterstehen  alle  jene  Personen,  welche 
sich  im  Gefolge  einer  auf  Kriegsfuß  gesetzten  oder  außerhalb  der 
Grenzen  der  Monarchie  stehenden  Heeresabteilung  befinden  oder 
zum  Bemannungsstande  eines  ausgerüsteten  Kriegsfahrzeuges 
gehören.  Der  Militärjurisdiktion  unterliegen  daher  alle  in  einem  solchen 
Verhältnisse  befindlichen  Militärbeamten,  auch  wenn  sie  unter  normalen 
Zuständen  den  Zivilstrafgerichten  unterstehen,  und  selbst  Zivilpersonen. 

e)  Desgleichen  unterliegen  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  die 
Kriegsgefangenen,  die  unter  militärischer  Obhut  stehenden  Geiseln 
und  die  von  der  Kriegsmarine  eingebrachten  Seeräuber. 

/')  Im  Falle  einer  erfolgten  Kriegserklärung  oder  eines  aus- 
gebrochenen Krieges  unterstehen  wegen  der  gegen  die  Kriegsmacht 
des  Staates  begangenen  Verbrechen^^^'')  alle  Personen,  also  auch 
Zivilangehörige,  den  Militärstrafgerichten.  Den  Tag,  an  welchem 
diese  Erweiterung  der  Militärgerichtsbarkeit  eintritt  oder  aufhört,  liestimmt 
der  Justizminister  und  macht  denselben  amtlich  kund. 

Unter  der  gleichen  Voraussetzung  sind  auch  ohne  Unterschied  alle 
Personen  den  Militärstrafgerichten  unterworfen,  welche  einen  Soldaten  zum 

»*2S)  w.-G.  §  62  al.  4  und  G.  vom  2.  April  1885,  R.-G.-Bl.  Nr.  93,  §  2  Ziffer  1. 
Vergl.  hierüber  Mifidka,  a.  a.  0.,  S.  68  und  69  Anmerkung  3.  Unrichtig  Hajdecki, 
a.  a.  0.,  S.  156.  —  ^*^)  M.-gt.-G.  §§  183  bis  215,  beziehungsweise  §§  293  bis  298.  — 
'^30)  G.  vom  20.  Mai  1869,  R.-G.-Bl.  Nr.  78,  §  3  al.  2.  —  »"i)  G.  vom  2.  April  1885, 
R.-Ü.-Bl.  Nr.  93,  §  4  al.  3.  Vergl.  Ö.  Z.  f.  V.  1890,  Nr.  3,  S.  10  und  11.  —  "")  Vergl. 
§  165.  —  J"3^  V.  des  R.-K.-M.  vom  20.  September  1870,  Abt.  4,  Nr.  616,  Absatz  2.  — 
»«4)  Ib.  Absatz  1.  —  "3=^}  Vergl.  §  185  ff. 
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Verbrechen  oder  Verg^ehen  der  Nichtbefolgung  eines  militärischen  Einberofung's- 
befehles  verleiten.'*^'') 

g)  Wenn  eine  Heeresperson  vor  ihrer  Unterstellung  unter  die 
Militärgerichtsbarkeit  ein  gemeines  Delikt  begangen  hat,  so  blei!>  i 
das  Zivilstrafgericht  kompetent,  auch  wenn  das  gemeine  Delikt 
nach  Beginn  der  aktiven  Dienstleistung  entdeckt  wurde.  Trifft  in 
einem  solchen  Falle  mit  dem  vom  Zivilgericht  abzuurteilenden  Delikt  ein 
anderes  zusammen,  rücksichtlich  dessen  die  Militärjurisdiktion  Platz  greift, 
80  ist  zuerst  die  Untersuchung  durch  das  Militärgericht  durchzuführen,  es 
wäre  denn,  daß  das  erstere  Delikt  mit  dem  Tode  oder  mit  lebenslänglicher 
Kerkerstrafe  bedroht  ist.  Wird  eine  Person  unter  solchen  Umständen  sowohl 
von  dem  Militärstrafgerichte  als  auch  von  dem  Zivilstrafgeriehte  einer  straf- 
baren Handlung  für  schuldig  erklärt,  so  hat  das  Strafgericht,  welches  das 
spätere  Urteil  gefällt  hat,  bei  Bemessung  der  Strafe  auf  die  früher  zuerkannte 
Strafe  angemessene  Rücksicht  zu  nehmen. 

Wenn  aber  von  einer  der  Militärgerichtsbarkeit  unterstehenden  Person 
während  der  aktiven  Dienstleistung  ein  Militärdelikt  begangen  wurde, 
so  ist  nach  dem  Übertritte  dieser  Person  in  den  nichtaktiven  Stand 
von  den  Militärgerichten  nach  den  Militärstrafgesetzen  zu  verfahren,  sobald 
der  Täter  durch  die  Einberufung,  welche  alsbald  verfügt  wird,  wieder  unter 
die  Militärgerichtsbarkeit  getreten  ist,  gleichviel  ob  die  Tat  vor  oder  nach 
dem  Austritte  aus  der  aktiven  Dienstleistung  bekanntwurde.  Wegen  gemeiner 
Delikte  kann  nach  dem  Austritte  aus  der  aktiven  Dienstleistung 
eine  militärgerichtliche  Behandlung  nur  dann  stattfinden,  wenn  das  Delikt 
schon  früher  bekannt  war  und  DienstesrUcksichten  die  militärgerichtliche 
Untersuchung  erfordern. ^^'^^l 

Ist  endlich  eine  Person  aus  dem  Heeresverbande  gänzlich  aus- 
getreten, so  kann  dieselbe  wegen  früher  begangener  gemeiner  oder 
militärischer  Delikte  von  den  Militärgerichten  niemals  in  Untersuehun 
gezogen  werden.  In  einem  solchen  Falle  ist  vielmehr  die  Anzeige  an  das  kom 
petente  Zivilstrafgericht  zu  machen.  Wegen  eines  militärischen  Deliktes  soll  dies 
aber  nur  dann  geschehen,  wenn  dieses  Delikt  ein  auch  nach  dem  Zivilstraf- 
gesetzbuch zu  behandelndes  Verbrechen  oder  Vergehen  in  sich  schließt.**-*"' i 

2.  Für  Ungarn  müssen  in  der  Hauptsache  noch  immer  die  älteren 
Normen  als  maßgebend  angesehen  werden,  soweit  nicht  seither  diese  dero- 
gierende Anordnungen  erlassen  worden  sind.^^'^'') 

Darnach  wird  die  Militärgerichtsbarkeit  in  eine  ordentliche  und  eine 
außerordentliche  unterschieden. 

a)  Der  ordentlichen  Militärgerichtsbarkeit  unterliegen  folgende  Ueeres- 
personen  und  Angehörige  derselben: 

arf)  Alle  in  aktiver  Dienstleistung  befindlichen,  zum  Dienststande 
des  gemeinsamen  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  ungarischen  Landwehr 

1^30)  ö.  G.  vom  28.  Juni  1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  137,  §  6  Schluüalinea.  Vergl.  §  16»5. 
—  "37)  V.  des  R.-K.-M.  vom  22.  Au^niBt  1870,  Abt.  4,  Nr.  1726.  —  »la*^)  Reskript  des 
R.-K.-M.  vom  31.  Mai  1878,  Abt.  4,  Nr.  1086.  —  "3^)  Es  kommen  im  oiuzelneu 
namentlich  in  Betracht:  Die  Bestimmuiifcen  des  Patentes  vom  22.  Dezember  ISol.  dann 
die  auf  Grund  einer  a.  h.  E.  getroffenen  Anordnungen  vom  Jahre  1871  (sich  §  14^  \ 
endlich  die  Normen  des  W.-G.  vom  Jahre  1889  (§  62)  und  des  L.-St.-G.  vom  Jahre  18.S6 
(fei  6).  Die  neue  u.  St.-P.-O.  (G.-A.  XXXUI  vom  Jahre  1896)  hat  an  diesem  Rechtszustande 
nichts  gelindert,  vielmehr  im  §  83  ausdrücklich  erklärt,  daß  die  auf  den  Wirkungskreis 
der  Militärgerichte  bezüglichen  Vorschriften  durch  sie  nicht  berührt  werden. 
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gehörigen  Per^^onen,  ferner  die  Landsturmpersonen  vom  Tage  der  Einbe- 
rufung bis  zum  Tage  der  Entlassung; 

/>/>)die  inder  Versorgung  einesinvalidenhauses  stehenden  Offiziere 
und  Mannscliaftspersonen; 

ct'^  die  in  den  verschiedenen  Heeresverwaltungszweigen  und 
bei  den  Kommanden  angestellten  Personen  und  Diener  ohne  weitere 
Unterscheidung; 

(hl)  die  Gattinnen  und  die  minderjährigen  ehelichen,  ad- 
optierten oder  legitimierten  Kinder  der  der  Militärgerichtsbarkeit  unter- 
stehenden Personen,  soferne  sie  sich  nicht  abgesondert  vom  elterlichen 
Haushalte  selbst  ernähren.  Desgleichen  sind  die  unehelichen  Kinder 
der  Militärgerichtsbarkeit  unterworfen,  wenn  die  Mutter  derselben  zur  Militär- 
gerichtsbarkeit gehört  und  sich  diese  Unterstellung  nicht  bloß  auf  ein  vor- 
übergehendes Verhältnis  (z.  B.  das  Dienstbotenverhältnis)  gründet. 

Bei  der  Mannschaft  gilt  die  Unterstellung  nur  rücksichtlich  der  Gattinnen 
und  Kinder  der  nach  der  ersten  Klasse  verehelichten  Personen; 

cr^  die  mit  dem  Dienstgeber  in  gemeinschaftlichem  Haushalte  lebende 
Dienerschaft,  solange  dieses  Verhältnis  dauert; 

//')  jene  Personen,  welche  als  Angestellte  oder  ihres  Geschäftes 
wegen  bei  einer  auf  den  KriogsfuH  gesetzten  Heeresabteilung 
oder  im  Gefolge  einer  im  Auslande  stehenden  derartigen  Abteilung  sich 
befinden; 

////)  die  in  Ungarn  in  den  Militärerziehungs-  und  Bildungs- 
anstalten befindlichen  männlichen  Zöglinge; 

hh)  die  in  Kasernen,  Invalidenhäusern  oder  anderen  Militärgebäuden 
aufgenommenen  Portiere,  Aufseher  und  Hausknechte. 

//)  Der  außerordentlichen  Militärgerichtsbarkeit  hingegen  unterliegen 
insbesondere: 

rui)  Alle  nichtaktiven  Personen  des  gemeinsamen  Heeres,  der  Kriegs- 
marine und  der  Landwehr  in  Ansehung  der  militärischen  Delikte,  welche 
sie  während  der  Kontrollversammlung,  beziehungsweise  während  des  Haupt- 
rapportes oder  in  ihrer  Eigenschaft  als  Offiziere,  beziehungsweise  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Militärbeamte  in  militärischer  Uniform  begehen,  ferner  nach 
den  Bestimmungen  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXI  vom  Jahre  1890  und 
des  kroatisch-slavonischen  Gesetzes  vom  11.  Dezember  1890,  L.-G.  u.  V.-Bl. 
Nr.  2  ex  1891,  wegen  Nichtbefolgung  des  Einberufungsbefehles  zu  einer 
militärischen  Dienstleistung; 

hh)  die  beim  Heere  oder  bei  der  Heeresverwaltung  Angestellten  nach 
ihrem  Austritte  aus  der  aktiven  Dienstleistung  in  Ansehung  der 
bei  Ausübung  ihrer  Amts-  oder  Dienstobliegenheiten  begangenen 
Verbrechen,  dieselben  mögen  noch  während  ihrer  aktiven  Dienstleistung 
oder  erst  nach  ihrem  Austritte  aus  derselben  entdeckt  worden  sein; 

rc)  die  in  Festungen  und  sonstigen  Militärstrafanstalten  unter  mili- 
tärischer Obhut  verwahrten  Sträflinge; 

(lil)  die  Kriegsgefangenen  und  die  unter  militärischer  Obhut 
stehenden  Geiseln; 

er)  die  von  der  Kriegsmarine  eingebrachten  Seeräuber. 

3.  In  Bosnien  und  der  Herzegowina  endlich  unterliegen  der 
Militärstraf gerichtsbarkeit  nach  den   diesbezüglichen   Bestimmungen ^*^^)   im 

"^^)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  16.  Oktober  1882,  Abt.  4,  Nr.  2310,  N.- V.-Bl.  Nr.  113 

Paukt  IX. 
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allgemeinen  gleichfalls  alle  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Heeres- 
personen mit  Einschluß  der  in  aktiver  Dienstleistung  befindlichen  Mili- 
tärimame,  dann  die  in  Militärinvalidenhäusern  untergebrachten 
Offiziere  und  Mannschaftspersonen. 

IL  Nach  ihrer  gegenwärtigen  Einrichtung  stellen  sich  die  Militär- 
gerichte nicht  mehr  als  privilegierte  Qerichte  eines  bestimmten  Standes 
(Standesgerichte),  sondern  lediglich  als  Sondergerichte  dar.  Demgemäß 
ist  derzeit  ein  Verzicht  auf  den  Militärgerichtsstand  von  Seiten  der  ihm 
unterworfenen  Personen  nicht  zulässig.  Umgekehrt  können  auch  Ueerespersonen 
unter  Umständen,  speziell  bei  Standrechtsfällen,  der  Jurisdiktion  der  bUrger- 
liehen  Strafgerichte  unterstellt  werden.  ***^^) 


Die  Jurisdiktion  der  Militärgerichte  und  die  Grenzen  ihrer  Kompetenz  werden 
durch  die  historische  Entwicklung  bedingt.  Es  ist,  wie  bereits  Dangelraaicr  (Militär* 
rechtliche  Abhandlungen,  S.  71  flF.)  mit  Nachdruck  hervorgehoben  hat,  verfehlt,  sie  durch 
innere  Notwendigkeit  begründen  zu  wollen.  Vielmehr  hat  die  Militärgerichtsbarkeit  nur 
insoweit  eine  Existenzberechtigung,  als  die  besonderen  Zwecke,  die  Sicherung  der  Heeres- 
kraft und  der  militärischen  Ordnung,  nach  dem  augenblicklichen  Stande  der  Volkskrafte 
und  Volksanschauungen  durch  die  bürgerliche  Strafgerichtsbarkeit  nicht  sicher  erreicht 
werden  können.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erklärt  sich  auch  die  verschiedene 
Regelung  der  Militärjurisdiktion  zu  den  verschiedenen  Zeiten  und  in  den  verschiedenen 
Staaten.  So  kommt  es,  daß  sich  in  England  die  Militärstrafgerichtsbarkeit  schon  bisher 
grundsätzlich  auf  militärische  Delikte  beschränkte  und  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
XIX.  Jahrhunderts  auch  in  der  Gesetzgebung  anderer  Staaten  und  in  der  Theorie 
das  Bestreben  hervortritt,  die  bis  dahin  äullerst  ausgedehnte  militärgerichtliche  Juris- 
diktion mehr  und  mehr  einzuschränken  und  vor  allem  die  gemeinen  Delikte  der  Heeres- 
personen wenigstens  in  Friedenszeiten  wieder  der  Judikatur  der  bürgerlichen  Strafgerichte 
zu  unterwerfen.  Im  italienischen  Rechte  ist  denn  auch  bereits  die  Militärgerichts- 
barkeit prinzipiell  auf  die  Militärdelikte  beschränkt,  deren  Kreis  hier  aber  viel  weiter 
gezogen  wird  als  im  österreichischen  Rechte.  Die  neue  deutsche  Militärstrafgerichts- 
ordnung vom  Jahre  1898  hat  freilich  an  dem  alten  Grundsatze  des  preußischen  Rechtes, 
wornach  für  die  gemeinen  Delikte  der  aktiven  Heerespersonen  grundsätzlich  der  Militär- 
gerichtsstand  Geltung  haben  soll,  festgehalten,  ja  dieselben  im  §  11  sogar  dahin  erweitert^ 
daß  Heerespersonen  innerhalb  eines  Jahres  nach  Beendigung  des  die  Militärgerichtsbarkeit 
begründenden  Verhältnisses  wegen  einer  gegenüber  einem  früheren  militärischen  Vor- 
gesetzten aus  Anlaß  der  früheren  dienstlichen  Behandlung  verübten  Beleidigung,  Körper- 
verletzung oder  Herausforderung  zum  Zweikampfe  der  Militärgerichtsbarkeit  untennorfen 
sind.  Dagegen  ist  nunmehr  Frankreich  unter  dem  Einflüsse  der  Dreyfusaffaire  daran 
gegangen,  die  gemeinen  Delikte  von  der  Militärjurisdiktion  auszuschließen,  sofeme  sie 
nicht  in  Ausübung  des  Dienstes  beganojen  wurden  oder  sich  als  Tätlichkeiten  von  An*ce- 
hörigen  des  aktiven  Militärstandes  darstellen.  (Vergl.  hierüber  Weisl,  Der  neue  [mittler- 
weile angenommene]  Gesetzentwurf  betreffend  die  Reform  der  französischen  Militärstraf- 
prozeßordnung, 1902.)  Auch  in  Österreich-Ungarn  hat  es  schon  bisher  nicht  an 
Stimmen  ge.ehlt,  welche  die  gegenwärtige  Abgrenzung,  beziehungsweise  Ausdehnung 
der  Militärjurisdiktion  in  der  einen  oder  anderen  Hinsicht  bemängelten.  Ihre  Regelung 
kann  in  der  Tat  auch  nicht  als  befriedigend  erachtet  werden.  Schon  die  in  beiden 
Reichshälften  obwaltende  Verschiedenheit  der  Abgrenzung  gibt,  da  dieselbe  der  inneren 
Begründung  entbehrt,  zu  kritischen  Erörterungen  Anlaß.  Aber  auch  die  innerhalb  der 
einzelnen    Staatsgebiete   geltenden    Jurisdiktionsnormen    ermangeln  mehrfach  der  Fnltn»- 

***«)  (*).  St.-P.-O.  §  438. 
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richtigkeit  und  Zuverlässigkeit.  Es  gilt  dies  sowohl  von  den  neueren  österreichischen 
Jurisdiktionsgesetzen  als  auch  von  den  in  Ungarn  formell  noch  in  Kraft  stehenden 
Bestimmungen  des  Patentes  vom  22.  Dezember  1851.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum 
einzelne  Kategorien  der  Militä'rbeamtan  und  die  Gesamtheit  der  Landwehrbeamten  der 
Militärjurisdiktion  und  andere  Militärbeamten  wiederum  der  Zivilgerichtsbarkeit  unter- 
worfen wurden,  und  bezüglich  einzelner  Gruppen  von  Militärbeamten  ist  diese  Frage 
überhaupt  nicht  mit  voller  Sicherheit  zu  lösen.  Die  Unterstellung  der  in  Invalidenhäusern 
untergebrachten  Offiziere  und  Mannschaftspersonen  unter  die  Militärjurisdiktion  ist  schon 
von  Damianitsch  („Studien**,  S.  8  und  9)  mit  Recht  getadelt  worden,  da  diese  in 
ihren  körperlichen  und  häufig  auch  in  ihren  intellektuellen  Kräften  geschwächten  Per- 
sonen eher  eine  mildere  strafgerichtliche  Behandlung  verdienen.  Die  für  Ungarn  maß- 
gebenden Jnrisdiktionsnormen  müssen  schon  wegen  der  Unsicherheit  ihrer  Geltung  bean- 
ständet werden,  da  es  sehr  zweifelhaft  ist,  ob  die  Militärgerichte  die  darin  festgestellte 
Gerichtsbarkeit  in  vollem  Umfange  ohne  Widerspruch  der  Zivilstrafgerichte  gegenwärtig 
noch  in  Anspruch  zu  nehmen  vennögen.  Tatsächlich  scheint  in  der  Praxis  beispiels- 
weise die  Gerichtsbarkeit  über  die  Gattinnen  und  die  minderjährigen  Kinder  sowie  über 
die  in  gemeinschaftlichem  Haushalte  lebende  Zivildienerschaft  von  selten  der  Militär- 
strafgerichte nicht  mehr  ausgeübt  zu  werden.  (Vergl.  hierüber  Hajdecki,  a.  a.  0.,  S.  158.) 
Mehr  und  mehr  bricht  sich  femer  bei  uns  in  der  Theorie  die  Überzeugung  Bahn,  daß 
die  Kompetenz  der  Militärgerichte  auch  in  sachlicher  Beziehung  durch  Überweisung  der 
von  den  Heerespersonen  verübten  gemeinen  Delikte  an  die  Zivilstrafgerichte  einer  Ein- 
schränkung bedürfe.  Als  der  energischeste  Verfechter  dieser  Anschauungen  istMlH6ka 
zu  betrachten.  In  seiner  bereits  erwähnten  Streitschrift  „Ist  die  militärische  Strafgerichts- 
♦barkcit  auf  Militärdelikte  einzuschränken?"  (1899)  hat  er  am  eingehendsten  die  für  die 
Ausdehnung  der  militärgerichtlichen  Jurisdiktion  auf  die  gemeinen  Delikte  sprechenden 
Gründe  kritisch  gewürdigt  und  zu  widerlegen  versucht.  Er  unterscheidet  diese  Gründe 
in  innere,  welche  aus  dem  Wesen  der  Sache  fließen,  und  äußere,  welche  mehr  prak- 
tischer Natur  sind.  Im  einzelnen  werden  von  ihm  folgende  Gründe  namhaft  gemacht 
(S.  25  ft*.): 

1.  Die  militärische  Strafgerichtsbarkeit  sei  als  ein  Ausfluß  der  Kommando- 
Gewalt  zu  betrachten,  wogegen  die  bürgerliche  Strafgerichtsbarkeit  sich  als  ein  Ausfluß 
der  Staatsgewalt  darstelle.  Vermöge  dieses  Ursprunges  der  Militärstrafgerichtsbarkeit 
könne  von  einer  Unabhängigkeit  der  Militärgerichte  keine  Rede  sein  und  die  Kommando- 
gewalt fordere  es,  daß  alle  Straftaten  der  Heerespersonen  ihr  unterworfen  sein  müssen. 
Allein  die  militärische  Kommandogewalt  bildet  nur  einen  Bestandteil  der  Staatsgewalt, 
auch  die  militärischen  Gerichte  haben  bei  ihrer  Rechtsprechung  richterliche  Funktionen 
und  nicht  Verwnltungsfunktionen  zu  üben  und  die  Erreichung  des  durch  die  Kommando- 
gewalt zu  sichernden  Heereszweckes  hat  nichts  zu  tun  mit  der  Bestrafung  der  gemeinen 
Delikte; 

2.  die  Einheitlichkeit  der  Autorität  im  Heere  müsse  auch  auf  dem  Gebiete 
des  Strafrechtes  zur  Geltung  gebracht  werden.  Allein  auch  die  geltende  Gesetzgebung 
durchbricht  bereits  den  Grundsatz  der  Ausschließlichkeit  der  militärgerichtlichen  Juris- 
diktion durch  zahlreiche  Sonderbestimmungen; 

3.  die  militärische  Strafgerichtsbarkeit  soll  als  ein  militärisches  Erziehungs- 
mittel angesehen  werden  und  dies  müsse  auch  bezüglich  der  Ahndung  gemeiner  Delikte 
gelten.  Allein  demgegenüber  muß  betont  werden,  daß  die  Bestrafung  der  gemeinen 
Delikte  bei  Heerespersonen  nur  ganz  denselben  Zweck  verfolgen  kann  wie  bei  den 
übrigen  Bürgern; 

4.  die  militärische  Disziplin  erfordere  die  Bestrafung  auch  der  gemeinen 
Delikte  durch  die  Militärgerichte,  weil  jede  von  einem  aktiven  Soldaten  begangene 
Untat  zugleich  eine  Verletzung  der  militärischen  Disziplin  enthalte.    Allein  die  letztere 
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BehauptuDg  ist  augenscheinlich  unrichtig,  wie  auch  schon  daraus  liorvorgcht,  ilali  ilii» 
neueren  Militärstrafgesetzbücher  (die  französische,  italienische  und  die  deutsche  Gef»etz- 
gebung)  nur  das  militärische  Sonderstrafrecht  enthalten,  sonst  aber  auf  die  Bi'stiinuiuugon 
des  bürgerlichen  Strafgesetzbuches  verweisen; 

5.  die  Schleunigkeit  des  Verfahrens  erheische  das  Einschreiten  der  Militär- 
gerichte auch  bezüglich  der  gemeinen  Straftaten  der  Soldaten.  Allein  dieses  Argument 
bezieht  sich  auf  das  Gerichtsverfahren  und  nicht  auf  den  Gerichtsstand; 

6.  der  militärische  Dienstbetrieb  könne  durch  das  Eingreifen  der  Zivilstraf- 
gerichte leicht  gestört  werden.  Allein  auch  schon  gegenwärtig  findet  ein  solcht^s  Ein- 
greifen von  Seiten  der  Zivilgerichte  durch  Heranziehung  von  aktiven  Heeresa n gehörigen 
zur  Zeugenschaft  ohne  Schwierigkeiten  statt; 

7.  durch  das  Nebeneinanderbestehen  der  militärischen  und  der  btirgerliclien  Straf- 
gerichtsbarkeit könnten  leicht  Kompetenzkon flikto  heraufbeschworen  werden.  Allein 
die  Möglichkeit  solcher  Kompetenzkonflikte  besteht  auch  jetzt  und  es  können  jedenfalls 
Einrichtungen  zu  ihrer  Regelung  getroffen  werden; 

8.  da  im  Kriege  die  Militärgerichtsbarkeit  regelmäßig  auch  die  gemeinen  Delikte 
umfassen  müsse  und  die  Güte  der  Heereseinrichtungen  von  ihrer  Brauchbarkeit  für  den 
Krieg  abhängt,  so  erfordere  die  Verfassung  der  Militärgerichte  schon  im  Frieden  eine 
solche  Einrichtung,  die  auch  dem  Kriege  entspreche.  Allein  abgesehen  davon,  dal!  der 
Krieg  gegenwärtig  zumeist  ein  kurzer  Ausnahmszustand  ist,  darf  die  Justiz  schon  des- 
halb nicht  mit  anderen  Heereseinrichtungen  verglichen  werden,  weil  sie  ihren  Zweck  in 
sich  trägt  und  außerhalb  des  Heeres  steht; 

9.  die  Verhängung  der  militärischen  Nebenstrafen  verlange  das  Ein- 
schreiten der  Militärstrafgerichte  auch  bei  den  gemeinen  Delikten  der  Heerespersonen. 
Allein  diese  Begründung  ist  nicht  stichhaltig,  weil,  wie  die  besondere  kommissioneile 
Behandlung  der  wegen  gemeiner  Delikte  abgeurteilten  nichtaktiven  Heerespersonen  lehrt, 
auch  für  den  erwähnten  Zweck  Auskunftsmittel  gefunden  werden  können; 

10.  das  Richteramt  über  Heerespersonen  könne  nur  von  Personen  ausgeübt  werden, 
welche  Kenntnis  von  den  militärischen  Dingen  und  namentlich  von  der 
militärischen  Disziplin  besitzen.  Allein  diese  Forderung  muß  in  ihrer  konsequenten 
Durchführung  wieder  auf  die  standesgerichtliche  Epoche  zurlicktühren  und  es  wird  ihr  gegen- 
über nur  so  viel  zugestanden  werden  können,  daß  der  Richter  in  jedem  Falle  bestrebt 
sein  muß,  sich  in  die  gesamten  Verhältnisse  des  Beschuldigten  hineinzudenken  und  sein 
Seelenleben  so  weit  als  möglich  zu  erforschen; 

11.  das  militärische  Standesbewußtsein  sträube  sich  gegen  die  Unterordnung 
der  Heerespersonen  unter  die  bürgerliche  Strafgerichtsbarkeit.  Allein  dieser  Einwand 
gegen  die  Ausdehnung  der  bürgerlichen  Strafgerichtsbarkeit  stellt  sich  als  reines  Standes- 
vorurteil  dar  und  bedarf  daher  keiner  weiteren  Beachtung; 

12.  endlich  sprächen  auch  sprachliche  und  staatsrechtliche  Rücksichten 
für  die  Aufrechthaltung  der  militärgerichtlichon  Jurisdiktion  bezüglich  der  gemeinen 
Delikte,  indem  die  bürgerlichen  Strafgerichte  nicht  immer  sprachkundige  Richter  besalien, 
welche  im  stände  wären,  die  Untersuchung  und  Verhandlung  gegen  die  aus  anderssprachigen 
Gebieten  stammenden  Heerespersonen  zu  führen,  und  bei  dem  vorkommenden  Gamisons- 
Wechsel  die  Disparität  zwischen  dem  bürgerlichen  Strafrechtc  in  Österreich  einerseits 
und  in  Ungarn  andererseits  sich  störend  bemerkbar  machen  müsse.  Allein  bei  den 
heutigen  Dislokationsverhältnissen  der  österreichisch-ungarischen  Truppen  muß  es  als 
eine  Ausnahme  bezeichnet  werden,  wenn  ein  Heereskörper  in  einem  Lande  garnisoniert, 
dessen  Sprache  von  den  Angehörigen  dieses  Truppenkörpers  nicht  verstanden  wird,  und 
die  bisherige  Einheit  im  materiellen  Strafrecht  ist  für  die  Heerespersonen  auf  die  Dauer 
ohnehin  nicht  aufrecht  zu  erhalten,  weil  sich  das  einheitliche  materielle  Strafrecht  nut 
der  Zeit  zu  einem  materiellen  Standesrecht  umgestalten  muß. 
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B.  Das  materielle  Militärstrafrecht. 


§  154.  Geschichtliche  Bemerkungen. ^^^^) 

Die  Wurzeln  des  Militärstrafrechtes  reichen  bis  auf  die  bereits  im 
Mittelalter  für  einzelne  Feldzüge  erlassenen  „Kriegsgesetze"  zurück.  Das 
Bedürfnis  nach  Erlassung  solcher  Gesetze,  die  nunmehr  die  Bezeichnung 
„Artikelsbriefe"  erhielten,  machte  sich  namentlich  seit  dem XVI.  Jahrhunderte 
geltend,  indem  die  aus  sehr  verschiedenen  Elementen  zusammengesetzten 
SiUdnerheere  nur  durch  strenge  Strafgesetze  im  Zaume  gehalten  werden 
konnten.  Einen  derartigen  „Artikelsbrief"  erließ  in  Österreich  zuerst  Kaiser 
Max  I.  Im  Jahre  1508,  als  deren  Verfasser  Georg  von  Frundsberg 
genannt  ^vird.  Derselbe  war  für  die  Landsknechte  des  Kaisers  bestimmt, 
enthielt  aber  noch  keine  Strafbestimmungen,  sondern  nur  eine  Aufzählung 
der  Soldatenpflichten,  deren  Verletzung  nach  richterlichem  Ermessen  geahndet 
werden  konnte.  Diesem  Artikelsbriefe  Max'  I.  folgten  mehrere  andere  Kriegs- 
gesetze unter  Karl  V.  und  Ferdinand  L,  die  aber  an  Bedeutung  dem 
ersteren  nicht  gleichkamen.  Doch  enthielt  der  Artikelsbrief  Ferdinands  I. 
vom  Jahre  1527  für  die  meisten  Delikte  bereits  besondere  Strafsatzungen. 
Eine  wichtige  Förderung  erfuhr  aber  die  Entwicklung  der  Militärstrafgesetz- 
gebung  durch  die  Kriegsartikel  Maximilians  II.  Diese  sehr  bedeutsame 
Kodifikation  zerfiel  in  8  Bestandteile,  nämlich  die  Reiterbestallung,  die 
Fußknechtbestallung  und  eine  Vorschrift  über  die  Bestallung  und 
Abhaltung  des  Reiterrechtes.  Als  Verfasser  dieeer  Gesetze,  welche  auf 
dem  Reichstage  zu  Speier  im  Jahre  1570  zu  ReichFgesetzen  erhoben  wurden, 
wird  der  General  Lazarus  Schwendi  genannt.  Zugleich  erlangte  dadurch 
die  Constitutio  criminalis  Karls  V.  für  das  Militärstrafrecht  subsidiäre 
Geltung,  da  im  Falle  mangelnden  Kriegsgebrauches  das  gemeine  kaiserliche 
Recht  in  peinlichen  Sachen  anzuwenden  war. 

Von  diesen  Gesetzen  enthielt  namentlich  die  Reiterbestallung  ausführ- 
liche Bestimmungen  über  die  Soldatenpflichten  und  über  die  Bestrafung 
ihrer  \'erletzung.  Sie  blieb  bis  in  die  Mitte  des  folgenden  Jahrhunderts  in 
(fcltung  und  auch  das  im  Jahre  1617  aufgestellte  Reiterrecht,  das  als 
,,das  Waliensteinsche"  bezeichnet  wird  und  im  Dreißigjährigen  Kriege 
angewendet  wurde,  ist  nur  eine  neue  Auflage  dieses  Reiterrechtes.  Seit 
diesem  Kriege  sind  die  Militärstrafgesetze  entsprechend  der  Entwicklung 
der  stehenden  Heere  nicht  mehr,  wie  früher,  bloße  Kriegsgesetze,  sondern 
(iesetze  für  einen  besonderen  Stand. 

In  dem  Reichsabschiede  vom  Jahre  1641  wurde  die  Reiterbestallung 
verbessert  und  im  Jahre  1672  zu  Regensburg  ein  neuer  Artikelsbrief  für  die 
Reichsvölker  erlassen,  der  dann  im  Jahre  lb82  eine  Revision  erfuhr. 

Ftir  die  kaiserliche  Miliz  hatte  Ferdinand  III.  im  Jahre  1642  einen 
eigenen  Artikelsbrief  erlassen,  wt  Icher  durch  ein  Edikt  Leopolds  I.  vom 
Jahre  1665  revidiert  wurde.  Im  Jahre  1699  wurden  von  diesem  Monarchen 
neue  Kriegsartikel  herausgegeben,  welche  bis  zum  Erscheinen  des  Regle- 
ments für  die  Infauterie  und  Kavallerie  vom  Jahre  1768  in  Wirk- 
.'amkeit  verblieben.  Karl  VI.  vermehrte  den  Artikelsbrief  im  Jahre  1721 
durch  ein  Patent  wider  fremde  Werber  und  außerdem  reihten  sich  an  die 
Kriegsartikel  eine  große  Zahl    anderer    ergänzender  Anordnungen,  die  vom 

^**-)  Dangelmaier,  Geschichte  des  Militärstrafrechtes,  S.  35  ff.,  Weisl,  Das 
Hcerosstrafrocht,  S.  47  ff.,  und  Kleemann,  Genesis  und  Tatbestand  der  Militänlelikte 
S.  2  ff. 
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Monarchen  und  den  einzelnen  Regimentsinhabern  erlassen  wurden.  Danebeu 
war  auch  wahrend  dieser  Epoche  zunächst  die  Karolina  als  Rechtsquelle 
bezüglich  der  in  den  Kriegsartikeln  nicht  behandelten  gemeinen  Verbrechen 
in  Kraft  geblieben,  bis  durch  eine  hofkriegsrätliche  Verordnung  aus  dem 
Jahre  1769  die  peinliche  Halsgerichtsordnung  der  Kaiserin  Maria  Theresia, 
die  sogenannte  Theresiana,  für  das  Militär  kundgemacht  wurde.  Fortan 
galt  dieses  Gesetzbuch  nebst  der  ihre  Anwendung  näher  bestimmenden 
Strafnorma  vom  Jahre  1790,  die  allerdings  in  erster  Linie  Prozeßrecht 
enthielt,  aber  auch  materielle  Rechtsbestimmungen  zur  Geltung  brachte, 
rücksichtlich  der  gemeinen  Delikte  als  Strafgesetz  der  Heerespersonen.  Den 
Kriegsartikeln  des  Jahres  1768  waren  die  Kriegsartikel  für  die  öster- 
reichische Armee  vom  Jahre  1798  und  die  damit  fast  gleichlautenden 
Articuli  di  guerra  per  la  marina  vom  Jahre  1803  nachgebildet.  Die  in 
den  Jahren  1807  und  1808  durchgeführte  Umarbeitung  des  Dienstreglements 
hatte  sodann  die  Verfassung  neuer  Kriegsartikel  zur  Folge,  die  an  die  Spitze 
des  zweiten  Teiles  des  neuen  Reglements  im  Jahre  1808  gestellt  waren. 
Dieselben  wurden  mit  hofkriegsrätlicher  Verordnung  vom  14.  Februar  1815 
auch  für  die  Kriegsmarine  für  verbindlich  erklärt,  so  daß  die  für  die  Kriegs- 
marine erlassenen  Kriegsartikel  nur  hinsichtlich  der  den  Seedienst  betreffenden 
Bestimmungen  und  der  in  den  Kriegsartikeln  des  Jahres  1808  nicht 
behandelten  Materien  in  Wirksamkeit  verblieben. 

Die  Kriegsartikel  des  Jahres  1808  behandelten  bereits  militärische 
und  gemeine  Delikte,  nachdem  die  letzteren  mit  den  Normen  des  neuen 
allgemeinen  Strafgesetzbuches  vom  Jahre  1803  in  Übereinstimmung  gebracht 
worden  waren.  Sie  blieben  samt  den  verschiedenen  Nachtragsnormen  bis 
zum  Erscheinen  des  gegenwärtig  geltenden  Militärstrafgesetzbuches  in  Kraft. 

Allein  die  durch  das  G.^setzbuch  des  Jahres  1803  bewirkte  Fortbildung 
des  allgemeinen  Strafrechtes,  namentlich  aber  die  Notwendigkeit,  feste 
Strafsätze  an  die  Stelle  der  bisher  zumeist  vom  richterlichen  Ermessen 
oder  vom  Kriegsgebrauch  abhängig  gemachten  unbestimmten  Strafen  zu  setaen, 
gaben  endlich  dazu  Veranlassung,  daß  die  österreichische  Regierung  eine 
umfassende  Kodifikation  des  materiellen  Militärstrafreehtes  ins  Auge  faßte. 
Die  Arbeiten  hiefür  begannen  bereits  im  Jahre  1830.  Als  Grundlage  dienten 
hiebei  einerseits  die  Kriegsartikel  vom  Jahre  1808,  beziehungsweise  der 
Artikelsbrief  Leopolds  I.  und  andererseits  rücksichtlich  der  gemeinen  Delikte 
das  bürgerliche  Strafgesetzbuch.  Im  Jahre  1837  wurde  von  Kaiser  Ferdinand  I. 
die  Revision  der  bereits  vorliegenden  Arbeiten  anbefohlen  und  mit  dieser 
Aufgabe  der  damalige  Militärappellationsrat  Bergmayr  betraut.  Der  im 
Jahre  1842  vollendete  Entwurf  erhielt  jedoch  nicht  die  kaiserliche  Sanktion. 
Mit  Entschließung  von  29.  September  1850  befahl  hierauf  Kaiser  Franz 
Josef  I.  die  Wiederaufnahme  der  Arbeiten  und  der  von  einer  Kommission 
unter  dem  Vorsitze  des  nunmehrigen  Hofrates  Bergmayr  revidierte  Entwurf 
erhielt  endlich  am  15.  Jänner  1855  die  Sanktion. 

Infolge  dieser  Kodifikation  sind  alle  bis  dahin  in  der  gleichen  Materie 
erlassenen  Anordnungen  außer  Kraft  getreten.  Die  Kriegsartikel  h<5rten  nun- 
mehr auf,  den  Kern  des  materiellen  Militärstrafrechtes  zu  bilden;  dieselben  ent- 
halten fortan  keine  selbständigen  Strafandrohungen,  sondern  sind  lediglich  als 
ein  Auszug  aus  der  unter  Anlehnung  an  das  Militärstrafgesetzbuch  normierten 
militärischen  Pflichtenlehre  zu  betrachten. 

Auch  das  Gewohnheitsrecht  ist  jetzt  aus  den  Quellen  des  Militärstraf- 
rechtes  eliminiert,   indem   der   den    modernen  Kodifikationen   eigentümliche 


521 

Grundsatz  ^nullum  crimen  sine  lege"  auch  im  Militärstrafgesetzbuche  (Ar- 
tikel V  des  Kundmachungspatentes)  zur  ausnahmslosen  Regel  erhoben  wurde. 

Seither  haben  die  Bestimmungen  des  Militärstrafgesetzbuches  mehrfache 
Ergänzungen  durch  Novellen  und  durch  die  bürgerliche  Strafgesetzgebung 
erfahren.  Als  Novelle  ist  insbesondere  zu  nennen  das  Gesetz  vom  28.  Juni 
1890,  R.-G.-B1.  Nr.  137,  beziehungsweise  der  ungarische  Gesetzartikel  XXI 
vom  Jahre  1890  und  das  kroatisch-slavonische  Gesetz  vom  II.  Dezember  1890, 
L.-G.  u.  V.-Bl.  Nr.  2  ex  1891,  über  die  Nichtbefolgung  eines  Militärein- 
berufungsbefehles und  die  Verleitung  hiezu.  Größer  ist  die  Zahl  jener 
Ergänzungen,  welche  durch  die  Änderung  oder  Erweiterung  der  bürgerlichen 
Strafnormen   für   das   materielle  Militärstraf  recht  herbeigeführt  worden  sind. 

Auf  der  anderen  Seite  sind  auch  einzelne  Bestimmungen  des  Militär- 
strafgesetzbuches mit  Rücksicht  auf  die  geänderten  Verhältnisse  der  Wehr- 
ordnung als  obsolet  zu  betrachten  oder  durch  ausdrückliche  Gesetzes- 
bestimmungen außer  Kraft  gesetzt  worden.  Dazu  gehören  insbesondere  die 
Bestimmungen  über  die  auf  eigene  Satzungen  verpflichteten  Heerespersonen, 
über  die  körperliche  Züchtigung,  die  Einreihung  der  Verbrecher  in  Disziplinar- 
kompagnien,  über  die  Verwirkung  des  Anspruches  auf  Achtung  anderer  u.  a.^***) 

Mit  der  Zirkularvei  Ordnung  des  Reichskriegsministeriums  vom  16.  Ok- 
tober 1882,  Abteilung  4,  Nr.  2310,  N.-V.-Bl.  Nr.  113,  wurde  das  Militär- 
strafgesetzbuch mit  einigen  Modifikationen  auch  für  die  Angehörigen  der 
bewaflneten  Macht  von  Bosnien  und  der  Herzegowina  in  Kraft  gesetzt. 

1.  Allgemeiner  Teil.**^^) 

§  loo.  Die  strafbaren  Handlungen  nnd  ihre  Einteilung. 

I.  Nach  dem  Militärstrafgesetzbuche***'')  werden  die  darin  nor- 
mierten strafbaren  Handlungen  unterschieden  in: 

1.  Militärverbrechen  und  Vergehen.  Dies  sind  Verletzungen  der 
besonderen  militärischen  Standespflichten,  insoferne  dieselben  vom  Gesetze 
als  Verbrechen  oder  Vergehen  erklärt  sind.  Eines  Militär\'erbrechens  können 
sich  nur  die  Soldaten  im  engeren  Sinne  des  Wortes  schuldig  machen,  welche 
d  urch  d  e  n  F  a  h  n  e  n  e  i  d  die  Beobachtung  der  militärischen  Standespflichten  ange- 
lo])t  haben. ^^^^^j  Hiebei  ist  es  gleichgültig,  ob  dieselben  zum  streitbaren  oder  nicht 
streitbaren  Stande  gehören.  Alle  übrigen  Heerespersonen  (Militärgeistliche, 
Auditore,  Militärärzte,  Truppenreehnungsführer,  Militärbeamte  und  Gagisten 
ohne  Rangklasse)  können  sich  regelmäßig  eines  Militärverbrechens  oder  Ver- 
gehens nicht  schuldig  machen.  Nur  ausnahmsweise,  und  zwar  nur  vorüber- 
gehend, können  auch  diese  Heerespersonen  und  selbst  Zivilprofessionisten 
Subjekte  von  Militärdelikten  werden,  nämlich  während  der  Dauer  ihrer  Ein- 
schifinng  auf  einem  Kriegsschiff'e,  da  sie  in  diesem  Falle  durch  den  ge- 
legentlich der  Musterung  des  Schififes  abzulegenden  Flaggeneid  die  Er- 
füllung der  militärischen  Dienstpflichten  angeloben.***^) 

Der  durch  die  Ablegung  eines  Militärbeamteneides  erloschene  Soldaten- 
eid lebt  von  selbst  wieder  auf,  sobald  die  betreffende  Heeresperson  zum 
Soldatenstande  zurückkehrt. 


U43^  Vergl.  hierüber  die  folgenden  Paragraphe.  —  ****)  Dangelmaie r,  Die 
Militärverbrechen  und  Vergehen,  S.  1  fF.,  Weisl,  Das  Heeresstra frech t,  S.  72  ff.,  und 
Kleemann,  Genesis  und  Tatbestand  der  Militärdelikte,  S.  19  ff.  —  ^**^)  Art.  II  des 
Kimdmachungspatentes.  —  "*^)  Art.  III  des  Kundmachungspatentes  und  M.-St.-G.  §  142. 
—  1*^7)  M.-D.-R.  III.  T.  Punkt  87. 
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Vordem  standen  außer  Soldaten  auch  Personen  in  militärischer  Dienst- 
verpflichtung, welche  auf  eigene  Satzungen  beeidet  waren  und  we^en 
Verletzung  der  Dienstpflichten  nicht  nach  den  Kriegsartikeln,  sondern  nach 
den  gelindere  Ötrafsätze  enthaltenden  Satzungen  beurteilt  wurden.  Gegen- 
wärtig- sind  jedoch  diese  Personen  (die  Angehörigen  der  Traintruppe,  der 
Gestiltsbranche,  der  Montur Verwaltungsanstalten  und  der  Verpflegsanstalten ) 
sämtlich  auf  den  Soldateneid  verpflichtet  und  werden  nicht  mehr  nach 
eigenen  Satzungen  beurteilt. 

Bei  allen  Erhebungen  über  Militärverbrechen  und  Militärvergehen  muß 
nachgeforscht  und  nachgewiesen  werden,  daß  der  Beschuldigte  zur  Zeit  der 
Begehung  der  strafbaren  Handlung  den  militärischen  Diensteid  abgelegt 
hatte  und  noch  in  Militärdienstverpflichtung  gestanden  ist.^****) 

2.  Verbrechen  wider  die  Kriegsmacht  des  Staates.  Durch  diese 
Delikte  wird  nicht  das  eigentliche  militärische  Pflichtverhältnis,  wohl  aber 
werden  dadurch  die  auf  die  Wehrmacht  Bezug  nehmenden  Vorkehrungen  ver- 
letzt. Dieselben  krmnen  auch  von  Zivilpersonen  begangen  werden. 

3.  Gemeine  Verbrechen  und  Vergehen.  Dies  sind  jene  Delikte, 
deren  sich  die  Heerespersonen  durch  Verletzung  der  ihnen  obliegenden  all- 
gemeinen Staatsbürgerpflichten  schuldig  machen.  Durch  Aufnahme  dieser 
Kategorie  von  Delikten  zeigt  das  österreichische  Militärstrafgesetzbuch  noch 
Anklänge  an  die  frühere  ständische  Rechtsepoche,  während  die  neueren 
Strafgesetzbücher  bereits  auf  dem  Standpunkte  stehen,  daß  nur  die  eigent- 
lichen Militärdelikte  den  Gegenstand  der  Militärstrafgesetzgebung  zu  bilden 
und  die  gemeinen  Delikte  der  Heerespersonen  der  bürgerlichen  Strafgesetz- 
gebung, wenn  auch  nicht  notwendig  der  Jurisdiktion  der  bürgerlichen  Straf- 
gerichte, zuzufallen  haben.  *^*^) 

II.  Von  der  Doktrin  werden  als  eine  besondere  Kategorie  der  ge- 
meinen Delikte,  welche  zwischen  diesen  und  den  eigentlichen  Militärdeliktcu 
stehen,  die  militärisch  qualifizierten  gemeinen  Delikte  unterschieden. 
Es  sind  dies  strafbare  Handlungen,  welche  entweder  mit  dem  militärischen 
Dienste  in  Zusammenhang  stehen  oder  besonderer  Umstände  wegen  strenger 
bestraft  werden,  als  dies  nach  den  analogen  Normen  des  Zivilstrafrechtes 
der  Fall  wiire.  Das  österreichische  Militärstrafgesetzbuch  macht  diese  Tnter- 
Kcheldung  nicht,  sondern  reiht  die  militärisch  qualifizierten  gemeinen  Delikte 
unter  die  übrigen  gemeinen  Verbrechen  und  Vergehen  ein. 

III.  Kriegsdelikte  im  engsten  Sinne  werden  von  der  Theorie  einige 
Delikte  genannt,  welche  nur  in  Kriegszeiten  oder  bei  Bekämpfung  innerer 
Unruhen  begangen  werden  können.  Solche  Delikte  sind:**'^^) 

a)  Feigheit; »^^^) 

h\  Einverständnis  mit  dem  Feinde ;*^''^) 

f)  unerlaubtes  oder  unzeitgemäßes  Beutemachen ^*^^)  und 

(h  Plünderung.  ^^''-M 

IV.  Keinen  Gegenstand  des  Militärstrafrechtes  im  engeren  Sinne  bilden 
die  militärischen  Disziplinarvergehen.  Danmter  werden  jene  minder 
gefährlichen  und  unbedeutenderen,  dem  Militärdienste  oder  der  militärischen 
Zucht  und  Ordnung  widerstreitenden  Handlungen    und  Unterlassungen   ver- 

i*»**;  M.-St.-P.-O.  §  101.  —  "^^)  Auf  diesem  Standpunkte  steht  z.  B.  da»  deutsche 
MilitärBtrafgesetzbuch  vom  20.  Juni  1872.  —  1*^0)  \Qr^\,  hierüber  Weisl,  Da»  Heercs- 
htrafrecht,  S.  lül  und  102.  —  i^")  M.-St.-G.  §  243  ff.  Vergl.  §  170.  —  i*^^)  \\^  §§  327 
und  32S.  Vergl.  §  188.  -  1«";  Ib.  §§  264,  269  lit  d)  und  270,  ferner  §  492  ff.  Vergl.  §  172. 
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standen,  welche  regelmäßig  von  den  mit  der  Ausübung  der  militärischen  Dis- 
ziplinargewalt betrauten  Heeresorganen  nach  besonderen  Strafnormen  ge- 
ahndet werden.  Nur  ausnahmsweise  sind  auch  solche  Handlungen  der 
militärgeriehtlichen  Bestrafung  zu  unterwerfen. ^^•'^^) 

§  156.  Geltungsbereich  des  Militär  Strafgesetzbuches. 

I.  Das  territoriale  Geltungsgebiet  des  Militärstrafgesetzbuches  er- 
streckt sich  auf  das  gesamte  Gebiet  der  beiden  Reichshälften.  Auch  Aus- 
länder, welche  der  Militärgerichtsbarkeit  zeitlich  unterstehen  und  im  In- 
lande  während  dieser  Zeit  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  verüben,  wie  iris- 
])esondere  Kriegsgefangene,  beim  Heere  sich  aufhaltende  fremde  Untertanen, 
ferner  Fremde,  welche  wegen  eines  ausschließlich  den  Militärgerichten  zu- 
gewiesenen Deliktes  ergriffen  werden,  sind  vermöge  des  Territorialprinzips 
nach  dem  Militärstrafgesetzbuche  zu  behandeln. **^^)  Zum  Inlande  gehören 
gemäß  der  hofkriegsrätlichen  Verordnung  vom  13.  Juni  1833  auch  die 
Kriegsschiffe  sowie  die  Handelsschiffe,  soferne  dieselben  nach  den  Normen 
des  Völkerrechtes  als  ein  Bestandteil  des  österreichisch-ungarischen  Staats- 
gebietes anzusehen  sind.  Seit  dem  Jahre  1882  gilt  das  Militärstrafgesetzbuch, 
A\ae  bereits  erwähnt  ^vurde,  samt  allen  nachträglich  erflossenen  Abänderungen 
und  Ergänzungen,  jedoch  mit  Ausschluß  jener  Bestimmungen,  welche  eine 
Schmälerung  der  bürgerlichen  Handlungs-  und  Rechtsfähigkeit  androhen, 
auch  in  Bosnien  und  der  Herzegowina. 

Dieser  Begriff  des  territorialen  Geltungsgebietes  kann  seit  der  Be- 
gründung der  dualistischen  Verfassung  unter  Umständen  Einschränkungen 
erfahren,  so  daß  als  Inland  für  den  Bereich  der  diesseitigen  Reichshälfte 
nur  die  Reichsratsländer  und  für  den  Bereich  der  jenseitigen  Reichshälfte 
nur  die  Länder  der  ungarischen  Krone  zu  betrachten  sind.  Die  Militär- 
gerichte müssen  diesen  Begriff  des  Inlandes  namentlich  beachten,  wenn  sie 
die  Landesverweisung  über  Angehörige  der  anderen  Reichshälfte  zu  ver- 
hängen haben.  Dieselbe  wird  in  einem  solchen  Falle,  soweit  sie  überhaupt 
zulässig  ist,  nur  für  den  Bereich  der  österreichischen  oder  der  ungarischen 
Reichshälfte  verhängt  werden  können.  In  diesem  Sinne  müssen  daher  gegen- 
M'ärtig  die  Bestimmungen  über  die  Landesverweisung,^^^^')  welche  sich  bei 
Ausländern  auf  sämtliche  Länder  des  Kaiserstaates  erstrecken  soll,  als 
abgeändert  betrachtet  werden.**^"') 

Gegenüber  dritten  Staaten  erstreckt  sich  aber  der  Inlandsbegriff  auf 
die  ganze,  im  internationalen  Verkehre  als  Einheit  auftretende  österreichisch- 
ungarische Monarchie  und  auch  auf  Bosnien  und  die  Herzegowina.  An- 
gehörige einer  der  beiden  Reichshälften  oder  Bosniens  dürfen  daher  wegen 
einer  außerhalb  der  Monarchie  begangenen  strafbaren  Handlung  von  den 
Militärgerichten  der  anderen  Reichshälfte  oder  Bosniens  niemals  an  das 
Ausland  ausgeliefert  werden. 

IL  In  persönlicher  Beziehung  wird  die  Geltung  des  Militärstraf- 
gesetzbuches in  erster  Linie  durch  die  Militäreigenschaft  und  in  zweiter 
Linie  sodann  durch  die  Staatsbürgerschaft  bestimmt.  In  ersterer  Beziehung 
fällt  der  Geltungsbereich  des  Gesetzbuches  im  allgemeinen  mit  den  Normen 
über  den  Militärgerichtsstand  zusammen.  In  letzterer  Beziehung  aber  ist 
zu  bemerken,  daß  die  der  Militärgerichtsbarkeit  unterstehenden  Staatsbürger 


^***)   Vergl.  §  160  II   (Rückfall)  und  §  208  I.  —  "")  M.-St.-G.  §  103.  —  i««)  n^ 
§  44.  —  1**')  Vergl.  hierüber  Weisl,  Das  Heeresstrafrecht,  S.  193  und  194. 
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vermöge   des  Personalitätsprinzipes   dem  Militärstrafgesetzbache    auch 
bezüglich  der  im  Auslande  begangenen  Delikte  unterworfen  bleiben. 

Die  im  bürgerlichen  Strafgesetzbuche  (§§  36  und  235)  gemachte 
Unterscheidung  zwischen  Verbrechen  der  Inländer,  die  ausnahmslos  bestraft 
werden,  und  Vergehen  der  Inländer,  die  nur  dann  bestraft  werden,  wenn 
sie  nicht  im  Auslande  bereits  bestraft  oder  nachgesehen  worden  sind,  ist 
dem  Militärstrafgesetzbuche  unbekannt,  indem  nach  demselben  bei  Ver- 
brechen oder  Vergehen  die  erlittene  Ahndung  immer  in  die  nach  dem 
hierländischen  Gesetze  zu  verhängende  Strafe  einzurechnen  ist.**^*^) 

III.  Vermöge  des  Real-  oder  Schutzprinzipes  findet  das  Militär- 
strafgesetzbuch auch  auf  die  im  Auslande  von  Fremden  begangenen  Ver- 
brechen des  Hochverrates,  der  Verfälschung  der  inländischen  öffentlichen 
Kreditpapiere  und  Münzen  sowie  auf  die  Verbrechen  wider  die  Kriegsmacht 
des  Staates  Anwendung,  wenn  die  betreffenden  Fremden  unter  die  Militär- 
gerichtsbarkeit getreten  oder  wegen  eines  Verbrechens  wider  die  Kriegs- 
macht des  Staates  zur  Kriegszeit  im  Feindeslande  ergriffen  worden  sind.^**^) 
Hinsichtlich  anderer  von  Fremden  im  Auslande  verübter  Verbrechen  ist  zu 
unterscheiden,  ob  mit  dem  fremden  Staate,  in  dessen  Gebiete  das  Ver- 
brechen verübt  wurde,  ein  Auslieferungsvertrag  besteht  oder  nicht  In  ersterem 
Falle  sind  die  Bestimmungen  des  Auslieferungsvertrages  zu  beobachten.**'^") 
Im  anderen  Falle  ist  mit  dem  betreffenden  Staate  wegen  Auslieferung  des 
Ausländers  im  Wege  der  militärischen  Zentralbehörde  zu  verhandeln;  weigert 
aber  dieser  Staat  die  Übernahme  des  Verbrechers,  so  sind  vermöge  des 
Weltrechtsprinzipes  gegen  denselben  die  Bestimmungen  des  Militärstraf- 
gesetzbuches anzuwenden,  wenn  sie  rücksichtlich  des  abzuurteilenden  Ver- 
brechens mildere  Normen  enthalten  als  die  Strafgesetze  des  Tatortes;  trifft 
dies  nicht  zu,  so  sind  die  letzteren  Strafgesetze  von  dem  inländischen 
Militärgerichte  anzuwenden. **^*) 

In  gleicher  Weise  hat  die  oberste  Militärbehörde  bezüglich  eines 
Fremden,  welcher,  nachdem  er  ein  Verbrechen  im  Auslande  verübt,  in 
(»sterreichisch-ungarische  Militärdienste  tritt,  zu  entscheiden,  ob  er  wegen 
dieses  Verbrechens  von  dem  hierländischen  Militärgerichte,  und  zwar  unter 
Berücksichtigung  der  gelinderen  Strafbestimmungen  des  Tatortes  zu  be- 
strafen oder  an  den  fremden  Staat  auszuliefern  sei.***'^) 

Fremde,  welche  aus  dem  fremdländischen  Kriegsdienste  entwichen  und 
unter  die  Militärgerichtsbarkeit  getreten  sind,  müssen,  wenn  mit  dem  be- 
treffenden Staate  ein  Desertionskartell  besteht,  ausgeliefert  werden. 
Besteht  ein  solcher  Vertrag  nicht,  so  kann  gegen  solche  Fremde  nur  dann 
gerichtlich  verfahren  werden,  wenn  sie  neben  der  Desertion  noch  eines 
anderen  Verbrechens  beschuldigt  sind.  In  einem  solchen  Falle  sind  sie  dann 
wie  andere  Fremde  zu  behandeln,  d.  h.  entweder  auszuliefern  oder  nach 
dem  Militärstrafgesetzbuche  unter  Berücksichtigung  der  allenfalls  milderen 
Straf bestimmungen  des  Tatortes  zu  behandeln. **^^J 

i**^)^.-St.-G.  §  102.  —  "*9)  Ib.  §  104.  —  "6ö)  Ib.  §  105  al.  2.  —  "«)  Ji,.  §§  i05 
al.  1  und  106.  —  i*«^)  Hy  §  107.  —  1*63)  n^  §  108.  Ein  Desertionskartell  besteht  gegen- 
wärtig nur  mit  dem  Deutschen  Reiche,  und  zwar  auf  Grund  einer  mit  dem  Deutschen 
Bunde  am  10.  Februar  1831  abgeschlossenen  Konvention.  Die  Rechtswirksamkeit  dieaea 
Kartells,  welches  im  Artikel  XllI  des  Prager  Friedens  vom  23.  August  1866  aufrecht 
erhalten  worden  ist,  wird  in  Ungarn  nicht  anerkannt.  Vergl.  ö.  St.-W.,  I.  B.,  Artikel  „Aus- 
lieferung", S.  8S.  Nicht  so  sehr  die  Gewährung  von  Rechtshilfe  zur  HerbeiOlhrung  einer 
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IV.  Eine  zeitliche  Einschränkung,  beziehungsweise  Erweiterung  er- 
fährt die  Geltung  des  Militärstrafgesetzbuches  in  den  Fällen  des  Stand- 
rechtes und  des  militärischen  Belagerungszustandes. 

1.  Sobald  das  bürgerliche  Standrecht  kundgemacht  worden  ist, 
sind  die  bürgerlichen  Standgerichte  auch  zur  Aburteilung  solcher  Personen 
zuständig,  welche  der  Militärgerichtsbarkeit  unterstehen,  und  es  sind  die 
Militärbehörden  verpflichtet,  dieselben  über  Verlangen  der  Standgerichte  aus- 
zuliefern.^^^*)  Die  bürgerlichen  Standgerichte  urteilen  in  diesen  Fällen  nach 
den  bürgerlichen  Strafgesetzen.  Dagegen  zieht  das  in  der  Militärstraiprozeß- 
ordnung**®*)  geregelte  militärische  Standrechts  verfahren  keine  Verschie- 
bung in  den  Grenzen  der  Strafgewalt  nach  sich. 

2.  Umgekehrt  kann  auch  eine  Ausdehnung  der  Militärstrafgewalt  und 
der  Geltung  des  Militärstrafgesetzbuches  auf  Zivilpersonen  stattfinden,  wenn 
gemeine  Verbrechen  die  Kriegsoperationen  oder  Unternehmungen  gegen  Auf- 
ständische im  Inlande  zu  gefährden  drohen  und  das  Einschreiten  der  bür- 
gerlichen Strafgerichte  sich  als  nicht  ausreichend  erweist.  Eine  solche  Ver- 
fügung, welche  einen  Bestandteil  des  militärischen  Belagerungszu- 
standes zu  bilden  pflegt,  kann  jedoch  im  Inlande,  wie  bereits  früher  be- 
tont worden  ist,**^®)  nur  auf  Grund  gesetzlicher  Ermächtigung  oder  einer 
mit  Gesetzeskraft  ausgestatteten  kaiserlichen  Verordnung  getroff'en  werden. 
Wenn  auf  diese  Art  der  militärische  Belagerungszustand  verhängt  wird  und 
die  Militärstrafgerichte  die  Funktionen  der  bürgerlichen  Strafgerichte  über- 
nehmen, so  haben  sie  bei  ihrer  Judikatur  die  Bestimmungen  des  Militär- 
strafgesetzbuches anzuwenden.  Im  Militärstrafgesetzbuche  nicht  vorgesehene 
Strafbestimmungen  („Kriegsgesetze")  können  im  Inlande  ohne  gesetzliche 
Ermächtigung  oder  Notverordnung  nicht  erlassen  werden. 

Sofern  es  sich  jedoch  um  die  Verbrechen  wider  die  Kriegsmacht  des 
Staates  handelt,  können  in  Österreich  im  Falle  einer  erfolgten  Kriegs- 
erklärung oder  eines  ausgebrocheuen  Krieges  Zivilpersonen  auch  durch 
administrative  Verfügung  der  obersten  Justizverwaltung  der  nach  den 
Militärstrafgesetzen  zu  übenden  Judikatur  der  Militärgerichte  unterworfen 
werden.  ***^^) 

Im  Feindeslande  gelten  aber  diese  Beschränkungen  nicht  und  es 
können  daselbst  vom  obersten  Kriegsherrn  und  den  damit  beauftragten 
Kommandanten  der  Truppenkörper  oder  Festungen  mit  Rücksicht  auf  die 
Interessen  der  Kriegführung  die  Bestimmungen  des  Militärstrafgesetzbuches 
auch  ohne  Einhaltung  der  erwähnten  formellen  Schranken  in  Kraft  gesetzt 
und  selbst  neue  strafrechtliche  Normen  erlassen  werden.  Ihre  Grenze 
werden  diese  Kriegsgesetze  nur  an  den  geltenden  Satzungen  des  Völker- 
rechtes finden. 

§  157.  Toranssetzangen  der  Strafbarkeit. 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  Grundsätze  stimmen  im  allgemeinen 
mit  jenen  des  bürgerlichen  Strafgesetzbuches  überein,  doch  sind  folgende 
Besonderheiten  hervorzuheben: 


Strafverfolgung  als  vielmehr  eine  Unterstützung  im  Interesse  der  Schiffahrt  bezwecken 
die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Handels-  und  Schiffahrtsverträge,  daß  entlaufene 
Matrosen,  worunter  auch  die  Mannschaftspersonen  der  Kriegsmarine  zu  verstehen  sind, 
gegenseitig  ausgeliefert  werden  sollen.  Daher  ist  in  solchen  Verträgen  öfters  ausdrücklich 
festgesetzt,  dalJ  ein  auszuliefernder  Soldat  wegen  Desertion  nicht  solle  bestraft  werden. 
^*^')  Ö.  St.-P.-O.  §  438.  Sieh  oben  §  152  II.  —  "«^)  §  364  ff.  -  "«•;  Sieh  oben  §  25 
II.  —  1*»")  Ö.  G.  vom  20.  Mai  1869,   R.-G.-ßl.  Nr.  78,  Schlußalinea.   Sieh  oben  §  152  I. 
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1.  Während  der  bi')se  Vorsatz  ein  wesentliches  Tatbestandsmerkmal 
der  gemeinen  Verbrechen  l)ildet, **"'*)  ist  derselbe  nicht  bei  allen  Militärrer- 
brechen  notwendig;  einige  Militär  verbrechen  können  sowohl  aus  bösem  Vor- 
satze als  auch  aus  Fahrlässigkeit  begangen  werden.^^'^")  Das  Militärstraf- 
gesetzbuch stellt  keine  allgemeine  Norm  darüber  auf,  bei  welchen  MilitHr- 
verbrechen  böser  Vorsatz  vorhanden  sein  muC  und  bei  welchen  Fahrlässig- 
keit zur  Zurechnung  genügt;  es  muß  dies  vielmehr  erst  aus  dem  Gesetzes- 
texte erschlossen  werden.  Regelmäßig  ist  aber  zu  einem  Verbrechen  oder 
Vergehen  ein  Verschulden  notwendig  und  ein  Militärvergehen  kann  daher 
nur  vorliegen,  wenn  entweder  böser  Vorsatz  vorhanden  war  oder  diejenige 
Sorgfalt  außer  acht  gelassen  wurde,  welche  ein  tüchtiger  Soldat  in  gleichen 
Fällen  anzuwenden  pflegt.  Über  den  Anfangspunkt  der  stratl)areu  Culpa 
hat  der  Richter  selbst  zu  entscheiden.  Doch  wird  mehrfach  im  Gesetzbuche 
selbst  eine  Vermutung  des  persönlichen  Verschuldens,  insbesondere  des 
bi*»sen  Vorsatzes  aufgestellt  und  unter  Umständen  wird  von  jedem  Nach- 
weise des  Verschuldens  abgesehen,  d.  h.  gewisse  äußere  Beziehungen  des 
Verdächtigen  zum  Erfolge  als  genügendes  Substrat  der  Zurechenbarkeit 
betrachtet. 

Dagegen  wird  der  böse  Vorsatz  zum  Versuche  eines  Militärdeliktes**'*^) 
sowie  zur  Mitschuld  und  Teilnahme***^)  an  einem  solchen  unbedingt 
erfordert. 

Der  für  das  bürgerliche  Strafgesetz  gültige  Satz,  daß  an  und  für  sich 
der  bö8e  Vorsatz  die  ungleich  schwerere  Art  des  Verschuldens  darstelle,  ist 
flir  das  Militärstrafgesetzbuch  nicht  unbedingt  zutreffend,  da  in  diesem  Gesetz- 
buche unter  Umständen  schon  bei  fahrlässigem  Verschulden  die  schwerste 
Strafe  (die  Todesstrafe)  verhängt  wird,  was  damit  zusammenhängt,  daß  im 
Militärstrafgesetzbuche  zuweilen  mehr  der  äußere  Erfolg  als  die  innere 
Willensstimmung  berücksichtigt  und  mutwillige  oder  sorglose  Handlungen, 
wenn  sie  gelahrliche  Folgen  nach  sich  gezogen  haben,  weit  schwerer  be- 
straft werden  müssen  als  vorsätzliche  Handlungen,  welche  keine  oder  un- 
bedeutende Folgen  zeitigten. 

2.  Einige  Ausschließungsgründe  der  Zurechnungsfähigkeit 
haben  im  Militärstrafgesetzbuche  eine  abweichende  Behandlung  erfahren: 

(I)  Die  verschuldete  einfache  Trunkenheit  des  Soldaten  außer 
Dienst  wird  zunächst  nur  disziplinar  und  erst  nach  zweimaligem  Rück- 
falle als  ein  Vergehen  gegen  Zucht  und  Ordnung  geahndet. *^^^)  Trunken- 
heit im  Wachdienste  hingegen  begründet  ein  Verbrechen  oder  Vergehen 
der  Pflichtverletzung  im  Wachdienste ^*''^)  und  Trunkenheit  in  einem 
anderen  Dienste,  wenn  dadurch  ein  Schaden  verursacht  oder  in  dem 
Zustande  eine  Handlung  verübt  worden  ist,  welche  dem  Täter  nur  wegen 
der  vollen  Berauschung  nicht  als  Verbrechen  angerechnet  werden  kann,  das 
Verbrechen,  sonst  aber  das  Vergehen  wider  die  Zucht  und  Ordnung.^*'*  i 

Was  speziell  den  Einfluß  anbelangt,  welchen  die  Trunkenheit  anf 
andere  stran)are  Handlungen  ausübt  so  muß  zwischen  totaler  Trunken- 
heit, in  welcher  der  Täter  seiner  Handlung  sich  nicht  bewußt  war,  und 
minderer  Trunkenheit  unterschieden  werden.  Verschuldete  totale 
Trunkenheit  schließt  die  Zurechnung  des  begangenen  Verbrechens  oder 
Vergehens  aus,  doch  bleuet  d(*r  Vollberauschte  auch  in  diesem  Falle  ftlr  die 


'"'^)  M.-St.-(;.  §  1.  —  ^'•'•;  Ib.  §  2.  —  ^*'")  Ib.  §  10.  —  i*"i)  Ib.  §  11.  —  »*'2j  Ib, 
§  2G9  lit.  JtL  —  i»"^;  Ib.  §§  *23i,  233,  240,  241  und  242.  VercrL  §  169.  —  "■»)  Ib,  §§  26S 
lind  2G'J  lit.  g). 
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nU  Vergehen  erklärte  Trunkenheit  verantwortlich/*^'^)  soferne  die  Trunken- 
heit nicht  schon  nach  dem  Gesagten  an  und  für  sich  ein  Militürdelikt . 
ist.  Als  verschuldete  Trunkenheit  ist  aber  nicht  nur  jene  zu  betrachten, 
welche  sich  der  Täter  in  der  Absicht,  um  eine  strafbare  Handlung  zu  be- 
gehen, also  z.  B.  um  sich  Mut  anzutrinken  oder  um  den  Schein  eines  Straf- 
ausschließungsgrundes zu  erwecken,  zugezogen  hat,  in  welchem  Falle  immer 
die  Strafe  für  das  begangene  Delikt  selbst  einzutreten  hat,  sondern 
auch  jene,  in  welche  sich  der  Trunkene  ohne  Bezug  auf  ein  bestimmtes 
oder  unbestimmtes  Delikt,  aber  mit  vollem  Bewußtsein  von  der  berauschenden 
Wirkung  des  Getränkes  versetzt  hat.  Bei  unverschuldeter  totaler  Trun- 
kenheit hingegen  bleibt  der  Täter  außer  Verantwortung.  Ist  endlich  die 
Trunkenheit  keine  totale,  so  bildet  sie  keinen  Strafausschließungsgrund, 
simdern  nur  einen  Strafmilderungsgrund,  mag  es  sich  dabei  um  eine  ver- 
schuldete oder  unverschuldete  Trunkenheit  handeln.**''^) 

//)  Der  Strafausschließungsgrund  der  Furcht  kann  für  den  Soldaten, 
soweit  es  auf  den  Dienst  ankommt,  keine  Geltung  besitzen,  weil  er  mittels 
des  Fahneneides  Tapferkeit  anzugeloben  hat.  Eine  ausdrückliche  Bestimmung 
dieser  Art  enthält  zwar  das  österreichisch-ungarische  Militärstrafgesetzbuch 
nicht,  ^^'^j  sie  folgt  aber  aus  dem  ganzen  Geiste  des  Gesetzes.  Bei  gemeinen 
Verbrechen  oder  Vergehen  der  Soldaten  kann  hingegen  die  Furcht  aller- 
dings unter  Umständen  völlige  Straflosigkeit  nach  sich  ziehen. 

r)  Ebensowenig  kann  ein  Notstand  flir  den  Soldaten  in  jenen  Fällen 
eintreten,  in  denen  er  vermöge  seiner  Dienstpflicht  zum  Bestehen  einer 
Gefahr  verpflichtet  ist. 

(h  Die  Bestimmungen  über  die  Notwehr  modifizieren  sich  im  mili- 
tärischen Kechtsleben  in  nachstehenden  Richtungen: 

(fft)  Eine  wichtige  Modifikation  ergibt  sich  zunächst  aus  dem  Ver- 
hältnisse der  Subordination,  in  welchem  der  Untergebene  zum  Vor- 
gesetzten**'^) steht.  Soweit  es  sich  nämlich  um  den  Dienst  handelt,  ist  dem 
Untergebenen  das  Recht  der  Notwehr  versagt,  vielmehr  würde  in  einem 
solchen  Falle  der  Tatbestand  der  Subordinationsverletzung  vorliegen,  ^'^^^j 
Dagegen  ist  dieses  Recht  außer  Dienst  auch  dem  Untergebenen  gegenüber 
dem  rechtswidrig  handelnden  Vorgesetzten  zugestanden. 

hh)  Eine  Überschreitung  der  Notwehr  (ein  Notwehrexzeß)  aus 
Furcht  darf  bei  einem  Soldaten,  wenn  die  Notwehrhandlung  im  Dienste 
geschah  oder  mit  dem  Dienste  im  Zusammenhange  stand,  regelmäßig  nicht 
angenommen  werden.  Während  daher  in  dem  Falle,  wenn  die  Grenzen  der 
Notwehr  aus  Furcht  überschritten  wurden,  sonst  nur  ein  Vergehen  vorliegt, **^^') 
darf  sich  der  Soldat  im  Dienste  nicht  auf  Furcht  berufen. 

er)  Rücksichtlich  der  Offiziere  ist  der  Kreis  der  Rechtsgüter,  deren 
Antastung  ein  Notwehrrecht  begründet,  durch  Aufnahme  der  persön- 
lichen Ehre  erweitert. *^^*)  Nach  ausdrücklicher  Bestimmung  des  Militär- 
strafgesetzbuches **®-J    bleiben  nämlich    Offiziere   und  den  Offizierscharakter 

^^'^j  Ib.  §§  7  und  797.  Vergl.  §  176.  —  i*'«)  Ib.  §  114  lit.  d).  -  "^7)  i,„  Qegen- 
sjitze  zum  deutsclieii  Militärstrafgesetzbuche  (§  43).  —  ^^'^)  Sieh  oben  §  18  III.  — 
^''''^)  M.-St.-G.  §  145  ff.  Ver^l.  §  162.  -  i^^'^)  Ib.  §  3  lit.  g).  —  ^'^^)  Vergl.  hierüber 
II.i  j  dccki,  a.  a.  0.,  S.  188  ff.,  Üangelmaier,  Militärrechtliche  Abband  hm  gen, 
S.  120  ff'.,  und  Kleemann,  System  des  militärischen  Disziplinarstrafrechtes,  S.  56  ff. 
—  li'^Zj  §  114  lit.  d).  Dieser  Strafausschließungsgrund  ist  unpassenderweise  unter  die 
Milder ung?gründe  eingereiht. 
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bekleidende  Heerespersonen,  die  an  ihrer  persönlichen  Ehre  in  Gegenwart 
einer  oder  mehrerer  Personen  rechtswidrig  angegriffen  werden  und  sieh, 
um  einer  Fortsetzung  solcher  Beleidigungen  ein  Ziel  zu  setzen,  auT  der 
Stelle  der  zuständigen  Waffe  bedienen,  straffrei,  falls  der  Zweck  nicht  auf 
andere  Art  erreicht  werden  konnte  und  im  Gebranch  der  Waffe  das  Maß  der 
unumgänglichen  Notwendigkeit  nicht  überschritten  wurde. 

Dieses  Recht   der   Ehrennotwehr   ist   sonach   an  folgende  Einschrän- 
kungen gebunden: 

a)  Das  Recht  steht  den  Offizieren  aller  Kategorien,  aber  nur  diesea 


s 


\ 


zu,  wenn  sie  unter  Militärjurisdiktion  stehen  und  zur  Offiziersuniform  "^ 
die  Dienstwaffe  bei  sich  haben.  Das  Recht  besitzen  auch  Auditore,  Militär- 
ärzte und  Trnppenrechnungsflihrer,  dagegen  nicht  Militärbeamte,  Seekadettea 
und  Kadetten. 

ß)  Der  Offizier  muß  in  Gegenwart  einer  oder  mehrerer  anderer 
Personen  an  seiner  Ehre  rechtswidrig  angegriffen  worden  sein.  Darau:^ 
folgt  zunächst,  daß  das  Recht  nur  gegen  Personen,  die  keine  Offiziere  sind, 
geltend  gemacht  werden  kann  ^^^^)  und  daß  der  Offizier  keinen  Anlaß 
gegeben  haben  darf,  welcher  die  ihm  zugedachte  Beleidigung  entschuldigen 
oder  rechtfertigen  würde.  Dabei  muß  es  sich  um  Verbalinjurien  und  nicht 
um  Realinjurien  handeln.  Denn  die  Abwehr  einer  tätlichen  Beleidigung^: 
ist  schon  nach  den  allgemeinen  Normen  über  das  Notwehrrecht  zulässig.**"! 
Zweifelhaft  ist  es,  ob  die  Ehrennotwehr  nur  wegen  eines  Angriffes  auf 
die  persönliche  Ehre  des  direkt  angegriffenen  Offiziers  zulässig  sei  oder  ob 
auch  die  Beleidigung  des  ganzen  Ofiiziersstandes  oder  eines  einzelnen  AYh 
wesenden  hiezu  berechtige.  Die  Frage  wird  wohl  dahin  zu  entscheiden  sein, 
daß  das  Recht  nicht  bloß  dann  gegeben  ist,  wenn  der  Offizier  an  seiner  per- 
sönlichen Ehre  gekränkt  worden  ist,*^*^)  sondern  auch  in  dem  Falle,  wenn 
ein  ganzes  Offizierskorps  in  seinem  Beisein  beleidigt  wird,  weil  der  Offizier 
durch  die  gegen  das  Korps  gerichtete  Injurie  mittelbar  selbst  persönlich 
beleidigt  erscheint,  während  ihm  das  Recht  der  Notwehr  zum  Schutze  eine* 
abwesenden  Kameraden  nicht  wird  zugestanden  werden  können.****^) 

'/)  Der  Offizier  muß  sich,  um  der  Fortsetzung  der  Beleidigungen  ein 
Ziel  zu  setzen,  auf  der  Stelle  der  zuständigen  Waffe  bedient  haben. 
Wegen  bereits  stattgefundener,  nicht  mehr  drohender  Angriffe  besteht  da» 
Recht  der  Ehrennotwehr  nicht;  seine  Ausübung  ist  unzulässig,  um  sich 
Genugtuung  ftlr  erlittenes  Unrecht  zu  verschaffen.  Aber  es  ist  nicht  not- 
wendig, daß  die  Injurie  fortgesetzt  worden  sein  müsse,  wie  man  ans  dem 
Wortlaute  des  Gesetzbuches  zu  schließen  geneigt  sein  könnte,  so  daß  jeder 
Ausübung  des  Rechtes  eine  Abmahnung  vorauszugehen  hätte  und  die  Be- 


^*^^;  Anders  Kleeraann,  a.  a.  0.,  S.  59,  welcher  das  Recht  zur  Ehrennotwehr 
auch  dem  im  Zivil-  oder  Sportkleide  befindlichen  Offiziere  zugestehen  will,  wenn  er 
Heine  Offizierseigenschaft  dem  Gegner  zu  erkennen  gibt.  —  ^*^*;  Ehrenbeloidigungen 
zwischen  Offizieren,  welche  auf  der  Stelle  mit  der  Waflfe  zurückgewiesen  werden  und  zu 
Schlägereien  Anlaß  gaben,  begründen  das  besondere  Delikt  des  Renkontres:  M.-St.-G. 
§  445.  —  "^*)  So  Kleemann,  a.  a.  0.,  S.  57,  wogegen  Hajdecki,  a.  a.  0.,  S.  190  und 
191,  auch  auf  Realinjurien,  welche  Oftizieren  zugefügt  werden,  die  Grundsätze  über  die 
Ehrennotwehr  angewendet  wissen  will.  —  "^'^)  So  Damianitsch,  Das  MilitärMraf- 
gesetzbuch  (18öo),  S.  23.  —  ^*®";  So  Kleemann,  a.  a.  0.,  S.  60.  Anders  Hajdecki, 
a.  a.  0.,  S.  190,  welcher  das  Vorhandensein  des  Rechtes  auch  im  zuletzt  erwähnten 
Falle  behauptet. 
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rufung  auf  Ehrennotwehr  nur  dann  gerechtfertigt  wäre,  wenn  die  Injurie 
ungeachtet  der  Abmahnung  fortgesetzt  worden  ist.  Vielmehr  ergibt  sich  aus 
dem  ganzen  Zusammenhang,  daß  auch  schon  die  erste  Beleidigung  den 
Waffengebrauch  rechtfertigt  und  die  fortgesetzte  Injurie  die  Fortsetzung  der 
Waffengewalt  bedingt. ^*^^)  Die  zuständige  Waffe  ist  nicht  bloß  der  Offi- 
zierssäbel, sondern  im  Felde  auch  der  Dienstrevolver. ^*^'*) 

ö)  Eine  weitere  Voraussetzung  ist  aber  endlich,  daß  die  Abwehr  der 
Injurie  nicht  auf  eine  andere  Art  erreicht  werden  konnte  und  in  dem 
Gebrauch  der  Waffe  das  Maß  der  unumgänglichen  Notwendigkeit 
nicht  überschritten  werde.  Für  das  Maß  der  Gegenwehr  ist  nicht,  wie  bei 
der  gemeinen  Notwehr,  die  Beschaffenheit  des  Angriffes  entscheidend,  son- 
dern lediglich  der  Umstand,  daß  der  Beleidigung  Einhalt  getan  werde; 
gelingt  dies  durch  eine  Verletzung,  so  ist  jeder  weitere  Waffengebrauch  ein 
strafbarer  Exzeß. 

(1(1)  Das  Notwehrrecht  ist  im  Militärstrafgesetzbuche  noch  weiter  aus- 
gedehnt auf  den  Gehorsam,  den  der  Staat  für  die  militärischen  Vorgesetzten 
beansprucht,  und  auf  die  beschworene*  Treupflicht,  welche  von  den  Soldaten 
bis  zur  Selbstaufopferung  gefordert  wird.  Ihren  Ausdruck  findet  diese  Aus- 
dehnung des  Notwehrrechtes  in  dem  exemplarischen  Tötungsrechte 
des  Vorgesetzten  gegenüber  widerspenstigen  Individuen  bei  dro- 
hender Gefahr."^*^)  Der  militärische  Vorgesetzte  kann  dieses  Tötungsrecht 
entweder  mit  eigener  Hand  üben  oder  Untergebenen  den  Auftrag  zur  Tötung 
erteilen,  welche  diesen  Befehl  ohne  weiteres  zu  vollstrecken  haben.  Ein  solches 
Tötungsrecht  besteht  während  kriegerischer  Operationen  in  folgenden  Fällen : 

a^  Wenn  die  Weigerung,  gegen  den  Feind  zu  streiten,  oder  die  Feld- 
flttchtigkeit  eines  Untergebenen  von  augenblicklicher  Gefahr  für  den  Dienst 
oder  Geist  des  Heeres  sein  kann.  Das  Tötungsrecht  ist  in  diesem  Falle 
zur  Pflicht  gesteigert; ^^^^) 

ß)  wenn  in  einem  belagerten  oder  vom  Feinde  eingeschlossenen  festen 
Platze  oder  auf  einem  im  Kampfe  begriffenen  Kriegsschiffe  zaghafte  oder 
gefährliche  Reden,  welche  auf  die  Kapitulation  des  Platzes  oder  Kriegs- 
schiffes hinzielen,  von  Soldaten  oder  Zivilpersonen  laut  werden  oder  wenn 
untergebene  Soldaten  des  streitbaren  Standes  sich  im  offenen  Kampfe  zu 
Äußerungen  hinreißen  lassen,  welche  um  sich  greifende  Mutlosigkeit  hervor- 
zubringen geeignet  sind.   Auch  in  diesem  Falle  besteht  Tötungspflicht; ^^"*"-) 

-/)  wenn  Soldaten  des  streitbaren  Standes  während  des  Gefechtes  oder 
beim  Vorrücken  auf  Beute  ausgehen,  den  Abmahnungen  der  Kommandanten 
gegenüber  sich  widerspenstig  zeigen  und  ein  auf  der  Stelle  abschreckendes 
Beispiel  notwendig  ist;^*^') 

d)  wenn  Soldaten  des  streitbaren  Standes  sich  mit  der  Wegschaffung 
der  Verwundeten  oder  mit  der  Zurückbringung  der  Gefangenen  ohne  Auf- 

^^*^)  So  Kleemann,  a.  a.  0.,  S.  58  und  60,  und  ebenso  in  der  Schrift  „Genesis 
und  Tatbestand  der  Militärdelikte",  S.  38,  wogegen  Hajdecki,  a.  a.  0.,  S.  193,  in  Über- 
einstimmung mit  Damianitsch  eine  weitere  Verwundung  oder  gar  Tötung  des  sich 
nicht  wehrenden,  die  Beleidigungen  fortsetzenden  Gegners  als  unzulässig  erklärt.  — 
^*^^)  So  Kleemann,  a.  a.  0.,  S.  58,  und  ebenso  in  der  Schrift  „Genesis  und  Tat- 
bestand der  Militärdelikte",  S.  39,  wogegen  Hajdecki,  a.a.O.,  S.  192,  nur  den  Offiziers- 
säbel als  zuständige  Waffe  anerkennen  will.  —  ^*^'j  Vergl.  hierüber  besonders  Haj- 
decki, a.  a.  0.,  S.  194  ff.  —  ^^''^)  M.-St.-G.  §  252.  —  "««)  Ib.  §§  254  und  257.  — 
1*^3)  Ib.  §  264. 

Schmid,  Dus  Heeresrecht  der  üsterr.-ung.  Monarchie.  t>4 
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trag  mehr,  als  es  die  dringende  Not  erfordert,  beschäftigen  oder  endlich, 
um  erbeutetes  Gut  in  Sicherheit  zu  bringen,  eigenmächtig  vom  Kampfplatze 
sich  entfernen,  das  Übel  dergestalt  um  sich  greift,  daß  die  Truppe  augen- 
blicklich in  große  Gefahr  geraten  kann  und  eine  Abmahnung  unwirksam 
geblieben  ist;i^-'*) 

e)  wenn  der  einreißenden  Pltinderung  von  Soldaten  oder  von  im  Gefolge 
der  Armee  befindlichen  Zivilpersonen  bei  feindlichen  Gelegenheiten  nur  durch 
ein  augenblicklich  abschreckendes  Beispiel  Einhalt  getan  werden  kann.**^'*) 

Die  3  zuletzt  aufgezählten  Fälle  sind  im  Gegensatze  zu  den  beiden 
ersten  nur  fakultativer  Natur.  Allein  die  Unterlassung  des  exemplarischen 
TcHungsrechtes  schützt  den  Offizier,  wenn  daraus  ein  erheblicher  Nachteil 
fllr  die  Operationen  oder  eine  besondere  Gefahr  entstanden  ist,  nicht  vor  der 
Bestrafung.  Doch  kann  in  solchen  Fällen  die  dienstwidrige  Unterlassung 
nicht  als  Verbrechen,  sondern  nur  als  ein  Vergehen  (Vergehen  der  Hint- 
ansetzung der  Dienstvorschriften  im  allgemeinen)  bestraft  werden.^*"*') 

§  158.   Yersnch  und  Teilnahme. 

I.  Die  Anordnungen  des  Militärstrafgesetzbuches  über  den  Versuch^***") 
stimmen  im  allgemeinen  mit  jenen  des  bürgerlichen  Strafrechtes  ttberein. 
Bei  manchen  der  im  Militärstrafgesetzbuche  normierten  strafbaren  Handlungen 
ist  ein  Versuch  deshalb  ausgeschlossen,  weil  bereits  die  Vorbereitungs- 
handlungen als  ein  selbständiges  Delikt  erklärt  sind. 

1.  Während  sonst  das  Komplott,  d.  h.  die  Verabredung  mehrerer 
Personen,  künftig  eine  bestimmte  Straftat  gemeinschaftlich  ausführen  zu 
wollen,  regelmäßig  bloß  zu  den  Vorbereitungshandlungen  gehört,  eventuell 
als  strafbare  Verleitung  zu  einem  Verbrechen  zu  strafen  ist,  auch  ohne  daß 
die  dieses  Delikt  bezeichnenden  Akte  einzeln  gesetzt  sein  müssen,  wird  das 
Desertionskomplott  als  ein  selbständiges  Verbrechen  behandelt,  das  schon 
vollbracht  ist,  sobald  die  Beredeten  und  der  Stifter  des  Komplottes  sich  über 
die  Ausführung  der  Desertion  einverstanden  haben,  wenngleich  über  die  Art 
der  Ausführung  ein  Einverständnis  nicht  erzielt  und  kein  Tatbestandsmerkmal 
der  Desertion  gesetzt  worden  ist."'**^) 

2.  Das  Verbrechen  der  Meuterei  ist  schon  vollbracht,  wenn  beeidigte 
Militärpersonen  in  Gemeinschaft  mit  anderen  gegen  die  bestehende  Militär* 
dienstordnung,  gegen  ihre  Oberen  oder  deren  Befehle  sich  aufzulehnen  ver- 
abreden.*^*''*) Ein  Versuch  der  Meuterei  ist  demgemäß  nur  denkbar,  wenn 
die  Aufreizung  schriftlich  geschah  und  das  Schreiben  aufgefangen  wurde, 
ehe  es  an  die  Adressaten  gelangte. 

3.  Ein  Versuch  ist  ferner  ausgeschlossen  beim  Verbrechen  der  Empö- 
rung, weil  zum  Tatbestande  dieses  Verbrechens  eine  durch  ausdrückliche 
oder  stillschweigende  Erklärung  zu  stände  gebrachte  Vereinigung  oder  Zu- 
sammenrottung einer  widerspenstigen  Masse  bewaffneter  Mannschaft  genügt, 
wodurch  das  Ausrücken  oder  wenigstens  Bereithalten  einer  bewaflfneten 
Macht  als  Gegengewalt  notwendig  wurde. *^*-") 

Im  Gegensatze  zu  neueren  Strafgesetzbüchern,  aber  in  Übereinstimmung 
mit  dem  geltenden  bürgerlichen  Strafgesetzbuche  Österreichs  bedroht  das 
Militärstrafgesetzbuch  ^•^'*\)   den  Versuch   mit   jener    Strafe,   welche   auf  die 

1*»»)  Ib.  §  282.  —  i>95)  Ib.  I  499.  _  im^  n^.  §  292.  —  »*öT)  Ib.  §  15  ff.  — 
»««^)  Ib.  §  216.  VerKl.  §  167  II.  —  "«'')  Ib.  §  159.  Vergl.  §  163.  -  i^oo)  jy,.  §  ig;. 
Vergl.  §  163  IL  —  ^'^^^)    %  15. 
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Vollendung  des  Deliktes  gesetzt  ist,  doch  läßt  es  immerhin  den  Versuch 
nach  Maßgabe,  als  er  von  der  Vollendung  entfernt  geblieben  ist,  als  straf- 
mildernd gelten  *^^'-)  und  schließt  im  ordentlichen  Verfahren  den  Tod  und 
lebenslänglichen  Kerker  als  Strafen  flir  versuchte  Verbrechen  aus.^^^^)  Das 
Bestreben,  die  üblen  Folgen  einer  versuchten  strafbaren  Tat  zu  verhindern, 
bildet  regelmäßig  nur  einen  Strafmilderungsgrund  ^^"*)  und  nur  ausnahms- 
weise einen  Strafaufhebungsgrund.^ ^®'^) 

IL  Hinsichtlich  der  Beteiligung  mehrerer *^^^)  an  strafbaren  Hand- 
lungen gelten  im  Militärstrafgesetzbuche  in  der  Hauptsache  ebenfalls  gleiche 
Grundsätze  wie  im  bürgerlichen  Strafrechte. 

1.  Die  Grundsätze  des  bürgerlichen  Strafrechtes  über  Mitschuld  und 
Teilnehmung  erleiden  jedoch  im  Militärstrafrechte  durch  den  Umstand  eine 
Modifikation,  daß  die  Militärdelikte  die  Beeidigung  auf  die  Kriegsartikel 
zur  Voraussetzung  haben.  Dies  hat  zur  Folge,  daß  Mitschuldige  an  Militär- 
delikten nur  dann  nach  den  gleichen  Normen  wie  der  Hauptschuldige 
behandelt  werden  können,  wenn  auch  sie  auf  die"  Kriegsartikel  verpflichtet 
sind.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  greifen  besondere  Strafbestimmungen 
Platz,^^**^)  d.  h.  die  Nichtsoldaten,  welche  zu  einem  Militär  verbrechen 
verleiten  oder  behilflich  sind,  haben  sich  wegen  eines  selbständigen  Ver- 
brechens zu  verantworten  und  sie  bleiben  straflos,  wenn  sich  ihre  mittel- 
bare Beteiligung  auf  ein  Militärvergehen  bezieht.  Nur  ausnahmsweise  ist 
die  Verleitung  zu  einem  Militärvergehen  auch  dem  Nichtsoldaten  als  Ver- 
gehen anzurechnen.^^^*®) 

2.  Ein  Befehl,  welchen  ein  militärischer  Vorgesetzter  in  Dienstsachen 
erläßt  und  der  sich  nicht  augenscheinlich  als  unerlaubt  darstellt,  ist  dem 
Befehlenden  allein  als  Täter  zuzurechnen  und  macht  ihn  allein  strafbar, 
während  der  Untergebene  von  der  Zurechnung  der  ihm  anbefohlenen  straf- 
baren Handlung  befreit  bleibt.  *^^^)  Es  müssen  jedoch  in  einem  solchen 
Falle  folgende  Umstände  zusammentreffen: 

a)  Der  Befehl  des  Vorgesetzten  muß  in  Dienstsachen  ergangen  sein, 
d.  h.  eine  Dienstsache  betroffen  haben^^^^)  und  muß  dem  Untergebenen 
auch  dienstlich  bekanntgegeben  worden  sein; 

h)  der  Befehl  muß  von  einem  Vorgesetzten  und  nicht  bloß  von  einem 
Höheren ^•'*^*)  erteilt  worden  sein; 

~"i5o^^..St..G.  §  115  lit.  a).  —  1^03)  xb.  121.  —  "o^)  Ib.  §  114  lit.  g).  —  "»*)  So 
beim  Desertionskomplott:  Ib.  §  229.  Vergl.  §  167  IV.  —  ^^^)  Ib.  §  11  ff.  —  »o"^)  Ib. 
§§  814  bis  319  (Verleitung  oder  Hilfeleistung  zur  Verletzung  eidlicher  Militärdienst- 
Verpflichtung)  und  §  297  (Hilfeleistung  zur  Selbstbesehädigung)..  Vergl.  §§  186  und 
168  II.  —  1^08)  0,  Q.  vom  28.  Juni  1900,  R.-G.-Bl.  Nr.  137,  §  6,  beziehungsweise  u. 
<T.-A.  XXI  vom  Jahre  1900  §  6  und  kroat.-slavon.  G.  vom  11.  Dezember  1900,  L.-(t. 
u.  V.-Bl.  Nr.  2  ex  1891,  §  4.  Vergl.  §  165  II.  —  i^^'^)  M.-St.-G.  §  8.  In  diesem  Para- 
graph wird  nur  bestimmt,  daß  der  Befehl  eines  Vorgesetzten  von  der  Zurechnung 
eines  Verbrechens  oder  Vergehens  nicht  entschuldigt,  wenn  nicht  das  Gesetz  davon  aus- 
drücklich eine  Ausnahme  macht.  Deutlicher  spricht  sich  das  D.-R.  1.  T.  Punkt  70  aus. 
Die  oben  dargestellten  Grundsätze  sind  des  genaueren  erst  von  der  Theorie  entwickelt 
worden.  Vergl.  besonders  Dangel  maiers  Aufsatz  „Dienstbefehl  ein  Strafansschließungs- 
grundV**  in  Streffleurs  Zeitschrift  1884,  femer  Dangelmaier,  Militärrechtliche  Ab- 
handlungen, S.  76  ff.,  und  Weisl,  Das  Heeresstrafrecht,  S.  165  ff.  —  ^^^^»^  So  Dangel- 
maier, a.  a.  0.,  S.  81,  wogegen  nach  Damianitsch,  Kommentar  zum  Militärstraf- 
gesetzbuche,  S.  29,  schon  der  dienstlich  ausgesprochene  Wille  des  Vorgesetzten  genügt. 

—  i-'i^)  Sieh  oben  §  18  III. 
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r)  der  Untergebene  darf  den  Befehl  nicht  tiberschritten  haben. 

Hat  aber  der  Untergebene  den  strafbaren  Charakter  der  anbefohlenen 
Handlung  erkannt  oder  mußte  er  dies  nach  seinem  Bildungs-  und  Erfahrungs- 
grade erkennen,  so  ist  er  mitverantwortlich.^^")  Ein  solcher  Befehl,  dem 
der  Untergebene,  ohne  strafbar  zu  werden,  nicht  gehorchen  darf,  dem  er 
aber  (z.  B.  aus  Scheu  vor  dem  Befehlenden)  dennoch  gehorcht,  macht  den 
Befehlenden  zum  Anstifter  und  den  Untergebenen  zum  Täter.  Dem  letzteren 
kommt  dabei  der  Milderungsgrund  des  Gehorsams  zu  statten,  während  dem 
Vorgesetzten  jedenfalls  der  Erschwerungsgrund  der  Verführung  oder  Anstiftung 
zur  Last  fallen  wird.*^*^) 

Außerdem  hat  das  Gesetz  selbst  mehrere  Ausnahmsfälle  bezeichnet, 
in  denen  der  militärische  Vorgesetzte  die  Tat  allein  zu  verantworten  hat. 
Es  sind  dies  die  bereits  erwähnten  Fälle  des  exemplarischen  Tötungs- 
rechtes. ^^**) 

3.  Das  Ansehen,  welches  der  militärische  Vorgesetzte  beim  Unter- 
gebenen genießt  und  welches  naturgemäß  bewirkt,  daß  auch  schon  das 
durch  keinen  Befehl  unterstutzte  Benehmen  des  Vorgesetzten  auf 
den  Untergebenen  einen  bestimmenden  Einfluß  übt,  hat  zur  Folge,  daß  der 
militärische  Vorgesetzte,  welcher  gemeinschaftlich  mit  Untergebenen  eine 
strafbare  Handlung  begeht  oder  sich  an  einer  strafbaren  Handlung  derselben 
beteiligt,  unter  Umständen  als  Anstifter  (Aufwiegler  oder  Rädelsttihrer ) 
behandelt  und  einer  erhöhten  Strafe  unterworfen  wird.  Eine  solche  Gleich- 
stellung findet  insbesondere  statt  bei  dem  Verbrechen  der  Meuterei  und 
Empörung."^^) 

4.  Die  von  der  Teilnahme  verschiedene  Begünstigung,  welche  in 
der  Hilfeleistung  (Vorschubleistung  oder  Teilnehmung)  nach  begangenem 
Delikte  ohne  vorheriges  Einverständnis  mit  dem  Täter  besteht,  begründet 
auch  nach  dem  Militärstrafgesetzbuche  ein  selbständiges  Delikt,  soferne  sie 
ausdrücklich  als  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  erklärt  ist.  Zu  den  im 
bürgerlichen  Strafgesetze  vorgesehenen  Fällen  dieser  Art  ist  im  Militär- 
strafgesetzbuche noch  der  weitere  Fall  der  Teilnehmung  an  einer  Plün- 
derung hinzugekommen.  ^^^**') 

§  159.  Die  Strafen. 

I.  Die  nach  dem  Militärstrafgesetzbuche  zu  verhängenden  Strafen 
können,  ebenso  wie  jene  des  bürgerlichen  Strafrechtes,  nach  folgenden 
Gesichtspunkten  unterschieden  werden: 

1.  Nach  der  Art  des  zuzufügenden  Strafübels.  Darnach  lassen  sich 
aufzählen : 

a)  Leib  esstrafen.  Von  diesen  gilt  gegenwärtig  nur  noch  die  Todes- 
strafe,*''*^) und  zwar  kennt  das  Militärstrafgesetzbuch  neben  der  bürger- 
lichen Todesstrafe  durch  den  Strang  noch  die  Strafe  durch  Er- 
schießen. Die  letztere  Strafe  ist  die  minder  schwere,  da  ihre  gesetzlichen 
Folgen  weniger  schwer  sind  und  die  Bestimmungen  über  die  Substituierunjr 
der  Strafarten  bei  todeswürdigen  Verbrechen  für  die  Strafe  durch  Erschienen 
günstiger  lauten.  Insbesondere  kann,  wenn  im  Milderungsfalle  bei  Ver- 
brechen von  der  gesetzlich  ausgesprochenen  Todesstrafe  durch  Erschien on 

1^12)  M.-St.-G.   §   114   lit.   c).   —    1^13)    Ib.  §  112  lit.  c)  und  lit.  d).    —    ^^^*)  Sirh 
oben   §    157.    —    i^^'')  M.-St.-G.   §§    165  und  169.    Vergl.  §    163.   —    ^''^^)   Ib.  §  50n.    - 
1^1';  Ib.  §  22. 
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auf  eine  Freiheitsstrafe  abgegangen  wird,  dies  regelmäßig  nur  der  einfache 
Kerker  sein  und  es  darf  die  Straf dauer  nicht  über  10  Jahre  betragen, 
während  an  die  Stelle  der  Todesstrafe  durch  den  Strang  auch  schwerer 
Kerker  in  der  Dauer  von  mehr  als  10  Jahren  gesetzt  werden  kann.  Nur 
findet  dieser  Substituierungsmaßstab  insofeme  eine  Schranke,  als  bei  Militär- 
verbrechen, welche  sonst  schweren  Kerker  nach  sich  ziehen  oder  welche 
ohne  Rücksicht  auf  das  militärische  Verhältnis  der  Strafe  des  schweren 
Kerkers  unterliegen,  nur  auf  schweren  Kerker  erkannt  werden  darf, 
dessen  Dauer  selbst  mehr  als  10  Jahre  betragen  kann.*^*^)  Solch  ein  günstiger 
Substituierungsmaßstab  greift  für  die  Todesstrafe  durch  Erschießen  auch 
Platz,  wenn  dieselbe  wegen  längeren  Zeitablaufes  durch  eine  Freiheits- 
strafe ersetzt  werden  muß.^'*^^)  Mit  der  Todesstrafe  durch  Erschießen  sind 
Ausstoßung  aus  der  Armee  und  Adelsverlust  nicht  verbunden. ^''^^") 

•  Auf  Kriegsschiffen  ist  die  Todesstrafe  ausschließlich  durch  Erschießen 
zu  vollziehen,  auch  wenn  das  Urteil  auf  Tod  durch  den  Strang  lautet. *''^^) 
Doch  bleiben  in  diesem  Falle  die  mit  der  Verurteilung  zum  Strange  ver- 
bundenen Folgen  aufrecht. 

Mit  der  Todesstrafe  sind  in  allen  Fällen  nachstehende  Rechtsfolgen 
verbunden  t^'"^-^) 

aa)  Wider  Verbrecher  mit  Offiziersrang  und  Beamte  die  Kassation, 
wider  Gagisten  ohne  Rangklasse  die  Entlassung,  wider  Kadetten  die  Ab- 
nahme der  Kadettenauszeichnung,  wider  Unteroffiziere  und  Soldaten  ohne 
Chargengrad  die  Degradierung,  nebstdem  Verlust  der  Ehren-  und  Dienstzeichen; 

UA  der  Verlust  der  Hof-  und  Zivilwürden,  der  öffentlichen  Titel  und 
der  akademischen  Grade; 

rr)  die  Unfähigkeit  zur  Eheschließung,  zur  Errichtung  eines  Rechts- 
geychäftes  unter  Lebenden  oder  eines  letzten  Willens. 

Nicht  betroffen  werden  von  diesen  letzteren  Rechtsfolgen  die  An- 
gehörigen der  k.  k.  Landwehr*^^^)  und  der  bewaffneten  Macht  von 
Bosnien  und  der  Herzegowina.^''*^*) 

Eine  besondere  Art  der  Todesstrafe  bildet  die  Dezimation,  welche 
darin  besteht,  daß  die  Todesstrafe  gegen  mehrere  Schuldige  zwar  verhängt, 
aber  nur  an  dem  zehnten  Manne,  den  das  Los  trifft,  vollzogen  wird.  Diese 
Art  der  Vollziehung  ist  festgesetzt  für  Fälle  der  Empörung  und  Feigheit.*''»^''')  ^^-♦^) 

h)  Freiheitsstrafen.    Dazu  gehören: 

ua)  Die  Kerkerstrafe.  Dieselbe  wird  durch  Anhalten  des  Verurteilten 
in  einem  Militärgefangenhause  vollzogen.    Sie  wird  unterschieden: 

a)  In  schweren  Kerker  und  (einfachen)  Kerker. ^•'^*^)  Der  Unterschied 
der  Grade  liegt  in  den  Folgen,  indem  den  zum  schweren  Kerker  Verur- 
teilten alle  jene  Folgen  treffen,  welche  die  Verurteilung  zum  Tode  durch 
den  Strang  nach  sich  zieht. *'^^")  Auf  Ausstoßung  aus  der  Armee  ist  jedoch 
nur  dann  zu  erkennen,  wenn  der  Verbrecher  zu  schwerem  Kerker  in  der 
Dauer  von  mehr  als  10  Jahren  oder  auch  wiedevholt  jedesmal  zu  mehr  als 

151»)  Ib.  §§  121  und  122,  ferner  V.  des  A.-O.-K.  vom  20.  Jänner  1860,  Z.-K. 
Nr.  275,  und  M,-St.-P.-0.  §§  241  al.  3  und  262.  Vergl.  Klee  mann,  Genesis  und  Tat- 
])estand  der  Militärdelikte,  S.  58  Anmerkung  1.  —  "i»)  Vergl.  §  161.  —  ^"O)  M.-St.-G. 
§  46.  -  i:.2i)  M.-St.-P.-0.  §  318  Schlußalinea,  M.-D.-R.  UI.  T.  Punkt  1245.  —  i^aj)  M.-St.-G. 
§  45.  _  IÄ23)  ö,  G.  vom  2.  April  1885,  R.-G.-Bl.  Nr.  93,  §  1  al.  2.  —  »»*)  Z.-V.  des 
R.-K.-M.  vom  16.  Oktober  1882,  Abt.  4,  Nr.  2310,  N.-V.-Bl.  Nr.  113,  Punkt  I. 
-  »'^)  M.-St.-G.  §§  168  und  250.  -  ^"6)  Vergl.  §  163  III  und  170  IV.  —  i*«^)  M.-St.-G. 
§  23  ff.  —  »*28)  Ib.  §  47. 
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einjährigem  schweren  Kerker  verurteilt  worden  ist*-^--*),  und  die  Beschränkung- 
der  Rechtsfähigkeit  erstreckt  sich  nur  auf  die  Strafdauer.  Gegenüber  den 
noch  nicht  eingereihten  Rekruten  und  solchen  Personen,  welchen  noch  eine 
gesetzliche  Militärdienstpflicht  obliegt,  wird  gegenwärtig  Ausstoßung  aus 
der  Armee  nicht  mehr  Platz  greifen  können. ^•'^^'^) 

Mit  jeder  Verurteilung  zu  einer  Kerkerstrafe  sind  außerdem *'^^*i,  so- 
feme  nicht  ausdrücklich  die  Kassation  verhängt  ist,  Entlassung,  Verlust  der 
Kadettenauszeichnung  und  Degradierung  sowie  die  auch  im  bürgerlichem 
Strafrechte  ^^^^)  vorgesehenen  Straffolgen  verbunden.  Die  durch  das  Gesetz 
vom  15.  November  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  131,  geregelten  Bestimmungen  über 
den. Eintritt  und  die  Dauer  dieser  Rechtsfolgen  gelten  aber  auch  für  die 
in  Österreich  amtierenden  Militärgerichte; 

ß)  in  lebenslangen  und  zeitlichen  Kerker. *^^*)  Die  gesetzliche 
Dauer  der  Kerkerstrafen  soU,  da  lang  andauernde  Freiheitsstrafen  dem 
Militärdienst  Abbruch  tun,  so  viel  als  möglich  durch  Verschärfungen  gekürzt 
werden.  *'*^^) 

bb)  Die  Arreststrafe.  Dieselbe  wird  vollzogen  durch  Anhaltung  den 
Verurteilten  an  einem  besonderen  Verwahrungsort  oder  durch  Internierunj^ 
in  der  eigenen  Behausung  des  Delinquenten.  Der  Arrest  ist  immer  zeitlich 
und  gliedert  sich: 

a)  Nach  dem  Grade  in  strengen  und  einfachen  Arrest.^''''* i  Der 
Unterschied  der  Grade  liegt,  abgesehen  davon,  daß  der  eiufache  Arrest  in 
Geldstrafe  umgewandelt  werden  kann  und  über  6  Monate  nicht  hinausgeht, 
in  dem  Strafvollzuge,  indem  der  zum  strengen  Arrest  Verurteilte  rücksichtlich 
der  Verwahrung  und  sonstigen  Behandlung  (Beköstigung  und  Arbeitsver- 
richtung) den  für  Kerkersträllinge  geltenden  Beschränkungen  unterworfen  ist; 

ß)  nach  der  Art  in  Haus-,  Profosen-  und  Garnisonsarrest. 

aa)  Hausarrest*''^^')  ist  nur  ersten  Grades,  darf  8  Tage  nicht  über- 
steigen und  ist  gegen  Honoratioren  (Offiziere,  Militärgeistliche  und  Militär- 
beamte), ferner  gegen  Frauen  und  Kinder  der  Honoratioren,  soferne  dieselben 
überhaupt  noch  der  Militärgerichtsbarkeit  unterliegen,  und  wider  Zivilper- 
sonen, welche  den  genannten  Honoratioren  an  Stand  und  Rang  gleichkommen, 
anwendbar.     Der  Verurteilte  hat  sich  aus  eigenen  Mitteln  zu  verkr)stigen; 

ßß)  der  Profosenarrest^^^^)  ist  beider  Grade,  und  ist  anwendbar 
gegen  Honoratioren,  wenn  entweder  auf  einfachen  Arrest  über  8  Tage  oder 
überhaupt  auf  strengen  Arrest  erkannt  wird,  gleichgültig,  ob  nebstdeni  auf 
Entlassung  gesprochen  wurde,  ferner  gegen  Kadetten,  Gagisten  ohne  Rang- 
klasse, Feldwebel  und  gleichgestellte  Unteroffiziere,  insoferne  sie  ihrer 
Charge  nicht  entkleidet  werden,  endlich  gegen  die  der  Militärgerichtsbarkeit 
unterliegenden  Frauen  und  Kinder  der  genannten  Personen.  Die  Strafe  ist 
in  dem  zu  bestimmenden  Haftlokale  zu  verbüßen  und  der  Verurteilte  hat  sich 
aus  eigenen  Mitteln  zu  verköstigen; 

1^20)  A.  h.  E.  vom  6.  Juli  1867,  beziehungsweise  V.  des  K.-M.  vom  12.  Juli  1807, 
Abt.  4,  Nr.  1158,  N.-V.-Bl.  Nr.  136.  Dadurch  ist  gegenüber  dem  M.-St.-G.  (§47)^ 
wornach  schon  eine  wiederholte  kürzere  Strafe  des  schweren  Kerkers  tiberhaupt  ftir  dio. 
Ausstoßung  genügen  sollte,  eine  Abänderung  verfügt  worden.  —  *^^"j  Zu  weit  geht 
Kleemann,  Genesis  und  Tatbestand  der  Militärdeliktc,  8.  68  Anmerkung  1,  welcher 
diese  Bestimmung  durch  die  neue  Wehrgesetzgebung  für  vollständig  beseitigt  hält.  — 
»•'3^)  M.-St.-G.  §  48  ff.  —  "32)  Ö.  St.-G.  vom  Jahre  1852  §  26.  —  i^")  M.-St.-i;.  §  2';. 
—  1^34^  Ib.  §  92.  —  *^35^  n,^  §  61  ff.  —  1"^  Ib.  §  56.  -  i'^'^)  Ib.  §§  57  und  58. 
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yy)  der  Garnisonsarrest^'^^^)  ist  beider  Grade  und  ist  verwendbar 
«:egen  Gagisten  ohne  Rangklasse,  Kadetten,  Feldwebel  und  Gleichgestellte, 
soferne  gleichzeitig  auf  den  Verlust  der  Chargen  erkannt  wird,  dann  gegen 
Mannschaftspersonen  vom  Zugsftihrer  abwärts.  Die  Strafe  ist  in  dera  Ge- 
fängnisse des  Militärgerichtes  zu  verbüßen  und  der  Verurteilte  ist  auf  die 
Arrestantenkost  angewiesen. 

Besondere  Rechtsfolgen  sind  mit  der  Arreststrafe  im  Bereiche  der  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  in  Geraäßheit  des 
Gesetzes  vom  15.  November  1867,  R.-G.-B1.  Nr.  131,  nur  noch  bei  Ver- 
urteilungen verbunden,  welche  die  aus  der  Gewinnsucht  hervorgehenden 
Vergehen  des  Diebstahls,  der  Veruntreuung,  der  Teilnehmung  an  denselben 
und  des  Betruges  betreflFen. 

c)  Verm(*)gens8trafen.  Solche  sind: 

aa)  Die  Geldstrafe.^^^**^)  Dieselbe  ist  bei  Militärvergehen  überhaupt 
nicht  und  bei  gemeinen  Vergehen  nur  gegen  Gagisten  in  den  ausdrücklich 
vorgesehenen  Fällen  zulässig.  Gegen  aktive  Mannschaftspersonen  vom  Unter- 
offiziere abwärts  ist  in  solchen  Fällen  auf  Arrest  ersten  Grades,  und  zwar 
wenn  das  Gesetz  nichts  anderes  ausdrücklich  vorschreibt,  für  je  10  Kronen 
auf  1  Tag  Arrest  zu  erkennen. ^**^) 

Aber  auch  gegen  Personen,  wider  die  Geldstrafe  anwendbar  ist,  muß 
dieselbe  in  Übereinstimmung  mit  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Straf- 
rechtes in  einfachen  Arrest  umgewandelt  werden,  wenn  sie  dem  Nahrungs- 
betriebe des  Straffälligen  oder  dessen  Familie  zum  empfindlichen  Abbruche 
gereichen  würde.  *^^*) 

hb)  Der  Verfall  von  Geld  (Kautionen),  Waren  und  Gerät- 
schaften.^'^^2) 

Die  Vermtigensstrafen  verfallen  zu  Gunsten  des  Militärinvalidenfonds 
und  nur,  wenn  es  sich  um  Zivilpersonen  handelt,  welche  der  Militärgerichts- 
barkeit unterstehen,  zu  Gunsten  des  Zivilarmenfonds. 

(l)  Ehren 8 trafen.  Dazu  sind  zu  rechnen: 

aa)  Die  Kassation. ^•'^^^)  Dieselbe  besteht  in  der  Entsetzung  der 
Offiziere  und  der  dem  Militärgerichtsstande  unterstehenden  Militärbeamten 
von  ihrem  militärischen  Ehrenrange  oder  ihrem  Amtscharakter  und  in  der 
Unfähigkeit  zur  Wiedererlangung  eines  militärischen  Ehrenranges  oder  eines 
Staatsdienstes.  Sie  zieht  den  Verlust  der  mit  dem  militärischen  Ehrenrange 
oder  Amtscharakter  verbundenen  Bezüge,  der  öffentlichen  Titel,  Orden  und 
Ehrenzeichen,  beziehungsweise  des  Rechtes,  ausländische  Ehrenzeichen  zu 
tragen,  nach  sieh. 

hb)  Die  Entlassung.^'^^^)  Dieselbe  unterscheidet  sich  insoferne  von 
der  Kassation,  als  dem  Entlassenen  mit  Genehmigung  des  Monarchen  wieder 
eine  Oftiziersstelle,  beziehungsweise  mit  Bewilligung  der  kompetenten  Zentral- 
stelle wieder  eine  Staatsbedienstung  verliehen  werden  kann  und  mit  der 
F^ntlassung  der  Verlust  der  Orden  und  Ehrenzeichen  in  der  Regel  nicht 
verbunden  ist.  Nur  wenn  sieh  ein  Gagist  ohne  Rangklasse  eines  Verbrechens 
schuldig  gemacht  hat,  welches  bei  Beamten  die  Kassation  zur  Folge  hat, 
muß  nebst  der  Entlassung  die  Unfähigkeit  zur  Wiedererlangung  eines  Staats- 
dienstes ausgesprochen  werden. 

Die  Wiederbeförderung  solcher  Offiziere,  welche  im  strafgerichtlichen 
Wege   ihrer  Charge   verlustig   geworden  sind,   kann  nur  im  W^ege  des  be- 

^^"'*)  Ib.  §  59.  —  *"9)  Ib.  §  72.  —  "*0)  Ib.  §  95.  —  "*i)  Ib.  §  95.  —  i^«)  ib.  §  73. 
i-'^3)  Ib.  §  32.  —  15")  Ib.  §§  33,  34  und  67. 
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sonderen  Rehabilitierungsverfahrens  erfolgen,  welches  auch  Anwendun 
zu   finden   hat,  wenn   es  sich  um  die  Wiederbeförderung  der  durch  ehren- 
rätlichen  Beschluß  ihrer  Charge  verlustig  erklärten  Offiziere  handelt*"^) 

cc)  Die  Abnahme  der  Kadettenauszeichnung  und  die  Degra- 
dierung. ^^*^) 

Die  Strafe  der  Abnahme  der  Kadettenauszeichnung  besteht  in  deni 
gegen  Kadetten  auszusprechenden  Verlust  der  Charge  des  Offiziersstellvertreters 
oder  Unteroffiziers,  jene  der  Degradierung  in  der  Entsetzung  eines  Unter- 
offiziers von  der  bekleideten  Charge. 

Die  Degradierung  kann  mit  oder  ohne  Beschränkung  auf  eine  bestimmte 
Dauer  stattfinden.  Bei  einer  Verurteilung  wegen  Verbrechen  muß  immer 
Degradierung  ohne  Beschränkung  auf  eine  bestimmte  Dauer  verhängt  und 
Zurücksetzung  in  die  niederste  Soldklasse  verhängt  werden.  In  den  Fällen, 
wo  der  Offizier  Kassation  verwirkt,  ist  bei  Kadetten  auf  die  erstere  Strafe 
und  gegen  Unteroffiziere  auf  Degradierung  in  Verbindung  mit  der  Un- 
fähigkeit zur  Wiedervorrtickung  in  höheren  Rang  oder  Sold  zu  erkennen. 
Diese  Unfähigkeit  kann  nur  durch  eine  Verfügung  der  Zentralverwaltungs- 
stelle behoben  werden. 

Der  Wiederverleihung  der  Kadettenauszeichnung  hat  gleichfalls  ein 
besonderes  Rehabilitierungsverfahren  vorauszugehen  und  es  muß  in 
einem  solchen  Falle  auch  die  kaiserliche  Nachsicht  von  den  Rechtsfolgen 
der  strafgerichtlichen  Verurteilung  erwirkt  werden. 

(hl)  Die  Rtickversetzung.*^^^)  Dieselbe  besteht  im  Einteilen  eines  in 
höherer  Gebühr  befindlichen  Soldaten  ohne  Chargengrad  in  die  niederste 
Soldgebühr. 

e)  Der  Verlust  von  Rechten  und  Befugnissen^"'*®)  sowie 

/)  der  gerichtliche  Verweis.*^*^) 

Diese  beiden  Strafmittel  sind  nur  auf  gemeine  Delikte  angedroht. 

2.  Je  nachdem  die  Strafen  für  sich  allein  und  selbständig  oder  nur  in 
Verbindung  mit  anderen  verhängt  werden,  werden  Haupt-  und  Neben- 
strafen unterschieden. 

a)  Als  Hauptstrafen  sind  angedroht: 

an)  Für  Verbrechen:  Tod,  Kerker,  Entlassung,  Abnahme  der  Kadetten- 
auszeichnung,   Degradierung    und    Versetzung   in   eine   niedere   Soldklasse. 

Dagegen  ist  die  Kassation  als  selbständige  Strafe  auf  kein  Verbrechen  ^a- 

setzt.  1^50  j 

hhS  Für  Vergehen:  Arrest,  Entlassung,  Abnahme  der  Kadettenaus- 
zeichnung, Degradierung  und  Versetzung  in  eine  niedere  Soldklasse,  Geld- 
strafe, Verlust  von  Rechten  und  Befugnissen  und  endlich  der  gerichtliche 
Verweis. 

b)  Als  Nebenstrafen  werden  im  Militärstrafgesetzbuche  behandelt: 
aa)    Die    Rechtsfolgen,    welche   mit   der   Verurteilung   wegen 

eines  Verbrechens  oder  Vergehens  verbunden  sind.  Dieselben  sind 
entweder  im  gerichtlichen  Spruche  auszudrücken  oder  sie  treten  kraft  des 
Gesetzes  (ipso  iure)  ein. 

a)  Im  gerichtlichen  Spruche  sind  namentlich  auszudrücken: 
Die  Ausstoßung  aus  der  bewaffneten  Macht,  der  Chargenverlust,  der  Verlust 

nis)  vergl.  §  213  VI.  —  i=^*«j  Vorschrift  betreffend  die  Kadetten  ex  1869  (§  22) 
lind  M.-St.-G.  §§  35  und  68.  —  ^547)  M.-St.-G.  §§  35  und  68.  —  ^^is)  jj^,  §§  54^  70 
und  71.  —  15*3)  Ib.  §§  685,  688  und  690.  —  i"^)  Gleichwohl  fiihrt  sie  das  M..8t.-G.  r§  20 
Ziffer  4)  auch    unter  den  Hauptstrafen  auf. 
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des  Adels,  der  Orden  und  Ehrenzeichen  (rait  Einschluß  des  Militärdienst- 
zeichens), der  ^öffentlichen  Titel  und  Würden. 

ß)  Kraft  des  Gesetzes  treten  insbesondere  ein:  Die  Schmälerung 
der  bürgerlichen  Rechtsfähigkeit,  der  Verlust  der  öffentlichen  Bezüge  (mit 
Einschluß  der  Invalidenbenefizien),  der  Verlust  der  Befähigung  zur  Bekleidung 
öffentlicher  Ämter  und  Funktionen. 

hb)  Die  Zusatzstrafen,  welche  den  Charakter  von  Strafverschärfungen 
an  sich  tragen. 

Auf  Verschärfungen  ist  zu  erkennen: 

et)  Bei  schwerem  Kerker  als  Ersatz  für  die  weggefallenen  Eisen ;*^^^) 

ß)  bei  Delikten,  auf  welche  das  Gesetz  ausdrücklich  Verschärfungen 
androht; 

-/)  wegen  Verkürzung  der  Freiheitsstrafe  im  dienstlichen  Interesse  oder 
aus  Rücksichten  für  die  schuldlose  Familie  des  Verurteilten; ^^^^) 

S)  bei  Verbrechen  oder  Vergehen  wegen  überwiegender  Erschwerungs- 
umstände.*'''*^) 

Tod  und  lebenslanger  Kerker  dürfen  nicht  verschärft  werden.  ^^^*) 

Als  Verschärfungen  der  Freiheitsstrafen  sind  zu  nennen:  ^•^^•'') 

cm)  Die  auch  im  bürgerlichen  Strafrechte  vorkommenden  Verschärfungen, 
wie  Fasten,  hartes  Lager,  Einzelhaft,  Dunkelhaft  sowie  die  mehr 
als  Administrativ  Verfügungen  anzusehenden  Nebenstrafen  der  Stellung 
unter  Polizeiaufsicht,  der  Ausweisung,  beziehungsweise  Abschaffung 
aus  einem  Orte,  Bezirke  oder  Lande  und  der  Landesverweisung  aus  dem 
gesamten  Inlande. 

Die  rait  der  Arreststrafe  verbundene  Strafverschärfung  des  Fastens 
darf  nicht  wider  Offiziere  und  gleichgehaltene  Personen  und  die  beiden  zu- 
letzt genannten  Kebenstrafen  können  gegen  aktive  Heerespersonen  in  der 
Regel  nicht  verhängt  werden. *'*^^) 

ßß')  Die  dem  Militärstrafgesetzbuche  eigentümliche,  mit  der  Arreststrafe 
zu  verbindende  Käsern-  oder  Lagerarbeit  und  die  Verschärfung  des 
Hausarrestes  durch  Aufstellung  einer  Wache.^'^'^^) 

Die  Verschärfung  der  Käsern-  oder  Lagerarbeit  findet  nur  bei  gemeinen 
Mannschafts-  und  gleichgehaltenen  Personen  Anwendung.^^^^) 

3.  Je  nachdem  der  Friedens-  oder  Kriegszustand  herrscht  und  für  den 
letzteren  schärfere  Strafen  angedroht  sind,  können  normale  Strafen  und 
Kriegsstrafen  ('„Kriegsgesetze")  unterschieden  werden. ^^'^*'*)  Hiebei  haben 
folgende  Grundsätze  zu  gelten: 

u)  Die  für  die  Kriegszeit  festgesetzten  schärferen  Strafen  sind,  wenn 
nicht  bei  einzelnen  Verbrechen  etwas  anderes  angeordnet  ist,  vom  Tage  des 
bezüglichen,  dem  Heere  oder  einer  Abteilung  desselben  kundgemachten  Be- 
fehles,  bei  Seetruppen   auch   ohne   Ausbruch  eines  Krieges  vom  Tage   der 

^^1)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  22.  Dezember  1868,  Präs.-Nr.  4554,  Pimkt  23  al.  5. 
Sieh  unten  Punkt  IL  —  i»»;  M.-St.-G.  §§  92  und  94.  —  »s^^  15.  §§  119  m,d  120. 
—  ^^^*)  Ib.  §  118.  Doch  kann  lebenslanger  Kerker  wegen  Wegfalls  der  Eisen  und  dann 
verschärft  werden,  wenn  der  Sträfling  während  der  Strafzeit  ein  neues  Delikt  begeht: 
V.  des  A.-O.-K.  vom  14.  Juni  1860,  Abt.  4,  Nr.  1051  (bei  Kleemann,  Genesis  und 
Tatbestand  der  Militärdelikte,  S.  66  Anmerkung).  —  i"=^)  M.-St.-G.  §§  36  ff.,  51 
al.  2  und  77  ff.  —  i"«)  Ib.  §  '78  i.  f.,  dann  §§  43,  44  und  69.  —  ^"^  Ib.  §  56.  — 
*5->S)  Ib.  §  84.  —  "59)  Ib.  §§  89  und  90.  Die  Fälle  dieser  Art  sind  aufgezahlt  bei  Weish 
Das  Heeresstrafrecht,  S.  101  und  102. 
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EinöchiflFung  der  zum  Stande  eines  ausgerüsteten  Kriegsfahrzeuges  gehörigen 
Bemannung  wider  alle  anzuwenden,  welche  bei  dem  gesammelten  Heere 
dienen  oder  zur  SchiflFsbesatzung  gehören  und  der  Militärjurisdiktion  uat«*r- 
stehen. 

h)  Die  Kriegsperiode  hört  im  allgemeinen  auf  mit  dem  Tage  der  Kund- 
machung des  bezüglichen  Armeebefehles,  fllr  einzelne  Abteilungen  oder  Per- 
sonen aber  mit  ihrer  Enthebung  von  der  Dienstleistung  beim  mobilen  Heere, 
beziehungsweise  mit  dem  Einlaufen  des  Kriegsfahrzeuges  in  den  zur  Ab- 
rüstung bestimmten  Hafen. 

r)  Nach  Ablauf  der  Kriegsperiode  finden  nur  mehr  die  für  die  Friedens- 
periode festgesetzten  Strafen,  jedoch  rücksichtlich  der  vor  diesem  Zeitpunkte 
begangenen,  aber  erst  nach  Friedenseintritt  zur  Aburteilung  gelangenden 
Straftaten  mit  angemessenen  Verschärfungen  Anwendung;  Delikte  aber, 
welche  ihrer  Natur  nach  nur  während  des  Krieges  begangen  werden  können, 
ziehen  auch  dann  die  gesetzlich  angedrohte  Strafe  nach  sich,  wenn  sie  nach 
Ablauf  der  Kriegszeit  zur  Ahndung  kommen. 

II.  Beseitigt  sind  gegenwärtig  die  Strafe  der  körperlichen  Züch- 
tigung und  die  Kettenstrafe^''^^)  sowie  die  Einreihung  der  wegen  Ver- 
brechen Bestraften  in  Disziplinarkompagnien.^"'^^) 

Von  diesen  Strafarten  war  die  körperliche  Züchtigung  im  Militär- 
strafgesetzbuche als  Haupt-  und  Nebenstrafe  vorgesehen, *'^^*)  die  Anhal- 
tung  in  Eisen  oder  Anlegung  von  Schließeisen  als  Verschärfung  der 
Kerker-  und  Arreststrafe,  beziehungsweise  als  Charakteristikon  der  schweren 
Kerkerstrafe  anerkannt, ^^^^)  Statt  dieser  Strafen  ist  nunmehr  auf  eine  andere 
Verschärfung,  insbesondere  beim  Arrest  gegen  Mannschafts-  und  gleich- 
gehaltene Personen  auf  Käsern-  oder  Lagerarbeit  zu  erkennen. 

Gegenwärtig  kann  Fesselung  nur  mehr  als  Disziplinarstrafe  für  Sträf- 
linge und  Untersuchungshäftlinge ^^^*)  sowie  als  militärische  Disziplinar- 
strafe eintreten.^'*^'^) 

Die  Bestimmungen  darüber,  inwieferne  die  wegen  Verbrechen  von  den 
Militärgerichten  Bestraften  zu  Disziplinarkompagnien  abzugeben  seien, 
waren  in  besonderen  Vorschriften  enthalten, ^''^"j  welche  mit  der  Auflassunir 
des  Institutes  von  selbst  hinfällig  geworden  sind. 

§  1<{0.  Strafzumessung. 

I.  Der  Maßstab  der  Strafbarkeit  richtet  sich  auch  im  Militär strafreehte 
in  objektiver  Beziehung  nach  der  Größe  der  Rechtsverletzung  und  den  mit 
der  Tat  verbundenen  Folgen,  in  subjektiver  Beziehung  nach  dem  Grade  de?^ 
Verschuldens.  Im  Gegensatze  zum  älteren  Militärstrafrechte  kommen  absolut 
unbestimmte  Strafen  gegenwärtig  nicht  mehr  vor^^^^)  und  auch  die  absolut 
bestimmten  Strafen  finden  sich  nur  mehr  vereinzelt.  Die  Regel  bilden  viel- 
mehr die  relativ  bestimmten  Strafen  und  die  verschiedenen  Umstände,  welche 
eine  Tat  als  mehr  oder  minder  strafbar  erscheinen  lassen,  wirken  im  Militär- 
Htrafrechte  gleichwie  im  bürgerlichen  Strafrechte  normalerweise  nur  als 
Strafzumessungs gründe,   d.  h.    sie  beeinflussen    das  Ausmaß   der  Strafe 

1^60^  0.  W.-G.  ex  186S  Art.  VI.  —  *^«i)  Z.-V.  des  R.-K.  vom  19.  März  1870,  Abt,  4, 
Nr.  470.  -  i^«2)  M.-St.-G.  §§  20,  21,  30,  36,  40,  49,  66,  77  und  83.  —  ^^''^)  Ib.  §§  25t 
36,  37,  77  und  80.  —  *'•«*}  Sieh  oben  §  87  V.  —  i^^'')  Vergl.  §  209  IV.  —  ^*««)  M.-St.-U- 
§  51  al.  1.  —  *=^8^)  Über  die  scheinbaren  Ausnahmen  der  §§  633,  705,  731  und  799  M.-St-(i. 
vorgl.  Weisl,  Das  Hcoresstrafrecht,  S.  159  Anmerkung. 
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nur  innerhalb  des  gesetzlichen  Strafsatzes.  Die  gleiche  Übereinstimmung  be- 
steht im  allgemeinen  rücksichtlich  der  BeschaiFenheit  der  Erschwerung s- 
grtinde^^^^)  wie  der  Milderungsgrttnde/'^^^)  ihres  Einflusses  auf  die 
Strafzumessung*^^^)  und  in  der  Behandlung  der  Verbrechenskonkur- 
renz.*" M 

IL  Von  diesen  Grundsätzen  bestehen  jedoch  in  mehrfacher  Beziehung 
Ausnahmen  und  Abweichungen.    Die   wichtigeren  derselben  sind  folgende: 

1.  Die  objektiven  Umstände,  welche  die  Strafbarkeit  der  Tat  beein- 
flussen, wirken  bei  den  militärischen  Delikten  im  engeren  Sinn  zumeist 
qualifizierend,  d.  h.  sie  bewirken  eine  Änderung  der  Strafart,  oder  straf- 
he stimmend,  d.  h.  sie  lassen  eine  Tat,  die  sonst  Vergehen  wäre,  als  Ver- 
brechen erscheinen.  *'^^^) 

2.  Die  subjektiven  Tatumstände  üben  zwar  regelmäßig  nur  einen 
mildernden  oder  erschwerenden,  selten  einen  strafljestimmenden  Einfluß,  das 
Militärstrafgesetzbuch  kennt  jedoch  als  speziellen  Milderungsumstand  neben 
den  Milder ungsgrtinden  des  bürgerlichen  Rechtes  noch  die  mangelnde 
Kenntnis  des  Delinquenten  in  den  übertretenen  Pflichten  seines 
Standes  oder  Dienstes.*^^*)  Diese  Bestimmung  findet  namentlich  An- 
wendung auf  Rekruten  und  Heerespersonen,  welchen  eine  von  den  gewöhn- 
lichen verschiedene  Dienstleistung,  die  eine  spezielle  Belehrung  erheischt, 
aufgetragen  worden  ist. 

Umgekehrt  findet  der  Erschwerungsgrund  des  Rückfalles  im  Militär- 
strafrechte insüferne  eine  abweichende  Behandlung,  als  Verstöße  gegen  die 
Disziplin,  welche  sonst  nur  disziplinarer  Ahndung  unterliegen,  bei  wieder- 
holtem Rückfall  als  Vergehen  mit  Arrest  zu  bestrafen  sind  oder  nach 
Umständen  in  einem  solchen  Falle  bei  Offizieren  auf  Entlassung  und  bei 
Unteroffizieren  auf  Degradierung  zu  erkennen  ist.'-'^'*) 

3.  Die  Normierung  der  Strafbemessungsbefugnis**^^)  bei  Vorhandensein 
von  Milderungsgründen  weicht  sowohl  von  den  Bestimmungen  des  bür- 
gerlichen Strafgesetzbuches  vom  Jahre  1852  (§§  54,  55  und  286)  als  auch 
von  jenen  der  österreichischen  Strafprozeßordnung  das  Jahres  1873  (§  338) 
insofeme  ab,  als  die  Strafzeit  nach  dem  bürgerlichen  Rechte  bei  höher 
bedrohten  Delikten  tiefer  herabgesetzt  werden  kann,  wohingegen  das  Militär- 
strafgesetzbuch bei  geringeren  Delikten  sich  unvergleichlich  milder  stellt.  ^^^^) 
Denn  während  speziell  bei  einer  Verurteilung  wegen  eines  Verbrechens  nach 
dem  bürgerlichen  Strafgesetze  von  den  gesetzlichen  Folgen  niemals  abgelassen 
und  statt  der  Verbrechensstrafe  niemals  eine  Vergehensstrafe  verhängt 
werden  darf,  ist  das  Militärstrafgericht,  beziehungsweise  der  Gerichtsherr  ^^"^^j 
l)efugt,  die  mit  der  Verurteilung  zum  Kerker  verbundenen  Straffolgen  nach- 
zusehen, wenn  weder  militärische  Standes-  noch  Dienstesrücksichten  das 
(regenteil  erheischen,  und  die  Strafart  insofeme  zu  verändern,  als  bei  Ver- 
brechen, fllr  welche  der  Kerker  ersten  Grades  oder  Kassation,  Entlassung 
oder  Degradierung  als  selbständige  Strafe  angedroht  ist,  auf  Anhaltung  im 
Militärgefängnisse,  beziehungsweise  auf  einfachen  oder  strengen  Profosen- 
arrest    unter   6   Monaten   ohne   die   gesetzlichen  Folgen    der  Kerkerstrafen 

»«S)  M.-St-G.  §  111  if.  —  "«9)  Ib.  §  114  ff.  —  i^'O)  Ib.  §  116  ff.  —  «^i)  Ib. 
§  96  ff.  —  *^"-)  Fälle  dieser  Art  sind  aufgezählt  bei  Kleemann,  Genesis  und  Tat- 
bestand der  Militärdelikte,  S.  71  und  72.  —  ""3)  M.-St.-G.  §  114  lit.  l).  —  i"*)  Ib. 
§§  269  lit.  h)  und  292.  Vergl.  §  178.  —  ""^^  Ib.  §§  121  ff,  —  »^6)  Vergl.  hierüber 
Wcisl,  Das  Heeresstrafrecht,  S.  161  ff.  —   "")  Vergl.  §§  161  und  196. 


540 

erkannt  werden  kann.  Auf  einfachen  oder  strengen  Profoscnarrest  i»t 
in  einem  solchen  Falle  bei  Offizieren,  Beamten  und  Seekadetten  zu  er- 
kennen, wenn  von  der  Entlassung  als  selbständige  Strafe  abgegangen  wird, 
während  bei  den  übrigen  Heerespersonen  wegen  Umwandlung  des  Chargen- 
verlustes Kerker  mit  Wegfall  der  damit  verbundenen  Folgen  auszu- 
sprechen kommt.^*^^*)  Eine  derartige  Strafumwandlung  bei  absolut  bestimmten 
Strafen  ist  jedoch  nur  zulässig,  wenn  wegen  überwiegender  Milderungsgründe 
die  Strafe  des  einfachen  Kerkers  unter  das  in  der  Regel  für  Verbrechen 
festgestellte  mindeste  Ausmaß  herabgesetzt  werden  darf. 

In  analoger  Weise  kann  bei  Vergehen  die  Strafart  in  eine  gelindere 
geändert,  d.  h.  der  strenge  Arrest  in  Arrest  ersten  Grades  umgewan- 
delt, statt  des  Verlustes  von  Rechten  und  Befugnissen  wie  auch  statt 
der  Entlassung  und  Degradierung  in  Fällen,  wo  diese  letzteren  als  selb- 
ständige Strafen  angedroht  sind,  soferne  keine  Standes-  oder  Dienstesrück- 
sichten entgegenstehen,  auf  eine  mildere  Strafe  erkannt  werden. ^^^'^j 

Endlich  ist  unter  bestimmten  Voraussetzungen  auch  die  Umwandlung 
der  gerichtlichen  Vergehensstrafe  in  eine  bloße  Disziplinarstrafe  zulässig.^**®) 

4.  Während  im  bürgerlichen  Strafgesetzbuche  (§  46  lit.  Je)  die  ohne 
Verschulden  verlängerte  Untersuchungshaft  nur  als  ein  Milderungsgrund 
anerkannt  ist,  so  daß  eine  volle  Einrechnung  der  Untersuchungshaft  bis 
zur  Erschöpfung  der  Strafzeit  unmöglich  erscheint,  ist  von  den  Militär- 
strafgerichten jedesmal  im  Urteile  zu  bestimmen,  inwiefern  die  Zeit  einer 
längeren  Untersuchungshaft  einzurechnen  kommt, ^^**^)  so  daß  diese  Zeit 
eventuell  bis  zur  Konsumtion  der  verhängten  Strafdauer  angerechnet  wird. 

§  161.  Straferlöschangsgründe. 

Rücksichtlich  der  im  Militärstrafgesetzbuche  geregelten  Strafer- 
löschungsgründe  sind  folgende  Besonderheiten  hervorzuheben: 

1.  Die  tätige  Reue  findet  im  Militärstrafrechte  erweiterte  Anwendung, 
indem  sie  nicht  bloß  für  eine  Anzahl  gemeiner  Delikte  (Hochverrat,  Brand- 
legung, Diebstahl,  Veruntreuung  und  Teilnehmung  daran,  dann  Zweikampf  k 
sondern   auch  für  mehrere  Militärdelikte  anerkannt  ist.     Dies  ist  der  Fall: 

a)  Bei  der  Desertion,  soferne  sich  der  Deserteur  binnen  der  in 
einem  Generalpardon  dafür  festgesetzten  Zeit  freiwillig  bei  der  Behörde 
stellt;  ^^«2) 

iß)  beim  Desertionskomplotte,  wenn  der  Komplottstifter  das  Komplott 
und  die  Schuldigen  zu  einer  Zeit,  da  sie  noch  geheim  waren  und  die  Aus- 
führung verhindert  werden  konnte,  anzeigt;  ^'^®^) 

e)  bei  der  unbefugten  Werbung,  wenn  die  Wegschaffung  der 
Geworbenen  freiwillig  unterlassen  oder  deren  Abgang  verhindert  oder  der 
Behörde  von  der  Werbung  zu  einer  Zeit  Anzeige  gemacht  wird,  wo  diese 
noch  keine  Kenntnis  davon  hatte  und  die  Tat  verhindern  konnte;  ^*'^^*) 

ff)  bei  der  Mitwirkung  an  der  Ausspähung  oder  anderen 
gegen  die  Kriegsmacht  des  Staates  gerichteten  Handlungen  unter 
der  gleichen  Voraussetzung.^''^'') 

""^)  M.-St.-G.  §  125  i.  f.,  a.  h.  E.  vom  9.  November  1858  und  V.  des  A.-O.-K. 
vom  12.  November  1858,  Präs.-Nr.  2095,  dann  M.-St.-P.-0.  §  241  al.  4.  —  **"»)  M.-St-G. 
§  126.  —  i^so^  ver^l.  hierüber  §  208  L  —  ^^^i)  M.-St.-G.  §  127.  —  i*")  ib.  §  205.  VergL 
§  167  IV.  -  "'»3)  Ib.  §  229.  Vergl.  §  167  IV.  —  i=^«»)  Ib.  §  313.  Vcrgl.  §  185  IIL  — 
"«^)  Ib.  §  331.  Vergrl.  §§  187  III  und  188  III. 
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2.  Die  Verjährung,  welche  im  Militärstrafgesetzbach  nur  fllr  die 
Strafverfolgung,  nicht  aber  fllr  die  Strafvollstreckung  anerkannt  und 
an  verschiedene  Bedingungen  gleichwie  im  bürgerlichen  Strafgesetzbuche 
vom  Jahre  1852  geknüpft  ist,  findet  keine  Anwendung: 

a)  Bei  der  Desertion.^^*^)  Der  Grund  dieser  Ausnahmsbestimmung 
wird  bald  darin  gesucht,  daß  der  Deserteur  das  Verbrechen  vom  Augen- 
blicke der  Entweichung  bis  zur  Rückkehr  fortsetzt,^^*^')  bald  in  dem  Um- 
stände, daß  die  Desertion  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Militärstrafgesetz- 
buches wegen  ihrer  besonderen  Gefährlichkeit  fllr  den  damaligen  Heeres- 
organismus den  übrigen  nicht  verjährbaren  (todeswürdigen)  Verbrechen  in 
diesem  Punkte  gleichgestellt  werden  mußte;  ^^^^) 

//)  bei  den  der  ehrenrätlichen  Behandlung  unterliegenden 
Handlungen  und  Unterlassungen.  Nach  dem  Militärstrafgesetzbuche  ^'*^*'^) 
war  bei  den  die  Kassation  nach  sich  ziehenden  Verbrechen  und  den  aus 
Gewinnsucht  hervorgehenden  Vergehen  (Diebstahl,  Veruntreuung,  Plünderung, 
Betrug)  der  Offiziere  trotz  des  Eintrittes  der  Verjährung  durch  die  oberste 
Militärbehörde  eine  strafähnliche  Entlassung  auszusprechen.  Diese  Bestim- 
mung hat  noch  gegenwärtig  die  Nachwirkung,  daß  bei  Handlungen,  welche 
die  militärische  Standesehre  verletzen,  soweit  es  sich  um  die  Folgen  des 
ehrenrätlichen  Verfahrens  handelt,  keine  Verjährung  Platz  greift,  wenngleich 
bei  solchen  Verletzungen  der  militärischen  Standesehre,  welche  erst  nach 
Verlauf  einer  längeren  Zeit  bekannt  geworden  sind,  hierauf  im  ehrenrät- 
lichen Verfahren  nach  Lage  der  Umstände  Rücksicht  genommen  werden  wird. 

Keine  Besonderheit  des  Militärstrafgesetzbuches  ist  es,  daß  bei  todes- 
würdigen  Verbrechen  nach  Ablauf  einer  längeren  Zeitfrist  die  Todesstrafe 
ausgeschlossen  und  in  Kerkerstrafe  umgewandelt  wird.  Dieselbe  ist,  wenn 
von  der  Zeit,  wo  ein  mit  dem  Tode  durch  den  Strang  zu  bestrafendes 
Verbrechen  verübt  worden,  20  Jahre  verstrichen  sind,  mit  10  bis  20  Jahren 
und,  wenn  nach  Begehung  eines  mit  dem  Tode  durch  Erschießen  zu  be- 
strafenden Militärverbrechens  10  Jahre  verflossen  sind,  mit  5  bis  10  Jahren 
zu  bemessen.  ^^®®) 

3.  Der  Begnadigung  ist  im  Militärstrafrechte  ein  weiterer  Spielraum 
eingeräumt,  indem  die  Befugnis  hiezu  nicht  bloß  dem  Monarchen,  sondern 
auf  Grund  der  historischen  Entwicklung  des  Militärstrafprozeßrechtes  in 
weitem  Umfange  auch  den  Militärgerichtsherrn  und  den  höheren  Militär- 
gerichtshöfen zusteht.  *-^'*^) 

n)  Die  Militärgerichtsherrn  sind  berechtigt,  die  von  den  Militär- 
gerichten zuerkannten  Strafen  gänzlich  nachzusehen,  ohne  daß  das  Gericht 
hierauf  einen  Antrag  zu  stellen  braucht.  Dieses  gerichtsherrliche  Begna- 
digungsrecht unterliegt  jedoch  folgenden  Einschränkungen: 

aci)  Die  durch  das  Urteil  ausgesprochenen  Folgen  oder  Nebenstrafen 
(Ausstoßung  aus  der  Armee,  Unfähigkeit  in  einen  höheren  Rang  oder  Sold 
wieder  vorzurücken,  Verlust  der  Invalidenversorgung,  Verfall  von  Werten, 
Landesverweisung,  alle  Folgen  der  Desertion  und  der  Verurteilung  wegen 
eines  durch  Druckschriften  begangenen  Deliktes,  ferner  die  bei  einzelnen 
Militärdelikten    eintretende   Verlängerung   der  Dienstzeit   und  des  Fahnen- 

*''^«)  Ib.  §  139,  Satz  1.  —  ^i^^")  So  Kleemann,  Genesis  und  Tatbestand  der 
Militärdelikte,  S.  78.  —  i^^^)  So  Weisl,  Das  Heeresstrafrecht,  S.  200.  —  ^^«9)  §  141. 
—  1^««)  M.  St-G.  §§  139,  Satz  2  und  121.  —  »»i)  Vergl.  hierüber  Weisl,  Das  Heeres- 
.strafrecht,  S.  203  ff.,  und  §  202  VI. 
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Verlustes,  endlich  die  privatrechtlichen  Folgen)  dürfen  im  Gnadenwege  tob 
dem  Gerichtsherrn  nicht  nachgesehen  werden;  ^^^^) 

hli)  bei  Todesurteilen  ist  der  Begnadigungsantrag  vor  der  Kund- 
machung des  Urteiles  regelmäßig  beim  Militärobergerichte  zu  stellen,  welches 
hierüber  entscheidet;  ^'••*^^ 

('(')  wenn  Offiziere  wegen  Uazardspieles  zur  Entlassung  oder  Heere!*- 
Personen  wegen  Wuchers  verurteilt  werden,  so  kann  die  Begnadigung  nur 
durch  die  höheren  Militärstellen  erfolgen. ^•'^^^) 

h)  Den  höheren  Militärgerichtshöfen  kommt  das  Begnadigungs- 
recht namentlich  dann  zu,  wenn  sie  entweder  selbst  die  Vornahme  der 
Untersuchung  und  die  Vorlage  der  Akten  zum  Zwecke  eigener  Entscheidung 
anordnen,  ferner  wenn  die  Akten  vor  der  Kundmachung  des  Urteiles  von 
Amts  wegen  einzusenden  sind  oder  endlich  wenn  gegen  das  Urteil  der 
Rekurs  ergriifen  wurde.^'''^'''*) 

Bezüglich  der  Ileerespersonen  vom  Obersten  und  Gleichgestellten  auf- 
wärts hat  der  höchste  Militärgerichtshof  selbst  die  gerichtsherrlichen  Rechte 
und  somit  auch  das  Begnadigungsrecht  auszuüben. 

Verschieden  von  der  Begnadigung  ist  die  Amnestie,  d.  h.  die  tiher 
Verfllgung  des  Monarchen  oder  im  Kriege  über  Anordnung  des  Höchst- 
kommandierenden, beziehungsweise  seines  Stellvertreters  in  Ansehung  gewisser 
Delikte  gewährte  Nachsicht.  Eine  besondere  Regelung  hat  dieselbe  im 
Militärstrafgesetzbuche  ^•'^''")  rilcksichtlich  der  Deserteure  erfahren.  Dieselben 
bleiben  darnach  selbst  von  der  Strafe  wegen  Kriegsverrates  durch  Annahme 
feindlicher  Dienste  befreit  und  dürfen  nur  für  ein  außer  der  Desertion 
begangenes  Delikt  bestraft  werden.  Desertierte  Unteroffiziere  können  aber 
nur  als  Gemeine  wieder  eintreten  und  Offiziere  bleiben  aus  dem  Militär- 
verbande entlassen.  Desgleichen  sind  Kadetten  ihrer  Begünstigung  verlustig 
und  Ehren-  und  Militärdienstzeichen  bleiben  verwirkt. 

2.  Besonderer  Teil.*^^') 

ä)  Die  eigentlichen  IMilitärverbreohen  und  -Vergehen  sowie  die  denselben  nahestehenden 

Delilcte. 

Od)  Delikte,  welche  gegen  die  Tflicht  der  Subordination  verstoßen. 

§  102.  SubordinAfionsverletzung.^^^^'') 

I.  Subordinationsverletzung  wird  begangen  durch  Ungehorsam  im 
Militärdienste  und  durch  achtungswidriges  Betragen  gegen  Vorgesetzte  und 
highere  Militärpersoneu. 

1.  Zum  Tatbestande  des  Ungehorsams  im  Dienste  wird  gefordert, 
dali  ein  Dieustesbcfehl  vorliege,  dieser  von  einem  dazu  befugten  militärischen 

i5't2^  Vorschrift  iil)t*r  die  Organisation  der  k.  und  k.  (ierichte  des  (stehenden) 
HtMTcs  lind  der  Kiic^-sinarine  Punkt  XLVUl  al.  1  und  M.-St.-P.-O.  §  258  ff.  -  ^*^»)  M.- 
St.-P.-O.  §  201.  -  ^^9')  Hfkzv.  von»  10.  Mai  1805  und  vom  15.  August  1819.—  i^'-*^)  Vor- 
schrift über  die  Organisation  der  k.  und  k.  (T(Michtc  des  (stehenden)  Heeres  und  der 
KricH^smarine  Punkt  XXIV  al.  4  und  Punkt  XXXI  al.  8,  dann  M.-St.-P.-O.  §§  30,  34, 
28<)  tf.  Vcr^-1.  ii  2(12  VI.  —  i^^''y  §  205.  —  i'-'")  Damianitsch,  Kommentar  und  Studien 
über  das  MilitärstratVecht,  S.  15  tV.,  Danj^elmaier,  Die  Militärverbrechen  und  Ver- 
gehen, S.  84  tV..  und  besonders  Klee  mann,  (ienesis  und  Tatbestand  der  Militärdelikte, 
S.  Tu  ir.    -   »^'^  M.-St.-(i.   §i?  145  bis  15s. 


^^Kesetzten  ausgegangen  »ei  nnd  cicbts  Gesetzwidrig:es  enthalte,  dem 
^^nle  ahtr  entweder  vorslitzlieh  durch  passives  Verhalteü  oder  unter 
^^bizeitiger  Verletzung  der  Ehrerbietung  durch  Betiltigung  von  UngestUiu 
^^■Gcwalt  der  Gehursam  veruagt  wurde.  Schreiten  Höhere  ata  Vorgesetzte 
^^P***')  ao  wird  auch  durch  Ingehorsain  gegen  solche  Personen  das  Ver- 
^Hwien  oder  Vergehen  der  Subordinationsverletzung  begangen.  Keine  Siib- 
•rainationsvertetznng  liegt  vor,  wenn  der  Befehl  dem  Dienste  oder  der  dem 
Landesherrn  schuldigen  Treue  offenbar  widerstreitet,  derselbe  in  erkenn- 
fcarer  Weise  die  Aufforderung  zu  eincni  Verbreeheu  oder  Vergehen  enthiüU., 
ferner  wi^nn  der  Befehl  zwar  von  einem  Cbergeordneten,  der  jedoch  nach 
den  Dienstesvoraohriften  dazu  nicht  ermächtigt  war,  gegeben  worden,  wenn 
der  Cntergebene  von  seinem  unmittelbaren  Kommandanten  andere  Aufträge 
«rhalten  oder  wenn  spUtere  Umstünde  eingetreten  sind,  welche  bei  der 
Erteilung  dea  Befehles  nicht  vorausgesehen  wurden  und  so  geartet  sind, 
daß  liei  buchstiililicher  Befolgung  des  Befehles  augenscheinlicher  Nachteil 
Rir  den  Dienst  herbeigettihrt  würde. 

3.  Zum  Tatbestande  der  Achtnogsverletzung  wird  gefordert,  dall 
die  den  Niederen  gegenüber  den  Höheren  zukommende  Pflicht  zur  Ehr- 
erbietung durch  Handlungen  oder  Reden  vorsätzlich  verletzt  worden  sei. 
Es  genügt  in  diesem  Falle  das  Verhiiltnis  der  Qlier-  und  Unterordnung  im 
allgemeinen,  so  dal!  die  zweite  Art  der  Subordinationsverletzang  nicht  allein 
^egen  Vorgesetzte,  sondern  auch  gegen  jeden  HiSheren  begangen  werden  kann. 

Heerespersonen,  welche  nicht  auf  die  Kriegsartikel  vereidigt  sind, 
ki^nnen  sich  des  Militiirdcliktes  der  Subürdination  nicht  schuldig  machen, 
sondern  begehen  regelmültig,  wenn  sie  sich  eine  IJitliehe  Widersetzung,  ein 
ach tnngs widrige 9  Betragen  oder  l'ngehorsam  gegen  ihren  Amtsvorgesetzten 
erlauben,  ein  Vergehen  gegen  die  PHichten  eines  öffentlichen  Amtes  oder 
Dienstes.  ""*"  i 

II.  Besondere  Fälle  der  Subordinationsvertetzung  sind: 

1.  Der  Mordversuch  an  einem  Vorgesetzten.""" i  Der  gegen 
einen  Vorgesetzten  im  oder  außer  Dienst  in  mürderischer  Absicht  unter- 
nommene, ohne  Tötungserfolg  gebliebene  Angriff  bildet  den  schwersten  Fall 
der  Snbordinationsverletzung.  Es  ist  hiebei  gleiehgtlltig,  ob  die  Tötungs- 
absicht einem  dienstlichen  oder  privaten  Anlasse  entsprungen  ist.  Schon 
jedes  Stadium  des  Versuches  bildet  das  vollbrachte  Verbrechen.  Freiwilliger 
Küektritt  beim  Mordversuch  bleibt  aiier  möglich  und  begründet  dann  je 
nach  Umstünden  eine  andere  Form  der  Subordinationsverletzung.  Ist  der 
Tod  des  Vorgesetzten  aus  der  Handlung  eingetreten,  so  besteht  Konkurrenz 
des  vollbrachten  Mordes  mit  anderen  Formen  der  Subordinationsverletzung 
und  der  vollbrachte  Mord  ist  dann  als  gemeines  Verbrechen  zu  bestrafen. 
Mordversuch  gegen  einen  bloß  Höheren  vrird  als  solcher,  nicht  als  Suh- 
ordinationsverletzuug  geahndet.'^"*) 

2,  Tiitliche  Mißhandlung  eines  Vorgesetzten  außer  Dienst.'*"*! 
Der  tätliche  Angriff  auf  einen  Vorgesetzten  außer  Dienst  ohne  mörderische 
Absicht  bildet  ebenfalls  ein  Verbrechen  der  Subordinationsverlelzung.  Vor- 
ausgesetzt ist  hiebei,  daß  der  Angreifer  und  der  Angegriffene  zur  Zeit  des 
Angriffes  nicht  im  gegenseitigen  Dienstesverhültniase  gestanden  sind,  was 
nicht  nur  dann  zutrifft,  wenn   kein  Teil   oder   nur  ein  Teil  sich  überhaupt 

*^"]  D.-R.  I.  T.  I'unkt  54,    bezieh nnf!»ivpi.ie   M.-IJ,  1.  T.    Punkt  5-5.    Sieh  < 
§  IS  111-  —  "*■'")  H.-9t.-G.  S  58r,.   -  ""'1)  Ib.  S  14^.  —  '*'^)  Ib.  S  -113  ff.  -  ""'»)  li).  g 
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im  Dienste  befunden  hat,  sondern  auch  dann,  wenn  beide  Teile  zwar  im 
Dienste  standen,  aber  voneinander  unabhängige  Dienstesverrichtungen  zu 
versehen  hatten.  Diese  als  eine  Verletzung  der  schuldigen  Ehrerbietung  sich 
darstellende  Verbrechenshandlung  kann  aber  nicht  bloß  gegen  einen  Vor- 
gesetzten, sondern  auch  gegen  einen  Höheren  begangen  werden.  Notwehr 
ist  in  diesem  Falle  zulässig.  Bei  verursachter  Tötung  oder  Körperverletzung 
konkurriert  mit  dem  Verbrechen  der  Subordinationsverletzung  Mord  oder 
Totschlag,  je  nachdem  der  Tötungserfolg  beabsichtigt  gewesen  ist  oder 
nicht,  beziehungsweise  das  Verbrechen  oder  Vergehen  der  schweren  körper- 
lichen Beschädigung. 

3.  Zweikampf  oder  Schlägerei  aus  dienstlichem  Anlasse.'*^'**) 
Die  Herausforderung  eines  Vorgesetzten  zum  Zweikampfe  oder  zur  Schlägerei 
(Rencontre)  im  Dienste  oder  aus  Anlaß  des  Dienstes  ist  ein  Verbrechen  der 
Subordinationsverletzung.  Dieses  Verbrechen  wird  schon  durch  die  Heraus- 
forderung vollbracht,  so  daß  ein  freiwilliger  Rücktritt  von  demselben,  da 
es  ein  Delictum  sui  generis  bildet,  nicht  möglich  ist.  Findet  der  Zweikampf 
wirklich  statt,  so  liegt  eine  Verbrechenskonkurrenz  vor. 

4.  Ungehorsam  auf  Befehle  zum  Waffendienste.^®®^*)  Jede  vor- 
sätzliche Nichtvollziehung  eines  militärischen  Dienstbefehles  ist  be- 
dingungslos ein  Verbrechen.  Kulpose  Nichtvollziehung  hingegen  ist  nur 
dann  als  Verbrechen  qualifiziert,  wenn  der  Befehl  eine  dienstliehe  Ver- 
richtung von  großer  Wichtigkeit  zum  Gegenstande  hatte,  was  im  Felde 
oder  auf  einem  ausgerüsteten  Kriegsschiffe  regelmäßig  der  Fall  sein  wird. 
Die  betätigte  Gewalt  im  Dienste  oder  auf  einen  militärischen  Dienstbefehl 
ist  ein  besonders  hoher  Grad  der  Subordinationsverletzung.  Vorausgesetzt 
ist  aber  hiebei,  daß  im  Zeitpunkte  der  Gewalttätigkeit  ein  Dienstverhältnis 
bestanden  habe.  Gleichgültig  ist,  ob  sich  der  Vorgesetzte  selbst  vorerst  Ge- 
walttätigkeiten erlaubt  hat,  da  dem  Untergebenen  im  Dienste  das  Notwehr- 
recht  versagt  ist.^^^*^)  Irrelevant  ist  auch,  ob  die  Gewalttätigkeit  des  Unter- 
gebenen für  den  Vorgesetzten  eine  Körperverletzung  zur  Folge  gehabt  hat 
oder  nicht,  so  daß  in  diesem  Falle,  wenn  nicht  der  Tod  des  Vorgesetzten 
eingetreten  ist,  eine  Konkurrenz  mit  schwerer  körperlicher  Beschädigung 
ausgeschlossen  erscheint;  ist  der  Tod  eingetreten,  so  muß  Konkurrenz  mit 
Totschlag  oder  Mord  angenommen  werden. 

5.  Ungehorsam  auf  Befehle  zum  außerordentlichen  Dienste.^'^^'i 
Vorsätzliche  Nichtbefolgung  eines  Befehles  zum  Dienste  im  weiteren  Sinne, 
wozu  der  Untergebene  durch  ein  erlerntes  Handwerk  oder  sonst  durch  eine 
ihm  eigene  Geschicklichkeit  geeignet  ist,  wird  als  Verbrechen  der  Sub- 
ordinationsverletzung bestraft.  Darunter  fällt  insbesondere  der  vorsätzliche 
Ungehorsam  von  Manuschaftshandwerkern  (Menageköchen,  Mannschafts- 
schustern u.  s.  w.). 

6.  Ungehorsam  auf  Befehle  zur  Herstellung  der  Zucht.^*^^"*» 
Ungestüme  Verweigerung  des  Gehorsams  auf  einen  zur  Herstellung  der 
militärischen  Zucht  abzielenden  Befehl  ist  als  Verbrechen  der  Subordinations- 
verletzung  zu  behandeln,  gleichviel  ob  hiebei  ein  tätlicher  Angriff  gegen  den 
zur  Herstellung  der  Ordnung  einschreitenden  Vorgesetzten  oder  Höheren 
unternommen  wurde  oder  nicht.  Hat  der  gewalttätige  Angriff  eine  Körper- 
verletzung des  Vorgesetzten  oder  Höheren  zur  Folge  gehabt,  so  liegt  Kon- 
kurrenz mit  schwerer  körperlicher  Beschädigung  vor. 

i'i"*)  Ib.  §  155.  —  i«"5)  Ib.  §^  147,  U9  bis  151.  —  ^^''^)  Sich  üben  §  157.  - 
IC'-)  M.-St.-G.  §  152.  —  1''""»)  Ib.  §  153. 
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III.  Bestraft  wird  der  schwerste  Grad  der  Subordinations Verletzung, 
der  gegen  einen  Vorgesetzten  unternommene  Mordversuch  und  die  dem- 
selben zunUchst  stehende  Gewalt  im  Dienste  oder  auf  einen  militärischen 
Dienstbefehl  im  Kriege  und  im  Frieden  mit  dem  Tode  durch  Erschießen. 
Wenn  die  Tat  in  Reih  und  Glied  oder  vor  einer  versammelten  Truppe 
unter  solchen  Umständen  geschah,  daß  auf  die  Gemüter  der  Anwesenden 
ein  dem  Dienste  nachteiliger  Eindruck  zu  besorgen  ist,  so  ist  der  Täter 
„standrechtlich"  zu  behandeln,  d.  h.  auf  der  Stelle  niederzumachen. ^^'^^) 
In  allen  übrigen  Fällen  wird  die  als  Verbrechen  sich  qualifizierende  Sub- 
ordinationsverletzung mit  Kerker  ersten  Grades  bis  zu  10  Jahren,'^^^)  aus- 
nahmsweise im  Kriege  der  Ungehorsam  auf  einen  Befehl  zum  Dienste  gegen 
den  Feind  oder  auf  einen  Befehl  von  Wichtigkeit,  wodurch  ein  großer  Nach- 
teil flir  den  Dienst  entstanden  ist,  und  unter  denselben  Voraussetzungen  die 
gewalttätige  Widersetzung  auf  Befehle  zu  einem  außerordentlichen  Dienste 
mit  dem  Tode  durch  Erschießen  bestraft.^®**)  Minder  schwere,  als  Vergehen 
sieh  qualifizierende  Fälle  der  Subordinationsverletzung  ziehen  einfachen  oder 
strengen  Arrest  bis  zu  6  Monaten,  eventuell  Chargenverlust  nach  sich.^^'^^) 

§  163.  Meuterei  und  Empörung. ^<»^3) 

L  Meuterei  liegt  vor  bei  Auflehnung  oder  Aufwiegelung  von  Sol- 
daten zum  Ungehorsam. 

1.  Auflehnung  zum  Ungehorsam  wird  zum  Verbrechen  der  Meuterei, 
wenn  mehrere  Soldaten  in  Gemeinschaft  gegen  den  Dienst,  die  Vorgesetzten, 
die  Militärwachen  ^^^*)  oder  deren  Weisungen  sich  auflehnen  oder  sich  hiezu 
verabreden.  Die  meuterische  Auflehnung  hat  mehrere  Soldaten  und  deren 
gemeinschaftliche  Verabredung  über  Ungehorsam  zur  Voraussetzung.  Die 
Vorbereitungshandlung  der  bloßen  Verabredung  ist  als  das  voUbraclite  Ver- 
brechen erklärt.  Versuch  ist  aber  möglich  bei  schriftlicher  Aufforderung. ^^^•"*) 

2.  Die  Aufwiegelung  zum  Ungehorsam  wird  zum  Verbrechen 
Meuterei,  wenn  einzelne  Soldaten  aufreizender  oder  sonst  auf  die  Mit- 
wirkung anderer  abzielender  Äußerungen  oder  Handlungen  sich  vermessen, 
wodurch  eine  Auflehnung  gegen  den  Dienst  oder  gegen  Vorgesetzte  ent- 
stehen könnte.  Die  Äußerungen  müssen  öffentlich  in  Anwesenheit  mehrerer 
Soldaten  vorgebracht  oder  es  müssen  schriftliche,  beziehungsweise  bildliche 
Aufforderungen  zum  Ungehorsam  ins  Werk  gesetzt  worden  sein.  Das  Ver- 
brechen ist  auch  in  diesem  Falle  vollbracht  durch  derartige  Äußerungen 
oder  Darstellungen,  wenngleich  der  beabsichtigte  Erfolg  nicht  eingetreten  ist. 

II.  Eine  besondere  Normierung  haben  erfahren: 

1.  Das  Verbrechen  der  Vorschubleistung  zur  Meuterei.  Dieses 
Militärverbrechen  wird  flir  Offiziere  und  Unteroffiziere  durch  Xichthin- 
derung,  beziehungsweise  Nichtanzeige  eines  meuterischen  Einver- 
ständnisses oder  einer  solchen  Aufforderung  begründet.  Hiebei  genügt  schon 
ein  kulposes  Verschulden.**'^^) 

2.  Die  Empörung. ^^^^)  Dieselbe  ist  der  höchste  Grad  der  Meuterei 
und  besteht  in  der  Zusammenrottung  oder  Vereinigung  einer  Masse  bewaff"- 
neter  Soldaten,  welche  durch  ihre  Widerspenstigkeit  oder  durch  die  von  ihr 
in  Anwendung  gebrachten  gewaltsamen  Mittel  die  Aufbietung  eiuer  bewafi*- 

^6"«;  Ib.  §§  147  und  148.  -  »«^'O  Ib.  §§  149  bis  154.  —  ^^^^)  Ib.  §§  149  und  i:)2. 
—  i«^!^)  Ib.  §  156.  —  "13)  ix^  §§  159  bis  171.  —  "i»)  Ib.  §  179.  —  ^«1^)  Sieh  oben  §-158. 
i«i«)  M.-8t.-G.  §  165.  ~  ißi";  Ib.  §  167. 

Schmid,  D.ij)  Heeresrecht  der  üsterr.-uni;;.  Monarchie.  OO 
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neten  Gegengewalt  zur  Herstellung  des  Gehorsams  notwendig  macht.  Mit 
dem  Augenblick,  wo  diese  bewaffnete  Gegenwehr  in  Bereitschaft  tritt,  ist 
der  Tatbestand  der  Empörung  vorhanden.  Ein  Versuch  dieses  Verbrechens 
ist  deshalb  nicht  möglich. 

IIL  Auf  schwerste  Fälle  der  Empörung  und  der  Meuterei  ist  in 
Friedenszeiten,  namentlich  aber  in  Kriegszeiten  die  Strafe  des  Todes  durch 
Erschießen  angedroht.^*'^®)  Je  nach  Umständen  wird  in  solchen  Fällen  stand- 
rechtlich verfahren.  Aber  auch  sonst  kann  wider  die  Urheber  und  Auf- 
wiegler bei  einer  Meuterei  standrechtlich  verfahren  werden,  wenn  durch 
ihre  Äußerungen  eine  dem  Dienste  schädliche  Stimmung  oder  Bereitwilligkeit 
zur  Widersetzung  hervorgerufen  wurde  und  dadurch  ein  Dienst  gegen  den 
Feind  oder  eine  wichtige  Verfügung  auf  einem  ausgerüsteten  Kriegafahrzeuge 
gefährdet  oder  gehemmt  wurde  oder  ein  abschreckendes  Beispiel  gegeben 
werden  soll.  Findet  standrechtliche  Behandlung  statt,  so  verwirkt  jeder 
Widerspenstige  die  Strafe  des  Todes  durch  Erschießen.  Bei  einer  größeren 
Anzahl  von  Tätern  wird  die  Todesstrafe  an  den  Rädelsführern  und  Urhebern 
sowie  an  den  schuldtragenden  Offizieren  und  Unteroffizieren  unbedingt,  an 
der  schuldigen  Mannschaft  ohne  Chargengrad  aber  durch  Dezimation  voll- 
zogen.i®*'**) 

Im  ordentlichen  Verfahren  erleiden  die  Strafe  des  Todes  durch  Er- 
schießen: 

1.  Die  Rädelsführer  und  Urheber  der  Empörung  sowie  die  daran 
beteiligten  Offiziere  und  Unteroffiziere  unbedingt, ^*^-")  von  den  Soldaten  ohne 
Chargengrad  nur  jene,  welche  einen  Mann  der  aufgebotenen  Gegenwehr 
verwundet  oder  getötet  haben;  ^^^^) 

2.  die  Meuterer,  wenn  an  den  Vorgesetzten  Hand  angelegt  oder  die 
Waffe  gegen  ihn  gezogen,*®-^)  und  im  Kriege,  wenn  die  Ausführung  eines 
Dienstes  gegen  den  Feind  odqj  auf  einem  ausgerüsteten  Kriegsfahrzeuge 
verweigert  und  hiedurch  die  Ausführung  verhindert  oder  sonst  ein  großer 
Nachteil  flir  den  Dien«t  verursacht  wurde.  ^®*^)  Bei  erfolgter  Handanlegung: 
an  den  Vorgesetzten  oder  bei  Waffengebrauch  gegen  denselben  verwirken 
die  Todesstrafe  alle  Meuterer  und  nicht  bloß  jene,  welche  sich  der  Gewalt- 
tätigkeit unmittelbar  schuldig  gemacht  haben. 

In  den  übrigen  Fällen  wird  die  Empörung  und  Meuterei  mit  Kerker 
ersten  Grades  bis  zu  10  Jahren  ^^^*)  und  Vorschub  zur  Meuterei  mit  solehenm 
Kerker  bis  zu  5  Jahren  bestraft. ^'^-^)  Haben  Soldaten  ohne  Chargengrad 
der  meuterischen  Aufforderung  Gehör  gegeben,  aber  sich  sonst  passiv  ver- 
halten, so  tritt  für  dieses  Vergehen  strenger  Arrest  bis  zu  6  Monaten  ein.^*'-^  i 

§  164.   Achtnngsverletznng  gegen  eine  Militärwache.^^^') 

I.  Dieses  Ungehorsamsdelikt  wird  verübt  durch  Gewalttätigkeit  oder 
Achtungsverletzung  gegen  die  im  Dienste  als  Organe  des  Vorgesetzten  fun- 
gierenden Militärwachen. 

1.  Der  Tatbestand  der  Achtungsverletzung  durch  Gewalttätigkeit 
kann  liegen: 

a)  In  einer  tätlichen  Vergreifuug  an  einer  Militärwache,  um  der  Ver- 
haftung zu  entgehen  oder  dem  Arreste  zu  entkommen; 

i«!*»)  Ib.  §  162.  ~  i'ii»)  Ib.  §§  161  und  168.  —  le^o)  Ib.  §  169.  —  i«^!^  ji,.  §  yi^y. 
—  iöiJ2^  II).  §  163.  _  i«'>3^  Ib.  §  162.  —  1624)  11).  §§  161,  162,  170  und  171.  —  i«»)  Ih. 
§  165.  —  i«-*6^  Ib.  §  106.  -  i«2T)  15.  §^  172  bis  182. 
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h)  im  gewaltsamen  Widerstand  gegen  eine  in  Vollziehung  des  Dienstes 
begriffene  Militärwache,  um  die  Vollziehung  zu  vereiteln; 

c)  in  gewalttätiger  Widersetzung  auf  eine  pfliehtraäßige  Mahnung  der 
Militärwache  oder  endlich 

d)  in  einer  widerrechtlichen  Gewaltausübung  gegen  eine  solche  Wache. 
In  allen  diesen  Fällen  ist  aber  nicht  wirkliche  Ausübung  der  Gewalt 

erforderlich,  vielmehr  genügt  schon  die  Drohung. 

2.  Der  Tatbestand  der  Achtungsverletzung  ohne  Gewalttätigkeit  zeigt 
sich  in  bloßer  Achtungsversagung. 

Dieselbe  liegt  vor: 

a )  Wenn  jemand  von  einer  Militärwache  in  Verhaft  genommen  werden 
soll  und  die  Haft  ohne  gewalttätige  Widersetzung  anzunehmen  sich  weigert; 

h)  wenn  mutwillig  in  der  Nähe  einer  Wache  Geschrei  oder  Lärm 
gemacht  wird; 

c)  wenn  jemand  auf  Anrufen  einer  Schildwache  beleidigend  oder  aus 
Vorsatz  gar  nicht  antwortet; 

(l)  wenn  jemand  eine  Wache  sonst  beschimpft  oder  ihren  Weisungen 
Spott  und  Verachtung  entgegensetzt. 

Als  Militärwachen  gelten  nicht  nur  die  auf  dem  Posten  stehenden 
Schildwachen,  Vedetten  oder  Lagerwachen,  sondern  auch  Patrouillen,  Ronden, 
Schutzwachen,  Militäreskorten  zur  Fortbringung  von  'Verhafteten  oder  des 
Staatsgutes,  Trainwachen  und  Geschützinspektionen,  in  bestimmten  Diensten 
befindliche  Personen  der  Kriegsmarine  und  diensttuende  Gendarmen.  ^''*2^) 
Ferner  zählen  dazu  die  Angehörigen  der  Militärpolizeiwachkorps  und  des 
Militärwachkorps  für  die  Zivilgerichte  in  Wien,  die  Leibgarden  sowie  die 
ungarische  Kronwache  im  Dienste. 

Personen,  welche  nicht  zum  Soldatenstande  gehören,  machen  sich  durch 
Widersetzlichkeit  des  gemeinen  Verbrechens  des  Aufstandes, ^^*^)  beziehungs- 
weise der  öflFentlichen  Gewalttätigkeit,  ^^*^)  durch  bloße  Achtungsverletzung 
aber  des  gemeinen  Vergehens  gegen  öflFentliche  Anstalten  und  Vor- 
kehrungen^**^*) schuldig. 

IL  Bestraft  wird  die  Achtungsverletzung  gegen  Militärwachen  als 
Verbrechen,  wenn  Gewalt  oder  Drohung  angewendet  wurde.  Die  Todes- 
strafe durch  Erschießen  findet  statt,  wenn  die  Widersetzung  mit  tödlichen 
Waffen  erfolgte  und  die  Wache  verwundet  oder  nach  der  Absicht  des  Täters 
an  der  Vollziehung  eines  wichtigen  Dienstauftrages  verhindert  wurde. ^^^*) 
Dieselbe  Strafe  hat  in  Kriegszeiten  auch  dann  einzutreten,  wenn  die  Wider- 
setzung zwar  ohne  Waffe  und  ohne  Verwundung  geschah,  aus  der  absicht- 
lichen Hinderung  eines  wichtigen  Dienstauftrages  aber  ein  großer  Schaden 
i\ir  den  Dienst  entstanden  ist.  Für  andere  Fälle  des  Verbrechens  ist  Kerker 
bis  zu  5  und  in  Kriegszeiten  bis  zu  10  Jahren  angedroht. ^^•^^) 

Bloße  Achtungsversagung  wird  als  Vergehen  mit  Arrest  bis  zu 
1  Monate  und  nach  Umständen,  besonders  im  Kriege,  mit  strengem  Arrest 
bis  zu  3  Monaten  geahndet.*®^*) 

§  165.  Nichtbefolgnng  von  militärischen  Einberufungsbefehlen. 

I.  Nichtaktive  Soldaten,  welche  durch  eigenes  Verschulden  den  ihnen 
amtlich    bekannt   gegebenen   Einberufungstermin   versäumten,   sollten   nach 

^''^)  Ib.  §  174,  D.-R.  I.  T.  Punkt  521  und  534,  II.T.  Punkt  208  und  308,  M.-D.-R. 
11.  T.  Punkt  354  und  865  und  III.  T.  Punkt  198,  256,  284,  299  und  342.  —  "»9)  M.-St.- 
0.  §  844.  —  iwo)  Ib.  §  358.  —  ^^i)  jb.  §  569.  —  ^»«^  Ib.  §  176.  —  "^^j  15,  §  177^  _ 
"3*;  Ib.  §  181.  35* 
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dem  Militärstrafgesetzbuche*'^'''')  im  Disziplinarwege,  wenn  sich  aber  das 
sclmldbare  Versäumnis  über  ö  Wochen  erstreckte,  als  Deserteure  bestraft 
werden,  sofern  sie  ihr  Ausbleiben  nicht  vollständig  zu  rechtfertigen  ver- 
mochten. Bei  Abgang  der  Desertionsabsicht  ging  die  Praxis'^'*^)  in  der 
Weise  vor,  daß  nichtaktiven  Soldaten,  welche  zu  dem  anbefohlenen  militä- 
Tischen  Dienste  absichtlich  nicht  einrückten,  das  Verbrechen  der  Sub- 
ordinationsverletzung, solchen  aber,  die  nur  aus  Leichtsinn  oder  »Sorglosig- 
keit dem  Einberufungsbefehle  keine  Folge  leisteten,  ein  Vergehen  dieser 
Art  angerechnet  wurde. 

II.  Durch  die  Gesetze  aus  dem  Jahre  1890*^^^)  ist  nunmehr  die 
schuldbare  Nichtbefolgung  eines  Einberufungsbefehles  zu  einem 
militärischen  Dienste  von  selten  eines  nichtaktiven  Soldaten,  84i- 
ferne  demselben  der  Vorsatz  gefehlt  hat,  sich  dauernd  der  Dienstpflicht  zu 
entziehen,  als  ein  besonderes  Militärdelikt  erklärt. 

Zum  Tatbestand  dieses  Ungehorsamsdeliktes  wird  die  Erlassung  einen 
militärischen  Einberufungsbefehles  und  die  schuldbare  Nichtbefolgung  des- 
selben ohne  Desertionsabsicht  gefordert.  Das  letztere  Tatbestandsmerknial 
muß  durch  die  vorgeschriebenen  amtlichen  Schriftstücke  (Empfangsbestä- 
tigung, Nachweisung  über  die  legale  Affichierung  der  Einberufungskarte, 
Eruierungskorrespondenz  im  Falle  einer  Mobilisierung  durch  öffentliche 
Kundmachung)  dargetan  werden. 

Nichtaktive  Personen,  welche  nicht  zum  Soldateustande  zählen,  machen 
sich  durch  Nichtbefolgung  militärischer  Einberufungsbefehle  eines  gemeinen 
(militärisch  qualifizierten)  Deliktes  schuldig. 

III.  Die  Strafe  ist  Kerker  bis  zu  1  Jahre  und  im  Kriege  oder  im 
Falle  einer  Mobilisierung  bis  zu  5  Jahren,  wenn  es  sich  um  ein  Verbrechen 
handelt.  Als  Verbrechen  wird  die  Nichtbefolgung  des  Einberufungsbefehles 
behandelt,  wenn  der  Befehl  die  Einrückung  im  Mobilisierungsfalle  oder 
zum  Präsenzdienste,  beziehungsweise  zur  aktiven  Landwehr  betraf  und  das 
schuldbare  Versäumnis  in  beiden  Fällen  über  8  Tage  sich  erstreckte.  Dauerte 
das  schuldbare  Versäumnis  aber  nicht  über  8  Tage  oder  hatte  der  Einbe- 
rufungsbefehl nur  die  Einrückung  zur  Waffen-  oder  Dienstttbung,  zur  mili- 
tärischen Ausbildung  oder  zur  ausnahmsweisen  aktiven  Dienstleistung  im 
Frieden  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  81.  Mai  18H8,  beziehungsweise  des 
ungarischen  Gesetzartikels  XVIII  vom  Jahre  1888^*'^^)  zum  Gegenstande,  so 
liegt  nur  ein  Vergehen  vor,  das  mit  Arrest  bis  zu  3  Monaten  geahndet  winL 

Landsturmpersonen,  welche  nach  erfolgter  Aufbietung  des  Landsturmes 
der  Einberufung  nicht  Folge  leisten,  verwirken  in  den  ersteren  Fällen  nur 
Kerker  bis  zu  2  Jahren  und  Personen,  welche  nicht  zum  Soldatenstande 
zählen,  ebenfalls  nur  Kerker  bis  zur  gleichen  Dauer, 

1 166.  Terleitnng  zur  Nichtbefolgung  von  militärischen  Einbernfnngsbefehlen. 

I.  Nach  der  Bestimmung  der  gleichen  Gesetze  macht  sich  dieses  Deliktes 
schuldig,  wer  zur  Nichtbefolgung  eines  militärischen  Einberufungsbefehles 
verleitet.  Dasselbe  ist  ein  Verbrechen  sui  generis,  wenn  sich  die  Ver- 
leitung auf  das  Verbrechen   der  Nichtbefolgung  eines  Einberufungsbefehles 

10:^0^  i^  1H9.  —  i^i'*-')  Z.-V.  <1C8  K.-K.-M.  vom  4.  Mai  1870,  Abt.  4,  Nr.  134.  — 
1^^')  ("».  G.  vom  2-^.  Juni  ls90,  R.-G.-Bl.  Nr.  137,  u.  G.-A.  XXI  vom  Jahre  189U,  kroat- 
slavon.  G.  vom  11.  Dezmbor  1890,  L.-G.  u.  V.-Bl.  Nr.  2  ex  1891.  —  ^^•^'')  Sieh  oben  §  10  IL 
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bezieht  und  dieselbe  sich  nicht  als  ein  schwerer  verpöntes  Delikt  darstellt, ^^^®) 
hingegen  ein  Vergehen,  wenn  die  Verleitung  auf  das  Vergehen  der  Nicht- 
befolgung  eines  Einberufungsbefehles  gerichtet  ist.  Das  Delikt  ist  vollbracht, 
auch  wenn  die  Verleitung  ohne  Erfolg  geblieben  ist. 

Zum  Tatbestande  ist  aber  im  ersteren  Falle  notwendig,  daß  der  Ver- 
leiter  davon  weiß,  daß  es  sich  um  eine  militärische  Dienstleistung  handle, 
welche  die  schuldbare  Nichtbefolgung  des  Einberufungsbefehles  als  Ver- 
brechen erscheinen  läßt. 

Je  nach  der  Eigenschaft  des  Verleiters  ist  die  Handlung  als  ein 
Militardelikt  oder  als  ein  gemeines  Delikt  zu  qualifizieren. 

II.  Die  Strafe  des  Verleiters  richtet  sich  nach  der  fllr  den  Täter  (Ver- 
leiteten) angedrohten  Strafnorm. 

bh)  Delikte,  welche  gegen  die  Pflicht  der  Treue  verstoßen. 

§  1G7.  Desertion  and  eigenmächtige  Entfernung. ^^^") 

I.  Desertion  liegt  vor,  wenn  jemand  nach  Ablegung  des  Militär- 
diensteides seine  Truppe,  Anstalt  oder  den  ihm  angewiesenen  Aufenthalts- 
ort eigenmächtig  und  mit  dem  Vorsatze,  sich  seiner  Dienstpflicht  für  immer 
zu  entziehen,  verläßt  oder  in  gleicher  Absicht  sich  davon  fernhält.  ^^**) 

Desertion  kann  nur  ein  auf  die  Kriegsartikel  beeidigter,  rechtmäßig 
assentierter  und  noch  dienstpflichtiger  Soldat  begehen.  Wer  gesetzwidrig, 
insbesondere  ohne  das  vorgeschriebene  Alter  zu  besitzen  oder  sonst  ohne 
das  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Bedingungen  assentiert  worden  ist,  soll 
im  Entweichungsfalle  gleich  nach  seiner  Anhaltung  entlassen  werden.  ^*^"*^) 
Stellungspflichtige,  welche  noch  keinen  Soldateneid  abgelegt  haben,  machen 
sich  durch  die  Flucht  eines  nach  dem  Wehrgesetze ^"^^)  zu  ahndenden  Ver- 
gehens schuldig.  Heerespersonen,  welche  nicht  zum  Soldatenstande  zählen, 
namentlich  Militilrbeamte,  begehen  durch  Entweichung  aus  dem  Anstellungs- 
oder Aufenthaltsorte  das  Vergehen  gegen  die  Pflichten  eines  öffentlichen 
Amtes.**'***)  Soldaten,  welche  einen  Anspruch  auf  Entlassung  aus  dem  Heere 
besitzen,  aber  aus  irgend  einem  Grunde  im  aktiven  Dienste  zurückbehalten 
wurden,  machen  sich  durch  Entweichung  der  Desertion  nicht  schuldig, 
wenngleich  sie  deswegen  disziplinar  bestraft  werden  kftnnen.**^^)  Militär- 
sträflinge, welche  aus  dem  Straforte  entweichen,  sind  nur  dann  als  Deser-i 
teure  zu  behandeln,  wenn  sie  nach  Abbüßung  der  Strafe  zur  Fortsetzung 
des  Heeresdienstes  verpflichtet  sind.^*'*'')  Militärinvaliden  und  Offiziere  des 
Ruhestandes,  welche  entweichen,  verwirken  nicht  die  Strafe  der  Desertion, 
sundern  verlieren  nur  die  Invalidenversorgung,  beziehungsweise  das  Ruhe- 
gehalt und,  wenn  sie  noch  zum  Heeresdienste  herangezogen  werden  können, 
den  Offizierscharakter.^*'^^) 

Zum  Tatbestande  der  Desertion  ist  weiter  erforderlich,  daß  der  im 
aktiven  Dienst  stehende  Soldat  entwichen  sei  oder  daß  der  Soldat,  gleich- 
viel ob  derselbe  im  aktiven  oder  nichtaktiveri  Dienste  steht,  auf  seinen 
Dienstposten  nicht  eingerückt  sei.  Die  Entweichung  oder  Nichteinrückung 
muß    durch    den   Vorsatz    beherrscht   sein,   sich   dauernd    dem   Dienste   zu 

^•^^'0  Teilnahme  an  der  Desertion  (M.-St.-G.  §  206)  oder  Verbrechen  wider  die 
Kriegsmacht  des  Staates  (M.-St.-G.  §  314).  —  i»^«)  M.-St.-G.  §§  183  bis  229.  —  iß")  Ib. 
^  1^^:^.  _-  1042)  iXh  §  210.  —  ""}  W.-G.  §§  44  und  45.  Sieh  oben  §  8  III.  -  "«)  M.-St.- 
Ct.  §  595.  —  16*^)  Ib.  §  211.  -  i«»6)  II),  §  190.  _  1647)  Ib.  209  im  Zusammenhalt  mit  den 
Bestimmungen  des  M.-P.-G.  und  der  V.  f.  d.  B.  bes.  Personalang.  Vergl.  §  210  Punkt  I. 


550 

entziehen,  und  zwar  entweder  dem  Dienste  überhaupt^'**''!  oder  al)er  dem 
Dienste  bei  dem  eigenen  Standeskörper. ^*^*'^)  Der  Vorsatz  kann  auch  nach 
stattgehabter  Entweichung  gefaßt  worden  sein. 

Die  Umstände,  welche  auf  den  Vorsatz  zu  desertieren  schliefen  lassen, 
sind  entweder  von  solcher  Art,  daß  sie  durch  Gegenbeweis  widerlegt  werden 
können,^*'-'®)  oder  so  beschaffen,  daß  bei  ihrem  Vorhandensein  der  Deser- 
tionsvorsatz  ohne  alle  Entschuldigung  als  erwiesen  angenommen  wird.  Ein 
Gegenbeweis  ist  ausgeschlossen,  wenn  ein  Soldat  in  Kriegsgefangenschaft 
geraten  oder  ins  Ausland  beurlaubt  worden  ist  und  nach  erfolgter  Aus- 
wechslung, beziehungsweise  nach  Ablauf  des  Urlaubes  freiwillig  ausländische 
Zivil-  oder  Militärdienste  genommen  oder  sich  im  Auslande  ansässig  gemacht 
hat.**^^M  Offiziere  werden  speziell  auch  dann  des  meineidigen  Vorsatzes  für  til)er* 
wiesen  angesehen,  wenn  sie  ihren  Truppenkörper  oder  ihren  zeitlichen  Be- 
stimmungs-,  beziehungsweise  Aufenthaltsort  eigenmächtig  und  heimlich  oder 
unter  falschen  Verwänden  verlassen  haben  oder  wenn  sie  im  Falle  ihrer 
Beurlaubung  im  Inlande  2  Monate  und  im  Auslande  4  Monate  über  die 
Urlaubszeit  ausgeblieben,  durch  öifentliches  Edikt  dreimal  vorgeladen  und 
auf  diese  Verladung  binnen  dem  festgesetzten  Termine  weder  erschienen 
sind  noch  über  ein  gegründetes  Hindernis  ihrer  Rückkehr  sich  ausgewiesen 
haben.  16^2) 

Angehörige  der  bosnisch-herzegowinischen  Truppenmaeht  vom 
Unteroffizier  abwärts  machen  sich  auch  dann  der  Desertion  schuldig,  wenn 
sie  binnen  3  Monaten  nach  ihrer  Entweichung,  beziehungsweise  soferne  sie 
beurlaubt  oder  in  die  Reserve  eingereiht  worden  sind,  binnen  derselben  Zeit 
nach  Ablauf  des  Urlaubes  oder  nach  erfolgter  Einberufung  nicht  freiwillig 
zurückkehren  oder  einrücken.  ^^'*^) 

Der  nach  der  Entweichung  bei  einem  anderen  Truppenkörper  ge- 
nommene Dienst  betreit  den  Deserteur  nicht  ohne  weiteres  von  der  gesetz- 
lichen Strafe,  sondern  es  kann  auf  diesen  Umstand  nur  im  Gnadenwege 
Rücksicht  genommen  werden.  ^^^*i 

II.  Als  ein  selbständiges  Delikt  wird  im  Militärstrafgesetzbuehe  ^'•'•'i 
das  Desertionskomplott  behandelt.  Darunter  vnrd  die  Beredung  mehrerer 
Soldaten  zur  Desertion  verstanden,  und  zwar  wird  die  in  dem  erfolgreichen 
Bereden  bestehende  Vorbereitungshandlung  als  das  vollbrachte  Verbrechen 
bestraft,  so  daß  es  auf  die  wirkliche  Ausfuhrung  der  Desertion  nicht 
ankommt. 

Die  Verleitung  oder  die  Beihilfe  eines  Soldaten  zur  Desertion  eines 
anderen  begründet  hingegen  Teilnahme  an  der  Desertion,**^*^*')  die  ohne  ge- 
troifenes  Einverständnis  dem  Deserteur  nach  VoUftihrung  der  Desertion 
geleistete  Hilfe  das  Verbrechen  der  Vorschubleistung  zu  Gunsten  eines 
Deserteurs.  *^^') 

in.  Eigenmächtige  Entfernung  ist  vorhanden,  wenn  ein  Si)ldat 
ohne  Desertionsabsicht  von  seinem  Standeskörper  in  unerlaubter  Weise  sich 
entfernt  und  über  Nacht  oder  noch  länger  ausbleibt,  beziehungsweise  zur 
festgesetzten  Zeit  auf  seinen  Dienstposten  nicht  einrückt *''^'*)  Verlassen  des 
Garnisonsortes    ist   nicht   wesentlich.    Wohl   aber    muß    es    sich    um    einen 


^^'^)  lb.§  183.  —  1^^»)  Ib.  §207.  —  i«^"}  Ib.  185.  —  i^si)  ib.  §  186.  —  ""^  ib.^iQ^. 
—  1653^  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  16.  Oktober  1882,  Abt.  4,  Nr.  2310,  N.-V.-Bl.  Nr.  113, 
Punkt  III.  —  ^'''^')  M..St.-(i.  §  207.  —  ^'''''')  %  216  ff.  —  ^••^''•}  M.-St.-G.  §  206.  —  i«-" .•  III. 
tj  318.  -  i-^'^S)  ix^   §  212. 
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dauernd  oder  zeitlieh  im  aktiven  Dienste  stehenden  Soldaten  handeln,  da 
nichtaktive  Soldaten,  welche  ohne  Desertionsvorsatz  zur  festgesetzten  Zeit 
zum  Militärdienste  in  schuldbarer  Weise  nicht  einrücken,  nach  den  Gesetzen 
vom  Jahre  1890  behandelt  werden. ^^^'^)  Offiziere,  welche  durch  Gefangen- 
schaft, Verwundung,  Krankheit  oder  durch  einen  erhalteneu  Auftrag  von 
der  ordentlichen  Dienstesbestimmung  getrennt  worden  sind  und  nach  Wegfall 
des  Hindernisses  oder  nach  Vollziehung  des  Befehles  im  Felde  zu  ihrem 
Dienstposten  in  schuldhafter  Weise  nicht  einrücken,  machen  sich,  je  nachdem 
sie  sich  durch  mehr  als  8  Tage  oder  durch  geringere  Zeit  fern  gehalten,  des 
Verbrechens  der  Hintansetzung  der  Dienstvorschriften  oder  der  eigenmächtigen 
Entfernung  schuldig.  ^^•^°) 

IV.  Die  Strafen  der  erwähnten  Delikte  sind  entsprechend  ihrer  ver- 
schiedenen Schwere  mannigfach  abgestuft. 

1.  Die  Strafe  der  Desertion  besteht  in  Tod  durch  den  Strang  oder 
durch  Erschießen,  in  Kerker  ersten  und  zweiten  Grades  und  in  einem  Falle 
in  strengem  Arrest.  Desertierte  Offiziere  erleiden  im  Kriege  den  Tod  durch 
Erschießen,  wenn  die  Truppenabteilung,  von  welcher  die  Entweichung  statt- 
fand, unter  den  Kriegsgesetzen  stand,^^^^)  im  Frieden  aber  schweren  Kerker 
bis  zu  5  Jahren. ^^^2)  Mannschaftspersonen  werden  mit  dem  Tode  durch  Er- 
schießen bestraft,  wenn  sie  im  Kriege  zum  zweiten  ^^^^ )  oder  im  Frieden 
zum  dritten  Male  rückfällig  werden,  ^^'^^j  Erstmalige  Desertion  von  Mann- 
schaftspersonen wird  im  Frieden  mit  Kerker  bis  zu  1  Jahre,*^^'^)  im  Kriege 
bis  zu  5  Jahren  bestraft. ^^*^*^)  Bei  Rückfall  erhöht  sich  die  Strafe,  soferne 
nicht  Tod  durch  Erschießen  eintritt,  bis  zu  5  Jahren  und  außerdem  wird 
im  Frieden  bei  wiederholtem  Kückfall  und  im  Kriege  schon  beim  ersten 
Rückfall  schwerer  Kerker  verhängt.^^^^) 

Hat  der  Deserteur  seinen  Anhalter  in  mörderischer  Absicht  getötet 
oder  die  Desertion  in  der  Absicht  verübt,  um  beim  Feinde  Kriegsdienste 
zu  nehmen,  so  trifft  ihn  die  Strafe  des  Todes  durch  den  Strang.  ^^^^)  Hat  er 
den  Anhalter  nur  schwer  verletzt  oder  ohne  mörderische  Absicht  getötet 
oder  ist  er  in  Feindesnähe  von  seinem  Wach-,  beziehungsweise  Dienst- 
posten entwichen,  woraus  ein  großer  Nachteil  entstehen  konnte,  oder  hat  er 
endlich  die  Desertion  in  Gesellschaft  mit  mehreren  Kameraden  im  Kriege 
verübt,  so  erleidet  er  die  Todesstrafe  durch  Erschießen. ^*^*^^)  Dieselbe  Strafe 
tritt  ein,  wenn  der  Deserteur  nach  Kundmachung  des  Standrechtes  ent- 
weicht,'^''^) welches  immer  anzuordnen  ist,  wenn  die  Desertion  in  gefiihr- 
licher  Weise  um  sich  greift.**^'') 

Schwerer  Kerker  bis  zu  5  Jahren  trifft  jene  Deserteure,  welche  sich 
dem  Anhalter  gewalttätig  widersetzen,  ohne  ihn  schwer  am  Körper  zu  ver- 
letzen '^^-)  oder  welche  —  jedoch  nicht  in  Feindesnähe  —  vom  Wach-  oder 
Dienstposten  entweichen,*^")  soferne  sie  nicht  wegen  des  Verbrechens  der 
Pflichtverletzung  im  Wachdienste  die  Todesstrafe  erleiden  *^"*)  oder  welche 
endlich  in  Gesellschaft  mit  2  oder  mehreren  Soldaten  im  Frieden  das  Ver- 
brechen der  Desertion  begehen. ^*^^'^) 

10^9)  Sieh  oben  §  165.  —  i^««)  M.-St.-O.  §§  277  lit.  g)  und  283.  —  ^^^)  Ib. 
§  194  Punkt  4.  —  ^^^'^)  Ib.  §  197  Punkt  5.  —  "^3)  ji,.  §  194  p„nkt  3.  —  ^^^)  Ib.  §  193 
lit.  b),  —  1««^)  Ib.  §  199.  —  1««»)  Ib.  §  198.  —  ^e^^)  Ib.  §§  198  und  197  Punkt  4.  —  ^»69)  ib. 
§  191.  —  *ß«ö)  Ib.  §§  192  und  194  Punkt  1  und  Punkt  2.  —  lo««)  Ib.  §  193  lit.  a).  — 
»•^•i)  M.-St.-P.-O.  §366  Punkts.  —  ^6"^)  M.-St.-G.  §  197  Punkt  1.  —  ^«"3)  Ib.  §  197  lit.  6). 
--  i*'*)  Ib.  §  232.  —   «75)  Ib.  §  197  Punkt  3. 
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Modifikationen  dieser  Straf  best  immungen  treten  im  Falle  der  Selbst- 
meidung  ein,  die  auch  dann  vorliegt,  wenn  der  Deserteur  zunächst  aus 
einem  anderen  Grunde  als  jenem  der  Desertion  verhaftet  wurde,  nachträglich 
aber  sieh  selbst  als  Deserteur  angibt. 

Die  Selbstmeldung  wirkt: 

fi)  Strafmildernd.  Insbesondere  ist  die  Todesstrafe  ausgeschlossen,*"^** i 
statt  der  Kerkerstrafe  bis  zu  5  Jahren  tritt  nur  Kerker  bis  zu  1  Jahre  ein, 
ausgenommen,  wenn  der  Deserteur  vom  Wach-  oder  Dienstposten  entwichen 
ist,  in  welchem  Falle  die  Selbstmeldung  nur  als  einfacher  Strafmilderungs- 
grund in  Betracht  kommt,  und  die  erste  Desertion  des  Mannes  kann,  trotzdem 
sie  sonst  Verbrechen  bleibt,  mit  strengem  Arrest  bis  zu  6  Monaten  bestraft 
werden,  wenn  sie  von  keinen  erschwerenden  Umständen  begleitet  war;**''') 

//)  strafaufhebend.  Diese  Wirkung  tritt  im  Falle  eines  General- 
pardons ein,  welcher  aber  nur  von  der  wegen  der  Desertion  verwirkten 
Strafe,  nicht  von  den  sonst  damit  verbundenen  Folgen  befreit.  *'*^^) 

2.  Die  Desertionskomplottstiftung  wird  analog  der  Desertion, 
jedoch  verhältnismäßig  strenger  bestraft. ^^'-^j 

Tätige  Reue  hat  für  den  Stifter  des  Desertionskomplottes  und  fUr  die 
Teilnehmer  Straflosigkeit  zur  Folge. *^*'*) 

3.  Die  Teilnahme  an  der  Desertion  ist  mit  schwerem  Kerker  bis 
zu  5  Jahren  bedroht,  wenn  der  Deserteur  die  Todesstrafe  verwirkt  hat, 
sonst  mit  jener  Strafe,  welche  der  Deserteur  zur  erleiden  hat,  die  aber  in 
der  Regel  etwas  milder  zu  bemessen  ist.*^-*j 

4.  Feigen  mächt  ige  Entfernung  ist  als  Vergehen  in  Kriegszeiten 
mit  strengem  Arrest  bis  zu  6  Monaten,  in  Friedenszeiten  mit  einfachem 
Arrest  bis  zu  3  Monaten  und  nur  bei  erschwerenden  Umständen  mit  strengem 
Arrest  im  gleichen  Ausmaße  zu  bestrafen,  ^^^^j 

War  die  eigenmächtige  Entfernung  von  kürzerer  Dauer  und  der  Nachteil 
gering,  so  kann  disziplinare  Bestrafung  eintreten.  *^^^) 

V.  Mit  der  Strafe  sind  außerdem  für  den  Deserteur  noch  nachstehende 
Straffolgen  verbunden: 

1.  Chargenverlust.  Desertierte  Offiziere  werden  kassiert,  selbst  wenn 
sie  zum  Tode  durch  Erschießen  oder  zum  einfachen  Kerker  verurteilt  sind, 
in  welchen  Fällen  sonst  Entlassung  eintritt.^'^^*)  Kadetten  verlieren  die 
Kadettenauszeichnung  und  werden  unfähig  zu  ihrer  Wiedererlangung,  Unter- 
offiziere werden  degradiert  und  unfähig,  in  einen  höheren  Rang  oder  Sold 
wieder  vorzurücken,  Soldaten  höherer  Gebühr  endlich  in  die  niedrigste  Sold- 
gebühr rückversetzt,  auch  wenn  sie  nur  mit  strengem  Arrest  bestraft  werden. 
Desgleichen  ist  in  schweren  Fällen  der  eigenmächtigen  Entfernung  auf  Ent- 
lassung  der  Offiziere   und  Degradation  der  Unteroffiziere   zu   erkennen.  *^*^) 

2.  Verlust  der  Ehrenzeichen  und  des  Militärdienst- 
zeichens.*^'^^) 

3.  Verlängerung  der  Gesamtdienstpflicht.  Nach  dem  Wehr- 
gosetze  ^^^'^)  wird  jenen  Heerespersonen,  welche  sich  der  Desertion  schuldig 
machen,  die  Zeit  von  ihrer  Außerstandbringung  bis  zu  ihrer  Präsentierung 
als  „Interkalarzeit"  in  die  gesetzliche  Militärdienstpflicht  nicht  eingerechnet, 

^6T6j  Ib.  §  195  lit.  a).  —  16"^)  Ib.  §§  201  und  202.  —  i«^^)  Ib.  §  205.  Sieh  oben 
§  161.  —  «-9)  Ib.  §  217  ff.  —  ^^^^)  Sieh  oben  §  161.  —  ^^^^i)  M.-St.-G.  §  206.  —  »«*)  Ib. 
§  213.  —  16^3)  V.  des  R.-K.-M.  vom  3.  September  1869,  Abt.  4,  Nr.  1922.  —  i«»*)  M.- 
St.-G.  §  204.  —  lö^^;  Ib.  213  Satz  1  und  2.  —  ^^^^)  Ib.  §  204.  —  ^^^')  §  51  al.  1. 
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«0  daß  sie  die  Zeit  ihrer  Abwesenheit  präsent  nachzudienen  haben.  Nach 
dem  Militsirstrafgesetzbuche  ^^^^)  sollte  jeder  Deserteur,  soferne  er  nicht  mit  dem 
Tode  bestraft  wurde,  1  Jahr  tiber  die  gesetzliche  Dienstzeit  nachdienen, 
wenn  er  nicht  über  6  Monate  abwesend  war;  bei  längerer  Abwesenheit 
hatte  er  die  Zeit  seiner  Abwesenheit  doppelt  nachzudienen.  In  keinem 
Falle  sollte  dadurch  die  gesetzliche  Dienstzeit  um  mehr  als  4  Jahre  und 
die  Reserveverpflichtung  um  mehr  als  1  Jahr  verlängert  werden.  Nach  der 
diese  Bestimmung  abändernden  Zirkularverordnung  des  Kriegsministeriums 
vom  19.  Dezember  1867,  Abt.  4,  Nr.  2173,  N.-V.-Bl.  Nr.  233,  darf  gegen- 
wärtig durch  eine  solche  strafweise  Verlängerung  der  Dienstpflicht  die 
Liniendienstzeit  nicht  um  mehr  als  3,  die  Reservedienstzeit  nicht  um  mehr 
als  2  Jahre  verlängert  werden.  Eine  Verlängerung  der  Liniendienstpflicht 
findet  bei  solchen  Deserteuren  statt,  welche  noch  in  der  Präsenzdienstpflicht 
stehen,  eine  Verlängerung  der  Reserveverpflichtung  aber  bei  jenen  Deser- 
teuren, welche  ihrer  Liniendienstpflicht  bereits  entsprochen  haben,  jedoch 
den  Präsenzdienst  fortsetzen  oder  im  Mobilisierungsfalle  zum  Dienste  heran- 
gezogen werden.  Personen  der  Reserve,  der  nichtaktiven  Landwehr  oder  der 
Ersatzreserve,  welche  sich  der  Waffen-  oder  Dienstübung,  beziehungsweise 
der  militärischen  Ausbildung  in  Desertionsabsicht  entziehen,  unterliegen  nicht 
einer  strafweisen  Verlängerung  der  Reserve-,  beziehungsweise  Ersatzreserve- 
pflieht,  sondern  werden  zur  Nachholung  ihrer  Verpflichtung  im  administra- 
tiven Wege  herangezogen. 

Desertionskoraplottstifter  hatten  nach  dem  Militärstrafgesetzbuche  ^^^^) 
8  Jahre  in  einer  Disziplinarkompagnie  nachzudienen.  Gegenwärtig  sind 
diese  Straffolgen  darauf  reduziert,  daß  Komplottstifter  ihre  Liniendienstzeit 
präsent  zu  dienen  haben,  d.  h.  erst  am  31.  Dezember  jenes  Jahres,  in 
welchem  sie  ihre  Liniendienstpflicht  vollstreckten,  aus  dem  Präsenzdienste 
entlassen  werden  dürfen,  ohne  in  den  im  September  stattflndenden  Urlauber- 
wechsel einbezogen  zu  werden.  ^''^®) 

Keine  Anwendung  finden  die  Bestimmungen  über  die  strafweise  Ver- 
längerung der  Dienstzeit  auf  die  Personen  der  k.  k.  Landwehr  *^^^) 
sowie  auf  die  Stellvertreter  bei  den  bosnisch-  herzegowinischen 
Truppen.  Die  letzteren  sind  nach  Verbüßung  der  Strafe  aus  dem  Dienst- 
verbande  zu   entlassen,   worauf  die  Vertretenen  einen  neuen  Stellvertreter 

zu  bestellen  oder  den  restlichen  Teil  der  Dienstpflicht  persönlich  zu  erfüllen 
haben.i<^»2) 

4.  Ersatzverbindlichkeit  gegenüber  dem  Militärärar  für  die  ent- 
tragenen  und  nicht  zurückgebrachten  oder  entwertet  zurückgelangten  Monturs- 
stücke  und  Pferde,^^^-^)  soferne  der  Mann  nicht,  wie  bei  der  Kriegsmarine, 
Eigentümer  der  von  seiner Bekleidungsmassaeinlage  ^^''^*)  angeschafften  Montur 
geworden  ist. 

Diese  Ersatzpflicht  besteht  auch  bei  bloß  eigenmächtiger  Ent- 
weichung. ^*'^''^) 

Die  früher  bestandene  Verbindlichkeit  zur  Leistung  des  Ersatzes  für 
die  vom  Ärar  ausgelegte  Taglia  ist  durch  die  Aufhebung  der  letzteren  ^*^''^\) 
beseitigt  worden. 

^^^^V§"208  lit.  g).  —  "^^)  §  224  al.  1.  —  ^o»")  V.  des  R.-K.-M.  vom  19.  März  1870, 
Abt.  4,  Nr.  470.  —  ^«91}  Ö.  G.  vom  2.  April  1885  §  1  al.  2.  —  ^^^^j  z..v.  des  R.-K.-M. 
^om  16  Oktober  1882,  Abt.  4,  Nr.  2310,  N.-V.-Bl.  Nr.  113,  Punkt  IV.  —  "ö^)  M.-St.- 
G.  §  208  lit.  il),  —  "ö*)  Sieh  oben  §  60  II.  —  ^^^^)  M.-St.-G.  §  213  Schlußalinea.  — 
^«•"^)  Z.-V.  des  B.-K.-M.  vom  23.  November  1891,    Abt.  2,   Nr.  6410.   Nur  an  bosnisch- 
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5.  Schmälerung  der  bürgerlichen  Rechtsfähigkeit  während 
der  Interkalarzeit.  Der  Deserteur  ist  während  dieser  Zeit  unfiihig,  über  sein 
im  Inlande  befindliches  Vermögen  unter  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall 
zu  verfügen, ^'^'*^')  und  selbst  die  von  ihm  vor  der  Desertion  rücksichtlieh 
dieses  Vermögens  errichtete  letztwillige  Anordnung  verliert  ihreGültigkeit.***''^) 
Er  ist  außerdem  erbunfähig  und  jedes  ihm  in  der  Zwischenzeit  bis  zur 
Präsentierung  zugefallene  Vermögen  wird  so  vererbt,  als  wenn  der  Deserteur 
den  Anfallstag  nicht  erlebt  hätte. ^^'*''*) 

Diese  privatrechtlichen  Folgen  der  Desertion  treten  aber  nicht  ein  bei 
den  Angehörigen  der  k.  k.  Landwehr  *^^'^)  und  der  bosnisch-herzego- 
winischen  Truppen.^^"^) 

6.  Vermögensrechtliche  Nachteile  anderer  Art.  Deserteuren 
werden  die  Gebühren  bis  zur  Präsentierung  eingestellt  und  dieselben  ver- 
lieren den  Anspruch  auf  die  Invalidenversorgung.^'^^) 

9  168.  8elbstbeschädlgang.>^'3) 

L  Das  Delikt  der  Selbstbeschädigung  besteht  in  der  Verstümmelung 
des  Körpers  oder  in  der  geflissentlichen  Hervorbringung  einer  Krankheit  in 
der  Absicht,  sich  zum  Militärdienste  untauglich  zu  machen  und  die  Ent- 
lassung aus  dem  Militärverbande  zu  erzielen. ^'^*) 

Die  Verbrechenshandlung  kann  nur  von  einem  gesetzmäßig  assentierten, 
auf  die  Kriegsartikel  beeidigten  und  eingereihten  Manne  begangen  werden. 
Wer  sich  vor  der  Beeidigung  auf  die  Kriegsartikel  in  einen  Zustand  ver- 
setzt, der  ihn  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Wehrpflicht  ganz  oder  teilweise 
untauglich  machen  soll,  begeht  das  nach  dem  Wehrgesetze  ^'^^^)  zu  bestrafende 
Vergehen  der  Selbstbeschädigung.  Nur  dieses  Vergehen  und  nicht  daa 
Militärverbrechen  der  Selbstbeschädigung  wird  auch  den  uneingereihten 
Rekruten  und  Ersatzreservisten  angerechnet,  wenn  sie  sich  nach  Ablegung 
des  Soldateneides,  aber  vor  ihrer  Aufnahme  in  den  Verband  des  Heeres  zum 
Soldatendienste  untauglich  machen. ^^'"*j  Sonst  hingegen  ist  es  gleichgültig, 
ob  der  Soldat  sich  während  des  aktiven  Dienstes  oder  im  nichtaktiveu  Ver- 
hältnisse beschädigt  hat. 

Die  Beschädigung  muß  in  der  Absicht,  sich  dauernd  dem  Militärdienste 
zu  entziehen,  erfolgt  sein.  Doch  ist  es  irrelevant,  ob  der  Soldat  sich  durch 
die  Beschädigung  dem  Militärverbande  überhaupt  oder  nur  dem  Dienste  bei 
dem  eigenen  Standeskörper,  insbesondere  dem  Dienste  mit  der  Waffe  ent- 
ziehen wollte.  Auch  genügt  die  auf  Herbeiführung  einer  teilweisen  Dieust- 
untauglichkeit  gerichtete  Absicht. 

Jede  in  der  bezeichneten  Absicht  begangene  Handlung,  wodurch  eine 
Verstümmelung  oder  Krankheit  hervorgerufen  wurde,  ist  als  das  voll- 
brachte Verbrechen  der  Selbstbeschädigung  zu  behandeln,   auch  wenn  da- 

herzegowinische  Landesangehörige    wird  noch  eine  Taglia  entrichtet,  wenn  ein  De- 
serteur der  bosnisch-herzegowinischen  Truppen  eingebracht  wird. 

^ö^^)  M.-St.-G.  §  208  lit.  a).  Das  Vermögen  wird  einstweilen  sequestriert.  Die 
näheren  Bestimmungen  hierüber  enthält  das  hfkrgsr.  Zirk.  vom  25.  Jänner  1842,  K  198, 
M.-G.-S.  Nr.  3  (§§  8  bis  U).  —  iß^-^)  Ib.  §  208  lit.  b).  —  ^^^^)  Ib.  §  208  lit.  r).  -  i«« )  Ö.  U. 
vom  2.  April  1885  §  1  al.  2.  —  i'^^)  Z.V.  des  R.-K.-M.  vom  16.  Oktober  1882,  Abt.  4, 
Nr.  2310,  N.-V.-Bl.  Nr.  113,  Punkt  I.  —  ^""^j  M.-St.-G.  §  208  lit.  f).  -  i^«^)  Ib.  §§  293  bis 
298,  beziehungsweise  297.  —  ™)  Ib.  §  293.  —  ^^"=^)  §  49.  Sieh  oben  §  8  III,  —  "•>«!  W.-(». 
$  49  SchluHalinea. 
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durch  keine  Untauglichkeit  zum  Dienste  herbeigeführt  wurde.  Alle  anderen 
zu  dem  gleichen  Zwecke  führenden  Vorbereitungshandlungen  sind  der  Ver- 
such des  Verbrechens.  Ein  mißlungener  Selbstmordversuch  ist  dagegen 
an  sieh  nicht  strafbar. 

Die  von  einem  Soldaten  in  der  Absicht,  sich  der  Militärdienstpflicht 
ganz  oder  teilweise  zu  entziehen,  vorgenommene  Simulation  ist  im  Militär- 
strafgesetzbuche nicht  als  ein  besonderes  Delikt  erklärt.  Dieselbe  wurde  in  der 
Praxis  früher  als  Betrug"®^)  behandelt  und  wird  gegenwärtig  in  gleicher 
Weise  wie  an  Wehrpflichtigen  auf  Grund  des  Wehrgesetzes  *^^^)  bestraft. ^'^•'') 

IL  Ob  der  Soldat  die  Verbrechenshandlung  selbst  unternommen  oder 
sich  dabei  der  Hilfe  anderer  Personen  bedient  hat,  ist  gleichgültig.  Auch  die 
letzteren  Personen  machen  sich  durch  ihre  Mitwirkung  einer  strafbaren 
Handlung  schuldig,  und  zwar  finden,  wenn  die  mitbeteiligte  Person  ein 
Soldat  gewesen  ist,  im  allgemeinen  die  strafrechtlichen  Grundsätze  über  Mit- 
schuld und  Teilnahme  Anwendung.  Gewisse  Fälle  einer  solchen  Beteiligung 
werden  aber  im  Militärstrafgesetzbuche ^'^")  als  ein  besonderes  Delikt  der 
Vorschubleistung  zum  Verbrechen  der  Selbstbeschädigung  be- 
handelt. Darunter  ist  jede  einem  bereits  zur  Verbrechenshandlung  ent- 
schlossenen Selbstbeschädiger  mit  Rat  oder  Tat  geleistete  Hilfe  zu  verstehen. 
Der  Vorschubleister  muß  hiebei  mit  dem  Selbstbeschädiger  die  Absicht 
teilen,  daß  der  von  ihm  bei  der  Verbrechenshandlung  unterstützte  Soldat 
infolge  der  Beschädigung  die  Befreiung  vom  Militärdienst  erlange.  Wird  die 
Hilfe  von  einer  nicht  zum  Militärstande  geh(^rigen  Person  geleistet,  so  liegt 
der  Tatbestand  eines  Verbrechens  wider  die  Kriegsmacht  des  Staates 
vor.*^*^)  Wird  die  Hilfe  keinem  auf  die  Kriegsartikel  beeidigten  und  ein- 
gereihten Soldaten,  sondern  einem  bloß  Wehrpflichtigen  geleistet,  so  wird 
dem  Gehilfen,  mag  derselbe  dem  Soldatenstande  angehören  oder  nicht,  seine 
Hilfe  als  Mitschuld  an  dem  nach  dem  Wehrgesetze  ^^**)  zu  bestrafenden 
Vergehen  der  Selbstbeschädigung  angerechnet. 

III.  Die  Strafe  der  Selbstbeschädigung  richtet  sich  darnach,  ob  der 
Selbstbeschädiger  zu  gar  keinem  Dienste  bei  seinem  Standeskörper  mehr 
verwendbar  oder  ob  er  noch  zu  irgend  einem  Dienste  bei  einem  Truppen- 
körper nach  dem  Ergebnisse  der  Superarbitrierung  tauglich  ist.  Im  ersteren 
Falle  trilft  ihn  schwerer  Kerker  bis  zu  10,  im  zweiten  Falle  bis  zu  5  Jahren.^^^^  i 
Eine  Verlängerung  der  gesetzlichen  Dienstzeit  aber,  wie  sie  mit  dem  nach 
dem  Wehrgesetze ^^**)  zu  bestrafenden  Vergehen  der  Selbstbeschädigung 
verbunden  ist,  findet  nicht  statt.  Wohl  aber  hat  der  Selbstbeschädiger,  wenn 
er  noch  zu  einer  Dienstleistung  bei  seinem  oder  einem  anderen  Truppen- 
körper oder  bei  einer  Heeresanstalt  geeignet  ist,  seine  ganze  noch  nicht 
erfüllte  Liniendienstpflicht  im  Präsenzstande  abzudienen.^''^'^)  Die  früher  an- 
gedrohten Straffolgen  der  Einreihung  in  eineDisziplinarkompagnie,*^^'^) 
des  Verlustes  des  für  den  Selbstbeschädiger  erlegten  Einstandskapitales 
und  der  Verpflichtung  desselben  zur  Stellung  eines  neuen  Stell- 
vertreters sind  gegenwärtig  entfallen.^^^^) 

Die  letzteren  Straffolgen  treten  derzeit  nur  noch  bei  Angehörigen  der 
bosnisch-herzegowinischen  Truppen  ein,  ohne  daß  jedoch  der  Vertretene 

"»7)  M.-St.-G.  §  502  ff.  —  i"«8)  §  47.  —  ^^o«)  Vergl.  hierüber  Kleemann,  Genesis 
und  Tatbestand  der  Militärdelikte,  S.  143  bis  145.  —  "i»)  §  297.  —  "")  M.-St.-G. 
§§  314  und  316.  Vergl.  §  186.  —  "")  §  49.  —  "^^)  M.-St.-G.  §§  294  und  295.  —  "U)  §  49. 
Sieh  oben  §  8  III.  —  "")  V.  des  R.-K.-M.  vom  30.  Juni  1870,  Abt.  4,  Nr.  1269.  — 
"1«)  M.-St.-G.  §§  294  und  296.  —  i"")  Ib.  §  296. 
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einen  neuen  Ersatzmann  für  den  Best  der  ihm  obliegenden  Dienstzeit  stellen 
muli.i'»») 

cf)  Delikte  gegen  die  Pflicht  der  Wachsamkeit. 

§  169.  Pflichtverletzung  im  Wachdienste. ^^>^) 

I.  Pflichtverletzung  im  Wachdienste  ist  vorhanden,  wenn  die 
zu  einer  Militärwache  gehörigen  Personen  unmittelbar  gegen  die  Wach- 
verhaltungen verstoßen. 

Als  Militärwache  gilt  insbesondere  auch  die  zur  Verwahrung  und 
Fortbringung  von  Staatsgut  oder  von  Verhafteten  kommandierte  Abteilung 
von  Personen  des  Soldatenstandes,  ferner  jeder  diensttuende  Feldgendarra.^'-^J 

Die  Tathandlung  besteht  in  der  Nichtbeachtung  der  allgemeinen  oder 
liesonderen  Wachverhaltungen,  doch  muß  die  Pflichtwidrigkeit  unmittelbar 
gegen  die  letzteren  gerichtet  sein.  Pflichtwidrigkeiten,  welche  nicht  unmittel- 
bar gegen  die  Wachverhaltungen  verstoßen  (z.  B.  Entwendung  an  dem 
zu  bewachenden  Gute  u.  s.  w.),  sind  nicht  als  Pflichtverletzungen  im  Wach- 
dienste, sondern  nach  den  entsprechenden  anderen  Strafnormen  zu  behandeln. 

II.  Besondere  Fälle  des  Deliktes  sind: 

1.  Pflichtwidrigkeiten  des  Wachkommandanten.^^-^)  Derselbe 
macht  sich  einer  Pflichtverletzung  im  Wachdienste  schuldig,  wenn  er  es 
unterläßt,  seine  Wachmannschaft  mit  ihren  Obliegenheiten  vertraut  zu  machen 
und  darauf  zu  sehen,  ob  und  wie  weit  die  Pflichten  von  ihr  befolgt  werden, 
wenn  er  Pflichtwidrigkeiten  (Trinkgelage,  Spielgesellschaften,  Frauenbesuche) 
oder  überhaupt  einer  Wache  nicht  geziemende  Bequemlichkeiten  bei  der 
Wachmannschaft  wissentlich  zuläßt  oder  wenn  er  sich  selbst  derlei  Pflicht- 
widrigkeiten erlaubt,  sich  berauscht,  die  Wache  eigenmächtig  verläßt,  endlich 
die  Erkennungszeichen  den  Untergebenen  gar  nicht  oder  falsch  gibt; 

2. Pflichtwidrigkeiten  derWachmannschaft  im  allgemeinen.*^^^i 
Die  Wachmannschaft  macht  sich  einer  Pflichtverletzung  im  Wachdienste 
schuldig,  wenn  sie  die  Wache  eigenmächtig  verläßt,  sich  berauscht  oder 
sonst  eine  den  Wachverhaltungen  zuwiderlaufende  Handlung  begeht,  wodurch 
sie  zur  Versehung  des  ihr  obliegenden  Dienstes  unfähig  wird; 

3.  Pflichtwidrigkeiten  der  Posten  im  allgemeinen.*^**!  Der 
Wachposten  begeht  eine  Pflichtverletzung  im  Wachdienste,  wenn  er  seinen 
Auffuhr ungsraum  eigenmächtig  verläßt,  sich  dem  Schlafe  überläßt,  sieb 
berauscht  oder  sich  vorschriftswidrige  Bequemlichkeiten  erlaubt,  wenn  er 
die  ihm  bei  der  Aufttihrung  mitgeteilten  besonderen  Weisungen  nicht  beachtet, 
namentlich  auf  das,  was  Gefahr  oder  Nachteil  droht,  nicht  aufmerksam  ist 
oder  wenn  er  die  zur  Abwehr  strafbarer  Angriffe  ihm  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  nicht  anwendet; 

4.  Pflichtwidrigkeiten  der  Arrestantenwachen  und  Posten.^^**^ 
Diese  Wachen  und  Posten  machen  sich  einer  Pflichtwidrigkeit  im  Wach- 
dienste schuldig,  wenn  sie  nicht  alle  Vorsicht  und  Aufmerksamkeit  anwenden, 
um  das  Entweichen  der  Gefangenen  zu  verhindern  oder  deren  Flucht  gar 
absichtlich  begünstigen.  Bei  vorsätzlicher  Förderung  der  Flucht  einej* 
Gefangenen  durch  die  Wache  ist  Konkurrenz  mit  dem  gemeinen  Ver- 
brechen der  Vorschubleistungj^'^'M   beziehungsweise  mit  dem  gemeinen 

"i*»)  P.  W.-G.  f.  B.  u.  d.  H.  §  23  Schluüalinea.  Sieh  oben  §  8  I.  —  ^'^^^)  M.-St.« 
G.  §§  230  bis  242.  —  "2")  Ib.  §  230.  —  ^"")  Ib.  §  239.  —  "22^  jb.  §  233.  —  ^"')  Ib- 
S  231.  -  i'2*)  Ib.  §  235.  —  »"2')  Ib.  §§  523  und  524. 
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Vergehen  gegen  die  öffentliche  Ruhe  und  Ordnung ^^^^)  vorhanden, 
je  nachdem  der  Flüchtling  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  Ver- 
gehens verhaftet  war; 

5.  Pflichtwidrigkeiten  der  Ronden,  Patrouillen  und  dienst- 
tuenden Feldgendarmen.^'^^M  Diese  Wachen  machen  sich  einer  Pflicht- 
verletzung im  Wachdienste  schuldig,  wenn  sie  den  wahrgenommenen  Ver- 
brechen, Unordnungen  und  Gefahren,  deren  Verhinderung  oder  Abstellung 
ihnen  obliegt  und  möglich  ist,  nicht  vorbeugen,  sondern  dieselben  zulassen 
oder  gar  selbst  veranlassen  oder  befördern. 

III.  Bestraft  wird  die  Pflichtverletzung  der  Wachkommandanten,  der 
Wachmannschaft  und  der  Posten  im  Kriege  bei  wirklich  entstandenem 
großen  Nachteile  mit  dem  Tode  durch  Erschießen."***)  Die  gleiche  Strafe 
trifft  auch  die  Ronde,  Patrouille  oder  den  diensttuenden  Feldgendarmen  im 
Kriege,  wenn  infolge  der  vorsätzlichen  Nichthinderung  einer  großen  Gefahr 
ein  bedeutender  Nachteil  eingetreten  ist."*^)  In  sonstigen  Fällen  schwererer 
Pflichtverletzungen  im  Wachdienste,  die  als  Verbrechen  behandelt  werden, 
tritt  einfacher  Kerker  bis  zu  10  Jahren  und  unter  Umständen  schwerer 
Kerker  bis  zu  5  Jahren  ein."^^)  Leichtere  Pflichtverletzungen  im  Wach- 
dienste sind  als  Vergehen  qualifiziert  und  werden  mit  einfachem  Arreste 
bis  zu  3  Monaten"^*)  und  nur  unter  Umständen  mit  strengem  Arreste  bis 
zu  6  Monaten  bestraft."^*) 

(hl)  Delikte  gegen  die  Pflicht  der  Tapferkeit. 

§  170.  Feigrlieit.1^33) 

I.  Feigheit  besteht  in  der  Verletzung  der  militärischen  Dienstpflicht 
aus  Furcht  vor  persönlicher  Gefahr  bei  einer  feindlichen  Gelegenheit,  indem 
der  Soldat  entweder  jenen  Grad  des  Widerstandes,  den  er  seiner  Dienst- 
pflicht gemäß  zu  leisten  schuldig  und  fähig  ist,  dem  Feinde  nicht  entgegen- 
setzt oder  der  Gefahr  pflichtwidrig  zu  entgehen  sucht  oder  endlich  durch 
Worte  und  Zeichen  solche  Gesinnungen  äußert,  die  geeignet  sind,  bei 
anderen  Mutlosigkeit  zu  erregen.^^^*)  In  letzterem  Falle  wird  das  Delikt 
speziell  als  Zaghaftigkeit  bezeichnet. 

Der  Feigheit  und  Zaghaftigkeit  können  sich  regelmäßig  nur  Personen 
des  Soldatenstandes  schuldig  machen,  und  zwar  entweder  einzelne  Soldaten 
und  Kommandanten  oder  ganze  Abteilungen,  von  welch  letzteren  aber  nur 
die  schuldigen  Personen  zur  Verantwortung  gezogen  werden  können.  Andere 
Heerespersonen  fwie  z.  B.  Auditore  und  Militärärzte)  werden  nur  dann 
strafgerichtlich  behandelt,  wenn  ihre  Tat  nicht  nach  anderen  Normen,  ins- 
besondere als  Vergehen  gegen  die  Pflichten  eines  öffentlichen  Amtes  oder 
Dienstes ^'^•'')  strafrechtlich  qualifiziert  werden  kann;  sonst  unterliegen  sie 
nur  der  ehrenrätlichen  Behandlung.  Ausnahmsweise  können  sich  auch  Per- 
sonen, welche  nicht  zum  Soldatenstande  gehören,  der  Feigheit  schuldig 
machen,  wenn  sie  durch  den  abgelegten  Flaggeneid  für  die  Dauer  der 
Einschiffung  alle  militärischen  Pflichten  zu  erfüllen  übernommen  haben.  Das 
Delikt  der  Feigheit  und  Zaghaftigkeit  kann  ferner  nur  im  Kriege  oder 
während    eines   inneren  Aufstandes  begangen  werden    und  es  wird  für  den 

i"2ö}  Ib.  §  564.  —    1"')  Ib.  §  237.   —    "^S)  15^  §§  232,  234  und  240.    —    i"^)  Ib. 
§  2äS,  —  ^-'»0)  Ib.  §§  232,  234,  236,  238  und  240.  —  ^-^i)  Ib.  §§  241  und  242.  —  ™)  Ib. 
238  al.  2  und  241.  —  i"-**')  Ib.  §§  243  bis  260.  —  ^'3«)  Ib.  §  243.  —  ^'^'')  Ib.  §  595. 


558 

Tatbestand  immer  ein  bevorstehendes   oder  ein  bereits   begonnenes  Gefecht 
vorausgesetzt. 

IL  Im  Gesetzbuche  sind  verschiedene  Handlungen  ausdrücklich  als 
das  Delikt  der  Feigheit  oder  Zaghaftigkeit  erklärt. 

1.  Als  Fälle  der  Feigheit  sind  insbesondere  erklärt: 

a)  Wenn  der  Kommandant  eines  festen  Platzes  oder  Hafens  denselben 
ohne  Leistung  der  äußersten  Gegenwehr  oder  ohne  höchste  Not  verläßt  oder 
denselben  dem  Feinde  mit  Kapitulation  übergibt; *^^^) 

/;)  wenn  der  Kommandant  einer  auch  in  einer  nicht  befestigten  Ort- 
schaft oder  auf  freiem  Felde  aufgestellten  Truppenabteilung  ohne  Leistung 
der  möglichsten  Gegenwehr  und  ohne  in  eine  solche  Lage  versetzt  zu  sein, 
die  jeden  Widerstand  unwirksam  und  jede  sonstige  Rettung  unmöglich 
macht,  sich  oder  seine  Truppe  mit  oder  ohne  Kapitulation  gefangen  gibt;^^^^) 

r)  wenn  der  Kommandant  einer  Truppenabteilung,  auch  ohne  sieh 
und  seine  Mannschaft  gefangen  zu  geben,  bei  dem  Andringen  oder  An- 
rücken des  Feindes  von  dem  Posten  oder  von  der  militärischen  Stellung, 
die  er  hätte  behaupten  können  und  sollen,  mit  seiner  Truppe  zurückweicht 
und  dem  Feinde  Platz  macht;^''*'^^) 

d)  wenn  der  Kommandant  einer  Eskadre  oder  Flottenabteilung  oder 
eines  einzelnen  Kriegsfahrzeuges  dem  Feinde  sich  ergibt,  ohne  die  äußersten 
Verteidigungsmittel  angewendet  oder  die  Rettung  der  SehiflFsequipage,  wenn 
noch  Zeit  und  Mittel  dazu  erübrigten,  versucht  zu  haben ;^'''^**j 

€)  wenn  der  Kommandant  eines  oder  mehrerer  Kriegsschiffe,  dem  die 
Bedeckung  von  Handelsschiffen  obliegt,  diese  aus  Feigheit  verläßt  oder  nicht 
alle  Mittel  versucht,  um  sie  in  Sicherheit  zu  bringen  ;^^^^') 

f)  wenn  eine  ganze  Truppenabteilung  oder  Schiffsbesatzung  im  Ge- 
fechte nicht  ihre  Schuldigkeit  tut,  gegen  den  Willen  des  Kommandanten 
den  festen  Platz,  das  Schiff  oder  den  Posten  ohne  Leistung  des  pflicht- 
mäßigen Widerstandes  verläßt,  sich  ohne  Not  gefangen  gibt  oder  durch 
Äußerung  von  Mutlosigkeit  den  Kommandanten  zum  Rückzüge  oder  zur 
Kapitulation  nötigt;^'*^j 

(/)  wenn  einzelne  Soldaten  oder  Schiffsmaschinisten  auf  ausgerüsteten 
Kriegsdampfern  die  Geschütze,  die  Munition,  beziehungsweise  die  Maschine 
zaghaft  verlassen,  sich  mit  dem  Geschütze  dem  Feinde  erg^^ben,  die  Be- 
spannung oder  das  Kriegsgut  um  der  persönlichen  Sicherheit  willen  ver- 
lassen, unbrauchbar  machen,  dem  Feinde  oder  der  Plünderung  preisgeben 
oder  endlich  wenn  Soldaten  während  des  Gefechtes  davonlaufen,  die 
Waffen  wegwerfen,  sich  verbergen  oder  im  Momente  des  beginnenden  Ge- 
fechtes, um  demselben  auszuweichen,  zurückbleiben;^^*-) 

li)  wenn  Soldaten  selbst  außer  dem  Zeitpunkte  eines  schon  begonnenen 
Kampfes  dem  angeordneten  Vorrücken  gegen  den  Feind  oder  überhaupt 
der  Ausfuhrung  eines  mit  der  Gefahr  eines  feindlichen  Zusammentreffens 
verbundenen  Auftrages  unter  nichtigem  Vorwande  sich  zu  entziehen  trachten.*"*'* ) 

2.  Zaghaftigkeit  wird  insbesondere  begangen :^^**) 

ff])  Wenn  in  einem  belagerten  oder  vom  Feinde  eingeschlossenen  festen 
Platze  zaghafte  oder  gefährliche,  auf  die  Übergabe  hinzielende  Reden  ge- 
führt werden; 

h)  wenn  auf  einem  mit  dem  Feinde  im  Kampfe  begriffenen  Kriegs- 
schiffe ()der  auch  vor  dem  Beginn  des  Kampfes   derartige  Äußerungen   ge- 

i"^''j  Ib.  §  244.  —  i"3";  Ib.  §  240.  —  i'^^)  Ib.  §  246.  -  ^'^^)  Ib.  §  247.  —  "*'^j  Ib. 
§  248.  -  i'*i)  Ib.  §  250.  —  i''2)  Ib.  §  251.  —  ^''^)  Ib.  §  253.  —  ^'^^)  Ib.  §  254. 
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macht  werden  oder  wenn  ohne  Befehl  des  Kommandanten  die  Flagjre  ge- 
strichen wird; 

c)  wenn  bei  sonstiger  feindlicher  Gelegenheit  Äußerungen  fallen,  die 
um  sich  greifende  Mutlosigkeit  hervorzubringen  geeignet  sind. 

IIL  Mitschuld  an  der  Feigheit  des  Kommandanten  wird  den  Offi- 
zieren angerechnet,  wenn  sie  entweder  zu  der  feigen  Kapitulation,  WaflFen- 
niederlegung,  Räumung  oder  Preisgebung  der  zu  behauptenden  militärischen 
Stellung  ihre  Zustimmung  geben  oder  die  feige  Handlung  ihres  Komman- 
danten zu  hindern  unterlassen. ^^^^) 

Dagegen  sind  folgende  Handlungen  als  Vorschubleistung  zur  Feig- 
heit qualifiziert: 

1.  Wenn  ein  Vorgesetzter  das  ihm  gegen  feige  Untergebene  in  einem 
gefährlichen  Zeitpunkte  zu  (lebote  stehende  exemplarische  Tötungsrecht  nicht 
anwendet  oder  die  Feigheit  der  Untergebenen  nicht  durch  andere  Mittel 
hindert,  soferne  durch  die  letzteren  die  Feldflüchtigkeit  Untergebener  auf- 
gehalten werden  konnte  ;^^^^) 

2.  wenn  das  feige  Vorhaben  eines  anderen,  die  Flagge  eines  Kriegs- 
schitfes  zu  streichen,  nicht  gehindert  oder  nicht  angezeigt  wird.*'^^) 

IV.  Die  regelmäßige  Strafe  der  Feigheit  und  Zaghaftigkeit  ist  Tod 
durch  Erschießen.  Diese  btrafe  trifft  zunächst  den  feigen  Kommandanten, 
außer  wenn  durch  den  vorzeitigen  Rückzug  oder  durch  das  zaghafte  Ver- 
lassen eines  zu  schützenden  Handelsschiffes  kein  erheblicher  Nachteil  ent- 
standen ist.^^***)  In  den  letzteren  Fällen  verwirkt  der  Kommandant  nur 
schweren,  beziehungsweise  einfachen  Kerker  bis  zu  10  Jahren. ^^^^)  Mit  Tod 
durch  Erschießen  werden  auch  einzelne  Soldaten  bestraft,  die  sieh  während 
des  Gefechtes  feig  benehmen.^^'^'M  Die  Feigheit  ganzer  Abteilungen  wird 
mit  Dezimation,  Auflösung  der  Truppe  und  Fahnenverlust  geahndet. ^'^^) 
Feigheit  vor  dem  Gefechte  zieht  einfachen  Kerker  bis  zu  5  Jahren,  für  Offi- 
ziere überdies  Kassation  nach  sich.^'"'-) 

Bloße  Zaghaftigkeit  hat  die  Strafe  des  Todes  durch  Erschießen 
zur  Folge,  wenn  sie  in  einem  festen  Platze  oder  auf  einem  KriegsschiflFe  in 
der  Art  geäußert  wurde,  daß  dadurch  der  Platz  oder  das  Schifi^  wirklich 
gefährdet  wurde  oder  gefährdet  werden  konnte,  wenn  ferner  bei  anderen 
Mutlosigkeit  erregt  oder  Anlaß  zur  Feldflttchtigkeit  mehrerer  oder  zur  Er- 
gebung an  den  Feind  gegeben  wurde  oder  wenn  sie  sich  endlich  in  dem 
Vorhaben  äußerte,  die  Flagge  zu  streichen.^*^^)  Unter  anderen  Verhältnissen 
wird  die  Zaghaftigkeit  mit  einfachem  Kerker  bis  zu  5  Jahren  oder  mit 
strengem  Arreste  bis  zu  6  Monaten,  an  Offizieren  überdies  mit  Kassation, 
beziehungsweise  mit  Entlassung  bestraft.^  ^^*) 

Mitschuld  an  der  Feigheit  und  Vorschubleistung  dazu  werden 
mit  einfachem  Kerker  bis  zu  5,  eventuell  10  Jahren  geahndet.  ^"•^•\)  Nur  der 
an  der  Feigheit  des  Kommandanten  mitschuldige  rangsälteste  Offizier  erleidet 
die  Strafe  des  Todes  durch  Erschießen,  wenn  diese  Strafe  den  Komman- 
danten trifft,*^*'*)  und  ebenso  derjenige,  welcher  das  feige  Vorhaben  eines 
anderen,  die  Flagge  eines  Kriegsschifibs  zu  streichen,  nicht  hindert  oder 
nicht  anzeigt.*^*'^) 

^^»^b.  §  249.  —  !•*«)  Ib.  §  252.  Sieh  oben  §  157.  —  i'*^)  Ib.  §  257.  —  "«)  Ib. 
§*J  244  bis  248.  —  i"^»)  Ib.  §§  246  und  24S.  —  i'*")  Ib.  §  251.  -  ^'^^)  Ib.  §  250.  —  "s?)  i\y 
§  253.  —  i"s3)  Ib.  §§  255,  257  und  25'.^.  —  i"**)  Ib.  §§  256,  258  und  259.  —  i"^^)  Ib. 
§§  249,  252  un«l  257.  —   i-«)  Ib.  §  249.  —  ^'^'j  Ib.  §§  255  und  257, 


*'(',^  Delikte,  welche  gegen  die  militärische  Zocht  und  Ordnnoir 

verstoßen« 

I  171.  XiMaadlBii^  wehrloser  Felade/''* 

I.  Mißhandlang  wehrloser  Feinde  liegt  vor,  wenn  ein  S^ildat  einen 
wehrlosen,  verwundeten  oder  krank  darniederliegenden  Feind  auf  dem  Kampf- 
plätze }H.*iner  Habneligkeiten  beraubt,  mißhandelt  oder  tötet. 

Das  Delikt  kann  nur  von  Soldaten  des  streitbaren  Standes  au  feind- 
lichen S<ildaten  begangen  werden.  Nichtsoldaten  verüben  dorch  Mißhandlung 
wehrloser  Feinde  ein  Delikt  gegen  die  körperliche  Sicherheit  oder  fin 
Tötungsverbrechen.^^^"'»  Vergewaltigung  oder  Verletzung  feindlicher  Unter- 
tanen, die  nicht  zum  streitbaren  Stande  gehören,  begründen  je  nach  Um- 
ständen das  Delikt  der  öffentlichen  Gewalttätigkeit  **'^^  •  oder  die  ol>en  ;re- 
nannten  Delikte  gegen  Leben  und  körperliche  Sicherheit 

II.  Die  Strafe  des  Deliktes  ist  einfacher  Kerker  bis  zu  5,  l>ei  Zii- 
fUgung  grausauier,  leben^tgefährlicher  oder  gar  tödlicher  Verletzungen  schwerer 
Kerker  bis  zu  10  Jahren. 

I  172*   Unerlaubtes  Bentemachen^'^^;  snd  Plfindeningr*^'*-) 

I.  Unerlaubtes  Bentemachen  besteht  im  Ausgehen  der  Soldaten 
auf  Beute  bei  einer  feindlichen  Begebenheit  ohne  Erlaubnis  o<ler  entgegen 
dem  erlassenen  Verbote. 

II.  Plünderung  besteht  in  der  offenen,  wenn  auch  nicht  gerade  gewalt- 
tätigen Wegnahme  beweglichen  Gutes  durch  Soldaten  oder  andere  der  Militär- 
gerichtsbarkeit unterstehende  Personen  zum  Vorteile  der  Täter  oder  anderer 
unter  Benützung  des  durch  Ansammlung  einer  größeren  bewaffneten  Macht 
bei  den  Landesbewohnern  hervorgel)rachten  Eindruckes  im  In-  oder  k\x^- 
lande.  *^*''*) 

Die  Plünderung  ist  ein  gemeines  Delikt  und  kann  daher  auch  von 
Personen  begangen  werden,  welche  nicht  auf  die  Kriegsartikel  vereidigt 
sind,  insbesondere  von  solchen  Personen,  welche  bei  der  Heeresverwaltung 
angestellt  oder  der  Armee  zu  folgen  verpflichtet  sind.  Der  Plünderung 
machen  sich  auch  jene  Personen  schuldig,  welche  als  militärische  Vorgesetzte 
die  Erlaubnis  oder  den  Befehl  zur  Plünderung  geben,  ohne  daß  die  Not- 
wendigkeit einer  solchen  militärischen  Maßregel  vorliegt.  Plünderung  kann 
auch  begangen  werden,  wenn  bei  der  erlaubten  Plünderung  die  hinsichtlich 
des  Ortes,  der  Zeit  oder  der  Gegenstände  gezogenen  Grenzen  tiberschritten 
wurden.*'*'*) 

Kegelmäßig  wird  Plünderung  nur  im  Kriegsfalle  begangen,  doch  kann 
sie  auch  im  Frieden  (auf  Märschen  oder  bei  Landungen )  verübt  werden. 

Der  Unterschied  vom  unerlaubten  Beutemachen *''•'•)  liegt  darnach  >or- 
zugsweise  im  Objekte.  Beim  Beutemachen  wird  feindliches  Staatsgut,  bei  der 
Plünderung  bewegliches  Privateigentum  der  Landesbewohner  weggenommen. 
Das  Delikt  des  Beutemachens  kann  ferner  nur  von  Soldaten  und  nur  im 
Kriege,  Plünderung  aber  sowohl  im  Kriege  wie  im  Frieden  und  auch  von 


1"'^)  Ib.  §  265.  —  i"^^;  Ib.  §§  431  ff.,  680  f.  und  413  ff.  —  ^''^^)  Ib.  §§  353  ff,  - 
^'•'^)  Ib.  §  264.  —  »'«2)  Ib.  §§  492  bis  501,  733  bis  735,  737  und  738.  —  i"«')  Ib.  §  492. 
—  ^'^*i  Ib.  §  498.  —  1^'^^)  Verfrl.  hierüber  Dunp^olmaier»  Die  Militärvorbrechen  und 
Vrijr<'lien,  S.  170  und  171. 
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anderen  der  Militärgerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen,  die  nicht  Soldaten 
sind,  verübt  werden.  ^'®^) 

IIL  Bestraft  wird  unerlaubtes  Beutemachen  bei  Widerspenstigkeit 
gegen  den  abmahnenden  Vorgesetzten  mit  dem  Tode  durch  Erschießen. 
Nötigenfalls  wird  das  Standrecht  verhängt  und  exemplarische  Tötung  ver- 
fügt. *'^^)     Sonst  ist  die  Strafe  Kerker  bis  zu  5  Jahren. 

Plünderung  ist  in  gewöhnlichen  Fällen,  soferne  der  Wert  des  ab- 
genommenen Gegenstandes  10  Kronen  übersteigt  oder  die  im  Gesetze  ^^^®) 
angegebenen  Qualifikationsgründe  (Plünderung  zur  Zeit  einer  Feuersbrunst, 
einer  Wassernot  oder  eines  anderen  gemeinsamen  Bedrängnisses,  mit  Er- 
breehung  verschlossener  Türen  und  Schränke  oder  durch  Einsteigen,  von 
dem  Gottesdienste  gewidmeten,  ärarischen  oder  dem  besonderen  Schutze  des 
Täters  anvertrauten  Sachen)  vorliegen,  als  Verbrechen,  und  zwar  im 
ersteren  Falle  mit  Kerker  bis  zu  5  Jahren  und  bei  Vorhandensein  der 
erwähnten  Qualifikationsumstände  mit  schwerem  Kerker  bis  zum  gleichen 
Ausmaße  zu  bestrafen. "^^)  Unter  erschwerenden  Verhältnissen,  d.  h.  wenn 
der  weggenommene  Wert  mehr  als  600  Kronen  beträgt  oder  dem  Beschädigten 
sonst  ein  empfindlicher  Nachteil  zugefügt  worden  ist,  mehrere  der  angeführten 
Qualifikationsumstände  mit  der  Abnahme  eines  Betrages  von  mehr  als 
10  Kronen  zusammentrefi*en  oder  endlich  der  Täter  schon  früher  wegen 
Plünderung  mit  fÜnQährigem  schweren  Kerker  bestraft  worden  ist,  ist  bis 
zu  10  Jahren  schweren  Kerkers^''®)  und,  wenn  die  Plünderung  zur  Nacht- 
zeit geschehen,  auf  eine  entsprechend  verlängerte  oder  verschärfte  Strafe 
zu  erkennen.*'^*)  Bei  einreißender  Plünderung  soll  das  Standrecht  publiziert 
und,  wenn  bei  feindlichen  Gelegenheiten  dem  Verbrechen  nur  durch  ein 
augenblicklich  abschreckendes  Beispiel  Einhalt  getan  werden  kann,  von 
dem  exemplarischen  Tötungsrechte  Gebrauch  gemacht  werden.^'^*)  Unbedeu- 
tendere Fälle  der  Plünderung  sind  als  Vergehen  mit  einfachem  oder 
strengem,  eventuell  auch  verschärftem  Arreste  bis  zu  6  Monaten  zu  bestrafen,  ^"^j 
Gegen  Offiziere  und  Beamte  ist  außerdem  auf  Entlassung,  gegen  Unteroffiziere 
auf  Degradierung  zu  erkennen.^"*) 

Teilnehmung  an  der  Plünderung ^^^^)  ist  ebenfalls  entweder  als 
Verbrechen  mit  Kerker  bis  zu  1  Jahre  und  bei  erschwerenden  Umständen 
mit  schwerem  Kerker  bis  zu  5  Jahren ^"*^)  oder  als  Vergehen  mit  der 
gleichen  Strafe,  wie  sie  auf  das  Vergehen  der  Plünderung  gesetzt  ist,  zu 
ahnden.»'") 

9  17B.  Marodieren.^''») 

I.  Das  Marodieren  besteht  in  der  Behelligung  der  Landeseinwohner 
im  Felde  durch  Nachzügler,  welche  dem  Mannschaftsstande  angehören.**'*-^) 

Die  strafbare  Handlung  können  nur  in  Kriegazeiten  Soldaten  des  Mann- 
schaftsstandes verüben,  welche  ihren  Standeskörper  oder  ihren  Dienstposten 
ohne  Bewilligung  und  in  der  Absicht  verlassen,  um  den  Einwohnern  des 
eigenen  oder  des  feindlichen  Staates  bewegliches  Gut  abzunötigen  oder  an  sie 

1760^  Vom  Diebstahl  unterscheidet  sich  die  Plünderung  durch  die  Oifenheit  des 
Vorgehens,  vom  Raub  durch  die  besondere  Art  der  angewendeten  Gewalt  und  von  der 
Requisition  (sieh  oben  §  50  III)  dadurch,  daß  die  letztere  sich  in  fj^eordneten  Formen 
vollzieht.  —  i'ö")  Sieh  oben  §  157.  —  i"^^)  M.-St.-G.  §  494.  —  »"o»)  Ib.  §§  493  und  494.  — 
1-0)  Ib.  §  495.  —  i"7i)  Ib.  §  496.  —  i'")  Ib.  §  499.  Sit-h  oben  §  157.  —  "^^  Ib.  §§  5C1, 
733  und  734.  —  ""*)  Ib.  §  735.  —  "«5)  Sieh  oben  §  158  II.  —  "'^)  M.-St.-G.  §  500.  — 
i-'-;  Ib.  §  737  und  738.  —  i"'«)  Ib.  §§  267,  269  lit.  f)  und  270.  —  ^'7«)  Ib.  267. 

Scliinid,  Das  Heeresrecht  der  6sterr.-ung.  Monarchie.  36 
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ungebührliche  Forderungen  zu  stellen.  Offiziere  machen  sich  unter  analogen 
Verhältnissen  anderer  strafbarer  Handlungen  [der  eigenmächtigen  Entfer- 
nung/^^^)  der  Hintansetzung  der  Dienstvorschriften,"^^)  eventuell  der  öffent- 
lichen Gewalttätigkeit  durch  Erpressung*^^^)]  schuldig.  Gleichgültig  ist  es, 
welche  Mittel  gegen  die  Landesbewohner  angewendet  werden,  soferne  diese 
nur  nicht  in  Gewalt  oder  solcher  Drohung  bestehen,  welche  geeignet  ist. 
den  Bewohnern  gegründete  Furcht  einzuflößen.  In  letzterem  Falle  geht  die 
Deliktshandlung  in  das  Verbrechen  der  Erpressung"®'^)  über.  Von  der 
Plünderung  unterscheidet  sich  das  Marodieren  dadurch,  daß  sich  der 
Plünderer  nicht  mit  ungebührlichen  Forderungen  begnügt,  sondern  fremdes 
bewegliches  Gut  einfach  wegnimmt,  ohne  sich  jedoch  von  seinem  Dienst- 
posten zu  entfernen. 

II.  Für  die  Strafe  ist  entscheidend,  ob  der  Nachzügler  mehr  als 
2  Stunden  von  seinem  Truppenkörper  oder  von  seinem  Dienstposten  in 
einer  nicht  zu  rechtfertigenden  Richtung  betreten  wird  oder  nicht.  Im 
ersteren  Falle  wird  er  als  Verbrecher  mit  Kerker  bis  zu  1  Jahre  und  bei 
erschwerenden  Umständen  bis  zu  5  Jahren,  im  letzteren  Falle  aber  wegen 
eines  Vergehens  wider  die  Zucht  und  Ordnung  mit  Arrest  bis  zu  3  und 
bei  erschwerenden  Umständen  mit  strengem  Arrest  bis  zu  6  Monaten  sowie, 
wenn  er  Unteroffizier  ist,  eventuell  auch  noch  mit  Degradierung  bestraft.*^*** ) 

9  174.  Nichtannahme  von  Strafen. ^^»^) 

I.  Dieses  Delikt  besteht  in  der  Ausübung  von  Gewalt  gegen  den  mit 
dem  Vollzug  einer  Strafe  beauftragten  Kommandanten  und  die  dazu  beor- 
derten sonstigen  Organe  oder  in  der   einfachen  Nichtannahme  einer  Strafe. 

II.  Bestraft  wird  Gewaltanwendung  gegen  den  Esekutionskomman* 
danten  gleich  der  tätlichen  Vergreifung  an  einem  Vorgesetzten  im  Dienste 
mit  dem  Tode  durch  Erschießen,  eventuell  erfolgt  in  solchem  Falle  „stand- 
rechtliche" Behandlung.  *^^'\)  Gewaltanwendung  gegen  andere  Organe  des 
Strafvollzuges  wird  mit  Kerker  bis  zu  1  Jahre  geahndet.  Wenn  aber  ein 
solches  Organ  schwer  beschädigt  worden  ist,  so  hat  die  Strafe  des  Ver- 
brechens der  schweren  körperlichen  Beschädigung^^**^)  mit  Verschärfung  zur 
Anwendung  zu  kommen. ^^**^)  Im  Tötungsfalle  liegt  Konkurrenz  mit  Mord 
oder  Totschlag  vor.^'"***)  Die  bloße  Nichtannahme  des  Arrestes  wird  mit  ein- 
fachem Arrest  bis  zu  3  oder  strengem  Arrest  bis  zu  6  Monaten  und  an 
Unteroffizieren  eventuell  auch  noch  mit  Degradierung  bestraft.  ^'^^) 

Offiziere,  welche  den  über  sie  verhängten  Hausarrest  nicht  einhalten, 
unterliegen  der  gleichen  Strafe.  Sind  dieselben  bereits  wegen  des  in  Rede 
stehenden  Vergehens  gerichtlich  bestraft  worden,  so  kann  wider  sie  auf 
Entlassung  erkannt  werden.  ^^'•^*) 

§  175.  Ein*  und  Ausgehen  auf  verbotenen  IVegeii.^*^^) 

I.  Dieses  Delikt  besteht  im  Aus-  oder  Eingehen  auf  ungewöhnlichen 
oder  verbotenen  Wegen  in  Festungen,  geschlossenen  Plätzen  oder  auf  Kriegs- 
fahrzeugen. 


1'^'^)  Ib.  §  212.  Sieh  oben  §  167  III.  —  "si)  Hj,  §§  277  lit.  g)  und  283.  Vergl. 
§  180  I.  —  i'«2)  II,.  §  376.  _  i7S3^  Ib.  §^  376  und  378.  —  ^'**)  Ib.  §§  269  lit.  f)  und  270 
al.  1.  —  ^"^=^)  Ib.  §55  262,  263,  269  lit.  n)  und  270.  —  "»C)  ib.  §  262.  Sieh  oben  §  162  HL 
—  ^•*')  Ib.  §  431  ff.  —  ^"'*'^)  Ib.  §  263.  —  i'^^)  Sieh  oben  §  162  II.  —  i-«^«)  M.-St..G. 
§  270  al.  1.  -  ^'ö^)  Ib.  §  270  al.  2.  —  i'^^)  ib.  §§  266,  269  lit.  f}  und  270. 
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IL  Im  Kriege  wird  das  Delikt,  wenn  der  Feind  in  der  Nähe  ist,  als 
Verbrechen  mit  Kerker  bis  zu  l,  beziehungsweise  wenn  der  feste  Platz 
oder  das  Schiff  einer  Gefahr  ausgesetzt  worden  ist,  bis  zu  5  Jahren  be- 
«itraft.*^*'^)  Im  Frieden  oder  auch  im  Kriege,  jedoch  nicht  in  Feindesnähe, 
wird  das  Delikt  als  Vergehen  behandelt  und  mit  einfachem  Arrest  bis 
zu  3,  bei  erschwerenden  Umständen  mit  strengem  Arrest  bis  zu  6  Monaten, 
an  Unteroffizieren  eventuell  auch  noch  mit  Degradierung  geahndet.^^^*) 

9  176.  Trunkenheit  im  Dienste.^'»^) 

I.  Dieses  Delikt  wird  durch  schuldhafte  Trunkenheit  im  Dienste  be- 
gangen, soferne  dieser  Dienst  kein  Wachdienst  ist.  Der  letztere  Fall  wird 
als  das  besondere  Verbrechen  oder  Vergehen  der  Pflichtverletzung  im  Wach- 
dienste behandelt.  ^^'*^^)  Gleichgültig  ist,  ob  sich  der  Soldat  die  Trunkenheit 
vor  oder  nach  Antritt  des  Dienstes  zugezogen,  vorausgesetzt,  daß  er  sich 
absichtlich  trunken  gemacht  und  daß  im  ersteren  Falle  von  seiner  Bestim- 
mung zum  Dienste  Kenntnis  gehabt. 

II.  Das  Delikt  wird  als  Verbrechen  mit  Kerker  bis  zu  1  Jahre, 
eventuell  selbst  bis  zu  5  Jahren  bestraft,  wenn  sich  der  Soldat  durch  die 
Trunkenheit  zur  gehörigen  Versehung  des  Dienstes  unfähig  gemacht  und 
Schaden  verursacht  oder  wenn  er  im  Zustande  voller  Berauschung  im 
Dienste  ein  Verbrechen  begangen  hat.^^^^)  Anderenfalls  wird  die  Handlung 
als  Vergehen  mit  Arrest  im  Ausmaße  bis  zu  3,  eventuell  strengem  Arrest 
im  Ausmaße  bis  zu  6  Monaten,  an  Unteroffizieren  eventuell  auch  noch  mit 
Degradierung  geahndet.  *^^^)  Gegen  Offiziere  kann  auf  Entlassung  erkannt 
werden.*^'»-») 

§  177.  Yorschriftswldrige  Beschwerden  und  Ungehorsam« ^^"^ 

I.  Die  Anbringung  von  Beschwerden,  welche  gegen  die  Vorschriften 
des  Dienstreglements  verstoßen,^*''^)  sowie  die  Unterzeichnung  solcher  Be- 
schwerden oder  die  Sammlung  von  Unterschriften  hiefUr  begründen  ein 
Vergehen  wider  die  Zucht  und  Ordnung. 

II.  Ein  gleiches  Vergehen  wird  auch  begangen  durch  Ungehorsam 
gegenüber  einem  die  Handhabung  der  Zucht  und  Ordnung  bezielenden 
Befehle,  wenn  der  Ungehorsam  sich  ohne  Ungestüm  und  Widersetzung  äußert. 

III.  Die  Strafe  beider  Vergehen  ist  dieselbe  wie  beim  Vergehen  der 
Trunkenheit. 

^  178.  Disziplinarfibertretangen  als  Vergehen  gegen  die  Zncht  und  Ordnung. ^^^') 

I.  Trunkenheit  außer  Dienst,  leichtsinniges  Schuldenmachen,  nächtliches 
rmherschwärmen  und  andere  wegen  ihres  schädlichen  Einflusses  auf  den 
Dienst  durch  die  Disziplinarvorschriften  verbotene  Handlungen  werden  als 
Vergehen  wider  die  Zucht  und  Ordnung  gerichtlich  bestraft,  wenn  der 
Tiiter  bereits  zweimal  wegen  der  betreffenden  zuchtwidrigen  Handlung  im 
gerichtlichen  oder  disziplinaren  Wege  bestraft  worden  ist  und  wieder  rück- 
fällig wurde. 

IL  Die  Strafe  ist  die  gleiche  wie  beim  Vergehen  der  Trunkenheit 

i"»'»)  Ib.  266.  —  i'9»)  §  270  al.  1.  —  "»5)  Ib.  §§  268,  269  lit.  g)  und  270.  Sieh 
oben  §  157.  —  ^^o«)  Sieh  oben  §  169  II.  —  "97)  M.-St.-G.  §  268.  —  "3^)  Ib.  §  270  al.  1. 
-  1''^^)  Ib.  §  270  al.  2.  —  i^»»)  Ib.  §§  269  lit.  h)  und  lit.  c)  und  270.  —  "o^)  Sieh  oben 
§  9  I.  —   is^')  M.-St.-G.  §§  269  lit.  h)  und  270. 
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ff)  Delikte,  welche  gegen  die  Dienstvorschriften  verstoßen. 

9  179.  Gefährdung  der  Sicherheit  der  Kriegsmacht. ^^o^) 

I.  Die  Sicherheit  der  Kriegsmacht  wird  durch  folgende  Delikts* 
handlungen  gefährdet: 

1.  Verletzung  der  militärischen  Dienstgeheimnisse,  sei  e>» 
daß  geheime  Dienstsachen  pflichtwidrig  mitgeteilt  oder  daß  die- 
selben schuldbarerweise  verloren  wurden.  Zu  den  militärischen 
Dienstgeheimnissen  gehören  insbesondere  militärische  Beschlüsse,  Aufträge, 
Dispositionen,  Signale,  Schlachtordnungen,  Pläne  u.  s.  w.,  dann  die  Er- 
kennungszeichen. Die  Mitteilung  oder  der  Verlust  der  Dienstgeheimnisse 
muß  in  kulposer  Weise  geschehen  sein;  vorsätzliche  Mitteilung  der 
Dienstgeheimnisse  würde  die  Handlung  alsVerbrechen  des  Amtsmißbrauches,***"* ) 
des  Hochverrates*^^'^)  oder  Kriegs  Verrates***^*'')  erscheinen  lassen.  In  gleicher 
Weise  ist  auch  die  Unterlassung  der  sofortigen  Anzeige  über  den  Verlust 
geheimer  Dienstsachen  oder  der  Parole  ein  Delikt  und  das8ell)e  liegt  auch  vor. 
wenn  die  beim  Ausgeben  der  Parole  vorgeschriebene  Behutsamkeit  außer 
acht  gelassen  wurde  ;*®®^) 

2.  Erstattung  unrichtiger  Meldungen  oder  Unterlassung^ 
wichtiger  Meldungen  über  den  Feind.  Auch  in  diesem  Falle  wird 
zum  Tatbestande  ein  kulposes  Verschulden  gefordert j*^*^"*)  vorsätzliche 
Erstattung  unrichtiger  Meldungen,  insbesondere  in  der  Absicht,  hiedurch 
den  Feind  zu  begünstigen,  würde  das  Delikt  wider  die  Kriegsmacht  des 
Staates  begründen;**^-*) 

8.  Außerachtlassung  der  Sicherungsmaßregeln  im  Felde  oder 
der  Vorschriften  über  das  Offnen  und  Schließen  der  Tore  fester 
Plätze  vor  dem  Feinde:*^*^) 

4.  unbefugter  Verkehr  mit  dem  Feinde.  Verboten  ist  sowohl  ein 
Gespräch  mit  Feinden  selbst  ül)er  gleichgültige  Gegenstände  als  auch  jeder 
Briefwechsel  mit  Personen  des  feindlichen  Gebietes  oder  des  vom  Feinde 
besetzten  Landes  ohne  Bewilligung ;*^*\) 

5.  Erregung  eines  falschen  Alarmes  in  Feindesnähe.*^*-) 

IL  Bestraft  wird  das  Delikt,  je  nachdem  daraus  Nachteil  oder  (4efahr 
für  die  Kriegsmacht  entstanden  ist  und  nach  den  sonstigen  Umständen  mit 
dem  Tode  durch  Erschießen,  mit  Kerker  bis  zu  1,  beziehungsweise  5  und 
mit  schwerem  Kerker  bis  zu  5,  beziehungsweise  selbst  10  Jahren.  Leichtere 
Fälle  werden  mit  einfachem  oder  strengem  Arrest  bis  zu  8,  eventuell 
6  Monaten  geahndet.*^^^) 

9  180.  GefShrdnn?  der  Streitkräfte. i^^«) 

I.  Den  Streitkräften  wird  durch  folgende  Deliktshandlungen  Ab- 
bruch getan: 

L  Zweckwidriges  Aufopfern  der  Truppen.  Dieses  Deliktes 
machen  sich  jene  militärischen  Vorgesetzten  schuldig,  welche  gegen  di«* 
Regeln  der  Kriegskunst  kriegerische  Aktionen  unternehmen,  wodurch  sie 
die  ihrer  Führung  anvertraute  Truppe  auf  eine  unverantwortliche  Weise  auf- 
opfern,  oder   weiche    dasjenige,   was  nach  ihrem  Wissen   zur  Kettung  der 

i^"^j  Ib.  §§  272  bis  276.  —  ^''^')  Ib.  §  380.  —  "o^^  jb.  334  lit.  r).  —  i"»^«)  Ib.  §  :V27. 
i**«')  Ib.  §  272  lit.  a)  bis  e).  —  1^"^)  §  272  lit.  /").  —  «^9^  Ib.  §  327.  —  i^^O;  Ib.  §  *J72 
lit.  y)  und  h).  —  1^")  Ib.  §  272  lit.  0.  —  ^*^-)  §  272  lit.  k).  —  «i^)  Ib.  §§  273  hU  27»;. 
—  1*")  Ib.  §§  277  bis  283. 
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Truppe   oder   eines   Teiles   derselben   hätte   geschehen   sollen  und  können, 
verabsäumen;*®^^) 

2.  Hintansetzung  der  Obsorge  für  die  Erhaltung  der  Truppe, 
sei  es  durch  Vernachlässigung  der  Verpflegung  oder  durch  zu 
geringe  Schonung;*®*^) 

3.  Entziehung  der  Truppe  bei  Gelegenheit  eines  Gefechtes, 
sei  es  durch  Zurttcklassung  von  Mannschaften  beim  Gepäcke 
oder  unter  sonstigen  Vorwänden  ohne  unausweichliche  Not- 
wendigkeit.*^*^) Das  Delikt  wird  auch  begangen  durch  Nichtbeteiligung 
eines  kampffähigen  Kriegsschiffes  ohne  ausdrücklichen  Befehl  des  Kom- 
mandierenden,*^*'^) femer  durch  Verwendung  von  streitbaren  Mannschaften 
zu  Privatdiensten,  selbst  wenn  keine  Ausrückung  gegen  den  Feind  statt- 
findet;*»*») 

4.  Versäumnis  des  Alarmes  oder  unbefugtes  Verlassen  des 
Kampfplatzes.  Eine  Deliktshandlung  der  ersteren  Art  liegt  vor,  wenn 
Holdaten  bei  einem  Alarme  an  ihrem  Bestimmungsorte  gar  nicht,  zu  spät 
oder  dienstunfähig  eintreffen  und  keinen  Entschuldigungsgrund  dafür  er- 
weisen können.**^''®) 

Eine  Deliktshandlung  der  letzteren  Art  liegt  vor,  wenn  Soldaten  sich 
dadurch  dem  Gefechte  entziehen,  daß  sie  unbeauftragt  Verwundete  weg- 
sehatfen,  Gefangene  zurückbringen,  erbeutetes  Gut  wegtragen  oder  sonst  — 
jedoch  ohne  Desertionsabsicht  und  nicht  aus  Feigheit  —  während  des  Ge- 
fechtes den  Kampfplatz  verlassen;*^**) 

5.  schuldbares  Nichteinrücken  zeitlich  abgetrennter  Offi- 
ziere auf  ihren  Dienstposten  im  Felde.  Dieses  Deliktes  machen  sich 
Offiziere  schuldig,  welche  durch  Gefangenschaft,  Verwundung,  Krankheit 
oder  durch  Ausführung  eines  erhaltenen  Auftrages  zeitweise  von  ihrem 
Dienstposten  im  Felde  abgetrennt  worden  sind  und  nach  Wegfall  des  Hinder- 
nisses oder  nach  Erledigung  des  Auftrages  —  jedoch  nicht  aus  Desertions- 
absicht oder  aus  Feigheit  —  sich  dem  Dienst  im  Felde  entziehen.*®^*) 

IL  Die  Strafe  des  Deliktes  ist  in  schwereren  Fällen  Kerker  bis  zu  1 
und  selbst  bis  zu  5  Jahren,  in  leichteren  Fällen  einfacher  oder  strenger 
Arrest  bis  zu  6  Monaten. *^^'*)  Wenn  Soldaten  sich  in  solcher  Menge  dem 
Gefechte  entziehen,  daß  die  Truppe  augenblicklich  in  große  Gefahr  geraten 
kann,  so  greift  das  exemplarische  Tfttungsrecht  Platz. **^*) 

Offiziere,   welche   im  Felde  in  schuldbarer  Weise  einzurücken  zögern, 

werden,  wenn  das  Versäumnis  mehr  als  8  Tage  beträgt,  mit  Kerker  bis  zu 

T)  Jahren,  bei  einem  8  Tage  nicht  übersteigenden  Versäumnis  mit  strengem 

Arrest   bis   zu    6   Monaten    und   eventuell    auch   noch   mit   Entlassung   be- 
straft.* »25, 

%  iNl.  Hintansetznng  der  zur  Förderung  des  Dienstes  vorgeschriebenen 

Pflichten.  «26) 

I.  Den  zur  Förderung  des  Dienstes  gereichenden  Vorkehrungen 
wird  durch  folgende  Deliktshandlungen  entgegengewirkt: 

1.  Mangelhafte  Beaufsichtigung  der  Untergebenen  beim 
Dienstvollzuge.     Diese  Deliktshandlung  liegt  vor,   wenn  der  militärische 

1^1^)  Ib.  §  277  lit.  a).  -  "^e^  Ib.  §  277  lit.  b).  —  ^s")  Ib.  §  277  lit.  d),  — "")  m.-D.-R. 
III.  T.  Punkt  1485.  -  *^i^  M.-St.-G.  §  277  lit.  c).  -  ^S20)  n,.  §  277  lit.  r).  -  "«)  ib. 
§  277  lit.  /O.  —  *^")  Ib.  §  277  lit.  g),  —  "23)  15.  §§  278  bis  282.  -  i"*)  Ib.  §  282  i.  f. 
-  i^-''j  Ib.  §  283.  —  1S26)  Ib.  §§  284  und  285. 
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Vorgesetzte  die  pflichtmäßige  Aufmerksamkeit  auf  seine  Untergebenen  l>«i 
der  Vollziehung  höherer  Dienstbefehle  außer  acht  läßt  oder  im  Falle  wahr- 
genommener Nichtvollziehung  die  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel  nicht  an- 
wendet, um  die  Untergebenen  zum  Dienstvollzuge  zu  veranlassen;^**^) 

2.  Nichtbeförderung  dringender  Meldungen  oder  Unter- 
lassung der  Anzeige  über  Befehlsänderung.  Diese  Deliktshandlung-i'a 
begeht,  wer  nicht  seiner  Dienstpflicht  gemäß  dringende  Befehle  auf  der 
Stelle,  es  sei  bei  Tag  oder  Nacht,  an  den  gehörigen  Ort  befördert*"***)  oder 
wer  von  der  durch  den  Drang  der  Umstände  augenblicklich  herbeigeführten 
Notwendigkeit  zur  Ergreifung  anderer  Maßregeln,  als  befohlen  worden  sind, 
oder  von  Umständen,  welche  den  Vollzug  eines  Befehles  unmöglich  machen, 
nicht  unverzüglich  die  Anzeige  an  den  Befehlsgeber  erstattet;***^) 

3.  nachlässigen  Verlust  eines  Kriegsschiffes  oder  Verlassen 
desselben  bei  einem  Unglücksfalle  vor  Rettung  der  Bemannunir 
und  der  Schiffsgerätschaften  durch  den  Schiffskommandanten; *''^*^ 

4.  Äußerungen  der  Zaghaftigkeit  auf  einem  Kriegsschiffe 
bei  einem  Seesturm,  Schiffbruch  oder  sonstigen  Unglücksfalle  :**^^M 

5.  Verwendung  eines  Kriegsschiffes  zu  Handelszwecken.*^**- ^ 
IL  Bestraft   werden   schwerere  Deliktshandlungen    der  vorstehenden 

Art  im  Frieden  mit  Kerker  bis  zu  1  Jahre,  der  eventuell  verschärft  werden 
kann,  im  Kriege  aber  mit  Kerker  bis  zu  5  Jahren.  Schiffskommandanten, 
welche  im  Angesichte  des  Feindes  die  erwähnten  Delikte  begehen,  sind  mit 
Tod  durch  Erschießen  zu  bestrafen.  Leichtere  Deliktshandlungen  ziehen  ein- 
fachen oder  strengen  Arrest  bis  zu  3  Monaten  nach  sich.**^^*) 

§  182.  Geföhrdungr  und  Schädigung  von  Irarialgut.^^^«) 

L  Ärarialgut  wird  durch  folgende  Deliktshandlungen  gefährdet 
oder  geschädigt: 

1.  Außerachtlassung  der  Vorschriften  über  den  Gebrauch  von 
Feuer  und  Licht  in  ärarischen  Objekten  oder  auf  einem  Kriegs- 
schiffe. Dieser  Deliktshandlung  macht  sich  schuldig,  wer  in  Munitions- 
magazinen, Laboratorien  oder  Bereitungsorten  flir  Patronen,  in  Depots  oder 
anderen  Aufbewahrungsorten  zur  Explosion  geeigneter  Vorräte  oder  in  un- 
mittelbarer Nähe  derselben,  im  Umfange  eines  Artillerieparkes  oder  während 
des  Transportes  solcher  Gegenstände  Tabak  in  kulposer  Weise  raucht  oder 
sonstige  feuergefährliche  Dinge  bei  sich  führt  oder  davon  Gebrauch  macht, 
ferner  derjenige,  welcher  im  Seearsenale  oder  auf  einem  Kriegsschiffe  die 
daselbst  über  den  Gebrauch  von  Feuer  und  Licht  vorgeschriebenen  Vorsichts- 
maßregeln außer  acht  läßt.^^^^)  Auf  einem  Kriegsschiffe  kann  auch  eine  Person, 
die  nicht  zum  Soldatenstande  gehört,  aber  den  Flaggeneid  abgelegt  hat, 
eine  Deliktshandlung  der  letzteren  Art  begehen.  Bei  vorsätzlieber  Hand- 
lung würde  die  Tat  als  Verbrechen  der  boshaften  Beschädigung  fremden 
Eigentums, *^^*M  Brandlegung  ^^^'j  oder  als  Verbrechen  wider  die  Kriegs- 
macht des  Staates ^*^^)  zu  behandeln  sein; 

2.  Unterlassung  der  Maßnahmen  zur  Sicherstellung  von  Krie^^'s- 
und  Mundbedürtnissen  oder  schuldbar  verspätete  Zufuhr  derselben. 

i^2T)  Ib.  §  284  lit.  a).  -  i"**)  Ib.  jj  284  lit.  b).  —  ^^^O)  n,.  §  284  lit.  r).  —  ^^^'i  Ib. 
§  284  lit.  (i)  und  e).  —  i"i)  ib.  §  284  lit.  /).  —  ^'^32)  ib.  §  284  lit.  //).  —  »**3»)  Ib.  §  2-o. 
-     ^^^^)  Ib.  §§  286  bis  288.  —  i^ss)  ib.  §  286  lit.  r).   —  i^^o)  jb,  §§  8r,2  lit.  f)  und  364. 
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•)  Ib.  §§  448  und  450  lit.  d).  —  »s'»'^)  Ib.  §  327. 
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Diese  Deliktshandlungen  verübt  derjenige  Soldat,  welcher  Kriegs-  oder 
Mundbedürfnisse  für  die  Kriegsmacht  oder  einen  festen  Platz  sicherzustellen 
verpflichtet  ist  und  nicht  alle  zur  Erreichung  des  Zweckes  in  seiner  Gewalt 
stehenden  Maßregeln  ergreift/*^^)  oder  wer  vermöge  seiner  Dienstesstellung 
derartige  Bedürfnisse  an  einen  Ort  zu  schaffen  verpflichtet  ist,  daselbst  aber 
aus  Verschulden  gar  nicht  oder  nicht  mit  zureichendem  Vorrat  oder  zu  spät 
eintrifft;  1«^«) 

3.  Pflichtverletzung  bei  den  Heeresverwaltungsgeschäften. 
Diese  Deliktshandlung  wird  von  Personen  des  Soldatenstandes  begangen, 
denen  Geschäfte  der  Heeresverwaltung  obliegen,  wenn  sie  für  die  Erhaltung 
der  Waffen,  Rüstung  und  Feldgeräte  ein  Pauschale  beziehen  und  nicht  dafür 
sorgen,  daß  diese  Dienstsachen  im  Bedarfsfalle  vorhanden  oder  brauchbar 
sind,^**^*)  oder  wenn  sie  die  pflichtmäßige  Obsorge  über  die  ihrer  Aufsicht 
unterstellten  Magazinsvorräte,  Train-  oder  Schiffsmaterialien,  Dienstpferde 
oder  Tragtiere  verabsäumen;^***) 

4.  Entäußerung  oder  mutwillige  Beschädigung  ärarischer 
Dienstgegenstände.  Vorausgesetzt  ist  dabei,  daß  die  betreffenden  ärari- 
schen Sorten  oder  Dienstpferde  dem  Soldaten  zum  Dienstgebrauche  über- 
geben worden  und  nicht  in  sein  Eigentum  übergegangen  sind.  Sind  die 
Gegenstände  nicht  mehr  unter  ärarischer  Kontrolle  oder  in  ärarischer  Ver- 
rechnung oder  sind  sie  (wie  z.  B.  die  Montur  der  Mannsehaftspersonen  der 
Kriegsmarine)  von  Anfang  an  Eigentum  des  Mannes  gewesen,  so  ist  der 
Deliktstatbestand  nicht  vorhanden. ^^^^)  Sind  die  Gegenstände  nur  zur  Be- 
nützung und  nicht  zum  Dienstgebrauche  tibergeben  worden  (Montur  der  In- 
validen, Sträflingskleider  u.  s.  w.),  so  liegen  andere  Delikte  [Diebstahl, ^****) 
Veruntreuung,^^^^)  Verbrechen  der  öffentlichen  Gewalttätigkeit,^**'^)  Ver- 
gehen gegen  die  Sicherheit  des  Eigentums  *****')]  vor. 

II.  Bestraft  werden  die  schwereren  Deliktshandlungen  der  bezeich- 
neten Art  je  nach  den  Umständen  mit  einfachem  Kerker  bis  zu  1  Jahre, 
beziehungsweise  5  und  selbst  10  Jahren  und  mit  schwerem  Kerker  bis  zu 
5  Jahren.  Bei  Verübung  feuergefährlicher  Handlungen  an  ärarischen  Auf- 
bewahrungsorten, im  Seearsenale  und  auf  Kriegsschiffen  ist  in  Kriegszeiten 
unter  erschwerenden  Umständen  selbst  der  Tod  durch  Erschießen  zu  ver- 
hängen. Leichtere  Deliktshandlungen  werden  mit  einfachem  Arrest  bis  zu  3, 
beziehungsweise  6  Monaten  und  mit  strengem  Arrest  bis  zu  6  Monaten 
l)e8traft.  Unteroffiziere,  w^elche  ärarische  Dienstgegenstände  entäußern  oder 
beschädigen,  trifft  auch  in  solchen  Fällen  die  Degradierung.  ^^^) 

8  183.  Mifibraach  der  militärischen  Dienstgewalt.^^«^) 

I.  Mißbrauch  der  militärischen  Dienstgewalt  wird  durch  folgende 
Deliktshandlungen  begangen: 

1.  Rechtswidrige  Angriffe  auf  die  körperliche  Integrität  der 
Untergebenen  während  des  dienstlichen  Verhältnisses.  Solche  An- 
griffe müssen  vorsätzlich  erfolgt  und  sowohl  der  Vorgesetzte  als  auch  der 
mißhandelte  Untergebene   müssen  zur  Zeit   der  Tat  zu  einander  im  dienst- 


1^3^')  Ib.  §  286  lit.  a).  -  ^^*^)  Ib.  §  286  lit.  6).  —  i«")  Ib.  §  286  lit.  r).  —  ««)  15. 
§  286  lit.  ff),  —  1843)  II,.  §  286  lit.  f)-  Sieh  oben  §  60  IL  —  *844)  jb.  §.457  ff.  — -i»«)  Ib. 
§  362  lit.  o).  -  W4c^  ib,  741.  _  i847)  i^.  §§  287  und  288.  —  i»«)  Ib.  §§  289  bis  291. 
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liehen  Verhältnisse  gestanden  sein.  Es  genügt  jede  Mißhandlung,  auch  wenn 
dieselbe  keine  Schmerzen  erzeugt  oder  sichtbare  Merkmale  und  Folgen  flir 
den  Gesundheitszustand  des  Untergebenen  nach  sich  gezogen  hat.^^*^)  Ist 
aber  der  Tod  des  Untergebenen  infolge  der  Mißhandlung  eingetreten,  so 
liegt  Konkurrenz  mit  einem  Tötungsverbrechen  *®^")  vor; 

2.  rechtswidrige  Angriffe  auf  die  persönliche  Freiheit  der 
Untergebenen.  Derartige  Angriffe  können  durch  widerrechtliche  Verhaftung 
^er  Untergebenen  und  durch  Überschreitung  der  Strafbefugnis  stattfinden. ^^"'M 
Eine  Überschreitung  der  Strafgewalt  liegt  vor,  wenn  Strafen  ohne  gehörige 
Erhebung  der  angeschuldeten  Tat  und  der  Beweise,  ferner  wenn  überhaupt 
nicht  zulässige  oder  im  vorliegenden  Falle  nicht  anwendbare  Strafen  ver- 
hängt werden.  Vorsätzliche  Anmaßung  einer  nicht  zustehenden  Strafgewalt 
begründet  hingegen  das  gemeine  Verbrechen  des  Mü}brauches  der  Amts- 
gewalt; ^®^*) 

3.  rechtswidrige  Angriffe  auf  die  Ehre  der  Untergebenen. 
Solche  Handlungen  sind  als  Delikt  der  Hintansetzung  der  Dienstvorschriften 
erklärt,  wenn  sie  im  Dienste  vorfallen  und  herabwürdigend,  d.  h.  in  hohem 
Grade  ehrverletzend  sind;^**^^) 

4.  rechtswidrige  Angriffe  auf  Vermögensrechte  der  Unter- 
gebenen. Diese  Deliktshandlungen  können  in  rechtswidrigen  Abzügen  von 
der  Gage,  Löhnung  und  den  sonstigen  Emolumenten  der  Untergebenen,  in 
unbegründeter  Vorenthaltung  der  fälligen  Gebühren  oder  in  der  Aufbürdung 
systemwidriger  Anschaffungen  l)estehen,  dürfen  aber  nicht  in  gewinnsüchtiger 
Absicht  erfolgen. ^^•^*)  Ist  die  letztere  Absicht  vorhanden,  so  liegt  Betrug*"") 
oder  Veruntreuung*"'^*^)  vor. 

II.  Bestraft  werden  die  schwereren  Deliktshandlungen  der  bezeich- 
neten Art  mit  Kerker  bis  zu  1  Jahre  und  nach  Umständen,  besonders  wenn 
der  Vorgesetzte  sich  dieselben  öfters  erlaubt  oder  dadurch  zur  Subordina- 
tionsverletzung, Meuterei  oder  Desertion  Anlaß  gegeben  hat,  auch  mit 
schwerem  Kerker  bis  zu  5  Jahren.  Ist  der  Untergebene  durch  die  Miß- 
handlung in  Lebensgefahr  gekommen,  an  seinem  Körper  bleibend  geschädigt 
oder  dienstunfähig  geworden,  so  tritt  schwerer  Kerker  bis  zu  5  und  selbst 
10  Jahren  ein.  Leichtere  Fälle  werden  mit  einfachem  oder  strengem  Arrest 
bis  zu  3  Monaten  geahndet*"'*'') 

§  184.  Sonstige  dienstwidrige  Handlangen.  ^^^^) 

I.  Sonstige  dienstwidrige  Handlungen  oder  Unterlassungen, 
welche  für  das  Heer  oder  den  Dienst  weder  erheblichen  Nachteil  noch  be- 
sondere Gefahr  nach  sich  ziehen  und  worüber  im  Militärstrafgesetzbuche 
keine  ausdrückliche  Bestimmung  getroffen  ist,  verfallen  der  gerichtlichen 
Bestrafung,  wenn  wegen  des  nämlichen  Deliktes  schon  zweimal  fruchtlos 
disziplinare  Ahndung  angewendet  wurde.  Solche  Handlungen  werden  somit 
im  dritten  Übertretungsfalle  als  Vergehen  geahndet. 

II;  Die  Strafe  ist  einfacher  oder  auch  strenger  Arrest  bis  zu  3  Monaten; 
wider  Offiziere  kann  nach  Umständen  Entlassung  und  gegen  Unteroffiziere 
Degradierung  ohne  Beschränkung  ihrer  Dauer  verhängt  werden. 


^^''')  Ib.  §  289  lit.  a).  —  ^^^'O  Ib.  §  413  if.  —  "^i)  Ib.  §  289  lit.  /;).  —  i'*^^)  j^. 
§  380.  —  i^^'-^j  Ib.  §  289  lit.  a).  —  ^^'^*)  Ib.  §  289  lit.  r).  —  i^'-^)  Ib.  §§  502  ff.  und  733  ff. 
-  i^^6)  Ib.  ij§  472  ff.  und  733  ff.  —  ^^")  n,,  §§  290  und  291.  -   i*»^«)  Ib.  §  292. 
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b)  Die  Verbrechen  wider  die  Kriegemaclit  des  Staates. 
§  185.  ünbefa^te  Werbung.  ^»'^) 

I.  Das  Verbrechen  der  unbefugten  Werbung  wird  durch  folgende 
Deliktshandlungen  verübt: 

1.  Anwerbung  eines  Mannes  für  fremde  Kriegsdienste  oder 
für  den  Waffendienst  einer  aufrührerischen  Partei.  Erfolgt  die  An- 
werbung im  Bereiche  der  Aufstellung  österreichisch-ungarischer  Truppen  im 
Auslande,  so  wird  vorausgesetzt,  daß  der  Angeworbene  zum  Dienststande 
oder  zum  Gefolge  dieser  Truppen  gehöre;  geschieht  die  Handlung  im  In- 
lande,  so  genügt  die  Anwerbung  irgend  eines  Mannes;  ^^^*®) 

2.  Anwerbung  eines  zum  Militärdienste  eidlich  verpflichteten 
Mannes  zur  Auswanderung;^*^*) 

3.  Verttbung  eines  Menschenraubes  zu  den  gedachten 
Zwecken.  ^^•'*) 

II.  Mitschuld  an  diesem  Verbrechen  liegt  schon  in  der  absichtlichen 
Jsichthindening  des  Verbrechens  und  in  der  vorsätzlichen  Unterlassung 
iler  Anzeige,  soferne  die  Hinderung  leicht  und  ohne  Gefahr  für  den  Mit- 
schuldigen, dessen  Angehörige  oder  die  seinem  gesetzlichen  Schutze  unter- 
stehenden Personen  geschehen  konnte.  **^^) 

III.  Die  Strafe  des  Verbrechens  ist  in  Kriegszeiten,  wenn  dasselbe 
zu  Gunsten  eines  feindlichen  Staates  oder  der  aufirührerischen  Partei  unter- 
nommen worden  ist,  Tod  durch  den  Strang;  wird  der  Täter  während  des 
Krieges  ergriffen,  so  tritt  standrechtliche  Behandlung  ein.  Andere  Fälle  des 
Verbrechens  werden  mit  schwerem  Kerker  bis  zu  20  Jahren  und  selbst 
lebenslangem  schweren  Kerker,  beziehungsweise,  soferne  es  sich  um  leichtere 
Arten  des  Versuches  oder  der  Mitschuld  handelt,  mit  Kerker  bis  zu  5  Jahren 
])estraft.i''''*)  Tätige  Reue  wirkt  strafaufhebend. *»^'^j 

g  186«  Terleitnng  SEur  Yerletznn^  eidlicher  Mllitärdienstverpflichtang  und 

Hilfeleistun?  hlebei.^^^^^j 

I.  Das  Verbrechen  der  Verleitung  zur  Verletzung  eidlicher 
Militärdienstverpflichtung  und  der  Hilfeleistung  hiebei  liegt  vor, 
wenn  eine  dem  Soldatenstande  nicht  angehörige  Person  einen  Soldaten  zur 
Begehung  eines  Militärverbrechens  verleitet  oder  ihm  dabei  behilflich  ist. 
Gleichgültig  ist,  ob  diese  Verleitung  durch  gegebene  Geschenke,  durch 
Verheißungen,  Vorspiegelungen  oder  auf  eine  andere  Weise  geschehen  ist.^®^') 

Dagegen  liegt  der  Tatbestand  dieses  Deliktes  nicht  vor,  wenn  die 
Verleitung  zu  einem  Militär  vergehen  erfolgt  oder  ein  solches  Vergehen  be- 
günstigt worden  ist.  Soldaten,  welche  andere  Soldaten  zu  Militärdelikten 
verleiten  oder  ihnen  dabei  behilflich  sind,  werden  nach  den  Grundsätzen 
über  Mitschuld  behandelt.  Zivilpersonen  können,  wenn  die  Tat,  zu  welcher 
verleitet  oder  welche  begünstigt  wurde,  sich  nicht  als  ein  Militärverbrechen 
darstellt,  eventuell  andere  Deliktshandlungen  begehen.^®'*^) 

II.  Die  Strafe  richtet  sich  insbesondere  nach  der  Schwere  des  be- 
treffenden   Militärverbrechens.    Die    schwersten    Fälle    sind   mit    schwerem 


i^->'»)  Ib.  §§  306  bis  313.  —  "««)  Ib.  §  306  lit.  a),  —  i^ci)  15.  §  306  lit.  b).  —  "«)  n,, 
§  306  lit.  r).  -  1S63)  lyy^  §  312.  —  i864)  15.  §§  30?  bis  312.  —  ^^e^)  Ib.  §  313.  Sieh  oben 
t^  161.  -  ww)  Ib.  §§  314  bis  320.  —  i««^)  Ib.  §§  314  und  316.  —  ^^^^)  Insbesondere  das 
Verbrechen  oder  die  Übertretung  der  Verleitung  von  Beamten  zum  Mißbrauche  der  Amts- 
j?ewalt  nach  dem  ö.  St.-G.  vom  Jahre  1852  §§  105  und  311. 
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Kerker  bis  zu  10  Jahren,  leichtere  Falle  mit  Kerker  bis  zu  5  Jahren  bedroht. 
Muß  dem  überhandnehmen  des  Verbrechens  durch  das  Standrecht  Einhalt 
getan  werden,  so  tritt  nach  Kundmachung  desselben  Tod  durch  Erschießen 
^jjjj  iHßiV)  Vorschubleistung  zu  Gunsten  eines  Deserteurs  ohne  vorheriges  Ein- 
verständnis wird  in  leichteren  Fällen  mit  Kerker  bis  zu  1  Jahre,  in  schwereren 
Fällen  mit  schwerem  Kerker  bis  zu  5  Jahren  und  außerdem  in  allen  Fällen 
mit   einer  Geldstrafe   von  je  200  Kronen  für  jeden  Deserteur  bestraft.**** ' 

I  187.  Ansspähung.^»'^) 

I.  Das  Verbrechen  der  Ausspähung  wird  begangen,  wenn  jemand 
in  Kriegszeiten  oder  zu  einer  Zeit,  wo  es  offenkundig  ist,  daß  militärische 
Maßregeln  oder  Rüstungen  wider  einen  äußeren  Feind  oder  im  Inlande  auf- 
tretende Aufrührer  getroffen  werden,  die  Stärke  und  den  Zustand  der  Lan«l- 
oder  Seemacht,  ihre  Veranstaltungen,  Pläne,  Stellungen  und  Bewegungen, 
den  Zustand  der  Festungen,  Feldverschanzungen,  Vorräte  oder  Magazine 
sowie  überhaupt  solcher  Verhältnisse  und  Gegenstände,  welche  auf  die 
militärische  Verteidigung  oder  militärische  Operationen  Bezug  haben,  in  der 
Absicht  auskundschaftet,  um  dem  Feinde  oder  den  Aufrührern  davon  Nachricht 
zu  geben. *^'^j  Das  gleiche  Verbrechen  wird  auch  verübt,  wenn  zu  einer 
anderen  Zeit  solche  Vorkehrungen  oder  Gegenstände,  welche  auf  die  Kriegs- 
macht des  Staates  Bezug  haben  und  von  der  Staatsverwaltung  nicht  öffentlich 
getroffen  oder  behandelt  werden,  in  der  erwähnten  Absicht  ausgekund- 
schaftet werden.  *^^*j 

IL  Mitschuld  an  diesem  Verbrechen  liegt  schon  in  der  absichtlichen 
Nichthinderung  des  Verbrechens,  soferne  die  Hinderung  leicht  und  (►hue 
Gefahr  erfolgen  konnte,  und  in  der  vorsätzlichen  Unterlassung  der  Anzeige 
hierüber.*  8^*) 

III.  Bestraft  wird  das  Verbrechen  zur  Zeit  eines  Krieges  oder  von 
Kriegsvorbereitungen  mit  dem  Tode  durch  den  Strang.  Der  Verbrecher  ist, 
wenn  er  auf  der  Tat  oder  noch  während  des  Krieges  ergriffen  wird,  stand- 
rechtmäßig zu  behandeln.  Wenn  der  Täter  von  den  militärischen  Vorberei- 
tungen keine  Kenntnis  hatte  oder  die  Tat  im  Frieden  verübt  wurde,  8o 
tritt  schwerer  Kerker  bis  zu  5  und  eventuell  10  Jahren  ein.*^^''j  Mitschuld 
durch  absichtliche  Nichthinderung  des  Verbrechens  oder  durch  Unterlassung 
der  Anzeige  hierüber  wird  im  ersteren  Falle  mit  schwerem  Kerker  bis  zu 
10  und  selbst  20  Jahren,  im  letzteren  Falle  aber  mit  schwerem  Kerker  Ins 
zu  3,  beziehungsweise  5  Jahren  geahndet. *^^^)  Tätige  Reue  von  Mitwirkenden 
ist  für  diese  ein  Strafaufhebungsgrund.^*") 

§  188.  Begünstigung  des  Feindes. ^»''^) 

I.  Das  Verbrechen  der  Begünstigung  des  Feindes  liegt  vor,  wenn 
sich  jemand  in  Kriegszeiten  oder  zu  einer  Zeit,  wo  es  offenkundig  ist.  daß 
militärische  Maßregeln  oder  Rüstungen  wider  einen  äußeren  Feind  oder  im 
Inland  auftretende  Aufrührer  getroffen  w^erden,  sich  in  Einverständnisse  mit 
dem  Feinde  einläßt  oder  sich  auch  ohne  ein  solches  Einverständnis  einer 
Handlung  oder  Unterlassung  schuldig  macht,  um  dadurch  der  österreichisch- 

i^«ö)  M.-St.-G.  §§  315,  316  i.  f.  und  317.  —  i^"")  Ib.  §§  318  und  819.  -  "«^i  III. 
§§  321  bis  326  und  331.  —  i*"^)  Ib.  §  321.  —  i^"»)  Ib.  §  324.  —  "•*)  Ib.  §  323.  —  ""^  Ib. 
§§  322  und  325.  —  «•«}  Ib.  §§  323  und  326.  —  i^'«)  Ib.  §  331.  Sieh  oben  §  161.  —  "•«)  Ib. 
i^§  327  biß  331. 
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ungarischen  Kriegsmacht  oder  einem  mit  derselben  verbtindeten  Kriegsheere 
einen  Nachteil  oder  dem  Feinde  einen  Vorteil  zuzuwenden,  ^^^'^j 

IL  Mitschuld  an  diesem  Verbrechen  liegt  schon  in  der  absichtlichen 
Nichthinderung  desselben,  sofern  die  Hinderung  leicht  und  ohne  Gefahr 
geschehen  konnte,  und  in  der  vorsätzlichen  Nichtanzeige  hierüber.  ^^^^) 

III.  Bestraft  wird  das  Verbrechen  in  den  schwersten  Fällen  mit  dem 
Tode  durch  den  Strang  und  in  den  übrigen  Fällen  in  der  Regel  mit 
schwerem  Kerker  bis  zu  20  Jahren;  trägt  die  Handlungsweise  die  Merk- 
male eines  anderen,  strenger  verpönten  Verbrechens  an  sich,  so  ist  sie  mit 
der  flir  dieses  Verbrechen  bestimmten  Strafe  zu  belegen.^^®^)  Mitschuld 
durch  Nichthinderung  des  Verbrechens  oder  Nichtanzeige  desselben  wird 
mit  schwerem  Kerker  bis  zu  10  und  selbst  20  Jahren  geahndet.  ****^^)  Tätige 
Reue  von  Mitwirkenden  ist  flir  diese  ein  Strafaufhebungsgrund.  ^^^^) 

c)  Die  militärisch  queliflzierten  gemeinen  Delilite.^^^^) 
§  189.  qaallfiderte  Eigentumsdelikte. 

I.  Diebstahl  wird  in  folgenden  Beziehungen  besonders  behandelt: 

1.  Wenn  die  Wache  an  dem  Gute,  zu  dessen  Bewachung  sie  befehligt 
ist,  oder  ein  Soldat  überhaupt  zum  Nachteile  eines  Kameraden,  eines  Vor- 
gesetzten oder  Untergebenen  einen  Diebstahl  begeht,  so  ist  die  Tat  ohne 
Rücksicht  auf  den  Betrag  ein  Verbrechen;  ^^^'') 

2.  das  Gleiche  ist  der  Fall,  wenn  der  Diebstahl  an  den  Nahrungs- 
mitteln oder  Verteidigungserfordernissen  eines  belagerten  oder  vom  Feinde 
eingeschlossenen  oder  gegen  denselben  verteidigten  Platzes  begangen  wird;  ^^^^) 

3.  ein  von  einer  Heeresperson  zum  Nachteil  des  Quartiergebers  oder 
der  Familie  desselben  verübter  Diebstahl  ist,  wenn  der  Wert  des  entwendeten 
Gutes  nur  10  Kronen  beträgt,  ein  Verbrechen;  ^^^'') 

4.  der  Diebstahl  wird  in  Kriegszeiten  mit  dem  Tode  durch  den  Strang 
bestraft,  wenn  der  Wert  der  entwendeten  Gegenstände  bei  einer  und  der- 
selben Tat  über  200  Kronen  beträgt  und  die  Tat  überdies  dadurch  erschwert 
ist,  daß  für  die  militärischen  Operationen  großer  Nachteil  herbeigefllhrt 
wurde  oder  3  von  den  Qualifikationsumständen,  welche  den  Diebstahl  zum 
Verbrechen  machen,^^**^)  zugleich  eintreten. ^'^^'\) 

n.  Veruntreuung  wird  in  folgenden  Richtungen  besonders  behandelt: 

1.  Veruntreuung  wird  schon  bei  einem  Betrage  von  mehr  als 
10  Kronen  zum  Verbrechen,  wenn  jemand  eine  Sache,  welche  ihm  zur  Zeit 
einer  Feuersbrunst,  Wassernot,  Feindesgefahr  oder  eines  sonstigen  allgemeinen, 
beziehungsweise  dem  Beschädigten  insbesondere  zugestoßenen  Bedrängnisses 
anvertraut  worden  ist,  vorenthält  oder  sich  zueignet.  ^'*'*^) 

2.  Veruntreuung  im  Dienste  wird  zur  Zeit  des  Krieges,  wenn  der  Betrag 
200  Kronen  übersteigt  und  großer  Nachteil  für  die  militärischen  Operationen 
herbeigeführt  wurde,  mit  lebenslangem  schweren  Kerker  bestraft.  ^**'^^) 

III.  Betrug  wird  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag  zum  Verbrechen, 
wenn  zur  Hintergehung  der  Musterung  oder  Revision  in  den  Relationen, 
Standeslisten,  Ausweisen  oder  sonstigen  Eingaben  über  Empfang  und  Aus- 

i"ö)  Ib.  §  327.    —    1880)  15.  §  330.    _    i^si)  n^  g§  328  und  329.  —  ^^^^)  Ib.  §  330. 

—  i8S3^  15.  §  331.  Sieh  oben  §  161.  —  *ss4)  Dangelmaier,  Die  Militärverbrechen  und 
Vergehen,   S.  180  ff.    —    ^*S5)  M.-St.-G.  §  465   lit.  h)   und  c).    -    ^886)  15.  §  453   lit.  b). 

—  1*^")  Ib.  §  466  lit.  a)  —  ^»s^)  Ib.  §§  461  und  466.  —  i8S9)  15.  §  471.  _  isoo)  15.  §  472 
lit.  b).  —  i*»^  Ib.  §  473. 
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gäbe  von  Geldern,  Sorten  oder  einen  sonstigen  zum  Kriegswesen  gehörigen 
Gegenstand  in  der  Absicht,  sich  oder  einem  dritten  einen  Vorteil  zuzuwenden 
oder  eine  zu  besorgende  Ersatzleistung  zu  vermeiden,  etwas  als  vorhanden 
oder  abgängig,  was  nicht  vorhanden  oder  nicht  abgängig  ist,  angeftlhrt  oder 
sonst  etwas  Falsches  angegeben  wird.^®^*) 

IV.  Brandlegung ^'*^^)  und  ßaub^*^**^*)  sind  namentlich  für  die  Kriegs- 
zeit mit  abweichenden  Strafsätzen  bedroht. 

§  190.  Zweikampf  und  Kencontre.^^»') 

I.  Das  Delikt  des  Zweikampfes  ist  in  folgenden  Beziehungen  ab- 
weichend vom  bürgerlichen  Strafrecht  ^**^^)  normiert: 

1.  Der  Herausforderer  bleibt  für  jede  Herausforderung  strafbar,  wenn 
er  sich  zum  Streite  auch  nicht  gestellt  hat; 

2.  ein  Offizier,  der  jemanden  zum  Zweikampf  herausgefordert  hat, 
ohne  daß  es  jedoch  bis  zur  Stellung  zum  Kampfe  gekommen  ist,  begeht 
ein  Vergehen;  ^*^') 

3.  Die  Herausforderung  im  Dienste  begründet  das  Verbrechen  der 
Subordinations  Verletzung;  *^^**) 

4.  für  die  Sekundanten,  welche  dem  Offiziersstande  angehören,  tritt,  so- 
ferne  wenigstens  einer  der  Duellanten  ein  Offizier  war,  Straflosigkeit  ein,  wenn 
sie  sich,  wenn  auch  ohne  Erfolg,  bemüht  haben,  den  Kampf  beizulegen;**'-*'') 

5.  die  Strafsätze  sind  im  Militärstrafgesetzbuche  mehrfach  anders 
festgesetzt;  *»^o) 

6.  der  selbständige  Kommandant,  welcher  von  einem  bevorstehenden 
Zweikampfe  Anzeige  erhalten  und  denselben,  obwohl  er  ihn  hindern  konnte, 
dennoch  absichtlich  zu  hindern  unterläßt  und  der  Militärgerichtsherr,  welcher 
eine  seiner  Gerichtsbarkeit  unterstehende  Person  wegen  einer  ihm  bekannt 
gewordenen  derartigen  Gesetzesübertretung  der  gerichtlichen  Behandlung 
zu  unterziehen  unterläßt,  ist  selbst  wegen  Verbrechens  des  Mißbrauehes  der 
Amtsgewalt  ***^*)  oder  wegen  Verbrechens,  beziehungsweise  Vergehens  des 
geleisteten  Vorschubes  ^^^^)  zu  bestrafen.  ^*^^^) 

IL  Das  besondere  Delikt  des  Rencontres  liegt  vor,  wenn  Offiziere 
aus  Anlaß  einer  vermeintlich  oder  wirklich  erlittenen  Beleidigung  sich  auf 
der  Stelle  ohne  formelle  Herausforderung  der  zuständigen  Waffe  be- 
dienen. Es  wird  im  Falle  der  Tötung  eines  Teiles  mit  Kerker  bis  zu  5, 
bei  stattgefundener  schwerer  Körperverletzung  bis  zu  1  Jahre,  sonst  mit 
Arrest  bis  zu  6  Monaten  bestraft.  *^^*)  Bei  absichtlicher  Hinderung  oder  bei 
Unterlassung  der  gerichtlichen  Schritte  treffen  den  Kommandanten  und 
den  Gerichtsherrn  auch  in  solchem  Falle  die  erwähnten  Straffolgen,  *^®*'^) 

§  191.  Militärische  Ehrenbeleidignngen.^»^) 

I.  Zwischen  Offizieren  vorfallende  Ehrenbeleidigungen  werden  als 
Verbrechen  bestraft,  wenn  sie  in  einer  nach  dem  Stande  für  schimpf  lieh 

i^'^2^  Ib.  §  504  lit.  g).  —  "93^  n,.  §§  450  bis  453.  —  issi)  n,,  §§  4^7  „nd  4^3.  — 
^^^*>  Ib.  §§  437  bis  447.  Vergl.  hierüber  auch  die  bereits  erwähnte  Schrift  von  Korwin* 
Dzbaf^ski  „Der  Zweikampf"  (1900)  und  die  Ausführungen  von  Hajdecki,  a»  a»  O., 
S.  197  if.    —    1596)  Ö.  St.-G.    vom  Jahre   1852  §§  158  bis  165.    —    "o^)  M.-St.-G.   §  602. 

—  15'^^)  Ib.  §  155.    Sieh  oben  §  162  II.   —    '^^)  Ib.  §  444  lit.  r).  —    ^^)  Ib.  §§  43^, 
440,  442  und  443.  —  »^^^i)  Ib.  §§  380  ff.  —  ^^''^)  Ib.  ?§  518  ff.  und  564,  —  ^öoj)  ib.  §  447. 

—  1««*)  Ib.  §§  445  und  682.  —  i»"^j  Ib.  §  447.  —  i«"«;  Ib.  §§  516  und  517.   Vergl.  am-h 
Hajdecki,  a.  a.  0.,  S.  205 ff. 
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geltenden  körperlichen  Mißhandlung  oder  in  Schmähungen  bestehen,  wodurch 
einer  den  anderen  öffentlich  oder  in  Gegenwart  einer  oder  mehrerer  Personen 
in  Druckwerken,  verbreiteten  Schriften  oder  bildlichen  Darstellungen  ver- 
ächtlicher Eigenschaften  oder  Gesinnungen  zeiht.  Strafe  ist  Kerker  bis  zu 
1  Jahre,  wenn  aber  die  Ehrenbeleidigung  gegen  Offiziere  höheren  Ranges 
gerichtet  ist  und  durch  den  Druck  stattgefunden  hat  oder  andere  erschwe- 
rende Umstände  vorliegen,  Kerker  bis  zu  5  Jahren. 

II.  Andere  Beleidigungen  zwischen  Heerespersonen  oder  zwischen 
einer  Heeresperson  und  einer  Zivilperson  werden  nur  als  Vergehen 
bestraft.  ^'•^^)  Wenn  aber  durch  die  Ehrenbeleidigung  nach  der  BeschaflFen- 
heit  des  Beleidigers  oder  des  Beleidigten  zugleich  die  militärische  Standes- 
ehre verletzt  wurde,  so  ist  die  Untersuchung  von  Amts  wegen  zu 
pflegen.  ^'**^'*)  Haben  Zivilpersonen  Soldaten  vom  Feldwebel  oder  Wachtmeister 
abwärts  beleidigt  und  ist  dadurch  die  militärische  Standesehre  verletzt 
w^orden,  so  haben  die  mit  dem  Straf-  und  Begnadigungsrechte  bekleideten 
Kommandanten  die  Verfolgung  des  Beschuldigten  einzuleiten  und  zu  diesem 
Zwecke  den  Gerichten  einen  Offizier  namhaft  zu  machen,  dem  die  Rechte 
des  Privatanklägers  zukommen. ^'•^^•*) 

§  192.  Unerlaubte  Yerehellchungr.^^^^) 

Die  Verehelichung  einer  Heeresperson  ohne  die  erforderliche  militär- 
behördliche Bewilligung  wird  als  Vergehen  an  Offizieren  und  Militärbeamten 
mit  Entlassung,  sonst  mit  strengem  Arrest  bis  zu  3  Monaten  und  an  Unter- 
offizieren zugleich  mit  Degradierung  bestraft. 

d)  Die  gemeinen  Deliiite. 

$  193.  Die  materiellen  Strafnormen  über  die  gemeinen  Delikte  und  ihre  Geltung 

fttr  Heerespersonen. 

Die  Bestimmungen  des  Militärstrafgesetzbuches  über  die  gemeinen 
Delikte  sehliellen  sich,  soweit  nicht  durch  die  eben  angegebenen  Sonder- 
normen Abweichungen  gegeben  sind,  den  Anordnungen  des  allgemeinen  Straf- 
gesetzbuches vom  27.  Mai  1852,  R.-6.-B1.  Nr.  117,  an  und  bedürfen  daher  an 
dieser  Stelle  keiner  weiteren  Betrachtung.  Zu  manchen  Zweifeln  gibt  aber 
die  Frage  Anlaß,  inwieweit  Ergänzungen  des  allgemeinen  Strafgesetzbuches 
und  neue,  in  späteren  Verwaltungsgesetzen  enthaltene  Strafnormen  über 
gerichtlich  abzuurteilende  Delikte  auch  für  die  Heerespersonen  Geltung 
besitzen,  wenn  diese  Geltung  nicht  ausdrücklieh  durch  die  Gesetzgebung 
angeordnet  ist.^**^^)  In  jedem  Falle  bleibt  die  Befugnis  der  militärischen 
Kommandanten,  Übertretungen  solcher  Strafnormen,  welche  für  den  Bereich 
der  Militärgerichtsbarkeit  nicht  ausdrücklich  in  Geltung  gesetzt  worden  sind, 
im  Disziplinarwege  an  den   Heerespersonen   zu   ahnden,    aufrecht  *^^^)   und 

""')  Ib.  §  760  ff.  —  1Ö08)  Ib.  §  768  al.  1.  —  iöo9)  Kaiserl.  V.  vom  27.  Oktober  1853, 
R.-G.-Bl.  Nr.  228,  deren  Bestimmungen  durch  die  neue  St.-P.-O.  vom  Jahre  1873  (§46)  nicht 
l>erlihrt  worden  sind.  Vergl.  Ö.  Z.  f.  V.  1890,  Nr.  36,  S.  149.  —  i^^'^  M.-St.-G.  §  780.  —  "")  Ib. 
§  332  ff.  —  19")  Diese  Geltung  ist  z.  B.  ausgesprochen  durch  das  Preßgesetz  vom  17.  De- 
zember 1862,  R.-G.-Bl.  Nr.  6  ex  1863  (§  2),  das  G.  vom  17.  Dezember  1862,  R.-G.-Bl.  Nr.  8 
ox  1863,  betreffend  einige  Ergänzungen  des  allgemeinen  und  des  Militärstrafgesetzbuches, 
das  G.  vom  80.  März  1888,  R.-G.-Bl.  Nr.  41,  womit  strafgesetzliche  Bestimmungen  in 
Betreff  der  Sicherheit  der  Unterseekabel  erlassen  werden  (§  9),  femer  das  Patentgesetz 
vom  11.  Jänner  1S97,  R.-G.-Bl.  Nr.  30  (§  99).  —  ^^^   D.-R.  I.  T.  §  86  Punkt  648. 
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auch  dann,  wenn  eine  solche  ausdrückliche  Ausdehnung  der  Strafnormen  auf  die 
Heerespersonen  stattgefunden  hat,  ist  damit  noch  nicht  über  die  Frage  ent- 
schieden, ob  in  allen  solchen  Fällen  die  Militärstrafgerichte  einzuschreiten 
befugt  sind.  Vielmehr  greift  nach  der  Praxis  auch  in  diesen  Fällen,  zumal 
wenn  es  sich  um  einfache  Übertretungen  handelt  und  soferne  nicht  durch 
spezielle  Anordnungen  die  Kompetenz  der  Militärstrafgerichte  festgesetzt 
ist,^^^*)  disziplinare  Bestrafung  Platz/^^'^) 


Das  österreichische  Militärstrafgeset^buch  vom  Jahre  1855  war  tlir  seine  Zeit  an- 
bestrittenermaßen  ein  hervorragendes  Gesetzeswerk.  Es  war  die  erste  wirkliche  Kodi- 
fikation des  Militärstrafrechtes  für  die  Monarchie  und  bedeutete  einen  außerordentlichen 
Fortschritt  gegenüber  den  Kriegsartikeln,  die  regelmäßig  noch  keine  scharfen  Definitionen 
der  Delikte  enthielten  und  deren  Strafsatzungen  zumeist  unbestimmt  und  dem  Geiste  der 
früheren  Zeit  entsprechend  überaus  hart  waren.  Allein  gegenwärtig  kann  nicht  mehr 
bezweifelt  werden,  daß  das  Militärstrafgesetzbuch  nach  vielen  Richtungen  hin  dringend 
einer  Reform  bedarf. 

Die  Gründe  der  Reformbedürfligkeit  können  in  solche  allgemeiner  Art  and 
solche  spezieller  Natur  unterschieden  werden. 

In  ersterer  Hinsicht  ist  zunächst  zu  erinnern: 

1.  Daß  die  allgemeinen  Grundsätze,  das  Strafsystem  «md  die  für  die 
gemeinen  Delikte  sanktionierten  Strafnormen  im  wesentlichen  in  Übereinstim- 
mung mit  den  Anordnungen  des  Zivilstrafgesetzbuches  vom  Jahre  1852  stehen. 
Dieselben  Gründe,  welche  dieses  Gesetz  als  veraltet  erscheinen  lassen,  sprechen  natürlich 
auch  für  eine  Reform  des  Militärstrafkodex. 

2.  Dazu  kommt,  daß  dwch  die  Ausgestaltung  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht und  die  damit  in  Zusammenhang  stehende  Änderung  der  gesamten 
Heeresverfassung  mancherlei  militärisclie  Verhältnisse  eine  völlige  Umwandlung^ 
erfahren  haben,  so  daß  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  Militärstrafgesetzbuches, 
wenn  sie  nicht  als  gänzlich  obsolet  sich  darstellen,  .nicht  mehr  als  entsprechend  be- 
trachtet werden  können.  Umgekehrt  sind  durch  die  neue  Wehrverfassung  neue  Lebens- 
verhältnisse geschaffen  w*orden.  für  welche  das  Militärstrafgesetzbnch  im  Jahre  1855  un- 
möglich Strafiiormen  aufstellen  konnte. 

3.  Ebenso  herrscht  in  der  Theorie  so  ziemlich  Übereinstimmung  darüber,  daß  es 
sich  nicht  als  zweckmäßig  erwiesen  hat,  die  eigentlichen  Militärdelikte  und  die  gemeinen 
Delikte  in  einem  Straf kodex  zu  regeln.  Dieser  im  Militärstrafgesetzbuch  eingehaltene 
Vorgang  hat  zur  Folge  gehabt,  daß  die  Anwendung  zahlreicher  neuerer  Strafnormen 
auf  die  Heerespersonen  durch  die  Militärstrafgerichte  zweifelhaft  geworden  ist  und 
diese  Personen  faktisch  auf  vielen  Gebieten,  da  sie  nur  der  disziplinaren  Ahndaui? 
unterworfen  werden,  eine  Art  Privilegium  genießen.  Durch  die  dualistische  Verfassung 
unserer  Monarchie  und  die  verschiedene  Gestaltung  des  bürgerlichen  Strafrechtes  in  den 
beiden  Reichsteilen  ist  jede  Aussicht  geschwunden,  diese  Lücken  des  Militärstrafgesctz- 
buches  durch  eine  Novellengesetzgebung  auszufüllen.  Vielmehr  wird  in  Zukunft  mit 
diesem  System  der  gemeinsamen  Regelung  der  militärischen  und  gemeinen  Delikte  in 
einem  Straf  kodex  gebrochen  werden  müssen.  Nach  dem  Vorbilde  des  deutschen  und 
anderer  moderner  Strafgesetzbücher  werden  im  Militärstrafgesetzbnche  nur  die  eigent- 


^•^*)  Dies  ist  z.  B.  bezüglich  der  Übertretungen  in  Preßsachen  ausdrücklich  ange- 
ordnet durch  die  auf  Grund  der  a.  h.  E.  vom  5.  Juli  1864  erlassene  Z.-V.  des  K.-M.  vom 
11.  Juli  1864,  Abt.  4,  Nr.  1043,  R.-Ü.-Bl.  Nr.  80,  und  N.-V.-Bl.  Nr.  97.  —  ^»i»)  Vergl. 
§  20S  II. 
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liehen  Militärdeliktc  und  die  militärisch  qualifizierten  gemeinen  Delikte  ihre  Normierung 
zu  erfahren  haben,  während  bezüglich  der  gemeinen  Delikte  auf  die  in  beiden  Reichs- 
hiilften  jeweils  geltenden  Zivilstrafgesetzbticher  und  sonstigen  Strafnormen  zu  verweisen 
«ein  wird.  Allerdings  wird  die  Durchführung  dieses  an  sich  richtigen  Grundsatzes  bei 
uns  deshalb  auf  mancherlei  Schwierigkeiten  stoßen,  weil  der  Aufbau  und  namentlich 
ilas  Strafensystem  der  in  beiden  Reichshälften  geltenden  Zivilstrafgesetzbücher  unter- 
einander wesentliche  Verschiedenheiten  aufweisen. 

4.  Ein  weiterer  Reform  wünsch  von  allgemeinem  Charakter  ist  auf  Milderung  der 
viel  zu  harten  Strafen  gerichtet.  Halt  man  an  dem  Prinzipe  fest,  daß  die  Todes- 
strafe für  normale  Zeiten  und  Verhältnisse  aus  dem  bürgerlichen  Strafrechte  ausgemerzt 
werden  soll,  dann  ist  auch  kein  Grund  vorhanden,  die  Blüte  des  Volkes,  wie  sie  das 
moderne  Heer  darstellt,  im  Militär  strafgesetzbuche  wenigstens  in  Friedenszeiten  strenger 
zu  behandeln  als  die  übrigen  Staatsbewohner.  Allein  auch  die  Notwendigkeit  der  Todes- 
strafe in  Kriegszeiten  ist  nicht  über  allen  Zweifel  erhaben,  weil  sie  im  Kriege  leicht  ihre 
Bedeutung  als  Schreckmittel  einbüßen  kann.  Nur  in  Gestalt  einer  der  Übeltat  auf  dem 
Fiilie  folgenden  exemplarischen  Justifikation  wird  die  Todesstrafe  in  Kriegszeiten  nicht 
v«3llig  zu  entbehren  sein.  Und  wenn  man  einer  so  weitgehenden  Einschränkung  der 
Todesstrafe  nicht  glaubt  das  Wort  reden  zu  dürfen,  wird  man  doch  einräumen  müssen, 
daß  das  Militärstrafgesetzbuch,  welches  im  ordentlichen  Verfahren  in  nicht  weniger  als 
32  Fällen  die  Todesstrafe  durch  Erschießen  und  in  22  Fällen  die  Todesstrafe  durch  den 
Strang  verhängt,  darin  des  Guten  zu  viel  getan  hat,  zumal  die  Fälle  der  Verhängung 
der  Todesstrafe  im  standrechtlichen  Verfahren  und  im  Wege  der  exemplarischen  Justifi- 
kation noch  hinzugerechnet  werden  müssen.  Zudem  zeigt  die  Erfahrung,  daß  solch 
überspannte  Strafsätze  im  wirklichen  Leben  nicht  leicht  zum  Vollzuge  gebracht  werden 
können. 

5.  Die  übertriebene  Härte  des  Militärstrafgesetzbuches  bedarf  aber  noch  auch  in 
anderen  Beziehungen  einer  Milderung.  Nur  solche  Handlungen  sollten  als  Verbrechen  erklärt 
werden,  welche  in  hohem  Grade  für  die  bestehenden  Verhältnisse  der  Gesellschaft  und 
Wehrmacht  gefährlich  sind.  Das  geltende  Militärstrafgesetzbuch  schießt  entschieden  über 
ilas  Ziel,  wenn  z.  B.  der  Kameradschaftsdiebstahl  oder  der  Diebstahl  eines  Soldaten  an 
seinem  Vorgesetzten  auch  dann  schon  als  Verbrechen  gestraft  wird,  wenn  der  Wert  des 
gestohlenen  Gutes  noch  so  gering  ist  (§  465  lit.  c)  und  jede  ganz  unbedeutende  Beschä- 
digung ärarischer  Montursgegenstände  ebenfalls  schon  als  Verbrechen  zu  gelten  hat  (§  286 
lit.  /).  Außerdem  erscheint  es  billig,  daß  kulpose  Handlungen  und  Unterlassungen 
durchaus  gelinder  bestraft  werden  als  dolose  Übeltaten  und  als  Verbrechen  nur  dann 
behandelt  werden,  wenn  besonders  erschwerende  Umstände  eintreten,  wogegen  das 
geltende  Militärstrafgesetzbuch  diesen  Standpunkt  nicht  akzeptiert  hat. 

6.  Auf  der  anderen  Seite  drängen  die  Verhältnisse  der  modernen  Militärstaaten 
nicht  nur  zu  einer  schärferen  Behandlung  einzelner  Delikte  wider  die  Kriegsmacht, 
sondern  führen  auch  dahin,  daß  manche  bloß  mit  zivilrechtlichen  Folgen  bedrohte 
Handlungen  kriminell  behandelt  werden  müssen.  In  der  ersteren  Beziehung  ist  nament- 
lich hinzuweisen  auf  die  immer  schärfer  lautenden  Gesetze  gegen  Staatsverrat  und 
Spionage.  (Vergl.  hierüber  insbesondere  Lammasch,  Militärischer  Staatsverrat  und 
Spionage  im  österreichischen  Strafgesetzentwurf,  1892.)  In  letzterer  Beziehung  ist  be- 
sonders aufmerksam  zu  machen  auf  die  kriminelle  Behandlung  säumiger  Armee- 
lieferanten und  Sublieferanten,  ferner  auf  die  Bestrafung  der  Transportunter- 
nehmer und  der  Bediensteten  von  Transportanstalten,  welche  durch  vorsätz- 
liche Handlungen  oder  Unterlassungen  oder  auch  durch  Fahrlässigkeit  den  Transport 
von  Truppen  oder  der  für  diese  bestimmten  Kriegserfordernisse  hindern  oder  stören. 
(Vergl.  Lammasch,  a.  a.  0.,  S.  21,  und  Liszt,  Lehrbuch  dos  deutschen  Slrafrechtes, 
11896],  S.  614  fr.) 
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7.  Weiters  wird  bei  einer  Reform  des  Militärstrafgesetzbuches  die  Beseiti^mg  der 
im  geltenden  Gesetze  noch  vorkommenden  Reste  der  ständischen  oder  Klassen- 
gesetzgebung  anzustreben  sein.  Als  ein  Ausfluß  der  letzteren  kann  das  Ehrennotwehr* 
recht  der  Oflßziere  betrachtet  werden.  Es  widerspricht  femer  dem  modernen  Grundsatz«* 
der  Rechtsgleichheit,  dali  in  Straffällen  gleicher  Art  fUr  Chargen  ohne  innere  BegrUnduD^ 
mildere  Strafarten  zur  Anwendung  zu  gelangen  haben  als  für  Mannschatlspersonen. 

Aber  auch  im  Detail  lassen  sich  an  den  Bestimmungen  des  Militärstrafge^etz- 
buches  zahlreiche  Ausstellungen  machen.  Bald  nach  dem  Erscheinen  des  Gesetzbuches 
hat  bereits  der  Altmeister  unserer  Militärjuristen,  Damianitsch,  in  seinen  „Studien-, 
S.  185  fr.,  zahlreiche  Vorschläge  für  eine  künftige  Revision  der  einzelnen  Strafnoruien 
vorgebracht,  die  auch  für  die  Gegenwart  ihre  Bedeutung  und  Berechtigung  nicht  verlor«>n 
haben,  an  dieser  Stelle  aber  nicht  weiter  besprochen  werden  kOnnen. 

C.  Das  formelle  Mllltäretrafrecht  (Das  Mllitärstrafprozeßrecht). 

§  194.  Geschichtliche  Bemerknngen.^^^«) 

Das  Verfahren  vor  dea  Kriegsgerichten  war  noch  im  XVI,  Jahrhundert 
zur  Zeit  der  Karolina  regelmäßig  ein  öffentliches,  mündliches  und  akku- 
satorisches  mit  Zulassung  der  Verteidigung  und  zahlreichen  Formalitäten. 
Man  unterschied  bereits  ein  ordentliches  Verfahren  und  ein  beschleunig'tes 
(standrechtliches)  Verfahren  auf  Märschen.  Nach  den  deutschen  Krie^rechteu 
vollzog  sich  das  Verfahren  entweder  unter  Zuziehung  eines  rechtskundigen 
Richters,  welcher  Schultheiß,  später  nach  spanischem  Vorbilde  Auditor 
genannt  wurde,  oder  ohne  rechtskundigen  Richter.  Im  ersteren  Falle 
leitete  derselbe  den  Prozeß,  erteilte  seinen  g:utächtlichen  Rat  und  die 
Standesgenossen  entschieden  als  Schöffen.  Vereinzelt  und  insbesondere  in 
der  kaiserlichen  Armee  besaß  er  aber  nicht  bloß  ein  informatives  Votum, 
sondern  eine  entscheidende  Stimme.  Wenn  hingegen  das  Kriegsgericht  ohne 
Zuziehung  eines  rechtskundigen  Richters  abgehalten  wurde,  so  versammelte 
sich  das  ganze  Regiment,  das  Urteil  wurde  von  mehreren  Abteilungen  von 
Kameraden  geschöpft  und  vom  ganzen  Regimente  bestätigt.  Das  Verfahren 
war  in  beiden  Fällen  nach  den  Artikelbriefen  für  die  Landsknechte  ein 
öffentliches  und  mündliches  Anklageverfahren.  Bei  der  Kavallerie  war  dan 
Verfahren  nach  den  Reiterrechten  zwar  auch  mündlich  und  akkusatoriseh. 
der  Grundsatz  der  Öffentlichkeit  war  aber  hiebei  nicht  anerkannt. 

Die  Karolina  hatte  das  akkusatorische  Verfahren  als  Regel  beibehalten 
und  nur  für  die  schweren  Verbrechen  das  aus  dem  kanonischen  Prozesse 
entlehnte  inquisitorische  Verfahren  angeordnet.  Allein  bald  wurde  die 
Ausnahme  zur  Regel  und  so  bildete  sich  bereits  im  XVII.  Jahrhundert 
auch  das  Militärstrafverfahren  immer  mehr  zu  einem  schriftlichen  Vnter- 
suchungsverfahren  mit  Ausschluß  der  Öffentlichkeit  um.  Die  Stellen  der 
Auditore  wurden  mit  rechtsgelehrten  Richtern  besetzt,  der  Ankläger  ging 
im  Richter  auf  und  eine  Konsequenz  davon  war  es,  daß  auch  die  N'er- 
teidigung  wegfiel. 

Diese  Entwicklung  wurde  im  XVIII.  Jahrhundert  abgeschlossen,  wenn- 
gleich sich  zunächst  noch  einige  akkusatorische  Formen  erhielten.  Die  voll- 
endete Verkörperung  des  nunmehr  allein  herrschenden  Inquisitionsprozesses 
bildete  die  Thcresiana  vom  31.  Dezember  1768.  Dieselbe  bildet  zugleich 

1916)  Diingelmaier,  Geschichte  dea  Militärstrafrechtes,  S.  431^'.,  und  die  Grnnd- 
sätze  des  Milit'irstrafverfahrens,  S.  13  ff. 


577 

die  wichtigste  Quelle  des  geltenden  Militärstrafprozeßrechtes.  Ursprünglich 
bestanden  für  die  Kriegsgerichte  keine  besonderen  prozessualen  Normen, 
sondern  dieselben  waren  in  den  materiellrechtlichen  Bestimmungen  mit  ent- 
halten. Durch  die  Militärjustiznorm  vom  Jahre  1754  war  angeordnet  worden, 
daß  die  Karolina,  die  Landgerichtsordnung  Ferdinands  III.  vom  Jahre  1656 
und  die  Halsgerichtsordnung  Josefs  I.  vom  Jahre  1707  auch  für  das 
Militär  Geltung  haben  sollten.  An  die  Stelle  dieser  Gesetzeswerke  kam  hier- 
auf die  Theresiana,  die  neben  materiellrechtlichen  Bestimmungen  auch 
prozessuale  Normen  enthielt  und  durch  die  Justiznorm  vom  Jahre  1790 
näher  erläutert  wurde.  An  diese  grundlegenden  Rechtsquellen  reihte  sich 
sodann  eine  lange  Liste  von  Anordnungen  der  obersten  Zentralstellen  und 
der  höheren  Militärgerichtshöfe,  so  daß  die  gesamte  Masse  dieser  prozessualen 
Normen  (mehr  als  600)  schließlich  zu  einem  wahren  Labyrinthe  angewachsen 
war.  Da  die  von  den  parlamentarischen  Körperschaften  und  der  öffentlichen 
Meinung  betriebene  Neukodifikation  trotz  mehrfacher  Anläufe  der  beteiligten 
Ministerien  nicht  zu  stände  gebracht  werden  konnte,  so  entschloß  sich  die 
Heeresverwaltung  endlich,  eine  Zusammenstellung  der  verschiedenen  in 
Geltung  befindlichen  Prozeßbestimmungen  zu  veranstalten.  Dieselbe  ist  im 
Jahre  1884  unter  dem  Titel  „Militärstrafprozeßordnung,  amtliche 
Zusammenstellung  der  tlber  das  Strafverfahren  bei  den  Gerichten  des 
stehenden  Heeres  und  der  Kriegsmarine  bestehenden  Gesetze  und  Vor- 
schriften" herausgegeben  worden  und  gilt  mit  den  entsprechenden  Modifi- 
kationen auch  für  die  Landwehrgerichte. 

1.  Das  ordentliche  Verfahren. 

§  19o«  Die  Organisationsprinzipien  des  lientigen  Militärstraf^rozesses. 

Dem  geltenden  Militärstrafprozesse  liegen  folgende  Organisations- 
prinzipien zu  Grunde: 

1.  Der  Grundsatz  des  rechtlichen  Gehörs  bedingt,  daß  eine  militär- 
gerichtliche Bestrafung  regelmäßig  nur  im  Wege  des  Militärstrafprozesses 
erfolgen  kann.^"^')  Dieser  Grundsatz  erleidet  jedoch  beztlglich  der  Ver- 
gehen insoferne  eine  wichtige  Ausnahme,  als  diese  vielfach  auch  im 
Disziplinarwege  bestraft  werden  können  ;^*-^^®) 

2.  im  Militärstrafprozesse  ist  die  materielle  Wahrheit  zu  erforschen. 
Dieses  Prinzip  führt  zu  dem  Satze,  daß  die  beteiligten  Personen  im  Militär- 
strafprozesse mit  gleicher  Sorgfalt  die  zur  Überweisung  und  die  zur  Ver- 
teidigung dienlichen  Umstände  zu  erheben  haben ;*^^^) 

3.  regelmäßig  gilt  die  Offizialmaxime,  d.  h.  die  strafbaren  Hand- 
lungen sind  von  Amts  wegen  zu  verfolgen.  Eine  Ausnahme  von  diesem 
Grundsatze  bilden,  wie  im  bürgerlichen  Strafprozesse,  die  Antrags-  und  Er- 
mächtigungsdelikte. Aber  auch  bei  den  Antragsdelikten  muß  immer  erst  der 
Gerichtsherr  die  Untersuchung  anordnen  und  die  Durchführung  des  Unter- 
suchungsverfahrens sowie  der  weiteren  Schritte  erfolgt,  sobald  das  Verlangen 
um  strafgerichtliche  Verfolgung  einmal  gestellt  ist,  von  Amts  wegen. ^**^*^) 
Nimmt  der  Beleidigte  sein  Ansuchen  um  die  strafgerichtliche  Verfolgung 
vor  der  Urteilsfällung  zurück,  so  ist  die  Untersuchung  einzustellen.  ^^*^) 

1^17)  M.-St.-P.-0.  §  1  al.  1.  —  "18)  Ib.  §  1  al.  2  und  D.-R.  I.  T.  §  86   Paukt  648 
und  649.    Vergl.  §  208  I.  —  "iQ)  M.-St.-F.-O.  §  3.  —  "^o)  15.  §§  2  und  52.  —  "21)  u, 
§  196  lit.  d). 

Selimid,  Das  Heeresreeht  der  österr.-ung.  Monarchie.  37 
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Im  übrigen  ist  jedermann,  welcher  von  was  immer  für  einem  Ver- 
brechen oder  von  Amts  wegen  zu  verfolgenden  Vergehen  Kenntnis  hat. 
berechtigt,  dasselbe  bei  der  nächsten  Zivil-  oder  Militärbehörde  anzu- 
zeigen.^-'^^)  Die  Militärbehörden  und  Truppenkommandanten  hingegen  sind 
verpflichtet,  die  von  ihnen  selbst  wahrgenommenen  oder  sonst  zu  ihrer 
Kenntnis  gelangten  strafbaren  Handlungen,  welche  nicht  bloß  auf  Verlangen 
des  Beleidigten  zu  verfolgen  sind,  ohne  Verzug  dem  kompetenten  Militär- 
Strafgerichte  zur  Anzeige  zu  bringen  ;^®*^) 

4.  grundsätzlich  herrscht  im  jetzigen  Militärstrafprozesse  das  geheime, 
schriftliche  und  inquisitorische  Verfahren.  Es  gibt  daher  auch  keine 
vom  Gerichte  verschiedene  Anklagebehörde  und  ebensowenig  eine  for- 
melle Verteidigung.  Beide  Punktionen  sind  vielmehr  nebst  derjenig-e« 
des  Untersuchungsrichters  vom  Auditor  zu  versehen.  Überdies  hat  der- 
selbe als  Verhandlungsrichter  zu  fungieren  und  besitzt  in  dieser  Eigen- 
schaft ein  entscheidendes  Stimmrecht.  Eine  Hauptverhandlung  im  Sinne 
des  modernen  mtlndlichen  Anklageprozesses  ist  der  Militärstrafprozeßordnun^ 
unbekannt; 

5.  das  Beweisverfahren  beruht  auf  den  Grundsätzen  der  gesetzlichen 
Beweistheorie;  ^•^**) 

6.  endlich  ist  der  geltende  Militärstrafprozeß  beherrscht  durch  das 
Prinzip  der  Gerichtsherrlichkeit,^^*^)  d.h.  die  Militärgerichtsbarkeit  wird 
als  Ausfluß  der  Kommandogewalt  betrachtet,  die  anordnende  und  vollziehende 
richterliche  Gewalt  ist  den  militärischen  Befehlshabern  übertragen  und  nur 
die  eigentliche  Urteilsfindung  den  Gerichten  vorbehalten. 

§  196.   Fortsetzung«   Das  Institut  der  Gerichtsherrlichkeit  insbesondere.  ^^^) 

I.  Der  Gerichtsherr  hat  das  Recht,  die  gerichtliche  Untersuchung, 
insbesondere  die  gerichtliche  Voruntersuchung  und  gefängliche  Einziehung 
wegen  einer  strafbaren  Handlung  zu  verfügen.  Er  ordnet  ferner  das  Verhör 
und  Kriegsrecht,  insbesondere  auch  die  Abhaltung  der  Gerichtssitzung  zur 
Fällung  des  Urteilsspruches  an  und  kommandiert  die  Beisitzer  des  Gerichtes. 
Er  hat  den  gerichtlichen  Spruch  zu  bestätigen,  kundzumachen  und  vollziehen 
zu  lassen.  Er  hat  das  Recht,  das  Urteil  zu  mildern  oder  den  Verurteilten 
auch  gänzlich  zu  begnadigen, ^•^*^)  soweit  dieses  sein  Recht  nicht  durch  die 
Bestimmungen  der  Militärstrafprozeßordnung  ^^**)  und  sonstige  besondere 
Vorschriften  ^^^^)  eingeschränkt  ist.  Im  Falle  er  mit  dem  geschöpften  Spruche 
aus  Gründen  des  Rechtes  oder  der  Disziplin  nicht  einverstanden  ist,  die 
Strafe  zu  gelinde  oder  den  Spruch,  beziehungsweise  die  Freisprechung  gesetz- 
widrig findet,  kann  er  dem  Urteile  die  Bestätigung  verweigern,  die  Akten 
dem  höheren  Militärgerichte  vorlegen  und  so  einen  anderen  Spruch  herbei- 
führen; dagegen  kann  er  ein  Urteil  niemals  verschärfen  und  ebensowenig 
im  Rechtswege  abändern.  ^^^®)  Auch  ist  ihm  die  Nachsicht  oder  Aufhebung 
einer  Untersuchung  nicht  gestattet.  ^"^') 

i'^22)  Ib.  §  57  al.  1.  —  1023)  Ib.  §  63  Satz  1.  —  ^»»4)  vergl.  §  200.  —  "»)  Vergrl 
hierüber  den  Aufsatz  von  Rehm  „Wesen  und  oberste  Prinzipion  der  neuen  (deutschten) 
Militärgerichtsbarkeit**  in  der  Lisztschen  Zeitschrift  fUr  die  gesamte  S  traf  rechts  wis»ea- 
Schaft  XIX.  Bd.,  S.  416  ff.  —  ^^^^)  M.-St.-P.-0.  §  38  ff.  und  Vorschrift  über  die  OrganiMtioD- 
der  k.  und  k.  Gerichte  des  (stehenden)  Heeres  und  der  Kriegsmarine  Punkt  XXXVI 11  ff- 
—  1927)  M.-St  -P.-O.  §  39.  —  1029)  §  248  flF.  Vergl.  §  202  VI.  —  "'9)  sieh  oben  §  161  - 
»9^»(  M.  St.-P.-O.  §  247.  —  1931)  Ib.  §  45  al  2. 
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II.  Die  Ausübung  der  gerichtsherrlichen  Rechte  kommt  den 
h(>heren  Militärkommandanten,  bezüglich  bestimmter  Heerespersonen  aber 
den  höheren  Militärgerichtshöfen  zu.^^^-) 

1.  Im  Frieden  üben  die  gerichtsherrlichen  Rechte  zunächst  die  Militär- 
territorialkommandanten, der  Marinekommandant,  die  Gardekapitäne  nnd 
der  Kapitän  der  Leibgardeeskadron  und  die  Landwehroberkommandanten. 
Die  Gerichtsherrlichkeit  der  genannten  Kommandanten  erstreckt  sich  auf 
alle  ihnen  in  ihrem  Befehlsbereiche  unterstehenden  Heerespersonen  vom 
Oberstleutnant  oder  einem  Gleichgestellten  abwärts  und  alle  in  diesem 
Bereiche  befindlichen,  der  Militärgerichtsbarkeit  unterworfenen  Zivilpersonen. 
Die  Kommandanten  des  Heeres  und  der  Marine  sind  befugt,  die  Ausübung 
der  gerichtsherrlichen  Rechte  mit  gewissen  Einschränkungen  ganz  oder  teil- 
weise an  die  unteren  Befehlshaber,  welche  Gerichtsvorstände  sind,  und  an 
die  Kommandanten  jener  Regimenter,  in  deren  Stande  sich  ein  Auditor 
befindet,  mittels  Dekretes  zu  übertragen,  und  ebenso  können  die  Landwehr- 
oherkommandanten  eine  solche  Übertragung  mit  oder  ohne  Beschränkung 
an  ihre  Stellvertreter  im  Landwehroberkommando  und  die  ihnen  untergeord- 
neten höheren  Landwehrkommandanten  vornehmen. 

Das  dem  delegierten  Gerichtsherrn  verliehene  Straf-  und  Begnadigungs- 
recht geht  im  Falle  einer  zeitlichen  Abwesenheit  oder  Verhinderung  an  den 
seine  Stelle  vertretenden  Kommandanten  über.  Letzterer  muß  jedoch,  wenn 
der  delegierte  Gerichtsherr  stirbt  oder  auf  andere  Art  abgeht,  bei  dem  Militär- 
territorial- oder  gleichstehenden  Kommandanten  sobald  als  möglich  um  die 
Verleihung  des  Straf-  und  Begnadigungsrechtes  ftirmlich  ansuchen.  Bis  zur 
Erledigung  dieses  Ansuchens  übt  er  jedoch  das  Straf-  und  Begnadigungs- 
recht in  dem  seinem  Vorgänger  eingeräumten  Umfange  aus. 

Im  einzelnen  ist  der  subjektive  Geltungsbereich  der  gerichtsherrlichen 
Rechte  im  Frieden  folgendermaßen  geregelt: 

a)  Die  gerichtsherrlichen  Rechte  der  Militärterritorialkomraan- 
danten  erstrecken  sich  auf  sämtliche  Personen  (vom  Oberstleutnant  ab- 
wärts) aller  in  ihrem  Bezirke  befindlichen  Truppen  und  Anstalten 
des  gemeinsamen  Landheeres.  Bei  den  Mannschaftspersonen  genügt  es, 
wenn  sie  sich  auch  nur  zufällig  (Z.  B.  als  Urlauber)  im  Militärterritorial- 
bezirke aufhalten  oder  als  Deserteure  zu  stände  gebracht  und  bei  einem 
Gerichte  des  Territorialbezirkes  in  Untersuchung  gezogen  werden,  wenn  auch 
ihre  Truppe  in  einem  anderen  Territorialbezirke  garnisoniert.  Offiziere  und 
Militärbeamte  hingegen  unterstehen,  mögen  sie  sich  wo  immer  aufhalten, 
der  Gerichtsherrlichkeit  jenes  Territorialkomraandanten,  in  dessen  Bezirke 
die  Truppe  oder  Heeresanstalt,  der  sie  angehören,  gelegen  ist,  obgleich  das 
Gericht  eines  anderen  Territorialbezirkes  aus  dem  Kompetenzgrunde  des 
Tatortes  oder  der  Betretung  zur  Durchführung  der  Untersuchung  berufen 
ist.  Auf  in  andere  Militärterritorialbezirke  verlegte  Unterabteilungen  erstrecken 
sich  die  geriehtsherrlichen  Rechte  des  Territorialkommandanten  nicht. 

//)  Die  gerichtsherrlichen  Rechte  des  Marinekommandanten  er- 
strecken sich  auf  alle  der  Marinegerichtsbarkeit  unterworfenen 
Personen.  Werden  Personen  des  Mannschaftsstandes  auDerhalb  der  Küsten- 
länder bei  einem  Garnisonsgerichte  in  Untersuchung  gezogen,  so  übt  der 
dortige  Militärterritorialkommandant  die  gerichtsherrlichen  Rechte.  Marine- 
offiziere hingegen  unterstehen,  wo  immer  sie  sich  befinden,  der  Gerichts- 
herrlichkeit des  Marinekommandanten. 


i'^3i)  Ib.  §  40  ff. 

37' 


580 

r)  Die  der  Landwehr  angehörigen  Personen  sind  der  Gerichtn- 
herrliehkeit  der  Landwehroberkommandanten  und  den  von  ihnen 
delegierten  höheren  Kommandanten  unterworfen. 

d)  Rttcksichtlieh  der  Heerespersonen  vom  Obersten  oder  Gleich- 
gestellten aufwärts  übender  Oberste  Militärgericht8hof,beziehungs- 
weise  die  höchsten  Landwehrgerichtsinstanzen  die  gerichtsherrlichen 
Rechte  aus.  Das  Gleiche  ist  auch  der  Fall  bezüglich  der  Referenten  der 
höheren  Militär-  und  Landwehrgerichtshöfe,  dann  der  Abteilungsvorstände 
der  militärischen  Zeutralstellen,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Rang- 
klasse, sobald  sie  definitiv  ernannt  worden  sind.^®^*) 

Die  höheren  Militärgerichtshöfe  treten  ferner  in  die  Ausübung  der 
gerichtsherrlichen  Rechte  an  Stelle  der  sonst  dazu  berufenen  militärischen 
Kommandanten  ein,  wenn  sie  selbst  eine  Untersuchung  gegen  eine  der 
Militärgerichtsbarkeit  unterstehende  Person  anordnen.  ^^**) 

2.  Im  Felde^^^'^)  ist  dem  Armeekommandanten  im  Bereiche  der  Armee 
das  ausschließliche  Recht  der  Strafgerichtsbarkeit  eingeräumt.  Demsell>en 
ist  der  Kommandant  eines  selbständig  operierenden  Korps  und  im  Kriege  der 
Kommandant  einer  Eskadre  oder  der  gesamten  Flotte  gleichgestellt.  Wenn  2 
oder  mehrere  Armeen  unter  einem  Armeeoberkommandanten  stehen,  so  Übt 
letzterer  die  Gerichtsbarkeit  über  die  zum  Stande  seines  Hauptquartiers  ge- 
hörigen Personen  durch  ein  von  ihm  zu  bestimmendes  Militärgericht  in  eben 
jener  Art  und  in  eben  jenem  Umfange  aus,  wie  ein  Armeekommandant.  Er 
ist  außerdem  berechtigt,  den  ihm  unterstehenden  Armeekommandanten  in 
Bezug  auf  die  strafrechtliche  Behandlung  bestimmter  Verbrechen,  in  Rück- 
sicht auf  die  Kundmachung  oder  Aufhebung  des  Standrechtes  wie  über- 
haupt rticksichtlich  der  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  innerhalb  der 
gesetzlichen  Schranken  Weisungen  zu  erteilen.  Den  Armeekommandanten 
steht  dagegen  die  Befugnis  zu,  die  Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  mittels 
Armeebefehls  an  jene  untergeordneten  Befehlshaber  zu  übertragen,  bei  welchen 
Militärgerichte  bestellt  sind.  Ausgenommen  hievon  ist  nur  das  Recht  der 
Begnadigung.  Dieses  Recht  steht  im  Felde  nur  den  Armeekommandanten  zu 
und  Standrechtsfälle  ausgenommen  muß  jedes  auf  Todesstrafe  lautende  Ur- 
teil dem  betreffenden  Armeekommandanten  zur  Anordnung  des  Vollzuges 
der  Todesstrafe,  eventuell  zur  Nachsicht  derselben  und  Bestimmung  der 
Freiheitsstrafe  vorgelegt  werden.  Im  standrechtlichen  V^erfahren  kann  die 
Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  selbst  mit  Einschluß  der  Urteilsvoll- 
streckung auch  an  alle  jene  Kommandanten  übertragen  werden,  welche  dsL» 
Disziplinarstrafrecht  eines  Regimentskommandanten  besitzen.  Die  Vorstande 
der  bei  der  Armee  im  Felde  aufgestellten  Gerichte  üben  die  gerichtsherr- 
lichen Rechte  im  Namen  des  Armeekommandanten  und  in  dem  diesem  zn- 
stehenden  Umfange  (mit  Ausnahme  des  Begnadigungsrechtes)  .insolange  aus« 
als  nicht  durch  Armeebefehl  etwas  anderes  angeordnet  wird.  Auch  gehen 
die  gerichtsherrlichen  Rechte  der  als  Gerichtsvorstände  fungierenden  Kom- 
mandanten ipso  iure  auf  deren  Stellvertreter  und  Nachfolger  über.  Die 
gleichen  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  in  Verteidigungszustand  gesetzten 
festen  Plätze  und  fttr  jene  Marinetruppen  oder  Abteilungen  derselben,  welche 
behufs  Mitwirkung  bei  militärischen  Operationen  sowie  zur  Verteidigung  der 
Küste  dem  Kommandanten  einer  Armee  im  Felde  oder  dem  Kommandanten 
eines  selbständig  operierenden  Armeekorps  unterstellt  werden. 

i«''-')  Ib.  §  150.  —  1^3^  Ib.  §§  30  und  34  al.  2.  -  ^^^r.)  jb,  331  ff. 
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§  197.  Zugtändigkeit  der  Milltärstrafgerichte  und  Delegatioii8beftigiiis.^936) 

1.  1.  Die  Zuständigkeit  in  MilitUrstrafsachen  wird  zunächst  im  all- 
gemeinen durch  den  Grundsatz  bestimmt,  daß  die  Erhebung  des  Tatbe- 
standes einer  strafbaren  Handlung,  wenn  der  Beschuldigte  offenbar  zur 
Militärgerichtsbarkeit  gehört,  er  mag  eine  Zivil-  oder  Heeresperson  sein,  in 
der  Regel  nur  dem  Militärgerichte  zukommt.  Diese  Zugehörigkeit  muß  ins- 
besondere dann  offenkundig  sein,  wenn  das  Militärgericht  rticksichtlich  eines 
gemeinen  Deliktes  einzuschreiten  kompetent  sein  soll.^^^'^)  Ergibt  sich  die 
Zuständigkeit  des  Militärgerichtes  erst  im  Laufe  einer  vor  dem  Zivilstraf- 
gerichte geführten  Untersuchung,  so  ist  die  Verhandlung  vor  dem  Zivil- 
strafgerichte abzubrechen  und  dem  Militärgerichte  zu  Übergeben.  Umgekehrt 
hat  auch  das  Militärgericht  eine  von  ihm  geführte  Untersuchung  an  das 
Zivilstrafgericht  abzutreten,  wenn  sich  aus  derselben  ergibt,  daß  der  Be- 
schuldigte der  Zivilstrafgerichtsbarkeit  untersteht. 

In  Fällen  von  mit  Tätlichkeiten  begleiteten  Ausschreitungen  zwischen 
Heeres-  und  Zivilpersonen  steht  in  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  die  Erhebung  des  Tatbestandes  einer  gemischten,  d.  h.  aus  Ver- 
tretern der  Zivil-  und  Militärgerichtsbehörden  zusammengesetzten  Kommission 
zu.  Dieselbe  hat  das  Elaborat  an  das  Militärgericht  und,  falls  sich  auch 
gegen  Personen  des  Zivilstandes  Beschädigungen  ergeben,  auch  an  das 
Zivilstrafgericht  zu  leiten. ^®^^) 

Wenn  die  Erhebungen  über  eine  strafbare  Handlung  von  der  Militär- 
behörde wegen  ihrer  Entfernung  nicht  mit  der  nötigen  Schnelligkeit  vor- 
genommen werden  können,  so  hat  das  Zivilstrafgericht  und  eventuell  die 
Polizeibehörde  des  Tatortes  alles  vorzukehren,  was  zur  unverzüglichen  Er- 
hebung gehört.  Sind  hiebei  Amtshandlungen  in  einer  Kaserne  oder  in  anderen 
militärisch  besetzten  Gebäuden  durchzuführen,  so  werden  der  bezüglichen 
Kommission  2  Zeugen  vom  Militärstande  beigegeben.  ^^^^) 

Auch  die  nicht  zuständigen  Militärgerichte,  in  deren  Bezirken  sich 
Spuren  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  zeigen,  welches  von  einem 
Militärgerichte  zu  untersuchen  ist,  sind  bei  Gefahr  im  Verzuge  berechtigt 
und  verpflichtet,  alle  jene  Handlungen  vorzunehmen,  welche  zur  Erhebung 
des  Tatbestandes  oder  zur  Festhaltung  eines  unter  der  Militärgerichtsbarkeit 
stehenden  Beschuldigten  dienen  können.  Sie  müssen  jedoch  das  zuständige 
Gericht  davon  alsbald  in  Kenntnis  setzen  und  demselben  die  von  ihnen  auf- 
genommenen Verhandlungsprotokolle  übersenden. ^^^^)  Die  von  einem  unzu- 
ständigen Gerichte  vorgenommenen  Untersuchungshandlungen  verlieren 
darum  allein  ihre  Gültigkeit  nicht,  wenn  sie  sich  nur  auf  die  Untersuchung 
beziehen;  das  zuständige  Gericht  hat  aber  zu  beurteilen,  inwieweit  eine 
Wiederholung  oder  Ergänzung  der  letzteren  einzuleiten  sei.^**'*^) 

2.  Die  örtliche  Kompetenz  der  Militärstrafgerichte  wird  im  Unter- 
schiede von  der  Zivilstrafprozeßordnung,  wornach  das  forum  delicti  commissi 
den  Vorzug  hat,*^**)  in  der  Regel  durch  den  Ort  der  Ergreifung  bestimmt, 
es  wäre  denn,  daß  das  Gericht  des  Tatortes  wegen  desselben  oder  wegen 
eines  anderen  Verbrechens  durch  eine  frühere  Haft,  aus  welcher  der  Täter 
entkommen  ist,  durch  Verfolgung,  Nacheile  oder  Vorladung  zuvorgekommen 
wäre.  Auch  Deserteure  sollen  in  der  Regel  demjenigen  Militärgerichte  über- 

1936;  Ib.  §§  8ff.  und  29.   —   "^t)  ö.  St.-P.-0.  vom  Jahre  1873  §  60.   —    "^S)  m.- 
St.-P.-O.  §  21.  —  i«39)  Ib.  §  106  und  D.-R.  I.  T.  Punkt  714.  —  w*»)  M.-St.-P.-O.  §  23.  — 
«*i)  Ib.  §  58.  —  ««)  Ö.  St.-P.-O.  vom  Jahre  1873  §  51. 
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geben  werden,  welches  dem  Orte  ihrer  Ergreifung  zunHchst  gelegen  ist.*^*\» 
An  das  Gericht  des  Truppenkiirpers  sind  sie  nur  dann  abzuliefern,  wenn 
dieses  ihre  Einlieferung  wegen  eines  anderen  Verbrechens  begehrt,  dessen 
Untersuchung  mit  dem  nötigen  Erfolge  bei  dem  anderen  Gerichte  nicht 
durchgeführt  werden  kann.^^^^) 

3.  Jedes  Militärgericht  ist,  was  die  sachliche  Zuständigkeit  anbelangt, 
in  der  Kegel  zur  Aburteilung  aller  begangenen  militärischen  und  aneh 
gemeinen****^)  Delikte  der  Heerespersonen  kompetent,  mögen  dieselben  mit 
dem  Tode  bedrohte  Verbrechen  oder  mit  einfachem  Arreste  zu  bestrafende 
Vergehen  sein.  Eine  Scheidung  der  Gerichtsstände  nach  der  Schwere  der 
Delikte  findet  nicht  statt.  Eine  Ausnahme  tritt  nur  bei  den  Schiffsgerichten 
ein,  indem  dieselben,  abgesehen  von  Standrechtsfällen,  nur  über  solche  straf- 
bare Handlungen  oder  Unterlassungen  von  Mannschaftspersonen  abzuurteilen 
haben,  auf  welche  im  Militärstra%esctzbucho  keine  höhere  als  die  fünf- 
jährige Kerkerstrafe  gesetzt  ist.  Handelt  es  sich  um  ein  mit  höherer  Strafe 
verpöntes  Verbrechen  oder  soll  die  kriegsrechtliche  Untersuchung  wider  einen 
Marineoffizier,  Marinebeamten  oder  Seekadetten  stattfinden,  so  hat  sich  die 
Amtswirksamkeit  der  Schiffsgerichte  auf  jene  Erhebungen  und  Untersuchungs- 
akte zu  beschränken,  welche  die  Sicherstellung  des  Tatbestandes  und  die 
Beschaffung  der  Beweismittel  bezwecken.  Bei  der  ersten  sich  ergebenden 
Gelegenheit  sind  die  Akten  an  das  Marinegericht  in  Pola  einzusenden.*^***^ ^ 

4.  Jedes  Militärstrafgericht  hat  die  Grenzen  seiner  Gerichtsbarkeit 
von  Amts  wegen  zu  wahren. ^^^') 

Streitigkeiten  zwischen  Militärgerichten  der  ersten  Instanz  unter- 
einander über  ihre  Zuständigkeit  entscheidet  das  höhere  Militärgericht 
Bis  zu  dieser  Entscheidung  hat  jedes  der  streitenden  Gerichte  die  zur  Ein- 
leitung der  Untersuchung  und  Herstellung  des  Tatbestandes  in  seinem 
Bereiche  nötigen  Handlungen  und  insbesondere  jene  Untersuchungssehritte 
vorzunehmen,  bei  welchen  Gefahr  im  Verzuge  haftet.^'*^^^) 

Ergibt  sich  in  Bezug  auf  die  Zuständigkeit  ein  Streit  zwischen  einem 
Militärgerichte  und  einem  Zivilstrafgerichte,  so  hat  das  Militärstrafgerieht 
die  Anzeige  an  das  höhere  Militärgericht  zu  erstatten  und  dieses  hat  sich 
eventuell  mit  dem  Zivilstrafgerichtshof  zweiter  Instanz  ins  Einvernehmen 
zu  setzen.  Kommt  zwischen  den  beiden  obergerichtlichen  Instanzen  keine 
Einigung  zu  stände,  so  wird  die  Sache  an  den  höchsten  Militärgerichtshof 
geleitet,  welcher  sich  eventuell  mit  dem  obersten  Zivilgerichtshofe  ins  Ein- 
vernehmen setzt.  Können  sich  auch  die  beiden  höchsten  Gerichtshöfe  nicht 
einigen,  so  ist  die  Anzeige  an  die  militärische  Zentralstelle  zu  erstatten, 
welche  dann  die  weiteren  Verhandlungen  zur  Lösung  des  Konfliktes  zu 
pflegen  hat.*^^^) 

II.  Die  Befugnis  zur  Delegation  eines  anderen  Militärstrafgerichtes 
steht  dem  höheren  Militärgerichte  zu.  Sie  kann  mit  oder  ohne  Übertragung 
der  gerichtsherrlichen  Rechte  dann  stattfinden,  wenn  das  Cerhältnis  des  Be- 
schuldigten zu  seinem  Gerichtsstande  oder  zu  dessen  Verwaltung  oder  die 
Beschleunigung  und  Zuverlässigkeit  des  Verfahrens  oder  sonstige  wichtige 
Gründe  es  erfordern. ^^^^)  Im  Felde  steht  dem  Armeekommandanten  das* 
Recht  zu,  in  einzelnen  Fällen  ein  anderes  als  das  gesetzlich  zuständige 
Militärgericht  zu  delegieren.  *"*'''^) 

1»")  M.-St.-P..O.  §  16  aL  2.  —  ^^**)  Ib.  §  15.  —  i»«)  Sieh  oben  §  153  I.  - 
19*«)  M.-St.-P.-O.  §§  14  Schlußalinea  und  393.  —  ^^*')  Ib.  §  19.  -  i«*-^)  Ib.  %  20.  — 
i^*«j  Ib.  §  22.  —  i-'5"j  Ib.  §  29  al.  1  i.  f.  und  al.  2.  —  i^si)  jb.  §  ^^4  aj,  3. 
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§  198.  Anssebliefinng  nnd  Ablehnung  Ton  Gerichtspersonen. 


I.  Ausgeschlossen  von  der  Vornahme  richterlicher  Handlungen  ist 
der  Gerichtsherr,  jeder  Auditor  und  jeder  zur  Ausübung  richterlicher  Funk- 
tionen berufene  Angehörige  des  Soldatenstandes,  dann  jeder  Protokollführer: 

1.  Wenn  die  Strafsache  seine  Gattin,  einen  Blutsverwandten  in  auf- 
oder  absteigender  Linie,  sein  Geschwisterkind  oder  eine  mit  ihm  in  der  Seiten- 
linie noch  näher  verbundene  oder  verschwägerte  Person,  seine  Wahl-  oder 
Pflegeeltern,  beziehungsweise  Kinder,  sein  Mündel,  seinen  Kuranden,  seine 
Gläubiger  oder  Schuldner  oder  eine  Person  betriflFt,  mit  der  er  in  vertrauter 
Freundschaft  oder  in  Feindschaft  lebt; 

2.  wenn  die  Entscheidung  ihm  unmittelbar  oder  mittelbar  zum  Nutzen 
oder  Schaden  gereichen  kann; 

3.  wenn  er  außerhalb  seiner  Dienstverrichtungen  Zeuge  der  in  Frage 
stehenden  strafbaren  Handlung  gewesen  oder  in  der  Sache  als  Zeuge  oder 
Sachverständiger  einvernommen  worden  ist. 

Von  der  Beratung  in  höherer  Instanz  ist  ausgeschlossen: 

1.  Der  Präsident,  wenn  sich  derselbe  in  einem  der  angeführten  Ver- 
hältnisse befindet; 

2.  wer  in  derselben  Sache  als  Untersuchungsrichter  tätig  war  oder  in 
einer  unteren  Instanz  an  der  Abstimmung  teilgenommen  hat,  soferne  es  sich 
damals  nicht  lediglich  um  eine  Vorfrage  handelte. 

Der  Ausgeschlossene  ist  verpflichtet,  das  Verhältnis,  welches  den  Grund 
seiner  Ausschließung  bildet,  unverzüglich  dem  Gerichtsvorstande,  beziehungs- 
weise dem  Präsidenten  des  höheren  Militärgerichtes  anzuzeigen.  Der  aus- 
geschlossene Protokollführer  hat  die  Anzeige  dem  Richter,  dem  er  zugewiesen 
ist,  wenn  er  aber  bei  einem  höheren  Militärgerichte  fungiert,  dem  Kanzlei- 
direktor desselben  zu  erstatten.  Dem  Gerichtsvorstande,  beziehungsweise  dem 
Präsidenten  des  höheren  Militärgerichtes  liegt  es  ob,  wegen  Bestimmung 
eines  anderen  Richters  statt  des  ausgeschlossenen  entweder  im  eigenen 
Wirkungskreise  das  Geeignete  zu  verfügen  oder  die  Entscheidung  der  höheren 
Behörde  einzuholen. *'^^*) 

IL  Über  sonstige  Ablehnungs gründe  entscheidet,  soferne  die  Ab- 
lehnung wider  eine  Person  des  Soldatenstandes  vor  dem  versammelten 
Kriegsrechte  erfolgt,  dieses  nach  Abtretung  des  Angeklagten  und,  wenn  die 
Ablehnung  gegen  den  Auditor  gerichtet  ist,  das  höhere  Militär-,  beziehungs- 
weise Marinekommando. ^•'^*)  Über  Einwendungen,  welche  vom  Untersuchten 
wider  einzelne  Beisitzer  eines  außerordentlichen  Kriegsrechtes ^*^'^^)  vorgebracht 
werden,  entscheidet  der  Gerichtsherr  und  über  Einwendungen  wider  den 
Auditor  das  eben  angeführte  Kommando. ^'•^'''^) 

§  199.  Das  Untersachangsrerfahren* 

I.  Den  Beginn  des  ordentlichen  Verfahrens  bildet  das  Unter- 
suchungsverfahren. Dasselbe  muß  im  allgemeinen  gegen  jede  der  Militär- 
gerichtsbarkeit unterworfene  Person,  wider  welche  Verdachtsgründe  eines 
Verbrechens  oder  eines  der  gerichtlichen  Behandlung  unterliegenden  Ver- 
gehens vorhanden  sind,  eingeleitet  und  durchgeführt  werden. 

Modifikationen  dieses  Grundsatzes  können  in  folgenden  Beziehungen 
eintreten: 


^^•^-)  Ib.  §§  46  bis  48.  -  "")  Ib.  §§  49  und  228.  —  i»^^)  Vergl.  §  201  IV.  —  i^")  M.- 
St.-P.-O.  §  284. 
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1.  Der  Monarch  als  oberster  Kriegsherr  und  die  höheren  Militärbchördt*rj 
können  Abweichungen   in   der  Durchführung  des  Untersuchungs-  und  über 
haupt  des  ordentlichen  Verfahrens  anordnen.  ^^^^) 

2.  Die  aus  der  Kriegsgefangenschaft  zurückkehrenden  Offiziere  dc'^ 
öoldatenstandes,  Kadettoffiziersstellvertreter  und  Kadetten,  welche  unrer- 
wundet  in  Gefangenschaft  geraten  sind  sowie  jene  Offiziere,  Kadettoffiziers- 
stellvertreter und  Kadetten,  welchen  sonst  eine  Pflichtverletzung  im  Dienste 
vor  dem  Feinde  zur  Last  gelegt  wird,  haben  sich  zunächst  vor  der  Offiziers- 
versammlung wegen  etwaiger  Feigheit  oder  wegen  der  sonstigen  Pflicht- 
verletzung zu  verantworten,  worauf  erst  nach  Lage  der  Umstände  zur  Ein- 
leitung des  strafgerichtlichen  Verfahrens  zu  schreiten  ist. 

Desgleichen  haben  Personen  des  Mannschaftsstandes,  welche  un ver- 
wundet in  Gefangenschaft  geraten  sind,  ihr  Verhalten  zunächst  vor  einer 
besonderen  Kommission  zu  rechtfertigen.  Dieselbe  besteht  aus  1  Stabsoffizier. 
1  Hauptmann,  2  Subalternoffizieren  und  3  Unteroffizieren,  die  womöglich 
dem  eigenen  Truppenkörper  der  zur  Verantwortung  Gezogenen  zu  entnehmen 
sind.  Bis  zur  Fällung  des  Wahrspruches  dürfen  die  Angeschuldigten  keinen 
Waffendienst  verrichten,  sich  nicht  aus  der  Kaserne  oder  dem  Lager  entfernen 
und  nur  die  niedrigste  Löhnungsgebühr  beziehen. ^^^') 

3.  Wenn  der  Beschuldigte  ein  Offizier  oder  Gleichgesteliter  ist,  die 
demselben  zur  Last  gelegte  Tat  weder  die  Todesstrafe  noch  eine  größere 
Freiheitsstrafe  nach  sich  zieht  und  überdies  nach  den  Verhältnissen  des 
Beschuldigten  ein  Entweichen  desselben  nicht  leicht  zu  befürchten  ist,  so 
kann  behufs  vorläufiger  Schonung  desselben  durch  den  Gerichtsherrn  oder 
die  höheren  Gerichtsbehörden  ein  von  dem  ordentlichen  abweichendes  Ver- 
fahren angeordnet  werden,  indem  ihm  zuerst  über  die  vorhandenen  Verdaehts- 
gründe  eine  schriftliche  Verantwortung  abgefordert  oder  er  durch  eine  be- 
sondere Kommission  über  die  ihm  zur  Last  gelegte  Tat  vernommen  wird. 
Diese  Kommission  ist  aus  3  mit  Rücksicht  auf  die  Charge,  beziehungsweise 
den  Rang  des  Beschuldigten  bestimmten  Mitgliedern  zusammengesetzt  und  har 
in  weiterer  Folge  alles,  was  zur  Erforschung  der  Wahrheit  notwendig  ist,  zu 
erheben  und  sich  sodann  gutachtlich  darüber  zu  äußern,  ob  die  vorhandene 
Anschuldigung  sich  behoben  habe,  ob  und  welche  Disziplinarstrafe  wider 
den  Beschuldigten  zu  verhängen  oder  endlich,  ob  gegen  ihn  die  förmliche 
gerichtliche  Untersuchung  einzuleiten  sowie  ob  er  inzwischen  auf  freiem 
Fuß  zu  belassen  oder  mit  Zimmerarrest  zu  belegen  sei.***^®)  In  zweifelhaften 
Fällen  hat  der  Gerichtsherr  in  Betrefft  der  Zulässigkeit  dieses  abweichenden 
Verfahrens  beim  höheren  Militärgerichte  anzufragen. ^'**'^^) 

4.  In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  sollen  Übertretungen 
gegen  die  Preßordnung  vom  27.  Mai  1852  durch  eine  Kommission  vun 
8  Offizieren,  wovon  einer  in  der  Charge  des  Majors  oder  Hauptmannes 
stehen  muß  und  den  Vorsitz  fährt,  mit  Zuziehung  eines  die  Verhandlung 
leitenden  Auditors  untersucht  werden,  worauf  das  Erkenntnis  von  dieser 
Kommission  zu  schöpfen  und  dem  Gerichtsherrn  zur  Bestätigung  vorzu- 
legen ist.*'*^'^j 

II.  Zweck  des  Untersuchungsverfahrens  ist  es,  eine  gründliche  nud 
unparteiische   Rechtsprechung   vorzubereiten,   demnach   zu  erheben,   ob  der 

1'^«;  Ib.  §5  al.  1.  -  ^^^^)  D.-R.  I.  T.  §98  Punkt  709  und  710.  —  "*»)  M.-St.-P..i) 
§  5  al.  1.  —  "^^)  Ib.  §  5  al.  2.  —  ^'^^)  V.  des  K.-M.  vom  22.  November  1852,  R.-G.-Bl. 
Nr.  244  und  N.-V.-Bl.  Nr.  94,  Punkt  12.    Vergl.  hierüber  Hajdecki,  u.  a.  0.,  S.  IGS. 
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Tatbestand  einer  strafbaren  Handlung  und  welcher  strafbaren  Handlung 
vorliege,  den  Täter,  die  Mitschuldigen  und  Teilnehmer  zu  erforschen,  die 
Verdaehtsgründe  sowie  die  zu  deren  Entkräftung  dienlichen  Umstände  zu 
sammeln,  die  Beweismittel  für  die  Schuld  einerseits  und  die  für  die  Recht- 
fertigung des  Beschuldigten  andererseits  zu  erbringen,  überhaupt  alles  ins 
klare  zu  setzen,  was  zur  Fassung  eines  Einstellungsbeschlusses  oder  zur 
Schöpfung  eines  Erkenntnisses  erforderlich  ist.^^*^) 

III.  Das  Untersuchungsverfahren  ist  entsprechend  den  Einrichtungen 
<les  inquisitorischen  Prozesses  ein  umständliches  und  zerfallt  in  die  Vor- 
untersuchung und  die  ordentliche  (spezielle)  Untersuchung. 

Die  Voruntersuchung  besteht  in  der  allgemeinen  Nachforschung 
darüber,  ob,  unter  welchen  Umständen  und  durch  wen  eine  zur  Kenntnis 
des  Gerichtes  gebrachte  strafbare  Handlung  begangen  worden  ist  Die 
ordentliche  Untersuchung  hingegen  findet  statt,  wenn  gegen  eine  be- 
stimmte Person  die  rechtliche  Beschuldigung  eines  begangenen  Verbrechens 
oder  Vergehens  erhoben  werden  kann.*^^^) 

IV.  Die  Anordnung  der  Untersuchung  kommt  in  der  Regel  dem 
Oerichtsherm  erster  Instanz  zu.  Derselbe  kann,  wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob 
ein  angezeigter  Fall  sich  zur  strafgerichtlichen  Untersuchung  eigne,  zunächst 
vorläufige  Erhebungen  verfligen.  ^^^*)  Außerdem  sind  auch  die  höheren 
Militärgerichte  befugt,  die  Untersuchung  anzuordnen.  ^^^'^) 

Obligatorisch  ist  die  Voruntersuchung,  wenn  es  sich  um  Offiziere, 
Militärbeamte  sowie  überhaupt  um  Personen  von  unbescholtenem  Rufe 
handelt.  Gegen  andere  Beschuldigte  kann  auf  Grund  der  Strafanzeige,  wenn 
sich  aus  derselben  hinreichender  Verdacht  ergibt,  sofort  die  spezielle  Unter- 
suchung angeordnet  werden.  ^^*^^) 

Die  Einleitung  des  gerichtlichen  Untersuchungsverfahrens  erfolgt  in 
der  Regel  auf  schriftliche  Weisung  des  Gerichtsherrn  durch  den  hiefllr  be- 
stimmten Auditor  als  Untersuchungsrichter,  ^^^^)  ausnahmsweise  zunächst 
durch  die  Zivilstrafgerichte  oder  Polizeibehörden.  ^^*^^) 

V.  Die  Vornahme  der  weiteren  Untersuchungshandlungen 
kommt  ebenfalls  dem  Auditor  zu.  Er  hat  allen  Tatbestandserhebungen  2 
Gerichtszeugen  als  Beisitzer  beizuziehen. ^®^^)  Als  Gerichtszeugen  sollen 
nur  solche  Personen  des  Soldatenstandes  fungieren,  welche  in  derselben 
Sache  als  Mitrichter  berufen  werden  können.  Mindestens  einer  der  Gerichts- 
zeugen muß  außerdem  ein  Oberoffizier  sein  und  eine  höhere  Charge  als  der 
zu  Vernehmende  und  beim  Verhör  des  Beschuldigten  wenigstens  eine  gleiche 
Charge  wie  der  das  Verhör  leitende  Auditor  bekleiden;  der  zweite  Gerichts- 
zenge  kann  hingegen  ein  Unteroffizier  sein.^^^^) 

Der  als  Gerichtszeuge  fungierende  Offizier  hat  für  die  Aufrechthaltung 
der  Disziplin  zu  sorgen  und  darüber  zu  wachen,  daß  alles  richtig  aufgenommen 
werde.  Die  technische  Leitung  der  Erhebungshandlungen  steht  hingegen  dem 
Auditor  zu.^^^^)  Bemerkt  der  Beisitzer  beim  Verhöre,  daß  die  Untersuchung 
nicht  korrekt  geflihrt  oder  daß  dem  Beschuldigten  das  Recht  der  Verteidi- 
gung beschränkt  werde,  so  hat  er  den  zu  Vernehmenden  abtreten  zu  lassen 
und  seine  Ansicht  vorzubringen.    Wird  dieser  vom  Auditor  nicht  Rechnung 

1Ö61)  M.-St.-P.-O.  §  50.  —  ^ö«)  Ib.  §  51  al.  1  bis  al.  3.  —  ^^^  Ib.  §  51  al.  4  und  5. 
-  "«*)  Ib.  §§  30  und  34  al.  2.  —  ^^)  Ib.  §§  148  und  149.  —  w««)  Ib.  §  52.  —  ^»ö^)  Sieh 
oben  §  197  I.  —  i»«^)  M.-St.-P.-O.  §  62  al.  1.  —  «68)  jb.  §  63  al.  l  und  2.  — 
iö7'»)  Arg.  §§  73  Satz  1  und  160  Satz  1. 
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getragen,   so  kann   er   eine  Bemerkung   darüber   ins  Protokoll    aufnehmen 
lassen,  i^^i) 

Zu  jeder  Protokollaufnahme  ist  außerdem  ein  beeideter  Schriftführer 
beizuziehen,  doch  kann  als  solcher  auch  der  zweite  Gerichtszeuge  fun- 
gieren. ^^'^^) 

VI.  Das  Verhör  des  Beschuldigten  ist  entweder  ein  allgemeines 
(summarisches)  oder  ein  ordentliches  (artikuliertes).*^"^  Als  Beschul- 
digter darf  nur  derjenige  behandelt  werden,  wider  den  rechtliche  Verdachts- 
gründe, d.  h.  solche  Umstände  vorliegen,  welche  zwischen  der  Tat  und 
dem  Täter  einen  derartigen  Zusammenhang  wahrnehmen  lassen,  daß  hieraus 
die  Vermutung  entspringt,  es  habe  die  betreffende  Person  die  Tat  l>egangen. 
Diese  Verdachtsgrtinde  können  entferntere,  nähere,  allernächste,  allgemeine 
oder  besondere  sein.^^*^) 

Durch  das  erste  allgemeine  Verhör  soll  dem  Beschuldigten  die 
Möglichkeit  geboten  werden,  sich  über  die  den  Gegenstand  der  Anschuldi- 
gung bildenden  Tatsachen  in  einer  zusammenhängenden  umständlichen  Er- 
zählung zu  äußern  und  sein  Verhältnis  zu  derselben  festzustellen,  ohne  daß 
er  durch  besondere  Fragen  darauf  geführt  >vürde.  Dem  Verhör  selbst  geht 
eine  Ermahnung  zur  Wahrheit  und  die  Erhebung  der  persönlichen  Verhält- 
nisse voraus.  ^•*"^) 

Das  ordentliche  Verhör  hingegen  besteht  darin,  den  Beschuldigten 
durch  Erörterung  der  einzelnen,  auf  die  Anschuldigung  bezüglichen  Umstände 
dahin  zu  bringen,  daß  er  entweder  die  Tat  mit  ihren  näheren  Umständen 
gestehe  oder  die  ihm  zur  Last  gelegte  Beschuldigung  entkräfte.  Dem  Be- 
schuldigten soll  zu  diesem  Zwecke  Gelegenheit  gegeben  werden,  von  dem 
Inhalte  der  Anschuldigung  genaue  Kenntnis  zu  erhalten,  damit  er  sich  in 
Betreff  jedes  einzelnen  Punktes  verteidigen  könne.  *^^^ ) 

Vorspiegelung  falscher  Verdachtsgründe  oder  erdichteter  Beweismittel, 
Verheißung  einer  gelinderen  Strafe  oder  der  Begnadigung,  Bedrohung  mit 
Tätlichkeiten  oder  Mißhandlung  des  Beschuldigten  sind  verboten. *^^^)  Sollte 
jedoch  der  Fall  vorkommen,  daß  durch  vorläufige  Zusicherung  der  Straf- 
losigkeit ein  gemeinschädliches  Verbrechen  entdeckt  und  fernerem  Übel  ge- 
steuert werden  könnte,  so  ist  hierüber  dem  höheren  Militärgerichte  die 
Anzeige  zu  machen  und  durch  die  militärische  Zentralstelle  die  kaiserliehe 
Entschließung  einzuholen. *^'^) 

Die  Konfrontation  des  Beschuldigten  mit  anderen  Personen  muß 
unterlassen  werden,  wenn  zu  besorgen  ist,  daß  ein  schon  geständiger  Ver- 
brecher hiedurch  zum  Widerruf  seines  Geständnisses  verleitet  würde.**''*> 
Ferner  ist  eine  Gegenüberstellung  von  Personen,  wovon  auch  nur  eine  ein 
Offizier  oder  sonst  eine  angesehene  Person  ist  sowie  auch  zwischen  Ehe- 
gatten, Verwandten  oder  überhaupt  zwischen  Personen,  welche  nach  der 
Militärstrafprozeßordnung  ^^®^)  der  Zeugenschaft  gegen  einander  enthoben 
sind,  unzulässig.  In  besonders  wichtigen  Fällen  dieser  Art  ist  die  Anzeige 
an  das  höhere  Militärgericht  zu  erstatten  und  es  sind  dessen  Weisungen 
dann  abzuwarten. ^'*^^^^  Unzulässig  ist  endlich  in  der  Regel  auch  die  Gegen- 
überstellung   von    Personen    mit    ganz   unbescholtenem   Rufe   wegen    einer 

i'^'i)  Ib.  §  163  al.  2.  —  1972)  ib,  §  63  ^i,  4,  _  1973^  \\^  §§  159  ff,  „nd  169  ff.  — 
1»"*)  Ib.  §  133  ff.  —  1«-^)  Ib.  §  159  ff.  —  19-6)  Ib.  §  169  ff.  —  i«' •)  Ib.  §  180  al.  3.  — 
19"«)  Ib.  §  180  al.  4.  —  10-9)  Ib.  §  189  Schlußalinea.  —  i»'»)  §  nO.  Siel»  unten  Punkt  VIl- 
—  1951)  M.-St.-P.-O.  §  190. 
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ihnen    ohne    Grund    zugemuteten   Mitschuld    auf  bloße  Angabe  eines  Ver- 
breehers.^^^^) 

Gibt  der  Untersuchte  beim  Verhöre  eine  Sinnesverwirrung  vor,  so 
ist  die  Untersuchung  seines  Geisteszustandes  durch  2  Ärzte  zu  veran- 
lassen und  eventuell  im  Wege  des  höheren  Militärgerichtes  ein  Gutachten 
des  Militärsanitsitskomitees  oder  die  endgültige  Entscheidung  der  medizini- 
schen Fakultät  am  Sitze  des  Reichszentrums  einzuholen.  Wird  dadurch  fest- 
gestellt, daß  der  Beschuldigte  zur  Zeit  der  Tat  des  Gebrauches  der  Vernunft 
ganz  beraubt  war  oder  die  Tat  in  einer  solchen  Sinnesverwirrung  begangen 
hat,  daß  ihre  Zurechnung  als  Verbrechen  oder  Vergehen  ausgeschlossen 
erscheint,  so  ist  die  Untersuchung  einzustellen.  Ist  die  Sinnesverwirrung 
erst  nach  der  Tat  eingetreten,  eine  Vernehmung  des  Untersuchten  nicht  zu- 
lässig und  eine  Besserung  seines  Zustandes  zweifelhaft  oder  ausgeschlossen, 
so  ist  die  Anzeige  an  das  höhere  Militärgericht  zu  erstatten  und  dieses  ist 
berechtigt,  die  einstweilige  Sistierung  des  Untersuchungs Verfahrens  anzu- 
ordnen. Fällt  jedoch  das  Gutachten  dahin  aus,  daß  die  Sinnesverwirrung 
verstellt  sei,  so  ist  der  dem  Mannschaftsstande  angehörige  Untersuchte,  der 
keine  Charge  bekleidet,  durch  3  aufeinander  folgende  Tage  bei  Wasser  und 
Brot  zu  halten  und  bei  Fruchtlosigkeit  dieses  Vorgehens  durch  einen  Gerichts- 
beschluß mit  strengem  Disziplinararrest  bis  zu  15  Tagen  zu  belegen.  Dieser 
Beschluß  ist  von  einer  Kommission,  welche  aus  denselben  Mitgliedern  zu 
bestehen  hat  wie  ein  Kriegsrecht, ^*^®^)  über  den  Antrag  des  Auditors  zu 
fassen  und  bedarf  der  Bestätigung  durch  den  Gerichtsherrn.  Hilft  auch 
diese  Disziplinarstrafe  nicht,  so  ist  der  Prozeß  zu  Ende  zu  fähren  und  es 
sind  die  Akten  sodann  dem  höheren  Militärgerichte  vorzulegen.  *^'^*) 

In  ähnlicher  Art  ist  vorzugehen,  wenn  der  Untersuchte  die  Beant- 
wortung der  beim  Verhöre  an  ihn  gestellten  Fragen  verweigert, 
ohne  daß  in  diesem  Falle  eine  Vorlage  der  Akten  an  das  höhere  Militär- 
gericht stattfindet.  ^^*'^) 

Personen  des  Mannschaftsstandes,  welche  eine  Charge  bekleiden,  sind 
in  den  angeführten  Fällen,  wenn  die  Anhaltung  bei  Wasser  und  Brot  durch 
3  aufeinander  folgende  Tage  ohne  Erfolg  geblieben  ist,  durch  einen  gericht- 
lichen Kommissionsbeschluß  zur  Degradierung  zu  verurteilen. *'*^**')  Über 
Offiziere,  Militärbeamte,  Kadetten,  Seekadetten  und  gleichgestellte  Personen 
aber  ist  unter  solchen  Umständen,  wenn  sie  sich  auf  freiem  Fuße  befinden, 
die  Untersuchungshaft  zu  verhängen.  Sind  sie  jedoch  bereits  in  Haft,  so  ist 
ihr  Betragen  bei  Schöpfung  des  Strafurteils  als  erschwerender  Umstand  in 
Anrechnung  zu  bringen.  Der  gefällte  Spruch  ist  indes  vor  der  Kundmachung 
noch  dem  höchsten  Jlilitärgerichte  vorzulegen. ^^'*') 

Wenn  sich  endlich  ein  beschuldigter  Offizier  oder  eine  gleichgestellte 
Person  während  des  Verhöres  boshaft  oder  auf  ungestüme  und  belei- 
digende Art  benimmt,  so  ist,  sofern  die  Untersuchung  auf  freiem  Fuße 
geführt  wird,  über  Antrag  des  Untersuchungsrichters  über  die  genannten 
Personen  vom  Gerichtsherrn  eine  Disziplinararreststrafe  von  3  bis  zu  8  Tagen 
zu  verhängen.  Befinden  sich  die  betreffenden  Personen  bereits  in  Unter- 
suchungshaft, so  ist  dieses  Betragen  als  Erschwerungsumstand  bei  Aus- 
messung der  Strafe  zu  berücksichtigen.  In  derselben  Weise  ist  gegen  Feld- 
webel und  diesen  gleichgestellte  Personen  vorzugehen.  Gegen  andere  renitente 

19S2)  Ib.  §  191.  —  1983)  vergl.  §  201  III.  -  i«^*)  M.-St.-P.-O.  §  181.  —  ^^^)  Ib. 
i^  1S2.  —  1^6)  Ib.  §  183.  —  1^7)  Ib.  §  184. 
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Beschuldigte  ist  disziplinarer  Einzelarrest  in  der  Dauer  von  24  bis  zw 
48  Stunden  mit  einem  Fasttage  und  gegen  Leute  ohne  Chargengrad  aach 
strenger  Disziplinararrest  in  der  gleichen  Dauer  mit  einem  Fasttag:e  zu 
verhängen.  ^^^^) 

VI.  Untersuchungshaft  soll  in  der  Regel  nur  bei  Vorhandensein 
naher  Verdachtsgründe  eines  schweren  Verbrechens,  dessen  Tatbestand  er- 
hoben ist,  verhängt  werden.  Handelt  es  sich  um  geringere  Verbrechen  oder 
um  Vergehen,  so  ist  gegen  Offiziere,  Militärbeamte  und  Unteroffiziere  sowie 
überhaupt  gegen  ansässige  und  bekannte  Personen  von  gutem  Leumund 
keine  gefängliche  Einziehung  zu  verfügen.*^**'*')  Wohl  aber  sind  die  in  Unter- 
suchung gezogenen  Offiziere  und  Militärbeamten  von  ihrer  Dienstleistung  za 
suspendieren.^^^^)  Zur  Verhängung  der  Untersuchungshaft  gegen  Be- 
schuldigte des  Mannschaftsstandes,  dann  gegen  nicht  ansässige,  fluchtver- 
dächtige und  übelberüchtigte  Personen  genügen  sowohl  bei  schweren  aU 
auch  bei  geringeren  Verbrechen  schon  entferntere  Verdachtsgründe.  Ist  der 
Täter  auf  frischer  Tat  oder  bei  der  Verfolgung  ergriffen  worden,  hat 
er  sich  nach  der  Tat  verborgen  gehalten,  ist  ohne  Verhaftung  die  Ver- 
eitlung der  Untersuchung  zu  besorgen  oder  war  die  strafbare  Tat  von  beson- 
deren Ereignissen  begleitet,  so  kann  auch  gegen  eine  sonst  in  gutem  Rufe 
stehende  Person  mit  der  Verhaftung  vorgegangen  werden.  Ebenso  ist  die 
Verhaftung  nicht  näher  bekannter  und  ausweisloser  Personen  zulassig.^^'''  • 
Die  Entscheidung  über  die  Verhängung  der  Untersuchungshaft  steht  dem 
Gerichtsherrn  zu,  welcher  im  Zweifel  den  Bescheid  des  höheren  Militär- 
gerichtes einzuholen  hat.^^^*) 

Bei  Vergehen  und  selbst  bei  geringeren  Verbrechen  können  nicht 
ansässige,  aber  sonst  in  gutem  Rufe  stehende  Personen  auf  freiem  Fuße 
belassen  werden,  wenn  eine  der  Schwere  der  verübten  strafbaren  Handln n<r 
und  den  Verhältnissen  des  Beschuldigten  angemessene  Kaution  dafür 
geleistet  wu-d,  daß  der  Beschuldigte  seinen  Aufenthaltsort  vor  Ausgang  des 
Prozesses  nicht  ändern  und  auf  jedesmalige  Aufforderung  vor  Gericht 
erscheinen  werde.  Die  Entscheidung  steht  auch  hierüber  dem  Gerichtsherrn 
und,  wenn  die  Untersuchung  von  einer  höheren  Gerichtsstelle  angeordnet 
wurde,  dieser  zu.  Ist  der  Täter  bereits  verhaftet,  sprechen  wichtige  Ver- 
dachtsgründe für  seine  Schuld  und  nähert  sich  die  Untersuchung  dem 
Abschlüsse,  so  soll  er  indessen  nicht  mehr  entlassen  werden.  Wohl  aber 
kann  eine  Entlassung  gegen  Kaution  bei  geringeren  Verbrechen  dann  stati- 
finden,  wenn  sich  die  Untersuchung  in  die  Länge  zieht.  Bei  Verbrechen, 
welche  die  Todesstrafe  oder  eine  schwere  Kerkerstrafe  im  Gefolge  haben, 
kann  eine  Belassung  des  Beschuldigten  auf  freiem  Fuße  gegen  Kautions- 
leistung nur  mit  Bewilligung  des  Kaisers  stattfinden: ^^^*)  Die  Kaution  i^t 
für  verfallen  zu  erklären,  wenn  sich  der  Täter  in  einer  bestimmten  Frist 
bei  Gericht  nicht  stellt,  sondern  sich  verbirgt  oder  gar  die  Flucht  ergreift. 
Die  für  verfallen  erklärte  Kaution  ist  nach  Abzug  der  etwa  aufgelaufenen 
Kosten  an  den  Invalidenfonds  abzuf\ihren.*^^*) 

VII.  Als  Zeugen  dürfen  bei  militärstrafgerichtlichen  Untersuchungen 
nicht  vernommen  werden:  ^^^^) 

1.  Geistliche  in  Ansehung  dessen,  was  ihnen  in  der  Beichte  oder 
sonst  unter  dem  Siegel  der  geistlichen  Verschwiegenheit  anvertraut  wurde: 

»«s^;  Ib.  §  185.  —  ^^^)  Ib.  §  155  al.  1.  —  1990)  15.  §  143  al.  2.  —  »wi)  ib.  §  155 
al  2  und  3.  —  ^»»2)  ib.  §  154.  _  iu93^  jb.  §  156  al.  1  und  2  und  Schlußalinoa.  —  ^^^^^  Ib. 
§  156  al.  4.  —  »ö^»^)  Ib.  §  109. 


589 


2.  in  Militär-  oder  sonstigen  Staatsdiensten  stehende  Personen,  wenn 
sie  durch  ihr  Zeugnis  das  ihnen  obliegende  Dienst-  oder  Amtsgeheimnis 
verletzen  würden,  insoferne  sie  nicht  dieser  Verpflichtung  durch  ihre  vor- 
gesetzte Dienstbehörde  entbunden  worden  sind; 

3.  Personen,  welche  zur  Zeit,  als  sie  das  Zeugnis  ablegen  sollen, 
wegen  ihrer  körperlichen  oder  geistigen  Beschaffenheit  außer  stände  sind, 
die  Wahrheit  zu  sagen. 

Von  der  Verbindlichkeit  zur  Ablegung  eines  Zeugnisses  sind  regel- 
mäßig befreit  die  Verwandten  und  Verschwägerten  des  Beschuldigten  in 
auf-  und  absteigender  Linie,  dessen  Ehegatte  und  die  Geschwister  des  Ehe- 
gatten, die  Geschwister  seiner  Eltern,  Neffen  und  Nichten,  Geschwister- 
kinder, Adoptiv-  und  Pflegeeltern  oder  Kinder,  der  Vormund  und  Mündel 
des  Beschuldigten  und  überhaupt  alle,  welche  in  seiner  Versorgung  stehen. 
Diese  Personen  können  sich  sämtlich  des  Zeugnisses  entschlagen  und  sind 
vom  Untersuchungsrichter  über  dieses  Recht  zu  belehren.  Nur  wenn  es  sich 
um  ein  schweres  Verbrechen  handelt  und  die  Tat  mit  den  sie  begleitenden 
Umständen  ohne  ihr  Zeugnis  nicht  erhoben  werden  könnte,  ist  es  zulässig, 
auch  diese  Personen  zur  Aussage  zu  verhalten. ^^^®) 

Die  Ablegung  der  Zeugenaussage  erfolgt  in  der  Regel  mündlich  vor 
Gericht,  d.  h.  zu  Protokoll,  ^*^*)  und  zwar  bei  jenem  Gerichte,  dessen  Gerichts- 
barkeit der  Zeuge  untersteht.  ^^*®)  Der  Militärgerichtsbarkeit  unterworfene 
Personen,  welche  ohne  gesetzlichen  Grund  ein  Zeugnis  abzulegen  oder  den 
Zeugeneid  zu  leisten  verweigern,  können  vom  Gerichtsvorstand  kraft  seiner 
Disziplinarstrafgewalt,  anderenfalls  über  dessen  Ersuchen  von  dem  zuständigen 
Vorgesetzten  durch  eine  angemessene  Geldbuße  oder  sonstige  Disziplinar- 
strafe dazu  verhalten  werden.  Sich  weigernde  Zivilpersonen  sind  dem 
zuständigen  bürgerlichen  Gerichte  des  Vernehmungsortes  anzuzeigen,  welches 
sodann  nach  den  für  die  Zivilstrafgerichte  geltenden  Vorschriften  vorzu- 
gehen hat.i«9^) 

Die  Leistung  des  Zeugeneides  geschieht  nach  erfolgter  Aussage 
(Nacheid).*^®'^)  Die  Formen  der  Eidesleistung  stimmen  mit  jenen  des  Zivil- 
strafverfahrens überein.*®®^) 

Folgende  Personen  dürfen  nicht  beeidigt  werden  :*^*^^) 

1.  Welche  selbst  im  Verdachte  stehen,  daß  sie  die  strafbare  Handlung, 
wegen  welcher  sie  abgehört  werden,  als  Täter  oder  Teilnehmer  begangen 
haben; 

2.  die  sich  wegen  eines  Verbrechens  in  Untersuchung  befinden  oder 
wegen  eines  solchen  zu  einer  Freiheitsstrafe  verurteilt  sind,  welche  sie  noch 
abzubüßen  haben; 

3.  welche  schon  einmal  wegen  falschen  Eides  verurteilt  worden  sind; 

4.  welche  zur  Zeit  ihrer  Abhörung  das  14.  Lebensjahr  noch  nicht 
zurückgelegt  haben; 

5.  bei  deren  Vernehmung  sich  zeigt,  daß  sie  an  einer  erheblichen 
Schwäche  des  Wahrnehmungs-  oder  Erinnerungsvermögens  leiden; 

6.  die  mit  dem  Beschuldigten,  gegen  den  sie  aussagen,  in  Feind- 
schaft leben; 

7.  welche  bei  ihrem  Verhöre  wesentliche  Umstände  angegeben  haben, 
(leren  Unwahrheit  bewiesen  ist  und  worüber  sie  nicht  einen  bloßen  Irrtum 
nachweisen  können. 


1996)   Ib.    §    110.    —    19«')    Ib.    §    111.   —    "W)   Ib.   §    113.   —    1999)   Ib.  §  118.    _    2000^    Ib. 

§  130  al.  1.  —  20  '1)  Ib.  §  130  al.  2  ff.  -  wo^)  Ib.  §  131. 
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VIII.  Ist  ein  Sachverständigenbefund  notwendig,  so  sind  in  der 
Regel  2  Sachverständige  beizuziehen.  Im  Falle  über  die  Hauptsache  oder 
über  einen  wesentlichen  Umstand  zwischen  den  beiden  Sachverständigen 
keine  Einigung  erzielt  wird,  kann  auch  ein  dritter  Sachverständiger  bei- 
gezogen  werden;  ist  Gefahr  im  Verzuge  oder  handelt  es  sich  um  einen  Fall 
von  geringerer  Wichtigkeit,  so  genügt  auch  die  Beiziehung  eines  Sach* 
verständigen.*^®^) 

Die  Wahl  der  Sachverständigen  steht  dem  Gerichte  zu;  bleibend  bei 
den  Truppenkörpern  angestellte  Sachverständige  sind  aber  in  erster  Linie 
beizuziehen.2^®^)  Personen,  welche  bei  einem  Straffalle  als  Zeugen  nicht 
vernommen  oder  nicht  beeidigt  werden  dürfen,  sind  auch  als  Sachverständige 
nicht  beizuziehen.*®®*) 

Handelt  es  sich  bei  einer  Untersuchung,  namentlich  wegen  mangel- 
hafter Pflichterfüllung  vor  dem  Feinde  oder  wegen  Hintansetzung  der  mili- 
tärischen Dienstvorschriften  um  Fragen,  zu  deren  Beantwortung  ein  höherer 
Grad  von  Kriegserfahrung  und  ein  besonderes  militärisches  Wissen  erfordert 
wird,  steht  die  Schuld  an  dem  Verluste  eines  Kriegsschiffes  oder  an  einer 
Gefährdung,  erheblichen  Beschädigung  oder  längeren  Undienstbarkeit  eine^ 
solchen  Schiffes  in  Frage  oder  sind  Umstände  zu  beantworten,  deren  Beant- 
wortung ein  besonderes  seemännisches  oder  seetechnisches  Wissen  erheischt, 
so  ist  ein  taktisches,  beziehungsweise  maritimtechnisches  Parere  von 
einer  fachmännisch  zusammengesetzten  Kommission  einzuholen.  Eine  solche 
Kommission  ist  auch  in  Fällen  von  Havarien  an  Kriegsschiffen  bei  Stran- 
dungen oder  Zusammenstößen  niederzusetzen,  wenn  zwar  die  Einholung 
eines  maritimtechnischen  Pareres  nicht  erforderlich  ist,  aber  die  Anschuldigung 
wegen  Vernachlässigung  der  für  die  sichere  Navigation  vorgeschriebenen 
Vorsichtsmaßregeln  in  Frage  steht.  ^**®*^) 

IX.  Eine  Durchsuchung  der  Wohnung  ist  vom  Untersuchung:»- 
richter  vorzunehmen,  wenn  ein  gegründeter  Verdacht  vorliegt,  daß  sich  da- 
selbst Werkzeuge,  Schriften,  Waffen  oder  andere  Sachen  befinden,  welche 
für  die  strafgerichtliche  Untersuchung  von  Bedeutung  sein  können.  Die  bei 
einer  solchen  Durchsuchung  vorgefundenen  verdächtigen  oder  sonst  für  die 
weitere  Untersuchung  wichtigen  Gegenstände  sind  genau  zu  verzeichnen 
und  in  gerichtliche  Verwahrung  zu  nehmen.*®®^) 

X.  Der  Untersuchungsrichter  kann  auch  von  den  Post-  und  Telegraphen- 
ämtern sowie  von  sonstigen  Beförderungsanstalten  die  Auslieferung  der  an 
den  Verhafteten  gerichteten  Briefschaften  und  anderen  Sendungen  verlangen. 
Die  Eröffnung  dieser  mit  Beschlag  belegten  Sendungen  ist  vom  Unter- 
suchungsrichter unter  Beiziehung  von  2  Gerichtszeugen  und,  wenn  nichtig 
entgegensteht,  auch  im  Beisein  des  Verhafteten  vorzunehmen.  Über  den 
hiebei  beobachteten  Vorgang  wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  worin  die 
vorgefundenen  Gegenstände  genau  zu  beschreiben  und  welchem  die  Siegel, 
die  bei  der  Eröffnung  nicht  verletzt  werden  dürfen,  dann  die  Umschläge 
und  Adressen  anzuschließen  sind.*®"**) 

XI.  Den  Abschluß  findet  das  Untersuchungsverfahren  entweder  durch 
Einstellung  oder  durch  Aburteilung  des  Beschuldigten.^'^'*')  Bei  geringfügigen 
Vergehen  ist  die  Untersuchung  stets  auf  das  Schleunigste  zu  führen,  wenn 
tunlich  schon  nach  dem  ersten  Verh()r  des  Beschuldigten   mit  Vermeidung 

2^«''}  Ib.  §  6S.  —  ^''^^)  Ib.  §  69.  —  20W)  Ib.  §  70.  —  2^6^  Ib.  |§  104  und  Ui5.  - 
2"»«")  Ib.  §  157  al.  4.  —  2 '09)  Ib.  §  157  al.  6  bis  8.   —  2">0)  ib.  §  195. 
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weitwendiger  Erhebungen  und  ohne  Einholung  vielfaltiger  Auskünfte  abzu- 
schließen und  der  Beschuldigte  hierauf  nach  den  vorliegenden  Verdachts- 
gründen abzuurteilen.*^^^) 

Ein  Einstellungsbeschluß  ist  von  dem  nach  den  Vorschriften  der  Militär- 
Strafprozeßordnung^^^^)  zusammengesetzten  Gerichte  zu  fassen  und  dem  zu- 
ständigen Gerichtsherm  zur  Bestätigung,  beziehungsweise  zur  sonstigen 
weiteren  Verfügung  vorzulegen.**^*')  Ist  der  Gerichtsherr  mit  dem  Einstellungs- 
beschlusse  nicht  einverstanden  und  ist  die  Einstellung  deshalb  erfolgt,  weil 
das  Delikt  außergerichtlich  geahndet  werden  kann,  so  ist  er  befugt,  dem 
Gerichte  die  Fällung  eines  Urteiles  aufzutragen.*®*^)  In  allen  anderen  Fällen 
hat  er,  wenn  er  den  Einstellungsbeschluß  nicht  bestätigen  will,  die  Akten 
dem  höheren  Militärgerichte  zur  Entscheidung  vorzulegen.*®*^) 

Wenn  das  höhere  Militärgericht  wegen  erhobener  Sinnesverwirrung 
des  Beschuldigten  das  Untersuchungsverfahren  einstweilen  sistiert,  so  wird 
kein  förmlicher  Einstellungsbeschluß  gefaßt.**'*^) 

§  200.   Die  Beweismittel. 

I.  Wie  bereits  erwähnt  worden  ist,*®*®)  sind  die  Vorschriften  der  Militär- 
strafprozeßordnung über  den  Beweis  durch  den  Grundsatz  der  formellen 
Beweistheorie  beherrscht. 

Auch  von  der  Aufnahme  einzelner  Beweise  war  schon  bei  Be- 
sprechung des  Unters uchungs Verfahrens  die  Rede.*®*"^) 

Einer  Ergänzung  bedürfen  diese  Ausführungen  noch  rücksichtlich  des 
Geständnisses  des  Beschuldigten,  des  Zeugenbeweises  und  des  In- 
dizienbeweises. 

IL  Das  Geständnis  des  Beschuldigten  kann  wider  denselben  einen 
vollständigen  Beweis  bilden,*®*")  wenn  es 

1.  vor  dem  zuständigen  Richter  im  ordentlich  besetzten  Verhöre  oder 
Kriegsrechte, 

2.  ausdrücklich,  deutlich  und  bestimmt,  nicht  etwa  durch  zweideutige 
Gebärden  oder  Zeichen, 

3.  im  Zustande  vollen  Bewußtseins  abgelegt  wurde; 

4.  auf  der  eigenen  umständlichen  Erzählung  des  Beschuldigten,  nicht 
etwa  auf  bloßen  Bejahungen  vorgehaltener  Fragen  beruht; 

5.  mit  den  über  die  Umstände  der  strafbaren  Handlung  eingeholten 
Informationen  im  wesentlichen  übereinstimmt  und 

6.  von  dem  Beschuldigten  vor  der  Aburteilung  nicht  widerrufen  wird. 
Besitzt  das  Geständnis   nicht   alle   diese  Eigenschaften,  so  kann  der 

Beschuldigte  nur  verurteilt  werden,  wenn  außer  dem  Geständnisse  noch  ein 
anderer  rechtlicher  Beweis  gegen  ihn  vorhanden  ist.*®*'**)  Insbesondere  hat 
das  Gericht  in  jenem  Falle,  wo  nebst  einem  nicht  mit  allen  gesetzlichen 
Erfordernissen  versehenen  Geständnisse  noch  1  Zeuge  vorhanden  oder  der 
Beschuldigte  noch  mit  anderen  rechtlichen  Verdachtsgründen  belastet  ist, 
die  Beschaffenheit  der  vorhandenen  Verdachtsgründe  genau  zu  erwägen  und 
hiernach  das  Urteil  zu  fällen. -®-*\) 

Wird  ein  sonst  mit  allen  gesetzlichen  Erfordernissen  versehenes  Ge- 
ständnis von  einem  Beschuldigten,  gegen  den  noch  außerdem  ein  voUstän- 

2.'i..)  11,^  §  i(j8  _  2011)  §§  224  und  227.  Vergl.  §  201  II  und  III.  —  ^oia^  M.-St.- 
P.-O.  §  197  nl.  1.  —  2«i3)  Ib.  §  253.  —  2"i4)  Ib.  §  254.  —  2oi5)  ib.  §  197  al.  2.  —  ^oie^  gjeh 
t»beu  §  195.  -  2'i')  Sieh  oben  §  199  VII  f.  -  ^ois)  M.-St.-P.-O.  §  207.  —  ^-i^)  Ib.  §  208. 
-   2"2..^  Ib.  §  21Ü. 
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diger  Beweis  vorhanden  ist,  widerrufen,  so  hat  der  Widerruf  keinen 
Einfluß,  es  sei  denn,  daß  er  diesen  Beweis  ganz  oder  zum  Teile  entkräften 
könnte. 

Ebenso  kann  trotz  des  Widerrufes  eines  rechtmäßigen  Gestilndnissen 
die  Verurteilung  des  Beschuldigten  erfolgen,  wenn  nebst  dem  widerrufenen 
Geständnisse  noch  solche  Verdachtsgründe  vorhanden  sind,  daß  eine  Ver- 
urteilung wegen  des  Zusammentreffens  von  Verdachtsgründen  gerechtfertiigrt 
erscheint,  es  sei  denn,  daß  der  Beschuldigte  die  vorliegenden  Verdachts- 
gründe ganz  oder  teilweise  entkräftet.  Nur  die  Verurteilung  zur  Todes;- 
oder  lebenslangen   Kerkerstrafe   darf  in   einem   solchen  Falle   nicht   statt- 

finden.«««^ 

Das  Geständnis  verliert  femer  seine  Beweiskraft,  wenn  kein  anderer 

Beweis  oder  keine  genügenden  Verdachtsgründe  wider  den  Beschuldigten 
vorhanden  sind  und  der  letztere  eine  glaubwürdige  Ursache  anzuführen 
weiß,  warum  er  früher  ein  falsches  Geständnis  abgelegt  habe,  oder  solche 
Umstände  vorbringt,  welche  nach  dem  Ergebnisse  der  eingezogenen  Informa- 
tionen die  Unwahrheit  des  früheren  Geständnisses  dartun  oder  dessen 
Wahrheit  mit  Grund  bezweifeln  lassen.  ^^^^)  Vermag  der  Beschuldigte  hin- 
gegen keine  glaubwürdige  Ursache  des  Widerrufes  anzugeben,  und  enthält 
sein  Geständnis  solche  Umstände,  welche  mit  dem  erhobenen  Tatbestande 
des  Deliktes  übereinstimmen,  dem  Beschuldigten  aber  nicht  bekannt  sein 
könnten,  wenn  er  nicht  der  Täter  wäre,  so  ist  seine  Aburteilung  zulässig 
und  nur  das  Erkenntnis  auf  Todes-  oder  lebenslange  Kerkerstrafe  aus- 
geschlossen.^®^*) Wenn  endlich  die  vorgegebenen  Ursachen  des  Widerrufes 
an  sich  unerheblich,  die  Umstände  jedoch,  wie  sie  der  Beschuldigte  ange* 
geben  hat,  allgemein  bekannt  sind  und  eben  darum  zu  seiner  Kenntuis 
gelangt  sein  konnten,  so  hat  der  Richter  nach  Erwägung  aller  Umstände 
mit  dem  Schuld-  oder  Freispruche  vorzugehen.*®^*) 

Die  Angabe  des  Beschuldigten,  welcher  die  Verübung  der  Tat  selbst 
gesteht,  daß  er  dieselbe  nicht  mit  bösem  Vorsatze  begangen  oder  daß  er  ein 
geringeres  Übel  als  das  wirklich  erfolgte  beabsichtigt  habe,  ist  nur  dann 
für  glaubwürdig  zu  halten,  wenn  sich  die  Tat  plötzlich  ereignet  hat  and 
das  Übel  nach  der  natürlichen  Ordnung  der  Dinge  nicht  schon  notwendiir 
aus  der  Handlung  erfolgen  mußte  oder  nicht  schon  notwendig  aus  solchen 
Handlungen  zu  erfolgen  pflegt.  Hat  aber  der  Beschuldigte  Gelegenheit  und 
Mittel  vorbereitet,  um  die  wirklich  erfolgte  Tat  auszuführen,  oder  hat  er 
die  der  Ausfuhrung  entgegenstehenden  Hindernisse  hinwegzuräumen  gesucht, 
so  ist  er  auch  des  bösen  Vorsatzes  für  überwiesen  zu  halten,  falls  sieh 
nicht  aus  der  Untersuchung  besondere  Umstände  und  Verhältnisse  ergeben, 
welche  füglich  eine  andere  Absicht  erkennen  lassen.*^**) 

III.  Eine  Zeugenaussage  kann  als  Beweis  dienen,**^*^)  wenn  sie 

1.  freimütig  abgelegt,  weder  durch  Einverständnis,  Anstiftung,  Ver- 
drehung, Bestechung,  Belohnung,  noch  durch  Bedrohung  oder  Gewalttätigkeit 
dem  Zeugen  in  den  Mund  gelegt  ist; 

2.  die  Tat  oder  den  Umstand,  dessen  Wahrheit  bestätigt  werden  soIK 
deutlich  und  bestimmt  enthält; 

8.  auf  des  Zeugen  eigener,  sicherer  Kenntnis,  nicht  bloß  auf  Höreu- 
sagen, Vermutungen,  Wahrscheinlichkeiten   oder   Schlußfolgerungen   beruht: 

--^^'^i)  Ib.  §  211.  —  2022)  Ib.  §  212  al.  1.  —  2023^  Ib.  §  212  al.  2.  —  2"")  Ib.  §  212 
Scblußalinca.  —  ^"^s)  ib.  §  213.  _  2020^  n,  §  214. 
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4.  beschworen  ist; 

5.  durch  keinerlei  aus  persönlichen  Verhältnissen  des  Zeugen  oder 
aus  dem  Inhalte  der  Aussage  abgeleiteten  Bedenken  in  ihrer  Glaubwürdigkeit 
geschwächt  werden  kann  und 

6.  mit  den  sonstigen  vorliegenden  Informationen  wenigstens  insoweit 
übereinstimmt,   daß  in  wesentlichen  Umständen   kein  Widerspruch   besteht. 

Voller  Beweis  wird  aber  nur  erbracht  durch  die  übereinstimmende 
Aussage  von  zwei  beeideten  Zeugen,  welche  zur  Zeit  der  verübten  Tat  das 
18.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben  und  im  Falle  der  angeordneten  Kon- 
frontation ihre  Behauptungen  dem  Beschuldigten  ins  Angesicht  bestätigen.^^^^) 
Es  ist  daher  der  Täter  einer  strafbaren  Handlung  durch  Vernehmung  von 
zwei  oder  mehreren  Zeugen,  wenn  solche  vorhanden  sind,  festzustellen.*"^^; 
Die  Aussage  eines  Zeugen  genügt  zur  Erweisung  eines  rechtlichen  Ver- 
dachtsgrundes, *^^^)  wenn 

1.  es  sich  um  die  Nachforschung,  Verhaftung  oder  einen  ähnlichen 
gerichtlichen  Akt,  nicht  aber  um  die  Verurteilung  handelt  und  der  Ver- 
dächtige zugleich  eine  Person  ist,  von  der  man  sich  der  Tat  wohl  ver- 
sehen kann; 

2.  der  Zeuge  seine  Aussage  mit  anderen  wichtigen  Behelfen  unter- 
stützt oder  von  besonderer  Glaubwürdigkeit  ist  und  endlich 

3.  wider  den  Beschuldigten  mehrere  Verdachtsgrtinde  vorhanden  sind, 
deren  jeder  wenigstens  durch  einen  Zeugen  dargetan  ist. 

Wenn  ein  leugnender  Beschuldigter  durch  die  Aussagen  von  zwei 
Personen  überwiesen  werden  soll,  welche  der  Mitschuld  an  derselben 
strafbaren  Tat  geständig  sind,*®''^)  so  müssen  folgende  Umstände  zusammen- 
treffen : 

1.  Die  Aussagen  der  Mitschuldigen  müssen  in  allen  Umständen  unter- 
einander vollständig  übereinstimmen; 

2.  der  Beschuldigte  muß  überhaupt  schon  verdächtig  und  so  beschaffen 
sein,  daß  man  sich  von  ihm  der  Tat  ganz  wohl  versehen  kann; 

3.  die  Angabe  muß  femer  aus  eigenem  Antrieb  geschehen  sein,  ohne 
daß  der  Richter  auf  den  Beschuldigten  gedeutet  hätte,  und 

4.  auch  die  näheren  Umstände  der  Tat,  von  denen  wenigstens  ein 
Teil  als  wahr  bewiesen  sein  muß  und  keiner  als  unwahr  befunden  worden 
sein  darf,  mit  enthalten; 

5.  dem  Angeber  darf  außer  der  Mitschuld  an  der  Tat  kein  anderer 
Umstand  (z.  B.  Feindschaft  gegen  den  Beschuldigten)  entgegenstehen,  der 
sein  Zeugnis  verwerflich  macht,  und 

6.  der  Angeber  muß  bei  seiner  Aussage  bis  zum  Vollzug  der  über  ihn 
verhängten  Todesstrafe  verharren. 

Hingegen  kann,  wenn  eine  Verurteilung  des  Angebers  zum  Tode  nicht 
stattfindet,  die  mit  den  übrigen  Erfordernissen  versehene  Aussage  von  zwei 
Mitschuldigen  nur  eine  Verurteilung  aus  Verdachtsgründen  zur  Folge 
haben.  ^*'^M 

IV.  Das  Zusammentreffen   von   Verdachtsgründen   (Indizien) 
kann   gegen  einen  die  Tat  leugnenden  Beschuldigten  einen  Beweis  liefern,  * 
wenn  die  Tat  mit  allen  Umständen,   welche   ihre  Strafbarkeit   begründen, 
rechtlich  erwiesen  ist  und  aus  der  Verbindung  der  durch  die  Untersuchung 


2ni 


'-'■)  Ib.  §  215.  —  2W9)  Ib.  §  144.  —  2029)  Ib.  §  14.5.  _  2030)  ib.  §  219.  —  ^oai)  ib. 
§  219  Schlußalinea.  Vergl.  den  folgenden  Punkt  IV. 
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erhobenen  Verdachtsgrtinde,  Umstände  und  Verhältnisse  sich  eine  so  nahe 
und  deutliche  Beziehung  der  Tat  zu  der  Person  des  Beschuldigten  ergibt. 
daß  nach  dem  natürlichen  und  gewöhnlichen  Gange  der  Ereignisse  kein 
Grund  mehr  zu  zweifeln  übrig  bleibt,  er  habe  die  Tat  begangen.  ^^^*) 

Der  Beschuldigte  kann,  wenn  er  bloß  durch  zusammentreffende  Ver- 
dachtsgründe überwiesen  erscheint,  niemals  zum  Tode  oder  lebenslangen 
Kerker,  sondern  statt  dessen  nur  zu  einer  außerordentlichen  Freiheitsstrafe 
verurteilt  werden.*^^^) 

§  201.  Das  ErkenntnisTerfiAhren. 

I.  Über  jede  militärstrafgcrichtliche  Untersuchung,  welche  nicht  mittels 
eines  rechtskräftigen  Einstelluugsbeschlusses  beendigt  wird,  muß  durch  ein 
öpruchgericht  erkannt  werden.  Die  Fällung  des  strafgerichtlichen  j^pruehes 
kann  entweder  mit  geringeren  oder  mit  größeren  Förmlichkeiten  erfolgen 
und  darnach  wird  zwischen  rechtlichen  Erkenntnissen  und  kriegs- 
rechtlichen Urteilen  unterschieden.^^^*) 

IL  Das  mit  geringeren  Förmlichkeiten  abgehaltene  rechtliche  Er- 
kenntnis findet  nur  statt  bei  Vergehen  der  Mannschaftspersonen  vom  Feld- 
webel und  Gleichgestellten  abwärts,  wenn  die  angedrohte  Strafe  6  Monate 
Arrest  nicht  übersteigt  und  weder  die  Strafe  der  Degradierung  noch  jene 
der  Entlassung  einzutreten  hat.^"^^) 

Zur  Fällung  eines  rechtlichen  Erkenntnisses  sind  8  Personen  erforder- 
lich, und  zwar  1  Soldat  ohne  Chargengrad,  1  Gefreiter,  1  Korporal,  1  Feldwebel 
oder  Kadettoffiziersstellvertreter,  1  Subalternoffizier,  1  Hauptmann,  beziehungs- 
weise die  nach  den  einzelnen  Waffengattungen  gleichstehenden  Chargen, 
ferner  1  Stabsoffizier  als  Präses  und  1  Auditor.  Nach  Umständen  kann 
eine  geringere  Charge  die  Stelle  der  höheren  vertreten,  jedoch  darf  statt 
eines  Offiziers  niemals  eine  Charge  vom  Offiziersstellvertreter  abwärts,  noch, 
wenn  es  sich  um  ein  Gericht  der  Kriegsmarine  handelt,  ein  Seekadett  bei- 
gezogen  werden.  Nur  auf  Kriegsschiffen  kann  ein  Seekadett  mit  längerer 
Dienstzeit  an  die  Stelle  der  höheren  Charge  treten,  wenn  die  Personal-  oder 
Dienstverhältnisse  eine  andere  Zusammensetzung  des  Gerichtes  nicht  er- 
möglichen. Der  Präses  des  Gerichtes  soll  wenigstens  die  gleiche  Charge 
wie  der  Auditor  bekleiden.^^^^) 

Gefallt  wird  das  rechtliche  Erkenntnis  über  den  die  Tatgeschichte, 
die  Beweise  und  die  Gesetzesvorschriften  entwickelnden  schriftlichen  Vor- 
trag des  Auditors  durch  Umfrage  von  der  untersten  Charge  aufwärts  nach 
der  Mehrheit  der  Stimmen,  ohne  daß  eine  weitere  Verhandlung  in  Gegen- 
wart des  Beschuldigten  stattfindet.-^^') 

III.  Das  kriegsrechtliche  Verfahren  hat  in  allen  anderen  Fällen 
und  namentlich  immer  wider  Offiziere,  Militärbeamte,  Kadetten  und  Sec- 
kadetten  einzutreten.'*^^^)  Das  Kriegsrecht  besteht  ebenfalls  aus  8  Personen. 
Ist  der  Beschuldigte  ein  Unteroffizier  oder  gemeiner  Soldat,  so  ist  die 
Zusammensetzung  die  gleiche,  wie  bei  Schöpfung  eines  rechtlichen  Er- 
kenntnisses. Ist  aber  der  Beschuldigte  ein  Offizier  vom  Hauptmanue 
oder  ein  Beamter  von  der  9.  ßangklasse  abwärts,  so  wird  das  Krie^^s- 
recht  aus  2  Leutnants,  2  Oberleutnants,  2  Hauptleuten,  beziehungsweise  Ritt- 
meistern,    1    Stabsoffizier    als    Präses    und     I    Auditor   gebildet.    Soll   ein 

2'>='2)  Ib.  §  217.  —  2«'»^)  Ib.  §  241  al.  2.  —  »«3*)  Ib.  §  222.  -  ''^'^^)  Ib.  §  223.  - 
2«3«)  Ib.  §  224.  —  2'^3T^  Ib.  §  225.  -  203S)  Ib.  §  226. 
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Stabsoffizier  oder  ein  Beamter  von  gleicher  Rangklasse  vor  das  Kriegsrecht 
gestellt  werden,  so  fllhrt  immer  ein  Stabsoffizier  der  nächst  höheren  Charge 
oder  ein  General  den  Vorsitz  und  es  treten  2  Stabsoffiziere  von  der  Charge, 
beziehungsweise  von  der  Kangklasse  des  Beschuldigten  als  Mitrichter  ein, 
während  in  demselben  Verhältnisse  Subalternoffiziere  wegbleiben.  In  analoger 
Weise  wird  bei  der  Zusammensetzung  des  Gerichtes  vorgegangen,  wenn  es 
sich  um  einen  General  handelt.  Diese  Vorschriften  finden  auch  auf  die  Marine 
entsprechende  Anwendung.  Der  Präses  soll  beim  Kriegsrechte  gleichfalls 
keine  geringere  Stelle  bekleiden  als  der  Auditor.*^*-') 

Das  Verfahren  vor  dem  Kriegsrechte  spielt  sich  in  der  Weise  ab, 
daß  der  Abzuurteilende  vorgerufen  und  zunächst  darüber  befragt  wird,  ob  er 
von  seinem  Ablehnungsrechte  wider  die  Richter^®^")  Gebrauch  machen  wolle. 
Nachdem  hierüber  in  Abwesenheit  des  Beschuldigten  entschieden  worden 
ist,  wird  von  sämtlichen  Mitgliedern  des  Kriegsrechtes  der  Richtereid  ge- 
leistet, dem  Untersuchten  seine  Aussage  beim  Verhöre  vorgelesen  und  er 
darüber  befragt,  ob  er  noch  etwas  vorzubringen  habe.  Diese  Ergänzung  der 
Aussage  ist  in  das  Protokoll  des  Kriegsrechtes  aufzunehmen,  worauf  der 
Beschuldigte  abzutreten  hat.  Der  Auditor  liest  sodann  seinen  schriftlichen 
Vortrag  i  sein  votum  informativum)  und  die  wesentlichsten  Aktenstücke  vor. 
Das  Votum  enthält  außer  dem  Nationale  des  Beschuldigten  die  Konduite 
und  Vorbestrafungen  desselben,  die  Tatgeschichte,  einen  Auszug  der  einzelnen 
Aussagen,  die  Schuldbeweise,  die  Qualifikation  der  Tat,  die  anzuwendenden 
Gesetzesbestimmungen,  die  erschwerenden  und  mildernden  Umstände  und 
endlich  den  Strafantrag.  Wenn  die  Mehrheit  der  Richter  es  verlangt,  ist 
eine  Ergänzung  der  Untersuchung  einzuleiten.  Erscheint  eine  solche  nicht 
notwendig,  so  wird  zur  Abstimmung  geschritten,  zu  welchem  Zwecke  der 
Präses  alle  Richter  mit  Ausnahme  des  Auditors  zuvor  abtreten  lassen  muß.*^M 

Das  Urteil  wird  nach  Stimmenmehrheit  gefällt,  und  zwar  hat  jeder 
Richter  1,  der  Präses  2  und  der  Auditor  außer  seiner  belehrenden  Stimme 
noch  1  Stimme  als  Mitrichter,  so  daß  im  ganzen  9  Stimmen  gezählt 
werden.  Abgestimmt  wird  von  der  untersten  Charge  aufwärts.  Der  Präses 
und  nach  ihm  der  Auditor  geben  ihre  Stimmen  zuletzt  ab.  Hat  kein  Antrag 
die  unbedingte  Majorität,  d.  h.  wenigstens  5  Stimmen  für  sich,  so  werden  die 
9  Stimmen  in  der  Reihenfolge  vom  schärfsten  Antrag  bis  zum  mildesten 
geordnet  und  es  ist  die  mittlere  der  5  Stimmen,  also  die  fünfte,  als  das  Ergebnis 
der  Abstimmung  anzusehen.  Die  Schuldfrage  wird  von  der  StrafTrage  bei 
der  Abstimmung  nicht  getrennt.  Dem  Urteile  sind  die  Gründe  beizufügen, 
welche  für  eine  Milderung  der  Strafe  oder  für  eine  gänzliche  Nachsicht 
derselben  sprechen.  Die  bezüglichen  Angaben  können  vom  Präses  und 
Auditor  gemeinsam  oder  in  getrennten  Gutachten  den  Akten  beigeschlossen 
werden.^^*^) 

IV.  Ein  außerordentliches  Kriegsrecht  kann  angesucht  werden, 
wenn  sich  Zweifel  gegen  die  volle  Unparteilichkeit  des  Gerichtsherrn  und 
der  in  dienstlicher  Unterordnung  zu  ihm  stehenden  Richter  erheben  lassen. 
Es  wird  in  der  gleichen  Weise  wie  das  ordentliche  Kriegsrecht  zusammen- 
gesetzt, nur  dürfen  die  Richter  in  keinem  Verhältnisse  dienstlicher  Unter- 
ordnung zu  dem  Gerichtsherrn  stehen,  so  daß,  wenn  der  Beschuldigte  zu 
einem  (irarnisonsgerichte  gehört,  die  Richter  in  einer  anderen  Garnison  oder, 

^o-*^»;  Ib.  §  227.  —  ^o^-^)  Sieh  oben  §  198  IL  —  ^^i)  M.-St.-P.-O.  §§  228  bis  234  al.  1. 
-  ''^'*^  Ib.  §§  230  bis  238  und  245  al.  2. 
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wenn  der  Gerichtsherr  Kegimentskommandant  ist,  die  Richter  nicht  ans 
dem  Stande  desselben  Regimentes  und,  wenn  der  Gerichtsherr  Chef  eines 
Territorialkommandos  ist,  dieselben  in  einem  anderen  Territorialkommando- 
bezirke zu  bestimmen  sind.  Für  Angehörige  der  Kriegsmarine  kann  das 
außerordentliche  Kriegsrecht  nur  bei  einem  Militärgerichte  des  Heeres 
stattfinden.*»»») 

Das  Gesuch  um  Bewilligung  eines  außerordentlichen  Kriegsreehtes 
muß  noch  vor  dem  Zusammentritte  des  Kriegsrechtes  entweder  an  den 
Gerichtsherm  im  Dienstwege  schriftlich  gerichtet  oder  beim  Verhör  mUndlich 
vorgetragen  werden.  Es  ist  vom  Gerichtsherrn  dem  höheren  Militärgerichte 
vorzulegen,  welches  darüber  entscheidet.  Gegen  Verweigerung  findet  binnen 
1 4  Tagen  der  Rekurs  an  die  höchste  Gerichtsinstanz  statt.  Auf  Kriegsschifl^en. 
welche  sich  außerhalb  des  Mittelländischen  Meeres  befinden  sowie  in  festen 
vom  Feinde  zernierten  Plätzen  kann  der  Gerichtsherr  das  Ansuchen  nach 
seinem  Ermessen  zurückweisen.  Aus  erheblichen  Gründen  kann  der  Zusammen- 
tritt eines  außerordentlichen  Kriegsrechtes  auch  von  Amts  wegen  durch  das 
hr)here  Militärgericht  angeordnet  werden.*»*'*) 

V.  Die  revjhtlichen  Erkenntnisse  und  die  kriegsrechtliehen  Urteile 
bedürfen  der  Bestätigung  durch  den  Gerichtsherm,-»*^)  welche  von 
ihm  eigenhändig  geschrieben  und  unterschrieben  sein  muß.  Zu  diesem  Ende 
ist  ihm  der  ganze  Akt  durch  einen  Hauptmann  (Rittmeister  oder  Linien- 
schifl^sleutnant)  und  einen  Subalternoffizier  zu  überbringen,  wenn  er  sich  am 
Orte  befindet,  sonst  im  Dienstwege  einzusenden.*»^^)  Beim  außerordentlichen 
Kriegsrechte  kommt  die  Bestätigung  oder  Abänderung  des  Urteils  in  jedenj 
Falle  dem  höheren  Militärgerichte  zu.*»*^) 

Erst  nach  der  Bestätigung  durch  den  Gerichtsherrn  ist  das  Urteil 
kundzumachen.  Die  Kundmachung  findet  öfifentlich  statt.*»*^)  Nur  die 
kriegsrechtlichen  Urteile  wider  Offiziere,  Militärbeamte,  Kadetten  und  See- 
kadetten sollen  in  dem  Zimmer  oder  Zelte,  in  welchem  das  Kriegsrecht 
abgehalten  wurde,  bei  offenen  Fenstern  und  l^ren  kundgemacht  werden.-^*^- > 
Auf  Kriegsschiffen  werden  die  Urteile  auf  Deck  kundgemacht,  nachdem  dio 
für  den  Dienst  entbehrliche  Mannschaft  angetreten  hat.*»*^»)  Ist  die  Berufung 
angemeldet  worden,  so  ist  die  förmliche  Kundmachung  des  Urteiles  bis  zur 
P^rledigung  der  Berufung  zu  verschieben.*»*^*) 

VI.  Über  die  privatrechtlichen  Ansprüche  der  Beschädigten 
ist  von  den  Militärstrafgerichten  regelmäßig  gleichzeitig  mit  der  Strafsache 
selbst  zu  entscheiden.  Die  Militärstrafgerichte  haben  deshalb  von  Amts  wegen 
den  aus  der  strafbaren  Handlung  entstandenen  Schaden  und  die  übrigen 
privatrechtlichen  Folgen  schon  im  Untersuchungsverfahren  zu  erheben.  Der 
Beschädigte  kann  zur  Begründung  seiner  privatrechtlichen  Ansprüche  nieht 
nur  alle  Beweismittel  in  Betreff  der  Schuld  des  Angeklagten  sowie  in 
Betreff  der  Art  und  Größe  des  Schadens  vorbringen,  sondern  auch  bezüglieh 
der  angesprochenen  Entschädigung  seine  besonderen  Anträge  stellen.*»''-! 

Es  steht  dem  Beschädigten  aber  auch  frei,  den  Zivil  rechts  weg  zu 
betreten,  wenn  er  sich  mit  der  vom  Strafgerichte  zuerkannten  EntschädigUD^r 
nicht    begnügen    will    oder    wenn   das  Gericht   einen   EinstellungsbesehliiU 


2"«3)  Ib.  §  281.  —  2Ü44)  Ib.  §§  283  und  284.  —  »o«)  gieh  oben  §  196  I.  —  2^«)  M.- 
St.-P.-O.  §  245  al.  1  und  §  246  al.  2.  —  2047)  j^  §  085.  —  'o**)  Ib.  §  268.  ~  «'^*".  Ih. 
§  269  al.  1.  —  2050)  Ib.  §  269  Schliißalinea.  —  ^osi)  ib.  §  269  al.  3.  —  ^'''-^')  Ib.  §  331. 
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gefaßt,    einen  Freisprach    gefdllt    oder   überhaupt  keine  Untersuchung   ein- 
geleitet hat.^^'^') 

Auf  den  Zivilrechtsweg  ist  der  Beschädigte  jedenfalls  zu  verweisen,^^^"^) 
wenn 

1.  nicht  mit  Zuverlässigkeit  bestimmt  werden  kann,  worin  der  Ersatz 
zu  bestehen  habe; 

2.  der  Schaden  nicht  aus  der  strafbaren  Handlung  selbst,  sondern  aus 
Zufall  oder  aus  einem  von  der  strafbaren  Handlung  unabhängigen  Ver- 
schulden entstanden  ist; 

3.  der  Beschuldigte  der  Tat,  aus  welcher  der  Schaden  entsprungen, 
nicht  geständig  oder  nicht  tiberwiesen  ist  oder 

4.  vom  Strafgerichte  über  die  privatrechtlichen  Ansprüche  aus  beson- 
deren Gründen  nicht  mit  Zuverlässigkeit  geurteilt  werden  kann. 

Nach  eingetretener  Rechtskraft  eines  militärstrafgerichtlichen  Erkennt- 
nisses, in  welchem  über  privatrechtliche  Ansprüche  erkannt  wurde,  kann 
sodann  auch  bei  dem  in  bürgerlichen  Rechtssachen  zuständigen  Richter  die 
Exekution  angesucht  werden.^'^'''^) 

Hat  das  Militärärar  durch  eine  strafbare  Handlung  einen  Schaden 
erlitten  und  kann  im  strafgerichtlichen  Urteile  nicht  zugleich  über  diese 
privatrechtlichen  Ansprüche  erkannt  werden,  so  ist  nach  den  besonderen 
Vorschriften  über  die  Hereinbringung  von  Ersätzen  vorzugehen.*^-^^) 

VII.  Ein  nachträgliches  Beschlußverfahren  greift  Platz,  wenn 
Heerespersonen  durch  andere,  insbesondere  Zivilstrafgerichte  verurteilt  werden 
und  die  Verhängung  militärischer  Nebenstrafen  in  Frage  kommt. 

Speziell  gegen  Unteroffiziere  und  Mannschaftspersonen  ist  nach- 
träglich die  Degradierung  oder  Rückversetzung  in  die  niederste  Soldklasse, 
beziehungsweise  die  Ausstoßung  aus  der  Armee  auszusprechen,  wenn  diese 
Personen  von  einem  Zivilstrafgerichte  wegen  einer  vor  ihrer  Einreihung 
oder  während  ihres  nichtaktiven  Verhältnisses  begangenen  strafbaren 
Handlung  zu  einer  Freiheitsstrafe  verurteilt  oder  zu  einer  solchen  Freiheits- 
strafe begnadigt  wurden,  mit  welcher  nach  dem  Militärstrafgesetze  die 
erwähnten  Straffolgen  verbunden  sind.  Der  Ausspruch  ist  über  den  zu  begrün- 
denden schriftlichen  Antrag  des  Auditors  von  jenem  Militärgerichte,  welches 
mit  Rücksicht  auf  das  Standesverhältnis  zur  strafgerichtlichen  Untersuchung 
gegen  den  Verurteilten  zuständig  wäre,  beziehungsweise  von  einer  nach 
Art  eines  Kriegsrechtes  zusammengesetzten  Kommission  zu  fällen  und  bedarf 
der  Bestätigung  durch  den  Gerichtsherrn.^^^^) 

§  202.  Das  RechtsmittelTerfahren;  Strafmilderang  und  Strafnachsicht. 

I.  Rechtsmittel  werden  im  Militärstrafprozesse  sowohl  während 
des  Verfahrens  als  auch  gegen  die  Endurteile  gewährt.  Die  letzteren 
Rechtsmittel  teilen  sich  in  ordentliche  und  außerordentliche,  je  nach- 
dem sie  im  gewöhnlichen  Verlaufe  des  Verfahrens  gegen  Endurteile  vom 
Verurteilten  ergriffen  werden  können  oder  in  außerordentlichen  Fällen  gegen 
bereits  rechtskräftige  Erkenntnisse  Anwendung  finden. 

II.  Während  des  Verfahrens  ist  als  Rechtsmittel  die  Beschwerde 
gewährt.  Jeder,  der  sich  während  der  Untersuchung  durch  eine  Verfügung 
oder  Verzögerung   des    Untersuchungsrichters  für   gekränkt  erachtet,   kann 

2053)  Ib.  §  3tl  al.  2.  —  20")  Ib.  §  341  al.  1.  -  2055)  jb.  §  343  und  ö.  E.-O.  §  1 
Punkt  8.  —  20!^«)  Ib.  §  342.  Sieh  oben  §  146  II.  ^57)  ib.  §§  378  und  379. 
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beim   hiiheren   Militärgerichte   im  Wege   der   Beschwerde   um   Abhilfe  ein- 
schreiten, welches  Rechtsmittel  aber  keinen  Suspensiveifekt  besitzt.*"^'*) 

III.  Als  ordentliche  Rechtsmittel  gegen  Endurteile  stehen  dem 
Verurteilten  die  Berufung  (der  Rekurs)  und  die  Aktenrevision  offen. 

1.  Die  Berufung  i^der  Rekurs)  ist  zulässig,  wenn  das  kriegsrecht- 
liche Urteil  nicht  auf  Lebens-,  Kerker-  oder  Arreststrafe  lautet  oder  wenn 
zwar  nebst  der  Kassation,  Entlassung,  Abnahme  der  Kadettenauszcichnun^ 
oder  Degradierung  zugleich  auf  eine  Kerker-  oder  Arreststrafe  erkannt, 
dieselbe  jedoch  vom  Gerichtsherrn  nachgesehen  worden  ist  oder  die  aus- 
gestandene Untersuchungshaft  für  die  Freiheitsstrafe  angerechnet  wurde.*^-''* ) 
Das  Recht  der  Berufung  steht  dem  Verurteilten  auch  dann  zu,  wenn  das 
Urteil  zwar  nebst  der  Kassation,  Entlassung,  Abnahme  der  Kadetten- 
auszeichnung oder  Degradiening  wegen  einer  konkurrierenden  strafljaren 
Handlung  auch  auf  eine  Freiheitsstrafe  lautet,  der  Chargenverlust  aber  nur 
wegen  einer  strafbaren  Handlung  ausgesprochen  wurde,  auf  welche  das 
Gesetz  keine  andere  Strafe  als  jene  des  Chargenverlustes  verhängt. ""^^i  Die 
Berufung  ist  endlich  auch  beim  außerordentlichen  Kriegsrechte  statthaft, 
wenn  das  höhere  Militärgericht  das  kriegsrechtliche  Urteil  verschärft  hat. 
In  diesem  Falle  kann  binnen  30  Tagen  an  den  höchsten  Militärgerichtshof 
appelliert  werden.  Ist  aber  das  Urteil  beim  außerordentlichen  Kriegsrechte 
bloß  bestätigt  oder  gar  gemildert  worden,  so  ist  die  Berufung  ausge- 
schlossen.-^®^) 

Die  Berufung  kann  sich  sowohl  gegen  die  Tat-  und  Beweisfrage  als 
auch  gegen  Mängel  im  Verfahren  oder  unrichtige  Anwendung  des  materiellen 
Strafgesetzes  richten. 

Sie  ist  mündlich  oder  schriftlich  binnen  30  Tagen  vom  Tage  der 
Kundmachung  des  Urteils  an  gerechnet  beim  höheren  Militärgerichte  ein- 
zubringen. Der  Auditor  ist  verpflichtet,  dem  Verurteilten  hiebei  tunlichst 
Beistand  zu  leisten  und  ihm  auf  Verlangen  die  Beweggründe  des  Urteils 
bekanntzugeben.*"^'^)  Die  Berufung  hat  Suspensiveffekt.-"^*^) 

Hat  von  mehreren  Mitangeklagten,  denen  das  Recht  der  Berufung 
zusteht,  nur  einer  derselben  die  Berufung  ergriffen,  so  kommt  diese  Berufung 
auch  den  übrigen  Mitschuldigen  zu  gute,  indem  das  höhere  Militärgericht  so 
vorzugehen  hat,  als  wenn  auch  die  letzteren  die  Berufung  ergriffen  hätten. 
Diese  Bestimmung  gilt  auch  dann,  wenn  nur  einem  unter  mehreren  gleich- 
zeitig Verurteilten  das  Recht  der  Berufung  zusteht  und  dieser  davon  Gebrauch 
gemacht  hat.*"<^*) 

2.  Um  Aktenrevision  kann  der  zu  einer  Freiheitsstrafe  Verurteilte  auch 
in  jenen  Fällen  bitten,  in  welchen  er  kein  Recht  der  Berufung  hat.  Das 
Rechtsmittel  ist  beim  höheren  Militärgerichte,  beziehungsweise  wenn  das 
Urteil  von  diesem  erflossen  ist,  beim  höchsten  Militärgerichte  einzubringen. 
Der  Strafvollzug  wird  durch  die  Einbringung  dieses  Rechtsmittels  nicht 
gehemmt.  *^^^) 

IV.  Außerordentliche  Rechtsmittel  sind  die  Wiederaufnahme 
der  Untersuchung  und  die  außerordentliche  Revision. 

1.  Die  Wiederaufnahme  der  Untersuchung  kann  zu  Gunsten 
oder  zum  Nachteile  des  Verurteilten  angeordnet  werden. 

2'^^'»)  Ib.  §  60.  —  2050)  Ib.  §§  273  und  274.  —  ^oeoj  j^.  §  275.  —  ^ooi)  ib.  §  276.  — 
2"«2)  Ib.  §§  276  und  277.  —  ^nca»  ib.  §  278.  —  '''^*;  Ib.  §  289  al.  2  und  3.  -  ^•**.  Ib. 
§  279  al.  I. 
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r/)Zu  Gunsten  des  Verurteilten  kann  das  höhere  Militärgericht  auf 
Ansuchen  des  Verurteilten  oder  von  Amts  wegen  die  Wiederaufnahme  der 
Untersuchung  verfügen,  wenn  neu  zum  Vorschein  gelangte  Umstände  ver- 
muten lassen,  daß  dem  Verurteilten  ein  Unrecht  zugefügt  worden  ist.  Wird 
die  Wiederaufnahme  vom  höheren  Militärgerichte  verweigert,  so  kann  beim 
höchsten  Militärgerichte  um  Abhilfe  dagegen  eingeschritten  werden.^®^'*) 

Kommen  dagegen  während  der  Strafzeit  des  Verurteilten  neue  und  so 
geartete  Milderungsumstände  hervor,  welche  bei  Schöpfung  des  früheren 
Urteiles  nicht  bekannt  waren  und  welche,  wenn  sie  damals  bekannt  gewesen 
wären,  nach  dem  Gesetze  zwar  keinen  anderen  Strafsatz,  wohl  aber  eine 
mildere  Bemessung  der  Strafe  herbeigeführt  haben  würden,  so  erfolgt 
keine  Wiederaufnahme  des  Strafverfahrens,  wohl  aber  hat  das  Gericht 
erster  Instanz,  sobald  es  sich  von  dem  Vorhandensein  dieser  Milderungs- 
umstände überzeugt  hat,  einen  Antrag  auf  Milderung  der  Strafe  beim 
Gerichtsherrn  der  ersten  Instanz,  beziehungsweise  wenn  das  Urteil  von  einer 
höheren  Gerichtsinstanz  geschöpft  worden  ist,  bei  dieser  Instanz  zu.  stellen.^'^®^) 

h)  Zum  Nachteile  des  Untersuchten,  welcher  durch  rechtliches 
Erkenntnis  oder  Urteil  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  nicht  schuldig 
erkannt  oder  gegen  welchen  ein  Einstellungsbeschluß  gefaßt  worden  ist, 
kann  die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  nur  dann  angeordnet  werden, 
wenn  das  Verbrechen  oder  Vergehen  von  der  Zeit  des  in  Rechtskraft 
erwachsenen  rechtlichen  Erkenntnisses,  beziehungsweise  Urteiles  oder  Ein- 
stellungsbeschlusses an  noch  nicht  durch  Verjährung  erloschen  ist  und  solche 
neue  Beweismittel  vorliegen,  welche  mit  Grund  erwarten  lassen,  daß  sie 
entweder  für  sich  allein  oder  in  Verbindung  mit  den  früher  vorhandenen 
Behelfen  die  Verurteilung  des  Beschuldigten  nach  sich  ziehen  werden.^^^^) 
Die  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  zum  Nachteile  des  Beschuldigten  findet 
ferner  statt,  wenn  sich  in  Bezug  auf  die  strafbare  Handlung,  welche  den 
Gegenstand  der  Untersuchung  gebildet  hat,  solche  neue  Umstände  oder 
Beweismittel  ergeben,  daß  dieselben  die  in  dem  früheren  Urteile  nicht  aus- 
gesprochene Todes-  oder  lebenslange  Kerkerstrafe  nach  sich  gezogen  hätten 
oder  doch  die  früher  zuerkannte  Freiheitsstrafe  wesentlich  zu  erhöhen 
geeignet  sind,  oder  wenn  eine  solche  Verschärfung  oder  Erhöhung  der 
Strafe  wegen  eines  neu  entdeckten  Deliktes  einzutreten  hätte.*^®^) 

2.  Die  außerordentliche  Revision  kann  vom  höheren  Militärgerichte 
nach  Eintritt  der  Rechtskraft  und  selbst  nach  teilweiser  oder  gänzlicher 
Vollstreckung  des  Erkenntnisses  angeordnet  werden,  wenn  sonst  Grund  zur 
Annahme  vorhanden  ist,  daß  bei  Schöpfung  des  Erkenntnisses  eine  Gesetz- 
widrigkeit unterlaufen  sei.^'*^^)  Eine  solche  außerordentliche  Überprüfung 
der  Akten  kann  dem  höheren  Militärgerichte  auch  vom  höchsten  Militär- 
gerichtshofe aufgetragen  werden.  Das  höhere  Militärgericht  hat,  im  Falle 
Hieb  der  höchste  Militärgerichtshof  die  Schlußfassung  selbst  vorbehalten 
hat,  seine  Entscheidung  diesem  zur  Bestätigung  vorzulegen,  sonst  aber  selbst 
zu  entscheiden.^"^*) 

V.  Die  angeführten  Bestimmungen  über  das  Rechtsmittel- 
verfahren erfahren  dadurch  bedeutsame  Modifikationen,  daß  die 
hi>heren  Militärgerichtsinstanzen  auch  in  anderen  Fällen  ohne  Rücksicht  auf 
ein   vom   Verurteilten    ergriffenes   Rechtsmittel,    sei   es    auf  Anregung   der 

-"W)  Ib.  §§  344  uud  347.  —  ^oot^  i^.  §  349  ^1.  l.  —  2068,  n,.  §  345.  —  ^ocg^  jb. 
§$  315  al  1  und  346.  -  ^oto^  Ib.  §  295.  —  2071)  jb.  §  303. 
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unteren  Instanzen  durch  Vorlage  der  Akten,  sei  es  aus  eigener  Initiative, 
einzusehreiten  und  sich  ilberhaupt  die  Ratifikation  der  Urteile  yorzubehalten 
berechtigt  sind.-"'-)  Von  Amts  wegen  sind,  während  das  Straf-  und  Be- 
gnadigungsrecht des  Gerichtsherrn  außer  Kraft  tritt,  die  Akten  insbesondere 
in  folgenden  Fällen  dem  höheren  Militärgericht  vorzulegen:*'^*') 

1.  Wenn  das  Urteil  oder  der  Einstellungsbeschlnß  einen  GeneraK 
Obersten  oder  einen  Militärbeamten  von  der  sechsten  Rangklasse  aufwärts, 
einen  Referenten  der  höheren  Gerichtsinstanzen  oder  einen  Abteiluugs- 
vorstand  der  Zentralstellen  betrifft; 

2.  beim  Verbrechen  des  Hochverrates,  beim  Zweikampf,  bei  Verfiil- 
schung  der  öffentlichen  Kreditpapiere  oder  bei  Münzverfälschung,  soferne 
nicht  ein  Einstellungsbesehluß  wegen  mangelnden  Tatbestandes  oder  wegen 
mangelnder  Zurechnungsfähigkeit  geschöpft  wurde; 

8.  wenn  beim  Beweise  aus  dem  bloßen  Zusammentreffen  von  Verdachts- 
gründen  auf  eine  mit  Inbegriff  der  etwa  eingerechneten  Untersuchungshaft 
10  Jahre  übersteigende  Freiheitsstrafe  erkannt  wurde; 

4.  falls  gegen  einen  Offizier,  Militärbeamten  oder  eine  diesen  gleich- 
gestellte Person  bei  hartnäckiger  Weigerung  der  Antwort  oder  gegen  was 
immer  für  einen  Beschuldigten  bei  verstellter  Sinnesverwirrung  abgesprochen 
wurde; 

5.  wenn  das  gegen  einen  Kriegsgefangenen  geschöpfte  Urteil  auf  den 
Tod  lautet  oder  der  Verurteilte  ein  kriegsgefangener  Stabs-  oder  Ober- 
offizier ist; 

6.  wenn  sich  das  höhere  Militärgericht  aus  irgend  einem  Anlasse  die 
Ratifikation  des  Urteiles  vorbehalten  hat; 

7.  wenn  das  Urteil  in  einem  außerordentlichen  Kriegsrechte  geschöpft 
wurde. 

In  allen  diesen  Fällen  hat  jedoch  das  höhere  Militärgericht  den 
gefaßten  Beschluß  dem  höchsten  Militärgerichtshofe  vorzulegen  und  dessen 
Entscheidung  abzuwarten.  ^^'^^) 

VI.  Die  Tätigkeit  der  höheren  Gerichtsinstanzen  kann  entweder  eine 
kassatorische  sein,  so  daß  ein  neuerliches  Verfahren  bei  den  unteren 
Gerichtsinstanzen  eintritt,  oder  sie  können  Revision  üben,  d.  h.  in  der 
Sache  selbst  erkennen. 

1.  Das  höhere  Militärgericht  ist  berechtigt  und  verpflichtet,  in  allen 
Fällen,  in  welchen  es  über  ein  noch  nicht  rechtskräftiges  Erkenntnis,  be- 
ziehungsweise Urteil  zu  entscheiden  hat,  das  erstrichterliche  Erkenntnis  zu 
kassieren, -^'^•'^) 

a)  wenn  das  Militärgericht  zur  Entscheidung  über  den  Straffall  nicht 
zuständig  war;  oder 

/>)  wenn  wesentliche  Formgebrechen  oder  Unregelmäßigkeiten  im  Uuter- 
suchungsverfahren  oder  bei  Schöpfung  des  erstrichterlichen  Spruches  unter- 
laufen sind,  wodurch  Gesetze  und  Grundsätze  des  Verfahrens  hintangesetzt 
oder  unrichtig  angewendet  wurden,  deren  Beobachtung  durch  das  Wesen 
eines  die  Strafverfolgung  sichernden  Verfahrens  geboten  ist. 

Eine  taxative  Aufzählung  der  prozessualen  NullitätsgrUnde  ist 
somit  der  Militärstrafprozeßordnung  unbekannt. 

2.  In  anderen  Fällen,  in  welchen  dem  hr)lieren  Militärgerichte  ein 
noch  nicht  rechtskräftiges  Erkenntnis  vorliegt,  hat  es  in  der  Saehe 

-'0"-^77b.    §§  30  i.f.    und  34  i.  f.    -    2ot3)  h,    §  245^.    —    ''^'^)  Ib.  §  294    al.  1.    - 

-"■*)  Ib.  §  2^y. 
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treibst  zu  erkennen,  was  durch  Bestätigung  des  erstriehterlichen  Urteiles 
oder  durch  Schöpfung  eines  neuen  Urteiles  geschieht.  Hiebei  ist  das  höhere 
Militärgericht  entsprechend  den  Grundsätzen  des  schriftlichen  inquisitorischen 
Verfahrens  an  die  Ansicht  der  ersten  Gerichtsinstanz  über  die  Tat-  und 
Schuldfrage  nicht  gebunden.  ^^'^^)  Es  hat  daher  sein  Urteil  grundsätzlich 
nach  dem  Gesetze  und  dem  Ergebnisse  der  Verhandlung  ohne  Rücksicht 
auf  den  Ausspruch  des  ersten  Gerichtes  zu  schöpfen  und  kann  mithin  das 
erstrichterliche  Erkenntnis  bestätigen,  mildem  oder  verschärfen  oder  auch 
auf  „nichtschuldig"  erkennen.**^")  Dieser  Grundsatz  erleidet  aber  mehrfache 
Einschränkungen: 

a)  In  Berufungsfällen  darf  das  höhere  Militärgericht  vermöge  des 
für  solche  Fälle  geltenden  Verbotes  der  reformatio  in  peius  keine 
strengere  Strafe  verhängen  als  im  ersten  Urteile  ausgesprochen  worden  ist;*^^'^ ) 

b)  umgekehrt  darf  das  höhere  Militärgericht  in  dem  Falle,  wenn  der 
Gerichtsherr  einem  sonst  gesetzmäßigen  Straferkenntnis  die  Be- 
stätigung versagt,  weil  er  die  zuerkannte  Strafe  zu  milde  findet  und 
deshalb  die  Akten  behufs  Verschärfung  vorlegt,  den  erstrichterlichen  Spruch 
nur  bestätigen  oder  verschärfen,  nicht  aber  im  Rechts-  oder  Gnaden- 
wege mildern.  Hat  jedoch  der  Gerichtsherr  zugleich  einen  Gnadenantrag 
gestellt,  so  kann  das  höhere  Militärgericht  in  diesem  Falle  eine  Milderung 
der  Strafe  eintreten  lassen  ;^^^^) 

(')  eine  Verschärfung  (reformatio  in  peius)  ist  ausgeschlossen, 
wenn  auf  Verlangen  des  Verurteilten  Aktenrevision  stattfindet. -•^^*^) 

Mehr  beschränkt  ist  das  höhere  Militärgericht  in  der  Abänderung  des 
Spruches,  wenn  ihm  ein  bereits  rechtskräftiges  Erkenntnis  vorliegt 
(in  Fällen  der  außerordentlichen  Revision). 

Das  höhere  Militärgericht  kann  zwar  auch  in  diesen  Fällen  statt  eines 
auf  ^.schuldig"  lautenden  Urteiles  einen  Freispruch  oder  einen  Einstellungs- 
beschluß schöpfen,  die  strafbare  Handlung  anders  qualifizieren  und  endlich 
auf  die  im  Urteil  nicht  ausgesprochene  Strafe  und  deren  Folgen  erkennen, 
zu  deren  Nachsicht  der  Gerichtsherr,  wenn  die  erste  Instanz  dieselben  aus- 
gesprochen hätte,  nicht  berechtigt  gewesen  wäre  (Ausstoßung  aus  der  Armee, 
wenn  auf  schweren  Kerker  von  mehr  als  10  Jahren  oder  wiederholt  auf 
solchen  Kerker  in  der  Dauer  von  mehr  als  1  Jahre  erkannt  wurde.  Nach- 
dienen bei  der  Desertion),  sonst  aber  eine  Verschärfung  der  Strafe  nicht 
eintreten  lassen  und  die  Strafe  auch  nur  dann  in  milderem  Sinne  abändern, 
wenn  sich  diesellie  an  sich  oder  bei  geänderter  Qualifikation  des  Deliktes  als 
gesetzwidrig  darstellt.  Es  würde  daher  beispielsweise,  wenn  die  erste  Instanz  auf 
ein  Vergehen  und  eine  Arreststrafe  erkannt  hätte,  während  die  Tat  nunmehr 
als  ein  Verbrechen  qualifiziert  wird,  eine  Änderung  der  Strafe  in  Kerker 
nicht  eintreten  können,  weil  der  Gerichtsherr  die  Strafe  hätte  ganz  nach- 
sehen können.  Nimmt  das  höhere  Militärgericht  hiernach  eine  Änderung 
oder  Milderung  einer  bereits  im  Vollzug  begrififenen  Strafe  vor,  so  hat  es 
hiebei  auf  die  infolge  des  früheren  Urteilsspruches  bereits  abgebüßte  Strafe 
angemessene  Rücksicht  zu  nehmen.^^^^M  Unzuständigkeit  des  Militärgerichtes 
hat  auch  die  Kassierung  eines  in  Rechtskraft  erwachsenen  erstrichterlichen 
Urteiles  zur  Folge.-"®^) 


2076)  11,.  §§  2(^6  und  287.  —  ^ott)  ib.  §  291.  —  2o:s)  ib.  §  289  al.  1.  -  ^»79)  ib.  §  290. 
-  2080^  Ib.  §  304  al.  2.  —  "»i)  Ib.  §§  296  und  297.  ~  2o%i)  ib.  §  301. 
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In  einer  Keihe  von  Fällen  ist  das  höhere  Militärgericht  verbanden» 
seine  Entscheidung  dem  höchsten  Militärgerichtshofe  vorzulegen. 
Eine  solche  Vorlage  hat,  abgesehen  von  den  bereits  erwähnten  Fällen,  wo 
das  8traf-  und  Begnadigungsrecht  des  Gerichtsherm  außer  Kraft  tritt,"*''^» 
stattzufinden:*®^^) 

1.  Wenn  das  höhere  Militärgericht  ein  Urteil  auf  die  Todesstrafe  za 
verschärfen  und  diese  nicht  gleichzeitig  im  Gnadenwege  nachzusehen  findet; 

2.  wenn  in  erster  Instanz  ein  Freispruch  gefällt  wurde,  das  hrihere 
Militärgericht  jedoch  auf  eine  Strafe  erkannt  hat,  mag  letzteres  auch  nur 
wegen  eines  konkurrierenden  Verbrechens  geschehen  sein; 

3.  wenn  sich  der  höchste  Militärgerichtshof  die  Ratifikation  des  Urteile« 
vorbehalten  hat; 

4.  wenn  das  höhere  Militärgericht  ein  im  außerordentlichen  Kriegs- 
rechte  geschöpftes  Urteil  verschärft  und  der  Abgeurteilte  von  dem  ihm  gegen 
dieses  Urteil  zustehenden  Berufungsrechte  Gebrauch  gemacht  hat. 

Dem  höchsten  Militärgerichtshofe  sind  außerdem  die  Urteilsrällungen 
gegen  Oberste,  Generale  und  diesen  gleichgestellte  Personen  vorbehalten. 
Der  Urteilsspruch  gegen  diese  Personen  ist  von  der  Ausfertigung  mit  oder 
ohne  Antrag  auf  Begnadigung  dem  Monarchen  vorzulegen  und  erst  nach 
Rticklangen  der  Weisung  desselben  kundzumachen.^®**^) 

VII.  Eine  Strafmilderung  oder  Begnadigung*®^*^)  kommt  zunächst 
dem  Gerichtsherrn  erster  Instanz  zu.  Dieselbe  soll  in  der  Regel  gleich 
in  der  dem  Urteile  beizusetzenden  Kundmachungsklausel  ausgedrückt  werdea. 
Sie  kann  jedoch  von  Seiten  des  Gerichtsherrn  erster  Instanz  auch  nach  er- 
folgter Kundmachung  des  Urteiles  verfügt  werden,  wenn  das  Urteil  auf  den 
Tod  lautet  und  nicht  eine  gesetzliche  Beschränkung  des  Begnadigungs- 
rechtes entgegensteht  oder  wenn  die  im  Rechts-  oder  Gnadenwege  verhängte 
Freiheitsstrafe  die  Dauer  eines  Jahres  nicht  übersteigt.^"^")  Über  jenen, 
welcher  durch  Abführung  auf  den  Richtplatz  die  Todesangst  bereits  aus- 
gestanden hat,  darf,  wenn  er  begnadigt  wird,  keine  weitere  Strafe  mehr 
verhängt  werden.  Auch  soll,  wenn  der  Gerichtsherr  die  Todesstrafe  nach 
der  Kundmachung  des  Urteiles,  aber  noch  vor  der  Abführung  auf  den  Richt- 
platz in  eine  Freiheitsstrafe  umwandelt,  bei  Ausmessung  der  letzteren  auf 
die  erlittene  Todesangst  billige  Rücksicht  genommen  werden.*®^^) 

Zur  Mildening  der  Strafe  oder  gänzlicher  Begnadigung  soll  sich  der 
Gerichtsherr  nur  durch  erhebliche  Gründe  bewegen  lassen;  Begnadigung-s- 
akte,  wodurch  der  Gerechtigkeit  offenbar  Abbruch  geschieht  oder  die  Diszi- 
plin gestört  werden  könnte,  sind  zu  vermeiden.*®^'**) 

Der  Gerichtsherr  ist  in  der  Ausübung  seines  Begnadigungsrechtes  in 
mehrfacher  Richtung,  und  zwar  teils  von  Gesetzes  wegen,'®^®)  teils  durch  dan 
Eingreifen    der   höheren    Gerichts-   und   Verwaltungsinstanzen  beschränkt. 

Ein  solches  Eingreifen  der  höheren  Gerichtsinstanzen  findet, 
abgesehen  von  den  bereits  erwähnten  normalen  Fällen  ihres  Begnadigungs- 
rechtes,-®^M  statt: 

1.  Bei  allen  in  Kriegs-  und  Friedenszeiten  mit  der  Todesstrafe  be- 
drohten gemeinen  Verbrechen,  wenn  der  Gerichtsherr  dafür  hält,  daß  wegen 
des  Vorhandenseins  von  Begnadigungsgründen  die  kriegsrechtlich  ausge- 
sprochene Todesstrafe  in  eine  Freiheitsstrafe  umzuwandeln  wäre; 

^^^^^)  Sieh  oben  Punkt  IV.  —  ^os*)  M.-St.-P.-O.  §  294.  —  ^oesj  j^.  §  310.  —  ^^sc,  gioh 
oben  §  161.  —  2ns7)  M.-St.-P.-O.  t^  2o6  al.  1.  —  2ossj  Ib.  §  256  al.  2  und  3.  —  "*'>)  Ib. 
§  257.  —  ^'^»")  Ib.  §§  258  bis  260.  —  2n9i^  gieh  oben  §  161. 
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2.  bei  sonstigen  Todesurteilen,  wenn  der  Gerichtsherr  die  Todesstrafe 
im  Gnadenwege  erlassen  will,  ihm  jedoch  einfacher  oder  schwerer  Kerker 
in  der  Dauer  von  5  Jahren  statt  der  im  Gnadenwege  umzuwandelnden 
Todesstrafe  zu  gering  erscheint. 

In  Fällen  dieser  Art  sind  die  Untersuchungs-  und  Kriegsrechtsakten 
dem  höheren  Militärgerichte  zur  Entscheidung  vorzulegen.***^*) 

Den  höheren  Militärgerichtsinstanzen  kommt  außerdem  die  Befugnis 
zur  nachträglichen  Begnadigung  zu,  wenn  von  diesen  Gerichtsinstanzen  ein 
Strafurteil  geschöpft  wurde,  dessen  Strafausspruch  eine  einjährige  Freiheits- 
strafe nicht  überschreitet*®'*^; 

Wenn  hingegen  die  im  Rechts-  oder  Gnadenwege  verhängte  Freiheits- 
strafe mit  Einschluß  der  angerechneten  Untersuchungshaft  die  Dauer  eines 
.Jahres  überschreitet,  so  kann  eine  nachträgliche  Strafmilderung  oder  Be- 
gnadigung nur  durch  die  Zentralverwaltungsstellen  erfolgen.  Doch 
bleibt  den  höheren  Militärgerichtsinstanzen  das  Recht  unbenommen,  eine 
angemessene  Nachsicht  zu  gewähren,  wenn  neue  und  so  beschaffene  Um- 
stände hervorkommen,  welche  nicht  schon  bei  Fällung  des  Urteiles  in  Er- 
wägung gezogen  wurden  und  welche,  wenn  sie  schon  früher  bekannt  ge- 
wesen wären,  ein  milderes  Strafausmaß  nach  sich  gezogen  hätten.*"^*) 

Dem  Begnadigungsrechte  des  höheren  Militärgerichtes  sind  wiederum 
durch  das  Eingreifen  des  höchsten  Militärgerichtshofes  Schranken  gezogen. 
Insbesondere  ist  es  gehalten,  bei  jenen  Verbrechen,  welche  sowohl  im  Kriege 
als  in  Friedenszeiten  mit  der  Todesstrafe  bedroht  sind  sowie  beim  Ver- 
brechen der  Desertion  überhaupt  nach  Vornahme  der  Aktenrevision  die  An- 
zeige an  den  höchsten  Militärgerichtshof  zu  machen,  wenn  es  entweder  über 
Antrag  des  Geriehtsherrn  oder  auch  aus  sonstigen  Gründen  von  der  aus- 
^^esprochenen  Todesstrafe  zu  begnadigen  findet.  Der  höchste  Militärgerichts- 
hof hat  dann  zu  erwägen,  ob  das  höhere  Militärgericht  von  seinem  Be- 
gnadigungsrechte einen  angemessenen  Gebrauch  gemacht  hat,  und  im  ent- 
gegengesetzten Falle  die  entsprechende  Verfügung  zu  treffen.*"-*-^) 

Die  Begnadigung  politischer  Sträflinge  ist  dem  Monarchen  vor- 
behalten. »^••*«) 

§  203.  Die  ToUstrecknnif^  der  Erkenntnisse. 

I.  Die  Todesstrafe  wird  regelmäßig  am  Morgen  des  zweiten  Tages 
nach  jenem  vollzogen,  an  welchem  dem  Verurteilten  das  Urteil  kundgemacht 
worden  ist.  Der  mit  dem  Straf-  und  Begnadigungsrechte  ausgestattete  Kom- 
mandant einer  Truppe  kann  diese  Frist  abkürzen,  doch  müssen  dem  Ver- 
urteilten zur  Vorbereitung  wenigstens  8  Stunden  ifrei  gelassen  werden.  Die 
Todesstrafe  durch  den  Strang  kann  auch  auf  dem  Lande  durch  Erschießen 
vollzogen  werden,*^^')  wenn  die  Herbeischaffung  eines  Scharfrichters  auf 
Schwierigkeiten  stößt  oder  andere  Hindernisse  obwalten. *^'^*)  Die  Militär- 
strafprozeßordnung kennt  keine  Intramuranhinrichtung.  Im  übrigen  sind  die 
Förmlichkeiten  bei  Vollziehung  der  Todesstrafe  durch  das  Dienstreglement  *®^^) 
normiert. 

II.  Freiheitsstrafen  werden,  wenn  im  Urteile  nichts  anderes  be- 
stimmt ist,  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Vollzug  gesetzt.*^''^) 


2»92j  M.-St.-P.-0.  §  261.  —  2'»:»)  Ib.  §  263  al.  1.  -  ^"s*)  Ib.  §  263  al.  2.  -  ^^^)  Ib. 
45  406.  —  »"«ö;  Ib.  §  264.  —  2097)  gjeh  oben  §  159.  —  »om^  M.-St.-P.-O.  §  318  al.  1 
big  8.  -  2099)  I  X.  §  97  Punkt  708.  —  -»i"")  M.-St-P.-O.  §  316  al.  1. 


604 

Katholische  Militärgeistliche,  welche  wegen  eines  Vergehens  zu  einer 
Freiheitsstrafe  verurteilt  wurden,  haben  ihre  Strafe  nach  den  Bestimmungen 
jenes  Bischofes  abzubüßen,  welchem  sie  vor  ihrem  Eintritte  in  die  Militär- 
geistlichkeit unterstanden.  Wurden  sie  aber  wegen  eines  Verbrechens  zu 
einer  Freiheitsstrafe  verurteilt,  so  entscheidet  der  Kaiser  auf  Antrag  der 
geistlichen  Behörde,  beziehungsweise  der  militärischen  Zentralstelle,  ob  sie 
auch  in  diesem  Falle  ihre  Strafe  in  einem  geistlichen  Hause  abbüßen 
dürfen.«!«^ 

III.  Urteile  auf  Kassation,  Entlassung,  Abnahme  der  Kadetten* 
auszeichnung  und  Degradierung  werden,  wenn  dagegen  nicht  rekurriert 
wird,  schon  durch  die  Kundmachung  vollzogen.  Bei  den  zur  Kassation  ood 
Entlassung  verurteilten  Offizieren  und  Militärbeamten  hat  außerdem  eine 
Abnahme  der  Ernennungsdekrete  sowie  eine  Durchschneidung  der  8ie^l 
und  Unterschriften  stattzufinden.^^®*) 

IV.  Geldstrafen  sind  nach  besonderen  Vorschriften  einzubringen  und 
wegen  des  Vollzuges  der  sonstigen  Strafen  ist  mit  den  einschlägigen 
Behörden  das  Einvernehmen  zu  pflegen.*^®^) 

V.  Eine  Suspension  des  Strafvollzuges  findet  statt:*^^) 

1.  Wenn  der  Verurteilte  sein  an  sich  vollkommenes  Geständnis  wider- 
ruft, kein  anderer  Beweis  oder  keine  genügenden  Verdachtsmomente  vor- 
handen sind  und  er  glaubwürdige  Gründe  vorzubringen  vermag,  warum  er 
früher  ein  falsches  Geständnis  abgelegt  hat; 

2.  wenn  ein  auf  die  Todesstrafe  lautendes  Urteil  sich  bloß  auf  das 
Geständnis  des  Verurteilten  gründet  und  dieser  seine  Aussage  zurücknimmt 
oder  solche  neue  Angaben  macht,  welche  die  Tathandlung  wesentlich  ver- 
ändern oder  doch  zweifelhaft  machen  können; 

3.  wenn  nach  Kundmachung  des  Urteiles  solche  Umstände  hervor- 
kommen, welche  die  Unschuld  oder  mindere  Schuld  des  Verurteilten  dartun; 

4.  wenn  der  Verurteilte  in  eine  solche  Seelenstörung  oder  körperliehe 
Krankheit  verfällt,  welche  den  Vollzug  des  Urteiles  als  untunlich  erscheinen 
läßt  oder  wenn  eine  zum  Tode  verurteilte  Frauensperson  schwanger  ist; 

5.  wenn  nach  Kundmachung  des  Urteiles  von  dem  Verurteilten  ein 
früher  begangenes  Verbrechen  gestanden  oder  sonst  entdeckt  wird  und  dieses 
neue  Verbrechen  mit  der  im  früheren  Urteile  nicht  ausgesprochenen  Todes- 
oder lebenslangen  Kerkerstrafe  bedroht  ist  oder  doch  die  früher  zuerkannte 
Freiheitsstrafe  wesentlich  zu  erhöhen  geeignet  ist; 

6.  wenn  die  höheren  Militärgerichtsinstanzen  aus  wichtigen  Gründen 
den  Vollzug  der  Strafe  einstellen. 

§  204.   Die  Kosten  des  Militftrstrafyerfahrens. 

Die  Kosten  des  Militärstrafverfahrens  werden  in  der  Regel  vom 
Militärärar  getragen.- ^"^)  Dagegen  trägt  für  die  bei  den  Militärgerichten  in 
Untersuchung  gezogenen  oder  infolge  eines  militärgerichtlichen  Spruches  in 
einer  Militärstrafanstalt  in  Haft  genommenen  Zivilpersonen  der  Miütälretat 
die  Reise-  und  Verpflegskosten  nur  vorbehaltlich  des  Ersatzes  derselben  aus 
dem  Vermögen  oder  den  etwaigen  ärarischen  Bezügen  des  Untersuchten, 
beziehungsweise  Verurteilten.^^"^j 

2i»i)  Ib.  §  318  al.  2  bis  4.  —  2102)  jb.  §  317.  —  "^3)  ji,.  §  319.  —  »iw)  Ib.  §§  212. 
271,  314  al.  1  und  2  und  315.  —  ^los)  n,   §  323.  __  2106)  ib.  §  329. 
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2.  Die  besonderen  Verfahrensarten. 


§  :i05.  Das  Verfahren  gef^en  Abwesende  und  Flüchtige  nnd  der  Ediktalprozeß 

insbesondere. 

I.  Gegen  Abwesende  und  Flüchtige  sind  alle  Maßnahmen  zu  er- 
greifen, welche  zur  Erforschung  der  Tat,  Herbeischaffung  der  Beweismittel 
und  Sicherung  der  ärarischen  Ersatzansprüche  dienen  können.  Die  Erlassung 
von  Steckbriefen  und  die  Geltendmachung  der  in  den  Auslieferungs- 
verträgen vorgesehenen  Eechte  ist  nach  Umständen  zulässig.  Im  übrigen 
aber  hat  das  weitere  Verfahren  in  der  Regel  bis  zur  Anhaltung  des  Be- 
schuldigten auf  sich  zu  beruhen.^^^') 

IL  Nur  in  jenem  Falle,  wo  die  ein  Verbrechen  darstellende  Tat  beson- 
ders bösartig  oder  mit  allgemeinem  Ärgernis  verbunden  ist,  stark  um  sich 
greift  oder  üble  Folgen  und  Nachahmung  nach  sich  ziehen  kann  und  der 
Fluchtige  zugleich  eine  nicht  ganz  unbedeutende  Person  ist,  für  welche  die 
Urteilsfällung  wegen  der  damit  verbundenen  Verluste  an  der  Ehre,  dem 
guten  Leumund,  dem  weiteren  Fortkommen  und  eventuell  auch  am  Vermögen 
von  empfindlicher  Wirkung  sein  kann,  femer  gegen  flüchtige  Beamte,  wenn 
sie  wegen  eines  Verbrechens  zur  Leistung  einer  Entschädigung  an  das  Ärar 
oder  an  dritte  verbunden  sind,  und  endlich  unbedingt  gegen  flüchtige  Offi- 
ziere ist  der  Ediktalprozeß  einzuleiten.*^^**)  Für  die  Kundmachung  des 
Ediktes  sind  besondere  Formen  vorgeschrieben,  je  nachdem  der  Flüchtige 
oder  Abwesende  ein  Offizier,  Beamter,  beziehungsweise  Seekadett  oder  eine 
andere  Person  ist.^*"^)  Dem  Urteilsspruche  muß  eine  vollständige  Unter- 
suchung der  Tat  mit  ihren  Umständen  vorausgehen.  Die  Fällung  des 
Spruches  hat  von  einem  gleich  dem  ordentlichen  Kriegsrechte  zusammen- 
gesetzten Gerichte  zu  erfolgen.^ **^)  Lautet  das  Urteil  auf  Todesstrafe  durch 
den  Strang,  so  findet  eine  symbolische  Vollziehung  des  Urteiles  durch  An- 
nagelung  des  Namens  des  Verurteilten  an  den  Galgen  statt.  Der  Verlust 
der  Charge,  beziehungsweise  des  Amtes  und  die  Wirksamkeit  der  Urteils- 
bestimmungen in  Betreff  der  Leistung  eines  Ersatzes  tritt  mit  dem  Zeitpunkte 
der  Kundmachung  ein.  Wird  aber  der  verurteilte  Flüchtige  nachher  ein- 
gebracht, so  muß,  wenn  nicht  das  standrechtliche  Verfahren  Platz  greift,  die 
ordentliche  Untersuchung  gegen  ihn  durchgeführt  und  ein  neuer  Spruch 
gefällt  werden.=^»^*) 

III.  Unter  Umständen  kann  Abwesenden  oder  Flüchtigen  auch  ein 
freies  Geleite  bewilligt  oder  selbst  die  Zusicherung  der  Straflosig- 
keit erteilt  werden.  Letzteres  darf  nur  dann  geschehen,  wenn  dem  Gerichte 
an  der  Habhaftwerdung  des  Flüchtigen  besonders  viel  gelegen  ist,  diese 
aber  nicht  anders  als  durch  freiwillige  Stellung  bewirkt  werden  kann  und 
vom  Flüchtigen  die  Zusicherung  der  Straflosigkeit  als  Bedingung  für  sein 
Erscheinen  gesetzt  wird.  In  einem  solchen  Falle  muß  über  die  Sachlage 
durch  die  höheren  Militärgerichtsinstanzen  an  die  Zentralstelle  berichtet  und 
von  dieser  die  Entscheidung  des  Kaisers  eingeholt  werden.*^**) 

§  206.  Das  standrechtliche  Terfahren. 

I.  Das  standrechtliche  Verfahren  findet  in  solchen  Fällen  statt, 
welche  ein  schleuniges  und  warnendes  Beispiel  notwendig  machen  und  ent- 

21"^)  Ib.  §  350  bis  354.  —  2108)  jb.  §  3.55.  —  «o»)  Ib.  §  358.  —  2110)  jb.  §  361.  — 
•^"1)  Ib.  §  362.  -  2112)  Ib.  §  360. 
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weder  durch  da8  Gesetz  oder  in  Kriegszeiten  durch  die  kundgemachte  Anord- 
nung des  kommandierenden  Generals  oder  des  die  gesamte  Flotte  befehligenden 
Admirals  bestimmt  werden.  Zur  Anordnung  des  Standrechtes  im  konkreten 
Falle  ist  jeder  mit  dem  Straf-  und  Begnadigungsrechte  im  eigenen  oder 
ttbertragenen  Wirkungskreise  ausgestattete  Kommandant  berechtigt.^***) 

11.  Standrechtlich  verfahren  wird  entweder  ohne  oder  nach  vor- 
heriger Kundmachung. 

1.  Die  Fälle,  in  denen  ohne  vorherige  Kundmachung  standrecht- 
lich verfahren  wird,  sind  im  Militärstrafgesetzbuche  bestimmt.***^) 

2.  Nach  vorheriger  Kundmachung  kann  das  standrechtliche  Ver- 
fahren eintreten: 

a)  Beim  Verbrechen  der  Meuterei****)  in  Kriegszeiten,  wenn  die  Auf- 
wiegelung eines  oder  mehrerer  Soldaten  mit  Rücksicht  auf  die  bei  der 
Truppe  vorwaltende  Stimmung  eine  Gefahr  für  den  Dienst  besorgen  läßt; 

b)  beim  Verbrechen  der  Empörung,****^)  wenn  eine  bewaffnete  Gegen- 
macht zur  Herstellung  des  Gehorsams  und  der  Ordnung  flir  notwendi^r 
erkannt  wird,  wider  jene  Teilnehmer,  welche  nach  Kundmachung  des  Stand- 
rechtes bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  die  Gegengewalt  schon  in  Bereitschaft 
stand,  die  Teilnahme  an  dem  Verbrechen  fortgesetzt  oder  den  Empörern 
sich  später  beigesellt  haben; 

c)  beim  Verbrechen  der  Desertion,***')  wenn  dieselbe  in  gefährlicher 
Weise  um  sich  zu  greifen  droht; 

d)  bei  einreißender  Plünderung;***®) 

e)  beim  Verbrechen  der  Verleitung  oder  Hilfeleistung  zur  Verletzung 
eidlicher  Militärdienstverpflichtung;  **  *^) 

f)  beim  Verbrechen  des  Aufruhrs.***^) 

g)  bei  anderen  Militär-  und  gemeinen  Verbrechen,  wenn  dem  Über- 
handnehmen derselben  im  Interesse  der  militärischen  Operationen,  des 
Waffenerfolges  oder  der  öffentlichen  Sicherheit  Einhalt  getan  werden  muß. 

Die  Verhängung  und  Kundmachung  des  Standrechtes  hängt  in  allen 
diesen  Fällen  von  der  Entscheidung  des  Gerichtsherrn  oder  des  mit  der 
Ausübung  der  Strafgerichtsbarkeit  im  übertragenen  Wirkungskreise  betrauten 
Kommandanten  ab.^***) 

Außerdem  kann  jeder  nicht  mit  dem  Straf-  und  Begnadigungsrechte 
versehene  Kommandant  eines  oder  mehrerer  in  Dienst  gestellter  Kriegs- 
schiffe, welcher  in  selbständiger  Mission  begriffen  oder  von  der  Eskadre 
dauernd  abgetrennt  ist,  wenn  er  von  den  Küsten  des  Inlandes  oder  von 
dem  Flaggengerichte  sich  weit  entfernt  hat,  das  Standrecht  anordnen,***- 1 

a)  wenn  Meuterei  entstanden  und  schon  so  weit  gediehen  ist,  daß  der 
drohende  Ausbruch  des  Aufruhrs  ohne  die  Verurteilung  der  Urheber  oder 
Aufwiegler  zur  Todesstrafe  nicht  gehindert  werden  kann  oder  bei  für  den 
Dienst  gefährlicher  Stimmung  der  Gemüter  oder  Bereitwilligkeit  zur  Wider- 
setzung  eine  wichtige  Verfügung  gefährdet  oder  deren  Ausführung  wirklich 
gehemmt  würde; 

2'i3)  Ib.  §  364.  —  2114)  Ib.  §  365.  Vergl.  §  162  flF.  (M.-St-G.  §§  147  und  14S 
[SubordinationsverletzuDg],  161  bis  164  [Meuterei],  255  [Feigheit],  259  [Zaghaftigkeit), 
264  [Unerlaubtes  Beutemachen],  307  und  311  [Unerlaubte  Werbung  und  Hilfeleistung^ 
hiebei]  und  322  [Ausspähung.])  —  ^n^j  m  .st.-G.  §  161  ff.  —  2110)  jb.  §  168.  —  »"")  Ib. 
§  193  Wta).  —  21H)  Ib.  §  499.  —  "i9^  ib.  §  317.  —  ^^^o^  Ib.  §  350.  —  '»^i)  M.-St,-P.-Ü. 
§  366.  —  2122^  Ib.  §  368. 
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h)  wenn  jemand  während  des  Kampfes  die  Absieht  an  den  Tag  legt, 
sich  dem  Feinde  zu  ergeben  und  hiedureh  Gefahr  für  das  Schiff  entstehen 
könnte ; 

ft)  wenn  der  um  sich  greifenden  Plünderung  nicht  anders  als  durch 
die  an  einem  der  Plünderer  schnell  in  Vollzug  gesetzte  Todesstrafe  Einhalt 
getan  werden  kann; 

rl)  wenn  bei  der  Schiffsbemannung  die  Desertion  eingerissen,  deshalb 
das  Standrecht  angedroht  und  der  nach  dieser  ihm  bekannten  Androhung 
desertierte  Mann  auf  was  immer  ftir  eine  Art  zwangsweise  eingebracht  wurde. 

III.  Das  Standrecht  ist  an  die  Förmlichkeiten  des  ordent- 
lichen Untersuchungsverfahrens  nicht  gebunden,  obgleich  auch  im 
standrechtlichen  Verfahren  alles,  was  zur  Entlastung  des  Beschuldigten 
dient,  mit  tunlichster  Sorgfalt  erhoben  werden  soll.^^^^ )  Die  ganze  Prozedur 
muß  samt  dem  Vollzug  der  Strafe  wenn  möglich  binnen  24  Stunden, 
längstens  aber  binnen  3  Tagen  von  der  Übergabe  des  Verbrechers  an  das 
Standgericht  gerechnet  vollendet  sein,  widrigenfalls  das  ordentliche  Ver- 
fahren einzutreten  hat.***^)  Das  Standgericht  kann  zu  jeder  Stunde,  auch  an 
Sonn-  und  Feiertagen  stattfinden.^**'^) 

Die  Beiziehung  eines  Auditors  ist  nicht  notwendig:***^) 

1.  Am  Lande  in  Kriegszeiten  bei  gewalttätiger  Subordinationsverletzung, 
gefährlicher  Meuterei  oder  einreißender  Desertion,  wenn  diese  Verbrechen 
nnmittelbar  im  Angesichte  des  Feindes  oder  in  einem  befestigten,  vom  Feinde 
zernierten  Orte  geschehen,  eine  sofortige  Bestrafung  derselben  dringend 
geboten     erscheint    und    die  Beiziehung    eines  Auditors   nicht  möglich  ist; 

2.  in  Kriegs-  und  Friedenszeiten  auf  in  Dienst  gestellten  Kriegsschiffen 
in  allen  zur  standrechtlichen  Behandlung  geeigneten  Fällen,  wenn  die 
Beiziehung  eines  Auditors  nicht  möglich  ist  und  jeder  Aufschub  der  Bestrafung 
des  Schuldigen  die  Gefahr  zu  vergr(>ßern  droht.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn 
ein  mit  dem  Straf-  und  Begnadigungsrechte  nicht  ausgestatteter  Kommandant 
eines  oder  mehrerer  Kriegsschiffe,  welcher  in  selbständiger  Mission  begriffen 
oder  von  der  Eskadre  dauernd  abgetrennt  ist,  das  Standrecht  abhalten  läßt. 

In  allen  solchen  Fällen  muß  aber  die  Stelle  des  Auditors  durch  einen 
anderen  erfahrenen  Offizier  (Adjutanten,  Linienschiffsleutnant)  versehen 
werden. 

Das  Verhör  ist  beim  standrechtlichen  Verfahren  ein  summarisches. 
Die  zur  Überweisung  des  Täters  erforderlichen  Zeugen  sind,  welcher 
Gerichtsbarkeit  sie  sonst  immer  unterstehen  mögen,  zum  Erscheinen  vor  dem 
Standgerichte  verpflichtet.**^^)  Die  Abstimmung  der  Richter  erfolgt  in 
besonders  vorgeschriebener  Art****)  und  das  Urteil  muß  einstimmig  auf  Todes- 
strafe lauten,  widrigenfalls  das  ordentliche  Verfahren  einzutreten  hat.****) 
Die  Bestätigung  des  tJrteiles  muß  regelmäßig  schriftlich  wie  bei  einem  kriegs- 
rechtlichen Urteile  geschehen;  ist  jedoch  der  mit  dem  Strafrechte  ausgestattete 
Kommandant  im  Orte  nicht  anwesend,  so  kann  er  dem  Präses  des  Stand- 
gerichtes auftragen,  das  Urteil  sofort,  ohne  daß  ihm  dasselbe  zur  Bestätigung 
zugesendet  würde,  kundzumachen  und  vollziehen  zu  lassen.**'^) 

Eine  Berufung  an  das  höhere  Militärgericht  ist  im  standrechtlichen 
Verfahren  unzulässig.****)  Eine  Begnadigung  soll  nur  ausnahmsweise  statt- 
finden;-***) speziell  in  dem  Falle,  wo  ein  mit  dem  Straf-  und  Begnadigungs- 


2123)  Ib.  §  369.  —  212*)  Ib.  §  370.  —  21»)  Ib.  §  372  al.  1.  —  2126)  ib.  §  367.  -  2127^  ib. 
i^  :i71.  —  212S)  Ib.  §  372  al.  5  ff.  —  2129)  ib.  §  373.  _  na-.)  ib.  §  37.5.  _  2131)  ib.  §  376. 
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rechte  nicht  ausgestatteter  Kommandant  eines  oder  mehrerer  in  Dienst 
gestellter  Kriegsschiife  ohne  Beiziehung  eines  Auditors  ein  Standgericht 
abhalten  läßt,  darf  die  im  Urteile  ausgesprochene  Todesstrafe  nicht  nach- 
gesehen werden.^  ^^*) 

I.  Die  Reform  des  in  Österreich-Ungarn  geltenden  Militärstraf prozesses  gilt  »eit 
langem  als  ganz  besonders  dringend.  Für  die  Notwendigkeit  dieser  Refonn  lassen  sich 
äußere  und  innere  Gründe  anführen. 

1.  Die  äußeren  GrUnde  liegen  vor  allem  in  der  völligen  Unübersichtlichkeit  d4*r 
geltenden  ProzeQvorschriften.  Schon  das  kaiserliche  Patent  vom  15.  Jänner  1855,  womit 
das  neue  Militärstrafgesetzbnch  in  Wirksamkeit  gesetzt  wurde,  hatte  im  Artikel  XII 
ein  besonderes  Gesetz  für  das  Strafverfahren  bei  den  Militärgerichten  in  Auasicht 
gestellt;  nur  bis  dahin  sollte  das  bisher  eingeführte  Verfahren  in  Geltung  bleiben.  Allein 
diese  noch  immer  unerfüllte  Verheißung  war  nicht  die  erste  gewesen.  Bereits  im  Jahre 
1803  hatte  der  Hofkriegsrat  angeordnet,  daß  sich  das  Militär,  «insolange  als  der  neue  Militiir- 
justizkodex  nicht  zu  stände  gebracht  werde'',  nach  der  Theresiana  und  der  Justiznorm 
vom  Jahre  1754  richten  solle.  An  diese  Rechtsquellen  hat  sich  aber,  wie  bereits  früher 
erwähnt  worden  ist,  eine  schier  unübersehbare  Reihe  nachträglicher  Normen  ange- 
schlossen, die  bisher  niemals  in  authentischer  Art  zu  einer  Sammlung  vereinigt  wonh^n 
sind.  Die  im  Jahre  1^84  von  der  Staatsdruckerei  gedruckte  und  veröffentlichte  Zu- 
sammenstellung kann  auf  dieses  Prädikat  keinen  Anspruch  erheben,  weil  sie  niemals 
von  den  militärischen  Zentralstellen  in  ihren  Verordnungsblättern  kundgemacht  worden 
ist,  ja  diesen  Zentralstellen  überhaupt  die  Befugnis  zur  Veranstaltung  einer  solchen 
Publikation,  die  sich  als  eine  förmliche  Kodifikation  und  nicht  bloß  als  eine  historische 
oder  systematische  Sammlung  von  Rechtsquellen  darstellt,  abgesprochen  werden  muß.  Nur 
der  gesetzgebenden  Gewalt  kann  die  Befugnis  eingeräumt  werden,  in  authentischer  UDd 
verbindlicher  Weise  eine  derartige  Zusammenstellung  zerstreuter  Rechtsquellen  vor* 
zunehmen.  In  Wirklichkeit  haben  daher  immer  noch  die  angeführten  älteren  Kecht«- 
normen  und  der  kaum  übersehbare  Wust  von  derogierenden  und  ergänzenden  Nachtra^^s- 
normen,  deren  Zahl  sich  auf  600  beläuft,  Geltung,  ein  geradezu  beispielloser  Zustand« 
der  allein  schon  die  rascheste  Remedur  erheischt. 

2.  Die  inneren  Gebrechen  des  geltenden  Militärstrafprozesses  sind  vor  allem  auf 
die  Eigenheiten  des  veralteten  Inquisitionsverfahrens  zurückzuführen.  Noch  immer  wird 
heimlich  und  schriftlich  verhandelt  und  der  größte  Teil  des  sogenannten  Erkenntni^- 
verfahrens  mit  Ausschluß  eines  Verteidigers  und  sogar  in  Abwesenheit  de:» 
Beschuldigten  durchgeführt.  Im  Zusammenhange  mit  der  im  Jahre  1776  erfolgten 
Aufhebung  der  Tortur  ist  das  Verfahren  noch  verschlechtert  worden,  indem  die  nach 
der  Theresiana  noch  zulässige  Verteidigung  ganz  beseitigt  und  dem  Untersuchungsrichter 
ein  sehr  bedenkliches  Recht  zur  Verfügung  von  Ungehorsamsstrafen  eingeränniT 
wurde.  (Vergl.  hierüber  Weisl  in  den  Monatsblättern  des  wissenschaftlichen  Klubs  in 
Wien,  1899,  Nr.  4.)  Selbst  in  der  alten  Zivilstrafprozeßordnung  vom  Jahre  1803,  be- 
ziehungsweise  1853  (§  182)  war  bestimmt,  daß  der  Strafrichter  einen  Beschuldigten, 
welcher  die  Antwort  verweigert,  lediglich  darauf  aufmerksam  machen  dürfe,  daß  diese» 
sein  Verhalten  die  Untersuchung  nicht  hemme,  der  Beschuldigte  sich  aber  dadurch 
etwaiger  Verteidignngsgründe  berauben  könne.  Im  geltenden  Militärstrafprozessa  wini 
dagegen  versucht,  die  Antwort  des  Beschuldigten  durch  Ungehorsamsstrafen  zu  er- 
zwingen, gegen  Ofliziere  und  Militärbeamte  wird  die  Untersuchungshaft  als  Zwang»- 
mittel   angewendet    und   die   Verweigerung    der   Antwort   als   Erschwerungsgrund    bei 
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Bemessung  der  Strafe  angerechnet.  Auch  in  dem  Punkte  ist  die  Militärstrafprozeü- 
ordnung  hinter  dem  Zivilstraiprozeß  des  Jahres  185B  (§  113)  zurück,  daß  Verwandte 
und  Verschwägerte  sowie  der  £hegatte  des  Beschuldigten  unter  Umständen  nicht  nur 
zur  Zeugenaussage  gezwungen,  sondern  auch  mit  ihm  konfrontiert  werden 
können.  Die  so  verschiedenen  Funktionen  des  Untersuchungsrichters,  des 
Anklägers,  Verteidigers  und  Mitrichters  sind  im  Militärstrafverfahren  in  der 
einen  Hand  des  Auditors  vereinigt,  für  dessen  theoretische  und  praktische  Ausbildung, 
wie  schon  der  Mangel  einer  höheren  Fachbildungsanstalt  dies  mit  sich  bringt,  nicht 
genügend  gesorgt  is^.  Zu  bemängeln  ist  ferner  die  fast  aller  Garantien  für  eine 
sachkundige  und  unabhängige  Judikatur  entbehrende  Zusammensetzung 
der  unteren  Militarstrafgerichte,  der  Fortbestand  der  obsoleten  formellen  Be- 
weisregeln, die  geringe  Ausbildung  des  Rechtsmittelverfahrens,  der  zufolge  die 
Berufung  ausgeschlossen  ist,  wenn  es  sich  um  Lebens-  oder  Freiheitsstrafen  handelt, 
und  endlich  der  außerordentlich  weite  Umfang  des  Institutes  der  Gerichts- 
herrlichkeit, wodurch  der  Effekt  des  Verfahrens  großenteils  von  dem  Ermessen 
juristisch  nicht  qualifizierter  Militärkommandanten  abhängig  wird  und  durch  deren  aus- 
gedehntes Strafmilderungs-  und  Begnadigungsrecht  sogar  dieses  höchste  Recht  des  Mon- 
archen vielfach  seiner  Bedeutung  beraubt  wird. 

II.  Wenn  nun  aber  trotz  all  dieser  schwerwiegenden  Gebrechen,  trotz  wieder- 
holter parlamentarischer  Urgenzen  und  trotz  mehrfacher  Vorarbeiten  —  bereits  im  Jahre 
1878  hatte  der  damalige  Generalauditor  Borowiczka  einen  Entwurf  nach  bayrischem 
Muster  verfaßt  —  der  alte  Militärstraiprozeß  noch  immer  in  Geltung  steht,  so  deutet  schon 
dieser  lange  Fortbestand  eines  so  veralteten  Verfahrens  doch  wohl  darauf  hin,  daß  die 
Schwierigkeiten  einer  neuen  Kodifikation  nicht  geringe  sind.  Ist  doch  auch  die  neue 
deutsche  Militärstrafgerichtsordnung  vom  1.  Dezember  1898  erst  nach  langer 
Zeit  unter  manchen  Schwierigkeiten  zu  stände  gebracht  und  nach  ihrem  Erscheinen 
mehrfach  von  maßgebender  Seite  (Stenglein  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung**^ 
III.  Jahrgang  [1898],  S.  11)  recht  ungünstig  beurteilt  worden.  Es  wäre  darum  un- 
gerecht, alle  Schuld  für  die  noch  immer  ausständige  Reform  der  Heeresverwaltung  zur 
Last  legen  zu  wollen.  Auch  die  bürgerlichen  Kreise,  die  der  Sache  lange  Zeit  mit 
ziemlicher  Gleichgültigkeit  gegenüber  gestanden  sind  und  sich  nur  selten  zu  einer 
energischeren  Agitation  für  die  Reform  aufzuraffen  vermochten,  sind  von  Schuld  nicht 
freizusprechen  und  ebensowenig  kann  die  durch  die  juristischen  Fakultäten  vertretene 
Rechtswissenschaft  von  dem  Vorwurfe  entlastet  werden,  daß  sie  dieser  schwerwiegenden 
Frage,  deren  baldige  Lösung  für  das  die  Blüte  der  Bevölkerung  umfassende  Heer 
wichtiger  ist  als  manche  andere  juristische  Materie,  bis  auf  die  neueste  Zeit  nur  geringe 
Beachtung  geschenkt  und  die  theoretische  Führung  in  derselben  nicht  in  die  Hand  ge- 
nommen, so  daß  eine  Übereinstimmung  über  die  Hauptpunkte  der  Reform  bisher  in  der 
Theorie  noch  nicht  erzielt  werden  konnte. 

1.  Die  literarischen  Bestrebungen  für  eine  Reform  des  Militärstrafver- 
fahrens haben  bereits  in  Damianitsch  einen  energischen  und  verständnisvollen  Ver- 
treter gefunden.  In  seinen  „Studien  über  das  Militärstrafrecht**,  IL  Abschnitt: 
Das  formelle  Strafrecht,  S.  113  ff.,  bietet  er  eine  rechtsvcrgleichende  Darstellung  der 
ilamaligen  Gesetzgebung  Preußens,  Schleswig-Holsteins,  Bayerns,  Frankreichs  und  Sar- 
diniens, um  auf  dieser  Grundlage  positive  Reformvorschläge  zu  entwickeln.  Manche 
seiner  Vorschläge  sind  jetzt  überholt  oder  in  der  neueren  Literatur  schärfer  gefaßt 
worden.  Immerhin  verdienen  seine  Vorschläge  noch  Beachtung  und  sie  sind  jedenfalls 
ein  deutlicher  Beweis,  daß  das  Bedürfnis  einer  Reform  bereits  vor  mehreren  Dezennien 
lebhaft  empfunden  wurde.  An  die  Spitze  seiner  Reformvorschläge  stellt  Damianitsch 
den  Grundsatz,  daß  die  Militärstrafprozeßordnung  in  ihren  wesentlichen  Prinzipien  jener 
des   Zivilstandea   gleich  sein   soll;   nur   die   äußeren   Formen   dürfen  aus  militärischen 
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Rücksichten  geändert  werden,  aber  nur  insoweit,  daß  die  Rechtssicherheit  der  Soldaten 
in  dem  gleichen  Maße  gewährleistet  sei   wie  jene  der  sonstigen  Staatsbürger  durch  di«* 
Formen  des  Zivilstrafprozesses  gewahrt  werde.  In  Kriegszeiten  seien  allerdings  beaonderf 
Normen   notwendig,   damit  namentlich   eine   schnelle  Jastiz  erreicht  werde.    Jedenfalls 
müsse  auch  das  Militärstrafverfahren  ein  mündliches  und  üffentliches  Verfahren  sein  und 
ebenso  notwendig   sei   die  Durchführung  des  Anklageprinzipes  und  der  formellen  Ver- 
teidigung.   Besonders   eifrig  wird  die  Öffentlichkeit  des  Verfahrens  yon  Damianitscb 
vertreten.    Den  Einwand,  daß  dadurch  die  Disziplin  leiden  könne,  erklärt  er  als  ^nz 
unstichhältig,   zumal  in   einzelnen   Fällen   die  Öffentlichkeit   aus  Qrtinden  der  Disziplin 
ausgeschlossen   werden   könnte.    Bezüglich   der   DetailvorschlSge  ist  zu  bemerken,  dai' 
Damianitsch  das  Recht  zur  Anordnung  der  Voruntersuchung  den  Militärkommandanten 
wahren  will.    Dieselben  sollen  nicht  bloß  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet  sein,  In^i 
strafgerichtlich  zu  verfolgenden  Verbrechen  und  Vergehen  die  Untersuchung  anzuordnfn. 
Ein  Niederschlagungsrecht  soll  nur  dem  Monarchen,  und  zwar  selbst  in  Kriegszeiten  nur 
diesem  zustehen.  Die  Voruntersuchung  hat  wenigstens  bei  Verbrechen  immer  ein  Rechta»- 
kundiger  zu  fuhren,  welcher,  wenn  es  sich  um  höher  gestellte  Heerespersonen  handelt, 
auch   einem   höheren   Grade   angehören   soll.    Der   Untersuchungsrichter  ist   bei  seiner 
Untersuchung  selbständig  und  hat  nur  für  einzelne  wichtige  Untersuchungsmafinahmen 
(Durchsuchung  der  Wohnung,  Verhaftung  von  Offizieren  und  Militärbeamten)  vorher  die 
Weisung  des  Militärkommandanten  einzuholen.    Von  der  Funktion  des  Untersuchungs- 
richters ist  jene  des  Staatsanwaltes  und  jene  des  Verteidigers  zu  trennen.   Auch  diesen 
beiden  Funktionären  ist  ein  Einfluß  auf  die  Untersuchung  zu  gewähren  und  speziell  dif 
Verteidigung   soll   schon   während   der  Voruntersuchung  und  nicht  erst  bei  der  Haupt- 
Verhandlung  in  Tätigkeit  treten.  Nach  Schluß  der  Voruntersuchung  hat  der  Inquirent  im 
Einvernehmen  mit  dem  Staatsanwälte  seine  Anträjge  beim  Instruktionsrichter  zu  stellen 
und   ebenso   steht   dem  Verteidiger   das   Recht  zu,   seinerseits  Anträge  zu  übergeben, 
welchem  Vorschlage  augenscheinlich  eine  gewisse  Unklarheit  innewohnt  Der  Kommandant 
entscheidet  sodann,  ob  das  Vergehen  einer  Mann  Schaftsperson  im  Disziplinarwege  abgetan 
werden  könne  oder  ob  der  Fall  einer  gerichtlichen  Behandlung  zu  unterziehen  sei.    Bei 
Verbrechen   ohne   Unterschied   und   bei  Vergehen  von  Offizieren  und  Beamten  hat  eine 
besondere  Verweisungskommission,  die  einen  rechtskundigen  Referenten  zählen  soll,  über 
die   Stellung   vor   das   Kriegsgericht  zu  erkennen.    Der  Inquirent   soll   womöglich  von 
dieser  Kommission   ausgeschlossen   bleiben.    Gegen   den  Beschluß   der  Kommission  soll 
sowohl  dem  Kommandanten  als  auch  dem  in  den  Anklagezustand  Versetzten  die  Nulli- 
tätsbeschwerde  aus  im  Gesetze  anzuführenden  Gründen  zustehen.    Die  Anklage  ist  vom 
Staatsanwälte   zu   erheben,   welchem   die   Akten   vom  Militärkommandanten  zu  diesem 
Zwecke  zugesendet  werden.   Der  Ankläger  soll  eine  selbständige  Stellung  haben,  gleich- 
wohl  aber   nicht   berechtigt   sein,   eine  Anklage  ganz  fallen  zu  lassen.    Die  Bestellnu^ 
permanenter   Staatsanwälte   hält   Damianitsch   für  zweckmäßig,  doch  sollen  Offizier** 
Und  Beamte  von  der  Anklagefunktion  nicht  grundsätzlich  ausgeschlossen  sein.  Die  Ver- 
teidigung soll  frei  sein  und  als  Verteidiger  jeder  zugelassen  werden,  den  die  Zivilgesetze 
von  dieser  Funktion  nicht  ausschließen.    Verzichtleistung  auf  die  Verteidigung  ist  un- 
zulässig.   Erfolgt   die   Bestellung   des   Verteidigers   von  Amts  wegen,   so  können  auch 
Offiziere   und  Militärbeamte   als  Verteidiger  fungieren,   sofeme  nicht  eine  rechtskundige 
Verteidigung  notwendig  erscheint.  Der  Verteidiger  soll  das  Recht  besitzen,  in  die  ünter- 
suchungsakten   Einsicht  zu   nehmen   und   sich   mit  dem   Beschuldigten  zu  besprechen. 
Seine  Stellung  soll  überhaupt  mit  jener  des  Staatsanwaltes  gleichberechtigt  sein.     Die 
Auditore  sollen  nach  den  wenig  klaren  Ausführimgen  des  Verfassers  mögliclist  in  ihrer 
bisherigen  Stellung  verbleiben  und  als  Instruktionsrichter,  aber  auch  als  Staatsanwälte 
und  Verteidiger  verwendet  werden;   auch   die  technische  Seite  der  Verhandlung  sc»llen 
sie  leiten.   Die  Zahl  der  Richter  soll  wie  bei  den  Zivilgeschworenengerichten  eine  grCßerv 
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sein  (9).  Über  Offiziere  sollen  nur  Offiziere  richten,  sonst  aber,  je  nachdem  es  sich  um 
Beamte,  Unteroffiziere  oder  Gemeine  handelt,  auch  2  Beamte,  2  Unteroffiziere  derselben 
Charge,  beziehungsweise  1  Unteroffizier  und  1  Gemeiner  beigezogen  werden.  Voraus- 
bestimmung  der  Richter  hält  Damianitsch  nicht  für  notwendig,  aber  für  zweckmäßig. 
Die  Richter  sollen  an  keine  gesetzlichen  Beweisregeln  gebunden  sein  und  zunächst  über 
Schuld  oder  Nichtschuld  und  dann  erst  über  die  Strafe  erkennen.  Die  Einrichtung  der 
Zivilstrafgerichte,  daß  rechtskundige  Richter  über  die  Strafe  urteilen,  sei  bei  den  Militär- 
strafgerichten nicht  leicht  ausführbar.  Die  Hauptverhandlung  soll  öffentlich  sein,  wenn  nicht 
Rücksichten  der  öffentlichen  Ordnung  und  Disziplin  entgegenstehen.  In  der  Regel  sollen 
aber  nur  Heerespersonen  Zutritt  haben  und  bei  Prozessen  gegen  Offiziere  und  Militär- 
beamte nur  diese  Personen;  doch  kann  der  Militärkommandant  und  der  Präses  des  Ge- 
richtes ausnahmsweise  auch  Zivilpersonen  zulassen.  Als  Rechtsmittel  soll  sowohl  dem 
Verurteilten  als  auch  dem  Staatsanwälte  die  Nichtigkeitsbeschwerde  zustehen.  Die 
Gründe,  aus  denen  sie  ergriffen  werden  darf,  sind  im  Gesetze  zu  bestimmen;  sie  soll 
auch  gegen  den  Strafausspruch  zulässig  sein.  Wird  keine  Nichtigkeitsbeschwerde  ergriffen, 
so  kann  der  Kommandant  das  Urteil  mildem  oder  die  Strafe  auch  ganz  nachsehen. 
Todesurteile  sind  im  Frieden  dem  Monarchen  zur  Schlußfassung  vorzulegen,  im  Kriege 
aber  ist  die  Entscheidung  hierüber  dem  Kommandanten  einer  Armee  oder  größeren 
Heeresabteilung  vorzubehalten.  Eine  Revision  der  Akten  aus  Rücksichten  für  die  höheren 
Chargen  hält  Damianitsch  für  überflüssig  und  will  dieselbe  abgeschafft  wissen.  Der 
Kassationshof  oder  das  Oberkriegsgericht  soll  sich  nur  mit  Rechtsfragen  befassen  und 
daher  soll  die  größere  Zahl  seiner  Mitglieder  aus  Rechtskundigen  bestehen.  Eine  öffent- 
liche Verhandlung  vor  demselben  unter  Beiziehung  des  Staatsanwaltes  und  des  Ver- 
teidigers erscheint  Damianitsch  nicht  notwendig;  schriftliche  Äußerungen  und  Gegen- 
äußernngen  würden  genügen.  Die  Funktion  des  höheren  Gerichtes  soll  regelmäßig  nur 
eine  kassatorische  sein,  doch  sind  von  ihm  auch  Verstöße  gegen  das  materielle  Recht 
ohne  Verweisung  des  Falles  vor  das  frühere  oder  vor  ein  anderes  Kriegsgericht  zu 
sanieren,  wenn  das  Urteil  weder  hinsichtlich  der  Qualifikation  der  Tat  noch  hinsichtlich 
<le8  Strafausspruches  verschärft  wird. 

2.  Nach  dem  Erscheinen  dieser  Vorschläge  ruhte  die  literarische  Behandlung  der 
Frage  längere  Zeit.  Erst  seit  den  achtziger  Jahren  wurde  sie  neuerlich  durch  die 
Schriften  Welsls  in  lebhafteren  Fluß  gebracht  In  seiner  Schrift  „Vorschläge  zur 
Regelung  des  (österreichisch-ungarischen)  Militärstrafverfahrens "  (1893)  betont  Weisl 
energisch  die  Tatsache,  daß  die  Entwicklung  des  Militärstrafprozesses  anfänglich  stets 
Hand  in  Hand  mit  jener  des  bürgerlichen  Strafverfahrens  gegangen  sei  und  die  Ab- 
weichungen des  ersteren  nur  in  äußeren  Momenten  ihren  Grund  hätten.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  werden  sodann  die  einzelnen  Prinzipien  des  Strafprozesses  untersucht 
und  die  Modifikationen  geprüft,  welche  im  militärischen  Interesse  berücksichtigt  werden 
müssen.  Die  Ständigkeit  der  Gerichte  findet  Weisl  in  der  geltenden  Vorschrift  über 
die  Organisation  der  Heeresgerichte  im  wesentlichen  schon  verwirklicht.  Nur  eine  Ein- 
schränkung der  zu  weitgehenden  Delegationsbefugnis  wird  von  ihm  befürwortet  und  im 
Frieden  auch  eine  Ständigkeit  der  richterlichen  Funktionäre  gefordert,  die  für  eine 
bestimmte  Zeit  (6  oder  12  Monate)  im  voraus  bezeichnet  sein  müßten.  In  Kriegszeiten 
und  im  Falle  des  Belagerungszustandes  seien  Modifikationen  dieses  Grundsatzes  unver- 
meidlich. Das  Schwergewicht  des  reformierten  Militärstrafprozesses  mtlsse  in  der  öffent- 
lichen mündlichen  Hauptverhandlung  liegen.  Eine  vollständige  Durchführung  des  reinen 
Anklageprinzipes,  die  auch  dem  bürgerlichen  Strafverfahren  am  Kontinente  fremd  sei, 
könne  entbehrt  werden;  unhaltbar  sei  nur  der  gegenwärtige  Zustand,  daß  die  Ankläger- 
rolle einer  Person  übertragen  werde,  welche  gleichzeitig  auch  die  Funktionen  eines 
Untersuchungsrichters  und  Verhandlungsrichters  zu  erfüllen  habe.  Femer  liege  darin 
^'in  Mangel,  daß  keine  Abhilfe  möglich  sei,  wenn  der  Auditor  einzuschreiten  sich  weigere, 
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denn  dies  fUhre  dazu,  daß  von  Soldaten  gegen  Bürger  verübte  Delikte  öften«  ganz  uo 
gestraft  bleiben,  bloß  weil  der  Gerichtsherr  keine  Strafverfolgung  einleiten  wolle.  IHe 
Durchführung  des  Prinzipes  der  kontradiktorischen  Verhandlung  zwischen  Parteien  mit 
selbständiger  Berechtigung  (Parteimaxime)  sei  ebenso  möglich  und  notwendig  wie  die 
Verwirklichung  der  Gleichheit  des  Rechtes  und  Gehörs  vor  dem  Verhandlung$richt«'r 
(Subjektivitätsprinzip  und  Parteiaktivität).  Zu  diesem  Ende  müssen  die  Verfolgung, 
Untersuchung,  Verteidigung  und  Aburteilung  eines  Beschuldigten  verschiedenen,  von- 
einander unabhängigen  Funktionären  übertragen  werden.  Eine  solche  Trennung  lioirt, 
wie  die  Geschichte  lehrt,  ganz  in  der  Natur  des  Kriegsprozesses  und  erhielt  sich  Do«*h 
längere  Zeit,  als  der  bürgerliche  Prozeß  sich  schon  zum  reinen  Inquisitionsverfabron 
fortentwickelt  hatte.  Daraus  ergebe  sich  von  selbst  die  Notwendigkeit  einer  besonderen 
Anklagebehörde  und  die  Zulassung  einer  eigenen,  von  ihr  unabhängigen  Verteidigor- 
Schaft.  Die  Personen  der  Anklagebehörde  müßten  juristisch  gebildet  sein  und  sollten  d«'r 
Militärjurisdiktion  unterstehen.  Bei  Antragsdelikten  könnte  der  Beleidigte  oder  Verh-tzt»' 
entweder  selbst  oder  durch  einen  Anwalt  als  Ankläger  auftreten.  Die  Part<»iaktivität 
bringe  die  Befugnis  mit  sich,  formelle  Prozeß  Vorgänge  zu  beanständen,  an  die  Beweis- 
personen und  Mitangeklagten  Fragen  zu  stellen  und  prozessuale  Akte  zu  beantragen, 
die  im  Interesse  der  materiellen  Wahrheitserforschung  gelegen  seien.  Je  weniger  Uv- 
wicht  der  jetzige  Inquisitionsprozeß  auf  eine  strenge  Beobachtung  des  prozessualen 
Formalitätsprinzipes  lege,  desto  wichtiger  sei  es,  solche  Formen  aufzuKtoUen,  welche  bei 
sonstiger  Nichtigkeit  des  Verfahrens  wahrgenommen  werden  müssen.  Dagegen  diUio 
der  Grundsatz  der  formellen  Verteidigung  nicht  so  weit  ausgedehnt  werden,  daß  dem 
Beschuldigten  die  vollständig  freie  Wahl  des  Verteidigers  zustehen  solle,  was  ancli  im 
bürgerlichen  Strafverfahren  nicht  zugestanden  sei;  soferne  es  sich  um  rein  militärische 
Delikte  handle,  müsse  vielmehr  eine  Einschränkung  in  der  Wahl  des  Verteidigers  ver- 
langt oder  zur  Erlangung  der  Verteidigerbefähigung  ein  Nachweis  über  die  Kenntnis 
der  militärischen  Sonderinstitutionen  erbracht  werden.  In  Friedenszeiten  solle  die  Ver- 
teidigung bei  der  Haupt  Verhandlung  und  vor  der  Kassationsinstanz  nach  Wahl  des 
Angeklagten  ein  aus  dem  Militärrecht  geprüfter  Berufsverteidiger  führen,  welcher  der 
Sitzungspolizei  des  Vorsitzenden  und  der  Disziplinargewalt  des  höheren  Militärgerich tt^s 
untersteht.  In  Kriegszeiten  solle  die  Verteidigung  von  im  vorhinein  dazu  designierten 
Heerespersonen  geführt  werden.  Bei  schweren  Delikten  müsse  dieselbe  obligatorisch 
sein,  in  leichteren  Fällen  aber,  für  welche  keine  obligatorische  Verteidigung  vorsrc' 
schrieben  sei,  könnten  Mitglieder  der  zu  errichtenden  Anklagebehörde  als  Verteidigte 
fungieren.  Die  Einführung  des  mündlichen  Verfahrens  hält  Weisl  für  selbstverständlich. 
Weniger  günstig  gesinnt  ist  er  dagegen  dem  Grundsatze  der  Öffentlichkeit,  indem  er 
auf  ihre  Mängel  im  bürgerlichen  Strafverfahren  hinweist.  Er  will  vielmehr  den  Zutritt 
nur  jenen  großjährigen  Männern  gestatten,  deren  spezifische  juristische  oder  militärische 
Bildung,  öffentliche  Stellung  oder  Interesse  an  dem  Straffalle  feststehe.  Aber  anrh 
diese  beschränkte  Öffentlichkeit  soll  nicht  nur  aus  Gründen  des  öffentlichen  Anatande^ 
und  der  öffentlichen  Ordnung,  wie  im  bürgerlichen  Strafprozesse,  sondern  auch  aus 
Gründen  der  Disziplin  und  des  Unterordnungs Verhältnisses  ausgeschlossen  werden 
können,  in  welchem  Falle  jedoch  Richter,  Anwälte,  militärische  Vorgesetzte  des  Au- 
geklagten, Beamte  der  Justiz  und  des  KriegsmiDisterinms  sowie  endlich  je  3  vom  Privat- 
beteiligten und  Angeklagten  namhaft  zu  machende  Personen  ihres  Vertrauens  immer  Zutritt 
haben  müßten.  In  Prozessen  endlich,  welche  auf  Grund  einer  Privatanklage  Btattfinden, 
soll  die  Öffentlichkeit  nur  dann  aufrecht  bleiben,  wenn  Ankläger  und  Angeklagter  vor 
Beginn  der  Verhandlung  darum  ansuchen.  Aber  auch  wenn  die  Öffentlichkeit  der  Ver- 
handlung ausgeschlossen  war,  müßten  doch  das  Urteil  und  die  wesentlichen  Entschei- 
dung sgrtinde  stets  öffentlich  verkündet  und  dem  Verurteilten  zur  Gänze  mitgeteilt  werden. 
Weisl  tadelt  die  gegenwärtige  widerspruchsvolle  Einschränkung  des  RechtsmitteUnges. 
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Die  Gewährung  von  Rechtsmitteln  sei  unbedingt  notwendig,  um  eine  Überprüfung  der 
Legalität  des  Prozeß  Vorganges  herbeiführen  zu  können  (Kassationsmaxime) ;  nur  auf 
Fragen  der  Prozeßförmlichkeiten  und  des  Rechtes  hätte  sich  die  Überprüfung  zu  be- 
ziehen, während  von  einer  Überprüfung  der  Tatfrage  abzusehen  wäre.  Die  Kassations- 
instanz hätte  ihre  Entscheidung  in  öffentlicher  mündlicher  Sitzung  zu  fällen.  Im 
Kriege,  beim  Belagerungszustand  und  in  Standrechtsfällen  müßte  natürlich  der  Instanzen- 
zug  noch  weitere  Einschränkungen  erfahren.  Weisl  fordert  die  Ausschließung  der 
Mannschaftspersonen  von  der  Urteilsfindung  im  Militärstrafprozeß.  Die  ürteilsjury 
werde  um  besten  ausschließlich  aus  Offizieren  des  streitjDaren  Standes  unter  Wahrung  des 
Ilnterordnungsverhältnisses  gebildet,  welche  Offiziere  das  Amt  in  einer  periodisch  von  vorn- 
herein bestimmten  Reihenfolge  zu  versehen  hätten.  Der  Ausspruch  der  Urteilsjur}'  8ol[ 
auf  Grund  freier  Beweiswürdigung  erfolgen  und  sich  auf  die  Tatfrage  beschränken;  die 
Subsumtion  der  festgestellten  Tatfrage  unter  das  Strafgesetz  wäre  hingegen  rechts- 
gelehrten Militärrichtern  zu  überlassen,  denen  überdies  das  Recht  zur  Aussetzung  der 
Entscheidung  gewahrt  werden  müßte,  wenn  beim  Schuldverdikte  ein  offenbarer  Irrtum 
unterlaufen  wäre.  In  der  zweiten  Instanz  hätten  rechtsgelehrte  Richter  zu  entscheiden. 
Alle  Militärstrafgerichtsbarkeit  müsse  aber  im  Namen  des  obersten  Kriegsherrn  geübt 
und  die  Urteile  müssen  daher  in  seinem  Namen  ausgefertigt  werden.  Abolition  und 
Amnestie  sind  in  Friedenszeiten  ihm  vorbehalten.  Abänderungen  dieses  Grundsatzes 
für  die  Kriegszeit  müssen  im  vorhinein  bestimmt  sein.  Die  gerichtsherrlichen  Rechte 
hätten  zu  entfallen. 

3.  Zu  mehrfach  abweichenden  Vorschlägen  ist  hingegen  Korwin-Dzbaiiski 
in  seiner  Schrift  „Zur  Reform  des  Militärstraf-  und  ehrenrätlichen  Verfahrens  in 
Österreich-Ungarn**  (1895)  gelangt.  Auch  dieser  Schriftsteller  geht  von  dem  Grundsatze 
aus,  daß  bei  der  Reform  des  Militärstrafprozesses  die  anerkannten  Rechtsprinzipien  mit 
den  Forderungen  der  militärischen  Disziplin  in  Einklang  gebracht  werden  müssen.  Indem 
er  jedoch  diese  letzteren  Forderungen  sehr  stark  betont,  kommt  er  des  öfteren  zu  anderen 
Resultaten.  Der  für  die  militärische  Disziplin  verantwortliche  militärische  Kommandant 
muß  nach  seiner  Ansicht  einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Strafverfolgung  besitzen. 
Die  Anordnung  der  Strafverfolgung,  die  Verhängung  der  Untersuchungshaft  sowie  das 
Recht  der  Strafmilderung  und  Strafnachsicht  müßte  dem  militärischen  Kommandanten, 
der  aus  einem  Gerichtaherm  zum  Chef  der  Militärprokuratur  würde,  auch  fernerhin  ver- 
bleiben. Ja  seine  Machtbefngnis  soll  sogar  in  der  Hinsicht  erweitert  werden,  daß 
er  auch  von  der  Anklage  zurücktreten  darf.  Auf  den  Inhalt  des  gerichtlichen  Spruches 
soll  er  auch  künftig  keinen  Einfluß  üben.  Die  Privatanklage,  und  zwar  selbst  die  sub- 
sidiäre, wird  vom  Standpunkte  der  militärischen  Disziplin  verworfen;  die  Interessen  der 
Privatbeteiligten  sollen  durch  das  reglementarische  Beschwerderecht,  bei  Zivilpersonen 
durch  einen  Rekurs  an  die  militärische  Zentralstelle  gewahi't  werden.  Aus  Gründen 
der  Disziplin  fordert  Korwin-Dzbaüski  nicht  nur  die  Unterstellung  der  Verteidiger 
unter  die  Disziplinargewalt  des  Verhandlungspräsidenten  und  unter  die  Militärgerichts- 
barkeit, sondern  verlangt  noch  weiter,  daß  als  Verteidiger  überhaupt  nur  Heerespersonen 
fungieren  dürfen,  die  dem  Höchsten  der  am  Prozesse  Beteiligten  in  der  Charge  mindestens 
gleich  stehen  müssen.  Die  daraus  sich  ergebenden  Schwierigkeiten  der  Beschaffung 
geeigneter  Personen  sollen  durch  verschiedene  administrative  Maßnahmen  (Ausdehnung 
des  Einjährig'Freiwilligendienstes  auf  das  Auditoriat,  Errichtung  von  Lehrkanzeln  für 
Militärrecht  an  den  Universitäten)  und  durch  die  Bestimmung  beseitigt  werden,  daß  bei 
militärischen  Delikten  Offiziere  des  Soldatenstandes,  die  nicht  juristisch  gebildet  sind, 
als  Verteidiger  berufen  werden  können.  Korwin-Dzbaiiski  ist  ein  scharfer  Gegner 
der  Geschworenengerichte  und  will  filr  den  reformierten  Militärstrafprozeß  nur  Schöffen- 
gerichte zulassen,  zumal  durch  diese  Form  der  Laiengerichte  der  unmittelbare  Anschluß 
an  den  geltenden  Prozeß   gewonnen   würde.    Es   hätten   demnach   Auditore   und  Laien 
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zagleich  zu  richten,  nur  soll  die  Zahl  der  aus  dem  Soldatenstande  betgezogenen  Richter 
jene  der  Auditore  immer  um  eine  Person  übersteigen.  Als  Richter  hätten  nur  Offiziere 
und  Kadetten  zu  fungieren;  die  Mannschaft  wäre  auszuschließen.  Aus  GrQnden  der 
Disziplin  müsse  gefordert  werden,  daß  kein  Schöffe  eine  geringere  Charge  bekleide  n\» 
der  Angeklagte,  beziehungsweise  der  Höchstgestellte  unter  mehreren  Angeklagten,  whs 
rücksichtlich  der  Anditore  freilich  nicht  immer  durchftihrbar  sein  werde.  Gehört  der 
Angeklagte  dem  Mannschaftsstande  an,  so  sollen  als  Votanten  4  Subaltemoffiziere  au» 
dem  Soldatenstande  beigezogen  werden.  Die  Gerichte  sollen  sich  in  Erkenntnisgeriebte 
erster  Instanz  und  ein  Militärobergericht  gliedern.  Das  letztere  soll  nur  Kassationsinstanz 
sein,  doch  sollen  ihm  auch  Personen  des  Soldatenstandes  als  Sachverständige  mit  be- 
ratender Stimme  beigegeben  werden.  Die  Erkenntnisgerichte  zerfallen  in  Gamisons- 
gerichte  und  Militärgerichtshöfe  am  Sitze  der  Territorialkommanden.  Die  letzteren  sollen 
überhaupt  für  die  Gagisten  und  Kadetten  und  für  die  mit  mehr  als  zweijähriger  Frei- 
heitsstrafe bedrohten  Delikte  der  Mannschaftspersonen  zuständig  sein.  Die  sachliche 
Leitung  der  Verhandlung  soll  dem  rangsältesten  Auditor,  die  Ausübung  der  VerhaBd- 
lungsdisziplin  aber  dem  durch  das  Dienstreglement  bestimmten  Mitgliede  des  Gerichts- 
hofes zukommen.  Die  Stations-,  Festungs-  und  Territorial kommandanten  haben  als 
Chefs  der  Militärprokuratur  das  Gericht  in  Gang  zu  bringen  und  die  Wirkung  des 
richterlichen  Ausspruches  ist  von  ihnen  abhängig.  Bei  der  Z^entralverwaltungsstelle 
besteht  eine  Militärgeneralprokuratur,  welcher  das  Recht  vorbehalten  wird,  die  Wieder- 
aufnahme einer  Untersuchung  anzuordnen.  Korwin-Dzbafiski  will  femer  den  Schwer- 
punkt des  Prozesses  in  die  Hauptverhandlung  verlegt  wissen  und  tritt  ebenfalls  für 
Unmittelbarkeit,  Mündlichkeit  und  freie  Beweiswürdigung  ein.  Dagegen  fordert  auch 
er  eine  Einschränkung  der  Öffentlichkeit,  und  zwar  sowohl  der  allgemeinen  als  auch 
der  sogenannten  Parteienöffentlichkeit.  Aus  Gründen  der  Disziplin  müsse  es  verwehrt 
werden,  daß  ein  Untergebener  oder  Niederer  in  die  Lage  komme,  die  Verantwortung 
eines  Vorgesetzten  oder  Höheren  zu  vernehmen.  Zutritt  zu  öffentlichen  Gerichtsver- 
handlungen sollen  überhaupt  nur  die  in  eine  Rangklasse  eingeteilten  Heerespersonen 
erhalten.  Disziplinare  Rücksichten  wie  auch  die  strenge  Durchführung  des  Anklage* 
prinzipes  erheischten  die  Ausschließung  der  Berufung  gegen  das  Strafausmaß.  Es  soUe 
nur  eine  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  das  Urteil  zugelassen  werden.  Daneben  bleibe 
der  Militärprokuratur  das  Recht  der  Strafmilderung  aus  disziplinaren  Gründen  gewahrt. 
Was  die  Regelung  der  besonderen  Verfahrensarten  anbelangt,  so  stellt  Korwin- 
Dzba6ski  speziell  noch  für  die  Militärjustiz  bei  der  Armee  im  Felde  nähere  Grund- 
sätze auf.  Derselben  soll  nur  die  Aburteilung  besonders  schwerer  und  gefährlicher 
Delikte  vorbehalten  bleiben.  Das  anzuwendende  Verfahren  müsse  ein  abgekürzte«, 
rasches  und  energisches  sein,  die  Strafen  eine  abschreckende  Wirkung  üben.  Ein  t>e- 
sonderes  Gesetz  hätte  demnach  zu  bestimmen,  welche  Delikte  unbedingt  der  Kriegsjnstis 
verfallen  oder  unter  gewissen  Voraussetzungen  nach  dem  Ermessen  des  Höchstkomman- 
dierenden verfallen  können.  Bezüglich  der  übrigen  Delikte  werde  sich  die  Rriegsjnstiz 
darauf  zu  beschränken  haben,  den  Tatbestand  und  die  Beweise  nach  Möglichkeit  zu  er- 
heben, damit  nach  dem  Eintritt  normaler  Verhältnisse  die  ordnungsmäßige  Judikatur  er- 
möglicht sei.  Das  Verfahren  der  Feldgerichte  soll  grundsätzlich  nur  das  der  Stand- 
gerichte sein.  Es  soll  nur  auf  die  Todesstrafe  erkannt  werden  und  Rechtsmittel  sollen 
ausgeschlossen  sein,  dem  Befehlshaber  jedoch  das  Begnadigungsrecht  zustehen.  Wenn 
binnen  einer  gewissen  kurzen  Frist  das  Todesurteil  vom  Gericht  nicht  mit  Stimmenein- 
helligkeit geschöpit  werden  könne,  so  hätte  nach  Beendigung  des  Krieges  das  ordentliche 
Verfahren  einzutreten. 
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IV.  Abschnitt. 

Das  milit&risclie  Disziplinarstrafrecht. 

§  207.  Einleitende  Bemerkungen. 

Eine  formelle  Scheidung  des  Stiafrechtes  in  ein  gerichtliches  und 
disziplinares  läßt  sich  erst  seit  dem  XV.  Jahrhunderte  verfolgen. ^^*3)  Diese 
Scheidung  hat  ihren  Ausgangspunkt  in  den  Artikelbriefen  genommen,  die 
seit  der  Einfährung  der  besoldeten  Truppen  erlassen  wurden.  In  denselben 
wurden  die  Kommandanten  mit  der  Gewalt  ausgestattet,  die  bei  der  Armee 
vorfallenden  geringeren  Straffalle  nach  eigenem  Ermessen  oder  nach  Ein- 
holung des  Gutachtens  des  Schultheißen  ohne  jede  Prozedur  zu  erledigen; 
nur  die  Verbrechen  und  die  zweifelhaften  Straffälle  wurden  den  Kriegs- 
berichten zugewiesen,  welche  dann  entweder  nach  den  Bestimmungen  der 
Artikelbriefe  oder,  wenn  darin  das  Delikt  nicht  mit  besonderer  Strafe  bedroht 
war,  nach  dem  Landesstrafgesetze  urteilten.  Die  Zusammenfassung  des 
materiellen  Strafrechtes  in  den  großen  Kodifikationswerken  und  namentlich 
in  der  Theresiana  beschleunigte  diese  Scheidung,  so  daß  nunmehr  die 
eigentlichen  Disziplinarstrafen  in  eigenen  Satzungen,  den  Dienstreglements, 
ihre  Stelle  fanden.  Der  Zusammenhang  zwischen  diesen  Disziplinarstrafnormen 
und  dem  ordentlichen  Strafrechte  blieb  aber  auch  fernerhin  dadurch  gewahrt, 
daß  unter  Umständen  disziplinare  Ahndung  an  die  Stelle  des  gerichtlichen 
Strafverfahrens  treten  konnte.  Die  weitere  Ausbildung  der  Heeresverwaltung 
führte  dann  zur  Erlassung  besonderer  Disziplinarnormen  für  die  Militär- 
beamten, die  sich  im  wesentlichen  an  die  für  die  Zivilstaatsbeamten  er- 
lassenen Bestimmungen  anlehnten,  und  endlich  entwickelte  sich  seit  dem 
XVII.  Jahrhunderte  noch  ein  berufsgenossenschaftliches  Disziplinar- 
recht für  die  Offiziere  und  für  Angehörige  der  Landsturmkörper,  das  sich 
in  seinen  äußeren  Formen  wesentlich  von  dem  sonstigen  Disziplinarverfahren 
unterschied. 

Gemäß  dieser  geschichtlichen  Entwicklung  stellt  sich  das  militärische 
Uisziplinarstrafrecht  gegenwärtig  nicht  als  einheitliches  Rechtsinstitut  dar,  viel- 
mehr verbergen  sich  hinter  dieser  Bezeichnung  mehrere  Rechtsinstitute,  die 
allerdings  mehrfache  verwandtschaftliche  Zusammenhänge  aufweisen,  nämlich : 

1.  Ein  vereinfachtes  Strafverfahren  zur  Ahndung  geringerer, 
sonst  dem  Militärstrafirechte  und  Militärstraf^erfahren  unterliegender  Delikte, 
welche  aus  Zweckmäßigkeitsrücksichten  möglichst  rasch  abgetan  werden 
sollen.  Nach  einer  fast  allgemein  anerkannten  Praxis  hat  diese  Art  der  Be- 
strafung regelmäßig  auch  einzutreten,  wenn  sich  Heerespersonen  einer  straf- 
baren Handlung  schuldig  machen,  welche  nicht  durch  das  Militärstrafgesetz- 
buch oder  Nachtragsgesetze  den  Militärstrafgerichten  zur  Bestrafung  zu- 
gewiesen sind,  sondern  zu  deren  Bestrafung  sonst  die  btlrgerlichen  Straf- 
gerichte oder  die  politischen  ( Polizei- )Behörden  berufen  sind. 

2.  Die  auf  der  militärischen  Dienstherrlichkeit  beruhende 
Strafbefugnis  der  militärischen  Kommandanten  zum  Zwecke  der 
Sicherung  der  militärischen  Dienstesordnung  und  Zucht.  Diese  Strafbefugnis 
kann  sich  entweder  gegen  die  Heerespersonen  im  allgemeinen  richten  oder 
für  einzelne  Kategorien  derselben  besonders  normiert  sein.  Damach  wird 
zwischen  dem  allgemeinen  und  dem  besonderen  Disziplinarstrafrechte 
zu  unterscheiden  sein. 

2133)  Vergl.  hierüber  Kleemann,  System  des  militärischen  Disziplinarstrafrechtes, 
Einleitung. 
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3.  Einem  solchen  besonderen  Disziplinarstrafrechte  unterliegen  nament 
lieb  die  Militärgeistlicben,  Militärbeamten  und  die  sonstigen  im  Dienste  dt.'r 
Heeresverwaltung  stehenden  Personen,  welche  nicht  dem  Öoldatenstande  an- 
gehören, dann  die  Militärsträflinge  und  Militärzöglinge. 

4.  Das  berufsgenossenschaftiiche  Disziplinarverfahren.  Das- 
selbe zeigt  in  dem  fllr  die  Offiziere  geltenden  ehrenrätlichen  Verfahren 
gegenüber  dem  sonstigen  Disziplinarstrafrechte  so  abweichende  Formen,  dal> 
es  wegen  dieser  eigenartigen  Struktur  als  eine  besondere  Kategorie  der 
MHitärrechtspflege  angesehen  wird.  Hingegen  sind  die  vereinzelten  Ansätze 
eines  fllr  die  Angehörigen  der  Landsturmkörper  geltenden  genossenschaft- 
lichen Disziplinarverfahrens  wieder  verschwunden. 


Solche  Ansätze  eines  genossenschaftlichen  Disziplinarrechtes  Hir  die  Angeburi^^-D 
der  Landsturmkörper  enthielten  die  älteren  ungarischen  und  tirolisch-vorarl- 
bergischen Landsturmgesetze.  Der  Gesetzartikel  XLII  vom  Jahre  1868  Ul>er 
den  Landsturm  enthielt  im  §  11  die  Bestimmung,  daß  das  Disziplinarstrafrecht  in  jedem 
aktivierten  Landsturmkörper  ein  aus  der  eigenen  Mitte  freigewählter  Disziplinarrai 
unter  Vorsitz  des  Kommandanten  auszuüben  habe.  Im  tirolisch-vorarlbergischen  Gesetz«» 
vom  19.  Dezember  1870,  L.-G.-B1.  Nr.  2  ex  1871,  über  den  Landsturm  aber  war 
normiert  (§  12  al.  2),  daß  den  Kompagniekommandanten  das  Recht  zustehen  sollte,  im 
Einvernehmen  mit  den  Kompagnieoffizieren  die  Ausstoßung  eines  von  dvr 
Öffentlichen  Stimme  als  unwürdig  bezeichneten  Individuums  aus  der  Kompagnie  (Schart- 
schützenkompagnie) zu  verfügen. 

§  208«  Das  Di8zipliiiar8trafi*echt  als  Ersatzmittel  für  das  ordentlicbe  Straf- 
verfahren« 

I.  Der  Bestrafung  im  Disziplinarwege  unterliegen  und  kennen 
auf  diese  Weise  abgetan  werden  jene  Militär-  oder  gemeinen  Vergehen, 
welche  das  Militärstrafgesetzbuch  als  solche  bezeichnet  und  die  mit 
keiner  längeren  als  einer  dreimonatlichen  einfachen  oder  strengen  ArreM- 
strafe  bedroht  sind,  soferne  nicht  sonstige  Rechtsfolgen  eintreten,  welche 
nur  mit  einem  militärstrafgerichtlichen  Erkenntnisse  verhängt  werde« 
können.*^^^)  Unter  dieser  Strafsanktion  ist  nicht  der  Strafsatz  in  thesi,  son- 
dern jenes  Ausmaß  von  Strafe  zu  verstehen,  auf  welches  in  einem  be- 
stimmten Falle  nach  Erwägung  aller  Umstände  zu  erkennen  wUre.-**^^ 

Ausgeschlossen-**^')  von  der  disziplinaren  Behandlung  sind: 

1.  Verbrechen  überhaupt; 

2.  Vergehen,  welche  den  Chargenverlust  oder  den  Verlust  von  Rechten 
und  Befugnissen  nach  sich  ziehen; 

3.  in  der  Regel  Vergehen,  welche  aus  Gewinnsucht  entspringen  i  Dieb 
stahl,  Veruntreuung,  Betrug,  Plünderung,  Raub  und  widerrechtliche  Zu- 
eignung der  im  Dienstgebrauche  stehenden  ärarischen  Fassungsstttckc 
Ausnahmsweise  kann  auch  ein  gewinnsüchtiges  Vergehen  im  Disziplinar- 
wege abgetan  werden,  wenn  der  Wert  des  widerrechtlich  angeeigneten 
Gutes  unbedeutend  ist,  der  Täter  keine  Charge  bekleidet  und  geständig  U\ 
Als  unbedeutend  gilt  der  Wert,  wenn  derselbe  bei  Entwendungen  und  Ver- 
untreuungen nicht  über  1  Krone,  bei  Entäußerungen  ärarischer  GegenstUmi«- 


'^i^'j  D.-R.  I.  T.  §  86  Punkt  648  lit.  h).  —  2135)  y.  des  R.-K.-M.  vom  17.  Juli  IS?:» 
Präs.-Nr.  2562.  -  ^i^c,  £)^.r,  j^  x.  Punkt  649. 
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nicht  2  Kronen  erreicht.  Zur  See  können  auch  solche  Entwendungen,  Ver- 
untreuungen und  Entäußerungen  ärarischen  Gutes  disziplinar  behandelt 
werden,  wenn  der  Wert  nicht  10  Kronen  erreicht.^ ^^') 

4.  Vergehen,  welche  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des  Dienst- 
reglements der  strafgerichtlichen  Behandlung  vorbehalten  sind.  Derselben 
verfallen  speziell  Offiziere,  Kadetten  und  Seekadetten,  welche  einen  dem 
Dienste  nachteiligen  Einfluß  auf  die  Kameraden  ausüben  oder  die  Dienst- 
obliegenheiten lau  oder  saumselig  erflillen,  in  dieser  Weise  auch  in  der 
Qualifikationsliste  geschildert  erscheinen  und  innerhalb  des  Zeitraumes  von 
2  Jahren  nach  Bekanntgabe  des  Mangels  aus  gleicher  Ursache  zweimal  mit 
Arrest  bestraft  worden  sind  und  abermals  rückfällig  werden.*^^*) 

5.  Vergehen,  welche  an  sich  im  Disziplinarwege  abgetan  werden 
k()nnen.  jedoch  mit  einem  strafgerichtlich  zu  verfolgenden  Delikte  konkur- 
rieren und  gleichzeitig  mit  demselben  untersucht  werden.**^^)  Ist  aber  ein 
solches  Vergehen  vor  der  strafgerichtlichen  Untersuchung  des  konkurrierenden 
Deliktes  im  Disziplinarwege  abgetan  worden,  so  liegt  keine  Gesetzwidrig- 
keit vor.-^*") 

Für  die  Verjährung  solcher  strafbarer  üandlnngen,  welche  im  Militär- 
strafgesetzbuche als  Vergehen  bezeichnet  sind,  die  aber  im  einzelnen  Falle 
im  Disziplinarwege  bestraft  werden  sollen,  bleiben  die  Bestimmungen  des 
Militärstrafgesetzbuches  maßgebend.***^) 

IL  Nach  den  Bestimmungen  des  Dienstreglements *^*^)  steht  den  mili- 
tärischen Kommandanten  weiters  die  Befugnis  zu,  auch  die  Übertre- 
tungen sonstiger  allgemeiner  oder  besonderer  Anordnungen  im 
Disziplinarwege  zu  bestrafen,  soferne  deren  Bestrafung  nicht  infolge 
eigener  gesetzlicher  Bestimmungen  den  Strafgerichten  oder  anderen  Behörden 
zukommt. 

1.  In  der  Praxis^^^')  wird  diese  Bestimmung  dahin  ausgelegt,  daß 
speziell  die  aktiven  Heerespersonen  in  Fällen  einfacher  Übertretungen  weder 
der  Strafgewalt  der  bürgerlichen  Strafgerichte  noch  der  Polizeistrafgewalt 
der  politischen,  beziehungsweise  Polizeibehörden  unterworfen  sind,  die  Straf- 
verhängung in  solchen  Fällen  vielmehr  durch  den  mit  der  Disziplinarstraf- 
gewalt ausgerüsteten  militärischen  Vorgesetzten  zu  erfolgen  hat,  welcher 
hiebei  nicht  nur  auf  die  Strafsanktion  des  bürgerlichen  Strafgesetzes,  be- 
ziehungsweise der  Polizeiverordnung  Bedacht  nehmen,  sondern  überdies  auch 
den  Einfluß  der  Übertretung  auf  die  Disziplin  beurteilen  soll.  In  jedem 
Falle  dürfen  nur  die  Strafarten  des  Dienstreglements  zur  Anwendung  ge- 
langen. Gegen  Mannschaftspersonen  werden  demnach,  da  Geldstrafen  gegen 
diese  im  Disziplinarwege  nicht  verhängt  werden  dürfen,^^**)  statt  dieser 
immer  andere  Strafarten  in  Vollzug  gesetzt  werden  müssen,  und  zwar  selbst 
dann,  wenn  das  bürgerliche  Strafgesetz  keine  solche  Strafumwandlung  vor- 
sieht. Umgekehrt  wird  gegen  Offiziere  die  Arreststrafe  des  bürgerlichen  Ge- 
setzes nur  in  der  abgeschwächten  Form  des  Stations-  oder  Zimmerarrestes 
zur  Anwendung   gelangen   können.     Die  Rücksichten   der  Disziplin  können 

213T)  M.-D.-K,  III.  T.  Punkt  1188  lit  a).  —  ^^^)  M.-St.-G.  §  292.  Sieh  oben 
§§  160  II  und  178.  —  2139)  M.-St-P.-O.  §  1  al.  2.  —  ^uo)  vergl.  Kleemann,  System 
des  militärischen  Disziplinarstrafrechtes,  S.  37.  —  ^lU)  d^.r  i.  t.  §  86  Punkt  655 
al.  2.  —  2142)  i^  T.  Punkt  648  lit.  a),  —  21")  Vergl.  Mayrhofer,  a.  a.  0.,  I.  Bd., 
S.  853,  und  Ö.  Z.  f.  V.  1873,  Nr.  23,  S.  91,  und  1886,  Nr.  10,  S.  39.  —  2»**)  D.-R. 
T.  Punkt  657.  Vergl.  §  209  IV. 
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aber  nach  Umständen  auch  zu  einer  Verschärfung  der  Strafe  führen,  nament* 
lieh  wenn  die  betreffende  Handlung  auch  im  Dienstreglement  oder  in  be* 
sonderen  Verordnungen  der  Militärbehörden  ausdrücklich  als  ein  militärischem 
Disziplinardelikt  erklärt  ist. 

Die  Tätigkeit  der  bürgerlichen  Gerichts-  und  Polizeibehörden  hat  sieh 
bei  Wahrnehmung  von  Übertretungen  der  gedachten  Art  gegenüber  den 
aktiven  Heerespersonen  im  allgemeinen  auf  die  Anzeige  des  Delikts  an  die 
kompetenten  Militärbehörden  zu  beschränken.  Doch  steht  ihnen  immerhin 
die  Befugnis  zu,  wenn  es  notwendig  ist,  insbesondere  bei  Gefahr  im  Verzug, 
den  Tatbestand  so  weit  als  möglich  festzustellen,  zumal  ihnen  dieses  Recht 
in  einem  derartigen  Falle  selbst  dann  eingeräumt  ist,  wenn  ein  offenbar  zur 
Militärstrafgerichtsbarkeit  gehöriges  Delikt  vorliegt.*^*^) 

Werden  bei  einer  solchen  Disziplinarstrafverhandlung  Entschädigungs- 
ansprüche erhoben,  so  ist,  wie  in  sonstigen  Disziplinarstraffällen,  das  Ver- 
gleichs-, beziehungsweise  wenn  es  sich  um  einen  dem  Ärar  zugefügten 
Schaden  handelt,  das  Ersatzverfahren  einzuleiten.*^**^) 

Die  Zuständigkeit  der  Militärbehörden  zur  Handhabung  des  Disziplinar- 
strafrechtes in  Übertretungs-  und  politischen  Straffällen  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkte  der  Unterstellung  der  Heerespersonen  unter  das  militärische 
Disziplinarstrafrecht,  d.  h.  regelmäßig  mit  dem  Tage  der  Zustellung  des 
Einberufungsbefehles  und  endet  mit  dem  Austritte  aus  der  ärarischen  Ver- 
pflegung.**'^'') Ist  eine  Übertretung  oder  ein  Polizeidelikt  zu  einer  Zeit  begangen 
worden,  während  welcher  der  Täter  der  Militärgerichtsbarkeit  unterstand^ 
und  werden  diese  Straftaten  erst  nach  dem  Austritte  des  Täters  aus  der 
aktiven  Dienstleistung  oder  vor  seinem  Wiedereintritte  in  diese  bekannt,  so 
haben  die  Zivilgerichte,  beziehungsweise  die  politischen  und  Polizeibehörden 
einzuschreiten.*^-*^) 

2.  In  der  Theorie  ist  bisher  eine  Einigung  darüber,  ob  die  eben  dar- 
gestellte Praxis  den  gesetzlichen  Normen  entspreche,  nicht  erzielt  worden. 

3.  Verschieden  von  diesem  suppletorischen  Disziplinarstrafverfahren  sind 
jene  Fälle,  wo  die  Fällung  der  Straferkenntnisse  wider  aktive  Heeres- 
personen ausdrücklich  den  bürgerlichen  Behörden  vorbehalten 
ist  und  nur  der  Strafvollzug  durch  die  militärischen  Behörden  erfolgt. 
Eine  solche  Regelung  ist  ausdrücklich  angeordnet  rücksichtlich  der  Delikte 
wider  das  Gefällsstrafgesetzbuch*^^®)*^^^)  und  rücksichtlich  der  Über- 
tretungen gegen  das  Berggesetz.*^*^)**'^*) 


»»")  Sieh  oben  §  197  I.  —  2"«)  Sieh  oben  §  146  IL  —  »ut)  Vergl.  §  209.  — 
21*8)  Arg.  §  4  ff.  des  ö.  G.  vom  20.  Mai  1869,  R.-G.-B1.  Nr.  78,  und  §  8  ff.  des  ö.  G.  vom 
2.  April  1885,  R.-G.-Bl.  Nr.  93.  -  '"»)  A.  h.  E.  vom  20.  Juli  1837,  beziehungsweiw* 
Hfkmd.  vom  2.  August  1837,  Z.  32.941  (in  den  Ausgaben  des  Getällsstrafgesetzbuche-^^ 
Sieh  ferner  §  19  II  und  §  87  III.  Mit  Erl.  vom  6.  Februar  1900.  Z.  38.020  ex  1899, 
hat  das  k.  k.  M.  f.  L.-y.  mit  Rücksicht  darauf,  daß  besondere  Bestimmungen  über  den 
Vollzug  der  wegen  Gefällsübertretungen  wider  aktive  Landwehrpersonen  verhängten 
Arreststrafen  nicht  vorhanden  sind,  angeordnet,  daß  in  jedem  einzelnen  solchen  Falle, 
in  welchem  seitens  der  Gefällsbehörde  um  den  Vollzug  einer  solchen  Strafe  bei  den 
Landwehrbehörden  angesucht  wird,  die  Entscheidung  des  k.  k.  M.  f.  L.-V.  einzuholen 
sei.  —  ^^*^)  Die  gleiche  Behandlung  muß  auch  rticksichtlich  der  nach  anderen  Steuer* 
strafnormen  zu  behandelnden  Übertretungen  gelten.  Insbesondere  sind  in  den  Fällen 
der  gegen  das  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  220,  betreffend  die  direkten 
Personalsteuern,   gerichteten  Übertretungen  der  Steuerverheimlichung  und  Stenerhinter- 
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Unter  den  Theoretikern  ist  für  die  geltende  Praxis,  wornach  die  aktiven  Heeres- 
Personen  in  Übertretungsfallen  und  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  Polizeivorschriften 
von  den  Militärbehörden  im  Disziplinarwege  zu  bestrafen  sind,  am  lebhaftesten  Weisl 
(Juristische  Blätter  XXIY.  Jahrgang  1895,  Nr.  33,  S.  386)  mit  der  Begründung  einge- 
treten, daß  nach  den  Bestimmungen  der  Wehrgesetze  vom  Jahre  1889  (§  62)  die  in 
aktiver  Dienstleistung  stehenden  Heerespersonen  den  Militärstrafgesetzen  und  Disziplinar- 
vorschriften unterliegen,  die  nichtaktiven  Heerespersonen  aber  in  Straf-  und  polizeilichen 
Angelegenheiten  den  Zivilgerichten  und  Behörden  unterworfen  bleiben  und  aus  dieser 
„auffallenden"  Gegenüberstellung  beider  Kategorien  gefolgert  werden  müsse,  daß  die 
aktiven  Heerespersonen  der  bürgerlichen  Polizeistrafgewalt  gänzlich  entzogen  und  an 
ihrer  Stelle  der  Disziplinargewalt  der  militärischen  Vorgesetzten  unterstellt  seien.  Dagegen 
ist  Tezner  (Handbuch  des  österreichischen  Administrativ  Verfahrens  1896,  S.  67  ff.)  für 
die  Zuständigkeit  der  Zivilbehörden  gegenüber  den  aktiven  Heerespersonen  eingetreten. 
Dieselbe  finde  eine  Grenze  nur  daran,  daß  durch  die  Anordnungen  dieser  Behörden  die 
Erfüllung  der  militärischen  Dienstpflicht  und  die  Verfügungsgewalt  der  militärischen 
Kommandanten  über  die  ihnen  untergebenen  Heerespersonen  für  militärische  Zwecke 
nicht  beirrt  werden  dürfe.  Von  diesem  letzteren  Gesichtspunkte  aus  müsse  den  Zivil- 
behörden nur  die  Kompetenz  zur  Anordnung  unmittelbaren  Zwanges  gegen  Heerespersonen, 
also  namentlich  auch  zur  Exekution  von  Arreststrafen  abgesprochen  werden,  während 
sie  zur  Durchführung  des  Polizeistrafverfahrens  und  zur  Fällung  des  Erkenntnisses  schon 
wegen  ihrer  technischen  Befähigung,  welche  den  Militärbehörden  fehle,  als  kompetent 
erachtet  werden  müssen.  Nur  wenn  zugleich  disziplinare  Pflichten  von  einer  Heeres- 
person verletzt  worden  seien,  habe  auch  eine  disziplinare  Bestrafung,  aber  neben  der 
polizeilichen,  einzutreten. 

Gegenüber  beiden  Auffassungen  muß  aber  konstatiert  werden,  daß  eine  allge- 
meine klare  Regelung  der  Materie  durch  die  Gesetzgebung  Überhaupt 
nicht,  und  zwar  weder  in  Österreich  noch  in  Ungarn,  erfolgt  ist.  Insbesondere 
enthält  auch  das  ungarische  Strafgesetzbuch  über  Übertretungen  (G.-A.  XL  ex  1879)  keine 
Bestimmung  über  die  Bestrafung  der  durch  Heerespersonen  begangenen  Übertretungen. 
Die  herrschende,  Jahrzehnte  hindurch  geübte  Praxis  spricht  jedoch  unzweifelhaft  für  die 
erstere  Auffassung,  so  sehr  dies  auch  vom  Standpunkte  des  verfassungsmäßigen  Grund- 
satzes der  Gleichheit  aller  Bürger  vor  dem  Gesetze  und  der  Rechtspolitik  beklagt 
werden  muß.  Schon  die  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz  und  der 
obersten  Polizeibehörde  vom  3.  Mai  1858,  R.-G.-Bl.  Nr.  70,  wies  in  Übereinstimmung  mit 
der  Verordnung  des  Armeeoberkommandos  vom  29.  Juli  1^57  die  Bestrafung  der  Polizei- 
delikte, und  zwar  selbst  jener  von  Urlaubern  und  Reservemännern,  den  militärischen 
Disziplinarbehörden  zu.  Desgleichen  bestimmt  die  Zirkularverordnung  des  Kriegs- 
ministeriums vom  25.  Mai  1866,  Abt.  4,  Nr.  874,  daß  Übertretungen  der  mit  dieser 
Zirkularverordnung  kundgemachten,  vom  k.  k.  Staatsministerium  im  Einvernehmen  mit 
dem   Handels-,  Justiz-  und  Polizeiministerium  erlassenen  Verordnung  vom  1.  Mai  1866, 


Ziehung  die  bürgerlichen  Steuerbehörden  zur  Fällung  von  Erkenntnissen  gegen  die 
aktiven  Heerespersonen  berufen.  Nur  in  den  Straffällen  der  §§  242,  246  und  248  des 
erwähnten  Gesetzes,  in  welchen  für  Zivilpersonen  die  ordentlichen  Strafgerichte  kom- 
petent sind,  haben  nach  dem  I.  Nachtrag  zur  Vollzugsvorschrift  (Erl.  des  F.-M.  vom 
1.  Oktober  1898,  R.-G.-Bl.  Nr.  189)  wider  aktive  Heerespersonen  die  Militär  Strafgerichte 
einzuschreiten.  —  «isi)  ö.  Berg-G.  vom  23.  Mai  1854,  R.-G.-B1.  Nr.  146,  §  232  al.  2.  — 
^^^^}  Auch  nach  der  deutschen  Militärstrafgerichtsordnung  vom  1.  Dezember  1898  (§  2)  ist 
den  bürgerlichen  Behörden  vorbehalten  die  Bestrafung  der  Zuwiderhandlungen  aktiver 
Heerespersonen  wider  die  Finanz-,  Polizei-,  Jagd-  und  Fischereigesetze  und  Ver- 
ordnungen dieses  Inhalts,  welche  nur  mit  Geldstrafe  oder  Einziehung  bedroht  sind. 
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K.-G.-B1.  Nr.  54,  betreffend  die  Verwendung  von  Giftfarben  und  gesundheitsschäiUirh»^ 
Präparaten  bei  verschiedenen  Gebrauchsgegenständen  und  den  Verkauf  derselben,  wel*»*. 
außer  den  Bereich  der  strafgerichtlichen  und  gewerbepolizeilichen  Amtshandlan^  f^lb  r 
nach   den   allgemeinen   Militärdisziplin ar Vorschriften   zu   behandeln  seien.    Diene  Pra 
hat  in  Österreich   auch   in   der  neueren  Zeit  wiederholt  noch  Anerkennung  g'pfuD«!^* 
Nachdem   das   Gesetz   vom  30.  März  1888,   R.-G.-ßl.  Nr.^41,  womit  strafgesetzlich**  Bt- 
Stimmungen   in   Betreff  der   Sicherung   der  Unterseekabel  getroffen  werden,  im  §  0  «1> 
Anordnung  aufgenommen  hatte,  daß  bezüglich  der  unter  Militärgerichtsbarkeit  stehe ix^«-: 
Personen  das  Verfahren  und  das  Straferkenntnis  den  zuständigen  Militärbehörden  nach  «i«'* 
Militärstrafvorschriften  zustehen  solle,  hat  dasBeichskriegsmim8teriummitZirknlar\en>r<i 
nung  vom  3.  September  1888,  Präs.-Nr.  4271,  N.-V.-Bl.  Nr. 29,  verfügt,  daß  bezüglich  iJ.r 
im  Artikel  I  §  4  des  erwähnten  Gesetzes  bezeichneten  strafbaren  Handlungen  nach  «It'j 
Militärstrafgesetzbuche  (§§  362  und  363)  unter  Bedachtnahme  auf  die  Festsetzangon  «Ir* 
§  5  des   Gesetzes   vorgegangen   werden   solle,   die   im  Artikel  I  §§  1  bis  3   und  H  h* 
zeichneten  Handlungen   dagegen   als   Disziplinarübertretungen   zu  bestrafen  seien.     Ei-i 
analoger  Vorgang   wird   in  Konsequenz   der  Bestimmungen  des  Osterreichischen  P^tt^Tit- 
gesetzes   vom    11.  Jänner  1897,   R.-G.-Bl.  Nr.  30,  zu  beobachten  sein,  welches  im  ^  'J' 
die   aktiv   dienenden   Personen   der   bewaffneten   Macht   hinsichtlich   aller  nach  die:«*' 
Gesetze  zu  beurteilenden  Vergehen  und  Übertretungen  der  Militärgerichtsbarkeit  unr<r 
wirft,  obwohl  die  an  die  Heeresbehörden  gerichtete  Rundmachungs Verordnung  des  Reiche 
kriegsministeriums  vom  14.  August  1901,  Präs.-Nr.  3291,  N.-V.-Bl.  Nr.  109,  sich  hit^niK: 
nicht  näher   ausspricht.    Ganz   auf  demselben  Standpunkte  steht  auch  die  Verordfinr^- 
des  Stjitthalters  im  Erzherzogtum   unter  der  Enns  vom  13.  April  1897,  Z.  34.114  ,Ra'i 
fahrordnung),  §  11,   wornach   aktive  Personen   der  bewaffneten  Macht  den  Vorscbrifr.  •: 
dieser  Verordnung  nur  insoferne  unterworfen  sind,  als  sie  sich  außer  militärischer  Akt  in  p 
befinden  oder  sich  beim  Radfahren  der  Zivilbekleidung  bedienen,  und  die  ZivilbeluSrdi's 
auch  in   diesem    Falle  bei  Beanständungen  sich  auf  Erstattung  der  Anzeige  an  die  zu- 
ständige Militärbehörde  zu  beschränken  haben. 

Diese   Praxis   hat   auch   in   Ungarn   keine  Anfechtung  erfahren.    Die  ZirknUr 
Verordnung  des  Reichskriegsministeriums  vom  22.  Jänner  1891,  Abt.  4,  Nr.  16d8  ex  Hv". 
spricht   ausdrücklich   aus,   daß  das  Verfahren  bezüglich  solcher  im  Königreiche  Ungar 
von  Militär-  oder   Landwehrpersonen   während  der  aktiven  Dienstzeit  begangenen  iiii« 
während  dieser  Dienstzeit  angezeigten  Übertretungen  der  Polizei  Vorschriften,  welche  ••!'•- 
Bestrafung   nach   sich  ziehen,   zum  Wirkungskreise  der  Militär-,  beziehungsweise  L.iri(i 
Wehrbehörden  gehOre.   Das  ungarische  Ministerium  des  Innern  hat  denn  auch  mit  Rü«  k 
sieht   darauf  die  Verwaltungsbehörden   mit  der  Zirkularverordnung  vom  30.  Soptein)»«* 
1890,  Z.  62.934  V.,  angewiesen,  alle  jene  die  Lokalpolizei  oder  öffentliche  Ordnung  U  ■ 
treffenden   Statuten   und  Verordnungen,   deren  Befolgung   auch   von   den  dort  i^arnie«'* 
nierenden,  aktiv  dienenden  Militär-  oder  Landwehrpersonen  gefordert  werden  mUssts  «J  c 
zuständigen  Militärstationskommanden  rechtzeitig  mitzuteilen.    Derlei  mitgeteilte   lokal 
polizeiliche  Vorschriften  sind,  soferne  dagegen  vom  militärischen  Standpunkte  kein  Iv 
denken  obwaltet,   unverweilt  gelegentlich   der  Ausgabe   der   Militürstationskomuiauil«' 
befehle  zu  verlautbaren.   Wenn  eine  Übertretung  dieser  Vorschriften  nach  Beschaffenhc  - 
des   Falles   an   der   schuldtragenden   Heeresperson   im  Disziplinarwege  gestrAft  wenli; 
kann,  so  sind  die  bezüglichen  Bestimmungen  des  Dienstreglements  maßgel)end.     'Wt-rr» 
die  Militärstationskommanden  Zweifel  darüber  hegen,  ob  eine  zivilbehOrdlicho  V^erurdnu:;. 
sich   zur  Kundmachung   eigne,   insbesondere  weil  sie  mit  militärischen  VorscbriAen  in 
Widerspruch   steht,   da   ist  die  Entscheidung  des  höheren  Kommandos  einzuholen.     M\: 
der   Zirkularverordnung   des   Reichskriegsministeriums   vom  30.  September  1895,  Prl* 
Nr.  4860,  N.-V.-Bl.  Nr.  167,    wurde   ferner   die    Bestrafung  der    aktiven  Heere»perMiri» 
wegen   der   in   den   Gesetzartikeln  XXXI  und  XXXIV  ex  1894   über  die  Zivilebe  uii'i 
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Zivilmatriken  normierten  Vergehen  und  Übertretungen  ansdrüeklich  den  Militärkomm  an  den 
zugesprochen. 

§  209.  Das  allgemeine  Disziplinarstrafrecht.^^^^) 

L  Ais  militärische  Disziplinardelikte,  welche  dem  allgemeinen 
Disziplinarstrafrechte  unterliegen,  sind  jene  minder  gefährlichen  und  unbedeu- 
tenderen, der  militärischen  Zucht  und  dem  militärischen  Dienste  widerstreitenden 
Handlungen  und  Unterlassungen  anzusehen,  welche  durch  die  Dienstvor- 
schriften oder  durch  spezielle  Anordnung  der  dazu  berufenen  militärischen 
Vorgesetzten  als  solche  erklärt  sind,  soferne  diese  Handlungen  nicht  beson- 
derer Umstände  halber,  insbesondere  wegen  der  im  Rückfall  des  Delinquenten 
hervortretenden  Gefährlichkeit  sich  zu  Militärvergehen  qualifizieren  und  folge- 
weise dann  der  strafgevichtlichen  Behandlung  überantwortet  werden  müssen. 

Die  Disziplinardelikte  unterscheiden  sich  namentlich  in  folgenden  Be- 
ziehungen von  den  Delikten  des  Militärstrafgesetzbuches :*^'^^) 

1.  Das  Disziplinarstrafrecht  wird  vom  Staate  nicht  als  Inhaber  der 
öffentlichen  Strafgewalt,  sondern  kraft  seiner  Dienstherrlichkeit 
geübt.^*^'^)  Disziplinarstrafen  können  daher  auch  nur  gegen  solche  Personen 
verhängt  werden,  welche  der  Dienstgewalt  unterworfen  sind.  Solche  Strafen 
können  aber  auch  mit  peinlichen  Strafen  konkurrieren.^ ^^^*)  Durch  Verjährung 
der  peinlichen  Strafe  wird  die  disziplinare  Verfolgung  nicht  ausgeschlossen. 

Die  letzteren  Grundsätze  sind  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Schärfe  des 
militärischen  Disziplinarstrafrechtes  durch  besondere  Bestimmungen  gemildert: 

a)  Wenn  Verbrechen  und  Vergehen  mit  Disziplinarübertretungen  kon- 
kurrieren, so  ist  bei  der  Bemessung  der  Strafe  in  der  gleichen  Weise  vor- 
zugehen, wie  sonst  beim  Zusammentreffen  strafbarer  Handlungen,  d.  h.  der 
Delinquent  ist  in  diesem  Falle  nach  dem  gemeinen  Delikte,  auf  welches  die 
schärfere  Strafe  gesetzt  ist,  aber  mit  Bedachtnahme  auf  die  Disziplinarüber- 
tretung  zu  bestrafen  (Verschärfungsmaxime).  Ist  eine  strafbare  Handlung, 
welche  gerichtlich  hätte  gestraft  werden  sollen,  im  Disziplinarwege  geahndet 
worden,  so  erscheint  dadurch  ihre  Strafbarkeit  zwar  nicht  getilgt  und  eine 
nachträgliche  gerichtliche  Bestrafung  nicht  ausgeschlossen,  wohl  aber  ist  die 
verhängte  Disziplinarstrafe  in  die  zuerkannte  peinliche  Strafe  einzurechnen.*^") 
Eine  vollzogene  Disziplinarstrafe  schließt  daher  bei  nachträglicher  gericht- 
licher Verfolgung  den  Vollzug  der  Todesstrafe  jedenfalls  aus. 

b)  Übertretungen,  welche  nur  der  Disziplinarbestrafung  unterliegen, 
verjähren  in  3  Monaten  nach  ihrer  Verübung,  ohne  daß  diese  Verjährung 
an  weitere  Bedingungen  geknüpft  ist.*^^"^) 

2,  Die  Disziplinardelikte  sind  nicht,  wie  die  Delikte  des  Militär- 
strafgesetzbuches, in  einem  Kodex  zusammengefaßt.  Dieses  jede  Analogie 
ausschließende  Prinzip  gilt  für  die  Disziplinarübertretungen  nicht.  Als  solche 
können  vielmehr,  wie  bereits  angedeutet,  auf  besondere  Anordnung  der  mili- 
tärischen Vorgesetzten  auch  Handlungen  erklärt  werden,  welche  in  den 
militärischen  Dienstesvorschriften  nicht  als  verboten  oder  als  disziplin- 
widrig bezeichnet  sind;  soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  werden  die  materiell- 


21W)  D..R.  I.  T.  §  86  Punkt  646  ff.;  M.-D.-R.  IL  T.  §  60  Punkt  472  ff.  und  III.  T. 
§  98  Punkt  1188ff.  —  2154)  Weisl,  Das  Heeresstrafrecht,  S.  73  ff.  —  "W)  Vergl.  hierüber 
die  verschiedenen  Lelirbücher  des  Strafrechtes.  —  ^i*«)  M.-St.-G.  §  97  ff.  —  ""^  D.-R. 
I.  T.  Punkt  656  Satz  1.  —  "=«)  Ib.  Punkt  655  al.  1. 
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rechtlichen  Voraussetzungen  der  Strafbarkeit  der  Disziplinardelikte  durch  den 
militärischen  Vorgesetzten  nach  seinem  Ermessen  bestimmt.  Immerhin  muU 
auch  auf  selten  eines  solchen  Disziplinarttbertreters  ein  Verschulden,  d.  h. 
eine  absichtliche  oder  durch  Nachlässigkeit  herbeigeftlhrte  Verfehlung  gegen 
das  Gebot  oder  Verbot  des  militärischen  Vorgesetzten  vorhanden  sein,  wenn 
eine  Bestrafung  im  Disziplinarwege  eintreten  soll. 

3.  Beim  Disziplinarstrafrecht  tritt  der  Besserungszweck  charak- 
teristisch hervor.  Wenn  daher  im  gegebenen  Falle  der  angestrebte  Besse- 
rungszweck schon  durch  die  bloße  Androhung  oder  teilweise  Abbtlßung  der 
Strafe  erreicht  werden  kann,  so  steht  dem  Vorgesetzten  die  Befugnis  zu, 
die  verhängte  Strafe  nachzusehen  oder  zu  mildern.  Hingegen  ist,  wenn  der 
Zweck  trotz  des  Strafvollzuges  nicht  erreicht  wurde,  bei  Begehung  auch 
nur  einer  ähnlichen  Handlung,  wenn  nicht  besondere  Gründe  für  eine  milde 
Behandlung  sprechen,  eine  strengere  Strafe  zu  verhängen  und  bei  wieder- 
holtem Rückfall  mit  strafgerichtlicher  Ahndung  vorzugehen.  Der  vorgesetzte 
Kommandant,  welcher  die  von  einem  unteren  Befehlshaber  zuerkannte 
Disziplinarstrafe  im  Verhältnis  zu  dem  angestrebten  Besserungszwecke  ftlr 
zu  niedrig  erachtet,  kann  diese  Strafe  auch  erhöhen  und  ebenso  kann  der 
untere  Kommandant,  wenn  seine  Strafbefugnis  nicht  ausreicht,  um  eine  an- 
gemessene strengere  Ahndung  eines  Disziplinardeliktes  herbeizuführen,  eine 
Bolche  strengere  Bestrafung  auch  beim  vorgesetzten  Kommandanten  bean- 
tragen. Im  ersteren  Falle  ist  jedoch  die  bereits  vollzogene  Strafe  einzu- 
rechnen.*^*^) 

II.  Dem  allgemeinen  Disziplinarstrafrechte  sind  unter- 
worfen:*^*'^) 

1.  Die  aktiven  und  aktivierten  Heerespersonen  ohne  Unterschied, 
ob  sie  dem  Soldatenstande  angehören  oder  nicht  und  ohne  Unterscheidung, 
ob  sie  der  Militärgerichtsbarkeit  unterstellt  sind  oder  nicht.  Im  einzelnen 
zählen  dazu: 

a)  Die  dauernd  in  aktiver  Dienstleistung  stehenden  Heerespersonen; 

h)  die  beurlaubten  Gagisten  einschließlich  der  mit  Wartegebühr  beur- 
laubten sowie  der  mit  Karenz  aller  Gebühren  beurlaubten;  die  dauernd  beur- 
laubten Gagisten  ohne  Rangklasse  sind  in  dieser  Gruppe  nicht  mit  inbegriffen; 

c)  die  zeitlich  beurlaubte  Mannschaft; 

d)  die  zeitlich  Aktivierten,  und  zwar: 

an)  Die  Gagisten  des  zeitlichen  Ruhestandes,  welche  unter  Anweisung 
des  Superplus  sich  in  militärischer  Dienstesverwendung  befinden,  ftlr  die 
Dauer  dieser  Verwendung; 

öh)  die  Gagisten  des  definitiven  Ruhestandes  und  des  Verhältnisses 
außer  Dienst,  welche  für  eine  militärische  Dienstleistung  im  Mobilisierungt^- 
falle  designiert  sind,  für  die  Dauer  des  Bezages  der  Aktivitätsgebüliren; 

f'c)  die  Personen  des  dauernd  beurlaubten  Standes  der  Reserve,  Ersatz- 
reserve, Seewehr  und  nichtaktiven  Landwehr,  welche  zu  einer  militärischen 
Dienstleistung  freiwillig  oder  auf  Grund  eines  Einberufungsbefehles  einrücken, 
für  die  Dauer  des  aktiven  Verhältnisses; 

dd)  die  aktivierten  Landsturmpersonen  für  die  Dauer  ihrer  Aktivierung. 

2.  Nichtaktive  Heerespersonen  unter  besonderen  Verhältnissen: 

a)  Die  nichtaktiven  Heerespersonen,  welche  zum  Haupt-  oder  Xach- 
rapporte,  beziehungsweise  zur  Kontrollversammlung  oder  Nachkontrolle  ein- 

21^9)  Ib.  Punkt  656  Satz  2.  —  »i^o^  jb.  Punkt  651  bis  653. 
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berufen  werden,  wenn  sie  ohne  genügende  Rechtfertigung  wegbleiben  und 
während  der  Dauer  des  Kontrollaktes; 

b)  die  nichtaktiven  Gagisten,  wenn  sie  in  militärischer  Uniform  Aus- 
schreitungen gegen  das  militärische  Verhältnis  der  Über-  und  Unterordnung 
begehen,  sich  eine  Außerachtlassung  der  Adjustierungsvor Schriften  zu  Schulden 
kommen  lassen  oder  die  vorgeschriebenen  Meldungen  unterlassen. 

3.  Andere  Personen  für  eine  vorübergehende  Zeit: 

a)  Personen,  welche  sich  im  Stande  oder  Gefolge  eines  auf  Kriegsfuß 
gesetzten  oder  außerhalb  der  Grenzen  der  Monarchie  stehenden  Armeekörpers 
oder  Kommandos  befinden,  falls  nicht  besondere  Bestimmungen  bezüglich 
derselben  bestehen; 

b)  Kriegsgefangene  und  unter  militärischer   Obhut  stehende   Geiseln; 

c)  die  kontraktlich  auf  Kriegsschiffen  aufgenommenen  Zivilpersonen 
(zur  See);«i«\) 

d)  die  Mannschaftspersonen  der  Finanzwachkorps  für  die  Dauer  ihres 
Aufenthaltes  in  einer  Militärheilanstalt*^^*) 

Alle  diese  Personen  unterstehen  je  nach  ihrer  Zugehörigkeit  zu  den  ein- 
zelnen militärischen  Standeskörpem  regelmäßig  den  für  diese  Standeskörper 
geltenden  Disziplinarvorschriften.  Personen  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr, welche  beim  gemeinsamen  Landheere  zugeteilt  sind,  die  in  Obhut 
stehenden  Kriegsgefangenen  und  Geiseln  sind  den  für  das  gemeinsame 
Landheer  geltenden  Disziplinarvorschriften  unterworfen.  Personen  des  Land- 
sturmes unterstehen  im  allgemeinen  den  für  die  Landwehr  erlassenen  Dis- 
ziplinarvorschriften, den  fQr  das  Heer  oder  die  Kriegsmarine  erlassenen  nur 
dann,  wenn  sie  beim  Heere  oder  bei  der  Kriegsmarine  zur  Dienstleistung 
zugeteilt  sind. 

Die  militärische  Disziplinarstrafgewalt  kann  unbeschadet  des  Ein- 
schreitens gegen  die  einzelnen  Straffälligen  auch  gegen  ganze  Truppen- 
körper und  detachierte  Abteilungen  geübt  werden,  wenn  sich  dieselben 
Ausschreitungen  gegen  die  Zucht  oder  Unordnungen  zu  Schulden  kommen 
lassen.*"*^) 

IIL  Die  militärische  Disziplinarstrafgewalt  besitzen  im  all- 
gemeinen nur  jene  Offiziere,  Militärbeamte  und  Unteroffiziere,  welchen  der 
Befehl  über  eine  Truppe  oder  Behörde,  beziehungsweise  Anstalt  mit  Verant- 
wortlichkeit für  die  Disziplin  und  den  Dienstbetrieb  übertragen  ist.  Die  Straf- 
befugnis ist  nicht  an  die  Abstufung  der  Chargen,  sondern  an  die  verschiedenen 
Funktionsgc walten  geknüpft;  sie  geht  von  selbst  auf  den  Stellvertreter  im 
Kommando  über  und  darf,  abgesehen  von  den  ausdrücklich  normierten 
Fällen,  an  Untergebene  nicht  weiter  verliehen  noch  in  ihrem  Umfange  vom 
Vorgesetzten  eingeschränkt  werden.^ ^®*) 

Der  Umfang  des  an  die  einzelnen  Funktionsgewalten  geknüpften 
Di^ziplinarstrafrechtes  ist  im  Dienstreglement^*^^)  des  näheren  festgestellt 
und  weist  eine  längere  Stufenleiter  auf,  die  von  der  am  meisten  beschränkten 
Disziplinarstrafgewalt   des  Unteroffiziers    als  Detachements-  und  Transport- 

21Ö1)  M.-D.-R.  III.  T.  §  98  Punkt  1190  lit.  a).  —  "«»)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  26.  Juni 
1892,  Prä8.-Nr.  3279,  N.-V.-Bl.  Nr.  121.  Diese  Unterstellung  der  Finanzwache  unter  die 
militiirischen  Disziplinarvorschriften  schreibt  sich  noch  aus  der  Zeit  her,  wo  die  Finanz- 
wi.che  eine  militärische  Organisation  besaü,  ist  aber  gegenwärtig  als  ein  Ausfluß  der 
Anstaltsgewalt  zu  beurteilen.  Vergl.  Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltnngsrecht  (1896), 
II.  Bd.,  S.  335  ff.  —  "ö3)  D^.R^  I.  Y,  Punkt  678.  —  i»")  Ib,  Punkt  660.  —  "«*)  Ib. 
Punkt  664  ff. 
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kommandanten  bis  zu  jener  der  Kommandanten  der  Trappenk(>rper  aod 
höheren  Kommandanten  reicht,  welche  die  Disziplinarstrafen  in  dem  ht>chi>ti*ii. 
überhaupt  zulässigen  Ausmaße  zu  verhängen  berechtigt  sind.**^^^) 

Die  Disziplinargewalt  dieser  militärischen  Vorgesetzten  erstreckt  »ich 
regelmäßig  nur  auf  die  Untergebenen  des  Befehlsbereiches.  In  jenen  Fällen, 
wo  ein  dauerndes  Unterordnungsverhältnis  nicht  vorhanden  ist,  tritt  die 
Disziplinarstrafbefugnis  der  Stationskommandanten  und  Kommau> 
danten  der  Ergänzungsbehörden  ein. 

1.  Die  Ötationskommandanten  sind  berechtigt,  das  in  ihrem  Kom- 
mando gelegene  Disziplinarstrafrecht  gegen  alle  jene  Heerespersonen  aus- 
zuüben, welche  entweder  keinem  anderen  Kommando  unterstehen  oder  T^n 
dem  sonst  vorgesetzten  Kommando  entfernt  sind.  Ihrer  Disziplinartitraf- 
befugnis  unterliegen  auch  die  nichtaktiven  Offiziere  bezüglich  ihrer  der  mili- 
tärischen Disziplinarstrafgewalt  unterworfenen  Handlungen,  soweit  zu  deren 
Bestrafung  nicht  andere  militärische  Kommandanten  berufen  sind. 

Dieses  Disziplinarstrafrecht  ist  nur  subsidiärer  Natur  und  unterscheidet 
sich  dadurch  von  der  den  Stationskommandanten  kraft  ihrer  organisations- 
mäßigen Funktion  zukommenden  Disziplinarstrafbefugnis  in  militärpolizei- 
lichen Angelegenheiten.  Ein  solches  Disziplinarstrafrecht  mit  der  Befugnis 
zur  Verhängung  von  Verweisen  oder  Arreststrafen  üben  die  Stationskoniman- 
danten gegen  alle  innerhalb  des  Dienstbereiches  der  Station  befindliehen 
aktiven  Offiziere  niederer  Charge  und  Personen  des  Mannschaftsstande^. 
welche  sich  gegen  die  öffentliche  Sicherheit,  Ruhe  und  Ordnung  oder  ge^ren 
die  militärpolizeilichen  Vorschriften  vergehen,  sich  im  Garnisonsdienste  einer 
strafbaren  Handlung  schuldig  machen,  sich  an  öffentlichen  Orten  nicht 
standesgemäß  betragen,  vorschriftswidrig  adjustiert  erscheinen  oder  sonst  sieh 
in  einer  der  Disziplin  abträglichen  Weise  benehmen.*  ^^'^ 

2.  Die  Kommandanten  der  Ergänzungsbehörden  erster  Instanz 
sind  berufen,  gegen  nichtaktive  Offiziere  und  Personen  des  Mannschafts- 
standes, welche  vom  Rapporte,  beziehungsweise  von  der  KontroUversammlun;: 
ohne  genügenden  Grund  wegbleiben  oder  sich  während  des  Kontrollakte> 
einer  Disziplinarübertretung  schuldig  machen,  einzuschreiten,  soferne  die  Straf- 
befugnis des  Leiters  des  Kontrollaktes  nicht  ausreicht.*^'*'**) 

Bei  Abkommandierungen*^^"^  üben  im  allgemeinen  jene  Komman- 
danten das  Disziplinarstrafrecht,  welchen  die  Abkommandierten  in  dem  neuen 
Dienstverhältnisse  unterstellt  sind,  was  auch  dann  gilt,  wenn  Truppen  von 
ihrem  organisationsgemäß  zuständigen  Kommando  getrennt  werden.  In  2  Fällen 
steht  jedoch  dem  früheren  Kommandanten  das  Strafrecht  zu: 

1.  Wenn  es  sich  um  eine  während  des  früheren  Dienstverhältnisse- 
verübte  Straftat  handelt.  Um  den  Vollzug  der  Strafe  hat  sich  aber  auch 
in  diesem  Falle  der  frühere  Kommandant  an  den  neuen  Kommandanten 
zu  wenden; 

2.  wenn  sich  Personen  abgetrennter  Abteilungen  gegen  die  dienstliche 
Autorität  der  Kommandanten  von  Truppenkörpern  vergehen  oder  sich  solcher 
strafbarer  Handlungen  schuldig  machen,  deren  Ahndung  in  den  organisations- 
mäßigen  Wirkungskreis  dieser  Kommandanten  fällt. 

Modifikationen   der    dargestellten   Grundsätze    über   die    Ver- 

2i<i6j  Ver^l.  über  das  Detail  Klee  mann,  System  des  militärischen  Diaziplinarstrat- 
reehtes,  S.  116  ff.  —  ^^'^'')  D.-R.  I.  T.  Punkt  664  Schlußalinea  und  673  uL  1.  —  "•«.  Ib. 
Punkt  663  al.  3.  —  ^igj)  ib.  Punkt  661. 
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teilung  der  Dis;siplinar8trafbefugni88e  treten  überdies  noch  nach   folgenden 
Richtungen  ein: 

1.  Generale,  Truppenkommandanten  und  als  Kommandanten  selbstän- 
diger Heeresanstalten  fungierende  Stabsoffiziere  können  im  Disziplinanv^ege 
nur  von  den  höchsten  Inhabern  der  militärischen  Dienstgewalt  (Korps-  und 
Militärkommandanten,  Armee-  und  Armeeoberkommandanten,  Chefs  der 
Zentralstellen)  bestraft  werden; ^^^^) 

2.  wenn  ein  Untergebener  an  seinem  strafberechtigten  Vorgesetzten  eine 
strafbare  Handlung  begeht,  welche  das  dienstliche  Verhältnis  nicht  bertihrt,  so 
ist  das  Disziplinarstrafrecht  des  Vorgesetzten  diesem  Untergebenen  gegentlber 
suspendiert  und  er  muß  in  einem  solchen  Falle  den  Schuldigen  dem  nächst- 
höheren Kommandanten  zur  Bestrafung  anzeigen; *^'^) 

3.  eine  solche  Suspension  der  Ausübung  des  Disziplinarstrafrechtes  tritt 
für  den  unmittelbar  Straf  berechtigten  auch  dann  ein,  wenn  sein  vorgesetzter 
Kommandant  einen  ihm  zur  Kenntnis  gebrachten  Straffall,  selbst  bestraft, 
desgleichen,  wenn  ein  solcher  Straffall  unter  den  Augen  oder  gegen  die 
dienstliche  Autorität  eines  höheren  Vorgesetzten  verübt  wurde;^^^*) 

4.  nach  Umständen  kann  auch  solchen  Funktionären,  welchen  an  sich 
gar  kein  Disziplinarstrafrecht  zusteht,  ein  solches  verliehen  werden  und 
ebenso  kann  jenen  Funktionären,  welche  ein  geringeres  Disziplinarstrafrecht 
besitzen,  eine  höhere  Strafbefugnis,  speziell  auch  die  eines  Truppenkomman- 
danten erteilt  werden.  Eine  solche  Verleihung  kann,  soferne  hierüber 
nicht  schon  die  Orßranisationsvorschriften  nähere  Bestimmungen  enthalten, 
im  Frieden  von  den  Chefs  der  Zentralstellen,  beziehungsweise  rücksichtlich 
der  Land  Wehroffiziere  von  den  Landwehroberkommandanten  und  rücksicht- 
lich der  Landwehrbeamten  von  den  Landesverteidigungsministern,  in  Kriegs- 
zeiten von  den  Armeekommandanten,  dem  Armeeoberkommandanten  und 
den  Kommandanten  der  selbständig  operierenden  Korps  geübt  werden.  Die 
Chefs  der  Zentralstellen  und  die  Landwehr oberkommandanten  können  diese 
Verleihungsbefugnis  auch  an  die  höheren  Kommandanten  übertragen.^  *^^) 

IV.  Die  im  allgemeinen  Disziplinarstrafverfahren  zur  Anwendung  gelan- 
genden Strafen^^^*)  gliedern  sich  in  ordentliche  und  außerordentliche. 
Sie  sind  für  Offiziere,  höhere  Unteroffiziere  und  Mannschaftspersonen  ver- 
schieden normiert  und  außerdem  bestehen  für  die  Angehörigen  der  Kriegs- 
marine einzelne  besondere  Disziplinarstrafen. 

1.  Zu  den  ordentlichen  Disziplinarstrafen  zählen: 

a)  Verweis.  Derselbe  kann  gegen  Mannschaftspersonen  in  der  Charge 
eines  Feldwebels  oder  Gleichgestellten,  gegen  Kadetten,  Seekadetten  und 
Offiziere  als  einfacher  oder  als  strenger  Verweis,  gegen  Mannschafts- 
personen vom  Zugsführer  abwärts  aber  nur  in  einer  Art  angewendet  werden. 

b)  Ordnungsstrafen.    Als  solche  kommen  zur  Anwendung: 

aa)  Gegen  Kadetten  und  Unteroffiziere: 

a)  Entziehung  der  reglementären  Begünstigung  zum  Ausbleiben  über 
die  Retraite; 

fi)  Auferlegung  der  Verpflichtung,  zu  einer  bestimmten  Stunde  vor  der 
Retraite  in  die  Kaserne,  das  Lager  oder  das  Quartier  zurückzukehren; 

2i""^j  Ib.  Punkt  662.  —  ^ni)  jb.  Punkt  660  Schlußalinea.  —  2172)  i^.  Punkt  668 
al.  2,  669  al.  4,  670  al.  3,  674  al.  7.  —  ^173)  j^.  Punkt  677.  —  ^ni)  jb.  punkt  657  ff. 
Vergl.  über  das  Detail  Klee  mann,  a.  a.  0.,  S.  71  ff. 
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y)  Entziehung  der  freien  Verfügung  über  die  Gebühren  und  Überweisun;: 
derselben  an  einen  vorgesetzten  Unteroffizier  zur  Erfolgung  in  täglichen  Raten. 

Alle  diese  Ordnungsstrafen  können  bis  zur  Dauer  von  30  Tagen    ver- 
hängt werden. 

hh)  Gegen  Mannschaftspersonen  ohne  Chargengrad: 

a)  Auferlegung  zur  Rückkehr  in  die  Kaserne  vor  der  Retraite  bis  zu 
30  Tagen; 

ß)  Entziehung  der  freien  Verfügung  über  die  Gebühren  in  demsellien 
Ausmaße ; 

y)  tägliches  Erscheinen  beim  Rapporte  in  einer  bestimmten  Adjustierung, 
jedoch  nicht  über  achtmal; 

ö)  Auferlegung  beschwerlicher,  lästiger  oder  niederer  Dienstverrichtunfrew 
außer  der  Reihe  bis  zu  30  Tagen; 

e)  Dienst  als  Stallwart  jeden  zweiten  Tag,  jedoch  nicht  über  fünfzehnmal. 

cc)  Speziell  gegen  Matrosen: 

er)  Entziehung  der  freien  Verfügung  über  die  Monturen  und  Erfolg- 
lassung  derselben  lediglich  behufs  Verrichtung  eines  Dienstes  bis  zu  30  Tageu 
(zu  Lande); 

ß)  Entziehung  der  Wein-  oder  Rumration  längstens  durch  7  Tage 
(zur  See); 

y)  Einteilung  in  die  Strafrotte  bis  zu  8  Tagen  (zur  See); 

d)  Stehen  auf  Unterwanten  durch  6  Stunden  (zur  See). 

c)  Leibesstrafen,  und  zwar: 

aa)  Sechsstündiges  Schließen  in  Spangen  gegen  Mannsehaftspersoneu 
vom  Zugsführer  und  Gleichgestellten  abwärts  mit  Ausschluß  der  freiwillig: 
fortdienenden  Zugsführer  und  Korporale ;^^^^) 

hh)  zweistündiges  Anbinden  gegen  Mannschaftspersonen  ohne  Chargengrad : 
cc)  Barrenarrest  gegen  Matrosen  von  6  bis  zu  24  Stunden  (zur  See ». 

d)  Arreststrafen.  Dieselben  legen  dem  Bestraften  entweder  nnr 
gewisse  Beschränkungen  auf  oder  hindern  ihn  an  der  freien  Bewegung. 

aa)  Zu  den  Arreststrafen  der  ersteren  Art  zählen: 

a)  Der  Käsern-,  Quartier-  oder  Lagerarrest  gegen  Mannschaftspersonen 
vom  Zugsführer  und  Gleichgestellten  abwärts  bis  zu  30  Tagen; 

ß)  der  Stationsarrest  gegen  Offiziere  und  Seekadetten  bis  zu  30  Tagen: 

y)  der  Bordarrest  gegen  eingeschiffte  Offiziere,  Seekadetten,  Unter- 
offiziere und  Mannschaftspersonen  in  verschiedenem  Ausmaße. 

Mi)  Zu  den  Arreststrafen  der  zweiten  Art  sind  zu  rechnen: 

et)  Der  Zimmerarrest  bis  zu  30  Tagen  gegen  Offiziere,  Kadetten  und 
Seekadetten,  dann  Feldwebel  und  Gleichgestellte; 

ß)  der  einfache  Disziplinararrest  bis  zu  30  Tagen  gegen  Feldwebel 
und  Gleichgestellte,  freiwillig  fortdienende  ZugsfUhrer  und  Korporale,  dann 
Kadetten; 

/)  der  verschärfte  Disziplinararrest  bis  zu  30  Tagen  gegen  Mannschal'ts- 
personen  vom  Zugsführer  und  Gleichgestellten  abwärts  mit  Ausschluß  der 
erwähnten  Kapitulanten; 

6)  der  Einzelarrest  bis  zu  21  Tagen  gegen  dieselben  MannschatU- 
personen; 

€j  der  strenge  Disziplinararrest  bis  zu  15  Tagen  gegen  Mann8chaft>- 
Personen  ohne  Chargengrad; 

'^^''*)  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  31.  Dezember  1897,  Präs.-Nr.  o934,  N.-V.-Bl.  Nr.  l 
ex  1898. 
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^)  der  Arrest  unter  Deck  bis  zu  30  Tagen  gegen  Unteroffiziere  der 
Kriegsmarine  und  Matrosen; 

3j )  der  Dunkelarrest  bis  zu  4  Tagen  gegen  Matrosen  vom  Boots- 
mannsmaat abwärts; 

r)  Geldstrafen.  Solche  Strafen  kommen  zur  Anwendung: 

fta)  Gegen  Offiziere,  welche  mit  Verwaltungs-  und  Rechnungsgeschäften 
])etraut   sind   und  sich   dabei  wiederholter  Säumnisse  schuldig  machen ;*^'^) 

hb)  gegen  die  mit  einfachem,  verschärftem,  Einzel-  und  strengem 
Disziplinararreste  Bestraften,  indem  dieselben  nur  die  Arrestantenlöhnung 
beziehen; 

er)  gegen  eingeschiffte  Unteroffiziere  der  Kriegsmarine,  welche  ihre 
Obliegenheiten  aus  Mangel  an  Eifer  und  Pflichtgefühl  verabsäumen,  gegen 
welche  man  aber  die  Degradierung  nicht  verhängen  will. 

Gegen  andere  Mannschaftspersonen  sind  eigentliche  Geldstrafen  unzu- 
lässig. 

Die  durch  Gebtlhrenabzug  gegen  Mannsehaftsarrestanten  verhängten 
Strafbeträge  sind  zur  Aufbesserung  der  Menage  der  betreffenden  Unter- 
abteilung zu  verwenden. 

/')  Ehrenstrafen,  und  zwar: 

aa)  Degradierung  von  Unteroffizieren; 

hli)  Rückversetzung  der  in  höherer  Soldklasse  stehenden  Soldaten; 

Cr)  Rücktransferierung  der  in  besonderen  Korps.  (Leibgarden,  unga- 
rische Kronwache,  Militärpolizeiwachkorps)  dienenden  Mannschaften. 

Diese  Ehrenstrafen  werden  regelmäßig  nur  auf  Grund  eines  Warnungs- 
kons titutes  verhängt.  Auf  Grund  eines  solchen  ist  einzuschreiten,  wenn 
wiederholte  Ermahnungen  und  Strafen  wegen  disziplinwidrigen  Betragens 
fruchtlos  geblieben  sind  und  der  Disziplinierte  wegen  der  dadurch  an  den 
Tag  gelegten  Beharrlichkeit  in  dem  Konduitefehler  ohne  Benachteiligung 
des  Dienstes  in  seiner  Charge  nicht  belassen  werden  kann.  Die  Aufnahme 
des  Warnungskonstitutes  erfolgt  durch  eine  besondere  Kommission.  Durch 
die  Aufnahme  dieses  Aktes  wird  aber  die  gleichzeitige  Verhängung  einer 
Disziplinarstrafe  nicht  ausgeschlossen.  Erfolgt  im  Laufe  eines  halben  Jahres 
nicht  eine  vollkommene  Besserung  im  Verhalten,  so  ist  die  Degradierung, 
beziehungsweise  Rückversetzung  in  die  niedrigste  Löhnungsgebühr  oder 
Rücktransferierung  zum  Truppenkörper  zu  verfügen.  Verfällt  der  Genannte 
aber  innerhalb  der  6  Monate  nicht  in  den  Konduitefehler,  so  tritt  das 
Warnungskonstitut  von  selbst  wieder  außer  Kraft. 

In  schweren  Disziplinarfällen  können  zur  See  Unteroffiziere  vom  Boots- 
mannsmaat abwärts  und  unter  Umständen  auch  Matrosen  höherer  Gebühr 
ohne   Warnungskonstitut   degradiert,    beziehungsweise    rückversetzt  werden. 

Bei  Kapitulanten  kann  die  Aufnahme  des  Warnungskonstitutes  und 
die  Degradierung  als  Folge  dieses  Aktes  nur  stattfinden,  wenn  sie  von  einer 
besonderen  Disziplinarkommission  beantragt  wird. 

Gegen  die  mit  militärischen  Disziplinarstrafen  zu  belegenden  Zivil- 
personen, Kriegsgefangenen  und  Geiseln  sind  die  Arreststrafen  in  einer  dem 
Stande  und  der  Beschäftigung,  beziehungsweise  der  militärischen  Charge 
des  zu  Disziplinierenden  entsprechenden  Weise  anzuwenden. 

Die  von  den  Truppenkommandanten  über  ganze  lYuppenkörper  zu 
verhängenden  Disziplinarstrafen  können  bestehen  in  Käsern-,  Quartier-  oder 
Lagerarrest,  Verlegung   der   Retraite   auf  eine   frühere  Stunde   und  in  der 

^^"'^j  Sieh  oben  §  60  U. 
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Auferlegung   beschwerlicher,   lästiger   oder  niederer  Dienstverrichtungen    iü 
einer  angemessenen,  die  normale  ätrafbefugnis  nicht  überschreitenden  Dauer 

Besondere  Beschränkungen  bestehen  rücksichtlich  der  über  Pcrtsoneu 
der  Finanzwache  zu  verhängenden  Disziplinarstrafen.  Gegen  solche  Persouen 
können  insbesondere  die  Strafen  des  Schließens  in  Spangen,  der  Anferleganj* 
beschwerlicher,  lästiger  oder  niederer  Dienstverrichtungen,  des  »trenne« 
Arrestes  und  der  Degradierung  nicht  verhängt  werden. 

Mit  diesen  Hauptstrafen  sind  teils  nach  der  ausdrücklichen  Anordnung' 
der  Disziplinarvorschriften  von  selbst  Verschärfungen  (Nebenstrafe u 
verbunden,  teils  können  solche  vom  Strafberechtigten  nach  seinem  Ermessen, 
soweit  es  die  Disziplinarvorschriften  gestatten,  im  einzelnen  Falle  verhän^*^ 
werden.  Diese  Nebenstrafen  stellen  sich  teils  als  Strafen  sui  generin 
dar  (Verbot  des  Tabakrauchens,  Fasten,  Ablegen  des  Seitengewehres  uii«l 
der  Dekorationen  u.  a.),  teils  besteht  die  Verschärfung  in  einer  Kombinati4ui 
mehrerer  der  bereits  angeführten  Disziplinarstrafen. 

2.  xVls  außerordentliche  Disziplinarstrafen  kommen  zur  Anwendung': 

(i)  Alle  Disziplinararreststrafenmit  Ausnahme  des streugcn  Anrt stc** 
bis  zum  doppelten,  zur  Friedenszeit  zulässigen  Ilöchstausmaße; 

b)  Entfernung  der  Generale  und  Stabsoffiziere  wegen  Lauigkeii, 
Saumseligkeit  in  Erfüllung  ihrer  Dienst-  oder  Amtspflicht   von  der  Arnu'o: 

(')  Auflösung  ganzer  Truppenkörper  oder  einzelner  Abt<M- 
lungen  wegen  Ausschreitungen  gegen  die  Disziplin  oder  ungenügender  Pflicht- 
erfüllung unter  gleichzeitiger  anderweitiger  Einteilung  der  betreffeudcn 
Personen; 

d)  Entziehung  der  Fahne  auf  unbestimmte  Zeit; 

e)  Degradierung  von  Personen  des  Mannschaftsstandes  welcher 
Charge  immer  über  Antrag  des  zuständigen  Kommandanten  ohne  Auf- 
nahme eines  Warnungskonstitutes  zu  Soldaten  ohne  Chargengrad  mit 
der  niedrigsten  Löhnungsgebühr.  Kadetten  kann  auf  diese  Art  ihre  Charp*. 
aber  nicht  die  Kadettenauszeichnung  selbst  abgenommen  werden. 

Diese  außerordentlichen  Strafmittel  gelangen  speziell  bei  der  Annei*. 
im  Felde  zur  Anwendung.  Wenn  der  Armeeoberkommandant  und  in  dessen 
Ermangelung  der  Armeekommandant  oder  der  selbständig  operierende  Korps- 
kommandant  die  Anwendung  anderer  als  der  genannten  Disziplinarstral 
mittel  für  notwendig  erachten  sollte,  so  hat  er  die  Entschließung  des  Kaiser^ 
einzuholen. 

V.  Für  die  Durchführung  des  allgemeinen  Disziplinarstrafverfahrens 
sind  nur  wenige  Normen  aufgestellt.  Dasselbe  ist  regelmäßig  an  keine  bt-- 
sonderen  Förmlichkeiten  gebunden,  sondern  der  strafl)erechtigte  Komman- 
dant, welcher  zunächst  seine  Zuständigkeit  prüfen  muß,  hat  nach  seinem 
Ermessen  die  Tat-  und  Schuldfrage  klarzustellen  und  sohin  gleichfalls  uacb 
seinem  Ermessen,  soweit  nicht  die  Disziplinarvorschriften  ihn  in  der  Aus- 
wahl der  Strafart  und  im  Strafausmaß  beschränken,  mit  der  Verhiingun^ 
der  Strafe  vorzugehen.  Ohne  geh('>rige  Erhebung  der  angeschuldeten  Tai 
und  der  wider  sie  sprechenden  Beweise  sowie  ohne  Anhörung  des  Be- 
schuldigten sollen  Disziplinarstrafen  nicht  verhängt  werden. '''*^^>  Wenn  di«» 
zur  Kenntnis  eines  Kommandanten  gelangte  strafbare  Handlung  nach  seiner 
Ansicht  eine  schärfere  Strafe  verdient,  als  er  selbst  zu  verhängen  berechti;rt 
ist,  oder  wenn  überhaupt  das  Strafrecht  nur  einem  höheren  Vorgesetzten  zu- 
steht und  die  persönliche  Vorführung  des  Beschuldigten  untunlich  erscheint, 

'^''^.-li.  I.  T.  Punkt  647. 


629 

80  muß  eine  schriftliche  Strafanzeige  verfaßt  werden,  die  dann  als  Grund- 
lage für  die  weitere  Verfügung  des  Vorgesetzten  zu  dienen  hat.**'®) 

Die  verhängten  Strafen  sind  alsbald  zu  verlautbaren  und  regelmäßig 
im  Strafprotokolle  einzutragen.^^^'-^)  Kechtsmittel  gegen  zu  vollziehende  Diszi- 
plinarstrafen sind  nicht  gewährt,  wohl  aber  kann  nach'  Verbtißung  der 
Strafe  gegen  dieselbe  im  Dienstwege  Beschwerde  geführt  werden.^ *®^j  Auch 
ist  es  dem  im  Disziplinarwege  Bestraften  gestattet,  Umstände,  welche 
nach  seiner  Ansicht  dem  die  Strafe  verhängenden  Vorgesetzten  unbekannt 
und  zugleich  geeignet  sind,  eine  Strafmilderung  zu  begründen,  diesem  durch 
2  Kameraden  innerhalb  der  ersten  48  Stunden  nach  Kundgebung  der  Strafe, 
beziehungsweise  nach  Antritt  des  Arrestes  im  Dienstwege  mit  der  Bitte  um 
Berücksichtigung  vortragen  zu  lassen.-***^) 

Ein  allgemeines  Schutzmittel  gegen  willkürliche  Handhabung  des  mili- 
tärischen Disziplinarstrafrechtes  ist  in  der  Bestimmung  des  Dienstreglements 
gegeben,  daß  ein  Mißbrauch  des  Disziplinarstrafrechtes  zur  Bedrückung  der 
Untergebenen  nicht  geduldet  und  gegen  Willkürlichkeiten  und  Überschrei- 
tungen desselben  von  den  Vorgesetzten  mit  unnachsichtlicher  Strenge  ein- 
gesehritten werden  soU.**^'^) 

Da  sich  das  militärische  Disziplinarstrafverfahren  nicht  in  den  Formen 
eines  geregelten  Prozesses  vollzieht,  ist  ein  Aburteilen  über  die  damit  in 
Zusammenhang  stehenden  Entschädigungsansprüche  unzulässig.  Kommen 
solche  Ansprüche  bei  einer  Disziplinarstrafverhandlung  vor,  so  ist  lediglich 
ein  Ausgleich  zu  versuchen  und,  wenn  ein  solcher  nicht  erzielt  wird,  der 
Beschädigte  mit  seinem  Anspruch  auf  den  Rechtsweg  zu  verweisen.  Hat 
das  Ärar  einen  Schaden  erlitten,  so  ist  derselbe  kommissioneil  zu  erheben 
und  wegen  Hereinbringung  des  Ersatzes  das  administrative  Ersatzverfahren 
einzuleiten.**®"*) 

VI.  Der  VoUzug*^^*)  der  militärischen  Disziplinarstrafen  soll  in  der 
Kegel  sogleich  und  immer  genau  nach  dem  Befehle  desjenigen  erfolgen,  der 
sie  verhängt  hat.  Eine  nachträgliche  Umwandlung  verhängter  Disziplinar- 
strafen ist  demnach  grundsätzlich  unzulässig.  Nur  wenn  die  Bestrafiing  eine 
Person  betrifft,  welche  zur  Einschiffung  oder  Ausschiffung  bestimmt  ist,  muß 
die  Disziplinarstrafe  in  eine  zur  See,  beziehungsweise  zu  Lande  anwendbare 
Strafart  umgeändert  werden. 

Die  Disziplinarstrafen  sind  ferner  in  der  Weise  zu  vollstrecken,  daß 
der  Disziplinierte  an  der  Ableistung  des  Dienstes  möglichst  wenig  gehindert 
wird.  Insbesondere  darf  durch  Ordnungsstrafen  der  dem  Straffälligen  ob- 
liegende Dienst  nicht  beeinträchtigt  werden.  Arreststrafen  im  versperrten 
Lokale,  welche  den  zur  Waffenübung  einberufenen  nichtaktiven  Heeres- 
personen vor  oder  während  der  Übung  auferlegt  werden,  sind,  soweit  es 
die  Erhaltung  der  Disziplin  zuläßt,  erst  nach  Ablauf  der  Übungszeit  zu  voll- 
ziehen. Offiziere  sind  im  Felde  nicht  mit  Stationsarrest,  Kadettoffiziers- 
stellvertreter, Feldwebel  und  Kadetten  nicht  mit  Zimmerarrest  zu  bestrafen. 

Die  Disziplinarstrafen  sollen  ohne  Unterbrechung  vollzogen  werden. 
Eine  Ausnahme  von  diesem  Grundsatze  ist  zur  See  aus  Dienstesrücksichten, 
dann  mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheitsverhältnisse  des  Bestraften  zulässig. 

Ein  Aufschub  des  Strafvollzuges  hat  außer  dem  bereits  erwähnten 
Falle  einzutreten,  wenn  ein  mit  strengem  Disziplinararreste  Bestrafter  wegen 

^-^'^)  Ib.  Punkt  650.  —  "tö)  Ib.  Punkt  692.  —  ^^^O)  xb.  Punkt  693.  Sieh  oben  §9  1. 
-  2i«i)  Ib.  Punkt  72.  —  ^i")  n,.  p„nkt  694  al.  2.  -  2193)  n,.  Punkt  654.  Sieh  oben 
§  146  II.  —  21S4)  Ib.  Punkt  679  ff. 
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eines  neuerlichen  Verschuldens  mit  strengem  Arreste  bestraft  werden  niali. 
und  zur  See,  soferne  keine  disziplinare  Gründe  gegen  den  Aufschub^  wohl 
aber  DienstesrUcksichten  dafür  sprechen. 

Die  Disziplinararreststrafen  sollen  grundsätzlich  nur  in  militärischen 
Lokalitäten  vollzogen  werden.  Diese  Bestimmung  hat  selbst  flir  die  üUer 
nichtaktive  Gagisten  während  ihres  nichtaktiven  Verhältnisses  verhängten 
Disziplinararreststrafen  Geltung.  Dagegen  können  Mannschaftspersonen  zum 
Zwecke  der  Abbüßung  der  über  sie  verhängten  Disziplinararreststrafen  au» 
erheblichen  Gründen  oder  wegen  besonderer  Verhältnisse  auch  an  die 
bürgerlichen  Gefängnisse  abgegeben  werden.  Unteroffiziere  müssen  abge- 
sondert von  der  übrigen  Mannschaft  in  Haft  gehalten  werden. 

In  Friedenszeiten  ist  das  als  Verschärfung  angeordnete  Fasten  auf  die 
Rasttage  zu  verlegen  und  bei  einer  operierenden  Truppe  hat  es  überhaupt 
zu  entfallen. 

§  210.  Die  besonderen  Disziplinarrechtsnormen.^^^^) 

I.  Gegen  Offiziere  und  Kadetten  findet  die  strafweise  Entlassung, 
beziehungsweise  Abnahme  der  Kadettenauszeichnung  im  Disziplinarwege  in 
folgenden  Fällen  statt: 

1.  Wenn  Offiziere,  Seekadetten  und  Kadetten  wegen  eines  ehrenrührigen 
Deliktes  in  Untersuchung  gezogen  wurden,  aber  wegen  Eintrittes  der  Ver- 
jährung oder  wegen  aus  freiem  Antriebe  rechtzeitig  geleisteter  Schadlos- 
haltung nicht  verurteilt  werden  konnten  oder  wenn  nachträglich  hervor- 
gekommen ist,  daß  eine  strafgerichtliche  Verurteilung  dieser  Personen  wegen 
eines  ehrenrührigen  Deliktes  vor  ihrer  Ernennung  stattgefunden  hat.  In 
diesen  Fällen  sind  die  strafgerichtlichen  Akten  der  Zentralstelle  vorzulegen, 
welche  im  administrativen  Wege  den  Chargenverlust  verfügt.  Vor  dieser  Ver- 
fügung ist,  soferne  es  sich  um  Belassung  einer  vor  ihrer  Ernennung  bereits 
verurteilten  Person  handelt,  rücksichtlich  aller  Offiziere,  sonst  rücksichtlich 
der  Stabsoffiziere  und  Generale  die  kaiserliche  Entschließung  einzuholen;***^! 

2.  wenn  Landwehroffiziere  und  Kadetten  der  Landwehr  von  einem 
Zivilstrafgerichte  eines  Deliktes  schuldig  erkannt  worden,  welches  nach  dem 
Militärstrafgesetze  die  Kassation,  Entlassung  oder  Abnahme  der  Kadetten- 
auszeichnung zur  Folge  hätte.  Diese  Entlassung  ist  vom  zuständigen  Land  wehr- 
gerichte  im  kommissionellen  Wege  auszusprechen.^ ^*^)  Gegen  Offiziere  des 
Heeres,  Seekadetten  und  Kadetten  des  Heeres  erfolgt  in  einem  solchen  Falle 
keine  kommissioneile  Behandlung  vor  dem  Militärgerichte,  sondern  es  wird 
gegen  diese  Personen  die  ehrenrätliche  Untersuchung  eingeleitet,  insoferne 
nicht  in  dem  Urteile  des  Zivilstrafgerichtes  auf  den  Verlust  des  Militär 
Charakters  erkannt  wurde  und  dieser  Verlust  nicht  schon  kraft  des  Gesetzen 
mit  der  Verurteilung  verbunden  ist;  -*^^) 

3.  wenn  Offiziere  der  Reserve,  Seewehr  und  nichtaktiven  Landwehr 
den  in  militärdienstlichen  Angelegenheiten  von  den  Militärbehörden  ihnen 
zukommenden  Weisungen  nicht  nachkommen,  ihre  Verpflichtung,  sich  in 
Kenntnis  von  Dienstvorschriften  zu  erhalten  und  sich  zu  adjustieren  and 
auszurüsten,  hintansetzen  oder  endlieh  unangemessene  Privatgeschäfte 
betreiben; -*«••) 

^^*^)  Klee  mann,  System  des  militärischen  Disziplinarstrafrechtes,  S.  174  ff.  und 
passim.  —  2186^  y.  f.  d.  ehrenrätl.  Verfahren  §  4.  —  2i87^  z.-V.  des  M.  f.  L.-V.  vtini 
24.  Juli  1871,  Präs.-Nr.  275,  Punkt  5.  —  "ss)  M.-St.-P.-O.  §  380.  —  '^^^)  W.-V.  IV.  T. 
„Besondere  Bestimmungen"  §  1  Punkt  4,  7  und  §  8,  dann  V.  f,  d.  B.  bes.  PersonaUng. 
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4.  wenn  Offiziere  des  Ruhestandes  und  des  Verhältnisses  auOer  Dienst 
den  von  den  MilitUrbehörden  an  sie  ergehenden  Weisungen  in  militärdienst- 
liehen Angelegenheiten  absichtlich  nicht  nachkommen,  sich  weigern  in  der 
Mobilität  Dienste  zu  leisten,  obwohl  sie  das  60.  Lebensjahr  noch  nicht 
zurückgelegt  und  weder  40  Dienstjahre  vollstreckt  haben  noch  als  invalid 
erklärt  worden  sind,  oder  endlich  unangenfiessene  Nebenbeschäftigungen 
betreiben  und  diese  ungeachtet  vorheriger  Aulforderung  nicht  aufgeben.^ ^^®) 

IL  Gegen  Militärgeistliche  wird  eine  doppelte  Disziplinarstraf- 
gewalt geübt  :«i»M 

L  In  kirchlichen  Disziplinarsachen  unterliegen  aktive  Militärgeistliche 
der  katholischen  Konfession  der  Disziplinargewalt  des  apostolischen  Feld- 
vikars, die  Militärgeistlichen  der  anderen  Konfessionen  aber  der  Disziplinar- 
strafgewalt des  Chefs  der  Zentralstelle,  welcher  hiebei  die  Anträge  der 
l)etreflFenden  konfessionellen  Oberbehc^rde  zur  Grundlage  seiner  Maßregeln 
zu  nehmen  hat. 

Bei  der  Armee  im  Felde  übt  das  Disziplinarstrafrecht  in  kirchlichen 
tStraffällen  über  die  katholischen  Militärgeistlichen  der  Feldsuperior  und 
über  die  Militärgeistlichen  anderer  Konfessionen  der  Kommandant  des 
betreffenden  Armeekörpers  nach  Anhörung  des  bei  der  Armee  im  Felde 
befindlichen  rangsältesten  Militärgeistlichen  der  Glaubensgenossenschaft. 
In  eingeschlossenen  festen  Plätzen  ist  der  rangsälteste  Militärgeistliche  des 
festen  Platzes  dazu  berufen; 

2.  in  außerkirchlichen  Straffällen  handhaben  die  Disziplinarstraf- 
gewalt die  Chefs  der  Zentralstellen  und  die  Kommandanten  der  Armee- 
k(')rper,  beziehungsweise  die  Festungskoramandanten.  Gegen  die  dem  aposto- 
lischen Feldvikar  unterstehenden  Geistlichen  ist  im  Einvernehmen  mit  diesem 
vorzugehen. 

Die  gegen  Militärgeistliche  zu  verhängenden  Disziplinarstrafen  sind 
im  allgemeinen  die  gleichen  wie  die  für  Offiziere  festgestellten.  Ein  beson- 
deres Verfahren  ist  für  die  strafweise  Entlassung  vorgeschrieben.  Diese 
hat  stattzufinden,  wenn  sich  der  betreffende  Militärgeistliche  einer  groben 
Verletzung  seiner  Amts-,  Dienst-  oder  Standespflichten  schuldig  gemacht 
hat,  wodurch  er  das  für  den  Militärseelsorgedienst  erforderliche  Vertrauen 
verwirkt  hat,  und  ohne  Nachteil  für  den  Dienst  oder  ohne  Schädigung 
seines  Ansehens  in  seiner  Stellung  nicht  weiter  belassen  werden  kann.  Die 
Kntlassung  ist  im  kommissioneilen  Wege  durch  die  Territorialbehörde  ein- 
zuleiten. Der  Beschuldigte  hat  das  Recht,  vor  dieser  Kommission  sich 
l^ersönllch  zu  verteidigen  oder  sich  durch  eine  aus  seinen  Standesgenossen 
zu  wählende  Vertrauensperson  verteidigen  zu  lassen;  leistet  er  der  schrift- 
lichen Vorladung  keine  Folge  und  erscheint  auch  kein  Standesgenosse  als 
Verteidiger,  so  wird  von  Amts  wegen  ein  solcher  aus  der  Zahl  der  Standes- 
genossen bestimmt.  Verfügt  wird  die  Entlassung  von  der  Zentralstelle  auf  Grund 
eines  Beschlusses  einer  daselbst  bestellten  Kommission  und  nach  Einholung  der 
kaiserlichen  Entschließung,  im  Falle  der  Disziplinierte  vom  Monarchen  ernannt 
worden  war. 


VII.  Abschnitt  §  48.  Vergl.  §  13  III.    Über  die  Angemessenheit  der  Privatgeschäfte  hat 
8ich  der  Ehrenrat  gutachtlich  zu  äußern. 

2i9'>)  V.  f.  d.  B.  bes.  Personalang.  I.  Abschnitt  §  1  und  VII.  Abschnitt  §  48.  — 
2191  j  Dienstvorschriftfiir  die  Militärgeistlichkeit  §  12.  Marinegeistlichc  werden  analog 
behandelt. 
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III.  Gegen  Militärbeamte  und  Gagisten  ohne  Rangklatsst* 
wird  die  Disziplinarstrafgewalt  in  Formen  geübt,  die  sich  an  die  Disziplinar- 
strafnormen des  Zivilstaatsdienstes  anlehnen  und  außerdem  durch  den 
Umstand  beeinflußt  sind,  daß  die  Einleitung  des  ehrenrätlichen  Verfahren-* 
gegen  diese  Funktionäre  ausgeschlossen  ist.  Für  die  in  der  Reserve,  8ef- 
wehr  und  nichtaktiven  Landwehr  befindlichen  Beamten  und  Gagisten  ohne 
Kangklasse  kommen  außerdem  dieselben  Disziplinarvorschriften  zur  (Teilung, 
welche  für  die  Offiziere  dieser  Standesverhältnisse  in  Kraft  stehen.-*'** » 

1.  Gegen  aktive  Militärbeamte  und  Gagisten  ohne  Rangklasse  sind 
darnach  folgende  Disziplinarstrafen  zulässig: 

a)  Einfacher  und  strenger  Verweis; 

h)  Htationsarrest  bis  zu  30  Tagen; 

r)  Zimmerarrest  bis  zu  derselben  Dauer; 

(i)  Dienstesentlassung  nach  vorheriger  kommissioneller  Warnung  und 
ohne  solche. 

Im  Felde  können  gegen  Militärbeamte  und  Gagisten  ohne  Rangklas^e 
verhängt  werden: 

a)  Alle  Disziplinararreststrafen  bis  zum  doppelten  ihres  zur  Friedens- 
zeit zulässigen  Höchstausmaßes; 

h)  Entfernung  der  Militärbeamten  von  der  VIII.  Rangklasse  aufwUns 
von  der  Armee  wegen  Lauigkeit,  »Saumseligkeit  oder  Nachlässigkeit  in  der 
Erfüllung  ihrer  Dienst-  oder  Amtspflichten. 

Für  die  Entlassung  der  Militärbeamte  und  Gagisten  ohne  Ran^- 
klasse  ist  gleichfalls  ein  besonderes  Disziplinarverfahren  vorgeschrieben. 
Die  Entlassung  ist  in  folgenden  Fällen  auszusprechen: 

a)  Wegen  disziplinwidrigen  Verhaltens  im  Amte  oder  außerhalb  des 
Amtes,  soferne  sich  der  Gegenstand  nicht  zur  gerichtlichen  Untersuchiinsr 
eignet. 

aa)  Regelmäßig  ist  in  einem  solchen  Falle  erst  nach  vorherig'er 
Warnung  das  weitere  kommissioneile  Verfahren  einzuleiten.  Auf  diese  Art 
ist  gegen  Beamte  und  Gagisten  vorzugehen: 

a)  Wegen  grober  Nachlässigkeit  in  Amts-  oder  Dienstpflichten,  ins- 
besondere wegen  Verletzung  des  Amtsgeheimnisses; 

ß)  wegen  Unbotmäßigkeit  gegen  Vorgesetzte  in  Amts-  oder  Dienst- 
sachen; 

;')  wegen  leichtsinnigen  Schuldenmachens; 

d)  wegen  unanständigen,  Ärgernis  erregenden  Betragens  im  Dienste 
oder  an  öff'entlichen  Orten; 

b)  wegen  unbefugter  Entfernung  vom  Amte  oder  den  übertragenen 
Dienstgeschäften  oder  wegen  nicht  gerechtfertigter  Überschreitung  des 
Urlaubes; 

^)  wegen  Beteiligung  an  politischen  Vereinen  und  politischen  Demon- 
strationen oder  wegen  Teilnahme  in  Uniform  an  öffentlichen  Versamminngen 
politischer  Tendenz. 

Die  Besserungsfrist  für  die  verwarnten  Beamten  und  Gagisten  ohne 
Rangklasse  beträgt  ein  Jahr. 

hh)  Ohne  vorherige  Warnung  ist  die  Entlassung  eines  aktiven 
Beamten  und  Gagisten  ohne  Rangklasse  auf  Grund  einer  kommissionelleu 
Behandlung  zu  verfügen: 

2192^  Disziplinarvorsciuift  für  die  Militärbeamten  und  die  in  keine  Rangklasse  ein- 
gereihten  Militärgagisten   des  k.  und  k.  Heeres  und  M.-D.-R.  II.  T.  §  64   Punkt  525  ff. 
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a)  Wenn  der  Beamte  oder  in  keine  Rangklasse  eingereihte  Gagist 
«ich  ein  so  schweres  Dienstvergehen  zu  Schulden  kommen  ließ,  daß  dasselbe 
große  Nachteile  für  den  Dienst  zur  Folge  haben  konnte; 

ß)  wenn  er  einer  geheimen  Gesellschaft  angehört  oder  an  einer  solchen 
im  strafgesetzlichen  Sinne  teilnimmt,  vorausgesetzt,  daß  er  der  Zivilgerichts- 
barkeit untersteht.  Ist  er  der  Militärgerichtsbarkeit  unterworfen,  so  verfällt 
er  wegen  Beteiligung  an  einer  geheimen  Gesellschaft  der  kriegsrechtlichen 
Behandhmg;-*^^) 

y)  wenn  er  sich  ohne  Erlaubnis  als  Herausgeber,  Redakteur  oder  Mit- 
arbeiter an  solchen  periodischen  Druckschriften  beteiligt,  welche  ausschließ- 
lich oder  auch  nur  teilweise  politische  oder  soziale  Tagesfragen  behandeln; 

())  wenn  er  ungeachtet  der  erfolgten  Untersagung  unerlaubte  Xeben- 
geschäfte  fortsetzt. 

Die  zur  Aufnahme  des  Warnungskonstitutes  und  zur  Beschlußfassung 
über  den  Entlassungsbescheid  berufenen  Kommissionen  werden  bei  den 
höheren  Kommanden  und  Behörden,  beziehungsweise  bei  den  Zentralstellen 
bestellt.  In  die  Kommissionen,  welche  über  die  Entlassung  Beschluß  zu 
fassen  haben,  werden  auch  höhere  Militärrichter,  beziehungsweise  höhere 
Landwehroffiziere  fllr  den  Justizdienst  entsendet. 

Mit  der  Entlassung  ist  Verlust  des  Titels  und  des  Versorgungs- 
anspruches verbunden. 

Auf  Marinebeamte,  welche  zur  Bemannung  eines  in  Dienst  gestellten 
Kriegsschiffes  gehören,  finden  diese  Bestimmungen  über  die  kommissioneile 
Warnung  und  Entlassung  keine  Anwendung,  weil  dieselben,  solange  ihre 
Einschiffung  dauert,  der  ehrenrätlichen  Behandlung  unterliegen.  -^*** ) 

h)  Wegen  Begehung  solcher  Handlungen,  die  ausdrücklich  mit  admini- 
strativer Entlassung  bedroht  sind.  In  solchen  Fällen  erfolgt  die  Entlassung 
im  administrativen  Wege  ohne  kommissioneile  Behandlung  lediglich  auf 
Grund  eines  die  Entlassungsursache  konstatierenden  Kommissionsprotokolles. 
Diese  Fälle  sind: 

fi(i)  Wenn  ein  Beamter  oder  Gagist  ohne  Rangklasse,  welcher  der 
Zivilgerichtsbarkeit  untersteht,  ohne  Erlaubnis  eine  Ehe  eingeht; 

hh)  wenn  der  Beamte  oder  Gagist  ohne  Rangklasse  in  Konkurs  ver- 
fällt und  in  der  Kridauntersuchung  schuldig  erkannt  wird; 

ff)  wenn  derselbe  wegen  Verschwendung  unter  Kuratel  gesetzt  wird. 

r)  Wegen  strafgerichtlicher  Untersuchung  oder  Verurteilung.  *^'^^) 
ff(()  Ist  eine  solche  Untersuchung  oder  Verurteilung  durch  ein  Militärgericht 
erfolgt,  so  hat,  soferne  nicht  schon  durch  einen  kriegsrechtlichen  Schuldspruch 
auf  Entlassung  erkannt  wurde,  eine  Kommission  die  vorhandenen  belastenden 
Umstände  zu  prüfen  und  darnach  Beschluß  darüber  zu  fassen,  ob  der  Be- 
treffende das  ftlr  seinen  Dienst  unbedingt  notwendige  Vertrauen  verwirkt 
habe  und  demnach  zu  entlassen  sei.  Auf  Grund  dieses  Beschlusses  hat 
sodann  die  Zentralstelle,  ohne  daß  weiter  eine  strenge  kommissionelle  Be- 
handlung stattfindet,  die  Entlassung  auszusprechen.  Auf  diese  Weise  ist 
vorzugehen: 

« )  Wenn  das  kriegsrechtliche  Urteil  nicht  auf  „schuldig"  lautete  oder  ein 
Einstellungsbeschluß  gefaßt  wurde  und  der  Untersuchung  ein  Verbrechen 
oder  ehrenrühriges  Vergehen  zu  Grunde  lag,  ohne  daß  der  Freigesprochene 
von  der  Anschuldigung  ganz  gereinigt  wäre; 

^TM.-St.-G.  §  547.  —  2194)  vergl.  §  212  II.  —  »»9*)  M.-St.-P.-O.  §  380. 
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/:?)  wenn  die  militärgeriehtliche  Untersuchung,  die  wegen  eines  die 
Kassation  nach  sich  ziehenden  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht 
hervorgehenden  Vergehens  eingeleitet  wurde,  wegen  Eintrittes  der  Verjährung- 
oder  rechtzeitiger  Leistung   der  Schadloshaltung   eingestellt   werden  mußte, 

bh)  Ist  aber  eine  solche  I-ntersuchung  oder  Verurteilung  durch  ein 
Zivilgericht  erfolgt,  so  findet  die  erwähnte  kommissionelle  Prüfung  nur  statt, 
wenn  die  Untersuchung  wegen  eines  Verbrechens,  wegen  eines  ehrenrührigen 
Vergehens  oder  wegen  einer  solchen  Übertretung  oder  endlich  wegen  eines 
Vergehens  gegen  die  Pflichten  eines  öflFentlichen  Amtes  oder  Dienstes,  dann 
gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  eingeleitet  war,  der  Betreffende  aber  keine» 
Verbrechens  schuldig  erkannt  wurde. 

Bei  einem  Schuldspruch  wegen  eines  Verbrechens  wird  nur  die  rechts- 
kräftige Verurteilung  in  einem  Komraissionsprotokolle  konstatiert,  worauf 
die  Zentralstelle  ohne  weiteres  die  Entlassung  anordnet. 

2.  Nichtaktive  Militärbeamte  unterliegen  nach  Umständen  denselben 
Disziplinarstrafen . 

Eine  kommissionelle  Warnung  solcher  Beamten  findet  insbeson- 
dere statt: 

a)  Wegen  unanständigen,  Ärgernis  erregenden  Betragens  an  öffent- 
lichen Orten  in  der  Militärbeamtenuniform; 

b)  wegen  Ausschreitungen  gegen  das  militärische  Verhältnis  der  Über- 
und  Unterordnung; 

r)  wegen  Teilnahme  in  Uniform  an  öffentlichen  Versammlungen  oder 
an  Demonstrationen  politischer  Tendenz. 

IV.  Gegen  Armeediener,  Marinediener  und  Kauzleidiener  bei 
den  Landwehrbehörden  findet  die  Disziplinarbehandlung  nach  Analogie 
des  für  die  Disziplinierung  der  Militärbeamten  vorgeschriebenen  Verfahrens 
statt.  ^i«6) 

Als  Disziplinarstrafen  sind  Verweis  und  Entlassung  zulässig.  Dagegen 
sind  Arreststrafen  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Nur  gegen  eingeschiffte 
Marinediener  kann  Bordarrest  und  Arrest  unter  Deck  angewendet  werden. 
Die  Entlassung  erfolgt  stets  nach  vorheriger  Warnung  mittels  kommissioneller 
Behandlung. 

V.  Gegen  das  Hilfspersonale  des  Marinelandbauwesens  sind 
als  Disziplinarstrafen  nach  dem  Reglement  ftlr  die  Kriegsmarine -**'')  und 
der  Vorschrift  für  das  Arsenalsmeister-  und  das  Arsenals-Zivilarbeiterpersonale 
zulässig:  Verweis,  Lohnabzüge  und  Entlassung.  Lohnabzüge  sind  anwendbar 
gegen  Personen  vom  Vorarbeiter  abwärts;  ihr  Ertrag  fließt  regelmäßig  in  die 
Arsenals-Arbeiterunterstützungskasse.^^^^)  Die  Entlassung  kann  wegen  Dienst- 
vergehen gegen  die  ohne  Zertifikat  aufgenommenen  Arbeiter  ohne  weiteres, 
gegen  die  mit  Zertifikat  aufgenommenen  Arbeiter  aber  nur  im  Wege  kommis- 
sioneller Behandlung  nach  vorheriger  Aufnahme  eines  Warnungskonstitutes  oder 
ohne  solche  verfllgt  werden.  Arreststrafen  (Bordarrest  und  Arrest  unter  Deck» 
können  nur  gegen  eingeschiffte  Meister  und  Obermeister  zur  Anwendung  kommen. 

Vi.  Gegen  Militärgefangene  (Militärsträflinge)  wird  die  Diszi- 
plinarbehandlung nach  den  Grundsätzen  über  die  Verwaltung  des  Ge- 
fängniswesens^^'**'**)  und 

2^^*5)  Anhang  zur  Disziplinarvorschrift  für  die  Militärbeamten:  „Die  Disziplinar- 
bestrafung der  Arnieediener«  und  M.-D.-R.  II.  T.  §  64  Punkt  542  ff.  —  sm)  M.-D.-R. 
IL  T.  §  64  Punkt  548  ff.  —  "»^)  Sieh  oben  §  44.  —  2199)  Vorschrift  flir  die  Militär- 
gefangcnhäuser  §  55.  Sieh  oben  §  87  V. 
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VII.  gegen  die  Zöglinge  der  Militärerziehungs-  und  Bildungs- 
anstalten nach  den  Grundsätzen  über  Schulzucht^^*^^)  geübt. 


Die  Entwicklung  des  militärischen  Disziplinarstrafrechtes  ist  dank  dem  geringeren 
Interesse  der  juristischen  Wissenschaft  für  diese  Materie  augenscheinlich  hinter  den 
Anforderungen  der  modernen  Zeit  vielfach  zurückgeblieben.  Dies  gilt  zunächst  von  dem 
materiellen  Disziplinarstrafrechte,  soferne  es  sich  um  die  Tat-  und  Schuldfrage  handelt. 
Nach  der  derzeitigen  Gestaltung  der  militärischen  Disziplinarvorschriften  entscheidet  in 
letzter  Linie  das  fast  schrankenlose  Ermessen  des  militärischen  Kommandanten  oder 
Verwaltungs Vorstandes  über  das  Vorhandensein  eines  Disziplin arstraffalles  und  über  die 
Schuldfragc.  Nur  beim  Disziplinarstrafrechte  der  Militärbeamten  sind  einzelne  Ansätze 
für  eine  bessere  Ausbildung  dieser  Seite  des  materiellen  Disziplinarstrafrechtes  zu  ent- 
decken. Das  militärische  Disziplinarstrafrecht  teilt  übrigens  diesen  Mangel  mit  den  meisten 
übrigen  Formen  des  Dieziplinarrechtes  und  die  Theorie  hat  nicht  verfehlt,  demselben  im 
vorliegenden  Falle  durch  Leugnung  des  Grundsatzes  „Nulluni  crimen  sine  lege**  eine 
Sanktion  zu  geben.  Die  große  Tragweite  vieler  Disziplinarstraferkenntnisse  für  die 
ganze  wirtschaftliche  und  soziale  Position  der  davon  Betroffenen  sowie  der  vielfache 
MiÜbrauch,  der  mit  den  Machtmitteln  des  Disziplinarstrafrechtes  zu  fremden  Zwecken 
getrieben  wurde  und  in  Ermanglung  schützender  Garantien  fast  unvermeidlich  geübt 
werden  muß,  weisen  aber  gebieterisch  darauf  hin,  daß  die  Verbesserung  des  Disziplinar- 
strafrechtes eine  Überaus  wichtige  Aufgabe  eines  modernen  Rechtsstaates  bilden  muß. 
Das  Streben  der  Theoretiker,  die  Geltung  des  Disziplinarstrafrechtes  einerseits  nach 
oben,  d.  h.  gegenüber  dem  peinlichen  Strafrechte,  und  andererseits  nach  unten,  d.  h. 
gegenüber  den  Fällen,  wo  vollständige  Straflosigkeit  einzutreten  hat  (vergl.  z.  B. 
Dangel  maier,  „Die  Grenzen  des  Disziplinarstrafrechtes**  in  Streffleurs  österreichischer 
militärischer  Zeitschrift,  24.  Jahrgang  (1883),  IH.  Bd.,  S.  275  ff.),  ist  immerhin  ein  deut- 
licher Fingerzeig  dafür,  daß  auch  sie  den  erwähnten  Mangel  des  materiellen  Disziplinar- 
strafrechtes und  die  damit  verbundenen  Gefahren  deutlich  empfinden.  Die  Gestaltung 
vieler  Arbeitsordnungen  in  den  Fabriken  und  Bergwerken  mit  ihren  sehr  langatmigen 
Aufzählungen  von  Disziplinarübertretungen  und  Straffestsetzungen  sind  ein  Beweis,  daß 
eine  Kodilizierung  des  materiellen  Disziplinarstrafrechtes  auch  nach  dieser  Seite  hin  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  ganz  wohl  mOglich  ist.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wird 
daher  die  Aufstellung  ausführlicher  Dienstpragmatiken  zu  fordern  sein,  welche  die  Ver- 
pflichtungen der  im  militärischen  Dienstverbande  stehenden  Personen  so  weit  als  möglich 
des  näheren  normieren  und  zugleich  die  bei  Übertretung  der  einzelnen  Verpflichtungen 
zu  verhängenden  Strafen  nach  Art  und  Höhe  festsetzen.  Gegenüber  der  Masse  der  ge- 
wöhnlichen Heerespersonen  wird  freilich  immer  eine  ziemlich  weite  Strafbefugnis  ein- 
geräumt werden  müssen,  weil  es  kaum  möglich  sein  wird,  die  große  Menge  aller  dem 
Dienst  direkt  oder  indirekt  nachteiligen  und  schuldhaften  Handlungen  hinsichtlich  dieser 
Personen,  welche  nach  den  am  Kontinente  herrschenden  Anschauungen  durch  das  mili- 
tärische Dienstverhältnis  ihrer  individuellen  Bewegungsfreiheit  fast  vollständig  beraubt 
werden,  erschöpfend  festzustellen.  Allein  schon  die  übersichtliche  Kodiflzierung  der 
häufigeren  Disziplinarstraf fälle  würde  den  Vorteil  bieten,  daß  das  arbiträre  Ermessen 
der  militärischen  Kommandanten  wenigstens  in  diesen  Fällen  zurückgedrängt  und  durch 
feste  Normen  ersetzt  würde.  Sache  der  höheren  Disziplinarinstanz  wäre  es  außerdem, 
in  letzter  Linie  darüber  zu  erkennen,  ob  ein  in  Ermanglung  einer  ausdrücklichen 
Disziplinarstrafnorm  zunächst  nach  arbiträrem  Ermessen  behandelter  Straffall  wirklich 
als  solcher  anzusehen  sei. 


22unj  Vorschrift  über  die  Disziplinarbehandlung  der  Zöglinge  der  Militärerziehungs- 
und Bildungsanstalten. 
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Der  zweite  wichtige  Übelstand  des  geltenden  Disziplinarstrafreehtes  aber  lie^  in 
dem  Mangel  fast  jeglicher  Prozedur.  Auch  in  dieser  Beziehung  entscheidet  faM 
durchaus  das  arbiträre  Ermessen  des  straf  berecht  igten  Kommandanten  oder  der  vor- 
gesetzten Behörde  und  der  Ausschluß  aller  wirklichen,  an  eine  oberste  Diszipltnar* 
behörde  zu  richtenden  Rechtsmittel  macht  die  Sache  noch  schlimmer.  Einzuräumen  ist, 
daß  die  Notwendigkeit  eines  prompten  militärischen  Gehorsams  und  rascher  Erzwingung 
desselben  ein  fonnalitätenreiclies  Disziplinarverfahren  regelmäßig  geradezu  ausschließen 
muß.  Allein  mit  der  prompten  Verhängung  der  Disziplinarstrafen  erscheint  der  Bestand 
einer  obersten  mit  Garantien  der  Unparteilichkeit  ausgestatteten  DisziplinarbelHSrde,  an 
welche  nachträglich  —  wenigstens  in  schwereren  Fällen  —  Berufung  eingelegt  werden 
könnte  und  die  unter  Einhaltung  eines  geordneten  Verfahrens  zu  erkennen  hätte,  ganz 
wohl  vereinbar. 

Leichter  als  die  Beseitiguog  dieser  Grundmängel  des  gesamten  militärischen 
Disziplinarstrafverfahrens  wird  die  schon  seit  längerer  Zeit  von  nichtmilitärischer  Seite 
angestrebte  größere  Humanisierung  der  Disziplinarstrafmittel  zu  erreichen 
sein.  Gegenüber  der  unverhältnismäßigen  Milde,  welche  die  gegen  die  Offiziere  angt*- 
wendeten  Disziplinarstrafen  auszeichnet,  föllt  die  fortdauernde  Beibehaltung  der  Straf- 
mittel des  Schließens  in  Spangen  und  des  Anbindens  umsomehr  auf.  Es  ist  nicht  nur 
unbillig,  gegen  die  verschiedenen  Kategorien  der  Heerespersonen  mit  einem  allzu  nn- 
gleichen  Maßstab  zu  verfahren,  sondern  es  liegt  darin  auch  ein  bedenklicher  Widerspruch« 
daß  ein  Strafmittel,  das  aus  dem  Bereiche  des  Militärstrafgesetzbuches  durch  eine  aus- 
drückliche Verfugung  der  Gesetzgebung  als  nicht  mehr  zeitgemäß  eliminiert  wonien  ist. 
wie  das  Anlegen  der  Schließeisen  (sieh  oben  §  lf»9  II),  als  Disziplinarstrafmittel  weiter 
beibehalten  werde,  ganz  abgesehen  davon,  daß  es  dem  Geiste  des  modernen  Kecht»- 
Staates  überhaupt  angemessener  wäre,  derartige  in  die  persönliche  Freiheit  so  stark 
eingreifende  Disziplinarstrafen  nur  unter  Mitwirkung  der  legislativen  Gewalten  anzuordnen. 

V.  Abschnitt. 

Das  ehrenrätliche  Yerfahreii. 

§  211.  Geschichtliche  Bemerkungen.^^*)^) 

Die  ersten  Anfange  einer  regelnden  Rechtspflege  in  Ehrensachen  der 
Offiziere  finden  sich  in  der  schwedischen  Armee  zur  Zeit  des  Dreißig"- 
jährigen  Krieges.  Bereits  in  seinem  im  Jahre  lö21  eingeführten  „Krieg»- 
recht"  hatte  Gustav  Adolf  ein  Generalkriegsgericht  zu  dem  Zwecke  vor- 
gesehen, um  die  sehr  häufig  vorkommenden  Ehrenhändel  zu  schlichten  und 
abzuurteilen.  Dasselbe  war  aus  den  beim  Heere  anwesenden  Generalen  und 
Obersten  zusammengesetzt  und  urteilte  ohne  geschriebenes  Gesetz  nach 
eigenem  Ermessen  entsprechend  den  Bedürfnissen  des  Heeres  und  den  Um- 
ständen gemäß.  Bei  der  im  Jahre  1660  erfolgten  Rezeption  der  schwedischen 
Kriegsartikel  für  das  brandenburgische  Heer  wurde  zwar  eine  dem 
schwedischen  Generalkriegsgericht  analoge  Behörde  nicht  eingeführt,  wohl 
aber  erfloß  eine  Reihe  von  Mandaten,  welche  die  Beseitigung  und 
Schlichtung  der  Ehrenhändel  und  Duelle  zum  Gegenstande  hatten.  Zum 
ersten  Male  wurde  durch  eine  Verordnung  vom  Jahre  1808  das  dienstliche 
und  außerdienstliche  Verhalten  der  preußischen  Offiziere  der  entscheidenden 


22^^)  Solms,  Verordnung  über  die  Ehrengerichte  der  Offiziere  im  preußischen 
(deutschen)  Heere  vom  2.  Mai  1874,  2.  Auflage  (1892),  S.  8  und  9,  und  Dan  gel  maier» 
Geschichte  des  ehrenrätlichen  Verfahrens,  a.  a.  0.,  S.  38  ff.  Vergl.  auch  Weisl,  Dai 
Heeresstrafrecht,  S.  52  und  53  Aunicikung. 
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Beurteilung  der  Kameraden  unterstellt  und  das  dabei  zu  beobachtende  Ver- 
fahren als  Ehrengericht  bezeichnet.  Eine  festere  Form  erhielten  die 
preuDischen  Ehrengerichte  durch  eine  Kabinettsordre  vom  Jahre  1821,  wobei 
aber  zwischen  ehrengerichtlichem  Verfahren  und  der  Erledigung  im  Diszi- 
plinarwege noch  nicht  streng  unterschieden  wurde.  Nachdem  diese  Vor- 
schrift mehrfach  vervollständigt  worden  war,  erflossen  im  Jahre  1843  für  das 
preußische  Heer  neue  Verordnungen  Über  Ehrengerichte  und  die  Bestrafung 
der  Offiziere  wegen  Zweikampfes.  Diese  Vorschriften  sind  für  die  Entwick- 
lung des  Kechtsinstitutes  in  Österreich-Ungarn  von  maßgebender  Bedeu- 
tung geworden.  "'•'-) 

Zwar  hatte  in  Osterreich  bereits  die  Kaiserin  Maria  Theresia 
Maßnahmen  zur  Wahrung  des  Dekorums  der  Offiziere  durch  die  Verord- 
nungen vom  27.  September  1752  und  vom  22.  Juni  1753  getroffen.  Gegen 
Offiziere,  welche  sich  inkorrekt  aufführten,  sollte  nach  fruchtloser  Verwarnung 
gemäß  einer  Anordnung  des  Hofkriegsrates  vom  15.  Dezember  1760  durch 
ein  niedergesetztes  Kriegsrecht  verfahren  werden  und  durch  ein  Reskript 
vom  23.  März  1787  wurde  wider  solche  Offiziere  administrative  Entlassung 
aus  der  Armee  verftigt.  Eine  weitere  Ausbildung  fand  aber  von  diesen 
ersten  Einrichtungen  zur  Wahrung  der  Offiziersstandesehre  zunächst  nur  das 
administrative  Entlassungsverfahren.  Eine  Verordnung  des  Hofkriegs- 
rates vom  9.  März  1813  H  187  normierte  speziell  das  Verfahren  wider 
solche  Offiziere,  welche  wegen  eines  Verbrechens  nur  ob  instantia,  d.  h.  aus 
Mangel  der  durch  die  Prozeßordnung  vorgeschriebenen  Beweise  freigesprochen 
wurden.  In  diesem  Falle  sollten  die  Akten  vor  der  Publikation  des  Urteiles 
dem  Hofkriegsrate  vorgelegt  werden  und  das  Justiz-  und  hierauf  das  poli- 
tische Gremium  dieser  Behörde  hatten  darnach  zu  entscheiden,  ob  solche 
Offiziere  noch  femer  in  ihrer  Charge  zu  belassen  seien;  konnten  sich  beide 
Gremien  nicht  einigen,  so  war  die  Entschließung  des  Monarchen  einzuholen. 

Neben  dieser  administrativen  Entlassung  bestand  die  kriegsrecht- 
liehe  Behandlung  der  Offiziere  bei  Verübung  von  besonders  schweren 
Delikten  wider  die  Standesehre  fort  und  wurde  auch  im  Militärstrafgesetz- 
buche vom  Jahre  1855  (§§  301  bis  303)  neuerlich  sanktioniert. 

Eine  Änderung  in  diesem  Rechtszustande  trat  unter  Anlehnung  an  das 
preußische  Muster  im  Jahre  1867  ein,  indem  nunmehr  durch  die  Zirkular- 
verordnung  des  Kriegsministeriums  vom  6.  November  1867  auch  in  Öster- 
reich militärische  Ehrengerichte  eingeführt  wurden.  Die  kriegsrecht- 
liche Behandlung  der  im  Militärstrafgesetzbuche  geregelten  Fälle  der  Ver- 
wirkung  des  Anspruches  auf  die  Achtung  anderer,  namentlich  der  Standes- 
genossen, sollte  entfallen  und  es  wurden  sowohl  diese  Fälle  der  Verletzung 
der  Standesehre  als  auch  andere  ehrverletzende  Handlungen  der  Offiziere 
der  Beurteilung  durch  die  neuen  Ehrengerichte  unterworfen.  Die  Mitwirkung 
der  Justizorgane,  auf  welche  vordem  Gewicht  gelegt  worden  war,  hörte  auf. 
Daliir  war  aber  bestimmt,  daß  der  Offizier  nun  nicht  mehr  durch  die  Ent- 
scheidung der  Administrativbehörde,  sondern  nur  durch  das  Urteil  seiner 
Standesgenossen,  dessen  formelle  Bestätigung  dem  Gerichtsherrn  vorbehalten 
wurde,  seiner  Charge  flir  verlustig  erklärt  werden  konnte.    Auf  Entlassung 

2202)  f)ip  preußische  Vorschritl  über  die  Ehrengerichte  ist  auch  für  die  Übrigen 
deutschen  Kontingente  vorbildlich  geworder.  Die  jetzt  geltende  Vorschrift  flir  das 
preußische  Landheer  datiert  vom  2.  Mai  1874  und  die  Vorschrift  für  die  deutsche  Kriegs- 
marine vom  30.  März  1899. 
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durfte  nur  erkannt  werden,  wenn  2  Dritteile  der  Mitglieder  des  Ehren- 
gerichtes dafür  stimmten.  War  diese  Stimmenmehrheit  nicht  vorhanden,  j*o 
wurde  die  Angelegenheit,  wenn  e3  sich  um  einen  Offizier  vom  Hauptmann 
abwärts  handelte,  an  ein  Ehrengericht  für  Stabsoffiziere  und,  insofeme  e^» 
sich  um  einen  Stabsoffizier  handelte,  an  den  Ehrenrat  für  Generale  gewiesen. 
Bei  diesem  zweiten  Ehrengerichte  ward  mit  einfacher  Stimmenmehrheit 
entschieden.  Urteile  wider  Stabsoffiziere  mußten  der  Zentralstelle  (dem 
Armeeoberkommando)  vorgelegt  werden,  welch  letztere  in  dem  Falle,  wenn 
das  Urteil  auf  Entlassung  lautete  und  wenn  es  einen  Obersten  oder  noch 
höheren  Offizier  betraf,  die  Entschließung  des  Monarchen  einzuholen   hatte. 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Entschließung  vom  29.  März  1871  wurden 
an  Stelle  der  Ehrengerichte  durch  Zirkularverordnung  des  Reichskrieg»- 
ministeriums  vom  13.  April  1871  Ehrenräte  eingeführt.  Die  bisherige  In- 
gerenz der  Gerichtsherrn  auf  die  Einleitung  der  Untersuchung  und  ihre 
Befugnis  zur  Bestätigung  des  Spruches  fiel  fort.  Fortan  hatte  das  Offiziers- 
korps allein  über  die  Einleitung  der  Untersuchung  zu  entscheiden.  Gegen 
einen  Schuldspruch  wurde  nunmehr,  falls  derselbe  nur  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit gefaßt  war,  eine  Berufung  an  eine  ehrenrätliche  Berufungs- 
kommission zugelassen  und  außerdem  ein  besonderes  Rehabilitierungs- 
verfahren normiert. 

Die  neue,  auf  Grund  der  kaiserlichen  Entschließung  vom  16.  No- 
vember 1884  mit  Zirkular  Verordnung  des  Reichskriegsministeriums  %om 
27.  November  1884  kundgemachte  Vorschrift  hat  die  Berufungskommissionen 
wieder  beseitigt;  auch  Beschltlsse  des  Ehrenrates,  welche  mit  einfacher 
Stimmenmehrheit  gefaßt  werden,  sind  nunmehr  unanfechtbar.  Datttr  ist  das 
Institut  der  ehrenrätlichen  Warnung,  das  seit  dem  Jahre  1867  abge- 
schafft war,  wieder  eingeführt  worden. 

§  212.  Aufgabe  und  Zusammensetzung  der  militärischen  Ehrenräte« 

I.  Nach  den  geltenden  Vorschriften  über  das  ehrenrätliche  Verlahren-- '') 
besteht  die  Aufgabe  der  militärischen  Ehrenräte  in  der  Wahrung  und 
Reinhaltung  der  gemeinsamen  Ehre  des  Offiziersstandes  sowie  der  Ehre  des 
einzelnen  Offiziers.  Ihrer  Beurteilung  unterliegen  alle  Handlungen  und  Unter- 
lassungen von  Offizieren  mit  Einschluß  der  Auditore,  Militärärzte,  Truppen- 
rechnungsflihrer,  Kadetten  und  Seekadetten,  welche  zwar  nicht  nach  den 
Strafgesetzen  der  gerichtlichen  Behandlung  verfallen,  jedoch  dem  Ehr- 
gefühle und  den  Verhältnissen  des  Offiziersstandes  derart  widerstreiten,  daß 
es  in  Frage  gestellt  erscheint,  ob  der  Beschuldigte  ohne  Schädigung  der 
gemeinsamen  .Standesehre  und  somit  auch  der  Bedürfnisse  des  Dienstes  in 
seiner  Charge  oder  militärischen  Stellung  belassen  werden  k()nne. 

Eine  solche  Beurteilung  kann  auch  stattfinden  nach  Abschluß  einer 
strafgerichtlichen  Untersuchung,  welche  nicht  durch  ein  ausdrücklich 
auf  Kassation  oder  Entlassung,  beziehungsweise  Abnahme  der  Kadetten- 
auszeichnung lautendes  Erkenntnis  beendet  worden  ist,  soferne  gegen  den 
Beschuldigten  noch  Verdachtsgründe  erübrigen,  durch  welche  ihm  ein  mit 
der  bekleideten  militärischen  Stellung  für  unvereinbar  erachteter  Makel 
anhaftet,   oder   wenn  die  Verurteilung   durch   ein  Zivilgericht   wegen  eine^ 

2203)  Nebeu  der  mit  Z.-V.  des  R.-K.-M.  vom  27.  November  1884,  Präs.-Nr.  bV2iK 
N.-V.-Bl.  Nr.  132,  flir  das  gemeinsame  Landheer  kundgemachten  Vorsclirift  bestehen 
analoge  Vorschriften  auch  fiir  die  Kriegsmarine  und  die  beiden  Landwehren. 
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einen  Ehrenmakel  nach  sich  ziehenden  Deliktes  erfolgt  ist,  hiebe!  aber  nicht 
zugleich  ausdrücklich  auf  Verlust  des  Militärcharakters  erkannt  wurde  und 
dieser  Verlust  auch  nicht  schon  kraft  des  Gesetzes  mit  der  Verurteilung  selbst 
verbunden  ist.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  außer  jenen  Beschuldigungen,  welche 
Gegenstand  der  strafgerichtlichen  Untersuchung  waren,  auch  noch  Anschul- 
digungen hervorgekommen  sind,  welche  mit  dem  Offizierscharakter  unver- 
träglich erscheinen. 

Zur  Lösung  dieser  Aufgabe  werden  die  Berufsgenossen  des  Beschul- 
digten vom  Inhaber  der  Dienstgewalt  herangezogen.  Sie  haben  nach  ihrem 
subjektiven  Ermessen  auf  Grund  der  traditionellen  Standesanschauungen  einen 
Wahrspruch  abzugeben.  Der  Grundsatz  des  materiellen  Strafrechtes:  „Nulla 
poena  sine  lege"  findet  auch  hier  keine  Anwendung.  Die  Konsequenzen  des 
Wahrspruches  zu  ziehen  ist  Sache  des  Dienstherrn. 

Die  den  militärischen  Ehrenräten  gestellte  Aufgabe  charakterisiert  sich 
darnach  als  ein  zur  Reinhaltung  der  Standesehre  des  Offizierskorps 
kraft  der  Dienstgewalt  vom  Inhaber  derselben  unter  Heran- 
ziehung der  Berufsgenossen  geübtes  Disziplinarverfahren.  Die 
Judikatur  der  Ehrenräte  ist  als  Rechtspflege  und  die  dem  Spruche  des 
Ehrenrates  nachfolgende  Entlassung  als  Strafe,  nicht  aber  als  admini- 
strative Verfügung  zu  betrachten.*^^*) 

IL  Die  Zusammensetzung  der  militärischen  Ehrenräte  ist  je  nach 
den  Kategorien  der  denselben  unterworfenen  Offiziere  verschieden. 

1.  Beim  gemeinsamen  Landheere  sind  dreierlei  Ehrenräte  bestellt: 
a)  Für  Oberoffiziere  (vom  Hauptmann  abwärts),  Kadetten  und 
nichtaktive  Seekadetten.  Die  Ehrenräte  dieser  Kategorie  werden  bei 
den  Truppendivisionen  gebildet.  In  jenen  Militärterritorialkommanden,  in 
welchen  Truppendivisionen  nicht  aufgestellt  werden,  fallen  die  denselben 
zugewiesenen  Obliegenheiten  im  ehrenrätlichen  Verfahren  den  betreffenden 
Militärterritorialkommanden  selbst  zu. 

Im  Mobilisierungsfalle  haben  sowohl  die  mobilisierten  Korpskommanden 
als  auch  die  Militärkommanden  die  gleichen  Befugnisse  in  ihrem  Bereiche 
wie  die  Militärterritorialkommanden  im  Frieden. 

Jeder  solche  Ehrenrat  besteht  aus  9  Personen,  und  zwar  aus  1  Obersten, 
2  Stabsoffizieren  niederer  Charge,  4  Hauptleuten  und  2  Subalternoffizieren. 
In  den  Ehrenrat  für  einen  Oberoffizier  des  Gardekorps  oder  des  General- 
stabskorps tritt  anstatt  des  zweiten  Subalternoffiziers  1  Hauptmann  ein.  Das 
nach  Charge  und  Rang  höchste  Mitglied  führt  den  Vorsitz. 

Zum  Zwecke  der  Bildung  der  Ehrenräte  werden  zunächst  ständige 
ohrenrätliche  Ausschüsse  bei  den  einzelnen  Heeresabteilungen  (jedem 
Regiment,  jedem  selbständigen  Bataillon  u.  s.  w.)  aufgestellt.  Für  die  Bildung 
der  ehrenrätlichen  Ausschüsse  sind  teils  die  Weisungen  der  vorgesetzten 
Kommandanten,  teils  die  Anciennität,  größtenteils  aber  die  Wahl  der  Berufs- 
genossen maßgebend.  Zusammengesetzt  sind  die  ehrenrätlichen  Ausschüsse 
aus  je  1  Vorsitzenden  und  3  Mitgliedern.  Der  Vorsitzende  ist  bei  einem 
Kegiuient  ein  vom  Kommandanten  bestimmter  Stabsoffizier,  bei  den  übrigen 
Truppenkörpern  der  rangälteste  Hauptmann,  bei  den  Garden  der  in  militä- 
rischer Beziehung  rangälteste  Gardekapitän  und  beim  Generalstabskorps  ein 
vom  Chef  des  Generalstabes  bestimmter  Stabsoffizier.  Mitglieder  eines  ehren- 
rätlichen Ausschusses   sind  1  Hauptmann,    I  Oberleutnant  und  1  Leutnant, 

^2''*»  Anf lerer  Ansicht  Weisl,  Da»  Heeresst raf recht,  S.  26  und  27. 


liei  den  Garden  und  beim  Gt-neraUtahskoriPs  2  Ilanptk-ute  und  1  OtmX 
leulnant.  Als  Kr»atiEuiHnner  dieser  Mitglieder  mtlsi«eD  hei  jedem  Ite«;itiin^l 
je  2  Ofßziere  und  l>ei  den  Ubri^ren  '^'uppenkrirpern  je  1  Offizier  iler  wl 
trcfTenden  Char^  vnrbanden  sein.  Die  Mit^'lieder  des  ehreiiriUlieheD  XtuM 
Schusses  und  ihre  ErHatsmUnner  werden  von  den  Offizierskorps  j 
Mitte  gewühlt, 

Die  bei  einem  IVupiienkÖrper  eingeteilten  Auditore,  Miütärärxte  ] 
Truppenreehnungäfübrer  wühlen  mit  den  Offizieren  des  .Soldatenstandea,  ■ 
aber  nicht  wählbar.  Die  Wahlen  erfolgen  a1|jilbrlieh  fitr  die  Dauer  1 
nächsten  Jahres.  Die  im  Laufe  eines  Jahre«  sieh  ergebenden  Abgang  I 
Tfewilhllen  sind  fallweise  sogleich  durch  Ergünzuugswalilen  zu  enteUen.! 
Wahl  oder  Wiederwahl  darf  nicht  abgelehnt  werden. 

Der  ehrenrRtliehe  Ansscbuß  fungiert  als  Organ  der  Offizicrsvi 
lung,  und  zwar  besteht  dieOfßziersversamnilung  ftlrOlMsroffiziere  nnd  Kadethm 
aus  elimtlichen  ani  Stabsorte  und  in  dessen  Umgebung  befindlichen  Stall», 
und  Oberofli zieren  des  iSoldatenstandes  des  betreflcuden  Truppe nkttrper»,  liciie- 
liungBweise  der  Garden  und  des  (icneralstabskoriis.  Der  Kommandant  da 
IVuppenkiirpers  oder  sein  Stellvertreter  ftthrt  den  Vorsitz,  llaudeit  e*  »ich 
um  Auditoro,  Militärärzte  oder  TriippenrechnungsfUhrer,  so  sind  der  Offiiiws- 
versamnilung  Überdies  die  im  Orto  oder  in  dessen  nächster  Nähe  befindlich« 
aktiven  Stabs-  und  Oberoffiziere  des  betreffenden  Truppenkiiri»er»,  Korp» 
oder  Dienstzweiges,  welchem  der  Beschuldigte  angehitrt,  heizuzichen.  Aulfer 
dem  Vorsitzenden  niUsseu  mindesleus  12  Offiziere  bei  der  Versammlung  an- 
wesend sein.  Wenn  die  erforderliche  Anzahl  von  Offizieren  im  Truppenkfirper 
nicht  vorhamlen  ist,  m  hat  sich  der  Kommandant  an  das  vorgüselzte  Mihliir- 
stations-  oder  Brigadekommnndo  wegen  IJeisteltung  der  fehlenden  Cfliacre 
aus  anderen  am  Orte  oder  in  der  Nähe  befindliehen  Truppcnküriitni  «i 
wenden. 

Aus  dem  ständigen  ehrenrätliehen  Atissehusse  wird  der  Ehrenrai 
gebildet,  indem  die  4  I'ersonen  des  ehrenrätliehen  Ausschusses  in  Ata 
Ehrenrat  als  dessen  Mitglieder  eintreten  und  das  Trttppendivisionskommand», 
sobald  ihm  die  Akten  einer  abgeschlossenen  ehrenrätliehen  I 'ntersucliun? 
zugekonmicn  sind,  fallweise  1  Obersten  als  Vorsitzenden  und  einen  zweiten 
Stabsoffizier  als  Mitglied  dos  Ehrenrales  bestimmt  und  die  Brisiellnor 
von  ;i  gewählten  Plauptleuten  als  weitere  Mitglieder  des  Ehrenmtc!'  verfö^ 
War  der  Vorsitzende  des  ehrenrätliehen  Anssehusses,  welcbir  dit-  Inttr 
suchung  geführt  hat,  ein  Hauptmann,  so  sind  auISer  dem  Vorsitzenden  2  Sta)» 
Offiziere  als  Mitglieder  des  Ehrenrates  zu  bestimmen,  dagegen  nicht  :(. 
sondern  nur  2  Hauptleute  als  weitere  Mitglieder  beizuzichcn.  Die  Beiziehunj* 
der  Hanptleute  geschieht  in  der  Weise,  daß  das  Truppendivisionskuminaoilu 
fallweise  die  Truppenkürper,  fttr  welche  ein  ständiger  ehrenriitlieher  Ad* 
schul!  besteht,  beauftragt,  je  eiu  in  der  Haupt mannseharge  siebendes  Mitglied 
des  ehrenrätliehen  Atisschusses  in  den  Ehrenrat  als  Mitglied  zu  entsenden. 
Dem  Truppenkiirper  des  Beschuldigten  dUrfen  nicht  mehr  als  die  in  ilvn 
Ehrenrat  eintretenden  4  Mitglieder  de»  ehrenrätliehen  Ausschusses  angehürun. 
Der  Vorsitzende  des  flhrenrates  dagegen  und  die  übrigen  Mitglieder  dem- 
selben rallssen  anderen  Truppenkürpern  entnommen  werden.  Bei  der  Uilduii? 
des  Ehrenratea  fllr  aktive  Auditore,  Militärärzte  und  Truppenreehnungsfähtw 
sind  an  Stelle  von  3  Hauplleutcn  des  Truppenstandes  2  Olteroffiziere  f"^" 
betreffenden  Slandeagruppe  als  Mitglieder  des  Ehrenrates  beiznziehea. 
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Die  bei  den  Truppendivisionen  gebildeten  Ehrenräte  sind  zuständig: 
aa)  Fttr  alle  zum  dienstliehen  Verbände  der  Truppendivision  gehörigen 
Oberoffiziere  und  Kadetten; 

bh)  für  die  Oberoffiziere  und  Kadetten  der  außerhalb  des  dienstlichen 
Verbandes  einer  Truppendivision  stehenden  Truppenkörper,  Kommanden, 
Behörden  und  Anstalten,  welche  das  Korpskommando,  beziehungsweise  das 
Militärkommando  der  Trnppendivision  in  ehrenrätlichen  Angelegenheiten  mit 
Rücksicht  auf  die  Dislokation  ausdrücklich  zugewiesen  hat; 

cc)  Itir  die  im  Bereiche  der  Truppendivision  befindlichen  Oberoffiziere 
des  Heeres  und  der  Kriegsmarine  in  der  Reserve,  im  Ruhestande  und  im 
Verhältnisse  außer  Dienst  mit  Einschluß  der  Seekadetten  und  Kadetten 
dieser  Kategorien. 

Befinden  sich  in  einem  Orte  mehrere  Truppendivisionen,  so  bestimmt 
das  Korpskommando  diejenige,  bei  welcher  die  Untersuchung  durch  einen 
Ehrenrat  durchzuflihren  ist. 

b)  Für  Stabsoffiziere.  Der  Zusammentritt  der  Ehrenräte  dieser 
Kategorie  wird  fallweise  von  den  Militärterritorialkommanden  verfügt.  Sie 
sind  ebenfalls  aus  d  Mitgliedern  zusammengesetzt,  und  zwar  aus  1  Feld- 
marschalleutnant,  beziehungsweise  Truppendivisionär  als  Vorsitzendem,  2  Ge- 
neralmajoren, beziehungsweise  Oberstbrigadieren,  2  Obersten,  2  Stabsoffizieren 
niederer  Charge  und  2  Hauptleuten.  Die  Bildung  der  Ehrenräte  erfolgt 
teils  durch  Wahl,  teils  durch  Beistellung  der  Mitglieder  von  selten  des 
Korps-  oder  Militärkommandos.  Dieses  Kommando  läßt  nämlich  zunächst 
durch  einen  Generalmajor  von  den  unter  dessen  Befehl  stehenden  Stahs- 
offizleren  aus  der  Mitte  derselben  1  Obersten  und  2  Stabsoffiziere  niederer 
Charge  als  Mitglieder  und  1  Oberstleutnant  oder  Major  als  Ersatzmann  flir 
den  ehrenrätlichen  Ausschuß  wählen,  dem  der  General  als  Vorsitzender 
präsidiert. 

Die  Offiziersversammlung  umfaßt  in  diesem  Falle  sämtliche  aktiven 
Stabsoffiziere  des  Soldatenstandes  einer  bestimmten  Garnison  oder  Heeres- 
abteilung (Brigade,  Truppendivision)  und  muß  außer  dem  Vorsitzenden 
mindestens  aus  8  Mitgliedern  bestehen.  Auch  in  diesem  Falle  sind,  wenn 
es  sich  um  Auditore  oder  Ärzte  handelt,  die  in  der  Nähe  befindlichen  An- 
gehörigen des  betreffenden  Dienstzweiges  beizuziehen.  Sobald  die  Offiziers- 
versammlung die  Durchführung  des  ehrenrätlichen  Verfahrens  gegen  einen 
Stabsoffizier  beschließt,  hat  sie  aus  ihrer  Mitte  noch  1  Obersten  als  Mitglied 
und  1  Obersten  als  Ersatzmann  zu  wählen.  Nach  Abschluß  der  ehren- 
rätlichen Untersuchung  beruft  sodann  das  Korps-  oder  Militärkommando 
einen  zweiten  Generalmajor,  beziehungsweise  Oberstbrigadier  und  beauftragt 
2  Truppenkörper,  welche  einen  ständigen  ehrenrätlichen  Ausschuß  flir  Ober- 
offiziere und  Kadetten  haben,  den  als  Ausschußmitglied  gewählten  Haupt- 
mann oder  dessen  Ersatzmann  beizustellen.  Diese  4  neuen  Mitglieder  bilden 
im  Vereine  mit  jenen  des  ehrenrätlichen  Ausschusses  unter  dem  Vorsitze 
eines  vom  Korps-  oder  Militärkommando  zu  bestimmenden  Feldmarschall- 
leutnants, beziehungsweise  IVuppendivisionärs  den  Ehrenrat  für  Stabs- 
offiziere. Ist  der  ehrenrätlich  zu  Behandelnde  ein  aktiver  Auditor  oder 
Militärarzt,  so  haben  2  aktive  Angehörige  des  betreffenden  Dienstzweiges, 
von  denen  einer  in  der  Stabsoffizierscharge  stehen  muß,  in  den  Ehrenrat 
als  Mitglieder  einzutreten,  dagegen  der  zuletzt  erwähnte  zweite  Oberst  und 
1  Hauptmann  zu  entfallen. 

Schmid,  Das  Heerefireclit  der  öeterr.-ung.  Monarchie.  41 
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Der  Stabsoffiziereehrenrat  eine8  Militärterritorialkommandos  ist  zustand i;r 
für  alle  im  Bereiche  des  Kommandos  befindlichen  aktiven  und  nichtakiiven 
Stabsoffiziere  des  Heeres  sowie  für  die  nichtaktiven  Stabsoffiziere  der  Krie^- 
marine.  In  jenen  der  ehrenrätlichen  Behandlung  zugewiesenen  Fällen,  in 
denen  Stabsoffiziere  mit  Oberoffizieren,  beziehungsweise  Kadetten  gemeinsam 
beteiligt  sind,  ist  auch  für  die  letzteren  der  Ehrenrat  für  Stabsoffiziere 
zuständig. 

c)  Für  Generale   und  Gleichgestellte.     Der   Zusammentritt    de^ 
Ehrenrates  für  diese  Personen  wird  fallweise  vom  Reichskriegsmiuisterium 
verfügt.     Er   besteht   aus   1  Feldzeugmeister,   beziehungsweise  General    der 
Kavallerie  als  Vorsitzendem,  6  Generalen  niederer  Charge  und  2  Obenjten. 
Er   wird   in   der  Art  gebildet,   daß  das  Reichskriegsministerium,   sobald  es 
die  ehrenrätliche  Untersuchung  gegen  einen  General  angeordnet  hat,  das  in 
Wien   befindliche  Korpskommando    beauftragt,    von    den   demselben    unter- 
stehenden aktiven  Generalen  3  Generale,  beziehungsweise  Oberstbrigadiere 
und    1  Ersatzmann   wählen   zu   lassen.     Die   gewählten  3  Generale   bilden 
unter   dem  Vorsitze    eines   vom  Keichskriegsministerium   zu    bestimmenden 
Feldmarschalleutnants    den    ehrenrätlichen    Ausschuß    für  Generale. 
Zur  Generalsversammlung   haben   die   sämtlichen   in  Wien  befindlichen 
aktiven  Generale   zusammenzutreten.     Außer   dem  Vorsitzenden  müssen    ihr 
mindestens  8  Mitglieder  angehören.  Bei  der  ehrenrätlichen  Behandlung  von 
Auditoren   und  Militärärzten   mit  Generalsrang    sind   gleichfalls  Angehörige 
desselben  Dienstzweiges    beizuziehen.     Beschließt   sodann    die  Generalsver- 
sammlung   die   Durchführung    des    ehrenrätlichen    Verfahrens,    so    hat    sie 
zugleich  aus  ihrer  Mitte  3  Feldmarschalleutnants,  und  zwar  2  als  Mitglieder 
und  1  als  Ersatzmann,  für  den  Ehrenrat  zu  wählen.  Nach  Beendigung  der 
ehrenrätlichen   Untersuchung    werden    die    in  Wien    befindlichen    aktiven 
Oberste  des  Truppenstandes  im  Wege  des  Korpskommandos  zu  einer  V^er- 
Sammlung   einberufen,   damit   sie  in  gleicher  Weise  aus  ihrer  Mitte  2  Mit- 
glieder und  1  Ersatzmann  wählen.   Die  gewählten  3  Feldmarschalleutnants 
und  2  Oberste  bilden  im  Vereine  mit  den  4  Generalen  des  ehrenrätlichen 
Ausschusses  unter  dem  Vorsitz  eines  vom  Reichskriegsministerium  zu  bestim- 
menden  Feldzeugmeisters,    beziehungsweise   Generals    der   KavaUerie    den 
Ehrenrat    für    einen   General.     Wird   ein    aktiver  Generalauditor    oder 
Generalstabsarzt  ehrenrätlich  behandelt,  so  haben  2  zu  wählende  Angehörige 
des  betreflFenden  Dienstzweiges,  von  denen  einer  in  der  Charge  eines  General- 
auditors, beziehungsweise  Generalstabsarztes  und  der  andere  in  der   nächst 
niedrigeren  Charge  stehen  muß,   in  den  Ehrenrat   als  Mitglieder  einzutreten, 
wogegen  1  Feldmarschalleutnant  und'l  Oberst  entfallen. 

Der  Ehrenrat  für  Generale  ist  für  die  sämtlichen  aktiven  und  nicht- 
aktiven  Generale  sowie  für  die  nichtaktiven  Admirale  zuständig. 

2.  Bei  der  Kriegsmarine  werden  folgende  Ehrenräte  gebildet: 

a)  Für  aktive  Oberoffiziere  und  Seekadetten.  Ein  solcher  Ehrenrat 
wird  zunächst  fallweise  in  der  Marinezentralstation  Pola  konstituiert.  Er 
ist  in  analoger  Weise  wie  beim  Landheere  zusammengesetzt  und  wird 
ebenfalls  durch  Verstärkung  eines  ehrenrätlichen  Ausschusses  gebildet- 
Außerdem  werden  bei  der  Eskadre  und  bei  den  selbständigen  SehiflFsdivi- 
sionen  fallweise  ehrenrätliche  Ausschüsse  und  Ehrenräte  gebildet,  soliald 
die  Einleitung  der  ehrenrätlichen  Verhandlung  gegen  eine  Marineperson 
angeordnet  wird. 
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Die  ZuBtändigkeit  des  Ehrenrates  fUr  Oberofflziere  und  Seekadetten 
in  Pola  erstreckt  sich  auf  alle  aktiv  dienenden  Oberoffiziere  des  Seeoffiziers- 
korps  und  der  Marinelokalanstellnngen  vom  Linienschifi^sleutnant  abwärts, 
die  diesem  gleichgestellten  Auditore  der  Marine  und  Marineärzte,  ferner  die 
Marinebeamten,  welche  zum  Stabe  eines  in  Dienst  gestellten  Kriegsfahrzenges 
gehören,  endlich  die  aktiven  Seekadetten,  insoferne  diese  Personen  nicht 
zum  Verbände  der  Eskadre  oder  einer  Schiflfsdivision  gehören.  Ist  letzteres 
der  Fall,  so  ist  ftlr  diese  Personen  der  Ehrenrat  der  Eskadre  oder  Schiffs- 
division zuständig. 

b)  Für  Stabsoffiziere  und  Gleichgestellte.  Dieser  Ehrenrat  hat 
seinen  Sitz  in  Pola  und  der  ehrenrätliche  Ausschuß  desselben  wird  von  der 
^'ersammlung  sämtlicher  in  Pola  anwesenden  Konteradmirale  und  Stabs- 
offiziere unter  dem  Vorsitze  des  rangsältesten  der  daselbst  befindlichen 
Konteradmirale  gewählt. 

Die  Zuständigkeit  des  Ehrenrates  erstreckt  sich  auf  die  in  aktiver 
Dienstleistung  stehenden  Stabsoffiziere  der  Kriegsmarine  mit  Einschluß  der 
gleichgestellten  Auditore  der  Marine  und  Marineärzte. 

(■)  Ftlr  Admirale.  Dieser  Ehrenrat  wird  fallweise  am  Sitze  der  Marine- 
zentralstelle in  Wien  zusammengesetzt,  indem  das  Korpskommando  in  Wien 
über  Auftrag  des  Reichskriegsministeriums  eine  Versammlung  sämtlicher 
dem  Korpskommando  unterstehenden  aktiven  Generale  und  der  bei  der 
Marinesektion  in  Verwendung  stehenden  Admirale  einberuft,  welche  Ver- 
sammlung sodann  unter  dem  Vorsitze  des  rangsältesten  der  anwesenden 
Admirale  oder  Generale  den  ehrenrätlichen  Ausschuß  wählt. 

Die  Zuständigkeit  des  Ehrenrates  beschränkt  sich  auf  die  aktiven 
Admirale  und  gleichgestellten  aktiven  Angehörigen  des  Auditoriates  und  des 
marineärztlichen  Korps. 

3.  Bei  den  Landwehren  ergeben  sich  Modifikationen  in  der  Bil- 
dung der  Ehrenräte  besonders  dadurch,  daß  die  in  der  Dienstleistung 
der  Landwehr  stehenden  Generale  (mit  Einschluß  der  bei  der  k.  k.  Land- 
wehr in  Verwendung  stehenden  Generalauditore)  dem  ehrenrätlichen  Ver- 
fahren des  Heeres  unterworfen  sind  und  an  der  Bildung  der  Ehrenräte  für 
die  Stabsoffiziere  der  k.  k.  Landwehr  auch  die  Generale  des  Heeres 
teilnehmen. 

Die  Zuständigkeit  dieser  Ehrenräte  erstreckt  sich  auf  alle  Stabs-  und 
Oberoffiziere  der  Landwehr  ohne  Unterschied,  ob  sie  in  aktiver  Dienstleistung 
stehen,  dem  nichtaktiven  Stande  oder  der  Evidenz  der  Landwehr,  dem 
Landwehrruhestande  oder  dem  Verhältnisse  außer  Dienst  angehören,  ferner 
auf  die  Kadetten  der  aktiven  und  nicht  aktiven  Landwehr,  endlich  auf  die 
gleichgestellten  Angehörigen  des  Landwehrjustizdienstes,  des  landwehr- 
ärztlichen  Offizierskorps   und    die   Truppenrechnungsführer    der   Landwehr. 

§  218«  Das  Terfahren  in  ehrenrätlichen  An^felefr^nheiten. 

I.  Anregung  zum  ehrenrätlichen  Verfahren  kann  jedermann  geben, 
durch  AjizäI^p  von  solchen  Handlungen  und  Unterlassungen  eines  Offiziers 
oder  einer  sonstigen  dem  ehrenrätlichen  Verfahren  unterworfenen  Person, 
durch  welche  die  Standesehre  gefährdet  oder  verletzt  wurde.  Verpflichtet 
zur  Anzeige  solcher  Handlungen  ist  jeder  Offizier,  welcher  von  einer  der- 
artigen Handlung  eines  anderen  Offiziers  oder  Kadetten  Kenntnis  erhält. 
Außerdem  kann  das  ehrenrätliche  Verfahren  auch  von  einer  demselben  unter- 
worfenen Heeresperson   selbst    zu   dem  Zwecke   verlangt  werden,  um  sich 
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von  Verdächtigungen  zu  reinigen,  soferne  andere  standesgemäße  Mittel  nicht 
vorhanden  sind. 

Von  einer  Einleitung  des  ehrenrätlichen  Verfahrens  kann  aber  nur 
dann  die  Rede  sein,  wenn  den  Beschuldigten  wegen  der  Handlungen,  welche 
ihm  zum  Vorwurfe  gemacht  werden,  ein  Verschulden  trifft.  Wegen  Unter- 
lassungen hat  das  ehrenrätliche  Verfahren  nur  dann  einzutreten,  wenn  die 
Offiziersehre  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  ein  positives  Handeln  fordert. 
Gleichgültig  ist  es  im  Prinzipe,  welche  Zeit  seit  der  Verübung  der  unehren- 
haften Handlung  verstrichen  ist,  da  die  Grundsätze  der  Verjährung  auf 
das  ehrenrätliche  Verfahren  an  sich  keine  Anwendung  finden.  Indessen 
wird  es  bei  solchen  Verletzungen  der  militärischen  Standesehre,  welche  erst 
nach  Verlauf  einer  gewissen  Zeit  bekannt  werden,  von  den  besonderen 
Umständen  abhängen,  ob  eine  ehrengerichtliche  Untersuchung  noch  ein- 
geleitet werden  soll,  und  es  wird  das  Ehrengericht  selbst  dann,  wenn  die 
Untersuchung  wirklich  eingeleitet  worden  ist,  bei  der  Beurteilung  solcher 
Fälle  auf  den  Verlauf  der  Zeit,  binnen  welcher  die  Sache  mehr  oder  weniger 
in  Vergessenheit  geraten  ist,  sowie  auf  die  sonstigen  geänderten  Verhältnisne 
naturgemäß  Rücksicht  zu  nehmen  haben. 

Überflüssig  ist  die  Einleitung  eines  ehrenrätlichen  Verfahrens,  wenn 
eine  strafgerichtliche  Untersuchung  vorausgegangen  und  durch  ein  ausdrücklich 
auf  Kassation  oder  Entlassung,  beziehungsweise  auf  Abnahme  der  Kadetten- 
auszeichnung lautendes  Urteil  beendigt  worden  ist.  In  anderen  Fällen  einer 
vorher  durchgefährten  strafgerichtlichen  Untersuchung  kann  das  ehren- 
rätliche Verfahren  entsprechend  dem  Grundsatze,  daß  das  Disziplinarverfahren 
seinen  Rechtsgrund  in  sich  selbst  trügt,*^^^)  nachher  gleichwohl  eintreten. 
Ausgeschlossen  ist  das  ehrenrätliche  Verfahreu,  wenn  der  Beschuldigte  der 
strafbaren  Handlung  zwar  tiberwiesen  wurde,  eine  Verurteilung  zu  einer 
Strafe  aber  deshalb  nicht  stattfinden  konnte,  weil  entweder  die  Verjährunjc 
bereits  eingetreten  oder  eine  rechtzeitige  Schadensgut  machung  erfolgt  war. 
In  solchen  Fällen  ist  vielmehr  ohne  weitere  ehrenrätliche  Verhandlung  im 
Disziplinarwege  mit  der  Entlassung,  beziehungsweise  mit  der  Abnahme  der 
Kadettenauszeichnung  vorzugehen.  Das  Gleiche  hat  auch  zu  geschehen, 
wenn  nachträglich  zum  Vorschein  kommt,  daß  die  strafgerichtliche  Ver- 
urteilung eines  Offiziers  oder  Kadetten  schon  vor  seiner  Ernennung  statt- 
gefunden hat.**^*') 

11.  Das  ehrenrätliche  Verfahren  wird  eingeleitet  durch  die  Vorver- 
handlung, welche  sich  als  eine  summarisch  zu  führende  Vorerhebun^ 
darstellt. 

Zur  Anordnung  der  ehrenrätlichen  Vorverhandlung  sind  die  Komman- 
danten der  verschiedenen  Truppenkörper  berufen,  und  zwar: 

1.  Beim  gemeinsamen  Landheere: 

a)  Die  Regimentskommandanten  und  die  Kommandanten  selbständiger 
oder  selbständig  detachierter  Bataillone,  Batterie-  und  Traindivisionen  rück- 
sichtlieh aller  Oberoffiziere  und  Kadetten,  welche  zum  unmittelbaren  Dienst- 
verbande des  Regimentes,  des  Bataillons,  der  Batteriedivision  oder  Train- 
division gehören; 

b)  die  Ersatzbataillonskaderkommandanten,  beziehungsweise  die  Er- 
gänzungsbezirkskommandanten der  Infanterie  rUcksichtlich  der  ihnen  un- 
mittelbar unterstehenden  Oberoffiziere; 

2-""';  Sieh  oben  §  209  I.  —  22"«)  Sieh  oben  §  210  I. 
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r)  die  Korpskommandanten,  beziehnngsweise  der  Militärkommandant 
in  Zara: 

aa)  Rücksichtlich  aller  Oberoffiziere  und  Kadetten,  welche  entweder 
nicht  zum  Stande  eines  Regiments  oder  Bataillons  gehören  oder  von  diesen, 
sei  es  für  ihre  Person,  sei  es  mit  ihren  Abteilungen  dauernd  abkommandiert  sind; 

bb)  rücksichtlich  aller  in  der  Reserve,  im  Ruhestande  oder  im  Ver- 
hältnisse außer  Dienst  befindlichen  Oberoffiziere  und  Kadetten; 

er)  rücksichtlich  aller  Stabsoffiziere  ihres  Dienstbereiches; 

fl)  der  Chef  des  Generalstabes  rücksichtlich  aller  in  Wien  in  Dienst- 
verwendung stehenden,  nicht  bei  einem  Truppenkörper  eingeteilten  Ober- 
offiziere des  Generalstabskorps  einschließlich  der  Zugeteilten  sowie  rück- 
sichtlich der  in  Wien  beim  Generalstabe  kommandierten  Oberoffiziere  des 
Truppen-  und  Armeestandes; 

f)  die  Gardekapitäne  rücksichtlich  der  ihnen  unterstehenden  Oberoffiziere; 

f)  das  Reichs^egsministerium  rücksichtlich  der  Generale. 

2.  Bei  der  Kriegsmarine: 

a)  Das  Eskadrekommando,  beziehungsweise  das  Schiffsdivisionskom- 
mando rücksichtlich  aller  zum  dienstlichen  Verbände  des  Kommandos 
gehörigen,  dem  ehrenrätlichen  Verfahren  unterworfenen  Personen  vom 
LinienschifiBleutnant  und  gleichgestellten  Marinebeamten  abwärts,  dann 
rUcksichtlich  der  Seekadetten; 

b)  das  Hafcnadmiralat  in  Pola  rücksichtlich  sämtlicher  aktiven  Stabs- 
offiziere sowie  rücksichtlich  jener  Marineoffiziere  und  Marinebeamten  vom 
LinienschifiBleutnant  und  den  gleichgestellten  Beamten  abwärts,  dann  der 
Seekadetten,  für  welche  nicht  der  Ehrenrat  der  Eskadre,  beziehungsweise 
der  Schiflfsdivision  zuständig  ist; 

c)  die  Marinesektion  des  Reichskriegsministeriums  rücksichtlich  der 
Admiralc. 

3.  Bei  den  Landwehren: 

a)  Die  höheren  Landwehr kommandanten  für  die  Oberoffiziere  und  Ka- 
detten; 

b)  die  Landwehroberkommandanten  rücksichtlich  der  Stabsoffiziere. 
Handelt  es  sich  um  einen  bei  der  Landwehr  in  Dienstleistung  stehenden 

General,  beziehungsweise  um  einen  bei  der  k.  k.  Landwehr  in  Verwendung 
befindlichen  Generalauditor  des  Heeres,  so  wird  das  ehrenrätliche  Verfahren 
über  Antrag  des  Landwehroberkommandanten  durch  das  Landesverteidigungs- 
niinisterium  im  Einvernehmen  mit  dem  Reichskriegsministerium  in  die 
Wege  geleitet. 

Der  zur  Einleitung  der  ehrenrätlichen  Vorverhandlung  befugte  Kom- 
mandant hat  vor  allem  zu  erwägen,  ob  die  angezeigte  Angelegenheit  nicht 
zum  Wirkungskreise  eines  Strafgerichtes  gehört  oder  im  Disziplinarwege 
abzutun  sei.  Im  ersteren  Falle  muß  jedenfalls  der  Ausspruch  des  Straf- 
gerichtes abgewartet  werden.  Wird  in  anderen  Fällen  die  Anordnung  der 
Vorverhandlung  verweigert,  so  ist  dagegen  eine  Beschwerde  zulässig. 
Über  dieselbe  entscheidet,  wenn  sie  gegen  den  Kommandanten  eines  Truppen- 
körpers gerichtet  ist,  das  höhere  Kommando,  sonst  die  Zentralstelle. 

Die  Anordnung  der  Vorverhandlung  geschieht  durch  Überweisung  der 
Anzeige  an  den  zuständigen  ehrenrätlichen  Ausschuß.  Dieser  hat  den  Sach- 
verhalt durch  Vorerhebungen  so  weit  klarzustellen,  daß  beurteilt  werden 
kann,  ob  im  Sinne  der  Vorschriften  die  Durchführung  des  ehrenrätlichen 
Verfahrens  zulässig  und  erforderlich  erscheine.    Jede  Militärperson  ist  ver- 


646 

pflichtet,  dem  Ausschasse  die  verlangten  Auskünfte  zu  geben  and  kann 
dazu  durch  Disziplinarmaßnahmen  verhalten  werden.  Für  Zivilpersonen  be- 
steht hingegen  eine  solche  Verpflichtung  nicht.  Der  Angeschuldigte  bat  sich 
selbst  zu  verantworten;  eine  sonstige  Verteidigung  ist  in  diesem  Stadium 
des  Verfahrens  nicht  anerkannt. 

Wenn  nach  einer  strafgerichtlichen  Untersuchung,  die  zu  keiner  Ver- 
urteilung geführt  hat,  noch  Verdachtsgrttnde  erübrigen  oder  vom  Ziviistraf- 
gerichte  ein  Erkenntnis  gefallt  worden  ist,  das  nicht  auf  den  Verlust  des 
Militärcharakters  lautet,  so  ist  vom  Ausschuß  keine  Vorerhebung  zu  pflegren. 
sondern  sofort  das  weitere  Verfahren  einzuleiten. 

Lautet  der  nach  Beendigung  der  Vorerhebung  gefaßte  Beschluß  des 
ehrenrätlichen  Ausschusses  einstimmig  zu  Gunsten  des  Beschuldigten,  so  ist 
dies  dem  Kommandanten  zu  melden  und,  wenn  dieser  mit  dem  Beschlüsse 
einverstanden  ist,  dem  Beschuldigten  davon  Kenntnis  zu  geben.  Gegen  dieü^en 
Beschluß  ist  nur  dann  eine  Berufung  an  die  Zentralstelle  zulässig,  wenn 
das  Ansuchen  eines  Offiziers  oder  Kadetten  um  Einleitung  des  ehrenrätlicheu 
Verfahrens  gegen  sich  selbst  abgelehnt  wurde. 

Wenn  hingegen  der  Ausschuß  die  ehrenrätliche  Behandlung  des  Be- 
schuldigten beantragt  oder  wenn  ein  oder  mehrere  Mitglieder  des  Aas- 
schusses oder  der  Kommandant  die  Beschlußfassung  der  Offiziersversamiu- 
lung  darüber  für  erforderlich  erachten,  ob  das  ehrenrätliche  Verfahren  ein- 
zutreten oder  zu  unterbleiben  habe,  so  ist  die  Offiziersversammlung  einzu- 
berufen. Das  Gleiche  gilt,  wenn  der  erwähnten  Berufung  eines  Offiziers  oder 
Kadetten  von  der  Zentralstelle  Folge  gegeben  wurde. 

Die  Verhandlung  vor  der  Offiziersversammlung  hat  in  der  Art  statt- 
zufinden, daß  zunächst  über  Befehl  des  Vorsitzenden  der  Sachverhalt  durch 
ein  Mitglied  des  ehrenrätlicheu  Ausschusses  vorgetragen  wird.  Der  Be- 
schuldigte kann  bei  der  Verhandlung  erscheinen  oder  eine  schriftliche 
Äußerung  einsenden.  Erscheint  er,  so  ist  seine  Verantwortung  anzuhören, 
anderenfalls  seine  Äußerung  vorzulesen.  Hierauf  ist  zu  beschließen,  ob  da> 
weitere  Verfahren  zu  entfallen  oder  eine  erschöpfende  Untersuchung  und 
Beschlußfassung  durch  den  Ehrenrat  einzutreten  habe.  Soll  die  ehrenrätliche 
Untersuchung  unterbleiben,  so  muß  dies  mit  Zweidrittelmajorität  beschlossen 
werden,  wohingegen  eine  Untersuchung  dann  einzutreten  hat,  wenn  mehr 
als  1  Dritteil  der  Stimmen  sich  dafür  ausgesprochen  hat. 

Die  Stabsoffiziers-  oder  Generalsversammlung,  welche  eine  ehrenriit- 
liehe  Untersuchung  beschließt,  nimmt  zugleich  die  Wahlen  für  den  Ehren- 
rat vor. 

III.  Zweck  des  ehrenrätlicheu  Untersuchungsverfahrens  ist 
es,  jene  Tatsachen,  welche  der  Anschuldigung  zu  Grunde  liegen,  sorgHütig 
zu  erheben  und  durch  angemessene  Vernehmung  der  Beteiligten  und  Zeugen 
den  Sachverhalt  klarzustellen.  Mit  der  Durchführung  der  Untersuchung  ist 
der  ehrenrätliche  Ausschuß  betraut.  Das  Verfahren  ist  ein  inquisitorisch- 
protokollarisches.  Steht  der  Beschuldigte  im  aktiven  Dienste,  so  ist  er  davon 
zu  suspendieren.  Je  nach  Umständen  hat  er  an  seinem  bisherigen  Dienst- 
orte  zu  verbleiben  oder  seinen  Aufenthalt  am  Sitze  des  ehrenrätlicheu  Aus- 
schusses zu  nehmen.  Bei  der  Verhandlung  hat  er  persönlich  zu  erscheinen: 
eine  schriftliche  Verantwortung  ist  in  diesem  Stadium  des  Verfahrens  un- 
zulässig. Bei  seinem  Verhör  müssen  ebenso  wie  bei  der  Vernehmung  der 
Zeugen  außer  dem  Vorsitzenden  wenigstens  noch  2  Mitglieder  des  ehren- 
rätlicheu Ausschusses  gegenwärtig  sein. 
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Erhebt  der  Beschuldigte  die  Einwendung  der  Unzuständigkeit  des 
Ehrenrates,  so  entscheidet  hierüber,  wenn  es  sich  um  einen  Oberoffizier, 
Kadetten  oder  Seekadetten  handelt,  der  ehrenrätliche  Ausschuß  unter  Bei- 
ziehung jenes  Generals  oder  Stabsoffiziers,  welcher  der  Offiziersversammlung 
präsidiert  hat.  Erachtet  der  Ausschuß  die  Einwendung  der  Inkompetenz 
für  begründet,  so  sind  die  Akten  dem  höheren  Kommando  zur  weiteren 
Verftigung  vorzulegen.  Wendet  dagegen  ein  angeschuldigter  Stabsoffizier  oder 
General  die  Unzuständigkeit  des  Ehrenrates  ein,  so  steht  die  Entscheidung 
hierüber  der  Zentralstelle  zu.  Dieselbe  kann  auch  sonst  über  begründetes 
Ansuchen  eines  Beschuldigten  oder  wegen  besonderer  Verhältnisse  die 
Überweisung  der  Untersuchung  und  Beschlußfassung  an  einen  anderen  als 
den  zuständigen  Ehrenrat  verfligen. 

Ausgeschlossen  sind  von  der  Beteiligung  am  ehrenrätlichen  Verfahren 
gegen  eine  bestimmte  Person: 

1.  Der  Ankläger; 

2.  die  Verwandten  des  Angeschuldigten  in  auf-  und  absteigender  Linie, 
dessen  Bruder,  Oheim,  Neffe,  Geschwisterkind  und  die  in  gleichem  Grade 
Verschwägerten; 

3.  wer  in  der  Sache  als  Zeuge  vernommen  wurde  oder  über  dessen 
volle  Unbefangenheit  bei  der  Entscheidung  begründete  Zweifel  herrsehen; 

4.  wer  selbst  in  strafgerichtlicher  oder  ehrenrätlicher  Untersuchung  steht; 

5.  derjenige,  welchem  wegen  Gefährdung  der  Standesehre  eine  Warnung 
erteilt  worden  ist,  fllr  die  Dauer  der  Wirksamkeit  dieser  Warnung. 

Die  Ausschließung  eines  Mitgliedes  oder  des  Vorsitzenden  des  ehren- 
rätlichen Ausschusses,  der  Offiziersversammlung  oder  des  Ehrenrates  kann 
sowohl  von  den  übrigen  Mitgliedern  dieser  Kollegien  als  auch  vom  An- 
geschuldigten verlangt  werden.  Wer  von  einem  solchen  Ausschließungsgrunde 
weiß,  hat  denselben  selbst  vorzubringen.  Die  Entscheidung  über  das  Vor- 
handensein eines  Ausschließungsgrundes  steht  den  übrigen  Mitgliedern  des 
ehrenrätlichen  Ausschusses,  der  Offiziersversammlung,  beziehungsweise  des 
Ehrenrates  zu. 

Die  Militärpersonen  sind  auch  in  diesem  Stadium  des  Verfahrens  ver- 
pflichtet, persönlich  zu  erscheinen  oder  über  Aufforderung  sich  schriftlich  zu 
äußern.  Wegen  Vernehmung  von  Zeugen  aus  dem  Zivilstande,  welche  der 
Vorladung  des  Ausschusses  nicht  freiwillig  nachkommen,  ist  die  Hilfe  der 
politischen  Behörde  (nicht  des  Gerichtes)  in  Anspruch  zu  nehmen.**^^) 

Eine  Befugnis  zur  Beeidigung  der  zu  vernehmenden  Zeugen  ist  weder 
zu  Gunsten  des  Ausschusses  noch  zu  Gunsten  der  auf  dessen  Ersuchen  ein- 
schreitenden politischen  Behörde  statuiert.  Wohl  aber  werden  jene  Personen, 
welche  nach  der  Zivil-,  beziehungsweise  Militärstrafprozeßordnung  das  Recht 
besitzen,  sich  der  Zeugenaussage  zu  entschlagen,  dieses  Becht  auch  im 
ehrenrätliehen  Untersuchungsverfiihren  beanspruchen  dürfen,  sofern  diese 
Personen  nicht  schon  ohnedies  von  der  Beteiligung  am  ehrenrätlichen  Ver- 
fahren nach  den  bereits  erwähnten  Bestimmungen  ausgeschlossen  sind. 

Der  Beschuldigte  hat  im  Untersuchungsverfahren  seine  Verteidigung 
gleichfalls  selbst  zu  führen  und  ist,  sobald  alle  nötigen  Zeugenaussagen  und 
sonstigen  Erhebungsakten  vorliegen,  darüber  neuerlich  zu  vernehmen.  Hiebei 
sind  ihm  auch  die  günstigen  Untersuchungsergebnisse  bekanntzugeben  und 

'•^"0  In  Österreich  wird  auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  20.  April 
1854,  R.-G.-BI.  Nr.  96,  vorzugehen  sein. 
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es  ist  ihm  auf  sein  Verlangen  vom  Vorsitzenden  zu  gestatten,  in  die  Akt^n 
in  Gegenwart  von  2  Mitgliedern  des  ehrenrätllchen  Ausschusses  Einriebt  za 
nehmen. 

Die  ehrenrätliehe  Untersuchung  kann  ohne  endgültige  Besehlußfassa  ui: 
des  Ehrenrates  beendigt  werden,  wenn  der  Beschuldigte  seine  Charge,  bf- 
ziehungsweise  die  Kadettenauszeichnung  rechtzeitig,  d.  h.  noch  bevor  ihm 
die  Vorladung  des  ehrenrUtlichen  Ausschusses  zur  Vernehmung  behändi^'t 
worden,  ablegt  und  die  Ablegung  der  Charge  von  der  Militsirbehörde  ^»'- 
nehmigt  wird.  Auch  in  diesem  Falle  ist  jedoch  das  Wesentliche  der  dem 
Beschuldigten  zum  Vorwurfe  gemachten  Handlung  oder  Unterlassung  zu  er- 
heben. Ob  und  welche  Unteroffizierscharge  einem  solchen  Offiziere  oder 
Kadetten,  welcher  die  Oilizierscharge  oder  Kadettenauszeichnung  vor  Durch- 
führung der  ehrenrätlichen  Untersuchung  abgelegt  hat,  verliehen  oder  l>e- 
lassen  werden  könne,  hängt  vom  Ermessen  des  zuständigen  Kommandanten 
ab.  Die  Kadettenauszeichnung  darf  aber  an  einen  Offizier  dieser  Art  nicht 
verliehen  werden.  Dienstpflichtige  Personen  sind  zum  Zwecke  der  Erfüllung 
ihrer  gesetzlichen  Verpflichtung  in  die  Truppe  einzuteilen.  Nichtaktive  See- 
kadetten  werden  in  einem  solchen  Falle  in  das  Heer  eingereiht. 

Kommt  im  Laufe  des  Untersuchungsverfahrens  nachträglich  hervor, 
daß  der  Untersuchte  auch  einer  Handlung  sich  schuldig  gemacht  hat,  welche 
in  den  Wirkungskreis  der  Strafgerichte  fällt,  so  sind  die  Akten  dem  Kom- 
mandanten, welcher  die  ehrenrätliehe  Untersuchung  angeordnet  hat,  vor- 
zulegen und,  sofern  die  strafgerichtliche  Untersuchung  eingeleitet  vrird,  dan 
ehrenrätliehe  Verfahren  zu  sistieren.  Hatte  aber  die  strafgerichtliche  Unter- 
suchung nicht  ein  Urteil  zur  Folge,  welches  ausdrücklich  auf  Kassation  oder 
Entlassung,  beziehungsweise  auf  Abnahme  der  Kadettenauszeichnung  lantet, 
so  ist  das  ehrenrätliehe  Verfahren  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  entweder 
fortzusetzen  oder  zu  den  bereits  besprochenen  Disziplinar>'erfÜgungen  zu 
schreiten.*-*^^)  Werden  dagegen  im  Laufe  des  ehrenrätlichen  Untersuchungs- 
verfahrens gegen  den  Untersuchten  weitere  Beschuldigungen  erhoben,  welche 
zum  Wirkungskreise  des  Ehrenrates  gehören,  so  ist  die  ehrenrätliehe  Unter- 
suchung auch  auf  diese  neuen  Beschuldigungen  zu  erstrecken,  ohne  daß  Cb 
hiezu  eines  abermaligen  Beschlusses  der  Offiziersversammlung  bedarf. 

Seinen  regelmäßigen  Abschluß  findet  das  ehrenrätliehe  Untersuchungs- 
verfahren dadurch,  daß  der  Vorsitzende  des  ehrenrätlichen  Ausschusses,  wenn 
er  die  Untersuchung  für  erschöpfend  durchgeführt  und  zur  Beschlußfassang 
durch  den  Ehrenrat  für  reif  hält,  die  übrigen  3  Mitglieder  des  Ausschusses 
zu  einer  Beratung  über  den  dem  Ehrenrate  zu  stellenden  Antrag  beruft  und 
ein  Mitglied  mit  der  Verfassung  einer  schriftlichen  Darstellung  des  Sach- 
verhaltes und  des  dem  letzteren  entsprechenden  gutachtlichen  Antrages^ 
betraut.  Wenn  unter  den  Mitgliedern  keine  vollständige  Übereinstimmung 
der  Ansichten  erzielt  wird,  so  kann  das  in  seiner  Meinung  abweichende 
Mitglied  ein  Separatvotum  dem  Schriftstücke  beifügen.  Die  Akten  gelangen 
sodann,  wenn  es  sich  um  Oberoffiziere  oder  Kadetten  handelt,  vom  Vor- 
sitzenden  des  ehrenrätlichen  Ausschusses  im  Wege  des  vorgesetzten  Kom- 
mandanten an  das  zur  Zusammensetzung  des  Ehrenrates  berufene  Kommando. 
Betrifft  die  Untersuchung  einen  Stabsoffizier  oder  General,  so  werden  die 
Akten  unmittelbar  an  das  betreffende  höhere  Kommando,  beziehungsweise 
an  die  Zentralstelle  geleitet.  Dieses  Kommando,  beziehungsweise  die  Zentral- 
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stelle  bestimmt  hierauf  den  Vorsitzenden  des  Ehrenrates  und  trifft  die  son- 
stigen Vorkehrungen  für  die  Zusammensetzung  desselben. 

Wenn  der  Vorsitzende  des  Ehrenrates  die  Untersuchung  für  unvoll- 
ständig erachtet,  so  hat  er  die  Ergänzung  derselben  zu  veranlassen.  Ist  die 
Untersuchung  vollständig  oder  ergänzt,  so  veranlaßt  er  den  Zusammentritt 
des  Ehrenrates  zur  Verhandlung. 

IV.  Zu  dieser  Schlußverhandlung  ist  der  Beschuldigte  durch  den 
Vorsitzenden  des  ehrenrätlichen  Ausschusses  rechtzeitig  zu  laden,  so  daß 
ihm  ein  Zeitraum  von  8  Tagen  zur  Vorbereitung  der  Verteidigung  frei  bleibt. 
Die  Verteidigung  kann  der  Beschuldigte  in  diesem  Stadium  des  Verfahrens 
entweder  selbst  führen  oder  sich  hiezu  eines  aktiv  dienenden  Offiziers  von 
der  Waffengattung,  beziehungsweise  von  dem  Dienstzweige  bedienen,  dem 
er  selbst  angehört.  Der  Verteidiger  muß  mit  dem  Beschuldigten  mindestens 
in  der  gleichen  Charge  stehen  und  darf  keinesfalls  eine  niedrigere  als  die 
Hauptmannscharge  bekleiden.  Wer  als  Verteidiger  auftreten  will,  hat  hiezu 
die  schriftliche  Genehmigung  seines  vorgesetzten  Kommandos  unter  Dar- 
legung des  Falles  einzuholen.  Verwandte  und  Verschwägerte  des  Beschuldigten 
sind  von  der  Verteidigung  nicht  ausgeschlossen. 

Die  Verhandlung  besteht  in  erster  Eeihe  in  dem  Vorlesen  der  Akten- 
stücke und  Protokolle.  Nach  Verlesung  des  schriftlichen  Sachverhaltes  und 
des  gutachtlichen  Antrages  des  ehrenrätlichen  Ausschusses  kann  der  Beschul- 
digte, beziehungsweise  sein  Verteidiger  alles  vorbringen,  was  er  zur  Recht- 
fertigung oder  Entschuldigung  dienlich  erachtet.  Diese  Vernehmung  des 
Beschuldigten,  beziehungsweise  seines  Verteidigers  hat  mündlich  zu  erfolgen, 
was  die  auch  in  diesem  Stadium  des  Verfahrens  vorherrschende  Schrift- 
lichkeit mildert. 

Hierauf  wird  zur  Abstimmung  geschritten.  Dieselbe  kann  entweder 
über  Vorfragen  oder  in  der  Hauptsache  selbst  erfolgen.  Über  Vorfragen 
(Anträge  auf  Ausschließung  eines  Mitgliedes,  Verweisung  der  Sache  an  das 
Strafgericht,  Ergänzung  der  Untersuchung)  ist  zuerst  mündlich  abzu- 
stimmen. Bei  gleich  geteilten  Stimmen  entscheidet  der  Vorsitzende,  während 
bei  Vorfragen  sonst  nur  die  übrigen  Mitglieder  stimmen.  In  der  Hauptsache 
aber  ist  schriftlich  abzustimmen  und  es  hat  hiebei  auch  der  Vorsitzende 
mitzustimmen.  Die  Mitglieder  des  Ehrenrates  sind  bei  der  Beurteilung  des 
Sachverhaltes  an  keine  formellen  Beweistegeln  gebunden.  Der  Beschluß 
wird  nach  Stimmenmehrheit  gefaßt.  Hat  keiner  der  Anträge  die  Stimmen- 
mehrheit, also  5  Stimmen,  für  sich,  so  werden  dieselben  analog  wie  beim 
Kriegsrechte  **^^)  in  der  Reihenfolge  vom  schärfsten  bis  zum  mildesten  Aus- 
spruche geordnet  und  die  mittlere  (fünfte)  Stimme  stellt  dann  das  Ergebnis 
der  Abstimmung  dar.  Der  Vorsitzende  hat  das  Recht,  im  Falle  er  eine 
abweichende  Anschauung  vertreten  hat,  dem  Spruche  des  Ehrenrates  seine 
Bemerkungen  beizufügen. 

V.  Der  Beschluß  des  Ehrenrates  ist  zunächst  davon  abhängig,  ob 
eine   strafgerichtliche   Untersuchung   bereits  vorausgegangen  ist  oder  nicht. 

1.  In  jenen  Fällen,  wo  eine  strafgerichtliche  Untersuchung  voraus- 
gegangen ist,  hat  sich  der  Beschluß  auf  den  Ausspruch  zu  beschränken,  ob 
der  ehrenrätlich  Behandelte  in  seiner  Charge,  beziehungsweise  in  seiner 
militärischen  Stellung  belassen  werden  könne  oder  nicht. 
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Wird  vom  Ehrenrate  erkannt,  daß  der  strafgerichtlich  Verurteilte  in 
seiner  Charge,  beziehungsweise  in  seiner  militärischen  Stellung  nicht  be1a8«^u 
werden  könne,  so  treten  dieselben  Folgen  ein  wie  bei  einer  ehrenrÄtlichen 
Verurteilung. 

2.  In  allen  anderen  Fällen  hat  der  Ehrenrat  den  Beschuldigten  ent- 
weder freizusprechen  oder  auszusprechen,  daß  der  Beschuldigte  die 
Standesehre  gefährdet  oder  daß  er  sie  verletzt  habe.  Der  Beschluß  den 
Ehrenrates  ist  entsprechend  zu  begründen. 

a)  Lautet  der  Ausspruch  auf  Gefährdung  der  Standesehre,  so  winl 
dem  Beschuldigten  eine  Warnung  erteilt,  welche  in  die  Qualifikationsliste 
einzutragen  ist  und  nur  mit  Bewilligung  der  Zentralstelle  über  Antrag  den 
Kommandos  und  der  Zwischenstellen  außer  Kraft  gesetzt  werden  kann. 
Damit  ist  die  Unfähigkeit  zur  Beförderung,  beziehungsweise  zur  Vorrückun^ 
in  eine  höhere  Gebühr  verbunden.  Ein  Offizier  oder  Kadett,  welcher  vor 
Löschung  dieser  Anmerkung  abermals  durch  ehrenrätliehen  Beschluß  der 
Gefährdung  der  Standesehre  für  schuldig  erklärt  wird,  geht  der  Charjsre, 
beziehungsweise  des  Militärcharakters  oder  der  Kadettenauszeichnung  ver- 
lustig und  erleidet  auch  sonst  die  gleichen  Folgen,  welche  mit  dem  auf 
Verletzung  der  Standesehre  lautenden  Ausspruche  verbunden  sind. 

b)  Wer  der  Verletzung  der  Standesehre  für  schuldig  erkannt  worden 
ist,  wird  gleichfalls  der  Charge,  beziehungsweise  des  Militärcharakters  od<*r 
der  Kadettenauszeichnung  verlustig.  Mit  dem  Verluste  der  Charge  ist  für 
Offiziere  des  Aktivstandes  oder  des  Verhältnisses  der  Beurlaubung  mit 
Wartegebühr  auch  der  Verlust  der  chargenmäßigen  Gebühr,  beziehungsweise 
der  Wartegebühr  verbunden.  Personen,  welche  noch  militärdienstpfliehti^ 
sind,  werden  zu  Soldaten  der  mindesten  Soldklasse  übersetzt,  Personen, 
welche  nicht  mehr  dienstpflichtig  sind,  aus  dem  Heeresverbande  entlassen. 
Personen  des  liuhestandes  hingegen,  welche  durch  die  ehrenrätliche  Ver- 
urteilung ihres  Militärcharakters  verlustig  werden,  beziehen  ihr  bisheriges 
Ruhegehalt  fort.  Ihre  Invalidenbenefizien  erlöschen,  allein  dafür  treten  solche 
Personen  in  den  Bezug  jener  Pension,  welche  ihnen  zu  der  Zeit  gebührte, 
als  sie  mit  dem  Invalidenbenefizium  beteilt  wurden.  Der  Verlust  der  Kadetten- 
auszeichnuiig  zieht  auch  den  Verlust  der  Charge  eines  Offiziersstellvertreter«, 
eines  sonstigen  Unteroffiziers  oder  Gefreiten  nach  sich. 

Lautet  der  Ausspruch  des  Ehrenrates  freisprechend,  so  wird  dadurch 
die  Verhängung  einer  Disziplinarstrafe  nicht  ausgeschlossen.  Im  Falle  der 
Beschluß  auf  Verwarnung  oder  Verurteilung  lautet,  sind  die  Akten  durch 
den  Kommandanten  im  Wege  der  Zwischenstellen  an  die  Zentralstelle  vor- 
zulegen. Eine  Berufung  ist  unzulässig.  Als  Ersatz  hiefür  ist  den  Komman- 
danten und  Zwischenkommandanten  zur  Pflicht  gemacht,  die  ehrenrätliehen 
Untersuchungen  und  die  Begründung  der  Besclilüsse  einer  Durchsicht  zu 
unterziehen  und  ihre  Bemerkungen  hierüber  bei  der  Vorlage  der  Akten  an 
die  Zentralstelle  beizufügen.  Die  Vollstreckung  des  Beschlusses  steht  der 
Zentralstelle  zu,  welche  aber  nicht  verpflichtet  ist,  die  aus  dem  Beschliisse 
sich  ergebenden  Folgen  unbedingt  zu  ziehen.  In  außerordentlichen  Fällen 
ist  von  ihr  vorerst  die  Entschließung  des  Monarchen  einzuholen.  Handelt 
es  sich  um  Angehörige  der  Landwehr,  so  ist  der  Wahrspruch  vorerst  der 
Bestätigung  durch  das  Landwehroberkommando  zu  unterziehen. 

VI.  Offiziere  und  Kadetten,  welche  ihre  Charge,  beziehungsweise  die 
Kadettenauszeichnung  abgelegt  haben,  um  einer  ehrenrätliehen  Behandlung* 
zu   entgehen,  oder  derselben  infolge  eines   ehrenrätliehen  Beschlusses   für 
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verlnstig  erkliirt  worden  sind,  können  nach  Ablanf  einer  angemessenen 
Zeitfrist  um  Einleitung  des  Rehabilitierungsverfahrens  ansuchen.  Die 
Truppenkommandanten  sind  verpflichtet,  solche  Ansuchen  entgegenzunehmen 
und  dem  zuständigen  ehrenrätlichen  Ausschusse  für  Oberoffiziere  und  Kadetten 
zu  überweisen.  Nachdem  der  Ausschuß  die  nötigen  Erhebungen  über  den 
Fall  gepflogen  hat,  hat  die  Offiziersversammlung  über  den  Antrag  des  Aus- 
schusses Beschluß  zu  fassen.  Wird  dem  Ansuchen  Folge  gegeben,  so  können 
solche  Offiziere  ausnahmsweise  wieder  in  die  Leutnantscharge  befördert 
und  frühere  Kadetten  der  gedachten  Art  neuerdings  zu  Kadetten  unter  der 
Voraussetzung  ernannt  werden,  daß  sie  noch  dienstpflichtig  sind  und  durch 
einen  nach  Beschaffenheit  des  Falles  zu  bemessenden  Zeitraum  vollständige 
Proben  ihrer  Besserung  abgelegt,  ihr  früheres  Verschulden  nach  Möglichkeit 
gut  gemacht  und  ihre  sonstige  Eignung  zur  Beförderung  erwiesen  haben. 
Der  Beschluß  der  Offiziersversammlung  ist  nebst  der  Äußerung  des  Vor- 
sitzenden, der  nicht  mitstimmt,  und  samt  den  Äußerungen  aller  Zwischen- 
kommandanten der  Zentralstelle  vorzulegen.  Letztere  entscheidet  hierüber 
selbständig,  wenn  es  sich  um  die  Rehabilitierung  eines  Kadetten  handelt; 
in  anderen  Fällen  ist  die  Entschließung  des  Monarchen  einzuholen. 


Eine  richtige  Würdigung  der  in  Geltung  stehenden  ehrenrätlichen  Judikatur  er- 
scheint nur  möglich,  wenn  das  Wesen  dieser  besonderen  Form  der  Disziplinargerichts- 
barkeit, welches  bereits  im  Texte  charakterisiert  worden  ist,  und  ihr  Unterschied  von 
dem  allgemeinen  Militärdisziplinarstrafrechte  festgehalten  wird.  Mit  dem  letzteren  teilt 
sie  die  Eigentümlichkeit,  daß  es  sich  auch  hier  durchaus  nicht  um  die  Ahndung  von  Ver- 
fehlungen handelt,  welche  gegen  die  gewöhnlichen  RechtsgUter  gerichtet  sind.  Viel- 
mehr handelt  es  sich  beim  ehrenrätlichen  Verfahren  um  die  Geltendmachung  der  in  der 
dienst  herrlichen  Gewalt  liegenden  Machtmittel  gegen  die  derselben  unterworfenen  Per- 
sonen zum  Zwecke  der  Aufrechthaltung  der  traditionellen  Standessitten.  Durch  diesen 
Zweck  und  durch  die  Heranziehung  der  Berufsgenossen  unterscheidet  sich  das  ehren- 
rätliche  Verfahren  auch  von  dem  allgemeinen  Militärdisziplinarstrafrechte,  bei  welchem 
das  Streben  nach  Aufrechthaltung  der  Dienstordnung  die  entscheidende  Rolle  spielt. 
Hier  wie  dort  ist  der  Grundsatz  des  Kriminalrechts  „NuUa  poena  sine  lege"  nicht  an- 
erkannt, sondern  die  Stelle  des  Strafkodex  vertritt  einmal  das  durch  ein  Beschwerde- 
recht nur  wenig  gemilderte  arbiträre  Ermessen  des  mit  der  Disziplinarstrafbefugnis  aus- 
gestatteten militärischen  Kommandanten  und  im  anderen  Falle  das  rein  subjektive^  nur 
durch  die  Standesanschauungen  geleitete  Urteil  der  Berufsgenossen.  Ein  wichtiger  Unter- 
schied zwischen  beiden  Formen  des  Disziplinarstrafrechtes  tritt  aber  noch  darin  hervor, 
daU  die  Rücksichten  der  militärischen  Promptheit  beim  allgemeinen  Militärdisziplinar- 
strafrechte einen  wirklichen  Prozeßgang  schlechterdings  nicht  zulassen,  beim  ehrenrät- 
lichen Verfahren    hingegen  zahlreiche  und  starke  Ansätze  hiezu  zu  verzeichnen  sind. 

Allein  weder  die  materielle  noch  die  prozessuale  Seite  der  geltenden  ehren- 
rätlichen Judikatur  ist  derzeit  den  Anforderungen  der  modernen  Zeit  gemäß  genügend 
ausgebildet. 

In  materieller  Beziehung  muß  bemerkt  werden,  daß  es  zu  einer  Zeit,  wo  die 
DifTerenzierung  in  den  Anschauungen  der  Individuen  über  Anstand  und  Ehre  eine  so 
große  geworden  ist,  wie  in  der  Gegenwart,  nicht  angeht,  einfach  das  subjektive 
Ermessen  der  Bernfsgenossen  über  derartige  Fragen  entscheiden  zu  lassen  und  von 
dieser  Entscheidung  die  ganze  Existenz  und  das  weitere  unbemakelte  Leben  des  ein- 
zelnen Ofßziers  abhängig  zu  machen.  Vielmehr  wird  auch  hier  ernstlich  darnach  zu 
streben  sein^  durch  Aufstellung  ansflihrlicher  Dienstpragmatiken  dem  Mangel  jeglicher 
materieller  Normen  abzuhelfen. 
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Allein  aucb  die  gegenwärtige  Regelung  der  prozessualen  Seite  gibt  zu  Be- 
denken schwerster  Art  Anlaß.  Vor  allem  fehlt  es  an  jedweder  Mitwirkung  des  Juristi- 
schen Elements,  obwohl  darüber  füglich  kein  Zweifel  herrschen  kann,  daß  die  beim 
ehrenrätlichen  Verfahren  vor  sich  gehende  Feststellung  juristisch  relevanter  Tatsachen 
und  deren  Beurteilung  juristische  Schulung  erfordert.  Qegenwürtig  aber  geschieht  die 
Beweisaufnahme  beim  ehrenrätlichen  Verfahren  ohne  Mitwirkung  juristisch  geschalter 
Personen  durch  ein  Kollegium  von  im  Nebenamte  wirkenden  Berufsgenossen,  dem  über* 
dies  alle  kräftigeren  Handhaben  zur  Erforschung  der  Wahrheit  (wie  eidliche 
Abhörung  der  Zeugen  u.  s.  w.)  versagt  sind.  Es  ist  ferner  nicht  einzusehen,  warum  die 
Annahme  der  modernen  Prozeßprinzipien  —  abgesehen  von  dem  Grundsatze  der 
Öffentlichkeit  —  nicht  auch  beim  ehrenrätlichen  Verfahren  möglich  sein  sollte.  Ebenso 
bedenklich  erscheint  der  völlige  Ausschluß  aller  Rechtsmittel  und  der  damit  im 
Zusammenhang  stehende  Mangel  einer  zweiten  Instanz.  Letztere  sollte  um  so 
weniger  fehlen,  als  für  die  im  Nebenamte  wirkenden  Berufsgenossen  keinerlei 
schutzende  Garantien  zur  Wahrung  ihrer  Selbständigkeit  bestehen  und  dem 
Kommandanten  ein  weitgehender  Einfluß  auf  das  ganze  Verfahren  eingeräumt 
ist.  Von  einer  unabhängigen  Verteidigung  kann  in  dem  Falle  keine  Rede  sein,  wo 
der  Verteidiger,  was  häufig  eintreten  wird,  dem  Disziplinarstrafrechte  des  Kommandanten 
unterliegt.  Unbillig  und  antisozial  ist  es  endlich,  mit  der  ehrenrätlichen  Entlassung 
eines  aktiven  Offiziers  den  Verlust  der  wohlerworbenen  PensionsansprUche 
zu  verbinden,  und  auch  dafür  liegt  kein  Grund  vor,  den  aktiven  Offizier  um  so  vieles 
härter  zu  behandeln  als  den  bereits  pensionierten,  der  auch  nach  der  ehrenrätlichen 
Verurteilung  im  Genüsse  seiner  Pensionsbezüge  bleibt. 

Die  Doktrin  hat  bisher  wenig  Sinn  daillr  gezeigt,  eine  zeitgemäße  Fortbildung 
des  so  tief  einschneidenden  Institutes  anzubahnen.  Aber  auch  die  öffentliche  Meinung 
trägt  an  den  Mängeln  desselben  schwere  Schuld,  da  sie  es  an  einer  intensiven  Agitation 
für  eine  Reform  bisher  hat  fehlen  lassen,  wenn  auch  ihre  Aufmerksamkeit  von  Zeit  zu 
Zeit  durch  einen  besonders  krassen  Fall  lebhaft  erregt  wird.  Es  muß  übrigens  aner- 
kannt werden,  daß  selbst  die  militärischen  Kreise  der  Reform  nicht  gänzlich  ab- 
lehnend gegenüberzustehen  scheinen,  wenngleich  eine  Klärung  der  Ansichten  über 
die  Richtung  derselben  noch  in  weiter  Feme  stehen  dürfte.  Unter  den  neueren  Re- 
formvorschlägen,  welche  von  militärischer  Seite  ausgegangen  sind,  verdienen  namentlich 
jene  Beachtung,  welche  Korwin-Dzbadski  in  seiner  bereits  erwähnten  Schrift  „Zur 
Reform  des  Militärstraf-  und  ehrenrätlichen  Verfahrens  in  Österreich-Ungarn^,  S.  53  ff.,  ent- 
wickelt hat.  Korwin-DzbaAski  erklärt  die  Tätigkeit  des  Ehrenrates  als  eine  richter- 
liche und  stellt  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Forderung,  daß  das  ehrenrätliche 
Verfahren  so  viel  als  möglich  nach  denselben  Grundsätzen  konstruiert  werden  müsse, 
wie  der  moderne  Militärstrafprozeß.  Er  tritt  darum  für  ein  kontradiktorisches  Verfahren 
ein.  Dagegen  erscheine  die  Anwendbarkeit  der  reinen  Anklageform  allerdings  dadurcli 
ausgeschlossen,  daß  bei  der  weitaus  größten  Anzahl  von  Ehrensachen  eine  Unterscheidung 
zwischen  Kläger  und  Angeklagtem  von  vornherein  nicht  möglich  sei.  Auch  Korwin- 
Dzbai^ski  tadelt  das  gänzliche  Fehlen  des  juristisch  geschulten  Elements  im  heutigen 
ehrenrätlichen  Verfalu-en  und  fordert  die  Heranziehung  der  Auditore  zur  Aufnahme  der 
Beweise,  während  die  Abgabe  des  Wahrspruches  vorwiegend  in  der  Hand  von  Offizieren 
des  Soldatenstandes  verbleiben  solle.  Ebenso  wird  von  Korwin-DzbaAski  die  durch 
den  Mangel  umfassender  prozessualer  Befugnisse  verursachte  Minderwertigkeit  des  ehren- 
rätlichen Untersuchungsverfahrens  richtig  hervorgehoben  und  der  Ausschluß  jeglicher 
Rechtsmittel  geta<lel t.  Korwin-Dzbaüski  will  die  heutigen  Ehrenrätc  in  Ehrengerichte 
umgewandelt  wissen,  welche  den  ordentlichen  Gerichten  gleiclizustellen  wären.  Die 
Prinzipien  der  Unmittelbarkeit  und  Mündlichkeit  sollen  volle  Anerkennung  finden,  wo- 
gegen  der   Grundsatz   der   Öffentlichkeit   aus   Rücksichten   der  Disziplin  eingeschränkt 
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werden  müsse.  Die  Urteile  der  Ehrengerichte  sollen  durch  die  Rechtsmittel  der  Nichtig- 
keitsbeschwerde nnd  eventuell  der  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  angefochten  werden 
können.  Die  vorgeschlagenen  neuen  Ehrengerichte  sollen  als  erste  Instanzen  am  Sitze 
eines  jeden  Militärgerichtshofcs  bestehen  und  aus  7  Offizieren  und  2  Auditoren  zu- 
sammengesetzt sein.  Über  denselben  hätte  ein  Eassationshof  als  zweite  Instanz  zu 
fungieren,  der  7  höhere  Offiziere  und  4  höhere  Auditoro  als  Mitglieder  zählen  soll.  Mit 
der  Führung  der  Anklage  wäre  vom  Militärstationskommandanten  entweder  ein  Auditor 
oder  auch  nach  Umständen  ein  Offizier  des  Soldatenstandes  zu  betrauen.  Die  Beweis- 
aufnahme soll  im  mündlichen  unmittelbaren  Verfahren  vor  dem  Ehrengerichte  erfolgen. 
Notwendige  Untersuchungshandlungen  wären  von  2  Offizieren  des  Soldatenstandes  unter 
Zuziehung  eines  Auditors  vorzunehmen.  Die  zum  Bichteramte  berufenen  Offiziere  sollen 
von  dem  sonstigen  militärischen  Dienste  möglichst  entlastet  werden,  damit  sie  die  nötige 
Muße  für  ihr  wichtiges  Nebenamt  gewinnen.  Die  Nichtigkeitsbeschwerde  wäre  von 
einem  höheren  Auditor  oder  Offizier  des  Soldatenstandes  zu  vertreten,  das  Kassations- 
urteil nach  Anhörung  des  Beschuldigten,  beziehungsweise  des  Verurteilten  und  seines 
Verteidigers,  eventuell  auch  des  Beteiligten  zu  fällen.  Ein  Verlust  wohlerworbener 
Pensionsansprücho  soll  auch  im  Falle  der  ehrenrätlichen  Entlassung  eines  aktiven  Offiziers 
in  Zukunft  nicht  mehr  eintreten. 


Anhang. 


Gesetzentwurf  betreffend  den  Militärvorspann  im  Frieden. 

(Nr.  1633  der  Beilagen  zu  den  Btenogi*aphischon  Protokollen  des  Abgeordnetcnbauisea. 

XVII.  Session  1903.) 

Mit  ZastimmuDg  der  beiden  Häaser  des  Reicbsrates  finde  Ich  anzu- 
ordnen, wie  folgt: 

§  1.  Unter  Militärvorspann  im  Frieden  versteht  man  die  zu  Staats- 
zwecken  erforderliche  Beistellung  von  Transportmitteln  für  die  Beförderung 
von  Militärpersonen  oder  Militärlasten  in  Friedenszeiten  gegen  eine  vom 
Gesetze  bestimmte  Vergütung. 

§  2.  Das  Anforderungsrecht  auf  Beistellung  des  Militärvorspannes  im 
Frieden  begreift: 

a)  Beschirrte  Bespannungen, 

b)  gesattelte  Reit-  und  Tragtiere, 

c)  bespannte  Wagen, 

d)  die  zur  Leitung  erforderlichen  Führer. 

§  3.  Das  Anforderungsrecht  erstreckt  sich  auf  jede  militärisch  anbe- 
fohlene Beförderung  von  Militärpersonen,  ihrer  Familien,  gebührmäßig  ge- 
statteten Diener  und  Bagage  oder  von  Militärlasten  in  Friedenszeiten. 

Bei  Verfrachtung  ärarischer  Güter,  welche  sich  noch  nicht  in  der  Ver- 
wahrung und  Verrechnung  der  Truppe  befinden  und  von  einer  ärarischen 
Anstalt  zur  anderen  oder  von  einer  solchen  an  die  MilitärkOrper  zu  führen 
sind,  hat  die  mietweise  Beförderung  auf  Kosten  des  betreffenden  Etats  platz- 
zugreifen; erscheint  dies  nicht  erreichbar,  so  tritt  das  Recht  auf  Vorspann- 
anforderung in  Geltung. 

Vom  Rechte  der  Vorspanninanspruchnahme  ausgeschlossen  sind  die 
üblichen  Militärlokofuhren. 

§  4.  Die  Vorspannleistung  verpflichtet  den  Beisteller  eines  Wagens  zur 
Beförderung  des  Vorspannehmers,  dessen  Dieners  und  normalmäBigen  Reise- 
gepäckes. 

§  5.  Berechtigt  zur  Inanspruchnahme  des  Vorspannes  im  Frieden  sind: 

^7)  Die  k.  und  k.  Leibgarden, 

h)  das  k.  und  k.  Heer  und  die  k.  und  k.  Kriegsmarine, 

cj  die  k.  k.  Landwehr, 

d)  die  k.  k.  Gendarmerie, 

e)  die  königlich  ungarische  Landwehr,  insoferne  und  insolange  als  in 
den  Ländern  der  ungarischen  Krone  der  k.  k.  Landwehr  der  Vorspann 
ebenfalls  zugestanden  wird. 

§  6.  Die  Verpflichtung  zum  Vorspanne  belastet  alle  Besitzer  von  Zug-, 
Reit-  oder  Tragtieren  und  von  Wagen. 

Befreit  von  dieser  Verpflichtung  sind: 

a)  Der  Kaiser  und  die  Mitglieder  des  kaiserlichen  Hauses  bezüglich 
der  für  den  Hof  halt  bestimmten  Zug-,  Reit-  und  Tragtiere  und  Wagen; 
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b)  der  regierende  Fürst  von  nnd  zu  Liechtenstein  bezüglich  der  zu 
seinem  persönlichen  Gebrauche  im  Majoratshause  zu  Wien  und  im  Schlosse 
zu  Eisgrub  in  Mähren  gehörenden  Pferde  und  Wagen; 

0)  die  Mitglieder  des  diplomatischen  Korps  am  k.  und  k.  Hofe  rück- 
sichtlich der  zu  ihrem  persönlichen  Gebrauche  bestimmten  Pferde  und  Wagen; 

d)  die  Angehörigen  der  bewaffiieten  Macht  und  der  k.  k.  Gendarmerie, 
ferner  idie  Staatsangestellten;  sämtliche  jedoch  nur  hinsichtlich  der  zur  Aus- 
übung ihres  Berufes  unbedingt  notwendigen  Pferde; 

p)  die  k.  k.  Staatspferdezuchtanstalten  sowie  die  Hof-  und  Privatgestüte 
hinsichtlich  ihrer  Zuchttiere,  ferner  die  k.  und  k.  Remontendepots  hinsichtlich 
ihres  gesamten  Pferdestandes  und  die  Besitzer  von  Stuten  mit  Saugfohlen 
(bis  zum  dritten  Monate)  rücksichtlich  derselben; 

f)  die  Besitzer  der  in  Privat benützung  hinausgegebenen  Dienstpferde 
des  Heeres  und  der  Landwehr  rücksichtlich  derselben; 

//)  die  Postmeister,  Poststallhalter  und  Postfahrtunternehmer  hinsichtlich 
der  zur  Beförderung  der  Posten  erforderlichen  Pferde,  Tragtiere  und  Wagen; 

h)  die  Seelsorger  und  praktischen  Ärzte  auf  dem  flachen  Lande  bezüg- 
lich eines  zur  Ausübung   ihres  Berufes   notwendigen   Zug-  oder   Reittieres. 

§  7.  Das  Maß  der  Vorspannverpflichtung  ist  von  der  in  der  Gemeinde 
vorhandenen  und  von  der  Yorspannleistung  nach  Maßgabe  dieses  Gesetzes 
nicht  befreiten  Anzahl  und  Gattung  der  Vorspanntiere  und  Wagen  abhängig. 

§  8.  Der  Vorspann  ist  anzufordern;  der  Vorspannehmer  ist  jedoch  auch 
berechtigt,  den  Vorspannbedarf  durch  Selbstmiete  zu  decken,  insoferne  dies 
gegen  einen  Preis  möglich  ist,  welcher  die  diesfalls  entfallende  Vorspann- 
vergütung nicht  übersteigt. 

§  9.  Die  Anforderung  des  Vorspannes  ist  an  die  Gemeinde  zu  stellen, 
welche  die  Beistellung  unter  tunlichst  gleichmäßiger  Verteilung  auf  die  Ver- 
pflichteten zu  bewirken  hat  und  für  die  pflichtgemäße  Durchführung  dieser 
Amtshandlung  verantwortlich  und  haftbar  ist. 

Bei  größerem  Vorspannbedarfe,  welcher  voraussichtlich  die  Leistungs- 
fähigkeit einer  Gemeinde  übersteigt,  ist  die  Anforderung  des  Vorspannes 
ausnahmsweise  an  die  politische  Bezirksbehörde  zu  stellen,  welche  sodann 
die  angemessene  Verteilung  des  angeforderten  Vorspannes  auf  mehrere  Ge- 
meinden vorzunehmen  hat. 

Unbeschadet  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  bleiben  die  im  Landes- 
interesse oder  aus  lokalem  Bedürfnisse  erforderlichen  Anordnungen,  welche 
die  Erleichterung  der  Vorspannslast  bezwecken  oder  deren  billige  Verteilung 
unter  die  Vorspannverpflichteten  zu  regeln  bestimmt  sind,  der  Landesgesetz- 
gebung vorbehalten. 

§  10.  Der  Vorspann  kann  entweder  für  die  direkte  Fahrt  von  einem 
Orte  zu  einem  andern  oder  für  die  Benützung  nach  der  Zeit,  und  zwar  für 
hall)e  oder  ganze  Tage  angefordert  werden. 

§  11.  Der  Vorspann  für  die  direkte  Fahrt  hat  die  kürzeste  benutzbare 
^Vri)Indung  zu  gebrauchen. 

Die  Entfernung,  auf  welche  ein  solcher  Vorspann  angefordert  werden 
kann,  soll  30  Kilometer  und,  wenn  in  gebirgiger  Gegend  größere  Steigungen 
zu  überwinden  sind,  womöglich  20  Kilometer  nicht  übersteigen. 

§  12.  Der  Vorspann  nach  der  Zeit  hat  jene  benutzbaren  Wege  einzu- 
schlagen, welche  der  Vorspannehmer  in  Ausübung  seines  Dienstes  wählen  muß. 


656 

Die  Inanspruchnahme  eines  solchen  Vorspannes  für  8  Stnnden  i><t  a'« 
halbtägiger,  die  Benützung  für  eine  längere  Dauer  als  ganztägiger  VorK[>atri 
zu  betrachten. 

§  13.  Bei  der  Anforderung  des  Vorspannes  für  die  direkte  Fahrt    i*-' 
der  Bestimmungsort,  bei  Benützung  des  Vorspannes  nach  der  Zeit  die   vor 
aussichtliche  Dauer   der  Verwendung   der   Gemeinde,   beziehungsweise    dt ' 
politischen  Bezirksbehörde  bekanntzugeben. 

§  14.  Für  den  Vorspann  zur  Personenbeförderung  haben  Pferde  a.- 
Zug-  und  Reittiere  zu  dienen. 

Dort  jedoch,  wo  Pferde  nicht  oder  nicht  in  genügender  Anzahl    vor 
banden   oder  mit  Rücksicht   auf  die  Beschaflfenheit    des   zurüekznle^enilrn 
Weges   nicht  verwendbar  sind,   können   auch  Maultiere  und  Maulesel,    7.i\t 
Fortbewegung  von  Wagen  eventuell  auch  Rinder  verwendet  werden. 

Zur  Personenbeförderung  sind  gedeckte  mit  Federn  ausgestattete  Wahren, 
in  Ermanglung   solcher   aber   andere   hiezu   geeignete  Wagen   beizusteIhMi. 

§  15.  Zum  Lastentransporte  sind  als  Zugtiere  Pferde,  3Iaultiere,  Maul- 
esel und  Rinder,  als  Tragtiere  Pferde,  Maultiere,  Maulesel  und  Esel  zu!a.«i^r 

Die  Bestimmung,  welche  Art  von  Vorspanntieren  in  den  einzelnen 
Fällen  beizustellen  sei,  obliegt,  insofern  eine  solche  Wahl  möglich  ist,  dem 
Vorspannehmer. 

§  16.  Der  Vorspann  mittels  Zugtiere  ist  nach  Maßgabe  der  Anforderun:: 
ein-  oder  zweispännig  beizustellen. 

Wo  einspännige  Wagen  landesüblich  sind,  ist  einspänniger  Vorspann 
anzufordern. 

Der  Vorspann  mit  Reit-  und  Tragtieren  ist  auf  unfahrbare  We^e  1k-- 
schränkt. 

§  17.  Der  Vorspannleister  hat  jene  Fahrgeschwindigkeit  einzuhalten, 
welche  der  Vorspannehmer  bei  billiger  Berücksichtigung  der  Wep-  und 
Witterungsverhältnisse,  der  Belastung  des  Wagens  und  des  Kräftezu8tandc«< 
der  Vorspanntiere  fordern  kann. 

Bergzuspänne  sind  nur  zum  Lastentransporte  bei  Wegsteigungen  zu]ässi<r. 

§  18.  Die  Vorspannleistung  kann  längs  der  Grenze  des  ungarischen 
Staatsgebietes,  im  Falle  gleicher  gegenseitiger  Behandlung  in  den  Ländern 
der  ungarischen  Krone,  auch  über  diese  Grenze  hinaus  in  Anspruch  genommen 
werden. 

§  19.  Die  Vergütung  des  Vorspannes  für  die  direkte  Fahrt  wird  nach 
der  in  Kilometern  ausgedrückten  Entfernung  des  Beistellungsortes  vom  Be- 
stimmungsorte berechnet. 

Bei  dem  Vorspanne  nach  der  Zeit  wird  die  Vergütung  für  einen  halben 
Tag  nach  einer  Entfernung  von  20  Kilometern,  für  einen  ganzen  Tag  nach 
einer  solchen  von  31  Kilometern  bemessen. 

§  20.  Die  Grundlage  für  die  Berechnung  der  VorspannvergUtung  bildet 
das  für  einen  Kilometer  entfallende  Postrittgeld  (nach  dem  Ausmaße  fiir 
Ärarialritte ),  und  zwar  nach  dem  von  5  zu  5  Jahren  für  jedes  Verwaltun^s- 
gebiet  nach  dem  Ausmaße  der  letzten  5  Jahre  zu  ermittelnden  Durchschnitte. 

1.  Als  Vergütungssätze  haben  zu  gelten: 

a)  Für  ein  beschirrtes  oder  gesatteltes  Pferd  oder  Maultier  '.Maulesel. 
130  Prozent  des  obigen  Durchschnittes, 

h)  für  ein  beschirrtes  Kind  oder  für  einen  beschirrten  oder  gcsattehen 
Esel  60  Prozent  der  sub  a)  festgesetzten  Gesamtvergütung, 

c)  für  einen  Wagen  i  Heller  für  einen  Kilometer. 
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2.  Beim  Vorspanne  für  die  direkte  Fahrt  gebührt  für  die  Inanspruch- 
nahme des  Vorspannes  zur  Rückfahrt,  welche  in  dem  Falle  angefordert 
werden  kann  als  die  Wartezeit  im  Bestimmungsorte  vier  Stunden  nicht 
übersteigt,  12*50  Prozent  (das  ist  ein  Achtel)  der  nach  Punkt  1  a)  und  c), 
beziehungsweise  b)  und  c)  entfallenden  Gesamtvergütung. 

Erstreckt  sich  diese  Wartezeit  über  zwei  Stunden,  so  gebührt  für  die 
begonnene  dritte,  beziehungsweise  vierte  Stunde  eine  Vergütung  in  dem 
nach  Punkt  1  entfallenden  Gesamtausmaße  für  je  zwei  Kilometer. 

Wenn  eine  Vorspann leistung  nach  der  Zeit  innerhalb  zweier  oder 
mehrerer  Verwaltungsgebiete  stattfindet,  so  ist  der  Berechnung  der  Vorspann- 
Gesamtvergütung  die  innerhalb  dieser  Verwaltungsgebiete  festgesetzte  höchste 
VergtitungsziflFer  zu  Grunde  zu  legen. 

§  21.  Die  Vergütung  für  den  Vorspann  ist  seitens  des  Vorspannehmers 
zu  Händen  der  Gemeindevorstehung  der  Beistellungsstation  bar  zu  erlegen, 
und  zwar  beim  Vorspann  ftlr  die  direkte  Fahrt  in  der  Kegel  im  vorhinein, 
beim  Vorspann  nach  der  Zeit  dagegen  bei  der  Entlassung  des  Vorspannes. 

Wird  der  Vorspann  nicht  in  der  Beistellungsstation  selbst  entlassen, 
so  hat  die  Vergütung  im  Postwege  zu  erfolgen. 

Die  Quittungen  über  den  Empfang  von  Vorspannvergütungen  genießen 
die  Stempelfreiheit 

§  22.  Sämtliche  Vorspannvergütungen,  einschließlich  der  Kosten  für 
den  im  Sinne  des  §  8  durch  Miete  gedeckten  Vorspannbedarf,  belasten  — 
mit  Ausnahme  jener  für  die  k.  ung.  Landwehr  —  den  Etat  des  Ministeriums 
für  Landesverteidigung. 

Diesem  ist  vom  Etat  desjenigen  Verwaltungszweiges,  für  dessen  Rechnung 
der  Vorspann  in  Anspruch  genommen  wird,  die  Quote  von  sechs  Hellem 
per  Vorspanntier  und  Kilometer  zu  vergüten. 

§  23.  Jeder  Vorspannleister  hat  für  den  ihm  beim  Vorspann  an  Tieren, 
Wagen  und  Geschirren  insbesondere  durch  Außerachtlassung  der  Bestim- 
mungen des  §  17  dieses  Gesetzes,  durch  Belastung  des  Wagens  über  das 
Kormalgewicht  oder  aber  durch  Elementarereignisse,  ohne  sein  Verschulden 
entstandenen  Schaden  den  Anspruch  auf  billige  Vergütung  aus  dem  Staats- 
schatze, welchem  das  Regreßrecht  gegen  den  Schuldtragenden  zusteht. 

Eine  Schadloshaltung  aus  dem  Staatsschatze  tritt  jedoch  nicht  ein, 
wenn  der  Schaden  durch  ein  nachweisbares  Verschulden  des  Vorspannfiihrers 
entstanden  ist. 

Über  Vergütungsansprüche  der  Beschädigten,  welche  spätestens  binnen 
sechs  Wochen  nach  eingetretenem  Schaden  bei  der  zuständigen  politischen 
Bezirksbehörde  (§  25)  anzumelden  sind,  entscheidet  instanzmäßig  die  poli- 
tische Behörde. 

^  24.  Wenn  der  Vorspann  ungeachtet  rechtzeitiger  Anforderung  um 
die  festgesetzte  Zeit  nicht  oder  nicht  in  gehöriger  Anzahl  und  Gattung  bei- 
gestellt ist,  hat  der  Vorspannehmer  das  Recht,  für  den  fehlenden  Vorspann 
durch  Selbstmiete,  und  zwar  ausnahmsweise  auch  zu  einem  die  entfallende 
Vorspannvergütung  übersteigenden  Preise  Sorge  zu  tragen. 

Die  durch  die  gesetzliche  Vorspannvergütung  etwa  nicht  gedeckten 
Kosten  sind,  falls  ein  Verschulden  des  Vorspannverpflichteten  oder  der  Ge- 
meinde vorliegt,  von  dem  schuldig  erkannten  Säumigen  im  Wege  der  poli- 
tischen Exekution  hereinzubringen,  im  anderen  Falle  von  dem  Verwaltungs- 
zweige des  Vorspannehmers  zu  tragen. 

Scliinid,  Das  Heprespeeht  der  österr.-ting.  Monarchie.  42 
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Der   durch   ein  Erkenntnis   schuldig   gesprochene   säumige  VorBpaun- 
verpflichtete  kann  außerdem  mit  Geldstrafen  bis  zu  200  Kronen,  im  Unein 
bringlichkeitsfalle  mit  Arreststrafen  bis  zu  20  Tagen  belegt  werden. 

Die  Geldstrafen  fließen  in  den  Staatsschatz. 

Für  Verzögerungen  bei  der  Vorspannleistung,  welche  von  Seite  de» 
Vorspannehmers  hervorgerufen  werden,  gebührt  dem  Vorspannleister  einr 
Entschädigung,  und  zwar  fär  jede  halbe  Stunde  Wartezeit  die  nach  $i  2*i 
Punkt  1,  für  einen  Kilometer  entfallende  Vorspann-Gesamtvergtttung,  wolnfi 
Verzögerungen  unter  einer  halben  Stunde  nicht  zu  berücksichtigen  sind 
Diese  Entschädigungen  sowie  die  durch  ein  Verschulden  des  VorspannehnitT«* 
überhaupt  verursachten  Mehrkosten  bestreitet,  insofeme  sie  von  dem  Vur- 
spannehmer  nicht  sofort  aus  Eigenem  entrichtet  werden,  der  Verwaltuu^^s- 
zweig  des  Vorspannehmers  gegen  Regreß  von  diesem  letzteren. 

§  25.  Die  in  diesem  Gesetze  vorgesehene  Mitwirkung  der  Gemeine) eo 
in  der  Besorgung  der  Vorspannangelegenheiten  erfolgt  im  übertrag'enen 
Wirkungskreise  unter  der  Leitung  der  politischen  Verwaltungsbehörden,  und 
zwar  in  letzter  Instanz  des  Ministers  für  Landesverteidigung. 

Die  Verwaltungsbehörden  entscheiden  über  Anstände  und  Bescbwerdeti 
und  handhaben  das  Strafrecht. 

Zuständig  ist  die  politische  Bezirksbehörde  der  Beistellungsstatioii. 

In  Beschwerdefällen  des  §  9  hat  die  Berufung  keine  aufschiebende 
Wirkung. 

Im  Strafverfahren  entscheidet  die  politische  Landesbehörde  endgUlti«:. 

§  26.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Legitimation  zur  VorHjiaTm- 
anforderung,    über   die   Bezeichnung   der   Militärlokofuhren,    Belastung    dt-^ 
Vorspannes    und   Berechnung   der   Vorspannentfemungen   und  Vergtitun^ren, 
sowie  über  die  Qualität  des  landesüblichen  Vorspannes  (§  1(5,  zweiter  Absatz 
sind  im  Verordnungswege  zu  treflen. 

Dem  Verordnungswege  bleiben  auch  die  im  Einvernehmen  mit  der 
königlich  ungarischen  Regierung  für  den  Fall  der  Reziprozität  zu  treflFendcn 
Bestimmungen  und  Verfllgungen  beim  Übertritte  des  Vorspannes  von  einem 
Staatsgebiete  der  Monarchie  in  das  andere  vorbehalten. 

§  27.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  Beginn  des  nächsten  Jahres  in  Kraft,  mit 
welchem  Zeitpunkte  alle  bisher  in  Bezug  auf  das  Vorspannwesen  erlasnenfii 
Gesetze  und  Vorschriften  ihre  Wirksamkeit  verlieren. 

§  28.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ist  der  Minister  für  Landes- 
verteidigung betraut,  welcher  im  Einvernehmen  mit  dem  ReichskriegsministtT 
und  den  übrigen  beteiligten  Ministern  die  zur  Ausführung  dieses  Gesetzes 
erforderlichen  Verfügungen  zu  erlassen  hat. 


Sachregister. 

(Die  Zahlen  bedeuten  die  Seiten.) 


A. 

Abferti^nngeu  424  f.,  433, 
442,  448,  452. 

Abgaben  (öffentliche),  Be- 
freiung der  Heerespersonen 
von  denselben  133  ff. 

Abkommandiertei  Diszipli- 
narbehandlung  624. 

Ablegang  der  Charge  (Ea- 
dettenauszeichnung)  vor 
EröÖnung  des  ehrenrätli- 
eben  Verfahrens  648. 

Ablehnung  von  Gerich tsper- 
fionen  583,  595. 

Abnahme  der  Offizierscharge 
103,  535  f.,  630  f.,  650;  der 
Kadettenauszeichnung  536, 
604,  630,  650. 

Abschaffung  537. 

Abteilungen  (detachierte), 
Disziplinarbehandlung  623. 

Abwesende^Verfahren  gegen 
^  605. 

Ackerbauminigter,  Verfü- 
gungen zu  Gunsten  der 
studierenden  Einjährig- 
Freiwilligen  99;  Einfluü- 
nahine  in  Sachen  derPferde- 
Ivonskription  279. 

Ackerbauschulen^  Begünsti- 
gung der  Absolventen  von 
^  bei  der  dauernden  Beur- 
laubung 69. 

Achtung,  Verwirk ung  des 
Anspruches  auf  -«-  521. 

Achtnogsverletxnng  gegen 
eine  Militärwache  546  f. 

Adel,  Befreiung  von  der 
Wehrpflicht  40. 

Adelstand,  Anspruch  auf 
taxfreie  Erhebung  in  den 
--  XII,  148. 

Adelsverlnst  533,  536  f. 

Adjustierung  der  nichtakti- 
ven Offiziere  102  f. 

Administration  der  Militär- 
objekte '&2S. 

Admiuistrationggeschäfte 
der  Bauverwaltung  829. 

Adminl^trationsltommis- 
sionen  329. 

Adminlstrationspanscha- 
liou  380. 


Administrativbehörden  ha- 
ben keine  Gewalt  gegen- 
tiber  den  Heerespersonen 
in  Sachen  des  Militärdien- 
stes 146  f. 

Administrator  der  Militär- 
gebäude 329. 

Admirale,  ehrenrätliche  Be- 
handlung 643,  645. 

Admiralsrat  233. 

Admiralsstabsarzt  344. 

Adressen,  Überreichung  von 
—  131. 

Irarialflskal  236. 

Irarialfordernngen,  Her- 
einbringung  gegen  Heeres- 
personen 320. 

jLrarlalgnt,  Gefahrdung  und 
Schädigung  von   '^  566  f. 

Xrzte  (diplomierte),  blei- 
bende Befreiung  vom  Mili- 
tärdienst in  Bosnien  und 
der  Herzegowina  88. 

Agram,  ErganzungsbehOrden 
48;  Behandlung  des  Re- 
krutenkoutingentes  iiuTer- 
ritorialbezirk  von  '^  157, 
160  f.;  Direktion  für  Ära- 
rialrechtsangelegenheiten 
in  ^  236. 

Akademie,  Friedländische 
387;  Landschaft»--^  (nie- 
derösterreichi8che)387 ;  tier- 
ärztliche (in  Budapest)  403; 
royale  de  Chirurgie  (in 
Paris)  405;  sieh  Militäraka- 
demie. 

Akademiegerichte  504. 

Akkordkau  r  249. 

Akknsatorisehes  Verfahren 
576. 

Akte,  konstitutive  15  ff.;  pri- 
vatrechtliche (der  Militär- 
verwaltung) 16. 

Aktenrevision  598,  601. 

Aktive  Personen,  aktivierte 
Personen,  Dienstpflicht 
derselben  64  ff. ;  Standes- 
verhältnis 1 18  f ;  Verpflich- 
tung zum  Trugen  der  mi- 
litärischen Uniform  123; 
Wahlrecht  128  ff.;  Teil- 
nahme an  Vereinen  130; 
Teilnahme  an  Versammlun- 


gen 130  f. ;  Beteiligung  an 
der  Presse  131;  Befreiung 
oder  Ausschließung  von 
öffentlichen  Diensten  132; 
Ausschließung  von  privaten 
Erwerbs  beschäftigungen 
133;  Befreiung  von  Steuern 
und  sonstigen  Abgaben 
134  ff.;  bürgerliche  Rechts- 
verhältnisse 137  ff. ;  Stan- 
desregisterftthrung  beim 
gemeinsamen  Heere  147; 
Behandlung  bei  der  Volks- 
zählung (in  Österreich)  148 ; 
Evidenzhaltnng244 ;  stehen 
unter  militärgeistlicher  Ju- 
risdiktion 384;  Militärjnris- 
diktion  und  Bestrafung 
wegen  militärischer  Delikte 
125,  511  ff.,  521  ff.,  577  ff.; 
Bestrafung  wegen  Polizei- 
übertretungen 573f.,617ff.; 
Disziplinarbehandlung  we- 
gen militärischer  Diszipli- 
narübertretungen  621  ff.; 
ehrenrätliches  Verfahren 
686  ff.;  sieh  Heerespersonen. 

AktiTit&tsgebühren  118. 

Aktivitätszulagen  der  Pro- 
fessoren des  Militärtierarz- 
neiinstitutes 312. 

Akzeptation  der  militäri- 
schen Stiftungen  465. 

Alarm,  Erregung  falschen 
Alarmes  in  Feindesnähe 
5ß4;  Versäumnis  des  Alar- 
mes 565. 

Alarmbereitschaft  93. 

Alarmdisposition  in  Festun- 
gen 195. 

Alimentation  der  aktiven 
Heerespersonen  67. 

Altersklassen  bei  der  Stel- 
lung 50  f,  62. 

Altersversicherung  im  See- 
arsenal 276;  sieh  Invalidi- 
tätsversicherung. 

Alterszulagen  312,  420. 

Altkatholiken,  militärgeist- 
liche Jurisdiktion  über  '^ 
385. 

Ambulanzboot  352. 

Ambulanzen  347,  350 

Amnestie  542. 

42* 
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Amtspersonen.  Enthebung 
vom  Erscneinen  bei 
der  Kontroll  Versammlung 
(beim  Hauptrapport)  75. 

Anbinden  374,  626. 

Anfechtbarkeit  der  admi- 
nistrativen Ersatzerkennt- 
nisse 492  f. ;  der  Militär- 
taxerkennntisse  486  f. 

Angehörige    (der   Heeres- 
personen)  unterliegen  in, 
Ungarn    der    Militärjuris- 
diktion 515. 

Angestellte  (der  Terlielirs- 
anstalten)  können  im 
Kriege  in  ihren  Anstel- 
lungen belassen  werden  79. 

Angriffe  (recht8widrige)der 
militärischen  Vorgesetzten 
gegen  Untergebene  567  f. 

Anhaltnng  in  Eisen  538. 

Anhang  zum  Keglement  für 
den  Sanitätsdienst  des 
k.  u.  k.  Heeres  (freiwillige 
Sanitätspflege)  357;  zur 
Disziplinarvorschrift  für 
die  Militärbeamten  634. 

Anklagebehorde,  fehlt  im 
Mi litärstraf Prozesse  578. 

Anmeldung   (rechtzeitige) 
des   Anspruches   auf  den 
Einjährig  -  Freiwilligen- 
dienst 96;  des  freiwilligen 
Eintrittes  in  das  Heer  109. 

Ansprüche  (priyatrecht- 
liche)^  Behandlung  der- 
selben im  Militärstrafver- 
fahren 59»)  f.;  im  Diszipli- 
narstrafverfahren 618,  629. 

Anstalten  für  die  Pflege 
erkrankter  Pferde  355 ;  der 
freiwilligen  Sanitätspflege 
359 ;  der  Militärseelsorge 
385;  militärwissenschaftli- 
che  405  ff. ;  sieh  Heeresan- 
stalten. 

Anstalts Verpflegung  301. 

Anstifter,  strafrechtlicheBe- 
handlung  532. 

Antragsdelikte  577. 

Anweisende  Behörden  470  f. 

Anweisungen  469. 

Anwerbung,  strafbare  569. 

Apotheken  der  Garnisons- 
spitäler 354. 

Apotheker,  bleibende  Be- 
freiung vom  Militärdienst 
in  Bosnien  und  der  Her- 
zegowina S3. 

Applikationsschnle,  mili- 
tärärztliche 40;^;  landwehr- 
ärztliche 403. 

Approyisioniernngskom- 
mission  in  Festun«rcn  197. 


Arbeit  der  Militärgefange- 
nen 372 f.; Zuweisung  einer 
schwereren  oder  weniger 
begünstigten  -^  als  Diszi- 
plinarstrafe gegen  diesel- 
ben 374. 

Arbeiter,  landsturmpflichti- 
ge 93  f. 

Arbeit  er  schntx  beim  Sub- 
missionswesen 250,  266. 

Arbeiterwohnhänser  beim 
Seearsenal  276. 

Arbeitgeber,      Militärtax- 
pflicht  derselben    in   Un- 
garn 481. 

Arbeitsordnung  im  See- 
arsenal 276. 

Arbeitsprämien  (der  Mili- 
tärgefangenen)^  sieh  Prä- 
mien. 

Arbeitsstatistisches  Amt 
266. 

Arbeitsyermittlnng  für  ent- 
lassene Heerespersonen 
468. 

Arbeitsyerträge  der  Heeres- 
personen 143. 

Arbeitszeit  der  Militär- 
sträflinge 374. 

Arbeitszulagen  312. 

Arcliiye  der  Zivil-Zentral- 
verwaltungsstellen 413. 

Arkebnsiere  164. 

Armee  (im  Felde),  Zivil- 
personen bei  der  '^  117; 
Personen  der  freiwilligen 
Sanitätspflege  bei  der  ^>- 
359  f. ;  Gerichte  bei  der  -- 
504;  außerordentliche  Dis- 
ziplinarstrafen bei  der  -^ 
628;  sieh  Armeegefolge, 
Feldarmee. 

Armeeauditor  172. 

Armeebefehl  15,  422. 

Armeediener,Dienstverhält- 
nis  derselben  116;  Eintei- 
lung 184;  unterstehen  (in 
Österreich)  nicht  der  Mili- 
tärjurisdiktion 511;  Diszi- 
plinarbehandliing  634 ;  sieh 
auch  Dienerpersonal. 

Armeefeldtelegraplienab- 
teilnngen  166. 

Armeegefolge,  Militärge- 
richtsstJind  496,  504,  513, 
515;  Disziplinarbehandlung 
6'23;  sieh  auch  Armee  (im 
Felde). 

Armeegeneralkommanden 
171,  173,  175,  177,  222  f., 
2  J5,  304,  323,  834  ff.,  340, 
344,  358. 

Armee-Generalkommando- 
intendanz 177,  473. 


Armeehanptqaartler      173. 
222, 3341.,  344;  sieh  Haiip* 
quartier. 

Armeekommandant  f  Zu- 
stimmung desselbt*!!  ^♦i 
Übergabe  einer  Fchtun^ 
199;  Stellung  zum  Arnief^- 
oberkommando  22S :  ;r»- 
riehtsherrliche  Befu^niif^- 
580;  Recht  zur  DeletniTi«.!. 
eines  Militärstrafgerichr«-* 
582;  Verhängung  vor. 
außerordentlichen  DiazipU- 
narstrafen  durch  donsei  heu 
628. 

Armeekommanden  171 1.. 
177,  179,  196,  222  f.,  231 
303,  834,  336. 

Armeekorpskommandant 
(Kommandant  eines  seih- 
ständig operierenden  Ar- 
meekorps) erhält  eine  AI» 
teilung  der  Leibgardf- 
eskadron  32;  gerichtsberr- 
liche  Befugnisse  deaselbrn 
580;  Disziplinargewalt  025. 

Armeekorpskommando 
(Kommando     eines     selb- 
ständig operierenden   Ar- 
meekorps) 172,  196,  r»<'4. 

Armeekorps-  und  Lande»» 
generalkommanden  2:^2. 

Armee-  und  Laodesg«ne- 
ralkommanden  232. 

Armeelieferanten,  krimi- 
nelle  Bestrafung  575. 

Armeemunitionsfelddepot«^ 
165. 

Armeemnnitionsparkkom- 
mando  165. 

Armeemnnitionspark«  16r>. 

Armeeoberkommandonif.. 
177,  179,  196,  219,  2Jl>  f., 
229,  303,  834  flF.,  344. 

Armeeoberkommandant  er- 
hält eine  Abteilung  dt»r 
Leibgardeeskadron  3'J:  Zu- 
stimmung desselben  bei 
Übergabe  einer  Festnnsr 
199;  gerichtsherrliche  Be- 
fugnisse 580;  Disziplinar- 
gewalt 625,  628. 

Armeeschießsehnle       4*  '1 . 

Armeestand,  Offiziere  <ie« 
Armeestandes  120. 

Armeetrain  179. 

Armeetrainfelddepots  171^ 
182,  275. 

Armeetraininspektoren  1  Hti. 

Armee-  Verordnungsblatt 
24. 

Armenier  (orientalische), 
militärgeistliclie  Jurisdik- 
tion über  ^  385. 
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Arrendlernng  300,  306  f. 

Arrest)  als  gerichtliche 
Strafe  534  ff.;  als  Diszipli- 
narstrafe 617,  62ü,  628  f., 
634;  unter  Deck  (als  Dis- 
ziplinarstrafe) 627,  634; 
sieh  Disziplinararrest. 

Arreste  der  ungarischen 
Landwehr  369. 

Arrestantenposten,  Arre- 
stanteowache,  Pflichtver- 
letzung   im    Wachdienste 


656  f. 


Arreststrafe,  sieh  Arrest. 

Arsenal  5, 275  ff. ;  sieh  Artil- 
leriearsenal und  Seearsenal. 

Arsenalsarbeiternnter« 
sttttzungskasse«  sieh  Un- 
terstützungsfonas. 

Arseiialskommando  222. 

Arsenal skommisslon  275. 

Arsenal  iehrlingftschnle 
276. 

Arsenalsmelsterpersonale 
276,  634. 

Arsenals-  ZiTÜarbeiterper- 
sonale  27u,  634. 

Articnli  dl  gnerra  per  la 
marina  520. 

Artikelbriefe  519,  576,  615. 

Artillerie^  Formation  181  f.; 
Formation  imGebirgskrieg 
188  f 

Artilleriearsenal  5, 271,401. 

Art!  lleriebrigadeeqnl  t  atlo- 
nen  398. 

ArtUlerlebrigadekomman* 
den  221. 

Artilleriebrigadiere  221, 
233. 

Artllieriediensty  Kompag- 
nien des  Artilleriedienstes 
167. 

ArtiUeriedirekiion  im  See- 
arsenal 275. 

Artilleriedirektoren  221, 
233. 

Artillerieingenienrey  For- 
mation l8l  f.;  unterstehen 
der  Militärjurisdiktion  511. 

Artillerieingeniearknrs 
182,  400. 

Artillerieinspiflierangs- 
kommanden  221. 

Artilleriekadettensehttlen 
182,  396  f. 

Artilleriekomitee  408. 

Artiilerielyzenni  387. 

Artlllerieresenreanstalten 
165. 

Artiilerieschießschnle  400. 

Artillerieschießllbangen^ 
Ersatzpflicht   des   Militär- 
ärars  bei  ^  49-4  f. 


Artillerieschnlen  387. 
Artillerieschnlschiff  393. 
Artllleriezeagsanstalten, 

Formation  16\  f.;  Instruk- 
tion tlir  den  technischen 
Dienst  265;  Meister  und 
Beamte  unterstehen  der 
Militärj  urisdik tion  511. 

Artilleriezeugsdepots  27  If., 
274.    , 

Artilleriezengsfabrik    271. 

Artillerlezengsfliiaidepots 
272. 

Artilleriezengswesen,  sieh 
'      Artilleriezeugsanstalten. 
I  Artlileriezaiagen  312;  Ein- 
>      Ziehung  derselben  321. 
;  Arcierenleibgarde  31,  504. 

Aspiranten  (militärärztli- 
I  che)^  Verlängerung  der 
I      Präsenzdienstpfiicht  113. 

Assentierte.  Verhältnis  der 
noch  nicnt  eingereihten 
Assentierten  61 ;  vorläufige 
Einreihung  der  Assentier- 
ten in  die  Truppenkürper 
159. 

Assentierung  der  Stellungs- 
pflichtigen 52;  der  frei- 
willig Eintretenden  HO; 
der  Pferde  282  ff. 

Assentplätze  bei  der  Pferde- 
konskription 281. 

Assistenzärzte  stehen  unter 
Militärjurisdiktion  512. 

Assistenzarztstel  lyertre- 
ter^  gehören  zu  den  Unter- 
offizieren 120;  dienstlicher 
Vorrang  122;  stehen  unter 
Militürjurisdiktion  511. 

Assistenzen  9  militärische 
206  ff. 

Aszendenten^  Militärtax- 
pflicht derselben  480  ff. 

Anditore  stehen  auch  außer- 
halb ihrer  Standesgruppe 
im  Verhältnisse  von  Höhe- 
ren und  Niederen  121; 
fallweises  Befehlsgebungs- 
recht  122;  dienstlicher  Vor- 
rang 122;  Wahlrecht  129; 
Einkommensteuerbefreiung 
134;  Stempelbefreiung  135; 
Befreiung  der  Verlassen- 
schaften  von  Fonds^ebUh- 
ren  in  Wien  136;  Forma- 
tion 172  f.;  Funktionen  bei 
den  Militärstrafgerichten 
507  f.;  zug:eteilte  (bei  den 
höheren  Militärstrafgerich- 
ten) 509;  stetien  unter  Mili- 
tärjurisdiktion 511;  können 
regelmäßig  kein  Militärde- 
likt begehen  521 ;  besitzen 


das  Recht  der  Ehrennot- 
wehr 528;  strafrechtliche 
Behandlung  wegen  Feigheit 
507;  Stellung  im  Militiir- 
stralprozesse  576;  Stellung 
im  Untersuchungs  verfahren 
585;  Beiziehung  im  stand- 
rechtlichen Verfahren  607; 
Kritik  ihrer  gegenwärtigen 
Stellung  609;  ehrenrätliche 
Behandlung  640  ff. 

Auditor iat  172  f. 

Anditoriatspraktikanten 
172;  praktischer  Lehrkurs 
fUr  -^  401  f.;  stehien  unter 
Militärjurisdiktion  511. 

Anditoriatspraxis  173. 

Anditoriatsschnle(h5her6)9 
Mangel  einer  solchen  404. 

Aufbesserung  der  Invali- 
denversorgung 438. 

Aufbietung  des  Landst  urmes 
90. 

Aufgebot  (kirchliches)  der 
Heerespersonen  141,  378. 

Aufkündigung  (kirchli- 
eb e)^  sieh  Aufgebot  (kirch- 
liches). 

Auflassung^  von  Kasernen 
288. 

Auflehnung  zum  Ungehor- 
sam 545. 

Auflösung  des  Landsturms 
90;  von  Truppen  körpem 
und  Abteilungen  (als  Dis- 
ziplinarstrafe) 559,  628. 

Aufnahmsspitäler  347. 

Aufopfern  (zweckwidri- 
ges) der  Truppen  564  f. 

Anfk*uhr,  standrechtliche  Be- 
handlung 606. 

Aufschub  des  Präsenzdien- 
stes 67,  99;  des  Strafvoll- 
zuges 604;  des  Vollzuges 
der  Disziplinarstrafen  629  f. 

Aufsicbtspersonal   (der 
Militärgefängnisse),  sieh 
Profosen. 

Aufstellung  (kriegsbereit 
te)  des  Heeres  12. 

Aufwiegelung  zum  Unge- 
horsam 545. 

Aufzflge^  Verwendung  der 
Truppen  bei  solchen  216. 

Augmentationssystem  226. 

AugmentationsTorrat  101, 
316. 

Ausbildung  (militärisohe) 
der  Ersatzreservisten  80; 
der  Einjährig- Frei  willigen 
100,  893;  der  Marinetrup- 
peu  391  ff.;  im  Signal feld- 
dienste  892;  sich  auch 
Tmppenschulen. 
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Ansbildan^sperloden  390. 

lasbleiben  (über  die  Re- 
traite),  Entziehung  dieser 
Begliostigiing  als  Diszipli- 
narstrafe 62ö. 

Ausgehen  auf  verbotenen 
Wegen  562  f. 

Ansgemu Sterte.  Militärtax- 
pHicht  derselben  479. 

Ansgestofiene  (ans  der  Ar- 
mee),  Militartaxpfiicht  der- 
selben 480. 

Ausgewanderte,  Bestrafung 
der  unbefugt  Ausgewan- 
derten wegen  Stellungs- 
flucht 56 ;  sieh  Auswande- 
rungspatent, Auswande- 
rungsverbot. 

Ausglelchsverfiibren  bei 
Disziplinardelikten  629. 

Aushebung  der  Stellungs- 
pflichtigen 52. 

Aushebungsbezirke  bei  der 
Pferdekonskription  279. 

Aushebungskommissionen 
bei  der  Pferdekonskription 
281  f. 

Aushebungsverfahren  bei 
der  Pferdekonskription 
280  0*. 

Auskunftsbureaux  der  Ge- 
sellschaften vom  Roten 
Kreuze  362. 

Ausländer,  freiwilliger  Ein- 
tritt derselben  in  das  Heer 
109;  Evidenzführung  245. 

Ausland,  Begünstigungen 
der  im  --  ansässigen  Stel- 
lungspflichtigen 47 ;  Be- 
günstigungen der  im  -^ 
ansässigen  Militärdienst- 
pflichtigen 74,  77;  Bezug 
der  Militärpensionen  im  ^^ 
423. 

Auslandsreisepässe,  Ent- 
hebung der  mit  solchen 
Pässen  bcteilten  Personen 
vom  Erscheinen  bei  der 
Kontroll  Versammlung 
(beim  Hauptrapport)  74. 

Auslieferung  von  Delin- 
(]uenton  durch  die  Militär- 
Strafgerichte  523  f. 

Auslieferungsverträge  605. 

Ausmaß  der  Eini^uartie- 
rungspflicht  288  f.;  der 
Militärtaxen  481  tf. 

Ausmusterung  der  Stel- 
lungspflichtigen 51  f. 

Ausmusterungsverfahren 
zum     Zwecke    des    Aus- 
scheidens   von    untaugli- 
chen    nichtaktiven     Per- 
sonen IH. 


Ausrüstung  der  nichtakti- 
ven Offiziere  102 f.;  für 
den  Gebirgskrieg  150;  des 
Heeres  überhaupt  151  ff. 

Ansrüstungsbeitrag  312, 
314. 

Ausrüstunsrsdirektion  im 
Seearsenal  275. 

AusrOstungseinheiten  der 
Traintruppe  für  besondere 
Verwendungen  180. 

Ausriistungsgegen  stände 
(yerschiedene),  Beschaf- 
fung und  Verwaltung  der- 
selben 275. 

AnsrHstungsmagazin  im 
Seearsenal  275. 

Ausrflstungssorten,  Aus- 
rfistungsstücke  (ärari- 
sche), Deckung  des  Heeres- 
bedarfes in  Deutschland 
256;  sind  extra  commercium 
319. 

Ausrüstungswesen  (mili- 
tärisches) 270  ff. 

Ausscheidung  landsturm- 
pflichtiger Personen  95. 

Ausschiiefiung,  von  Ge- 
richtspersonen  583;  von 
Personen  im  ehrenrätlichen 
Verfahren  647. 

Ausschliefiungsgrflnde  der 
Zurechnungsfähigkeit  526. 

Ausschflsse,  ehreurätliche 
639  ff. 

Ausspähung  570;  standrecht- 
liche Behandlung  606;  Mit- 
schuld an  der  ^  570. 

Aufier  Dienst,  Verhältnis  ^ 
119;  aktivierte  Personen-- 
unterliegen  der  Militärjuris- 
diktion 513  und  der  mi- 
litärischen Disziplinarbe- 
handlung 622. 

Ausstofiung(aus  der  Armee) 
113,  533  f.,  536;  Nachsicht 
derselben  541 ;  Ausstoßung 
aus  Landstunnkörpem  616. 

Auswanderer.  Militärtax- 
pflicht derselben  479  f ,  487. 

Auswanderung,  Entlassung 
aus  dem  Heere  zum  Zwecke 
der  -^  70  f.;  Anwerbung 
eines  zum  Militärdienst 
eidlich  Verpflichteten  zur 
^  569. 

Auswanderungsfreiheit,Be- 
schränkungen  durch  die 
Wehrpflicht  42  ff.;  durch 
die  Landsturmpflicht  44. 

Answandernngspatent,  un- 
befugt Ausgewanderte  sind 
nicht  mehr  nach  dem  ^ 
zu  behandeln  56. 


AuswaudemogsTerbot,  Kri 

tik  desselben  62. 

Ausweisung  537. 

Auszeichnungen  (militäri- 
sche), damit  verbiiiidt^it' 
Pensions-  und  ünteratur- 
zungsbezüge  466 :  sieh  !)•-- 
korationen.   Ehrenzoieben. 

Ayitlkalgttter«  Beamte   dir 
--  können    im   Krieg»*    in 
ihren     Anstellungen     b** 
lassen  werden  78  f. 

B 

BadeplAtze,  Erwerbung  ^  on 
solchen  für  die  Heerci» Ver- 
waltung 322,  324. 

Badehäus^r  (Mflitftr-)  34/. 

BadehauskommandanteB 
(Militär-)  349. 

Badeheilanstalfen  (Mili- 
tär-) 349. 

Bagageordnung,  Mnrsch- 
und  '^  8. 

Bagagetrain  179. 

Bagatel  Igerichte  be.ni  tzen 
keine  Kompetenz  ge«ren- 
über  Heerespersonen  in 
Bosnien  und  der  Her«cg*»- 
wina  502. 

BahnbetriebsinspektioBea 
(Militär-)  341. 

Bahnhof  kommanden     227, 
840. 

Bandagenträger  164  f.,  109, 
844. 

Bank  (von  Frankreich)« 
Haltung  im  Kriege  1870/71 
491 ;  sieb  Notenbank. 

Banus  (von  Kroatien  and 
Slawonien),  Recht  znr 
Kontrasignatur  in  Heert-'i*- 
sachen  20;  bestimmt  die 
Professoren  fiir  diePrtlfnn.c 
der  angehenden  Einjährig- 
Freiwilligen  97;  Voreini- 
gung der  Banus  würde  mit 
militärischen  Würden  213 
f.;  kann  bei  der  Pferde- 
konskription kleinere  Stel- 
lungsbezirke \  ereinigen 
279;  wirkt  mit  bei  der 
Unterst  ützungderFamilieu- 
angehörigen  der  MobiliMt-r- 
ten  463. 

Bataillone  164  if. 

Bataillonskommandeii  221. 

BataillonssUb  164  ff..  170, 
221. 

Bataillonsunteronuier- 
schulen  391. 

Batterien  164. 

Batteriedivisionen  (reiten- 
de) 164. 
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BaaabteilQngeii  (Militär-) 

105,  233,  322. 

BanamtsAllalen  der  Marioe- 
baiivcrwaltUDg  32.3. 

Bandienst  (Militär-),  For- 
mation der  Branche  des 
Militarbaudienstes  181. 

BandienstTorschrifteii  324, 

327. 
Baudlrektoren     (Militär-) 

322 

Banhiltte  327. 

Baningenienre  (Militär-), 
Formation  181;  stehen  unter 
Militärjiirisdiktion  512. 

Bauingenieiirknrs  (Mili- 
tär-) 400. 

Baukanalei  326  f. 

Banlichkelten  (mllltäri- 
8cbe),  Einteilung  322;  Be- 
schaffung für  die  Heeres- 
verwaltung 323;  sieh  Ge- 
bäude. 

Baum  wol  1  warenbraiiche, 

Beteiligung  des  Kleinge- 
werbes an  den  Lieferungen 
der  ^  256. 

Banprotokoll  328. 

Baarechnungsbeanite  (Mi- 
litär-), Formation  181 ; 
stehen  in  Österreich  nicht 
unter  Militiirjurisdiktion 
511. 

BauYerbot9rayon  191;  sieh 
Rayon. 

Baurerfralterkurs  (Mili- 
tär.) 402. 

Banv^rwaltnng  (Militär-) 
297,  321. 

Bauvorschriften,  sieh  Bau- 
dicnstx  orschriften. 

Banwerkftthrer  (Militär-) 
181. 

Bauwerksmeister  (Mili- 
tär-), Formation  181;  ste- 
hen unter  Militärjurisdik- 
tion 512. 

Banwerksmeisterkara  (Mi- 
litär-) 401. 

Bauwesen  (Militär-),  sieh 
Bauverwaltung. 

Biiyern,  Begünstigungen  der 
Urproduzenten  bei  den 
Heereslieferungen  259  f. 

Beamte  können  im  Kriege 
in  ihren  Anstellungen  be- 
lassen werden  78  f. ;  sieh 
auch  Bedienstete. 

Beanfsichtigung  (mangel- 
bafte)  der  Untergebenen 
beim  Dienstvollzuge  565  f. 

Bedienstete  (öffentliche), 
Unterstützung  derselben  im 


Frieden  456  ff. ;  im  Kriege 
459. 

Bedienstete  (prlyate),  keine 
Unterstützungspflicht  des 
Staates  im  Falle  der  Ein- 
berufung derselben  458; 
kriminelle  Behandlung  der 
Bediensteten  von  Trans- 
portanstalten 575. 

Beerdigung  (kirchliehe) 
der  Heerespersonen  379. 

Beerdignngspaaschale  452. 

Befehle,  als  Akte  des  mili- 
tärischen Oberbefehles  15; 
als  Akte  der  Militärver- 
waltung 15  f.;  Behandlung 
im  Militärstrafrechte  531  f. 

Befehlsändernng,  Unterlas- 
sung der  Anzeige  über  ^-^ 
566. 

Befestigungsanlagen  sind 
in  Bosnien  und  der  Herze- 
gowina von  der  Zwangs- 
vollstreckimg  ausgenom- 
men 503. 

Befestignngsbandirekto- 
ren  233,  322. 

Beförderung  der  Heeres- 
personen 124. 

BefdrderangSYorsehriften 
102,  124. 

Befreiung  (zeitliche)    von 

der  Militärdienstpflicht  aus 
Familienrücksichten  (frühe- 
res Recht)  81 ;  --  der  Kan- 
didaten des  geistlichen 
Standes  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  82. 
Befk*einng  von  der  Militär- 
taxpflicht 481. 

Begiiadigung365,541, 602  f., 

607  f. 

Begräbnisordnung  für  Hee- 
respersonen 379. 

Begünstigung,  strafrechtli- 
che Behandlung  532;  ^ 
des  Feindes  570  f. ;  Mit- 
schuld an  der  --^  des  Fein- 
des 571. 

Begünstigungen,  bei  Ablei- 
stung der  Militärdienst- 
pflicht 81  ff.;  Behandlung 
der  (Tcsuche  um  Erlangung 
solcher  ---  88;  Bestrafung 
der  widerrechtlichen  Er- 
langung solcher  ---  88  f.; 
der  Quartierbeisteller  289f.; 
Entziehung  von  --  als 
Disziplinarstrafe  gegen 
Militärgefangene  374. 

Beilage  zur  Beförderungs- 
vorschrift für  die  Personen 
des  Soldatenstandes  102. 


Beirat    (technischer)    der 
Administrationskommis- 
sionen und  Administrato- 
ren 329. 

Beischiffe  167,  393. 

Beitrag,  Befreiung  der  Ver- 
lassen Schäften  der  Heeres- 
personen vom  '^  zum  Wie- 
ner Wohltätigkeits-,  bezie- 
hungsweise Versorgungs- 
fonds 136 ;  zur  Auffrischung 
der  Proprietäten  815. 

Bekleidung  (des  Heeres), 
gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  ^  151  ff. 

Bekleidnngsabnntsangs- 
panschale  312. 

Bekleldungsmassaeinlage 
319,  553. 

Bekieidangsmassasjatem 
319. 

Bekleidungspansehale  314 
f.,  319. 

Bekleidnngssorten,    Dek- 
kung    des    Bedarfes    in 
Deutschland  256. 

BekleidnngBwesen  (miiiti- 
risches)  250 ff.;  sieh  Mon- 
turwesen. 

Belagerangsartillerie- 
park»  165,  182. 

Belagerungsbatteriegrnp- 
pen  165,  182. 

Belagerangsbatterien  165. 

Belagernngsgeniechefs 
187. 

Belagerungsmunitions- 
parkg  165. 

Belagerangspionierparks 
274. 

Belagerangszastand  (mili- 
täriseher)2 1 1  f.,  2 1 7  f.,  525. 

Belagranm  bei  der  Ein- 
quartierung 291. 

Belenchtangsabteilangen 
der  Festungsartillerie  165. 

Bemessangskommissionen 
für  die  Militärtaxe  484  f. 

Beobachtungen  (des  Hee- 
res), hydrometrische  411; 
meteorologische  411. 

Beqnartlerung  284  ff*. ;  sieh 
Einquartierung. 

BeqaartierangsobJekte,Be- 
schränkung  der  Verwen- 
dung und  Veräußerung  der 
'^  287;  Verwaltung  der- 
selben 297. 

Bequartierangswesen 
284  ff. ;  sieh  Einquartierung. 

Beratungskommission  (für 
ökonomische  Angelegen- 
heiten) im  Reichskriegs- 
ministerium 230. 
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Bereitschaft  der  landstnrm- 
pflichtigen  Personen  zur 
Einberufung  in  Tirol  und 
Vorarlberg  93. 

Bereitschaftsgebtthren  226. 

Bereltschaftsznlagen    313. 

Bergakademien,   Begünsti- 
gungen der  an  '-^  studie- 
renden    Einjährig-Frei- 
willigen 99. 

Berggesetz,  Übertretungen 
der  Heerespersonen  gegen 
das  -^  618  f. 

Bernfang,  als  ordentliches 
Kechtsmittel  im  Militär- 
Strafverfahren  598;  aus- 
geschlossen im  standrecht- 
Uchen  Verfahren  607;  aus- 
geschlossen im  ehrenrät- 
liehen  Verfahren  650. 

Berufsbildung    (militä- 
rische) 394  ff. 

Bernfskadetten  113  f. 

Berufsoffiziere  113  f. 

Bemfsseeleute,  Einteilung 
zur  Kriegsmarine  99,103,15b. 

Bernfungskommissionen 
(ehrenrätliche)  688. 

Besatzungstmppen  225. 

Beschädigung  (mutwilli- 
ge) ärarischer  Dienstge- 
genstände 567. 

Beschäftigung  (instmkti- 
Te)  der  Offiziere  und  Ka- 
detten 889,  398  f. 

Beschäl-  und  Remontie- 
rnngsdepartements  277. 

Beschlagschmiedeschule 
an  der  ungarischen  Land- 
wehr-Zentralkavallerie- 
schule 391. 

Beschlflsse  der  Delegationen 
1 8 ;  der  militärischen  Ehren- 
räte 639,  649  f. 

Beschlnfiyerfahren  (nach- 
trägliches) gegen  Heeres- 
personen  597. 

Beschwerde,  als  ordentli- 
ches Rechtsmittel  im  Milt- 
tUrstrafverfahren  597  f. ;  im 
Disziplinarstrafverfahren 
629;  wegen  Verweigerung 
der  Anordnung  der  ehren- 
rätlichen  Vorverhandlung 
645. 

Bespannungsabteil  angen 
der  Festungsartillerie  165. 

Bessemngszweck  des  Dis- 
ziplinarstrafrechtes 622. 

Bestätl  gung  der  Urteile  durch 
die  Gerichtsherren  59ö. 

Bestimmungen  (besondere) 
tiber  ErlanguDg  und  Beibe- 
hält der  Oftizier8(Militärbe- 


amten)charge  in  der  Reser- 
ve (Seewehr),  beziehungs- 
weise der  OrfizierB(Land- 
wehrbeamten)charge  im 
nichtaktiven  Stande  38. 

Bestimmungen  (organi- 
sche) 14;  für  den  Justiz- 
dienst in  der  k.  k.  Land- 
wehr 506 ;  für  die  königlich 
ungarischen  Landwehrge- 
richte 506. 

Beteilnng,Recht6wirkungen 
derselben  318  if. 

Betrieb  (wirtschaftlicher) 
der  Truppenkörper  und 
Heeresanstalten  316  f. 

Betriebseleven,  sieh  Ma- 
schinenbau- und  Betriebs- 
eleven. 

Betrug^  militärisch  quali- 
fizierter 571  f. 

Betteniiiagazine  (Militär-) 
275. 

Bettensorten.  Verwaltung 
derselben  275. 

Bettenwesen,  Vorschrift  für 
das  —  275. 

Benrknndnngen,  als  Akte 
der  Militärverwaltung  15  f. 

Beurlaubte  (dauernd), 
Heranziehung  derselben 
zum  aktiven  Dienste  69  f.; 
stehen  nur  in  besonderen 
Verhältnissen  unter  Mili- 
tärjurisdiktion 512  f. 

Beurlaubung,  dauernde  69  f.; 
zeitliche  69  -,  vorzeitige 
dauernde  '^  der  Einjährig- 
Freiwilligen,  welche  die 
OfBziersprüfung  nicht  be- 
stehen 100. 

Beutemachen(unerlanbtes) 
522,  560  f.,  606. 

Beuterecht  141. 

Bewaffnung  (des  Heeres), 
gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  --  151  ff. 

Bewegungsfreiheit  (per- 
sönliche). Einschränkun- 
gen dersel  Den  durch  die  Mo- 
bilisierung 226. 

Bewegungsranm  (der  Ar- 
mee), Durchführung  der 
Verpflegung  im  ^  307. 

Beweismittel  im  Militär- 
strafverfahren 591  ff. 

Beweisregeln  (formelle) 
im  Militärstrafverfahren 
578, 591,  609;  ausgeschlos- 
sen im  ehrenrätlichen  Ver- 
fahren 649. 

Beweistheorie  (gesetzli- 
che), sieh  Beweisregeln 
(formelle). 


Bezirke  (politische)  mimI 
in  Österreich  regelmaUig 
Stellungsbezirke  47. 

Besirksiirzt  ist  Mitglied  der 
Stellungskommisston  4v*. 

Besirksbeamter  (in  Tu* 
garn)  ist  Zivilergäozun^- 
behörde  erster  Instanz  4'^: 
führt  das  Losungsverfahrv  i 
durch  50;  wirkt  mit  Wi 
der  Bestrafung  der  Delikt»- 
gegen  das  Wehrgezetz  4.S. 
54  ff.,  b9;  bei  ihm  tsiod  «li« 
Gesuche  um  BegUnsti^uo- 
gen  bezüglich  des  Militär- 
dienstes aus  Familien  rück- 
sichten  einzubringen  h6  f. : 
bei  ihm  sind  Ansuchen  dT 
Wehrpflichtigen  um  Zuer- 
kennung  der  Einjährig- 
Freiwilligenbegünsti^un- 
gen  einzubringen  98;  hat 
die  Eintrittsscheine  für  di^ 
freiwillig  in  das  Ileer 
Eintretenden  auazust eilen 
110;  wirkt  mit  bei  der 
Evidenzhaltung  244  f. 

Bezlrksbeiiörden  (politi* 
sehe  in  Österreich)  sind 
Zivilergänzungsbehürden 
erster  Instanz  48;  der  Vor- 
steher und  ein Beamt erfind 
Mitglieder  der  Stellangv 
kommis8ionen49;  der  V(»r- 
steh  er  fii  hr  t  dasLosun  gs  v  er- 
fahren durch  50:  sie  wirken 
mit  bei  der  Bestrafung-  der 
Delikte  gegen  da»  Wehr- 
gesetz  45,  54  ff,,  89;  bei 
denselben  sind  die  Geeucbc 
um  Begünstigungen  be- 
züglich des  Militärdienstes 
aus  Familienrücksichten 
einzubringen  86  f. :  bei  den- 
selben sind  Ansuchen  «ler 
Wehrpflichtigen  um  Zuer> 
kennung  der  Einjährige 
Freiwilligenbegünstiiran- 
gen  einzubringen  98;  bal>4»n 
die  Eintrittsscheine  für  dit: 
freiwillig  in  das  Heer  Ein* 
tretenden  auszustellen  1  lo. 
wirken  mit  beider  £videu£- 
haltung  244  f.;  haben  bei 
der  Pferdekonskription  mir- 
zu  wirken  281  f.;  der  Vor- 
steher leitet  die  Komnii»- 
sion  bei  der  Auflassung 
von  Kaseruen  288;  erheWn 
die  Ünterstützungswürdii^' 
keit  der  Familien  von  Mo- 
bilisierten 462;  der  Vorste- 
her ist  Vorsitzender  der  Milt- 
tärtaxbemessungskonuni»- 
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sionen  484;  die  letzteren  ta- 
gen in  vereinzelten  Fällen 
am  Sitze  der  politischen 
Bezirksbehörden  485. 

Bezirks8chieß8t&nde  241. 

Bezlrksstnhlrlchter  282. 

Bezlrksverteldigrungskom- 
mandmiteD  222. 

Bezlrksvertretunsren  ent- 
senden in  Österreich  Mit- 
glieder zu  den  Stellungs- 
kommissionen 49 ;  Be- 
amte der  ^  können  im 
Kriege  in  ihren  Anstellun- 
gen belassen  werden  78  f.; 
Wahlrecht  der  Heeresper- 
sonen tÜr  die  --  129;  die 
Militärtaxbemessungskom- 
uiissionen  haben  in  Öster- 
reich an  den  Sitzen  der  -^ 
zu  fungieren  484. 

Bibliothek  rmllitärärEtll- 
che)  des  Militarsanitäts- 
komitees  407. 

Bibliotheksfonds  der  Jo- 
sefsakademie 475. 

Bildaiig  (wissenschaftli- 
che) ist  Voraussetzung 
für  den  EinjUhrig-Freiwil- 
ligendienst  96. 

Bildungsanstalten,  Militär- 
erziehungs-  und  '^  388, 
390  ff. ;  -^  der  ungarischen 
Landwehr  390;  Spitäler  der 
^  348;  Rechnungsunter- 
offiziere der  --  stehen  unter 
Militärjurisdiktion  511; 
sieh  Zöglinge. 

Blldungsflihige.  Einreihung 
derselben  in  die  Truppen- 
körper 159. 

Bildnugsmittel  (für  das 
Heer),  sonstige  3x6,413^ 

Blldnngswesen  (militari- 
sches),  Anfänge  3;  For- 
mation der  Branche  183; 
Zweck  und  Umfang  386; 
Geschichte  886  fr.;  Kritik 
404  f. 

BlessiertentrKgerl64f.,  169, 
344. 

Blindenanstalten  (Öffent- 
liche), Ersatzreservepflicht 
der  Unterlehrer  und  Lehrer 
von  -^  82. 

Bomhardierkorpsschnle 
387. 

Bordmrresty  als  Disziplinar- 
strafe 626,  634. 

Bosnien,  Erlassungeines  pro- 
visorischen Wehrgesetzes 
H;  absolute  Gewalt  des 
Kaisers  in  Heeressachen 
20;  («endarnieriekorps  34; 


Militärabteilung  der  Ge- 
sttltsbranche  35;  Instruk- 
tion zum  provisorischen 
Wehrgesetze  38;  Landes- 
angehörigkeit ist  Voraus- 
setzung der  Wehrpflicht 
41;  Stellvertretung  in  der 
Militärdienstpfiicht  41  f.; 
Beginn  der  Wehrpflicht  42; 
Beginn  der  S teil ungsp flicht 
45;  keine  Meldepflicht  der 
Stellungspflichtigen  46 ; 
Enthebung  der  ausgeweih- 
ten Priester  und  Seelsorger 
von  der  Stellungspflicht 
46  f. ;  Verzicht  auf  die  Lo- 
sung zulässig  50;  fUr  den 
Militärdienst  erforderliche 
Körpergröße  52 ;  Beginn 
der  aktiven  Dienstpflicht 
67 ;  Aufschub  des  Präsenz- 
dienstes 67;  Dauer  der 
aktiven  Dienstpflicht  68; 
Reservedienstpflicht  79;  es 
besteht  keine  Ersatzreserve 
80;  Behandlung  der  über- 
zähligen 81;  zeitliche  Be- 
freiung der  Kandidaten 
des  geistlichen  Standes 
vom  Militärdienste  82 ; 
bleibende  Befreiung  der 
ausgeweihten  Priester  und 
Seelsorger  vom  Militär- 
dienste 82:  zeitliche  Be- 
freiung der  Schuler  der 
Lehrerbildungsanstalten, 
der  Mediziner,  Veterinäre 
und  Pharmazeuten  vom 
Militärdienste  83;  bleibende 
Befreiung  der  Lehrer,  Hod- 
2as,der  diplomierten  Ärzte, 
Tierärzte  und  Apotheker 
vom  Militärdienste  83;  zeit- 
liche Befreiung  aus  Fami- 
lienrücksichten 85 f.;  Be- 
handlung der  BegUnsti- 
gungsansprUche  bezüglich 
der  Militärdienstpflicht  88; 
es  besteht  keine  Land- 
sturmpflicht 91;  Institut 
der  Einjährig-Freiwilligen 
106 ;  freiwilliger  Eintritt 
in  das  Heer  110  f.;  Institut 
der  Kapitulanten  113;  Be- 
schränkungen der  Exeku- 
tion zu  Gunsten  von 
Heerespersonen  127;  Be- 
handlung des  Rekruten- 
kontingentes 161;  Kechts- 
verhältnisse  der  Festungen 
189 f.;  Expropriationsrecht 
für  Festungen  191;  mili- 
tärische Verwaltung  213; 
es    bildet    einen    Militär- 


territorialbezirk 219,  232; 
Artillerieinspizierungs- 
kommanden  221;  Befesti- 
gungsbaudirektor 238  ; 
Rechtsberatung  u.  Rechts- 
vertretung des  Militärärars 
236 ;  Trainzeugsfilialdepot 
275 ;  es  besteht  keine 
Pferdekonskription  284; 
Einquartierung  und  Ein- 
quartierungsvorschrift 297  ; 
es  besteht  eine  beson- 
dere Friedensverpflegs- 
art  301;  es  besteht  keine 
Regelung  des  Vorspann- 
wesens 331;  Vollziehung 
der  von  den  dortigen  Zi- 
vilstrafgerichten gegen 
Heerespersonen  gefällten 
Urteile  370 ;  Militärknaben- 
pensionat 395 ;  Institut 
der  Zertifikatisten  ..487  ; 
Eintreibung  der  in  Öster- 
reich oder  Ungarn  fälligen 
Militärtaxen 488 ;  es  besteht 
keine  Militärtaxpflicht  489; 
Gesetz  über  das  flrsatz- 
verfahren  492;  besondere 
Bestimmungen  über  die 
Zivilgerichtsbarkeit  502  f. ; 
Bestimmungen  über  die 
Militärjurisdiktion  515  f.; 
Geltung  des  Militärstraf- 
gesetzbuches  521,  523; 
Auslieferung  von  selten 
der  dortigen  Militärstraf- 
gerichte 523;  keine  privat- 
rechtlichen  Folgen  der  To- 
desstrafe 533;  Taglia  für 
eingebrachte  Deserteure 
554^  sieh  Herzegowina. 
Bosnisch  •  benegowinlsche 
Truppen,  Errichtung  8; 
rechtliche  Stellung  zum 
österreichisch  -ungarischen 
Heere  29  f.;  dieselben  bil- 
den eine  besondere  Stan- 
deskategoric  118;  ihre 
Organisation  erfolgt  durch 
den  Kaiser  154;  Formation 
170;  Seelsorge  172,  180; 
Traintruppe  180;  Verwen- 
dung 204;  Dislokation 
224  f.;  Versehung  der  Ver- 
waltungsagenden für  die- 
selben 2'^8;  Einquartie- 
rungslast zu  Gunsten  der- 
selben 288;  Führung  der 
Militärmatrikeln  384;  Ver- 
sorgung der  Mannschaft 
433  f.;  Versorgung  der 
Witwen  von  Unteroffizie- 
ren und  Mannschaftsper- 
sonen 452;  Erzieh ungsbei- 
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trägo  für  Waisen  von 
Unteroffizieren  und  Mann- 
Bchaftspersonen  454;  An- 
weisungsrecht  471 ;  Budget 
475;  rechtliche  Regelung 
der  Desertion  550;  keine 
Schmälerung  der  bürger- 
lichen Rechtsfähigkeit  als 
Folge  der  Desertion  554; 
Verlust  des  Einstandskapi- 
tales  und  Verpflichtung 
zur  Stellung  eines  neuen 
Stellvertreters  bei  der  De- 
sertion 555  f. 

Boten,  Beistellung  bei  Tmp- 
penmärschen  330. 

BrSnde,  Eingreifen  des  Mili- 
tärs bei  Bränden  209  f. 

Brand enbargische  Armee, 
Anfänge  des  ehrenrätlichen 
Verfahrens  636. 

Brandlegung,  militärisch 
qualiüzierte  572. 

Briefschaften,  Beschlagnah- 
me derselben  590. 

Brigadegeneralstabsoffl- 
ziere  186. 

Brigadekommanden  fungie- 
ren als  Kommandobe- 
hörden 221  f.;  veranlas- 
sen nötigenfalls  die  Bei- 
stellung von  Offizieren  für 
die  Offiziersversammlung 
im  ehrenrätlichen  Verfahren 
640. 

Brigadeofflzierssclinlen 
389. 

Brigadestab  221. 

Brigadiere,  Annahme  von 
Beschwerden  durch  diesel- 
ben bei  der  Frühjahrsin- 
spizierung 66. 

Brot,  Versorgung  der  Sol- 
daten mit  --  307;  Verkauf 
des  ärarischen  Brotes  ist 
verboten  320. 

Brotgebfihr  313. 

Brttckenmant  (auf  ärari- 
schen Brücken),  Aufhe- 
bung derselben  135. 

Bureau    (militärstatisti- 
sclies)  409  if. 

Bnrcanx  (wissenschaftli- 
clie)  des  Generalstabes 
40r>  f. 

Bureau  für  Eisenbahnen  und 
Schiffahrtswegen  185;  --  für 
operative  und  besondere 
üeneralstabsarbeiten  185; 
sieh  Direktionsbureau  (des 
Generalstabes),  Evidenzbu- 
reaux  (des  Generalstabes). 

Biirgerkorps  (bewalbiete) 
35  f. 


Bfirgermilizkorps,  Land- 
sturmptlicht  91;  Organisa- 
tion 153;  sieh  Scbützen- 
korps. 

Bttrgersciinlen,  Ersatzreser- 
vepflicht der  Unterlehrer 
und  Lehrer  von  ^^  82. 

Bttrgerweliren  in  festen 
Plätzen  196. 

Bnndesausscliufi  der  öster- 
reichischen Gesellschaft 
vom  Roten  Kreuze  361. 

Bandespräsidium  der  öster- 
reichischen Gesellschaft 
vom  Roten  Kreuze  361. 

Bandesversammlung  der 
österreichischen  Gesell- 
schaft vom  Roten  Kreuze 
361. 

c. 

Caisse  des   Invalides  (von 

Frankreich)  416. 
Cassa   delle    scopazze    im 

Seearsenal  276. 

Cattaro,  Befreiung  der  dor- 
tigen Bewohner  von  der 
Liniendienstpflicht  47,  52; 
die  Hceresergänzungsge- 
Echäfte  besorgen  die  Land- 
wehrergänzungsbehörden 
48;  die  Assentierung  der 
Angehörigen  von  -^erfolgt 
nur  für  die  Landwehr  52. 

Cansarum  regalinm-Direk- 
torat  236. 

CharakteHaxen  320,  478. 

Cliarge,  Ablegung  der '-«-  vor 
Eröflfhung  des  ehrenrät- 
lichen Verfahrens  648 ;  Ver- 
lust der -^  im  Militär  verfah- 
ren 113,  535  f. ;  als  Folge  der 
Disziplinarbehandlung  103, 
113,627,  630  flr.;  als  Folge 
der  ehrenrätlichen  Behand- 
lung 650;  sieh  Kassation, 
Entlassung,  Degradierung. 

Chargen,  als  Gegensatz  der 
(gemeinen)  Soldaten  120. 

Clieckverkehr  der  Militär- 
kassen 472 ;  sieh  Clearing- 
verkehr. 

Clief  des  Feldeisenbahnwe- 
sens 339  f.;  des  Feldtele- 
graphenwesens 335;  des 
Gencralstabe8l85,  224,413, 
645;  der  Intendanz  (bei  den 
Landwehrkommanden  )233 ; 
der  Marinesektion  280; 
des  railitärärztlichen  Offi- 
zierskorps 173,  344,  353, 
408;  der  Präsidialsektion 
im  Roichskriegsministe- 
rium  230. 


Chefärzte  173,  34  j  ff. 

Cheftierarzt  176. 

Chevaaxlegerg  164. 

Clearlngrerkehr  der  Mü- 
tärkassen  472;  sieh  Cberk 
verkehr. 

Code  militaire  (ron  Frank- 
reich) 496. 

Constitutio  eriminalii 

(Karls  Y.)  519. 

Czikos  (bei  der  Uestäi^ 
brauche)  stehen  ufit«  i 
Militärjurisdiktion    »Ml- 

D. 

Dalmatien«  Einführung  «Ir«' 
MilitärdienstpAicht  5:  ^Wh 
SUddalmaticn,  Cattaro,  Ua- 
gusa. 

Dampfschiffahrtsdieiiat,  \m 
'^  Angestellte  können,  ia 
Kriege  in  ihren  Anüstollnu- 
gen  belassen  werden  7'j. 

Darlehen^  Aufnahme  von  -^ 
für  Zwecke  der  g^mtMo 
sanienKriegsverwaltunir]  7. 

Darlehensfonds,  Spar-  und 
'^  für  die  k.  k.  I^iidw«hr 
465. 

Darlehenskassen,  preußi- 
sche, bezieh  nngweise  nord- 
deutsche 491. 

Darlehensverträ^e  dtT  il«r- 

respersonen  141  f. 
Deckdlenst,  Kompag-nieu  dt-- 

Deckdienstes  167. 
Degradiernng.  alB  gericlit- 

liche Strafe 533  f.,  536,  H<4: 

als  Disziplinarstrafe  627  f. 
Deklarationen  für  die  .Mili 

tärtaxe  ^.in  Ungarn)  4^«"»t 

Dekorationen^  besondere  tür 
Heerespersonen  148;  Al>- 
legen  derselben  als  Ver- 
schärfung der  Disziplinar- 
strafen  62K;  sich  Ord*«n5- 
dekorationen. 

Delegationen«     Mitwirknns: 
in  Heeressachen  17,  22  f: 
Heranziehung  der  Mttglie 
der   zum    aktiven   Militi^r 
dionstc  72. 

Delegattonsbef^gnlt»  W^tiM 
lieh  derMilitärstrafgerichti. 
581  f. 

Delegierte  des  Roten  Krrur « 

363. 
Delikte,  militäns€he511«vli. 
520 ff.;  militärisch  qualiti 
zierte  gemeine  522,  h1\  \\ 
574 f.;   gemeine  511«   '»U, 
520,  522,  578  fi. 
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Depositen  (mllitttrgrerlcbt- 
liche)  365;  Bieh  Militlirdc- 
positen. 

Depositenwesen^  Moderni- 
sierung deBselben  472. 

DepolabteilaniT  der  Feld- 
artillerie 164. 

Depots  fUr  marode  Pferde 
179,  355. 

Depotsystem  5. 

Deserteare,  Verlängerung 
der  Dienstpflicht  68,  552  f.; 
Amnestie  542;  örtliche  Zu- 
ständigkeit der  Mi  litarstraf- 
gerichte  581  f. ;  sieh  Deser- 
tion. 

Desertion  bildet  eine  Ver- 
letzung der  militärischen 
Treu  verpflichtung64;  tätige 
Reue  ist  Straferlöschungs- 
grund  540;  Ausschluß  der 
Verjähning  541;  Nachsicht 
der  Straffolgen  541 ;  Begriff 
und  Bestrafung  549  ff.;  be- 
sondere Straffolgen  552  ff.; 
standrechtlicheBehandlung 
606  f. 

Desertlonslnterkalar  432, 
552. 

Desertionskartell    mit 
Deutschland  524. 

Desertlonskomplott,  Stif- 
tung eines  solchen  bildet 
eine  Verletzung  der  mili- 
tärischenTreuverpflichtung 
64;  Begriff  5.S0,  550;  tätige 
Reue  ist  Strafausschlie- 
ßung8grund540;  Bestrafung 
552. 

Deutscher  BitterordeDy  Vor- 
kehrungen fllr  die  freiwilli- 
ge Sanitätspflege  356, 363  f. 

Dentsehlandy  Denfscbes 
Reich,  Verurteilungen  we- 
gen strafbarer  Handlungen 
üben  Einfluß  auf  die  Wehr- 
pflicht 42;  militärärztliche 
Untersuchung  österrei- 
chisch-ungarischer Heeres- 
porsonen  in  Deutschland 
238 ;  Wchrhaftigkeit  derBe- 
TÖlkerung  239;  Deckung 
des  Bedarfes  an  Beklei- 
dung»- und  Ausrüstnngs- 
Sorten  256 ;  Submissionswe- 
sen 265  f. ;  Militäriasten  270, 
838;  Verpflichtung  der 
Schiffseigentlinier  342 ; 
Kriegsschatz  491;  Eigen- 
tum an  Militärgebäuden 
478;  Gesetz  über  die  Prisen- 
gerichte 510;  Umfang  der 
Militärstrafgerichtsbarkeit 
516;  Desertionskartell  mit 


Österreich-Ungarn  524;  Mi- 
litärstrafgericlitsordnung 
609;   Vorschrift   über  die 
Ehrengerichte  der  Kriegs- 
marine 637. 

Dezlmation  538,  546,  559. 

Diebstahl)  militärisch  quali- 
fizierter 571. 

DienerftquiTalent  312. 

Dlenergebflhr,  sieh  Diener- 
äquivalent. 

Dienerpersonal  steht  in  Un- 
garn unter  Militärjurisdik- 
tion 515. 

Dienst    (anfierordentli* 
eher),     Ungehorsam    auf 
Befehle  zum  außerordent- 
lichen Dienste  544. 

Dienst,  hydrometrischer  213; 
meteorologischer  213. 

Dienst  (5frentlicher),  Ent- 
hebung landsturmpflichti- 
ger Personen,  welche  zur 
13esorgung  des  öffentlichen 
Dienstes  berufen  sind  95; 
Befreiung  oder  Ausschlie- 
ßung der  Heerespersonen 
von  demselben  132  f. 

Dienst  (technischer)  in 
Festungen  195. 

Dienstaltersznlagen  der 
Armeediener  420. 

DienstbildnniT;  militärische 
890  ff. ;  niedere  390  ff. ;  hö- 
here 393  f. 

Dienstbflcher  25. 

DienstbUcherverwaltung 

im  Seearsenal  275. 

Dienste  (difentlictie),  sieh 
Dienst  (öiTentlicher)« 

Diensteinkommen,  Air  die 
Pension  anrechenbares 
420  f. 

Dienstesprämien  der  Kapi- 
tulanten Ulf.,  490. 

Dienstgeber,  Militärtax- 
pflicht derselben  in  Ungarn 
481. 

Dienstgeheimnis  (militftri- 
sehes),  Verletzung  dessel- 
ben 564. 

Dienstgewalt  (militäri- 
sche), nähere  Begrenzung 
65;  Mißbrauch  derselben 
567  f. ;  ist  die  Grundlage 
des  militärischen  Diszipli- 
narstrafrechtes; sieh  Ober- 
befehl (militärischer). 

Dienstherrlichlieit,  sieh 
Dienstgewalt. 

Dienstleistungen  (für  be- 
sondere  Krlegszweclie), 
Heranziehung  der  Wehr- 
pflichtigen zu  solchen  Lei- 


stungen 39;  Stellvertretung 
ist  dabei  unstatthaft  41; 
Verpflichtung  der  land- 
sturmpflichtigen Personen 
zu  solchen  Leistungen  93  f., 
Militärtaxpflicht  der  zu  sol- 
chen Leistungen  herange- 
zogenen Personen  480. 

Dienstordnung  im  Seearse- 
nal 276. 

Dien8tpflicht(]IIiiitär-),frei- 
willig  übernommene  38  f.; 
108 f.;  gesetzliche  89 ff.; 
aktive  64  ff. ;  Einteilu  ng  der- 
selben in  die  Liniendienst- 
pflicht  und  in  die  Land- 
wehr (Landesschützen)- 
pflicht  67  ff. ;  in  der  Reserve, 
in  der  nichtaktiven  Land- 
wehr, in  der  Reserve  der 
ungarischen  Landwehr,  in 
der  Seewehr,  bei  den  nicht- 
aktiven Landesschützen 
7 1  ff. ;  begünstigte  Formen 
(Ersatzreservepflicht)  79  ff, ; 
der  Einjährig-Freiwilligen 
98  ff*. ;  mangelnde  Kenntnis 
der  '^  ist  ein  Strafmilde- 
rungsgrund539  ;siehDienst- 
verp flichtung  (eidliche  Mili- 
tär-), Verlängerung  (der 
Dienstpflicht). 

Dienstreglement  3,  14  f., 
152  f.,  520,  615,  617;  sieh 
Exerzierreglements. 

Dienstsprache  des  Heeres 
8,  235. 

Diensttaxen   135,  320,  478. 

Dienstttbungen,  Verpflich- 
tung der  nichtaktiven 
Personen  zu  '^  75  ff. 

Dlenstnntaaglichey  offenbar 
•^  sind  den  Stellungsbe- 
hürden  nicht  vorzuführen, 
sondern  sofort  zu  löschen 
47,  52;  Militärtaxpflicht 
derselben  479;  sieh  Dienst- 
untauglichkeit, Superarbi- 
trierung. 

Dienstuntanglichkelt^  Fest- 
stellung bei  Stellungspflich- 
tigen 51  ff.;  bei  Landsturm- 
pflichtigen 95;  bei  Pensions- 
werbern 426. 

Dienstverpflichtung  (eidli- 
che Mllitftr-))  Verleitung 
zur  Verletzung  und  Hilfelei- 
stung hiebei  569 f.;  stand- 
rechtliche Behandlung  606. 

Dienstverrichtungen  (be- 
schwerliche etc.),  als 
Disziplinarstrafe  626,  628. 

Dienstvertrftge  der  Heeres- 
personen 143. 


668 


Dienstvorschrift  tlir  die 
Militärgeifitlicbkeit  63 1 . 

Dienstzeit^  für  die  Pension 
anrechenbare  421  ff. 

Dienstcnlairen  .312,  314. 

Direktion  der  Ärarialrechts- 
angelegenheiten  bei  der 
Finanzdirektion  in  Agram 
286;  Oberste  feldärzdiche 
344 ;  der  geistlichen  Ange- 
legenheiten der  Kriegsma- 
ne  376. 

Direlitionen  des  Seearsena- 
les 275;  des  Reservetele- 
graphen 336. 

Direlitionsadministratio- 
nen  im  Seearsenal  275. 

DirelitioBsaassebufi  des  un- 
garischen Vereines  vom 
Roten  Krenze  363. 

Direiitionsburean  (des  Ge» 
neralstabes)  für  Personal- 
und  ökonomische  Ange- 
legenheiten 185. 

Direktiven  über  den  Rayon 
befestigter  Plätze  191  ff.; 
über  die  Aufnahme  nnd 
Vergütung  der  Feld  - ,  Wald- 
und  Wildschäden  bei  Waf- 
fenübungen 495. 

Dislokation  (derTruppen)^ 
Kompetenz  zur  Regelung 
6  f.,  224  f.;  stabile  Friedens- 
dislokation 287. 

Dispensation^  Recht  der 
ELeeresbehörden  zur  -^  in 
Sachen  der  Militärdienst- 
pflicht 72. 

Distriktskommanden,  stell- 
vertretende (inUngam)  225. 

Disziplinararrest  626,  628; 
sieh  Arrest,   Arreststrafe. 

Disziplinardelikte    der 
Schützengescll8chaften243; 
militärische  522,563  f.,621  f. 

Diszipllnarkompagnien 
521,  538,  553,  555. 

Disziplinarrat  der  Land- 
sturmkOrper  616. 

Disziplinarstrafen^  als  Si- 
cherungsmittel der  mili- 
tärischen Gehorsamspflicht 
66;  gegen  Militärsträflinge 
374;  als  Mittel  des  Exe- 
kutionsvollzuges gegen 
Heerespersonen  501,  503; 
im  militärgerichtlichen  Un- 
tersuchungsverfahren587f.; 
ordentliche  625  ff.;  außer- 
ordentliche 628;  besondere 
630  ff. 

Disziplinarstrafgewaltüber 
das  Personale  der  freiwil- 
ligen   Sanitätspflege    359; 


der  militärischen  Komman- 
dunten  als  Ersatzmittel  für 
das  ordentliche  Strafver- 
fahren 145,  573  f.,  616  ff.; 
Umfang  der  ^  623  f. ; 
Träger  der  ^  623  ft*. 

DisziplinarstraftrechtyKom- 
petenz  der  Kommandoge- 
walt zur  Regelung  des- 
selben 14;  literarische  Be- 
handlung 499;  als  Ersatz- 
mittel für  das  ordent- 
liche Strafverfahren  573  f., 
616  ff.;  das  allgemeine  ^ 
615,  621  ff.;  das  berufsge- 
nossenschaftliche -^  615  f.; 
das  besondere  '^  615  f., 
630  ff.;  Reform  635  f. 

Disziplinarstrafverfaliren 
628  ff. 

Dlszipli  nariibertretnngen, 
als  Versrehen  gegen  Zucht 
und  Ordnung  563  f. 

Disziplinarrergehen  (mili- 
tärische))  sieh  Disziplinar- 
delikte. 

Disziplinarvorschrift  für 
die  Militärbeamten  und  die 
in  keine  Rangklasse  ein- 
gereihten Militärgagisten 
632;  Anhang  dazu  634. 

Disziplinarrorscbriften 
(militäriBche),Bestrafung 
der  unter  der  Militärge- 
richtsbarkeit stehenden 
Mitschuldigen  an  Übertre- 
tungen des  Wehrgesetzes 
nach  diesen  Vorschriften  60; 
Bestrafung  derÜbertretung 
der  Melde  Vorschriften  von 
Seite  nichtaktiver  Personen 
nach  diesen  Vorschriften 
74;  die  einberufenen  Per- 
sonen des  Landsturmes 
unterliegen  diesen  Vor- 
schriften 93;  die  bei  der 
Armee  im  Felde  und  in 
Festungen  eingeteilten  Zi- 
vilkommissäre und  Zivil- 
landeskommissäre unter- 
liegen diesen  Vorschriften 
117. 

Divisionen  bei  der  Kaval- 
lerie 164;  sieh  Traindivi- 
sionen. 

Di  visionsartillerieregi  - 
menter  164. 

Divisionsintendanzen  177, 
472  f. 

Divisionskommanden  222. 

Divisionsmnnitionsparks 
165. 

Divisio  nssanitätsanstalten 
348,  850. 


Divlslonastaby     Oivk$ioa«- 

stibel(:4,169,179,ls-</JLM. 

Divisionstrainkommantiiuh 
ten  180. 

DonandampfechiirAhrts^* 
Seilschaft   (erate    k.    k. 
privilegierte),  Vcrpüich 
tuDgen    im    Kriegs-     und 
Mobilislerungsfalle  34*2. 

Donanflotllle  167. 

Dragonerregimenier  i&4. 

Dralnagedlenst«  Kompag- 
nien des  DraioagedieD5u» 
167. 

Dralnagemelsterkar»  S'J2, 

Drackschriften,  Nachsicht 
derFolgen  derVcrurteilung 
wegen  eines  durch  -*«  bty 
gangenen  Deliktes  541. 

Dnalismns,  Einflaß  auf  dit- 
Heeresverfassung  6. 

Dunkelarrest  374,  627. 

Dnnkelbaft  872,  374,  537. 

Dnrchsnchang  der  Wohnung 

590. 

DarchEngsverpflegancr  ^^i}. 
Djnamitfabrik^  Pulver-  umi 

^  271. 

E. 

Ediktalprozefi  605. 

Ehedispens  ftlr  Heeresper- 
sonen 378  f. 

£hesehllefiang  der  Heeren- 
Personen,  sieh  Verehe- 
lichung. 

Ehre  (der  Untergebenen )f 
rechtswidrige  Angriffe  der 
Vorgesetzten  auf  die  -^ 
568. 

Ehrenbeamte,  militärisch«* 
101. 

Ehrenbeleldignngen  (nill 
tärische)  572  f. 

Ehrenbeseignngen  (klrck* 
Hohe)  der  Heeresperdoneo 
65. 

Ehrengerichte«  Anfänge 
636  f. ;  sieh  Ehrenräte. 

Ehrennetwehrrecht  der 
Offiziere  527  if. 

Ehrenrate  (militärische) 
wachen  über  die  stand  e«- 
gemäUe  L^bensfuhrnng  and 
die  Erwerbsbeschäfti^un- 
gen  der  nichtaktiven  Ofti- 
ziere  103;  wachen  über 
das  achtungswürdige  Ver- 
halten der  Berulaoffiaier« 
115;  Militärbeauite  sind 
denselben  regelmäßig  nicht 
unterworfen  116;  hal>en 
sich  gutachtlich  zn  Hulkru 
über    die   Privatgeschäfte 
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der  Ofliziere  des  Ruhe- 
standes und  im  Verhältnis 
auüor  Dienst  631;  Ein- 
fuhrung  in  Österreich- 
Ungarn  638;  Aufgabe  und 
Zusammenset'/ung  638  ff.; 
Bildung  beim  Heere  639  ff. ; 
Bildung  bei  der  Kriegs- 
marine 642  f ;  Bildung  bei 
den  Landwehren  643. 
Ehrenrätllcheg  Yerfahren, 
Kompetenz  der  Kommando- 
gewalt zur  Regelung  des- 
selben 14;  Verlust  der 
Pension  im  ehrenrätlichen 
Verfahren  425;  literarische 
Behandlung  499 f.;  Aus- 
schluß der  Verjährung  541 ; 
geschichtliche  Entwick- 
lung 636  ff.;  gegenwärtige 
Regelung  643  ff. ;  Reform 
651  ff. 

£breiirecbte(bfirgerliche), 

Einfluß  des  Verlustes  der- 
selben auf  die  Wehrpflicht 
42. 

Ehrenrechte  (militärische) 
der  nichtaktiven  Offiziere 
108 

Ehrenstraf eiiy  als  gericht- 
liche Strafen  535  f.;  als 
Disziplinarstrafen  627. 

Ehrenzeichen  der  Heeres- 
personen 148. 

Eidy  sieh  Fahneneidf  Flag- 
geneid,   Landsturmeid, 
liUndwehreid. 

Eigenregie  beim  Aus- 
ru8tuT)g8wesen246ff.;  beim 
Bek1oidung8wesen250;  als 
Verpfleg; sart  299  f.,  805  f.; 
bei  Militärneubauten  325  f. 

Eigentum  bei  Festungen  190; 
des  Militärärars  236,  477  f. 

Eigentumsdelikte^  militä- 
risch qualifizierte  571  f. 

Eignung  für  den  Truppen- 
körper als  Voraussetzung 
für  den  Einjährig-Freiwil- 
ligendienst  96;  geistige 
und  körperliche  als  Vor- 
aussetzung für  den  frei- 
willigen Eintritt  in  da»  Heer 
109. 

Einberufung  der  nichtakti- 
ven Personen  zum  aktiven 
Dienst  71  f.,  78  f ;  des 
Landsturmes  90;  als  Folge 
der  Mobilisierung  225. 

Einher nfnngsbefebl  (zu  ei- 
ner militärischen  Dienst- 
leistung), Nichtbetblgung 
eines  Einberufungsbefehles 


513,  541,  547  f.;  sieh  Ver- 
leitung. 

Eingaben,  statistische  409; 
Vorschrift  über  die  sanitäts- 
statistischen ^^  im  k.  u.  k. 
Heere  411. 

Einhebung  der  Militärtaxen 
488. 

Einheit  des  österreichisch- 
ungarischen Heeres  26  ff., 
29  f. 

Einjährig-Freiwillige  wer- 
den in  die  Gestütsbran- 
che nicht  aufgenommen  35; 
dieselben  erfüllen  die  ge- 
setzliche Dienstpflicht  39; 
Kegelung  ihrer  privile- 
gierten Dienstpflicht  96 ff.; 
Dienst  im  Soldatenstande 
96 ff.;  Dienstder  Mediziner 
103  f. ;  Dienst  der  Pharma- 
zeuten 104;  Dienst  der 
Studierenden  der  Tier- 
arzneikunde 104;  Dienst 
in  den  Verwaltungsbran- 
chen 105;  Einjährig-Frei- 
willi  gendienst  der  Er- 
satzreservisten 105  f. ;  Be- 
handlung im  Kriege  und 
Mobilisierungsfalle  106  ;das 
Institut  besteht  auch  in 
Bosnien  und  der  Herze- 
gowina 106;  frühere  Ge- 
staltung des  Institutes 
106  f;  Mängel  des  Insti- 
tutes 107  f.;  Schulen  für 
die  Heranbildung  der  Ein- 
jährig-Freiwilligen 100,389, 
393  f. ;  Behandlung  derEin- 
iährig- Freiwilligen  bei  der 
Einteilung  der  Rekruten 
158;  ^  der  Verwaltungs- 
branchen stehen  unter  Mili- 
tärjurisdiktion 511. 

Einkommensteuer,  Befrei- 
ung der  Heerespersonen 
von  derselben  134,  149. 

Einkommensteuerpatent 
(vom  Jahre  1849)  149. 

Einlager  (militärisches) 
210f ,  218. 

Einnahmen  (eigene)  der 
Heeresverwaltung  478. 

Einquartierung,  Kompeten- 
zen der  Gesetzgebung  17  ff.; 
Regelung  fUr  den  Frieden 
285    ff.;    im    Kriege   297. 

Einquartierungsbezirk  286, 
293. 

Einquartierungslast,  ge- 
scbichtiiche    Entwicklung 
284  f.;  juristischer  Charak- 
ter 286;  Befreiungen  286  f ; 
sie  besteht  auch  zu  Gunsten 


der  bosnisch-herzegowini- 
schen  Truppen  288;  Aus- 
maß 288  f.;  Durchftlhrung 
289  ff.;  Erleichterungen 
294  ff*. 

Einquartierungssachen  ge- 
hören zu  den  Agenden 
der  Landesverteidigungs- 
ministerien 231;  gehören 
vor  die  Verwaltungsge- 
richte 236  f. 

E  inquartie  r  ungssprengel, 
sieh  Einquartierungsbezirk. 

Einreihung  der  Assentierten 
67,  159  ff. 

Einschiffnngszeit,  Anrech- 
nung derselben  bei  der  Pen- 
sionierung 423,  433. 

Einspruchsrecht  der  Mit- 
glieder der  Stellungskom- 
missionen  52  f. 

Einstandskapital,  Verlust 
desselben  bei  der  Selbst- 
bescbädigung  555. 

Einstellung    des    Unter- 
suchungsverfahrens  590  f. 

Einstellungsroster     325  f. 

Einteilung  der  Rekruten 
158. 

Eintreibung    (zwangs- 
weise)   der    Militärtaxen 
488. 

Eintritt  (freiwilliger)  in 
das  Heer  109. 

Ein-  und  Ausgehen  auf 
verbotenen  Wegen    562  f. 

Einyerstftndnis  (mit  dem 
Feinde)  ist  ein  Kriegs- 
delikt 522. 

Einzahlung  der  Militärtaxen 
487  f. 

Einzelarrest  626. 

Einzelhaft  371  f.,  374,  527. 

Eisen,  Anhaltung  in  -^  537. 

Eisenbahnarbeiterabtei- 
lungen 341. 

Eisenbahnbedienstete  kön- 
nen im  Kriegsfalle  in 
ihren  Anstellungen  be- 
lassen werden  79;  Unter- 
stützung im  Falle  der  Ein- 
berufung 458  ff. 

Eisenbahnbehörden  (Mili- 
tär-) 227,  339  ff. 

Elsenbahnlietriebsleitun- 
gen  (Militär-)  341. 

Eisenbahnbetriebsordnung 
337. 

Eisenbahndionst^  im  ^  An- 
gestellte können  im  Kriege 
in  ihren  Anstellungen  be- 
lassen werden  79. 

Eisenbahndirektionen  (Mi- 
litär-) 341. 


670 


Eisenbahnen,  militärische 
Verfügung  über  die  -- 
337  ff.;  Verpflichtungen  im 
Kriegs- und  Mobilisierungs- 
ialle  338  f.;  Bau  von  feld- 
mäßigen  und  Wiederher- 
stellung zerstörter  ^^  841 ; 
im  ararischen  Betriebe  ste- 
hende sind  in  Bosnien  und 
der  Herzegowina  von  der 
Zwangsvollstreckung  aus- 
genommen 503. 

Eisenbahnersatzkompag« 
nien  166. 

Eisenbahnkompagnien  166, 
341. 

Eisenball  nkonzessions- 
gesetz  337  f. 

Eisenbahnlinienkomman- 
danten 340. 

Eisenbahn!  inienkomman- 
den  340. 

Eisenbahnmaterialrerwal- 
tungskommission  166. 

Eisenbahnsanitätszttge  351. 

Eisenbahnstationen  (Kost 
anf  '^),  als  Friedens ver- 
pflegsart  301. 

Eisenbahn«  und  Telegra- 
phenregiment 166,  185, 
335. 

Eisenbahnverpflegung  als 
Friedensverpflegsart  301 ; 
als  Kriegsverpflegsart  302. 

Elementarschulen)    sieh 
Volksschulen. 

Empörung  65,  530,  532  f., 
545  ff.,  606. 

England,  Kompetenz  der 
Gesetzgebung  in  Heeres- 
sachen 11;  Militärstrafge- 
richtsbarkeit 526. 

Enqaetekommission  nach 
dem  Falle  einer  Festung 
198  f.;  zur  Feststellung 
der  Normalgewehre  der 
Schützengesellschat'ten 
244. 

Entänßernng     ararischer 
Dienstgegenstände   567. 

Enteignung  bei  Festungen 
190  f.-,  von  Grundstücken 
fUr  Zwecke  des  Militnr- 
ärars  324  f. 

Entfernung)  eigenmächtige 
64,  550  tt".;  von  der  Armee 
62H,  63'2. 

Enthebung  der  Beamten, 
Professoren  und  Lehrer, 
dann  der  Verkehrsbedien- 
steton  vom  aktiven  Diouste 
im  Kriegsfalle  78  f. ;  land- 
sturmpHichtiger  Personen 
95. 


Entlassung,  vorzeitig^e  ^ 
der  Heeresdienstpflicbtigen 
aus  dem  aktiven  Dienste 
69  ff. ;  als  gerichtliche 
Strafe  533  f.,  5.>6,  604;  als 
Disziplinarstrafe  630  ff, 
644;  im  ehrenrätlichen  Ver- 
fahren 639,  650. 

Entiassungsverfahren  (ad- 
ministratives) zur  Wah- 
rung der  Offiziersstandes- 
ehre  637. 

Entlolinung  der  Militärsträf- 
linge 373. 

Entschädigungsansprüehey 
Geltendmachung  gegen 
Heerespersonen  469, 492  f. ; 
gegen  das  Militärärar  469, 
493  ff.;  Behandlung  im 
Mi]itärstrafyerfahren596  f. ; 
Behandlung  im  Disziplinar- 
Strafverfahren  618,  629. 

Entscheidung  über  die  Mili- 
tärdienstpflicht 51  f. 

Entscheidungen,  als  Akte 
der  Militärverwaltung  15  f. 

Entziehung  des  Frühstückes, 
von  Nebengenüssen  und 
Begünstigungen,  der  Ar- 
beitsprämien gegen  Mili- 
tärgefangene 374 ;  der 
Truppe  bei  Gelegenheit 
eines  Gefechtes  565;  der 
Fahne  628. 

Equipagenmeisterschulen 
der  Pionierbataillone  392. 

Equipierungsbeitrag  312. 

Erbverträge  der  Heeresper- 
sonen 144. 

Ergänzung  des  Heeres  5, 
47  ff.,  61  ff.;  sieh  Stellung. 

Ergänzungsbehörden,  zivile 
48;  militärische  48;  letz- 
tere fungieren  in  erster 
Inbtanz  als  Amt^stcllen  fUr 
die  Meldungen  der  nicht- 
aktiven Gagisten  73; 
Evidenzhaltungsgeschäft  e 
244 ;  Disziplinarstrafgewalt 
des  Kommandanten  der  mi- 
litärischen '^  624 ;  sieh  Stel- 
lungskommissionen, Über- 
Prüfungskommissionen. 

Ergänzungsbezirke,  Eintei- 
lung der  Monarchie  in«— 47. 

ErgänzungsbezirksbehSr- 
de,  der  Kommandant  der- 
selben ist  Mitglied  der 
Stelliingskummission  49; 
Kompetenz  desselben  zur 
Anordnung  der  ehrenrät- 
lichen Vorverhandlung  644. 

Ergänzungskomiiiandeii 
sind    militärische    Er^^än- 


zungsbehörden   erster  In- 
stanz 48. 

ErgäiizungdbezirksofOxier 
ist  Mitglie<l  der  Stellung^- 
kommission  49. 

Ergänzungskomniandant 
ist  in  Ungarn  Mitglied  der 
Stell ungskommissioD  49. 

ErgänzangsoflAzier  ist  in 
Ungarn  Mitglied  der  Stel- 
lungskommission  49. 

Ergäuzungssachensind  aus- 
geschlossen voQ  der  Kom- 
petenz des  Verwaltong«- 
gerichtshofes  280. 

Erkenntnisse  der  Mtlitär- 
Btrafgerichte  594 f.;  stand- 
rechtliche 607;  im  ehren- 
rätlichen Verfahren  639. 
649  f. ;  sieh  Beschlüsse,  Er- 
satzerkenntnisse. 

ErkenntnisTerfahren  der 
Militärstrafgerichte  594  ff. 

Erklärungen  (letztwillif e) 
der  Heerespersonen  143. 
145. 

Erlässe,  als  Akte  des  mili- 
tärischen Oberbefehles  15. 

ErlaubniserteilungeUy  als 
Akte  der  Militärverwal- 
tung 16. 

Ermächtigungsdelikte  577. 

Erpressung ,  Unterschied 
vom  Marodieren  562. 

Erprobung  der  Handfeuer- 
waffen beim  Heere  148. 

Ersatzabte] inng,  der  Ge- 
birgsbatterien  188. 

Ersatzausprächey  sieh  Ent- 
schädigungsansprüche. 

Ersatzbataillon^  Krsatzba* 
taillone  166,  168,  170. 

Ersatzbataillonskader  163, 
166,  168. 

Ersatzbataillonskade  r- 
kommandant,  Kompetenz 
desselben  zur  Anurdnuci? 
der  ehrenrätlichen  Vorver- 
handlung 644. 

Ersatzbatterien  164. 

Ersatzdepot  164,  179. 

Ersatsdepotkader  1(>4,  179, 
188. 

Ersatzerkenntnlsse  im  Stel- 
lungsverfahren 53:  g^gcn 
Heerespersonen  469, 49:f  f.; 
getreu  das  Militärärar  469, 
493  ff.;  im  Militiirstrafver- 
fahren  596  f.;  im  Diszipli- 
narstrafverfahren 6 IS,  629. 

Ersatzeskadron  164,  169. 

Ersatzhalbeskadron  der  un- 
garischen Landsturmhusa- 
ren  170. 
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Ersatzkader  164,  la9. 
Ersatzkonipagnie,   Ersatz- 

kompa^aien  16b,  169  f. 
Ersatxkompagnlekader 

164  ff. 
Ersatsleistangcii  heim  Re- 

krutenkontinf^ont  155, 157. 
Ersatzpllicht  der  Mitj^lieder 

der  StelliingskounniBsionen 

53, 63 ;  der  Üeerespersonen 

492  f.;     des    Milit&rärars 

493  ff.;  der  Deserteure  583. 
Ersatcreserre,     Ersatasre- 

serveDy  Überweisung  in  die 
-^  52;  Führung  der  aus- 
geweihten Priester  in  der 
Evidenz  der  --^81;  frühere 
Gestaltung89;  Bewilligung 
derselben  154  ff. 

ErsatzreserTepflIcbt  79  ff.; 
frühere  Gestaltung  89  f. 

Ersatzreserylsten,  Verhält- 
nis der  noch  uneingereihten 
-^  61 ;  Dienstpflicht  der  '^ 
79  ff.;  Einjährig-Freiwil- 
ligendienst  derselben  105  f.; 
ausnahmsweise  Heranzie- 
hung zum  aktiven  Dienste 
79,  155,  163;  Gehung  der 
Uilitärjurisdiktton  512  f.; 
Vergehen  der  Selbstbeschä- 
digung  nach  dem  Wehr- 
gesetze bei  noch  uneinge- 
reihten ^-  554;  Geltung 
des  Disztplinarstrafrechtes 
622. 

Ersatztrnppen  225. 

Ersativerfahren  bei  gesetz- 
widrigen Assentierungen 
53;  gegen  Heerespersonen 
469,  492  f. ;  gegen  das  Mili- 
türärar  493  ff.;  im  MilitUr- 
strafprozeß  596  f. ;  bei  Dis- 
ziplinardelikten   6i8,  629. 

Erscheinen  (nn gerechtfer- 
tigtes yerspätetes)  bei 
der  Stellung  oder  Über- 
prüfung 54. 

Erschleichnng  von  Begün- 
stigungen in  der  Erfüllung 
derMilttärdienstpflichtHs  f.; 
der  Begünstigung  des  Ein- 
jährig-Preiwillif^endienstes 
106. 

Erschwernngsgrilnde  539. 

Ersitzung,    EinÜuß    des 
Kriegsdienstes  und  der  iMo- 
bilisierung  auf  die  ^-  145, 
227;  heimatrechtliche  146. 

Erwerhsbesehüftigongen, 
nicht   standesgemälje    der 
nichtiiktiven  Otfiziere  103, 
631;    private   der  Heeres- 
personen 133. 


Erwerbstener,  Befreiung 
der  Heerespersonen  in  Un- 
garn 134. 

Erziehungsanstalten  (Mili- 
tär- )y  sieh  Bildungsan- 
stalten (Militär-),  Erzie- 
hungshäuser, Erziehungs- 
institute (Militär-),  Wai- 
senhäuser, Zöglinge. 

Erziehnngsbeitrfige      der 
Waisen      von      Gagisten 
444 ff.;    der  Waisen    von 
Unteroffizieren  und  Mann- 
Bchaftspersonen  452  ff. 

Erziehnngshäuser^sieh  Wai- 
sen- und  -*-. 

Eriieknngsinatitut.  Erzie- 
hnngsinstitnte)  Organisa- 
tion des  k.  u.  k.  Erziehungs- 
institutes für  verwaiste 
Offizierssöhne  512;  Erzie- 
hungsinstitute (Militär-)  zur 
Au&ahme  von  Kindern 
der  Gagisten  448  ff.;  Er- 
ziehungsinstitttte  für  Sol- 
datenmädchen 454  f. 

Eskadre  223,  393,  505,  558, 
580,  607,  642. 

Eskadrekommandant)  ge- 
richtsherrliche Rechte  des- 
selben 580. 

Eskadrekonimnndo,  Kom- 
petenz desselben  zur  An- 
ordnung der  ehrenrätlichen 
Vorverhandlung  645. 

Esseg,  Ergänzungsbehürden 
48. 

Etappenbereich  227,  307. 

Etappendienst  227. 

Etappengerichte  504. 

Etappenkommanden  227. 

Etappeallnien  227. 

Etappenlinienkommanden 
227. 

Etappenmagazine  304. 

Etappenpostämter  335. 

Etappentralnzüge  180. 

Etappentrnppen  227. 

EtappenTerpflegnng  301  f. 

EtappenTerpflegstrains304. 

Evidenz  der  Ersatzreservc 
81;  Verhältnis  in  der 
Evidenz  der  Landwehr  120; 
Verhältnis  in  der  Evidenz 
der  Landwehr  mit  der  Be- 
stimmnnic  zum  Landsturm- 
dienste 120;  sieh  Ersatz- 
reserve, Priester  (ausge- 
weihte). 

Evidenzbareaux  des  Gene- 
ralstabes 185,  406. 

Evidenzhaltung  der  Stel- 
lungspfiichtigen  50, 63;  der 
LandsturmpHichtii^en     63, 


245;  der  Militärpersonen 
238,  244 f.;  der  militäri- 
schen Stiftungen  465. 

Evidenzhaltungen  zur  Ver- 
zeichnung der  zertifikatbc* 
rechtigten  Unterolfiziere 
436. 

Evidenzhaltangsk  ommis- 
slonen     verzeichnen     die 
Zertifikat  berechtigten   Un- 
teroffiziere 436. 

EvidenzTerfahren  bei  der 
Pferdekonskription  280  f. 

EvidenzTorschriften  be- 
treffend die  Personen  des 
Mannsohaftsstandes  38;  be- 
treffend die  in  eine  Rang- 
klasse eingeteilten,  in  der 
Reserve  (Seewehr)  befind« 
liehen  Personen  des  Heeres 
und  der  Kriegsmarine  38; 
betreffend  die  in  eine  Rang- 
klasse eingeteilteuGagisten 
der  nichtaktiven  Landwehr 
88. 

Exekution,  Beschränkungen 
derselben  gegenüber  Hee- 
respersonen 127;  Beschrän- 
kungen gegenüber  Heirats- 
kautionen 139 ;  Vollzug  ge- 
gen Heerespersonen  in  Zi- 
vilrechtssachen 500  ff. 

Exemtion  (klrchlichel  der 
Heerespersonen  375  f 

Exerzierplätze,  Erwerbung 
von  solchen  für  die  Heeres- 
verwaltung 322,  324. 

Exerzierreglement,  Exer- 
zierreglements 3,  14, 152  f. 

Exposituren  derLandsturm- 
bezirkskommanden  48 ;  der 
Montnr-  und  Sanitäts- 
materialfelddepots  272, 
352;  der  Landwehr-Mon- 
turfelddepots  274 ;  der  Me- 
dikamentenfelddepots  354. 

Expropriation,  sieh  Ent- 
eignung. 

F. 

Fabriken    (militärftrari- 

sche)  247. 
Faclibildnng  (militärische) 

399  ff 
Fachbiidnngsanstalten,  mi- 
litärische ;.88,  399  ff. ;    für 
höhere  Stellen  399  f.;  für 
technische  Wissenschaften 

400  f.;  für  den  Justizdienst 

401  f.;  für  den  administra- 
tiven Dienst  402;  für  Arz- 
neiwissenschaften 402  f.; 
ftlr  körperliche  Fertigkeiten 
403  f. 
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Facbknrse  für  Truppen- 
rechnungsflihreraspiranten 
402 ;  sieh  Fachbildungs- 
aDStalten  (militärische). 

Fachrechnangsabtellniii^ 
des  k.  k.  Ministeriums  für 
Landesverteidigung  473. 

Fachrechnungsdeparte- 
ment    des    Beicbskriegs- 
ministeriums  472. 

Fahne,  Kntzi  eh  ung  der  ^^  559 , 
628;  Nachsicht  davon  541  f. 

Fahneneid  65,  116,  521,  531. 

Fahnenverlnst^  sieh  Fahne 
(Entziehung  der  -^). 

Fahrkartenstener,  Begün- 
stigung der  Heerespersonen 
hinsichtlich  der  -^  136. 

Fahrlässigkeit,  Behandlung 
im  Militärstrafgesetzbuche 
526. 

Fahrlehrerlnstitnt,  MilitUr- 
reit-  und  —  (in  Schloßhof) 
404. 

Fabrradknrs  (MUlt&r-)  892. 

Fakultäten  des  apostolischen 
Feldvikars  375,  377;  medi- 
zinische--^ sind  berufen,  die 
Sinnesverwirrung  von  mili- 
tärischen Untersuchungsge- 
fangenen zu  beurteilen  587. 

Fallsttchtige,  Ausscheidung 
bei  der  Stellung  70. 

Familie  (reglerende),  die 
Mitglieder  derselben  unter- 
liegen der  gesetzlichen 
Wehrpflicht  40. 

Familien,  Mitglieder  der 
ehemals  reichsunmittel- 
baren, mediatisierten  deut- 
schen -^  unterliegen  der 
gesetzlichen  Wehrpflicht  40; 
Unterstützungspflicht  des 
Staates  gegenüber  den  -^ 
der  Mobilisierten  227,  417. 

Familienangehörige  (der 
Gagisten),  Bezüge  der- 
selben ;ü3f. 

Familienangehörige  (hln- 
terbliebene),  Versorgung 
derselben  417  f.;  sieh  Ver- 
sorgung. 

Familienerhalter,  Begün- 
stigungen bezüglich  der 
Wehr-  und  Militärdienst- 
pflicht 52,  54  f.,  83  ft'. 

FamiliengQter  (kaiserli- 
che), Beamte  derselben 
können  im  Kriege  in  ihren 
Anstellungen  belassen  wer- 
den 78  r. 

Familienhänpter,  Militär- 
taxpflicht derselben  in  Un- 
giirn  4^1. 


Famillenriicksichtent  Ent- 
hebung von  den  Waffen- 
übungen aus  ^  77;  zeit- 
liche Befreiung  aus  ^^ 
(früheres  Recht)  81 ;  Ersatz- 
reservepflicht der  aus  -^ 
Begünstigten  83  IT.;  zeitliche 
Befreiung  aus  -^  in  Bos- 
nien und  der  Herzegowina 
85;  Behandlung  derGesuche 
um  Begünstigungen  aus  ^ 
86  f.;  Militärtaxpflicht  der 
aus  ^   Begünstigten  480. 

FamilienTerhältnisse,  sieh 
Familienrücksichten. 

Fassungen  317  f. 

Fassnngsartikel  (ftrari- 
sehe)  bilden  keinen  Ge- 
genstand obligatorischer 
Kechtsgeschäfte  320. 

Fassungskomniando  318. 

Fasten,  als  Verschärfung  der 
gerichtlichen  Strafen  537; 
als  Verschärfung  der  Dis- 
ziplinarstrafen 628,  630. 

Fechtmeister  (Militär-)  184. 

Fechtlehrerknrs,  Militär- 
fecht-  und  Tumlehrerkurs 
404. 

Feigheit  64,  522,  533, 537  ff., 
606. 

Feldapotheken  der  Feld- 
spitäler 354. 

Feldarmee,  Bildung  dersel- 
ben 225;  sieh  Armee  im 
Felde. 

Feldarreste  367. 

Feldartillerie,  Formation 
164  f. 

FeldaQsrtlstnngsbeitrag 
134,  313,  315. 

Feldbäckereien  303. 

Feldbahnen(flüchtige),Bau 
derselben  341. 

Feldbatailionel63, 168, 170. 

Feldbatterien  (schmalspu- 
rige) 188. 

Feldeisenbahntransport- 
leitungen 340. 

Feldeskadronen  164,  169. 

Feldgendarmen,  Feldgen- 
darmerie, Ausbildung 
durch  die  Kavallerieregi- 
menter 164;  Formation 
ls7f.;  Verwendung  als 
Etappentruppen  227;  Funk- 
tion als  Militärwache  556  f. ; 
Pflichtverletzung  im  Wach- 
dienste 557. 

Feldgeräte,  Verwaltung  der- 
selben 275. 

Fehljfigrer  164. 

Fel^ägerbataillon      (bos- 


nisch •hene^wlai^rbf 

170. 
Feldkapellen  377,  »>'>. 
Fe]dkapUne375f.;  <h^\i  '• 

litärkapläne. 
Feldkaplanei  (Übersäte  > .  ~ 
Feldkompagnien       U**   '' 

168  tt\ 
Feldkonsistorialdlrektor 

171,  377;     steht  in    n^r- 

reich  nicht  unter   Miiir."- 

Jurisdiktion  511. 
Feldkonsistwriftiüelu'etlrtf 

171,  377;  stellen  in  Ost-r 

reich   nicht  unter  Miür  ..-• 

Jurisdiktion  511. 
Feldkonsistorinni  37^, 
Feldmarodenhiaser  3r>l. 
FeldmissionsfoniU  37<^. 
Feldpost,    Formation     l^-T 

Verwaltung  334  f. 
Feldpostamt,    früherem  iz^-- 

meinsaroes  334. 
Feldpostdienst  334  f. 
Feldpostexpositaren   »--' 
Feldpostleitnn^en  3^^^. 
Feldprediger       (eTanci*!!- 

sehe)  376. 
Feldrabbiuer  171.  3S1. 
Fei  dsanititsablei  Innren 

175. 
Feldsanitätsaniitalten,  K  • 

tegorien  .SöOff.;    AnstK-. 

der   freiwilligen    Sanit.!-* 

pflege  an  dicpelbei*  .i."»."»:. 
Feldsanititskomm  insion 

(permanente)  401. 
Feldsebftden,  Kompetenz  <i«'- 

ungarischen  Verwaltun^^- 

gerichtet  237;    V^rg-iito'': 

bei  WatTenübungeD  4'^i 
Feldsignalabteiluns«H  l^^ 
Feldsigoal dienst,  Trupp*  i 

schulen  ftlr  die  Aushildf.i  : 

im  —  392. 
Feldsignallehrknrse,     < 

Feldsignaldienst. 
Feldspitäler,  getichichtlJt ' 

Entwicklung 347  f.;  jr»»!:»' 

wärtige  Einrichtung:  S-*»<'  t. 

Feldapotheken     dersu*  !)•<•>- 

354. 
FeldspitAleroberdlreklioa« 

frühere  344. 
Feldspitftlersnbdirelit  ion 

frühere  344. 
Feldsuperior  171,380:  5t<M 

in    Österreich    nicht    nnt*r 

Militärjurisdiktion  511. 
Feldsuperiorate  376. 
Feldtelegraph,  VerwAltui./ 

desselben  335  ff. 
Feldtelegraph6nwe^eB«4i«*h 

Feldtelegraph. 
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Feldtelo^raphenabtellan* 

gen  166,  336. 
Feldtelegraphendlrektio- 

nen  166,  836. 

Feldtran^orthäDser  298. 

FeldverpfllegHan8talteii303. 

Feld  verpflegsmagacine  303. 

Feldvikar  (apostolischer) 
171, 375  ff.;  steht  in  Öster- 
reich nicht  unter  Militär- 
jurisdiktion 511. 

Feldvikariat  (selbständi- 
ges) :i75. 

Feldwache,  Feldwachen 
205,  547;  sieh  Vedette, 
Vedetten. 

Feidwebelsehnlen  892. 

FeldKeugsabieilnngen  182, 
189. 

Feldzengsamt)frtlhere8270  f. 

Feldzengskolonnen  165. 

Feldzengskompagalen  165, 
1^2. 

Feldzogsjahre,  Anrechnung 
derselben  fiir  die  Pension 
422. 

Feldzalage  313. 

Fesselnng,  als  Disziplinar- 
strafe ^egen  MilitUrgefan- 
jjene  374;  sieh  Anbinden, 
Anhaltung,  Eisen. 

FeststellungSTerfahren.  als 
Voranssetzung  des  Aus- 
trittes ans  dem  Heere  wegen 
unbehebbarer  Untauglich- 
keit70 ;  A  osscheidung  nicht 
transportfähiger  Untaugli- 
cher ohne  -*'  70;  ein  solches 
i8t  nicht  notwendig  bei  der 
Enteignung  ilir  Festnngs- 
bnuten  191 ;  sieh  Dienst- 
untauglichkeit, Superarbi- 
trierung. 

Festungen  150,  189  fr;  An- 
stellung voü  Feldgeist- 
lichen lur  dicHelben  171; 
Einräumung  von  Be- 
nutzungsrechten 330;  Er- 
richtung von  Festungs- 
spitiilem  in  ausgerüsteten 
-^  3.V2;  Medikamentenan- 
stalten 354;  freiwillige  Sa- 
nitiitbpflege  356;  Errich- 
tung von  Garniso nsarresten 
367 ;  Militärstrafgerichte  in 
ausgerüsteten  -^  504. 

Festungsartillerie^  Forma- 
tion 165. 

FestuogsartilleriebatBli- 
lone  (selbständige)  165. 

Festungsartilleriedirek* 
toren  221. 

Festangsartillerieregri- 
menter  165. 


Festungschefarzt  844. 
Festangsdienst   (innerer)^ 

Regelung  desselben  1 94  ff. 

Festangsintendanzen  177, 
473. 

Festangslsassen  471. 

Festungskominandanty  Wir- 
kungskreis 194  f. 

Festungskommanden  221. 

FestungsmanÖTer  195. 

FeBtnngsrayon  16,  191  ff. 

Festüngsrajronsbesehrftn- 
kungen^  Kompetenz  der 
Parlamente  17  f.;  Umfang 
190  ff.;  Entschädigungs- 
ansprüche 193;  juristischer 
Charakter  195,  269;  Kritik 
201t. 

Festangsrayonswesen,  sieh 
Festungsrayonsbeschrän- 
kungen. 

Festangsreglement  14,  194, 
202. 

Festnngsspit&ler  352. 

Festangsstab  197. 

Festnngstelegraphenabtei- 
langen  166. 

FestongsTerpflegsmaga- 
zine  803. 

Feaer,  Vorschriften  über  den 
Gebrauch  von  -^  in  ärari- 
schen Objekten  und  auf 
Kriegsschiffen  566  f. 

Feaergewehrfabrikyfrübere 
271. 

Feaerwerksmeistereien^ 
frühere  271. 

Fenersbriinste,  Eingreifen 
des  Militärs  bei  Feuers- 
brtinsten  209  f. 

FenerlCschordnang  der 
Truppen  in  Festungen  195; 
Feststellung    im    Einver- 
nehmen mit  der  politischen 
oder  Ortsbehörde  210. 

Feaerwerkskörper,  Ab- 
brennen in  Festungen  195. 

Feaerwerksmeisterkars 
401. 

Filialbettenmagazine    275. 

Filialen  der  Landsturmzeug- 
häuser in  Tirol  und  Vorarl- 
berg 272;  der  Militärbau- 
abteilungen 323;  der  Gar- 
nisonsspitälcr  348. 

Filialreserveverpflegs- 
magazine  304. 

Filialtransporthftaser  29^. 
Filiaiverpflegsmagazine  303. 

Finanidirektion  (in  Agram) 
236. 

Finanzdirektionen  (in  Un- 
garn), Einflußnahme  in 
Schankregalsachen      310 ; 


srhmid,  D.'(9  Uetfcesreeht  der  Ö8terr.-uog.  Monarchie. 


Bemessung     der    Militär- 
taxen 486. 

Finanzlandesbehdrden  sind 
\  ertreten  in  den  Untersttit- 
zungskommissionen462;  wir- 
ken mit  bei  der  Revision  der 
Militärtaxbemessungen  485. 

Finanzminister,  Mitwirkung 
bei  Auflassung  von  Ka- 
sernen 2^8;  Einflußnahme 
in  Schankregalsachen  (in 
Ungarn)  310 ;  Einfiaßnahme 
in  Militärtaxsachen  und  aut 
die  MilitärUxfonds  487  ff. 

Flnansprokaratnren, 
Rechtsberatung  derHeeres- 
behörden  durch  die  ^  139, 
236 ;  Mitwirkung  bei  Liefe- 
rungsverhandlongen  805; 
Eintreibung  der  Militär- 
taxen durch  die  ^  4>:<8. 

FiniuizBtrafi»achen  125,618f.; 
sieh  Gefällsstrafsachen. 

FinanzTerwaltang  des 
Heeres  468  ff. 

Finanzrerwaltangsge- 
richt  (angarisches)  237. 

Finanzwache,  rechtlicher 
Konnex  mit  dem  Heere  36; 
frühere  Befreiung  von  der 
Wehrpflicht  40;  Verfas- 
sungs-  nndDienstvorschrift 
40;  Landsturmpflicht  91; 
Verwendung  beim  Land- 
sturme 170;  Disziplinar- 
behandlung in  Militärheil- 
an&talten  623 ;  zulässige 
Disziplinarstrafen  628. 

Fiamaner  Kompagnie  der 
ungarischen  Landwehr  169. 

Flame^  Behandlung  bei  der 
Verteilung  des  Rekruten- 
kontingents 157;  Kom- 
petenz des  ungarischen 
Verwaltungsgerichtes  in 
Heeressachen  237. 

Flaggenaaditor  172. 

Flaggeneid  521. 

Flaggengerichte  504  t. 

Fiaggenstab  174,  221. 

Fleischregiedirektion;  frü- 
here 299. 

Flotte,  Formation  167  f.;  Ab- 
teilungen der  ^  223;  Flot- 
tenbefehlshaber 223;  Flag- 
gengericht'* der  '^  505 ;  ge- 
richtsherrliche Rechte  des 
Kommandanten  der  -^580. 

Flotteubefehlshaber  (ober- 
ster), Flottenkomman- 
dant erhält  einen  Auditor 
beigegeben  172;  Stellung 
desselben  223;  gerichts- 
herrliche Rechte  580. 

43 
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Fliichtig^e,  Verfahren  gegen 
^  605. 

FlufischilTe  167. 

Flüfi-  nndSeeschiffahrtsak- 
tiengesellschaft  (ungari- 
sche)^  Verpflichtungen  fUr 
die  Heeresverwaltung  342. 

Förster  der  Militärakademie 
in  Wiener-Neustadt  183. 

Fonds  zur  Bestreitung  der 
Kosten  der  außerordent- 
lichen Maßregeln  gegen 
Stellungsflüchtlinge  61. 

Fonds  (militärische)^  par- 
lamentarische KontroUel? ; 
in  Verwaltung  der  Zentral- 
stellen 475;  in  Verwaltung 
der  Truppenkörper  475. 

Fonds  (Ölfentliolie),  Beamte 
derselben  können  im  Kriege 
in  ihren  Anstellungen  be- 
lassen werden  78  f. 

Formation  (des  Heeres)^ 
allgemeine  Bemerkungen 
über  die  -^  150;  gesetz- 
liche Bestimmungen  über 
die  -^  151  flf.;  Grundztige 
der  gegen  w artigen-^  163ff. ; 
für  den  Gebirgskrieg  188  f. 

Fortskommanden  221. 

Frankreich,  größere  Kom- 
petenz der  Gesetzgebung 
in  Heeressachen  11;  mili- 
tärische Schulübungen  2:j9  ; 
Anfänge  der  Heeresversor- 
gung (Hotel  des  Invalides, 
Caisse  des  Invalides)  416; 
HaltungderBank  iniKriege 
1870/71  491;  Militärge- 
richtsbarkeit 516, 

Franenhilfsvereine  (pa- 
tHotische)  :^57,  361  fl\ 

Fregatten  167. 

Freiheit,  rechtswidrige  An- 
griflfe  der  Vorgesetzten  auf 
diO'-^florUntergeb('nen568. 

Freiheitsstrafen,  Vollzie- 
hung der  durch  bürgerliche 
Behörden  gegen  aktive  Hee- 
respersonen  verhängten  '^ 
126;  Vollziehung  der  durch 
Mil  itärbehörden  gegen  nicht- 
aktive Personen  verhäng- 
ten ---  870  f.;  gerichtliche 
533  ff.,  603;  disziplinare 
617,  62(5,  628  f.,  634;  sieh 
Kerkerst  rate,  Arre>t. 

Freiwiiligenkorps,  Gebüh- 
renfreiheit im  Mobilisie- 
rung» falle  135. 

Freizügigkeit  (iiiiiitHri- 
sche)  gilt  nicht  im  Stel- 
lungsverfahren 63. 

Friedensformation  des  Hee- 
res 150. 


Friedensgebühren  226, 
311  f.,  314. 

Friedhöfe  (MiHtär-)  385. 

Friedhofsordnnngen  385. 

Friedensleistnngen  11,  270. 

Friede  II  sprftsenzstftrke  151. 

Friedensrerpflegsarten, 

Friedensverpflegnng  226. 
299  ff. 

Fristen  in  Stellungssachen 
und  in  Strafsachen  des 
Wehrgesetzes  58  f.;  in 
Militärtax Sachen  487. 

Frttlijahrsinspizierang 
durch  den  Brigadier  66. 

Frühstück  der  Soldaten  317; 
Entziehung  desselben  als 
Disziplinarstrafe  gegen 
Militürgefangene  374. 

Funktionen  des  Militärs 
202  ff.;  historisch  über- 
kommene 212  ff. 

Fnnktionszulagen  312. 

Furcht,  Behandlung  im 
Militärstrafgesetzbuch  527. 

Fufiknechtbestallung  Kai- 
ser Max'*  II.  519. 

Futterportionen,  Verkauf 
derselben  ist  verboten  320. 

Futterportionengebtthr  . 
312. 

Futterportionenrelutnm, 
Einziehung  desselben  321. 

G. 

Gage  311,  313. 

Gagenwesen  310  ff. 

Gagisten,  Evidenzvorschrif- 
ten für  die  nichtaktiven  '-^ 
38 ;  Meldepflicht  der  nicht- 
aktiven --  73.  244;  Be- 
rechtigung und  Verpflich- 
tung der  letzteren  zum 
Tragen  der  Uniform  123 f.; 
Beförderung  der  nichtakti- 
ven -^  124;  Geldbezüge 
310  ff.;  Vollzug  der  Dis- 
ziplinararrest strafen  371, 
630;  Versorgung  419  fi'.; 
Disziplinarbehandlung  der 
nichtaktiven  '^  623. 

Gagisten(ohneRangklasse) 
stehen  zu  Kadettoffiziers- 
stellvertrctern  und  Scc- 
kadctten  im  Verhältnisse 
von  Niederen  121;  Wahl- 
recht 130;  gerichtliche 
Strafen  533 ff.;  Disziplinar- 
behaudlung  681  ff.;  Dis- 
ziplinarvorschrift für  (die 
Militärbeaniten  und)  die 
in  keine  llangklasse  ein- 
geteilten Gagisten  des 
k.  u.  k.  Heeres  632;  An- 
hang dazu  634. 


Gardegerichte  504. 
Gardekapitftne,     gerithr^. 
herrliche    Rechte     *\r.if  . 
ben  579;  Kompetenz  zur  A 
Ordnung  der  ehrenrat  WrU 
Vorverhandlung  64o. 
Garnison,  Einjährig- Frr*r' 
lige    haben     kein      U« 
mehr  zur  Wahl  der  -- 
107  f.;  Ort  der   ^  aU  «.^ 
richtsstand  der  H^en  ^j'-f- 
sonen  500. 
Garnfsonsapoth  eken  :^  '*  - 
Gamisonsarreste  367. .'  i' 
Gamisonsartillerie,  früK»-. 

271. 
GamisonshibllothekMi  41  i. 
Gamisonscheförzte  ^»^*'k 
Garnlsons^rerlchte  'j*c^( 
Garnfsottsmatrikelii  3^1 
Garnisonsorte  (gT6ß«nu 
Monographien      üb«^r     -W- 
hygienischen  Veriialtii'>- 
derselben  411. 
Garnisonsspitälery 
schichtliche     Entwickle  j 
346;    gegen wiirtig-i«     K  i 
richtitng  34«;   Apoth^^kr 
derselben  354. 
Garnisonstransportiiäa'^^r 

'298, 
Gamisonswachdien^t  2  -. 
Gebäude   (ftrari»ehe)    :<>  ' 
in  Bosnien  und  drr  Ht>  .^ 
gowina  von   der  Zwai.j- 
Vollstreckung     aae^em  < 
men  50M. 
Gebäode  (militärische  nvi> 
militärisch    besetzte ). 
Amtshandlungen  der  /iv  • 
behörden  in   solchen    U 
500,    5KI;     ^undbürh" 
liehe    BchandlunfT    477  ' . 
Todfallsaufnahme  in   «fi-u- 
selben  501;  das  iu   .««olri:- 
Gebäuden  angestellte  l'i- 
nerpersonal    unt*'rlii'*rt   . 
Ungarn  der  Mili  tiir«? »^r  »t- ;  *  ^ 
barkeit  515;  siehKa«*-nM 
Landwehrgebaude 
Gebietshoheit  bei  FeMTim. 

190. 
Gebirgsbäckereien  '-<*  •  \ 
Gebirgsbatterien   1>^  t 
GebirgsbatteriedlYi.Hion 

188. 
Gebirgsbrigaden  1>*'J 
Gebirgsdivislonsmoni* 

tionnparks  18^  f. 
Geblrgsdi  visionstra  in- 

parks  189. 
Gebirgskrieg,    Au>«rii^t ;  . 
für  denselben  150,  1^'j. 
Formationen  filr  deu^  .  , 
lys  f. 
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Gebir^munltioiiBreldde- 
pots  188  t'. 

Gebirggtelegraphenabtei- 
lungen  189,  336. 

Gebir^trainegkadronen 
179,  189. 

GebirgSTerpflegskolonnen 
305. 

Gebote^  als  Akte  der  Mili- 
tärverwaltung 16. 

Gebühren,  Entziehung  der 
'^  als  Disziplinarstraie  626. 

Gebflhrenbefk'eiaiig,  Ge- 
babrenfreiheitderHeeres- 
personen  135;  des  Vor- 
spanns 333. 

GebfihrenTorgchriften  67, 
311. 

Gebtihrenwesen  11,  298  ff. 

GefäUsstrafsachen  126» 
618  f.;  sieh  Finanzstraf- 
suchen. 

Gemilsstrafgerichte,  Voll- 
ziehung der  von  denselben 
gegen  Heerespersonen  ge- 
fällten Urteile  126,370,618. 

Gemhrdunt^  der  Sicherheit 
der  Armee;  einer  Abteilung 
derselben  oder  eines  festen 
Platzes  (der  Kriegsmacht, 
der  Streitkräfte)  64, 564  f.; 
von  Ärarialgut  566  f :  der 
Oftizieisstundesehre  650. 

GefängnisHe,  Gefangenhäa- 
ser  (Militär-),  Spitäler 
der  ^  348;  Verwaltung 
der  --  366  ff.;  das  Auf- 
sichtspersonal  der  -^  steht 
unter  Militärjurisdiktion 
511;  liiieh  Profosen. 

Gefangene  (Militär-)^  Be- 
handlung in  den  Militär- 
getängnissen  371  ff.;  ste- 
hen unter  miiitärgeistli- 
cher  Jurisdiktion  384;  ste- 
hen in  Ungarn  unter  Mili- 
tärjurisdiktion 515;  bege- 
hen durch  Entweichung 
keine  Desertion  549;  die 
Begnadigung  politischer 
Gefangenen  ist  dem  Kaiser 
vorbehalten  603;  Diszipli- 
narbestrafung 634. 

Gefechtstrain  179. 

Gehör  (rechtliches)  577. 

Gehorsamspflicht  (militä- 
rische), als  Inhalt  der 
aktiven  Dienstpflicht  64  ff. 

Geiseln  stehen  unter  militär- 
geistliclier  Jurisdiktion 
226,  384;  unterstehen  den 
Flaggengerichten  505;  ste- 
hen unter  Militärjurisdik- 


tion 504, 513,  515;  Diszipli- 
narbestrafung 623,  627. 

Geisteskranke,  Ausscheiden 
derselben  aus  dem  Heere 
ohne  Feststellungsverfah- 
ren 70;  Versorgung  geistes- 
kranker Gagisten  430  f ; 
Versorgung  geisteskranker 
Unteroffiziere  und  Mann- 
schaflspersonen  439;  Ver- 
sorgung der  geisteskran- 
ken Angehörigen  von  Ga- 
gisten 450 ;  Versorgung  der 
geisteskranken  Angehöri- 
gen von  Unteroffizieren  und 
Mannschaftspersonen  455  f. 

Geistliche,  Ausschließung 
derselben  von  der  Zeugen- 
schaft im  Militärstrafver- 
fahren 588;  sieh  Militär- 
geistliche,Marinegeistliche. 

Geldgebtthren  der  Heeres- 
personen 310  ff.,  320  f. 

Geldbezilge,  sieh  Geldge- 
bühren. 

Geldstrafen  Wjcgen  Über- 
tretung der  Wehr  Vor- 
schriften 59;  gerichtliche 
Ö3Ö  f.,  60 1 ;  disziplinare  6 1 7, 
627;  sieh  Ordnungsstrafen 
(administrative). 

Geldverpflegniig302,  310ff. 

Geleite  (freies)  605. 

Geltungsbereich  desMilitär- 
strafgesetzbuches  523  ff. 

Gemeindeausschafi^  Be- 
freiung der  Hee  respersonen 
von  der  Verpflichtung  die- 
ses Amt  zu  bekleiden  132. 

Gemeindebesoldungs- 
sl euer,     Befreiung      der 
Heerespersonen    von   der- 
selben in  Österreich   134. 

Gemeindegesetz,  Bestim- 
mungen des  provisorischen 
Gemeindegesetzes  von  1849 
Über  das  Heiraatsrecht  der 
Heerespersonen  145f.  ;keine 
Bestimmungen  hierüber  im 
Genieindegesetz  von  1859. 

Gemeinden,  Mitwirkung  bei 
Abfassung  der  Stellungs- 
listen 50,  63;  Beamte  der 
mit  der  politischen  Ge- 
schäftijriihrung  betrauten 
-^  können  im  Kriege  in 
ihren  Anstellungen  belas- 
sen wenlen  78  f.;  Ver- 
pflichtung der  -^  zur  Ab- 
fassung der  Landsturm- 
rollen (Landsturmli8ten)91 ; 
haben  keine  obrigkeitliche 
Gewalt  gegen  Heeresper- 
sonen in  Sachen  des  Militär- 


dienstes 146  f.,  sieh  Ge- 
meindeorgane, Gemeinde- 
vorsteher. 

Gemeindeorgane,  Mitwir- 
kung derselben  bei  der  mili- 
tärischen Evidenzhaltung 
245. 

Gemeindeschiefi8tände241 . 

Gemeindevertretungen  ent- 
senden in  Österreich  Mit- 
glieder in  die  Stellungskom- 
missionen 49. 

Gemeindererwaltungs* 
lehrknrse  458. 

Gemeindevizenotäre,  Be- 
handlung im  Pralle  der  Ein- 
berufung 458. 

Gemeinde  vorstand,  Befrei- 
ung der  Heerespersonen 
von  der  Verpflichtung  die- 
ses Amt  zu  bekleiden  132. 

Gemeindevorsteher,  Haf- 
tung desselben  inStellungs- 
sachen  50 ;  ist  Amtsstelle  für 
die  Meldungen  der  nichtak- 
tiven Mannschaftspersonen 
72  f. ;  sieh  Gemeindeorgane. 

Gemeindewahlrecht  der 
Heerespersonen  128  f. 

Gendarmen,  Funktion  als 
Wache  547;  sieh  Gendar- 
merie, Gendarmeriekorps, 
Feldgendarmen,  Feldgen- 
darmerie. 

Gendarmerie,  Gendarme- 
riekorps, Geschichte  32  f. ; 
Konnex  mit  dem  Heere 
33  f.;  bosnisch-herzego- 
winisches  Gendarmerie- 
korps 34;  Enthebung  vom 
Erscheinen  bei  derKontroll- 
versammlung  (beim  Haupt- 
rapport) 74 ;  Enthebung  von 
den  Waffenilbungen  76; 
Landsturmpflicht  91  f.;  Vor- 
wendung beim  Landsturm 
170;  Verwendung  zur  Be- 
w^achung  des  Seearsenales 
205. 

Generalartillerieinspektor 
224. 

Generalbaningenieur  322. 

Generale  bilden  eine  8taii- 
desgruppc  120;  zugeteilte 
-^  220;  Disziplinarbehand- 
lung im  Felde  628;  ehren- 
rätliche  Behandlung  C3S, 
642  f.,  645. 

Generaletappenkommando 
188,  223,  227, 334  f.,  339  f., 
504. 

Generalfeldpostdirektion 
334. 

Generalinspektion    (der 
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österreichischen  Eisen- 
bahiieii)^  Vertretung  der- 
selbeD  in  den  MilitäreiBcn- 
bahnbehörden  840. 

Oeneralinspektion  (ungra* 
rische  für  Eisenbahnen 
und  ScbifTahrt))  Vertre- 
tung derselben  in  den  Mili- 
täreisenbahnbehörden 340. 

General  genieinspeictor  186, 
224,  322. 

Generalinspektor  des  Land- 
heeres 219;  des  Militär- 
erziehungs-  und  Bildungs- 
wesens 234;  der  freiwil- 
ligen Sanitätspflege  862. 

GenerallnTalidensystem 
416. 

GeneralkaTallerieinspek- 
tor  224. 

Generalkommanden  282. 

Generalkriegsgericht  Gu- 
stav Adolfs  636. 

GeneralkriegHkasse  470. 

Generalkriegskommis- 
sariat  470. 

Generalpardon  540,  552. 

Generalpionierinspektor 
224. 

Generalquartieniieister- 
korps  406. 

Generalrechniingsdirek- 
torlnm  470. 

Generalrechnungsinspek- 
tion der  Armee  470. 

Generalstab,  Generalstabs- 
korpSy  Hciratsbe willigung 
flir  Uberöftiziere  im  -*- 138; 
Formation  184 fF.;  Bureaux 
-^  185,  405  f.;  Einfluli  auf 
die  Mobilisierung  225;  ge- 
schichtliche Entwicklung 
406;  sieh  Chef  (des  Gene- 
ralstahes). 

Generalstabschefs  der  höhe- 
ren Kommanden  186. 

Generalstabsdienst 
(eigentlicher)  185. 

Generalstabshilfsdienst 
185  f. 

General  Stabsschulen  387. 

Generalsversammlung  642. 

Geiieraltraininspektor  224. 

Generaltrnppeninspek- 
toren  224. 

Generalvikariat  375. 

Geniedirektionen  322;  die 
technischen  Beamten  der- 
selben  stehen  in  Osterreich 
unter  Militärjurisdiktion 
511;  das  technische  Hilfs- 
personal derselben  steht 
in  (isterreich  nicht  unter 
MilitUrjurisdiktion  511. 


Geniedirektoren  322. 

Geniekorps  165. 

Geniekurs  (höherer)  400. 

Geniestab  186  f 

Gerichte,  sieh  Militärstraf- 
gerichte, Marinegericht, 
Landwehrgerichte,  Zivil- 
strafgerichte, Gefallsstraf- 
gerichte. 

Gerichtsbarkeit  (bürger- 
liche gegen  Heeresper* 
sonen),  sieh  Zixilgerichts- 
barkeit. 

G«richtsherrlichkeit,  Ge- 
richtsherm^  Recht  der 
Gerichtsherrn  zur  Straf- 
mildening  und  Begna- 
digung 541  f.,  602;  Verant- 
wortlichkeit derselben  we- 
fen  Nichtbestrafung  des 
weikampfes  572;  Inhalt 
des  Institutes  der  Gerichts- 
herrlichkelt  578  ff. ;  Befug- 
nisse der  Gerichtsherrn  im 
Militärstrafverfahren583ft., 
596;  Becht  derselben  zur 
Bestätigung  der  Urteile  im 
ehrenratlichen  Verfahren 
637;  Kritik  609. 

Gerichtsstand  (derH  eeres- 
personen)  in  Zivilrechts- 
sachen 500. 

GericfatsyerfasBungderMili- 
tärstrafgerichte  503  ff. 

GerichtsTorstandy  Funk- 
tionen 507  f, 

Gerichtszengen.  Befreiung, 
bezw.  Ausschließung  der 
Heerespersonen  von  diesem 
Amte  132;  Beiziehung  im 
Untersuchungsverfahren 
585  f. 

Geschäftsordnungen      der 
Heeres  V  erwaltungsbehör- 
den  235. 

Geschäftsreisen,  als  Ent- 
hebungsgrund bezüglich 
der  Verpflichtung  zum  Er- 
scheinen bei  der  Kontroll- 
versammlung  (beim  Haupt- 
rapport)7r);  alsEnthebungs- 
grund  bezüglich  der  Ver- 
pflichtung zur  Teilnahme 
an  den  W  affenübuugen  77. 

Geschtttzinspektionen, 
Funktion  als  Wache  205, 
547. 

Geschworenenamty  Befrei- 
ung dcrUcerespersonen  von 
demselben  132. 

Gesellschaft  (österreichi- 
sche) vom  Roten  Kreuze 
3ö7,  360  ff.;  vom  Weißen 
Kreuze  357,  364. 


Geselisehaften  (^iief»c*|, 
Revers  über  die  Nlr^Jt- 
beteiligung  an  solchen  Wl 

Gesetzblätter,  Gesetz-  nntl 
VerordnungsbL-itter  25. 

Gesetze  (formell«)  auf  dt^u 
Gebiete  der  MilitKrverwa!- 
tung  15;  Beschlüsse  d€*r  1  »••- 
legationen  sind  keine  -^  1  : 
zum  Zwecke  der  VerwtT.- 
düng  der  Landwehr-  iintl 
Landsturm truppeu  2o^  t. 

Gesetze  (materiellely  die 
Delegationen  sind  cur  Er- 
lassung von  solchen  nioiif 
kompetent  18. 

Geständnis  als  Beweismittel 
im  Militarstrafverfahr<*n 
591  f. 

Gestttte  277. 

Gesttttsbranche,  Miltturab- 
teilungen  der  -^  35;  Wir- 
wenpensionen  444 ;  hat 
keine  eigenen  $atzun;:«'t 
mehr  522. 

Gesondheitspolixel  (Mili* 
tär-)  in  Festungen  U^C«. 

Gesundheitswesen  fMllI* 
tär-)  342  ff. 

Gewerbeinspektion,  Kiti- 
fluß  auf  die  Wehrhaüii:- 
keit  der  Bevölkerung  'S^^. 

Gewerbeschulen,  die  AU^ul- 
venten  der  mechanisch- 
technischen  Abteilung  *ler- 
selben  haben  Anspructi  auf 
den  Einjährig-Frei  will  i;r*Mj- 
dienst  in  der  Kriegamnrin*^ 
103. 

Gewerbetreibende,  eine  tV- 
ste  Stellung  als  Ciewerl»e- 
treibender  im  Atudaiidr 
bildet  einen  Grund  zur  Krt- 
hebung  von  den  Waflfen 
tlbungen  77. 

Gewehr-  und  Jagdateuer« 
Befreiung  der  Hetue»p«?r- 
sonen  von  derselben  m 
Ungarn  136;  Vollzieh iiui: 
der  strafgerichtlicheo  t  r- 
teile  in  Sachen  der  -*-gre;!>»t. 
Heerespersouen  371. 

Gewinnsucht,  Vergehen  :in- 
'^    sind    regelmäßig    von 
der   disziplinaren    H^«»trn 
fung  nusgf'scblossen  *»lii  f. 

Gewohnheitsrecht,    Bi»ü«*tj 
tung    desselben    ftir    «Ijr 
Heeresreclit    21  f.:      Au>- 
schhiü    aus   dem    Mtlit.tr> 
Strafgesetzbuch  520  f. 

Gliedernng  des  Heere«  141^  tf 

Gnadengaben  fiir  Gagist «.-l 
420;<llrGugisU*nwitweu44l . 
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Gnadeogehalte  für  Gagisten 
420, 

Gnadenpensionen,  als  älte- 
ste Form  der  Heeresversor- 
gung ilo. 

Gratlsl»hBung  314. 

Grenadiere  1(54. 

Grenzen   des    niilitäriseben 

.    Gehorsams  64  f. 

GreniYerteidignn^,  Institut 
der  —  2,  6 

Grenzgebiete^  Entmilitari- 
sierung  7;  sieh  Grenaver- 
teidigungf  Militärgrenze. 

Grofibritiuuiien  nnd  Ir- 
land, Kompetenz  in  Heeres- 
saehen  11;  sieh  England. 

Grofikaplan  375. 

GrondbÜGlier  fiir  die  militä- 
rische ätandesftihrung  244. 

Grandreehte  (des  dent- 
sclien  Yollces),  Bestim- 
mungen derselben  über  die 
Militärgerichtsbar Iteit  497. 

Gathabangea  auf  das  Re- 
kriitenkontingent  157. 

Güter,  Beamte  der  kaiser- 
lichen Privat-,  Familien- 
und  AvitikalgUter  kOnnen 
im  Kriege  in  ihren  Anstel- 
lungen   belassen    werden 


78  f. 


u. 


Häftlinge  sind  zur  Nach- 
stellung verpflichtet  46; 
sieh  Gefangene  (Militär-). 

Hafenadmiralat,  als  Korn* 
mandobehörde  220;  als 
Heeres  Verwaltungsbehörde 
233;  als  anweisende  Be- 
hörde 470 ;  Kompetenz  zur 
Anordnung  der  ehrenrät- 
lichen  Vorverhandlung  645. 

Hafendfenst,  Fahrzeuge  für 
den  ^  167. 

HafenwachtschilTe  199, 393. 

Haftung  (okonomisclie)  der 
Heerespersonen  492  f. 

H  al  sgerich  taordnnngfpein- 
liche)  MariaTheresias  520 ; 
.losefs  I.  577. 

Handel  (einhelm  Isolier), 
im  Interesse  des  einheimi- 
schen Handels  Tätige  ge- 
nießen Begünstigungen  bei 
Ertüllung  der  Stell ungs- 
ptiicht  62 ;  können  vom  Er- 
scheinen bei  den  Kontroll- 
vorsammlungen  (beim 
Hauptrapport)  enthoben 
werden  74;  können  von 
«len  WaffenUbnngen  ent- 
hoben werden  77. 


Handel  sministerien,  Ein- 
flußnahme auf  die  Liefe- 
rungen der  Kleingewerbe- 
treibenden 255. 

Handelsschiffe,  militärische 
Verfügung  darüber  337  ff., 
341  f. ;  sind  im  Militär- 
strafrecht  in  gewisser  Be- 
ziehung als  Inland  zu  be- 
trachten 523. 

Handelsverträge,  Bestim- 
mungen der  -^  über  die 
Auslieferung  von  Matrosen 
525. 

Handfeuerwaffen,  Erpro- 
bung derselben  beim  Heere 
148. 

Handgeld  314,  490. 

Handkanf  249. 

Handlungen  (dienstwidri- 
ge), Bestrafung  568. 

Handwerker  können  in  das 
Heer  ohne  Rücksicht  auf 
die  Körpergröße  aufge- 
nommen werden  109;  Ka- 
pitulationen derselben  111 ; 
Einreibung  derselben  in 
das  Heer  159;  Stellung 
zum  militärischen  Sub- 
missionswesen 250;  sieh 
Kleingewerbe. 

Hatibs,  Enthebung  von  der 
Stellungspflioht  in  Bosnien 
und  der  Herzegowina  46  f. 

Hanbitzbatteriedivisionen 
164  f. 

Hanptfeldpostlniter  334. 

Hanptmagazin  im  Seearse- 
nal 275. 

Hauptquartier,    Haupt- 
quartiere   3'i,    171,    176, 
18K,   223,    303,   335;  sieh 
Armeehauptquartier. 

Hanptrapport,  Verpflich- 
tung der  nichtaktiven 
Gagisten  zum  Erscheinen 
beim  ^  78  f.,  102;  Dis- 
ziplinarbestrafung wegen 
Übertretung  dieser  Ver- 
pflichtung und  wegen  der 
beim  -^  verübten  diszipli- 
naren Delikte  75,  622  f. 

Hanptscliiefistände  241. 

Hauptstellnng  50. 

Haupt  strafen,  gerichtliche 
536 ;  disziplinare  625  ff. 

Hauptverhandlnng,  fehlt  im 
Militärstrafverfahren    ö78. 

Hauptwaclie  205. 

Hauptzeugamt,  früheres  27 1 . 

Hausarrest  534. 

Hausarlillerie,  frühere  271. 

Hans-,  Hof-  und  Staats- 
arcliiv  413. 


Hanskommandant  329. 

Hanskommunionen ,  Be- 
handlung der  solchen  an- 
gehörigen  Wehrpflichtigen 
83. 

Hasardspiel,  Strafnachsicht 
bei  Offizieren  wegen  Ha- 
zardspieles  542. 

Heer  (k.  u.  k«,  gemein- 
sames) ,  geschichtliche 
Entwicklung  Iff.;  als  Be- 
standteil der  österreichisch- 
ungarischen Armee  27 ; 
Organisation  und  Gliede- 
rung 151  ff.;  militärische 
Leitung  218  ff. 

Heer  (stellendes),  Entwick- 
lung 2  f. ;  Einfluß  auf  die 
Ausbildung  der  Militärge- 
richtsbarkeit 496. 

Heer  (nngarisehes)  2  f.,  80. 

Heerbann,  alter  deutscher  1. 

Heeresanstalten  150  ff., 
wissenschaftliche  386 ;  sieh 
Anstalten. 

Heeresansstellnngen  415. 

Heeresergänanng,  sieh  Er* 
gänzung. 

Heereskörper  150. 

Heeresmnseen  415. 

Heerespersonen,  Einschrän- 
kungen des  Vereins-  und 
Versammlungsrechtes  der 
^^65;  militärische  Standes- 
Verhältnisse  1 1 7  ff. ;  Betriff 
118;  bürgerliche  Rechts« 
verhältnisse  124 ff.;  Straf- 
vollzug 366  ff. :  militärgeist« 
liehe  Jurisdiktion  384; 
Versorgung  und  Unter- 
stützung 415  ff.;  ökonomi- 
sche Haftung  492  f. ;  Ver- 
hältnis zur  Zivilgerichtb« 
barkeit  500  ff.;  Militär- 
jurisdiktion und  Bestrafung 
wegen  militärischer  De- 
likte 511  ö',,  521  ff.,  577  ff.; 
Bestrafung  wegen  gemei- 
ner Delikte  573  f. ;  Bestra- 
fung wegen  Polizei  Über- 
tretungen 573  f.,  617  ff.; 
Disziplinarbehandlung  we- 
gen militärischer  Diszipli- 
narUbertretungen  621  ff.; 
ehrenrätliche  Behandlung 
636  ff. 

Heeresreclit ,  literarische 
Behandlung  26  f.;  sieh 
Militär]  ustizrecht. 

Ueeresstatistik  406,  409  ff. 

Heeresverwaltung,  Begriff 
und  Akte  derselben  11, 
15  ff.;  Abgrenzung  gegen- 
über    dem     militärischen 
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Oberbefehl  22;  Personen 
im  Dienste  derselben,  aber 
in  keinem  militärischen  Ver- 
hältnisse 39,  117;  das  Recht 
zur  Ernennung  der  Offiziere 
ist  ein  Austluß  der  '-*- 
114;  Umgestaltnng  durch 
die  Mobilisierung  226; 
internationale  237  f. ;  ein- 
zelne Zweige  23öff.;  wirt- 
schaftliche 245  ff. ;  Agenden 
der  letzteren  270  ff. ;  Mili- 
tärjurisdiktion der  bei  der 
^*'  beschäftigten  Personen 
511  ff. 

HeereBTerwaltnngsbehör- 
den  228  ff. 

HeeresverwaltnnirBT^rfah- 
ren  235  fr. 

Heilan9talten(Militär-)349. 

Heimatsgesetx,  Bestimmun- 
gen über  das  Holmatsrecht 
der  Heerespersonen  146. 

Helmatsnovelle,  Einfluß  auf 
das  Heimatsrecht  der  Hee- 
respersonen 146. 

Heimatsberechtigung,  Hei« 
matsrecht,  Bedeutung  für 
das  Stellungsverfahren  63 ; 
der  Heerespersonen  145  f. ; 
ist  maßgebend  für  die 
Einreihung  der  Assen- 
tierten 159. 

Heimlichkeit  des  Militär- 
Strafverfahrens  578,  608. 

Heiratsbewilligung  für  Hee- 
respersonen 137  ff.,  573. 

Heiratsliantioiieii  der  Hee- 
respersonen 138  ff.,  365. 

Heiratsvorsclirifteii  f  ürHee- 
respersonen  137,  440,  445, 
4')0. 

Heizerscliulsehiir  393. 

Herrniinter,  militärgeist- 
liche Jurisdiktion  über  '-- 
385. 

Herzegowina,  sieh  Bosnien. 

Hilfeleistung  zur  Verletzung 
eidlicher  Militärdienst- 
pfiicht  66,  531,  569  f.,  606; 
zur  Selbstbeschädigung 
531;  zur  unerlaubten  Wer- 
bung 569,  606;  sieh  Mit- 
schuld. 

Hilfsämterpersonal  184. 

Hilfsgoseliscbaften(patrio- 
tische)  3t)0ff.,  466. 

Hilfsnotäre,  Behandlung  im 
Falle  der  Einberufung  458. 

HilfaperHonal  der  Heeres- 
behörden und  Heeresan- 
stalten 184;  des  Marinc- 
landbau  Wesens  (Diszipli- 
narbehandlung) 6:^4. 


Hilfsplatze  347,  350. 
Hilfererein  (patriotischer) 

in  Wien  3r)6;  niederöster- 
reichischer h61. 

HiifsTereiney  sieh  Hilfsge- 
sellschaften. 

Hilfswesen  (freies),  Ent- 
wicklung 417. 

Hintansetzung  der  Dienst- 
vorschriften im  allgemei- 
nen 64,  530;  der  Obsorge 
für  die  Erhaltung  der 
Truppe  565;  der  zur  För- 
derung des  Dienstes  vor- 
geschriebenen Pflichten 
565  f. 

Hinterbliebene  (der  Hee- 
respersonen), älteste  Für- 
sorge 416;  Weiterbildung 
des  Versorgungs  Wesens 
417;  sieh  Versorgung. 

Hinterland*  Durchführung 
der  Verpflegung  im  -^  306. 

Hocii8ciiüle(tierürztliclie)y 
sieh  Tierarzneiinstitut  (Mi- 
litär-). 

Hoclischulen^  Begünstigun- 
gen der  Studierenden, 
welche  den  Einjährig-Frei- 
willigendienst  ableisten  99. 

Hochsciiulen  (technisclie), 
Hörer  derselben,  welche 
sich  dem  Maschinenwesen 
widmen,  haben  Anspruch 
auf  Ableistung  des  Ein- 
jährig-Freiwilligendienstes 
in  der  Kriegsmarine  103. 

Hoehseetorpedoboote   167. 

HodJ^aSy  bleibende  Befreiung 
derselben  vom  Militär- 
dienste in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  83. 

H5chstkommandierender 
bestimmt  den  Umfang  der 
gerichtlichen  Befugnisse 
der  Etappengorichte  504; 
kann  Amnestie  anordnen 
542. 

Höciistkommandierender 
(zu  Lande),  unter  Umstän- 
den fungiert  der  Flottenbe- 
fchlshaber  als  solcher  223. 

Höiiere,  als  militärisches 
Standesvorhältnis  121,  531. 

Hofkanimer  470. 

Hofkriegsrat  228  f.,  232, 470. 

Hof  kriegsbuciilialtang  470. 

Hofzntritt  der  Offiziere  148. 

Honoratioren,  Arreststrafen 
gegen  solche  534. 

Honvedasyl  428. 

Honvedgeistliche,  Uonved- 
geistlichkeit  172,  379. 

HonYed1ruppenspitäler349. 


Hornist euscba!e  des  Matn»- 

senkorps  392. 
Hotel   des  Infallde»   (roi 

Frankreicli)  416. 
Hnfbesclilag,  Truppelli^:hI^ 

len  für  den  —  391. 
Hnfbesclilagknrs  aiu  Mili- 

tärtierarzneiinstitute     -iv;. 

403. 
Hnfbeschlaglehranntalt, 

sieh  Bufbeschlagkiirs. 
Hulks  168. 
Hnsarenregiraenter        dr'- 

Heeres  164;  sieh  Lantlwrhr 

husarcnregimenter. 
Hydrographisches  Amt  U**. 

214,  412. 
Hydrographischer   Dienst, 

Beamte  desselben  1><3. 
Hydrographische  Nachrich- 
ten nnd  KnndmacliHntrea 

für  Seefalirer  412. 
Hygienische    Terblltni!^«' 

der  gröfieren  Gamison»- 

orte^  Monographien    tiWr 

dieselben  411. 

I,  j. 

Jagdberechtigungen,      1»«- 
handlung  in  Festunic^n  I^** 
Beschränkung    durch    *\i* 
Mobilisierung  226. 

Jagdsteoer.  Meli  Ge^%*•h^• 
und  Jagdsteuer. 

Jahrbneh  (miiltän»tati>ti- 
sches)  410. 

JägertrappO)  Formation  1»'4 

Idiotenanstalteuy  Lehn-r 
derselben  unterließen  ir 
Ungarn  der  Ersatzreserv- 
Pflicht  82. 

Imamsy  Enthebung  ders»'l- 
ben  von  der  StelluDßsptt  i(  t. ' 
in  Bosnien  und  der  H^»»-- 
zegowina  46  f. 

ImmobiUen   (des  Heeres), 
grundbiicherliche   BeliHTi  * 
hing  329,  476  ff. 

Indienststeiinng      <der 
KriegsschilTe)      ist       d- 
Mobilisienmg     gleich 
haken  168. 

Indizien  (Zusammentreffra 
▼on  -^),  als  Beweianittt  •  1  i  n 
Militärstrafverfaluron  ^VJi ! 

Indastrierat  (Ssterreichi- 
scher),^  BeschlüsKe  «i-»-- 
selben  in  Sachen  des  ^ui*> 
missionswesens  26ti  IT 

Infant erie,  Formation  IH:-;  l 
besitzt    keine    l)et»oDdf*r*  l 
Formationen  für   doo    ^*" 
birgskrieg  188;  Kehlen.? '  • 
fiir  die  —  :»29. 
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Inranteriebrigadekomman- 
den  221. 

Iiifanteriedivlstionssani- 
tätsanstalten  350. 

lnfanterleHqüitatlonen398f. 

Inranterickadettensehnleii 
3%  f. 

lufanterieverpflegskolon« 
nen  303. 

Ingcnieare  (der  Kriegs- 
marine), Formation  183. 

Ingenieuri^eograplien- 
korps,    früheres    italieni- 
sches 413. 

Ingrenieorkorps  165,  408. 

Ini^enienrscliuie^kaiserliche 
aH7;  im  Cbaosstifte  387; 
in  Gunipendorf  387. 

Inland  im  Sinne  des  Militär- 
strafgesetzbuches  523. 

InqnisitionsTerfaliren,  in- 
quisitorischesYerfahren, 
Inquisitionsprozefi  576, 
578,  608. 

Inspektion,  militärische  12, 
224;  administrative  15, 
228,  '2S4t 

Inäpektionen(militäri8che) 
bei  (ieschtitzen,  Pulver- 
oder Sprengmittelmagazi- 
nen und  Depots  haben  die 
Rechte  von  Militärwachen 
205 ;  gewöhnliche  -^  haben 
nicht  die  Rechte  von  Mili- 
tärwachen  205, 

Inspeklionskominission  für 
das  Militärmedikamenten- 
wesen  3ö3. 

Inspektor  der  Festungsar- 
tillerie 224. 

Inspektoren  für  die  militä- 
rische Inspektion  224;  als 
Hilfsorgane  des  Reiehs- 
kriegsminiBteriums230;  für 
die  administrative  Inspek- 
tion 234. 

Inspizierende  der  Artillerie 
225. 

Instruktion  zum  bosnisch- 
herzegowinischen  Wehrge- 
setze 38;  für  die  Kriegsaus- 
rüstung der  festen  Plätze 
196;  flir  den  technisch-ad- 
ministratiN  en  Dienst  bei 
den  Anstalten  des  Train- 
zeiigs Wesens  265;  für  den 
technisch-administrativen 
Dienst  bei  den  Anstalten 
des  Artilleriezeugswesens 
265;  für  den  Sanitätsdienst 
im  Felde  (1864)  347;  für 
den  Sanitätsdienst  bei  der 
k.k.  Armee  im  Felde  (1870) 
348. 


Instraktionsabteilungen 

der   Sanitätstruppe      175. 

Instmktoren    (für    die 
Scliiefittbnngen  der  Land- 
stariiimänner)^     Waffen- 
übnngspflicht  derselben  76. 

Insurrektion  (adelige)  in 
Ungarn  3. 

Integrritat  (körperliche), 
rechtswidrige  Angriffe  der 
Vorgesetzten  auf  die  ^^ 
der   Untergebenen   567  f. 

Intendantur  (Militär-),  For- 
mation 176  ff. 

Intendantursbeamte  (Mili- 
tär-), Gliederung  177  f.; 
stehen  unter  Militärjuris- 
diktion  511. 

Intendanzkurs  (Militär-), 
höherer  402. 

Interpretation  (autlienti- 
sche)  in  Heeressachen  21, 
505. 

InTaliden(Militär-),frühere 
Einteilung  416;  gegenwär- 
tige Behandlung  419  ff.; 
begehen  keine  Desertion 
durch  Entweichnng  549; 
sieh  Invalidenbenefizien, 
Invalidenhäaser,Invaliden- 
versorgung,     Versorgung. 

InTalidenbeneüxien,  Ver- 
lust derselben  537,  554; 
Nachsicht  vom  Verlust  541. 

„Invalidendank'^  (österrei- 
chisch-ungarischer), Un- 
terstützungstätigkeit 468. 

Inralidenfonds,  Heranzie- 
hung zur  Aufbesserung  der 
Invalidenversorgnng    438. 

Invalidenfonds  (Militär-), 
Abfuhr  der  Vermögens- 
strafen  (Kautionen)  an  den- 
selben 535, 588 ;  Einteilung 
in  den  „allgemeinen**  und 
den  „kleinen**  und  Verwal- 
tung durch  die  Zentral- 
stellen 475;  Abfuhr  der 
erblosen  Verlassenschaften 
von  Heerespersonen  an 
denselben  478. 

Invaiidengagen  der  im  Ver- 
sorgungsstande von  In- 
validenhäusern befind- 
lichen Invaliden  429. 

Invalidenhäuser  (Militär-), 
Durchführung  der  Volks- 
zählung in  denselben  in 
Österreich  148;  Spitäler 
derselben  348;  Gründungs- 
geschichte 416;  gegen- 
wärtige Einrichtungen  zur 
Aufnahme  von  Gagisten 
428  f. ;  Aufnahmevon  Unter- 


offizieren und  Mannschafts- 
personen 437  f ;  die  auf  den 
Versorgungsstand  der  -^ 
zäblendeninvalidenHeeres- 
personen  bilden  eine  be- 
sondere Standeskategorie 
118;  militärgeistliche  Ju- 
risdiktion 384,428;  Militär- 
jurisdiktion 513,  515  f 

Invalidenversorgung,  An- 
fange derselben  3,  415 f.; 
Aufbesserung  aus  den 
Militärtax-  und  Invaliden- 
fonds 430;  sieh  Invaliden- 
benefizien, Versorgung. 

Invalides,  Hotel  des  -^ 
(in  Frankreich)  416;  Caisse 
des  -^  (in  Frankreich)  416. 

InTaliditätsversichernng 
im    Seearsenal  276;    sieh 
Altersversicherung. 

Josefsakadeniie  343,  353, 
387,403,405,407;  Biblio- 
theksfonds derselben  475. 

Irrenabteilung  des  Militäi^ 
invalidenhauses  zuTymau 
431,  439. 

Israeliten,  frühere  Aus- 
schließung von  der  Wehr- 
pflicht 40;  militärgeistliche 
Jurisdiktion  über  -—  385. 

Italien,  Kompetenz  der  Ge- 
setzgebung in  Heeres- 
sachen 11;  Militärstraf- 
gerichtsbarkeit 516. 

Juden,  sieh  Israeliten. 

Judicia  delegata  militaria 
mixta  496. 

Jungenschulen  der  Kriegs- 
marine 392  f. 

Jungenschulschiir  393. 

Jurisdiktion  (militärgeist- 
liche), Ausdehnung  in- 
folge derMobilisierung  225 ; 
Personen,  welche  derselben 
unterstehen  384,  428. 

Jurisdiktion  (militärge- 
richtliche), sieh  Militär- 
stra  fger  ichtsbarkeit. 

Jurisdiktionen  sind  Zivil- 
ergänzungsbehörden in  Un- 
garn 48;  Beamte  der  städti- 
schen -^  können  im  Kriege 
in  ihren  Anstellungen  be- 
lassen werden  78 f.;  Mit- 
wirkung bei  der  Pferde- 
konskription 279,  282. 

Jus  postliminii  22,  141. 

Justiükation  (exempla- 
rische) 5291.,  532,  575; 
sieh  Verfahren  (standrecht- 
liches). 

Justizdienst  (des  Heeres), 
sieh  Auditore,  Auditoriat. 


L 


JDsUicholleKliiiu  Oiof- 

krie^rBtlkhoB)  4tli^ 

JoBtlaiuliiiHter,  Justlziitini- 
■tBrlnm,  Mitwirkung  in 
Stollen  (los  Stnif\  ulhiigea 
368  ff.  1  Anordnungen  in 
Betrefl'  der  grunilbUeher- 
licfaen  Bohuniilung  des 
niilitü Tischen  VormltgeDS- 
liesilieB  und  der  knilokeii 
Erbschaften   von    Heere»- 


genchtsbarkeit  497,   51:-). 
JuBtlznorm  530,  Öll;    sieli 

Strafnornm, 
JvBtlxreferent  der  lilllieren 

Konimundi^D   172,  'iS'i. 
jDgtiBierwBltuiif       (Min> 

ttr-)  139,  3ü4  IT. 


Kaders  für  (iebirgstrain- 
eskadrunen  179. 

K«denf)it«m  151. 

Kftdetten^  Heriinbildnng  der 
Kinjiihrig- Freiwilligen  za 
■^  in  der  Ueserie  und  in 
der  niolitaktiven  Land- 
wehr 100;  Stehen  in  lin- 
deren Unterofliiieren  qücIi 
Erlangung  einer  Cliftrge  im 
Verhültniase  von  Höheren 
121;  Berechnung  der  ^o^ 
— ■  bei  der  Triangulierung 
und  Hnppierung  xuge- 
bmehten  Jahre  bei  iler 
PenHionieruug  432:  Bemes- 
sung der  Verwundung«- 
xulagen  434;  gerichtlicnc 
Strafen  g^gen  ~  533  ff.; 
ßeehtfertigang  der  in 
Kriegsgcfangeosehaft  ge- 
ratenen Oller  einer  sonsti- 
gen Pflichtverletzung  vor 
ilem  Feindfl  beschuldigten 
'-  584;  Behandlung  im 
L'ntursucliungsverrahren 
587;  kriegs roch tlic lies  Ver- 
fahren gegen  —  594  ff. ; 
DiBtiplinaistriifen  und  Dis- 
ziplinarbestrafung 625  f., 
628  f. :  sieh  Bemfskndetten. 
Kadetlenanstallen,  Kadel- 
tcuinalitute,  Kadetleukoni- 
pagnien. 

KBdetl«iuibteiliingen  der 
Kadettenaustaltcn  für  ge- 
wisse Truppengatt  ungut) 
(TrHintruppe,  Sanilätstrup- 
pe,    tiesliltsbrxncbe)   397. 

Kadetlenanslalten  .<t;^7,3ä9, 
396 f.;  sieh  Züsliuge. 

KadettenBaszeichnang,Ab- 


niiluLie  (Vi'rlufli)  derselben 
■53.sr.,  53B,  630,  «44,  650; 
Ablegung  vor  Eröffnung 
des     eh  renriit  liehen    Ver- 


fahre 


)  648. 


Kadett«  B  Institut«,  ültere 
388;  Kadetlenkoupiigiiien, 
frllhere  387. 

Kitdeltenkorps  in  der 
Schweiz  239. 

KadettenprUfuug  114 

KadettofHiIersfil«!  I  Ver- 
treter sind  vom  Bezug  <ler 
Dien  st  es  Prämien  nusge- 
schtussen  111;  Ernennung 
der  Berufsk  adelten  zu 
Kadettoffiziersstellvcrtri-- 
tern  114;  gehüreu  xu  den 
LT  nieroFH  zieren  120;Bteheu 
tu  den  in  keine  Rang- 
klusse  eingeteilten  Gagi- 
sten  und  zii  Haonschsfts- 
persont^n  im  Verhältnisse 
van  Höheren  121:  dienst- 
lieher  Vorrang  122:  Bocht- 
l'ertigung  der  in  Kriegs- 
gefungcnschsft  gerutenen 
oder  einer  sonstigenPHieht- 
verletzung  vur  dem  Feinde 
beschuldigten  ~  584;  Dis- 
ziplinarstrafen 629 ;  Ver- 
lust dur  Charge  im  ebien- 
rHtlichrn  VerUhren  CÖO. 

Kaiser,  Kommaudogcvali 
desselben.  6,  12  ff.,  23 f.; 
Ueoht  der  authentiscbm 
Interpretation  in  Sachen 
des  militü  rillchen  über- 
üefehle«  21;  bcsiimmt  die 
innere  llrganiration  der 
bosD  isch-  h  i-rzego  iv  i  u  i  schon 
Tnippun  2»,  U.4;  geneh- 
migt die  Krriclitnng  neuer 
Bttigcr-  und  Sehlitzen- 
knrpa  ;»!;  auf  seinen  Be- 
fehl erf<i|gt  in  Kriegaieilen 
die  Übersetzung  ^in  die 
Keserre,  bezw.  'in  die 
nichtaktive  Landwehr  69; 
auf  seinen  Befehl  erfolgt 
die  Einberufung  der  nicht- 
aktivoDKecri'sporsonenTl : 
bewilligt  die  De taSBUng  von 
üffentlichen  Funktionären 
in  ihren  Anstellungen  im 
Kriegsfälle  79;  auf  seinen 
Befehl  geschieht  die  Auf- 
bietung und  Auflösung  des 
Landstiumes  90 :  ernennt 
ilie  Offiziere  1 14 ;  regelt  ■lie 
militärischen  StandesN  er< 
hältnisae  1 17  -,  beftlrderl  die 
uichtaktiven  tisgisten  in 
höhere  Chargen  lui  Frieden 


im  Wege  «ler  (insde  IW: 
ksun  aktive  tleempeiM- 
nen  BU  dun  utnFrKlvn  Huf- 
und  Stoatsäuiten  \ia\dn 
\Ai;  erteilt  die  Hniatsli». 
willigniig  an  gewiss-  U» 
rcsp  ersi)  ne  n  13»;  Zui^t 
in  Betreff  der  Verwendiu( 
der  ungarieclien  Uttinwt 
151;  bostininil  ilip  Or 
gunisation  A'-*  H.  ■ 
der  k.  k.  L.i[..i 
lieslimiiU     lii''     ■ 


der 


K.3; 
des    Ilckniii  '  . 
nnziiregun  1  '■'■ 
Uenebniiguii>:   < 
Venuelitmi^      1  -     !.-. 
wehrfonaatii.ncii  ciüticki 
188;     uimiiil    EinHnll  ul 
das    Feilt  ungswes«»    Iti), 
190,    199:     Uwtiniisi   <lle 
Verwendung     des    Uwtw 
202  ff.  1    führt  die  obtuu 
militärische    Li'itung  ai9. 
293  ff.;        sti'ht      au     iln 
Spitze   der   Militürventil- 
tung     'i^:     genieUt    Be- 
freiung   von    der    Pfndc- 
konskriptioD     279  f.:     ix 
tiefreil  von  drr    Eisifiui- 
tieruiigalait    286:     crliM 
die    Uebllhrenvor»cbri{|«D 
311;      erntmni     den    Uc- 
neralinspektor     der    &m- 
willigenSatiilütspHegeSC2^ 
nimmt    EintinU     auf    iBe 
MililiirMrafgeriehtsliarkHt 
503.  ."lüB,  h-Ahi\   :>i-2  .-.-i 
603f.i  trifft   1.1 
gen    in    Dis'i] 
630  f.;  Vort'.!.. 
ehreurillicbeii      \     im 
637,  050  f- 

Kaisereaben  24-i. 

Kalserjäger  (Tiroler)  IM, 

Kaiserliches  Hans,  die  Itil- 
gljeder  deaselben  sind  Im- 
freit  von  der  Last  der 
PferdekooBkriptiun  rtirk- 
siehtlicb  der  xur  Huf- 
haltUDg  gehangen  PfsnlF 
279  f.;  sie  gonieUeii  ilrc 
Befreiung  von  der  Eiu- 
quartieningsliust  2^:  df 
stehen  nicht  unter  lniUll^ 
geistlicher  Jarisdlklim 
384;  sieb  Familie  (regi^ 
rende'. 

Kampfplalx,  unhefugirsV«-  ^ 
lassen  ileüelben  i: " 

Kandidaten     (des 
lieben     Slande»), 
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lu'bung  von  der  Stellungs- 
ptlicht  46 ;  Begünstigungen 
bei  Erfdllung  der  Militär- 
dienstpflicht  52, 54  f. :  Ent- 
hebung vom  Erscheinen  bei 
der  Kontrollversammlung 
74 ;  Einreihung  in  die  Er- 
satzreserve dl;  bleibende 
Befreiung  vom  Militär- 
dienste in  Bosnien  und  der 
Hen&egowina  82. 

KanonenbatterledlTisioiien 
164  f. 

Kanonenboote  167. 

Kantoniemngsmagaslne 
304. 

K  anzleidiener     (bei     den 
LandwehrbeliOrden)^ 
Diszipliuarbehasdlung  634. 

Kanzleidirektoren  (der 
höheren  ttUitftrstrafge* 
richte)^  Funktionen  der- 
selben 509. 

Kan2lelgehilfen^  gesetzliche 
Unterstützung  im  Falle  der 
Einberufung  457  f. 

Kanzleipersonal  (der  höhe- 
ren MilitärBtrafgerlchte) 
509;  sieh  Hilfsämterperso- 
nal. 

Kapellenrechnnngen,  Kir- 
chen- und  —  377. 

Kapitäne  (der  Handels- 
marine) haben  Anspruch 
auf  Ableistung  des  Ein- 
jährig-Frei willigendienstes 
in  der  Kriegsmarine  103. 

Kapitu  1  anten  ^  Dienstver- 
hältnis 111  it*.;  sind  befreit 
von  derStrafe  desSchließens 
in  Spangen  626 ;  Aufnahme 
des    Warnungskonstitutes 


lauten. 

Karablnlerkompagnlen  164. 

Karaiten,  Wehrpflicht  der- 
selben 40. 

Karolina,  Geltung  für  das 
Militärstrafrecht  520,  577. 

Kasemattsehlffe  167. 

Kasernarbeiten,  Befreiung 
der  Einjährig-Freiwilligen 
von  denselben  101;  als 
Strafverscharfung  537  f. 

Kasernarrest,  als  Diszipli- 
narstrafe 626  f. 

Kasernen,  Auflassung  288; 
Einteilung  290  f.;  Ausstat- 
tung 292;  Erhaltung  292; 
Polizeigewalt  29.^ ;  Ge- 
richtsgewalt 298;  das  in 
-^  augestellte   Dienerper- 


sonal unterliegt  in  Ungarn 
derMilitiirjurisdiktion  515 ; 
sieh  Bauverwaltung  (Mili- 
tär-), Einquartierung,  Ge- 
bäude (militärische  und 
militärisch  besetzte,  Land- 
wehrgebäude.) 

Kasernlernng,  Befreiung  der 
Einjährig  -  Freiwilligen, 
welche  auf  eigene  Kosten 
dienen,  von  der  -*^  101. 

Kasemordnung  297,  310. 

Kasemservls  315. 

Kaaernvorschrlften,  sieh 
Kasernordnung. 

Kassation  53  i  ü'.,  604. 

Kassatorische  Tätigkeit  der 
höheren  Militärstrafge- 
richte 600. 

Kassenbeanite  (Militär-) , 
Gliederung  180 f.;  stehen 
in  Österreich  nicht  unter 
Militärjurisdiktion  511. 

Kassengebarangskontrolie 
469,  472. 

Kassenkoiiimissionen  316  f., 
470  f. 

Kassenorgane,  als  vollzie- 
hende Organe  der  Finanz- 
wirtschaft 469. 

Kassf  nwesen ,  Modernisie- 
rung 472. 

Kanflente  (mit  fester  Stel- 
lang in  einem  anfierenro- 
pUschen  Lande)  werden 
von  den  Waffenübungen 
enthoben  77. 

Kantionsleistnng  im  Unter- 
suchungsverfahren 588. 

KaTalleiie,  Formation  164; 
frühere  Einteilung  in 
„leichte'*  und  „schwere" 
164;  Verwendung  im  Ge- 
birgskrieg  18o;  Deckung 
des  Bedarfs  an  abgerich- 
teten Reitpferden  284 ; 
Reglement  für  die  ^  519. 

Kavailerlebrlgadekom- 
nianden  221. 

Kavallerie  -  Brlgadeofft- 
liersschnlen  398. 

Kavallerle-DlTlslonssani- 
tätsanstalten  350. 

Kavallerie  -  Feldtelegra- 
phenabteilnngen  166. 

KaTalleriekadettenschulen 
396  f. 

Kavallerlemaultionskolon- 
nen  165. 

KaTallerleoffizierskurs  der 
ungarischen  Landwehr- 
zentralkavallerieschule404. 

Kavalleriestabszug,  Kaval- 
lerlestabscBge  169. 


Kavallerletelegraphen- 
kurs  401. 

Kaval  lerietel  egraphenpa- 
troullle,  Kavallerietele- 
graphenpatronillen   169. 

Kavallerie  rerpllegskolon- 
nen  303. 

Kavallerieznlagen312;  Ein- 
ziehung derselben  321. 

Kavalleristen,  Kapitulatio- 
nen derselben  111  f. 

Kenntnis  (mangelnde)  der 
militärischen  Dienstpflicht 
539;  der  StandespÜichten 
539. 

Kerkerstrafe  533  f,  536. 

Kettenstrafe,  Abschaffung 
derselben  14,  538. 

Kirchenbesnch  der  Heeres- 
personen 65. 

Kirchendiener  381. 

Kirchott^ngerdienst  381. 

Kirehen-  nnd  Kapellen- 
rechnnugen  377. 

Kirehenverwaltung  (Mill- 
tir-),  Kirchenwesen  (Mi- 
litär-) 375  ff. 

Klassengesetzgehnng, 
Reste  im  Militärstrafgesetz- 
buch 576. 

Klassillkatlonserkennt- 
nisse   bezüglich   der  Ka- 
sernen 291. 

Klasslflkationsv^rfahren 
bei  der  Pferdekonskriptiou 
280  f. 

Kleingewerbe,  Ansprüche 
bezüglich  der  Heeresliefe- 
rungen 253  ff. ;  sieh  Hand- 
werker. 

Kleinkinderbewahrer,  Er- 
satzreservepflicht dersel* 
ben  in  Ungarn  82. 

Kleriker  (  katholische) , 
frühere  Befreiung  von  der 
Wehrpflicht  40 ;  sieh  Kan- 
didaten (des  geistlichen 
Standes),  Novizen,  Priester, 
Zöglinge  (des  geistlichen 
Standes). 

Knabenpensionat  (Militär-) 
in  Sarajewo  394  f. 

Kodifikation  des  Militär- 
strafrechtes 3,  5,  520. 

König  (von  Ungarn)  ent- 
scheidet in  Kriegszeiten 
über  die  Entlassung  aus 
dem  ungarischen  Staats- 
verbande 44;  mit  Genehmi- 
gung desselben  kann  eine 
Vermehrung  derLand  wehr- 
körper  erfolgen  152. 

Körpergröße,  Aufnahme  im 
Stellungsverfahren  49 ;  als 
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Erfordernis  für  die  AsaeD- 
tieruD^  52. 

Kollaadierung  bei  Militär- 
neubauten  328. 

Komitate^  Erleichterung  der 
Einquartierungslast  durch 
die  -^  in  Ungarn  295  ff. 

Komitatsbehörden  fungie- 
ren in  Ungarn  undKroatien- 
Slavonien  als  Zivilergän- 
zungsbehörden 48;  Beamte 
der  -^  können  im  Kriege 
in  ihren  Anstellungen  be- 
lassen werden  78  f. 

Komitee  der  Landesver- 
teidigungsoberbehörde  in 
Innsbruck  für  Vorarlberg 
220,  234. 

Kommandanten  (Militär-)^ 
gerichtsherrlicheRechte  der 
höheren  ^  579 f.;  Befug- 
nisse der  '-^  auf  Kriegs- 
schifTenim  standrechtlichen 
Verfahren  606 f.;  Diszipli- 
narstrafgewalt 61 7  f. ;  623  f. : 
Kompetenz  zur  Anordnung 
der  ehren  rätlichen  Vor- 
verhandlung 644  f. ;  sieh 
Armeekommandant,  Ar- 
meeoberkommandant, 
Kommandierende,  Korps- 
kommandanten.Landwehr- 
kommandanten,Landwchr- 
Oberkommandanten. 

Kommanden  (militärische) 
219  ff. 

Kommandospracbe  8,  102, 
151  ff. 

Kommissäre  der  Gesellschaf- 
ten vom  Roten  Kreuze  362  f. 

Kommission^  Kommissio- 
nen, gemischte  -^  zur  Er- 
probung der  wissenschaft- 
lichen Befähigung  der  Ein- 
jährig-Freiwilligen 96;  zur 
Assentierung  der  freiwillig 
in  das  Heer  Eintretenden 
HO;  dienstlicher  Vorrang 
bei  -^  122 ;  zur  Feststellung 
der  Lebensmittelvorräte  in 
Festungen  197  ^  im  Reichs- 
kriegsministerium  230 : 
Feststellung  der  Liefer- 
preise durch  gemischte  -^ 
als  Fordemng  der  Urpro- 
duzenten  257;  für  den  An- 
kauf von  Remonten  278; 
für  die  Assentgeschäfte  bei 
der  Pferdekonskription 
281  f.;  bei  Auflassung  von 
Kasernen  288;  bei  Durch- 
führung der  Ei^enregie 
805  f.;  für  die  Visitation 
der    Militarp:eriehte    365 ; 


für  die  Geschäfte  der 
Krankenzerstreuung  345 ; 
für  die  Prüfung  der  Stabs- 
offiziere 400 ;  bei  Zuerken- 
nung  von  Abfertigungen 
424;  gemischte  -^  zur  Fest- 
stellung der  Schäden  bei 
militärischen  Übungen  494 ; 
gemischte  -«-  zur  Erhebung 
der  von  Tätlichkeiten  be- 
gleiteten Ausschreitungen 
zwischen  Heerespersonen 
und  Zivilpersonen  (in  Un- 
garn) 581;  für  die  Aburtei- 
lung der  Mannschaftsperso- 
nen, welche  in  Kriegsgefan- 
genschaft geraten  sind  584 ; 
nir  die  Führung  von  vor- 
läufigen Untersuchungen 
gegen  Offiziere  und  Gleich- 
gestellte 584;  für  die  Un- 
tersuchung und  Bestrafung 
der  Übertretungen  von  Hee- 
respersonen gegen  die  Preß- 
ordnung (in  Ungarn)  584; 
zur  Aburteilung  eines  Sin- 
nesverwirrung vorschüt- 
zenden Untersuchten  aus 
dem  Mannschafsstande  587 ; 
für  die  Abgabe  eines  fak- 
tischen oder  maritimtech- 
nischen Pareres  590;  zur 
Urteilsfällung  im  nach- 
träglichen Beschluß  ver- 
fahren gegen  Unteroffiziere 
und  Mannschaftspersonen 
597,  633 ;  zur  Durchführung 
von  Disziplinarsachen  und 
zur  Aufnahme  des  War- 
nungskonstitutes  631  ff. 

Kommnnalstenern,  Befrei- 
ung der  Heerespersonen  von 
denselben  in  Ungarn  134. 

Kommnnikationswesen 
(militärisches)       269  ff., 
330  ff. 

Kompagnien  166;  sieh  Feld- 
kompagnien. 

Kompetenz  (der  Milit&r- 
strafgerichte),  frühere 
496;  gegenwärtige  581  f. 

Kompetenzstreitigkeiten 
derMilitärstrafgeriehte  582. 

Komplott  9  strafrechtliche 
Behandlung  530. 

Kondnktqnartal,  sieh  Ster- 
bequartal. 

Konfektionsanstalten  für 
militärische  Bekleidungs- 
gegenstände 251. 

Konlinenwerbnng  4. 

Konfrontation  des  Beschul- 
di«,'ten  5S56  f. 

Konkordat^    Bestimmungen 


über  die  Exemtion  «!•' 
katholischen  Klerik«T  \«it 
der  Wehrpflicht  40. 

Konknrrens,  Verbreth«-  • 
konkarrenz539;  Aaw<clil«i. 
der  disziplinare«  Bestra. 
fung  wegen  Konkurrr:  / 
der  Disziplinarvergren»* . 
mit  strafgerichtlich  zu  \*'i' 
folgenden  Delikt<»n  61" 
der  Disziplinarlibertietu!,- 
gen  mit  Verbrechen  m  i 
Vergehen  621. 

Konserven)  Versorgung  <i<  r 
Soldaten  mit  —  3ü7  f, 

Konserrenfabrlken  ^mili- 
tHrärarische)  247.  a<p-^ 

Konsüiarärito  174. 

Konskriptlonspatent  |foi 
1804),  Bestimmung^en  üt-r 
die  Befreiung  de*  Ad»l» 
von  der  Wehrpflicht  4«» 
über  das  Heiinat8r<*cht  d" 
Heerespersonen   145  f. 

Konskriptionssjsteni« 
Grundlage      der      jilto:»" 
Wehrordnung  36. 

Konsortial  I  leremnip^- 
sjstem  251  f. 

Kontrasigrnatur  in  Sacl"  l 
des  militärischen  Oberin^ 
iehles  12f.;  bei  Verwendtj'.^ 
der  Landwehrtruppen  2^' 

Konsalarbeh5rdeii  bej^rsv. 
gewisse  Heeresvor»  s  • 
tungsgeschäfteiinAnsU^  ••■ 
237  f.;  dienen  inshesond*  r» 
als  Amtsstellen  für  «l«* 
militärische  EvitlenzhjJ- 
tung  245. 

Konsumvereine,  Unterst;) - 
Zungstätigkeit  466. 

Kontingent,  sieh  Beknitc::i 
kontingent. 

Kontingentsabrechnniii:  i*^ 
160  f. 

Kontraktkanf,  &chriO:lif-}r' 
249. 

Kontrolle, administrativ«-  ^ 
zur  Überwachung  «K-r  l> 
fUUnng  der  Stellun^^pöic'» 
53;  bei  der  Finanz vor^  .i 
tung  469:  verfa^sunr- 
mäßige  (parlamentaiita  i' 
469. 

KontroilskommSssioB       i:. 
Reichskriegsmin  isteri  a  m 
230;  maritinitecliiii»cht'  4  T 

Kontrollsorgane  der  Finaa* 
Verwaltung  46^. 

Kontrollpflicht    der     i.iv. 
Sturm  Pflichtigen    Per>*oT-  . 
nach  Aut  bietnog  dt-s  l.jii  • 
Sturmes  93. 
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Kontrollyersanimlang^ 

Verpflichtung^  der  nicht- 
aktiven Personen  zum  Er- 
scheinen bei  derselben  73 IF.; 
Verpflichtung  der  Ersatz- 
reserviaten  hiezu  80;  Dis- 
ziplinarbestrafung wegen 
Übertretung  dieser  Ver- 
pflichtung und  wegen  der 
bei  der  -^  vertlbten  diszi- 
plinaren Delikte  75,  6\i2  f. 

KontrollTorschriften  (ad- 
ministrative), sieh  Kon- 
trolle (administrative). 

KonTalidation  der  gesetz- 
widrigen Assentierung  70. 

Konvention  (Genfer)  356. 

Korps  (milit&risch  organi- 
isierte),  Geschichte  und 
gegenwärtiger  Bestand 
31  ff. ;  die  Angehörigen  der- 
selben bilden  eine  beson- 
dere militärische  Standes- 
kategorie 118. 

Korps  (selbständig  operie- 
rendes),  sieh  Armeekorps- 
kommando. 

Korpsambnlanz  347. 

Korpsartillerieregimenter 
164,  188. 

Korps  •  Feidtelegraplienab- 
tei  langen  166. 

Korpsintendanzen  177,  233, 
472  f. 

Korpslcommandanten^  Stel- 
lung derselben  220;  ge- 
richtsherrliche Rechte  579; 
Disziplinargewalt  625; 
Kompetenz  zur  Anordnung 
der  ehren  rätlichen  Vorver- 
handlung 645. 
orpskomnianden  12,  208, 
21»  f.,  222,  232  f.,  303; 
sieh    Territorialbehörden. 

Korpsmnnitionsparks    165. 

Korpsofflcierssciinlen  398. 

Koriistraininspektor     180. 

Korpsti  ainkommandanten 
180. 

Korpstrainparks  179. 

K  orpsY  erpflegskoionnen 
303. 

Korrektionsanstalten,  Ent- 
hebung der  Insassen  vom 
Erscheinen  bei  der  Kon- 
trull  Versammlung  (beim 
Haupt rapport)  74. 

Korrektionssi  raf ender  Mili- 
tärstrUflinge  374;  sieh  Dis- 
ziplinarstrafen. 

Korretten  167. 

Koat  (anf  den  Kisenbalin- 
Htationen)  301. 


Kosten  der  Stelluugspflich- 
tigen  47;  des  Stellungs- 
nnd  Überprüfungs Verfah- 
rens 51 ;  des  Militarstraf- 
verfahrens  604. 

Kostenbestreitnng  bezüg- 
lich der  Pensionen  der  Ga- 
gisten  425;  bezüglich  der 
rensionen  der  Gagistenwit- 
wen  443  f. 

Kostgebfihr^  Anspruch  auf 
dieselbe  313  f. 

Kranke,  Enthebung  vom  Er- 
scheinen bei  der  Kontroll- 
versammlung (beim  Haupt- 
rapport) 75;  Enthebung 
von  den  Waffenübungen 
76. 

Krankenlialtstationen  348, 
351  f. 

Krankenhausfondsgebüh- 
ren (Wiener),   Befreiung 
der  Verlassenschaften  der 
Heerespersonen   von   den- 
selben 136. 

KrankentransportconToi 
352. 

Krankenverpflegrspersonal 
(organisiertes),  geschicht- 
liche Entwicklung  343;  sieh 
Sanitätskorps,  Sanitäts- 
truppe. 

Krankenrersichernng  im 
Seearsenal  276. 

Krankenzerstrennng,  Kom- 
mission für  die  Besorgung 
der  Geschäfte  der  ^  345; 
System  der  ^  347. 

Krankenzttge  351. 

Krenzer  167. 

Krieger  (militärisch  orga- 
nisierte im  Verbände  des 
Heeres)  bilden  eine  beson- 
dere Standeskategorie  118. 

KriegsarchiT  26,  185,  406, 
413. 

Kriegaaiisrttstung  eines  fe- 
sten Platzes  195  f. 

Kriegsbereitschaft  225. 

Kriegsbibliothek  406,  413. 

Kriegsartikel  120,  519  f.; 
schwedische  636. 

Kriegsbedürfnisse,  Unter- 
lassung der  Maßnahmen 
zur  Sioherstellung  der  «-^ 
oder  schuldbar  verspätete 
Zufuhr  derselben  566  f. 

Kriegsbnohhalterei  470. 

Kriegsdelikte  522. 

Kriegserklämng,  Recht 
hiezu  12. 

Kriegsfall,  sieh  Mobilisie- 
rung. 


Kriegsfahrzcuge,Einteilung 

167;  sieh  Kriegsschiffe. 

Kriegsformation  des  Heeres 
150. 

Kriegsgefangene  stehen 
unter  militärgeistlicher 
Jurisdiktion  384;  unterste- 
hen den  Flaggengerichten 
505;  stehen  unter  Militär- 
jurisdiktion 504,  51ö,  515; 
Disziplinarbestrafung  623, 
627;  sieh  Kriegsgefangen- 
schaft. 

Kriegsgefangenschaft,  Ge- 
bühren der  in  -^  geratenen 
Gagisten  313;  Gebühren 
der  Familien  solcher  Ga- 
gisten 314;  Anrechnung 
bei  der  Pensionierung  422, 
432. 

Kriegsgesetze  141, 519, 525, 
537  f 

Kriegshafen  150,  189  ff. 

Kriegshnnde,  Station  für 
^  188. 

Krieggjahre,  Anrechnung 
bei  der  Pensionierung  422, 
432. 

Kriegskasse  470. 

Kriegsleistnngen,  suchliche 
11,  270;  sieh  Dienstlei- 
stungen (ilir  besondere 
Kriegszwecke). 

Kriegsmacht,  Verbrechen 
gegen  die  --  513,  522, 540, 
556,  569 ff.;  Gefährdung 
der  Sicherheit  der  -^  564. 

Kriegsmarine  (österrei- 
chisch-ungarische), An- 
fänge und  Entwicklung 
8  ff.;  Ergänzungsbezirke 
47;  es  besteht  keine  E>- 
satzreservepflicht  80;  hat 
keine  Ersatzreserve  90; 
Berufsseeleute  sind  zu  der- 
selben einzuteilen  99 ;  Ein- 
i 'ährig-Freiwillige  dersel- 
ben dienen  nur  auf  Staats- 
kosten 101 ;  Einjährig- Frei- 
willigendienst 103;  dienst- 
licher Von-ang  123;  Be- 
rücksichtigung bei  Eintei- 
lung der  Rekruten  158; 
Formation  1 66  f. ;  Seelsorge- 
dienst 171,  376;  Justiz- 
dienst 172;  Sanitätsdienst 
und  ärztliches  Offiziers- 
korps 174 f.;  Rechnungs- 
dienst 176;  ökonomisch- 
administrativer  Dienst  178 ; 
Rechnungskontrolle  178; 
technischer  Dienst  und 
technisches  Personale  183; 
hydrographischer     Dienst 
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183;  Bedeutung  für  die 
Zivilverwaltung  214  ff.; 
Lieferungswesen  252  f.; 
Monturwesen  und  Monturs- 
gegenstände  273,  567 ;  Be- 
schaffung der  Ausrüstungs- 
gegenstiinde  275 ff.;  Bau- 
Verwaltung  323;  Sanitäts- 
organe 344;  Sanitätsan- 
stalten 349  ff. ;  Medikamen- 
tenanstalten 354;  Oe* 
fängnisanstalten  367;  Ma- 
trikeln 383 ;  statistische 
Sanitätsberichte  412;  Or- 
gane derFinanz  Verwaltung 
470  ff.;  Straf|?erichte  503; 
Disziplinarbehandlung623, 
626,  H34;  militärische 
Ehrenräte  (i42  f. 

Kriegsmaterialien  (teclmi- 
■che)^  Verwaltung  der- 
selben 274. 

KriegsminiBterianty  frühere 
Stellung  219;  Gründung 
229 ;  geineinsames  ^^ 
228 ff.;  sieh  Reichskriegs- 
ministerium. 

Kriegsreclinnngsabteiiaiii; 
des  Heichskriegsministe- 
riums  473. 

Kriegsreclit^  außerordent- 
liches 595 1.\  Gustav  Adolfs 
ö36. 

Kriegsrechtliclie  Urteile^ 
sieh  kriegsrechtliches  Ver- 
fahren. 

Kriegsreclitliches  Verfah- 
ren 594  ff. 

Kriegsrechtliche  Beband- 
Inng  (der  Offtsiere)  bei 
schweren  Delikten  gegen 
die  Standesehre  637. 

Kriegsschadenermitt- 
InngHkommission  in  Fe- 
stungen 197. 

KriegsschädenyErsatzpflicht 
wegen  -*'  493,  495. 

Kriega8cliatz490 ;  inDeutsch- 
land 491. 

KriegsschilTe,  die  im  Aus- 
lande befindlichen  Kom- 
manden derselben  fungie- 
ren als  Steltungsbehörden 
49,  110;  Kategorien  der- 
selben 167;  Einteilung  drr 
Flottenschiffe  168;  In- 
dienststellung ist  der  Mo- 
bilisierung gleich  zu  halten 
168;  Behandlung  fremder 
-^  in  Kriegshäfen  200  f. ; 
die  Kommandanten  der  ^^ 
verschen  im  AuHlamle  kon- 
sularii^che  Funktionen 

214 f.;    Kecht    auf    Über- 


lassung von  Vorräten  und 
Mannschaften  von  selten 
der  Handelsmarine  214, 218; 
sanitäre  Vorkehrungen  auf 
denselben  349 ff.;  Zustel- 
lungen auf  denselben  500; 
Vornahme  von  Beschlag- 
nahmen 501 ;  Personen  des 
Bemannungsstandes  unter- 
liegen der  Militärjurisdik- 
tion 513;  gelten  als  In- 
land im  Sinne  des  Militär- 
strafgesetzbuches523 ;  Voll- 
ziehung der  Todesstrafe 
53H;  Verlassen  derselben 
durch  den  Schiffskomman- 
danten vor  der  Rettung 
der  Bemannung  und  der 
Schiftsgerätschaften  566 ; 
nachlässiger  Verlust  566; 
Verwendung  zu  Handels- 
zwecken 566;  Zusammen- 
setzung des  rechtlichen  Er- 
kenntnisses 5H;  Kund- 
machung der  Urteile  596; 
standrechtliches  Verfahren 
606  f. ;  Disziplinarbehand- 
lung des  kontraktlich  auf- 
genommenen Zivilperso- 
nales 623. 

Kriegsschule  185,  388,  399  f. 

Krieg88tftrke89,94,151.161. 

Kriegsstand 9  sieh  Kriegs- 
stärke. 

Kriegsstrafen  537  f. :  sieh 
Kriegsgesetze. 

Kriegs  V  erp  flegsarten, 
Kriegsverpflegang     2*20, 
299,  302. 

Kriegszahlamt  470. 

Kriegszustand,  Versetzung 
einer  Festung  in  den-*'  198. 

Kroatien,  Landesuufgebot  1 ; 
Mitwirkung  des  Landtages 
in  Heeressachen  20;  Gen- 
darmeriekorps  32;  Ergän- 
zungsbezirke  und  Ergän- 
zungsbehürden  47  f. ;  Kosten 
des  Stellungsverfahrens  51 ; 
Anwendung  von  Arrest- 
strafen bei  den  gerichtlich 
zu  bestrafenden  Delikten 
gegen  die  Stellungsvor- 
schriften 56  ff. ;  Heran- 
ziehung der  Mitglieder  des 
Landtages  zur  aus  nahm  s- 
weisen  Dienstleistung  im 
Frieden  72;  Behandlung 
der  den  Hauskommunionen 
angehörigen  Wehrpfiich- 
tigeo  83;  Anwendung  von 
Arreststrafen  bei  dem  De- 
likt  der    widerrechtlichen 


Erlangun«^    einer 


Begün- 


stigung bezüglich  «Wr  M».  - 
tärdienstptlicut     "^^ :      t» 
schränkung  der  Es.t*kuTi. 
gegenüber  den  Heer«*^j»»^j 
sonen    127;     der    Mitica 
dienst  bildet  kein  Hindrrti  • 
für    die     AuaUbuug'     «i«  - 
Stimmrechtes  ini  [..azidt^AX 
130;  die  ungariache  it^^^t^r^ 
gebung    über    die    Zi^i- 
trauunggilt  nicht  141,  ^T- 
die     ungarische     <iev»fi- 
gebuDg  über  die»    tM*gi:t- 
stigten     Testamente     d»-f 
Heerespersonen  ^U   nifi.- 
146;    Matrikelführunjj  t\r 
Heerespersonen    147 ;    «r«-- 
setzliche      Bestimuiuuj^*  q 
über  die  OrganisHtion  un*! 
Gliederung  der  von   ^  z: 
stellenden     He<»re8-      no' 
Landwelirkörper  1  ")l  f. ;  B«- 
handlung    des    KekrittrL- 
kontingentes     157:       Ein- 
reihung  der  aus  -^  stüo;- 
menden     Rekruten      l>i^ 
Formation     der      «uä     ^ 
stammenden       Landwehr* 
truppen   169;    Verbt»t  d^-r 
Vereinigung  von  Zi>  il-  uii<< 
Militärverwaltung     213  f: 
der     Wirkungskroi»     dr^ 
ungarischen  Land«w«vertci- 
digungsministeriams       f*r- 
streckt  sich   aucii    anf  -* 
231 ;      Dienatspracli«*     dtr 
Landwehr- und  Lan>tMurni- 
behörden  235;  Rechttiset- 
tretung    des    Militarär:4/> 
236;    die  Kompetenz    d*»? 
ungarischen  Verwaltnoir'} 
gerichtes     in     Milttürtav- 
sachen  erstreckt  sicii  aurh 
auf -^  237;  Regelung  de^ 
Vorspann  Wesens  »3 1 ;  Rot»» 
Kreuz   357;    Goset»    öIht 
das   Ersataverfahren    4:«J 
Gesetz  über  die  Best  r»  f  a  nc 

der     Nicht  befolg  un  IT    vuo 
militärischen  Ei  II  berufunt:« 

befehlen  515,  521,  0I8. 

Kronwache  («ngarfa^cheK 
gegenwärtigeOrganiaatiiin 
32;*Witwenpen8ioneii  444: 
Funktion  als  Wache  •'>47 
Rücktransferier  ung  vun 
derselben  als  Disziplinar- 
strafe 627. 

Küchendienst^    Kompa^nio 
des  Küchendienstes  löT. 

Küchenverein  (Emter 

Wiener),  UntorstUuuo^ 
tätigkeit  460. 

Kürassiere  164. 


I^v 
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KtlHtenanftiahine,  öster- 
reichische 412. 

KüHtenbesclireibnng's- 
bnreau  412. 

Küstendienst)  Fahrzeuge  für 
den  —  lf)7. 

Kundmachnng  der  Heeres- 
rechtsnorraeii  24  f. ;  der  Ur- 
teile ö96. 

Kundmachttngren  für  See- 
fahrer, sich  hydrogra- 
phische Nachrichten. 

Kuratel,  Befreiung  der 
Heerespersonen  von  der 
Übernahme  derselben  132. 

Kuraten  (MilitÄr-)  379  flf. 

Kurs  zur  Heranbildung  von 
Reserveofftzieren  in  Bos- 
nien und  der  Herzegowina 
106;  höherer  für  Artillerie 
und  Genie  388 ;  für  Photo- 
graphie 898;  für  Offiziere 
der  Monturverwaltungs- 
branche  402;  früherer 
militarärztlicher  403 ;  mili- 
täraeronautischer 404 ;  sieh 
Fachbildungsatistalten  (mi- 
litärische), Fachkurs. 

Knrschmlede,  Gliederung 
175  f.;  Heranbildung  403  f. 

L. 

LüDder,  altkonskribierte  4, 
40;  der  ungarischen  Krone, 
pieh  Ungarn;  im  Relchs- 
rate  vertretene,  sieh  Öster- 
reich. 

Läuten  (der  Glocken),  Be- 
schränkung durch  die  Mo- 
bilisierung 226. 

Lager  (hartes),  als  Straf- 
verschärfung 537. 

Lagerarbeiten,  Befreiung 
der  Einjährig-Freiwilligen 
von  denselben  101;  als 
Strafverschärfung  537  f. 

Lagerarresty  als  Disziplinar- 
strafe 626.  f. 

Lagerservls  315. 

Lagerwache,  Lagerwachen 
205,  647. 

Landesangehörigkeit  (ron 
Bosnien  and  der  Herze- 
gowina), als  Vorausset- 
zungflir  die  Wehrpflicht  41. 

Landesanfgebote  1  f. 

Landesaufzahlnngen  für  die 
Kinquartierung  294  flf. ;  für 
die  Durchzugsverpflegung 
301. 

Landesansschflsse(inOster- 
relcll)  wirken  mit  bei  Fest- 
stellung der  Assentplätze 
für  die  Pferdekonskription 


281;  sind  vertreten  in  den 
Kommissionen  bei  Auf- 
lassung von  Kasernen  288; 
wirken  mit  bei  den  Landes- 
aufzahlungen  zur  Erleich- 
terung derEinquartierungs- 
last  295;  sind  vertreten  in 
den  Unterstützungskom- 
missionen 462. 

Landesbehörden  (Doli* 
tische  in  Osterreieh)  er- 
teilen Auswanderungs- 
bewilligungen an  Stel- 
lungspflichtige  43;  sind 
Zivilergänznngsbehörden 
zweiter  Instanz  48 f.;  be- 
stimmen die  Assen tpl  ätze 
für  die  Pferdekonskription 
281 ;  sind  Rekursinstanzen 
in  Militärtaxsachen  und 
können  eine  Revision  der 
Militärtaxbemessungen 
verfügen  485. 

Landesbeschreibnng  213, 
406. 

Landesbeschreibungs- 
burean     (des     General- 
stabes) 18.1. 

Landesdefensionssystem, 
beständiges  1. 

LandesfraaenliilfsTerein 
(nngarisclier)  357. 

LandesgeneralTersamm- 
lung    des    Vereines    vom 
Roten   Kreuze  in  Ungarn 
363. 

Landeshauptschiefistände 
241. 

Landeshilfs vereine  361  ff. 

Landesmilitftrgericlite  496. 

Lan  desmilitärkomman  den 
232. 

Landesoberschtttzenmei- 
ster  240. 

Landesreehnnngsdeparte- 
ments  470. 

Landesregierung  für  Bos- 
nien und  die  Herzegowina 
161,  236;  \on  Kroatien 
und  Slavonien. 

Landesschfltzen bilden  einen 
Bestandteil  des  österrei- 
chisch-ungarischen Heeres 
28 ;  Ergänzungsbezirke  und 
Ergänznngsbozirkskom- 
manden  48;  aktive  Dienst- 
pflicht 67;  zeitliche  und 
dauernde  Beurlaubung 
84  f.;  verkürzte  Land- 
sturmpflicht der  zu  drei- 
jähriger aktiver  Dienst- 
pflicht verhaltenen  -^  91; 
gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  Organisation,  den 


dienstlichen  Vorrang  und 
die  Kommandosprache  153 ; 
Behandlung  des  Rekruten- 
kontingents 155;  Ein- 
teilung der  Rekruten  158; 
Formation  168  f.;  Verwen- 
dung 204;  Di8lükation224; 
Schießübungen  auf  den 
Schießstätten  der  Schützen- 
gesellschaften  244. 

Landesschlitzen  (berittene) 
119. 

Landesschtttcengericlit 
368,  506. 

Landesschütcenkasaen  471. 

Landesschtttzenregimenter 
168. 

Landesstellen  (politisclie), 
sieh  LandesbehOrden. 

Landesrerband  (für  Wolil- 
tätigkeit  in  Steiermark), 
Unterstützungstätigkeit 
468. 

LandesTermessungsuresen , 
sieh    Landesbeschreibung. 

LandesTerteidignngsinsti- 
tnt  (tirolisch-Torarl- 
berglscnes),  Entw  icklung 
2,  5 ;  bildet  einen  Bestand- 
teil des  österreichisch- 
ungarischen Heeres  28; 
Kompetenzen  der  Gesetz- 
gebung 17,  20;  sieh  Lan- 
desschützen, Landsturm. 

Landesverteidignngsmini- 
ster,  Landesrerteidi- 
gnngsmlnisterien,  den- 
selben sind  Befugnisse  der 
Kommandogewalt  dauernd 
delegiert  12;  partizipieren 
an  der  Verwaltung  der 
Agenden  des  gemeinsamen 
Heeres  27;  verwalten  die 
Land  wehragenden  28;  ha- 
ben über  die  Landwehren 
Bericht  an  den  Reichs- 
kriegsminister zu  erstatten 
28 ;  leiten  die  militärischen 
Agenden  der  Gendarmerie- 
korps in  den  beiden  Reichs- 
hälften 33;  erteilen  Aus- 
wanderungsbewilligungen 
43;  erteilen  Heiratsbewilli- 
gungen an  Stellungspflich- 
tige 44;  nehmen  Einfluß 
auf  die  Enthebung  der  im 
Interesse  des  einheimischen 
Handels  Tätigen  von  der 
Stellungspflicht47;  bestim- 
men und  ändern  die  Stel- 
lungsbezirke 48;  partizi- 
pieren an  den  Kosten  des 
Stellungs\  erfahrens  5 1 ; 
entscheiden  über  Gesuche 
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um  Nachsicht  wegen  ge- 
setzwidriger Assentierung 
53-,  können  außerordentli- 
che Maßregeln  gegen  die 
Stellungsflucht  verfUgen 
60  f;  treffen  Entscheidun- 
gen über  die  Begünstigun- 
gen aus  Familienrücksich- 
ten 86  f. ;  bieten  den  Land- 
sturm auf  90;  können 
schriftliche  Meldung  der 
Landsturmpflichtigen  ge- 
statten 92;  treffen  Ver- 
fügungen und  Entschei- 
dungen in  Sachen  der  Ein- 
jährig-Freiwilligen 97  f.; 
mit  ihrer  Zustimmung 
können  Reserveoffiziere 
nach  vollstreckter  Heeres- 
dienstpflichtin  der  Reserve 
belassen  werden  102;  er- 
teilen Heiratsbewalligun- 
gen  an  bestimmte  Heeres- 
personen 138;  Bestimmung 
des  Umfanges  der  Land- 
wehrdistrikte (in  Ungarn) 
152;  nehmen  Einfluß  auf 
die  Einteilung  der  Ein- 
jährig-Freiwilligen zur 
Landwehr  158;  haben  mit- 
zuwirken bei  Einberufung 
der  Landwehr  und  der 
Landsturmtruppen  203  f.; 
Unterstellung  des  Landes- 
kavallerieinspektors  (in 
Ungarn)  224;  nehmen  Ein- 
fluß  auf  die  Bestimmung 
der  Dislokationsorte  2:?5; 
wirken  mit  bei  den  Mobili- 
sierungsarbeiten 225;  Er- 
richtung und  innere  Orga- 
nisation 231  f. ;  Praxis  bei 
Vergebung  der  milittäri- 
»chen  Lieferungen  2.')6 ; 
nehmen  Einfluß  auf  die 
Pferdekonskription  279, 
2S2,  284;  nehmen  Einfluß 
bei  Auflassung  der  Kaser- 
nen, bei  Feststellung  von 
Zinsvergütungen,  auf  die 
Qualitikaticm  der  Kasernen, 
den  Bau  derselben  und  die 
Herstellungen  in  solchen 
288,  21)0 ff.,  297;  wirken  mit 
bei  der  Ordnung  der  vor- 
übergehenden Einquartie- 
rung lind  derlHirchzugsver- 
pflegun^^  293,  300;  wirken 
mit  bei  der  Erwerbung  von 
Grundstücken  für  die 
Heeresverwaltung  324  f. ; 
sind  vertreten  in  der  Zen- 
traleisenbiilintransportlei- 
tung  340;    sind   vertn'ten 


bei  den  Organen  der  frei- 
willigenSanitätspflege361 ; 
Einfluß  auf  den  Strafvoll- 
zug gegenüber  k.  k.  Land- 
wehrpersonen 308  f.;  ent- 
scheiden über  diePensions- 
ansprtiche  von  Gagisten 
und  ihrer  Witwen  427, 444; 
sorgen  für  die  Evidenz- 
haltung der  Zertifikatisten 
436;  sind  oberste  Instanz 
in  Landwehrstiftungssa- 
chen 465;  wirken  in  ober- 
ster Instanz  mit  bei  Ent- 
scheidung von  Militärtaxsa- 
chen  487;  nehmen  Einfluß 
auf  die  Verwendung  der  Mi- 
litärtaxfonds 489;  entschei- 
den in  letzter  Instanz  über 
Truppenschäden  bei  mili- 
tärischen Übungen  494; 
Disziplinarstrafgewalt  625 ; 
sind  kompetent  zur  An- 
ordnung der  ehrenrätlichen 
Vorverhandlung  645. 

Landesverteidigungsober- 
behörde  (von  Tirol  and 
Vorarlberg)  führt  die 
administrative  Leitung  des 
Landesverteidigungsinsti- 
tutes 28,  231;  fungiert  als 
Ergänzungsbehörde  48 ; 
führt  einzelne  Geschäfte 
der  militärischen  Leitung 
220;  Organisation  233 f.; 
führt  die  Oberleitung  des 
Schießstandswesens  240, 
244;  fungiert  als  anweisen- 
de Behörde  471. 

Landesrertretangen^  Be- 
amte derselben  können  im 
Kriege  in  ihren  Anstel- 
lungen belassen  werden 
78 f. ;  sieh  parlamentarische 
Körperschaften, 

Landesverwaltungy  Rege- 
lung im  iMobilisierungsfalle 
227. 

Landesverwaltungen,  Er- 
leichterungen der  EinquHr- 
tiernngslast  von  Seiten  der 
'-^,  sieh  Landesaufzahlun- 
gen. 

Landesverweisung  523, 537 ; 
Nachsicht  hievon  541. 

Landgerichtsordnung  Fer- 
dinands 111.  577. 

Landsturm,  Anfiinge  des 
tirolischen  2;  erster  öster- 
reichischer (Gesetzentwurf 
über  den  -^  0;  weitere 
Ausgestaltung  8;  Kompe- 
tenzen der  Gesetzgebuug 
17  f:  bildet  einen  Bestand- 


teil des  ö8terr«*ioliiaMb  -i' 
garischen  Heeres  2^^;   >•• 
Schriften     betreff«*  r»«l      .i. 
Organisation  cless»elb«'o  .'J.  ■ 
Aufbietung,     Kinl^rut'i' ^ 
und    Auflösung     '.♦0:    ü   ■ 
williger  Eintritt   in  iifu  * 
109;    dienstliclier   Von».. 
123;    gesetzlich«     B«"«'ti.- 
mungen  über  die    Oitr»- 
sation    153  f.;      Furwiar.i. 
169  f.;     Hrztlicher      Ii^-t- 
174;   tierärztlicher    I^V•^• 
176;    Verwendung    *3»ii; 
fungiert  als  Etappen  tri  it;- 
227 ;    Beschaffung  d«'i  B 
kleidungs-     und      Au^r- 
stungsgegenstJinde       J  • 
Wafl'en-    und     Manitio^- 
Wesen   272;    Montur^«-^' 
274:      Pferdea»senti«*rr  ^ 
für  den  ^  2S4:    Matrik«  • 
führung3K3f. :  railitärg.M^t- 
liche     Jurisdiktion      :'»'^t 
Statistik  412;  Org-inr  .j.; 
Finanzverwaltung    471  f 
Budget  474f.;  besitzt  k»{  ^ 
besonderen     Strafeerir^» 
507;  Militärjnrisdiktion  * 
512f.,  515;  Deruf:*geno.*^  f 
Bchaftliches       Dtsziplini - 
strafrecht  61. 'i  f.;    Dii^zip  . 
narbehandlung  93,    H.'.- 
sieh  Landstur inpt«r^onf.i 

Landsturmabteilaiigeii  n. ' 
der  Bestimmung  zu  be^"  • 
deren  Dienstleistun^n  f  .: 
Kriegszwecke  1H91*:  '»r- 
rittene  (in  Tirol  und  Vor- 
arlberg) 170. 

Lands tnrm&rzte  174,  i7». 

LandsturmansKngdbatall- 
lone  169  f. 

Landstnrmanszngskom* 
pagnlcn  170. 

Landstnrmbatafllonsbe- 
asirko  48. 

Land8tannbeh$rd«^u  ( mil  h 
tlrische))  Verpflichta;. 
zur  Abfassung  der  L:it)''- 
stunnlisten  in  Ungani    ♦! 

Landstarmbeieirke  4^^. 

Landsturm  bexir  ksko  nt* 
manden  48. 

Landsiurmeid  95. 

Landstunnformationen 
169f.;  korabattaiiie  %\A'* 

LandBtnmiltasareue5i|i.a* 
dronen^   sieh  Landrittint- 
foruiationen. 

LandsturminfanterieHa- 
taiilone^  sieh  LsdidMunt- 
fornuitionen, 

LandHturmknrse  'r.*4. 
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LandsturmllHfen  91. 

Landstiirinorfizlere  114,394, 

Landstnrmpemoiieii,  land- 
sturinpflichlige  Perso- 
netij  VenvcDdung  93,  170; 
Heranziehung  zur  Ergän- 
zung des  Heeres,  bezw. 
der  Landwehr  94 f.;  Ein- 
reihung der  zu  Ersatz- 
zwecken des  Heeres  her- 
angezogenen '—  lt)0;  Ab- 
zeichen (Bekleidung)  und 
Gleichstellung  nut  den 
Personen  des  Heeres  (der 
Landwehr)  1.^3;  Schieß- 
übungen jiuf  den  Schieß» 
Stätten  der  Sohützengesell- 
schaften  in  Tirol  und  Vor- 
arlberg 244;  Evidenzfüh- 
rung 245;  militärgeistliche 
Jurl^diktion  884;  Ausbil- 
dung zu  Offizieren  394; 
Anrechnung  der  Dienstzeit 
beiderPen8ionicrung421f., 
432;  Kostenbestreitung  be- 
züglich der  Pensionen  425  f.; 
Vers'orgung  der  geistes- 
kranken Angehürigen  von 
-^  (Unteroffizieren  und 
Mannschaftspersonen)  45H; 
Militärtaxpflicht  480;  Müi- 
tärjurisdiktion  93,  512  f., 
'Ab;  Disziplin  nrbehandlung 
V»3,  622  f. 

LandsturmpfliGht  90  iT. 

Landsturm  rollen  *j1. 

Landsturmschützenschnle 
380. 

Land  stürm  territorlalba- 
taillone  170. 

Landstarmterritorlalbe- 

hörden^   als  Krgänzungs- 
*     behOrtlen  4ö;  als  anweisen- 
de Hehörden  47 L 

Landstnrmterritorialkom- 
manden  220. 

Landsturnitlerärzte  176. 

Landstiirmtrappen,  sieh 
Landsturm. 

Landsturmzeogshänser  in 
Tirol  und  Vorarlberg  272  f. 

Landtag  (kroatiscL-slavo- 
niHcher)^  Mitwirkung  bei 
derHeeresgcsetzgebung  20 ; 
Wahlrecht  der  Il<»eresper- 
sonen  13i);  sieh  parlamen- 
t.irij^che  Körperschaften. 

Landtage(dsterreichi8che)y 
Mitwirkung  hei  der  Heere.-«- 
^^'sji'tzgobung  l*.>f.,  28."); 
VVahberht  der  Heeresper- 
souen  121);  sieh  parlamen- 
tarische Körperschaften. 

Land*  und  Wa^sorbauamt, 


sieh  Marineland-  und  Was- 
serbauanit. 

Land-  and  Wasserbaninge- 
nieur  (Oberster)  323. 

Land-  and  Wasserbau- 
wesen,  sieh  Marineland- 
und  Wasserbauwesen. 

Landnngsambülanz  353. 
Landwehr,      Landwehren, 

erste  Einführung  4;  Aus- 
gestaltung 7  f. ;  Kompe- 
tenzen der  Gesetzgebung 
17 f.;  bildet  (bilden)  einen 
Bestandteil  des  österrei- 
chisch-ungarischen Heeres 
27;  freiwilliger  Eintritt  in 
die  -«-  109;  verkürzte 
Landsturmpflicht  der  zu 
dreijähriger  aktiver  Dienst- 
pflicht verhaltenen  Mann- 
schaftspersonen der  k.  k. 
Landwehr  91 ;  nichtaktives 
Dienstverhältnis  71  ff.,  119; 
dienstlicher  Vorrang  123, 
152;  gesetzliche  Bestim- 
mungen über  die  Organi- 
sation 151  f;  Rekruten- 
kontingent  155;  Berück- 
sichtigung bei  der  Ein- 
teilung der  Rekruten  159; 
Formation  168  f.;  Seel- 
sorgedienst 1 72, 380;  Justiz- 
dienst 173;  Sanitätsdienst 
und  ärztliches  Offiziers- 
korps 174^  344;  tierärzt- 
licher Dienst  176;  Rech- 
nungsdienst 176,  178;  In- 
tendanzdienst 178;  Ver- 
hältnis zum  Generalstab 
185;  Verwendung  202  f.; 
militärische  Leitung  220 ff.; 
Dislokation  224;  Rechts- 
vertretung 236 ;  Beschaf- 
fung des  Bekleidunga-  und 
Ausrüstungsbedarfes  253 ; 
Waffen-  und  Munitions- 
wesen 272;  Monturwesen 
273  f.;  Pferdekonskription 
für  die  —  284;  Sanitäts- 
anstalten 349  f.;  Arreste 
367,  369;  militärgeistliche 
Jurisdiktion  384 ;  Matrikeln 
3S3  f.;  höhere  Berufsbildung 
398  f.;  Statistik  412;  Or- 
gane (lerF'inanzverwaltung 
471  ff.;  Budget  474f.:  Slrnt- 
gerichte  5o3  ff. ;  Militär- 
jurisdiktion  66,  512  f.,  515; 
Disziplinarbehandliing 
622  f.;  militärische  Ehren- 
räte 643;  sieh  Landwehr- 
persouen. 

Landwehrarreste  367. 


Land  wehransrttstnngs» 
hauptdepot  272  ff. 

Landwehrbeamte,  Dienst- 
verhältnis derselben,  sieh 
Militärbeamte. 

Landwehrbehörden,  Dienst- 
verhältnis der  bei  denselben 
angestellten  Diener  117 ; 
Disziplinarbehandlung  der 
Kanzleidiener  der  -^  634 

Landwehrbuchhaltung'  des 
ungarischen  Landesvertei- 
digungsministeriums 473. 

Landwehrdistrfktsgerichte 
(ungarische)  506  f. 

Landwehrdistrlktskom- 
manden  fungieren  alsLand- 
Wehrergänzungsbehörden 
zweiter  Instanz  48;  ent- 
scheiden über  die  Gesuche 
der  Einjährig-Freiwilligen 
in  zweiter  Instanz  98 ;  sind 
mittlere  Kommandobehör- 
den für  die  ungarische 
Landwehr  220;  sind  mittlere 
Verwaltungsbehörden  für 
die  ungarische  Landwehr 
233;  sind  anweisende  Be- 
hörden 471. 

Landwehrdirisionskom- 
manden  221. 

Landwehreid  95. 

LandwehrergäuKungäbe- 
zirke  48. 

Landwehrergränzungsbe- 
zirk8beh4>rde,   der  Kom- 
mandant derselben  ist  Mit- 
glied   der    Stellungskora- 
mission  49. 

Landwehrergänzungsbe- 
zirkskomnianden  fungie- 
ren in  Österreich  als  mili- 
tärische Ergänzungsbehör- 
den 48. 

Landwehrergänzungskom- 
manden  fungieren  in  Un- 
garn als  militärische  Er- 
gänzungsbehörden 48. 

Landwehrerziehungs-  und 
Bildnngsanstalten  390, 
396  ff. 

Landwehreyldenzbeamte 

184. 

Landwehrevidenzbezirke 

48. 

Land  wehrf echt  meister  184. 

Landwehrgamisons- 
spitäler  349. 

Landwehrgebäude,  Amts- 
handlungen der  Zivil- 
behörden in  solchen  öOO  ; 
sieh  Gebäude  (militärische 
und  militärisch  besetzte'^ 
Kasernen. 
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Landwehrgeistliche      172, 

380. 

Landwehrgerichte  506  if.; 
die  Militärstrafprozeliord- 
nunggilt  auch  für  diese  577; 
gerichtsherrliche  Rechte 
der  höchsten  -—  580. 

Landwehrgerichtscxposi- 
tnren  506. 

Landwehrgerichtshof 
(Oberster),  Einfluß  auf  die 
Visitation  derLandwehrge- 
richte  in  Ungarn  366;  Orga- 
nisation in  Österreich  506; 
Organisation  in  Ungarn  507. 

Landwehrh  nsarenr  egi- 
menter  169. 

Landwehrinfanterie,  Land- 
wehrinfanterieregimen- 
ter 168  f. 

Landwehrinfknterie- 
Brigadekomnianden  221. 

Landwehrintend  antnrs- 
beamte  178 

Landwehrkadettenschnlen 
390,  897  f. 

Landwehrkassen  471. 

LandwehrkaTallerie  169. 

Landwehrkavallerie- 
Brigadekommanden  221. 

Landwehrknyallerle- 
inspektoren  224. 

Landwehrkayalleriekurs 
398  f. 

LandwehrkaTallerie-Te!e- 
graphenknrs       (ungari- 
scher) 401. 

Landwehrkommandanten, 
Übertragung  der  Gerichts- 
herrlichkeit  an  die  höheren 
^^  579;  Kompetenz  zur 
Anordnung  der  chrenrät- 
lichen  Vorverhandlung  645. 

Landwehrkommanden  fun- 
gieren als  Landwehrergän- 
zungsbehörden zweiter  In- 
stanz 48 ;  entscheiden  über 
die  Gesuche  der  Einjährig- 
Freiwilligen  in  zweiter  In- 
stanz 98 ;  sind  mittlere  Kom- 
mandübehürdenfür  diek.  k. 
Landwehr  220;  sind  mitt- 
lere Verwaltungsbehörden 
für  die  k.  k.  Landwehr  233; 
wirken  mit  bei  der  Repar- 
tition  des  Pf'erdebedarfes 
279;  wirken  mit  bei  der 
Festfätelluiig  der  Kinquar- 
tierunp.sbezirke  fiirdievor- 
Uberfi^ehende  Einrjuartie- 
ruTig  293;  wirken  mit  bei 
der  Vi-rprtefjung  der  k.  k. 
Landw  ehrtruppen  305 ;  siml 
anweisende  Behörden  471. 


Landwehrmarodenhiuser 
(ungarische)  349. 

Landweh  rmedikam  enten- 
personal    (ungarisches) 

175. 
Landwehrmonturfeld- 

depots  274. 
Landwehrniunitionskom- 

mission  (ungarische)  272. 
Landwehrmontnrzentral- 

depot  (ungarisches)  274. 
Landwehrobergerichte, 

Einfluß  des  Landwehrober- 

§  erlebtes  auf  die  Visitation 
er  Landwehrgerichte  in 
Ungarn  366;  Organisation 
506  f.,  509. 

Landwehroberkomman- 
danten, PHicht  zur  Be- 
richterstattung gegenüber 
dem  Reichskriegsminister 
29;  Gleichstellung  des  un- 
garischen -^  mit  den  kom- 
mandierenden Generalen 
des  Heeres  102;  gerichts- 
herrliche Rechte  579  f.; 
Kompetenz  zur  Anordnung 
der  ehren  rätlichen  Vorver- 
handlung 645. 

Landwehroberkomman- 
den,  denselben  sind  Be- 
fugnisse der  Kommando- 
gewalt dauernd  delegiert 
12 ;  sindhtJhereKommando- 
behörden  für  die  Land- 
wehren 220 ;  Verhältnis  der 
Landwehrkavalleriein- 
spektoren zu  den  --  224; 
Recht  zur  Bestätigung  der 
Beschlüese  im  ehrenrät- 
lichen  Verfahren  650. 

Landwehroberrealschulen 
(ungarische)  390,  394  f. 

Landwehrofflsiers  -  Aspi- 
rantensehulen  389,  394. 

Landwehrofflziersbil- 
dnngsknrs  der  Ludovica- 
Akademie  397. 

Landwehroffiziersknrs 
(höherer  in  Ungarn) 400. 

Land  Wehrpersonen,  Gleich- 
stellung mit  den  Heeres- 
personen und  dienstlicher 
Vorrang  123.  152;  Ein- 
teilung 152;  öflentlicher 
Rechtsschutz  der  „Pen- 
sionsanspriiche  in  Öster- 
reich 237,  427;  militär- 
geistliche  Jurisdiktion  384 ; 
Anrechnung  der  Dienst- 
zeit bei  der  Pensionierung 
4-21  f.,  4:^2;  Kostenbestrei- 
tung bezüglich  der  Pen- 
sionen 425  f.;  Verscrgung 


der    geisteskraukrii    Ai 
gehörigen  lon   — ^   M'n^'-' 
oftizieren  undManni^rhaf'«- 
personeni    45»>;      Mili»..r 
Jurisdiktion    512  f,      '^'. ' 
die    Toilesstrafe    hat    i» 
k.   k.  -^  keine   B^^<'hra' 
kung     der     biirgorlirli«  • 
Rechtsfähigkeit  Jtur  FhL- 
533;    bei    k.    k.    --    rr  ^ 
keine    Verlfingeriinjj     •*• 
Dienstzeit   »1«    Folp^i»   .i-' 
Desertion   ein   ."iS   ;     Di- 
ziplinarbehandlung    ^^i- 

Landwehrpflichty        »krr«* 
64  ff.,    nichtaktive    71   r: 

Landwehrplatxkooinaii* 
den  222. 

LandwehrproTiaDtofD- 
ziersknrs  399. 

Landwehrrechnanipt- 
beamte  (ungarische)  17» 

Landwehrs  tai  lonsko  n  • 
mandeii  2*22. 

LandwehrsubalterBofn* 
ziersknrs  400 

Landwehrstabsofnzier^- 
knrse  400. 

Landwehrstellnngsbexiri' 

48. 

Landwehrsträf  lin^  H6  •  t 

Landwehrterritorial« 
behSrden,  sieb  Land wrhr- 
kommanden,      Landwrnr- 
distriktskommantlen. 

Landwehrtrnppen  (b^ril- 
tene))  Einjluiriff- Freiwil- 
lige der  berittenen  k.  k 
Land^etirtruppen  loi^»<»t 
den  Präsenzdienst  l>ei  *\*X' 
Kavallerieregimentern  d»^ 
Heeres  9«;  B^ormation  1^ ''. 

Landwehrtmppenrerh- 
nungsführer  176. 

Landwehrtrnppen»pitftler 
(ungarische)  «^49. 

Land  wehrnh  lanenregrt* 
nienter  169. 

Land  wehm  nt  eranch  B  nars- 
arreste,   sieh   L^tndis  ohr- 
arreste. 

Landwehrrerpflegnanatal* 
ten  (ungarische)  80\ 

Landwehr*Zentraikaval* 
lerieschnle  (0BgariM-<kiei 
394. 

Landweh  r-Zentrat  vraffen- 
depot  (nngarischrs)  2T_ 

Landwirtschaften,    I:(r;ni<»- 
stigungen  der  Bef^itxer  i*i- 
erbter    -*^    bezUglirh    ■   • 
Miiitärdien8tpHieht«VJ.r«4 1. 
ErsatzreservepHicht      il»  - 
selben  Si. 
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Leben    (Tom   Lande)^    als 

Kriegsverpflegsart  802. 

Lebensfllhrnng  (Standes- 
gemüfie)  der  nichtaktiven 
Offiziere  103. 

Lederbranche*  Deckung  des 
HeercsbedarfB  255. 

Legalisierung  (der  Ur- 
linnden)  gehört  zur  Militär- 
Justizverwaltung  365. 

Legitimationsblätter  der 
Gefallenen  383. 

Lehensheer  1. 

Lehramtskandidaten  (in 
Ungarn),  Begtinetigungen 
bezüglich  der  Militärdienst- 
pflicht (Eraatzreserve- 
pflicht)  52,  82. 

Lehranstalt  für  die  höhere 
wissenschaftliche  Ausbil- 
dung der  Seeoffiziere  (an 
der  M^rineakademie  in 
Kiel)  405;  militärärztliche 
in  Brüssel  405;  für  die 
Behandlung  der  inneren 
Krankheiten  und  zur  Er- 
lernung der  Militärarzuei- 
mittellehre  am  Gumpen- 
dorfer   Militärspitale   405. 

Lehrer,  Begünstigungen  be- 
züglich der  Militärdienst- 
pHicht  (ErsHtzreserve- 
pflicht)  52,  82;  bleibende 
Befreiung  vom  Militär- 
dienste in  Bosnien  und 
der  Herzegowina  83;  -^ 
an  öffentlichen  oder  mit 
dem  Hechte  der  Öffent- 
lichkeit ausgestatteten  An- 
stalten können  im  Kriege 
in  ihren  Anstellungen  be- 
lassen werden  78  f.;  Unter- 
stützung im  Falle  der  Ein- 
berufung 419,  457,  460. 

Lehrerbildungsanstalten^ 
Zöglinge  der  -^  werden 
im  Frieden  beurlaubt  82; 
Unterlehrer  und  Lehrer 
derselben  haben  nur  die 
Ersatzreservepflieht  zu  er- 
füllen 82;  Schullehrer  an 
denselben  genießen  in  Bos- 
nien und  der  Herzegowina 
die  zeitliche  Befreiung 
vom  Militärdienste  83;  sieh 
Supplenten. 

Lehrkurs  über  Militärrecht 
173;  für  Militärkur- 
schmiede 176,  403;  prak- 
tischer «-^  für  Auditoriats- 
praktikanten  401  f. 

Leibesstrafen,  als  gericht- 
liche Strafen  582  f. ;  als 
Disziplinarstrafen  626. 


Leibgarden^  geschichtliche 
Entwicklung  und  Organi- 
sation 31  f.;  Heiratsbewil- 
ligung für  Mannschafts- 
personen 141;  die  unga- 
rische und  galizische  dien- 
ten auch  als  Bildungsinsti- 
tute  31,  387;  Strafgerichte 
504;  Funktion  als  Wache 
547 ;  Rücktransferierung 
von  denselben  als  Diszipli- 
narstrafe 627 

Leibgarde  -  Infanteriekom- 
pagnie 32,  138,  504. 

Leibgarde  -  iieitereskadron 
32,  138,  504,  579. 

Leinenbranche,  Deckung 
des  Heeresbedarfs  256. 

Leiter  (der  Militärstraf- 
[Landwehr]gerich1e)  508. 

Leitung  (militärische)  des 
Heeres  6,  202  flf.,  218  ff. 

Leutnants  (der  Handell- 
marine)  haben  Anspruch 
auf  Ableistung  des  Ein- 
jährig-Freiwilligendienstes 
in  der  Kriegsmarine  103. 

Lifoell   (Innsbrucker)  1. 

Lieht,  Außerachtlassung  der 
Vorschriften  über  den  Ge- 
brauch von  Feuer  und 
Licht  in  ärarischen  Objek- 
ten und  auf  Kriegsschiffen 
56ö  f. 

Lichtmaschinenknrs  398. 

Lieferungen  (kontrakt- 
liche) für  die  Heeresver- 
waltung 249  ff. 

Lieferungswesen  (militäri- 
sches), sieh  Submissions- 
wesen. 

Limitoranchtabak ,  An- 
spruch der  Soldaten  darauf 
314;  Verkauf  desselben  ist 
verboten  320. 

Linie  (vordere) ,  Durch- 
führung der  Verpflegung 
in  derselben  307. 

Liniendienstpflicht,  als  Ka- 
tegorie der  aktiven  Dienst- 
pflicht 67  ff. 

Lippowaner,  Wehrpflicht 
derselben  40;  militärgeist- 
liche Jurisdiktion  über  -^ 
385. 

Liquidationsverfahren  bei 
Entschädigungsansprüchen 
in  Festungsrayonssachen 
194. 

Literarische  Behandlung, 
Literatur  des  österrei- 
chisch-ungarischen Heeres- 
rechtes 2öf.;  des  Militär- 
justizrechtes  498  ff. 


Scbmtd,  DtkS  Heeresrecbt  der  österr^ong.  Monarchie. 


Lloyd     (österreichischer), 

Verpflichtungen     für    die 
Heeresverwaltung  342. 

Löhnungen,      Löhnnngs- 
wesen,     Exekutionsprivi- 
legien 127;    Arten   314  f.; 
Aufbesserung  490. 

Löhnnngsdepositen  (der 
Marinepersonen)  31 9, 32 1. 

Löschen  (der  Stellnngs- 
pfliehtigen)  51. 

Lohnabzüge,  als  Disziplinar- 
strafe gegen  das  Arsenals- 
arbeiterpersonal 634. 

Lokalanstellnngen,  Heeres- 
persouen  in  '^  119  f. 

Lokalbahn gesetz  338. 

Lokalbahnnnternehmnn- 
gen,      Verpflichtungen 
gegenüber  der  Heeresver- 
waltung 338. 

Lombardkredit,  Vorkehrun- 
gen für  denselben  im 
Kriegsfalle  490  f. 

Loskanf  vom  Militärdienste 
3,  40. 

Loskanfstaxe  40,  90,  479/ 

Losung,  Losungsverfahren 
50. 

Losnngsliste  50. 

Lndovica- Akademie  390 , 
396;  sieh  ZOglinge  (der 
Ludovica- Akademie). 

Macht  (bewaifhete),  Begriff 
26;  Angehörige  derselben 
118. 

Magazindirektion  im  See- 
arsenal 275. 

Magazinsofflzier  316. 

Magazinsstalfel  der  Feld- 
verpflegsmagazine  303. 

Magazinverpflegnng  299 f.; 
sieh  Eigenregie. 

Malteser  Ritterorden  (sou- 
verSner),  freiwillige  Sani- 
tätspflege desselben  356, 
364. 

Manipnlationsdienst,  Trup- 
penschulen für  den  -^  391. 

Manipnlationsschulen  (be- 
sondere) 391. 

Mannlichergewehr  (neues) 
71. 

Mannschaftsehen  140. 

Mannschaftsbibliotheken 
414. 

Mannschaftskost,  Aufbes- 
serung derselben  490 ; 
sieh  Menage,  Geldstrafen. 

Mannschaftspersonen,  Evi- 
deazvorschriften   für   die- 

44 
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selben  38;  Meldepflicht  der 
nichtaktiven  ^  72,  244  f.; 
nichtaktive  -^  haben  keine 
Berechtigung  zum  Tragen 

.  der  Uniform  124;  Wahl- 
recht 128  flf.;  Verbot  von 
privaten  Erwerbsbeschäfti- 
gungen     133;      genießen 

.  Portofreiheit  bezüglich  der 
durch  die  Feldpost  beför- 
derten Sendungen  136; 
sind  befreit  von  den  Stol- 
gebühren 136;  Heiratsbe- 
willigung   139  ff.;    können 

.  keine  vollgültigen  Dar- 
lehensverträge abschließen 
142;  LOhnungswesen  314  f. ; 
Vollzug  von  disziplinaren 
Freiheitsstrafen  gegen 
nichtaktive  '^  371;  Ver- 
sorgung 431  ff.;  Versor- 
gung der  Angehörigen 
450  ff. ;  gerichtliche  Strafen 
533 ff.;  Bestimmungen  über 
den  Umfang  der  Gerichts- 
herrlichkeit 579;  Rechtfer- 
,  tigung  der  in  Kriegsgefan- 
genschaft geratenen  oder 
einer  sonstigen  Pflichtver- 
letzung vor  dem  Feinde  be- 
schuldigten -^  584;  Behand- 
lung im  Untersuchungsver- 
fahi'en  587 ;  Abhaltung  des 
rechtlichen '  Erkenntnisses 
594 ;  Durchführung  des 
nachträglichen  Beschluß- 
verfahrens 597;  Diszipli- 
narstrafen und  Disziplinar- 
bestrafung 617, 625  ff.,  630. 

Mannschartsscholeii  389 ; 
für  besondere  Zwecke  391; 
bei  den  Kompagnien  des 

.   Matrosenkorps  392. 

Hannsehaftswechsel  (all- 
gemeiner) 69. 

Mappierung,  Mappiernngs- 
arbeiten   (Militftr-),  Be- 

.  treten  der  Grundstücke 
durch  Organe  der  — -  407; 
Anrechnung  der  Zeit   bei 

.   der     Pensionierung     423; 

.  günstigere  Behandlung  der 
dabei  beschäftigten  Ka- 
detten bei  der  Pensionie- 
rung 432. 

Maria  There.sienorden,  Be- 
freiung der  Pensionen  von 
der  Steuer  134;  damit  ver- 
bundene    Pensions-     und 

-  Unterstützungsbeträge 466. 
Marine,   sieh   Kriegsmarine 

(österreichisch-ungarische). 
Marineärzte,Gliederungl74; 

-  Militärjurisdiktion  511. 


Marineakadenile(lnFiame), 

Professoren  171.  183,  378, 
383,  390,  396. 

Marineakademie  (in  Kiel), 
sieh  Lehranstalt  (fllr  die 
höhere  Ausbildung  der 
Seeoffiziere). 

Marineapotlieke  354. 

Marineartillerie ,  techni- 
sches Personal  derselben 
183. 

Marineartilleriekommis- 
sion (permanente)  409. 

Marineattacli^  406. 

Marineauditore  172. 

Marinebanveriraltung,  sieh 
Marineland-  und  Wasser- 
bauwesen. 

Marinebeamte,  Dienstver- 
hältnis 116;  Berufsbildung 
(praktische)  398 ;  unter- 
stehen dem  Marinegerichte 

'  504;  sind  von  der  Gerichts- 
barkeit der  Schiffsgerichte 
ausgenommen  505 ;  Militär- 
jurisdiktion 511. 

Marinebefelile  15. 

Marinebekleidnngsamt  273. 

Marinebekleidnngswerk- 
stätte  253,  273. 

Marine-Bfirgerschnle  184. 

Marinediener,  Gliederung 
1 84;  Disziplinarbehandlung 
634. 

Marinegärtner  183. 

Marinegefangenhaus,  Glie- 
derung des  technischen 
Aufsichtspersonals  174; 
innere  Einrichtung  367; 
das  Aufsichtspersonal  steht 
unter  Militärjurisdiktion 
511. 

Marinegeistliclie ,  Gliede- 
rung 171;  stehen  unter  Mi- 
litärjurisdiktion 511. 

Marinegericlit  504. 

Marinejustizpflege,  Aufbe- 
wahrung der  Akten  413; 
sieh  Militärstrafgerichts- 
barkeit. 

MarinekadettenkoUeginm 
389  f. 

Marinekapläne  171,  378. 

Marinekassen  181 ;  sieh 
Schifl'skassen. 

Marinekommandant,  ge- 
richtsherrliche Rechte  des- 
selben 579. 

Marinekommissariatsbe- 
amte 176,  178,  181. 

Marinekonsummagazin  276, 
309. 

Marinekontrollsamt  470, 
473. 


Marinekaraten  171. 
Marineland-   und  Hawr. 

banamt)  Deckung  <*.<••  i. 

darfes   253;    Suhiui«^:. 

wesen      264  ff.;      l  •• 

Stützungsfonds   d(*r  / 

arbeiter  276;  Organiv 

323. 
Marineland-   und  W &%%.>. 

bandirektionen  r.L*;. 

Marineland-   and   Ifa^vr. 
banwesen  ^       tecfaniN 
Personal  183;  Diszip 
behandinng    der  lli! 
sonen  634. 

Marinelokalanstelliuiffn 
Offiziere  in  ^  121. ' 

Marinemannsctaaft     n .' 
steht   in   gewissen  1 . 
den     Militärstraf^riri'  * 
des  Landheeres  r*»04. 

Marineministerinm  \i'; 

Marinemusenm  415. 

Marineoberkommando . 

MarineofÜBiere  nntor^* 
dem    Marinegeriehte 
sind  von  der  Gerieh»* 
keit    der     Schi  ff  jp- 
ausgenommen     'rA:   ^ 
Seeoffiziere. 

Marinepersonen^  Kx;v 
tionen  derselben  III,  \ 
rechnung    der    hm.-' 
bei  der  PensioniemuL-  '. 
günstigere  Behau  diu*),* 
der  Pensionienmjf  l-.l 
Funktion  ab»  Wachen 
547. 

Marinepfarramt  37K. 
Mariaepfarrer   171.  37 : 
Marinesanltftt^amt  öU.  4 

412. 
Marinesanit&takomll^r^ 
Marineseelsorge,  <m'm',. 
te  376;  sieh   MariDtV' 
liehe,  Marinekapläne.  V 
rinekuraten,    Mari»«]!  . 
amt,  MarinepfarnT. 

Marinesektion  (de«Beirh 
kriegsminiHterinrns),  < 

ganisation  230 f.;  Kor 
tenz  bei  Liefern nirfü  :• 
nimmt  EinfluQ  aut  du- 1 
folglassung  der  hl\hi<  \ 
depositen  321 ;  fim^irr' 
anweisende   Behüpic  ^ 
kann  die  Aufstellimi'  *• 
terer   Marinegericht»« 
.  ordnen  504;    ist  ^>r{ 
Ebrenrates   fiir    Atln  .r 
643;  Kompetenx  zur  '• 
Ordnung  der  elirenrütlt  • 
Vprverhandhing  64'« 
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Marinespital  168,  171,  349, 
378,  383. 

Ufarinestationskoniman- 
danten  222. 

Marinesträflinge  367  f. 

Marinestrafliaus,  sieh  Ma- 
rinegefangeDhauB. 

Marinesaperiorat  376. 

marlBeteclinisches  Komi- 
tee 409. 

Marine-Unterrealschule 
184. 

Marineveriraltungy  Eigen- 
regio  derselben  247. 

Marine-Yolksschule  184. 

Marinezahlämter  471. 

Marinezalilstelle  in  Triest 
471. 

MarinezentralarcliiT  413. 

Marinezentralstelle,  sieh 
Marinesektion. 

Marltetender,  Marketen- 
dereien,  Befugnisse  307, 
309  f. 

Mititärjurisdiktion  496. 

Marodenhänser  346,  348  f. 

Marodieren  561  f. 

Marsclidepntierte  332. 

Marsclidokument  293. 

MarHclikonkurrenzbezirke 
332. 

Marscliecliiquiery  Durch- 
führung der  Verpflegung 
in  demselben  807. 

Marschmagazine  304. 

Marschstationen  beim  Vor- 
spann 332. 

Marsch-  und  Bagageord- 
nnng  3. 

Maschiuenbaadlenst  (der 
Kriegsmarine),  Personal 
desselben  183. 

Maschinenbetriebsdienst 
(der  Kriegsmarine),  Per- 
sonal desselben  183. 

Maschinendienst,  Kom- 
pagnien des  Maschinen- 
dienstes 167. 

Maschinenjangen,  Einrei- 
hung 110, 167;  verlängerte 
Dienstpflicht  112. 

Maschinei^angenschnle 
392. 

Masehinenunterofflilers* 
schnle  392. 

Maßregeln  (außerordent- 
liche) gegen  die  Stel- 
lungsflucht 60  f. 

Materialhanptdepot  derGe- 
80 11  Schaft  vom  Roten  Kreuz 
302. 

Materiailkontrollsamt   470. 
Materialtransportschiffe 
167. 


Matrikenftthrer,Mitwirkung 

bei  Abfassung  der  Stel- 
lungslisten und  Verant- 
wortlichkeit hiefdrSO;  Mit- 
wirkung bei  der  Abfassung 
der  Landsturmrollen  (Land- 
sturnilisten)  91. 

Matrosen  werden  in  das 
Heer  ohne  Rücksicht  auf 
die  Körpergröße  aufgenom- 
men 106 ;  Auslieferung 
524 f.;  besondere  Diszipli- 
narstrafen gegen  die  ^^ 
626;  sieh  Marinepersonen. 

Matrosendepots  166  f. 

Matrosenkorps,  Formation 
166  f.,  175;  Truppenschu- 
len beim  ^  392  f. 

Hatrosenschulschiff  393. 

Mantbefreiung  der  Heeres- 
personen 135;  des  Vor- 
spanns 333. 

Medikamentenanstalten 
(Militär-)  353  f. 

Medikamentenbeamte  (Mi- 
litär-), Gliederung  175; 
stehen  in  Österreich  nicht 
unter  Militärjurisdiktion 
511. 

Medikamentenbranche, 
technisches    Hilfspersonal 
derselben  175. 

Medikamentendepot  353. 

Medikamentendirektion 
353,  408. 

Medikamentendirektor  353. 

Medi  kamentenfelddepots 
354. 

MedikamentenTerwnltnng 
(Militär-),    Medikamen- 
tenwesen (Militär-)  353 f. 

Mediziner,  zeitliche  Befrei- 
ung derselben  vom  Militär- 
dienst in  Bosnien  und 
der  Herzegowina  83;  Ein- 
jährig -  Freiwilligendienst 
103  f. 

Meinungsänfierung  (dnrch 
die  Presse),  Beschränkun- 
gen für  lieerespersonen 
131. 

Meldebuch  für  die  militäri- 
schen Meldungen  der  nicht- 
aktiven Gagisten  73. 

Meldepflicht  als  Ausfluß  der 
Stellungspfiicht  45  f.;  ist 
nicht  ausgesprochen  i  m  pro- 
visorischenWehrgesetz  von 
Bosnien  und  der  Herzego- 
wina 46 ;  der  noch  nicht  ein- 
gereihten Assentierten  61 ; 
der  nichtaktiven  Personen 
72  ff.;  der  nichtaktiven 
Mannschaftspersonen      im 


Mobilisier ungsfalle  73;  der 
Ersatzreservisten  80;  der 
landsturmpflichtigen  Per- 
sonen 92;  derOfliziere  des 
nichtaktiven  Standes  102. 

Meldewesen     (bürgerli- 
ches), Geltung  desselben 
.  für    Heerespersonen    147. 

Meldungen,  Erstattung  un- 
richtiger Meldungen  oder 
Unterlassung    wichtiger 
Meldungen  über  den  Feind 
564;     Nichtbeförderung 
dringender  Meldungen  ö66. 

Menage,  Menagewirtschaf- 
ten, Einrichtung  307  ff.; 
Geldstrafen  sind  zur  Auf- 
besserung zu  verwenden 
627. 

Menagekommissionen  308, 
316. 

Mennoniten,   Wehrpflicht 
derselben  40. 

Menschenraub  zum  Zwecke 
der  Anwerbung  für  fremde 
Kriegsdienste  oder  für  den 
Waflendienst    einer    auf- 

.    rührerisehen    Partei    569. 

Mefistiftungen  (Militär-) 
377. 

Meuterei  65, 530, 532,  545  f., 
606  f. 

Mild«rungsgrttnde  539  f. 

Militärabteilhngen  (der  Mi- 
litärterritoriaibehör- 
den)  233. 

Militärärar,  für  die  Tiere 
desselben  gelten  besondere 
Bestimmungen  bei  Tier- 
krankheiten 148 ;  grund- 
bücherliche  Behandlung 
236,  477  f. ;  Ersatzpflicht 
bei  Militär-  und  Kriegs- 
schäden 493  ff.;  Unterwer- 
fung unter  die  Judikatur 
der  Zivilgerichte  497 ;  Gel- 
tendmachung der  privat- 
rechtlichen Ansprüche  des- 
selben im  Militärstrafver- 
fahren 597. 

Mllitäraeronautische  An- 
stalt 188. 

Militäraeronantlscher 
Kurs  404. 

Militärärzte  stehen  auch 
auOerhalb  ihrer  Standes- 
gruppe im  Verhältnisse  von 
Höheren  und  Niederen  121 ; 
fallweises  Befehl sgebungs- 
recht  122;  Wahlrecht  128  f; 
Einkommensteuerbefrei- 
ung 134;  Stenipelbefreiung 
135;  Befreiung  der  Ver- 
lassenschaften     von     den 

44» 
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Fondsgebühren  in  Wien 
136;  dürfen  Privatpraxis 
ausüben  133;  Gliederung 
1 74 ;  bei  der  Armee  im  Felde 
344;Obliegenheitenderaus- 
übenden  ^^  345;  besondere 
Obliegenheiten  in  den  Mi- 
litärerziehuDgs-  Qnd  BU- 
duDgsanstalten  346;  Aus- 
bildung 403,  405;  stehen 
unter  Militärjurisdiktion 
511;  können  regelmäßig 
kein  Militärdelikt  begehen 
521;  besitzen  das  Kecht 
der  Ehi'ennotwehr  528 ; 
strafrechtliche  Behandlung 
wegen  Feigheit  557;  ehren- 
rätliche  Behandlung  640  tf. 

Militärärztliche  Biblio- 
thek der  Militärsanitäts- 
komitees 407. 

MilitärärztlieherKurs,  frü- 
herer 403. 

Militärakademien  388, 395f .; 
Militärakademie  in  Wiener- 
Neustadt  387  f.,  895  f.,  504; 
adelige  887 ;  technische  388, 
395  f.,  504. 

Militärappellationsgericht 
(allgemeines)  496. 

Militärarbeiter  167;  sieh 
Dienstleistungen  (für  be- 
sondere Kriegszwecke), 
landsturmpflichtige  Per- 
sonen. 

Militärarbeiterschalen  (bei 
der  Kriegsmarine)   392. 

MilitärarchlTe  413. 

Miiitärassistenzen  207  ff., 
2l6f. 

Militärattaches  405  f. 

Militärbeamte,  Ernennung 
derselben  12, 229;  Evidenz- 
vorschriften und  besondere 
Bestimmungen  für  nicht- 
aktive '^  38;  Dienstver- 
hältnis 116;  Wahlrecht 
128  ff.;  nichtaktiven  ist  die 
Beteiligung  an  politischen 
Versammlungen  verboten 
131;  genießen  keine  Ein- 
kommensteuerbefreiung 
134;  genießen  in  gewissem 
Umfang  Stempelfroiheit 
135;  sind  von  den  Porto- 
gebühren rücksichtlich  der 
durch  die  Feldpost  beför- 
derten Sendungen  befreit 
136;  Regelung  des  Paö- 
und  Melde  Wesens  147; 
Waffenpolizei  147 ;  Be- 
stinmmujren  über  den  Um- 
fang der  Militärjurisdiktion 


in  Österreich  511,  513; 
können  regelmäßig  kein 
Militärdelikt  begehen  521 ; 
gerichtliche  Strafen  583  ff. ; 
begehen  keine  Desertion 
durch  Entweichung  549; 
Bestimmungen  über  den 
Umfang  der  Gerichtsherr- 
lichkeit 579;  die  Vor- 
untersuchung ist  gegen 
sie  obligatorisch  585;  Be- 
handlung im  Untersu- 
chungsverfahren 587;  Sus- 
pension von  der  Dienst- 
leistung bei  Untersuchun- 
gen 588;  kriegsrechtliches 
Verfahren  gegen  -^  594  ff. ; 
Disziplinarbebandlung 
631  ff.;  Disziplinarvorschrift 
für  die  —  (und  die  in  keine 
Rangklasse  eingeteilten 
Gagisten  des  k.  u.  k. 
Heeres)  632;  Anhang  dazu 
634:  sieh  Heerespersonen, 
Militärbedienstete. 

Militärbedienstete,  Aus- 
schließung derselben  von 
der  Zeugenschaft  im  Mili- 
tärstrafverfahren 5fc9. 

Militärbeft'eiangstaxe  (äl- 
tere))  sieh  Loskaufstaxe. 

Militärbibliotheken  413  f. 

Militärcharakter,  Verlust 
desselben  als  Folge  der 
Verurteilung  durch  ein 
Zivilstraf gerioht  639;  als 
Folge  des  ehrenrätlichen 
Verfahrens  650 ;  sieh  Kassa- 
tion, Entlassung. 

Militärdelikte,  sieh  Delikte 
(militärische). 

Militärdepositen  475;  sieh 
Depositen  (militärgericht- 
liche). 

Militärdienst,  lebensläng- 
licher 8f. ;  die  Regelung 
des  Militärdienstes  bildet 
einen  Bestandteil  der  Mili- 
tärverwaltung 16;  Einfluß 
auf  andere  Rechtsverhält- 
nisse 124  ff. ;  sieh  Dienst- 
pflicht. 

Militärdienstpflicht,      sieh 

Dienstpflicht. 
Militärdienstverhältnis, 

sieh  Militärdienst. 

Milllärdienstieichen,  Ver- 
lust desselben  537,  552. 

Militäreigenschaft,  Bedeu- 
tung für  das  Militärstraf- 
recht 523. 

Militäreskorte,  Funktion 
als  Wache  205,  547. 


»V 


I     - 


Militärfllialkasse  in  Moi^ 

471. 
Militärfonds,     sieh     F*>r 

(militärische). 

Militärgebände,    s-i-h    i 
bäude    (Diilitarische     c:. 
militärisch  besetzte). 

Militärgef  ängnlsse,  V,\\v 
rung  des  technischen  T«  r 
sonals    184;    Arten       i<' 
innere  Einrichtung  86^i  -' 
das    technische     Pers»- 
steht  unter  Militärjurisi  k- 
tion  511. 

Militärgeistliche,    Militär- 
geistlichkeit,  dleaMtli'-S.  - 
Vorrang    derselben      ICJ 
Wahlrecht   128  ff.;    Bft.- 
ligungder  nichtakti\eij  a 
politischen  Versaninilu  d  >^'  -• 
ist  verboten  131 ;  Einkt» 
mensteuerbefreiung'      1  ^^ 
Befreiung   ^^t    Verla-v-j- 
Schäften   von  den    Fuu<i^ 
gebühren    in    Wien    1  '• 
Gliederung     170  ff.:      -z 
schichtliche     Entwicklu-.- 
375f.;Ob]iegenhe\ten  37'i  r 
stehen  (steht)  in  Ostern  <- 
in  gewissem  Umfange  uiit.  : 
Militärjurisdiktion        Ti:  t 
können  (kann)  regelinä:  .- 
kein    Militärdelikt     bt'^-«- 
hen  521 :  Hausarrest  i»t  zi> 
lässig 534;  Vollzieban<r  •!«  r 
Freiheitsstrafen  ^e^en  ka- 
tholische   MUitärgi}t«tlic!  * 
604;  Disziplinarbehandlniij 
631. 

Militärgeographischcis  In« 
stitnt,  Gliederung'  d*  • 
Personals  1 83 ;  Un  tr  r  - 
Ordnung  unter  den  (*h<:' 
des  Generalstabes  1^^ 
Gründung  und  Einriebt udj 
des  Institutes  in  Wiiii 
406  f. ;  Vereinignng^  d»  * 
letzteren  mit  dem  Institut' 
in  Mailand  406;  die  K**ck- 
nungsuDterofßzicre  lies  \*- 
stitutcs  stehen  unter  Mil 
tärjurisdiktion  511:  <)i'* 
Beamten  und  d  as  techn  i  j^c . .  r 
Hilfspersonal  stefaeu  in 
Österreich  nicht  unter  M- 
litärjurisdiktion  511. 

Militärgerlcht8lMirkeil«.sie'i 
Militärstrafgerichtsbarkeit 

Militärgerichtshof  (Ober- 
ster), Einfluß  auf  il« 
Visitation  der  Hilitaratr«}'- 
gerichte  365;  Organisaüi  u 
50öf.;  sieh  Militär8trjLf;r*- 
richte  (höhere). 
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MilitArgerichtsstand,  sieh 
Militärstrafgeriehtsbarkeit. 

Militärgesetssammlangr  24. 

MilitärgoavemementSi  Er- 
richtung von  solchen  im 
Etappenbereich  227. 

Militär^renze  2,  5,  7. 

Militärgrenztrnppeii  161. 

Militärhafenkonimando^po- 
lizeiliche  Funktionen  des- 
selben im  Militärhafen  von 
Pola;  ist  Vollzugsorgan 
des  Marinestationskom- 
mandanten daselbst  222; 
ist  anweisendeBehOrde  47 1 . 

Mllitarimamey  Gliederung 
1 7 1  f.;  Obliegenheiten  380  f.; 
stehen  unter  Militürjuris- 
diktion  516. 

MilitArinTalidenfondSy  sieh 
Invalidenfonds. 

Militäijarisdiktion,  siehMi- 
litärstrafgerichtabarkeit. 

IHilitüijarisdiktionsnorm 
(österreichische)  497. 

Militärjastlznorma,    sieh 
Justiznorm. 

MilitäiJQstizrecht,  Litera- 
tur desselben  49b  ff. 

Militärjnstizseiiat  (Ober- 
ster).  Recht  desselben  zur 
authentischen  Interpreta- 
tion 506. 

Militärkanzlei(des  Kaisers) 
15   219    229 

Militärkapellen  377,  385. 

Militärkapellenfondä  (all- 
gemeiner) 385. 

Militärkapellmeister, 
rechtliche     Stellung    der- 
selben 117. 

Militärkapläne,  Gliederung 
derselben  171;  Obliegen- 
heiten 380  f. 

Militärkassen  471. 

Militärkirchen  377,  385. 

Militärkollegiam  zu  St. 
Polten  388. 

Militärkomitee  (techni- 
sches), Militärkomitees 
(technische),  Gliederung 
des  technischen  Hilfsper- 
sonals 183 ;  Mitwirkung 
bei  der  Militäi'bau Verwal- 
tung; Fachkurse  401  f.; 
geschichtliche  Entwicklung 
und  gegenwärtige  Organi- 
sation 408  f. 

Militärkommandant  (in 
Zara),  Stellung  desselben 
220,  V32;  Disziplinargewalt 
625;  Kompetenz  zur  An- 
ordnung der  ehrenrät- 
lichen  Vor  Verhandlung  645. 


Militärkommandanten  (hö- 
here), gerichtsherrliche 
Kechte  derselben  579;  Dis- 
ziplinargewalt 625;  Kom- 
petenz zur  Anordnung  der 
ehrenrätlichen  Vorver- 
handlung 645. 

MUitärkommanden,Befugnis 
zur  Beistellung  von  Militär- 
»ssistenzen  208 ;  als  Organe 
der  militärischen  Leitung 
219 f.;  Aufstellung  im  Mo- 
bilisierungsfalle 223,  225; 
als  Heeresverwaltungäbe- 
hörden  232  f. 

Militärkommanden  (selb- 
ständige), frühere  232. 

Militär  kommandoint en- 
danz  177,  233,  472. 

Militärkonskription  3;  sieh 
KonskriptioDSsystem. 

Militärkttster  inPrenßen  38 1 . 

Militärkaraten,  Gliederung 
derselben  171;  Obliegen- 
heiten 379  ff. 

MUitärlasten  16,  20,  194, 
246,  268  ff. 

Militärlehrer,  Gliederung 
derselben  183;  stehen  in 
Österreich  nicht  unter  Mi- 
litärjurisdiktion 512. 

Militärlehrerinstitnt,  frü- 
heres 388. 

Militärmatrikeln  377, 381  ff. 

Militärmnsiker,  Kapitula- 
tionen derselben  111  f. 

Militärobergericht,  Einfluß 
auf  die  Visitation  der 
Militärstrafgerichte  365 ; 
Organisation  505 ;  sieh  Mili- 
tärstrafgerichte (höhere). 

Militärpässe  16,  69. 

Militärpensionen,  Kom- 
petenz der  Gesetzgebung 
zur  Regelung  derselben  11, 
18;  Kompetenz  der  Ver- 
waltungsgerichte 237, 427; 
geschichtliche  Entwick- 
lung 415 f.;  gegenwärtige 
Regelung  419  ff.,  431  ff., 
439  ff.,  450  ff. ;  Kritik  467 ; 
sieh  Invaliden,  Militär- 
Invalidenversorgung,  Ver- 
sorgung. 

Mililärpensionsgesetze, 
Kompetenz     der    Gesetz- 
gebung 23,  417,  419  ff. 

Militärpersonen,  Kom- 
petenz der  Gesetzgebung 
in  Sachen  der  ^^  18;  Be- 
griff 117;  sieh  Heeres- 
personen. 

Militärpfarrer,  Gliederung 
171;  sind  Hilfsorgane  der 


Korpskommandanten  (Mi- 
litärkommandanten) 233 ; 
Obliegenheiten  377  ff. 

Militärpfarrersprfif^ngl72. 

Militärpflanzschnle  (in 
Wien),  frühere  387. 

MilitärpharmakopoS  353. 

Militärpolixeiwache,  Mili- 
tärpolizeiwachkorps, 
Konnex  mit  dem  Heere 
34 f.:  Kommandanten  sind 
in  Österreich  unmittelbar 
zu  laden  126;  Witwenpen- 
sionen  414;  Funktion  als 
Militärwache  547;  Rück- 
transferier ung  davon  als 
Disziplinarstrafe  627. 

MüitärpriTatrecht     137  ff. 

Militärrechtspflege,  prin- 
zipielle Stellung  15,  365; 
literarische  Behandlung 
26,  498  ff. ;  Obsorge  fUr  die 
äußeren  Bedingungen  der 
-^  (Militärjustizverwal- 
tung) 364  ff.;  geschichtliche 
Entwicklung  496  ff.;  sieh 
Militärstrafgerichtsbarkeit, 
Militär  Strafgesetz. 

Militärrechtsqnellen, 
Sammlungen  derselben  24  f. 

Militärrichteramtsprfifung 
402. 

Militärschäden,  Ersatz- 
pflicht wegen  —  493  ff. 

Militärschematismus  466. 

Militärseelsorge,  Anstalten 
derselben  385;  sieh  Militär- 
geistliche, Militärgeistlich- 
keit. 

Militärsenior  (evangeli- 
scher) 171. 

Militärspitalsfonds  (allge- 
meiner) 475. 

Militärstatistik,  sieh  Hee- 
resstatistik. 

Militärstatistisches  Amt, 
militärstatistisches  Ba- 
rean  377,  409  ff. 

Militärstationskomman- 
danten sind  befugt  zur 
Beistellung  von  Militär- 
assistenzen 208 ;  haben  eine 
Feuerlöschordnung  festzu- 
stellen 210;  Disziplinar- 
strafgewalt 624;  sieh  Sta- 
tionskommandanten. 

Militärstationskommanden 
fungieren  als  Amtsstelle a 
für  die  militärischen  Mel- 
dungen der  nichtaktiven 
Gagisten  73;  erteilen  die 
Erlaubnis  für  die  Teilnah- 
me aktiver  Heeresperso- 
nen an  nichtpolitischen  Ver- 
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einen  130;  regeln  den  mili- 
tärifichen  Sicherheitsdienet 
205;  nehmen  Einfluß  aaf 
den  außerordentlichen 
Sicherheitsdienst  206  ff.; 
sind  Kommandobehörden 
221  f.;  wirken  mit  bei  der 
Auflassung  von  Kasernen 
288;  können  im  Notfalle 
Marschrouten  f  tir  den  Vor- 
spann ausfertigen 338;  sind 
untere  Sanitätsorgane  344; 
veranlassen  nötigenf^ills 
die  Beiatellung  von  Offi- 
zieren für  die  Offiziers- 
versammlung im  ehrenrät- 
lichcn  Verfahren  640. 

MilitärstellTertreterfonds 
475. 

MilitarsliftangeD,  Einfluß 
der  Intendiinzen  auf  die- 
selben 177;  Verwaltung 
465  f.,  468. 

Militärstiftnngsbach  465  f. 

Militärsiolaordnang  136. 

Militärstrafaii8talten366  f., 
371,  375. 

Militärsträflinge,  sieh  Ge- 
fangene (Militär-). 

Militärst  rafgericlite,  Kom- 
petenz der  Gesetzgebung 
zur  Regelung  der  -^  23  f.; 
Gliederung  und  Organisa- 
tion 503  ff. ;  Zusammenset- 
zung der  höheren  '^  508  f. ; 
gerichtsherrliche  Befug- 
nisse der  höheren  580; 
Kompetenz  581  f.;  Befug- 
nisse der  letzteren  im  Mili- 
tärstrafverfahren 600  f.;  be- 
sitzen keine  Garantien  für 
die  Unabhängigkeit  609; 
Reform  610  ff. 

Hilitärstrafgericlitsbar- 
keit^Kompetenz  derGesetz- 
gebungzur  Regelung  der  ^.- 
ll,23f.;  über  aktive  Heeres- 
personen 64;  über  ein- 
berufene landsturmpflich- 
tige Personen  93;  über 
das  Arraeegefolge  117, 496 ; 
über  Zivilpersonen  im  Falle 
des  Belagerungszustandes 
211  f.;  Erweiterung  im 
Mobilisierungsfalle  226; 
über  die  Personen  der  frei- 
willigen Sanitätspflege  im 
Felde  359;  über  die  im 
Versorgungsstande  der  In- 
valideniiäuser  befindlichen 
Personen  42?^;  L'mfang  in 
den  verschiedenen  Teilen 
der  Monarchie  510  ff.; 
Kritik     des     bestehenden 


Rechtszustandes  und  Ver- 
hältnisse in  anderenStaaten 
516  ff. 

mititärstrafgericlitsord- 
nnng  (deatsclie)  609, 619. 

Militärstrafgesets,  Militär- 
strafgesetzbncli,  Kodifi- 
kation 3,  5,  520;  Kom- 
petenzen der  Gesetzgebung 
13  f.,  17  f.,  24;  literarische 
Behandlung  498  f.;  ge- 
schichtliche Entwicklung 
519  ff*. ;  materielle  Bestim- 
mungen 521  ff.;  Reform 
574  ff\ 

Militärstrafreclit  (mate- 
rielles),  sieh  Militärstraf- 
gesetz, Militärstrafgesetz- 
buch. 

Militärstrafreclit  (for- 
melles), Kompetenzen  der 
Gesetzgebung  14,  17  f., 
24;  literarische  Behand- 
lung 499 ;  geschichtliche 
Entwicklung  576  f.;  Or- 
ganisationsprinzipien und 
gegenwärtige  Regelung 
577  ff.;  Mängel  und  Re- 
form 608  ff. 

Militärstraf^rozeß,     Mili- 
tärstrafprozeßordnung 
sieh  Militärstrafrecht  (for- 
melles). 

MilitärstrafTorsclirifteD, 
sieh  Militärstrafrecht. 

Miiitärtaxen,  Militärtax- 
Wesen,  Kompetenz  der 
Gesetzgebung  17 f.;  Kom- 
petenz der  Verwaltungs- 
gerichte 237,  487;  Voll- 
ziehung der  in  Militärtax- 
sachen verhängten  Frei- 
heitsstrafen gegenüber 
Heerespersonen  in  Ungarn 
370  f.;  Einführung  478  f.; 
Begriff  479;  zahlungs- 
pflichtige Subjekte  479  ff. ; 
Befreiungen  481;  Ausmaß 
481  ff.;  Dauer  der  Tax- 
pflicht 483  f.;  Veranlagung 
der  Taxen  484  ff. ;  Ein- 
zahlung und  zwangsweise 
Einhebung  487  ft*. ;  Zu- 
schläge zu  den  Taxen  sind 
verboten  488;  Verrech- 
nung und  Verwaltung 
4^8  ff.;  in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  besieht  keine 
Taxptticht  489. 

Militärtaxfonds,  Abfuhr  der 
gegen  Stellungspflichtige 
\  erhängten  Geldstrafen  an 
die  -^  59;  Schaft'ung  der- 
selben 418;  Heranziehung 


zur  Aufbesserung  der  Ver- 
sorgung der  invaliden 
Unteroffiziere  und  Maan- 
schaftspersonen  438;  Ver- 
rechnung und  Verwaltung 
48rt;  Verwendung  fiir  die 
Witwenpensionen  443  f.: 
Verwendung  für  die  Unter- 
stützung der  Familien  der 
Mobilisierten  463. 

Militärtaxgesetxe  418f.,43?, 
489  f. 

Militärtaxpniclity  sieh  Mili- 
tärtaxen. 

MilitärtecliniselieSchiilezu 
Weißkirchen,  frühere  388. 

Militärtrantsporty  Vor- 
schriften für  den  -^  auf 
Eisenbahnen  338  f. 

MilitäryerbreclieBy  Begriff 
521  f.;  böser  Vorsatz  nicht 
immer  erforderlich  526; 
materielle  Bestimmungen 
542  ff. 

Militänrergelien  ^  Begriff 
521  f.;  materielle  Bestim- 
mungen 542  ff. 

Militär-Verordnnngslilatt 
24. 

Militärrersicherang  46S, 
468. 

MilitärTersorgnng,siehVer> 
sorgung. 

Militärverwaltung^  sieh 
Heeresverwaltung. 

MilitärverwaUnngsbeliSr» 
den,    sieh   Heeres  Verwal- 
tungsbehörden. 

Militärrorbereltnngsschu- 
len  386. 

Miiitärwaclie,  Mliitlrwa- 
dien  205,  546  f. 

Militärwaehkorps  (ffir  die 
k.  k.  Zivilgericht«  In 
Wien),  rechtlicher  Konnex 
mit  dem  Heere  34  f. ;  Wit- 
wenpensionen 444;  Funk- 
tion als  Wache  547;  sieh 
Militärpolizei  wuchkorps. 

MilitärKnscliuß  zur  Zivil- 
pension 423  f.,  433. 

Militia  regulata  in  Ungarn 
3;  stabilis,  vsga  123. 

Müiz  (kaiserHche),  Artikel- 
briete  für  die  -^  519;  sieh 
Landesaufgebote. 

Müizbataillon  (Trlester)^ 
sieh  Territorial  -  Miliz- 
bataillon. 

Millenninmsansstellnniiry 
Millenniumslandesa  vs« 
Stellung  zu  Budapest  26, 
415. 

MinenlegangsscbiiTe  167. 
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Minderjährige  bedürfen  der 
Zustimmong  des  Vaters 
oder  Vormundes  zum  frei- 
willigen Eintritte  in  das 
Heer  109,  111. 

Mindertauglicbe,  Ersatz- 
reservepflicht  derselben 
52,  81. 

Mlnenrkorps  165. 

Minister  (kroatiscli  •  sla- 
vonischer  ohne  Porte- 
fenille)  20. 

—  fttr  Kultus  und  Unter- 
richt), VerfUgun<|fen  zu 
Gunsten  der  studierenden 
EinjUbrig-Freiwilligen   98. 

—  (a  latere  in  Ungarn)  231. 

—  (des  Innern),  «ü^influß- 
nabme  auf  die  Stellungs- 
bezirke  bei  der  Pferdekon- 
skription in  Ungarn  279. 

Ministerlainberprfifnngs- 
koinmlssion  49. 

3linisterinni  (fttr  Landes- 
verteidigung) erwirkt  die 
Genehmigung  von  Bürger- 
und Schützen korps  «36;  Or- 
ganisation 231  f. ;  sieh  Lan- 
desverteidigungsminister, 
Landesverteidigungsmini- 
sterien. 

Mißbrauch  (der  militäri- 
schen Dienstgewall)567ff. 

Mißhandlung,  tätliche  ^ 
eines  Vorgesetzten  außer 
Dienst  543  f. ;  wehrloser 
Feinde  560;  sieh  Subordi- 
nationsverletzung. 

Mis^ionsschilfe  167. 

Mittelbehörden  (militäri- 
sclie)  22):$  ff. 

Mittelschulen,  Eintritt  von 
Lehrern  der  '^  in  das  Heer 
132;  sieh  Supplenten. 

Mitschuld  an  t  bertretungen 
des  Wehrgesetzes  57  f., 
60;  böser  Vorsatz  ist  nach 
dein  Militär  Strafgesetz  zur 
^^  erforderlich  526;  an 
der  Feigheit  559 ;  bei  Ver- 
brechen wider  die  Kriegs- 
macht des  Staates  569  ft'.; 
sieh  tätige  Keue. 

Mittagskost  (der  Solda- 
ten) 307  f. 

Mitteilungen  des  militär- 
geographischen  Institutes 
406;  des  MUitärsanitäts- 
komitees  407 ;  über  Gegen- 
stände des  Artillerie-  und 
Geniewesens  409;  aus  dem 
Gebiete  des  Seewesens  409 ; 
des  technischen  Militär- 
komitees 411. 


Mitwirkung  bei  Verbrechen 
gegen  die  Kriegsmacht  des 
Staates,  sieh  Mitschuld. 

Mobilisierung,  Mobilisie- 
rungsfall, die  ^  ist  ein 
Ausfluß  des  militärischen 
Oberbefehls  12;  Bei  Stellung 
einer  Abteilung  der  Leib- 
garde-Reitereskadron 32 ; 
Bildung  eines  Korps  von 
Feldgendarmen  34 ;  im 
Falle  der  -^  wird  keine 
Auswanderungsbewnlli- 
gung  erteilt  43  f.;  Unter- 
brechung der  Ilauptstel- 
lung  durch  die  -^  50; 
Verpflichtung  der  nicht- 
aktiven Personen,  der  Ein- 
berufung im  ^^  Folge  zu 
leisten  78  f. ;  Behandlung 
der  Einjährig-Freiwilligen 
im  —  106;  Einfluß  auf  die 
Steuer-  und  (Gebührenbe- 
freiung der  Heerespersonen 
und  der  bei  der  Armee 
eingeteilten  Zivilpersonen 
134 f.;  Einfluß  auf  die  Re- 
krutenrepartition  161 ;  Re- 
gelung des  Seelscrge- 
dienstes  im  '^  170;  tat- 
sächliche und  rechtliche 
Wirkungen  225  ff.;  Auf- 
stellung von  Monturfeld- 
depots  273  f.;  Aufstellung 
von  Armeetrainfelddepots 
275 ;  Pferdekonskription 
279  ff.;  Regelung  der  Ein- 
quartierung 297;  Einfluß 
auf  die  Verpflegung  302  ff.; 
Einfluß  auf  die  Geldgebüh- 
ren der  Heerespersonen 
und  ihrer  Angehörigen 
312 ff.;  cinfluß  auf  die 
Pauschalgebülu'en  816 ; 
Ciinfluß  auf  den  wirtschaft- 
lichen Betrieb  der  Truppen- 
körper und  Heeresanstalten 
317;  Verpflichtungen  der 
Eisenbahnunternehmungen 
und  der  Besitzer  von 
Handelsschiffen  339, 341  f. ; 
Aufstellung  von  Feldsani- 
tätsanstalten 350  ff'.;  Auf- 
stellung vonMcdikamenten- 
anstalten  354 ;  Behandlung 
der  erkrankten  Pferde 
355 ;  Aufstellung  von  Land- 
wehr -  Untersuchungsarre- 
sten bei  der  k.  k.  Land- 
wehr 367 ;  Organisation 
und  Obliegenheiten  der 
Militärgeistlichkeit  380, 
381;  Führung  der  Militär- 
matrikeln 382  f.;  Vorsorge 


für  Feldkapellen  385;  Be- 
schränkungen im  militäri- 
schen Vorschußwesen  464; 
finanzwirtschaftliche  Auf- 
gaben der  Heeresverwal» 
tung  469,  490 f.;  Aufstel- 
lung von  mobilen  Gerich- 
ten 504,  506;  sieh  Kriegs- 
gesetze, Kriegsstrafen. 

Mobilisierungsinstruk- 
tionen 225. 

Mobilität ,  Mobilitäts  Ver- 
hältnis, sieh  MobiliEierung. 

Mofoilitätsgebühren  226 , 
311  ff*.;  313  ff. 

Möbelzins  311. 

Mollahs,  Enthebung  von  der 
Stellungspflicht  in  Bosnien 
und  der  Herzegowina  46  L 

Monarch,  sieh  Kaiser,  König. 

Monturdepots  272  f. 

Monturen,   Entziehung   der 

freien  Verfügung  über  die 

-^     als     Disziplinarstrafe 

gegen  Matrosen  626. 
Monturfllialdepots  272. 
Monturmagazin  (inMostar) 

272. 
Montur  Öko  nomiek  ommi  s- 

sionen,  frühere  272. 
Montursabutttzungspau- 

schale  316. 
Monturskommissionen  250f. 
Montursstücke  (ärarische) 

sind     extra     commercium 

319. 
Montur-      und      Sanitäts- 

materialfelddepots    272, 

352. 

Monturyerwaltungsanstal- 
ten,  Anfänge  3,  272; 
gegenwärtige  Einrichtung 
272  ff.,  275. 

Monturverwaltungsbran- 
che,  Gliederung  180;  Kurs 
füi-  Offiziere  derselben  402; 
Meister  und  Gesellen  stehen 
unter  Militärjurisdiktion 
511;  besitzt  gegenwärtig 
keine  eigenen  Satzungen 
mehr  522. 

Monturwesen,  sieh  Montur- 
verwaltungsanstalten. 

MordTersuch  (an  einem 
Vorgesetzten)  543. 

Muderis,  Enthebung  von  der 
Stellungspflicht  in  Bosnien 
und  der  Herzegowina  46  f. 

Mfindlichkeit  im  älteren 
Militärstrafverfahren  576. 

Mundbedttrfnisse ,  Unter- 
lassung der  Maßregeln  zur 
Sicherstellung  der  -"-oder 
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Echuldbar   verspätete   Zu- 
fahr  derselben  566  f. 

Munitionsfabrik  271,  401. 

MnnltionHfelddepots  182. 

Mnnitionsparkkader  der 
Korps-  und  Divisionsartil- 
lerieregiroenter  165. 

Manltionsparks  182. 

Hnsikabteilnng  des  Matro- 
8enkorps  166. 

Muslkeleven ,  EinrcihuDg 
110;  verläugerte  Dienst- 
pflicht 112. 

Musikeleyenschule^  frühere 
392. 

MnsiKJnngen)  Einreihung 
110,167;  verlängerteDienst- 
pflicht  112. 

Mnsikjnngensebnle  393. 

Masikkapellen  (Militär-), 
Verwendung  derselben  216. 

Mustersamminng  von  Sani- 
tätsmaterial beim  Militär- 
sanitätskomitee 408. 

Masternng  der  landsturm- 
pflichtigen Personen  95. 

Musterungskommissionen 
für  die  Ausscheidung  un- 
tauglicher landsturmpflich- 
tiger  Personen  95. 

Mntiny  Acts  in  Großbri- 
tannien und  Irland  11. 

N. 

Nacheid  589. 

Nachkontrollen,  Verpflich- 
tung der  nichtaktiven  Per- 
sonen zum  Erscheinen  bei 
den  -^  75;  Disziplinarbe- 
sti'afung  wegen  Verletzung 
dieser  Verpflichtung  und 
der  bei  den  -^  verübten  dis- 
ziplinaren Delikte  75, 622 f. 

NachlafiTerwahrnng  durch 
die  Heeresbehörden  501  f. 

Nachrapporte,  Verpflichtung 
der  nichtaktiven  Personen 
zum  Erscheinen  bei  den 
'^  75,  102;  Disziplinar- 
bestrafung wegen  Verlet- 
zung dieser  Verpflichtung 
und  der  bei  den  -^  ver- 
übten disziplinaren  Delikte 
75,  622  f. 

Nachsicht  (derStrafe),  sieh 
Amnestie,  Begnadigung. 

Nachstellungen  50. 

Nachstellungskommissi- 
onen    zur    Untersuchung 
der  auswandernden  Wehr- 
pflichtigen 44. 

Nationalgarde(ungarische) 
37. 


Natnralbeqnartierung,  Na- 
tu ralquartier,  Anspruch 
der  Mobilisierten  auf  '^ 
313;  Anspruch  der  Soldaten 
auf  —'314;  der  Invaliden 
in  Militärinvalidenhäusern 
429. 

Natnralqnartier,  sieh  Natu- 
ralbequartieruug. 

NatnralTerpflegnng,  Ge- 
Fchichte  298  f.;  Durch- 
führung der  ärari schon  --^ 
307  f.;  Ansprach  der  Mobi- 
lisierten auf  '^  313. 

NatnralTerpflegsstationen, 
Arbeitsvermittlung  der- 
selben 468. 

Nautik,  Verfolgung  der  Fort- 
schritte derselben  durch 
die  Kriegsmarine  214. 

Nautische  Schulen,  die 
Absolventen  derselben 
haben  Anspruch  auf  Ab- 
leistung des  Einjährig- 
Freiwilligendienstes  in  der 
Kriegsmarine  103;  sieh 
Supplenien. 

Nazarener,  Wehrpflicht  der- 
selben 40. 

Nebengenüsse,  Entziehung 
derselben  als  Disziplinar- 
strafe gegen  Militärgefan- 
gene 374. 

Nebenstrafen  der  gericht- 
lichen Strafen  536  f. ;  der 
Disziplinarstrafen  628. 

Neubauten  (Militär-)? 

Durchführung  derselben 
325  ff. 

NichtaktiTC  Personen,  Evi- 
denzvorschriften für  die- 
selben 38;  dauernde  Beur- 
laubung 69f.;  Dienstpflicht 
71flr.;  Meldepflicht  72  IT., 
244  f;  Verpflichtung  zum 
Erscheinenbei  derKontroll- 
versammlung  (beim  Haupt- 
rapport)  74  f.;  Wafl'en- 
übungspflicht  75  ff.;  Reise- 
beschränk ungon  77  f ;  Ein- 
fluß des  Krieges  und  der 
Mobilisierung  auf  ihre 
Rechtsstellung  78  f.,  225; 
Berechtigung,  beziehungs- 
weise Verpflichtung  zum 
Tragen  der  Uniform  123  f.; 
Wahlrecht  128  ff.;  Teil- 
nahme an  Vereinen  130; 
Teilnahme  an  Versamm- 
lungen 130 f.;  Beteiligung 
an  der  Presse  131;  stehen 
nicht  unter  niilitärgeist- 
licher  Jurisdiktion  385; 
Versorgungsansprüche 


419;  stehen  nur  unter  ^- 
wissen  VerhältniBsen  unti-r 
Militärjurisdiktion  ol2f. 
515;  Behaudlung*  wc;:^c 
Nichtbefolgang  eine»  mih 
t  arischen  Einbernfan*r^- 
befehles  548;  Disziplinar 
behandlung  622  f.,  6:^  f , 
634. 

Nichtannahme    (tob  Stra- 
fen) 562. 
Nichteinrflcken      (schvM- 

bares)  zeitlich  abgetreun 

ter  Olfiziere  565. 
Niedere,    als    militäri»cbe^ 

Standes  Verhältnis  121. 
Normalgewehr  (der  Schuf* 

zengesellschaflen)     *i4:>. 
Normalienkommission  (in 

Reichskrie^Bminlfite- 

rium)  2S0. 

Normal-Verordnnni^hlstt 

fttr  die  k.  nnd  k.  Krie|er>- 

marine  25 
Notärsgehilfen,   Verbältni« 

im  Falle  der  Einberufung: 

in  Ungarn  458. 
Notärskanzlisten,  sieh  Nt>- 

tärsgehilfen. 
Notärspraktikanteiiy      sieb 

Notärsgehilfen. 
Notenbank  y     Stellung      im 

Mobilisierungsfalle  490  f. 
Notkasernen  §91. 

Notstand,  Behandlung    dem- 
selben     im     Militürstrai 
recht  527. 

NotYerordnangsrecIit  tu 
Heeressachen  20  f. ;  ziiiu 
Zwecke  der  Bewillig uti;; 
des  Rekrutenkontingent«'^ 
156. 

Notwehr.  Behandlung  der- 
selben im  Militärstrafrecht 
527  ff. 

Notwehrexzefi  527. 

Notwehrrecht  (der  mllito« 
rischen  Vorgesetstenl^iO. 
529  f.,  532. 

NoTizen  (eines  geistlichen 
Ordena);  Behandlung  bt* 
züglich  der  Militärdienst 
püicht  81. 

NullitätsgrOnde^  prozes- 
suale 600. 

Nutzungsrechte  bei  festen 
Plätzen  330. 

0. 

Oberbefehl  (miUlSri- 

scher)^  geschichtliche  tviir* 
Wicklung  11  f.;  Inhalt  12  If., 
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219;  Abgrenzung  in  der 
Staatarechtsliterutur  und  in 
Preußen  22,  114. 
Oberlehrer,  gesetzliche 
Unterst ützung  der  nicht- 
aktiven --  467,  460. 

Obererziehnngshftnser 

(Militär-)  388. 
Obergespan  282. 
Oberofflziere    bilden    eine 

Stande^gruppe  120;  eliren- 

rätliehe  Behandlang  639  ff., 

642  f.,  664  f. 

OberrealBchnlen  (Mlütttr-) 

389,  394  f. 
0  berrechnnngskanmer 

(preafiische),  Instruktion 

derselben  250. 
Oberschtttzenmeister   242. 
Oberstuhlrichter  48. 
OberwundArzte  173. 

Objektfonch  für  die  Evidenz- 
haltung   der    Militärbau- 

..  lichkeiten. 

OfTentlichkeit    im    älteren 

..  Militärstrafverfahren   576. 

Offnen  (der  Tore),  Ver- 
letzung der  Vordchriften 
über  das  Schließen  und  '^ 

..  ^^*- 

Österreich,  erste  Grund- 
lagen der  Heeresvcrfassung 
1 ;  Einführung  der  Kapitu- 
lationen auf  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Jahren  4;  Ein- 
führung einer  neuen  Re- 
krutierungavorschrift  4; 
Umbildung  der  Wehrver- 
fassung nach  dem  Kriege 
des  Jahres  18665fr.;  Organi- 
sation der  Landwehr  7  f. ; 
erster  Gesetzentwurf  über 
den  Landsturm  8;  Kom- 
petenzen der  Gesetzgebung 
in  Heeressachen  1 7  ff. ; 
iSotverordnuDgsrecht  in 
Heeressachen  21;  territo- 
riale Gliederung  der  Land- 
wehr 27;  Organisation  der 
Gendarmerie  32  ff.;  Land- 
Bturmpflicht  der  bewaff- 
neten BürgerkorpB  36; 
Beschränkungen  der  Aus- 
wanderung durch  dieWehr- 
pflicht  42  ff,;  Ergänzungs- 
behörden und  Ergänzungs- 
bezirke 47 f.;  Kosten  des 
Stellungsverfahrens  51; 
Fällung  der  Ersatzerkennt- 
nisse bei  gesetzwidrigen 
Stellungen  53;  Bestrafung 
der  gegen  die  Stelhings- 
vorsdiriften  verübten  De- 


likte 54  ff.;  auCerordent- 
liche  Maßnahmen  gegen 
die  Entziehung  von  der 
Stellungspflicht  60;  Her- 
anziehung der  Landwehr- 
mannschaften zu  einem 
dritten  Piäsenzdienstjahre 
68 ;  Heranziehung  der  Mit- 
glieder des  Keichsrates  zur 
ausnahmsweisen  Dienst- 
leistung im  Frieden  (recht- 
liche Unterlage  dafür) 
72;  Bestrafung  der  Über- 
tretung der  Melde  Vor- 
schriften von  Seiten  der 
nichtaktiven  Personen  73; 
Waffenübungspflicht  der 
nichtaktiven  Landwehr- 
männer 75 f.;  Behandlung 
der  Gesuche  um  Begün- 
stigungen bezüglich  der 
Dienstpflicht  86  f. ;  Be- 
strafung der  widerrecht- 
lichen Erlangung  solcher 
Begünstigungen  88  f. ;  Be- 
sonderheiten der  Land- 
sturmpflicht 90  ff. ;  Prü- 
fungskommissionen für  die 
Einjährig-Freiwilligen  97; 
Begünstigungen  der  Stu- 
dierenden bei  Ableistung 
des  Einjähri^-Freiwilligen- 
dienstes  ^9  f. ;  Einfluß  des 
Militärdienstes  auf  die 
bürgerlichen  Rechtsver- 
hältnisse 125  ff. ;  gesetz- 
liche Bestimmungen  über 
die  Organisation  und  Glie- 
derung des  Heeres  151  ff*.; 
Höhe  und  Behandlung 
des  Kekrutenkontingentes 
154  ff. ;  Formation  derL*and- 
wehr  168  f. ;  Formation  des 
Landsturms  169  f.;  For- 
mation der  Landwehrver- 
waltungskörper 172  ff. ;  Be- 
stimmungen über  das  Ex- 
propriationsrecht zu  Gun- 
sten von  Festungen  190 f.; 
Verwendung  der  Land- 
wehrtruppen 203;  Ver- 
wendung der  Landsturm- 
truppen 203  f. ;  Verhängung 
des  Belagerungszustandes 
212;  militärische  Leitung 
derLandwehrtruppen220f. ; 
Mobilisierungsinstruktion 
für  die  Gemeinden  225; 
Organisation  des  Mini- 
steriums für  Landesver- 
teidigung 231  f.;  Organi- 
sation der  LandwebJver- 
waltungsbehörden  233; 
Dienstsprache  der  Heeres-, 


Landwehr-  und  Land- 
8turmbehörden235  ;Recht8- 
beratung  und  Kechts  Ver- 
tretung des  Militär-  und 
Landwehrärars  235 ;  öffent- 
licher Rechtsschutz  in 
Heeressachen  (Kompetenz 
des  Reichsgerichtes  und  des 
Verwaltungsgerichtshofes) 
236  f. ;  Evidenzbehörden 
244  f.;  patentrechtliche  Be- 
stimmungen zu  Gunsten 
der  Heeresverwaltung 
247  f . ;  Organisation  der 
Konsortien  für  Heeres- 
lieferungen 251  ff. ;  Forde- 
rungen der  Urproduzenten 
bezüglich  der  Feststellung 
der  Lieferpreise  durch  ge- 
mischte Kommissionen  2  j7  ; 
administrativeVorschriften 
zur  Regelung  des  Sub- 
missionswesens  261;  Be- 
griff des  Inlandes  bei 
Lieferungen  für  die  Land- 
wehrverwaltung if63;  Waf- 
fen- und  Munitionswesen 
für  die  Landwehr  und  den 
Landsturm  272;  Montur- 
wesen  für  die  Landwehr 
273  f. ;  Deckung  des  Pferde- 
bedarfes 277  tf.;  Bequar- 
tierungswesen  284 ff.;  ge- 
schichtliche Entwicklung 
des  Verpflegswesens  298  f. ; 
Feststellung  der  Ver- 
gütungsbeträge für  die 
Durchzugsverpflegung  301; 
Verpflegung  der  Land- 
wehrtruppen  304  f.;  Ex- 
propriationsverfahren zur 
Erwerbung  von  Grund- 
stücken für  die  Heeres- 
verwaltung 324 f.;  grund- 
bücherliche  Behandlung 
der  Immobilien  des  Militär- 
ärars 329,  477 ;  Vorspann- 
wesen 331  ff.;  Beiziehung 
eines  militärischen  Ver- 
treters bei  Tracenrevi- 
sionen  337;  Verpflichtungen 
der  Besitzer  von  See- 
handelsschiffen und  der 
Schiffahrtsgesellschaften 
im  Kriegs-  und  Mobili- 
sierungsfalle  841  f.;  Sani- 
tätsanstalten für  die  Land- 
wehr 349;  Entwicklung  der 
freiwilligen  Sanitätsptlege 
356 f.;  gegenwärtige  Or- 
ganisation der  letzteren 
860  ff.  ;Vi8itation  der  Land- 
wehrgerichte 366;  Straf- 
vollzug gegen  Landwehr- 
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Personen  367  flf.;  Land- 
wehrbildungswesen  393  ff. ; 
Verßorgungsweßen  416  ff. ; 
Heranziehung  der  kumu- 
lativen Waisenkassen  zur 
Versorgung  derWaisen  von 
Heerespersonen  448  ;Unter- 
stützungswesen  457  ff. ;  Be- 
seitigung der  Abfuhr  der 
erblosen  Verlassenschaften 
an  den  Militärin validen- 
fondß478 ;  Militärtaxwesen 
478  ff.;  Ersatz  verfahren 
gegen  Heerespersonen 
492  f.;  Entwicklung  der 
Militärgerichtsbarkeit  in 
Zivilsachen  497 ;  Land- 
wehrgerichte 506 ;  Umfang 
der  Militärjnrisdiktion 
511  ff.,  525;  Einschränkung 
der  Straffolgen  (durch  das 
Gesetz  vom  15.  November 
1867) ;  Behandlung  der  von 
Heerespersonen  verübten 
Polizeideiikte  619  f. 

Offlzialmaxime  im  Militär- 
strafverfahren 577. 

Offiziere,  Ernennung  der- 
selben 12,  114,  229;  Evl- 
denzvorschriften  und  „be- 
sondere Bestimmungen** 
für  nichtaktive  -^  38; 
Dienstverhältnis  der  nicht- 
aktiven '^  101  ff. ;  Dienst- 
verhältnis der  Berufs- 
offiziere 113  ff.;  Wahlrecht 
128 ff.;  nichtaktiven  Offi- 
zieren ist  die  Teilnahme 
an  politischen  Versamm- 
lungen verboten  131;  Be- 
freiung oder  Ausschließung 
von  ötl'ent liehen  Diensten 
132  f.;  AusschluÜ  von  pri- 
vaten Erwerbsbeschäfti- 
gungen 133 ;  Befreiung  von 

-  der  Einkommen-  bezw. 
Erwerbsteuer  134;  Stem- 
pelbefreiung 135;  Porto- 
freiheit bezüglich  der  durch 
die  Feldpost  beförderten 
Sendungen  136;  Befreiung 
von  der  Gewehr- und  Jagd- 
steuer, ferner  von  der  Stra- 
ßensteuer und  der  Ablösung 
für  die  StralJenrobot  (in  Un- 
garn) 136;  Behandlung  be- 
züglich der  Stolgebühren 
137;  Fähigkeit  zum  Ab- 
schluß von  Darlehensver- 
trägon  141  f.;  Regelung  dos 
Paß-  und  Mcldewesens  147 ; 
Wat^Vnpolizei  147  f.;  ge- 
richtliche Strafen  533ff.;  Be- 
i^tinimungen  über  den  Um- 


fang der  Gerichtsherrlich- 
keit 579;  Rechtfertigung 
der  in  Kriegsgefangen- 
schaft geratenen  oder  einer 
sonstigen  Pflichtverletzung 
vor  dem  Feinde  beschul- 
digten '^  584;  Verfahren 
gegen  -^  in  Preßüber- 
tretungen (in  Ungarn)  584; 
die  Voruntersuchung  ist 
gegen  '^obligatorisch  585 ; 
Behandlung  im  Unter- 
suchungsverfaliren  587; 
Suspension  von  der  Dienst- 
leistung bei  Untersuchun- 
gen 588;  kriegerechtliches 
Verfahren  gegen  ^  594  ff'. ; 
Disziplinarstrafen  und  Dis- 
ziplinarbehandlung 617, 
625  ff.;  ehrenrätliches Ver- 
fahren gegen  ^  636  ff.; 
sieh  Heerespersonen,  Sol- 
datenstand. 

Offlziersasplranten  114. 

Offiziersaspirantenschnlen 
114,  388 

Offizlerscharakter  •  Able- 
gung desselben  oei  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand 
115  f.;  Heerespersonen  mit 
^  120 f.;  Beibehalt  beim 
Übertritt  in  den  Zivilstaats- 
dienst 133;  sieh  Militär- 
charakter. 

Offlziersfonds  (Erzherzog 
Albrechtscher)  463  ff. 

Offizierskorps,  Ergänzung 
desselben  113;  militärärzt- 
liches 173  f.;  landwehr- 
ärztliches 174. 

OffiziersprüfuBg  der  Ein- 
jährig-Freiwilligen 100  f., 
105  f. 

Offlzierstitel ,  Heeresper- 
Bonen  mit  ^«^  und  ohne 
denselben  121. 

Offizierstöchterinstitnte 
449  f. 

Offizierstruppenschalen 
898  f. 

OfflziersTersammlnng , 
Rechtfertigung  der  aus 
der  Kriegegefangenschaft 
zurückkehrenden  Offiziere, 
Kadettoffiziersstelh  ertre- 
ter  und  Kadetten  vor  der  ^«^ 
584 ;  Zusammensetzung  und 
Aufgabe  im  ehrenrätlichen 
Verfahren  640  f,  646  ff., 
651. 

Offlzierswahl,  als  Voraus- 
setzung für  die  Erlangung 
von  Oftiziersstellen  102, 
113. 


Operatlonskas^en  47of. 

Ordensdekorationen  K  br  • 
sondere  für  Heeresptr- 
sonen)^  sieh  Dekoratiuner 

Ordnnngsstrafen  321,  tv2:ir. 

Organische    BestimmnB* 
gen^    sieh  BestimInuni^'n 
(organische). 

Organisation  der  innrr  ■ 
Angelegenheiten  der  Ana*  - 
als  Ausfluß  des  iuilitäri^c1>« : 
Oberbefehles  6.  12  ff.;  *^»- 
Heeres  26  ff.,  149  fr.;  V«»r. 
Schrift  über  die  -^  d*- 
k.  u.  k.  Gerichte  des  k^u- 
henden)  Heeree  und  ♦  «^r 
Kriegsmarine  865,  hv-\ 
542,578;  --desk.  u.  k.  Lr 
ziehuDgsinstitutes  für  \^^- 
waiste  Offizierssöhne  512. 

Organisatlonsgewal  t  { r^ 
servierte)  des  Kaieeri«  m 
Heeressacheu  12  ffl;  17,  2i 
228;  sieh  Verordnun^*- 
gewalt  (reservierte;. 

Organisatlonsprinxipien 
des  gegenwärtigen  MiÜtir- 
stralpruzesses  577  (T 

P. 

Panzerfregatten  167. 

Papiergeld,  Herstellung  d*-- 
selben  für  den  Krie^-*».» ! 
490  f. 

Parere,  taktisches  590;  mari- 
timtechnisches 590. 

Parklnspeklionen  haben  *\<^ 
Rechte  von  Militürwachv'i 
205. 

Parlamentarische  KSrper* 
Schäften  y  Kompetenz«!» 
derselben  in  Heeressachfi-. 
11  f.,  17  ff.,  150  f.;  di^ 
Mitglieder  derselben  sin  * 
wäfi-end  der  Tagung  \\^ 
freit  von  der  Einberufurj 
zum  aktiven  Dienste  7: 
die  Mitglieder  sin«!  on'- 
hoben  von  der  Verprii«).. 
tnng  2ura  Erscheinen  U* 
der  Kontroll versatnw hm.' 
(beim  Hanptrapportr'i  tU. 
dieselben  sind  währen tl  ilyx 
Tagung  befreit  von  d^j 
WaffenUbungen  76;  diesel- 
ben sind  im  Kriegs-  odir 
Mob  ilisierungsf alle  oic^t 
befreit  von  der  Verpflich- 
tung zum  Einrücken  7* 
sieh  Reiclisraty  Reiche  i^ 
(ungarischer),  Landrar 
(kroatisch  -  slaronlacher  . 
Landtage  (Österreichi5tli< 
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PArteienreohte^  Beschrän- 
kung derselben  im  Stel- 
lungsverfahren 52  f. 

Passagreordnung^  Tor-  und 
—  in  Festungen  195. 

Paßsperrkommanden  221. 

Pafiweseoy  Geltung  dessel- 
ben für  Heerespersonen 
147;  Einfluü  der  Mobili- 
sierung auf  dasselbe  226. 

PatentalinTallden  416. 

Patent^esetxe  247  ff.,  573, 
620. 

Patronitlen,  als  Wachen  205 ; 
Achtungsverletzung  gegen 
-^  547 ;  Pflichtverletzung 
derselben  im  Wachdienste 
557. 

Patrouillenboote  167. 

Pauschal  gebühren,  Pau- 
schalien 315  f.,  318. 

Pensionen,  sieh  Militärpen- 
sionen. 

Personal  (militärisches), 
Beschaffung  und  Evidenz- 
hältung  desselben  238  ff. 

Personaiarrest  ist  gegen 
Heerespersonen  regclniäüig 
unstatthaft  508. 

Personalinsnrrektion  (un- 
garische) 2. 

Personalitätsprinzip  im 
Mililärhtrafgesetzbuch  524. 

Personalznlagen  312,  420, 
430. 

Personen  (bemakelte)  sol- 
len vom  Heere  aupge- 
schlossen  sein  64;  sieh 
Ehrenrechte  (bürgerliche). 

Personen  (körperlich  nnd 
geistig  unfähige)  sind 
von  der  Zeugenschaft  im 
Militärstraf  verfahren  aus- 
geschlossen 589. 

Petitionsrecht  (der Heeres- 
personen), Besohl  änkung 
desselben  130  f. 

Pfandrecht,  Beschränkung 
desselben  zu  Gunsten  der 
Ileerespersonen  141. 

Pferde,  Deckung  des  Bedar- 
fes 277  ff.;  Anstalten  (De- 
])ots;  für  erkrankte  -^  179, 
855. 

Pf erdean  sehafftangsbeitrag 
312. 

Pferdeassentkommissionen 
281  f. 

Pferdebedarf,  Deckung  des- 
selben 277  ff. 

Pferdegrundbttcher  278. 

Pferdehirten  (bei  der  Ge- 
stntsbranche)  stehen  unter 
Militärjuri&diktion  511. 


Pferdekonskription  im  Mo- 
bilisierungsfall 279  ff. 

Pferdepauschal  312. 

Pferdepanschalfonds  310. 

Pferdeschwemmen ,       Be- 
schaffung derselben  für  die 
.  Heeresverwaltung  322, 324. 

Pferdewärtergebühr  312. 

Pferdewesen,  Vorschriften 
über  das  ^  310. 

Pferdezucht ,  Förderung 
durch  dieHeeres  Verwaltung 
213. 

Pflichten  (oiTentliche) , 
Ausschluß  der  Heeresper- 
sonen von  solchen  127. 

Pharmazeuten,  zeitliche  Be- 
freiung derselben  vom  Mili- 
tärdienst in  Bosnien  und 
der  Herzegowina  83;  Ein- 
jährig -  Freiwilligendienst 
der  -^  104;  im  Militär  ver- 
bände stehendO'-'-stehen  un- 
ter Milhärjurisdik1ion511. 

Pionierabteilungen  der  In- 
fanterietruppen 164. 

Pionierdienst ,  Truppen- 
schulen für  den  ^  891. 

Pionierkadettenschulen 
397. 

Pionierofflziersschnle  zu 
Klostemeuburg,  frühere 
387. 

Pioniertruppe ,  Form  ation 
165  f.,  182;  Verwendung  im 
Gebirgskrieg  189. 

Pionierzeugsanstatten  182. 

Pionierzeugsdepots  274. 

Pionierzeugsverwaltung, 
Pionierzeugswesen,  Glie- 
derung der  Branche  182; 
Administration  274. 

Pionierzug,  Pionierzfige 
der  Kavallerieregimenter 
164,  169. 

Pionierzugskaders  der 
Landwehruhlanenregimen- 
ter  169. 

Plätze  (feste),  sieh  Festun- 
gen. 

Platzkommanden  fungieren 
als  Amtsstellen  für  die 
militärischen  Meldungen 
der  nichtaktiven  Gagisten 
78;  wirken  mit  bei  der 
-Kriegsausrüstung  fester 
Plätze  196;  organisatori- 
sche Stellung  222. 

PlOnderung  522, 532,  560ff., 
606  f. 

Pola,  Normen  für  den  Kriegs- 
hafen -—  199  f. 

Polizeiaufsicht,  Stellung  un- 
ter Polizeiaufsicht  126, 587. 


Polizeidelikte,  Polizei- 
strafsachen, Behandlung 
der  Heerespersonen  wegen 
solcher  125,  145,  617  ff*. 

Polizeibehörden,  Kompe- 
tenz derselben  bei  straf- 
baren Handlungen  der 
Heerespersonen  581,  585; 
sieh  Polizeidelikte,  Pclizei- 
strafsachen. 

Pontoniere  165. 

Portalmiliz  (ungarische)  2. 

Portogebtthren,  Befreiung 
der  Heerespersonen  von 
denselben  bezüglich  der 
Feldpost  136. 

Postdienst,  im  ^  Angestellte 
können  im  Kriege  in  ihren 
Anstellungen  belassen  wer- 
den 79;  Versehung  durch 
die  Kriegsmarine  216;  Be- 
schränkung durch  die  Mo- 
bilisierung 227. 

Posten,  Pflichtverletzung 
derselben  im  Wachdienste 
556 f.;  sieh  Schildwachen. 

Postsparkassendienst,  Yer- 
sehung  durch  die  Kriegs- 
marine 216,  472. 

Prämien  der  Unteroffiziere 
Ulf,  490;  der  Militär- 
sträflinge 373  f. 

Präsenzdienstjahr,  Prä- 
senzdienstzeit der  Ein- 
jährig-Freiwilligen 99  f. 

PräsenzdienstpHicht,  sieh 
Dienstpflicht  (aktive). 

Präsentierung  der  Assen- 
tierten 67. 

Präsidialabteilung       (der 
LandesTerteidlgungsmi- 
nisterien)  231. 

Präsidialkanzlei  (der  Ma- 
rinesektion) 231. 

Präsidialsektion  (des 

Reichskriegsministeri- 
ums)  230. 

Präsidenten  der  höheren 
Militärstrafgeriehte  508  f. 

Prager  Friede  524. 

Presse,  Prefigesetze,  Be- 
stimmungen für  Heeres- 
personen 131,  573. 

Preßordnnng(ungarische), 
Vorschriften  über  die  kom- 
raissionelle  Aburteilung 
der  Herespersonen  584. 

Preußen,  Abgrenzung  des 
Oberbefehles  von  der  Mili- 
tärverwaltung 22 ;  Instruk- 
tion der  Oberrechnungs- 
kammer 250;  Getreide- 
lieferungen für  das  Heer 
259;        Submissionswesen 
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265  f. ;  Deckung  des  Brot- 
iind  Futterbedarfes  durch 
die  Eigenregie  299  f. ;  Mili- 
tärküster  381;  Unterstüt- 
zung der  ans  dem  Heer  es  ver- 
bände entlassenenPersonen 
468;  Errichtung  von  Dar- 
lehenskassen in  den  Jahren 
1866  und  1870;  Aufhebung 
des  Militärgerichtsstandes 
in  bürgerlichen  Rechts- 
sueben 497;  Anfänge  des 
ehrenrätlichen  Verfahrens 
und  Vorschrift  über  die 
Ehrengerichte  636  f. 

Priester  (ausgeweihte),  Be- 
günstigungen bezüglich  der 
Militärdienstpflicht  (Füh- 
rung in  der  Evidenz  der 
Ersatzreserve}  81 ;  bleiben- 
de Befreiung  vom  Militär- 
dienste in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  82. 

Prisenantersnchniigskom- 
mission  510. 

Prisengerichte  510. 

Privatbedienstete,  Unter- 
stützung im  Falle  der  Ein- 
berufung 453,  467. 

Priratforderungeiiy  Herein- 
bringung gegen  Heeres- 
personen im  administra- 
tiven Wege  820. 

Privatgeschäfte  der  nicht- 
aktiven Offiziere,  sieh  Er- 
werbsbeschäftigungen. 

Privatgttter  (kaiserliche), 
Beamte  derselben  können 
im  Kriege  in  ihren  An- 
stellungen belassen  werden 
78  f. 

PriTattelegramme,  Vidie- 
rung im  Mobilisierungs- 
falle  227. 

Professionistenschnlen  der 
Eieenbahnbataillone  S92. 

Professoren  von  öffentlichen 
und  mit  dem  Öffentlich- 
keitsrechte ausgestatteten 
Unterrichtsstellen  können 
im  Kriege  in  ihren  An- 
btelluDgen  belassen  werden 
78  f.;  Anrechnung  der 
Dienstzeit  beiden-^  der  Mi- 
litärbildungsanstalten und 
des  Militärtierarzneiinsti- 
tutes für  die  Pension  422. 

—  (geistliche),  Gliederung 
derselben  47 1 ;  Obliegen- 
heiten in  den  Militärerzie- 
hungs-  und  Bildungsan- 
htalton  3"<0;  dieselben  ste- 
hon  in  Österreich  nicht  un- 
ter Militärjurisdiktion  511. 


Professorskandidaten,  Be- 
günstigungen derselben  in 
der  Eigenschaft  von  Ein- 
jährig-Freiwilligen in  Un- 
garn 99  f. 

Profosen^  Gliedemno:  184; 
stehen  unter  Militärjuris- 
diktion 511. 

Profosenarrest  534. 

Provlantdiens^  Kompagnie 
des  Provinntdiensles   167. 

ProTiantofflzier  316. 

ProTiantofflzierskars   398. 

Proviantschnle  des  Matro- 
senkorps  393. 

Provinzkrlegszahlfimter 
470. 

Provinzen  (altkonskribier- 
te),  sieh  Länder  (altkon- 
skribierte). 

Prüfungen  der  Einjährig- 
Freiwilligen  97;  sieh  Offi- 
ziersprüfung. 

Prüfungskommission  für 
die  marinetechnischen  Be- 
amten 409;  sieh  Kommis- 
sionen. 

Pulverfabrik  271. 

Palvermonopol  16,213, 247, 
478. 

Pulver-  and  Dynamitfabrik 
271. 

Pulverversclileifier  247. 

PunipenschiiTe  167. 

Q. 

Quartierarrest  626  f. 

Qnartieranshiife,Quartier- 
beihiife  der  in  den  Stand 
eines  Invalidenhauses  auf- 
genommenen Gagisten  429. 

Quartierbenüt-zung  der  Fa- 
milien von  abwesenden 
Gagisten  314;  der  Witwen 
von  im  Invalidenhause  un- 
tergebrachte nGagi8ten442. 

Quartiergebiihr  der  Gagi- 
sten 311,  313;  der  in  den 
Stand  eines  Invalidenhau- 
ses aufgenommenen  Gagi- 
sten 429. 

QuartierkompetenZy  sieh 
Quartierbec  ützung. 

Quartierverpflegung^  als 
Kriegs verpflegsart  302. 

Quart iervorschrifteu  297. 

Quartierzinsklassen  290. 

R. 

Raddampfer  167. 
Radfabren,  Truppenschulen 

für  die  Ausbildung  im  --^ 

392. 
Radfahrordnung,     Geltung 


für  dieHeerespersonen  14'>, 
620. 
Ragnsa  (Festland  des  ehe* 
maligen  Kreises  Ton  ^>, 

Befreiung  der  dortigen 
Bewohner  von  der  Linien- 
dien8tptlicht47  ;die  Heert*»- 
ergänzungsgeschäfte  t^- 
sorgen  die  Landwehr*»r- 
gänzung8behördea48;  As- 
sentierung der  Ang^ebriri- 
gen  von  -^  für  die  Land 
wehr  52. 

Rapport,  Erscheinen  beiii)  ^ 
(als  Disziplinarstrafe;  6'J^>: 
sieh  Hauptrapport. 

Raub,  militärisch  qualifizier 
ter  572. 

Rayon,  sieh  Festungerayun 

Rayonsbeschrllnkun^eiiy 
sieh  Festungsrayon sbe- 
schränkungen. 

Realli\|urien  sind  nicht  Vor- 
aussetzung für  die  Au^ 
Übung  des  Ehrennotwehr- 
rechtes  der  Oftiziere   '>'J^ 

Realprinzip  im  Militärstraf 
gesetzbuche  524. 

Rechnnngsabtelluni^eii  dor 
Korpsintendanzen  17H;  d^r 

anweisenden  Behörden 
472  f. ;  bei  der  Krieg-iniarice 
472  f. 

Rechnungsbandienst  (Hill* 
tär-)y  Zulassung  der  Ein 
jährig-Freiwilligen  zu  dent 
selben  105;  sieh  Baurecb 
nungsbeamte  (Militär-). 

Rechnungsdienst  (der  In* 
tendantur)  177. 

Rechnungsfflhrung  (der  Fi- 
nanzverwaitung)  469, 47i'. 

Rechnungshilfsarbeiter 
176. 

RechnuBgshIlfsdIenst  (ad* 
ministrativer)  472. 

Rechttungshdfe  (OberMe ) 
232,  469,  472  ff. 

Rechnungskontroll  sbeam* 
te  (Mliitir-)?  Gliedertui^- 
derselben  177  ff.;  der  l»ivi 
sionsintendanzen  472;  stv 
hen  in  Österreich  nicht  un- 
ter MilitärjurisdiktioD  .M  1 

Rechnungsratsknrs  (SUll* 
tiir-),  früherer  402. 

Recht  (bürgerliche»),  Ein- 
fluß der  Mobilisierncg'  aut 
dasselbe  227;  sieh  Rechts- 
verhältnisse  (btirgerlichf  . 

Rechtsfähigkeit  (bdri:««-* 
liehe),  die  Todesstrafe  h:%T 
bei  der  k.  k.  Landwflir 
keine    Schmälerung     der« 
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selben  zur  Folge  533; 
Schmälerung  derselben  als 
Straffolge  der  Desertion 
554. 

Rechtsgrnn  dlagen  (allge- 
meine) des  Österreichisch- 
nngari  sehen  Heerwesens 
11  ff. 

RechtsTerhältnisse  (foOr- 
g^erliche)  der  Heere? per- 
sonen  137  ff. 

Rechte  (üffentllche),  Aus- 
schließung der  Heeresper- 
sonen von  solchen  128  ff. 

Rechtsberatnng  des  Militär- 
ärars 236. 

Rechtsdnrchsetzaiig)  £in- 
fiuJ)  der  Mobilisierung  auf 
dieselbe  227. 

Rechtskraft  der  Entschei- 
dungen über  die  Begünsti- 
gungen bezüglich  der  Mili- 
tärdienstpflicht  87. 

Recht8inlttel  im  Militärstraf- 
verfahren 597  ff.,  609 ;  gegen 
Disziplinarstrafen  sind  -^ 
aufgeschlossen  629. 

Rechtsmittelyerfahren  im 
Militärstrafprozeß  597  ff. 

Rechtsschutz  (öffentli- 
cher) in  Heeressachen  19, 
192,  236  f.,  427,  444,  487, 

Rechtsyerfolgung  (gegen 
Heerespersoneu)  125. 

RechtsTerordnnngen,    als 
Akte  der  Militärverwaltung 
16. 

Rechtsvertretang  (des  Mili* 
tärärars),  sieh  Bechts- 
beratung. 

Rechtsireg  in  Strafsachen 
des  Wehrgesetzes  58  f. ;  in 
Militärtaxsachen  486  f. ;  sieh 
Rechtsmittel. 

Referate  (ökonomische) 
des  Hafenadmiralates  und 
de8  Socbezirkskommandos 
473. 

Referenten   (der    höheren 
Militärstrafgerichte), 
Funktionen  derselben  509. 

Reformatio  in  pelns  601. 

Regimenter  163  ff.,  170. 

Regimentseqnitationen 
398. 

Regimentsgerichte,  frfihere 
496. 

Regimentskapllne,  frühere 
375. 

Regimentskommandanten, 
Kompetenz    zur    An- 
ordnung der  ehrenrätlicben 
Vorverhandlung  644. 

Regimentskommanden  22L 


Regimentsofflz  iersschulen 

der  Traintruppe  398. 

Regimentsschulen«  frühere 
387. 

Regimentssprache  67. 

Regimentsspitäler,  frühere 
346. 

Regimentsstab  163  ff.,  168ff., 
179,  221. 

Regimentsnnterofflsiers- 
schulen  391. 

Registratnrsbeamte  (Mili- 
1  är-),Glieder  u  ng  derselben 
184;  Funktionen  bei  den 
höheren  Militärstrafgerich- 
ten  509;  stehen  in  Öster- 
reich nicht  unter  Militär- 
jurisdiktion 511. 

Reglement  für  die  k.  k. 
Feldchirurgen  in  Kriegs- 
und Friedenszeiten  343; 
für  die  k.  k.  Feldchirur- 
gen (1788/89)  346 f.;  für 
den  Sanitätsdienst  des  k.  k. 
Heeres  (samt  Anhang)  357. 

Reglements  (militärische), 
Rechtswirksamkeit  dersel- 
ben 14f.;  für  die  Infanterie 
und  Kavallerie  519;  sieh 
Dienstreglements,  Exer- 
zierreglements, Festungs- 
reglement. 

Rehabilitiernngsrerfahren 
536,  638,  651. 

Reichsfiskus  (österrei- 
chisch-ungarischer) 476ff. 

Reichsgericht  (österreichi- 
sches),  Kompetenz  in 
Heeressacben  231. 

ReichslLriegsminister^  ver- 
fassungsmäßige Stellung 
und  parlamentarische  Ver- 
antwortlichkeit 229  f. ;  sieh 
im  übrigen  Reichskriegs- 
ministerium. 

Reichskriegsministerinm, 
demselben  sind  Befugnisse 
der  Kommandogewalt  dau- 
ernd delegiert  12;  ver- 
waltet die  Agenden  des 
gemeinsamen  Heeres  27 ; 
empfängt  Berichte  über  die 
Landwehr  28 ;  verwaltet  die 
Agenden  der  bosnisch- 
herzegowinlschen  Truppen 
29 ;  leitet  die  militärischen 
Agenden  des  bosnisch-her- 
zegowinischen  Gendarme- 
riekorps und  der  Militär- 
abteilungen der  Gestüts- 
brancho  34 f.;  erteilt  Aus- 
wanderungsbewilligungen 
an  bestimmte  Heeresperso- 
nen 43 ;  nimmt  Einfluß  auf 


die  Enthebung  der  im 
Interesse  des  einheimischen 
Handels  auswärts  Tätigen 
von  der  Stellungspflicht  47 ; 
partizipiert  an  den  Kosten 
des  Stellungs  Verfahrens  51 ; 
entscheidet  über  Gesuche 
um  Nachsicht  wogen  ge- 
setzwidriger Assent'erung 
53;  wirkt  mit  bei  den 
Entscheidungen  über  Be- 
günstigungen aus  Familien- 
rücksichten 86;  wirkt  mit 
bei  der  Regelung  der  Prü- 
fungen für  die  Kandidaten 
des  Einjährig-Freiwilligen- 
dienstes  97 ;  trifft  in  letzter 
Instanz  Entscheidungen  in 
Sachen  der  Einjährig- Frei- 
willigen 98;  verfugt  die 
Versetzung  der  Reserve- 
offiziere in  die  Landwehr 
102;  erteilt  Heiratsbewilli- 
gungen 138;  nimmt  Einfluß 
auf  das  Festungswesen  190, 
196;  bewilligt  die  Beistel' 
lung  von  Wachen  fUr  Zivil- 
anstalten 205;  wirkt  mit  bei 
Bestimmung  der  Disloka- 
tionsorte 225 ;  hat  die  Mo- 
bilisierungsarbeiten durch- 
zuführen 225;  innere  Orga- 
nisation 228 ff.;  Praxis  bei 
Vergebung  der  militäri- 
schen Lieferungen  252, 
254  ff.;  nimmt  Eintluß  auf  die 
Remontierung  und  die  Pfep* 
dekonskription  278  f.,  282; 
nimmt  Einfluß  bei  Auflas- 
sung von  Kasernen  und  bei 
Feststellung  der  Zinsvergü- 
tungen 288,  290;  wirkt  mit 
bei  Ordnung  der  vorüber- 
gehenden Einquartierung 
und  der  Durchgzugsver- 
pflegung  293,  300;  ist 
oberste  Militärbauverwal- 
tungsbehörde 323;  nimmt  in 
Österreich  Einfluß  auf  die 
Anlage  der  Eisenbahnen 
337;  konstituiert  bei  sich 
die  Zentraleisenbahntrans- 
portleitung  340;  schließt 
die  Verträge  mit  den  Schiff- 
fahr tsgesellschafien  fÜrMo» 
bilisierungszwecke  ab  342 ; 
nimmt  Einfluß  auf  die  Lei- 
tung des  Militärsanitäts- 
wesens und  der  freiwilligen 
Sanitätspflege  344f.,  35^ 
361 ;  nimmt  Einfluß  auf  die 
Verwaltung  der  Militärge- 
fangenhäuser 367  ff. ;  nimmt 
Einfluß  auf  die  Verwaltung 
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der  Mililärseelsorgo  376 f.; 
erteilt  politische  Ehedis- , 
pense  an  Heerespersooen 
379;  entscheidet  über  die 
PensioDSHnsprüche  von 
Gagisten  und  ihrer  Wit- 
wen 427,  444;  wirkt  mit 
bei  der  Evidenzhaltung  der 
Zertifikatisten  436;  ist  ober- , 
ste  Stiftungsbehürde  für 
Militärstiftungen  und  führt 
das  Stiftungsbuch  465 ;  kon- 
trolliert dieVerwaltung  des 
Vorschußfonds  für  Offiziere 
465;  nimmt  Einflnü  auf 
die  Verwendung  der  Mili- 
tärtaxfonda  489;  kann 
Truppenkörper  den  Gar- 
nisonsgerichten zuweisen 
503;  trifft  Verfügungen  im  • 
ehrenrätlichen  Verfahren' 
642  f.,  645. 

HeichsmilitürgesetjE  (deut- 
sches), Bestimmungen  des-  < 
selben  über  Zurückstellung' 
der  im  Auslande  sich  au^' 

.  haltenden  Stellungspflich- 
tigen 62;  Stimmrecht  der 
Mitglieder  der  Ersatzbe- 
hörden 63;  Ausschluß  be-; 
makelter  Personen  vom 
Heere  64;  bürgerliche 
Kechtsverhältnisse  der 
Heerespersonen  149. 

Reiehsrat  (Österreichi- 
scher), Kompetenz  gegen- 
über den  Landtagen  in 
Heeressachen  19 ;  Wahl-' 
recht  der  Heerespersonen 
ilir  den  ^  129  f.;  sieh 
parlamentarische  Körper- 
schaften. 

Reichstag  (ungarischer), 
Kompetenz  inHeeressachen 
20;  Wahlrecht  der  Heeres- 
personen für  den  ^^  130; 
sieh  parlamentarische  Kör-' 
perschaften. 

Reichswerbnng  4. 

Reisebewiiligungen,  sieh 
SeereisebewilliguDgen. 

Reisen,  Beschränkungen  fllr 
nichtaktive  Personen  77  f  ; 
für  Ersatzreservisten  80; 
für  Landsturmpflichtige 
Personen  nach  Aun)ietung 
des  Landsturmes  93. 

Reisepttsse,  Erteilung  an 
nichtakti\e  Personen  69, 
77. 

Reiterbestallung  (Max'  II.) 
519. 

Reiterrecht  (Wallenstein- 
sches)  519. 


Reiterrechte  576. 

Reltlehrerinsütut  (Mili- 
tär-) 403  f. 

Reit-  und  Fahrlehrerinsti- 
tut (Militftr-)  in  Schloß- 
hof 404. 

Reitpferde  (abgerichtete), 
Deckung  des  Bedarfes  der 
Kavallerie  an  solchen  284. 

Reitplätze,  Erwerbung  von 
solchen  für  die  Heeresver- 
waltung 322,  324. 

RekonTaleszentenhäosor 

348,  352. 
Rekruten  (uneingereihte), 

Rechtsverhältnis  derselben , 
61 ;  freiwilliger  Antritt  des 
aktiven  Dienstes  67;  ste- 
hen in  gewissen  Fällen 
unter  Militärjurisdiktion 
512  f.,  Selbstbeschädigung 
ist  bei  ihnen  nur  als  Ver- 
gehen nach  dem  Wehr- 
gesetze zu  bestrafen  554. 

Rekrntenbedarf  157. 

Rekrutenbewilligung 
(Jährliche),    sieh   Rekru- 
tenkontingent. 

Rekrntenkontlngent,ältere8 
5;  Begriff  154;  Hübe  154 f.; 
legislative  Behandlung  6  f, 
11,  13,  19,  155  f.;  admi- 
nistrative Behandlung  (Re- 
pHrtition)  98,  156  f.;  Kri- 
tik der  bezüglichen  Be- 
stimmungen 161  ff. 

Rekrutenrepartition,  sieh 
Kekrutenkontingent. 

Rekrntierungspatent  (von 
1827)  40. 

Rekrntierungsstatistik, 
Einstellung  derPublikation 
derselben  239,  411. 

Rekurs  als  Rechtsmittel  im 
Militärstrafverfahren    598. 

Religionsbekenntnisse 
(kleinere),      militärgeist- 
liche Jurisdiktion  über  An- 
gehörige derselben  3S5. 

Religionslehrer,  Unterstüt- 
zung derselben  im  EinrUk- 
kungsfalle  457,  460. 

Reliktenversorgung,  sieh 
Versorgung  (der  Witwen 
und  Waisen). 

Reüktenversorgungsge- 
setze  418. 

Remonten,  Ausbildung  bei 
derFeldiirtillerie  164;  Dek- 
kung  des  Bedarfes  an  '^ 
277  f. 

Remontenankaufskominis- 
sionen  278. 


RemontenasscnifcomniU 

sionen  277  f. 
Remontendepot«  27*. 
Remontengebtthr  2<*<. 
Remontenhandanksttf  2:- 
Remontentransporte«     F 

satzpüicht  des  Militär.i7.  • 

für  Schäden  dor  ^  4^4. 
Remontiemngsdeparte- 

ments,  Beschäl- uad  -^  21' 

Renkontre  528,  544,  5T: 
Requisitionen       (mililiri* 
sehe),    ReqaiüitloiiJ^Tcr- 
fahren  16,  226,  3i>6  W  »  : 
ReserTationsurkunden. :.. 
^^  beteilte  Invalideti  4.' 
Reserve,  erste  Ei oflihrni!;r  - 
Verhältnis  der  — -  71  ff.J  i 
sieh    ReservedienfttpÜH  <  - 
Reserveoftiziere,        R«*^ 
visten. 
Reservebäckerelen  3<4.        i 
Reservebatailione  derL;;i' 
wehrinfanteriereg^imeittT 
und     LandesschUtzeii;'.:     ] 
menter  168. 

ReservebataiiloBskader«.  • 

LandwehrinfantericTeiri- 
•  menter    und  Laofit»*'»«-!- . 

zcnregi  menter  108. 
Reservedienstpflichi  71  r 

in  Bosnien  und  in  der  H> 

zegowina  79,  81, 
Reserveeskadron  der  Ka\  u 

1er  ieregi  menter  164. 
Resenrekadettaspirant«*« 

101. 
Reservekadetten  113. 
Reserreiuunition»* 

kolonnen  16'>. 

ReserTeoffltierelOl  f.  ,1 1 ; 

Gebühren   der  aktivien« 

--313;  Militärjurisdikr  . 

über  «-^  512;   Diaziplii. " 

behandlung  622  f.,  (;.<««. 
Reservesanitätsabt^^i« 

Inngen  17.5. 
Reserveschlachtrieh» 

depots  304. 
Reservespitiier  351  f. 
ReservespitalsapotliekeB 

354. 

ReservestaiTel,     der      ^   • 
pflegskolonoen    30H,     ♦.• 
Friedensverpflegsniai^a'.  • 
303. 

Reservestatut   (toh    1^.< 
245. 

Reservetelegraph  336. 

Reservetelegrapheiiabtei- 
lungen  336. 

Reserve*Telegrap1ienhan  • 
abteilungen  336. 
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Keserve-Telegraphenbe- 
triebsabteiluncreii  336. 

Reserfeferpfleipsabteiluii- 
gren,  den  Armeegeneral- 
konimandeo     beigegebene 
304. 

ReserTeTerpflegsinagazine 
304. 

KeHerfezeagskolonnen  165. 

Iteserristen,  Rechtsverhält- 
nis derselben  71  ff.;  stehen 
in  gewissen  Fällen  unter 
Militärjurisdiktion  512  f.; 
unterliegen  in  gewissen 
Verhältnissen  dem  Diszi- 
plinarstrafrecht  622. 

Residenzpflicht  der  Berufs- 
offiziere 115. 

Retraite^  Entziehung  der 
Begünstigung  des  Aus- 
bleibens Über  die  ^^,  Rück- 
kehr vor  der  -«-,  Verlegung 
der  ^  (als  Disziplinarstrafe) 
625  ff. 

Beue  (tätige)^  als  Strafer- 
löschungsgrund  540,  552, 
5G9  ff. 

ReTision  im  Militärstrafver- 
fahren 599,  601. 

ReTisioiiMtätigkeit  der  höhe- 
ren Militärstrafgerichte 
600  f. 

ReTolntion  (lyanzoslsche)^ 
Einfluß  auf  die  Militär- 
gerichtsbarkeit 497. 

Rondo,  Roiiden,  Funktion 
als  Wache  205,  ö47;  Pflicht- 
verletzung der  '^  im  Wach- 
dienste 5f)7. 

Rote»  Kreuz,  Schutz  des- 
selben XII,  360;  sieh  Verein 
vom  Koten  Kreuz. 

Ritckfall,    Behandlung    im 
Militärstrafgesetzbuche 
539. 

Rückkehr  (for  der  Re- 
traite),  als  Disziplinar- 
strafe 625  f. 

RückHtünde  (beim  Rekru- 
ten kontin  gent)  157. 

Bücktransferiernng  (der  in 
besonderen  Korps  die- 
nenden Mannschaften), 
als   Disziplinarstrafe   627. 

RHckTorsetzung,  aisgericht- 
liche Strafe  536;  als  Diszi- 
plinarstrafe 627. 

Rtlstungggtficke  (ärari- 
sche) sind  extra  commer- 
cium 319. 

Ruhestand,  Versetzung  der 
Offiziere  in  den  -^  115  f.; 
Verhältnis  des  Ruhestandes 
119;   Gebülircn   der   akti- 


vierten Gagisten  des  Ruhe- 
standes 313;  Militärjuris- 
diktion über  solche  Gagi- 
sten 512;  Disziplin  arbe- 
handlung  dieser  Gagisten 
622,  631. 

Roma  (Marktort),  Einrich- 
tungen der  Heeresergän- 
zung 48. 

Rumration,  Entziehung  der- 
selben als  Disziplinarstrafe 
gegen  Matrosen  626. 

8. 

Sachsen,  Organisation  der 
Getreidelieferungen  für  das 
Heer  260. 

Sachverstftndigenbefnnd 
590. 

Salpetermonopol  247. 

Salubritatskommis8ion223. 

Sanitätsabteilungen  175. 

Sanitätsabteilungsschnle 
des  Matrosenkorps  3i^3. 

Sanitätsanstalten  (Militär) 
346  fr. 

Sanitätsberichte  (statisti- 
sche) 410,  412. 

Sanitätschef  173,  233,  344. 

Sanitätsdienst»  Kompagnie 
des   Sanitätsdienstes    167. 

Sanitätshilfsdienst,  Trup- 
penschulen für  den  -«-391. 

Sanitätskomitee  (Militär-) 
174,  407  f,  587. 

,  Sanitätskommandant    344. 

Sanitätskompagnien  343. 

Sanitätskorps  173  if. 

Sanitätsmannschaften  (der 
Kriegsmarine),  sieh  Sani- 
tätsdienst. 

Sanitätsmaterial,  Verwal- 
tung desselben  275. 

Sanitätsmaterialfeldde- 
pots,  Montur-  und  -^  272, 
352. 

Sanität  smaterialreserve 
350. 

Sanitätspflege,  freiwillige 
238,  356  fr. 

Sanitätsreferent  der  Land- 
wehrkommanden 233. 

Sanitätsreglement     (Mili- 
tär- Ton  1808)  346  f. 
Sanitätsreserveanstalten 

350,  352,  355  f. 
Sanitätsstatistik  41 L 
Sanitätsstatistische  Ein- 
gaben, Vorschrift  über  die 
sanitätsstatistischen  Ein- 
gaben im  k.  und  k.  Heere 
411. 


Sanitätstruppe,  Einteilung 
der  Mennoniten,  KaraYten 
und  Lippowaner  zu  der- 
selben 40;  Aufnahme  von 
Einjährig-Freiwilligen  9»; 
Formation  174  f ;  sieh  Sani- 
tätskorps. 

Sanitätstruppenkommando 
175. 

SanitätsTerhältnisse,  Sta- 
tistik der  «-^  der  Mann- 
schaft des  k.  und  k.  Heeres 
411. 

SanitätsTerwaltung  (Mili- 
tär-) 342  ff. 

Sanitätswesen  (im  Gebirgs- 
krieg)  189. 

Sappeurkorps  165. 

Satzungen  (eigene)  521  f. 

{Schädigung  von  Ärarialgut 
566  f. 

Schanicregel,  Schanksteuer 
(in  Ungarn)  309  f. 

Schancseugsdepot  274. 

Schanzzengskolonne  166. 

ScheYchs,  Enthebung  von 
der  Stellungspflicht  in 
Bosnien  und  der  Herzego- 
wina 46  f. 

Scheriatsrichter,  Enthe- 
bung von  der  Stellungs- 
pflicht in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  46  f. 

Schießen     (der    Rerölke- 
rung),  Beschränkung 
durch  die  Mobilisierung  226. 

Schießplätze,  Behandlung 
derselben  in  Festungen  195 ; 
Erwerbung  für  die  Hee- 
resverwaltung 322,  324. 

Schießstände  240  fr. 

Schießstätten,  Ausgaben 
der  SchUtzengesellschaften 
für  dieselben  242. 

Schießstandsordnung  (tiro- 
lisch-Torarlberglsche) 
37,  239  f. 

Schießstandswesen  (tiro- 
lisch -  Torarlbergisches), 

Kompetenzen  der  Gesetz- 
gebung 17,  "ZO;  Verwal- 
tung 239  If.,  Rechnungs- 
kontrolle 473. 

Schießübungen  (der  Schüt- 
zeniresellschaften)   243  f. 

Schießäbungsplätze      (fttr 
Schießstände),  Errich- 
tung  oder  Änderung  der- 
selben 241  f. 

Schießverbotsrayon  in  Fe- 
stungen 195. 

Schießrereine  (Freiwil- 
lige)  in  der  Schweiz  ^39. 
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Schiffall  rtflcrosellschaften, 

Verpflichtungen  dereelben 
im  Krieg.« falle  842. 

Schlffahrtsrertragre «  Be- 
fitimraungcn  derselben  über 
die  Auslieferung  von  Ma- 
trosen 525. 

Hchiffahrttreibende^  Ent- 
hebung derselben  vom  Er- 
scheinen bei  der  Kontroll- 
versammlnng  (beim  Haupt- 
rapport)  75. 

Schiffbau direktion  im  See- 
arsenal  275. 

Schiirbaakoinini8sion  (per- 
manente) 409. 

Schlirbankars  (in  Triest), 
die  Absolventen  desselben 
haben  Anspruch  auf  Ab- 
leistung des  Einjährig- 
Freiwilligendienstes  in  der 
Kriegsmarine  103. 

Schilf  ban  Wesen  9  technisches 
Personal  188. 

SchilTäaiiibnlanzen  851. 

SchllfHbemannungy  stand- 
rechtliche Behundlung  im 
Falle   der  Desertion   607. 

Schiffsbesitzer,  SchllTs- 
elgentflmer,  Verpflichtun- 
gen der  subventionierten'^ 
tür  die  Heeresverwaltung 
in  Österreich -Ungarn  341  f.; 
Verpflichtungen  der  ^^  in 
Deutschland  842. 

Schilfschefarzt  174. 

SchilTsdivislonen«  Forma- 
tion derselben  228;  Flag- 
Sengerichte  505;  Bildung 
es  ehrenrätlichen  Aus- 
schusses und  des  Ehren- 
rates 642  f. 

SchlffsdiTlsionskommandOy 
Kompetenz  desselben  zur 
Anordnung  der  ehrenrät- 
lichen Vorverhandlung  645. 

Schiffe  (derKriegsmarine), 
Einteilung  derselben  lü7f. 

Schiffsgerichte   504  f.,  582. 

Schiff^handwerker  werden 
ohne  Rücksicht  auf  die 
KOrpergröÜe  in  das  Heer 
aufgtmummen  109. 

Schiff»\JQngen,  Einreibung 
derselben  110,  167;  ver- 
länj^erte  Dienstpflicht  112. 

Schiffskammern  275  f. 

Schlffskapellen  3S5. 

SchillSikaiisen  821,  472. 

Schiffskommandanten«Stol- 
lung  derst^Iben  zur  H:\iulols- 
mariue  214;  G!io<ieniiig 
221,  223;  Bofujruis  zur 
Verhunzung     de:»     stand- 


rechtlichen Verfahrens 
606  fr.;  sieh  Flottenkom- 
mandant. 

Schiffsspitaier  349;  provi- 
sorische 852. 

Schiffsstab  221. 

Schlffsrerwallnngen  472. 

Schildwache,    Schild- 
wachen  205,  547. 

Schlachtschiffe  167. 

Schlachttiehdepots  299, 
803  f. 

Schlächtereien  der  Menage- 
wirtschaften 309. 

Schlügerei  (aus  dienst- 
liohem  Anlasse)  544;  sieh 
Rencontre. 

Schliefieisen  (Anlegung 
der  '^),  Schließen  (in 
Spangen),  Abschaffung 
als  gerichtliche  Strafver- 
schärfung 538;  Verwendung 
als  Disziplinarstrafe  626, 
628. 

Schließen  (der  Tore),  Ver- 
letzung der  Vorschriften 
über  das  Öffnen  und  -^ 
564. 

Schlußverhandlung  beim 
ehrenrätlichen  Verfahren 
649. 

Schraubendampfer  167. 

Schreibgeschftfte,  die  zum 
'-«-  Verwendbaren  können 
ohne  Kücksicht  auf  die 
KürpergröL'e  in  das  Heer 
aufgenommen  werden  109; 
Einreihung  derselben  159. 

Schriftführer  (beidenHili- 
tärstrafgerichten)   507  f. 

Schriftiichkeit  des  Militär- 
strafverfahrens   578,   608. 

Schtttzengesellsehaften 
240,  242  ff. 

SehntzenkorpSy  Landsturm- 
pflicht derselben  91;  kön- 
nen ihre  statutenmäßige 
Bekleidung,  Ausrüstung 
und  Organisation  beibe- 
halten 153. 

Schuld  (Abschreibung  der 
^  des  Staates  an  die 
Bank)y  Beurteilung  vom 
Standpunkte  der  Heeres- 
verwaltung 491. 

Schnldenpatent  (der  Kai- 
serin Maria  Theresia) 
141. 

Schalen  zur  Heranbildung 
von  Einjährig-Freiwilligen 
100,  389,  8y3f.;  Absol- 
venten  von  nautischen  -^ 
haben  Anspruch  auf  Ab- 
leistung    des     Einjährg- 


Freiwilligendienates  in  <1*t 
Kriegsmarine  103;  »i*U 
Bildnngsanstalten,  Trnp- 
penschulen. 

Schnleakadrons,  frülirr«' 
388. 

Schnlkonipanlen.  früher»* 
388 

Sohnischiffe  167,  392  f. 

Schultheifi  576,  615. 

Schulftbnngen  (aiflltArl- 
sche)  2^9. 

Schntzwache,  Schnis« 
wachen  205,  547. 

Schutaprinzip  im  Militär- 
strafgesetibache  524. 

Schwedische  Arme«,  An- 
fänge des  ehrenrätli<*hfj 
Verfahrens  bei  cler&elb*-a 
636. 

Schweiz,  militärische  Schul- 
Übungen,  mititäriecher  W-x- 
Unterricht  und  freiwilhVi 
Schießvereine  239 ;  Milititr- 
versicherung  468. 

Seearsenal,  Deckung  <?(-> 
Bedarfes  253;  Administra- 
tion 275  ff. 

SeearAenalskommando 
nimmt  EintluÜ  auf  d  »* 
Lieferungen  2ü4;  ist  1«*:- 
tende  Behörde  des  Si-*- 
arsenals  276;  fung^ieit  &'> 
anweisende  Bebürde   471. 

Seeaspiranten,  Aufnahn* 
114;  Einteilung  121;  Be- 
handlung bei  der  Pen^i'w 
nierung  421 ;  Behandln f :: 
im  Falle  derUnlerlirin^unir 
in   InvalidenhäaMfm    42'.^ 

Seebeztrkskomnaado      i^t 
Kommandobehünli*      2*2 « » 
ist      Verwaltunpabehor»'«* 
233;   ist   anweisende    Ih- 
bürde  470  f. 

SeedampfHchiffahrts* 
aktiengeselUchaft     <qu* 
gariacli*kroaU»clie)<t  Vit 
pflicbtungen  derselben  fi.r 
die  Heeresverwaltung  .>4- 

Seedtenatbilchery  Erieilunj 
an  noch  nicht  einipiTeiht«- 
Asficntierte  61;  Erteiluu;:^ 
an  nichtakt]%e  IVr^tajii. 
77;  sieh  Secreiäebewiii 
gungen. 

Seefahrer,  Kondmarboxt;:  l. 
für  -^;  sieh  b^tirogr^jh)- 
sche  Nachrichten. 

SeeinstradieruBg^ofllzier 
342. 

Seebandelaachilfe,  Vt  r- 
p flicht nngenge^nüberJ  ^ 
Kriegsmarine  215,21  <*'^*< »: : 
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Seekadetten,  Einteilung 
121 :  stehen  zu  den  Gagisten 
ohne  Rangklasse  und  zu 
Münnschaftspcrsonen  im 
Verhältnis  der  Höheren 
121;  Behandlung  bei  der 
Pensionierung  421;  Be- 
handlung im  Falle  der 
'  Unterbrmgung  in  Invali- 
denhäusern 429;  sind  aus- 
genommen von  der  Ge- 
richtsbarkeit der  Schiffs- 
gerichte 505;  besitzen  das 
Keeht  der  Ehrennotwehr 
52d;Di8ziplinarbehandlung 
«25  f.,  630;  ehrenrätliche 
Behandlung  639,  642  f. 

Seelsorger  (ausgeweihte)^ 
bleibende  Befreiung  der- 
selben vom  Militärdienst 
in  Bosnien  und  der  Herze- 
gowina 82;  sieh  Militär- 
geistliche, Mtlitärgeistlich- 
keit. 

Seel8orger(8nb8idiarl8che) 
380. 

Seemlnendienat,  Kompagnie 
des  Torpedo-  und  See- 
mincndienstes  167. 

Seeininen-  and  Telegra- 
ph enknrs  der  Kriegs- 
marine 398. 

Seeminen-  und  Telegra- 
phenscbnle  der  Kriegs- 
marine 393,  398. 

SeeofHzIere)  Standeäeintei- 
lung  derselben;  Ausbildung 
3b9;  Lehranstalt  für  die 
hUhere  Ausbildung  405. 

Seerftnber  unterstehen  dem 
Marinegericht  504;  stehen 
nuter  Militärjurisdiktion 
513,  515. 

Seereisebewilligongen,  Er- 
teilung an  noch  nicht  ein- 
gereihte Assentierte  61 ; 
Enthebung  der  mit  -^  Be- 
teilten vom  Erscheinen  bei 
der  Kontrollversanunlung 
(beim  Hanptrapport)  74 ; 
Erteilung  an  nichtaktive 
Personen  77;  sieh  See- 
dienstbücher. 

Seeschlffahrtsgesellschaft 
(kOnigllcli    nngarlsehe), 
VcrpHichtungen  derselben 
für  die  Heeresverwaltung 
342. 

Seestreitkräfte,  Verhältnis 
derselben  zum  Festungs- 
kommandanten 194. 

Seewehr,  Dienstpflicht  in 
der  --  71  ff.;  Standesver- 
hältnis der  '^  119;  Ange- 


hörige der  ^  stehen  unter 
gewissen  Verhältnissen  un- 
terMilitärjurisdiktion512f. ; 
dieselben  unterliegen  unter 
gewissen  Verhältnissen  dem 
Disziplinarstrafreiht  622 f. 

Seltengewehr,  Ablegen  des- 
selben 628. 

Sekretäre  (bei  den  höheren 
Militärstrafgerichten) 
509. 

Sektionen  des  Reichskriegs- 
ministeriums 177;  230;  des 
technischen  Miiitärkomi- 
tees  409. 

Selbstbeschädiger,  Bestra- 
fung durch  Verlängerung 
der  Fräsenzdienstptiicht  58, 
68;  sieh  Selbstbeschädigen. 

Selbstbeschädigung  der 
Wehrpflichtigen  57  f.,  68; 
der  noch  nicht  eingereihten 
Rekruten  und  Ersatzreser- 
visten 60 ;  der  Militärdienst- 
Pflichtigen  554  ff. 

Selbstbesehaffong,  als  Ver- 
pflegsart  301  f.,  306. 

Selb8tbewirtschaftung(der 
Heere8körper),Ein6chrän- 
kung  durch  die  Mobilisie- 
rung 226;  System  der  -^ 
in  der  wirtschaftlichen 
Heeresverwaltung  246. 

Selbstmeldnng,  Kechtswir- 
kungen  bei  der  Desertion 
552. 

Selbstmordversuch  ist  straf- 
los 555. 

Sereianer  Korps  32. 

Serris  315,  318. 

Sicherheitsdienst  (des  Mi- 
litärs), ordentlicher  204ff.; 
außerordentlicher  206  ff. 

Sicherheitsmafiregeln, 
Außerachtlassung    dersel- 
ben im  Felde  564. 

Siebenbürgen,  Gendarmerie 
32 f.;  Regelung  des  Vor- 
spannwesens 331. 

Simulation,  Simulierung 
(von  Gebrechen)  57,  555. 

Sinnesrerwirrnng,  Behand- 
lung im  Untersuchungs- 
verfahren 587. 

Slavonien,  sieh  Kroatien. 

S$ldtterheere,Söldnertrup- 
pen  1,  496. 

Soldaten,  als  Gregensatz  der 
Chargen  120. 

Soldateneid,  sieh  Fahneneid. 

Soldatenerziehnngshäuser, 
frühere  387. 

Soldatenspitäler,  frühere 
416. 


Scbmid,  Das  Heeresrecht  der  Osten. -ung.  Monarchie. 


Soldatenstand,  Anspruch  der 
Ofnziere  des  Soldatenstan- 
des auf  taxfreie  Erhebung 
in  den  Adelsstand  XIl, 
148;  Einjährig-Frei  willi- 
gendienst im  —  96  ff. ;  Be- 
förderungsvorschrift für  die 
Peräonen  des  Soldatenstan- 
des 102;  Standes  Verhältnis 
dieser  Personen  120;  Per- 
sonen des  Soldatenstandes 
stehen  auch  außerhalb  ihrer 
Standesgruppe  im  Veihält- 
nisse  von  Höheren  und  Nie- 
deren 121;  fallweises  Be- 
fehlsgebungsrecht  der  Offi- 
ziere des  Soldatenstandes 
122 ;  Personen  des  Soldaten- 
standes genießen  in  Öster- 
reich keine  passive  Wech- 
selfähigkeit 142 ;  dieselben 
können  privilegierte  Testa- 
mente errichten  143 f.;  bei 
der  Militärverwaltung  an- 
gestellte Personen  des  Sol- 
datenstandes stehen  unter 
Militärjnrisdiktion  511 ;  die- 
selben haben  sich  bei  der 
Rückkehr  aus  der  Kriegs- 
gefangenschaft und  wegen 
sonstiger  Pflichtverletzung 
vor  dem  Feinde  zu  recht- 
fertigen 584. 

Sondergerichte,  Stellung  der 
Miiitärstrafgerichto  als  ^-^ 
516. 

Spangen  (Schließen  in  ---) 
626,  628. 

Spar«  vnd  Darlehensfonds 
(ffir  die  iL.  k.  Landwehr) 
465. 

Spesialabteilnngen  (des 
Heeres)  184,  188. 

Spezialkorps  (des  Heeres) 
150,  184  ff. 

Spezialkurs  (ffir  Hanptleute 
der  Feld-  und  Festung»- 
arlillerie),  früherer  400. 

Speziall^hranstalten,  frü- 
here 388. 

Spitäler,  der  verschiedeneu 
Heeresanätalten  348  f. ;  nieh 

•  Gamisonsspitäler,   Schiffs- 
spitäler, Truppenspitäler. 

Spionage,  schärfere  Behand- 
lung für  die  Zukunft  575. 

Sportkleid,Tragen  desselben 
durch  Offiziere  123;  Offiziere 
im  «-^  besitzen  nicht  das 
Recht  der  Ehrennotwehr 
528. 

Staatsämter,  Ausschließung 
der  Heerespersonen  von 
denßelben  132  f. 

45 
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Staatsbeamte  köDDen  im 
Kriegsfalle  in  ihren  An- 
Btellungen  belassen  werden 
78  f. 

Staatsbedlenstete^    Aus- 
schließung  derselben   von 
der  Zeugenschaft  im  Mili- 
tärstrafverfahren 589. 

Staatsbürgerschaft  als  Vor- 
aussetzung für  die  Zuge- 
hörigkeit zur  Armee  27; 
als  Voraussetzung  für  die 
Wehrpflicht  40  f;  als  Vor- 
aussetzung für  den  Ein- 
jahrig-Freiwilligendienst 
96;  als  Voraussetzung  für 
den  freiwilligen  Eintritt  in 
das  Heer,  beziehungsweise 
in  die  Landwehr  109;  Be- 
deutung für  den  Greltungs- 
bereich  des  Militärstraf- 
gesetzbuches 523  f. 

—  (der  gemeiiiFamen  Mon- 
archie) 27,  40  f. 

Staatsforste  (Personal  der 
^),  Staatsforstpersonaly 
Landsturmpflicht  desselben 
91 ;  Verwendung  beim  Land- 
sturme 170. 

Staatskosten  ( Ginjäbrlg- 
Freiwilligendienst  auf 
-^)  im  Soldatenstande  97; 
kann  regelmäßig  nicht  bei 
der  Kavallerie  geleistet 
werden  98;  bei  der  Kriegs- 
marine 101. 

Staatsrechnungshofe^  sieh 
Rechnungshöfe  (Oberste). 

Staatsrecbnnngskontrolle 
473  f. 

Staatssekretär  (im  nnga- 
riscben  Landesyerteidi- 
gungsmlnlsterium)  231. 

StaatsTerrat«  schärfere  Be- 
handlung ftir  die  Zukunft 
575. 

Stab  221. 

Stabsabteilung  (des  Ma- 
trosenkorps) 166. 

StabskaTallerie  164. 

Stabsoffiziere^  als  Standes- 
gruppe 120;  Disziplinarbe- 
hundlung  im  Felde  628; 
ehrenrätliche  Behandlung 
638,  641,  643,  645. 

Stabsofflziersknrs,  früherer 
400. 

Stabspersonen^  als  beson- 
dere Standesgruppe  bei  der 
Kriegsmarine  121. 

Stabsquartiere  176,  188. 

.Stabszflge  der  Landwehr- 
kavallerievegimenter  169; 
siehe  Stabskavallerie« 


Stadtarzt  ist  Mitglied  der 
Stellungskommissicn  49. 

Städte  (mit  Jurisdiktions- 
rechten  bekleidete,  mit 
geordnetem  Magristrate  in 
Ungarn)  sind  Stellungs- 
bezirke und  Ergänznngs- 
behörden  47  f. 

Ständische  Gesetzgebung, 
ßeste  derselben  im  Militär- 
strafgesetzbuch 576. 

Ständisches  Truppenwesen 

1. 
Stallgebfihr  311. 
Stallwart  (Dienst  als  '^) 

626. 

Stammabteilungen  (der 
Sanitätstruppe)  175. 

Stand  (geistlicher),  die  Zög- 
linge desselben  genicIJen 
in  Ungarn  Begünstigungen 
bezüglich  der  Erfüllung 
der  Militärdienstpüicht 
(Einreihung  in  die  Ersatz- 
reserve) 52,  54  f.,  81;  die- 
selben sind  enthoben  von 
der  Verpflichtung  zum  Er- 
scheinen bei  der  Kontroll- 
versammlung 74. 

Standesgerichte,  die  Mili- 
tärstrafgerichte sind  jetzt 
nicht  mehr  ^'516. 

Standesgruppen,  Einteilung 
der  Heerespersonen  in  -- 
118  ff. 

Standeskategorien,  Eintei- 
lung der  Heerespersonen 
in  —  118,  120  f. 

Standespflichten,  man- 
gelnde Kenntnis  derselben 
ist  ein  Strafmilderungs- 
grund 539. 

Standesrechte  (militäri- 
sche) der  nichtaktiven  Offi- 
ziere 103. 

Standesregisterffihrung  für 
Heerespersonen  in  Ungarn 
147;  sieh  Militärmatrikeln. 

Standesrerhältnisse  (mili- 
tärische) der  Heeresper- 
sonen 117  ff. 

Standrecht,  standrechtli- 
ches Verfahren,  bürger- 
liches gegen  Heeresperso- 
nen 516.  525;  militärisches 
525,  545,  576,  605  ff. 

Standschfltzen  76,  240  f. 

Station  (fttr  Kriegshunde) 
188. 

Stationsarrest  617,626, 629, 
632. 

Stationskoniniandanten, 
militärische  Stellung  der- 


selben 222;  sich  MilttMr- 
stationskommandantcn . 

Stationskommandeiit  t^'wh 
Militärstationskommaiidrr.. 

Stationsofftzier  222. 

Stationsschiff  in  KoTi«t};Ti- 
tinopel  167,  233,  253. 

Statistik  der  Sanitätf.v»r- 
hältnisse  der  Mann:»ch:^M 
des  k.  u.  k.  H<H>res  411: 
sieh  Heere88tati8tik,Taffln- 

SUtistlsche       SaniU  t.««be 
richte  410,  412. 

Statu targemeinden,  Wah- 
recht der  Heeresperdonrn 
für  die  ^  129. 

Steckbriefe  605. 

Stehen  (auf  Unterwant^nK 
als  Disziplinarstrafe  go^tn 
Matrosen  626. 

Stellung,  Stellun^aTerfah- 
ren,  Organisation  47  ff.: 
8trafwoiBc(aaßer  <lerAUrr>- 
klasse'und  Losreihe)  54  ff.; 
Kritik  61  ff. 

Stellungsbehonfen  47  f. 

Stelinngsbezirke  47  f. 

Stellungsergebnisae,  Kin- 
stelliing  der  PiihlikAtiivi 
der  Statistik  hierüber  2  'M. 
411. 

Stellungsflnchtv      einfa«  )>•> 

54  ff.;  qualitizierte  .'»♦'»  f, 
Bestrafung  durch  Verliii.- 
gerung    der    Dienst ptiii  K' 

55  f ,  68;  rntorHchied  vi  n 
der  Desertion  549. 

Stellungsftttchtlingre,  ^i>^ 
Maßregeln  (anßeronlent- 
liche),  Stellang8f)i]cht. 

Stelluugskottimfsalonen« 
Untersuchung  der  ai:-- 
wandernden  Stellnn^i^^- 
pflichtigen  durch  dit»  ^ 
44;  ambulante  48  f. ;  MÜn- 
dige  49;  besondere  tU: 
Kritik  der  Bestimm  an g'rti 
über  die  ZusammenFeizuTi«: 
63;  entscheiden  Ub€*r  dir 
Gesuche  der  Wehri>tlirh- 
tigen  und  ihrer  A«p- 
hrtrigen  um  BegitnM- 
gungen  ans  Familienrück- 
sichten 86  f.;  AnliriniTinic 
von  Gesuchen  der  Kin- 
j ährig- Freiwilligen  bei  dvt:- 
selben  98. 

Stellungspfiicht,  als  Aus- 
fluß der  Wehrpflicht  4'»  ff. ; 
Kritik  der  bezüglichen  B<^ 
Stimmungen  61  ff.;  c?  Ih'- 
steht  keine  besonder**  — 
für  die  landstonoptitoh- 
tigen  Personen  91* 
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Stell nngspfllcbtigre,  im  Aus- 
land ansässige  -^  genießen 
Begünstigungen  47;  für 
mittellose  -^  kann  der  Er- 
satz der  Kosten  für  Unter- 
halt und  Reise  von  den 
Heimatfgeraeinden  ver- 
langt werden  47;  in  straf- 
gerichtlicher Untersuchung 
stehende  -*-  sollen  vor  Be- 
endigung des  Strafver- 
fahrens, bezw.  vor  Ablauf 
der  Strafzeit  nicht  assen- 
tiert werden  70 ;  sieh  Stel- 
lung, Stellungsptlicht. 

Stellvertretung,  frühere 
Einrichtungen  3;  in  Bos- 
nien und  der  Herzegowina 
41  f.,  555;  sieh  Desertion 
(besondere  Straffolgen). 

Steinpelbeft*eliiiig  der  Hee- 
respersonen 135. 

Sterbeqaartal,  Exekutions- 
beschränkungen 127;  der 
Gagist enwitwen  442;  der 
Gagistenwaisen  448. 

Steuerbefreiung,  Steuer- 
freiheit der  Heeresper- 
sonen 133  f.,  149;  der  für 
Bequartierungszwecke  ge- 
widmeten Gebäude  289  f. 

Steuerdienst,  Kompagnie 
des  Steuerdienstes  in7. 

Stenerinspektor  (könig- 
licher in  Budapest)  486. 

Stenerrflckstände,  Eintrei- 
bung durch  das  Militär  210f. 

Stiftungen   (militärische), 

sieh  Militäi'stiftungen. 

Stiftungsbuch  sieh  Militär- 
stifcungsbuch. 

Stiftnugsfonds  (militäri- 
sche) 475. 

St  irtungs wegen  (militäri- 
sches), sieh  Militärstif- 
t  ungen. 

Stolagebflhren  der  Heeres- 
personen 136  f. 

Strafbare  Handlungen 
521  ff.;  sieh  Delikte,  Straf- 
vorschriften. 

Sträflinge,  Enthebung  der 
bedingt  in  Freiheit  ge- 
setzten '—  vom  Erscheinen 
l)ei  der  Kontrollversamm- 
lung (beim  Hauptrapport) 
in  Ungarn  74;  Bemessung 
der  Militärtaxen  für  —  486. 

Sträflinge  (MHitär-),  sieh 
Gefangene  (Militär-). 

Strafen  der  Wehrgesetze 
54  ff.  ;desMilitärstrafge8etz- 
buches  532  ff.;  normale  im 


Gegensatz  zu  den  Kriegs- 
strafen 537. 

Strafanaeige  im  Disziplinar* 
Strafverfahren  629. 

Strafbarkeit,  Voraussetzun- 
gen der  ^-^  im  Militärstraf- 
gesetzbuch 525  ff. 

Straferlöschungsgrttnde 
540  ff. 

Strafgesetz  (ungarisches 
über  Übertretungen)  73, 
195,  619. 

Straf haft,  Enthebung  der  in 
-^  Befindlichen  vom  Er- 
scheinen bei  der  Kontroll- 
versammlung (beim  Haupt- 
rapport) 74. 

Straflosigkeit,  Zusicherung 
der  ^  605. 

Strafmilderung  602  f.;  sieh 
Milderungsgründe. 

Straf uonna,sieh  J  ustiznorm. 

Strafprotokoll,  Eintragung 
der  Disziplinarstrafen  in 
das  —  6J9. 

Strafrotte,  Einteilung  der 
Matrosen  in  die  -*'  (als 
Disziplinarstrafe)  626. 

Strafvollzug  365 ff.,  603  f.; 
bei  Disziplinarstrafen 629  f. 

Strafrorschriften  zur  Si- 
cherung der  Erfüllung  der 
Stelliingspflicht  53  ff. 

Strafzumessung  538  ff. 

Strafienmauten  (ärari- 
sche), Befreiung  der  Hee- 
respersonen von  denselben 
135. 

Straßenrobot,  Befreiung  der 
Heerespersonen  von  der 
Ablösung  fiir  dieselben  in 
Ungarn  186. 

Strafiensteuer,  Befreiung 
der  Heerespersonen  von 
derselben  in  Ungarn  136. 

Streiks,  Eingreifen  des  Mili- 
tärs bei  ^  209. 

Streitkräfte,  Gefälirdung 
der  —  564  f. 

Studien,  Beamte  mit  rcchts- 
und  staatswissenschaftli- 
chen — ^  können  im  Kriege 
in  ihren  Anstellungen  be- 
lassen werden  78 f.;  Be- 
günstigungen der  Hörer  der 
theologischen  -^  bezüglich 
des  Militärdienstes  81. 

Stuhlbezirke  sind  in  Ungarn 
Stellungsbezirke  47. 

Sturmrollen,  sieh  Land- 
sturmrollen. 

Sublieferanten  (Armee-), 
kriminelle  Bestrafung  der- 
selben 575. 


Subministrierung,  als  Yer- 
pflegsart  301. 

Submissionen  (militari* 
sehe),  Submliisionswesen 
(militärisches)  249 ff.;  bei 
der  Kriegsmarine  264;  in 
Preußen  und  Deutschland 
259  f.,  265  f. 

Snbmissionsordnung  (revi- 
dierte preufiische)  265. 

Sabordinationsverletzung 
65,  527,  542  ff.,  606  f. 

Sfiddalmatien,  Einführung 
der  Land  Wehrpflicht  7 ; 
Einjährig-Freiwillige  aus 
-^  können  auch  in  das 
Heer  oder  in  die  Kriegs- 
marine eintreten  98;  Be- 
handlung der  Rekruten 
aus  ^'  157  f.;  sieh  Cattaro, 
Ragusa. 

Superarbitrierung  70,  78, 
119  f.,  426. 

Snperarbitrieriingskom- 
missionen  426,  433. 

Superarbitrierungsbefnnd, 
Bestätigung  desselben  427. 

Superplus ,  Gagisten  des 
zeitlichen  Ruhestandes  mit 
-^  auf  die  Pension  sind 
als  aktive  Heerespersonen 
anzusehen  118;  Behandlung 
derselben  bei  der  Pensio- 
nierung 422, 426;  dieselben 
stehen  unter  Militärjuris- 
diktion 513;  dieselben 
unterliegen  dem  Diszipli- 
narstrafrecht  622. 

Supplenten  (an  staatlichen 
Mittelschulen ,  Lehrer- 
und Lehrerinnenbil- 
diingsanstalten  sowie 
nautischen  Schulen), 
Unterstützung  derselben 
im  Falle  der  Einberufung 
457,  460. 

Suspension  der  in  Unter- 
suchung gezogenen  Offi- 
ziere und  Militärbeamten 
von  ihrer  Dienstleistung 
588, 646 ;  des  St  rafvollzugcs 
604. 

Sustentationsrevers,    Aus- 
stellung desselben  ist  Vor- ' 
aussetzung  für  Erlangung 
einer     Offiziersstelle     im 
nichtaktiven  Stande  101. 

Tabakgebfihr  313;  sieh  Li- 
mitorauchtabak. 

Tafeln  (zur  Statistik  der 
österreichischen  Monar- 
chie) 409  f. 

45* 
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Taglia  für  eingebrachte 
Deserteure  553  f. 

Takeldlrektion  im  Seearse- 
nal 275. 

Talsperrkoiiimando  221. 

Tapferkeitsmedaille  (Mili- 
tär-)^  £xekution8privi- 
legien  der  mit  derselben 
verbandenen  Zulagen  127; 
Steuerbefreiung  dieser  Zu- 
lagen 184;  damit  verbun- 
dene Bezüge  314,  466. 

Taabenpost  (Militär-)  188. 

TanbBtnmmeiidiistalteii 
(öffentliche).  Lehrer  und 
Unterlehrer  aerselben  ge- 
nießen   die    Begünstigung 
der  Er8atzre8ervepilicht82. 

Tancherarbeiterknrs  392. 

Tanchermaiuiscliafteii  (der 
Kriegsmarine)  167. 

TaogUchkeit  zum  Militär- 
dienst 52;  zum  Einjährig- 
Freiwilligendienst  96. 

Technische  Truppen,  Auf- 
nahme von  Einjährig-Frei- 
willigen 99;  Truppen- 
schulen für  den  Dienst 
derselben  392 ;  sich  Eisen- 
bahn- und  Telegraphen- 
regiment, Pioniertruppe. 

Teilnahme,  bOser  Vorsatz 
ist  für  die  Zurechnung  der- 
selben erforderlich  526 ; 
strafrechtliche  Behandlung 
5.30  ff.;  an  der  Desertion  552. 

TeilnehmungyStrafrechtliche 
Behandlung  532;  an  der 
Plünderung  561;  sieh  Be- 
günstigung. 

Telegraphenburean  des 
Oeneralstabes  185. 

Telegraphendienst,  im  ^^ 
Angestellte  können  im 
Kriege  in  üiren  Anstellun- 
gen belassen  werden  79. 

Telegraphenersatzkader 
des  Eisenbahn-  und  Tele- 
graphenregimentes 166. 

Telegraphenersatskom- 
pagnie     des     Eisenbahn- 
und   Telegraphen regimen- 
tes  166. 

Telegraphenknrs ,  See- 
minen- und  -^  (der  Kriegs- 
marine) 398. 

Telegraphenmaterialkom- 
mission  166. 

Telegraphenpatronllle  der 
Kavallerieregimenter  164, 
169. 

Telegraphenregimen ty  sieh 
Eisenbahn-  und  -^. 

Telegraphenschnle  des  Ei- 


senbahn- undTelegraphen- 
rcgimentes  166,  392. 

Telegraphenschule,  See- 
minen- und  ^  (der  Kriega- 
marine)  893,  398. 

Territorialbataillone  (des 
Landstarmes)  169. 

Territorialbehdrden  (Mili- 
tär-) fungieren  als  mili- 
tärische Ergänzungsbe- 
hOrden  zweiter  Instanz  48 ; 
verfügen  die  Entlassung 
von  Lntauglichen  70;  ent- 
scheidf'n  in  zweiter  Instanz 
über  die  Gesuche  der  Ein- 
jährig-Freiwilligen 98;  ha- 
ben die  Ausfolgung  der  in 
behördlicher  Verwaltung 
stehenden  Vermögenskapi- 
talien an  niedere  Militär- 
personen zu  bewilligen  143 ; 
sind  vorgesetzte  Behörden 
für  die  Militärgeistlichen 
171;  Organisation  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Heeresver- 
waltnngsbehörden  232  f.; 
wirken  mit  bei  der  Evidenz- 
haltuug244;  wirken  mit  bei 
der  Bepartition  desPferdo- 
bedarfes  279;  wirken  mit 
bei  der  Feststellung  der  Ein- 
quartierungsbezirke für  die 
vorübergehende  Einquar- 
tierung 293;  genehmigen 
die  Statuten  der  Menage- 
wirtschaften 308;  geneh- 
migen kleinere  Bauofferte 
827;  sind  Sanitätsverwal- 
tungsbehörden in  unterer 
Instanz  344;  sind  berech- 
tigt zur  Visitation  der 
Militärgerichte  365  f.:  tref- 
fen Verfügungen  in  Betreff 
der  Militärgefangnisse  371 ; 
erteilen  Ehedispense  378; 
entscheiden  über  die  Pen- 
sionsansprüche der  Unter- 
offiziere und  Mannsehafts- 
personen  4H3;  fungieren 
als  anweisende  Behörden 
471 ;  verfügen  die  Zu- 
weisung von  Truppen- 
körporn  an  die  Garnisons- 
gerichte  503;  nehmen  Ein- 
fluß auf  die  Bildung  der  mi- 
litärischen Ehrenräte  639  ff. 

Territorialbrigadiere  225. 

Territorialeinteilung  des 
Heeres  151,  219,  232;  der 
Landwehren  8,  27,  152. 

Territorial  kommanden(  Mi- 
litär-), sieh  Territorialbe- 
hörden (Militär-). 

Territorialkommandanten, 


sieh  RorpskommandantcTi. 
Militärkommandanten  ( li«  »- 
here). 

TerrilorialmilizbatiiiUoB 
(in  Trleat)  7,  86. 

Territoriaipriniip,  Geltnn; 
de88ell>en  Im  MUitärstral- 
gesetzbuch  523. 

Testamente  (beglbiBtiirte ) 
der  Heerespersonen  143  ft 

Theresiana  520,  576  t,  61  >. 

Tierarineifonds  (Mtlitlr-I 
475. 

Tierameiinstitnt,  ti«-r- 
XratUehe  Akademie  |in 
Badape»t),  die  Frequcn- 
tanten  dieser  Lehranztfalt 
haben  eine  verläii^iTti' 
PräsenzdienstpÜicht  zu  er- 
füllen 112;  tierärztnch«*r 
Kurs  für  Knrscbmiede  4".{; 
sieh  Verlängerung  vder 
Dienstpflicht). 

Tierarzneiinatitnt  (Hill- 
tXr-)  nnd  tierftrstllrJip 
HockscliHley  die  FYequfii- 
tanten  dieser  Lehranstalt 
haben  eine  verlängert*- 
Präsenzdienst pflicbt  zu  er- 
füllen 11?;  Gliederung  di-^ 
Beamtenpersonals  18.^. 
Gründung  der  Anstalt  8.'^%; 
Organisation  derselben  4^ ' >^ : 
die  Beamten  stehen  iti 
Österreich  nicht  untrr 
Miiitärjurisdiktton  51 1 . 

Tierarzneikttndey  Einjährig' 
Freiwilligendienst  der  Stu- 
dierenden der  -^  104  f. 

Tierärzte  (diplomierte  U 
bleibende  Befreiung  der- 
selben vom  Militärdienste  in 
Bosnien  und  der  Herzojro- 
wina  8*^. 

Tierärzte  (Miliar-),  Gliedo 
rung  derselben  175  f.;  Her- 
anbildung 403;  feicb  unter 
Militari  nrisdiktionen     511. 

TierärztlichePraklikantea 
stehen  inÖsterreich  nicht  un- 
ter Militärjorisdiktion  511 

TierkranklieiteB  (anstei- 
kende),  besondere  Bestim- 
mungen zur  F>mittlung  utid 
Tilgung  derselben  für  die 
Tiere  der  Heeresperw^nen 
und  dea  Militärärars  \\^ 

Tiroly  ältere  Verfassung  de* 
Landesaufgebotes  2;  die 
freie  Werbung  bleibt  zu- 
nächst noch  aufrecht  .S, 
die  Einführung  der  Kon- 
skription scheitert  «uer>t 
8;   Einftihrnng  einer   Re- 
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krutierun^svorschrift  4; 
das  Institut  der  Landes- 
Verteidigung  bleibt  in 
Kr^ft  und  das  Land  wird 
von  der  Wehrverfassung 
des  Jahres  1858  ausge- 
nommen 5;  dem  Lande 
werden  nach  dem  Jahre 
1H56  noch  Besonderheiten 
in  der  Wehrverfassung 
belassen  7;  Mitwirkung 
des  Landtages  in  Heeres- 
sachen 20;  das  Institut  der 
Landesverteidigung  bildet 
einen  Bestandteil  des 
österreichisch-  ungarischen 
Heeres  28;  Gesetze  über 
die  Landesverteidigung  37 ; 
Vorscliriften  über  den 
LHnd8turm38;  dieLandes- 
verteidigungsoberbehürde 
tungiert  als  Ergänzungs- 
behürde  der  zweiten  In- 
stanz 48;  WaffenÜbungs- 
ptiicht  der  nichtaktiven 
Landesschützen  76;  Land- 
sturmpflicht  91  ff.;  Heran- 
ziehung des  Landsturmes 
zu  Hrsatzzwecken  des  Hee- 
res und  der  Lande  ^schützen 
94  f.;  Dienstverhältnis  der 
Zivildiener  der  Landesver- 
teidigungsoberbehörde 117; 
gesetzliche  Bestimmungen 
über  die  Organisation  der 
Lündesschützen  153;  ge- 
setzliche Bestimmungen 
über  die  Organisation  des 
Landsturmes  154;  Hekru- 
tenkontingent  155  f.,  158; 
Einreihung  der  zu  Ersatz- 
zwecken des  Heeres  und 
der  Landesschützen  heran- 
gezogenen Landsturm- 
pHichtigen  160;  Formation 
der  Landesschützen  168  f.; 
Formation  des  Landstur- 
mes 170;  Verwendung  der 
LandesschUtzen  und  der 
Landsturmtruppen  204 ; 
Funktionen  der  Landes- 
\  erteidigungsoberbehürde 
als  Komma  ndobehOrde  220; 
Dislozierung  der  Landes- 
schUtzen 224;  Organisation 
der  Landesverteidigungs- 
oberbehörde und  admini- 
strative Funktionen  der- 
selben 233  f.;  Entwicklung 
und  Verwaltung  des  Schieü- 
8tandswesen82^^9lf.;  Land- 
sturmzeugshäuser und 
Zenghaustilialen272;  Mon- 
turwesen  fUr  die  Landes- 


schützen und  den  Land- 
sturm 273  f.;  Landes- 
schützenkassen 471;  Lan- 
desschützengericht 506; 
berufsgenossenschaftliches 
Disziplinarstrafrecht  *  der 
Landsturm kOrper  616. 

TIrozIjLlalprttning,  als  Vor- 
aussetzung des  Einjähi'ig- 
Frei  Willi  gendienstes  der 
Pharmazeuten  104. 

Titolarchargen  124;  haben 
keinen  Anspruch  auf  Dien- 
stesprämien 111;  Einrech- 
nung  der  Dienstzeit  der- 
selben bei  der  Bewerbung 
um  ein  Zertifikat  435. 

Todesstrafe,  für  dieselbe 
genügt  unter  Umständen 
schon  fahrlässiges  Ver- 
schulden 526;  Regelung 
im  Militärstrafgesetzbuch 
532  f.,  536  f.;  Reform  575; 
Vollstreckung  603;  ist  die 
normale  Strafe  im  stand- 
rechtlichen Verfahren  607  f. 

Todfallsanfnahine  in  mili- 
tärischen oder  vom  Militär 
besetzten  Gebäuden  501. 

Tötnngspfllcht,  sieh  Tü- 
tungsrecht. 

Tötungsrecht  (exemplari« 
sches)  529  f.,  532;  sieh  Ju- 
stifikation  (exemplarische), 
Notwehrrecht  (der  militä- 
rischen Vorgesetzten). 

Tore.  Vorschriften  über  das 
Schließen  undOflnen  der  -^ 
564. 

Tortur,  Aufliebung  dersel- 
ben 608. 

Torpedoboote  10,  167,  473. 

TorpedodepotsGhiffe  167. 

Torpedodienst,  Kompagnie 
desTorpedo-  und  Seeminen- 
dienstes 167. 

Torpedofahrzeuge,  Torpe- 
doscbiffe  167. 

Torpedokurs  398. 

Torpedorammsehlffe  167. 

Torpedoschiffe  167. 

Torpedoschnl8chiff393,398. 

Torpedoschnle  393. 

Tor-  und  Pass&geordnnng 
in  Festungen  195. 

Totenbeschau  bei  Heeres- 
personen 148. 

Trabantenleibgarde  81  f.^ 
504. 

Trainbegleiteskadron  179. 

Traindetachement  für  Feld- 
bäckereien 179. 

Traindiensty  Truppenschu- 
len lür  den  -^  391. 


Traindirision  (selbstftndl- 
ge),  Traindirisionen  179. 

Traineskadronen  179. 

Tralninspizierungskom- 
mandanten  in  Bosnien  und 
der  Herzegowina  180. 

Trainlnspizierungskom« 
maiiden  179. 

Trainmaterial,  Verwaltung 
demselben  274  f. 

Trainreginienter  179. 

TrainreMerveanstalten  179, 
355. 

Trainschiffo  167. 

Trainstandesabteilungen  in 
Bosnien  und  der  Herzego- 
wina 180. 

Traintrnppe,  Übersetzung 
der  Angehiirjgen  der  Ge- 
stütsbranche in  die  Re- 
serve der  -^  35;  Ein- 
jährig-Freiwillige werden 
nur  nach  Bedarf  aufgenom- 
men 99;  Formation  179  f., 
182;  hat  keine  eigenen 
Satzungen  mehr  522. 

Trainwachen  547. 
Trainzengsabteilungen 

182  f. 

Trainzengsdepot  275. 

Trainzengsfllialdepots  275. 

Trainzengsverwaltnngy 
Trainzeugswesen,  Gliede- 
rung der  Branche  182; 
Instruktion  für  den  tech- 
nisch-administ  rati  ven 
Dienst  bei  den  Anstalten 
des  Trainzeugswesens  265; 
Administration  274 f.;  die 
dabei  angestellten  Rech- 
nungsnnteroffi  ziere,  die 
technischen  Beamten  und 
das  technische  Hilfsperso- 
nal stehen  unter  Militär- 
jurisdiktion 511. 

Triinsportanstalten,  krimi- 
nelle Bestrafung  der  Be- 
diensteten von  ^^  575. 

Transporthfinser  (Militär-) 
298. 

Transportsteuer,  Befreiung 
der  Heerespersonen  von 
derselben  in  Ungarn  136. 

Transportunternehmer, 

kriminelle  Bestrafung  der- 
selben 575. 

Trauung  der  Heeresperso- 
nen, sieh  EheschlieÜung. 

Treuverpflichtung,  als  Be- 
standteil der  aktiven 
Dienstpflicht  64. 

Triangullerung,  Einrech, 
nung  der  bei  der  -^  zu- 
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gebrachten  Dienstzeit  bei 
der  Pensionirrnng  423 ; 
MÜnstigere  Behandlung  der 
bei  der  -^  verwendeten 
Kadetten  und  Untcroifi- 
ziere  bezüglich  der  Pensio- 
nierung 432. 
Triest,  frühere  Begünstigung 
bezüglich  der  WelirpHicht 
5,  7;  sieh  Territorialmiliz, 
bataillon. 

Trinkknranstalten  349. 

Trunkenheit)  Behandlung  im 
Militärstrafgesetzbuch 
526  f.,  563. 

TrupponausrOckangen  in 
Festungen  195. 

TroppendiTislonglntendan- 
zen,  sieh  Divisionsinten- 
danzen. 

TruppendlTisionskomman- 
den^  Bildung  der  Prüfungs- 
kommissionen für  die  Ein- 

.  jährig-Freiwilligen  bei  den- 
selben 97;  sind  im  Mobili-» 
sierungsfalle  vorgesetzte 
Organe  für  die  zugewiesene 
Militärgeistlichkeit  171; 
fungieren  als  Kommando-» 
l  eil  Orden  221 ;  fungieren 
als  Heeresverwaltungsbe- 
hörden 234;  dea&elben  sind 
die  Di visionssanitätsanst al- 
ten unmittelbar  unterstellt 
350;  nehmen  Einfluß  auf  die 
Bildung  der  militärischen 
Ehrenräte  G40. 

Trnppendivlsionsschuleii, 

frühere  388. 

Trnppenkassen  471. 

Triippenkörper,  Wahl  der- 
selben als  Entgelt  für  den 
Verzicht  auf  die  Losung 
in  Bosnien  und  der  Herze- 
gowina 50;  Wahl  von  selten 
der  Einjährig-Freiwilligen 
96,  98;  Wahl  von  Seiten 
der  freiwil.ig  in  das  Heer 
Eintretenden  110;  vorläu- 
fige Einreihung  der  Assen- 
tierten in  die  -^  159  fl*.; 
Sanitätsverwaltung  bei  den- 
selben 345  f.;  Disziplinar- 
bestrafung 623,  627  f. 

Triippenmagazine  316. 
Truppenofltziere  120. 
TruppenrechnungsfUhrer^ 

stehen  auch  außerhalb 
ihrer  Standesgruppo  im 
Verhältnisse  von  H'jheren 
und  Niederen  121;  fall- 
V  eises  liCfehl^gebungsrecht 
122;    dienstlicher  Vorrang 


122;  Wahlrecht  129;  Ein- 
kommensteuerbefreiung 
134;  Stempelbefreiung  135; 
Befreiung  der  Verlassen- 
schaften  von  den  Fondsge- 
bühren in  Wien  136;  Gliede- 
rung 176,  182;  stehen  un- 
ter Militärjurisdiktion  511; 
können  regelmäßig  keine 
Militärdelikte  begehen  521; 
besitzen  das  Recht  der 
Ehrennotwehr  528;  ehren- 
rätliche  Behandlung  640. 

Trappenschiilen^  frühere 
887  f.;  gegenwärtige  391  ff. 

Trnppenspltäler  348. 

Trappeutrain  179. 

Troppentransporthäaser 
298. 

TrappenTerwaltangsoffi- 
ziere    (der    ungarischen 
Landwehr)  176. 

Tnrmschlffe  167. 

Tamlehrerknr»;  Militär-» 
fecht-  und  -^  404. 

Turnplätze^  Erwerbung  von 
solchen  für  die  Heeresver- 
waltung 322,  324. 

u. 

üb  erfahr  tsiuauten  (ärari* 
sche)^  Befreiung  der  Hee- 
respersonen von  denselben 

..  135. 

Übernahmskomniission  (für 
die  Artillerie)  271. 

Überordnuttg^  Verhältnis  der 

Cberprttfung  der  Untaug- 
lichkeit  der  Heeresdienst- 
pflichtigen 70. 

ÜberprülnngskoDimissio- 
nen,  als  Stellungsbehörden 
48  f. 

Überschreitung  (der  Not- 
wehr), sieh  Notwehrexzeß. 

Cberschwemumngen,  Ein- 
greifen des  Militärs  bei  ^^ 

..  209  f 

Übertretungen  (ungari- 
sches Strafgesetzbuch 
Über  -^),  sieh  Strafgesetz- 
buch. 

Überwachung  (administra- 
tive) der  Gerichtsinstitute 

..  364  tf. 

Überzählige,  Ersatzreserve- 
Pflicht  81, 158;  Behandlung 
in  BQj»nien   und   der  Her- 

„  zegowina  81. 

Übungen  (militärische), 
Ersatzpflieht    des    Militär- 


ärars für  Schäden  bei  »-nj- 

^  chen  492  ft. 

IJbnngsperioden  390. 

Übongspflicht     der      LantU 

„  sturmpflichtigen  92  f 

Übungsplätze,  Erwerbun;: 
von  solchen  ftlr  die  Heer«'i»- 

^  Verwaltung  322,  324. 

Übungszolagen  $12. 

ühianenreglmenter  des  Ho»-- 
res  164;  sieh  Landwehr- 
uhlanenregimenter . 

Umqnartierang  28  e;. 

Umtriebe  (listige),  Kntzir. 
hung  von  der  WeljrpflirhT 
durch  ^  57;  Bestr.ifunj 
durch  Verlängerung  drr 
Dienstpflicht  57,  6H;  Er- 
schleichung des  Einjährisr- 
Freiwilligendienates  duroh 
—  106. 

Umwandlnng  der  gorlcit- 
liehen  Strafen  539  f. :  dt'r 
Disziplinarstrafen  629. 

Unabhängigkeit,  die  Militür- 
Strafgerichte  besitzen  kt-in«* 
^  365,  509  f. 

Unabkömmlichkeitsverfab- 
ren  bezüglich  der  Beamti'n 
des  Staates  und  der  auto- 
nomen Körperschaften  7^t. ; 
bezüglich  der  land»turtu- 
Pflichtigen  Personen  9o. 

Unbeschoitenhcit,  als  Vor- 
aussetzung für  den  Eit.- 
jährig-Frei  will  igen  dien« 
96;  als  Voraussetzung  für 
den  freiwilligen  Eintritt  in 
das  Heer  109. 

Unfallversichernng  im  .S*  '- 
arsenal  276. 

Ungarn,  älteres  Landesaut- 
gebot2;  ScbaiTungder  se- 
henden Armee  2f,;  < be- 
freie Werbung  l>lcibt  zu- 
nächst aufrecht  4;  Fort  Im- 
stand  der  lebenslän^lichiMi 
Kapitulation  4 ;  Einführung* 
einer  Werbe vorsclirift  4 : 
die  ältere  Landwehrpflich- 
war  nicht  in  Gehnn^  4 : 
EinfluÜ  des  ersten  Au>- 
gleiches  auf  die  Wehrt  •  r- 
fassung  6; Organisation  di*r 
Landwehr  7 ;  erster  Gesft  /- 
entwurf  über  den  Land- 
sturm 8;  Mitwirlcun^  (J«*r 
parlamentarischen  Körper- 
schaften in  Heeresaarlio  t. 
17flr. ;  Notverordnung^rec^.  ♦ 
in  Heeresaachen  2\ ;  dai£  k. 
und  k.  Heer  wird  al«  ^c^^ 
meinsame^)'*  bezeichnet  ".^T . 
territorial«  Gliederung*  d 
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Landwehr  27, 152;  Organi- 
sation der  Gendarmerie 
82  ff.;  Beschränkungen  der 
Auswanderung  durch  die 
Wehrpflicht  44 ;  Ergän- 
zungsbehörden  und  £r-> 
gänzungsbezirke  47  f.;  Ko» 
sten  des  Stellungsverfah* 
rens  51;  Kompetenz  zur 
Fällung  des  Ersatzerkennt- 
nisßes  bei  gesetzwidrigen 
Assentierungen  53;  Be- 
strafung der  gegen  die 
Stellungs Vorschriften  ver- 
übten Delikte  54  ff.;  aulier- 
onlentliche  Maßnahmen 
gegen  die  Entziehung  von 
der  Stellungspflicht  60  f.; 
Heranziehung  der  Mit- 
glieder des  Reichstages  zur 
niisnahmsweisen  Dienstes- 
leistung  im  Frieden  72; 
Bestraningder  Übertretung 
der  Meldevorschriften  von 
Eeiten  nichtaktiver  I*er- 
soncn  73;  Zöglinge  dej 
geistlichen  Standes  sind 
befreit  vom  Erscheinen  bei 
der  Kontrollversammlung 
74 ;  Waflcnübungspflicht 
der  Reservemänner  der 
Landwehr  76;  Beamte  der 
Komitatsbehörden  und 
städtischen  Jurisdiktionen 
können  im  Kriege  in  ihren 
Anstellungen  belassen  wer- 
den 78  f.;  Zöglinge  des 
geistlichen  Standes  haben 
Anspruch  auf  Einstellung 
in  die  Ersatzreserve  81;  Er- 
satzreservepflicht derLehr- 
auttskandidat.en  82;  Be- 
handlung der  Gesuche  um 
Begünstigungen  bezüglich 
der  Dienstpflicht  86  f. ; 
Zöglinge  des  geistlichen 
Standes  haben  den  Fort- 
bestand des  Grundes  der 
begünstigten  Dienstpflicht 
nachzuweisen  88;  Be- 
strafung der  widerrecht- 
lichen Erlangung  von  Be- 
guustigungeo  beztiglich  der 
Dienstpflicht  88  f.;  Be- 
sonderheiten der  Land- 
sturmpflicht 90flr.;  Prü- 
fungskommissionen für  die 
Einjährig-Freiwilligen  97 ; 
Begünstigungen  der  Stu- 
dierenden bei  Ableistung 
des  Kinjährig-Freiwilligen- 
dienste*8  99 f.;  Einfluß  des 
Militärdienstes  auf  die 
bürgerlichen      Rechtsver- 


hältnisse 125 ff.;  gesetz- 
liche Bestimmungen  über 
die  Organisation  und  Glie- 
derung des  Heeres  151  ff.; 
Höhe  und  Behandlung  des 
Rekrutenkontingents 
154  ff  ;  Einreihung  der  aus 
"■^  stammenden  Rekruten 
159;  Einreihung  der  aus 
'-^  stammenden,  zu  Ersatz- 
zwecken des  Heeres  her- 
angezogenen Landsturm- 
männer 160;  Formation 
der  Landwehr  169;  For- 
mation des  Landsturms 
170;  Formation  der  Land« 
Wehrverwaltungskörper 
172ff.;  Bestimmungen  über 
das  Expropriationsrecht  zu 
Gunsten  von  Festungen 
191;  Verwendung  der 
Landwehrtruppen  203;  Ver- 
wendung der  Landsturm- 
truppen 203  f. ;  militärische 
Leitung  der  Landwehr- 
truppen 220  f. ;  Mobili- 
sierungsinstruktion für  die 
Gemeindevorsteher  225; 
Aufstellung  von  stellver- 
tretenden Difftriktskom- 
manden  bei  der  Mobili- 
sierung 225;  Organisation 
des  Landesverteidigungs- 
ministeriums 231  f.;  Orga- 
nisation der  Landwehr- 
verwaltungsbehörden 233; 
Dienstsprache  der  Heeres-, 
Landwehr-  und  Landsturm- 
behörden 235;  Rechtsbe- 
ratung und  Rechtsver- 
tretung des  Militärärars 
236^  öffentlicher  Rechts- 
schutz in  Heeressachen 
(Kompetenz  des  Ver- 
waltungsgerichtes) 237; 
Evidenzbehörden  244  f.; 
pateutrechtliche  Bestim- 
mungen zu  Gunsten  der 
Heeresverwaltung  248  f.; 
Organisation  der  Konsor- 
tien für  Heereslieferungen 
251  ff.;  Waflen-  und  Muni- 
tionswesen für  die  Land- 
wehr und  den  Landsturm 
272;  Monturwesen  für  die 
Landwehr  und  den  Land- 
sturm 274;  Deckung  des 
Pferdebedarfes  277  ff.;  Be- 
quartierungswesen  284  ff; 
geschichtliche  Entwicklung 
des  Verpflegswesens  299; 
Feststellung'  der  Vergü- 
tungsbeträge für  die  Durch- 
zugsverpflegung 301;  Land- 


wehrverpflegsanstalten 
305;  Schankregal  und 
Stellung  der  Marketender 
hiezu  309  f. ;  Expropria- 
tionsverfahren zur  Er- 
werbung von  Grundstücken 
für  die  Heeresverwaltung 
3241.;  grundbücherliche 
Behandlung  der  Immobilien 
des  Militärärars  329, 477  f. ; 
Regelung  des  Vorspann- 
wesens 331 ;  Verpflichtun- 
gen der  Besitzer  von  See- 
handelsschiffen und  von 
Sehiffahrtsgesellschaften 
im  Kriegs-  und  Mobilisic- 
rungsfalle  341  f.;  Sanitäts- 
anstalten für  die  Landwehr 
349  f. ;  Entwicklung  der 
freiwilligen  Sanitätspflege 
357 ;  gegenwärtige  Organi- 
sation der  letzteren  363; 
Visitation  der  Landwehr- 
gerichte 366;  Strafvollzug 
gegen  Landwehrpersonen 
387,  369;  Eheschließung 
der  Heerespersonen  379; 
Land  wehr  bildungswesen 
390,  394  ff.;  Versorgungs- 
wesen  416  ff.;  Jnter- 
8tützung8wesen45Sff ;  Mili- 
tärtaxwesen 478  ff. ;  Ersatz- 
verfahren  gegen  Heeres- 
personen 492  f. ;  Regelung 
der  Militärjurisdiktion  497 ; 
Lan^l  Wehrgerichte  506  f. ; 
Umfang  der  Militärjuris- 
diktion  514  f.;  Nichtan- 
erkennung des  Desertions- 
kartells mit  dem  Deutschen 
Reiche  524;  Erhebung  der 
von  Tätlichkeiten  beglei- 
teten Ausschreitungen  zwi- 
schen Heerespersonen  und 
Zivilpersonen  durch  ge- 
mischte Kommissionen 
581 ;  kommissionelle  Unter- 
suchung und  Bestrafung 
von  U  bertretungen  der 
Heerespersonen  gegen  die 
PreÖordnung  (von  1852) 
584;  Behandlung  der  von 
Heerespersonen  ^  erübten 
Polizeidelikte  620. 

üiigehorsain  (einfacher) 
563;  sieh  Subordinations- 
verletzung, Meuterei. 

Ungehorsamsstrafen  (ge- 
gen Heerespersonen)  im 
bürgerlichen  Strufverfah  • 
ren  125;  im  Militärstraf- 
prozeß 587  f.,  608. 

Uniform  (militärische) , 
Berechtigung,  beziehungs- 
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weise  Verpflichtung  der 
Heerespersonen  zum  Tra- 
gen derselben  103,  117, 
122  ff.,  133;  Ausschluß  der 
Exekution  127. 

Unitarier,  militärgeistliche 
Jurisdiktion  Über  ^  385. 

Unirersalkriegszahlamt 
470. 

untaugliche,  Untauglich- 
keit,  sieh  Dienstuntaug- 
liche,Dienstuntauglichkeit. 

üntcrbehörden  (militäri- 
sche) 228,  234. 

Unterbrechung  des  bürger- 
lichen Strafverfahrens  ge- 
genüber einberufenen  Ilee- 
respersonen  125  f.;  des 
Zivilprozesses  gegenüber 
derlei  Hecrespersonen  500 ; 
der  Disziplinarstrafen  629. 

Untererziehnngrshänser 
(Mliitär-)^  frühere  388. 

Untergebene,  Standesver- 
hältnis 121  f.;  dasselbe  ist 
von  Wichtigkeit  bei  der 
strafrechtlichen  Behand- 
lung des  Befehles  531  f.; 
dasselbe  ist  vielfach  Vor- 
aussetzung für  den  Tat- 
bestand der  Subordina- 
tionsverletzung 543  f. ; 
rechtswidrige  Angrifie  der 
Vorgesetzten  auf  '-*-  567  f. 

Unterhaltsgebflhr  (der  Fa- 
milien der  Mobilisierten) 

461  f, 
Unterkunftsgebfihr  (derFa- 
milien  der  Mobilisierten) 

461  f. 

Unterlassungen  (sonstige 
dienstwidrige)  568. 

Unterlehrer,  Begünstigun- 
gen derselben  bezüglich 
des  Militärdienstes  (Ersatz- 
reser\epflicht)  52,  82;  Un- 
terstützung im  Falle  der 
Einberufung  457,  460. 

Unteroffiziere,  Enthebung 
der  mit  Zertiükat  beteilten 
und  angestellten  ^^  vom 
Erscheinen  bei  der  Kon- 
trollversammlung 74;  Ka- 
pitulationen derselben  111 ; 
Ernennung  zu  Berufsofti- 
zieren  im  Kriege  113;  bilden 
eine  Standesgruppe  120; 
Löhnungswesen  314f.;  Ver- 
sorgung 421  ff.';  Versorgung 
der  Angehörigen  450  fl'. ; 
Autbesserung  der  Prämien 
490;  nachträgliches  Be- 
schliiBverfahren  597;   Ab- 


sonderung von  der  Mann- 
schaft beim  Vollzug  der 
Disziplinarstrafen  630;  sieh 
Zertifikatisten. 

Unterofflziersblldnngs« 
schalen,      frühere     389; 
gegenwärtige  392. 

Unterofflziersschnlen,  frü- 
here 389;  gegenwärtige 
391  f. 

Unterordnung,  Verhältnis 
der  --  121  f. 

Unterreal  schalen  (Mili- 
tär-) 389,  394  f. 

Uttterrichtsanstalten  (Öf- 
fentliche nnd  mit  dem 
OlTentlichkeitsrecht  aas- 
gestattete), die  Profes- 
soren und  Lehrer  derselben 
können  im  Kriege  in  ihren 
Anstellungen  belassen 
werden  7ö  f. 

Unterschntzenmeister  242. 

Unterseekabel,  strafbare 
Handlungen  gegen  die 
Sicherheit  der  -—  573,  620. 

Unterstfltzang  der  Familien 
von  Einberufenen  418  f., 
461  f.,  490;  der  Einberu- 
fenen 456  ff. ;  der  aus  dem 
Militärdienste  Entlassenen 
467  f. 

Unterstfltzungsfonds  im 
äeearsenal276;  sieh  Cassa 
delle  scopazze. 

Unterstfitzongskommissio  - 

nen  für  die  Unterstützung 
der  Familien  der  Mobili- 
sierten 462. 

Unterstützangstätigkeit 
(der  Vereine)  466. 

UnterstUtznngswesen  (mi- 
litärisches), sieh  Unter- 
stützung. 

Untersach  ang(militärärzt- 
liehe)  der  Wehrpflichtigen 
52;  österreichisch-ungari- 
scher Heerespersonen  in 
Deutschland  23^. 

Untersachong  (ordent- 
liche, spezielle)  im  Mili- 
tärstraf s  erfahren  585. 

Untersuchangsarreste  (der 
k.  k.  Landwehr)  367. 

Untersuchangshaft,  Enthe- 
bung der  in  -—  BcHndlichen 
vom  Erscheinen  bei  der 
Kontroll  \  ersammlung(beim 
Hauptrapport)  74;  im  Mili- 
tärstrafverfahren 540,  588, 
608. 

Untersachangsrichter, 
Funktionen   derselben   im 


Mili(är8trafverfahren507  f, 

578,  609. 
Untersachangflverfahren 

im  Militärstrafprnze0583^ , 
590  f. ;  ehrcDrätliehea  64r»  ff. 

Untertanen  (de  facto),  frei- 
williger Eintritt  deraeliwn 
in  das  Heer  109;  milttäri- 
Bche  Evidenzftthrung  24*^. 

Unterwanten  (Stehen  auf 
'*^),  als  Disziplinaratrafo 
gegen  Matrosen  626. 

Unzuständigkeit,  Eotachf-i- 
dung  über  die  •*'  der  niili- 
tärischen  EhrcDräte  617; 
sieh  Zuständigkeit. 

Urlaubserteilang  an  Bernf^- 
ofüziere  115. 

Urianbstaxen  320. 

Urprodazenten,  Stellung 
derselben  zu  dem  militäri- 
schen Submissions  wehen 
250,  256  ff. 

Urteile  im  kriegsrechtlichen 
Verfahren  594 ff.;  im  stand- 
rechtlichen  Verfahren  607 ; 
sich  Beschlüsse,  Erkennt- 
nisse,   ErsatzerkenDtniasc. 

Usancekaaf  249. 

V. 

Yalataregnliernng  (öster- 
reichisch-ungarische ), 

Bedeutung  derselben  filr 
die  Heeresverwaltung  491. 

Yedette,  Yedetten,  Funkt  i  ou 
als  Wache  205,  547. 

Yeranlagnng  (der  MiliiSr* 
taxen)  484  ff. 

Yerantwortlichkeit  (parla- 
mentarischo)  des  Reiche 
kricgsministers  229  f. 

Yerbalittjnrien  genU^en  für 
das  Waffengebraucnsrecht 
der  Militär  wachen  206;  sin  i 
Voraussetzung  für  d:t» 
Ehrennot  wehrrecht  «Itr 
Offiziere  528. 

Verbandplatz,  Verband« 
platze  847,  350,  352. 

Verbote,  als  Akte  der  Militär- 
verwaltung 16. 

Verbrechen  (gemeine)  hrl^l. 

VerdachtHgrilnde  (ZuMani- 
mentrcffen  derselben  K 
als  Beweismittel  im  Militür- 
straf  verfuhren  593  f. 

Verdienstprlnilcn  (der 
Mannschaft  Hpersonen) 
814. 

Verehelichong,  Besichriln- 
kungen  derselben  dorrh 
die  Wehrpflicht  44  f.;  Be- 
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schränkungen  fllr  die  noch 
nicht  eingereihten  Assen* 
tierten  61 ;  niohtaktive  Per- 
sonen bedürfen  keiner  Be- 
willigung zur  ^^^  78;  Ersatz- 
reservisten  bedürfen  keiner 
Bewilligung  zur^  80-,  der 
Heerespersonen  137  f. ,878  f.; 
unerlaubte  573. 

Yereln  (ungarisclier  vom 
Koten  Krenc)  357,  363; 
sieh  Geselbchaft  (öster- 
reichische vom  Roten 
Kreuz). 

Vereine  (geheime),  Verbot 
der  Beteiligung  an  den- 
selben für  Ueerespereoneu 
102,  130. 

Vereine  (mllitftrwissen- 
sehaftllche)  414. 

Vereine  (politische)^  Ver- 
bot der  Beteiligung  an 
denselben  für  Heeresper- 
sonen 130. 

Vereinigungen  (bemfsge- 
uossenschaftliche);  Un- 
terstittzungstätigkeit  466. 

Vereinsdirektion  des  Ver- 
rcins  vom  Roten  Kreuz  in 
Ungarn  363. 

Vereinsfonds  (Schwarzen- 
bergscher)  475. 

Vereinsrechty  Beschrän- 
kungen desselben  für  die 
Heerespersonen  65,  130. 

Vereinsreservespitäler  352. 

Verfahren,  älteres  Militär- 
strafverfahren 576;  das 
ordentliche  Militärstraf- 
verfahren 577  11*.;  die  be- 
sonderen Verfahrensarten 
im  Militärstrafprozeß  605  ff.; 
ehren  rätliches  636  ff. ;  sieh 
Disziplinarstrafverfahren, 
Ersatzverfahren,  kriegs- 
rechtliches Verfahren,  Ver- 
gleichsverfahren. 

Verfall  (von  Geld  [Kantio- 
nen], Waffen  und  Gerät- 
schaften) 535;  Nachsicht 
hie  von  541. 

Verfassougsgesetze,  Be- 
grenzung des  militärischen 
Gehorsams  durch  die  -^  65. 

Verfassongs»  and  Dienst- 
vorschrift der  Finanz- 
wache 40. 

Verfügungen,  als  Akte  des 
militärischen  Oberbefehles 
14;  als  Akte  der  Militär- 
verwaltung 16;  vorläufige 
-^  der  Slellungskommis- 
sionen  53. 


Verfdgongen  (letxtwillige 
^  der  Heerespersonen) 

143  ff.;  Einfluß  der  Mobili- 
sierung auf  dieselben  227. 

Vergebung  von  Bauarbeiten 
bei  Militämeubauten  326  f. 

Vergehen  (gemeine)  522; 
Ausschluß  der  Disziplinar- 
bestrafung ;  sieh  Militär- 
vergehen. 

Vergleicbsverfaliren    bei 
Entschädigungsansprüchen 
im    Disziplinarstrafverfah- 
ren 618. 

Vergütungen  bei   der  dau- 
ernden Einquartierung 
290 ff.;   bei   der  vorüber- 
gehenden   Einquartierung 
294;  beim  Vorspann  333. 

Verhältnisse  (bürgerliche 
^  der  Heerespersonen), 
Kompetenz  zur  Regelung 
derselben  6  f.,  125;  Ein. 
fluß  des  Militärdienstes  auf 
dieselben  124  ff. 

Verhaftungsrecht  (der  Mi- 
litärwachen) 205,  218. 

Verhandlungsrichter,  als 
solche  fungieren  im  Militär- 
strafverfahren die  Audi- 
tore 578,  609. 

Verhinderung  ist  bei  äußerst 
dringenden  und  unauf- 
schiebbaren Familien-  und 
persönlichen  Verhältnissen 
ein  Grund  zur  Enthebung 
vom  Erscheinen  bei  der 
Kontroll  \  ersammlung 
(beim    Hauptrapport)    75. 

Verhör    (des    Beschul- 
digten)   im    ordentlichen 
Militärstrafverfahren   586; 
im    standrechtlichen   Ver- 
fahren 607. 

Veijährung  in  Strafsachen 
des  Wehrgesetzes  59 1.; 
Einfluß  des  Militärdienstes 
auf  dieselbe  145;  Einfluß 
der  Mobilisierung  227 ;  als 
Straferlöschungsgrund 
nach  dem  Militärstraf- 
gesetzbuch 541;  der  im 
Militärstrafgesetzbuch  als 
Vergehen  bezeichneten, 
aber  im  Disziplinarver- 
fahren bestraften  Delikte 
617;  der  eigentlichen  Dis- 
ziplinardelikte  621;  hat 
keine  Anwendungimebren- 
rätlichen    Verfahren    644. 

Verkehr  (mit  dem  Feinde), 
unbefugter  564. 

Verkehrswesen,  Beschrän- 
kung  durch    die    Mobili- 


sierung; sieh  Kommunika- 
tionswesen (militärisches). 

Verlängernng  fder  Dienst- 
pflicht), bei  Stellungs- 
flüchtlingen 55  f.,  68;  bei 
denjenigen,  welche  sich 
listiger  Umtriebe  schuldig 
machen,  um  sich  der  Wehr- 
pflicht zu  entziehen  57, 68; 
bei  Selbstbeschädigern  58, 
68;  der  Züglinge  der  Mili- 
tärbildungsanstalten  und 
der  Ludovica -Akademie 
68;  bei  Deserteuren  68, 
552  f. ;  bei  Frequentanten 
der  Kadettenschulen  112; 
bei  Frequentanten  der 
tierärztlichen  Hochschule 
und  des  Kurses  für  Kur- 
schmiede am  Militärtier- 
arzneiinstitut in  Wien  und 
am  Tierarzneiinstitut  in 
Budapest  112;  bei  Musik- 
eleven, bei  Schift's-,  Ma- 
schinen- und  Musikjunge Q 
112;  bei  militärärztlichen 
Aspiranten  113;  Nachsicht 
von  der  Sraf  folge  der'-*'541. 

Verlassenschaften  (der 
Heerespersonen),  Befrei- 
ung derselben  von  ge- 
wissen Fondsgeb  Uhren  lo6 ; 
frühere  Einziehung  der  erb- 
losen ^^  zum  Militärinva- 
lidenfonds 478. 

Verlegung  (der  Retraite), 
als  Disziplinarstrafe    627. 

Verleitung  (zur  Verletzung 
eidlicher  Militärdienst- 
verpflichtung) 66,  531, 
569  f..  606. 

Verleitung   (zur   Nichtbe- 
folgung  von  militärischen 
Einbernfangsbefehlen) 
5-21,  548  f.,  514. 

Verletzung  (der  Offlziers- 
standesehre),  Folgen  der- 
selben 650. 

Verlust  von  Rechten  und 
Befugnissen  536 ;  sieh 
Charge,  Kadettenauszeich- 
nung, Militärcharakter. 

Vermögensbesitz  (militäri- 
scher) 474  if. 

Vermögenskapital,  Erfolg- 
lassung  eines  solchen  an 
Heerespersonen  143. 

Vermögensrechte    (der 
Untergebenen),     rechts- 
widrige Angrifl'o  auf-^568. 

Vermögensstrafen    (ge- 
richtliche) 535. 

Vermögensverkehr  (der 
Heerespersonen)     141  AT. 
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Yerordnangen,  als  Akte  des 
militärischen  Oberbefehles 
14  f. ;  als  Akte  der  Militär- 
verwaltung 16;  reservierte 
25,  194. 

Verordnungsblätter,  Ge- 
setz- und  ^^  25;  der  Land- 
wehren 25, 

Verordnungsblatt  für  das 
k.  und  k.  Heer  25. 

Verordnungsge  walt  (reser- 
vierte), Verordnnngs- 
recht  (reserviertes)  des 
Kaisers  in  Heeressachen; 
sieh  Organisationsgewalt 
(reservierte). 

Verpflegung,  Yerpflegs- 
vresen,  Kompetenzen  der 
Gesetzgebung  6  f.;  17  ff.; 
im  Gebirgskrieg  189;  Vor- 
schriften für  die  ^  265; 
Organisation  298  ff. 

Yerpflegsabtellungen  (ffir 
Feldbahnen)  304. 

VerpflegKanstalten,  ge- 
schichtliche Entwicklung 
derselben  299;  Organisa- 
tion 302  ff.;  für  die  Land- 
wehrtruppen 304  f.;  das 
technische  Hilfspersonal 
steht  unter  Mililärjuris- 
diktion  511;  dasselbe  hat 
keine  eigene  Satzungen 
mehr  522. 

Verpflegsarten  299  ff. 

Yerpflegsartikel  (ärari- 
sche)  bilden  keinen  Ge- 
genstand obligatorischer 
Rechtsgeschäfte  320. 

Yerpflegsbeamte(Milltär-), 
Gliederung  180;  dieselben 
stehen  unter  Militärjuris- 
diktion 511. 

Yerpflegsdepots  804. 

Yerpflegsenquetekouimis- 
sionen  257  f. 

Verpflegsfllialinagazine 
(Militär.)  275. 

Verpflegskolonnen  303. 

Verpflegsmagazine  (Mili- 
tär-), Zuteilung  der  Ein- 
jährig-Freiwilligen zu  den- 
selben 105;  fungieren 
manchmal  zugleich  als  Mi- 
litärbettenmagazine 275; 
Organisation  302  f. 

Yerpflegsmannschaft  180. 
Verpllegsmannschaftssehu- 

len  391. 
YerpflegsstafTel  303. 
Yerpflegstrains  303. 
Yerpflegsverwalterkurs 

4u2. 


Yerrechnung,  sieh  Rech« 
nungsführung. 

Yersänmnis  des  Alarmes 565. 

Versaiunilungen,  Versanim- 
lungsreclit,  Beschrän- 
kungen für  Heerespersonen 
65,  LSOf. 

Yerschärfungen  der  gericht- 
lichen S.'rafen  534,  537 f.; 
der  Disziplinarstrafen  628. 

Yerscliärfungrsmaxitiie  621. 

Yerschvrttgerte,  Befreiung 
von  der  Zeugen schaft  im 
Militärstrafvert'ahren  589, 
609. 

Yersetziing  einer  Festung 
in  den  Kriegszustand  198; 
der  Militärgefangenen  in 
eine  geringere  Klasse  (als 
Disziplinarstrafe)  374;  sieh 
Degradierung. 

Versicherung  (Militär-), 
sieh  Militärversicherung. 

Yersorgung,  Versorgungs- 
vresen      (militärisches), 

Mitwirkung  der  parlamen- 
tarischen Körperschaften 
17,  415  ff.;  Einfluß  der  In- 
tendanzen 177;  der  Ga- 
gisten  419  ff.;  der  Unter- 
offiziere und  Mannschafts- 
personen 431  ff.;  der  Wit- 
wen und  Waisen  von  Ga- 
gisten  418,  439  ff.;  der 
Witwen  und  Waisen  von 
Unteroffizieren  und  Mann- 
schaftspersonen 450  ff. 

Versorgungsfondü  (Wie- 
ner), Befreiung  der  Ver- 
lassenschaften  der  Heeres- 
personen vom  Beitrag  zum 
—  136. 

Yersuch,  böser  Vorsatz  ist 
zum  '^  eines  Militärdeliktes 
notwendig  526 ;  strafrecht- 
liche Behandlung  im  Mili- 
tärstrafgesetzbuch 530  f. 

Verteidiger,  Verteidigung 
(formelle),  fehlt  im  Mili- 
tärstrafverfahren 578,608; 
Regelung  i  m  ehrenrätlichen 
Verfahren  646  ff. 

Verteidigungsrat  in  Fe- 
stungen 197. 

Verteiler  (besonderer,  be- 
sondere) bei  Ausgabe  von 
Heeres  Vorschriften  25, 194. 

Verteilung  der  Heeresbe- 
darfsgegenstände durch  die 
Unterabteilungen  318, 

Vertrauensmänner  als  Mit- 
glie<ler  der  Stellungs- 
kouimissionen  inUngam  49. 


>i 


Vertreter  (gestetslich«  i*  !>« 

Stellung   derselben    dun  • 

die  Heeresoreane  oOl. 
Vertretnngsbelidrdeii    ( \m 

Auslände),  aieh  Konsul  ir 

behörden. 
Veruntreuung«     militäriM- 

qualifizierte  571. 

Verurteilungen  (wrirt^n 
strafbarer  UandluiiireB). 

EinfluH  auf  die  Wchrptiirh 
42,  64. 

Verwaltungsabtellamr  d« 
Korpsintendanzea  17^;  ■. 
Seearsenal  275. 

Verwaltungsanordnangen, 
als  Akte  des  inilitäri««'h<< 
Oberbefehles  14;  aU  AWv 
der  Militärverwaltun$r  l  > 
Begrenzung  der  militai- 
sehen  Gehor*«mj«pt<iil- 
durch  —  65;  Eintiuü  d.  - 
Militärdienstes  aof  — 14*.  r 

Verwaltungsansschlls»e, 

Bildung   von    solchen    i:* 
Etappenbereiche  227;  fi.i- 
gieren  in  Ungarn  »1j»  K« 
kursinstanzen    in    Militiir 
taxsachen  237,  4«7. 

Verwaltuttgsbeiirke,     i!-.» 
selben   sind    in    Kroati*". 
und   Slavonien   StoUiiiv>- 
bezirke  47. 

Verwaltnngsbranchen,  A- 
leistung  des  Einj»hrj.'- 
FreiwiUigendienstes  »■•• 
denselben  105;  Gliederuiu 
der  technischen  ^-  Ibl  t^ 

Verwaltungsdienst  <k*r  M.- 
litärintendautur  177. 

Verwaltungsexekiition«  ^U- 
Einschreiten  der  miliT>M- 
schen  Assistenzen  Wx  ^i- 
-^  zu  bezeichnen  209. 

Verwaltungsgericht  (anga- 
risclies),  Kompet<*nz  «l«v-^ 
selben  in  Heere^ssachen  'S»1 

Verwftl  t  nngsgericht  sih  of 
(österreichischer),  Ktun* 
petenz  desselben  in  llti^n-*- 
sachen  236  f.,  427. 

Verwaltungsgescbäfte, 
Pflichtverletzung   bei    Mol- 
chen Geschäften  567. 

Verwaltnngskdrper  U«- 
Heeres  150,  17off: 

Verwaltnngskomml»sloDen 
der    Truppenkürper    2i»» 
316  f.,  333,  470. 

Verwaltnngskontrolle  4*'>^' 

Verwaltnngsof fljEieraJi  iu> 
(der  ungarlschea  Land* 
wehr)  402. 
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Yerwaltmigsrechtspflegre^ 

sieh  Rechtsschutz  ^öffent» 
lieher). 

»rwaltungsrerfahren, 
Vorladungen   und   Zustel- 
lungen an  Ueerespersonen 
im  ^  127. 

Terwaltangssrweige  (tecli- 
nische),  Kontrolle  der« 
selben  472. 

Yemiandte,  Befreiung  von 
der  Zeugenschaft  im  Mili- 
tarsfrafverfahren  589,  609. 

Verweis,  als  gerichtliche 
Strafe  536;  als  Disziplinar- 
strafe 374,  625,  632,  634, 

Verwendang  (des  Heeres) 
ti7  ff.,  202  ff. 

Verwundangszulagen,  Exe- 
kutionsbeschrtinkungen  be- 
züglich derselben  127; 
Steuerbefreiung  134;  der 
Gagisten  427  f.;  der  ünter- 
oftiziere  und  Mannschafts- 
personen  434, 

Verzeichnung  (der  Wehr- 
pfliehtigen),  Verzeich- 
nisse (der  Stellnngs- 
pflichtlgen)  50. 

Verzugszinsen  von  Militär- 
t:ixen  488. 

Veteranenvereine  (Mili- 
tär-), Landsturuipflicht 
ileri^elben  91;  Unter- 
stützungstätigkeit 466. 

Veterinärwesen  (Militär-) 
355. 

Veterinäre,  sieh  Einjührig- 
Frei willige,  Praktikanten. 

Visitatien  der  Gerichtsinsti- 
tute 365  f. 

Volk  skttchent  erein  (Erster 
Wiener),  Unterstützungs- 
tätigkeit 466. 

Volksschulen  (allgemeine 
und  höhere  (in  Ungarn]), 
Ersatzreservepflicht  der 
Unterlehrer  und  Lehrer  an 
solchen  82, 

—  Lehrer  an  Öffentlichen 
und  mit  dem  Uffentlichkeits- 
recht  ausgestatteten  '-«- 
können  im  Kriege  in  ihren 
Anstellungen  belassen  wer- 
den 78  f. ;  Eintritt  der  Leh- 
rer von  öffentlichen  -*-  in 
das  Heer  182. 

Volkszählung,  DurchHlh- 
rung  derselben  für  Heeres- 
personen in  Österreich  148. 

^'olkszählangBOperat  dient 
:.l8  Behelf  für  die  Stel- 
lung 50. 

Vollstreckung  (der  8traf- 


erkenntnlsse),  sieh  Straf- 
vollzug. 

Vollziehung,   als  Funktion 
der  Finanzverwaltung  469. 

Vorarlberg,  das  Institut  der 
Landesverteidigung  bleibt 
in  Kraft  und  das  Land 
wird  von  der  Wehrverfas- 
sung des  Jahres  1858  aus- 
genommen 5;  dem  Lande 
werden  nach  dem  Jahre 
1866  noch  Besonderheiten 
in  der  Wehr  Verfassung 
belassen  7 ;  Mitwirkung  des 
Landtages  in  Heeressachen 
20 ;  da  s  1  nstitut  der  Landes- 
verteidigung bildet  einen 
Bestandteil  des  österrei- 
chisch-ungarischen Heeres 
28;  Gesetze  über  die 
Landesverteidigung  37; 
Vorachriftec  über  denLand- 
Sturm  38;  die  Landesver- 
teidigungsoberbehörde 
fungiert  als  Ergänzungs- 
behördc  der  zweitenlnstanz 
48;  Waffeotibungspflicht 
der  nichtaktiven  Landes- 
Bchützen  76;  Landsturm- 
pflicht 91  ff.;  Heranziehung 
des  Landsturmes  zu  Er- 
gänzungszwecken des  Hee- 
res und  der  Landes- 
scbiitzen  94  f.;  Dienstver- 
hältnis der  Zivildiener  der 
Landesverteidigungsober- 
behörde 117;  gesetzliche 
Bestimmungen  über  die 
Organisation  der  Landes- 
schützen 153;  gesetzliche 
Bestimmungen  über  die 
Organisation  des  Land- 
sturmes 154;  Rekrutenkon- 
tingent 155  f,  158 ;  Einrei- 
hung der  zu  Ersatzzwecken 
des  Heeres  und  derLandes- 
schtitzen  herangezogenen 
Landsturmpflichtigen  1 60 ; 
Formation  der  Landes- 
schützen  168  f.;  Formation 
des  Landsturmes  1 70 ;  Ver- 
wendung der  Landes- 
schützen und  der  Land- 
sturmtruppen 204;  Funk- 
tionen der  Landesvertei- 
d'gungsoberbehörde  und 
des  Komitees  derselben  als 
Kommandobehörden  220; 
Dislozierung  der  Landes- 
schützen 224  ;  Organisation 
der  Landesverteidigungs- 
oberbehörde und  admini- 
strative Funktionen  dersel- 
ben 233;  Zusammensetzung 


des  Komitees  der  Landes- 
verteidigungsoberbehörde 
234;  Entwicklung  und  Ver- 
waltung des  Schießstands- 
wesens 239  ff.;  Landbturm- 
zeugshäuser  und  Zeughaus- 
ülialen  272;  Monturwesen 
für  die  Landcss  eh  ützen  und 
den  Landsturm  273  f.; 
Landesschützenkassen  47 1 ; 
Lande:)schützengericht506; 
berufsgenossenschaftliches 
Disziplinarstrafrecht  der 
Landsturmkörper  616. 

Voraussetzungen  (der 

Stral barkeit),  Regelung 
derselben  im  Militärstraf- 
gesetzbuch 52öff. 

Vorbehaltsanspruch  der 
Unteroffiziere  und  Mann- 
schaftspersonen bezüglich 
der  Invalidenpensionen 
431  f. 

Vorbereitungskurs  (für 
Stabsoffiziersaspiranten 
der  Artillerie),  früherer 
388. 

Vorbereitungskurse  der 
Kadettenschulen  397. 

Vorbereitnngsschulen  (Mi- 
litär-) 389,  394  f. 

Vorführung  (zwangsweise) 
im  Stell ungs verfahren  53. 

Vorgesetzte  (militärische), 
Standesverhältnis  121  f.; 
dasselbe  ist  von  Wichtig- 
keit bei  der  strafrechtlichen 
Behandlung  des  Befehles 
530  f.;  dasselbe  ist  vielfach 
Voraussetzung  für  den  Tat- 
bestand der  Subordina- 
tionsverletzung 543  f.; 
rechtswidrige  Angi'iffe  der- 
selben auf  Untergebene 
567  f. 

Vormundschaft,  Befreiung 
der  Heerespersonen  von 
der  Übernahme  einer  ^^ 
132. 

Vorrang  (dienstlicher) 
122  f.,  152  f. 

Vorsatz  (b5ser),Behandlung 
desselDen  im  Militärstrat- 
gesetzbuch  526. 

Vorschrift  zur  Ergänzung 
des  Heeres,  der  Kriegs- 
marine und  der  Landwehr 
38;  über  die  Erfüllung  der 
Dienst ptiicht  im  Heere  und 
in  der  Kriegsmarine  38; 
zur  ärztlichen  Untersu- 
chung der  Wehrpflichtigen 
52;  '^  für  das  Bettenwesen 
im   k.   u.   k.   Heere    265; 
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--  fiir  den  Militärtrans- 
port aufEisenbahnenSSBf.; 
'^  über  die  Organisation 
der  k.  u.  k.  Gerichte  des 
(stehenden)  Heeres  und  der 
Kriegsmarine  365,  503, 
542,  578 ;  —  für  die  Mili- 
tärgefangenhäuser 866, 
634 ;  -^  über  die  sanitäts- 
statistischen  Eingaben  im 
k.  u.  k.  Heere  411;  ^ 
über  die  Bestallung  und 
die  Abhaltung  des  Kelter- 
rechts  519;  ^  für  das 
Arsenalsmeister-  und  Ar- 
senal -  Zivilarbeiterperso- 
nal 634;  ^  über  die 
Disziplinarbehandlung  der 
Zöglinge  der  Militärerzie- 
hungs-  und  Bildungsan- 
stalten 635;  ^  über  die 
(preuüischen)  Ehrenge- 
richte 637;  ^  über  die 
Ehrengerichte  für  die 
de  utsclie  Kriegsmarine  637. 

Yorschrifteu  betreffend  die 
Organisation  des  Land- 
sturms 87  f. ;  ^  für  die  Ver- 
pflegung des  k.  u.  k.  Heeres 
265;  ^  über  das  Pferde- 
wesen 310;  -^^  über  das 
Schließen  und  Ofl'nen  der 
Tore  564;  ^  über  den  Ge- 
brauch von  Feuer  und  Licht 
in  ärarischen  Objekten  und 
auf  Kriegsschifien  566  f 

Yorschnbleistang.  straf- 
rechtliche Behancuung  532, 
545,  555  ff.,  559. 

Yorschnfivereiney  Unter- 
stützuogstätigkeit  466. 

Yorscbußwesen  (militäri- 
sches) 463  ff. 

Yorspanngesetz  (in  Un- 
garn) 331. 

Yorspannliommissäre  332. 

Yorspannormale  (In  Gali- 
zlen)  331. 

>  orspannreglement  (der 
Kaiserin  Maria  Theresia) 
331. 

YorspannregnlatiT  (Jo- 
sefs IL)  331. 

Yorspannsachen^Yorspann- 
wesen  (militärisches), 
erste  Regelung  3;  Kom- 
petenzen der  Gesetzgebung 
17  ff.;  als  Agende  der 
Landesverteidigungsniini- 
stcrien  231;  Kompetenz 
des  Verwaltungsgerichts- 
hüfos  237;  gegenwärtige 
Organisation  3ilff.;  Re- 
form XII, 954 ff.  (Anhang). 


Yorstehangen  der  Schieß- 
stände 242. 

Yorstellnngspflicht  der 
landstur mpflichtigen  Per- 
sonen 92. 

Yorunterricht  (militari- 
geher)  in  der  Schweiz  239. 

Yornntersnchnng  im  Mili- 
tärstrafverfahren 585. 

Yorverliandlnng  im  ehren- 
rätlichen  Verfahren  644  ff. 

W. 

lYachdienst  in  Festungen 
195;  Trunkenheit  im  -*' 
526;  Pflichtverletzung  im 
—  526,  556  f. 

Waehe^  Aufstellung  einer 
solchen  als  Strafverachär- 
fung  537;  sieh  Mditär- 
wache. 

Waclikommandant^  Pflicht- 
verletzung desselben  im 
Wachdienst  556  f. 

Wachkorps  9  sieh  Militär- 
wachkorps. 

Wachmannschaft^  Pflicht- 
verletzung im  Wachdienst 
556  f. 

Waffe  (zuständige),  bei  Aus- 
übung des  Ehrennotwehr- 
rechtes  der  Offiziere  528. 

Waffendienst,  Einreihung 
der  Mannschaft  des  Waffen- 
dienstes beim  Matrosen- 
korps 167;  Ungehorsam 
auf  Befehle  zum  -^  544. 

Waffengattungen  150, 168  ff. 

Waffengebranch    (Recht 
snm  administrativen  '^) 
der   Militärwachen   205  f; 
der  Militärassistenzen  208  f. 

Waffenkörper,  sieh  Waffen- 
gattungen. 

Waffenmatrosensehnle  392. 

Waffenpol Izeiy  Geltung  für 
Heerespersouen  147  t. 

Waffentthnngen,  Verpflich- 
tung der  nichtaktiven  Per- 
sonen zu  ^^  75  ff. ;  Ent- 
hebung von  denselben  76  f; 
die  Angeliörigen  der  See- 
wehr sind  dazu  nicht  ver- 
pflichtet 76;  Verpflichtung 
der  Ersatzreservisten  zu 
'^  80;  Verpflichtung  der 
nichtjiktiven  Offiziere  zu 
^  102;  Ersatzpflicht  dos 
Militärärars  für  Schäden 
bei  --  493  ff. 

Waffen  wesen,  Verwaltung 
desselben  270  ff. 


Wagenremisengebflbr  311. 
Wahlrecht     (politische»), 

Beschränkungen  desselben 
für  HeerespersoncD  128  ff. 

Wahlreformnorelle  (öster* 
relchisebe  ron  189ft), 
Bestimmungen  der8oll>en 
über  das  Wahlrecht  der 
Heerespersonen  130. 

Wahrheit  (materielle)»  Er- 
forschung derselben  im 
Militärstraf i erfahren  577. 

Waisen,  zeitliche  Unterbrin- 
gung der  --'  von  Soldaten 
in  Militärinvalidenhäusern; 
sieh  Versorgung. 

WaisenkaBsen  (knmula- 
tire),  Heranziehung  der- 
selben für  die  Zwecke  der 
Versorgung  von  Mtlitar- 
waisen  AAS, 

Waisen-  nnd  Eralehnngit* 
hXnser^  frühere  387. 

Wahl  (Recht  aar  ^)»  sieh 
Garnison,  Truppen  korper. 

Waldsehäden,  Vergütung 
derselben  bei  Waffenübun- 
gen 495. 

Warnung  im  Disziplinarver- 
fahren 632,  634 ;  im  ehren- 
rätlichen  Verfahren  638, 
650. 

WaniHngskonstitati^  Auf- 
nahme desselben  im  Din- 
ziplinarverftthren627,633  f. 

Wartgeld  beim  Vorspann  3.S3. 

Wasserbanwesen,  sieh  Ma- 
rineland- und  Wawerbau- 
wesen. 

Wassergefahry  Vorkehrun- 
gen gegen  -"-  in  Festungen 
195. 

Weebselffthigkeit  der  ilee- 
respersonen  142  f. 

Wechselordnung  (nngarl* 
sehe)  143. 

Wege  (verbotene).  Ein-  und 
Ausgehen  auf  solchen  562. 

Wegweiser,  Beistellung  von 
solchen  bei  der  Einquar- 
tierung 293;  Beistellun^ 
bei  Truppeomärschen  330. 

Wehrangelegenhelten,  als 
Agende  der  Landes  Ver- 
teidigungsministerien 231 ; 
sieh  Ergänzungssachen. 

WehrgesctSt  Webrgesetat», 
Erlassung  7  f.;  als  Quelle 
der  Wehrordnung  37  f. 

Wehrgesetz  (provlaorl- 
sehe«),  Erlaasung  ein<*3 
solchen  für  Bosnien  un<l 
die  Herzegowina  b;  In« 
Btruktion  dazu  38. 
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lYelir^esetinoTelle,  Wehr- 
gresetcnorellen  37,  43, 63, 

bd,  107. 

Wehrkraft  6,  26. 

IfehrordiiniicryKompeteiizeD 
zur  Regelung  derselben 
6  f.,  13.  36;  Begriff  und 
rechüicne  Grundlagen  36  ff. 

Wehrpflicht,  Kompetenzen 
zur  Regelung  derselben 
6  f.,  11,  17,  20. 

Wehrpflicht  (allgemeine), 
Durchführung  derselben 
7;  Begriff  und  Ordnung 
39  ff.;  Einfluß  auf  das 
Heeresv  ersorgungswesen 
417 ;  Rückwirkung  auf  das 
Militärstrafgesetzbuch  574. 

Wehrsystem,  sieh  Wehrord- 
nung. 

Wehrvorlagen,  neue  XII, 
155,  163. 

Wehrvorschriften  37  f, 

Weinration,  Entziehung  der- 
selben «Is  Disziplinarstrafe 
gegen  Matrosen  626. 

Weltrechtsprinsip  im  Mili- 
tärstrafgesctzbuch  524. 

Werbung,  frühere  2  f.;  un- 
befugte 66,  540,  569,  606. 

WerkstättenschiiTe  167  f. 

Wertäquiralent,  als  Ent- 
schädigung der  Stellver- 
treter in  Bosnien  und  der 
Herzegowina  41  f.;  sieh 
Kinstandskapital. 

Widerruf  (des  Geständ- 
nisses) im  Militärstraf- 
verfahren 592. 

Wiederanftiahme  (der  Un- 
tersuchung) im  Militär- 
strafverfahren 598  f. 

Wiederbeförderung  der  Of- 
fiziere 535;  sieh  Reha- 
bilitierungsverfahren. 

Wiederrerleihung  der  Ka- 
dettenauszeichnung  536; 
sieh  Rehabilitierungsver- 
fahren. 

Wildschäden,  Vergütung 
derselben  bei  Waffentibun- 
ffcn  495. 

Wirtschaftsleitung^  Funk- 
tion derselben  bei  der  Fi- 
nanzverwaltung 469. 

Wirt  Schaft  spauMchale  316. 

Witwen,  zeitliche  Unterbrin- 
gung der  -^  von  Solda- 
ten in  Militärinvaliden- 
häusern 454;  sieh  Ver- 
sorgung. 

Witwenpensionen  439  ff., 
450  ff. 

Wohnsitz  (der  Stellunge- 


pflichtigen), derselbe  bil- 
det nicht  die  Grundlage 
des  Stellungs  Verfahrens  63. 

Wohnung,  Durchsuchoni^ 
derselben  im  Militärstrat- 
verfahren 590 

Wohltätigkeitsfonds  (Wie- 
ner), Befreiung  der  Ver- 
lassenschaften  der  Heeres- 
personen von  demselben 
136. 

Wucher,  Strafnachsicht  bei 
Offizieren  wegen  Wuchers 
542. 

Wundärzte  173,  342. 

Z. 

Zaghaftigkeit  557  ff.,  606; 
Äußerungen  der  -*-  auf 
einem  Kriegsschiffe  566. 

Zahlamt  (des  Reichskriegs- 
ministeriunis)  471. 

Zahlstellen  (Militär-)  471. 

Zeichensehulen  der  Eisen- 
bahnbataillone 392. 

Zeitschriften  (Militär-)  414. 

ZentralarchiT  fbeim  apo- 
stolischen Feldfikariat) 
377. 

Zentralausschuß  des  Ver- 
eines vom  Roten  Kreuze  in 
Ungarn  363;  der  österrei- 
chischen Gesellschaft  vom 
Weiüen  Kreuz  364. 

Zentral  behörden  (militä- 
rische), siehe  Zentralver- 
waltnngsbehördcn. 

Zentralbuchhaltung,  frü- 
here 470. 

Zentraldepositenämter 
(militärische)  471. 

Zentralelsenbahntrans- 
portleitnng  340. 

Zentralinfanteriekurs,  frü- 
herer 388. 

Zentralhauptdirektion 
(ärztliche)  343. 

Zentralisierung  (System 
der  -^)  in  der  wirtschaft- 
lichen Heeresverwaltung 
246,  316. 

Zentralkaralleriekurs,  frü- 
herer 388. 

Zentral-  Militärrechnungs- 
departement 470. 

Zentralnachweisbnreau 
der     Gesellschaften     vom 
Roten  Kreuze  362. 

Zentralstelle,  siehe  Zentral- 
verwaltungsbehörden. 

Zentralverwaltungshehör- 
den,ZentralTerwaltungs- 
stellen,  denselben  können 


Befugnisse  der  Kommando- 
gewült  dauernd  delegiert 
werden  12;  besitzen  kein 
Recht  der  authentischen 
Interpretation  21;  Offiziere 
und  Gagisten  haben  das 
Recht,  daß  ihre  Beschwer- 
den bis  an  die  -*'  geleitet 
werden  66;  eine  Heran- 
ziehung der  dauernd  Beur- 
laubten in  den  letzten  3  Mo- 
naten  der  PräsenzpÜicht 
soll  nur  über  Weisung 
der  -^  erfolgen  70;  ver- 
fügen die  Entlassung  von 
Untauglichen  70 ;  stellen  in 
außergewöhnlichen  Fällen 
den  Beginn  des  Prämien be- 
zuges  bei  Unteroffizieren 
fest  112 ;  wirken  mit  bei  der 
Ernennung  von  Unterofri- 
zieren  zu  Offizieren  113; 
bewilligen  das  Tragen  von 
Zivilkleidern  durch  Heeres- 
personen im  Auslande  124; 
erteilen  die  Bewilligung  zur 
Teilnahme  an  nichtpoliti- 
schen Vereinen  für  die 
ganze  Armee  130;  bewil- 
ligen die  Herausgabe  oder 
Redaktion  einer  niclit po- 
litischen Zeitschrift  131 ; 
bewilligen  die  Einsendung 
von  Arbeiten  an  das  Kaiser- 
haus und  an  fremde  re- 
gierende Familien  132 ;  be- 
willigen den  Übertritt  der 
Offiziere  in  den  Zivilstaats- 
dienstl32f.;  Organisation 
228  ff.;  wirken  mit  bei  der 
Evidenzhaltung  244;  ent- 
scheiden über  größere  Bau- 
ofTerte  327;  treffen  Ver- 
fügungen in  Betreff  der 
Militärgefängnisse  373  f. ; 
können  ausnahmsweise  eine 
günstigere  Behandlung  von 
Unteroffizieren  und  Mann- 
schaftspersonen bei  der 
Pensionierung  anordnen 
433 ;  frühere  Einrichtun- 
gen flir  die  Finanzver- 
waltung des  Heeres  469; 
mit  ihrer  Genehmigung 
können  entlassene  umi  de- 
gradierte Heerespersonen 
wieder  Staatsstellen  er- 
halten, beziehungsweise  in 
höheren  Rang  oder  Sold 
vorrücken  535 f.;  Begna- 
digungsrecht 603;  Einfiuß 
bei  Vollstreckung  von  Stra- 
fen gegen  katholische  Mi- 
litärgeistliche   604;     Dis- 


BipliiiiirWrHfgowHll  der 
(Jhcfs  625;  VerfUgimKOQ 
in  Di8xiplinar8Rrlii>n  63U  f., 
633  f.;  Vorfllgungen  im 
chrenrül  liehen  unti  im 
ltehal>ilitipruDKeTPrfn)ircn 
r45.  650  r. 
Ztirlinknte  (tür  rDteroffl- 

bpUich   16,  ^3G. 

ZerlttlhAtlHtoii.  Vcrsorti^unK 
dwaelboo  41«,  434  ff..  467. 

Zortiflhatlatengosetie  417, 
435. 

ZpDgeii,  susgoBchloBgene 
588  f. 

ZengpnbewelB  im  Militür- 
stritfv  er  führen  6112  f. 

Zeafeneld,  ilnvon  RUPge- 
scliloMcne  pprsonen  5  Sit. 

ZfiiKeiir<>melimnng  im  Hi- 
liliirstrafverriilirrn  58ä  I'. 

ZenghinBer,  rnihcre  1,  271; 
BiehLAndsturiiueuf;liäii8er. 

ZeiiKbanitflltal^n  (llr  don 
liroliNi'h  -  vnrarllicrgiBchi-D 
Landeiunn  272, 

ZouKttreserve  166. 

Zlehnng,  sieh  Losung. 

Ziehnnggsylttem  151. 

Zlmmerarrest  6IT,  626,  639, 
6S2. 

Zlnittarl  ränge  logeuhnlten 
(HllltHr-),  AiisHclilulliler- 
selben  von  der  KumprCenx 
des     Verwultiingsgericlita- 
liofes  236  f. 

ZlDSTergrBtnnKen,  sielt  Ver- 
gütungen. 

ZlrkularrerordniiiigeD,  hIs 
Akte  iler  KommiiniUige- 
widt  15. 

Zitilerueiiitchlffe  167. 

ZiTllmigeHlellte  (der  mlll- 
t  tri  sehen  EtibUttse- 

nienls),     Dienet  vurliältnis 
derselben  117. 

Zlvllnnstellnngen,  Unter- 
bringung derUnteroffiziero 
in  ~  416, 434 9.;  tieh  Zcrti- 
nkatisten. 

ZfTflflrbelter  (der  Heeres* 
oderHarineverwaltung), 
Dienatverhüllnia  deiKelbcn 
117. 

74Tllarmenrondi,  Abfnbr 
der  gegen  Stellung« pllieh- 
tfge  verbKogten  Cieldstra- 
tfen  an  den  —  59;  Abfubr 
von  im  Hilirürstraf verfah- 
ren \  erbUugten  Venuttgens- 
eiriifen  nu  den  —  535. 

ZlvUbeamte  (bei  der  Uee- 


reN-  (liier  l,and«Phr*er- 

wnlluii)!:  an^eHtellle). 

1  lieotit Verhältnis  deravllien 

IH!. 
ZlvIldlpiierlderHtlllSrvor- 

wnllungitbehlfrden), 

Dieni^tverlitjllnis  derarlben 

IIT. 
ZlilldlenMtpngteii,  ^ieh  Zi- 

\iUnetol1iingcii  434 ff. 
Zlvilgerlchtsbarlieit,    Ver- 

hültnis  der  Heerei^personen 

iüi-  —  600  ff. 
Zivllg<.ii."rn.-m.-n««.       Fr 


oriiii 


i]  MJi 


128  f.;  Offlilere  im  Zi- 
vilkleii)  beeitirn  nicht  das 
Recht    der    Ehre nnol wehr 

Zlfllk»miuf!tiiBre  117,   tll. 

ZlTilkorpA(bewamiele)35f. 

Zivillnutte»kuniinisHitren7. 

ZlTlIpcraonen  (im  Gefolge 
der  Feldarmee),  Dien»- 
verliiilinia  derselben  117; 
genioiVn  Steuerliefreiiing 
rUcksiehllich  der  aus  dem 
HililürelHt  Dii'Üfnden 
Dienst  beziige  184;  genie- 
GoD  im  gewi^Ben  Lluifaiigu 
a<'tililireafreih'it  133;  hIi- 
hen  unter  militflrgeisilicher 
Juriediktinn  384;  stehen 
nnler  Militilrjtirisdiktiua 
504,  513;  unterliegen  dem 
miliiüri.>>chen  Dinzlpllnsr- 
Blrafrecht  623,  627. 

—  (Honsl  Ige),  für  Oftisier»- 
und  Beumleu  »teilen  im 
LundBturm  dotignierte  -^ 
120;  MiliiürgericlitBbitrkeit 
Über  —  21^  625.  Ehren- 
lideidigUDgeo  derselben, 
welche  die  militSrische 
Standeeehre  verletzen  573; 
mit  Tüllichkeilen  beglei- 
tete AusscbreilUDgcu  zwi- 
schen —  nnd  Hi-erenpcr- 
Boni'u  und  deren  Behand- 
lung in  Ungnrn  581. 

ZlvilpnllEelTTachk(irps,sieh 
Zisiln'HchkurpB. 

ZlTllpoateD,  Llnttrbringung 
von  pensionierten  Gagi- 
sten  auf  ~  430. 

ZirilBtutsbedienslele,  Un- 
terstützung dersellien  im 
Falle  der  Einberufnng  in 
Österreich  418  f.,  457,  459 1 


ZlTlIslaatNdienüt,  Kinn-t 
nung  de«*i'lbi'n  lici  di 
Pensionierung  viiti  ttülLi 
gHgjgli-n  421. 

ZlTllMlrafgcrlehle.  K 
arhr.-itrTT   -L-t-'! i   ■.-.- 

Hern-:.,  i 


Ilßt 


ten    FreilieilSNtrnft'n  U6'JJ' 
ZlTlIatrargesrfcebveb,  Tber- 

einfltimmitTi?  detrelhen  niH 

dem         Mil't/irsirafgeiieti. 

hueli  574  f, 
Zi«Iltrauung  (der  Heer»- 

persunen  in  l'iiKam)  Itl, 

:J79. 
ZlTllTerirulluiii:.l; 

derseÜHMi  iliiii  li 

213:  EinHiii;  .1'      -I 

Zöglinge  (der  Mlfilürrni'. 
hnng«  nnd  ItlldnngMn- 
stallen),  McMnng  für  ili.- 
Siellung  45  f.;  Bcfrcioi« 
der  ini  itrlliingsiiflichiieeii 
Alter  st  eilend  c-n  -^  vnn 
iler  Rtellung»pfllchl  4«: 
dieselben  nclimen  un  4fr 
I.oBUng  nicht  f.-.1  '<"•  V. 
lüngeriiD^  '1' i 
Dienstpflichiii-,  ! 

risdiklion  ^»4;  r^ii.n  lu 
Ungnrn  unter  Mditürjuri^- 
dikliiin  515;  DisKiplinarl«' 
hanriliing  635. 

—  (der  Lndovica- Akade- 
mie), Verlan  gern  na;  der 
aktiien  Dicnstptlirhc  di  r- 
selbeu  18. 

~  (des  geistlichen  Stan- 
des In  Ung»m),  Enthe- 
bung von  der  äteHanga- 
pl!ii'hl46;  BerlinstigUDgen 
bezüglich  derMflilänlteiuil- 
pfli  eht  (  Elrsatzrcservepäic  bl 
dersellien)  52,  54  f.,  81; 
EnihehuD^  vom  Erw^ieinen 
bei    der  kontrollvervamiu- 

—  (der  LehrerbUdnngsii- 

stalten),  Beurlaubung  iler< 

selben  im  Frieden  S-2, 
Zncht    ( L'ngehoraam     ant 

Befehle  inr  Herittellnng 

der  ~)  544. 
ZarhtignBK  |  fcSrperlirhe), 

Abschaffimg  dereelben  U. 

521,  538. 
Zttge  der  Landalurmlrupten 
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Znftatar,  schuldbar  verspätete 
-^  von  Kriegs-  und  Mund- 
bedürfnissen 566  f. 

Zarechnuni^rähigkeit^Aus- 
schb'eßnngsgrlinde  526  ff, 

Znsatzstrafen  537. 

Zuschl  ausrecht  besteht  nicht 
für  die  Militärtaxe  488. 

Zasammentrefren  (toü  Yer- 
dachtsgründen)  als  Be- 
weismittel im  Militärstraf- 
verfahren 593  f. 

Zusicherung  (der  Straflo- 
sigkeit) 605. 

Zuständigkeit  (der  Militär- 
strafgerichte), sieh  Kom- 
petenz. 


Znstellungen,  Znstellungs- 
wesen  bei  Heere^perßonen 
125  ff.,  500. 

Zwang  (unmittelbarer)  im 
Stellungsverfahren  53. 

Zwangsarbeitsanstalt,  Ent- 
hebung der  einer  —  Über- 
wiesenen vom  Erscheinen 
bei  der  Kontroll  Versamm- 
lung 74. 

Zwangskauf  307. 

Zwangsmarkt  307. 

Zwangsvollstreckung,  sieh 
Exekution. 

Zweikampf  544,  572. 

Zweckabgaben  (fflr  Heeres- 
erfordernisse) 469,  478  ff. 


Zweckeinnahmen  (für  Hee- 
reserfordemisse),  sieh 
Zweckabgaben. 

Zulagen  (Terschiedene)312, 
314. 

Zurückstellung  der  Wehr- 
pflichtigen 51. 

Zweckbestimmung  (des 
Heeres),  als  Schranke  für 
die  militärische  Gehorsams- 
pflicht 65;  Regelung  der- 
selben 27  ff.,  202  ff. 

Zwischenvorgesetzte  dür- 
fen bei  Beschwerden  nicht 
übergangen  werden  66; 
Rechte  dercelben  imehi'en- 
rätlichen  Verfahren  650  f. 
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